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Borwort. 


Masvem ver erſte Band diefes Wertes „die reicherechtlichen 
Grundlagen ver Arbeiterverſicherung“ behandelt hat, fegt fih dieſer 
zweite Band die ins einzelne gehende Sonberbarftellung der Invaliven- 
und Altersverfiherung zur Aufgabe. Dabei ift das „Recht der 
Invalidenverfiherung” im weiteſten Umfange genommen; nicht bloß 
das Reichsgeſetz felbft, ſondern auch fämtliche zu defien Ausführung 
ergangene Verorbnungen 3. B. die des Bunbesrats über die Haus- 
induftrie, die Schiedsgerichtsordnung ufw. find in die fuftematifche 
Darftellung einbezogen. Auch die Ausführungsbeftimmungen der 
Einzelftanten find wenigftens für Preußen, Bayern, Sachſen, Württem- 
berg und Baden nad Möglichkeit berüdkfichtigt. 

Die Darftellung ift eine fyftematifhe. Sie wird, wie ich hoffe, 
auch neben den in ihrer Art vortrefflihen Kommentaren, die wir 
zum Imvalidenverfiherungsgejeg befigen und deren Leiftungen ich 
dankbar anerfenne, fi über ihre Berechtigung auszuweiſen ver- 
mögen. Das Syftem ift dem befonderen Stoffe felbjt entnommen. 
Daher mußte e8 auch feine eigene Art bewahren und konnte nicht 
einfach an das des erften Bandes angelehnt werden. Im übrigen 
find die Ergebniffe des legteren naturgemäß hier zu Grunde gelegt, 
wobei freilich die inzwiſchen tiefgehend veränderte Gefeggebung nicht 
felten ein erneutes Eingehen auf Gegenftände erforderte, die bereits 
im erften Bande vom allgemeinen Stanbpunft aus behanbelt waren. 


vI Borwort. 


Wie der erfte Band, fo kündigt fi auch der vorliegende als „für 
Theorie und Praxis" geſchrieben an. Daß dies feine Gegenfäge 
fein follen und dürfen, habe ich bereits in der Vorrede zum erften 
Bande ausgejprochen. Daher hoffe ih, daß der Fonftruftive Auf- 
und Ausbau ber einzelnen Redtsinftitute, von denen in biefem 
Bande namentlich bie fpeziell invalidenrechtlichen, z. B. Anwartfchaft, 
Quittungslarte, Verfiherungsmarfe in Betracht kamen, ebenfo ber 
Praris nüglich fein werde, wie anbererfeits die theoretiſche Erfaſſung 
des Stoffes, fo wie ich fie zu geben verfuchte, nur möglich war auf 
der Grundlage der Lebensfülle, welche die überaus reihe Judikatur 
des Reichsverſicherunggamts auch dem Theoretifer zu erſchließen 
vermag. Wie viel ich ihr verdanke, bin ich mir ſtets auch da 
bewußt geblieben, wo ich es für meine wiſſenſchaftliche Pflicht hielt, 
ihr nach ernſter Prüfung kritiſch gegenüber zu treten. Neben ihr 
find auch die Entſcheidungen der fonftigen Gerichte und Verwaltungs- 
behörben, die Materialien, die Literatur, und zwar außer den 
Kommentaren aud die Einzelabhandlungen, umfafjend (für die Zeit 
während des Druds in einem Nachtrag) benugt und gemürbigt 
worben. Bei der meiten Verzweigung ber Materie in die ver- 
ſchiedenſten Gebiete ber Rechtswiſſenſchaft, das Verwaltungsrecht, 
das Privatrecht, das mir an fi) ferner liegende Straf- und Prozeß- 
echt, bei der engen Beziehung des Stoffs zu nichtjuriftiichen Fächern 
3. B. der Nationalökonomie und Verſicherungswiſſenſchaft, kann ich 
freilich nicht immer hoffen, der großen Schwierigleiten des Gegen- 
ftandes Herr geworden zu fein, und im weſentlichen nur wiederholen, 
was ih dem eriten Bande am Schluß der Vorrede voraus= 
geſchickt habe. 

Umfafjender, als ich damals annahm, ift die Sonderbarftellung 
des einen Drittels unferes Arbeiterverfiherungsrechts geworden. Sie 
legt auch in ihrem Umfange Zeugnis ab von ber verwidelten Ge- 
ftaltung, die unfere foztalpolitiiche Gefeggebung entiprechend der Art 
ihrer Entftehung, bei der es galt, unbebautes Land urbar zu machen 


Borwort. Vu 


mb hierbei erft die nötigen Erfahrungen zu fammeln, angenommen 
Mat. Gelegentlich (vgl. z. B. S. 576 N. 12) habe ich mich auch bei 
ver juriſtiſchen Darftellung nicht enthalten können, auf den Mangel 
an Einfachheit hinzuweiſen, der die ſozialpolitiſche Wirkſamkeit unjeres 
Arbeiterrechts beeinträchtigen muß. Dem entipricht es, daß ber Ruf 
nad Vereinfohung und Verſchmelzung der Arheiterverfiherung jegt 
wieder lauter ertönt. Auch ich habe mich über diefe Frage, wenigftens 
nad beftimmter Richtung bin. ſchon früher (vgl. die Anführungen 
S. 4, 5 diefes Bandes) geäußert. Ich glaube, daß das große Wert 
‚auf die Dauer nicht ausbleiben kann. Möge es mit Kraft und Be- 
dacht unternommen werben! Wird dabei die Abhängigkeit der Rechts« 
wiſſenſchaft vom pofitiven Rechte auch an diefem Werke ſich fühlber 
machen, fo kann doch das Recht der Zukunft nie an dem der Gegen- 
wart vorbei, fondern nur durch dasfelbe hindurch und darüber hinaus 
fi entwideln. In diefem Sinne und im Hinblid auf die großen , 
Biele unferer Sozialpolitif werde ich mich gern beſcheiden, wenn 
aud die Einzelheiten meiner Darftellung überholt fein werden, mid 
on den Fundamenten und Pfeilern des großen Baues nad) meinen 
Kräften mitbetätigt zu haben. 


Freiburg 1. B., den 3. Dftober 1904. 


Roſin. 
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Einleitung. 


81. Enutwicinug der Gefchgehung.') 


Die Entftejung des Gefeges betr. bie Invalibitäts- und Alters 
verfierung v. 22. Juni 1889 (im folgenden „G. 89“ citiert) iſt in 
Bo. I diefes Werkes 88 13 und 14 ©. 44ff. zur Darftellung ger 
langt. Dafelbft find au die Grundzüge des Regierungsentwurfs 
von 1888 ($ 18) und die Veränderungen erörtert worden, melde 
diefelben bei der Beratung des Entwurfs im Reichstage ($ 14) er- 
fahren haben. Die Beftrebungen zur Reform des vielfach als un- 
zureichend und läftig empfundenen Geſetzes fegten bald nad} defien 
Inkrafttreten ein und erfuhren nicht allein in der Literatur,t*) fondern 
aud in ben Verhandlungen der an ber Gefeggebung beteiligten 
Inſtanzen ihren Niederſchlag. Hervorzuheben ift in aller Kürze 
folgenbes: 

1. Unter dem 8. Juni 1891 (RGBL. ©. 337) erging eine mit 
rũckwirkender Kraft ausgeftattete authentiſche Deklaration zu $ 157 
des Gefeges, bezüglich auf die Abkürzung der Wartegeit bei der 
Altersrente während ber Übergangszeit.?) 


N Keiner, Die Entwidlung der deutſchen Invalidenverſicherung, 1904. 

!8) Gine furze Überfiht gibt Graß mann ©. 108 ff. 

?) Antrag Graf Adelmann u. Benoffen: 8. 2eg.Per. 1. Sefl. 189072 
Drudf. Rr. 440; bapu Zufapantrag Eberty Rr. 466, Sten. Ber. ©. 374145, 
2376. Die Materialien auch in ArbV. VII S. 261 ff. — Die urfprünglide 
Faflung des $ 157 ließ für Werficerte, welche zur Zeit des Infrafttretens des 
Geſetes daB 40. Lebensjahr vollendet hatten, unter beftimmten Borausjegungen 
eine Berlürgung ber 3Ojährigen Wartezeit für die Aiterörente „um fo viele 
Veitragbjahre eintreten, ald Ihre Lebens jahre zur Zeit des Intrafttretend bes 
Geſetes die Zahl 40 überftiegen" (8b. 1 &.115 f.). Diefe Beftimmung war vom 
NER. (AR. I1 S.125 Rr. 15; vgl. ArbV. VIII ©. 208), und zwar mit Recht, 
dahin auögelegt worden, daß bier bloß volle Lebensjahre in Anrechnung kommen 

Rofim, Recht der Ardeiterverficherung. Band II. 1 





2 Einleitung. 


2. Auch fonft wurde der Reichstag durch Petitionen und An— 
träge aus feiner Mitte mit der Frage der Reform diefes jüngften 
Verfierungszweiges befaßt. Beachtung fanden namentlich?) folgende: 

a) In der Seffion 1890/2 berichtete unter Nr. 721 der Drud- 
ſachen die Petitionsfommiffion über zahlreiche Petitionen von Land- 
wirten und landwirtſchaftlichen Vereinen, befonders aus Weftpreußen, 
welche Abänderung und zum Teil fogar „förmliche Aufhebung“ des 
Geſetzes beantragten. Angenommen wurde der Antrag des Petitiong- 
berichts, die Petitionen dem Herrn Reichskanzler als Material für 
bie demnädjftige Revifion bes Gejeges zu übermeifen.‘) 

b) Im der Seffion 1892/3 berichtete die Petitionsfommiffion 
unter Nr. 185 der Drudjachen über 175 Petitionen, welche Abände- 
rung oder Aufhebung des Geſetzes erbitten. Beſchloſſen wurde auf 
Antrag der Rommiffion, über die Petitionen, ſoweit ſie auf Auf: 
hebung des Geſetzes und Erhöhung des Reichsbeitrages ſich beziehen, 
jur Tagesordnung überzugehen, im übrigen die Petitionen dem 
rReichskanzler zur Erwägung zu überweiſen.ꝰ) 

c) In der Seffion 1893/4 kamen zwei aus der vorigen Seſſion 
1893 im wefentlihen wiederholte Anträge zur gemeinf&haftlichen Be— 
ratung‘) und Annahme. Der Antrag Aichbichler u. Gen. erfuchte 
die verbündeten Regierungen, „mit Rückſicht auf die alenthalben in 
den beteiligten Kreifen beftehenden ſchweren Klagen über das Geſetz 
bezügliche Erhebungen zu veranftalten und in Erörterungen darüber 
einzutreten, inwieweit eine Abänderung diefes Gefeges, insbefondere 
in Bezug auf Ausdehnung und Organifation der Verſicherung, er⸗ 





tönnten. Daher mußte, auch wer ſchon im Januar 1891 das 70. Lebensjahr 
vollendete, doch noch eine Wartezeit von einem Beitragsjahre zurüciegen. Dem- 
gegenüber ließ die Rovelle von 1891 aud die Anrechnung überfgiepender 
Boden zu. 

3) Erſchöpfende Überfiht im „Generalvegifter" zu den Sten. Wer. des 
Reichstages von 1867—1894/5, herausg. vom Reichstags ⸗ Bureau, Berlin 1896, 
S. 379. 

*) 8. 2eg.-Per. 1. Seſſ. Sten. Ber. &.4999. Dazu die Diskuſſion bein 
Gtat des Reichsamis des Innern ©. 1072 ff. 

>) 8. 2eg.-Ber. 2. Seff. Sten. Ber. S. 1740 f. Dazu die Berhanblungen 
beim Etat bed Reichsamts des Innern und des Reichsverſicherungsamts S. 1128 
bis 1151, 1234 ff. 

"9, 9, 2eg.-Per. 2. Seſſ. Drudf. Ar. 14, 1 und 41. Sten. Ber. ©. 342 bis 
857, 537—566. 
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forberlich erfcheint, ‘und tunlichſt bald dem Reichstage einen ent 
ſprechenden Entwurf vorzulegen." In Verbindung damit wollte der 
Antrag v. Staudy, Steppuhn einen Gefeesvorfchlag der verbünbeten 
Regierungen dahin erwirken, daß eine „Vereinfahung des Gefeges 
von 1889, insbefondere durch Befeitigung der Mißſtände, welche 
eine notwendige Folge des Markenſyſtems find, herbeigeführt werde". 
Anknüpfend an feinen Beihluß zu diefen Anträgen überwies dann 
der Reichstag in derfelben Seffion noch eine Reihe von Petitionen, 
weldje teilmeis eine gänzlihe Umgeftaltung oder Änderung ber 
Grundlagen des Geſetzes anftrebten, der Hauptfache nach aber auf 
Abänderung desfelben in einzelnen Teilen abzielten, „vem Reiche- 
tanzler als Material für die” in der Petitionsfommiffion „in Aus- 
ficht geftellte Gefegesrevifion“.’) 

d) Endlich wurde in der Seſſion 1894/5 ein Antrag Hike 
u. Gen. angenommen, durch welchen die verbündeten Regierungen 
erſucht wurden, die Vorlage der in Ausficht geftellten Novelle zur 
Abänderung des Gefeges moglichſt zu befchleunigen.®) 

2. Im November 1895 wurde durch das Reichsamt des Innern 
eine Konferenz von Sachverſtändigen berufen, welcher auch der Ver- 
fafjer diefes Werkes angehörte.) Diejelbe follte ſich zunächſt gut- 
achtlich im Anſchluß an einen ihr vorgelegten Entwurf über die bei 
Abänderung des Gefeges einzufchlagenden Wege äußern. Der Ent- 
wurf ſelbſt beſchränkte fich im allgemeinen darauf, unter Aufredt- 
erhaltung der grundlegenden Beftimmungen bes Gefeges Erleichte- 
rungen und Vereinfahungen in Ausfiht zu nehmen, die ſich in der 
Praris als wünſchenswert herausgeftellt hatten. Bebeutfam und 
folgenreih waren feine Vorſchläge vor allem nach der Richtung, 
daß fie eine anderweitige Geftaltung der Grundfäge für die Renten- 
einteilung unter ben einzelnen Berfiherungsanftalten'!®) einführen 
wollten, da die beftehenden zu nicht beabfihtigten Ungleichheiten im 


Druch. Nr. 289, Sten. Ber. &. 2095. 

©) 9. 2eg.Per. 3. Seſſ. Drudf. Rr. 157, Sten. Ber. S. 967—992. 

®) Die Konferenz war vertraulih. Daher ift aud das gedruckte Protokoll 
über bie Verhandlungen vom 4.9. Rov. nicht in bie Offentlichkeit gelangt. 
Einen offiziellen Vericht über das Ergebnis enthielt ber Reihdanzeiger v. 
15. Rov. 1895 Nr. 274, abgebrudt auch bei Zeller, „Die Vereinfachung und 
Verſchmelzung der Arbeiterverfiherung* (Sonderabbrud aus Baumgartner's 
Zeitfchr. f. Berfüherungsredt, 1896) ©. 35 ff. . 

»0) Bol. 80.1 8.452 ff. 
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Vermögensftande der Anftalten, namentlich zu Ungunften der zumeift 
landwirtſchaftliche Betriebe umfaſſenden geführt hätten.'') 

Ermeitert wurben die Aufgaben der Konferenz nachträglich da- 
durch, daß auch die Zweckmäßigkeit und Durhführbarfeit einer orga- 
niſchen Zufammenlegung ber verſchiedenen Zweige ber Arbeiter 
verfierung zur Erörterung geftellt wurde. Dabei wurden, ohne 
offizielle Vorſchläge, aus ber Mitte der Verfammlung namentlich 
drei Richtungen bes Vorgehens befürwortet. Der Vorfigende der 
Verfiherungsanftalt Berlin, Dr. Freund, wunſchte eine organi- 
ſatoriſche Verſchmelzung der Invalidenverfiherung mit der Kranken- 
verfiherung in den Invaliditätsverfiherungsanftalten und Schaffung 
eines gemeinfhaftlichen territorialen Hilfsorgans für die gefamte 
Arbeiterverficherung.'?) Der damalige Präfivent des Reichsverfiche- 
rungsamts Dr. Bödiker trat dagegen für eine organifatorifche 
Vereinigung der Unfallverfiherung mit der Invalidenverſicherung tn 
Verwaltung und Yuftiz ein, derart, daß beide Zweige ber Arbeiter- 
verfiherung regelmäßig bei ben Verficherungsanftalten (ber In—⸗ 
validenverficherung) konzentriert werben follten, aber auch die leiftungs- 
fähigen gewerblichen Berufsgenoffenichaften zur gleichzeitigen Über, 
nahme der Invalienverfiherung follten zugelaflen werden bürfen.!?) 
Im Gegenfag zu diefen beiden Vorfchlägen wollte der Verſaſſer 
diefes Werkes die Vereinfachung ber Arbeiterverfiherung nicht bloß 
in einer formalen und organtfatorifchen Verbindung der Drgantfations- 
formen, fondern in einer materiellen Vereinigung ber Verfiherungs- 
arten, foweit ſolche möglich, fuchen.'t) Danach follte man zunächſt 
mit einer Ausgeftaltung der Invalidenverfiherung im der Richtung 


’) Selbſtandige Borfcläge „über bie gemeinſame Aufbringung eines Teile 
der Rentenlaft durch die Bejamtheit der Verficherungsanftalten”, die vom Ent: 
wurf abwichen, hatte ſchon auf ber Konferenz der Direktor der hanſeatiſchen 
Verfierungsanftalt Gebhard formuliert. 

") Dazu Freund, Die Vereinfachung ber Arbeiterverſicherung (Sonderabdrud 
aus den Preuß. Zahrbüdern, 1896). 

») Dazu Bodiker, Die Reichs · Verſicherungsgeſetzgebung (in Schmoller's 
ftant und ſozialwiſſenſchaftlichen Forſchungen XVI, 4) 1898, ©. 15 ff. 

") Dazu des Berfaffers „Umfhau und Vorſchau auf dem Gebiete der 
Arbeiterverſicherung · (Sonberabbrud aus dem Verwaltungsarchiv, 1898) S. 19 ff., 
fowie die Außführungen in Verwaltungsarchiv Bd.4 S.381. Vgl. die Würdigung 
des Dbervermaltungägerichtäratde Hoffmann I in der Deutſchen Juriften: 
Zeitung IV Re. 4. 
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der Witwen- und Waifenverforgung und einer Fürforge für Halb- 
invalibität vorgehen, fobann aber zu Gunften diefer fo ausgeftalteten 

+ Smvalivenverficherung die Verfiherung gegen Betriebaunfälle ganz 
aufgeben. Dabei trete die Frage der Organifation der fo ver- 
einigten Unfall» und Smvalidenverfiherung mehr in den Hinter 
grund, derart, daß nad) Maßgabe des verfchiedenartigen Bedürfniſſes 
und der Leiftungsfähigfeit innerhalb des einheitlihen Organismus 
ber Rentenverfiherung ſowohl territoriale, als berufsgenofienfchaft- 
liche Organtfationen miteinander konkurrieren könnten. 

3. In der Reichstagsſeſſion 1895/7 wurde nun unterm 
26. Februar 1897 der Entwurf eines abgeänberten „Invaliden- 
verficherungsgefeges“ der Volfsvertretung vorgelegt.'”) Derfelbe er- 
Härte die Frage der Verſchmelzung der verſchiedenen Berficherungs- 
zweige für noch nicht fpruchreif und befehritt daher, nach dem Vor- 
gange der Krankenverficherungsnovelle von 1892 und in Verbindung 
mit einer gleichzeitig unternommenen Reform ber Unfallverficherung, 
den Weg der Einzelrevifion des bier in Rebe ftehenden Verfiche- 
rungsgebietes. Dabei wurde auch jegt davon ausgegangen, daß die 
Grundlagen des Gefeges fi im allgemeinen bewährt hätten, fo daß 
fi die Revifion auf Einzelbeitimmungen beſchränken könnte. Nur 
die Neuregelung der Rentenlaftverteilung wurde als prinzipielle Not- 
wendigkeit bingeftellt. 

Gleichzeitig mit dem vorbezeichneten Entwurfe wurden zwei aus 
der Mitte des Reichstages hervorgegangene Gefegentwürfe zur Ab- 
änderung der Invalidenverſicherung der Beratung unterftelt.') 
Während aber der eine (Röfide u. Gen.; Nr. 776 der Drud- 
ſachen) nur ein zur Beſchleunigung der Reform eingebrachtes Not- 
geſetz in Form eimes Auszuges aus ber Regierungsnorlage fein 
wollte, ftellte fich der andere (Plög u. Gen.; Nr. 539) als ein fehr 
weſentlicher Eingriff in die Grundlagen des beftehenden Gefeges 
dar.!?) Indeſſen gelangte feiner ber drei Entwürfe auch nur zu 
einer Borberatung in der Kommiffion. 


") 9. LegPer, 4. Sefj. Drudf. Rr. 696 und zu Rr. 696 (finanzielle 
Denkigrift). 

10) Sten. Ber. S. 56255700. 

) Namentlich: Befeltigung ber Beitragsmarken und Ouittungäfarten, Ein⸗ 
heitörente, Aufbringung ber Rentenlaft durch Zuſchlage zu den Staatsſteuern, 
die auf das Einkommen gegründet find. 
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4. Nachdem auch die Seffion 1897/8 bei verfehiedenen Gelegen- 
heiten die Reformbebürftigfeit der Imvalidenverfiherung in ſtarker 
Betonung ergeben hatte,'*) gelangte in der Seſſion 1898/1900 
unterm 19. Januar 1899 ein zweiter Revifionsentwurf!) am den 
Reichstag, defien prinzipielle Stellung zur Frage der Reform bie 
gleiche war, mie die feines Vorgängers von 1897, während er in 
einzelnen Punkten allerdings Abweichungen aufwies. Diefes Mal 
war dem Entwurf die orbnungsmäßige Durchberatung und Ver— 
abfehiedung gegönnt.22) Entfprechend den im Verlauf der dritten 
Beratung?') gefaßten Beichlüffen des Reichstages wurde unterm 
13. Juli 1899 das „Invalidenverfiherungagefeg“ in Nr. 33 ©. 393 fi. 
RGBl. publiziert, welches mit dem 1. Januar 1900 an die Stelle 
des ©. 89 und der Novelle v. 8. Juni 1891 (vgl. oben Nr. 1) zu 
treten beftimmt mar.) Eine Tertredaftion mit fortlaufender 
Nummernfolge der Paragraphen wurde in Nr. 34 ©. 463 ff. RGBl. 
auf Grund der in $ 163 Abf. 3 erteilten Ermächtigung vom Reichs- 


“) 9. 2eg.Per. 5. Sefj, Sten. Ber. S. 288 A (Graf v. Poſadowsky, 
Staatsfekretär): „Im Interefie namentlich ber öftlihen Provinzen Preußens 
tönen wir den finanziellen Zuſtand der Verſicherungsanſtalten, wie er jehi iſt, 
nicht beftehen laſſen.“ Ferner über Lolalinftangen für die Verfiherungsanftalten 
&.174D und &.456 D. Ausführliche Debatte über die Revifion beim Gtat 
des Reichsamts des Innern Sten. Ber. S. 602—612. Dazu Druch. Rr. 170 
im Sten. Ber. &. 2048 f.: Münblier Bericht der Petitionsfommiffton über 
eine Reihe von Abänderungspetitionen, Einzelheiten des Geſetzes betreffend, 
welche dem Reichskanzler ald Material übermiefen werben. 

=) 10. Leg.-Per. 1. Seſſ. Drudf. Nr. 98 und zu Nr. 98 (finanzielle 
Denfigrift). 

%) 1. Beratung: Sten. Ber. ©. 811-917. Kommiſſionsbericht: Drudi. 
Nr. 270 und. zu Rr. 270. 2. Beratung: Sten. Ber. S. 212)—2336, 2367 bis 
2430. Zufammenftellung des Entwurfs nad den Beſchlufſen zweiter Beratung: 
Drudf. Nr. 349. 3. Beratung: Sten. Ber. S. 2505—2562. Zufammenftellung 
nad) den Veſchiaſſen dritter Beratung: Drudf. Rr. 386. 

2) Bl. unten N. 23. 

2) Sofortige® Inkrafttreten derjenigen Beftimmungen, melde fi} auf die 
Herftellung oder Veränderung ber zur Durchführung der Verfiherung erforber- 
lien Einrichtungen beziehen (vgl. ®b.1 &. 106 ff.). Oftropierungäbefugnis hin- 
ſichtlich der erforderlichen Anderungen der Statuten von Berfiherungsanftalten 
und zugelaffenen Kaſſeneinrichtungen, welche nicht rechtzeitig vor dem 1. Januar 
1900 zu Stande gefommen find (ogl. Bb. IS. 70). Über die in $ 193 gegebene 
Regel für bie zeitliche Wirkfamleit des neuen Geſehes in Bezug auf Renten- 
anfprüde ogl. unten SEE R.l. 
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Kanzler unterm 19. Juli 1899 befannt gegeben.?) Cine ausprüd- 
liche Abänderung diefes Tertes ift bereits in $ 34 Abſ. 2 Ziff. 3 
dur $ 151 des neuen See-Unfallverfiherungsgefeges v. 30. Juni 
1900 herbeigeführt worden ; außerdem werden die auf die „Schieds- 
gerichte“ bezüglichen SS 108 ff. durch die in 88 3ff. bes ©. betr. 
die Abänderung der Unfallverfiherungsgejege v. 30. Juni 1900 vor- 
gejehene Einrichtung vereinigter „Schiedsgerichte für Arbeiterverfiche> 
zung” beeinflußt. 


82. Grundzüge des nenen Rechts. 


Im Anfhluß an die in $$ 13 und 14 des I. Bandes gegebene 
Hervorhebung der wichtigften Grundzüge des G. 89 follen jeßt auch 
die bebeutfamften ÄAnderungen aufgezeigt werden, welche das neue 
Geſetz auf dem Gebiete der Invaliden- und Altersverfiherung her⸗ 
beigeführt hat: ) 

1. Das Geſetz gewährt nad wie vor Rente für den Fall der 
Erwerbsunfähigfeit (Invalidität) und für den des Alters ($ 15). 
Die geringere Bedeutung der Altersrente tritt jet durch voll- 
ftändige Nichtberüdfichtigung berfelben im Titel des Gefeges hervor. 
Auf die mehrfad verlangte Herabfegung der Altersgrenze (70 Jahre) 
ift auch das neue Gefe nicht eingegangen. Dagegen tft bie kom— 
plizierte Begriffsbeftimmung der Invalidität weſentlich vereinfacht. 
Danach erhält Invalidenrente derjenige, deſſen Erwerbsfähigkeit in- 
folge von Alter, Krankheit oder anderen Gebrechen dauernd auf 
weniger als ein Drittel herabgeſetzt ift ($ 15 mit 5). Die Berlid- 
fihtigung der vorübergehenden Erwerbsunfähigkeit ift dadurch ver- 
ftärft worden, daß ftatt eines Jahres ſchon ein halbes Jahr un- 
unterbrochener Ermwerbsunfähigfeit ausreicht, um den Anſpruch auf 


2) In der Reichstags · Druchſſache Rr. 386 war dieſe Umredaktion bereit vor⸗ 
genommen worben. Wenn bemgegenüber die kalſerliche Publifation wieder auf 
die Numerierung der Paragrapken während der 3, Beratung zurüdgriff, fo 
Tann fi) dies wohl nur durch bie Abficht erklären, bie im $ 194 Abſ. 3 Sag I 
der Zufammenftellung enthaltene Ermächtigung des Reichskanzlers nicht in der 
Zuft ſchweben zu laſſen. Ein Verfahren, das im Hinblick auf die Drudkloften 
und bie Beſchwerung des ROBI. doch wohl hätte vermieben werben können. 

) Dazu meine Aufjäge im Verwaltungsarchiv 8b. 7 S. 508 ff. und 
59 ff. 


8 Einleitung. 


Imoalidenrente für die weitere Dauer der Erwerbsunfähigkeit zu er- 
zeugen ($ 16). 

2. Die Fälle der Beitragserftattung, welche eine Art von 
Nebenverfiherung in das Geſetz hineintragen, find ausgeftaltet und 
vermehrt worden. So wird ber Erftattungsanfpruch beim Tode 
einer weiblichen Perfon dadurch erweitert, daß berjelbe auch dem er- 
werbsunfähigen Witwer und den vom Vater verlaffenen Kindern zu- 
ſtehen fol ($ 44). Ein neuer Fall bezieht ſich auf das Zufammen- 
treffen von Imvaliden- und Unfallverfiherung. Wenn nämlich ein 
duch Betriebsunfall dauernd erwerbsunfähig Geworbener im Hin- 
blid auf die ihm zufommende Unfallvente ($ 15) feine Invaliden- 
rente erhält, fo fol ihm auf Antrag die Hälfte der Beiträge er- 
flattet werden ($ 48). 

3. Der Kreis ber kraft Geſetzes zwangsverſicherten Perfonen iſt 
noch in einigen Punkten erweitert worden ($ 1). Die dem Bundes- 
rat anheimgegebene Ausdehnung des DVerfiherungszwanges auf 
Hausgewerbetreibende und Nleinmeifter (melde nicht regelmäßig 
wenigftens einen Lohnarbeiter befchäftigen) ift dadurch erleichtert 
worden, daß fie auch mit Beſchränkung auf gewiſſe örtliche Bezirke 
foll erfolgen dürfen ($ 2). Sehr wefentlic ift aber die Erweiterung 
und Erleichterung, welche namentlich im Intereſſe des Mittelitandes 
der freiwilligen Verfiherung (Selbftverficherung) zu Teil geworden 
iſt. Zunãchſt find nämlich alle diejenigen Perfonenklaffen, deren ge= 
jegliche Verficherungspfliht an einen Jahresverbienft von 2000 M. 
gebunden if, dann als felbftverficherungsfähig erflärt, wenn fie 
zwar mehr als 2000, aber nicht mehr als 3000 M. jährlich ver- 
dienen. Praktiſch noch wichtiger aber tft die Beftimmung, daß nicht 
mehr bloß diejenigen Kleinmeifter, welche vom Bundesrat als ver- 
fiherungspflichtig erklärt werben Lönnten, fondern alle diejenigen ſich 
freiwillig verſichern dürfen, welche nicht regelmäßig mehr als 
zwei Lohnarbeiter beſchäftigen ($ 14). Dabet werben Bufag- 
beiträge für freiwillige Verfiherung nach neuem Rechte überhaupt 
nicht mehr erhoben. 

4. Nach wie vor findet zum Zwecke ber Bemeffung von Bei- 
trägen und Renten eine Einreihung der Verſicherten in Lohnklaffen 
ftatt ($ 34); jedoch ift im Intereſſe der höher gelohnten Verſicherten 
eine fünfte Lohnklaffe (mehr als 1150 M.) hinzugefügt worden. 
Bei der Einreihung in die Klaſſen tritt aber jegt eine weit ftärkere 
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Berüdfihtigung des individuellen Arbeitslohnes hervor, namentlich 
in Form der Beſtimmung, daß, fofern eine fefte Barvergütung für 
Wochen, Monate ufw. vereinbart und diefe höher ift, als ber fonft 
für die Einreihung maßgebende Durchfehnittsbetrag, der Verjicherte 
nicht nad) dem leßteren, fondern nad jener Barvergütung in die 
Klaſſen eintangiert werden fol. Auch darf eine freiwillige Ver- 
ñcherung in einer höheren Lohnklaſſe nicht mehr bloß auf Grund 
einer Vereinbarung zwiſchen Verfichertem und Arbeitgeber, ſondern 
ſchon nad) einjeitigem Entſchluß des erfteren erfolgen, wodurch aller- 
dings die Beitragalaft des Arbeitgebers nicht gefteigert werben darf. 
Die freiwillige Verficherung ift jegt nicht mehr bloß in ber zweiten, 
ſondern nah Wahl in allen Lohnklaſſen zuläffig ($ 145). 

5. Bebeutend abgeändert ift die Berechnung der Renten. Bei 
der Invalidenrente ift zunädft eine Abftufung der Grumdbeträge 
nad) den einzelnen Lohnklaſſen eingeführt, die immer um 10 M. 
von 60 bis 100 M. anfteigen. Hat Beſchäftigung in verfchiedenen 
Lohnklaffen ftattgefunden, fo findet eine Durchſchnittsberechnung ftatt. 
Dabei gelangen aber aus technifchen Gründen?) ftets 500 Beitrags- 
wochen zum Anſatz; hat ein Rentenbewerber mehr als diefe Zahl 
aufzumweifen, fo werben zu feinen Gunften die 500 höchſten Wochen- 
beiträge herangezogen; hat er weniger, fo werben bie fehlenden als 
Beiträge in Lohnklaffe I fingiert. Die Steigerungsfäge betragen 
jest je nach der Lohnklaſſe 3, 6, 8, 10 und 12 Pf. (8 36). Für die 
Altersrente ift die Berechnung nach (1410) Steigerungsfägen ganz 
fortgefallen; fie befteht außer dem Reichszuſchuß aus einem feiten 
Betrage, der für die einzelnen Lohnklaflen von 60 bis 180 M. um 
je MM. anfteigt. Auch hier findet (aber ohne Verwendung der 
feſten Zahl von 500 Beitragsmwochen) eventuell eine Durchſchnitts- 
beredjnung ftatt, nur mit der Mobifitation, daß, wenn mehr als 
1200 (vgl. Nr. 6) Wochenbeiträge vorliegen, nur die 1200 höchſten 
zum Anſatz gelangen ($ 37). Wichtig ift auch, daß für Zeiten, die 
beim Eingange des Rentengejuches länger als 1 Jahr zurüdliegen, 
feine Rente gewährt wird ($ 41). 


2) Bezwedt wurde damit namentlich, die nach dem Entwurf vorhandene 
Möglicpkeit des Sich⸗Herunterklebens“, d. 5. einer Minderung der Rente durch 
der Berfiherung auszuſchliehen (Sten. Ber. S. 848 C, Komm. Ber. 

m 5 20 und %, ©. 57). 
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6. Die Wartezeit wird nicht mehr nad) Beitragsjahren (gleich 
47 Beitragswochen), fondern unmittelbar nad Beitragswochen be- 
rechnet. Dabei hat eine Verfürzung derjelben ftattgefunden. Die 
Wartezeit für die Invalidenrente beträgt jegt nicht mehr 235, 
fondern 200, die für die Altersrente nicht mehr 1410, fondern 
1200 Beitragsmochen.?) Zu Ungunften der freiwilligen Verſicherung 
finden indeſſen verſchiedene Abweichungen ftatt ($ 29). Die Er: 
langung der Altersrente in der Übergangszeit ift noch weiter er- 
leichtert worden ($$ 190, 191). 

7. Verfiherungsanftalten*) können jegt auch für Teile eines 
Bundesſtaates errichtet werben, welde nicht mit einem weiteren 
Romminalverbande zufammenfallen ($ 65); für dieſe trägt ber be 
treffende Bundesſtaat die Garantie ($ 68). Eine Zufammenlegung, 
Teilung ober Aufhebung beftehender Anftalten iſt fortan an bie 
Zuftimmung des Reichstages gebunden ($ 100). Unter den Organen 
der Verficherungsanftalten find Vertrauensmänner und Aufſichtsrat 
fortgefallen; der Iegtere wird durch die jegt obligatorifche Zuziehung 
von Arbeitern und Arbeitgebern zum Vorftande ($ 74) entbehrlich 
gemacht. Neu ift die Einrichtung von „Rentenftellen" ($$ 79 ff.), 
welche aus einem Vorfigenden und aus Beljigern aus den Be- 
teiligten zufammengefegt find. Sie find als örtliche Organe ber 
Verfiherungsanftalten zur Auskunftsertetlung, fowie zur Entgegen- 
nahme, Vorbereitung und Begutachtung von Rentenanträgen uſw. 
beftimmt, können aber auch von der Landesregierung mit der Ve— 
ſchlußfaſſung über folhe Anträge in erfter Inftanz betraut werben. 
Die Einrihtung von Rentenſtellen ift jedoch nicht unbedingt obli- 
gatoriſch; auch find diefelben gegenüber dem Entwurfe des neuen 
Gefeges dadurch ftark in den Hintergrund gedrängt worden, daß der 
Reichstag auch die unteren Verwaltungsbehörden zweds Übernahme 
der erwähnten Funktionen?) gleichfalls im Sinne einer Zuziehung 
von Verſicherten und Arbeitgebern ausgeftaltet hat ($$ 57 ff.). — 
Eingehender geregelt find die zum Erſatz der Verfiherungsanftalten 





3) Das hier angemenbete Kurzungsverhältnis von 47:40 ift aud für 
andere Beftimmungen des Gefepes maßgebend zur Geltung gebracht. 

+) Bol. Bd. 1 S. 57, wo in Abfag 2 ftatt „Randeöverjiherungsämter“ 
„Zandeöverficherungäanftalten" zu leſen Hl. 

5) Nur die Entſcheidung auf Rentenanträge kann einer Verwaltungsbehörde 
nicht übertragen werben, 
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beftimmten „zugelaffenen Kaſſeneinrichtungen“ ($$ 8—10, 14, 173, 
174). In ihrem Kreiſe erlangt die See-Berufsgenofienfchaft eine 
eigentũmliche Stellung, welcher nad) Maßgabe der in ihrem Kreife 
obmaltenden befonderen Intereſſen die Möglichkeit eröffnet ift, 
unter gleichzeitiger Einrichtung einer Witwen- und Watfenverforgung 
die Invalidenverſicherung der Seeleute felbft zu übernehmen 
(& 11, 12). 

- 8. Die Höhe der Wochenbeiträge ift unverändert beibehalten 
worden; na Hinzufügung der 5. Lohnklaſſe betragen diefelben 14, 
%, 4, 30 und 36 Pf. Beſeitigt wird dabei für die Zufumft die 
bisher gegebene Möglichkeit, die Beiträge innerhalb der Lohnklaffen 
nach Berufszweigen abzuftufen, und ebenfo die Zuläffigkeit verſchiedener 
Bemeſſung nad ber Verfhievenheit der VBerfiherungsanftalten. Eine 
anderweitige Feftjegung der Beiträge je für 10 Jahre von 1911 an 
ann durch den Bundesrat, aber nur mit Zuftimmung des Reiche- 
tages erfolgen. Dabei ift man aber, entſprechend ben gemachten 
Erfahrungen, davon ausgegangen, daß die gedachten Beiträge für 
die Dauer zur Dedung der entftehenden Laften ausreichen werben. 
Mag nım auch die fpätere rechneriſche Nachprüfung ein anderes er- 
geben, fo hat doch das neue Geſetz prinzipiell das bisherige „Rapital- 
dedungsverfahren nach Perioden“, welches mit Notwendigkeit ein 
bis zum Veharrungszuftande erfolgendes Anfteigen der Beiträge mit 
fi gebracht hätte, verlaffen und fi auf ben Boden des prinzipiell 
mit dauernd gleichen Beiträgen arbeitenden „Prämien- oder Prämien- 
durchſchnittsverfahrens“ geftellt ($ 32). 

9. Beibehalten ift ferner die Erhebung der Beiträge im Wege 
des Markenſyſtems: doch ift das Einzugsverfahren durch Kaſſen 
und Gemeindebehörden zweds umfaflenderer Anwendung noch weiter 
ausgeftaltet worden (&ð 148—150, 153, 176, 179). Aber auch das 
Markenſyſtem ift namentlich durch die Einführung höherer Marfen- 
appoints praftifabler gemacht worden ($ 130). Im Interefje der 
Verſicherten ift ihnen allgemein die Befugnis erteilt, die Beiträge 
an Stelle ihrer Arbeitgeber unter Vorbehalt entſprechender Erftattung 
felbft zu entrichten ($ 144). Dagegen ift die nachträgliche Marfen- 
verwendung gegenüber dem bisherigen Rechte eingefchränft worden 
($ 146). Als Beitragswochen ohne tatfächliche Beitragsentrichtung 
werden jegt auch Beiten der Rekonvaleszenz und des Wochenbettes 
gerechnet ($ 30). 
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10. Für die Anmeldung des Rentenanſpruchs ift jegt Die untere 
Verwaltungsbehörde bezw. Rentenftelle des Wohn- oder Beſchäfti- 
gungsortes zuftändig. Weiter wird bie Kompetenz ber Verſiche- 
rungsanftalt zur Entſcheidung jegt nit mehr durch die legte Bei—⸗ 
tragsentrichtung, fondern nad; Maßgabe der Stelle, bei welder die 
Anmeldung des Anſpruchs gefchehen ift, beftimmt ($ 112). Die Er- 
teilung eines formellen Berechtigungsausmweifes fällt weg. 

11. Die zum Zmede eines befferen Ausgleihs unter den Ber: 
fiherungsanftalten angenommene Neuregelung ber Rentenlaftver- 
teilung geht von einer Scheidung in eine Gemeinlaft aller Verfiche- 
rungsanftalten und eine Sonberlaft aus, welcher im Vermögen ber 
Anftalten die buchmäßige Scheidung eines Gemein- und eines 
Sondervermögens entjpriht. Das Gemeinvermögen wird dadurch 
gebilvet, daß demfelben von jegt ab */o der eingehenden Beiträge 
überwiefen werben. Eine fpätere Erhöhung diefer Quote durch den 
Bundesrat bedarf der Zuftimmung des Reichstags ($ 33). Dem 
Gemeinvermögen fallen zur Laft: */. der Altersrenten, die Grund» 
beträge der Invalidenrenten, die Steigerungsfäge für Kranfheits- 
wochen und die Abrundungen. Diefe Gemeinlaft wird auf das bei 
den einzelnen Anftalten gebuchte und verwaltete Gemeinvermögen 
nad Verhälmis der Größe desjelben verteilt ($ 126). Als Sonder- 
loft wird das legte Viertel jeder Altersrente auf diejenigen An- 
falten, denen Beiträge für den Rentenempfänger zugeflofien find, 
nad dem Verhältnis des Verfiherungswerts diefer Beiträge verteilt. 
Die ebenfalls zur Sonderlaft gehörigen Steigerungsfäge für effektive 
Beitragswochen ) fallen je derjenigen Anftalt zur Laft, welcher die 
entſprechenden Beiträge zugefloſſen find. 


y Ein ven beitragsfreien Militärwochen entſprechender Rentenanteil fällt 
neben dem Reichsuſchuß dem Reiche zur Laſt ($$ 40, 125). 


Erſtes Bud). 
Verſicherte.) 
1. Kapitel. Die Zormen der Verſicherung. 
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1. Der BZmwangsverfiherung oder „dem Berfiherungszwange 
unterliegen“ 2) die „verfiherungspflichtigen Perfonen“.) Es find 
dies diejenigen Perfonen, für melde das Recht auf Fürforge für 


) In Höhft eingehender Weiſe behandelte auf Grund von G. 89 in 
einem befonberen Were Gebhard „die nad bem Invalibitätd- und Aiterd: 
verfiderungägejege verſicherten Perfonen” (1893, 828 SS), woburd bie frühere 
Brofürenliteratur überholt wurde. Grundlegend war bei Einführung des 
®. 89 die Anleitung des RIA, betr. den Kreis der nad dem Invaliditäts ⸗ 
und Alteröverficherungägefege verfiherten Perfonen, v. 81. OH. 1890 (AR. 91 
S.4), welde vielfach auf den Ausführungen in Bd. J Abt. I dieſes Wertes 
fußte. Dazu Rofin, Die Anleitung des ABA. v. 31. Dit. 1880 unter dem 
Einfluß des neuen Iupalibenverfiherungägeiefed, in ArbB. 99 ©. 521, 537. 
An die Stelle der gebadhten ift jet eine neue „Anleitung, betr. den Kreis der 
nach dem IVG. v. 18. Juli 1899 verfiherten Perfonen* getreten. Dazu das 
Nundfchreiben an die Anftaltövorftände v. 19. Dez. 1899, deſſen Anlage die 
Anleitung bildet (AR. 00 &. 275). Bebeutfam ift aud ber bei Geb⸗ 
hard: Düttmann ©. *51 abgebrudte Auszug aus dem Protololle über die 
Berhanblungen der zur Beratung ber Anleitung vom RB. verjammelten Kon ⸗ 
fereng. — Der neuen, über den Umfang ber alten (61/, Seiten) bei weitem 
hinausgehenden (45 Selten) Anleitung kommt auch qualitatin eine erhößte recht · 
liche Bebeutung zu. Diefelbe beruht auf $ 155 IB®., nach welchem bie zuftänbigen 
Landesbehorden bei ihren bort bezeichneten Entſcheidungen „an die vom Reichs⸗ 
verfiherungsamt aufgeflellten @runbfäge gebunden find“. Allerdings kommt 
der Anleitung an fid die bindende Kraft der „Brunbfäge* nicht zu (anders bie 
bayer. Miniſterial ⸗ O. v. 27. Dez. 1899 bei Graßmann ©. 972; vgl. aber 
diefen felöft &. 157); denn dieſe follte nach den Materialien (Komm. Ber. zu 
$ 122) mur ben vigterlihen „Entfeibungen“, nicht aber ‚ben belehrenden 
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den Fall der Invalidität oder des Alters,*) die Anwartſchaft,“) kraft 
rechtlicher Notwendigkeit begründet wird (Bb. I ©. 484), während 
ebenfo auf der anderen Seite zwangsweiſe für jie Beiträge entrichtet 
werden müffen (Bd. I ©. 606). Mit befonderem Hinblid auf dieſe 
Beitragspfliht wird von ihnen im Gefege auch gefagt, daß für fie 
„auf Grund der Verſicherungspflicht“ ein „Verfiherungsverhältnis" 
befteht.®) 

Die Verficherungspflict, deren Nechtscharafter in Bd. I 
©. 488 f. näher entwidelt ift, wird begründet durch einen auto: 
tativen Rechtsſatz, vermöge deffen diefelbe in einem beftimmten Beit- 
punkte „eingeführt wird“ ober „in Kraft tritt".) Sie kann ebenfo 





Außerungen des RB. beigelegt werben, wie denn auch bie ganze Beftimmung 
des $ 155 als Surrogat für eine eigene ftreitentiheidende Funktion des 
RVA. angenommen wurde. Wohl aber ift danach die Anleitung infomwelt 
bindend, als fie ben Inhalt früherer Revifiondentfgeibungen (— blofe „Ber 
ſcheide und Veihlüffe” fallen wiederum nicht unter $ 155 —) zutreffend 
wiedergibt. Denn dab $ 155 auch bie vor dem IB®. liegende Judikatur bes 
RIY. mitunfaßt, Tann nicht zweifelhaft fein (gu Unrecht dagegen Hahn im 
Verw. Archiv Bd. J S. 354), und ebenfo wird in Bezug auf die bindende Kraft 
derjelben eine Scheidung zwiſchen Tenor und Gründen nicht zu maden fein. 
Die auf Grund der amtlichen Publikationen mogliche Nachprüfung der dem 
Sinne nach zutreffenden Wiedergabe Tann aber den Behörden nicht verichräntt 
werben. Noch weniger find fie durch Die Anleitung bei Prüfung der Frage ger 
bunden, ob die früher aufgeftellten Grundſabe unter ber Einwirkung des neuen 
Rechts aufrecht erhalten werben Tönnen. Und am allerwenigften ift, wie aud) 
das Rundjchreiben bes RVA. felbft anerkennt, die Anleitung in denjenigen Aus- 
führungen bindend, welche ſich auf bie „Durch das JVG. neu eingeführten Be: 
geiffe und Beftimmungen“ beziehen. (Einen Fall, in welden die Rechtſprechung 
des RVA. feldft van den Ausführungen der Anleitung abgewichen ift, vgl. 
unten $ 18 8.25.) Bgl. im ganzen Düttmann in ArbB. 1900. ©. 65 und 
Bebharb- Düttmann ©. *55. 

28 176 Ab. 1, $ 181 Ziff. 1; vgl. Bb.1 ©. 492 N. 4. 

3) gl. 3.8. den Eingang von $ 8. Die in Bd. I ©. 432 N. 3 ver: 
mertten Rebewenbungen finden fi) aud im JVG. wieder. So „befteht die Ber- 
ſicherungspflicht · gewiffer Perfonen ($ 4 Abſ. 2, $ 190 Abſ. 2), fie „unterliegen 
der Verfigerungspflict* ($ 4 Abſ. 2), welcher fie durch bie tatſachliche Der: 
fiherung „genügen“ ($ 8 Abf. 1). 

+) Aus ihm entipringt eintretenden Falls der „Anſpruch auf Sendung 
einer Rente“; $ 15 Abf. 1 mit Bd. I S. 464 N. 4. 

3) 38. $42 Abſ 2, 846 Af.1, 3,4. Bel Bb.I S. 420 R. 11. 

) 88147, 46 Abſ. 4, auch 542 Abſ. 2; 8.1 ©. 461 f. 

829 bf.3, $189 Abj. 1, $190 Abſ. 1; vgl. auch 6 Abſ. 1. 
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durch Rechtsſatz von beftimmtem Zeitpunkte an wieber aufgehoben 
werden, wie denn 3. B. das neue Geſetz felbft den Kreis der ver- 
ſicherungspflichtigen Perfonen an einzelnen Punkten wieder ein- 
geſchränkt hat.) Der die Verfiherungspflicht begründende Nechts- 
fag funktioniert in der Weife, daß er an gewiſſe Tatbeftände, für 
den Fall, daß fie ſich in einer beftimmten Perfon verwirklichen, die 
Nechtsfolge des Verficherungszwanges anfnüpft. Den mit der 
Nechtsfolge des Verficherungszwanges befleideten Tatbeſtand nennt 
das Gefeg gelegentlih „das die DVerficherungspflicht begründende 
Verhältnis“) Die Verfiherungspfliht hört auf, wenn entweder 
die tatfächlichen Momente dieſes Verhältniffes fih derart ändern, 
daß fie den Vorausfegungen des Rechtsſatzes nicht mehr entfprechen, 
ober wenn bei gleihbleibendem Tatbeftande ver Rechtsſatz ſich der- 
art ändert, daß jenem die Rechtswirkung entzogen wird.!c) 

I. Die Rechtsfäge, welche den Umfang der Verſicherungspflicht 
bejtimmen, find zunächſt im Geſetz felbft ($$ 1 ff. „Verficherungs- 
pfliht”) enthalten. Diefes ftelt in Form von Regeln und Aus- 
nahmen die pofitiven und negativen Tatbeftandsmomente feft, von 
denen der Eintritt des Verfiherungszwanges abhängig fein fol. 
Darüber hinaus aber bedient fih das Gefeg zwecks Umgrenzung der 
Verficherungspflicht zugleich ber Mithilfe des Bundesrats, welchem 


95.8. in $1 3iff.3 dadurch, da bie Verſicherungspflicht der Schiffe: 
führer an einen Zahreßverbienft von nicht mehr ais 2000 M. gebunden worden ift. 

%) 814 96.2, 829 Abſ. 2. Das „Verhältnis“ im Sinne diefer Stellen 
ſchließt danach den ganzen, bie Berfiherungspfliht begründenden Zatbeftand 
in fid) ein. Derfelde wird nicht unbedingt erfhöpft dur die „Belhäftigung“, 
dad „Arbeit: oder Dienftvechältnis“ einer Perfon, da neben demjelben aud) 
andere perfönlice Berhältnifie für die Verſicherungspflicht pofitio oder negativ 
maßgebend find (4.8. Alter; Höhe bes Arbeitöverbienfted; vgl. Bd. I S. 436). 
In Sindlid auf feine befondere Bedeutung fpricht aber doch das Geſetz von 
dem „bie Berficherungäpflicht begründenben Arbeits · ober Dienftverhältnis“ 
($ 3 Abſ. 2, $14 9.3, $ 30 Abi. 1,3, 8 46 Abſ. 1; auch „verfiherungs- 
pflichtige Befchäftigung“: 54 Mbf. 1, $ 11 Abſ. 6, 846 Siff. 2). , Nicht zu ver- 
wechſeln wiederum ift „Das bie Berfierungäpflit begründende Verhältnis" 
mit dem „Berfiherungsverhältnis“, welches die Rechtsfolge des erfteren bilbet 
(og. oben R. 6). 

%0) Beifpiel für die erfte Alternative: ein mit 1900 Mark beſoldeter Schiffs 
führer erhält 200 Mark Zulage; Beifpiel für die zweite: ein ſchon vor dem 
1. Zanuar 1900 mit 2100 Mark befoldeter Schiffsführer Hört mit dieſem Zeit- 
puntt auf, verficherungspflichtig zu fein (ugl. oben N. 8). 
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es durch reichsgeſetzliche Delegationen (Bb. I S. 65 ff.) ſowohl die 
Ermädtigung gibt, die Verſicherungspflicht auf weitere Perfonen- 
kreiſe durch Rechtsſatz zu erſtreden, als auch andererfeits Ausnahmen 
von der gefeglichen Verſicherungspflicht durch Rechtsſatz einzu 
führen.'') Die daraufhin oder auch auf Grund der entipredhenden 
Beſtimmungen des G. 89 ergangenen „Beichlüffe” des Bundesrats 
(die legteren wenigftens ſoweit fie jegt noch in Kraft ftehen) find 
durch Belanntmahung des Reichskanzlers jeweils im RGBl. ver- 
öffentlicht worben.'?) Dabei hat fi der Bundesrat gelegentlich 
auch für befugt gehalten, die ihm erteilte Ermächtigung zur Aus- 
ſchließung von der Verfiherungspfliht in gewiſſem Umfange den 
Landesregierungen zur Ausübung mit Zuftimmung des Neiche- 
kanzlers weiter zu fubdelegieren.'?) Ortlich darf nad einer vom 
G. 89 abweichenden Beitimmung des $ 2 der Bundesrat die Er- 
ftredung der Verfiherungspflicht nicht bloß allgemein für das ganze 
Gebiet des Reiches, fondern auch „mit Beſchränkung auf gewiſſe 
Bezirke” ausfprechen, wobei er weder an die Grenzen der einzelnen 
Staaten, nod der einzelnen Verfiherungsanftalten '*) gebunden ift. 


11) Exftredung ber Verſicherungspflicht nad) $ 2 auf Mleinmelfter und Saus- 
gemerbetreibenbe; Außfchliepung durch Redtäfag nad; $ 4 (vorübergehende 
Dienftleiftungen; Ausländer). Bgl. Bd. 1 S.435. Dagegen wirb man in den 
Beſchlüſſen auf Grund von $ 7 feine Reditöverorbnungen (Rechtsſatze), ſondern 
Verfügungen für den einzelnen Fall der Gleichftellung eines fonkreten „anderen“ 
Berbandes uf. mit den in $$ 5, 6 genannten zu erbliden Haben, wie denn 
aud ein folder Veſchluß nur auf Antrag ergeht. Bgl. über bie hier ein- 
ſchlagenden Nechtöbegriffe und beſonders über Verfügungen mit allgemeinem 
Inhalt: Rofin, Poligeiverorbnungsrecht in Preußen, 2. Aufl. ©. 12 ff. 

72) Dagegen wor die erfte, über bie Befreiung vorübergehender Befhäftigungen 
auf Grund von $3 Abſ. 3 G. 89 ergangene Verordnung nicht im REBL, 
ſondern im Gentralblatt für das Deutſche Reich (1890 &. 369) publiziert worden; 
Abänderung dazu bezw. Neuverfündung ſchon im REBL. 91 S. 399. Bel. 
8.1 S. 104 R. 9. Mißlich ift für die Eitiermeife, daß das Datum des Be: 
ſchluſſes nicht immer mit dem ber Bekanntmachung übereinftimmte; da zudem 
das erfere nicht ftetß Bekannt gegeben wird, fo wird es fich empfehlen, durch⸗ 
gängig nad) dem Ieteren zu citieren. 

*) Beſcht. betr. bie Befreiung vorübergehender Dienftleiftungen v. 27. Dez. 
1899 Ziff. 9 Abſ. 2. Gegen die Zuläffigleit von Subbelegationen Vd. I S. 103. 
Das Richtige wären Bundedratäbefeglüffe auf Antrag ber Landesregierungen 
geweien. 

“) Der Kommiſſionsbericht zum G. 89 wollte in erfter Lefung zu $1 
(S. 4 unter IU) den Grftredungsbefhluß des Bundesrais ($ 2) „minbeftens 
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Der Berfiherungspfliht fteht die „Freiwillige Verfiherung”?) 
gegenüber, welche ſich zufammenfaffend in allen ihren Formen als 
eine „Freiwillige Beitragsleiftung”?) zu Verficherungszweden Tenn- 
zeichnen läßt. Die Perfonen, welche von der freiwilligen Verfiche- 
rung Gebrauch machen dürfen, kann man im Gegenſatz zu den ver- 
fiherungspflichtigen „verficherungsberechtigte” Perſonen nennen (Bd. I 
S. 442); nad} der Sprache des JVG. genießen fie das „Recht zur frei⸗ 
willigen Verfiherung” ($ 160) ober aud das „Berfiherungs- 
recht”’;*) fie ftehen, wenn jie von demfelben Gebrauch maden, in 
einem „BVerfiherungsverhältnis auf Grund freiwilliger Verjiches 
rung“) Es find aber nach geltendem Gefege folgende Formen®) 
der freiwilligen Verſicherung zu unterſcheiden: 

1. Das Recht zum „freiwilligen Eintritt in die Verfiherung“, 
techniſch „Selbftverjiherung” genannt.) Gewiſſe nichtverfiche 
rumgspflichtige Perjonen dürfen danach durch freiwillige Beitrags- 
entrihtung fi das Fürforgereht einfeitig aneignen?) und ſich das- 


für den Begiek einer Verfiherungsanftalt” gelten Iaffen. Dies ift ſchon damals 
nicht Gejeg geworben. 

Y) 36.1 ©. 442 ff., 460 ff. — Anleitung bed RVA. Ziff. 57—59. 

an Überfegeift, 8.29 Abſ. 2, 5 145 Abſ. 1. 

2) 846 Abi. 4; vgl. Bb.1 S. 461, 468. 

9) 558 Abſ. 1, H112 Abſ. 3. Das Verſicherungsrecht in dieſem Sinne 
bitdet alfo dad Begenftüd zur Verſicherungspflicht, ift alſo nicht ein Recht aus 
der, jondern auf die Berfiherung. „Verſicherungsberechtigung“ (Vd. J ©. 443) 
wäre jutreffenber geweſen 
2) 5147: „ein den Vorſchriften des Geſetes eniſprechendes Verſicherungs ⸗ 
verhaltnis auf Grund der Verſicherungspflicht oder freiwilliger Verſicherung“. 
Bol. oben IN. 6. 

9 Saqhlich flimmen biefelben mit ben verfhiebenen Formen des G. 89 
überein; inbefien ift bie Zerminologle weſentlich abıweichend. Bgl. zu ber vom 
®. 39 Bd. l 8.442 R.45. — Nicht in den bier behandelten Zufammenhang 
gehört die freiwillige Göherverficherung des $34 Mbf. 4; bei ihr ift mit bie 
Beitragsleiftung als folde freimillig, melde vielmehr auf Zwangsverſicherung 
berußt (vgl. $ 145 Abf 1 Say 2), fondern nur die Beitragsleiſtung in einer 
höeren, als in ber durch die Pflicht beftimmten Lohnklafie. 

“) 514 Eingangs. In bj. 3 Sad 1 wird der Ausdruck „fid) freiwillig 
verfühern" in einem engeren Sinne für die Selbftverfierung und deren forte 
ſetung (bj. 1) im Begenfag zur Weiterverficherung (Abſ. 2) gebraudtt. 

7 Bel. Bo. S.412. Einen Cinteitt in die Verſicherung kraft Über: 

Rofin, Bedt ber Wrbeiterserfiherung. Band Il. 2 
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felbe zunächſt auf fo lange, als fie in dem „bie Berechtigung zur 
Selbftverfiherung begründenden DVerhältniffe°) verbleiben, durch 
freiwillige Beitragsleiftung erhalten und verftärken.?) Der Kreis 
der felbftverficherungsberechtigten Perfonen ift im neuen ©. wefentlich 
zu Gunften des Mittelftandes erweitert worben.) Nicht mehr bloß 
diejenigen Perfonenklafen, auf welde duch Bundesratsbeſchluß die 
Verfiherungspflicht erftredt werden kann, haben, folange dies nicht 
geſchehen ift, das Recht der Selbſtverſicherung; es kommt vielmehr 
auch folden zu, welde umgefehrt (sub titulo „vorübergehender 
Dienftleiftungen”) durch den Bundesrat von der Verfiherungspfliht 
ausgeſchloſſen find.'') Und aud darüber hinaus werben zur Selbft- 
verfiherung gewiſſe Perfonenklaffen zugelafjen, welche kraft Gefeges 
von der Verficherungspflicht vermöge gewiſſer Tatbeitandsmomente 
ausgenommen find, von denen das Gefeß bier zu ihren Gunften 
abfieht.'2) 


eintunft mit ber Berfiherungsanftalt und nach freiem Ermeſſen ber letzteren 
(85.1 ©. 445) tennt bie Inpalibenverfi—erung nit. — Die Aneignung des 
Fürforgeregt® jegt begeifflich eine entipre—ende MWillenderflärung bed Ber 
vechtigten voraus, melde regelmäßig in dem Antrage auf Ausfertigung einer 
Quittungöfarte zum Zwecke der freiwilligen Berfiherung zum Ausdruck lommen 
wird (AR. 02 ©. 549 Nr. 1006). 

% 814 Ab. 1 Schlupfah, 529 Abſ. 2.— Dasſelbe fteht in Parallele zu 
„ben die Verfiherungspflicht begrünbenben Berhältnis"; vgl. oben $ 3.9. 

%) Schon an biefer Stelle ergibt fi, daß die „Selbftverfiherung* nicht 
bloß den freimilligen Eintritt, ſondern auch die Fortführung ber Verſicherung 
(Beitragsleiftung) infomeit umfakt, als biefelbe auf Grund eines zur Selbft: 
verficierung berechtigenden Berältniffes erfolgt. Dayu fommt, daf, wie aud 
Anleitung Ziff. 58 Abf. 1 richtig hervorbebt, die Seldftverfiherung den Ber 
tegtigten geftattet ift „ohne Müdficht darauf, ob fie der Verſicherung bereits 
angehört haben ober nicht“, fo daß biefelbe namentlich auch mit der „Weiters 
verfiherung“ Tonkurrieren kann (vgl. unten R. 18). Daraus ergibt fi dann 
bie am Schluß biefe Paragraphen gegebene, über ben Wortlaut bed Geſetzes 
Hinausgehende Definition. 

%%) Bgl. im Einzelnen Verwaltungsarchiv (oben $2 R.1) S. 509, 596. 

") 814 3.2 mit $2 Abſ. 1, $14 Ziff. 3 mit 84 Abſ. 1. Die auf 
Grund von $ 4 Abſ. 2 (Ausländer) von der Berfiherungspflicht ausgeſchloſſenen 
Verfonen befigen das Recht der Selbftverfigerung nid. 

») So in gewiſſem Umfange: Perfonen, deren Berdienft bie für Die Berr 
ſicherungspflich mahgebende Gehalisgrenze überfejreitet ($ 14 Siff. I mit $ 1 
Ziff. 2 und dazu AR.02 S. 391 Nr. 968), Perfonen, welche nicht in einem, 
für die Verſicherungspflicht vorausgefegten Arbeitd: ober Dienftverhältnis ftehen, 
fondern feldftändige Pewerbetreibende find ($ 14 Biff. 2, abgeſehen von dens 
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2. Das Recht der „Weiterverficherung”.'?) - Wer „aus dem bie 
Verficherungspflicht begründenden Verhältniffe ausfcheidet” und da⸗ 
mit aufhört, verficherungspflichtig zu fein, verliert damit nach neuem 
wie nad) früherem Recht) noch nicht feine Anmwartichaft, welche 
ihm vielmehr nad $ 46 erft verloren geht, wenn während beftimmter 
Friſt nicht mehr ein gefegliches Minimum von Beiträgen für ihn 
entrichtet iſt. Auf diefer Grundlage gewährt das IVG. einem ſolchen 
aus ber Verfiherungspflicht Ausgeſchiedenen ein doppeltes Recht, 
welches es unter dem Namen: Recht zur „Weiterverfiherung“ (in 
weiterem Sinne) zufammenfaßt: 

a) Der Betreffende darf freiwillig bie Veitragsleiftung fort« 
jegen und dadurch feine Anwartſchaft vor dem Erlöfchen bewahren, 
ſowie nah Maßgabe des Gefeges durch die anzurechnenden Beiträge 
fortgefegt verſtärken. Es liegt hier, im Sinne des Geſetzes genau 
gefprochen, bie „freiwillige Fortiegung einer früheren Pflichtverfiche- 
rung im Wege der Weiterverfiherung“ (Weiterverficherung im 
engeren Sinne) vor. Berechtigt zu derſelben find ſchlechtweg alle 
Berfonen, welche „aus einem die Verfiherungspflicht begründenden 
Verhãltniſſe“ in dem oben!?) erörterten Sinne „ausfcheiden”.15) 
Dabei ift es gleichviel, ob dieſes Ausſcheiden durch Veränderung 
des für die Verficherungspflicht vorausgefegten Tatbeſtandes ober 
durch eine ſolche des maßgebenden Rechtsſatzes erfolgt. In letter 
Richtung waren namentlih auch diejenigen Perfonen zur Weiters 


jenigen, bie bereits von R. 11 umfaßt finb), Perfonen, welche nicht Barlopn, 
fonbern nur freien Unterhalt empfangen ($ 14 Ziff. 3 mit $3 AH. 2). gl. 
3.18.49. 

) 814 Abſ. 2, 3, $46 Ab. 1. 

") 36.1 S. 456, 458, 460 ff. 

") Bol. oben 53.9.9. . 

’e) Oder richtiger „außgeichieben find“, wie auch RB. Anl. Ziff. 59 Abſ. 1 
fagt. Ebenſo $ 94 ber Beihlüffe der I. Rommiffiond:Lefung des . 89 (Ber 
richt S. 254): „mach ihrem Ausſcheiden“ und Komm.Ber. 2. Lefung zu $ 94 
(&. 165): „wenn ber Verſicherte ausgeichieben fei”. Das Präfenz „ausfceiben“, 
welches der Entw. G. 89 $ 94 einführte, hing in gewifſer Welfe mit dem fpäter 
aufgegebenen Erfordernis der ununterbrochen fortlaufenden Beiträge zuſammen 
(ogl. Bd. 1 &. 50, 58). Rach alledem Tann es jept nicht etwa die Bedeutung 
haben, die Fortfegung oder Erneuerung der Berfierung nur „in unmittelbarem 
Anſchluß“ an das Ausfceiden und bie frühere Beicäftigung zuzulaſſen. Über 
einftimmend jedenfalls AR. 00 ©.665 Ar. 315 Ab.2: „Wer — verfidert 
mar"; vgl. dagegen unten R. 198. 

2 
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verſicherung berechtigt, welche mit Einführung des neuen Geſetzes 
durch deffen das frühere Recht abändernde Beftimmungen aus der 
Verſicherungspflicht ausfchieden,'*) und das Gleihe muß von 
folgen gelten, welche infolge von Beſchlüſſen des Bundesrats aus 
ihrer bisherigen Verſicherungspflicht ausfheiden.'”) Das Recht zur 
Weiterverfiherung Tann mit dem Rechte zur Selbftverfiherung zu- 
fammenfallen, und es fann in diefem Falle für den Verſicherten von 
Vorteil fein, von dem letzteren und nicht von dem erfteren Gebrauch) 
zu mahen.!®) 

b) Mt für einen früheren Zwangsverfiherten die Anwartſchaft 
erlofchen, fo ift er doch noch in der Lage, durch freiwillige Beitrags- 
leiftung das „DVerfiherungsverhältnis zu erneuern” ($ 46 Abf. 4). 
Es liegt dann, genau geſprochen, die „Freiwillige Erneuerung einer 
früheren Pfligtverfiherung im Wege der Weiterverfiherung“ vor. 
Diefe Erneuerung begründet zunächſt eine neue Anwartſchaft, ohne 
daß bie erlofchene davon berührt wird. Wenn aber die auf Grund 
der Erneuerung geleifteten Beiträge eine beftimmte Höhe erreichen, 


1%) Mot. zu $8 Abſ. 4 S. 252. Dazu oben $3 8.8, 10. 

") In Betracht kommen bier, in Beſchränkung auf bie Rechtsverordnungen 
des Vundesrats (oben 53 R. 11), folgende Fälle: 2) Perfonen (in concreto, 
nicht Perfonentlaffen; vgl. dazu oben R. 11), melde bei Inkrafttreten eines, 
aus $ 4 Abſ. 2 erlafienen Bundesratsbeſchluſſes aus ber Pflichtverficherung 
außfepeiden; b) Perfonen, melde nach $ 4 Nbf. I aus der Pflichtverficherung 
ausſcheiden, weil ein neuer Bundesratsbeſchluß bie Grenzen ber „vorüber 
gehenden TDienftleiftungen“ meiter abftedt; c) Saußgemerbetreibende unb 
Kleinmeifter, welche auf Grund eines nad $ 2 ergangenen Bundesrats⸗ 
beſchlufſes zwangsverſichert find, wenn ein neuer Beſchluß gewiſſe Berufszweige 
ober Beairke, denen fie angehören, wieder aus ber Verſicherung audfceidet. 
Zwar konnte die Zuläffigkeit der letztgedachten Maßregel nad dem Wortlaut 
des Geſetzes, welches dem Bundesrat nur bie Ermächtigung zur „Erftredlung“ 
der Berfigerungäpflicht erteilt, beqweifelt werben. Aber wohl mit Unrecht, 
weil nicht erhellt, daß ber Geſetzgeber die etwa nötig werbenbe engere Ber 
grenzung bed Areifeß ber verfi—erungapflichtigen Rleinmeifter ufro. fic felbft 
vorbehalten wollte. Es muß daher die Materie bed $ 2 im ganzen als ber 
Berordnungagemalt bes Bundesrats überlaffen gelten. 

") 529 Abſ. 2, wonach den Pflicht: und den Selbftverfierungdbeiträgen 
eine größere Bedeutung mit Bezug auf die Erfüllung ber Wartezeit für bie 
Invalibenrente beigelegt ift, als den Weiterverfiherungsbeiträgen. Bgl. Anl. 
RIA. Ziff. 59 Abſ. 1 und AN. 00 ©. 665 Nr. 815. — Als Beifpiel 
eined ſolchen Zufammentreffend Tann das oben 83 N. 10 zuerft angeführte 
dienen. 
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fo lebt die frühere Anwartſchaft wieder auf, vereinigt fi mit der 
neuen und verftärft diefelbe durch die damit bewirkte größere Fülle 
ber anrechnungsfähigen Beiträge (Bd. I S. 463). Perfonell gilt 
für das Recht zur Erneuerung einer früheren Pflichtverfiherung das 
Gleiche wie für das Recht zur Fortfegung einer folden; aud hier 
wird alfo nichts anderes, als ein früher erfolgtes „Ausfcheiden 
aus einem die Verfiherungspflict begrünbenden Verhältnis” ge 
fordert. 

3. Das Net zur „Fortfegung der Selbitverfiherung”.'%) 
Auch diejenigen Perfonen, welde aus dem die „Berechtigung zur 
Selbftverfiherung begründenden Verhältniſſe“ ausfcheiben!") ($ 14 
Abſ. 1 Schlußſatz), fei es, daß ber für die Selbftverfiherung voraus⸗ 
geſetzte Tatbeftand ober der dafür maßgebende Rechtsſatz ſich ändert, 
behalten das Recht zur freiwilligen Beitragsleiſtung. Auch bei ihnen 
erfheint dasfelbe in einer doppelten Form, je nachdem die bisherige 
Anwartſchaft noch befteht (Fortfegung einer früheren Selbftverfiche- 
zung im engeren Sinne) oder bereits erloſchen ift (Erneuerung 
einer früheren Selbftverfiherung). — 

Faßt man hiernach die verſchiedenen Fälle fyftematifch zufammen, 
fo ergibt fi: Die freiwillige Beitragsleiftung ift zunächſt gemiffen 
Perſonenklaſſen ohne Rüdfiht auf ein bereits früher be— 
ftandenes Beitragsverhältnis?‘) geftatte. Sie heißt dann 
im Sinne des Gejeges „Selbftverfiherung” und bewährt fi 
namentlich in ber Form bes freiwilligen erftmaligen Beginns einer Bei⸗ 
tragszahlung (freiwilliger Eintritt in die Verficherung). Ober fie er- 
ſcheint mit Rückſicht auf eine früher beftandene Verfiherung und 
zwar entweder mit Nüdficht auf eine frühere Zwangsverſicherung 
(Weiterverfiherung) oder mit Nüdficht auf eine frühere Selbftver- 


») 846 Abſ. 3, $ 132 Ab. 1. 

wa) Das Geſetz jagt Hier: „beim Ausſcheiden aus ujm.“ und Weymann 
Anm. 18 zu $ 14 will daraus menigftend für bie Fortfegung der Selbft: 
verficherung bie oben R. 15a für bie Weiterverſicherung bereit zurüdgemiejene 
Folgerung ziehen. Daß aber die Verſchiedenheit des Wortlauts keine Ber 
ſchiedenheit in der Sache begründen kann, geht ſchon baraus hervor, daß $ 117 
Abſ. 1 ®. 89 und $8 Abf. 2 Entw. IVG. beide Fälle in einem an $ 14. Abi. 2 
(Weiterverficherung) anſchließenden Wortlaut zufammenfaßten unb die Anderung 
in ber Kommilfton augenfceinlic nur redaktionell war (Romm.Ber. zu $ 8, 
2. 2efung, ©. 35). gl. au die Bariation in Abf. 3 mit 2, 

=) Bel, oben R. 9, 
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fiherung (Fortfegung der Selbftverfiherung). Beide Arten: ber 
Fortfegung einer früheren Verfiherung können entweder fo erfolgen, 
daß die freiwillige Beitragszahlung noch auf die durch die frühere 
Verfiherung begründete Anwartſchaft geſchieht (Weiterverficherung 
und Fortfegung der Selbftverficherung im engeren Sinne) oder nad 
deren Erlöfhen zur Begründung einer neuen (freiwillige Erneuerung 
der Verfiherung). 


85. Befreiung won der Berfiherungspflict. 


Während die „Ausfchließung von ber Verſicherungspflicht“ 
ganze Perſonenklaſſen von der Verficherungspflicht kraft Reichsgeſetzes 
ausnimmt, ift nach dem Sprachgebraud der Arbeiterverfiherungs- 
gejege die „Befreiung von der Verſicherungspflicht“ ein Dispens, 
welder einer einzelnen Perjon auf Antrag von der Behörde erteilt 
wird,') derart, daß für dieſe der allgemein wirkſame Rechtsſatz 
außer Kraft gejegt wird. Als „Befreiung“ bezieht fie fich zunächſt 
auf die Pflichtjeite der Verfiherung, insbefondere die Beitragapflicht. 
Dementſprechend faßt $ 6 die Befreiung folder Perfonen ins Auge, 
fir welche die Vorteile der Verfiherung in feinem billigen Ber 
hältniffe zu ben ihnen dadurch verurfachten Laften ftehen witrden,?) 
fo in Abſ. 1 gewiſſe Perfonen, welche bereits anderweitig Penfionen, 
Wartegelder, Unfallrenten ufw. beziehen?) ober bereits 70 Jahre 
alt find, in Abf. 2 gewiſſe Perfonen mit nur vorübergehender Be— 
ſchäftigung. Der Kreis der fo im Sinne des Gefeges begünftigten 
BVerfonen?) wird fpäter im einzelnen feitgeftellt werben; hier handelt 
es fih zunädft nur um bie Formen und Wirkungen biefer Be— 


) Bl. Bd. J S. 436 R. 18. — Leider verläßt der Bundesrat den Sprach: 
gebraud; des Gefeged, wenn er in ber BO. v. 27. Dez. 1899, mie in ben 
frügeren entſprechenden, auf Grund von $4 Abi. I die „Befreiung“ vorüber: 
gehender Dienftleiftungen von ber Verficherungspflicht regelt. Auch das RBX. 
ftelt in Anl. Ziff. 9 die „Befreiung faft Geſebes der „Befreiung auf Antrag” 
gegenüber. 

I AR. 94 S. 151 Rr. 379 Abſ. 3. 

=) Dazu die im $ 7 Abi. I a. E. aufgeführten Perfonen nad erfolgter 
Gleichſtellung durch den Bundesrat. 

3) Ob dieſe Begünftigung in allen einzelnen Fällen fich als folde ber 
währen wird, ſteht mindeftens dahin. Vgl. meinen Nuffag in Arb®. XVI 
S. 541 a. €. und die treffenden Bemerkungen ber verſchiedenen Rommentatoren. 
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freiung felbft. Dabei kommt eine Scheidung von Abf. 1 und 2 des 
86 in Betracht. Für die Befreiung der in Abſ. 1 behandelten 
Perſonenklaſſen ftellt das Reichsgeſetz felbft gewiſſe, allerdings ſehr 
lüdenhafte Beftimmungen auf; von den Perfonen in Abf. 2 fagt es, 
daß fie „in der gleichen Weiſe“ zu befreien find, erklärt aber zu- 
glei den Bundesrat für „befugt, hierüber nähere Beftimmungen 
zu erlaſſen“.“) Nach diefem Wortlaute und den bei der Beratung 
gefallenen Außerungen®) liegt es nahe, hier nur an „weitere Aus- 
führungsbeftimmungen” intra legem°) zu denken; doch hat ber 
Bundesrat in feiner BD. v. 24. Dez. 1899°) ſich nicht überall 
innerhalb diefer Grenzen gehalten, ſondern auch zum Teil von Abf. 1 
abweichende Spezialbeftimmungen getroffen.) Immerhin wird es 
zuläffig fein, in denjenigen Punkten, welche in Abf. 1 nicht aus» 
drücklich geregelt find, aus ber Auffaffung des Bundesrats auch 
Schlüffe auf den Willen des Geſetzes zu ziehen. 

I. Die Befreiung fegt einen Antrag der zu befreienden Perfon 
voraus. Nur fie felbft, nicht ihr Arbeitgeber ift nach Invaliden⸗ 
recht?) antragsberehtigt. Minderjährige bedürfen der Genehmigung 
ihres gejeglichen Bertreters;'%) Dagegen kann dieſer nicht an ihrer 


+) Diefe Ermägtigung ſtammt aus $ 3a Entw., mo aber geſetzliche Aus⸗ 
ſchliezung, nicht Befreiung vorgefehen war. Näheres Gebharb-Dütt- 
mann Anm. 87. 

®) Abg. Zehnter Sten. Ber. S. 2191 Ba. E. 

) Bel. 8.18.87 5. 

?) Bel. betr. bie Befreiung von der Verficherungspflicht auf Grund bes 
$6 A. 2 IV0. (REBL. S. 721). Dazu Landesausführungs - VO.: 8) Bayern, 
v. 20. April 1900 und betr. die Staatöforftarbeiter v. 21. April 1900 (MB. 
&.239 ff, Srakmann ©. 1009 ff); b) Württemberg, v. 10. Jan. 1900 (Regdt. 
S. 44); c) Baden, v. 6. Jar. 1900 (GVBBl. S. 204). 

®) Bl. 3.8. in Betreff der entſcheidenden Behörde (Befchäftigungsort — 
Wohnort) unten im Zegt II im Eingang. 

®) Anders im Rranfenverfigerungsreht: $3b RB®.; vgl. Vd. I S. 436, 521. 

10) &o nach BO. Ziff. 2 Schlupfag und allgemein nad) $ 107 BSB., beffen 
Zatbeftanb, ba durch bie Befreiung ber Minderjährige „nicht lediglich einen 
rechtlichen Vorteil erlangt”, gegeben ift unb beffen Anwendung auf dem Be: 
biete der Arbeiterverfigerung, trof ihres bffentlichrechtlichen Charakterß, under 
denklich ift (vgl. Stier ⸗Somlo, Die Einwirkung des bürgerlichen Rechtes auf 
das preußiſch / deutſche Verwaltungsrecht, 1900, &. 161; Dagegen für $3a KBB. 
Mag. Frankfurt a. M. v. 10. Jan. 1898, Mainzer Zeitſchr. VIII &. 88). Aug 
im Falle der allgemeinen Ermädtigung nad $ 113 BGB. ift zur Befrelung 
Genehmigung des geſetzlichen Vertreters erforderlich, da „die Erfüllung der 
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Stelle den Antrag felbft erheben. Eine Form für den Antrag ift 
nicht vorgefchrieben.'') Cr kann auch fon vor dem Eintritt in 
eine die Verfiherungspflicht begründende Beſchäftigung für den Fall 
derſelben geftellt merben.'?2) Dagegen find Arbeitöverträge und 
Arbeitsordnungen, durch welche verfiherungspflichtige Perfonen vor- 
liegendenfalls zur Nachſuchung der Befreiung angehalten werben 
folen, nad) $ 180 reditsungiltig.'"?) Der geftellte Antrag kann zu- 
nädft vor ber endgiltigen Entſcheidung jederzeit zurüdgenommen 
werben. 


II. Über ven Antrag entſcheidet nach Reichsrecht die untere 
Vermaltungsbehörbe,'t) bei welcher der Antrag entweder direkt oder 
nad Maßgabe des Landesrechts durch Vermittlung einer anderen 
Behörde!) anzubringen ift. Zuftändig ift für Abf. 1 die untere 
ſich aus einem Dienft» oder Arbeitäverhältnis ergebenden Verpflichtungen“ bie 
öffenttigjeechtliche Berfiherungäpflicht nicht mit umfaßt und auf fie nicht zu Aber- 
tragen ift. Im Ergebnis übereinftimmend Weymann R. 3. 

") Baden $ 2: „münblid) oder ſchriftlich⸗ Württemberg Ziff. 2: „chriftlich 
oder zu Protokoll⸗. 

“) So ausbrüdlih, entſprechend ber Praxis, RommBer. zu $4a. Auch 
der Befreiungsantrag aus $ 6 Abi. 2 Tann ſchon vor Beginn bed Kalender: 
jahres, für den er gelten joll, geftellt werben; vgl. Bayern I Ziff. 2 Abſ. 4. 

=) Dies Könnte zweifelhaft ericheinen, weil der Antrag auf Befreiung im 
Geſetz anerfannt ſei und ein darauf gerichteter Vertrag nicht zur Ausſchließung, 
fondern zur Verwirklichung des Gejees diene. Allein im Sinne des Befepes 
fol ber Antrag auf Höcftperfönli—er Entfhließung beruhen und biefe wird 
durch den Vertrag mit dem wiriſchaftlich ftärkeren Arbeitgeber zum Rachteile 
des Berficherten auögeichloffen. 

*) Für Abſ. 1 fungieren landesrechtlich die gemäß $ 169 beftimmten Be: 
hörben, melde aus ber Zufammenftellung AR. 00 S. 367 zu erſehen find, 
für Preußen insbeſondere Magiftrate und Landräte, für Bayern bie Diftrilts- 
verwaltungdbehörden, für Sachen Stabträte und Amtshauptmannſchaften, für 
Württemberg die Oberämter, für Baden die Bezirksämter. Für Württemberg 
noch befonbers allg. Bollzugs:BD. v. 25. Rov. 1899 $4. — Mit Bezug auf 
Abſ. 2 gibt die BO. des Bundesrats Ziff. 7 bie dem $ 169 entſprechende Er⸗ 
mädtigung für bie Landeszentralbehdrde. Die danad in Bayern I Ziff. 1, 
Württemberg Ziff. 1, Baben $ 1 beftimmten Behörden find gleichfalls die oben 
angeführten. 

0) Zu 86 Abſ. 1. Württemberg $4 cit.: Anbringung auch bei ber 
Ortöbehörbe für Arbeiterverficerung. — Zu Abſ. 2. Bayern: Bemeinbebehörbe; 
Württemberg: Ortöbehörbe für Arbeiterverficherung. Baden: Bürgermeifteramt. 
Abgabe durch dieſe Behörden an bie entfcheibenden mit näheren Angaben und 
Begutachtung, 
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Verwaltungsbehörde des Ortes, an welchem die verficherungspflichtige 
Beichäftigung im Sinne des Gejeges ($ 65 Abf. 3) ftattfindet oder 
fattfinden foll, für Abf. 2 nad VO. Ziff. 1 die Behörde des Wohn- 
orts oder, falls der Antragfteller im Inlande feinen Wohnort hat, 
die des dauernden Aufenthaltsortes. Die Entfcheidung erfolgt nad 
Maßgabe der allgemeinen landesrechtlichen Verfahrensordnung. 
Nach Analogie von $ 155 Abf. 1 Say 2 wird wenigſtens in zweifel- 
haften Fällen der Berficherungsanftalt Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben fein. Jedenfalls ift derſelben von ber die Befreiung aus- 
ſprechenden Entſcheidung Mitteilung zu machen. Auch eine Be- 
ſchwerde gegen legtere, welche ja ihre Rechte berührt, wird ihr im 
Sinne des Neichögefeges, das die Beſchwerde ſchlechtweg, daher für 
beide Teile des DVerfiherungsverhältnifies, zuläßt, nicht vorzuent⸗ 
halten fein.'”) Dagegen fteht gegen die Verfagung ber Befreiung 
dem Antragfteller die Beſchwerde zu. Die Befreiung felbft muß er- 
teilt werben, wenn bie Behörbe zu der pflihtmäßigen Überzeugung 
gelangt (BD. Ziff. 2c), daß die gefeglihen Vorausfegungen der⸗ 
felben gegeben find; die Meinung der Behörde, daß die Befreiung 
für den Antragenden umvorteilhaft ift, rechtfertigt nicht Die Ver- 
fagung. Die Frift zur Beſchwerde ift reichsrechtlich nicht feitgelegt, 
fondern beftimmt ſich nad allgemeinem Landesverwaltungsrecht. 
Über die Beſchwerde entſcheidet die der unteren Verwaltungsbehörbe 
zunächft vorgefegte Behörde.) Deren Entſcheidung ift enbgiltig. 
Der binnen beftimmter gefeglicher Friſt rechtzeitig eingelegten Be- 

=) Rad dem Abg. Zehnter Sten. Ber. S. 2191 C fol die Beſchwerde 
zur „Abhilfe gegen Fehigriffe" und damit zur Verhütung von „Mißbräuchen“ 
bei der Befreiung dienen, was doch geradezu auf ein Beſchwerderecht der An- 
Ratten Sinweift. Dementfpredend wird aud in BO. Sf. 5 bie Beidwerde 
gegen die Erteilung ber Befreiung zu ergängen fein. — Anders, ald im Text, 
faht dad RBA. die Sache auf. Nach igm greift $G (Abſ. 1) nur Plag, wenn 
es fi nicht um eine Streitigleit im Sinne des $ 155 IB®. handelt. Entfteht 
dagegen unter ben Beteiligten (Arbeitgeber, Arbeiter, Anftalt), und zwar auch 
nad, ausgeſprochener Befreiung, Streit über die Rechtmäßigkeit berfelben, fo 
wir derſelbe ausfchliehlich im Berfahren nach $ 155 entſchleden und in biefem 
eventuell die Befreiung (ex tunc?) mieber aufgehoben (MR. 08 3. 374 
1047). IH glaube nicht, daß dieſe Doppelte Kompetenzbeftimmung mit 
ihren Konfequengen vom Geſetz beabfihtigt ift. 

9)$6 A. 1; BO. Ziff. 58. Preußen: Regierungöpräfident; Bayern: 
Regierung, Kammer des Innern; Sacfen: Kreishauptmannſchaft; Waritem ⸗ 
berg: Areiöregierung (auch für Abſ. 2); Baden: Min. d. Innern. 
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ſchwerde gegen die Erteilung ber Befreiung wird Suspenfiveffeft 
beizulegen fein.') Den nad Abſ. 2 Befreiten wird gemäß BD. 
Ziff. 3 eine urkundliche Legitimation in Geftalt einer vom Bundes⸗ 
rat formulierten fogen. „Verficherungsfreifarte‘'*) ausgefertigt, von 
deren rechtzeitiger Vorzeigung beim Arbeitgeber oder der für den 
Einzug beftimmten Stelle die Wirkungen ber Befreiung abhängig 
gemacht find.'?) 

III. Die ausgefprochene Befreiung beendet mit dem Momente 
ihres Inkrafttretens das Beitragsverhältnis (Verfiherungsverhältnis 
in biefem Sinne)?0) des Befreiten zu den Verficherungsanitalten, in- 
dem fie feine Verfiherungspflicht aufhebt. Dagegen wird damit Die 
duch die bisherige Verſicherung begründete Anwartſchaft nicht be» 
rührt, fondern bleibt fo lange beftehen, bis fie nach den allgemeinen 
Grundfägen des $ 46 erlifcht.?!) In dieſem Sinne, d. h. ſoweit 
alfo das bereits erworbene Fürſorgerecht, nicht aber die Beitrags- 
pflicht in Frage fteht, ift auch der Befreite noch den „Verficherten“ 


m) Bgl. Bofferd. Woedtke Anm. 6 a. ©; Ifenbart sSpielhagen 
R. 10 a. E. 

w) Der Ausbrud erſcheint mir wenig paffend, da der gewöhnliche Sprach ⸗ 
gebrauch unter einer ,Freitarie eine folde verſteht, auf melde eine Leiftung 
ohne Entgelt gewäßrt wird, z. ®. Eiſenbahnfreilarte. „Verſicherungsfreilarte“ 
ware demnach nicht eine Karte, melde von ber Verſicherung befreit (Berficer 
sungd-Befreiungsfarte?), fondern eine folde, auf welche Verſicherung ohne Beir 
träge gewährt wich. 

”) Die Borzeigung an den Arbeitgeber muß bei der Lohnzahlung ($ 141 
Abſ. 1, 2), an die Einzugäftelle während der Anmelbefrift ($ 148 Abſ. 1) er: 
folgen. Im Richtfalle (und zwar ohne daß eine Heilung durch nachträgliche 
Vorzeigung möglid wäre) gilt der Vefreite für diefe Loßnyaplung bezw. für 
daB biefer Anmeldung zu Grunde liegende Beicäftigungäverhältnis in jeder 
Beziehung ala verficherungspflichtig, und bie entrichteten Beiträge haben ben 
Charakter als Pflichtbeiträge. Bgl. Weymann Anm. 22a. 

%) Die für Zeiträume nad) biefem Momente entrichteten Beiträge find 
rüdzahlbar, die für frühere Zeiträume entrichteten, auch wenn die materiellen 
Borausfegungen der Befreiung bereits vorhanden waren, wahre Pflictbeiträge. 
gl. die bei Gebhard-Dattmann Anm. 5 a. E. citierten Kundgebungen ber 
Anftalten Gannover und Sacfen. — Bel. oben $3 N. 6. 

?) AR. 94 ©. 151 Rr. 879. 

2) Die Prüfung im einzelnen Tann nur im Anſchluß an die betreffenden 
Vefepeöftellen erfolgen (ogl. Vd. I ©. 445 a. E) und bleibt daher hier zunächft 
vorbehalten; für jept Weymann Anm.5, dem gegenüber nur feftgeftellt werben 
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wenn er durch die Dispenfation??) aus einem „bie Verfiherungs- 
pflicht begründenben Verhältnis ausgefchieden ift“, unbenommeh, fi 
freiwillig weiter zu verfihern.?*) 

IV. Das Inkrafttreten der Befreiung beftimmt fi) nach dem 
Inhalt der fie gewährenden Entſcheidung. Im Zweifel wirb ber 
Eingang des Befreiungsantrages bei ber zu feiner Entgegennahme 
beftimmten Behörbe maßgebend fein.) Eine Vorbatierung über 
dieſen Zeitpunkt hinaus tft unzuläffig, weil dadurch erworbene Rechte 
der Verfiherungsanftalt beeinträgtigt würden.) Die Befreiung 
nad Abf. 2 wird gemäß BD. Ziff. 3 Abſ. 2 für die Dauer bes 
Iaufenden Kalenderjahres erteilt; bie nach Abſ. 1 kann nicht auf 
eine wilfürlih bemefiene Zeit beſchränkt werben. Ortlich gilt bie 
Befreiung für den ganzen Umfang des Reiches (VD. Ziff. 3 Abſ. 2); 
fie braucht daher nicht von neuem nachgefucht zu werben, wenn ber 
mag, daß auch für die noch nicht anſpruchsreiſe („fertige‘, wie W. fagt) An: 
werticaft der Befreite ald verficert zu gelten haben wirb; vgl. 8b. I ©. 471 
unb Weymann felbft Anm. 7 zu $ 88. Nicht unbebingt zutreffend ift ed nad 
alledem, wenn in der R. 21 citierten Entſch. ein Befreiter, deſſen Wartezeit 
fogar durch die bis zur Befreiung geleifteten Beiträge erfüllt war, als „nicht 
mehr Berficherter" bezeichnet wird (Abſ. 4). 

=) Die Diäpenfation hebt die Wirffamteit des Redtöfages für den Ton, 
treten Zatbeftand auf (vgl. Hinſchius im Wörterbuch bed Verwaltungsrechts I 
8.277). Der Diöpenfierte muß daher für feinen Fall dem gleichftehen, der 
dur; alfgemeine Aufgebung des Rechtsſatzes aus der Berficherungäpflicht aus: 
jqeivet (ugl. oben $ 3.3. 10). . 

*) Ag. Strudmann Gten. Ber. 89 S. 1152 C; Beideid des RX. in 
Weinger Ziſcht. VI S. 134. Die R.21 cit, Entf. läßt bie Frage bafin- 
geftellt. fiber das Interefie, welches ein Befreiter an der MWeiterverfiherung 
Haben tann, vgl. Bebharb-Düttmann Anm. 3 a. €. und Arbs. VII &.608. 
In Betracht tommt auch, daß die Weiterverfiherung nach $ 145 Abſ. 1 Sag 2 
in niebrigerer Zohnklaffe erfolgen Tann, als die Pflichtverſicherung hätte er⸗ 
folgen müffen. Zuläffig ift aber nach dem zwingenden Wortlaut von $ 14. Abf. 2 
mit 1 immer nur die Weiterverficherung, nicht aber die Selbftverficherung, wenn 
die Befreiung wirtſam wird, bevor in der Perjon bes Vefreiten eine Vverſiche ⸗ 
rungspflicht überhaupt in Kraft getreten war. Übereinflimmend Weymann 
Anm. 6 zu $ 6 gegen Ifenbart:Spielhagen Anm. 2, 16 a. E. zu $ 6. 

*) Aundfr. RE. v. 9. März 1892, ArbV. IX S. 277. Dem haben fi 
Die Lanbeöbehörben angeſchloſſen, 3.8. bad. IBM. v. 18. März 1892, Stiche. f. 
bad. Berm. XXIV &. 64, Hamb. Senat v. 25. Rov. 1896, ArbB. XIV S. 3%. 
Jeti auch RBA. Anl. Ziff. 10 0. €. 

=) AR. 03 ©. 374 Rr. 1047, wo aber zu Unrecht bie Entſch. Rr. 379 
(ogl. oben R. 21) herangezogen iſt. 
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Befreite feinen Beichäftigungs-, Wohn- oder Aufenthaltsort wechjelt.”‘) 
Zweifelhaft ift, ob beim Wegfall ihrer geſetzlichen Vorausſetzungen 
die Befreiung von Rechts wegen endet, oder ob dazu eine NRüd- 
nahme (Widerruf) ber Befreiung nötig if. Die Kommentatoren 
fprechen ſich meift für das erftere aus,?") während der Bundesrat 
BD. Ziff. 4 für Abſ.2 des $ 6 fih auf den Stanbpunft der 
zweiten Alternative geftellt hat. Ich halte denfelben beim Schweigen 
des Geſetzes auch für Abſ. 1 als den gegebenen. €s ift nicht richtig, 
wie Weymann meint, daß die Abſicht des Gefeges „Feine andere 
gewefen fein kann“, als die feiner Auffaffung entfpredende; im 
Gegenteil ift es nach allgemeinen Rechtögrunbfägen?"*) das Natürliche, 
daß ein nad) geſchehener Sach⸗ und Redhtsprüfung dur Verfügung 
hergeftellter Zuftand beitehen bleibt, bis er wiederum nach gejchehener 
Prüfung durch neue Verfügung aufgehoben wird. Es entipricht 
dies auch den Anforderungen der NRechtsjicherheit, insbeſondere im 
Intereſſe der Arbeitgeber, denen man nicht trog ausgefprochener Be- 
freiung die fortwährende Nachprüfung ihrer Vorausfegungen zu⸗ 
muten Tann, während anbererfeits der Befreite duch den Antrag 
auf Nüdnahme der Befreiung und die Berfiherungsanftalt durch 
Ausübung ihres Kontrollvechts?*) ihr Intereffe zu wahren in der 
Rage find. 

V. Hiernach endet, abgefehen von dem Ablauf bes Kalender 
jahres nach BD. Ziff. 3 Abf. 2 die Befreiung nur durch die im 
Wege der Verfügung erfolgende Rüdnahme (Widerruf). Zuftändig 
dazu ift in jedem Falle diejenige untere Verwaltungsbehörbe, welche 
die Befreiung erteilt hat, bezw. im Beſchwerdewege zur Erteilung an- 
gehalten worden ift; doch wird auch Die Behörde des gegenwärtigen Be- 





®) Mot. zu $ 4a Schlußabjag. 

*) So Gebhard: Düttmann Anm. 6, Weymann Anm. 5 Abſ. 8, Brap- 
mann Anm. 10 a. E. Im Romm.:Ber. zu $ 3a (S. 15 Abf. 1) wurde mit Bezug 
auf den jegigen $ 5 bj. 2 bie Frage tegierungefeitig aufgemorfen, ohne bak 
fie eine Beantwortung fand. RBA. Anl. Ziff. 10 a. €. wii fie wohl bahin- 
geftelft Laffen. 

31) „Nihil tam naturale est, quam eo genere quidgue dissolrere, quo 
oolligatam est“: 1. 35 D. 50, 17. 

=) $161 %6f. 1. Auch die nad) Abſ. 3 zuläffigen Kontrollvorſchriften konnen 
hier eingreifen. Es wird fein Bebenten haben, in Sag 3 ben Ausdruck „Bers 
ficherie·ſchlechtweg aud auf die im Befreiungsverhältnis befindlichen Ber« 
ſicherungspflichtigen ausjubehnen; vgl. Bd. I S. 447 Ziff. 4. 
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Tchäftigungsortes (BD. Ziff. 4 Abf. 3) für Tompetent zu erachten 
fein. Nachricht von der Rüdnahme erhält die Verfiherungsanftalt 
und die Behörde, melde früher die Befreiung ausgeſprochen hat 
(BD. a. a. D.). Die Verfiherungsfreifarte ift wieder einzuziehen 
(BD. Zi. 6). Gegen die Entſcheidung fteht auch hier beiden Teilen 
des Beitragsverhältnifies die Beſchwerde zu (VO. Ziff. 5). Die 
Wirkung der Rüdnahme tritt in Kraft mit dem Tage der Zuftellung 
des fie ausfprechenden Beſcheides;?) eine Rückwirkung derſelben 
wird in feinem Falle anzunehmen fein, da durch eine folche tn den 
geficherten Nechtszuftand des Arbeitgebers eingegriffen werben 
würde.) Die Rücnahme erfolgt aber: 

1. auf Antrag des Befreiten ſelbſt, welche auf einfache Willens- 
änderung geftügt werden fann.?') Das Geſetz ſpricht in 86 Abſ. 1 


*) ®. in Arb.8. XVI &.481, wo indes der Moment der Zuftellung in 
feiner Bedeutung zu wenig gersürbigt ift. 

%) Das arg. e contrario, weldes Weymann Anm. 22b aus BD. Ziff. 4 
Abſ. 3 „für den Reft des Kalenderjahres” ziehen will, geht fehl; denn die aus 
drüdliche Hervorhebung ertlärt ſich hier durch bie vorausgeſehien weſentliche 
Überfchreitung“ und will befagen, daß fogar aud in biefem Falle nicht auf 
den Moment, wo zuerft eine Überſchreitung ber vorausgefeßten Dauer ftatts 
fand, zurüdgegriffen werden fol. Dementſprechend verorbnet Württemberg 
Ziff. 7 ausbrüdiig: „Die Zurüdnahme und der Widerruf verpflichten nicht zu 
nachtraglicher Entrihtung von Beiträgen für eine vor dem Wiebereinzug der 
Berfierungsfreilarte liegende Seit.” Abnahme der Karte und Zuftellung des 
Widerrufs wird wohl Hier als zufammenfallend vorauögefegt; die erftere wird 
nicht unbebingt entſcheiden konnen. 

31) Ein Bertrag zwifhen Arbeitgeber und Arbeiter, durch melden der 
tegtere auf den Rüdnameantrag verzichtet, fANt wiederum unter $ 180 (ogl. 
oben R. 13; zweifelnd Weymann Anm. 21). — Die Zuläffigkeit des Rüdnahme: 
antrags ift im JVG. außbrüdlich „zur Befeitigung von Zweifeln in der biöherigen 
Prazis” ausgeſprochen worden (Mot. zu $ 4a). EB hatte nämlich dad REN. 
bereit in dem R. 24 citierten Veſcheide „angenommen, daß ®Perjonen, bie 
auf ihren Antrag von der Berfiherungspflicht befreit worben find, biefen An- 
trag nidpt bellebig mit der Wirkung gurüdneßmen dürfen, daß für fie bie Ber- 
figerungapflicht von neuem begründet wird". ine ausführlide Begründung 
diefer Annahıne hat jet das RB. in ber Revifions-Entfch. AR.00 S. 698 
Rr. 883 gegeben, In weler es zugleich bem jegigen $ 6 Abf. 1 Schlußfag den 
Charakter einer authentiſchen Interpretation und bie rückwirkende Kraft, auch 
teof $ 198, abfprict. Die Richtigteit der Ietgebachten Auffaffung mag eventuell 
imgegeben werden, ebenfe bie Mißlichkeit, jegt noch von der früheren Praris 
abzuweichen. Dagegen lönnen die für die Auslegung des früheren Rechts an- 
gefüßrten, zumeift „verfiherungstedwiicen und formalen Rüdfiten" (ogl. 
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fehr unkorrekt von einer „Zurüdnahme des Antrags“ ;??) gemeint 
ift, entſprechend VO. Ziff. 4 Abf. 1, der „Antrag auf Zurüdnahme“, 
welcher nicht ipso iure mit der Einreihung,”) fonbern mit ber 
entſprechenden behördlichen Rücknahme wirkſam wird; 

2. auch von Amts wegen ober auf Antrag der Verfiherungs- 

anftalt, wenn ſich ergibt, daß ber für die Befreiung geſetzlich vor 
ausgefegte Tatbeftand entweder ſchon bei Erteilung berfelben nicht 
vorhanden war oder nachträglich in Wegfall gekommen if.) Der 
befreiten Perſon ift vor ber Entſcheidung Gelegenheit zur Äußerung 
zu geben.’®) 
Weymann Anm. 21) nicht für durchſchlagend erachtet werden. Ste widerlegen 
ſich zum großen Teil fon durch die Tatſache jelbft, daß das neue G. fie nicht 
als berüdfichtigenswert erachtet Hat. Das gilt insbeſondere von ber Aud- 
führung, daß anderenfall® „bie für jede Verſicherung grundlegende Ausgleihung 
der verſchiedenen Rififen geftört und bie Anftalten nur mit ungünftigen Ri 
fiten belaftet werden würden“. Die Arbeiterverfiherung iſt eben nicht in erfter 
Reihe Verfiherung, fondern ſozlalpolitiſche Fürforge (vgl. Bd. I $ 42), melde 
naturgemäß die Rüdfehr des Befreiten in bie Verſicherung begünftigt. Der 
Umftand, dab „die Befugnis des Einzelnen, ſich nad) Belieben von ber Ber: 
ſicherung auszuſchließen, ohnehin mit dem Grundgedanken einer allgemeinen 
Zwangsverſicherung nicht recht verträglich ift“, ſpricht nicht gegen, fondern ger 
rade für jene Möglichkeit, die Ausfgliegung wieder aufzugeben. Daß ein 
wieder Eingetretener fi) ipäter abermals befreien laſſen und abermals ein- 
treten Tann, ift ichlig, aber, wie daß neue Geſetz beweift, kein Schreien, 

2) Die Ausbrudsmeife ftammt aus dem oben R. 24, 31 beftimmten Veſcheide 
des RBX. 

3) So Gebhard-Düttmann Anm. 17 a. E. Der Wortlaut des Bejeges, 
welcher einigermaßen für diefe Auffafſung fpricht, Tann nicht entſcheiden, weil 
er fi mit den Motiven (R. 31) an den früheren Veſcheid des ABA. aulehnt, 
welcher, da er die Zuläffigleit der Rucknahme Ieugnete, keine Beranlafjung 
hatte, bier präcis zu fein. Dagegen fpricht AN. 00 Rr. 833 (vgl. oben 31) 
einleitend von „ber Frage, ob Jemand, der gemäß $ 4 Abſ. 8 ©. 89 von der 
Verficherungspfücht befreit worden war, auf feinen Antrag durch Beſcheid 
derjenigen Behörde, durch welde die Befreiung ausgeſprochen wurbe, wieder 
verficherungäpflichtig werden könne“. Danach ift au RBA, Anl. Ziff. 10 a. E. 
au erläutern. 

9) BO. Ziff. 4 Abſ. 2, 3. Nach Abſ. 8 iſt eine „weſentliche“, nicht bloß 
geringfügige Überſchreitung der vorauägefegten Beihäftigungsdauer erforderlich 
(oben N. 30). — Nah Landesrecht Anzeigepfliht der oben R. 14 genannten 
Ortöbehörben. 

2) In Bayern und Württemberg ausdrüclich vorgelchrieben. 
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1. Wirtſchaftliche Verhältniſſe. 
8 6. Arbeiter und Unternehmer.!) 


Wie die Arbeiterverficherung überhaupt, fo ift auch die In— 
validenverfiherung in erfter Reihe dem wirtſchaftlich unfelbftändigen 
Arbeiter und nicht dem wirtfchaftlich felbftändigen Unternehmer zu= 
gewendet. Selbftändigfeit oder Unſelbſtändigkeit (Abhängigkeit) auf 
dem Gebiete der wirtſchaftlichen Gütererzeugung und Güterverteilung 
bildet danach das entſcheidende Kriterium?) Wer felbftändig mit 


N) RIT. Anleitung Ziff. 28-56. Die Ziff. 28-35 behandeln allgemeinere 
Punkte und Gegenfäge, an welche ſich dann eine tabelarifche, nach Wirtſchafts ⸗ 
zweigen und der Folge bes Alphabet georbnete „Überfiht betr. die Untere 
fgeidung wiſchen Lohnarbeit und felbftändiger Erwerbötätigkeit" anfdhlieht. 
In biefelbe verarbeitet ift auch unter Ziff. 43 bie mittelö Rundicht. v. 29. Juni 
1895 (AR. 95 ©. 226) gegebene „Aufftellung der Merkmale zur Unterſcheidung 
von felbftändigen Baugewerbetreibenden (Unternehmern, Arbeitgebern) und 
Bauarbeitern? und unter Ziff. 44 das Bundesratserſuchen v. 27. Rov. 1890, 
bett. Wäfcherinnen, Plätterinnen, Dienftmänner u. a. m. — Bedeutſam auch 
noch jet, namentlich durch die Benutzung anderweitigen Quellenmaterial® und 
kritiſche Bemerkungen, Gebhard (vgl. oben $3 R.1) S. 28 ff. und defien Er: 
(äuterungen zu Ziff. VII, XVII, XIX der früheren Anleitung. Aus der 
neueren natlonal«öfonomifcen Literatur möge auf Liefmann, fiber Weſen 
und Formen des Verlags (Vollswirtſchaftliche Abhandlungen der badiſchen Hoch ⸗ 
ſchulen III, 1; 1899), namentlich S. 28 ff, teog des mehrfach einfeitigen 
Charatters feiner Ausführungen, hingewieſen fein. flber Lotmar ©. 306 ff. 
ngl. unten $ 7 R.1. 

?) Begen dasſelbe wendet ſich de lege ferenda Aulemann, Die Reform 
unferer Soztalverfiherung (Sonberabbrud aus Schmoller' s Jahrbuch, 
18. Jahrg., 3./4. Heft, 1894) &. 51 ff. Er will den Gegenſatz, welcher fih auf 
die Stellung im Progeffe der Büterproduftion bezieht, zwar für das Webiet 
des Wrbeiterfguged gelten laffen, auf dem es fi um ein Eingreifen in bie 
perſonlichen Berhältniffe zwiſchen Arbeiter und Unternehmer handelt, nicht aber 
auf dem Gebiete der Verficherung, für welches nur bie äußere Einkommenslage, 
der foziale Gegenſatz von Arm und Reich beftimmenb fein follte. Zur Unter: 
ftügung feiner jedenfalls beachtenswerten Ausführungen beruft fi K. ſchon 
damals auf bie Schwierigkeit der Unterſcheidung von Unternehmern und Ars 
beitern, welche auch in ber Rafuiftif der (früßeren) Anleitung bed RB. hervor⸗ 
tsete. Die Bedeutung dieſes Argumenis ift Heut um fo dringli—er, wenn man 
die nod viel umfaffenderen Ausführungen der meuen Anleitung (vgl. R. 1) in 
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eigener Entfehließung in den Geſamtprozeß der Bolfswirtichaft zwed- 
ſetzend eingreift, ift Unternehmer; wer ohne ſolche eigene Entſchei⸗ 
dung die ihm nach fremder Entſchließung zugewieſenen Arbeiten 
unfelbftändig verrichtet, ijt im weiteften Sinne Arbeiter (Bb. I 
©. 152). Die Unternehmer find die aktiven, leitenden Glieder der 
Volkswirtſchaft; jie find Die Wirtſchaftsſubjekte auf dem Gebiete der 
Wirtſchaft ebenfo, wie es die Nechtefubjefte auf dem des Rechts 
find; die Arbeiter dagegen jind die pafjiven, dienenden Glieder, nur 
Mittel für die wirtſchaftlichen Zwecke anderer, von denen fie „be: 
ſchaftigt werben“ °) und von denen fie daher in ihrer wirtfchaftlichen 
Exiſtenz abhängig find. 

Wenn aber auch die Grundidee des Gegenfages verhältnie- 
mäßig leicht faßbar ift, fo bereitet doch die Einreihung der konkreten 
Tatbeitände unter die Begriffe häufig große Schwierigkeiten, derart, 
daß bei der Fülle der wirtſchaftlichen Erſcheinungen niemals alle 
Zweifel durch allgemeine Erörterungen gelöft werben können, fondern 
ſchließlich doch im Einzelfalle die Gefamtwürbigung aller Momente 
desfelben die Entſcheidung, ob wirtſchaftliche Selbſtändigkeit oder 
Abhängigkeit vorliegt, ergeben muß.t) Außerſten Falles wird es im 
Sinne des fozialpolitiichen Gejeggebers liegen, da, wo das Be: 
dürfnis der Fürforge unzweifelhaft vorhanden ift, ſchwer lösbare 
Zweifel über die wirtfhaftlihe Stellung des Betreffenden zu Gunften 
feiner Verfiherung entſcheiden.) Als berüdfichtigungswerte Einzel- 


Vetracht zieht und die Maffe ber Entſcheidungen erwägt (nad; meiner Ber 
rechnung etwa der 7. Zeil aller ergangenen), welche Hier zur Verarbeitung ger 
langt ift. Und ſchon ſeht fi) bie Zätigleit des RIM. nad) diefer Richtung 
fort (AR. 00 S. 719 fi)! 

3) $1 3iff. 1 mit $2 Ziff. 1 „einen Lohnarbeiter beichäftigen“. Dazu 52 
Abſ. 1 „für eigene Rechnung arbeiten”, 

) Bol. 3.1 & 152, 154 0.27. RIM. Anl. Ziff. 28. „Pefamtbild“, 
„Abwägung ber verſchiedenen Momente im einzelnen Fall: AR. 93 ©. 3 
Nr. 203, S. 79 Rr. 233, 5. 80 Nr. 234, S. 81 Rr. 235, ©. 135 Nr. 282, ©. 145 
Nr. 291, S. 150 Nr. 296; AR. 94 &.143 Nr. 369; AR. % ©. 22 Rr. 491 und 
viele andere Entſcheidungen. 

*) Rah AR. W ©. 719 Nr. 886 a. E. darf bie Entſcheidung über 
Die Verſiche rungspflicht „nicht etwa nad) bem Befichtäpuntte der Verſicherungs 
bebürftigfeit getroffen werden“. Das ift richtig, fofern derſelbe in erfte Linie 
gerüdt wird; dagegen wird der Satz bes Textes davon nicht betroffen. Gerade 
der in Rr. 886 trog wiederholter krutiſcher Angriffe, auch auß dem Kreife ber wirt 
ſchaftlich faghverftändigen Sandeläfanımern, wiederum zu Ungunften der Ber: 
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momente, denen aber immer nur velative Bedeutung zufommt, er— 
feinen namentlich folgende: 

1. Die perfönlide Gebundenheit oder Freiheit bei 
der NArbeitsverrihtung und der damit zufammen- 
hängenden Lebensführung.) Diefes Kriterium fommt dem 
Gegenjag von wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit und Unſelbſtändigkeit 
am nädjiten. Je entſchiedener eine Perfon in Bezug auf die Über- 
nahme einer Arbeit, in Bezug auf Arbeitszeit, Arbeitseinteilung und 
Arbeitsausführung an die Anweiſungen besjenigen, dem die Arbeit 
zu Gute fommen foll, gebunden ift,') je mehr dieſe Bindung auf 
ihre allgemeine perfönliche Lebensführung Einfluß übt, jie dem Be— 
triebe ober gar der Hauswirtſchaft des Arbeitempfängers ein: 
gliedert, um fo eher wird bier wirtſchaftliche Unfelbftändigkeit und 
Arbeiteritellung zu vermuten fein, während anbererfeits -Die größere 
Ungebundenheit der Lebensführung und Arbeitsverritung für die 
Stellung des jelbftändigen Unternehmers zu verwerten ift. Immer— 
bin handelt es fih auch hier nur um ein, wenn auch tiefgreifendes 
Symptom. Bis zu welhem Grade die perſönliche Ungebundenheit 
jelbjt mit der Stellung eines Fabrifarbeiter vereinbar ift, haben 
3. 3. neuere Unterfuchungen über die Markircher Indujtrie gezeigt.*) 


ſicherungspflicht entſchiedene Fall der „Andreferin" würde für die Anwendung 
der obigen Regel geeignet gemefen fein; ebenfo etwa der all ber ſaddeutſchen 
Dausſchneider (auf der Stör), Binfihtlih deren ein Gegenfag der Auffaffung 
zwiicen dem RIA. und bem babif—en LBA. Hervorgetreten ift (Bebhard 
&.30 fi). Lg. aud) analog AR. 00 S.833 Nr. 851, lehter Abſatz 

%) Bol. Bd. J 8.154 N. 29; RVA. Anl. Ziff. 34d. 

) $ 121 Gewerbe⸗O. hinfichtli der Gefellen und Behilfen. Vgl. AN. 93 
S. 135 Nr. 282, S. 148 Nr. 294, S. 150 Nr. 295. Dagegen hat bad BGB. 
eine allgemeine Beftimmung des Inhalts, daß der Dienftverpflichtete bei Leiftung 
der Dienfte nad) der Anweifung bes Dienftberechtigten zu verfahren habe, weil 
in manden Fällen „nits weniger als paffenb“, abgelehnt. Motive Bb. II 
&.458; vgl. Bahn, Das verſicherungsrechtiiche Befäftigungsverhältnis, im 
Berwaltungsarchiv IX &. 229. 

®) Siefmann 8.4, 71; auch desſelben Berfaffers: „Die Hausweberei im 
Elfaß" in ben Schriften bes Vereins für Soplalpolitit LXXXIV, Bausinbuftrie I 
&. 206. Diernach find die Handweber der Marlircher Fabriten „an feine Ar⸗ 
beitäorbnung gebunden, tönnen kommen, gehen und ganz mwegbleiben, wie es 
ihnen beflebt, ohne eine Strafe zu erhalten; fie werben im Stüdlopn bezahlt“. 
Nur bie Öffnung und Schliegung ber Werkftätten fept ihrer Freiheit Schranen. 
Für Liefmann dienen fie daher aud, indem er fie als Verlagsproduzenten 
(Sauögewerbetreibende) betrachtet, zur Stüße feiner Theorie, daß für bie Haus: 

Rofim, Recht ber Ardelterderſicherung. Band IL. 3 
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Die weite Entfernung des Arbeitsortes vom Sitze des Unter— 
nehmers, die gleichzeitige Beſchäftigung für Mehrere, jr ſelbſt die 
Einfachheit der zu leiftenden Arbeit und ambere Viomente können 
ferner die Kontrolle des Arbeitgebers „auf ein äußerſt geringes Maß 
herabfegen“, und aud da, wo fie an ſich möglih und Bedürfnis 
wäre, kann, wie namentlich bei fog. Afforbverhältnifien, die Art der 
Entlohnung nah dem Mafe des Arbeitsrefultates (Stüdlohn uſw.), 
als ausreichendes Gegengewicht gegen einen dem Unternehmer jchäd- 
lihen Mißbrauch der Arbeitsfreiheit, fie entbehrlih machen.) 
Andererjeitö aber ift im einzelnen Fall aud) die Unternehmerftellung, 
namentlih gegenüber einem ſelbſt fachverftändigen Kontrahenten, 
mit einer weitgehenden Gebundenheit an Anmeifungen des Beitellers 
und einer von diefem geübten Kontrolle vereinbar.') Wenn hier 
das RBAN) ſcheinbar einen ſachlichen Unterſchied zwiſchen 
„näheren Bedingungen, welche mit ſelbſtändigen Unternehmern ver— 
einbart werden und Anordnungen, welche der Arbeitsherr einſeitig 
erteilt“, ſtatuieren will, jo zeigt die nähere Betrachtung der ein— 
zelnen Fälle,'*) daß es fi in Wahrheit nicht um materielle Unter- 


induftrie die Arbeit zu Hauſe nicht weſentlich ift; vgl. dagegen für da In- 
validenrecht jedenfalls $ 2 Ziff. 2 „eigene Betriebäftätte". Auch Liefmann 
jelbft muß zugeben, daß fie im Sinne ber Gewerbe-D. offenbar Fabrikarbeiter 
(Gefellen und Gehilfen) find (S. 71). — Über ähnliche Verhältniffe in ber 
Zigarreninduſtrie, Liefmann ©. 127 ff. 

) RVA. Anl. Ziff. 344 (räumlihe Trennung), litt. g (Mehrzahl von 
Auftraggebern), Ziff. 31 (Attordanten), Ziff. 50 a. C. (Schiffspachter mit weit- 
gehenber Freiheit bei Abſchllehung von Fragitverträgen, Annahme und Löhnung 
der Schiffsknechte uſw. als Arbeiter des Schiffseigners angefehen: AR. 95 
©. 241 Nr. 450; dazu ebenfo preuß. OVG. v. 27. Nov. 18%, Entſch. Bd. 20 
©. 382, mo aud) der maßgebende Vertrag abgedrudt ift). 

10) ABA. Anl. Zi. 344. Bol. 5. 8. AN. 92 &. 12 Nr.96 (Pumpen 
mager; dazu Anl. Ziff. 42); AN. 94 S. 83 Nr. 333, 2. Fall, (Fuhrmann; 
dazu Anl. Ziff. 49), neuerdings AN. 99 S. 653 Nr. 775 (felbftändige Noten: 
ſchreiberin einer Muſikalienhandlung), AR. 1900 &. 719 Nr. 836 (Andreherin; 
vgl oben NR. 5). 

") Bgl. Anl. Ziff. 34d; dazu AR. 99 ©. 654 ,Beſprechungen“ u. A. 

”) Man vergleihe 3. B. hinſichtlich der ſog. „Aufſichtsmänner“ (Anl. 
Siff. 34d, m, 36) AR. 93 S. 150 Nr. 296, wo die Möglichteit jelbftänbiger und 
unfelbftänbiger Auffichtsmänner zugegeben wird, tro ber Konftatierung, daß 
fie „allgemein“ „den Anorbnungen der Befiger Folge zu leiften Haben und 
einer Kontrolle derfelben unterftehen“. Und morin wird ber fachliche Unter» 
ſchied ber mit ber felbftänbigen Notenfchreiberin gepflogenen „Beiprehungen“ 
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ſchiede, ſondern nur um verſchiedene Bezeichnungen handelt, melde 
Das RVA. ex post, d. h. nachdem e3 aus anderen Momenten ſich 
für Unternehmerfhaft oder Arbeiterftellung entſchieden hat, an bas= 
ſelbe Verhältnis heranbringt. Überhaupt muß bemerft werden, da, 
trog der vorhandenen fachlichen Übereinftimmung mit den obigen 
Ausführungen, das RVA. in der Form menigitens die Neigung 
zeigt, die Bedeutung der von ihm fog. „perfönlichen Abhängigkeit 
oder Unabhängigkeit” für den Gegenfag von Arbeiter und Unter 
nehmer einigermaßen zu überſchätzen. So, wenn es „wirtſchaftliche 
and perfönliche Abhängigkeit” neben einander ftellt,'?) fo noch mehr, 
wenn es, wie namentlich in einzelnen früheren Entſcheidungen, die 
„perſönliche Abhängigkeit” als durchſchlagendes Striterium über bie 
Frage der „wirtſchaftlichen Abhängigkeit” hinaushebt.") Tatſächlich 
iſt die „‚perjönliche Abhängigkeit” als Begriffs- und Unterfheidungs- 
moment, in der bier vorliegenden Frage, der „wirtſchaftlichen Ab- 
hängigfeit” weder neben-, nod gar über-, ſondern einzig unter 
geordnet, indem, wie oben bemerkt, die eritere als Symptom ber 
letzteren dienen fann. Es geht dies bei allgemeiner Betrachtung 
ſchon darans hervor, daß die perſönliche Abhängigkeit oder Unab- 
hängigkeit ji im einzelnen Arbeits- und Rechtsverhältnis erſchöpft, 
während der Gegenfag von Unternehmer und Arbeiter als wirt 
ſchaftlicher in Iegter Linie auf das Verhältnis der Perfon zum 
„Geſamtprozeß der Volkswirtſchaft“ zurückgeht, welches im einzelnen 
Arbeitevertrage, mag benfelben immerhin das Geſetz in erfte Reihe 
ftellen, doch nur feine konkrete Betätigung erfährt.) Nur darf 


gegenüber den Anordnungen zu finden fein, welche im Falle AN. 96 S. 270 
Rr. 502 (Anl. Ziff. 34c a. E) der Notar feiner in eigener Wohnung tätigen 
Abſchreiberin gegeben Haben wirb? 

) Anl. Ziff. 28, 29 uſw; AR. 92 ©. 116 Rr. 161: „nicht nur eine wirt: 
ſchafiliche Abhängigleit, ſondern auch eine perſonliche; AR. 93 ©. 101 Nr. 252: 
„neben der wirtſchaftlichen Unfelbftänbigfeit auch das Merkmal der perfönlichen 
Abhängigteit“; AR. 99 ©. 653 Re. 775: „mirtfejaftlic und perſönlich abhängig“. 
AHnli Hahn (oben R. 7) &. 229. 

”) AR. 93 S. 101 Rr. 252: „Nur da, wo dem Willen des Ausführenden 
ein gemiffer Spielraum zur Betätigung hinſichtlich der Zeit, des Ortes, der 
Art der Ausführung gelaffen ift, kann von einer gemerblihen Selbftänbigfelt 
Die Rede fein.” AR. 91 S. 173 Rr. 69: „Es fehlt an dem ein Arbeitd: ober 
Dienftverhältnis weſentlich kennzeichnenden Moment der perfönlichen Abhängigteit"; 
AR. 92 5.2 Nr. 88 u. a. m. 

u) Bgl. auch unten Ziff. 10. 

a. 
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man, um dies richtig zu würdigen, bei „wirtſchaftlicher Abhängig» 
keit“ nicht an jene gegenfeitige, die gefamte Tauſchwirtſchaft durch- 
dringende Abhängigkeit denken, nach welcher auch der Fabrifant auf 
die Bebürfniffe und Neigungen feiner Kunden '°) oder auf die Ver- 
hältniſſe anderer, feinen Betrieb beeinflufjender Unternefmungen 
Nücficht zu nehmen hat.) Gemeint ift vielmehr nur jene ein- 
feitige, wirtſchaftlich-ſoziale Abhängigkeit, kraft deren Die ganze Per— 
ſönlichkeit des Arbeiterd von der felbftändigen Betätigung auf dem 
allgemeinen tauſchwirtſchaftlichen Markte ausgeſchloſſen und auf das 
beſchränkte Gebiet des Arbeitsmarktes verwiejen ift, wo fie in der 
Verwertung ihrer Arbeitsfraft d. h. regelmäßig ihres einzigen ver— 
wertbaren Beſitzes, von ber duch den Unternehmer gebotenen und 
durch feine Diepofitionen gefchaffenen Arbeitsgelegenheit abhängig 
iſt (8b. I ©. 140 ff.). 

2. Die Art der zu leiltenden Arbeit.) Dieſes Würdi- 
gungsmoment hängt infofeen mit dem vorigen zufammen, als in 
gewiſſen Umfange die einfacheren Arbeiten dem abhängigen Lohn- 
arbeitertum, die höheren techniſchen dagegen dem felbftändigen Unter- 
nehmertum anheimfallen werden. Allerdings können unter Um— 
ftänden auch Arbeiten einfachfter Art in wirtſchaftlicher Selbftändig- 
keit geleiſtet werden,“) während andererſeits ſachverſtändiges Können 
die Abhängigkeit namentlich dann nicht ausſchließt, wenn es in den 
Dienſt eines ſelbſt ſachverſtändigen Arbeitgebers geſtellt iſt.“) In— 
deſſen kann doch in manchen Wirtſchaftszweigen der Gegenſatz der 
ihrer Art nach höheren ober niederen Leiſtung auf die Entwicklung 
des Gegenfages von Unternehmer und Arbeiter in demfelben Einfluß 
gewonnen haben, wie dies z.B. hinfichtlich des Baugewerbes an- 
genommen worden ift.2') Insbeſondere aber ift dann eine jtarfe 
Vermutung für die Selbftändigfeit des Arbeitenden begründet, wenn 
er duch das Übergewicht feiner techniſchen Fähigkeit von jeder An- 


») AN. 91 Nr. 77 S 182 Abi. 1a. E. 

17) „Motive eigener Entfgeibungen“: 3.1 S. 152 2. 21. 

7 Dgl. RVA. Anl, Ziff. 340, 42, 43, auch 39 u, a. m. 

) Der Grundfag findet fih 3.8. AN. 92 S. 2 Nr. 88 (Grabpflegerin; 
Anl Ziff. 37) und AN. 93 S. 81 Nr. 235. Ferner z. B. jelbftändiger Dienft: 
mann. 

?o, Prinzip in AN. 93 S. 93 Nr. 235 und AR. 95 ©. 285 Nr. 476. 

21) Ant. Ziff. 43 und das dort angeführte (vgl. oben N. 1) Rundſchreiben 
3iff. 3a, ſowie AR. 93 ©. 78 Nr. 233. 
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weiſung und Beauffichtigung des Beftellers losgelöſt und ausſchließ⸗ 
lich auf fein eigenes beftes Können verwiefen iſt. Wird legteres 
noch durch gewiſſe Momente öffentlichrechtlicher Art, wie öffentliche 
Beftellung, Inftruftion oder gar Vereibigung beftärft, jo bleibt 
regelmäßig die Annahme eines Lohnarbeitsverhältniffes dem Be— 
fteller gegenüber ausgefchloffen,??) während anbererfeits wieder bie 
Frage nad) der Gehilfenftellung des Betreffenden gegenüber der an- 
ftellenden Behörde in den Vordergrund tritt.2?) 


3. Der Arbeitsort.) Er kommt infofern in Betracht, ala 
die eigene Vetriebaftätte der Selbſtändigkeit,“) der Eintritt aber in 
frembe Betriebs- und Wirtihaftsräume der Lohnarbeiterſchaft das 
Wort redet. Immerhin begründet die Arbeit in eigener Wohnung, 
namentlich auf nicht inbuftriellem Gebiete, die Selbftändigfeit dann 
nicht, wenn befondere, mehr zufällige, nicht in der Entwidlung des 
Wirtjchaftszweiges liegende Gründe, wie z. B. Plagmangel heim 
Arbeitgeber oder Förperlihe Gebrechen des Arbeiters jene veran- 
lafjen.°) Der Eintritt ins Kundenhaus ift namentlich bei Wäfche- 
rinnen, Plätterinnen, Schneiderinnen, Näherinnen ufm.,?') ebenfo, 

2) &o find als Unternehmer anerfannt worden eine Gemeinbehebanme 
(AR. 9 S. 173 Rr. 73; Ant. Ziff. 29, 55), Yeildiener (UN. 99 8.627 Rr.762; 
Ant. Ziff. 55), Kranken» und Wochenpfiegerinnen (UN. 99 S. 629 Nr. 763; Anl, 
Siff. 55 tegter Abfag; aber auf AN. 1901 S. 433 Nr. 916), Viehtaftrierer (AN. 
93 &. 118 Rr. 271; Anl. Ziff. 34a, 39) und Viehwäſcher (AN. 98 ©. 272 
Nr. 640; Anl. ebenda), Wäger (AN. 92 S. 113 Nr. 158; Anl. Ziff. 48 mit 341h, 
Kreittagator und Gutsverwalter (AN. 97 &.271 Nr. 550; Anl, Ziff. 48: 
Drudfehler „1896*), Fruchtmefier, Fleiſchbeſchauer, Lootſen, Kornmeſſer / u. a. 
(vgl. das der Anl. beigegebene Sad und Berufsverzeichnis) 

29) Bgl. dazu unten. 

=) RBA, Anl. Ziff. 34c. 

2) Sausjpinnerin, Tiſchler: Anl. Ziff. 31e, 42. Über die Bedeutung des 
Mertmals bei der ſog. Yausinduftrie vgl. unten. 

2%) AR. 91 ©. 183 Nr. 77, AN. 92 S. 46 Nr. 133. 

#1) Bundesratsentſchliezung (oben N. 1); dazu meuerbings AN. 1901 
S. 186 Rr. 869: felbftändige Waſcherin in eigener Wohnung. Über die männ; 
lichen Hausſchneider/ welche das ABA. anders beurteilen will, wie bie 
Schneiberinnen, vgl. oben R. 5 und neuerdings AN. 1901 ©. 607 Nr. 922, wo 
das ABA. trog immer fi) wieberholenber entgegengefegter Entſcheidungen ber 
unteren Inftanzen energiſch an feiner die Berfierungäpflicht verneinenden Auf⸗ 
faffung feftpätt. Bgl. aud die Ausführungen in ber folgenden Nr. 923 (unten 
R..33), welde aber m. E, was bie Beurteilung ber Hausſchneider anlangt, 
night unbebingt überzeugend find. . 
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auch bei Rochfrauen und Ködhinnen,2*) behufs Annahme ihrer Un— 
felbjtändigfeit verwertet worden, was namentlih dann und injoweit 
begründet iſt, als durch dieſe Perfonen eine hauseigene Hiliskraft 
erjegt wird. Treten freilich andere für Selbftänbigkeit ſprechende 
Momente dem gegenüber, jo wird zugleich zu erwägen fein, daß die 
Arbeit im Kundenhaufe in vielen Fällen nicht, wie z. B. bei Schneide 
rinnen uſw., mit der Möglichkeit der Arbeitsverrichtung im cigenen 
Haufe konkurriert, fondern, wie 3.8. bei Kranfenpflegerinnen,?°) 
dur die Natur der Tätigkeit von felbit geboten ift und daher der 
Annahme eines eigenen, gerade barauf gerichteten Unternehmens 
nicht unbedingt entgegenfteht. 


4. Der Kundenfreis.) Wer in dauerndem Beihäftigungs- 
verhältnis zu einem einzelnen fteht, erſcheint eher als unfelbftändig, 
wie derjenige, welcher einem größeren, namentlich aber wechſelnden 
Kundenfreife dient.) Anders, wenn die Beſchränkung auf einen 
einzelnen Kunden eine mehr zufällige, durh den ausnahmameijen 
Umfang feines Betriebes erflärte it?) oder bei wechſelndem Kunden⸗ 
freife in jedem einzelnen Falle Eintritt in dem Betrieb oder die 
Wirtfhaft des Kunden ftattfindet und die geleiftete Tätigkeit einen 
Teil der fremden Betriebs- oder Wirtfchaftsgebahrung in ihrer un= 
unterbrochenen Reihenfolge darſtellt. Zeigen die in legter Richtung 
unter anderen) in Betracht kommenden, ſchon oben erwähnten 
Näherinnen, Wäfcerinnen uſw. zugleih, daß auch Dienftleiftungen 
direft an die fonfumierende Privatkundfhaft die Form der Lohn⸗ 
arbeit einnehmen fönnen, jo kann doch andererjeits, namentlich in 

2%) Anl. Ziff. 19 Abſ. 3, Ziff. 68: „Häusliche Dienfte*. 

©) Bgl. oben R.22. Über die für felbftändig erachtete „Anbreherin“ und 
die Bebenfen dagegen oben N. 5. 

20) RVA. Anl. Ziff. 348. 

3) Agenten für eine einzelne und für eine größere Zahl von Firmen (Ant. 
Siff. 45), ahnlich bet Bereinsboten (Ziff. 51), Modell bei verſchiedenen Kunſtlern 
und bei einer einzelnen Kunſtſchule (Ziff. 56) u. a. m. 

9) 43.8. angeftellter und vereibeter (vgl. oben N. 22) Wager, faft aus - 
ſchließlich für ein einzelnes Handlungshaus tätig (Anl. Ziff. 48). 

=) Ebenſo Winzer, Küfer für eine größere Anzahl Befiger (Anl. Ziff. 36) 
und ähnliche in Ziff. 36a aufgeführte Perfonen; neuerdings (AR. 1901 ©. 607 
Nr. 923) Gärtner bei wechſelnden Arbeitgebern (Landhausbeſthern), unter Zurüd- 
weifung ber von ber Berfierungsanftalt Herangezogenen Analogie ber Haus⸗ 
ſchneider (oben N. 27). 
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induftriellen Berufszweigen, die unmittelbare Verbindung mit ben 
KRonfumenten für Selbftändigkeit, die Arbeitsleijtung für Gewerbe 
treibende zu Zweden ihres Betriches dagegen für wirtſchaftliche Ab- 
hängigfeit ins Gewicht fallen.?*) 

5. Der Kapitalbefig.”) Während in der nationalöfonomis 
ſchen Wiſſenſchaft eine gewiſſe Richtung?e) den Beſitz von Betriebs- 
kapital notwendig für den Begriff des Unternehmers erfordert und 
den ſogen. „ſelbſtändigen Arbeiter“ nicht als ſolchen gelten läßt, 
ſteht nach unſeren Geſetzen für die Frage der Verſicherungspflicht 
der letztere, z. B. der ſelbſtändige Dienſtmann, dem kapitalbeſitzenden 
Unternehmer durchaus gleich. Immerhin wird die Verwendung 
eigenen Betriebskapitals für gewerbliche Zwecke ein gewiſſes Moment 
zu Gunften der Selbſtändigkeit in die Wagſchale werfen,”) es 
müßte denn wegen feiner Geringfügigfeit ganz hinter ber perjön- 
lichen Arbeitsleiftung zurüdftehen.”*) Andererfeits wird die Lieferung 
der Betriebsmittel an den Arbeitenden und zwar um fo mehr, je 
bebeutender jie find, als Zeichen der Abhängigkeit ins Gewicht. 
falfen,?°) während wiederum derjenige eher als Unternehmer zu er⸗ 
achten iſt, deſſen Arheitsleiftung nach dem Vertrage weſentlich hinter 
der dur ihm bemirften Geftellung von Betriebsmitteln zurüdtritt.*) 

6. Riſiko und Unternehmergewinn.") Mit dem Kapitals 
befig und feiner Verwendung für Fremde hängt das geſchäftliche 
Rifito und andererjeits die Möglichkeit eines Unternehmergewinns 
eng zufammen. Wo Riſiko umd Lnternehmergewinn vereint ſich 

>) Selbſtändige Handwerker (Anl. Ziff. 42), Bauhandwerter und Bau 
arbeiter (Ziff. 43). 
=) RIM. Anl. Ziff. 4b. 
3) Bal. 4 8. Pierforff im Hanbwörterbud) der Staatswiſſenſchaften VI 
un ©. 388; v. Philippovid, Allgemeine Vollswirtſchaftslehre, 2. Aufl., 
=) Lieferung des Material® und der Arbeitägeräte: felbftänbige Köche oder 
Kochfrauen, welche Geſchirr, Gerichte oder Waren liefern (Ant. Ziff. 53 mit 47); 
Lieferung von Baumaterialien durch Bauhandwerker (Ziff. 43). 
”) 3.8. Kellner, die Zigarren verkaufen, Logenſchließer, Die Operngläfer ver« 
— Zimmermann, ber bie Art mitbringt (Anl. Ziff. 47 Abſ. 2, Ziff. 18 
”) Schiffspachter (oben N. 9), Fiſchermaat (Anl. Ziff. 50, 40). 
*) AR. 94 ©. 82 Rr. 333, 1. Fal: Fuhrwerksbeſiher (Anl. Ziff. 49) 
2 3. 1 S. 152, 154 9. 30. — RIM. Anl. namentlich Ziff. 341 
und 31. 
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findet, da ift auch die Selbftändigfeit der wirtihaftlihen Stellung 
gegeben.) Namentlih bei Afforbverhältniifen wird die Unter 
fuhung häufig entſcheidend fein, ob im Akkordlohn nur ein Arbeits- 
entgelt für den Arbeitenden und feine Hilfefräfte, oder aber ein 
wahrer Unternehmergewinn enthalten ift.*) Nur darf man nicht 
in jeder Beteiligung an der Chance des Unternehmens einen durdh= 
ſchlagenden Unternehmergewinn erbliden und insbefondere nicht 
überfehen, daß die bloße Tantieme nichts anderes, als eine befondere 
Form des Arbeitslohn daritellt.**) 

7. Stellung von Hilfsfräften. Indem der Unternehmer 
nit bloß Natur*) und Kapital, fondern auch Arbeitskräfte in 
feinen Dienft ftellt, wird er zugleich Arbeitgeber. Die eigene Be— 
ſchäftigung dritter Perfonen gehört nicht zum Begriffe des regel- 
mäßig verficherungsfreien Unternehmers.) Wo indeffen der mit 
einer Arbeit Betraute diejelbe regelmäßig ganz oder zum Teil an 
gelohnte Hilfskräfte weitergibt, wird er namentlich dann als Unter— 
nehmer zu betrachten fein, wenn er über deren Lohn hinaus felbft 
einen Unternehmergewinn als Entgelt für feine disponierende Tätig- 
keit bezieht.) Wo ein folder nicht gegeben iſt, wirb im Gegenteil 
der Befteller der Hilfefräfte vielfah nur als unfelbftändige Mittele- 
perfon, Vorarbeiter (Kleinakkordant) zu erachten fein. Dies in 
befondere dann, wenn als Hilfsfräfte lediglich Familienangehörige 
des Arbeitsübernehmers beftellt werden.“) 





+) Rifito von Warenausträgern in Bezug auf unverlaujte Ware und 
kreditierte Preiſe (Anl. Ziff. 46). Riſiko und Unternehmergeminn bed Bier- 
verichleigers, Traiteurs ujm. (Ziff. 47). Unterſcheidungsmerkmal bei Weberei: 
faftoren: Ziff. 341 und 45 lebier Abfay. 

9) Beiipiele: Anl. Ziff. 31 und neuerdings AR. 1900 S 331 Nr. 849. 

) 53 Abſ. 1; 80.1 5.199 f. — AR. 93 S. 91 Nr. 244; Anl. Ziff. 14. 
Schiffspachter trog Anteil an Bruttofracht unfelöftändig (oben R.9). Unfelöft- 
ftändigfeit der Norberneyer Partöfchiffer (AN. 1903 S. 361 Nr. 1086). ’ 

+) Grunbftüdsbefig als Kenngeichen der Unternehmerftellung (Bd. I 
&.152R.23). . 

923.1, 8 14 3if. 2. 

M ROA, Anl. Ziff. 34k. Unfelöftändige Wäigerinnen uſw., „melde nicht 
regelmäßig wenigften® einen Lohnarbeiter beſchäftigen“: Bundesratsentigliegung 
(ogE. N. 1) in Anl. Ziff. 44. Selöftändige Bauhandwerler bei „regelmäßiger Ber 
ftellung anderer Arbeiter“ (Ziff. 43 unter 3c). Baummart (Ziff. 36). 

*) „Mittelbare Arbeitsverhältniſſe“ (Ant. Ziff. 32 und 13 Abſ. 3, ſowie 
3.18.1783 f). Kahn a.a.D. S. 258 ff. ’ 
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8. Art und Form des Lohnbezugs.) Hier tritt in erfter 
Neihe der Gegenfag der Entlohnung nach der Arbeitszeit (Zeitlohn) 
und nad dem Maße der Arbeitsleiftung (Stüd- oder Aftorblohn, 
am beiten wohl Werklohn) hervor. Der Iegtere fhließt ein gewiſſes 
Moment des Riſikos und der Chance in fih und ift daher eine 
„dem Unternehmergewinn jich nähernde Art der Bezahlung”, wenn⸗ 
gleich er auch bei dauernden, die ganze Perjon ergreifenden Arbeite- 
verhältnifien z. B. bei Gejellen oder Gehilfen ſich findet und hier in 
feiner Bedeutung durch andere Momente, z. B. die Pflicht des 
Arbeitgebers, für ausreichende Beſchäftigung zu forgen, paralyfiert 
wird.) Dagegen ift der Zeitlohn, mag er ji auch als Entgelt 
für jelbjtändige Arbeitsleiftung finden,') doch die unmittelbarite 
Form des reinen Arbeitsentgelts. So insbefondere da, mo bei 
dauernden Arbeitsverhältnifien der Lohn nach beftimmten größeren 
Zeitabſchnitten bemeſſen wird.) Zu unterfcheiden hiervon jind aber 
die Fälle, in denen periodiſch miederfehrende und einem größeren 
Kreife von Intereffenten zu leiftende Arbeiten durch ein nad der 
Kalenderzeit, gerade ohne Rückſicht auf die wirklich vermendete 
Arbeitszeit, bemefjenes Paufchquantum bezahlt werden, zumal wenn 
in bemjelben auch die Vergütung für geliefertes Material mit» 
inbegriffen ift.”) Nicht in allen Fällen wird aud bei dauernden 
Arbeitsverhältnifien der Lohn vom Arbeitgeber direkt entrichtet, 
vielmehr der Beſchäftigte auf gewifje Leiftungen des Publikums ver 


’) Eimelnes in RVA. Anl. Ziff. 34i, wo aber, wie auch in den zu Grunde 
Hiegenben Eniſcheidungen felbft, die „grundſahlich nicht ausfclangebende“ Pe: 
deutung dieſes Moments etwas zu einfeitig betont wird, ferner Ziff. 13. 

50) Gewerbe⸗O. $ 124 Ziff. 4. AN. 92 3.46 Rr. 133. 

*) 30.1 S. 153 0.%. 3.8. Pumpenmacher Ziff. 42, Hausſchneider und 
ähnliche Heine Unternefmer auf dem Lande (AR. 93 Nr. 236 S. 83 Abſ. 1 a.E.). 
Selbſtandige Gärtner, Maurermeifter ufm., welche die von ihren Leuten bei den 
Kunden ausgeführten Arbeiten nach der Arbeitszeit berechnen, darin aber zu: 
gieich einen Unternehmergeminn in Anfag bringen (vgl. oben R. 47). 

>2) Auf folche Berhältnifie, nicht aber auf die bei N. 63 beſprochenen paßt 
die Bemerkung in AR. 92 ©. 36 Nr. 125: „Eine derart figlerte Vergütung 
für unbeftimmte Arbeitsleiftungen iſt gerade das Kennzeichen eines feften Dienft- 
verhältniffes.” — Scheidung nad) Taglohn und Stüdlohn 5.8. bei Bauarbeiten 
bezw. Vauhandwerkern AR. 93 S. 80 Nr. 233 a. E. 

=) 5. 8. Prabpflegerin (Ziff. 37, Maulmurffänger (Ziff. 30), Armenpfleger 
(Siff. 47 a. €). 
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wieſen.?i) Es iſt bemerkenswert, dab hierdurch ein felbftändiger 
Gewerbebetrieb dem Publitum gegenüber nicht unbedingt be 
gründet wird. 

9. Die Form des civilrchtliden Vertragsverhält- 
niffes. Diefelde entfeheidet nicht unbedingt über den wirtſchaft- 
lichen Gegenfag von Unternehmer und Arbeiter; doch bringt ſich 
diefer zum Teil auch in den Rechtsformen zum Ausdrud. Das gilt 
insbefondere von dem Gegenfag des Dienftvertrages (SS 611 ff. 
368.) und des Werkvertrages ($$ 631 ff). Während der eritere 
die Dienfte felbft ala Vertragsleiftung erfcheinen läßt und daher 
dem unfelbjtändigen Arbeitsverhältnis in erfter Reihe entfpricht, find 
beim Werkvertrag im Hinblid auf den bedungenen und vergüteten 
Arheitserfolg Momente der wirtſchaftlichen Selbitändigkeit, be— 
fonders in der größeren Bewegungäfreiheit des Yeijtungspflichtigen 
und ber ihm obliegenden Gefahrentragung gegeben. Indeſſen haben doch 
ſchon die bisherigen Erörterungen die Nelativität diefer Momente ſelbſt, 
wie fie namentlich bei fog. Afforbverhältniffen hervortritt, ergeben, und 
andererfeit3 wird das Vorliegen eines Dienftvertrages ganz befonders 
da die wirtſchaftliche Selbftändigkeit nicht ausfchliegen können, wo das 
beim Werkvertrag civilrechtlich erforderliche Einftehen für den Arbeits- 
erfolg ſchon mit der Art der Arbeitsleiftung unverträglid) ift.”) Cs 
kann daher nur dann der Gegenfag von Dienjt- und Werkvertrag 
mit dem von Lohnarbeiter und Unternehmer im wirtſchaftlichen 
Sinne unbedingt identifiziert werben, wenn man, wie Liefmann?) 


>) 4.8. unfelbftändige Dienftmänner, Kelfner. Logenſchließer, Badewärterinnen 
(vgl. das Berufäregifter der Anl. und Bb. I ©. 193). 

®) So find in der Kegel bie Verträge mit Privatlehrern oder Ärzten, 
jedenfalls der Hausarztvertrag mit feftem Honorar, Dienftverträge, ohne dab 
dadurch die wirtſchaftliche Selbftänbigfeit der genannten Perfonen berührt wird 
(Planck, Kommentar zum BGB., Vorbemerkung zu Buch II Tit. 6, unter III, 3 
und zu Tit. 7 unter 1I, 2). 

») Siefmann, Verlag 8.37: „Den Arbeitsvertrag, welder bie Unfelb: 
ftändigfeit des Arbeitnehmers bebingt, nenne ich Dienftmiete. — Werkverdingung 
ift felöftändige Produftionsarbeit.“ Begen biefe Auffaffung ſchon Bb. 1 &.149 
R. 98, &.153 0.2, S. 127 (dazu jet die entſprechende Entjd. LG. Leipzig. 
in ArbV. X S.498). Indem Liefmann 3.35 Anm. 2 auf diefe Stellen Ber 
zug nimmt, erkennt ev übrigens an, daß feine Auffaſſung de lege lata nit 
zutrifft. Gegen Liefmann vom nationalsöfonomifchen Standpunfte Swaine 
in Schmoller’3 Jahrb. Bd. 24 S.308 ff. und Sombart im Ardiv für 
ſoziale Gefeggebung Bd. 14 3.320 Anm. 3. Für ben hier vertretenen Stand» 
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es tut, a priori das Moment der wirtſchaftlichen Unſelbſtändigkeit 
ober Selbftändigkeit in die rechtlichen Definitionen hineinträgt. 

10. Die fonftige Lebensftellung.”) Sie fann in zweifel- 
haften Fällen herangezogen werben, infofern jie bei der Einheit der 
BVerfönlichkeit auch in das einzelne Arbeitsverhältnis hineinragt. So 
namentlich, wenn die Beihäftigung in legterem gerade mit Rück- 
fiht auf die befondere Fachkenntnis erfolgt, welche der Betreffende 
fonft in felbftändiger Unternehmerjtellung verwertet.) Selbft die 
frühere Lebensftellung kann unter Umftänden herangezogen werben, 
namentlich wenn die Kontinuität der Arbeitsbeziehung zu demfelben 
Arbeitgeber erkennen läßt, daß eine grundlegende Veränderung ihres 
Charakters der Auffaffung der Beteiligten nicht entipricht.”) 

11. Beurteilung des gleihen Verhältniſſes auf 
anderen Rechtsgebieten. Bei der inmeren Beziehung der 
verſchiedenen Gebiete der Arbeiterverfiherung zu einander kommt 
naturgemäß aud der Praris des Kranken- und Unfallrehts eine 
weſentliche Bedeutung zu.) Aber auch das Gebiet des Gewerbe- 
vecht3°%*) und der Gemwerbefteuer darf nicht außer Acht gelaflen werden. 
Dabei kann die Betrachtung zunächſt darauf gerichtet werden, ob 


puntt Dahn (oben NR. 7) ©. 223 und bei Gruchot Bb.45 5.217. Aus ihm 
ergibt fi, daß der „Unternehmer” eines Werkes im Sinne von 3 631 BGB. 
nicht immer Unternefmer im Sinne des Invalidenreits zu fein braucht. 
Schließlich möge noch bemerkt werben, daß felbft eine grunbfägliche Toentifixierung 
des Gegenſates von Unternehmer und Arbeiter mit bem von Werk und Dienft- 
vertrag die Pragis nicht erheblich fördern wurde, weil eben aud) bie lehtge ⸗ 
dachte Unterfcheidung im einzelnen große Schwierigkeiten bereitet. Wgl. Riezler, 
Der Wertoertrag (1900) ©. 42 fi. 

>) ABA. Anl. Ziff. 34m. 

“) AR.92 ©. 115 Ar. 160: Leipamtätagator, fonft jelbftändiger Goldſchmied, 
nicht Arbeiter ber Zeipanftaltverwaltung. Neueftens AR.00 S. 831 Nr. 849. 

) AR. 93 ©. 102 Rr. 254 (vgl. auch Anl. Ziff 51): Avisbote einer Eifen- 
baßnvermaltung ohne feften Vertrag und mit Bezahlung durd die Empfänger 
der Noiöbriefe wird als Arbeiter der Verwaltung anerkannt, deren Streden- 
arbeiter er war, bevor ihn vorgerüdtes Alter hierzu unfähig machte. — Ver⸗ 
wertung der früßeren Lebensſteilung auch ohne ſolche Beylehung, 3. B. AR. 98 
©. 145 Rr. 291: Unteragent, früher Malergehilfe (Anl. Ziff. 45 Abf. 6). 

©) Rechtsübung auf dem Gebiete der Unfallverfigerung vgl. 9. B. Ant. 
Ziff. 31 (Mkkorbarbeiten). Maßgebend für die Tudifatur ded RB. namentlid- 
das von Mitgliedern desſelben herausgegebene Dondbuch der Unfallverſicherung 
(2. Aufl. 1897), befonderd S. 10 ff. 

ss) Burchardt, die Rectöverhältniffe der gewerblichen Arbeiter, 1901. 
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vie betreffende individuelle Perfönlichfeit z. B. zur Kranfenverjiche- 
rung ober anbererfeits zur Gewerbeſteuer bereits herangezogen oder 
von ihr freigelafjen worden ift.') Im weiteren fann aber aud) die 
allgemeine Würdigung, welche derartigen Arbeitsverhältniſſen in 
der Jubifatur oder unmittelbar in der Gefeßgebung *?) auf anderen 
Rechtsgebieten zu Teil geworden ift, von Wichtigkeit werden. 


8 7. Arbeit3- oder Dienftverhältnis. 


I. Das Verhältnis, Fraft defjen jemand in der Stellung wirt- 
ſchaftlicher Unfelbftändigfeit von einem Arbeitgeber beſchäftigt wird, 
ift das („die Verficherungspflict begründende“ oder „verficherungs- 
pflichtige“) „Arbeits- oder Dienftverhältnis".") An dieſes konkrete 
Arbeitsverhältnis knüpft das Geſetz prinzipiell feine Rechtsfolgen an, 
nicht aber an die abftrafte Zugehörigkeit zum Arbeiterftande oder zu 
einer beftimmten Berufsflaffe innerhalb desfelben.?2) Die legtere 
fann für die Beurteilung des einzelnen Arbeitsverhältnifjes maß— 
gebend in Betracht fommen,?) nie aber dasfelbe erjegen. Man ift 
nie, weil man feinem Berufe nach Arbeiter ift, fondern weil man 
„als Arbeiter beichäftigt wird“, verficherungspflichtig. Und zwar 
gilt dies nicht bloß für die in $1 Ziff. 1 IVG. genannten „Arbeiter, 
Gehilfen uſw.“, für die e8 der Wortlaut des Gefeges ausdrücklich 


*) z. 3. Pumpenmacher Ant. Ziff. 42. 

”) So befteht eine gewiſſe Vermutung für die Selbftändigfeit derjenigen 
Perſonen, welde Arbeiten verrichten, die nad SS 29 ff. der Gewerbe-O. einen 
Tonzeffionspflichtigen Gewerbebetrieb Eonftituieren, 3. ®. $ 30: Hebammen (Anl. 
3iff. 55); $ 31: Zootfen (UN. 92 S. 138 Nr. 191; Anl. Ziff. 50); $ 36: Frucht: und 
Kornmeſfer, Fleiſchbeſchauer, Wäger, hamburgiſche Kallymänner (vgl. aber über 
unfelbftänbige neuerdings AN. 1901 ©. 203 Nr. 885 und ArhR. &. 187), 
Edelmetalltaxatoren ulm. (Anl. Ziff. 48, 55); vgl. aber aud) oben bei N. 23 

') Bgl. oben $ 3R.9. — An biefer Stelle möge auch im allgemeinen auf 
das umfafiende Werk von Lotmar, Der Arbeitövertrag, Bd. I, 1902, bins 
gerviefen fein, welches benfelben allerdings grundſählich nur „nad dem Privat» 
edit des Deutſchen Reiches“ behandelt. Auf die in diefem Werke angeregten 
‚allgemeinen Probleme und ihre Verwertung für das Arbeiterverſicherungsrecht 
fann indes bei dieſer Speziafdarftellung der Invalidenverfierung nicht ein- 
gegangen werden; es müßte dies einer neuen Bearbeitung unferes erften Bandes 
vorbehalten bleiben. 

2) Bl. Bd. S. 155; dazu mein Aufſatz in Arb®. 99 S.521 ff. und 
RVA. Anl. Ziff. 1. 

2) Vol. oben $ 6 Ziff. 1 bei N. 15 und Ziff. 3. 
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beftätigt, jondern ebenfo, und trog der in den Materialien hervor- 
getretenen abweichenden Anfhauung,*) au für die in Ziff. 2 und 3 
ſcheinbar ſchlechtweg herangezogenen Betriebsbeamten, Werkmeifter, 
Schiffsperſonen uſw. Überall fnüpft das Geſetz ſchon um deswillen 
an das einzelne Arbeitsverhältnis an, weil e8 die andere Partei in 
demfelben, den Arbeitgeber, zur funktionellen und finanziellen Durch-⸗ 
führung der Verfiherung nicht entbehren Tann. Die Mißftände 
aber, welde aus diefem Standpunkte ſich ergeben können, werben 
durch befondere Beitimmungen und Einrichtungen nach Möglichkeit 
ausgeglichen, namentlich durch die Zulaffung der „Weiterverſicherung“ 
nad Austritt aus der Veichäftigung, andererfeits durch die bedingte 
Ausnahme vorübergehender Beihäftigungen von der Verficherungs- 
pflicht und durch Beftimmungen, welche den Mißbrauch der Weiter- 
verfiherung durch nicht berufsmäßige Arbeiter verhüten follen. 

I. Arbeits- oder Dienftverhältnis iſt das Verhältnis tatjäch- 
licher Verfügungsmacht eines Arbeitgebers über einen Arbeiter, 
welches durch die Willenseinigung Beider über eine Arbeitd- 
leiftung des Ießteren begründet wird.?) 

1. Gegenftand der Willenseinigung ift die Leiftung einer 
Arbeit.) Dabei fommt in Betracht: 

a) Der Begriff der Arbeit fegt nur eine ihrer Art nach er= 
laubte®) menſchliche Tätigfeit zum Nugen anderer voraus. Auf dag 
Maß der Kraftanftrengung kommt es nicht an. So ift auch Modell- 
ftehen und das Einfammeln von Beiträgen für einen Drehorgel- 
ipieler als Arbeit anerfannt worden.) 








*) Komm»Ber. zu $ 1 (8.6) und zu $ 3a Abſ. 1 (8.12). Die ganze, 
hier lediglih auf den Wortlaut geftügte Dedultion wird ſchon durch die 
Faffung von $ 1 Ziff. 3 Hinfälig, wo flat „die gegen Lohn und Gehalt be: 
ihäftigten Perfonen der Schiffähefagung uſw.“ mit einer leichten Umftellung 
und ohne Sinnesänderung hätte gejagt werden fönnen: Perfonen, melde 
gegen Lohn ober Gehalt als Schiffäbefagung beſchaftigt werben. gl. ferner 
die Faffung des RBB. $ 1 Abf. 1 mit Abſ. 3, 4, $ 2 3iff.5 und 6, $ 2b. 

3) Die Definition enthält eine Zufammenftelung ber in Bd. I S. 149, 
175 gegebenen Begriffäbeftimmungen. Dazu otmar ©. 58 Anm. 1. 

”) Bol aud Lotmar S, 69 ff. 

*) Wohnungsvermielung zu Unzuchtszwecken fein Gemerbebetrieb; baher 
feine Rranfenverficherungspflicht für das bezugliche Hülfsperſonal (Entſch. ſachſ. 
Win. d. Inn. v. 7. Nov. 1900, Reger XXI S. 42). 

?) Anl, ABA. Ziff. 19 Abſ. 1 a. €. Über felbftändige und unfelbftändige 
Modelle vgl. oben $ 6 N. 31. 
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b) Arbeit ift aud) nach dem neuen, Gefege, troß einzelner hier 
bervortretender Einſchränkungen des Grundfages, wie fie namentlich in 
der Einbeziehung der „Lehrer und Erzieher” ($ 1 Ziff. 2) gipfeln, 
regelmäßig nur „ausführende Arbeit vorwiegend materieller Natur”.?) 
Wohl kann jie ein gewiſſes Maß geiftiger Anfpannung in ſich auf- 
nehmen, ohne ihren materiellen Charakter abzuftreifen;?) allein die 
ihrer ganzen Natur nad höhere, den Erwerbszwed überragende 
immaterielle Tätigkeit, alſo die nad der Volksanſchauung gar nicht 
als Lohnarbeit aufzufafiende rein geiftige, wiſſenſchaftliche, künſt- 
leriſche, auf religiöfen ober ſonſt rein alteuiftiichen Motiven be- 
ruhende Leiftung begründet fein verfiherungspflichtiges Arbeitöver- 
hältnis. Das Merkmal bewährt ſich insbefondere bei Abgrenzung 
der in $ 1 Ziff. 1 und 2 hervortretenden, allgemein gefaßten Be— 
griffe des „Gehilfen, Betriebsbeamten, Angeftellten” und wird hier- 
nach bei der Einzelerörterung meiter unten befondere Verwendung 
finden. Entſcheidend ift dabei in erfter Linie der objektive Charakter 
der Stellung und ihrer Anforderungen, fowie die foziale Würdigung 
derfelben im Volksbewußtſein, weniger ſchon der individuelle Bil- 
dungs· und Vorbereitungsgang,') und gar nicht das Maß von 


*) Bl. ». 19.146, 158, 160 N. 138; dazu mein R.2 citierter Aufs 
ag S. 523 ff. und Anl. Ziffj.25. Der im Prinzip unveränderte Standpunkt 
des IB®. ergibt ſich aus den Motiven zu $ 1: Ausihluß der Halfsarbeiter 
der inneren Miffton, melde höhere, mehr wiſſenſchaftliche Zätigleit ausüben, 
aus dem Begriffe der „Angeftellten“ (S.239 Abſ. 3); Einbeziehung der Lehrer 
ald Ausnahme von dem Prinzip, daß Perſonen, „melde nicht vorwiegend 
törperlic) arbeiten, ſondern fich einer ihrer Natur nad) höheren, mehr geiftigen 
(wifienigaftlihen, Tünftlerifcen ufw.) Tätigfeit widmen“, nicht verfiherungs: 
pflichtig find (S. 240 Abſ. 2 fj.); trogdem Ausſchluß der Mitglieder geiftlicher 
Genoffenfchaften, welche fi; ber Lehrtätigleit widmen, weil (unter anderem) 
diefelbe auf religiöfen Motiven berußt (S. 242 Abf 2). Ebenſo Erf. RB. 
v. 27. Zuni 1903 in Mainzer Ziſchr. Vd. 13 ©. 165, jet AR. 1908 ©. 572 
Nr. 1088. 

9) 3. 8. Druder, Praziſionsmechaniler (Anl. Ziff. 19 Abſ. 1); Tellnahme 
an ber leitenden und beauffihtigenden Tätigkeit de3 Unternehmers bei ben 
Betrieböbeamten (Bd. I S. 160; Anl. Ziff. 20 Abf. 2). 

ic) Nach Anl. Ziff. 25 werden die wegen des wiſſenſchaftlichen Charakters 
ihrer Tätigkeit auszuſchließenden Perfonen „Übrigens regelmäßig mit einer 
entſprechenden, insbeſondere einer auf Hochſchulen erworbenen Vorbildung aus 
geftattet fein müffen“. Demgegenüber tritt in der urſprunglichen Praris die 
Relativität des Moments der Vorbildung namentlid nad) ber Richtung beffer 
hervor, daß die höhere Ausbildung ber Berfiherungspflicht nicht im Wege 
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idealer ober materialiftifher Anſchauung, mit welcher der einzelne 
felbft an feine Funktionen herantritt. Bilvet die Stelle den integrie- 
renden Teil eines Unternehmens, von deſſen Gejamtwürbigung fie 
notwendig mitergriffen wird, wie 3. B. bei Schaufpielunternehmungen 
oder muſikaliſchen Darbietungen, jo wird die legtere gegenüber der 
perſönlichen Leiftung als ausſchlaggebend zu. betrachten fein.'') 

2. Xorausgefegt wird eine Willenseinigung von Arbeit» 
‚geber und Arbeiter. 

a) Ein bloßes Scheingefhäft ift hier, wie überhaupt auf dent 
Rechtsgebiete ($ 117 BGB.) nicht im jtande, die beabfichtigten 
Wirkungen, hier den Eintritt der Verſicherung, herbeizuführen. Nicht 
zu verwechſeln mit einem ſolchen Scheingefhäft ift aber ver Fall, 
daß ein dem Gefeg entiprehendes Beſchäftigungsverhältnis wirklich 
begründet wird und nur die Abficht, die Vorteile der Verſicherung 
zu erlangen, als Motiv auf die Begründung und Ausgeftaltung 
desfelben eingewirkt hat.'?) 

b) Der Beſchäftigungswille des Arbeitgebers braucht nicht aus- 
drücklich erklärt zu werden; '?) auch ſtillſchweigende Leiftung und 
Annahme bezw. Vergütung der Arbeit genügt.) Ja ſelbſt der 








fteht, wenn die Anforderungen der Stelle nit an fie heranreihen, z. B. AR. 
92 3.37 Nr. 127: Drganift an Heiner Kirche, der „eine Ausbildung genoſſen 
Hat, wie fie oft Künftlern nicht anders zu Zeil wird”; AN. 95 ©. 286 Nr. 478, 
ſowie in algemeiner Fafjung AR. 93 S. 100 Rr. 251. 

) RVA. Anl. Ziff. 25 a. E., ſowie das R.8 citierte Erk. v. 27. Zuni 1903, 
AN. 03 5.572 Nr. 1088; dazu dad Rundſchr. des Reichskanzlers v. 17. Dez. 
1891 und die daraufhin ergangenen Erlaſſe einzelner Bundesregierungen, in 
ArbV. 92 S. 57, 145 und Reger XI S. 39. (Für ein Variöte-Theater wird 
der einheitliche Charakter geleugnet vom Reg.-Präf. Magdeburg in AB. 98 
©. 593.) Dagegen Simon in Mainzer Ziſchr. Vd. 13 ©. 17. 

”) AN. 99 ©. 624 Rr. 758. Bol. dazu die Bemerkungen unter I a. G. 

”) Bol. Bd. IS. 148; dazu Hahn a. a. O. S. 224 f., unter Billigung des 
in 3. I bei R. 8 gegen bie Iubilatur des RVA. geltend gemachten Ber 
denlens. 

”) AN. 93 S. 103 Nr. 254 a. E, AR. 01 S. 638 Nr. 942 (Behilfen 
von Hausreinigern). Auf den Grundſatz des Textes gehen der Sache nach 
nameniich aud) diejenigen Entjchedungen des ABA. zurüd, weiche bie Ehefrau 
eines Arbeitnehmers als verfiert erklären, wenn fie, ohne daß mit ihr aus: 
deüdlich kontrahiert wäre, mit Wiſſen bes Arbeitgebers tatfäglid bie ihrem 
Ehemanne obliegenden Arbeiten ganz oder teilweiſe verrichtet. Anl. Ziff. 12 
und 32 Abſ. 3, fowie AN. 00 S. 880 Nr. 848 und 1908 ©. 369 Nr. 1043, 
©. 514 Nr. 1065. Bol. unten $ 12 N. 4. Dagegen ift in AM. 03 ©. 370 
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nad den Umftänden zu vermutende Wille des Arbeitgebers wird be— 
fonders dann, wenn die Vorausfegungen der civilrechtlichen „Ge— 
ſchäftsführung ohne Auftrag” vorliegen, als ausreichend zu erachten 
fein.'?) 

ce) Das Erfordernis freier Willenseinigung ſchließt die Rechts— 
folge der Verficherung!5*) bei ſolchen Perfonen aus, welde kraft 
ftrafrichterlichen oder abminiftrativen Zwanges beichäftigt werden, 
insbefondere auch ſchon zu diefem Zwecke in Strafanftalten, Arbeits- 
häuſer, Beflerungs- und Smangserziehungsanftalten, Armen-, 
Serenhäufer uſw. zwangsweiſe aufgenommen worden find.) So— 
weit Aufnahme und Beſchäftigung nicht auf Zwang beruht, wie ing= 
beſondere bei Anftalten für gewiſſe Arme, beſchäftigungsloſe Wanderer 
erpflegungsſtationen), Siehe, Blinde,!**) Epileptiiche uſw., bleibt 
dann weiter zu prüfen, ob ihre Arbeitsleiftung noch als ſelbſtändiges 
Zwedmoment der Willenseinigung oder nur als Mittel der Fürforge, 
der Heilung oder des Unterrichts ip Betracht fommen kann.“) Da 
nad) diefer Richtung bei den fog. Arbeiterfolonien das erziehliche 
Moment cher in die Rolle eines unmaßgeblihen Motivs für dag 
wirklich beabfichtigte Arbeitöverhältnis zurücktritt, iſt bereits in Bd. I 


Nr. 1044 für Töchter eines Poftagenten, welde ihn vertreten, fein verſicherungs- 
pflichtiges Arbeitäverhältnis zuc Poftverwaltung angenommen worben. 

») $$ 683 mit 675 und G11, 612 BGB.; vgl. Hahn ©. 225. 

18) Freimillige Weiterverſicherung während ber Strafhaft ift zuläffig und unter 
Umftänden zur Verhütung des Grlöf—hens der Anmartihaft ($ 46) nötig. Über 
die Ermöglihung einer ſolchen vgl. vorläufig die AN. 01 S.366 f. abges 
drudten preußif en Deinifterialerlaffe v. 12. Febr. und 8. März 1901. 

2°) Bl. Bd. 1 S. 150 f. mit Anl, Siff. 18 litt. d,e. Die Armenhäufer 
werben Hier ausſchließlich unter den Fürforgeanftalten ber litt. e aufgeführt 
und zu den Smangsarbeitshäufern (litt. d) in Gegenſatz geftelt. 2Bgl. aber 
über ſolche Landarmenhäufer, welche den legteren gleichftehen, die in Bb.IN.17 
citierte Refurdentfheidung und deren Bilfigung in AN. 93 Nr. 311 S. 1650. E, 
fowie auch Entf. württ. LBA. v. 10. Oft. 1899, wo mit Recht auf den öffentlich 
rechtlichen Arbeitszwang abgeftellt wird, aud wenn der Austritt aus der 
„Aemenbefhäftigungsanftalt“ dem Mufgenommenen unter Verzicht auf die 
Armenunterftügung freifteht (Reger XX S. 65) — Elfah-lothringifche Bezirtks⸗ 
pfleglinge in verfiherungspflichtiger Dienftbotenftellung bei der Pflegeanftalt 
(AN. 00 ©. 829 Nr. 846). 

1%) Blinden-Afyl: Grundſatzlicher Beſchluß in AR. 02 5.388 Nr. 965. 

") Auf der Seite des Soßnverhältniffes geht dem die Frage parallel, ob 
ein wirkliches Arbeitdentgelt, oder nur eine Unterftügung gewährt wird. Bgl. 
dazu unten $ 8.R. 22. 
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€. 151 Note 18, 19 ausführlich begründet worden. Der gleichen 
Auffaffung entipricht e8,'°) wenn das RVA. das Xehrverhältnis 
zwiſchen einem Meifter und feinem, feitens einer Zwangserziehungs- 
anftalt bei ihm untergebrachten Lehrling, welches ganz den gemöhn- 
lichen Lehrverträgen gleich geftaltet war, bei fonft gegebenen Vor- 
ausfegungen, ala verfiherungspflichtig erachtet hat. 

3. Aus der bejchriebenen Willenseinigung geht ein Verhältnis 
tatfähliher Verfügungsmaht des Arbeitgebers über die 
Arbeitskraft des Arbeiters, ein „Beſitz der Arbeitskraft” ') des 
legteren, hervor. 

a) Entſcheidend ift alſo nicht unbedingt Die momentane Arbeits- 
Teiftung, ſondern das Verhältnis, kraft deſſen die Arbeitskraft des 
Arbeiters dem Arbeitgeber tatfächlih zur Verfügung fteht.°) Es 
erhält ji in Zeiten des Urlaubs, der Krankheit,?') der Betriebs- 
unterbredung,#°) falls feine Entlafjung des Arbeiters ftattfindet, 


») AN. 99 S. 532 Nr. 739 a. E. Dazu auch Bd. I S. 151: „unmittelbare 
Verbindung der Arbeitöleiftung mit den Zwecken des Gewerbetreibenden“. 

»») Die fehr inftruftive Parallele zum Sachbeſitz ift in Bd. J &. 175f. näher 
ausgeführt. 

20) AN. 99 Nr. 773 ©. 652 Abſ. 2 und die dort citierten zwei weiteren 
Entſcheidungen (Anl. Ziff. 19, letzter Abjay). 

2) 35.1 8.177 R.10. Wenn dad RBA. in AR. 94 Rr. 310 S. 93 
Abſ. 1 a. E. bei einer mit Ermwerbäunfähigfeit verbundenen Nrankheit eines 
feftengagierten Arbeiters wegen ber phyſiſchen Unmöglichkeit der Hrbeitänere 
richtung „naturgemäß“ die tatfächliche Verfügungagemalt des Arbeitgebers über 
die Leiftungen feines Arbeiterd aufgehoben und damit die Beichäftigung unter- 
brochen fein läßt, fo ſcheint e8 die Bedeutung jener „Tatfächlichkeit” verfannt 
au haben. Ober verliert der Fabrikherr bie tatjählice Verfügungsgemalt über 
die Arbeitskraft feiner Maſchine, wenn dieſelbe wegen Schabhaftigfeit nicht 
funktioniert und erft repariert werden muß? Die richtige Auffaffung ergibt 
ſich auch Hier aus der Analogie des Sachbeſitzes. Wenn auch bad „Wejen 
desſelben in die tatſachtiche Gewalt gefegt wird“, fo „handelt es ſich doch nicht 
um etwas Augenblickliches, ſondern um einen befeftigten dauernden Zuſtand“ 
(Derndurg, Bürgerliches Recht, Bb.3 $ 11). Und diefer befeftigte, dauernde 
Zuftand wird durch bie vorübergehende Krankheit, melde bie gegenfeitige 
Willenseinigung unberüßrt läßt, nicht unterbroden. Es befteht fein Unterfchieb 
zwiſchen Krankheit und Urlaub, wie das RBA. behauptet. Vgl. aud z. B. 
Entſch. preuß. OVG. v. 2. Mai 1900 (Reger XX S.455 = ArbB. 1900 ©. 664). 

2) Anbesd, wenn vertragsmäßig bie Arbeitälsaft nur für eine gewiffe 
Jahreszeit zur Verfügung geftellt wurde, auch wenn ber Lohn nad; Jahres- 
Beträgen feftgeftellt und felbft während ber arbeitäfreien Seit entrichtet wurde 
(AN. 01 ©. 633 Rr. 936: Hirte für die Sommermonate). 

Rofin, Met der Arbeiterberfigerung. Band II. 4 
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fowie dann, wenn der Arbeitgeber die Dienftleiftung tatſächlich nicht 
in Anfprud nimmt, der Arbeiter aber für ihn ausſchließlich bereit 
fein muß.) Wohl zu unterfheiden von legterem Tatbejtande jind 
aber die Fälle, in denen zwar auch ein Abkommen zwiſchen den 
Parteien über Geben und Nehmen von Arbeit auf Verlangen be 
fteht, dasfelbe aber nur als ein Vorvertrag über zufünftige Arbeit 
verhältniffe im obigen Sinne erjcheint, welcher inzwiſchen der Aus- 
nugung der Arbeitskraft durch andere nicht im Wege fteht.2?) 

b) Aber au nicht der formale Rechtsanſpruch, fondern die 
tatſächliche Verwirklichung des Arbeitsverhältniffes entjcheidet.?*) 
Daher muß einerfeits bei rechtlich ungiltigem, aber tatſächlich ver- 
wirklichtem Arbeitsvertrage der Verfiherung Folge gegeben werben,?°) 





22) Qgl. den Fall des Wägerd in Anl. Ziff. 19 a. €. Daß Dienftboten, 
GSefellen, Sanblungägehilfen ur. aud) während der arbeitöfreien Zeit bet ihrem 
Dienftheren „beihäftigt” find, ift felbftverftändlic. 

2) So bie Butarbeiterin in AR. 92 S. 23 Nr. 109 (Anl. Ziff. 19 a. E.). 
Das Verhältnis liegt Bier ebenfo, wie bei einem befrifteten Arbeitävertrage; 
3b. 1 S. 176 N.7. Es befteht aber feine Veranlaffung, um jeinetwillen den 
moglicherweiſe irreführenben Say aufzuftellen, daß „im allgemeinen nur wirt: 
liche Arbeit, nicht ſchon das Beftehen der Verpflichtung dazu den Berficerungs- 
wang Hervorruft“, wie bie das RIA, Anl. Ziff. 29 Ab. 3 mit 19 Schluß 
abſatz, trotz feiner fachlichen Übereinftimmung mit dem Bier vertretenen Stand: 
punkte, tut. 

=) RB. Ant. Ziff. 29 Abſ. 2. Mit der hier zum Ausbrud gelangten Auf- 
faffung, daß es „im allgemeinen keines im Sinne bed bürgerlichen Rechts 
giftigen Dienft: oder Arbeitövertrages bedarf”, melde au dur die un: 
mittelbare Juditatur gerechtfertigt wir, ftimmt e3 aber nicht überein, wenn 
in ber lehteren wiederholt ſowohl bie redtlide, als aud bie tatjächliche 
Verfügungsgewalt über die Arbeitäfraft bes Arbeiter" vorausgeſetzt wird 
(AR. 94 Nr. 340 S. 93 Abſ. 1, AN. 99 Nr. 773 ©.652 Abſ. 2; vgl. oben 
N.20, 21). Diefe unzutreffende Formulierung hängt in etwas mit ber inR. 21 
hervorgehobenen unrichtigen Auffaffung der „tatfählihen" Berfügungdgemalt 
zufammen, 

=) 80.1.1750. 4; ogl. dazu 5. B. Entſch. bayt. BGN. v. 10. Zuni 
1895, Arb®. 96 &. 378 - Neger XVI ©. 158 und bie Vemerlung im Erk 
preuß. OVG. v. 1. Dez. 1900, ArbB. 1901 ©. 132 Sp. 2 = Neger XXI 
©. 50. Übereinftimmend jet auch Bahn a. a. ©. &.225 a. E. in Abweichung 
von Kommentar zum KVG. Anm. Ib zu $1. AN. 93 ©. 89 Nr. 241: Fleiſch⸗ 
beſchauer bei einem ſtadtiſchen Fleiſchſchauamt nad) feiner „tatſachlichen Stellung“ 
verficherungapflictig, aud) wenn Bedenken gegen die Rectägiltigfeit feiner An- 
ſteliung und bie Giltigfeit der durch Polizeiverorbnung erfolgten Organtfation 
des Fleiſchſchauamts beftehen. 
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ebenfo wie andererfeits der erklärte Kontraktbruch feitens der einen 
ober der anderen Partei ben Beſitz der Arbeitskraft unmittelbar 
beenbet.°) 


ec) Dementiprechend Tann fih das tatſächliche Verhältnis des 
„Beſitzes der Arbeitäfraft” ungeachtet feiner Einheitlichkeit in ver- 
ſchie dene Rechtsformen Leiden.) Daß neben dem civilrechtlichen 
Dienjtvertrage auch der Werkvertrag geeignet ift, ein Arbeits oder 
Dienftverhältnie im Sinne des Verſicherungsrechts zu begründen, ift 
bereits in anderem Zufammenhange erörtert worben.??) Dasjelbe 
gilt aber aud von anderen civilrechtlichen Vertragsformen. Die 
Miete und insbefondere die Pacht bringt, namentlih im Hinblid 
auf die ihr wirtſchaftlich innewohnende Gewinn- und Verluſtchance, 
zwar regelmäßig die Stellung eines jelbftändigen Unternehmers zum 
Ausdrud;?°) allein, da als Gegenleiftung für die Nugungsüberlafung 
auch Arbeiten oder Dienjte verſprochen werden fönnen,”®) fo ift da= 
mit auch die Möglichkeit gegeben, daß dieſe als der wirtfchaftliche 
Hauptzweck des Vertrages und legterer nur ala Mittel erfcheint, die 
Arbeitskraft des fog. Pächters für den Verpächter zu geminnen.?') 
Ebenſo kann ſchließlich auch der Geſellſchaftsvertrag, anknüpfend an 
die Möglichkeit der Arbeitsleiſtung ala Eozietätöbeitrag,??) zu ver- 
fiherungsrechtlihen Arbeitöverhältnifien führen. Ein ſolches liegt 
=) Bgl. Bd. I ©. 175 N. 5; dazu Romm.-Ber. zur Novelle des KBG.; 
Trudi. 1890/91 Nr. 381 &.25 und Entid. bayr. B®H. v. 14. Febr. 1890, 
Reger XI S. 41, aud) dad R. 25 citierte Erf. preuß. OVG. 

=) 30.1 ©. 176; Hahn ©. 222 ff. — Bon dem öffentlichrechtlichen Dienft: 
verhältnis der Beamten, melde weitgehend von ber Verſicherungspflicht aus: 
genommen find, wird hier abgefehen; vgl. unten $ 16. 

=) Bol. oben $ 6 3iff. 7. . 

*) 3.8. Bierverfchleiger (Anl. Ziff. 47); felbftänbiges Nießbrauchs. oder 
Pachtverhältnis bei Rodungen (AR. 94 S. 144 Nr. 369 a. E., Anl. Ziff. 36); 
Verpachtung ber Gutsmuͤhle gegen unentgeltliche Beforgung des gefamten Mal: 
wert für bad Gut (AN. 03 ©. 573 Ar. 1089). 

>) Motive zum BGB. Bd. 2 S. 372: Mögligkeit, daß in folhem Falle die 
Rormen des Mietvertrages und bes anderen Geſchäfts, z. B. des Werkvertrages, 
neben einander anwendbar find; Pland, Kommentar Anm. 1 Abf. 3 zu 
$ 535 BGB. 

2) Anl Ziff. 30: 3. 8. Satrinenmwärterin auf einem Staatsbahnhof als 
Päcterin der Aborte, für deren Vermietung fie Publifumägebühren bezieht; 
Schiffspachter (vgl. oben $ 6.N.9, 49, 54) u.a. m. 

”) $ 706 Abſ. 3 BOB. 

* 
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zwar nicht vor, wenn ber Tatbeftand einer Gefellihaft lediglich 
gleihberechtigter Unternehmer gegeben it, auch wenn einem von 
ihnen als „Erſtem unter Gleichen” eine gewiſſe hervortretende Tätig- 
feit und ein entſprechender Vorausbezug zugemwiefen ijt.””) Allein 
das letztgedachte Moment kann ſich fo verftärken, daß der wirtſchaft- 
liche und tatſächliche Charakter des Verhältniffes verändert wird. 
Dabei kommt es dann wieder darauf an, nach welcher Richtung der 
Schwerpunkt der wirtſchaftlichen Abhängigkeit verfchoben wird. So 
kann ſich das geihäftsführende Mitglied zum Unternehmer ent- 
wideln, während die übrigen in die Stelle feiner Arbeiter treten ;?*) 
fo kann aber auch umgekehrt der Geſchäftsführer als folder neben 
feiner fozietätsmäßigen Beteiligung zugleih als Bedienjteter der 
Sozietät erfcheinen.?’) Erlangt die Geſellſchaft eigene Rechtsperſön— 
lichkeit, fo fann dies wiederum von verſchiedenen Eeiten her auf die 
Annahme eines NArbeits- oder Dienjtverhältnijfes einwirken. Es 
kann die Mitglieder aus der Stellung von Unternehmerfozien in 
eine wirtfhaftlihe Abhängigkeit von der Korporation herabdrüden ;?%) 
es kann auf der anderen Seite dem geſchäftsführenden Mitgliede 
die Stellung eines gejeglihen Vertreters der juriftiihen Perfon als 
des Unternehmers verleihen, die fih, wie allgemein anzunehmen 
fein wird, über die eines abhängigen Angeftellten heraushebt.?”) 

3) RVA. Anl. Ziff. 35 Abſ. 1 3. 8. auf Zeifung fpielende Muſitlapelle. 
Mitrheder als Schiffer mit fozietälSmäßigem praeeipuum (Bd. J S. 166 N. 49). 
Anwendung auf den Fall, daß der Schiffer zu 2/, Anteil Mitrheder des von 
ihm geführten Fahrzeuges ift (AN. 02 ©. 386 Nr. 962). 

4) Dasfelbe Verhältnis Tann fi aud von ber anderen Seite aus einer 
Sogietät von Arbeitern entwideln, wenn der og. Kapo einer Xrbeiterfolonne 
zum Unternefmer emporfteigt, der als folder mit dem Bauherrn kontrahiert. 

3) Mitrheder al bebienfteter Schiffer: Bd. I a. a. ©. Anl. Ziff. 35 Abſ. 2. 

36) Gewerke ald Häuer feiner Gewerkſchaft (neueren Rechts: AR. 97 Nr. 572 
S. 319 Abf. 3, Anl. Ziff. 35 Abſ. 2). Dagegen Mitglieder einer „Palnıtorb- 
arbeiter: Genoffenfhaft* mit beſchränkter Haftpflicht als felbftändige Unternehmer 
(AR. 03 ©. 362 Rr. 1037). 

3) Ausfügrli begründet in meinem Aufſatz in ArbV. 99 5.539 mit 
Bezug auf Komm.:Ber. zu $4 3.19, 21 und den dort geftellten Antrag, 
„Beamte, welche geſethliche Vertreter eines mit ber Rechtsperſonlichkeit aus: 
geftatteten Vereins find”, von der Verfiherungäpfliht außzunehmen. Die Er: 
Örterungen ber Kommiffion find augenſcheinlich gegen bie jet nachträglich in 
AR. 99 Nr. 772 ©. 650 Abſ. 4 publizierten Ausführungen bes RIA. gerichtet, 
melde in der Tat nicht aufrecht erhalten werden fönnen (vgl. zu ihnen die 
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88. Lohn oder Gehalt.') 


1. „Lohn oder Gehalt“?) ift der Arbeitsverbienft der in ab⸗ 
hängiger Stelung beidäftigten Perfonen (Arbeiter im weiteſten 
Sinne im Gegenfag zum Unternehmer). Er läßt fi) definteren als 
der Inbegriff der Vermögensvorteile, welche ein Arbeiter nad dem 
Willen des Arbeitgebers als Gegenleiftung für die Hingabe feiner 
Arbeitskraft tatfächlich bezieht.) Darin liegen namentlich folgende 
Nomente: 

1. Den Begriff des Arbeitslohns (mie von jegt ab zufammen- 
faſſend für „Lohn oder Gehalt” gejagt werben fol) können Ver— 
mögensoorteile jeder Art erfüllen. Inbeſondere ftehen dem 
Barlohn*) Naturalbezüge jeder Art begrifflich gleichwertig zur Seite.) 
Diejelben können zum Eigentum oder zur Nugung,°) zum eigenen 
Ge- oder Verbrauch oder zum Umfag d. h. zur weiteren Eigen- 





analogen Ausführungen des heſſ. Min. d. Inn. v. 7. April 1898 in Mainzer 
Ziſchr VILS. 133). Die Abhängigkeit des Borftandes von Statut und Beneral- 
verfammlung, fowte feine Entlafbarkeit Hebt feine Stellung als ordentliches 
Rändiges Organ ber Korporation für Bertretung und Geſchaftsführung nicht 
auf. Auch erihöpft fi der Begriff des gefeblichen Verireters nicht in der 
Repräfentation nad; außen. Endlich nimmt auch das einzelne Vorſtands- 
mitglied als foldes an der Steung des Borftandsfollegiums unſcheidbaren 
Anteil; er ift Mitbildner des Prinzipalwillens. — In Anl Ziff. 35 Abſ. 2 a. E. 
(‚nicht als geſetzlicher Vertreter”) ſcheint das ABA. feinen angefochtenen Stand» 
punkt aufgeben und die Verſicherungspflicht nur für folge Fälle aufredthalten 
zu wollen, in denen das Zorftandamitglied „zugleich” eine fonftige Dienft- 
ſtellung bei der Genoflenichaft befleidet (Raffierer, Rechner). Unter der Boraud- 
iefung, daß es fid dabei in ber Tat um eine eigene, nicht dem Borftande 
mitgliede ald foldem obliegende Funktion Handelt, worüber das Statut im 
eingelnen Falle entſcheiden muß, ift dagegen nichts meitere® einzumenben. 
Bel. die Worte „Borftanbsmitglieder ald folge“ in ber citierten Stelle des 
Aomm · Verichts 

Y) Bol. Bd. 19 30-32; auch Lotmar S. 118 ff, 654 fi 

?, Die Berbindung ift techniſch, 3.8. $ 1 Ziff. 1. Über ihre Bedeutung 
gl. 30.1 S. 192. 

) 38.1 S. 191 mit RVA. Anl, Ziff. 13 Abſ. 1. 

) Auch Zahlung durd Aufrechnung mit Sypothelenzinien, die den Dienft- 
herrn (von feiner Wirtihafterin) geſchuldet werben, ſiellt Barlohn dar (UN. 98 
€. 397 Rr. 677). 

) 83 Abſ. 1 Sag 1. Bd. J S. 200 ff. Ant. Ziff. 14. 

*) Dazu oben $7 bei N.30, 31 Über den Pachtvertrag ald Arbeitävertrag. 
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tums= oder Nugungsüberlaffung an andere gewährt werden.) Für 
Naturalbezüge wird der Durchſchnittswert in Anſatz gebracht, den 
fie für den DVerficherten haben; ®) diefer Wert wird von ber unteren 
Verwaltungsbehörbe?) feſtgeſetzt ($ 3 Abf. 1). Die Feitfegung fteht 
allein der gedachten Behörde zu und it im Anbetracht der tat= 
ſächlichen Verſicherung!o) für die Inſtanzen der Rentenfeititellung 
bindend; jie fann allgemein oder für die Verhältniffe des Fonfreten 
Falles erfolgen."') 

2. Bezieher diefer Vermögensvorteile ijt der Arbeiter: ihm 
kommen fie zu Gute. Nicht notwendig ift, daß fie vom Arbeit- 
geber direkt in die Hand bes Arbeiters übertragen werden. Zahlung 
des Lohnes an den gefeglichen Vertreter des minderjährigen Lehrlinge 
erfüllt den Begriff; den mittelbaren Arbeitsverhältniffen ftehen mittel 
bare Xohnverhältnifje gegenüber, bei denen in der Gefamtvergütung 
des Vorarbeiterd der Lohn der von ihm geftellten Hilfskräfte mit 
inbegriffen ift.'?) Daran anfchließend hat cs das NUN. für aus— 





!) Anteil an ausgedroſchenem Getreide zum perſonlichen Bedürfnis (AR. 91 
S. 178 Nr. 74); Hingabe abſahfahiger Waren zur Weiterveräußerung (AR. 98 
&. 563 Re. 682); Überlaffung einer großen Wohnung zur Weitervermietung 
(AR. 91 S. 179 Nr. 75). Ader- und Weidenugung: Bd. J S. 203 N. 13, 14 
und bie bort citierten Materialien. Über Anrechnung von Freibier Bd. J S. 201 
N. 5 und gegen diefelbe W. in ArbV. 1903 ©. 73. 

®) Bgl. Bd.I S.203 N. 13, 14. In Betracht kommt bei überlafjener 
Landnuhung die Möglichkeit Toftenlojer Veftellung durch den Arbeiter felbft und 
feine Familie. „Eine Kartoffelland-Rugung ift für den Arbeiter mehr wert, als 
der Pachtzins dafür betragen würde, weil er das Land mit feiner Familie un- 
entgeltlich beftellt* (Weymann Anm. 4 zu $3). In dieſem Sinne follen wohl 
auch die Bd. 1 S. 208 N. 14 citierten Außerungen des Abg. Hahn verftanden 
werben. 

9) Bgl. oben SER. 1A. 

0) Anders in Anbetracht ber vorgejeglihen Zeit (Ant. Ziff. 14 a. E.). 

1) Vol. 86.1 &.202 mit 89 (AR. 98 &. 396 Nr. 676). Dazu im Sinne 
einer Empfehlung konkreter eftftellungen für den einzelnen Fall (melde ſchon 
wegen ber Verüdfihtigung des Durchſchnitis wertes — vgl. oben 2.8 — 
Häufig unentbehrlich fein werben) W. in ArbB. 99 S. 429. Bebeutfam wird 
die behörblice Zeftftelung für die Frage des Eintritts ber Verſicherung 
weſentlich wegen ber Berbienftgrenze bei Betriebsbeamten uſw. (vgl. unten II 
3iff.2), wäßrend bie unbebingte Verſicherungspflicht ber Arbeiter un. eine 
Schägung ihrer Raturalbegüge in dieſer Beziehung (ngl. dagegen $ 34 I80) 
entbehrlich macht. 

72) Vgl. oben $ 6 N. 48; RVA. Anl. Ziff. 16. 
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teihend erachtet, daß der Arbeitslohn der mitbeihäftigten Ehefrau 
in der Höhe des dem Manne gezahlten Lohnes zum Ausdruck 
tommt.'?) 


3. Der tatſächlichen Verfügungsgewalt des Arbeitgebers über 
die Arbeitskraft des Arbeiters jteht des legteren tatſächl iche Ver— 
fügungsmagt über ben Lohnbezug parallel gegenüber. Daher ift 
die Ausjiht auf künftige Leiſtungen nur dann Lohnbezug, wenn fie 
bereits gegenwärtig einen geficherten Vermögenswert darftellt.'*) Der 
vertragsmäßig verfprodhene Lohn entſcheidet nicht, wenn er unter 
tatjächliher Ronnivenz des Arbeiters fortdauernd und ohne das Be- 
mußtfein bleibender Verpflihtung nicht gewährt wird.'”) Ume 
gefehrt fallen Xeiftungen, auf melde fein Rechtsanſpruch beſteht, 
wenn der Arbeiter nad) Maßgabe des Einzelfales mit tatſächlicher 
Sicherheit auf fie rechnen fann, unter den Lohnbegriff.') Die durch 
die Sitte gefeftigten Trinfgelder und Weihnachtögratififationen find 
ihrer Art nach hierher zu rechnen.“) 

4. Der Lohnbezug beruht auf dem Willen des Arbeit- 
gebers; ber Arbeiter iſt auf ihm als auf fein Arbeitsentgelt ver= 
wiefen. Dagegen ift wiederum nicht erforderlich, daß der Lohn aus: 
dem Vermögen bes Arbeitgebers ſelbſt ausgefchieden wird. Dem 
Arbeitgeberlohn fteht namentlich der Kundenlohn gleichwertig zur 
Seite: Gebühren, aud Trinfgelder unter der Vorausfegung der 

») Bgt oben $7 R.14, ſowie unten $ 12. R 4; Anl Ziff. 16. 

”) In dieſem Sinne kann man mit Anl. Ziff. 13 Abſ. 1 den „Einkauf 
eines Bedienfteten in eine Berforgungsanftalt” als Lohnzahlung betrachten, 
nit aber mit Weymann Anm. zu $ 3 die „Zuſicherung legtwilliger Sur 
menbungen“, ja nicht einmal bie gegenwärtigen teftamentarifchen Zuwendungen 
wegen ihrer Widerruflichteit (im Begenfaß zu den erbvertragsmäßigen). 

») RIX, Anl. Ziff. 17 Abſ. 4 (AR. 93 S. 67 Ar. 222). 

'*) xehrling, welder ein vorher nicht ausbebungenes, bares Entgelt von 
3 M. wöchentlid) bezieht (AR. 96 ©. 271 Nr. 503; Ant. Ziff. 17 Abſ. 2). 

”) 3.1 8.192 N. 10 mit Anl. Ziff. 17 Abi. 3. So aud, wenn, mie 
neuerdings AR. 01 S.2%02 Nr. 884 feftftellt, nur Weihnachtsgratifikationen 
«bei Zehrlingen) ohne fonftigen Gehalt gewährt werden. Dabei foll für den 
Charakter als Lohn (im Gegenſatz zum Geſchent) aud bie größere Höhe der 
Gratifilation in Betracht fommen und Bier ungefähr ein Drittel des 300 fachen 
Betrages des ortsũblichen Tagelohns entfgeidend fein. Dgl. dazu das abs 
mweicende erftinftanglige Ert. der Yamburger Polizeibehörde in ArbR. 1901 
©. 119; die hier citierte Entf. d. bad. IMS. v. 19. Sept. 1895, ArbV. 96 
€. 469, lag aber weſentlich anders. 
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vorigen Ziffer, auf welde der Arbeiter feitens feines Arbeitgebers 
angewiefen if.) Daran fchließen fi die Nebenverbienfte an, 
welche häufig Angeftellte durch den Verkauf oder die Vermietung 
von Gegenftänden an das Publikum gewinnen, zu denen fie kraft 
ihres Dienftverhältniffes ermächtigt oder fogar verpflichtet find.'%) 
5. Weſentlich für den Begriff des Arbeitslohnes it fein 
Charakter ala Arbeitsentgelt. Leiſtungen, welche nicht mit dem 
Bewußtſein der Gegenleiftung fir Arbeit (welches aud bei den er— 
wähnten Trinkgeldern und Weihnadhtsgratififationen nicht fehlt), 
fondern aus reiner Freigebigfeit oder aus anderen fittlichen oder 
rechtlichen Gründen gegeben und genommen werden, jind nicht 
Arbeitslohn. Das Gnadenbrot eines alten erwerbsunfähigen Dienft= 
boten, der nad) feinen Kräften noch im Haufe mithilft,2°) die Geld- 
entſchädigung für „Dienftleiftungen in Verpflegungsftationen, melde 
nicht als Entgelt für die gelieferte Arbeit, fondern als eine Unter- 
ftügung zum Zwecke des beſſeren Fortlommens gemährt wird“ ,2') 
die Fraft öffentlichen Rechts gewährte Armenunterftügung, auch wenn 
der Arme fekundär Arbeit leiftet,?) der Fraft Familienrechts an 


”) 36.1 S. 193 mit Anl. Ziff. 16; vgl. auch oben $ 6%. 54. 

") Werfauf von Zigarren oder Anfihtöfarten durd) "Kellner, von Seife 
durch eine Satrinenmärterin (vgl. oben $ 7 N.31), Verleihung von Opern: 
gläfern durch einen Logenſchließer u.a.m. gl. Anl. Ziff. 13 Abf. 1 a. €. 

2) Gebhard- Düttmann ©. 28 f. Dagegen flieht die aus perfönlichen 
NRüdfichten über das Maß des Angemeffenen Hinausgehende Entlöhnung den 
Begriff der Gegenleiftung nicht aus. Bb.1 ©. 193. Ebenſowenig natürlid) der 
Hinter dem Angemefjenen zurüdbleibende Lohn. 

21) Bel. des Bundesrats, betr. vorübergehende Dienftleiftungen, v. 27. Dez. 
1899 Ziff. 4. Bol. unten $ 9. N. 20. Daß bei Arbeiterfolonien, welche mit 
ben gedachteten Zerpflegungsftationen nicht ibentifch find (UN. 91 ©. 138 Rr. 25 
legter Abfag, AN. 95 S.239 Nr. 447 Abſ. 3), im Gegenteil das Moment 
wirklicher Befäftigung gegen Entgelt in den Vordergrund tritt, vgl. oben $ 7 IT 
Ziff. 2e und Anl. Ziff. 18e a. E. ſowie AN. 1903 ©. 358 Nr. 1083. Tod 
fließt das eine abweichende Feftftelung im einzelnen Fall nit aus (Meyer in 
ArbðV. 93 ©. 209). 

22) Bol. oben $7 R.17. — AR. 98 ©. 164 Pr. 310, im Gegenjag zu 
S. 165 Rr. 311. Nah $ 1 Abſ. 2 des preuß. G. v. 8. März 1371 Tann die 
Armenunterftügung geeignetenfall® „mittel3 Anmweifung ber ben Kräften des 
Hülfäbebürftigen entjprechenden Arbeiten gemägrt werden“. Sog. Notftands: 
arbeiten, fofern fie Eintritt der armenrechtlichen Unterftügungsbebürftigfeit aus: 
igjließen follen, find verfigerungspflihtig: Pol. Behörde Bamburg v. 30. Tan. 
1893 bei Geb hard, Berfigerte Perfonen 3. 28. 
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Verwandte, namentlich Hauskinder gewährte Unterhalt?°) können, 
felbft abgefehen von anderen hereinfpielenden Momenten, ein ver- 
ficherungspflichtiges Lohnarbeitöverhältnis nicht begründen. 

6. Die Art der Bemeffung des Arbeitsentgelts ift gleic)- 
giltig. Zeitlohn oder Stücklohn,“) abfolute oder prozentuale Be— 
ftimmung des Lohnes ift gleihmäßig vom Begriffe erfaßt. Die 
prozentuale Bemeflung kann fih als fog. Provifion 3.8. bei 
Agenten ober Handlungsreifenden auf den Verdienſt des einzelnen 
von ihnen vermittelten Geichäfts, oder ala Tantieme?°) auf die 
Ausbeute oder den Gewinn des ganzen Betriebes beziehen. 


U. Als Vorausfegung der Verfiherung fommt der Lohnbezug 
in folgender Weije in Betracht :2*) 

1. Für die gefeglihe Verjicherungspflicht der Arbeiter wird all= 
gemein „die Beſchäftigung gegen Lohn oder Gehalt" als Tat- 
beftandsmoment erfordert ($ 1 Ziff. 1-8). Dementfprechend ift 
aud für die durch den Bundesrat erfolgende „Erjtredung des $ 1" 
auf Hausgewerbetreibende notwendig, daß fie „von anderen Ge- 
werbetreibenden“ gegen Entgelt im Sinne des Geſetzes „beichäftigt 
werben“ .26) 








2) Bgl. Bb.1 S. 194 ff. und unten $ 12. 

20) Dal. oben $ 6 3iff.6; 8.1 &.198 9.12 und Ant. Ziff. 13 0.2 
Einrechnung von Wontagezulagen (AR. 1903 3. 364 Ar. 1039). 

=) Eine Feftftellung der Zantiemen duch die untere Verwaltungsbehörde 
(ogL. R. 9) findet nur infomeit ftatt, als dieſelben in Raturalbegügen gewährt 
werden Die Worte „für diefelben* in $ 3 Abf. 1 Sag 2 beziehen fi nur 
auf die unmittelbar vorher erwähnten „Raturalbezüge”, wie ber Gntmurf zu 
®.89 52 Abf 1 Sag? „Der Wert der lefteren“ Har ergibt. Ülbereinftimmend 
Beymann Anm. 3 u 53. 

==) Für die Weiterverfiherung und die Fortfegung der Selbſtverſicherung 
iſt Lohnbezug feine wefentlihe Borausfegung. j 

2) $ 2 Abſ. 1 Ziff. 2. Von der Auffafſung des Textes geht offenbar auch 
AN. 98 ©.563 Rr. 682 aus, wo ein Hausinduftrieller gegen ſelbſtgefertigten 
Barchent von feinem Auftraggeber fertige Schnittware erhält und biefe im 
Wege des Hauſierhandels vertreibt. Das ABU. ftelli bier feft, dab Naturals 
bezug (ngl. oben R. 7) und damit Lohn nach $ 3 Abſ. ĩ vorliegt. — Freilich 
Hann die Berfiherungspflicht der Sauögemerbetreibenden, nachdem fie auf $ 1 
gegründet ift, aud) auf die Zeit erftredt werben, in melder fie vorübergehend 
für eigene Rechnung arbeiten. Ihr Berbienft ift Bier, wie ber der in $2 Ziff. 1 
begeichneten Rleinmeifter überhaupt, nit mehr Lohn und Gehalt im Sinne des 
Geſebes fondern Unternehmerverbienft. 
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2. Die Höhe des Arbeitslohnes bedingt die Verfiherung in- 
fofern, als die in $ 1 Ziff. 2 und 3 genannten „Vetriebsbeamten, 
Werfmeifter und Techniker, Handlungsgehilfen und -Lehrlinge, 
fonftige Angejtellte im Hauptberuf, Lehrer und Erzicher, Schiffe: 
führer“ der gefeglihen Verſicherungspflicht nur unterliegen, wenn ihr 
regelmäßiger Jahresarbeitsverbienft an Kohn oder Gehalt zwei— 
taufend Mark nicht überfteigt. Beziehen fie mehr als 2000, 
aber nicht mehr ala 3000 M., jo jind fie zur Selbjtverficherung 
berechtigt. 

In Betracht fommt nur das, mag der Betreffende an Arbeits- 
lohn, nicht was er aus den Ertrag eigenen Vermögens oder jelb- 
ftändiger Erwerbstätigkeit?) verdient. Für die Anrechnung von 
Naturalbezügen wird bier die Feitfegung duch die untere Ver— 
waltungsbehörde von Bedeutung”) Wird eine ber betreffenden 
Berfonen in mehreren Arbeitsverhältniffen bei verſchiedenen Arbeit- 
gebern beichäftigt, fo entſcheidet die Gefamtfumme ihrer Berdienfte 2°) 

2) 38. ein Angeftellter eines Vanthauſes durd regelmäßige eigene 
Spekulation. Über Ausfchluß des Sinseintommens vgl. RIA. Anl. Ziff. 26 
Schlußabſatz 

2%) Bet. oben N. 9 und 25. Über Tantiemen Anl. Ziff. 26 Nbj.3. Ans 
rechnung von Reifefpefen und Relſekoſten bei einem Verſicherungsinſpeltor 
(AR. 02 &.546 Rr. 1003). — Iſt einem Vetrieböbeamten ein Jahresgehalt 
von 2000 M. vertragsmäßig zugeſichert, es wird aber die monatlich gezahlte 
Gehaltsrate von 166,66 auf 167 M. abgerundet, fo daß ber tatjähliche Bezug 
2004 Mark beträgt, fo fol, wie AR. 00 S. 611 Nr. 799 neuerdings ent- 
fhieden Hat, Verſicherungspflicht eintreten. „Nur in der Höhe des feſtgeſetzten 
Jahresgehaltes findet die Bewertung ber Leiſtungen des Angeſtellten ihren 
eigentlichen Ausdrud.” Die Entſcheidung fteht mit den oben bei N. 16 ange: 
fügrten eigenen Grunbfägen des ABA. im Widerſpruch, ift aber im Hinblick auf 
bie geringe Überfhreitung ber Werbienftgrenze in farorenı der Verfiherung. 
fogialpotitifc wohl erklärlich. Nur Liegt von diefem Standpunfte aus die Sache 
nicht anders, wenn der Beamte vertragsmäßig pro Monat abgerundele 167 Mark 
bezieht. Es find das eben Mihftände, bie mit jeder gefeglihen Sifferngrenze 
verbunden find. 

=) ABA. Anl. Ziff. 26 a. E. führt ald Beiſpiel einen bei zwei Firmen be 
Iäftigten Handlungsgehilfen an; man denke ferner namentlih an Lehrer, 
welche Einzelftunden erteilen u. a. m. — ft eine Perfon in einer Stellung 
als Betriebsbeamter, Angeftellter ufw. ($ 1 Ziff. 2) und in einer anderen als 
Arbeiter, Gehilfe ufw. ($ 1 Ziff. 1) tätig, fo wird er au bann verſicherungs⸗ 
pflichtig fein, wenn fein Geſamtlohn 2000 Mark überſchreitet, weil die Bes 
fäftigung als Arbeiter one Rüdficht auf die Höhe des Einkommens verfiche: 
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denn es handelt jich bei der gedachten Verdienſtgrenze im Sinne des 
Geſetzes um eine die ganze Perfönlichkeit erfafiende foziale Ab— 
ſchichtung, nicht unbedingt um das einzelne Arbeitsverhältnis. Dar- 
aus folgt aber nicht, daß, wenn ein Betriebsbeamter uſw. feine Zeit 
und Arbeitskraft z. B. nur zur Hälfte ausnugt, feine verficherungs- 
rechtliche Stellung nah dem Doppelten feines Arbeitsverbienftes- 
bejtimmt werden müßte. Denn nur der wirkliche Lohn kann ent= 
fheiden, nicht auch der mögliche, den der Betreffende verdienen 
würbe, wenn er neben dem erften noch ein zweites Engagement ein- 
gegangen wäre. Maßgebend iſt ſchließlich nicht der Arbeitsverbienit 
eines einzelnen Jahres, jondern der „regelmäßige". Verficherungs- 
pflicht und Selbftverfiherung fallen daher erft dann mweg, wenn 
nad Maßgabe des Vertrages oder angeftellter Durchſchnittsberech- 
nungen für bie Zufunft mit Sicherheit auf eine Überſchreitung der 
Verdienftgrenze gerechnet werden kann.?) 

Die Geringfügigfeit des Lohnes ſchließt, ſoweit jie nicht ber 
Ausdrud bereits beftehender Ermwerbsunfähigfeit ift,') die Ver— 
fiherung nad) Maßgabe des Gefeges felbft nicht aus. Dagegen 
Tann nad) der zu $ 4 Abf. 1 erlaffenen Bekanntmachung des Bun— 
desrats vom 27. Dezember 1899 über „vorübergehende Dienſt- 
leiftungen“ eine folge „Geringfügigfeit des Entgelts, daß das— 
felbe für die Dauer der Beichäftigung zum Lebensunterhalt nicht 
ausreiht und zu den für diefe Zeit zu zahlenden Verfiherungs- 
beiträgen nicht im entfprechenden Verhältnis fteht“, in Verbindung 
mit anderen Momenten den Ausfhluß von der Verfiherungspflicht 
herbeiführen.?2) 

3. „Eine Beihäftigung, für welde ala Entgelt nur freier 
Unterhalt gewährt wird, gilt im Sinne des Gefeges nicht als eine 
die Verfiherungapflicht begründende Beſchäftigung“ ($ 3 Abf. 2); 
dagegen ift ſolchen Perfonen, welhe auf Grund biefer Beſtimmung 
der Verficherungspflict nicht unterliegen, jegt das Recht der Selbft- 
verfiherung zugemiejen ($ 14 Ziff. 3). 
rungopflichtig ift und die daneben auögeübte Beſchäftigung als Betriebsbeamter 
diefe Rechtäfolge nicht wieder aufheben fann. 

”) 30.1 S. 209 mit Anl. Ziff. 26 Abſ. 4. 
»m 95 Abſ. 4; vgl. unten $ 11. 
em Ziff. 1b; ogl. unten $ 9. 
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a) Die angeführten Beftimmungen beziehen ſich auf ſolche Per- 
fonen, welche „gegen Entgelt beſchäftigt“ werden: nur „die Art der 
Entlöhnung” ift es, welche ihre Sonderftellung begründet.) Mangelt 
es bereits an einem verſicherungsrechtlichen Beſchäftigungsverhältnis 
oder an einem Lohnbezug in dem unter I entwidelten Sinne, jo 
fommen jene Normen überhaupt nicht erft in Frage. Für 83 
Abf. 2 und damit für das frühere Recht des G. 89 überhaupt iſt 
diefe Hervorhebung ohne wefentliche Bedeutung, da es praktiſch gleich- 
giltig fein kann, ob die Verfiherungspflicht ſchon wegen des Fehlens 
eines Lohnarbeitsverhältniſſes an fih, oder erſt wegen ber bezeid- 
neten Art der Entlöhnung verneint wird. Im Gegenteil kann es 
ſich infoweit empfehlen, die Reihenfolge der Fragen umzufehren, 
weil es ſich häufig leichter wird feſtſtellen Iaffen, daß „nur freier 
Unterhalt gewährt wird“, ala daß ein Zohnarbeitsverhältnig in dem 
nicht ganz einfachen Sinne des Gefeges nicht vorliegt. Allein für 
die durch das neue IVG. eingeführte Verſicherungsberechtigung 
jener Perfonen ($ 14 Ziff. 3) wird ſich die Unterfcheidung nicht ent= 
behren lafjen. Nur diejenigen Perfonen genießen hiernach das Recht 
der Selbftverjiherung, welche „auf Grund des $ 3 Abſ. 2" wegen 
der Art der Entlöhnung der Verſicherungspflicht nicht unterliegen. 
Perſonen dagegen, melde 3. B. ihren Lebensunterhalt als Gnaben- 
brot, als Armenunterftügung, als familienrechtliche Alimentation er- 
halten,*) können auf Selbftverfiherung feinen Anſpruch erheben. 

b) „Sreier Unterhalt“ find Gebrauchs-⸗ oder Verbrauchsgegen⸗ 
ſtãnde, alfo Naturalbezüge. Aber nicht alle Naturalbezüge find 
Unterhaltsgegenftände und «8 muß gegenüber falſchen Schlüffen, 
die aus der fhiefen Begründung der Motive gezogen werben 
fönnten,”®) wiederholt hervorgehoben werden, daß die Entlöhnung 


=) Mot. zu $ 8 Ent. zum IB®. Abſ. 3 S. 252; Gebhard-Düttmann 
Anm. 9 zu 83a. E. 

3) Bgt. oben $ 7 R.17. Auch bei einfachen Lehrlingsverhältniſſen behält 
AN. 98 ©. 629 Nr. 688 a. €. den Fall vor, daß „während eines Teils oder 
jogar mährend der ganzen Dauer ber Lehrzeit die eigentliche Unterweifung 
gegenüber dem Intereffe des Lehrherrn derart im Vordergrunde fteht, daß bie 
Leiſtungen des Lernenden ohne wirtſchaftlichen Wert find und der Unterhalt 
nicht als Arbeitdentgelt, fondern aus anderen ®ründen und deshalb gewährt 
wird, weil erſt bie Teilnahme an der Hausgemeinſchaft des Lehrheren eine 
umfaffende Aufſicht und Anleitung ermöglicht oder fie doch erleichtert". 

3) Vgl. Bd. IS. MIN. 6. Die dort citierten Motive wollen die Beftimmung 
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lediglich mit Naturalbezügen, welche aber über den „Unterhalt 
hinausgehen, die Verfiherungspflicht nicht ausichließt. Wird an 
Stelle des freien Unterhalts oder eines Teils desfelben z. B. für die 
Wohnung oder Kleidung?) ein frei verwendbarer Paufchalbetrag 
gewährt, fo ift diefer im Sinne der Motive ale Barlohn das Ent- 
ſcheidende; anders dagegen, wenn bei jeweiligem Bedürfnis z. B. 
zur Anfhaffung eines Kleidungsftüds der angemefiene Geldbetrag. 
zu eigener Verausgabung dem Beſchäftigten gewährt wird.?") Kleine 
unfelbjtändige Nebenleiftungen in Gelde, namentlich das ſog. Tafchen- 
geld zur eigenen Befriedigung gewiſſer kleinerer Lebensbebürfniffe, 
Ichließen die Anwendung von $ 3 Abf. 2 nicht aus.?*) Bei mittel- 
baren Arbeits- und Lohnverhältniffen muß in dem Sinne der Motive 





damit begründen, daß bei bloßer Unterhaltägewährung dem Arbeitgeber die 
Wiebereinziefung der Beitragshalfte durch Lopnfürzung unmöglid fe. Das 
würde freilich auf alle Falle bloßer Naturalleiftungen zutreffen. Andererfeits 
darf dod die Unzulänglicjleit der Motive nicht dazu führen, die Beftimmung 
mit Chriftiani, Verfiherungspfliht und freier Unterhalt (1893), auf eine ganz. 
neue Grundlage zu ftellen. Diefer Schriftfteller will den Grund von 53 Abf. 2 
darin finden, daß ber freie Unterhalt regelmäßig nicht die Natur eines wahren 
Arbeitsentgelts Habe, nicht für die Arbeit, fondern aus anderen Beweggründen 
gegeben wird (Alimentationzpfliht, Unterftügung, Gnabenbrot; S. 14). Er 
lommt danach dazu, gerade diejenigen Fälle der Beftimmung zu unterwerfen, 
welde nad ihrem Maren Wortlaut („Beihäftigung*, „Entgelt*) ſchon vor 
der Anwendbarkeit von $ 3 Abf. 2 liegen und bereits durch $ 1 von der Ber- 
ſicherungspflicht ausgeſchioffen find, wahrend er Handwerkslehrlinge, die „freie 
Station“ (Koſt und Wohnung) erhalten, entgegen der ausgeſprochenen Abſicht 
der Motive (vgl. Bd. I a. a. D.) der Verſicherungspflicht unterftellen will. Im 
GBegenfag dazu muß man doch auch ber in ben Motiven zum Ausbrud ge: 
langten Abficht des Geſehgebers mie auch im Texte geſchehen (vgl. bei N. 86, 
39), infomeit Rechnung tragen, als fie nicht mit dem Wortlaut des Geſehes in 
Widerſpruch kommt. Ob freilich man nicht da3 Bebauern Weymann’3 (Anm. 7 
Schlußabſatz zu $ 3) darüber teilen follte, daß die bei ber Beratung des IVG. 
gemadsten Verſuche zur Befeitigung ber ganzen SBeftimmung erfolglos ger 
blieben find (vgl. namentlich Romm.Ber. zu $ 3 S. 11 ff.), muß hier dahin 
geftellt bleiben. 


”) AN. 92 S.4 Nr. 91. 

3) RVA. Anl. Ziff. 158. 

) 3.1.2201 N.6, fowie die Begriffäfeftitellung bei Rofin in „An- 
nalen des deuiſchen Reis“ 1890 S. 911 a. E.; Anl. Ziff. 15b. Taſchengeld 
in umfagfähigen Raturalien (MR. 92 S. 120 Nr. 166). Es verfhlägt nichts, 
daß das Taſchengeld ausbebungen ift (AN. 92 S. 120 Nr. 165). 
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nicht die Art, wie der Lohn vom Arbeiter empfangen, jondern wie 
er vom Arbeitgeber gegeben wird, enticheiden.?°) 

c) Der „Unterhalt“ umfaßt die zur Erhaltung bes eigenen 
Körpers der befehäftigten Perfon unmittelbar dienenden und er- 
forberlichen Ge- und Verbrauchsgegenſtände.“o) Vorausgeſetzt wird, 
daß die gewährten Naturalbezüge weder nad Qualität noch nad 
Quantität mejentlih über das Maß des perjönlihen Bedürfniſſes 
hinausgehen. Qualitativ fallen in den Rahmen bes Unterhalts 
namentlich Wohnung, Feuerung, Nahrung, Kleidung, aber auch ärzt- 
liche Behandlung und Medifamente in Kranfheitöfällen;*') die Be- 
friedigung kleinerer Lurusbebürfnijfe 3. B. die Gewährung von 
Tabak fließt den Begriff nicht aus.) Naturalbezüge, aus denen 
der Unterhalt erft herausgewirtſchaftet werden foll, 3. B. Landnugung, 
find ausgeſchloſſen. Quantitativ überfchreiten Reichniffe, welche üher 
das eigene leibliche Bedürfnis des Arbeiters hinausgehen und zur 
Verwertung geeignet find, den Begriff des „nur freien Unterhalts”; 
auch wenn freier Unterhalt nicht bloß für den Arbeiter felbit, jondern 
für feine ganze Familie gewährt wird, findet $ 3 Abſ. 2 feine An— 
wendung.*) Bleibt die Gewährung qualitativ oder quantitativ 
hinter dem Maße des Bebürfniffes zurüd, wird z. B. nur Wohnung 
oder nur Koft, oder die Koft nur in befehränftem Umfange ge- 
währt, fo ift troßdem bie Anwendbarkeit begründet. 

%) Inftmann erhält vom Gutspachter Varlohn, während er dem von ihm 
pflichtmaßig geftellten Scharwerter nur freien Unterhalt gewährt. Die Moglichteit 
der Beitragseinziehung durch Lohnabzug befteht Bier (UN. 93 ©. 68 Rr. 223). 
— Weitere Einzelheiten ergeben fi aus dem bereit Entwidelten: Berfprocener, 
aber nicht gegahlter Bariohn neben dem freien Unterhalt (vgl. oben R. 15)F 
Barbeträge neben freiem Unterhalt, um die Berfiherungäpflicht eintreten zu 
laſſen (ogl. oben $7.R.12). 

“) Die Definition nad Bd. J 3.201 (aufgenommen in AR. 91 3.179 
Nr. 75) mit Anl. Siff. 15 Abſ. 2 und litt. c. 

A) AR. 91 S. 180 Nr. 76 Schlußabjag. 

=) Ant. Ziff. 15 Ab. 2. 

+) Diefer Sap ift in der Anl. nit mit voller Deutlichteit auögelprocen, 
geht aber aus dem Zuſammenhange und namentlich aus AN. 91 S. 179 Nr. 75 
Har hervor. Dagegen will AN. 1901 3.637 Nr. 942 bei Hausreinigern und 
Hausmwarten, welche freie Wohnung auch für ihre Familie erhalten, Verſiche ⸗ 
rungsfreiheit gelten laſſen (?). Beſtätigt wird dies in der grunbfägligen 
Entf. AR. 02 S. 387 Nr. 963 litt. a. Bedentenfrei find dagegen die hier 
än litt. b und c in Verbindung mit AN. 01 3. 638 Abſ. 2 a. €. aufgeftelften 
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$ 9 Kurzfriftige Befchäftigung.') 


I. Die verſicherungsrechtliche Beurteilung einer Beihäftigung, 
insbefondere ihre Verfiherungspflichtigkeit, ift prinzipiell unabhängig 
von ihrer Zeitdauer. Indeſſen greift hier das Gefeg aus praktiſchen 
Gründen!) mit zwei?) Ausnahmebeftimmungen ein, deren Durd)- 
führung zugleih in erheblichem Umfange an eine nähere Regelung 
feiteng des Bundesrats geknüpft ift. Die erfte derfelben ($ 4 Abſ. 1) 
nimmt „vorübergehende Dienftleiftungen”, deren Umfang der näheren 
Beftimmung des Bunbesrats anheimgegeben ift, fraft Rechtsnorm 
von der Verfiherungapfliht aus;?) die hierdurch ausgeſchloſſenen 
Perſonen genießen aber das Recht der Selbftverjicherung ($ 14 
Ziff. 3). Die zweite ($ 6 Abſ. 2) gewährt, gleichfalls unter Vor— 
behalt näherer Ausführungsbeftimmungen des Bundesrats, gemifjen 
Perſonen, welche im Laufe eines Kalenderjahres nur Furzfriftige 
Lohnarbeit übernehmen, ein Recht auf Befreiung von der Verſiche- 
rungspfliht*); die danach befreiten Perfonen haben zwar nicht das 
Selbftverfiherungsrecht, wohl aber, wenn fie duch die Befreiung aus 
einer ſchon begründeten Verficherungspflicht ausfcheiden, das Recht der 
Weiterverfiherung.’) Da die Ausnahme durch Rechtsſatz unmittelbar 
wirft, fo geht $4Adf. 1 in der Anwendung dem $ 6 Abf. 2 vor; einer 
Befreiung auf Grund der legteren Beftimmung bedarf nur ber= 
jenige, deſſen Verfiherungsfreiheit nicht ſchon auf Grund von $ 4 


Rechtsſaͤtze: Wird für den Hauswart eine Vergütung in beftimmter Höhe und 
ebenjo für die ihm im Rahmen bes perfönlichen Bedarfs gewährte Wohnung 
ein beftimmter Mietzind ausgeworfen, letzterer aber ganz ober zum Zeil zur 
auirechnungsweiſen Tilgung der Vergütung vermenbet, fo Iiegt Berficerungs- 
freiheit vor. Wird umgeleßrt nod) ein Zeil ber Vergütung in Bar entridhtet, 
fo ift Verfiherungäpflicht begründet, wenn nit der Barbetrag, ähnlich einem 
Zaſchengeld, verhältnismäßig undebeutenb ift (vgl. oben R. 88). 

1) Ortloff, Invalidenverfiherung in vorübergehenden Beſchäftigungen, 1903. 

"8) Bol. Bb.1 ©. 183. 

2) In gewiffem Sinne gehört auch $ 4 Abi. 2 Hierher (vgl. auch unten 
R. 64), welcher aber doch nad} ben Mot. zu $ 3a auch dann Anmendung finden 
fol, wenn die „inlänbif—e Beihäftigung wegen ihrer verhältnismäßig langen 
Dauer vielfach ais vorübergehende nicht mehr gut angefehen werben fann“. 
Xgl. über ifn unten. 

”) Bgl. oben 53 N. 11. 

4) Bor. oben $ 5. 

>) Bgl. oben $ 5 RM. 
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Abſ. 1 feitfteht.‘) Der Bundesrat hat fic feiner Aufgabe in zwei 
Verordnungen entledigt: Die auf Grund des $ 4 Abf. 1 ergangene 
ift in der Bek. v. 27. Dez. 1899 enthalten‘), die auf Grund des 
$6 Abj. 2 erlaffene in der Bek. v. 24. Dez. 1899, welche, foweit jie 
Form und Wirkung der Befreiung felbft betrifft, bereits oben zur 
Erörterung gelangt if?) Durch diefe Verordnungen ift der Kreis 
der Perfonen, auf welche die gefeglichen Beftimmungen Anwendung 
finden, abgeftedt; eine Erweiterung desfelben im Wege der Analogie 
ift ihnen gegenüber, da fie „Ausnahmevorſchriften“ zur Beſchränkung 
der ſozialpolitiſchen Abfichten des Gefeges enthalten, nicht am 
Platze.“) 

) Abg. Zehnter, Sten. Ber. S. 2191 C. In Zweifelsfällen fann der 
Weg der Befreiung beſchritten werden, was Gebhard: Düttmann S. *30 
Anm. 5 der Sicherheit halber empfehlen. 

N RGBl. 3.725. Dazu Seelmann in Mainzer Ziſcht. Bd. 14 S. 17. 
Die erfte auf Grund des 53 Abſ. 3 8.89 ergangene BO. v. 27. Nov. 1890 
bildete Ziff. I der entſprechenden Belanntmadung des Reichskanzlers, deren 
Ziff. II fi) auf „die Entwertung und Vernichtung von Marken“ bezog. Bei 
Gelegenheit einer Abänderung diefer Ziff. I wurde auch Ziff. I im ROLL. 
unterm 24. Dez. 1891 (RBB. S. 399; vgl. oben $ 4 N. 12) neu verkündet. 
Eine zweite, bie erfte ergänzende und in einem Punkte (Aufhebung von TA lc 
der erften BO. und veränderte Übertragung derſelben nad) litt. e der zweiten) 
abänbernde Verordnung wurde unterm 24. Jan. 1893 (RGAI. 3. 5) publiziert. 
Diejelbe wurde in Bezug auf litt. d qietzt Ziff. 9: „oft: und weſtafrikaniſche 
Häfen“ ftatt nur „oftafrifanifce“) abgeändert durd die Bel. v. 31. Des. 1394 
(RBB. S.543). Die jegige VO. faßt die beiden felbftänbigen früheren ein» 
heitlich zufammen, wobei eine Reihe von Cinzeländerungen vorgenommen, 
aud ein ganzer Zatbeftand (Ziff. 4 der BO. v. 27. Nov. 1890) ausgeſchieden 
murbe. Wenn nichtädeftomeniger die Bel. v. 27. Dez. 1899 einleitend ver- 
kundet, daß nad Beſchluß des Bundesrats es bei den früheren Beftimmungen 
„mit ben aus der nadjftehenden Faſſung fi ergebenden Veränderungen fein 
Bewenden behalten ſoll“, jo kann doch dieſe eigentümliche Zaffung an der 
Aufgebung und Erſetzung der früheren Berorbnungen durch die neue nichts 
ändern (vgl. Piloty S. 453 Anm. 1) und nur den Sinn haben, hervor- 
auheben, daß für bie Frage der Verficherungspflicht vor dem 1. Jan. 1900 die 
damaligen Beftimmungen maßgebend und die auf Grund von I B der BO. v. 
27. Nov. 1900 ( Schlußabſatz der VO. v. 1899) erlaffenen Regierungs- 
verorbnungen weiter in Kraft bleiben follen. 

®) Bl. oben $ 5. 

9) Das ift vom RVA. mehrfach anerkannt worden (AR. 92 S. 43 Nr. 130, 
AR. 91 ©. 173 Nr. 68, AN. 94 ©. 38 Nr. 327). Nur würde man danad) ans 
nehmen müffen, daß dieſelben Geſichtspunkte auch zu einer „im Zweifel ſtrikten 
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U. Die VD. v. 24. Dez. 1899 hat die Abgrenzung des in $ 6 
Abſ. 2 JVG. beftimmten Perfonenkreifes materiell übereinftimmend 
in ihrer Ziff. 2 wiedergegeben und fich dabei auf eine gelegentliche 
Erläuterung des Gefegestertes beichränkt.') Dagegen ift es gerade 
Die Aufgabe der zu $ 4 Abf. 1 ergangenen BD. v. 27. Dez. 1899 
geweſen, das „inwieweit des Geſetzes durch Einzelaufftellung engerer 
Tatbeftände zur Ausführung zu bringen. Das ift unter nem 
Ziffern und einem Schlußabfag, welcher für gewiſſe Perfonen eine 
Subbelegation zu Gunften der Landesregierungen begründet, '') ge 
Tchehen. Doc tritt dabei ein bemerfenswerter Unterſchied in der 
Faſſung hervor. Ziff. 1 und 2 find durch einen einleitenden Sag zu- 
ſammengefaßt, welcher dahin lautet: „Worübergehende Dienft- 
leiftungen find danach als eine bie Verſicherungspflicht be- 
gründende Velhäftigung ($ 4 Abf. 1 IVG.) dann nicht anzufehen, 
1. wenn fie... .;2. wenn fie... . .” Dagegen bilden wiederum 
Ziff. 3—9 der Fafjung nad} eine Gruppe für fi, welche durch die 
Worte: „Dasfelde gilt 3. für Dienftleiftungen.... 4. für 
Dienftleiftungen . . . uſw.“ eingeleitet wird. Der Gegenfag der 
Faflung entfpricht augenfcheinlich demjenigen, der zwiſchen den beiden 
zur Ausführung des entſprechenden $ 3 Abſ. 3 ©. 89 ergangenen 
Verordnungen v. 27. Nov. 1890 und v. 24. Yan. 1893 beftanden 
hat,'2) welde jegt in der BD. v. 27. Dez. 1899 einheitlich zu⸗ 
fammengefaßt find und von denen bie erftere denfelben Einleitungs- 
fag aufwies, wie die jegigen Ziff. 1 und 2,'°) während die letztere 
beitimmte, „daß folgende Dienftleiftungen nicht als eine 
Beihäftigung im Sinne des Geſetzes v. 22. Juni 1889 anzufehen 
find: a—e) Dienftleiftungen ufm.”'*) Legt man auf diefe Faffungs- 


Auslegung“ des Gefeges ($ 4 Abſ. 1) ſelbſt durch ben Bundesrat hätten füpren 
müffen, mas aber, mie aus dem Folgenden hervorgeht, bei weitem nicht ges 
ſchehen ift. 

’) Gebhard: Düttmann Anm. 37 zu $ 6 wollen aud rechtlich bem 
Bundesrat bie Befugnis beftreiten, im Wege der BO. durch „genauere Ber 
ftimmung des Perſonenkrelſes“ denfelben gegenüber den Geſetze „enger zu be— 
grenzen". Ich Halte aber ifre Beweisführung nicht für zwingend. 

") Bel. oben $ 3 R. 18. 

”) Gebharb-Dütimann Anm. 6 zu $ 4 ©. 35; vgl. oben R. 7. 

”) Dem „dann nicht anzufehen" ber jegigen Faflung entſpricht ein „in 
den folgenden Fällen nicht anzufehen“ der BD. v. 1890. 

”) Dementiprediend wird auch das „Dasſelbe gilt” der neuen Faffung von 

Rofim, Recht der Mrbeiterberficerung. Band U. 5 
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verſchiedenheit Gewicht, Jo würde aus ihr folgen, daß die Merkmale, 
welche eine Beichäftigung als eine nah $ 4 Abſ. 1 des Geſetzes 
von der Verjicherungspfliht ausgenommene kennzeichnen jollen, in 
den einzelnen Ziff. 3—9 der ‘VO. erſchöpfend Aufnahme gefunden 
haben, während bie in Ziff. 1 und 2 aufgeftellten Beſchäftigungs- 
fälle, um von der Verjicherungspflicht ausgenommen zu fein, nad) 
dem allgemeinen Einleitungafage fich noch beſonders als „vorüber- 
gehende Dienftleiftungen im Sinne des $ 4 Abſ. 1 IVG.“ ausweiſen 
müßten. Diefe Auffajjung entfpricht für Ziff. 39 dem Sinne des 
bundesrätlichen Geſetzgebers, wie ſchon daraus hervorgeht, daß bei 
Ziff. 5 und 6 die Eigenschaft der Dienftleiftung ale „vorübergehende“ 
innerhalb des von ber Ziffer befchriebenen Tatbeftandes Ausbrud 
gefunden hat und bei Ziff. 3 ebenfo eine Überfegung des „vor- 
übergehend“ im eine beftimmte Zahl von Tagen al Tatbeftande- 
merfmal gegeben ift. Dagegen würde die oben für Ziff. 1 und 2 
entwidelte Auffaffung ber Abficht des Bunbesrats nicht entfpredden,'?) 
welche vielmehr dahin geht, daß aud hier die Vorausfegungen für 
die Ausnahme von der Verfiherungspfliht ausfchließlih inner- 
halb der einzelnen Ziffern und nit daneben noch in dem Ein- 
leitungsfage gefucht werben follen. Es ift dies ſchon daraus mit 
Deutlichkeit zu erfehen, daß der Bundesrat, ſowie er ſchon früher 
eine Beſtimmung aus feiner erften zu $ 3 Abſ. 3 ©. 89 erlafjenen 
VO. v. 27. Nov. 18 in die zweite v. 24. Yan. 1893 ohne quali= 
tative Sinnesänderung übertragen hat,'°) fo jegt die früher unter 
Gebhard-Düttmann S. 35 Anm. 19 mit den eitierten Worten der BO. v. 
1893 umfchrieben. 

") Dementiprecenb Tonftatieren Bebhard-Düttmann S. 35 aud, daß 
die Pragis ber verſchiedenen Faffung ber beiden früheren WO. wenig Ber 
deutung beigelegt und aud bie Einleitung der TO. v. 1890 im Sinne der von 
1893 verftanden habe. Graßmann 8.221 a. E. meint auch, daß das „wohl 
mit Recht“ geſchehen fei. 

*) IA lc ber urfprüngligen BO, v. 1890 und litt. e der BO. v. 1893; 
jegt Ziff. 3 der BO. v. 1899. Die Änderung war nur eine quantitative, In« 
dem nach der urſprünglichen Faffung das Moment des Vorübergehenden durch 
die vorübergehende Wirkung des Unglüdsfales oder des Raturereignifies felbft 
beftimmt fein follte, während die BO. v. 1893 die Dauer ziffernmäßig (zwei 
Tage) beftimmte. Daß dabei der Fall ber Verlehrs ⸗ und Betriebäftdrungen 
Hinzugefügt und aud bie Befreiung ber bei folden Gelegenheiten Heran- 
gezogenen Berufsarbeiter ermöglicht wurde, Tonımt an dieſem Punkte nicht in 
Betracht. 
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Ziff. 3 und 5 der VD. v. 27. Nov. 1890 aufgeführten Dienft- 
leiftungen in der BD. v. 1899 unter Ziff. 8 und 4, alfo in der 
oben erwähnten hinteren Faffungsgruppe (Ziff. 3—9), wiedergegeben 
Hat, ohne das Begriffsmerkmal „vorübergehend“ aus ber früheren 
Einleitung der BD. v. 1890 mit herüber zu nehmen. Hieraus er— 
gibt fich, daß für die Beurteilung des Sinnes und die Anwendung 
der BD. v. 27. Dez. 1899 ihre Einleitungsworte dahin zu lejen 
fund: „Folgende Dienftleiftungen find danach als vorübergehende und 
die Verfiherungspflicht nicht begründende Belhäftigung ($4 Abf. 1 
IVG.) anzufehen: 1. wenn fie... .; 2. uſw.“ Darauf folgt dann: 
„Dasfelbe gilt 3.—9. uſw.“ 

IL Ebenfo wie $ 3 Abſ. 2'?) bezieht ſich auch $ 4 Abf. 1, 
wie ſchon aus ber übereinftimmenden Faſſung hervorgeht, nur auf 
ſolche Fälle einer Xohnarbeit, welche an ſich gemäß $ 1 von der 
Verfiherungspflicht ergriffen fein würden. Nur die Tatſache einer 
Dienftleiftung als einer vorübergehenden fol die ausnahmaweije 
Behandlung begründen. Fälle einer NArbeitstätigfeit, welche bereits 
nad $ 1 nicht verfiherungapflichtig find,'*) bedürfen feiner Aus- 
ſchließung dur) die auf Grund von $AAbf. 1 ergehende Verordnung. 
Werden ſie trogdem in biejelbe aufgenommen, fo hat das lediglich 
deflaratorifche, nicht fonftitutive Bedeutung. Nun macht es für die 
Trage der Verfiherungspflicht praktiſch feinen Unterſchied, ob die- 
jelbe unmittelbar kraft Gejeges oder kraft gefeßesvertretender VD. 
ausgeichlofien tft. Wohl aber kommt auch hier nach neuem Rechte 
die freiwillige Verfiherung zur Erwägung: Können Perfonen unter 
Berufung auf die BD. v. 27. Dez. 1899 das Recht der Selbft- 
verfiherung für fi in Anſpruch nehmen, wenn jie bereits nah $1 
IVG. von der Verfiherungspflict ausgefchlofjen find? Die Frage 
ſcheint jedenfalls nicht ganz ohne praktiſche Bedeutung zu fein, da 
die BD. v. 1899 in der Tat zwei ſolche Fälle von lediglich defla- 
ratorifcher Bedeutung enthält, die gelegentlich zu mißbräuchlicher In- 
anfpruchnahme der Seldftverfiherung führen können. Weniger zu 
befürchten nad Maßgabe der tatſächlichen Sachlage ift dies aller- 





") Bgl. oben $ 8 unter UI, 38. — Im ®. 39 fließen beide Beſtimmungen 
innerhalb beöfelben $ 3 als Abſ. 2 und 5 unmittelbar aneinander an. 

") Dak ih $ 4 Abſ. 1 nicht auf felbftänbige Gewerbetreibende, melde 
wechſelnde Dienftleiftungen übernehmen (felbftändige Dienftmänner, Kofferträger, 
Aufwartefrauen ufm.), bezieht, vgl. ſchon BD. 1 3.183 R. 16. 

5“ 
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dings gegenüber dem Tatbeftande in Ziff. 4. Daß aber an ſich 
Dienftleiftungen in Verpflegungsftationen oder ähnlichen Einrichtungen, 
wenn fie gegen eine Geldentſchädigung verrichtet werden, welche nicht 
als Entgelt für die gelieferte '%) Arbeit, fondern ala Unterftügung 
zum Zmwede bes beiferen Fortlommens gewährt wird, eben wegen 
des ausbrüdtih zur Bedingung gejegten Mangels des Arbeits 
entgelts ſchon buch $ 1 des Gef. von der Verfiherungspflicht aus- 
geichloffen find, kann nad) dem obigen?) feinem Zweifel unterliegen. 
Ebendasſelbe wird aber auch, wie fpäter noch zu erörtern ift,2') 
von Ziff. 8 zu gelten haben, ſoweit wenigftens diefelbe ſich auf 
Handelsſchiffe bezieht und Dienftleiftungen ausſchließt, welche auf 
folhen im Auslande von nit zur Schiffebefagung gehörigen 
Perſonen verrichtet werden. 

IV. Die „vorübergehenden Dienitleiftungen” des 5 4 Abf. I 
bezeichnen, wie bereit im I. Bande feftgeftellt wurde,*?) die dort 
fogenannten unftändigen Arbeitsverhältnifie d. h. Beſchäftigungs- 
verhältniffe, die nad Natur und Zweck der zu leiftenden Dienfte 
auf eine relativ kurze Dauer beſchränkt find. Indem das Geſetz es 
dem Bunbesrate überläßt, den Umfang der Zeitdauer, nad welchem 
eine Beſchäftigung noch als vorübergehend angefehen werben kann, 








") Warum nicht „geleiftete*? 

20) Bgl. oben $8 N. 21. Aud) Ahnelt-Cohn, Rechte und Pflihten aus 
dem JAVG. (1891) S. 17 erachten aus demfelben Grunde die Beftimmung als 
überflüffig”. Daß „Arbeiterfofonien“ nicht mitinbegeiffen find, ngl. oben 
@.0.D. Cbenfowenig felöftverftänblich das ftänbige gelohnte Dienftperional 
folder Berpflegungäftationen uſw. 

21) Bgl. unten $$ 13, 21. 

22) Bgl. 86.1 ©. 182 ff, 186. Die Mot. zu $ 2 Entw. ©. 89 fpregen 
3. 3." von Fällen „eines nur vorübergehenden Bebarjö“, ſowie bavon, daß 
es fi) in den vorausgejegten Fällen „häufig nur um ſtundenweiſe Beſchäftigung 
handelt, bei welcher die Arbeitgeber diefe vorübergehenden Hülfsträfte 
nach Zahl und Perfon oft nicht einmal fennen. Hierhin gehören zB. vor- 
übergehende SHülfsleiftungen In der Ernte”. Auch die Mot. zum Entw. bes 
neuen Geſehes 53a führen bie Bedeutung von $ 3a Hbf. 2 =: $4 Abf. 1 IB®. 
auf den Gegenſatz der „Lohnarbeit in ftändigen Arbeits- oder Dienftverhältnifien‘ 
unb der „unftändigen Arbeit, melde je nad) der Arbeitögelegenheit bald bei 
biefem, bald bei jenem Arbeitgeber geleiftet wirb“, zurüd. Bol. aud AN. 92 
Unf.B. S. 347 Rr. 1193: „unftänbiger, d. 5. mit vorübergehenden Arbeiten von 
geringer Zeitbauer beihäftigter Arbeiter" (Möbeltransporteur zur Umzugägeit 
vorübergehend beichäftigt). 
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im Einzelfalle näher zu beftimmen, bat es ihm bereits ein weites 
Ermeſſen bei Begrenzung des Kreiſes der verfiherungspflichtigen 
Perſonen beigelegt. Darüber hinaus hat aber auch der Bundesrat 
den Begriff der „vorübergehenden Dienftleiftungen“, welchen das er- 
mächtigende Geſetz als einen feftftehenden vorausfegt, in einem fo 
umfaffenden Sinne verftanden, daß derſelbe erheblich über die oben 
gegebene Begriffsbeitimmung hinausgeht. Auf diefe Weife Hat ſich der 
$ 4 Abf. 1 zu einer Art elausula generalis geftaltet, auf Grund 
deren zweds Befeitigung praftifher Schwierigkeiten und Unbillig- 
feiten gewiſſe an ſich verficherungspflictige Arbeitsverhältniffe, fo 
fern fie fi von irgend einer Seite her unter dem Gefihtspunfte 
befchränfterer Zeitbauer betrachten ließen, durch die Autorität des 
Bımdesrates von der zwangsweilen Durchführung der Verficherung 
ausgefchieden werben fonnten. Ob dieſe Autorität am fi rechtlich 
in allen Fällen ausreichend war, kann theoretifch mit Zug bezweifelt 
werben.??) Nachdem indeſſen die Praris,®*) von einer einfchränfenden 
Auslegung der jegt fallen gelafenen Ziff. 4 der BO. v. 27. Nov. 
1890 abgefehen,?*) die bundesrätlichen Beftimmungen in ihrem weit- 
gehenden Umfange dauernd zur Vermirklihung gebracht hat und 
nachdem auch der Reichstag als folder,2°) namentlich bei der Be— 
ratung bes neuen IVG., dagegen keine Stellung genommen, viel- 
mehr durch Annahme der SS 4 Abſ. 2 und 6 Nbf. 2 die gleichen 
Pfade eher weiter gewandelt ift, wird man die Lüden ber vecht- 
lichen Zuftändigkeit durch die heilende Wirkung des Gemohnheits- 
rechts als ausgefüllt zu erachten haben. Hiernach fommt für die 
proftiiche Anwendung von $ 4 Abf. 1 der Begriff der „vorüber- 
gehenden Dienftleiftungen” mit folgenden Bedeutungen in Betracht: 

1. Im urfprünglichen, unmittelbar gefeglihen Sinne bezeichnet 
er das unftändige oben definierte Arbeitsverhältnis. Ihm gegenüber 





22) Inöbefondere würde aud) die Berufung auf $ 7 Ziff. 2 der Reichäverf., 
feloft wenn man barin die Ermächtigung zu Rechts verordnungen erblidt (vgl. 
3.1.65 R.2), nit ausreichen, weil ſich diefe Beftimmung jedenfalls nur 
auf Ausfüßrungävorfriften intra legem, nicht aber auf Vorſchriften contra 
legem bezieht. 

0) Bol. oben R. 15. 

2) Bol. unten R. 31, 31a mit 32, 

2) Bereinzelt blieb ber Widerſpruch des Abg. Molkenbuhr (Sten. Ben, 
&. 2138 B. C.) namentlich gegen die jegige Ziffer 9: „mohl nicht in ben Abs 
fichten des Geſetzgebers gelegen“. 
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ſteht das Beſchäftigungsverhältnis des ſtändigen Arbeiters, der einen 
„regelmäßigen Faktor in der Wirtſchaft oder im Betriebe ſeines 
Arbeitgebers” bildet.°) Als ſolche unſtändige Arbeitsverhältniſſe 
ſtellen ſich in der BO. namentlich die in Ziff. 3 aufgeführten „Dienſt⸗ 
leiftungen zur fohleunigen Hilfe bei Unglüdsfällen oder Verheerungen 
durch Naturereigniffe oder zur ſchleunigen Befeitigung von Verfehrs- 
ober Betriebsftörungen” dar, infofern bier das Arbeitsverhältnis 
jevenfalls??) mit der Behebung des ausnahmsweifen Bedürfniſſes, 
dem es feine Entitehung verdankt, beendigt wird. Dahin gehören 
aber auch ferner aus Ziff. 1 und 2 die „gelegentlichen, insbejondere 
zur gelegentlihen Aushilfe verrichteten Dienftleiftungen”, welde 
ebenjo durch die in Rede ftehende Gelegenheit bedingt und beſtimmt 
find. Auch im Nahmen der Tatbeftände anderer Ziffern können ſich 
ſolche unftändigen Arbeitsverhältniffe ergeben. 


2. Im weiteren werden aber in der BO. auch ſolche VBerhält- 
niffe als „vorübergehende Dienftleiftungen“ behandelt, bei denen 
zwar die einzelne tatſächliche Arbeitsverrichtung fih in verhältnis- 
mäßig kurzer Zeit abjpielt, aber doch deren „regelmäßige Wieder- 
kehr“ von vornherein - vorausgefegt wird (Ziff. 1b, ebenfo Ziff. 2 
a. E.: „regelmäßig verrichtet”). Handelt es ich hier um bie regel- 
mäßige Übernahme folder gelegentlicher Arbeitsverrichtungen durch 
einen Arbeiter bei verſchiedenen wechſelnden Arbeitgebern, von denen 
er je nad) Bedürfnis beitellt wird,?*) fo liegt immerhin mit Bezug auf 
den einzelnen Arbeitgeber ein unftändiges Arbeitsverhältnis vor, das 
der obigen Definition und dem urfprünglihen Sinne des Gejeges 
jedenfalls noch entfpricht. Zmweifelhafter Liegt der Fall fchon, wenn 
die regelmäßige Wiederkehr der gleichen Dienftleiftung zwiſchen den= 
felben Arbeitsparteien in Ausfiht genommen, immerhin aber das 
Engagement nur auf die einzelne Arbeitsverrihtung beſchränkt 
wird.??) Dagegen reihen diejenigen Fälle wohl ſicher über die 


=) Bgl. Bd. J 3.182 N. 14. 

M Bgl. hierzu oben R. 16. 

2) AN. 92 Rr. 10 S. 43 a. €. 

®) 30.1 S. 186 N. 26 will für $ 1 Abſ. 1 038. bereits dieſe Falle, im 
Anſchluß an landesrechtliche Ausführungsbeftimmungen, vom Begriff der vor 
übergehenben Beihäftigung auschliehen; doch ift biefe Auffaffung nicht ohne 
Widerſpruch geblieben (OLG. Yamburg v. 6. Febr. 18%, Neger 1. Erg.-Bb. 
©. 284 = Arb®. 91 S. 25). 
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urſprüngliche Abſicht des Geſetzes hinaus, in denen die regelmäßige 
Wiederkehr der Arbeitsverrihtung zu einem dauernden Arbeits- 
vertrage über diejelbe geführt hat, jo daß in ber Tat ein ftändiges 
Beichäftigungsverhältnis mit zeitweifer Arbeitsverrihtung vorliegt 
und der Arbeiter zu einem regelmäßigen Faktor ber arbeitgeberiſchen 
Wirtſchaft geworben ift.’%) Dementiprehend hat auch das RVA. 
die frühere Ziff. 4 der BD. ». 27. Nov. 1890°') dahin einſchränkend 
ausgelegt, daß unter berfelben Perſonen, welde in einem „dauernden 
Dienftverhältnis, fei es zu einem, fei es zu mehreren Arbeitgebern” 
ftehen, nicht mitbegriffen fein ſollten.eie) Dagegen hat es doch eben- 
folhe Perfonen??) von der Verfiherungspfliät nad Maßgabe bes 
Bundesratsbeſchluſſes ausgenommen, wenn für fie die befonderen 
Borausfegungen der Ziff. 1b und 2 desfelben’°) gegeben waren. 
Der Abficht des Bundesrats felbft (wenn auch nicht der urfprüng- 


30) Bgl. dazu bie oben R.22 wiedergegebenen Motive. Auf dad Wort 
„Dienftleiftungen“ in dem Sinne, als ob e3 nur auf bie tatſachliche Arbeits- 
verrichtung ankäme, Gewicht zu legen, geht ſchon deshalb nicht an, weil es in 
ber Gefegeäftelle felbft, wie aud in den Mot. zu $ 2 Entw. G. 89 („lediglich 
vorübergehende Behäftigung“) mit dem Worte „Beihäftigung“ variiert wird, 
weldjes eine wefentliche Beztehung auf das Beihäftigungäverhältniß in ſich trägt. 
Bgl. B.1S.47 R. 2. 

) „wenn fie von Xufmwärtern oder Aufmärterinnen, und ähnligen, zu 
niederen häuslichen Dienften von kurzer Dauer an wechfelnden Arbeitsftellen 
tätigen Perfonen verrichtet werben", 

210) Pol. die N. 28 citierte Entfch. 

3) So Hinfihtli der in Ziff. 4 genannten Xufwärterinnen, fofern fie in 
„bauerndem Dienftverhältnis ftehen" (AR. 94 5.138 Nr. 365). Zerner zu 
Biff. 1b: Küfter an kleineren Kirchen (AR. 915.53 Rr. 3), ein mit der Leiftung 
von Rachtwachtdienſten, dem Läuten der Gloden ujm. gegen jährlih 65 Mark 
betrauter“ Mann (AR. 92 S. 3 Rr. 89), Schäcter einer jübiſchen Gemeinde 
(AR. 92 &. 21 Rr. 105), Heuerling, weicher im Pachtvertrage ſich zur Arbeits- 
leiftung auf dem Gute des Verpächters verpflichtet (AN. 94 ©. 137 Nr. 364: 
in conereto für verfierungäpflichtig erflärt, weil bie ſonſtigen Borausfegungen 
„nebenher und gegen geringfügige® Entgelt” nidt zutrafen), „angeftellter“ Flur⸗ 
wächter und Gemeindebiener (AR. 9 S. 157 Rr. 387, 2. Fall), angeftellter 
Gemeinde:Adeder (AR. 96 5.173 Nr. 480). Auf Ziff. 2 bezieht ſich AN. 98 
©. 564 Rr. 683: Mann, welcher in drei aufeinander folgenden Jahren bie 
Pflege einer Fläche von 30 ar Reben im Akkord beforgt hat. 

©) Beihäftigung nebenher und gegen geringfügiges Entgelt, während die 
Perſon fonft nicht zu den berufsmäßigen Lohnarbeitern gehört; vgl. unten im 
Zert sub V, 1 und litt. b. 
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lichen des Gejeges) hat das Amt damit zweifellos entſprochen, wie 
ſchon aus dem Wortlaut der Ziff. 2 deutlich hervorgeht.?‘) 

3. Aber auch ſolche Arheitsbeziehungen find in Die Bundesrats- 
VO. einbezogen, bei denen weder das Dienftverhältnis, noch felbit 
die einzelne Dienftverrichtung, fondern nur ein einzelnes, die Ver- 
ſicherungspflicht kraft Geſetzes bedingendes Merkmal der Be— 
ſchäftigung vorübergehend vorhanden iſt. Daß hier, wenn man die 
obige Grundanſchauung teilt, jedenfalls nur mehr von einer Kor—⸗ 
rektur bes Gefeges die Rede fein kann, liegt auf der Hand. Es 
gehören aber hierher insbefondere die Fälle der Ziff. 6 und 7, in 
denen ftändige umd zu dauernden Dienjtverrihtungen bejtimmte 
Arbeiter eines ausländiſchen Betriebes, welcher als folder der Ver- 
ſicherungspflicht nicht unterliegt, zeitweilig oder mit einzelnen 
Betriebshandlungen in das verſicherungspflichtige Inland hinüber- 
treten. 

4. Die in dem Begriffe des „Vorübergehenden” liegende kurze 
Frift hat der Bundesrat nur in Ziff. 3 und zwar zahlenmäßig dahin 
begrenzt, daß nur ſolche Dienftleiftungen, welche nach ihrer Art die 
Dauer von zwei Arbeitstagen vorausfichtlih"?) nicht überfteigen 
werden, von der Verfiherungspflicht ausgenommen fein jollen. Für 
andere Fälle hat er es dem Ermeſſen der Vollzugsbehörben über- 
laffen, im Einzelfall die Grenze zwiſchen dem, was noch als „vor 
übergehend” (Ziff. 5, 6) und als „kurze Zeit” (Schlußabfag) und 


9) Hier bedeutet im Gingange das „regelmäßige, die Verfiherungs: 
pflicht begründende Arheitd- oder Dienftvergältnis zu einem beftimmten Ar- 
heitgeber" zweifellos das dauernde Beicäftigungäverhältnis eine ftändigen 
Arbeiter (ogl. unten im Text sub V, 2). Einen anderen Sinn fann man 
daher auch dem in bemfelben Sape weiterhin folgenden „regelmäßig“ nicht 
beilegen, woraus fi dann meiter ergibt, daß auch die Worte der Ziff. Ib „in 
tegelmäßiger Wiederkehr“ das „bauernbe Dienftverhäftnis“ (vgl. oben bei R. 312) 
nicht ausſchliehen Fönnen. Dementſprechend wird aud In den Mot. zu $ 1 
Ent. IIÖ. Abſ. 3 im augenſcheinlichen HDinblick auf den Wortlaut ber legt: 
gedachten Stelle referierend von Angeftellten der Gemeinden geſprochen, melde 
war in vegelmäßiger Wiederkehr oder dauernd, aber nur nebenbei und 
gegen ein geringfügige Entgelt, weldes zum Lebensunterhalte nicht ausreicht, 
als ſolche fungieren“. 

*) Ergibt ſich hinterher eine längere Dauer, fo beginnt die Verſicherungs- 
pflichi mit dem dritten Tage. Dgl. analog Bd. I S. 187 R.31; dagegen aber 
für Rüdwirtung Gebhard-Düttwann S. *35 Anm. 20 und tatfählih auch 
Polveh Yamburg v. 28. Oft. 1897, ArbV. 98 5. 142, vorlegter Abfap. 
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Dem, mas als „erhebliche Dauer” (Ziff. 7) betrachtet werden muß, 
zu ziehen.) Endlich aber ift er auch ſoweit gegangen, aus dem 
ausnahmsmweifen Charakter des Arbeitsverhältniffes, dasfelbe mit 
der Hauptmaſſe der verfiherungspflichtigen verglichen, allgemein auf 
deſſen vorübergehende Dauer zu fließen, womit im praktiſchen 
Intereſſe bereits ber Boden ber Fiktion befehritten zu fein fcheint. 
Die unbedingte Ausnahme farbiger Seeleute, welche zu Schiffe- 
Dienften in gewiſſen Seegebieten verwendet werben, wird ſich nur 
unter dieſem Gefihtspunfte erklären laſſen.ꝰ) 

V. Die Vorausjegungen, unter denen auf Grund von $4 
Abi. 1 und $ 6 Abſ. 2 vorübergehende Dienftleiftungen von ber 
Berfiherungspfliht ausgeſchloſſen werben, laſſen ſich ſchließlich 
folgendermaßen gruppieren: 

1. Im erſter Reihe ſoll duch $ 6 Abſ. 2 und Ziff. 1 der (zu 
$ 4 Abſ. 1 ergangenen) BD. v. 27. Dez. 1899 der Kreis der Ver- 
ñcherungspflichtigen auf die nad der Abficht des Geſetzgebers zu- 
nãchſt berüdfihtigungswerten Berufsarbeiter eingeſchränkt werben.’*) 
Es werben daher durch die BD. in allgemeiner Faſſung und durch 
$ 6 Abf. 2 des Gefeges in näherer Epezialifierung, aber fachlich 
übereinftimmend, „PBerfonen” ausgenommen, „die berufsmäßig Lohn⸗ 
arbeit überhaupt nicht verrichten”. Dabei bedeutet Beruf die 
dauernde Hingabe an eine gemiffe, für andere nüpliche Arbeits- 
tätigfeit, in welcher ber Betreffende feine, ideale ober materielle, 
Lebensbefriedigung, in legterer Beziehung insbefondere eine regel- 
mäßige und weſentliche Einnahmequelle findet.) Es kann jemand 
mehreren Berufen gleichzeitig ergeben fein; unter diefen fann einer 
Hauptberuf, andere Fönnen Nebenberufe fein. Auch der Kohnarbeiter 
im Nebenberuf erfüllt die Vorausfegung der Ausnahmebeftimmung 

3) In der früheren Ziff. 4 BO. v. 1890 verftand dad RUN. die voraus: 
gejetzte „Furze Dauer“ als einen nicht erheblichen Teil des Tages (AR. 91 S. 152 
Rr. 36, AR. 94 ©. 38 Nr. 327). 

32) Bgl. Gebhard: Düttmann Anm. 6 zu $4 ©. 35. 

=; Bgl. oben $ 7 1; Mot. zu $ 3a Entw. ISG., Abi. 1; AR. 91 S.128 
Rr. 21, AR. 93 ©. 564 Rr. 6838. 

2) Gine durch befondere Merkmale gefennzeichnete Art des Berufes ift dann 
das (felbftändige) Gewerbe. Vgl. Bb. 1 S.238 und 5.8. Schenkel, Kommentar 
yur Gewerbe:D., 2. Aufl, S. 33. — AR. 02 S. 394 Rr. 970 beſchreibt den 
Beruf als „eine ber Lebensführung Inhalt und Gepräge gebende Betätigung“. 
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nicht.o) Wohl aber derjenige, der in obigem Sinne überhaupt 
feinen Beruf ausübt, 3. B. der Rentner oder ber penjionierte Be— 
amte; ferner ber felbftändige Umternehmer,*') auch der vom Geſetz 
G 2 als folder zunächſt in Betracht gezogene Hausgewerbe— 
treibende,*?) der kraft Familienrechts tätige Angehörige, 3. B. Ehe 
frau, Sohn oder Tochter, oder fonft ohne Lohn oder Gehalt Be- 
ſchäftigte; ) endlich auch derjenige, der in immaterieller Berufstätigkeit 
ſich über die Klaffe der Lohnarbeiter hinaushebt.**) Dagegen jchlieht 
die Entlöhnung nur mit Naturalien oder felbft mit bloß freiem 
Unterhalt, wenngleich der legtere als folder die Verfiherungspflicht 
der berufsmäßigen Beihäftigung nicht zu begründen vermag,, doch 
den Begriff derfelben nicht aus.*°) 

Verrihten nun folde Verfonen, welche im allgemeinen außer— 
halb der Klaffe der berufsmäßigen Lohnarbeiter jtehen, vorüber— 
gehend doch eine *") an ſich verficherungspflictige Beſchäftigung, fo 
follen fie für biefelbe entweder gemäß 84 Abf. 1 IVG. und Ziff. 1 
der BD. v. 27. Dez. 1899 Fraft Reichsgeſetzes von der Verſiche— 
rungspflicht ausgenommen oder gemäß $ 6 Abj.2 IVG. und Ziff. 2 
der VD. v. 24. Dez. 1899 von derfelben behördlich befreit werden. 





+0) Bgl. AN. 94 Rr. 365 8.188, lehter Abſatz, ebenda Ar. 364, Schluß ⸗ 
abfag. Für Ziff. 1 der BO. v 27. Dez. 1899 (u $ 4 Ab. 1) ift die Auf⸗ 
faffung des Tertes durch den Wortlaut „überhaupt nicht” gegeben. Aber auch 
für $ 6 Abſ. 2 IB. muß nach feiner unbebingten Faflung das Gleiche gelten. 
Vgl. insbefondere bie Worte „im Übrigen“, mit denen die in ber BO. v. 
24. Dez. 1899 zu Ziff. 2a gebrauchten „in der Hauptſache“ dem Sinne nad) 
gleichbedeutend find, fo daß auch fie nur den hier vorausgeſtellten Gegenſatz 
zu ber vorübergehenden, befreiungswürdigen Lohnarbeit bezeichnen. 

MBH. 5 6A. 2; AR. 91 S.53 Nr.3, AR. 92 S. 3 Nr. 89, MM. O1 
S. 638 Rr. 942 lehter Abfak (Sandwerker als Sausreiniger). 

#2) AR. 97 S.591 Rr. 618. 

*) Wegen der „Hausjöhne und Gaustöchter" al. zu SG Ad. 2 Abg. 
Zehnter, Sten. Ber. &.21WD. Zu $ 4 Abſ. I mit Bezug auf Ehefrauen 
AR. 91 S.128 Rr. 21, AR. 94 ©. 138 Nr. 365, AN. 03 5.574 Nr. 1091, 
1092; ferner für Perfonen des Soldatenftandes (melde vorübergehend außer- 
bienftlic arbeiten) AN. 91 S. 128 Ar. 21. " 

+) Bgl. oben $ 7 I, Ib; AR. 91 8.128 Nr. 21, AR. 92 S. 21 Rr. 105. 

“) Bgl. oben $8 11, 3. 

*) AR. 91 ©. 3 Nr. 90. 

*) Ober auch mehrere, folange nicht die Grenze der Berufömäßigfeit ers 
reicht ift (AR. 97 S. 335 Nr. 578 Abſ. 3, AR. 02 S. 394 Nr. 970). 
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Dabei gehen jedoch die gedachten Beltimmungen hinſichtlich ber 
näheren Vorausfegungen jener Nechtsfolgen auseinander: 

a) Die Befreiung von der Verſicherungspflicht nah $6 Abf.2 
findet überhaupt nur ftatt, wenn für ben zu Befreienden in dem 
Zeitpunkt, in welchem die Befreiung wirffam werden fol, noch nicht 
100 anrechnungsfähige Wochenbeiträge entrichtet ſind.“) Ob die 
entrichteten Beiträge auf Verſicherungszwang ober Freiwilligkeit be- 
ruhen, ift gleichgiltig. Bei der Zwangsverfiherung müflen aber ven 
wirklich entrichteten die noch geſchuldeten und noch nicht verjährten 
($ 168) gleichgeftelt werben. Auch Krankheitswochen und mili- 
täriſche Dienftleiftungen werben, ſoweit fie überhaupt als Beitrags» 
wochen gelten, auch hier miteingerechnet.%) Dagegen müſſen unwirk⸗ 
fame Beiträge ($ 146) abgejegt werben.) 

Abgefehen von dieſer befonderen Vorausfegung werden dann 
aber auch die Merkmale der vorübergehenden Lohnarbeit eigenartig 
und zwar ziffernmäßig beftimmt. “Dabei ift wiederum eine doppelte 
Möglichkeit gegeben, das Merkmal der Kurzfriftigkeit zu erfüllen. 
Zu befreien iſt nämlich zunächſt derjenige Antragfteller, von dem 
die Behörde überzeugt ift, daß er in dem Kalenderjahre, für welches. 
die Befreiung beantragt wird,’) insgefamt „an nicht mehr als 
50 einzelnen Tagen Lohnarbeit übernehmen” (verrichten) mwird.’') 
Ob diefe einzelnen Tage über dag ganze Jahr gleihmäßig verteilt 
oder in eine beftimmte Jahreszeit zufammengedrängt??) fein, ob jie 
auf einander folgen werben oder nicht, iſt hier gleichgiltig. Sodann 
aber können gewiſſe Saifonarbeiter, welde nur zu beftimmten, durch 

“) Die Zahl 100 Hat jedenfalls Bezug auf bie in $ 29 Ziff. I zur Er 
fülung der Wartezeit geforderte Doppelzahl von Veitragoͤwochen fiber das- 
Motiv der ganzen Borausfegung: Abg. Lehr, Sten. Ber. S. 2193 A. 

) Die BO. citiert unter Ziff. 2b nur den Abſ.? des $ 30; es treten 
Hinzu die ihn bedingenden und näher beftimmenden Abſäte 3-6. 

4a) Ebenſo natürlich folde, melde bereit? nad $ 42 erftattet find: Entf. 
heil. Min. Inn. v. 30. Mai 1901, Mainzer Ziſcht. Bd. 12 S.4. 

0) Vgl. oben $ 5 IV. 

ei) 5.8. „Frauen, welche nur immer, wenn gebaden ober gewaſchen wird, 
In fremder Hauswirtſchaft aushelfen“: Abg. Zehnter, Sten. Ber. S. 2191 A. 
„An“ nicht mehr ald 50 Tagen (BO. Zif. 3c): jeder Zeitraum eines Zaged- 
gilt für Zagesarbeit. Ob auf rund eines ftändigen Dienftverhältniffes ober 
unftändig gearbeitet wird, macht hier feinen Unterſchied. 

2) Auch dies ift in den Worten „zu beitebigen Jahreszeiten” (BO. Ziff. Ic) 
mitinbegriffen. Bgl. das Gitat in folgender Note. 
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Die Art der Tätigkeit oder die Verhältniffe ihrer eigenen Wirtjchaft 
gegebenen Jahreszeiten Lohnarbeit üibernehmen,%*) Befreiung bean- 
ſpruchen, wenn ſich diefelbe in dem betreffenden Kalenderjahre in nicht 
mehr als 12 Wochen hineinerftreden wird.®) Über die Rücknahme 
der Befreiung, wenn die vorausgefegten Friften „weſentlich über- 
ſchritten“ werben, ift bereits an unberer Stelle gehandelt worden.) 
b) Im Gegenfag dazu wird in Ziff. 1 der zu $ 4 erlafjenen 
VD. der Begriff der vorübergehenden Dienftleiftung nicht ziffermäßig 
feftgeftellt. Vorausgefegt wird bier vielmehr, daß die Lohnarbeit 
entweder „nur gelegentlich, insbefondere zu gelegentlicher Aushilfe" 
«oben IV Ziff. 1) ober „zwar im regelmäßiger Wiederkehr“ oder 
auf Grund eines dauernden Arbeitsvertrages (oben IV Ziff. 2), 
„aber nur nebenher und gegen ein geringfügiges Entgelt” ver- 
vichtet wird. Das „nebenher“ Tennzeichnet die Lohnarbeit zunächſt 
im velativen Verhältnis zur fonftigen Lebensführung ber betreffen- 
ven Perfon: fie darf im Hinblid auf die Arbeitszeit, den Kraft- 
aufwand und die Höhe des Entgelt gegenüber der fonftigen Tätig- 
teit und dem fonftigen Einfommen bes Arbeiter nur nebenſächliche 
Bedeutung haben.) Im weiteren aber fügt die Vorausfegung des 
„geringfügigen Entgelts“ ein mehr objeftives Kriterium hinzu. 
Nah ausdrücklicher Beſtimmung der BD. ift nämlich das Entgelt 
dann für geringfügig zu erachten, wenn es für die Dauer der Be— 
ſchäftigung, d. h. für denjenigen Zeitraum, für welchen auf Grund 
da) Beiſpiele: Winterliher Holzſchlag in großen Forſtbetrieben, Ernte ⸗ 
arbeiten im Sommer und Herbſt, Arbeiten in Badeorten während der Babe: 
faifon (Mot. zu $ 3a ©. 244; Abg. Zehnter, Sten. Ber. 3.2190 D; Lohn: 
arbeit Heiner Landwirte im Winter). 

°) Jeder Wochenteil gilt für eine volle Woche. Daher ift es möglich, daß 
ſich eine Arbeit über mehr ald 12 Wochen erftredt und doc) im gangen weniger 
als 50 Tage einnimmt, fo daß dann die erfte Alternative Anwendung finden 
ann. So Erl. bad. Min. Inn. (auf Grund einer Entiheidung des RIA.) 
in Ziſchr. f. bad. Verwaltung 1901 &. 30: Induftrielegrerin, welche nur im 
BWinterhalbjahr vom Nonember bis April jeweils an zwei Tagen in der Mode, 
jedoch zufammen an nicht mehr ald 46 Tagen Unterricht erteilt. 

) Bol. oben $ 5. N. 3. 

5) So in beſonders genauer Formulierung AR. 98 3.564 Nr. 6838; 
ferner auch AN. 9 S. 138 Nr. 365, ©. 157 Rr. 387, UN. 95 3.240 Rr. 448. 
In Bezug auf das erzielte Einfommen muß eventuell (3 3. neben immaterieler 
Zätigfeit bei bemfelben Arbeitäheren) Schägung eintreten (AN. 91 S. 128 Rr. 21, 
AN. 92 ©. 21 Rr. 103). 
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der Beichäftigung Beiträge zu entrichten fein würden,“) nad den 
konkreten Verhältniffen und der Lebenshaltung der Perfon zu ihrem 
Lebensunterhalte nicht ausreicht und außerdem zu den für jenen 
Zeitraum®") eventuell zu entrichtenden Verficherungsbeiträgen nicht 
in entſprechendem Verhältniffe fteht, fo daß diefe ſich als eine unver- 
bälmismäßig hohe Belaftung der Arbeitsparteien darſtellen würben.’*) 


®) Die Worte „für die Dauer ber Beidäftigung“ find in der BO. v. 189% 
nen Hinzugefügt. Rad) der bei Graßmann ©. 222 mitgeteilten Begründung. 
(og. auch Ifenbart-Spielfagen S. 79°, 2. Aufl. 3.179 und neuerdings 
AR. 00 &. 700 Rr. 835, 01 S. 608 Rr. 924) joU damit (und zwar im Wege einer 
aud für das frühere Recht niltigen authentiſchen Dellaration: vgl. die cit. Entſch. 
Rr. 835) einer unbedingten Bergleichung bed für die vorübergehende Lohnarbeit 
jährlich gezahlten Entgelts mit ber für ein Jahr nötigen Untergaltsjumme vor- 
gebeugt werden. Anbererfeitö kann die „Dauer der Befdhäftigung“ nicht als Dauer 
ber tatfägli—hen Arbeitöverrichtung (og. 3. B. bie oben R. 32 angeführten Fälle) 
aufgefaßt werben (gl die cit. Entid. Rr. 924). So ergibt fi) die Auffaffung 
des Textes. Nach derfelben wird z B., wenn Jemand regelmäßig jede Woche 
an einem Zage (4. B. ald Kirchendiener) vorübergehend beidäftigt wird, das 
jedesmalige Entgelt mit dem Lebensbedarf einer Woche (vgl. $ 30 Abf. 1, 140 
Abf. 2) zu vergleichen fein (in biefem Falle würde auch der Vergleich des jähr- 
Tien Arbeitöverbienftes mit dem Jahresbedarf zu richtigem Refultate führen). 
Findet aber die VBeichäftigung z. B. nur immer am 1. jeben Monats ftatt, jo 
dürfte das jebesmalige Arbeitdentgelt doch auch nur mit einem Wochenbedarf, 
nicht aber mit einem Monatöbedarf verglichen werben, weil eine Tagesbeſchafti— 
gung wohl die Verſicherungspflicht während einer Mode, nidt aber während 
eines Monats nad; ſich ziehen würde (hier würde demnad) aud) der Vergleich 
des jährlihen Berbienftes mit dem Jahresbedarf zu unrichtigem Refultate 
füßren). gl. die oben citierten neueren Entfheibungen. 

3) Die BO. jagt „zu den für dieſe Zeit”; es gilt aud hier das in voriger 
Note Auögeführte. 

) Sämtliche angeführte Borausfegungen müflen nebeneinander vorhanden 
fein, um bie Verſicherungspflicht auszuſchließen (AN. 94 S. 138 Nr. 365, S. 157 
Nr. 387). Sie Haben auch, wie aus dem Erörterten hervorgeht, Ihren jeldftändigen 
Ingalt, mögen fie aud zum Zeil, namentlid) ſoweit die Eintommensverhälimiſſe 
in Frage ftehen, ineinander übergehen. brigens hat die naturgemäße Tendeng 
ber Praris, zu greifbareren Mafbeftimmungen zu gelangen, teilmeife zur Aufs 
ftelung beftimmter Rormalverhältniszahlen geführt, melde, vorbehaltlih der 
Prüfung im Cingelfale (gl. 3.8. AR. 02 ©. 551 Rr. 1008), zur Anwendung 
gelangen Tönnen. So Hat es dad RVA. gebilligt, daß im allgemeinen ber 
einem Drittel des ortäüblichen Tagearbeiterloßnes ($ 8 AB®.; vgl. Bb. 1 ©. 208) 
entſprechende Zohnbetrag noch ais „geringfügige Entgelt“ angeſehen werde 
(AR. 91 ©. 54 Rr.4, AR. 94 Nr. 365 ©. 139 a. E, AR. 03 8. 574 Rr. 1091, 
1092). Ferner Hat dad Bad. Min. Inn. v. 11. Februar 91 (ArbB. 91 S. 162 = 
Reger XI S. 180 a. E.), auögehend von ber Annahme, daß die Berficherungs- 
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2. Während es fich bei Perfonen, welche überhaupt nicht be- 
rufsmäßig Lohnarbeit verrichten, in den befprochenen Fällen darum 
handelt, fie „vom Verſicherungszwange, der bei ihnen unbillig 
wirken würbe, gänzlich frei zu laffen,“ Tann bei Verufsarbeitern, 
welche bereits verjichert find, es unnötig und unpraktiſch erſcheinen, 
wegen einer verhältnismäßig unbebeutenden Nebenbefhäftigung fie 
felbft und ihren zweiten Arbeitgeber wiederholt dem Zwange ber 
Verſicherung zu unterwerfen.) Auf diefem Gedanken beruht 
Ziff. 2 der VD. v. 27. Dez. 1899.) Cie bezieht ſich auf ftändige 
Arbeiter eines beitimmten Arbeitgebers, welche als folde dem Ver— 
fiherungszwange unterliegen. Diefelben bleiben dann für folde 
Arbeiten verficherungsfrei, melde fie ohne Unterbrechung jenes 
fändigen Arbeitsverhältniffes und damit der Verfiherungd?*) bei 
‚anderen Arbeitgebern nebenher, fei es nur gelegentlich zur Aus— 
bilfe,') ſei es auch in regelmäßiger Wiederkehr oder auf Grund 
eines länger dauernden Arbeitsvertrages verrichten.*2) 

3. Wieder mehr dem Grundgedanken der zu Ziff. 1 beſprochenen 
Fälle nähern fich diejenigen, in der VD. v. 27. Dez. 1900 mehr- 
fach vertretenen, in denen ausländiſche Arbeiter wegen zeitweiliger 
Beſchäftigung im Imlande nicht erft einer unbillig wirkenden und 


beiträge bei voller Beſchaftigung ungefähr 2%, des durchſchnittlichen Lohnes 
betragen, das von der BO. vorausgeſetzte „nicht entſprechende Verhaltnis“ dann 
als gegeben angenommen, wenn der Beitrag 6% des Entgelts überfteigt. 

sa) Bol. bie Gegenüberftellung ber rationes legis in AR. 95 Nr. 683 &. 565. 

%) Anders geartet war die jet aufgehobene, auf berufsmäßige (in Haupt: 
‚oder Nebenberuf wirkende) Aufwärterinnen ufm. bezugliche Ziff. 4 BD. v. 1890 
(ogl. oben R.24, 31, 32, 36). Dazu nod AR. 91 &.152 Nr. 36 (ratio legis), 
AR. 91 S. 173 Nr. 68, AN. 95 S. 240 Nr. 448, AN. 94 S. 38 Nr. 327 (Begriff 
ber niederen häuslichen Dienfte; Straßenfefrer, RKodfrau nicht inbegriffen). 
Über jelbftänbige Aufwartefrauen, welche auch jet verſicherungöfrei Bleiben, vgl. 
oben R. 18. 

%s) So nad der ratio legis. Übereinftimmend Bebhard- Düttmann 
S. 34 Anm. 16, °35 Anm. 18 a. ©. 

©) Der Begriff ift der gleiche, wie ber des „nebenher“ in Ziff. 1b, aber es 
ift hier nicht noch daneben „geringfügige® Entgelt” gefordert (AR. 98 S. 565 
Rr. 6838). 

©) Über ſolche erborgte Arbeiter vgl. ſchon Bd. I S. 242 R.3. 

®) Beifpiel in ber R. 60 citierten Eniſcheidung. $ 140 Abf.2 Schlußſatz 
kommt nicht zur Anmwendung. Einwirkung auf bie Höhe des Jahresarbeits- 
verbienftes vgl. die cit. Enid. 
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praftifch beſchwerlichen Verficherung unterworfen werben follen. Es 
gehören hierher die Beftimmungen in Ziff. 5, 6, 7, 8, 9 und dem 
Schlußabfag.*) An fie fließt ſich der bereits oben“) erwähnte 
$ 4 Abſ. 2 an, der mit ihnen zufammen an fpäteren Stellen unter 
dem Gefihtspunft des Gegenfaßes von Inland und Ausland be— 
trachtet werben foll. 


2. Berfönlie Verhältniſſe. 


8 10. Geflecht uud Alter. 


I. Das Geflecht als folhes begründet feinerlei Unterſchied 
mit Bezug auf die Fähigkeit zur Verficherung. 

II. Dagegen kommt das Alter in folgenden Altersftufen maß- 
gebend in Betradt: 

1. Die Vollendung des 16. Lebensjahres. Keine Art der Ver- 
fiherung ift möglich vor „vollendetem 16. Lebensjahr". Für die 
fraft Geſetzes ſelbſt eintretende Zwangsverſicherung ift das im $ 1 
ausdrüdlih ausgeſprochen, für die Zwangsverfiherung auf Grund 
bundesrätlihen Beſchluſſes ($ 2) folgt es unmittelbar daraus, daß 
der Bundesrat nur die „Vorfchrift des $ 1” einfchließlich der dafür 
vorgejehenen Alterögrenze auf Kleingemwerbetreibende und Haus— 
induftriele übertragen kann. Für die Selbftverfiherung ergibt ſich 
das Gleiche mittelbar daraus, daß man kraft berjelben freimillig 
nur „in die Verfiherung“ ($ 14) eintreten kann, fo wie jie für 
die im eriter Reihe herangezogenen Zwangsverſicherten normiert iſt.) 
Weiterverfiherung und Fortfegung der Selhftverficherung fegen eine 
bereits beftandene Zwangs- oder Selbftverfiherung und damit bie 
Überfehreitung des 16. Lebensjahres voraus. " 

2. Die Vollendung bes 40. Lebensjahres ift nah $ 14 
Hemmnis für die Selbftverfiherung in dem Sinne, daß nur der 
„freiwillig in die Verficherung eintreten", die Selbftverfiherung be- 

ss) Über Ziff. 8 vgl. oben R. 21, ebenfo über Ziff. 4 N. 20, endlich über 
Si. 3 bet R. 16, 27, 35. 

) BIER. 2. 

%) Die Kommentatoren ftimmen im Nefultat überein; 3. B. Ifenbarts 
Spielfagen Anm. 10 zu $ 1. Ebenſo aud, mit ähnlicher Begründung, 
Ant. if. 57. 
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ginnen kann, wer zu diefer Zeit noch nicht das 40. Lebensjahr 
vollendet hat. Iſt der Eintritt, fei es auch nur mit einer einzigen 
Beitragsmarfe,2) vollzogen, fo ift dem Erfordernis genügt: die 
weitere, auf Grund ber Selbftverfiherung erfolgende freiwillige Bei- 
tragsleiftung,?) ſowie bie technifch fogen. Fortiegung ber Selbft- 
verficherung wird durch die inzwiſchen erfolgte Überfchreitung des 
40. Lebensjahres nicht gehemmt.) Ebenſowenig ift für die Weiter- 
verfiherung ein Alter unter 40 Jahren erforderlich.) 

3. Die Vollendung des 70. Lebensjahres gibt an ſich ver- 
fiherungspflichtigen Perfonen ein Recht auf Befreiung von der Ver- 
fiherungepflicht.*) Ein Hemmnis für die Verfiherung ift fie ala 
ſolche) nicht. 

II. Wann ift das 16., 40. oder 70. Lebensjahr „vollendet“? 
Nah BGB. $ 187 Abſ. 2 Sag 2 mit dem Beginn desjenigen 
Geburtstages, an welchem man 16, 40 oder 70 Jahr alt wird. 
Das ift jeboh nah $ 186 nur eine „Auslegungsvorferift“ für 
privatrechtliche Gefege. Sie ift im Sinne einer Förderung der 
Verfiherung übertragbar auf den Beginn der Zmangsverficherung 
mit 16 Jahren, während in demjelben Sinne andererjeits der Ein- 
teitt in die Selbftverfiherung no am 40. Geburtstage ($ 187 
Abſ. 1 BGB.) als zuläffig angefehen werden fann.‘). Für die Be— 
freiung nad $ 6 ift die Regel des BGB. wegen des Zufammen- 
hangs der Beitimmung mit dem Beginn der Altersrente‘) gleichfalls 
anzuwenden. 


8 11. Erwerbsuufähigkeit. 


1. Nah $5 Abf. 4 JVG. „unterliegen nicht der Verfiherungs- 
pflicht* diejenigen Perfonen, welche im Sinne der Beftimmung als 
dauernd erwerbsunfähig zu betrachten find. Dabei gilt aber als 





2) Bol. dozu Ifenbart-Spielhagen Anm. 3 zu $ 14 mit Anm. 17 zw 

846; Gebharb-Düttmann Anm. 6 zu $ 14. 

3) Bgl. dazu oben $ 4 a. €. und R.Y zu SH. 

) AR. 98 S. 629 Nr. 689; Anl. RBA. Ziff. 580 Abf. 2. 

) RBA. Anl. Ziff. 59 Abſ. 2. 

©) Das foll inäbefondere Alterörentnern, die noch verſicherungspflichtige 
Beſchaftigung ausüben, zu Gute kommen. Mot. Abi. 3 zu $ 4a. 
®) b. 5. abgefegen von $ 14 (oden im Tert Ziff 2). Bol. unten $ IL N. 4. 
) Anders 5.8. Weymann Anm. 3 zu $ 14. 
%) Bl. oben R. 6 und 3b. J S. 304. 
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erwerbsunfähig nicht bloß der, welcher vermöge feines Förperlichen 
Zuftandes gar nichts mehr verdienen kann, fondern ſchon jeder, 
welcher mittels der für ihn in Betracht kommenden Tätigfeiten 
nicht mehr ein Drittel bes Normalverdienftes gefunder Ber- 
ficherter gleicher Art zu erwerben im ftande ift. Diefer Begriff 
der Erwerbsunfähigkeit ift nach jegigem Recht derjelbe, welcher die 
Grumblage für den Anfprud auf Invalidenrente bildet;') er. wird 
daher, da in der letztgedachten Funktion fein Schwerpunkt liegt, im 
Zufammenhange der Darftellung des Rechts auf Rente näher er— 
vrtert werden. Hier genügt die Hervorhebung, daß mit jenem ge— 
geſetzlichen Begriff einer nicht totalen Erwerbsunfähigfeit die Vor— 
nahme verficherungapflictiger Arbeiten unter Ausnugung der noch 
verbliebenen ober vorhandenen?) Arbeitskraft tatſächlich wohl vereinbar 
ift, daß aber andererfeits eine in diefem Zuftande übernommene Be- 
Ichäftigung nicht als eine verfiherungspflichtige angejehen werben 
Toll. Letztere Vorſchrift beruht auf dem, ſchon das frühere Recht 
beherrſchenden,) im jegigen Recht aber durch die formale Gleich 
heit der Begriffsbeftimmungen noch deutlicher hernortretenden Grund⸗ 
fage, daß niemand zur Verfiherung eines künftigen Schadens im 
Wege der Beitragsleiftung zugelaffen werben kann zu einer Zeit, 
wo der Schaden eben nicht mehr fünftig und ungewiß, fondern 
bereits eingetreten ift.*) Daher tritt zunächſt die Verſicherungs- 


) 815 Abſ. 2. — Das ©. 89 ftellte zur Beurteilung der Berfiherungs- 
pliht und des Rentenanſpruchs in $ 4 Abſ. 2 bezw. $ 9 Abf. 3 zwei ver- 
idiedene Definitionen der Ermwerböunfähigkeit auf; doch wollte AR. 92 S. 58 
Rr. 147 „Teinen grundjägligen Unterſchied zwiſchen beiden anerfennen. 

2) Die Beſtimmung bed $ 5 bj. 4 bezieht ſich natürlich nicht bloß auf 
Verfonen, die in ihrer Ermerböfäßigfeit Hecagelommen find, fondern auch auf 
joldhe (3. 8. Krüppel, Schwachfinnige), bie niemal® über das bort bezeichnete 
Mob Hinaus ermerböfähig geweſen find, wenn auch der Wortlaut („nit mehr 
im Stande find“) nur bie erftere, wichtigere Kategorie im Auge Bat. Bol. 
Gebhard-Düttmann Anm. 14 a. E. zu $5. 

2) Bgl. Ag. Strudmann in feiner Bb. IS. 470 N. 21 citierten, zur Bes 
gründung bed fpäteren $ 4 Abſ. 2 ©. 89 gehaltenen Rebe. Ebenſo AN. 92 
©. 56 Rr. 146. 

+) Daß gerade bie Invalibenverfierung, indem fie bie Beitragsentrichtung 
zur Borausfegung ber Berfierungsleiftung madt, fi) „am melften“ unter den 
rei Gebieten ber Arheiterverfiherung „einer wahren Berfiherung nähert“, ift 
Bereitö Bd. I S. 262 a. €. hervorgehoben worben. Bl. auch ©. 552 und 470 
R.21. — An legtgebaditer Stelle (vgl. dazu oben $ 10.6 und 6a) ift auch 
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pflicht für denjenigen nicht ein,”) welcher im Zuftande dauernder 
gejeglicher Ermerbsunfähigfeit eine an ſich verfiherungspflichtige 
Arbeitstätigfeit beginnt, und fie tritt außer Kraft, wenn im Laufe 
eines verfierungspflidhtigen Arbeitsverhältniffes eine folhe dauernde 
Erwerbaunfähigfeit eintritt. Ob der Eintritt dieſes Zuftandes in 
eonereto zugleih den Anfprud auf Rente entitehen läßt oder 
nicht, iſt gleichgiltig. Auch wer wegen mangelnder Vorausfegungen, 
insbefondere wegen nod nicht vollendeter Wartezeit, Invalidenrente 
nicht anſprechen kann, ift davon ausgefchloffen, auf der Grundlage 
feiner im erwerbsunfähigen Zuftande verrichteten Beſchäftigung die 
Wartezeit zu vollenden und den Anſpruch zu erwerben. 

II. Der für den Ausſchluß dauernd erwerbsunfähiger Perſonen 
von ber Verficherungspflicgt maßgebende Grundgebanke trifft in 
derfelben Weife auch für die verſchiedenen Formen der nicht unbe- 
dingt von einer Beichäftigung abhängigen freiwilligen Verfiherung 
zu. Dementiprehend hatte auch bereits $ 8 G. 89 die Selbit- 
verfiherung von ber Vorausfegung abhängig gemacht, daß die dazu 
Berechtigten „nicht im Sinne des $ 4 Abf. 2 (©. 89) bereits 
dauernd ermwerbsunfähig find.” Daran weiter anſchließend war 


bereitd bemerkt, daß mit Bezug auf ben Anſpruchsgrund des Alters die Dinge 
anders liegen, daß daher ermerbäfähige Perfonen über 70 Jahre nicht allein 
troft Beſchaftigung verſicherungspflichtig fein können, fondern auch (abgejehen 
von dem Eintritt in bie Gelbftverfiherung; vgl. oben $ 10 II, 2) freiwillig 
Beiträge enteicpten dürfen, Der rund Hierfür liegt nicht bloß In der geringeren 
Bebeutung, welche der Verſicherungsfall des Alters nad) dem Syſtem unferes 
Geſetzes gegenüber dem bei jenen Perjonen noch außftehenden der Invalidität 
beftgt, fondern vor allem aud) darin, daß, wie ſich aus $ 41 Wbf.2 (= $ 29 
Abſ. 2 ©. 89 „früßeftens‘) ergibt, die Alteröverfiherung zugleich die Möglichteit 
einer Berfierung für den Fall eines hößeren Alters, als 70 Zahre, in ſich 
{eließt, wahrend bie Invalidenverfi—herung prinzipiell nur eine Berfiherung 
gegen ben „Berluft ber Ermerbäfäßigfeit“ ($ 41 hf. 1) darftelit (ogl. bie 
citierte Stelle des I Bandes, ſowie AR. 97 ©. 354 Nr. 584 a. E. „wenn über- 
Haupt, von da ab“; dazu aber jegt unten N. 11). Der Bebanke, dak man eine 
Berfiherung nicht für einen berens eingetretenen Berfigjerungafal nehmen fann, 
vermag daher mit Bezug auf bie Alterörente nur für die Frage der nad: 
träglichen Beitragdentrichtung ſeitens eines über 70 Jahre Alten Wirkung zu 
äußern, worüber fpäter das Nähere. Dgl. für jept AR. 94 ©. 79 Rr. 332 und 
AR. 00 &. 676 Rr. 820. 

®) Der Wortlaut von $ 4 Abſ. 2 G. 89 erfaßte zunächſt nur biefen Fall, 
war aber, gemäß AR. 92 S. 56 Nr. 146, auch nicht enger auäzulegen, als der 
desige: „Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht". 
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dann in Bd. J S. 470 N. 21 dieſes Werkes der Grundſatz, „daß 
bereits invalide Perfonen nit in der Verſicherung ftehen können”, 
auch auf die freiwillig fortgefeßte Verfiherung, die jeßt fogen. 
Weiterverfiherung und Fortfegung der Selbftverficherung, über- 
tragen worden. Die Praris hatte fih, trog Widerfpruhs in der 
Theorie,®) dem angefchlofien.?) Jet ift die Anwendung des Grund- 
ſatzes auf alle Formen der freiwilligen Verfiherung durch den 
Wortlaut des Gefeges gemäbrleiftet.?) 

III. Als Grundlage für den Anfprud auf Invalidentente er- 
ſcheint nun aber im jegigen, wie im früheren Recht nicht nur die 
dauernde Erwerbsunfähigkeit im angeführten Sinne, fondern 
auch die vorübergehende, welche aber bereits eine gewiſſe Zeit hin- 
durch ununterbrochen beftanden hat. Nur die Dauer diefer Zeit 
ununterbrochener, aber vorausfichtlich „nicht dauernder" Erwerbs⸗ 
unfähigfeit, welche vor Erhebung des Rentenanſpruchs verflofjen 
fein muß, bat das neue Geſetz von einem Jahre auf 26 Wochen 
herabgejegt.) Es ergibt fi nunmehr die Frage: Gelten die ent- 
widelten Grundfäge, d. h. der Ausſchluß von jeder Art notwendiger 
oder freimilliger Verfigerung auch für denjenigen, der zwar nicht 
dauernd, aber bereits 26 Wochen erwerbsunfähig ift? Das Gefek 
bejaht diefe Frage in Konfequenz feiner Grundanfhauung aus— 
brüdich für die Fälle der freiwilligen Verfiherung, indem es in 
$ 146 eit., wie bie Beifügung der Beziehung auf „SS 15, 16" 
ergibt, die Worte „nach eingetretener Erwerbsunfähigkeit“ ſowohl 
von ber wirklich dauernden ($ 15), als auch von der, wie man 
fagen kann, bis auf weiteres ala dauernd angenommenen Erwerbs—- 
unfähigfeit ($ 16) verftanden wiſſen will.) Dagegen fehlt es für 


*) Bol. 3.8. Neulamp in ArbV. 91 S. 235 Anm. 

N AR.I2 ©. 141 Re. 198, AN. 93 S. 103 Nr. 255. Ebenſo 5.8. Erl. 
teil. Fin. Bin. v. 14. Roi 91, ArbR. S. 421. 

%) $ 146: „Freimtllige Beiträge . . dürfen . . nad) eingetretener Erwerbs- 
anfähigfett ($$ 15, 16) . . für bie, fernere Dauer der Erwerbsunfähigkeit nicht 
entrichtet werben“. 

%) $ 16: Die Rente wird dann „für bie meitere Dauer ber Erwerbs- 
unfäßigfeit gewährt“. 

10) Bgl. oben N. 8 und $ 8 Abſ. 3 Entw.: „Die freiwillige Berficherung 
(Abſ. 1, 2) iſt ausgeſchloſſen, ſobald die Ermerbäunfähigkeit ununterbrochen 
236 Wochen gewährt bat ($ 10) oder dauernde Erwerböunfähigkeit im Sinne 
des $4 Abſ. 2 eingetreten iſt.“ $S Abſ. 1 Entw. behandelte die Selbftverfiches 

6* 
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die Verfiherungspfliht an einer parallelen Gejegesbeftimmung, 
welche den feinem Wortlaut nad nur auf die dauernde Ermwerbs- 
unfähigfeit bezügliden $ 5 Abf. 4 (vgl. oben I) ausdrücklich auf 
die Fälle der als dauernd angenommenen Erwerbsunfähigkeit 
übertrüge. Die Beftimmung in $5 Abf. 3, nach welcher ſchlechthin 
Perſonen, denen Invalidenrente, fei es auf Grund von $ 15, fei 
es auch von $ 16 bewilligt ift, der Verficherungspflicht nicht unter- 
liegen follen, reicht nicht aus, die Lüde zu fließen,!%®) weil von 
ihr gerade diejenigen Perfonen nicht getroffen werben, welche 
mangels gegebener Borausfegung, insbefondere weil fie bei Ablauf 
der 26. Woche der Ermerbsunfähigfeit die Wartezeit noch nicht 
vollendet haben, Rente nicht beanspruchen dürfen.) Augenſcheinlich 
müfjen aber die Gründe, welche unter der Herrichaft des ©. 88 
für die freimillige Verfiherung den Analogie hlug von der 
dauernden auf die angenommen dauernde Erwerbsunfähigkeit ge- 
rechtfertigt haben, '?) nämlich die allgemeine Bedeutung des oben 
erwähnten verſicherungsrechtlichen Grundgedanfens und die vom 
Geſetzgeber zweifellos beabfichtigte völlige Gleihbehandlung der 





zung, Abſ. 2 die jet fog. Weiterverfiierung und bie Fortfegung ber Selbft- 
verfierung, $ 10 entfprach dem jegigen $ 16, $ 4 Abf. 2 dem jegigen $ 5 Abf. 4. 
Auch für das Recht des ©. 89 Hatte dad ABA. in AN. 97 ©. 353 Nr. 584 
den gleichen Grundſatz berelts anerfannt. Jetzt AN. 00 S. 697 Nr. 830 
Schlußſab. 

108) Daß fie andererſeits nicht gegen die Bier vertretene Auffafſung vers 
wertet werden kann, ergibt der Gang ber legiälatorifchen Verhandlungen. Vgl. 
unten $ 18 N. 6. 

") Verſicherungspflichtigen Berufsarbeitern gewährt zwar $ 30 Abi. 5 bie 
Rechts wohltat, daß ihmen Moden einer mit Ermerböunfähigfeit verbundenen 
Krantheit auch über bie 26. hinaus bis zu einem Jahre ald Beitragswochen auf 
die Wartegeit angerechnet werben fünnen. Sie können daher 3.8. mit der 
40. Krankheitswoche die Wartezeit vollenden und von da an bie Rente für 
vorübergehende Invalidität gemäß $ 16 Bi auf weitere beziehen (ngl. unten 
$ 38 hinter R. 64). Darin liegt allerdingd zu ihren Gunften eine ausnahms- 
weife und durch Rüdfihten auf den Wechſei der Geſehgebung beſonders be: 
gründete Durchbrechung des Prinzips, daß man ſich nicht für einen bereitö ein⸗ 
getvetenen Verſicherungsfall weiter verfihern kann (vgl. oben N. 4 und AN. 00 
S. 673 Rr. 817, fowie Wey mann Anm. 26 Abf. 1a. E. zu $ 30). Sie erledigt 
aber bie Frage des Texies im ganzen jedenfalls ſchon um deswillen nicht, weil 
$ 30 auf vorher freiwillig Berfi—erte feine Anmenbung findet. 

=) Bel. die R. 10 a. €. eitierte Entſcheidung. 
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beiden in $$ 15 und 16 aufgeftellten Invalivitätsformen,'?) ebenfo 
für das jegige Recht zu dem Refultate führen, daß auch nach ein- 
getretener angenommen dauernder Erwerbsunfähigfeit eine Be- 
ſchäftigung mit der Rechtsfolge der Verfiherungspflicht nicht über- 
nommen oder ausgeführt werben kann.! 


812. Familienftand. 


Die Schwierigkeiten, welche bei der verſicherungsrechtlichen Be— 
urteilung von Arbeitstätigfeiten, die im Familienverbande geleiftet 
werden, durch das Hineinfpielen ber aus letzterem fich ergebenden 
Anforderungen und Pflichten entftehen, find bereits in Bd. I 
©. 168 ff. und 194 ff. ausführlih gewürdigt worden. Auf dieſe 
Erörterungen Tann im allgemeinen verwiefen werden.') Für das 
Spezialgebiet der Invalidenverſicherung mag dann noch folgendes 
hervorgehoben werben: 

1. Die Schwierigkeiten liegen zumeift auf ber Seite der tat- 
ſächlichen Würdigung des Einzelfalles. Die rechtlichen Gefichts- 
punkte find einfah und aus den bisherigen Feftftellungen zu ent 
nehmen. Familienangehörige find, da binfichtlih ihrer das Geſetz 
feine Ausnahmebeitimmung enthält, wie familienfremde Perfonen 
verfiherungspflichtig, wenn fie erftens: zu dem betreffenden Ver— 
wandten als ihrem Arbeitgeber in einem Arbeits- ober Dienftver- 
hältnis ftehen, wenn fie dazu zweitens: in biefem Arbeitsverhältnis 


13) Dazu aud) bie Mot. zu $ 8 Entw. (vgl. oben R.10): „Der die freie 
willige Berfiherung ausſchließenden dauernden Erwerbsunfähigkeit muß auch 
Hier bie ebenfalls zum Bezuge der Invalidenrente berechtigende vorübergehende 
Grwerböunfäßigteit ($ 10) gleich gerechnet werben.“ 

1) ABA. Anl, Ziff. 3 Abſ. 1 fagt von $5 Abſ. 4: „Zu diefer nur bie 
dauernd Erwerböunfähigen betreffenden Vorſchrift tritt ergänzend diejenige des 
85.3 a. E. uſw.“ Man wird vielleicht annehmen dürfen, daß mit dem 
Worte „betreffenden“ nur der Wortlaut des Geſetes gemeint fein und dad 
Weitere der fpäteren Spruchpraxis überlaffen bleiben ſollte. Mit dem Text 
übereinftimmend wohl Weymann Anm. 22 a. €. zu $ 5 und jedenfalls auch 
AR. 03 ©. 514 Rr. 1066 mit AR. 03 ©. 386 Nr. 1049. 

Y) Dazu Rofin, Die Berfiherungspflicht der Hauskinder, in den „Annalen 
des Deutfgen Reiches 1890 &.912f. und Fuld, Stellung der Familiens 
angehörigen in ben Arbeiterverficherungägefegen, in Gruch ot's Beiträgen zur 
Erläuterung des deutſchen Rechts, Bb. 33 S. 408 ff. 
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gegen Lohn oder Gehalt befhäftigt werden, und wenn endlich 
drittens: ber ihnen gewährte Lohn oder Gehalt nicht nur in freiem 
Unterhalt befteht ($$ 1, 3). Liegen nur die beiden erſten Voraus— 
fegungen vor, nicht aber die dritte, fo find fie zwar nicht verjiche- 
rungspflictig, wohl aber zur Selbftverfiherung bereshtigt.2) 

2. Hiernach ſchließt aljo das Verwandtſchaftsverhältnis des 
Arbeiters zu feinem Arbeitgeber an fih in feinem Falle dic Mög- 
lichfeit einer verfiherungspflichtigen Beſchäftigung unbebingt aus. 
Dazu im Gegenfag hat das RYA. auch für das Gebiet der In— 
validenverfiherung, ebenfo wie für das der Unfallverfiherung,?) in 
fonftanter Praris den Grunbfag aufgeitellt, daß zwiſchen Ehe— 
gatten als folgen „wegen der fittlihen Grundlagen ihrer all— 
gemeinen Lebensgemeinſchaft ein verſicherungspflichtiges Arbeits- 
verhältnis nicht beftchen kann“.) Diefe Auffaffung ift bereits in 
30.1 S. 170f. eingehend befämpft worden; fie hat in der Literatur, 
ſoweit diefelbe überhaupt eine Fritifche Richtung verfolgt, kaum Bei— 
ftimmung,?) dagegen vielfach ausdrückliche Ablehnung erfahren ;°) 





2) $ 14 Siff. 3; ogl. oben $8 I Nr. 3a. 

3) andbuch ber Unfalverfiherung, von Mitgliedern des RIM, 2. Aufl. 
(1897) Anm. 11 zu $ 1 UDO. 

) RBA, Anl. Ziff. 186. Dagegen ift e8 natürlich ſeht wohl möglid, dab 
Mann und Frau gleichzeitig von britten Perfonen befchäftigt werben. So bei 
zwei verſchiedenen Arbeitgebern (AR. 96 S.22) Nr. 488), fo aber auch bei 
Ipentirät des Arbeitgeber. In legter Beziehung kommen bier die bereits oben 
87 N. 14 und $8 N. 13 erwähnten Fälle in Betracht, in denen bie Praxis des 
RBA. die ihrem Manne helfende ober ihn vertretende Ehefrau auch ohne dad 
Borliegen eines fie perfönlich betreffenden Arbeitävertraged in unmittelbare Be- 
siehung zum Arbeitgeber bed Ehemannes gebracht und ald beffen Arbeiterin 
eradtet Hat. Somelt eine folde direkte Veziehung nicht Herzuftellen ift, muß, 
dann nad der Auffafjung des RBA. ohne weitere Unterfuhung ber Ehegatte 
von ber Verſicherungspflicht ausgefchloffen bleiben (vgl. die auf hausgewerbliche 
Berhältniffe bezüglichen Entſch. AR. 98 S. 567 Nr. 685 und AR.97 ©. 287 
Re. 561). Immerhin Lönnen vielleicht durd eine wohlmollende Anwendung 
jenes Geſichtspunktes in einzelnen Fällen die Härten, die ſich aus dem prin ⸗ 
ätpiellen Ausſchluß der Ehegatten ergeben, behoben werden. Über die Ver— 
wendung bed Selöftverfiherungsrecht3 zu biefem Zwecke vgl. unten $ 23 R. 18a. 

®) Zuftimmend, wie e3 fhelnt, Graßmann ©. 181, aber nidt bie von 
igm eitierten Juſt und Fulb, melde vielmehr im Prinzip ben hier vertretenen 
Standpunkt einnehmen. 

) Dagegen haben fi namentlich erklärt Piloty, Reichsunfallverſiche- 
rungsrecht &. 220; Seybel, baya Siaatsrecht, 2. Aufl,, HI ©. 147 Anm. 33: 
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fie widerfpricht den Veitimmungen der zur Ausführung der Unfall» 
verfiherung ergangenen Landesgeſetze;) fie verleugnet den vom 
RB. fonft To oft proflamierten Sag, daß die Verhältniffe nicht 
wie fie fein follten, fondern wie fie wirtſchaftlich wirklich find, der 
verfiherungsrechtlihen Beurteilung zu Grunde gelegt werden 
müffen,) umd fie ift nach der Einführung des BGB. vollends un- 
haltbar.) Richtig ift nur foviel, daß der von dem Ehegatten in 
der Hausgemeinfchaft genofjene Unterhalt wegen der rechtlihen und 
ſittlichen Pflichten der Eheleute unter einander niemals als Entgelt 
für eine dem anderen Ehegatten geleiftete Arbeit angejehen werben 
fann’") und daß daher auf dieſen allein hin fein Ehegatte die Ver— 
fiherungspflichtigfeit oder auch nur die Verſicherungsberechtigung für 
fi) anſprechen kann. Dagegen liegt Fein Grund vor, einen darüber 
hinausgehenden Verdienſt, welden Mann ober Frau für Arbeits- 
leiftungen im Betriebe'") des anderen Ehegatten im Einne eines 
wirklichen Entgelts zu eigenem und ausſchließlichem!?) Rechte be- 


nDie fittliche Auffaffung der Ehe hat mit der Frage nichts zu tun“; Menzel, 
Arheiterverficherung nad) öfterr. Rechte, S.64; Fuld a. a. O. 8.412; Hahn 
Kommentar zum KB®., 2. Aufl, S. 18; v. Frankenberg in Kottbufer Ziſchr. 
Bd. 8 S. 4. Bol. auch Lotmar S. 256. 

Vol. Bd. 1 &. 170 R. 64. Dazu für Bayern bie Entſch. bayr. LVA. in 
befien Mitteilungen ®b. III S. 96 Rr. 182 (Reger XII S. 30). Dagegen hatten 
ſich gerade für dad Gebiet der Unfallverficherung, aber ohne eigene Begründung, 
dem RRA. anſchlieben zu follen geglaubt bie Entf. preuß. OI®. v. 23. Dez. 
1889 (Reger, 1. Erg.Bd. S. 124 = Arb. V. VII S. 182) und v. 10. Iunt 
1899 (Reger XX ©. 224). Neuerdings hat jebod das OVG. biefen Stand« 
punft aufgegeben und ſich dem Hier vertretenen für Unfalls, wie für Kranken» 
verfiherung angeſchloſſen: Entſch. v. 25. Sept. 1902, Arb®. S. 751. Gegen 
diefelbe Weymann in ArbV. 03 ©. 217, ſowie die an ber bisherigen Praxis 
fefthaltende Entſch. RIA. in AR. 03 S. 571 Nr. 1087; dem OVG. tritt bei 
Dernburg, Vürgerlihes Recht IV S. 106. 

) 2 B. AN. 93 &.'68 oben und die Anl. an verichiedenen Stellen. 

*) Darauf in ausführlicher Erörterung hingewieſen zu Haben, ift das 
Verdienſt Hahn’ 3 in feiner Veiprehung von Graß mann im Bermaltungs« 
archiv IX &. 140 -- ArbV. 01 ©. 86. 

”) So ſchon Bd. I S. 195; BEP. $ 1360. 

") Die gefeplich geſchuldeie Pflege des erkrankten Chegatten kann keine 
verficherungöpflichtige Arbeitsleiſtung fein, aud wenn fie durch Unterftügungen 
Deitter (hier des Sohnes) ermögliät wird. So mit Recht AR, 94 ©. 158 
Nr. 380. 

”) Er wird nad) $ 1367 BOB. beim geſetzlichen Güterftande jegt fogat 
Vorbehaltsgut; vgl. die folgende Rote. 
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zieht, „anders zu behandeln, als einen beliebigen anderen Arbeits- 
erwerb”, den derfelde Ehegatte im Betriebe eines anderen Unter 
nehmers vor fi bringen würbe.') 

3. Was die übrigen Verwandten oder Verfhwägerten an- 
langt, fo ift nach der, häufig allerdings ſchwierigen tatfächlichen 
Würdigung des Einzelfalles zunächſt zu entſcheiden, ob fie ihre 
Arbeit auf Grund eines wahren entgeltlihen Dienftverhält- 
niſſes leiten. Findet die Arheitsleiftung‘t) im Hinblid auf das 
bemilligte Entgelt, dieſes im Hinblid auf die Arbeit den wefentlichen 
Beftimmungsgrund,'°) fo ift die nächſte Grundlage der Verſiche— 
tungspflicht gegeben. In diefem Sinne hat auch das ABA. felbit 
die nächſten Verwandten, Vater, Mutter, Bruder, gegebenenfalls als 
verfiherungspflichtige Beichäftigte ihrer Kinder oder Brüder be- 
handelt.) Findet dagegen die Arbeitsleiftung in dem Verwandt 


2) Protololle der 2. Kommiffion für das BOB. zu $ 1289 des 1. Entm. 
(est $ 1367; Ausgabe von Agilles u. A. IV ©. 141: „Bezable 3. 8. der 
Mann feine Frau für außerorbentlie Leiftungen im Befehäfte" (vgl. $ 1356 
A6f.2 BOB; dazu Adilles ©. 125 und Hahn a.a. D. ©. 142), „fo beftehe 
fein Grund, einen ſolchen Erwerb anders zu behandeln uſw.“ (mie im Xext). 
Dazu auch Achilles ©. 125: „Leifte bie Frau in dem Geſchäfte des Mannes 
entgeltliche Dienfte, fo werde die Gegenleiftung Vorbehaltsgut. — Diefe Re: 
gelung entſpreche ben befonberen Zerhältnifien der befilofen Klaffen“. 

") Sie muß natürlid) aud) im übrigen ben verſicherungsrechtlichen Voraus: 
fegungen entipreden, 3. 8. im Zuftande wirtſchaftlicher Abhängigkeit geleiftet 
fein, 3. 8. AN. 98 S. 269 Nr. 636 a. E. 

») Gin darüber Hinausgehender Lohnarbeitövertrag ift nad) Invalidenrecht 
nicht erforderlich (ogl. oben $ 7 N. 14, $8 0. 16, fowie Bb. 1 ©. 197 N. 24). 
Eine Beftimmung, wie bie in $ 2 Ziff. 3 KVG. (vgl. darüber Bd. I S. 500) 
enthält dad IVG. nicht. — Im Zweifel auch bier zu Gunſten der Ber 
fiherung (ogl. oben $6 N. 5). 

ic) Vater (AR. 93 S. 91 Nr. 244, AN. 94 S.37 Rr. 326); Mutter (AR. 
9 S. 156 Nr. 42, S. 156 Nr.43); Bruder (AN. 97 5.590 Nr. 616); Schwieger: 
vater (AR. 93 S.67 Nr. 222). Dieſe Verwandten erſcheinen Hier in den ver- 
ſchiedenſten Stellungen ald Arbeiter im engften Sinne, Gehilien, Gefellen, 
Dienftboten, Betrieböbeamten. Dagegen haben ſchon ſchiedsgerichtliche Urteile 
die VBeihäftigung der Schwiegermutter oder doch ber Mutter ald contra bonos 
mores und bafer ald ungeeignet ertlärt, bie Verſicherungspflicht zu begründen, 
weil fie „bie fittlihe Pflicht der Kinder zur Ehrerbtetung und zum Gehorſam 
gegen bie Eltern in ihr Gegenteil vertehre" (ArbB. 92 ©. 488, 6%). Da: 
gegen Hat nun zwar am lettgedadhten Orte das RVA. ausbrüdlih Stellung 
genommen, es läßt ſich aber nicht verfennen, daß jene Schiedsſprüche ſich in 
demſelben @ebantenkreife bewegen, in melden der Ausſchiuß der Chegatten 
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ſchaftsverhãltnis!i) ſelbſt, feinen fittlihen ober gar rechtlichen 
Pflichten, '®) die ihr gegenüberftehende Gewährung ebenfo in ber 
perſönlichen Beziehung, insbejondere der rechtlichen Unterhalte- 
pflicht, '%) ihre Begründung, fo ift Verſicherungspflicht und Selbft- 
verfiherung ausgefchloffen.?%) Daß die legtere Alternative namentlich 
für noch nicht?') oder nicht mehr??) voll erwerbsfähige Verwandte, 
die erftere aber namentlich”) dann zutreffen wird, wenn erwerbs- 
fähige Angehörige auch außerhalb des Betriebes oder der Wirt- 
ſchaft ihres Verwandten in gleicher Weile Arbeit übernehmen 
würden ober auch ſchon übernommen haben, ift bereits in Bd. I 
S. 169 mit 196 hervorgehoben worden. 

4. Auch wenn ein wahres Lohnarbeitsverhältnis anzumehmen 
ift, als Lohn aber nur freier Unterhalt gewährt wird, ift Verſiche- 
rungspflicht nah $ 3 Abſ. 2 IVG. ausgefchloffen, dagegen Selbit- 
verficherung nad $ 14 Ziff. 3 zuläffig.”*) Nur muß, gerade im 


von der Verſicherungspflicht durch das RBA. felbft wurzelt. gl. noch im 
ganzen Anl. Ziff. I8c. — Gleichzeitige Beihäftigung von Familienfaupt und 
Samilienangehörigen bei einem britten Arbeitgeber (ogl. oben R.4) aud Bier 
nad analogen Gefihtäpuntten zu beurteilen; fo in AN. 01 ©. 637 Nr. 942: 
Angehörige von Hausreinigern oder Hauswarten, melde mit Wiffen und 
Willen der Hauäheftger einen weſentlichen Teil der Arbeiten beforgen. 

1) Insbefondere, wenn dasſelbe dur das häusliche Zufammenwohnen vers 
ftärft wird (AN. 98 S. 269 Rr. 636). 

) $ 1617 888. 

”) Als Rechtöpflicht zwiſchen Verwandten in gerader Linie anerkannt 
48$ 1601 fi. B88.). 

=) Vgl. die oben N. 17 citierte Entſcheidung, ahnlich Entſch. v. 9. Oft. 1900 
in Mainzer Ztſchr. XI S. 59 Rr. 8678. 

21) z 8. Lehrlinge, die beim Vater lernen und nur Unterhalt empfangen 
(8. 1 ©. 197 R. 2%). 

2) 5.8. kranke oder gebrechliche Angehörige, Auszugler uf. Doc) bleibt 
auch bei legteren eine abweichende Entſcheidung nad Maßgabe des Einzelfalls 
vorbehalten, wie gegen Ehriftiant (vgl. oben 58 N. 35) S. 20 und Geb: 
hard, Handbuch ($ 3 N. 1) S. 214, hervorgehoben werben mag. 

2) Bielleit iſt in 8b. I S. 169 und dem N. I citierten Auffag hierauf zu 
ſehr daß entf peidende Gewicht gelegt. Bgl. AR. 91 &. 155 Nr. 42 mit S. 156 
Nr 43 und Anl. Ziff 186. 

*) Dies würbe 5. 8. jegt zutreffen in dem AR. 93 3.67 Nr. 222 ber 
hanbelten Falle; vgl zu demſelben auch oben $ 8 N.39 mit 15. Ebenſo in 
dem Falle AR. 91 S. 155 Nr. 42, wo indeflen die Frage, ob überhaupt ein 
Zohnarbeitäverhältnis vorlag, nad) Maßgabe bed früheren Rechts dahinge ⸗ 
ſtellt blieb. 
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Hinblid auf die oben herangezogene familienrechtliche Unterhalte- 
pflicht, befonders darauf aufmerffam gemacht werben, daß der „nur 
freie Unterhalt” des $ 3 Abf. 2 cit. au hier in dem oben?°) ent⸗ 
widelten Sinne diefer Gefegesftelle zu nehmen und daher nicht mit 
dem „Unterhalt“ im familienrechtlichen Sinne identiſch ift. Während 
legterer feine rechtliche Natur nicht verändert, wenn er in Gelbe 
gewährt wirb ober fogar „zu gewähren ijt“,2°) ift „Freier Unter— 
halt“ auch hier nur dann gegeben, wenn fein Barlohn, es fei denn 
in Form eines unfelbftändigen fog. Taſchengeldes, gewährt wird.?') 
Ein im Betriebe des Vaters arbeitender und im Sinne des Gefeges 
als beſchäftigt zu erachtender Handwerksgeſelle, welcher als Gegen- 
leiſtung für ſeine Arbeit zwar nur das zum Unterhalt Nötige, dieſes 
aber ganz oder zum Teil in Gelde behufs ſelbſtſtändiger Verwen- 
dung erhält?) ift daher nicht bloß als verfiherungsberechtigt, 
fondern auch als verficherungspflichtig zu erachten. 


8 13. Staatliche Beziehungen.') 


Die Frage der Verfiherungspfliht und der Verficherungs- 
berectigung fnüpft in einer Reihe von Beziehungen an den Gegen- 
Tag des Deutſchen Reiches zum Auslande an.) 

I. Für diejenigen Perfonen, melde nah $ 1 Ziff. 1 und 2°) 
kraft Geſebes der Verſicherungspflicht unterliegen, iſt dabei regel: 





=) Ygl. oben $8 11, 3. 
*) $ 1612 808. 

27) Vgl. oben $ 8 bei N.36—38. Zum „Taſchengeld“ in dieſem Zufammen- 
hange vgl. AR. 91 S. 155 Rr.42 (24 Mark jäpelig: ja) mit ©. 156 Nr. 48 
(72 Wort jahrlich: nein), ferner AN. 93 &.67 Nr. 222. 

=) Bol. oben $ 8 R. 36. 

) Des Zufammenhanges wegen erfolgt Bier eine umfafiende Behandlung 
der internationalen Beziehungen von Verſicherungszwang und freimilliger Ber» 
figerung, auch über bie Frage nach ber Bedeutung ber perfönlicen Staats: 
angehörigleit bes zu Berfihernden Hinaus. gl Bd. IS. 129 ff., befonders 
©. 132 ff. 

2) Schutzgebiete nicht Inland: Bd. I S. 130R.3; Ant. Ziff. 2. Helgoland 
einbezogen: BO. v. 14. Dez. 1892 mit $ 6 R®. v. 15. Dez. 1890. Ausr 
Länbifde @renzgebiete genießen in Bezug auf bie hier behandelten Fragen 
Gm Gegenſatz zu $ 48 Ziff. 4) keine Ausnahmeftellung (AN. 92 ©. 48 
Nr. 137 Abi. 3) - 

3) Die nad $ 1 Ziff. 3 verfigerungspfligtigen Perfonen der Schiffe: 
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mäßig vorausgeſetzt, daß ihr Beſchäftigungsort innerhalb des Reichs- 
gebietes belegen ift. Diefer, aus dem allgemeinen Rechtsboden der 
Arbeiterverfiherung erwachſene Sag*) ergibt ſich zugleich mittelbar 
aus dem Prinzip des $ 65 Abſ. 3 Sag 1. Wenn hiernad) in jeder 
„Verſicherungsanſtalt alle diejenigen Perfonen zu verfihern find, 
melde in deren Bezirk bejchäftigt werben”, fo folgt daraus,’) daß 
Perſonen, welche nicht im Bezirke einer Verficherungsanitalt, alfo 
nit im Inlande beſchäftigt find, auch nicht „zu verfichern find“, 
der Verficherungspflicht nicht unterliegen. Dabei entſcheidet prin= 
zipiell der Beſchäftigungsort im Sinne des Orts der tatfählichen 
Arbeitsleiftung ;°) mit dem Sa des früheren Rechts, nach welchem 
für die Beſchäftigung in inländiſchen Betrieben allgemein als Be— 
ſchäftigungsort der Sig des Betriebes zu gelten hatte’) hat dag 
IVG. endgiltig gebrochen.) Dabei ergibt fih im einzelnen 
folgendes: 

1. Gleihgiltig ift die Stantsangehörigkeit?) des Beſchäftigten: 
im Ausland befchäftigte Reichsangehörige find verfiherungsfrei, im 
Inland befchäftigte Ausländer verfiherungspflihtig. Von legt 
gedachter Regel beftehen jedoch einzelne Ausnahmen: 





beſahung deutſcher Seefahrzeuge, ſowie die bei ber Schiffahrt überhaupt, auch 
der Binnenſchiffahrt und der Zlößerei, in Betracht kommenden Perjonen und 
Veſonderheiten follen meiter unten ($ 21) im Zufammenhange behandelt 
werben. 

H Bgl. Bb. I S. 133; Ant. Ziff. 2 Abſ. 1, 2 und dazu aud AR. 968.502 
Rr. 538, legter Abſatz 

5) Die innere Beziehung der zunädft für die Zuftänbigfeit der einzelnen 
Verfiherungdanftalten unter fi getroffenen Beftimmungen zu ber Frage des 
Gegenſatzes zwiſchen In- und Ausland tritt aud in der bisherigen Praxis des 
REN. Hervor; vgl. AR. 92 S. 48 Rr. 137 Abſ. 2 und bie bort eitierten Stellen 
der älteren Anleitung, ſowie AN. 97 5. 383 Nr. 575, jet bie neue Anleitung 
3.2 A. 1. 

9 Vai. Vd. J S. 188; Mot. Abſ. 4 zu $ 41: „ber Beſchaftigungsort, d. h. 
die Arbeitäftätte”. 

7541 96.3 Say 2 ©. 89; vgl. Bd. I S. 190 mit S. 131 und 230. 

®) Über bie Unzuträgligjfeiten des früheren Rechtszuſtandes ngl. bie N. 6 
eitierten Motive Abſ. 3 und vorher Gebhard, Verſicherte Perſonen, S. 299 
Anm. 8. 

*) Rod ‚mehr natürlich der Wohnfig desſelben im Auslande, wenn bie 
Beſchaftigung im Inlande, z. 3. in einer im Grenzbezirke liegenden Fabrik 
erfolgt, 
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a) Schon auf Grund des $3 Abſ. 3 G. 89, die Ausſchließung 
vorübergehender Dienftleiftungen von der Verſicherungspflicht be— 
treffend, hatte der Bundesrat in der VD. v. 27. Nov. 1890 unter 
IB die Regierungen der einzelnen Bunbesftaaten „ermächtigt, mit 
Zuftimmung des Reichskanzlers widerruflih anzuordnen, daß und 
inwieweit vorübergehende Dienftleiftungen folder Ausländer, denen 
der Aufenthalt in Grenzbezirken des Inlandes auf feftbeftimmte 
kurze Zeit behufs Ausführung vorübergehender Arbeiten behördlich 
geftattet if, als eine die Verfiherungspflicgt begründende Beichäf- 
tigung nicht anzufehen find“."%) Worausgefegt ift dabei alfo eine 
‘den betreffenden Ausländern dur die Deutfche Behörbe erteilte 
Erlaubnis zum Aufenthalt im Inlande. Diefelbe iſt aber beſchränkt 
einerſeits dadurch, daß fie fi nur auf beftimmte Grenzbezirfe 
bezieht und danach den Eintritt ing tiefere Inland verbietet, anderer 
feits aber au dadurch, daß fie nur auf feftbeftimmte furze 
Zeit und nur behufs Ausführung vorübergehender Arbeiten") er= 
teilt ift und danach das Verlaffen des Reichsgebietes nach Ablauf 
jener Frift gebietet. Diefe Befugnis des Bundesrats und ber 
Zandesregierungen, von der übrigens, fo viel ich fehe, Fein Gebrauch 
gemacht worden ift,'2) erſchien nicht weitgehend genug,'?) und bie 
Folge war die Aufnahme einer bejonderen Beftimmung in das 
ITS. ſelbſt ($ 4 Abſ. 2), duch welche der „Bundesrat für befugt 
erklärt wird, zu beftimmen, daß Ausländer, welden der Aufenthalt 
im Inlande nur für eine beftimmte Dauer behörblich geftattet ift, 
und die nad Ablauf diefer Zeit in das Ausland zurüdfehren 
müſſen, der Verfiherungspflicht nicht unterliegen”. Dieſe Beſtim— 
mung geht alſo dadurch weiter, als die erwähnte der bunbesrät= 
lichen Verordnung, daß fie auch ſolche Arbeiter mitbegreift, denen 
der Aufenthalt nicht bloß in Grenzbezirken, ſondern auch im weiteren 
Inlande geitattet ift, daß fie ferner aud Anwendung finden Tann, 
wenn die Aufenthaltserlaubnis für beftimmte, aber längere Dauer'*) 


”o) Bol. oben $ 9 R.7. 

"1) Diefe Smedbeftimmung fteht alſo felbftändig neben der vorhergedachten 
Zeitbeftimmung. 

") Die Anordnung bes preuß. Handelsminiſters v. 27. März 1891 betr. bie 
„Süiffaten* bezieht fid nicht auf biefen, fondern auf den zmeiten Zeil ber in 
IB der cit. BO. enthaltenen Ermächtigung (ogl. im Tert unter b). 

”) Mot. Schluhabfag zu $ 3a Entw. 

") Der Berichterftatter, Abg. Hofmann, führte im Sten. Ber. ©. 2175 B 
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erteilt ift und daß fie endlich Feine Beſchränkung der Erlaubnis auf 
die Ausführung vorübergehender Arbeiten enthält. Dagegen unter 
ſcheidet fie ſich mejentlih von der bundesrätlihen Verordnung in 
Bezug auf ihre Tragweite, infofern nad Sat 2 die Arbeitgeber der 
auf Grund von $ 4 Abſ. 2 IVG. von der Verfiherungspflicht aus- 
genommenen Perfonen von dieſer Ausſchließung felbft feinen Vor— 
teil haben ſollen und daher den Arbeitgeber beitrag für biefelben 
an die Verfiherungsanftalt einzahlen müſſen. 

Der Bundesrat hat num von der ihm aus $ 4 Abſ. 2 zu= 
ftehenden Ermächtigung gemäß Bel. v. 7. März 1901'°) dahin Ge- 
braud gemadt, daß er „polniſche Arbeiter ruſſiſcher und öfter 
reidifcher Stantsangehörigkeit” unter der (wörtlich wiederholten). 
Borausjegung der gedachten Gefegesbeftimmung vom 1. April 1901 
an von ber Verfiherungspflicht ausgefchloflen hat, „ſofern dieſe 
Arbeiter in inländijchen land» oder forſtwirtſchaftlichen Betrieben, 
ober in deren Nebenbetrieben befchäftigt werben.” 1%*) Zugleich aber 
hatte er bereits im Schlußabfag der gemäß $ 4 Ab. 1 (= $3 
Ab}. 3 ©. 89) neu verfündeten BD. v. 27. Dez. 1899 die oben er- 
wähnte Ermächtigung für die Lanbesregierungen inhaltlich unver- 
ändert wiederholt. Das könnte zu Rechtskolliſionen Veranlafjung 
geben. Soweit nämlich die Landesregierungen von ihrer Befugnis 
Gebrauch machen würden, würden die dadurch von der Verfiche- 
rungspflit ausgenommenen Ausländer mit voller Wirkung ver- 
fiherungsfrei werden, ohne daß für ihre Arbeitgeber eine Beitrags- 
pfliht aus 84 Abſ. 2 beftehen bliebe.) Andererſeits aber würben 


aus, baf ben hier in Betracht kommenden Ausländern „der Aufenthalt bloß 
für einen beftimmten Zeil des Jahres geftattet fei, ben anderen Zeil des Jahres 
mürfen fie aus dem Inland fich entfernen“. Das Geſeh weiß aber von dieſer 
Beiräntung nichts. 

») Der Beihluß datiert v. 21. Febr. Ol. Die Bekanntmachung ift nur im 
Centr Vi. S. 78, nicht aber im ROBL. erfolgt. gl. aud) AR. 02 S. 380. 

se) Daß der Bundesrat, wie geſchehen, von feiner Befugnis aus $ 4 Abſ. 2 
auch unter beftimmten näeren Modalitäten Gebrauch machen darf, ift unzmeifel: 
Haft. Xud) eine Veſchrantung auf gemiffe inlandiſche Zandesteile würbe zuläifig 
fein. — Im einzelnen bezieht fi ba3 Wort „polnifche“ im Gegenſatz zu ber 
„rufftfen ober öfterreichifchen StaatBangehörigleit” auf bie Rationalität, für 
welche die Sprache entfcheibenb fein wird. Über „Iand: und forftwirticaftliche 
Betriebe und Rebenbetriebe“ vgl. Handbuch der Unfallverfiherung zu $ 1 LUB®. 
Anm. 1ff., 22 ff., fomie Bo. 1 S. 247f. 

0) Im Gegenfag Hierzu iſt vielleicht Piloty S.20 „zu Abf. II* dahin 
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vie betreffenden Arbeiter gemäß $ 14 Ziff. 3 IVG. das Recht der 
Selbftverficherung befigen, welches für die nah $ 4 Abſ. 2 aus: 
geſchloſſenen nicht vorbehalten ift.1°) 

Bei diefer Sachlage hätte ji wohl der Bundesrat die Frage 
vorlegen fünnen, ob nicht dem Abf.2 des $ 4 als der sedes 
materiae eine den Abf. 1 ausichließende Bedeutung zufommt, ber- 
art, daß ein unter Abſ. 2 falender, nur enger begrenzter Tat- 
beftand überhaupt nicht zum Gegenftande einer Regelung gemäß 
Abf. 1 gemacht werden fann. Die Konſequenz einer Bejahung diefer 
Frage hätte dann die Streihung jener ganzen, den Landesregierungen 
im Shlußabjag der BD. v. 27. Dez. 1899 erteilten, bezüglichen 
Ermädtigung fein müffen. Immerhin mag man, daß der Bunbes- 
rat beide Wege nebeneinander für ſich als gangbar erachtet hat, 
damit rechtfertigen, daß die Abficht des Gefeßgebers mit Abſ. 2 nur 
auf eine Erweiterung der bunbesrätlichen Befugniffe gerichtet 
geweſen ift. Daran aber wird man doc) jedenfalls feithalten müffen, 
daß, fomeit der Bundesrat felbft, wie jegt in der Bel. v. 7. März 
1901, von $ 4 Abf. 2 tatſächlich Gebrauch gemacht hat, eine kolli— 
dierende, d. h. auf die gleichen Perfonenkreife gerichtete Verorbnung 
der Landesregierungen ausgeſchloſſen bleiben muß.'°) 

b) Die VO. v. 27. Dez. 1899 enthält in ihrem Schlußabſatz 
noch eine weitere Ermächtigung der Landesregierungen, welche 
peziel auf Ausländer, die vorübergehend in Flößereibetrieben be- 
ſchäftigt werden, gerichtet ift. Diefe und die in Ziff. 9 der BD. 
enthaltene, die Verwendung farbiger Ausländer auf deutſchen See— 
ſchiffen betreffende, Ausnahme von der Verficherungspfliht wird 
unten bei der Sonberbehandlung der Schiffsperfonen noch zur 
Sprade kommen. 

2. Nicht entſcheidend gegenüber der Lage des Beſchäftigungs- 
ortes ift ebenfo die Staatsangehörigfeit des Arbeitgebers.!%e) 


aufzufaflen, daß aud für bie von den Lanbeöregierungen gemäß der BO. v. 
27. Des. 9% von der Verſicherungspflicht ausgeſchloſſenen Perfonen ber Arbeit: 
geberbeitrag nad $ 4 Abf. 2 zu entrichten ift. Begrundet wäre biefe An: 
fit nicht. 

150) Bol. die ausdrudliche Begründung beffen in Mot. Abſ. 3 Schlußſatz zu 
$8 (8.252). 

’) Die vorbehaltene Zuftimmung bes Reichskanzlers bietet eine Garantie 
dafür. 

18) RVA. Anl. Ziff. 7. 
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a) Gewiſſe Schwierigkeiten?) macht die Beurteilung derjenigen 
Perfonen, welche innerhalb des Deutſchen Reiches von ſog. Exterri- 
torialen, alſo namentli'‘) von den Chefs oder Mitgliedern der 
beim Reiche oder einem Einzelitaate!?) beglaubigten Miffionen oder 
von den vertragsmäßig mit dem Nechte der Erterritorialität aus- 
geftatteten, im Deutichen Reihe angeftelten Konfuln,?°) beſchäftigt 
werden. Die Fiktion, daß die Beichäftigung beim Gejandten oder 
im Geſandtſchaftshotel eine ſolche auf ausländifhem Boden fei, ift 
völkerrechtlich unhaltbar?') und daher nit zur Grundlage zu 
nehmen. Nur im Hinblid auf die Perfönlichfeit der Beteiligten 
und ihre dem ftaatlihen Zwange entrüdte Stellung kann eine 
Eremtion von der Verficherungspflicht gerechtfertigt werden. Auf 
diefer Grundlage ftimmt Theorie und Praris darin überein, daß 
jene Perfonen, ſoweit fie ſelbſt von der Erterritorialität der Ge- 
ſandtſchaft umfaßt werden, aljo das Gejchäftsperfonal??) unbedingt 
und das fonftige Dienftperfonal,2) foweit e8 nicht die deutſche 
Staatsangehörigkeit befigt, dem Verfiherungszwange nad Analogie 


?) Befondere Erörterungen über die Frage namentlih von Zahn im 
„Blätter für abmintftrative Praxis“ 1895 ©. 257 ff. — ArbV. XI ©. 509 ff., 
Unger in ArbV. 94 ©. 151 ff, Fuld in Ztſch. f. internationale® Privat: und 
Sirafrecht I &. 679. 

“) Das Gleiche gilt von den Bebienfteten ber im Inlande reifenden Staats ⸗ 
oberhäupter: Unger &. 152 und bie bort Citierten. 

®) Die bet einem Cinzelftante beglaubigten Miffionen genießen Gxter« 
ritorialität prinzipiell nur gegenüber dem betreffenden Empfangaftante ($ 18 
Ab. 2 GVG.). Ste werben daher innerhalb der Grenzen besfelben den beim 
Reiche beglaubigten gleich zu behandeln fein, Zönnten aber bei einem Aufenthalte 
‚außerhalb berfelben (3. 8. in einem Babeorte) den nicht privilegierten Ausländern 
gleid) geftellt werben; vgl. jedoch Hierzu unten N. 48. 

29 Demgemäß ift mangelö befaupteter Epterritoralität bie engliſche Kdchin 
des engliſchen Konful® in Stettin zur SBerfiherung herangezogen morben 
(Reg. Präf. Stettin v. 16. Ian. 97, ArbB. 97 S. 107). -- Rod mehr muß gegen 
Unger 8.153 das Gleiche gelten von ben der Erterritorialität entbehrenden, 
ins Inland kommandierten auslandiſchen Offigieren oder jonftigen Beamten; vgl. 
v. Bar, Internationales Privatrecht, 2. Aufl. II S. 659. 

21) Zahn ArbV. ©. 511; Ullmann, Vollerrecht (in Marquardſen' s 
Hanbbud) des öffentl, Rechts) S. 104; Störk in v. Holgenborff’3 Handbuch 
ves Volierrechts II S. 667 R.2; aber auch v. Lis gt, Völlerreht ©. 77. 

2) Hier lönnten z. B. Sekretäre, Schreiber, Kaſſenbeamte ald „Behilfen" 
oder „Angeftellte“ ($ 1 Ziff. 1, 2) in Betracht kommen. 

2) Namentlich Dienftboten, aber auch Erzieher, Hausdamen ufm. 
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von 88 18 ff. des Gerichtsverfaffungsgefeges nicht zu unterwerfen 
feten. In der Tat würde derfelbe hier ſowohl nad der Seite der 
beſchäftigten Perfon, wie nach der des Arbeitgebers eine zwangs- 
weiſe Unterftellung unter eine inlänbifhe Wohlfahrtseinrihtung. 
darftellen, welche nicht durch die Notwendigkeit geboten ift**) und 
daher dem Gebanfen ber Erterritorialität widerfpricht. Dagegen ift 
die Theorie geneigt, die de utſchen Bedienſteten des Erxterritorialen 
der Verfiherungspflicht zu unterwerfen, während die Praxis vor- 
fitiger verfahren ift und auch in Bezug auf diefe den Gefandt- 
ſchaften die Entſchließung anheim gejtellt hat. Ich möchte an— 
nehmen, daß diefe Vorſicht der Rechtslage entfprah. Denn auch 
bei vorliegender deutſcher Stantsangehörigfeit des Bebienfteten würde 
die Durchführung des Verfiherungszwanges?°) dem erterritorialen 
Dienftherrn gegenüber nicht bloß eine etwa zuläffige finanzielle Ge- 
bührenerhebung,?°) fonbern zugleich, mwenigftens eventuell, eine be— 
denkliche Unterwerfung unter polizeiliche und gerichtliche Maßregeln 
und Maßnahmen mit ſich gebracht haben.?) Someit dagegen eine 
Zuftimmung der Gefandtfhaft zur Verfiherung ihres Perfonals zu 


”) Da die ausnabmslofe Durdführung der Arbeiterverfiherung nicht 
etwa ein Bebot ber öffentlichen Sicherheit ober fonftiger zwingender öffentlicher 
Interefien ift; vgl. dagegen in Betreff ſolcher ausnahmslos zwingender Polizeis 
gefege 3.8.0. Mohl, Cncyklopäbte der Staatswiffenſchaften, 2. Aufl. ©. 488, 
Unger ©. 152; dazu aber auch v. Bar S. 627 Anm. 4b, deſſen Polemik ich aber 
für zu weitgehend halte. 

2) Über die im Weſen desſelben liegende allfeitige, inäbefondere aud) den 
Arbeitgeber treffende rechtliche Gebundenpeit vgl. Bo. I &. 434 N. 7. 

2°) Dgl. 5.8. Ullmann S. 103 Anm. 1,0. 2i8yt S. 79 mit Bd. J ©. 608,609. 

a) Man denke 5.8. an Entwertungszwang, Beitragsfontrolle, ſich ergebende 
Streitigkeiten über Verſicherungs ⸗ und Beitragspflicht u.a. m. Den bier ver: 
tretenen Standpuntt teilt Binfihtlich ber Krankenverſicherungspflicht auch bie bet 
Zahn Ar6B. S. 514 mitgeteilte Entſchliehung der Bayr. Staatömtnifterten v. 
27. Febr. 1885. Wenn Zahn feldft dagegen polemifiert und, in Anknüpfung 
on gewiſſe, neuerbing3 vertretene Auffaffungen ber Erterritorialität (vgl. 
namentlih Zorn in ben Annalen des Deutſchen Reis 1832 S. 112, 113 und- 
noch entſchiedener v. Bar S. 622 ff, 634, aber auf Störk S. 657 und v. Lis zt 
S. 46 3iff. 3 und S. 77 Ziff. 2) den Verſicherungszwang materiell Platz greifen 
laſſen, aber jebe reale Verwirklichung desſelben ausfgliegen mil (S. 512 mit 
519), fo kann id) biefer Unterfcheibung weber eine theoretifdje noch praktifche 
Bebeutung beimeffen, ganz abgefehen davon, da Zahn Fonfequent (ogl. auch 
&. 516) zu der gleichen Auffaffung aud) in Bezug auf das auslandiſche Perfonal 
der Miffionen gelangen müßte. 
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erlangen war,?*) lag darin jebenfals ein völlerrechtlich zuläffiger 
Verzicht auf eine Einzelwirkung der Erxterritorialität,2°) welcher die 
regelmäßige Verfiherungspflicht jener Perfonen in vollem Umfange 
wieder herftellte.?°) 

b) Auf die umgelehrt von den deutſchen Miffionen im Aus- 
lande beſchäftigten Perfonen bezieht ſich eine zwiſchen dem Aus- 
mwärtigen Amte und dem Reichsamt des Innern getroffene Ver— 
ftändigung, deren Inhalt aber zugleich auch über diefen Perfonen- 
treis hinausgreift.”) Nach derfelben ift nämlich „bis auf weiteres 
davon auszugehen, daß der Verſicherungspflicht aud diejenigen 
Reichsangehörigen unterworfen find, welche bei deutſchen Behörden 
im Auslande (Geſandtſchaften, Berufskonſulaten uſw.) in einer an ſich 
verficherungspflichtigen Beſchäftigung ftehen, insbeſondere Die deutfche 
Dienerſchaft der im Auslande angeftellten Beamten des Reichs 
ober eined Bundesftants??) fowie der in das Ausland fomman- 
dierten deutjchen Offiziere“.“) Die Verftändigung beſchränkt ſich 
alſo nicht auf ſolche Behörden und Beamte, denen im Verhältnis 
zum Aufenthaltsſtaate Erterritorialität zukommt, und erfaßt nicht 
bloß die „Bebienfteten” der Beamten, fondern auch die bei den 
Behörden als folhen angeftellten Geſchäftsperſonen,“) ſoweit fie Die 
Neichsangehörigkeit befigen. Die Rechtsgrundlage diefer Ver— 


2) Daß dieſe in der überwiegenden Zahl aller Fälle Hinfichtlich bed Perſonals 
deutfcher Stantdangehörigkeit, zum Zeil auch besjenigen fremder Staatsangehörige 
teit erteilt worden ift, ogl. Gebharb-Düttmann S. "59 und Gebhard, 
Verſicherie Perjonen S. 164. 

=) Bol. v. Lisyt ©. 77, 78, Stork ©. 860. Die perſonliche Unantaftdar- 
teit des Geſandten und bie Unbetretbarkeit feiner Wohnung bleibt natürlich auch 
bier erhalten. 

%) Ridt etwa geht das Rechtverhältnis in bie techniſch fog. freimillige Ber» 
ficherung des @efeges über. &8 brauchten daher nad) ®. 89 aud) Feine Zufaf- 
marfen verwendet zu werben. Gebhard a. a. D. ©. 164. 

9) RBA. Anl. Ziff. 3. Die Verftändigung felbft ift in dem Schreiben der 
preuß. Minifterien des Innern u. für Handel v. 4. Febr. 1891 wiebergegeben, 
welches in ArbV. 91 S. 142 abgebrudt if. 

) 3.8. Zollbeamte, Beamte der Schutzgebiete, Poftbeamte, vgl. Anl. Siff. 3. 

3) Die Zuſtandigkeit der Berfiherungs:Anftalten und Behörden foll ſich 
nad) $ 15 (früßer 16) CPO. beftimmen. 

*) Der Ausdruck „Bebienftete” in Anl. Ziff. 8 ift daher im Hinblid auf 
$ 15 ©8®. qu eng; vgl. oben R. 22, 28. 

Rofin, Recht ber Ardeiterverfiherung. Band II. 7 
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ftändigung ift unfier.””) Mag es fehon als zweifelhaft erſcheinen, 
ob der Begriff der Exterritorialität, von Fiktionen abgefehen,’*) 
binreihen würde, um die Anwendung ber deutſchen Arbeiter: 
verfierungsgefege auf tatſächlich im Auslande beſchäftigte Perfonen 
zu rechtfertigen, To fehlt c8 außerhalb des Kreifes der erterritorialen 
Berfonen augenſcheinlich an jedem Fundamente dafür.%*) Inſoweit 
kann es fi) jedenfalls nur um eine das Geſetz erweiternde, zur 
Bildung eines Gewohnheitsrechts führende Praris handeln. 


3. Eine Ausnahme von dem Grundfag, daß die Verfiherungs- 
pflicht der nah $1 Ziff. 1 u. 2 beſchäftigten Perfonen fih in Ge 
mäßheit des Ortes ber tatſächlichen Arbeitsleiftung beftimmt, it 
mittelbar, aber zwingend aus $ 65 Abſ. 3 Schlußſatz“) zu ent- 
nehmen. Hiernach ift eine im Auslande geleiftete Arbeit dann 
verfiherungspflihtig, wenn die Beſchäftigung im Auslande eine 
vorübergehende, alfo auf verhältnismäßig kurze Zeit beſchränkte iſt,“) 
und zugleid in einem Betriebe ftattfindet, deſſen Sig im Inlande 


ꝛ) Gebhardb-Düttmann S. '60 Anm. 7. 

36) Bol. oben N. 21. 

30) Bol. oben R. 20. 

3) Dagegen ift anzunehmen, daß die Säge 2—4 in Abſ. 3 ver $ 65, ins⸗ 
befondere ber auf $ 5a RVG. vermeifende Sag 2 fi nur auf das Berhältnis 
der Berfiherungdanftalten unter ſich beziehen und für bie Frage der Greny 
siefung zwifen inlandiſcher und auslandiſcher Beihäftigung nicht oder doch 
nur im Rahmen von Sap 5 in Betradht tommen. 3 ergibt fi dies zunädjt 
ſchon aus Stellung und Inhalt dieſer Säge, wonach die Zuftändigkeit bei aus- 
iandiſcher Beſchaftigung erft im Schlußſah zur Behandlung gelangt. Sodann 
entfpriäit, e8 ben Mot. zu $ 41 (8.283 a. E): „Die vorftehenden Beftim: 
mungen“ (de8 $ 5a ABO.) „gelten aud) dann“ (alfo nicht bloß Innerhalb des 
Bezirks der gleiden Anftalt für die Beftimmung der Lohnklaffe und Behörden- 
Tompetenz), „wenn die verfchiebenen Beichäftigungsorte nicht innerhalb des Bezirks 
der gleichen Verfierungsanftalt“ (aber doch nicht im Auslande) „liegen“ (vgl. 
auch die augenſcheinlich erfhöpfende Tendenz des Schlußabſatzes der Mot.). 
Weiter ſeht wohl auch $ 5a aVG. (vgl. ausdrucklich Abf.2) die Frage der 
Berfiherungspflit an ſich bereits als gelöft voraus. Endlich aber würde die 
Anwendung des cit. $5a auf bie Hier in Rede ſtehende Frage boppelfeitig 
eventuell im Sinne einer Ausſchließung inländiſcher Befhäftigungen zu Gunften 
des auslandiſchen Betriebsſihes wirken, mas nicht beabfihtigt ift (ogl. im Text 
Ziff. H. Wegen der verfchiedenen, zum Keil fehr meitgehenden Auölegungen 
von $ 50 NB®. (vgl. für jet Bahn Anm. 1 adh. 1.) Tann es von Wictigfeit 
fein, fi) obigen Grundfag vor Augen zu Halten. 

*) Bgl. Bd. I 3.182 N. 15. 
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belegen ift. Durch die Vorausfegung der vorübergehenden 
Berhäftigung im Auslande ift aber eine gewiſſe Beſchränkung der 
bisherigen Rechtspraxis notwendig gegeben.) Anknüpfend an die 
weitergehende Beſtimmung in $ 41 Schlußſatz G.89'9) hatte näm- 
lich das RVA. eine im Auslande ftattfindende Tätigkeit immer 
dann als verfiherungspflihtig anerkannt, wenn fie „nad Lage des 
bejonderen Falles als Teil, Zubehör, Fortfegung oder Ausftrahlung 
eines inländifchen Betriebes angefehen werben" konnte. Den 
Gegenfag bildete dabei lediglich die im Auslande vor ſich gehende 
Beſchäftigung in einem Betriebe, dem nad Maßgabe feiner Selbit- 
ſtändigkeit auch ein eigener Betriebsfig im Auslande zugefhrieben 
werden mußte.) Immerhin zeigt auch ſchon die frühere Prarig 
die Neigung, eine nicht bloß vorübergehende, fondern dauernde Be: 
ſchäftigung von Arbeitern im Auslande auf einen eigenen aus— 
lãndiſchen „Teilbetrieb"*?) zurüdzuführen. Nachdem aber im gelten- 
den Rechte die prinzipielle Bedeutung des inländiſchen Betriebg- 
figes, wie fie in $ 41 Schlußſatz ©. 89 zum Ausdrud gelangt 
mar, befeitigt und duch die auf vorübergehende Befchäftigung im 
Auslande beſchränkte erfegt worden ift, muß auch die Verſicherungs- 
pflicht ohne weitere Unterſcheidung für diejenige Beſchäftigung im 
Auslande verneint werden, welche ſich nicht mehr als vorübergehende 
daritellt. So bleibt zwar der Monteur einer inländiſchen Ma— 





*) Die Anl. Ziff.2 Abſ. 3, melde diefe Rechtspraris wiedergibt, nimmt 
davon feinen Vermerk; übereinftimmend dagegen Gebhard-Düttmann ©. *59 
Anm. 4. Auch bie einzelftantlihen Anweifungen betr. dad Verfahren mit 
Quittungsfarten ziehen nur die vorübergehende Veihäftigung im Auslande in 
Betracht, 3.3. die preuß. 0. 17. Ron. 99 Zi. IL 

@) Bgl. oben R.7. Wenn dad RBA. darüber hinaus auch an bie Praris 
des Unfallrechts anfnüpfte, jo ftand doch diefer Analogie der Umftand entgegen, 
da zwar bie Unfallverfijerung, nicht aber bie Invalibenverfijerung auf bie 
Zatſache der Beihäftigung in einem beftimmten Betriebe aufgebaut iſt. 

) AR. 99 &.655 Nr. 777: Verſicherungspflicht eines in ber auslandiſchen 
Imeignieberlaffung eines deutſchen gewerblichen Unternehmens beicäftigten An- 
geftellten verneint. 

+2) „Zeilbetrieb" im Gegenfag zum unfelbftändigen bloßen „Betriebäteil" 
8.1 8.244. Bal. den Beſcheid des RBM. v. 28. Nov. 97 (Arbðw. 98 ©. 226) 
vorlehter Gap: dauernde Beihäftigung in außlänbiihen Cifenbaßntationen. 
Roc entſchiedener Pol. Beh. und Senat Hamburg in ArbB. 98 ©. 561: Wirt 
fhafterin bei Sauptagentur einer hamburgiſchen Handels - und Plantagen 
gejellſchaft. 


7* 
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ſchinenfabrik verficherungspflichtig, welcher zur Aufftelung einer be 
ftimmten Maſchine ins Ausland geſchickt ift, nicht aber berjenige, 
welder dauernd nur für Montagearbeiten in einem beſtimmten 
ausländifhen Bezirke, in welchem er auch feinen Wohnfig hat, en⸗ 
agiert iſt; die Arbeiter ber in Anl. Ziff. 2 Abſ. 3 erwähnten aus- 
ländifhen Grenzftation eines inländifhen Eifenbahnunternehmens 
find, auch wenn ein eigener „Teilbetrieb“ nicht follte angenommen 
werben können, verfiherungsfrei, wenn fie dauernd nur zum Dienft 
im Ausland beftellt find und ihre Rückkehr in den inländiſchen 
Betriebsbienft nicht in Ausficht fteht;*?) ragt ein landwirtſchaftlicher 
Betrieb mit gemiffen Flächen über die Grenze, fo jind bie 
dauernd jenfeits befchäftigten Arbeiter nicht verfiherungspflichtig, 
aud wenn der Vetriebsfig im ganzen als diesfeits belegen anzu= 
nehmen ift.*) Dagegen wird fein Bedenken obmwalten, im Anſchluß 
an die bisherige Praris dem Betrieb im eigentlichen Sinne auch 
die Hauswirtſchaft analog zu behandeln und 3.8. Dienftboten einer 
inländifhen Herrſchaft aud während ber Zeit als verfiherungs- 
pflichtig zu erachten, in welcher fie mit berjelben vorübergehend auf 
Reifen im Auslande, oder in einem ausländifhen Badeorte ver- 
weilen.*) 


4. Aus der oben erörterten Ausnahmebeftimmung folgt Fraft 
Gefeges nicht auch die umgefehrte, daß Arbeiten, welche von einem 
ausländifchen Betricbe aus vorübergehend im Inlande vorgenommen 
werben, der Verficherungspflicht nicht umterliegen.) Denn die 
geltende Ausnahmebeftimmung rechtfertigt fi durch die Begünſti— 
gung ber Verfiherung, bie abgelehnte umgekehrte würbe die Ver- 
fiherung inländifcher Arbeiten beſchränken. Daher befteht die letztere 
Ausnahme nur in dem Umfange, als fie ber Bundesrat auf Grund 
von $ 4 Abſ. 1 von fi aus zur Geltung gebracht hat.*") Dies 
ift allerdings duch Ziff. 6 der BD. v. 27. Dez. 1899 infofern ges 


*) Gebharb-Düttmann ©. ”59 Anm. 4 Abſ. 2. 

) Bol. dazu AN. 88 S. 243 Nr. 533 und mit Bezug auf $ 44 bed LUB®. 
(iegt $ 65) mit $5a ABB. oben R. 87. 

*) REN. Anl. Ziff. 2 Schlußabfag und das in AR.97 S. 834 Nr. 576 
Herangezogene Beifpiel; ogl. auch neuerdings AR. 00 S. 841 Nr. 864. 

) Dgl. analog für das frühere Recht die Anl. REN. v. 1890 if. IX 
abi. 6, 7. 

*) Bgl. oben $ 9 unter IV, 3. 
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ſchehen, als durch diejelbe „Dienftleiftungen im Inlande von Be- 
dienfteten ausländiſcher Betriebe, ſoweit diefe mit einzelnen Be— 
triebshandlungen vorübergehend in das Inland herübergreifen*, 
von ber Verficherungspflicht ausgefchlofien find.*%) Won diefer Aus⸗ 
nahmebeftimmung unterſcheidet fich die unter Ziff. 5 der VD. ge— 
troffene dadurch, daß fie den zeitmweiligen Übertritt ausländifcher 
Betriebsarbeiter in einen inländifchen Betrieb vorausfegt, ſo daß 
nunmehr deren Verrihtungen überhaupt nicht mehr vom aus— 
länbifchen Betriebe reffortieren. Troß dieſes weitergehenden Tat- 
beftandes follen doch „Dienftleiftungen von Bebienfteten aus- 
ländifcher Eifenbahnverwaltungen in Eifenbahnbetrieben des In—⸗ 
landes, ſoweit diefe Bedienfteten in letzteren (Betrieben) **) vorüber- 
gehend befchäftigt werben“, von der Verficherungspflicht freibleiben. 
Die Beltimmung ift auf den Eifenbahnbetrieb befchränft und 
namentlih auf das vorübergehend in den inlänbifchen Betrieb 
übergehenbe Zugbegleitungsperfonal zugefchnitten. 

I. Für die übrigen Verficherungsformen kommt folgendes in 
Betracht: 

1. Bei Hausgewerbetreibenden ($ 2 Ziff. 2) kann nur in ge- 
wiffem Sinne,%) bei Heinen ganz felbftändigen Betriebsunternehmern 
($2 Ziff. 1) gar nit von einem Orte, an welchem fie „beihäftigt 
werden“ ($ 65 Abſ. 3 Sag 1) die Rebe fein. Hier muß daher 
ala Beſchäftigungsort?) analog der Ort behandelt werden, an 
welchem fie ſich felbft befchäftigen, ihren Gewerbebetrieb halb oder 
ganz felbftändig ausüben, d. h. der Drt ihres Betriebsfiges.”?) Es 
ergibt fi} daraus, daß Hausgewerbetreibende und Kleinmeifter nach 


*) Für Dienftboten, welche mit einer auslandiſchen Herrihaft im Inland 
seifen, wirb analoges zu gelten haben (vgl. oben R. 45 und v. Frankenberg 
in ArbV. 98 ©. 587 aber auch Gebhard, Verſicherte Perfonen, S. 165). — 
Die Ziff. 7 der Bundesrat3:BD. wird unten $ 21 beſprochen werben. 

9) Dazu Gebhard-Düttmann ©. "36 Anm. 22 binfihtlih eines Drud- 
fehlers im ReichBangeiger („in Iefterem“). 

%) Bol. 80.1 ©. 168. 

51) Der Außbrud wurde in $ 120 G. 89 mit Bezug auf bie Selbftverfiherung 
der Hausinduftriellen und Kleinmeifter gebraucht. 

#2) Dementſprechend wird aud für die Zuftänbigfeit ber einzelnen Anftalten 
und Behörben in den bie Berficherungspflicht auf Hausinduſtrielle ausdehnenden 
bunbesrätlichen BOD. ber Vetrieböfig maßgebend zu Grunde gelegt. BO. v. 
16. Dey 91 Ziff. 2, 9; BD. v. 1. März 94 dem. 9. Ron. 95 Siff 2, 7, 9. 
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$ 2 IVG. durch den Bundesrat der Verfiherungspfliht infoweit 
unterſtellt werben können, als ihr Betriebsſitz innerhalb der Reichs⸗ 
grenzen belegen ift. Insbeſondere ift e8 danach für die Verfiche- 
zungspfliht der Hausgewerbetreibenden ohne Belang, ob fie von 
inländif hen oder ausländiſchen Fabrifanten (den „anderen Ge- 
werbetreibenden" bes $ 2 Ziff. 2) befchäftigt werben.) Des- 
gleihen muß aber naturgemäß ber Betriebefig ausſchließlich ent- 
ſcheiden, ſoweit, mangels einer nach $2 ergangenen bundesrätlichen 
Verordnung, die Berechtigung zur Selbftverfiherung nah $ 14 
Ziff. 2 in Frage fteht.*) Dagegen ift für die Selbjtverfiherung 
der in $ 14 Ziff. 1 und 3 erwähnten Perfonen, welche ihren ent 
ſcheidenden Rechtsgrund in der umfelbftändigen Beſchäftigung 
findet,?®) wiederum der in- oder ausländifhe Beſchäftigungsort im 
Sinne der obigen Erörterungen (unter I) maßgebend.5*) 

2. Infofern Weiterverfiherung und freiwillige Fortfegung der 
Selbftverfierung ihren Rechtsgrund in einer vorausgegangenen 
Pflicht= oder Selbftverfiherung finden müffen, kommt für Die Be- 
urteilung der legteren naturgemäß, wie überhaupt, die Beziehung 
auf das Inland nad) Maßgabe der bisherigen Ausführungen als 
Vorausfegung ihrer Rechtögiltigkeit in Betracht. Dagegen ift für 
die Weiterverfiherung und die Fortfegung der Selbftverfiherung 
in ihrem eigenen Rechtsbeftande nach $ 145 Abf. 1 Sag 1 prinzipiell 
der gewöhnliche Aufenthalt?) entfcheidend.”) Daraus würde an 


53) Übereinftimmend im Nefultate Gebhard, Invalidenverfiherung ber 
Hauägerverbetreibenden der Tabakfabrifation (1892) S. 50. — In Betreff der 
Meinmeifter analog Handbuch der Unfallverfiherung Anm. 5f zu $ 2 BUBE. 

) $ 145 Abſ. 1: „in deren Bezicke fie befhäftigt find“ mit $ 120 ©. 89 
Beſchaftigungsort“ (oben N. 51). Soweit Kleinmeifter unter $ 14 Ziff. 2, aber 
nit unter $ 2 Ziff. 1 fallen, gilt dad Gleiche, 

3) Über „Lehrer“ und ihre mögliche Auffaffung als felbftändige Gewerbes 
treibende vgl. unten $ 19. 

0) Auch Bier ift bie von einem inlandiſchen Betriebe ausgehende Tätigkeit 
im Auslande nur dann eine geeignete Grundlage ber Berfiherung, wenn fie 
vorübergehend dort erfolgt (vgl. im Text I, 3). In Anl, Ziff. 58 Abf. 1 bleibt 
das entſprechend unbeachtet; vgl. dagegen Gebharb-Düttmann ©. *143 
Anm. 3. 

®) Im Gegenjag zum bloß vorübergehenden, ber für $ 145 offenbar nicht 
in Beiracht tommt; vgl. 3b. I ©. 131. 

*) Die erfte Alternative in $ 145 „in beren Bezirke fie beihäftigt find“, 
kommt nicht in Betracht, weil mit biefen Worten nur eine für die Verſicherung 
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fih folgen, daß nur Perfonen, welche ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inlande haben, zur Weiterverfierung und Fortſetzung der 
Selbftverfiherung berehtigt find, und in der Tat hat die Praris 
folgerichtig für Die Geltung des ©. 89 diefen Grundfag zur Durch- 
führung gebradt.”) Allein das neue IVG. hat hier in Begünſti— 
gung des Verbleibens in der Verfiherung??) die Konſequenz durch⸗ 


Taufale, das Verſicherungsrecht begründende Beichäftigung gemeint ift (vgl. auch 
Gebhard: Düttmann Anm. 5 ad h.1.) und eine folge wohl der Selbftver- 
fiherung, nicht aber der Weiterverfiherung und ber Fortfegung ber Selbſt⸗ 
verfiherung, die beide lediglich negativ ein Ausſcheiden aus dem früheren 
Raufalverhältnis voraudfegen, zu Grunde liegen kann. 

5%) AR. 97 &. 333 Nr. 575 mit 576, AR. 98 ©. 632 Nr. 693. Beitrags: 
marken, bie vor dem 1. Jan. 1900 im Auslande zum Zwecke ber freiwilligen 
Fortfegung eines Berfiherungsverhältniffes vermenbet find, Haben auch nad) 
dem Inkrafttreten bed IB®. keine Giltigkeit; der $ 145 Abf. 1 Sad 3 desſelben 
hat feine rücmwirtenbe Kraft (UN. 00 ©. 697 Nr. 832). 

%) Auf bie Selbftverficherung hat $ 145 Abſ. 1 Say 3 (von Schiffäperfonen 
auch Bier immer abgejehen) feinen Bezug, Was den Eintritt in biefelbe an- 
langt, fo ergibt e8 der Wortlaut (ogl. auch Anl. Ziff. 58 Abſ. 1). Im weiteren 
aber ift zu unterfcheiden zwifchen derjenigen Fortführung ber Selbftuerficherung, 
melde bei noch fortbeftehender Verechtigung zur Selöftverfigerung vor ſich 
geht und melde das Geſetz daher noch ſchlechtweg unter den urſprunglichen 
Begriff „Seldftverfiherung” fubfumiert, und zwiſchen der techniſch fog. Fort 
fegung der Selbftverficherung, melde nad) dem „Ausſcheiden aus dem die Bes 
rechtigung zur Selöftverfierung begrünbenben Berhäftniffe” ermöglicht ift (vgl. 
über bie Begriffe oben $ 4 N. 9 und $ 4 im Xert a. €). Die Fortführung 
der Selbftverfiherung bei fortbeftehender Berechtigung zur Selbftverfiherung 
jebt ja aber begeifflich die Vefjäftigung (oder bei Sausgemerbetreibenben und 
Kleinmeiftern den Betriebäftg) im Inlande ald gegeben voraus; hier kommt alfo 
der Aufenthalt im Auslande gar nicht in Frage (vgl. oben R.9). Wirb aber 
Veſchaftigung (bezw. Betriebaftz) ind Ausland verlegt, jo hört eben das bie 
Berechtigung zur Gelbftverfiherung begründende Berhältnid und bamit auch 
die Selbftverfiherung auf, und ed kann dann im Auslande die techniſch fog. 
Fortſe hung ber Selbftverfierung begonnen werben. Nur auf bie lehiere und 
bie Weiterverficerung bezieht ſich $ 145 Abſ. 1 Saf 3. Daran darf nit irre 
machen, daß ſchlechtweg von einer „gortfegung ber Verſicherung“ gefprochen 
wird. Denn biefer Ausbrud ift einfach aus $ 111a Abf. 1 Entw. unverändert 
herübergenommen, wobel man vergaß, dab bie Rommiffton die Terminologie 
de8 Entwurfs in Betreff der freiwilligen Berficherung weſentlich geändert hatte 
(vgl. $ 8 in ber Zufammenftellung der Kommiffion zu Nr. 270 ©. 12/18 und 
meine Berichte im Bermaltungsarhiv Bd. 7 S. 509 mit 596). Der Entw. 
aber hatte in $ 8 Abſ. 2 unter freiwilliger „Fortſetzung der Berfiherung” die 
jebt geſchiedene Weiterverſicherung und bie techniſch jog. Fortſehung ber Seldfte 
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brochen und beſtimmt, daß auch der gewöhnliche Aufenthalt im Aus- 
Ianbe®% einer Fortfegung der Verfiherung in ihren beiden bezeich- 
neten Formen‘) nicht entgegenftehen fol. Vielmehr werben folde 
Perſonen fo behandelt, ala wenn fie am Orte ihrer legten inländi- 
ſchen, die Pflicht oder Selbftverfiherung begründenden Beſchäfti— 
gung?) ober, wenn fie bereits im Inlande in der Weiterverficherung 
ober Fortfegung der Selbftverfiherung geftanden haben, am Drte 
ihres legten, für diefe maßgebenden®) inländiſchen Aufenthalts 
verblieben wären. 


3. Kapitel. Einzelne Yerfonenklaffen. 


8 14. Die Arbeiterftufe. 


"I. Nach ihrer pofitiven oder negativen Stellung zur Verficherung 
ergeben fi eine Reihe von Perfonenklaffen, melde eine geſonderte 
Darftellung erfordern. Negativ kommen bier namentlich die in den 
85 5—7 behandelten Perfonen des Soldatenftandes, Beamte, Pen- 
fionäre und Rentner in Betracht. Mit Bezug auf ihr pofitives 
Verhältnis zur Verfiherung aber laffen fi eine Reihe von Stufen 
unterfeiden. Zunädhft ergeben ſich nad dem Maße der wirtichaft- 
lichen Selbftändigkeit oder Unfelbftändigfeit drei Stufen: die Stufe 
der felbftändigen Gemwerbetreibenden und Betriebsunternehmer, die der 
halbjelbftändigen Hausgewerbetreibenden und die ber ganz unfelb- 


verfiherung zufammengefaßt. Durch die Nichtbeachtung biefer Berhältniffe wird 
ſowohl der Schlußſatz der Ziff. 59 der Anleitung (.bewirkt“ ftatt „fortgefegt“), 
als auch bie Erörterung von Gebharb-Düttmann ©. *144 Anm. 5 
dazu unflar. 

©) Gebhard: Düttmann Anm. 7 Abſ. 3 zu $ 145 bemerken mit Recht, 
daß die Fafung im Hinblick auf bie oben R.9 berührten Berhältniffe zu 
eng iſt. 

Mm) Bl. dazu oben R.59. Die freiwillige Erneuerung der Berfiherung ift 
mit inbegriffen (vgl. oben $ 4 a. €.). 

©) 2gl. oben R. 57. 

©) So in Analogie von R. 62. 
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ftändigen, von anderen „beichäftigten Perſonen“.!) Selbftändige 
Gewerbetreibende und Betriebsunternehmer werben zur Verficherungs- 
Pflicht und Selbftverfiherung nur als „Rleinmeifter” d. h. unter der 
Vorausfegung eines im Gejeg näher beftimmten geringen Umfangs 
ihres Betriebes zugezogen oder zugelafien ($ 2 Ziff. 1 mit $ 14 
Hilf. 2). Hausgewerbetreibenbe genießen ohne weitere Qualififation 
Die Verfiherungsberedhtigung, find aber, ebenſo wie bie Kleinmeifter, 
nur bebingt d. h. unter der Vorausfegung eines ergehenden Bunbes- 
ratsbeſchluſſes der Verfiherungspflicht unterftellt.?2) Die beichäftigten 
Perſonen aber laſſen ſich wiederum in brei Unterftufen zerlegen:?) 
die Stufe der immateriellen Tätigkeit, die Stufe der Betriehs- 
beamten und die Arbeiterftufe. Die immaterielle Geiftestätigfeit 
fteht bis auf wenige Ausnahmen außerhalb des Kreifes der ver- 
ſicherten Perfonen.*) Die Vetriebsbeamten und ihnen gleichgeftellten 
Perſonen fondern fi) nach der Wertung ihrer Arbeitsleiftung, nad 
ihrer bienftlichen Stellung und fozialen Lage als höhere Klaſſe von 
den einfachen Arbeitern ab und werden im Zufammenhange damit 
nur innerhalb einer gewiſſen Verbienftgrenze der Verſicherungspflicht 
„der Selbftverfiherung unteritelt ($ 1 Ziff. 2 mit $ 14 Ziff. 1). 
Die Arbeiter und ihnen gleichgewerteten Perfonen find dagegen 
unbedingt kraft Geſetzes verfiherungspflitig und bilden diejenige 
Perſonenklaſſe, denen das Geſetz fih am entichiebenften zuwendet 
($ 1 Ziff. 1). Die in $ 1 Ziff. 3 behandelten Schiffsperfonen 
werben meift der Arbeiterftufe, zum Teil aber aud der Betriebs— 
beamtenftufe zugemendet und ſollen gefonderter Erörterung unter- 
Kiegen.?) 

I. Der Ausdrud „Arbeiter“ ift vieldeutig.*) Er findet ſich 
im Gefege im Sinne einer Zufammenfaffung ſämtlicher Klaſſen 
„beihäftigter Perjonen“.) Im $ 1 Ziff. 1 kommt ihm dagegen 

') Bgl. oben $6 R. 8. 

2) Bol. oben SER. 1. 

3) Dazu Rofin in ArbV. 99 ©. 526. 

) Bgl. oben $7 IL, 1b. 

%) Bgl. unten $ 21. 

*) Dazu Bd. I ©. 144 und Gebharb-Düttmann ©. 10. 

3.8.85 96.3: „Perfonen des Solbatenftandes, melde dienſtlich als 
Arbeiter beſchaftigt werben“. In $ 110 Abſ. 3 dagegen Beziehen ſich die „Ber- 
treter ber Betriebäunternehmer und Arbeiter” auf bie Bedeutung biefer Begriffe 
in ben Unfallverfiherungdgejegen. Allgemeinen Sinn haben auch bie 
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eine engere Bebeutung zu. Es werben hier der unbedingten gejeg- 
lichen Verfiherungspfliht unterworfen: „Perfonen, melde als?) 
Arbeiter, Gehilfen, Gejellen, Lehrlinge oder Dienſtboten gegen Lohn 
ober Gehalt beſchäftigt werden.“ Dieſe fämtlichen Perfonenfategorien 
zufammen, unter denen die Arbeiter im engeren Sinne in die erfte 
Reihe treten, fann man danach als Angehörige der Arbeiterjtufe 
bezeichnen. Ihr verfiherungsrechtlicher Unterſchied von der Be— 
triebsbeamtenftufe der Ziff. 2 befteht darin, daß fie ſchlechthin und 
ohne Rüdficht auf die Höhe des Lohns oder Gehalts für verfiches 
rungspflichtig erflärt werben. Der eigentliche Gedanke des Gefeges 
ift alfo der, daß die ihrer Art nad) niebrigere Arbeitstätigkeit un— 
bedingt, die ihrer Art nach höhere aber nur unter der Voraus— 
fegung eines dem Maße nad) niebrigen Arbeitentgelts verjiche- 
tungspflichtig fein fol. Nun ift aber Art ber Arbeitstätigfeit und 
Map des Arbeitsentgelts nichts von einander ftreng Gefondertes, 
fo daß man unbedingt erft das eine und dann das andere würbigen 
könnte; vielmehr bringt ſich der wirtfchaftliche Wert und die foziale 
Würdigung der Arbeit, welche durch ihre Art beftimmt werben, 
regelmäßig, wenn aud durchaus nicht immer, in der Höhe des 
Arbeitsentgelts zum Ausdruck. Daraus ergibt fi, daß bei dem 
allmählichen Übergang ver Begriffe in einander in Zweifelsfällen 
das Vorliegen eines die Verdienftgrenze der Ziff. 2 überfchreitenden 
Gehaltes auch für die Zugehörigkeit des Betreffenden zur Betriebs- 
beamtenftufe und damit für die Verfiherungsfreiheit den Ausſchlag 
geben fann.?) 

Die einzelnen Perſonenklaſſen, welche nah $ 1 Ziff. 1 zur 
Arbeiterftufe gehören, ftehen unter einander in Bezug auf die Frage 
des Verficherungszwanges völlig glei, jo daß in dieſer Beziehung 
eine ganz genaue Scheidung nicht unbedingt nötig ift.‘) Doc 
kann bdiefelbe immerhin für Modalitäten der DVerficherung, ins— 
beutfchen Arbeiter“ in $ 26 Satz 2 und $ 48 Ziff. 4. Ebenſo, aber mit Ber 
ſchrankung auf beftimmte Berufszweige, $ 24 Abſ. 1 Sag 1 und $ 34 Ziff. 4. 
Dazu Gebhard a. a. O. 

®) Dazu oben $ TI. 

) RIA. Anl. Ziff. 19 Abſ. 8. 

10) So tritt 3.9. der in Bb.1&. 1680.52 befprocene Unterſchied zwiſchen 
Dienftboten und Gewerbegehilfen, welcher für die Krantenverfigerung mangels 
reichsgeſetzlicher Verſicherungspflicht der eriteren bebeutfam wird, hier mehr 
zurüd, 
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befondere für die Einteihung in die Lohnklaſſen beveutfam werben.!') 
Es gehören aber zur Arbeiterftufe 

1. die Arbeiter im engiten Sinne ſelbſt. Sie find diejenigen 
im Sinne des Geſetzes beſchäftigten Perfonen, welche durch Fein be= 
fonberes Merkmal eigentümlich harafterifiert find und danach „einem 
anderen als lediglich ausführende Hilfskräfte hauptſächlich ihre 
förperlihe Leiftungsfähigfeit zur Verfügung ftellen“.'2) 

2. Dienftboten werben in ber Anleitung des ABA. Ziff. 19 
Abſ. 7 definiert als „die gegen Koſt und Lohn oder nur gegen Lohn 
zu niederen häuslichen Dienften angenommenen Berfonen, fowie bie 
in der Landwirtſchaft des Dienftheren beſchäftigten, in feinem Haus» 
ftande lebenden Arbeiter." Die Definition und namentlich die darin 
fi) ausprägende Scheidung zwifchen ſtädtiſchen und ländlichen Dienft- 
boten („Haus- und Wirtſchaftsgeſinde“) ftimmt mit den Bd. I 
©. 167 f. gegebenen Entwidlungen überein. 

3. Gefellen find die unfelbftändig arbeitenden, aber fachmänniſch 
ausgebildeten Perfonen des Handwerks. Auch hier ftimmt bie von 
der Anleitung des RBA. Ziff. 19 Abf.5 gegebene Definition mit 
der von Bd. J S. 156 N. 3 überein. 

4. Den „Lehrling“ 2) definiert Anl. Ziff. 19 Abſ. 6 wohl mit 
Recht enger, als dies in Bd. I S. 158 gefhehen ift. Die Recht- 
fertigung dafür bietet der Sprachgebrauch des gewöhnlichen Lebens 
und die Tatfache, daß Lehrlinge in Bezug auf bie Einreihung in 
die Lohnklaffe, welche die fpätere Rente beeinflußt, einer ihnen be— 
fonders ungünftigen Beurteilung unterliegen. Hiernach ift der 
Lehrlingsbegriff nur „Im Gebiete des Gemerbes, fowie etwa noch 
der Landwirtfhaft anmwendbar".') Handlungslehrlinge und Lehr- 


1) &o mit Bezug auf Lehrlinge, welche durch $ 34 Ziff. 5 mit $ 8 Schluß- 
jag KBG. für den maßgebenden ortsublichen Tagearbeiterlohn unbedingt den 
jugendlichen Perfonen unter 16 Jahren gleichgeftellt werben; vgl. Anl. Ziff. 19 
Abſ. 2. Praktiiche Beiſpiele dafür in den Entſch. Pol. Beh. Hamburg v. 12. April 
1894 unb 14. Jan. 1898 (ArbV. 97 S. 577 und 98 ©. 479). 

?) So nach Anl. Ziff. 19 Abſ. 1; ogl. dazu oben $ 7 9.8, 9 und bie in 
8b. 1 ©. 145 unter Hereinziehung der allgemeinen Begriffsmomente ber „Bes 
ſchaftigung“ gegebene Definition. 

ne) Für das Lehrlingsverhältnis wird namentli der Ausſchluß der Bers 
fiherungspfliht wegen Entlößnung bloß mit „freiem Unterhalt" wichtig; vgl. 
oben $ 8 II, 8. 

9) Wer ben niederen Bureaubienft 3. B. auch bei einem Rechtsanwalt ere 
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linge in Apothefen fallen nach befonberer Beftimmung nicht unter 
$ 1 Ziff. 1 (vgl. Ziff. 2). Der Lehrling charakterifiert ſich dadurch, 
daß feine Beſchäftigung mit dem Lehrzwede verbunden ift.%*) Auf 
die Bezeihnung als Lehrling im Engagementsvertrage kann es 
nicht unbedingt ankommen; doch wird aus dem angeführten Grunde 
in Zmeifelsfällen verfiherungsrehtlich eher gegen das Vorliegen 
eines Lehrlingsverhältniffes zu vermuten fein. Auch weibliche Lehr- 
linge find möglid.'*) 

5. Der „Gehilfe" ftellt eine Art Generalflaufel auf dem Gebiete 
der Arbeiterftufe dar, in welcher die umfafjende Tendenz des Geſetzes 
zum bejonderen Ausdrud fommt.'’) Diefelbe erhielt in der bisherigen 
Nehtiprehung des RBA. eine um fo ausgedehntere Anwendung, 
als es im ©. 89 an einer angemefjenen, den Betriebsbeamten ſich 
angliedernden Oberftufe für gewiſſe Gehilfen höheren Ranges fehlte. 
Nachdem diejelbe jetzt in den „Angeftellten“ der Ziff. 2 geſchaffen 
ift, wird man fi) um fo mehr daran halten müſſen, daß der „Ge= 
Hilfe" im Sinne von $ 1 Ziff. 1 niedere Dienfte verrichtet, wie 
fie denen von Arbeitern, Dienftboten, Gejellen gleihwertig, dagegen 
gegenüber denen von Betriebsbeamten, höheren Angeftellten, Werk- 
meiftern und Technifern mindermertig 1ft.'%) Handlungsgehilfen find 
kraft Gefeges der Oberftufe (Ziff. 2) zugeteilt. 


fernt, tft danach nicht Lehrling, fondern Bureaugebilfe; vgl. Anl. a, a. D. und 
die R. 11 a. E. citierte Entf. in ArbV. 97 &.577 a. €. Unzutreffend ift 
‚aber wohl bie an letzigedachter Stelle gegebene Begründung, daß ber angehende 
Schreiber nicht das Gewerbe feines Prinzipald (bed Rechtsanwalts) erlernt. 
Sind die Lehrlinge der in einen Fabrifbetrieb eingegliederten Ganbwerke, 3. ®. 
einer Möbelichreinerei, als folde im Sinne von $ 1 Ziff. 1 zu betradten? Ich 
möchte die Frage bejahen; jedenfalls Tann $ 2 Abf. 3 GUBS. nicht entſcheiden 
Aber auch dieſe Lehrlinge lernen bei dem betreffenden Werkmeiſter das Hands 
merk und nicht beim Fabrifheren ben Fabrifationsbetrieb. 

1) Aferbings bleibt trog beffen aud; ihre Beihäftigung als ſolche Imed« 
moment des Arbeitävertrages; vgl. dagegen oben $ 7 R. 17. 

10) Bol. die R. 11 eit. Saımb. Enticeibung v. 98. 

») AN. 93 S. 90 Nr. 243. 

”) 3.1 S. 157 a. E.; dazu den N. 8 citierten Aufſat S. 540 und Anl. 
Sf. 19 Abſ. 2, melde dieſen Standpunkt akzeptiert hat. Es bebarf baher 
gegenüber den früheren Entſcheidungen des RBA., melde eine Perſon als 
Gehilfen charakterifieren, behufs analoger Anwendung häufig der Nachprüfung, 
ob jegt nicht das Verhältnis eines Angeftellten und damit nach Maßgabe ber 
Verbienftgrenze Berfierungsfreieit anzunehmen ift. Vgl. dazu bie in Anl. Ziff. 23 
Abſ. 1 a. E. zufammengeftellte Judikatur. 
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Im übrigen ift der „Gehilfe* auf den verfchiedenften Gebieten 

zu finden.) Seine Abgrenzung vom Arbeiter wirb fi meift nur 
auf ben gewöhnlichen Sprachgebrauch zurüdführen laſſen und häufig 
darin zu finden fein, daß der lettere in dem Ausdruck „Arbeiter“ 
häufig mehr, ald in dem des Gehilfen die Darbietung der Kötper- 
kraft des Arbeitenden betont. Des weiteren kann man zunächſt 
hauswirtſchaftliche und Gefchäftsgehilfen unterfcheiden. Die erfteren 
heben ſich vom Dienftboten durch den Mangel der Aufnahme in den 
Hausſtand des Arbeitgebers ab, wie z. B. verfierungspflictige 
Kochfrauen, Aufwärterinnen, Büglerinnen.'”) Die Gefchäftsgehilfen 
begreifen wiederum insbeſondere die Kategorien der Gewerbegehilfen, 
Berufsgehilfen, Bureaugehilfen, Amtsgehilfen u.a. m. Die Gewerbe- 
gehilfen ftehen den Gejellen am nächſten und umfaffen alle nicht 
unter biefem Namen begriffenen Gebilfen im eigentlichen Gewerbe- 
betriebe, z. B. Kellner und fonftige Gehilfen der Gaſtwirtſchaft; !%). 
die Berufsgehilfen find in den berufliden Betrieben, melde dem 
Gemwerbebegriff nicht unterfallen, zu Haufe 3. B. bie Gehilfen 

in der Land») ober Forftwirtichaft, der Gärtnerei, der Jagd, 

Fiſcherei uſw.;2i) Bureaugehilfen find die im niederen Dienfte der 

öffentlichen?) und Privatburenus,2?) der Behörden, öffentlichen 


mm Die Charakterifierung, melde Bd. I S. 157 dem Behilfen als „Berufs 
gehilfen” gab, ift als zu eng zuzugeben. Die Bezeichnung ald „Arbeitsgehilfe“ 
aber, welche die Anl. Ziff. 19 Abſ. 2 vermenbet, ift jedenfalls für bie Ab- 
grenzung des Gehilfen von ben fonftigen Rlaffen ber Arbeiterftufe ohne Ber 
deutung. 

=) Anl. Ziff. 19 Abſ. 3. Über ſelbſtändige Kochfrauen vgl. oben $ 6 N. 87 
mit 27, 28; auch $ 9 N.59. Die in der Anl, mitaufgeführten Rranfen- und 
Bocenpflegerinnen fallen nad dem Sprachgebrauch doch nur teilweiſe unter 
den Gehilfenbegriff, jedenfalls dann nicht, wenn der „hilfloſe“ Kranke ſelbſt ihr 
Arbeitgeber ift. 

”) 3.8. Kochinnen und Stubenmäbchen in Hotel, welde nicht als Dienft- 
boten in verſicherungsrechtlichem Sinne gelten; vgl. oben N. 10. 

26) ber ländliche Dienftboten im Text Siff. 2. 

2) Bel. $ 6 der Reichs⸗ Gew. O. und die Anmerkungen in ben Some 
meniasen bazu. 

2) Sofern hier, wie auch bei den Amtögehilfen, Beamteneigenihaft nicht 
vorliegt ($ 5 Abſ. 1). 

2) Die frühere Prarid wollte unter dem Einbrud ber bei R. 16 ange 
deuteten Gründe auf den höheren Bureaubienft, fomeit er nicht in behörd⸗ 
lichen Bureau, fondern in Privatbureaus ober in folhen der Berufögenofiene 
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Körperfhaften, Notare, Anwälte ufw. beſchäftigten Kanzliſten, 
Schreiber, Diener, Boten u. a. m.; Amtsgehilfen jind endlich Die außer- 
halb der Bureaus mit niederen amtlichen Funktionen, aber ohne 
Beamteneigenſchaft betrauten Gemeinde und Polizeibiener, Nacht- 
wächter, Felohüter, Auffeher, Kirchendiener u. a. m.2*) Überall aber 
ſchließt nicht allein die fog. immaterielle,°) fondern ſchon die mit 
höherer Selbftänbigfeit und Verantwortlichfeit ausgeftattete?°) Tätig- 
feit die Anwendung des Gehilfenbegriffes aus. 


8 15. Die Stufe der Vetriebsbeamten. 


Nah $ 1 Ziff. 2 unterliegen „Betriebsbeamte, Werkmeifter und 
Techniker, Handlungsgehilfen und Lehrlinge (ausſchließlich der in 
Apothelen beſchäftigten Gehilfen und Lehrlinge), ſonſtige Angeftellte, 
deren dienſtliche Beihäftigung ihren Hauptberuf bilbet“,') bei einem 
Lohn und Gehalt von nicht über 2000 M.?) der Verſicherungspflicht. 
Nah $ 14 Ziff. 1 befigen diefelben?) Perfonen, wenn fie mehr als 


ſchaften ober Krankenkaſſen ftattfand, dem Gehilfenbegriffe unterftellen. Da- 
gegen mein R.8 citierter Auffag S. 540. Jeht Hat auch das RBU. die verr 
ſchiedene Behandlung ber behörblihen und nicht behörblihen Bureaus aufge: 
geben; vgl. Anl. Ziff. 19 Abi. 3 mit 23 Ab. 1. 

*) Anl, Ziff. 19 Abſ. 3 und die dort eltierte Judikatur im einzelnen, 

2) Bl. oben R. 4; dazu Bd. J S.158 und Anl. Ziff. 19 Abſ. 3 mit 25. 

2») Anl. Ziff. 19 Abſ. 4 

ı) Über bie außerdem noch genannten „Lehrer und Erzieher“ vgl. 
unten $ 19. 

2) Bgl. oben $8 I, 2. 

) Der Zert von $ 14 Siff. 1 ftimmt nit ganz mit dem von $ 1 Ziff. 2 
überein. Zunächft find in $ 14 die Handlungslehrlinge fortgelafien. Nach 
den Materialien (vgl. Komm.:Ber. zu $ 8, Antrag Nr. 78, 2 unter a zur 
jmeiten Sefung, welder die Lehrlinge noch entfielt, mit den Schlußmworten) 
ſcheint es fid nur um eine „veränderte Fafjung“ zu handeln, wahrſcheinlich 
darauf beruhend, daß Handlungslehrlinge mit mehr al3 2000 M. Gehalt wohl 
kaum vorlommen werben. Dana mürbe der Ausſpruch ber Anl. Ziff. 58 
unter a a. E.: „Ausgenommen von ber Selbftverfiherung find jebod bie 
Handlungslehrlinge⸗ nur tatfäglic, aber nicht als Rechtsfag richtig fein. — 
Ferner aber fehlt in $ 14 der Klammerzuſatz „ausſchließlich der in Apotheken 
deſchaftigten Gebilfen und Lehrlinge“, Man Yönnte verfucit fein, in diefer 
Auslaffung den Sinn zu finden, daß für dad Recht der Selbſtverſicherung bie 
Apothefergehilfen ufm. von den Handlungsgehilfen nicht ausgenommen fein 
und dasſelbe daher befigen follen. Das wäre aud) ein ganz ſachgemäßes Re 
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2000, aber nicht fiber 3000 M. beziehen, das Recht der Selbit- 
verſicherung.*) 

Dan kann die in 8 1 Ziff. 2 zuſammengefaßten, oben ge— 
nannten Perjonenklaffen, unter denen die Betriebsbeamten an die 
Spige geftellt find, analog der „Arbeiterftufe” als die „Stufe der 
Betriebsbeamten“ zufammenfaffen. Diefelbe umfaßt danach diejenigen 
beichäftigten Perſonen, welche mit höheren, die Arbeiterftufe an mwirt- 
Ichaftlidem Wert und fozialer Würdigung überragenden Tätigkeiten 
betraut find, immerhin aber doch fi nicht bis zur Stufe der 
immateriellen, den Begriff der Lohnarbeit nah Wert und Würdigung 
überhaupt ausfchließenden Leiftungen erheben.) Die legteren bleiben, 
aud wenn fie mit nicht mehr als 2000 M. jährlid) vergolten werben, 
verficherungsfrei und find unbebingt vom Recht der Selbftverjicherung 
ausgeſchloſſen. 

Die einzelnen in $1 Ziff. 2 aufgeführten Perſonenklaſſen ſtehen 
in einer gewiffen Beziehung zu den in Ziff. 1 einzeln benannten; 
doch ift ein völliger Parallelismus keineswegs vorhanden. So 
bilden die „Angeftellten" eine Oberftufe ſowohl für gewiſſe Arten 
von Gehilfen, als aud für Perfonen, welche fih nad) Tätigkeit und 
Stellung im Hausweſen an die Klaffe der Dienftboten anſchließen; 
Betriebsbeamte, Werfmeifter und Techniker erheben ſich ſowohl über 
der Arbeiter, wie über der Gehilfenklaffe ufm. Eine unbedingt 
fihere Scheidung zwiſchen den einzelnen Perfonenklaflen ift auch 
hier, zumal nach Einfügung der „Angeftellten“ durch das IVG.,“) 
nicht in alle Weite unumgänglih und bei ber Flüffigfeit der Be— 
griffe Schwer durchführbar. Immerhin kann eine Begriffsbeitimmung 
fultet. Es ſcheitert aber daran, daß man in @emäßheit des Schlußfages 
„fofern ufw.“ nur bazu gelangen fönnte, den Apothelergehilfen mit mehr als 
00 M. Gehalt, nicht aber den geringer befolbeten das Selbſtoerſicherungsrecht 
zu geben, was augenjcheinlid ein widerſpruchsvolles Reſultat wäre. Daher 
wird man die Apothefergehilfen und -Lehrlinge aud bier ald ausgeſchloffen 
anfehen müffen. Zu gleihem Ergebnis kommen auch Gebharb-Düttmann 
Anm. 8 zu $ 14. 

%) Dad ©. 89 kannte die GSelbftverfiherung ber Betriebsbeamten uſw. 
nicht; fie kann bafer auch nit mit Rüdwirkung für die Zeit vor dem 1. Ian. 
1900 begonnen werben (AR. 00 ©. 665 Nr. 815). 

*) Bol. oben $ 14 I. 

48) Bol. aber fiber das befondere Moment des „Hauptberufes“ im Begriff 
der Angefteliten unten Ziff. Ab. 
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zwecks Abftefung ber äußeren Grenzen des Perfonenkreifes, ſowie 
auch im Hinblid auf die noch jegt beveutfamen Verficherungsver- 
hältniſſe des früheren Rechts nicht ganz entbehrt werben. Hiernach 
kommen in Betradt: 

1. Betriebsbeamte. Für ihren Begriff ift das Moment des 
Betriebes und das des Beamten in dem befonderen Sinne dieſer 
Verbindung entſcheidend. 

a) Betrieb ift ein Inbegriff fortdauernder wirtſchaftlicher Tätig- 
feiten.) Er erfcheint in den Berficherungsgefegen als Teil der all- 
gemeinen Volkswirtſchaft; daher ift im Einklang mit der feſtſtehenden 
Praxis des NUN. die bloße Hauswirtſchaft nicht als Betrieb zu 
erachten.) Im Übrigen ift die Anwendbarkeit des Begriffes eine 
fehr umfaffende und namentlich nicht auf diejenigen Betriebe be— 
ſchränkt, welche wegen ihrer technifchen Natur und der damit ge- 
gebenen Gefährlichkeit der Unfallverſicherung unterftellt find.) Da= 
mit im Zufammenhange wird auch die Abgrenzung der Betriebe, 
wie fie dad RVA. für das Gebiet der Unfallverfiherung durch Aus- 
ſcheidung der in den Schreibftuben (Bureaus) fi vollziehenden 


%) So Ant. Ziff. 20 Abſ. 2 in Übereinftimmung mit Bd. J 8.209 a. €. 

) Ebenfowenig die Bewirtſchaftung eines bloßen Haus ⸗ ober Ziergartens, 
wohl aber die Wirtfchaftsführung im Penfionat oder Inftitut (Anl. Ziff. 20 
Ab. 4). — In den „Erläuterungen“ betr. den Kreis ber verficherten Perfonen, 
welche ald Anlage 3 der bayeriſchen Minifterial-Bel. v. 3. Dez. 1890 betr. die 
Quittungöfarten beigefügt waren und ſich weſentlich an die Anleitung bes RI. 
von 1890 anſchloſſen, war doch der in Ziff. XIV ber legteren vorfindliche Sag: 
„Die Hauswirtſchaft ala ſolche ift als Betrieb nicht zu erachten“ weggelaflen 
worden. Henle in ArbV. 91 S. 344 R. 14 ſchloß daraus, im Zufammenpalt 
mit den Ausführungen bei Landmann-Rasp Anm. 7 Abſ. 4,5 zu $ 1 und 
Anm. 3 Abſ. 4 zu $ 3, auf eine abweichende Anſicht ber bayriſchen Staats- 
regierung. In ber Tat war ber Schluß aus ber vom RVA. gegebenen Des 
finition nicht zwingend, wenn man den Betrieb nicht ald Zeil der allgemeinen 
Volks wirtſchaft in ihrer geſellſchaftlichen Wechſelbeziehung und im Gegenſatz 
zur inneren Seite der individueilen Hauswirtjchaft in Betracht zog. Dal. 
3.8. Schmoller im Hanbmwörterbud der Staatswiſſenſchaften Vd. VI S. 528 
Sp. 2 und jegt das Wort „Einzelfausgalt“ in Anl. Ziff. 20 Ab. 4. 

?) Anl. Ziff. 20 Abſ. 3. In diefem Sinne ift aud) ber in den Entſch. des 
RBA. öfters wiederkehrende Say zu verftehen, nah welchem „eine gewiſſe 
Erweiterung des Begriffs „Betrieböbeamter“ für ben Bereich der I. u. AD. ſich 
(nur) infoweit anerkennen läßt, alö bie aus dem gegenüber ben Unfallverfiche- 
zungögefegen überhaupt erweiterten Geltungäbereie bed G. v. 22. Juni 89 
folgt” (AR. 97 ©. 352 Nr. 582 und die dort eitierten Entfd.). 
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Tätigkeiten mit Recht°) durchgeführt hat,?) hier für den Begriff des 
Betriebsbeamten, von der beſonderen gefeglichen Hervorhebung ber 
Hanblungsgehilfen abgejehen,!%) feine Bedeutung beanſpruchen 
fönnen. Nah alledem gehören au die in $ 1 Ziff. 2a KVG. 
hervorgehobenen „Geichäftsbetriebe der Anwälte, Notare und Ge- 
richtvollzieher, der Krankenkaſſen, Berufsgenoffenihaften und Ver- 
ficherungsanftalten” zu ben Betrieben im Sinne des $ 1 Ziff. 2 
ZUG. Das NBA. hat dies hinſichtlich der Anwälte, Notare und 
Gerichtsvollzieher ausdrücklich anerfannt,'') hinſichtlich der fozial- 
politischen Verfiherungsorgantfationen!!®) dagegen ebenfo ausbrüdlich 
in Abrede genommen.) Es iſt jedoch die Behauptung, daß 
„der Begriff des „Geihäftsbetriebes" in $ 1 Ziff. 2a KG. 
ſich nicht mit dem des Betriebes nad) dem FIG. dede“,') ohne 
ausreihenden Beweis geblieben.'*) Insbeſondere ift die Auffaffung 
des RVA., nad) welder die „wirtſchaftlichen Tätigkeiten" im Be— 
griffe des Betriebes nur ſolche ſeien, melde fi „auf Erwerb 
d. h. die Erzeugung von Gütern richteten“, zu eng. Auch die 
Sammlung und Verwendung von Sadhgütern zur Befriedigung 


®) Dagegen aud für die Unfallverfiherung Piloty, Reichs-Unfallverſiche⸗ 
rungsrecht ©. 224 Anm. 4. 

) Bandbuch der Unfallverfiherung S. 23, 24, 131 bei Anm. 13, ©. 472 
letzter Abjag, S. 493 Anm. 60. 

’o) 86. 16©. 160 R.2%0. 

") &o in der Anl. v. 1890 Ziff. XIV Abſ. 1 a. E. Die neue Ant. Siff. 20 
Abſ. 3 Hebt mur „bie Gef jäfte eines Redtäanmaltäbureaus“ hervor. 

8) Der Infpektor einer privaten Berfiherungsanftalt ift in AN. 02 
©. 546 Nr. 1003 als Betrieböbeamter anerfannt. 

4) Anl, Ziff. 20 Abſ. 7 und die dem zu Grunde liegenden Ausführungen im 
Beſcheld des RBA. v. 16. Juni 1893, abgebrudt Arb®. 9 &. 173. Dems 
entfpregenb ift auch im der auf das früßere Recht Bezügfigen Entic;. AR. 02 
S. 288 Rr. 958 der Kontrollbeamte einer Verfiherungsanftalt, welcher megen 
feiner Hößeren, felftänbigen Stellung nicht ala Gehitfe anerfannt werben Tonnte, 
als nicht verſicherungspflichtig erklärt worden, ohne daß feine Eigenſchaft als 
minder befolbeter Betrieböbeamter in Frage gefommen wäre. 

») Das „been“ im Sinne eines Mitbegriffenfeind! 

”) Auch Bebharb-Düttmann ©. "91 Anm. 6 erfennen an, daß aus ber 
Begriffsbeftimmung „Betrieb“, wie fie ſich auf dem Gebiete der JV. ergibt, bie 
Auffaffung des RBA. fih nicht ableiten laſſe. Entiprechend Hat bad württ. 
LBA. die Ortskrankenkaſſen als Betriebe erachtet, da fie „unmittelbare wirt- 
ſchaftliche Smede verfolgen“. Entſch. v. 11. Dez. 98 und 6. April 94, Neger 
XIV ©. 283 u. 3%. 

Rofim, Recht der Urbeiterverfiherung. Band II. 8 
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wirtſchaftlicher Bedürfniſſe it Wirtfchaft,'°) umd es befteht in dieſer 
Beziehung fein wefentlicher Unterſchied zwifchen einer Krankenkaſſe 
ober Berufsgenoſſenſchaft und einer öffentlichen oder Privat-Spar- 
taffe ober einem auf Gegenfeitigfeit gegründeten Vorſchußverein, 
deren Betriebscharafter das RVA. felbft anerkennt.) Daß aber 
aud die Gemeinnüßigfeit des Unternehmens und bie öffentlich- 
rechtliche Stellung des ſozialpolitiſchen Verbandes den Begriff des 
Betriebes nicht ausfchließt, Hat wiederum das NUN. ſelbſt teils 
direkt ausgefprochen, teil indirekt dadurch zur Geltung gebradit, 
daß es in weitem Umfange aud) ftaatlihe und kommunale Betriebe 
als ſolche gewürdigt hat.!?) 

b) Das Moment des „Beamten” im Ausbrud „Betriebs- 
beamter“ hat mit dem Begriffe des öffentliden Beamten (4. B. 
8 5 Abf. 1 IVG.) nichts zu tun,'®) bringt vielmehr nur die be- 


®) Bol. Bd. 1 S. 211 N. 68 und außer bem bort citierten Schönberg 
noch 3.8. Philippovich, Allgemeine Volkswirtſchaftslehre, 2. Aufl. S. 1f. 
und Zuckerkandl im Wörterbuch der Volkswirtſchaft II S. 894 Sp. 2a. E. — 
Beachtenswert ift, daf neuerdings das RVA. gelegentlich (UN. 00 S. 834 Abf. 2) 
den Betrieb als gerichtet „auf Erzeugung oder Umfag wiriſchaftlicher Werte“ 
definiert Bat. 

») Anl, Ziff. 20 Abſ. 3 und 6, auch neuerdings AR. 00 ©. 832 Nr. 850. — 
Hinfihtlih der Rommunalfparkafien hebt zwar bad RVA. in AN. 92 ©. 81 
Rr. 150 unterftügend hervor, daß ſich biefelben im Hinblick auf die Verwend- 
barkeit der Überjchüffe für allgemeine Gemeinbezwede „geradezu" ald eine 
gewinnbringende Einrichtung des Berbandes darftellen: es verfennt aber Doch 
auch nicht, baf dieſer Zweck nur ſekundär ift und daß bie Sparkaſſen ſchon „in- 
fofern, als fie dazu beftimmt find, die Kapitalbilbung duch Anjammlung 
kleinerer, in ihrer Zerftreuung unprobuftiver Beträge zu fördern und ben Spar: 
famteitöfinn anzuregen, mejentlih wirtſchaftliche Zwecke verfolgen", — 
KRonfumverein ald Betrieb: eff. Min. Inn, v. 21. Febr. 99, ArbV. ©. 337. 

m Über Gemeinnüfigteit bed Verwendungszwedes vgl. Anl. Siff. 20 Abi. 2 
und Vd. I S. 238 R. 21, ſowie AR. 02 ©. 389 Nr. 966 (Fehngeſellſchaft). Über 
ben Veiriebscharatter gemiffer flaatliher und fommunaler Bermaltungen vgl. 
den folgenden $ 16. Dort auch darüber, daß der obligatoriſche ober fafultative 
Charakter gemifler öffentlicher Aufgaben ebenfomwenig, wie der Teilnahmezwang 
ober die Freimiligfeit ber Benugung für ben Betrieböbegriff entſcheidend fein 
tann. Sind doch aud die Aufgaben 5.8. ber Ortäfrantentafien in weitem 
Umfange fahıltativ. Und follten bie obligatoriichen Aufgaben ber zwangsweiſe 
begründeten Deich, Wafler:, Wald: ufm. Genofjenjchaften keine Betriebe ver- 
wirklichen Fönnen? 

) Bol. Bd. 15.172, 498. 
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fonbere Stellung desſelben im Betriebe zum Ausorud. Die Defi- 
nition, welde die Anleitung in Ziff. 20 Abſ. 2 gibt und nach welcher 
„Betriebsbeamter eine in dem Betriebe mit einer über die Tätigfeit 
des Arbeiter ober Gehilfen binausgehenden, leitenden oder be- 
auffichtigenden Stellung betraute Perfon“ darſtellt, ftimmt mit der 
in 3b. I ©. 160 gegebenen fachlich überein.'?) 

2. Die „Werkmeifter und Techniker“ find im neuen IVG. 
ebenfo, wie in der Novelle zum KVG. von 1892 $ 2b Abf. 1, neben 
den Betriebsbeamten noch befonbers hervorgehoben worden, um auch 
gewiſſe Perfonen in höherer techniſcher Stellung, aber ohne über- 
wiegend leitende ober beauffichtigende Funktionen, gleich jenen, im 
Gegenfag zu den gewöhnlichen Arbeitern, der bedingten Verficherung 
zu unterftellen.2) Dies gilt insbejondere für die Techniker, während 
die Werkmeifter als ſolche ſchon bisher weitgehend den Begriff des 
Betriebsbeamten erfüllt haben werben.) Als Techniker führt die 


») Schwerpunkt darf nicht in bem perjönlichen Eingreifen bei ber eigentlichen 
Arbeitötätigleit liegen (AR. 94 &. 38 Nr. 326, AR. 97 ©. 352 Rr. 582), Anl. 
Ziff. 20 Abſ. 2. Die unten bei R.42f. für die „Angeftellten® erörterten ber 
fonderen Gründe ber Verficherungsfreihein kommen auch hier in Betracht: 
AR. 02 S. 389 Nr. 966 (Direktor einer Fehngeſellſchaft). Ganz abweichend die 
Auficht des defſiſchen Min. Inn. in der Entic. 0. 21. Febr. 99 (ArbR. S. 337), 
mad} ber es auf die „leitende ober beauffichtigende" Art der Tätigfeit gar nicht 
anlommen und nur bie „befonbere Beftellung (7) im Interefe eines beftimmten 
Betriebes“ maßgebend fein fol. Damit wäre jeder greifbare Unterſchied gegens 
über dem einfachen Arbeiter ober Behilfen befeitigt. Ebenſowenig kann man 
mit Bornhaf (Mainzer Ziſchr. III S. 79) die befonderen Vorausſetzungen bes 
$ 1338 Gewerbe O. („fefte Bezüge“, dauernde Funktion als folder) in ben all» 
gemeinen Begriff des Betriebsbeamten, wie er für $ 1 Ziff. 2 IBG. gilt, hinein⸗ 
tragen; vgl. analog auch für $ 2 Abf. 2 des Gemerbegerit3-®. ben Kommentar 
von WilhelmirFürft Anm. 5 dazu. — fiber bie betriebsbeamtliche Qualität 
einzelner Stellungen vgl. Anl. Ziff. 20 Abſ. 8. Verſchiedene Auffaffung nad 
Vaßgabe der tonkreten Sachlage möglich; 3.8. für einen Zuſchneider bejahend 
Pol. Beh. Samburg ». 15. Juni 1897 (ArbB. ©. 530), dagegen Auffaffung ala 
Bloßer Borarbeiter (vgl. Bb.I &. 160 N. 17) Entid). bab. EB. v. 23. April 98 
(ArhB. &. 397). Das RBA. (vgl. R. 21) beurteilt die Zuſchneider nad) früherem 
Recht als Gehilfen, nad; jegigem ald Werkmeifter. 

20) gl. 86. J S. 497 0. €. 

2) REN Anl. Ziff. 21 mit AR, 97 ©. 418 Nr. 603 Abſ. 2: „in der Regel“. 
Benn demgegenüber die grunbfägliche Entſch. AR. 00 ©. 832 Rr. 851 Abſ. 2 
Weindar allgemein bie Werkmeiſter als „Wittelftufe zwiſchen dem Betriebs⸗ 
beamten und bem Gewerbegehilfen (Arbeiter)“ anfehen will, „in welcher bie 

gr 
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Anl. ABA. Ziff. 21 beifpielsweife „Zeicgner, namentlich Bauzeichner, 
Architekten in Baubetrieben, Ingenieure, Konftrufteure, Elektriker, 
Chemiker ufw."*) an. Dabei weift aber das RVA. den Technikern 
infofern eine ganz befondere Stellung ein,??) als es bei ihnen aus- 
drücklich die fonft allgemeine und im Gefege ſelbſt nur durch die 
Einbeziehung der „Lehrer und Erzieher" durchbrochene Ausnahme 
der „immateriellen Arbeitstätigfeit“ nicht gelten laffen will. Hier— 
nad follen „die in bie Klaſſe der Techniker ober die Klafje der 
Lehrer und Erzieher gehörigen Perfonen nach der Haren Abjicht des 
Gefeges ohne Nüdficht auf die vieleicht rein geiftige und millen- 
ſchaftliche Art ihrer Leiftungen und ohne Rüdfiht auf ihre Vor— 
bildung ſchlechthin der Verfiherung unterworfen” fein.?*) Für die 
Techniker foll diefe „klare Abficht des Geſetzes“ aus einer Bemerkung 
im Komm.Ber. zu $1 (. 6) hervorgehen, nad} welcher „die Vichr- 
heit der Kommiffion ihre Meinung dahin erklärte, daß ein Unter 
ſchied zwiſchen ftudierten und nicht ftudierten Technikern in $ 1 
Ziff. 2 des Entw. nicht zu machen fei”. Diefer Schluß des ABA. 
unterliegt jedoch erheblichen VBedenfen,?) zunächſt ſchon nad) den all- 
gemeinen Regeln der Gejegesauslegung, infofern hier beabfichtigt 
wird, lebiglih auf Grund der Materialien, die im Geſetz feinerlei 


betriebäleitenden und die auf eigener körperlicher Mitwirkung beruhenden Tätig: 
feiten ungefähr von gleicher Bebeutung find“, fo ann das doch, wie namentlid, 
aus dem Schlußfag Har wird, nur unter Vorbehalt berjenigen Fälle verftanden 
werben, in denen tatſächlich dem ſog. Werfmeifter eine überwiegend leitende 
Zätigfeit und damit die Stellung eines Betrlebsbeamten zulommt. Anderenfalls 
müßte, was der Schlußfag für bie Zuf—neider (und aud für diefe wohl in 
ftarfer Berallgemeinerung) entwidelt, daß fie nämlich nad ®. 89 al Geilfen 
anzufehen waren, für alle Werfmeifter ausnahmslos gelten, und es wäre dann 
ein eniſchiedener Widerſpruch zwiſchen diefer und den vorher angeführten Außer 
rungen des RVA. vorhanden. Vgl. aud AR. 03 ©. 364 Nr. 1039: Monteur 
nicht nad) Ziff. 1 fondern nad) Ziff. 2 $1 IB. ahnlich den Werfmeiftern zu 
beurteilen. 

22) Die Iegteren werben, als in den „Kehnifern“ mitbegriffen, beſonders 
Hervorgehoben im Romm.Ber. zu $ 1 (©. 6). 

2) Hpnlie Gedanken Hangen vereinzelt in ber bisherigen Judikatur auch 
ſchon für ben Begriff des BVetrieböbeamten an, fo in der R.21 citierten Entich. 
Abſ. 2 „Iebiglidh“ ; vgl. dagegen Wb.I ©. 160 N. 13a. 

2) RB. Anl, if. 35 mit 21, meld‘ Ieptere durch die erftere ihre Er— 
läuterung erhält. 

2) Auch Gebhard» Düttmann ©. "92 Anm. 2 a. E. können feine „innere 
Berechtigung“ zu biefer Sonberbehandlung der Techniker erkennen. 
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Ausdrud gefunden haben, und zudem nur auf Grund eines Mehr- 
beitsbejchluffes der lediglich vorberatenden Kommiſſion für eine 
einzelne Perfonenklaffe einen fonft gleihmäßig geltenden und für die 
Abgrenzung der „arbeitenden Klaſſen“ nad oben unentbehrlichen 
Grundfag außer Kraft zu fegen. Sobann aber gibt das RUN. 
jener Bemerkung auch eine Tragweite, welche ihr gar nicht inne- 
wohnt. Sie gibt lediglich dem vom RVA. ſchon früher allgemein 
und für die Techniker ingbefondere®%*) verwendeten Gedanken Aus- 
druck, daß bei ber Beurteilung der fog. immateriellen Geiftestätigfeit 
nieht fo fehr der individuelle Bildungs- und Vorbereitungsgang, als 
die Anforderungen ber Stelle entſcheidend find und daß danach auch 
die auf Hochſchulen vorgebildeten Techniker nicht als ſolche von An- 
wendung der Ziff. 2 $ 1 ausgefchloffen find. Sit aber die befleivete 
Stelle felbft eine folche, welche eine rein geiftige oder techniſch-wiſſen⸗ 
ſchaftliche Leiftung mit ſich bringt, fo ift auch bier die Obergrenze 
des Arbeiterftandes überſchritten und Verficherungsfreiheit ohne Rüd- 
ſicht auf die Höhe des Gehalts gegeben. Allermindeſtens wird dies 
nah Maßgabe der Abficht, in den „Technikern“ eine Ergänzung des 
Begriffs der Betriebsbeamten zu geben, für diejenigen feftzuhalten 
fein, melde nicht ala Betriebstechnifer anzufehen find, fo z. B. der 
technifche Mitarbeiter einer großen Zeitung oder der Redakteur eines 
techniſchen Fachblattes, der Hilfsarbeiter bei der phyfifalifch-technifchen 
Neihsanftalt oder einem phyſikaliſchen Staatslaboratorium,2°) die 
Ajfiftenten an den Laboratorien und Inſtituten der Univerfitäten?”) 
und techniſchen Hochſchulen uſw. 

3. Handlungsgehilfen und =Lehrlinge find nach der überein— 
ſtimmenden Definition von Bd. I ©. 159 und Anl. Ziff. 22 die 
unfelbftändigen, im Handelsgewerbe mit Leiftungen von Dienften 
kaufmänniſcher Art beichäftigten Perfonen. Die Charakterifierung 
des Lehrlings durch den Lehrzweck ift die gleiche, wie nah $1 


20) Vgl. die N. 21 cit. Entſch. Nr. 603, fowie oben $7 N. 10. 

2) Entſch. Pol. Beh. Hamburg v. 30. März 1899 (ArbB. S. 440). 

2) Verfannt in einem Erlaß des RBA. an den engeren Senat ber Uni: 
verfität Heidelberg v. 10. Ian. O1, 1339, nad; meldem jene Bemerkung des 
Komm.:Ber. in der ihm vom RVA. gegebenen Tragweite au) auf bie Unfalls 
verfiherung übertragen werben foll. Vgl. dagegen in Betreff der Invaltden- 
verfigerung die wohl den hier vertretenen Standpunkt teilenden Ausführungen 
in AR. O1 ©. 632 Nr. 984 (Laboratorien der Vochſchulen, landwirtſchaftliche 
Verſuchsſtationen, kaiſerl. Geſundheitsamt). 
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Ziff. 1 IVO.) Ebenſo beftimmt ſich das Weſen der Unfelbftändig« 
feit, namentlich im Hinblid auf die häufig zweifelhaften Verhältniffe 
der Agenten,?°) nah den allgemeinen Merkmalen. Die „Laufs 
männiſche Signatur” der Dienfte, welde eine faufmännifche Aus- 
bildung und Schulung nicht unbedingt vorausfegt,”) ſcheidet bie 
Verkäufer, Kaffierer, Korreipondenten, Buchhalter u. a. m. von den 
im Betriebe des Kaufmanns beſchäftigten Gemwerbegehilfen, Arbeitern, 
Betriebsbeamten ufmw.?!) Die gefeglihen Vertreter einer mit Rechts- 
fähigkeit ausgeftatteten kaufmänniſchen Geſellſchaft find als ſolche 
nicht dem Handlungsgehilfenbegriff zu unterftellen.?2) 
Ausgenommen vom Kreiſe der Handlungsgehilfen und =Lehr- 
linge find kraft Gefeges die in Apotheken befchäftigten Gehilfen 
und Lehrlinge.) Die Ausnahmebeftimmung ift eng auszulegen und 
auf Droguerien ober Nebenbetriebe von Apothelen, 3.8. Dineral- 
wafferfabrifen, nicht zu beziehen.) Im übrigen beftimmt ſich der 
Umfang der Handelsgewerbe jegt nad den Normen des neuen 
HGB.) Bedeutſam ifl, daß danach Gewerbetreibende irgend 


2) Bol. oben $ 14 N. 18a. 

=) Beſonders Hierzu Anl. Ziff. 45; vgl. aud z. B. oben 56N. 41. In der 
Denkirift zum Entm. des neuen HGB. (Guttentag'ſche Ausgabe der Reichs- 
tagsvorlage) S. 73 werben ald Unterſcheidungsmerkmale beſonders aufgeführt: 
„Der Agent erhält vegelmähig eine Provifion, der Handlungsgehilfe dagegen 
feftes Gehalt, daneben freilich oft auch Provifionen oder Tantieme“ (vgl. aber 
Anl. Ziff. 45 Abf. 4); „der Agent dient oft gleichzeitig mehreren Firmen, 
während dies beim Gehilfen nur felten vorfommen wird; ber Agent ift meift 
an fremdem Orte tätig; er trägt feine Geſchäftsunkoſten feldft, wird insbeſondere 
bie Miete für feine Gefhäftöräume in der Regel aus eigenen Mitteln ent- 
richten“. Dazu auf Staub, Kommentar zum HGB. (6. u. 7. Aufl.) Ann. 5, 6 
zu $ 84. 

0) AR. 93 ©. 191 Nr. 297, 3.8. Ladendiener und Warenverläufer In 
kleineren Geſchäften, Zeitungserpebitor; Bier verlaufende Bierfahrer eines 
Brauhauſes ald Handlungdgehilfen: Entf. Pol. Beh. Hamburg v. 11. Febr. 97 
(Ar68. ©, 299). 

®") Einzelnes: Anl. Ziff. 22 und Bd. 1 S. 159 N. 12. 

#2) Bol. oben $ 7 R.37 und ben bort eitierten Auffag. 

”) Vol. oben R. 3. 

4) RVa. Anl. v. 1890 Ziff. XV. 

®) Dazu ausführlih mein Aufſatz in ArbV. 99 S. 539 5. — Kleinkaufleute 
($ 4 S68.) nehmen in Bezug auf bie Unterftellung ihres faufmännifgen 
Perfonald unter $ 1 Ziff. 2 IVG. keine Sonderftellung ein (bedeutſam nament ⸗ 
li für Handwerker, welche nad $ 1 Ziff. 1 SGB. ein Handelsgewerbe bes 
treiben). J . 
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welcher Art, d. 5. folche, die Feines der in $1 Ziff. 1-9 968. 
aufgeführten Handelsgeſchäfte betreiben, 3. B. Bauunternehmer, Aus- 
tunftsbureauinhaber, Leihbibliothefare, durch Eintragung ihrer 
Firma in das Handelsregifter Kaufmannscharafter annehmen müſſen, 
fobald ihr Unternehmen nad Art und Umfang einen in kauf 
männifher Weife eingerichteten Gejchäftsbetrieb erfordert ($ 2). 
Unternehmer landwirtſchaftlicher Nebengewerbe (Brauereien, Brenne- 
reien) können in diefem Falle freiwillig ihre Firma eintragen lafjen 
(3). Auch das kommt in Betracht, daß jedes Unternehmen (auch 
ein nicht gewerbliches oder landwirtſchaftliches) Faufmännifchen Cha- 
rakter erhält, wenn es in einen Verein mit unbedingt Faufmännis 
ſcher Eigenfchaft, z. B. wie häufig, in eine Geſellſchaft mit ber 
ſchränkter Haftung umgewandelt wird.) Im allen dieſen Fällen 
tönnen die obengedachten, mit Dienften kaufmänniſcher Art betrauten 
PVerfonen ohne Veränderung ihrer Stellung die Eigenſchaft eines 
Handlungsgehilfen annehmen. Eine Veränderung ihrer verficherungs= 
rechtlichen Stellung kann dies dann mit fid) bringen, wenn bieje 
Perſonen bis dahin als Gehilfen (ohne Gehaltsgrenze: $ 1 Ziff. 1> 
anzufehen waren oder im Anſchluß an die frühere weitgehende 
Auslegung des Gehilfenbegriffes tatſächlich angefehen worden find.?”) 
4. „Sonftige Angeftellte, deren dienſtliche Beſchäftigung ihren 
Hauptberuf bildet.” . 
a) Die Kategorie der „Angeſtellten“ ift im neuen IVG. ins- 
bejonbere beshalb hinzugefügt worden, um die durch dag Erfordernis 
bes „Betriebes“ bewirkte Beſchränkung des Begriffs ber Betriebs— 
beamten auszugleigen.”) Hiernach bildet dieſelbe, wie auch die 


ꝛe) Gleich ſtehen Mtien- und Aktienfommanbitgefelffcjaften, fomie ein» 
getragene Genoſſenſchaften. 

#7) Bol. oben $ 14 II, 5, ſowie meinen R.35 citierten Aufſatz S. 540 
Sf. 3 a. €. und Gebhard-Düttmann ©. 93 Anm. 2 a. €. 

=) Mot. zu $ 1 (8.239) und Ant. Ziff. 23, „weil für ben Begriff des 
Betriebes das Merkmal der Richtung auf den Erwerb aufzuftellen war”. Daß 
dies in gemiffem Sinne zu eng mar, iſt bereit® oben hei R. 15 (gl. aud 
N. 12) bemerkt worden. Ob aud noch darüber hinaus für das Recht des ©. 89 
durch eine analoge Ausdehnung des Begriffs „Vetriebsbeamter“ wenigftens auf 
betriebsahnliche Wirtſchafts · oder Bermaltungdinbegeiffe (über die Sausmirtichaft 
gl. oben N. 6) zu helfen geweſen wäre, mag dahin geftellt bleiben, da diefelde 
jebt doch keinesfalls nachgeholt werden Tann. Einen Anfat dazu machte 3.8. 
die Ausführung in ArbV. 90 ©. 388. 
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Motive ergeben, im weſentlichen eine Oberftufe für bie Klafje der 
Dienftboten einerfeit? und für die nicht in einem Betriebe be- 
ſchäftigten Gehilfen anbererjeits. Im erſter Hinfiht erfüllen als 
Hilfskräfte der Hauswirtſchaft und des Haushalts (Hausbeamte) 
den Begriff der Angeftellten namentlih die Geſellſchafterinnen, 
Hausdamen, Privatjefretäre ufm., während Gausgeiftliche,?*) Leib- 
ärzte u.a. m. aus dem Grunde der „immateriellen Tätigkeit“ auch 
jetzt verfiherungsfrei bleiben. Als Gehilfen höherer Ordnung 
kommen bie in höheren Stellungen, fei e8 in einem Betriebe, aber 
ohne überwiegend leitende oder beauffichtigende Funktionen,®®) fei 
es auch ganz außerhalb ber eigentlichen Betriebe *%) beſchäftigten 
Berufs-, Amts- oder Bureau-Hilfäkräfte, legtere namentlich in der 
nicht betrieb3mäßigen Staats- oder Kommunalverwaltung, im Kirchen⸗ 
dienfte ufm. in Betradht.*') Verſicherungsfrei bleiben auch hier die 
geſetzlichen Vertreter ober die Mitglieder der gefeglichen Vertretungen 
von Gemeinden, Körperjchaften oder Anftalten,*?) ferner aus dem 
Grunde immaterieller Beihäftigung die Perfonen in defretivenden, 





*) So ausbrüdlih in Anl. Ziff. 25. 

30) AN. 03 S. 573 Nr. 1090: Stationsagenten im Dienfte einer Straßen: 
bahn. Natürlich gehören ſolche Perfonen zu den „Angeftellten” nur, forern fie 
fi nicht ſchon als Techniker oder Handlungsgehilfen qualifizieren. Ebenſo bie 
grunbfäglige Entſch AR. 00 ©. 333 Nr. 852. 

40) Diefe rein negative Faffung, melde die Parallele zum „Behilfen“ der 
Siff. 1 vervolfftändigt, ſcheint nach dem Wortlaut von Ziff. 23 der Anl. eingeengt 
werben zu follen, wenn dort den Betrieben nur „ähnlich geartete Inbegriffe 
von Geſchaften“ gleichgeftellt werden. Was unter dieſen zu verftehen, bleibt 
genouerer Begrenzung bebücftig. Die angefürten Veifpiele von Perfonen, 
welche danach Angeftellte nicht fein jollen, Iaffen ein Bedürfnis zu einem neuen 
einſchrankenden Begriffe nicht erfennen. Die „Beiftlihen, Syndict, Anſtaltsärzte, 
Kreiätierärgte, Affiftenten an wiflenfhaftfiäien Anftalten, Schaufpieler ober 
Sänger“ ſcheiden fon aus dem Grunde aus der „immateriellen Beihäftigung” 
aus dem Angeftelltenbegriffe aus (vgl. unten N. 44); die Bezirkshebammen aber 
ebenjo als felbftändige Gewerbetreibende (vgl. die Anl. ſeibſt Ziff. 55). Aus 
dem Ausdrud „dienſtlich“ iſt nichts zu folgern, wie ſchon aus dem auf feinen 
betrlebsahnlichen Inbegriff“ beichränften „Arbeits und Dienftverhältnis” (ogl. 
oben $ 7 N. 1) hervorgeht. 

9) Anl. Ziff. 23 Abf. 1 im einzelnen. 

+2) Vgl. oben $ 7 N. 37, meinen Aufſatz S. 533 namentlich über ſtädtiſche 
Magiftratsmitglieder; jegt auch Anl. Ziff. 25: „Vürgermeiiter, Magiſtrats⸗ 
mitglieber, Gemeinbevorfteher“. 
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mit felbftändiger Leitungsbefugnis und Verantwortlichkeit *) aus- 
geftatteten Stellungen, gottesbienftlihe Funktionäre, wiſſenſchaftliche 
Hilfsarbeiter, felbftändige Redakteure großer politifcher Zeitungen 
oder Zeitſchriften, Rechtsberater bei Inſtituten und Bankhäufern, 
Schaufpieler und Muſiker bei wirklichen Kunftftätten*) u. a. m. 

b) Vorausgeſetzt wird aber für ſolche „Angeftellte”,*) um 
ihren Kreis ſich nicht allzumeit auswachſen zu laſſen, daß bie auf 
Grund ihrer Anftellung ihnen erwachiende dienftlihe Beſchäftigung 
ihren Hauptberuf bildet. Die Beſtimmung fließt in ihrer Be— 
gründung*) an die Ausnahmevorſchrift an, melde der Bundesrat 
binfichtlih „oorübergehender Beſchäftigung“ in Ziff. Ib der VD. 
v. 27. Dez. 1899 erlaſſen hat,“) geht aber über fie hinaus.) Sie 


+) Ant. Ziff. 25 3. B. Standesbeamte, kommiſſariſche Amtövorfteher unb bie 
in voriger N. genannten Amisperſonen, welche dad RBX. unter diefem Geſichts⸗ 
Punkte betrachtet. 

*) Bol. oben 87 R. 11. 

#) Das Erfordernis des Hauptberufs gilt nur für Angeſtellte (vgl. gegen 
Appelius in Mainzer Stier. IX &.174 meinen cit. Auffag ©. 541 und 
übereinftimmend jegt AR. 00 S. 832 Nr. 850); für bie übrigen Perjonentlaffen 
in Ziff. 2 kommen ebenfo, wie für bie in Ziff. 1 und 3 nur die allgemeinen 
Beftimmungen ber Bundedrat8:BD. v 27. Dez. 99 In Betracht (vgl. aud AN. 00 
S. 333 Nr. 853). Das Erfordernis gilt aber nad dem Wortlaut des Geſetzes 
für alle Angeftellten, nicht Bloß für die Gemeindebebienfteten, auf melde bie 
Mot. ihre Ausführungen beſonders beziehen. 

*%) Mot. zu $ 1 (8.239 a. €.). 

) Bel, oben $9 V, 1 unb Ib. 

4) Auch die Anl. Zif. 23 Abſ. 2 erkennt an, daß durch das Erfordernis 
des „Sauptberufß” „bie Anwendung des Gefeges in weiterem Umfange, als es 
vermöge ber Bunbesratönorfchriften über vorübergehende Dienftlelftungen ge 
ſchehen fönnte, ausgefchloffen werden fol”, ohne aber näheres feftzuftelen. Die 
im Zert angenommene Richlung biefer weiteren Beihräntung ergibt ſich aber, 
mie {don in meinem Auffag ©. 541 f. näher ausgeführt ift, aus ber Analogie 
von AN. 97 ©. 288 Nr. 562 (vgl. unten $ 22 N. 48) und der dadurch begrüns 
deten Erkenninis, daß ber „Bauptderuf” und die „vorübergehende Veſchafti ⸗ 
gung” im Sinne des Bunbesratsbejhluffes nur mehr die beiden Pole bilden, 
imtihen denen bie vielfa—hen Fälle einer zwar nit Im Hauptberufe, aber doch 
immerhin in erheblichem Umfange und gegen ein verhältniämäßig bedeutendes 
Entgelt auögeübten Beihäftigung ftehen. Diefelden fallen nigt unter den 
Bunbesratöbefehluß, follen aber doch durch das Erfordernis des Hauptberufs 
von ber Verſicherungspflicht nach $ 1 Ziff. 2 ausgenommen werben. Demgegen⸗ 
über zeigt die Begründung von AR. 02 ©. 550 Nr. 1007 (vgl. unten N. 51) 
Neigung, die Begriffe des Hauptberuf® im Sinne von $ 1 3iff.2 und der 
„nicht nebenher verrichteten Tätigkeit” zu identifizieren. 
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unterftellt nur ſolche Angeftellte ber Verficherungspflicht, welche 
pofitio ihrer Stelle den Hauptteil ihrer Zeit widmen und ben 
Hauptteil?) ihres Arbeitsverdienftes verdanken, und begnügt ſich 
nicht mit der direkt entgegengefegten Negative des Bundesrats- 
beſchluſſes, nach welchem die Beſchäftigung „nicht nur nebenher und 
gegen ein geringfügiges Entgelt" erfolgen darf.) Sie fegt ferner 
nicht, wie der Bundesratsbeſchluß, für die Geltung der Ausnahme 
voraus, daß ber Angeftellte ſonſt überhaupt feine berufsmäßige 
Lohnarbeit verrichtet: auch die dienſtliche, nicht im Hauptberuf ſich 
vollziehende Beihäftigung folder Angeftellten bleibt verfiherungs- 
frei, welche daneben irgend welche andere Zohnarbeit berufsmäßig 
verrichten.?!) Andererfeit3 wird aber endlih der Mangel des 
Hauptberufes analog auch da als gegeben anzunehmen fein, wo ber 
betreffende feinen anderen Beruf daneben hat,”?) fondern in der 





*) In beiden Beziehungen ift „Hauptteil“ in relativem, nicht abjolutem 
Sinne zu verfteßen. Daher Eonnte ein Küfter, der ala folder 800 M., ald 
Drganift 525 und als Mufifiehrer 640 verdient, ald Angeftellter im Haupt⸗ 
beruf eradjtet werben (UN. 00 ©. 835 Nr. 858 c). 

*) Mit dieſer Auffaffung ſachlich wohl überelnftimmend die Entſch. des 
bab. LVA. v. 24. Ian. 1900 (ArbV. S. 213), welde einen Ortskrankenlaſſen⸗ 
rechner, der als ſelbſtändiger Kaufmann „mebenbei die Geichäfte der Kaſſe be 
forgt und bafüır eine hinter feinem fonftigen Einfommen erheblich zurücfbleibenbe 
Zahredvergütung von 1200 Mark (!ogl. oben$ 9 N.58) bezieht", als Angeftellten 
im Nebenberuf von ber Verſicherung freigelaffen hat. Nur wäre nad) ber Hier 
vertretenen Yuffaffung (vgl. oben N. 12 ff.), falls bem Rechner in concreto 
eine leitende ober beauffihtigende Funktion zulem, die Möglihleit feiner Ber 
urteilung als Betriebsbeamter (vgl. dazu N. 45) in Betracht zu ziehen geweſen. 
— Zum Vergleich nod $ 622 BGL.! 

3) Bol. oben $ 9 V, 1. — Belleidet allerbing® Jemand zwei verſchiedene 
Angeftelten-Stellungen, fo werben dieſelben ala Einheit zu behandeln fein, 
wenn beide fi vermöge ihrer relativen Glelchartigkeit ald Ausflüfle des gleichen 
Berufes barftellen. In dieſem Sinne zutreffend AN. 02 S. 394 Nr. 970, wo 
die Beihäftigung als Poſtagent mit der als Forftgelbuntereinnehmer Fon 
turrierte. Unter berfelben Borausfegung, die aber m. E. gewahrt bleiben muß, 
Tann dann eine Zufammenfafjung und damit eine Behandlung der Angeftellten- 
Stellung als verfigerungspflihtig auch ftattfinden, wenn bie weitere Ber 
ſchaftigung 3. B. ais die eines Vetriebäbeamten ſich darftellt; jo AN.02 S.550 
Nr. 1007: Poftagent und Sparkafientaffierer. 

2) Bom „Hauptberuf“ Tann man (vgl. dazu oben $ 7 bei N. 40) ebenio, 
wie analog vom Sauptbetrieb (vgl. Bd. JS. 245), genau genommen nur ſprechen, 
wenn neben ihm noch ein Nebenberuf befteht. Das Weitere beruht auf analoger, 
aber zweifellos gefepentfprechender Anwendung. Übereinftimmend auch („Neben 
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Hauptſache als Rentner oder Penfionär lebt und nur einen ge— 
tingeren Teil feiner Zeit zur Gewinnung eines hinter feinem 
fonftigen Einfommen nicht unmwefentlih an Bedeutung zurüchleiben- 
den Arbeitsertrages verwendet. 


8 16. Soldaten; Beamte und Bedienftete von Staat uud 
Gemeinde, 


I. Nah $5 Abf. 3 IVG. „unterliegen der Verfiherungspflicht 
nicht: i) Perſonen des Soldatenftandes, welche dienftlih als Arbeiter 
beichäftigt werden." Über den Kreis der dadurch betroffenen Per- 
fonen vgl. Bd. JI S.174 N. 772) Die Ausnahme erftredt ſich 
auf jede Art einer fonft verficherungspflictigen Arbeitstätigfeit,?) 
aber nur, fofern fie von dem Solbaten im Dienfte der Militär- 
behörbe,*) insbeſondere in Verfolg des militäriſchen Kommandos 
vorgenommen wird.) Außerdienftlihe Beſchäftigungen, z. B. aud- 
die probeweiſe Beſchäftigung bei Civilbehörben,°) werden davon nicht 
betroffen. 


beſchaftigung eines fonft Berufäfofen Menſchen“) AR. O1 S. 630 Nr. 938, ber 
züglid auf die Berfierungäpfliht preußiſcher Poftagenten. Aus ben einzelnen, 
babei mitgeteilten Entfheibungen ift noch Hervorzußeben, baf das Amt bei ber 
Würdigung der „Bedeutung“ (vgl. Text) des aus der Poftagentur fließenden 
Einkommens neben der quantitativen Yöhe auch die vergleichsweiſe hohe 
Sicherheit” beöfelben in Betracht sieht. 

’) Dfien bleibt während ber Zeit des Militärbienfteß, ſoweit gegenüber $ 30 
Ziff. 1 und 2 ein Interefie daran begründet ift, für ſolche Perfonen, die vorher 
verfihert waren, die Weiterverfiherung und ebenfo die Fortfegung ber Seldft- 
verfiherung. Wichtig inäbefondere für Rapitulanten; vgl, Gebharb-Dütt- 
mann Anm. 13 zu $ 5. 

?) Im einzelnen entfcheiben die dienftpragmatifchen Borfchriften, 3. ®. die 
auf den Kriegsſchiffen von den Borftänden der Kommandanten, Offizierd- uf. 
Meſſen vertragsmäßig angeftellten Köche, bie fog. Ztoilföde, während ihres 
Dienftverhältniffes in ber Kaiſerl. Marine ald Perfonen des Soldatenftandes 
nad) $ 38 der MarinesD. v. 19. Nov. 1889 (UN. 95 S. 285 Nr. 477). 

) Bgl. oben $ 14 R. 7. 

ꝛe) Grundfäglie Entſch. AR. 00 S. 836 Nr. 857. 

N) RVA. Anl. Ziff. 184. Militärhandwerler, Burſchen, Schreiber (Wey⸗ 
mann Anm. 18 zu $ 5), Brüdenbauten der Pioniere bei Überiämwenmungen 
(Brapmann Anm. 8), ſowelt die Mannfdaften nicht als in ben Dienft der 
2ofalbehörben übergetreten anzufehen fein werben. 

9) AR. 91 ©. 124 Rr. 18 (gleihviel ob Militäranwärter oder nicht), ſowie 
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II. Eine weitere Ausnahme von der Verficherungspflicht trifft 
nad $5 Abſ. 1 unter gewiſſen Vorausfegungen die Beamten des 
Reichs und der deuten Bunbesftaaten.”) 

1. Dienftherr der hier in Betracht kommenden Beamten ift 
‚entweder das Reich oder ein) deutſcher Bundesftaat. Auch die 
elfaß-lothringifchen Landesbeamten, man mag fie im übrigen als 
Reichsbeamte auffafjen oder nicht,*) gehören hierher, ebenfo wie die 
fog. Landesbeamten der Schußgebiete,?) nicht dagegen die Beamten 
der Kolonialgefellfhaften. Unter den Staatsbeamten find nur die 
unmittelbaren zu verftehen; die nad) preußiſchem Staatsrecht ($ 69 
I 10 ALR.) fog. mittelbaren Staatsbeamten, welche „im Dienite 
gewiſſer dem Staate untergeorbneter Kollegien, Korporationen und 
‚Gemeinen ftehen", teilen die rechtliche Beurteilung der Stants- 
beamten nur infomeit, als das IVG. die Kommunen oder andere, 
dem Staate untergeorbnete Verbände ausdrücklich ihm glei be- 
handelt oder ihre gleiche Behandlung zuläßt.?) Auch Hofbeamte 
gehören an ſich nicht zu den Staatsbeamten.?) Perſonen, welde 








oben N. 3a, dazu jebod die Mitteilung im preuß. BB. O1 Nr. 28 über einen 
entgegengefepten Erlaß ber preußif—en Minifterien v. 19. Dez. 1900, dem fig) 
das RVA. jetzt in einem Beſcheide v. 13. Juli 1901 (ArbB. S. 490), m. €. 
zu Unrecht (vgl. analog unten N. 18), anſchließen zu müffen geglaubt hat. Ferner 
find verfiherungspflictig Ernteurlauber uf. (Anl.), beurlaubte Soldaten, welche 
freiwillig bei Rafernenbauten für Rechnung eine Privatunternehmers tätig find 
(Sand. d. Unfallverfijerung Anm. 20 zu $ 1 UBB.). In Berüdfihtigung 
Tommt aber, ba Soldaten zu den Perſonen gehören, die berufsmäßig Lohnarbeiten 
überhaupt nicht verrichten, Ziff. 1 (namentlid) litt. a) der BO. v. 27. Dez. 1999 
betr. vorübergehende Beihäftigungen, 3. B. bei Erntearbeiten. gl. auch bie 
N. 3a eitierte Entſch. 

°2) Vgl. Erl. bad. Min. Inn. v. 9. März 1900, betr. die Invaliden- 
verfiherung ber im ſtaatlichen Dienft befhäftigten Perjonen (Mainzer Ztſcht. X 
S. 109). 

©) Gemeinfame Beamten mehrerer Staaten, ebenjo z. B. Förſter bei der 
Univerfität Jena (AN. 99 S. 435 Nr. 719), Beamte bei gemeinfamen Ger 
richten ufm. 

%) Laband, Reichsſtaatsrecht I S. 398, 714; übereinftimmend Graß: 
mann Anm. 23u$5. Vgl. auch Art. 5 EG. BGB. und AN. 92 Nr. 162 S. 117 
letzter Abſatz. 

) Laband S. 762 Anm. 4; vgl. dazu oben $ 13 N. 32. 

% Bol, v. RönnesZorn, Staatreht der preuß. Monarchie I S. 428 
3 3. Elementarlehter (Anm. 4). 

%) Vol. AR. 93 S. 90 Nr. 243, fowie unten $17 N. 19. Dagegen Graß- 
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nit vom Staate, fondern von einzelnen Inhabern ftaatlicher Amts- 
ftellen durch privaten Arbeitsvertrag gebungen und von ihnen be= 
ſoldet werben, ftehen nur zu diefen perfönlich, nicht aber zum Staate 
im Dienftverhältnis.'®) 


2. Aber au nicht jedes Dienftverhältnis zum Staate iſt Be- 
amtenverhältnis. Das legtere vielmehr ift ein eigenartiges, dem 
Öffentlichen Recht angehöriges und dem privaten Dienftvertrag ent- 
gegengefeßtes perſönliches Unterorbnungs- und Treuverhältnis.''): 
Welde Perfonen der Staat in dieſes befondere Verhältnis auf- 
nehmen und welche Stellungen er denfelben vorbehalten will, hängt 
in legter Linie von feinem eigenen Willen ab.'?) Der Beamten 
charakter einer Perfon beftimmt ſich daher in erfter Reihe pofitiv- 
rechtlich nah Mafgabe ver für das Gejamtgebiet der Stantsver- 
waltung ober für einzelne Zeige derfelben ergangenen Gefege und 
Verordnungen, der fog. Dienftpragmatif.?) Aber auch durch ſolche 
allgemeine Beftimmungen wird bie Frage oft nicht entſchieden. Viel- 
fach boten erſt bie die Invalidenverfiherung betreffenden Beftim- 
mungen Anlaß, der Frage, welchen Kategorieen von Angeftellten 
Beamteneigenfchaft „im Sinne des Invaliditäts- und Altersverfiche- 
rungsgeſetzes“ zulomme, zur Entſcheidung zu bringen. Die Praris. 
hat fein Bedenken gehabt, auch diefe Spezialbeftimmungen ala maß- 
gebend anzufehen;'*) ja, fie hat nicht felten in konkreten Fällen 
Sonberausfünfte von den Direktivbehörden eingeholt und dieſe als. 
ausfchlaggebend zur Anwendung gebracht.) Auf ſolche Weife find 


mann eher für den Charakter als Staatsbeamte, aber aus unzureichendem 
Grunde (vgl. unten $ 17 N. 18). 

»0) Poſtboten, vom Poftagenten privatim eingefteltt und beſoldet (MR. 92 
S. 45 Rr. 132 mit AN, 95 S. 109 Nr. 413), Bureaugefilfen in preußiſchen 
Iandrätlihen Bureaus und im Privatverhältnis zum Landrat (AR. 91 ©. 177 
Nr. 72), Gehilfen wurttembergiſcher Bezirksnotare nicht Beamte, ſondern „Ans 
geftellte” der Iefteren (AN. 03 S. 366 Nr. 1041). 

") 86.1 8.171, AR. 91 ©. 159 Rr. 50. 

2) AR. 91 ©. 160 Rr. 50; vgl. Otto Mayer, Deutſches Bermaltungd- 
scht I S.220, 221. 

») 80.1 ©. 172 N. 67 0. E.; RUN. Ant. Ziff. 9 Abſ. 1. 

) AR. 92 &. 15 Nr. 99, S. 112 Rr. 156. 

») AN. 91 ©. 168 Nr. 62, S.45 Nr. 132, AN. 93 S. 86 Nr. 288, AN. 95 
S. 109 Nr. 413, AR. 99 ©. 588 Nr. 752. 
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für eine Reihe von amtlichen Stellungen Präjudizien von mehr oder 
minder großer Tragweite ergangen.'‘) Immerhin muß aber doch 
hervorgehoben werden, daß es den Leitungsbehörben nicht zuftehen 
fann, durch fpezielle Beftimmungen und Entſcheidungen über das 
Vorliegen eines Beamtenverhältniffes „im Sinne des Imvaliden- 
verficherungsgefeges“ ſolche Perfonen der Verfiherungspflict zu ent- 
ziehen, denen etwa nad den allgemeinen Normen des pofitiven 
Staatsrechts Beamteneigenfhaft nicht zufommt.') Co aufgefaßt, 
bleibt doch jebenfalls auch den auf dem Gebiete der Arbeiterverfiche- 
rung rechtſprechenden Behörden in legter Linie die eigene und un— 
‚abhängige Nachprüfung der Frage, ob eine Perfon Beamter ift oder 


%) z. B. Poſt: AR. 93 ©. 85 Nr. 238 mit AR. 01 S. 630 Nr. 930 — vgl. 
oben $ 15 0.52 — (Poftagenten im Gebiet des preußiſchen Staats, Beamten- 
eigenſchaft bejaht), AN. 95 S. 109 Rr. 413 (von der Poftvermaltung felbft an⸗ 
geftellte Poftboten; vgl. aber R. 10), AR. 96 ©. 253 Nr. 493 (Voftilone ber 
seichdeignen Poftfaltereien, im Gegenfag zu ben Angeftellten der Privatpoft- 
Halter), AR. 02 S. 392 Rr. 969 (Poftaußgelfer keine Beamte). — Zuftigdienft: 
AR.9I1 S.159 Nr. 50 (Ranzleigehilfen bei den preuß. Amisgerichten verſchieden 
je nach ber Art der Anftelung), AN. 91 ©. 168 Nr. 62 (ebenſo Befangenen- 
auffeher, Hier Hilfsaufſeher und Rachtwächter beim Amtögericht verneint), AR. 
02 ©. 547 Rr. 1004 (Gerichtäfchreibergehilfen im Gr. Heffen find Beamte), — 
Finanzen: AN. 92 S. 44 Rr. 181 (Steuerbote in Elſaß ⸗Lothringen: ja), AR. 92 
S. 112 Nr. 156 (edenfo Hilfänuffeher bei preuß. Steueramt). — Schul: 
verwaltung: AN. 92 S. 15 Nr. 99 (Schulbiener bei gl. preuß. Gymnaſien be 
jahh. — Cifensagnen: UN. 99 S. 588 Nr. 752 (Schranfenwärterin bei preuß. 
Siaatsbahn verneint). — gl. auch noch AR. 93 &. 89 Nr. 242, AR.99 &.435 
Nr. 718 und die geordnete Zufammenftellung bei Weymann S. 22. — Wenn 
nad) den bienftpragmatifcien Veftimmungen eines Vermaltungspmeiges gemiffe 
Berfonen ald Beamte angenommen werben follen, fo können biefelben, wenn 
ihnen bie Beamteneigenſchaft nicht beigelegt wurbe, vielleicht Grund zur Be: 
ſchwerde Haben, für das Verſicherungsrecht find fie nicht Beamte (AN. 02 ©. 392 
Rr. 969). 


7) Sehr bedenklich ift nad dieſer Richtung z. B. die Ausſchließung ber 
badiſchen Aftuarsinzipienten, Finanz: und Eifenbahngehilfen während ber Aus- 
bildungszeit, von denen anerfannt wird, daß ihnen die Beamteneigenfchaft 
nicht verliehen ift unb fie daher nur im „vertragsmäßigen Dienftverhältnis" 
ftehen (vgl. den R. 5a cit. Erlaß). Die angeführten Einzelmomente, z. B. 
das Sandgelübbe, genügen bem gegenüber nicht (ngl. unten N. 19), und ber $ 1 
Siff. 1 Saf 2 der BD. v. 7. Febr; 1890 if} weit davon entfernt, ben Minifterien 
derartige Ermädtigungen zu erteilen. — Aud in Bayern ift nah Graß mann 
S. 229 „bie Beamteneigenjhaft manchen Bedienfteten lediglich zum Zwecke 
der Befrelung von der Verfiherungspflicht beigelegt worden“! 
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nicht, vorbehalten.!*) Daß dabei nur ber Gejamtcharakter ber 
Stellung entſcheidend ift, nicht aber eine Reihe vereinzelter Momente, 
welche ſich zwar bei angeftellten Beamten meift vorfinden, gelegentlich 
aber auch fehlen und andererſeits auch bei vertragsmäßigen Privat- 
dienftverhältniffen zum Stante vorfommen können, hat bie Praris 
des RN. in verſchiedenen Anwendungsfällen zutreffend zur Geltung 
gebragt.'%) 

3. Nach dem G. 89 ($ 4 Abſ. 1) und unter deſſen Herrſchaft 
waren Reichs⸗ und Staatsbeamte ſchlechthin von ber Verficherungs- 
pflicht ausgenommen. Nach dem neuen IVG. ift dies dagegen nur 
unter beftimmten weiteren Vorausfegungen ber Fall.?”) 

a) Das Gefeg ftellt zwei alternative Vorausfegungen auf. Da- 
nad find Beamte verfiherungsfrei, „ſolange fie lediglich zur Aus— 
bildung für ihren zufünftigen Beruf beichäftigt werben“ oder „ſo⸗ 
fern ihnen eine — im Geſetz näher bezeichnete — Penfionsanwart- 
ſchaft gewährleiſtet ift”. Rückt der Beamte nach Beendigung feiner 
Ausbildung nicht fofort in eine penfionsfähige Stellung ein, fo will 
ihn die Anl. ABA. Ziff. 9a und neuerdings die grundfägliche Ent- 


) Dementſprechend muß baher aud bie Ausführung in AR. 91 S. 160 
Nr. 50 Abſ. 3 a. E. über die verbindliche Kraft ber Dienftpragmatit für bie 
Verwaltungsgerichte verftanden werden, die jonft zu weitgehend wäre. Bgl. 
namentlich die Ausführung des preuß. DOB®. in Entih. 80.22 ©.48: Er- 
Märung der Anftellungsbehörbe von Wert und Dienftpragmatit von Bedeutung; 
nimmer aber bleibt da, wo der amtliche Charakter einer Perfönlichleit für ihre 
fonftigen Redtäverhältniffe mafgebend erſcheint, bie ſchüeßliche Entfgeibung 
über jenen Charakter derjenigen Behörbe überlaffen, melde über das ftreitig 
gewordene Rechtäverhältnis zu entſcheiden berufen if“. Üldereinftimmend Geb ⸗ 
hard» Düttmann S. *67 Anm. 9. 

») Es entjcheibet nicht unbebingt die geſchehene Beeidigung (AN. 91 S. 168 
Nr. 62), die Dauer der Anftelung (widerruflich angeftellte Beamte: AN. 92 
&. 44 Rr. 131; dauernd angeftellte Nichtbeamte: AR. 94 S. 177 Nr. 400), das 
Gehaltöverhältnis (Beamte mit Gebührenbezug vom Publifum: AR. 92 ©. 44 
Nr. 131, Nichtbeamte mit feftem Gehalt: AR. 94 S. 177 Rr. 400, Staatöheamte 
mit Beſoldung aus Korporationd: bezw. Univerfitätämitteln: AN. 99 &. 485 
Nr. 719, Richtbeamte trotz Penſionsberechtigung: AR. 99 S. 586 Nr. 751), der 
ſtrafrechtliche Beamtenfhup (Nichtbenmte to defien, 4. ®. Bilfägefangenen« 
auffeher, Fleiſchbeſchauer: AN. 91 &. 168 Rr. 62, AN. 92 S.37 Nr. 128, AN. 
97 &.471 Rr. 607). 

2) Durchgeſetzt von ber Kommiſſion troy „Belämpfung durch Regierungs- 
vertreter“ zu $ 4 Entw. (Bericht S. 21). 
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ſcheidung AN. 00 S. 836 Nr. 855 Abſ. 2%) doch aud im der 
Zwiſchenzeit von der Verfiherungspfliht ausnehmen, wenn ihm 
während deſſen „eine Stellung (4. B. als Diätar) übertragen wird, 
die nad den beftehenden Vermaltungsgrundfägen den allgemein 
üblichen Übergang zu einer Anftellung mit fpäterer Ruhegehalts- 
berechtigung bildet." Ja felbft, ohne daß eine verfiherungsfreie 
Ausbildungszeit als vorangegangen feitgeftelt wird, ift in der grund» 
fäglichen Entſch. AN. 00 ©. 836 Nr. 856 eine derartige Übergangs- 
ftellung als nicht verfiherungspflichtig angefehen worden.) . Das 
Geſetz weiß aber von alledem nichts, und die ausbehnende Inter⸗ 
pretation des RVA. kann gegenüber der einfchränfenden Tendenz 
des neuen Gefeges nicht als berechtigt anerfannt werden.%) Auch 
eine Ausſchließung der „Probezeit“ von der Verfiherungspflicht, wie 
fie die Anl. „unter Umſtänden“ zugeben will, kann mır dann 
zuläfjig fein, wenn es ſich nicht um eine Probe bereits ausgebildeter 
Perſonen handelt.?') 


b) Die „Penſionsberechtigung“ war nah dem G. 89 nur bei 
Kommunalbeamten Vorausfegung der Verficherungsfreiheit; das 
IVO. verlangt auch bei Reichs- und Staatsbeamten,??) daß ihnen 
„eine Anwartſchaft auf Penſion im Mindeftbetrage der Invaliden- 
vente nad) ben Sägen ber erften Lohnklaſſe gemährleiftet iſt“. Immer- 
hin bringt bie verſchiedene Fafjung Abmeihungen von dem früheren 
Sonderrechte der Kommunalbeamten mit fi.) 

?a) Bezüglich auf wiſſenſchaftliche Hilfslehrer an Gymnaſien und Real 
gymnaften, forte auf Hilfslehrerinnen an den Volksſchulen zu Stettin. Del. 
ArbV. 00 ©. 774 ſowie AN. 03 S. 368 Nr. 1042. 

20b) Durch Minifterialreftript widerruflich angeftellter Bauſchreiber in Schwarz⸗ 
Surg-Rubolftabt. Bol. auf AN. 02 ©. 547 Nr. 1004: Gerichtsſchreibergehilfen 
in Heſſen. 

200) fibereinftimmend Gebharb-Düttmann S. *69 Anm. 12 Abſ. 1; dw 
gegen im Sinne der Anl. der N. 5a cit. bad. Grlab in Abſ. 1 a. E, ſowie 
ein Erl. heſſ. Min. Inn. v. 18. Juli 1899 in Mainzer Ztſchr. X ©. 123; auf 
Grafmann ©. 228. 

2) Ebenfo Gebhard» Düttmann a.a. O. Abſ. 2; vgl. aud ben cit. bad. 
Erlaß hinſichtlich der Probebienftzeit nah $ 4 Abſ. 4 der bad. BO. v. 
7. Febr. 1900. Schuldiener auf Probe verſicherungspflichtig (NBSA. in ArbB. 00 
©. 776). 

22) Vgl. Komm.Ber. wie N. 20 citiert und 3. B. hinſichtlich der Poftagenten 
AN. 01 S. 630 Nr. 933. 

2) Dazu mein Aufſatz in ArbV. 99 ©. 544 ff. 
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a) Feftzuhalten ift allerdings, ebenfo wie gegenüber der „Ben- 
ſionsberechtigung“ des früheren Rechts?) fo auch gegenüber ber 
„gewährleifteten Penſionsanwartſchaft“ des neuen IVG., daß dem 
betreffenden Beamten ein wirkliches Recht darauf zujtehen muß, 
nad Erfüllung der georbneten Vorausfegungen, insbeſondere nad 
eingetretener Erwerbsunfähigfeit in den dauernden Genuß des Ruhe» 
gehalts zu gelangen. Steht im Gegenjag dazu die Gewährung des⸗ 
felben oder gar auch die Belafjung der bewilligten Penſion im freien, 
wenn auch pflichtmäßigen, „duch Rückſichten auf Bebürftigfeit und 
Würbigfeit beftimmten Ermeffen” der oberen Dienftbehörbe, jo tritt 
die Ausnahme von der Verfiherungspflicht nicht ein.”*) Es folgt 
dies mit zwingender Notwendigfeit aus der vom Gejeg augen- 
ſcheinlich beabſichtigten Parallele zur reichsgeſetzlichen Anwartſchaft 
auf Invalidenrente, welche gleichfalls ein wirkliches, vom Ermeſſen 
unabhängiges, Recht auf Fürforge darſtellt. Die Bemühungen, 
welche von den Bundesratsbevollmächtigten gemiffer Staaten in der 
beim RVA. am 15. und 16. Nov. 1899 abgehaltenen Konferenz 
gemacht wurden, der rechtlich geficherten Anwartſchaft auch diejenigen 
Fälle gleichzuftellen, in denen „ein Ruhegehalt nad) den tatfächlichen 
Verhältniffen mit Sicherheit zu erwarten wäre”, jtehen mit der 
Tendenz des Gefeges in Widerfpruch.2?) 

B) So wie aber die reihägefegliche Anwartſchaft auf Invaliden- 
rente auch ſchon dann gegeben ift, wenn fie noch nicht durch Ablauf 
der geordneten Wartezeit anfpruchsreif geworden ift,°) fo erkennt 


=) So 3.8. AR. 97 ©. 589 Nr. 716 in Bezug auf das wurttemb. Gratial, 
AN. 91 S. 150 Rr. 34 in Bezug auf die Suftentation des früheren bad. ©. v. 
26. Mai 1876 und fonft (vgl: Gebhard: Düttmann 5.68 Anm. 11 Abſ. 2). 
Entſprechend mit Bezug auf den widerruflichen Unterftügungsgehalt nad $ 46 
des jegigen bab. Beamten:®. v. 24. Zuli 1888 ben R. 5a cit. Erlaß in Abf. 1. 

2) Zu ſchwach ift der Ausdrud in RIN. Anl. Ziff. 9a Abf.3, wonach es 
fi um „rechtlich geregelte Bezüge handeln muß”. Nicht rechtliche Regelung, 
melde auch bei ermeffenäfrelen Bezügen gegeben fein Tann, fonbern rechtliche 
Sicherung fteht in Frage. Bebharb-Düttmann ©.*69. Dem Lert ent: 
ſprechend AR. 02 Nr. 986 ©. 485 Ab. 6. 

2) Bol. den Abbrud des Konferenzprotokolls bei Gebharb-Düttmann 
&.°52f. und anſchließend Graßmann ©. 228. Hinſichtlich Badens oben 
R. 23. — Über $ 6 Abf. 1 und bie Unzuläffigfeit eines Rüdfchluffes aus dem⸗ 
felben vgl. unten $ 18 N. 32. 

35) Vol. bereits oben $ 5 R. 22. 


Rofin, Recht ber Urbeiterberfiherung. Band IT. 9 
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das Geſetz, nah dem ausbrüdlihen Ausfpruch der Motive,2’) auch 
die Penſionsanwartſchaft ſchon dann als vorhanden an, wenn fi 
der Beamte noch während der fogen. Penfionswartezeit befindet.?*) 
Die dem entgegenftehende, bisherige Praris des RYAN.) muß daher 
unter der Geltung des neuen Geſetzes aufgegeben werben. 


) Auch in dem Punkte beabfichtigt das neue Geſetz eine Ab- 
weichung von ber bisherigen Praris,?) daß die Richtung des Pen- 
ſionsanſpruchs gegen den Dienjtheren des Beamten, hier alfo gegen 
die Reiche oder Staatskaſſe felbft, nit mehr unbedingt voraus- 
gefegt wird.) Es genügt, wenn dem Beamten „eine" Antwart- 
ſchaft, etwa gegen eine bejondere Penſionskaſſe mit ausſchließlich 
felbfthaftendem Vermögen, zu welcher beizutreten er verpflichtet ift, 
zufteht, vorausgefegt nur, daß diefelbe im Sinne des Gefees au 2) 
tatſächlich als gemährleiftet erſcheint. Dies foll nah den Motiven 
„insbeſondere“, alfo nicht nur dann, gegeben fein, wenn für die 
Zeiftungen der Kaffe eine Garantie feitens des Dienftherrn, hier des 
Staates, übernommen ift;??) darüber hinaus wird dem Gefege auch 
dann genügt fein, wenn nad) der ganzen Einrichtung der Kaffe, ing- 
befondere nad Maßgabe ihrer organifatorifhen Anglieverung an 
gewiſſe Staatsbetriebe und ber über fie geführten Staatsaufjicht, 
eine ausreichende Gewähr ber Eicherheit als vorhanden anzu- 
nehmen ift.%e) 


21) Mot. zu $ 4 und 9 Entw. Abſ. 2, ©. 246. 

” Diefelde beträgt Häufig 10 Jahre. Georg Meyer, Staatsrecht $ 252 
Sf. 2. 

*) an. 92 ©. 82 Nr. 151, AN. 93 S. 86 Nr. 239; für jegt Anl. Ziff. 9a 
Abſ. 2. Das badiſche Min. Inn. (vgl. Gebhard, Verſicherte Perjonen S. 99) 
Hatte auch fhon für das frühere Recht während ber Penfionsmartezeit Ber- 
fiherungäfreiheit angenommen; vgl. auch Arb. 98 S. 577. 

%) AN. 92 S. 18 Nr. 103 und bie bafelbft eitierten Reichsgerichts-Ent- 
feibungen; für jegt RVA. Ant. Ziff. 19a Abſ. 3 a. €. 

3) Mot. (vgl. oben R. 27) Abſ. 3. 

30) Es Handelt ſich Hier um eine Kumulation, weshalb bie oben bei N. 25 
eitierte Argumentation des badiſchen Bundesratsbevollmächtigten (Bebhard- 
Düttmann ©.*52) fehl ging. 

=) Diefen Fall ließ das RIA. in der N. 30 eit. Entſch. dahingeſtellt. 

»s) Die Penfiondanwartfgaft gegen den Penfionäverein der berufsmäßigen 
bayerifchen Gemeindebeamten iſt in AR. 02 ©. 549 Nr. 1005 nicht ald genügend 
anertannt. 
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d) Es ift die Frage aufgemorfen worden, ob bei Beamten, 
welde zwar mit Penfionsanwarticaft angeftellt find, denen aber 
ihre Stellung ſelbſt, zumal nad) freiem Ermeſſen der Oberbehörde, 
gekündigt werden kann, diejenige „Gewährleiftung” vorhanden ift, 
welche das Gejeg als Bedingung der Verficherungsfreiheit aufitellt.**) 
Da die Kündbarkeit fi nicht auf das Penſions-, fondern unmittel- 
bar nur auf das Beamtenverhältnis bezieht, da ferner der Begriff 
des letzteren durch die Kündbarkeit der Anftellung nit aus— 
geſchloſſen?) und eine Gemwährleiftung der Dauer des Beamten 
verhältniffes vom Gefeß nicht verlangt wird, jo wird man ſich 
eher für die Annahme der Verfiherungsfreiheit in den vorausgefegten 
Fällen ausfprehen müffen. 

e) Die Penfion, auf welche die Beamten eine Anwartichaft be 
figen, muß den Mindeftbetrag der Invalidenrente nad) den Sägen 
der eriten Lohnklaſſe erreichen. Diefer Betrag, in Ziffern aus— 
gedrückt, beläuft fih auf 116 M. Nichtsdeftomeniger ift die Trag- 

„weite jener Vorausfegung nicht unbedingt fiher. Die mehrfach 
zitierten Motive enthalten den Eat: „Dabei wird davon aus— 
gegangen, daß eine Anwartſchaft auf die zu erdienende Penfion im 
Mindeftbetrage der Invalidenrente auch dann als gegeben anzufehen 
ift, wenn die Penfion diefen Betrag erft nach längerer Dienftzeit 
erreicht." Man kann über diefen Sag, wie e8 wohl von einzelnen 
Kommentatoren geſchieht, nicht als belanglos hinmweggehen und ale 
Vorausfegung die aufftellen, daß ſchlechthin der „Mindeftbetrag” der 
in Ausfiht ftehenden Penfion dem Mindeftbetrage der Invaliden- 
vente gleich fein muß.?) Denn nad) diefer Aufjafjung müßte 3.2. 
Verſicherungspflicht eintreten, wenn ein Beamter nad dem für ihn 
maßgebenden Rechte fofort mit der Anftellung ohne weitere Warte- 
zeit Penfionsberehtigung erwirbt, die Höhe der Penfion aber nad 
Maßgabe des Gehalts und der Penfionsquote erft nach 10 Dienft- 








) Weymann Anm. 18 zu $5 für die Berneinung, Graßmann ©. 227 
a. €. für die Bejahung. Die oben N. 20b citierte Entſch. bezieht fich nicht auf die 
vorliegende Frage, da bort bie Penfionsberegitigung erft mit ber fpäteren uns 
widerruflichen Anftelung eintrat. 

») 30.1 &.171; Laband I ©. 388 Anm. 1, Georg Meyer ©. 461 f., 
ſowie die oben N. 19 cit. Entf. des RBA.; auch Weymann felbft a.a. O. 

*) So wohl Gebhard: Düttmann Anm.6 zu $5 a. €. und Grap- 
mann ©. 227 a. €. 

Ele 
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jahren den Mindeftbetrag der Imvalidenrente erreiht. Dadurch 
würde man aber mit dem Sinn des Gefeges ſelbſt in Widerſpruch 
geraten, welches ja jebenfals dann, wenn bie Mindeftpenfion 
116 M. beträgt, die Berechtigung auf eine folche aber überhaupt 
erſt nad) einer Wartezeit von 10 Dienftjahren erworben wird, auch 
während ber letzteren, aljo in einem Zeitraum nod geringerer 
Sicherung für den Beamten, Verfiherungsfreiheit eintreten läßt. 
Andererſeits kann man aber doch jenen Sag der Motive nicht ohne . 
jede Beſchränkung gelten laſſen; denn das würbe zu dem doch jeden- 
falls umbeabfichtigten Reſultate führen, daß dem Geſetze genügt ift, 
wenn auch nur ber bei längfter Dienftdauer zu erreichende Höchſt- 
betrag der Penfion dem Mindeftbetrag der Invalidenrente gleich- 
kommt. Co wird nichts anderes übrig bleiben, ala die Voraus— 
fegung des Gefeges dann als erfüllt anzufehen, wenn die Penſion 
im tatfählihen Durchſchnitt der Dienftzeit??) die Höhe von 116 M. 
erreicht. 

4. Beim Vorhandenfein der gejeglihen Vorausfegungen tritt 
für die dienftlihe Beſchäftigung des Beamten die fonft etwa ber 
gründete Verficherungspflicht kraft Gefeges nicht ein. Auch ein Recht 
zur Selbftverficherung ift mit Bezug auf diefelbe nicht begründet."*) 
Nur, fofern der Betreffende vor feinem Eintritt in das befreiende 
Beamtenverhältnis verfichert geweſen ift, kann er fich mweiter- bezw. 
fortgeſetzt⸗ ſelbſt⸗ verſichern. 

Zweifelhaft iſt aber, inwieweit auch die außerdienſtliche Be— 
ſchäftigung von ber allgemeinen Ausnahmeſtellung der Beamten er- 
faßt wird.) Einen Zufag, wie er ſich hinſichtlich der Soldaten 


3) Piloty, welcher in feiner Anm. zu Abſ. 1 a, E. augenſcheinlich im 
Prinzip den hier vertretenen Stanbpuntt teilt, will „eine gemifle, der Wartezeit 
($ 29 Abf. 1 Ziff. 1) etwa entfpredende Dienftdauer“ zu Grunde legen. Allein 
das fäme fon mit der regelmäßig zehnjährigen Penfiondmartezeit (vgl. oben 
N. 28) in Widerſpruch. 

a) AN. 02 ©. 391 Nr. 968, S. 549 Nr. 1005. — Wird bie Verleihung 
der Penfionsanwartigaft an eine bisher verſicherungspflichtige Beamtenklaffe 
mit rückwirkender Kraft von einem vergangenen Zeitpunkt ab verliehen, fo 
treten bod) bie Wirtungen der Befreiung erft von ihrer Bekanntgabe ab ein 
(AR. 03 ©. 375 Nr. 1048). 

®) Die BO. v. 27. Dez. 1899, betr. vorübergehende Dienftleiftungen, kommt 
für bie vorliegende Frage nicht in Betracht. Der Grund für bie Auönahme 
aud der außerbienftlihen Beſchäftigung der Beamten von der Verficherungs- 
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findet und nad welchem nur die „bienftliche Beſchäftigung“ ver= 
ſicherungsfrei bleibt, enthält ſchon das ©. 89 nicht. Danach hatte 
das RUN. bei außerdienftlihen Beihäftigungen der Beamten Ver- 
fiherungsfreiheit „jedenfalle dann“ anerkannt, „wenn das Amt den 
Kern ihrer Beihäftigung ausmacht, insbejondere auch den Haupt- 
teil ihres Einkommens abwirft, während die anderweitige Be- 
ſchäftigung nur nebenher betrieben wirb".%) Im Gegenjag hierzu 
wollte $ 4 Abſ. 1 Entw. IVG. den Beamten die Eremtion nur „in 
Anfehung ihrer dienftlihen Beſchäftigung“ gewähren und dem— 
entſprechend beftätigte in der Kommilfion (Bericht zu $ 4 €. 16) 
ein Regierungsvertreter, daß „in Zufunft jede Nebenbefchäftigung 
jedes Beamten (eventuell) verfiherungspflichtig fein ſolle“. Dem- 
gegenüber wurde in zweiter Zefung der Kommiffion (Beriht S. 19 ff.) 
ein Antrag eingebracht, die Beamten „auch in Anjehung ihrer außer- 
dienſtlichen Beſchäftigung“ der Verficherungspflicht zu entziehen, 
während eine andere fir $ 4 Abf. 1 Entw. vorgefchlagene und ge- 
billigte Faffung die in demfelben neu eingefügten Worte einfach ftreichen 
wollte, da die Faffung des Entw. „dahin führen könne, daß jede außer- 
dienſtliche Beſchäftigung eines Beamten, fofern fie nah $1 Ziff. 1%) 
nur verfiherungspflichtig fei, als folche angefehen werde”. Die An- 
leitung RVA. Ziff. 9a Abſ. 4 begnügt fich, den Inhalt der oben 
angeführten früheren Entſcheidung zu mwieberholen, läßt alfo mit dem 


pflicht (vgl. unten N. 41) würbe allerbing3 mit ber ratio legis von Ziff. 2 der 
BO. harmonieren (vgl. oben $9 V, 2); aber bie letztere jegt Verſicherungspflicht 
ber prinzipalen Veſchaftigung voraus, mährend biefe gerade bei den Beamten 
als folhen wegfält. Ziffer 1 der BO. aber bezieht fi nur auf Perſonen, 
welche berufsmahig Lohnarbeit überhaupt nicht verrichten; bie Beamten dagegen 
gehören in ihrer amtlichen Tatigkeit an fic zu den verficerungapfligtigen Lohn 
arbeitern im Sinne des Geſehes, wie gerade durch ihre ausbrüdliche ÄAusnahme 
von der Verſicherungspflicht bewieſen wird (vgl. 3.1 S. 171 N. 66 und ©. 176). 
Sie find in Bezug auf Ziff. 1 der BO. ebenfo berufsmäßige Lohnarbeiter, mie 
bie berufsmäßig, aber nur gegen freien Unterhalt Veſchafligten (ogl. oben $ 9 
N. 46) und unterſcheiden fi dadurch von den Soldaten, beren militäriſche 
Zätigfeit feine Lohnarbeit im Sinne des Geſehes ift (ogl. oben R.5) und für 
bie es baher einer Ausnahme von ber Verſicherungspflicht aud nur bedurfte, 
fofern fie dienftlich „al Arbeiter” beihäftigt werben. 

so) AN. 93 S. 85 Nr. 237. 

%) Daß hier mur Ziff. 1 des $ 1 ermäßnt ift, Hängt mit ber oden $ 7 
N. 4 beſprochenen engeren Anfhauung einzelner Kommiffionsmitglieber zu 
fommen. 
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Worte „jedenfalls“ vorerft die Beurteilung umfaſſenderer Neben- 
tätigfeiten bahingeftellt. 

Es wird ſich nicht leugnen laffen, daß der Eindrud der Kom— 
miffionsverhandlungen mehr die Abfiht ergibt, nur zu verhüten, 
daß nit „jede“ Nebentätigkeit eines Beamten als verficherungs- 
pflichtig betrachtet werde.) Daraus läßt fih aber nur folgern, 
daß in ber Frage der Verficherungsfreiheit nicht unter bie biö- 
herige Praris herabgegangen, dagegen die Erledigung des die um- 
faffenderen Nebenbeihäftigungen betreffenden Vorbehalts auch weiter- 
bin ber Gefegesauslegung überlaffen bleiben follte. Diefe aber 
ergibt, daß die ratio legis, nad) welder der Beamte verforgt ift 
und daher einer anderweiten Verforgung nicht bebarf,t') einerjeits 
durch das neue Gefeg, das die Penſionsanwartſchaft aud für Staats» 
beamte zur Vorausfegung ihrer Verfierungsfreiheit gemacht hat, 
noch verſtärkt worden ift, ambererjeits aber folgerichtig dazu führen 
muß, jede außerbienftlie Beſchäftigung eines verfiherungsfreien 
Beamten gleichfalls von dem Verfiherungszwange auszunehmen.*?) 

Betreibt ein verfiherungsfreier Beamter eine außerbienftliche 
Tätigkeit, welde nad $ 14 IVG. das Selbftverficherungsrecht be— 
gründet, fo wird man unterfeheiden müſſen. Fält diefe Tätigkeit 
unter die Tatbeftände der Ziff. 1 und 2 des $ 14, welde eine 
pofitive Erweiterung des Kreifes des Verficherten bezweden, jo wird 
man nicht anftehen dürfen, das Recht der Selbftverficherung als ge- 
geben anzuerkennen, 5. B. wenn der Beamte nebenbei als an ſich“) nicht 
verfiherungspflichtiger Kleinunternehmer tätig iſt.“) Fällt dagegen 
die außerdienſtliche Beſchäftigung unter Ziff. 3, welche nur bezwedt, 
geriffe Ausnahmen von der Verficherungspflicht in ihrer Wirkung 


+0) Vol. aud) die Darlegung bed württemb. Yunbesratöbevollmägtigten in 
ber Stonferenz vom 15. u. 16. Nov. 1899 bei Gebhard: Düttmann ©. "58. 

*) So die N. 388 angeführte Entſcheidung. 

) Übereinftimmend Gebhard: Düttmann ©. 70 Anm. 14 Abſ. 1, deren 
ſcharfen Ausführungen am Schluß durchaus zuzuftimmen ift. Die entgegengefeßte, 
gelegentlich in der Kommiffion zu $ 34 (S.96 Abf. 2; bazu unten $ 76 N. 18) 
geäußerte Anficht der Regierungäuertreter, meldje bei „erheblicher Nebentätigkeit“ 
Verſicherungspflicht annimmt, kann nicht durchſchlagen, zumal fie fi nad dem 
Obigen als feftgehaltene Ruckzugslinie erklärt. 

+) Vorausgeſeht ift, wie bei $ 14 Ziff. 2 überhaupt, daß ein Bundesrats- 
befchluß nad) $ 2 Abſ. 1 Ziff. 1 micht ergangen ift. 

“) Bebhard, Berficerte Perfonen S. 121 Anm. 25. 


$ 16. Soldaten; Benmte und Bedienſtete von Staat und Gemeinde. 135 


teilmeife zu befeitigen, fo wird Selbftverfiherung nicht zuläffig fein, 
fomeit man ſchon den Regelfall im Hinblid auf die Beamten— 
eigenſchaft als nicht verfiherungspflichtig erachtet; denn es wäre 
ſinnlos, einem Beamten, der 3. B. auferbienftlich als Gehilfe gegen 
nur freien Unterhalt tätig ift, die Verficherungsberedtigung zu— 
zuſprechen, während man jie dem gegen Unterhalt und Barlohn 
beihäftigten zugleich mit der Verfiherungspflicht abſpricht. 

III. Den Reichs- und Staatsbeamten völlig gleich behandelt‘) 
werden nah dem neuen JVG. die „Beamten der Kommunal» 
verbände”. 


1. Rommunalverbände im Sinne diefer Bejtimmung *°) find zu— 
nädjt die in den einzelnen Bundesſtaaten beftehenden politifhen 
Gemeinden niederer und höherer Orbnung, fo die Ortsgemeinden 
(Stadt- und Landgemeinden), dann aud) die jog. weiteren Kommunal= 
verbände 5. B. in Preußen die Kreig- und Provinzialgemeinden, in 
Bayern die Kreis- und Diſtriktsgemeinden,“) in Baden die Kreis- 
gemeinden.’*) Auch die og. Samtgemeinden oder Zmwedverbände 
d. h. die Vereinigungen mehrerer benachbarter Gemeinden zur ge— 
meinfamen Wahrnehmung einzelner kommunaler Angelegenheiten 
3. B. Gefamt-Armen- oder Wegeverbände müſſen als Kommunal- 
verbänbe in dieſem Sinne anerkannt werden.) Dagegen find die 


+) Anders nach $ 4 Abſ. 1 ©. 89, wo nur für die Kommunalbeamten bad 
Erfordernis der Penfionsberechtigung · aufgeftellt war. Vol oben N. 20 
und 22. 

*) Der $ 169 Abſ. 1 kommt hier nicht in Frage, ganz abgefefen davon, 
daß er fi nur auf „weitere Kommunalverbände” bezieht; benn er ift feinem 
ganzen Inhalte nad) nur organiſatoriſcher Natur und hat mit dem Umfange der 
Verſicherungspflicht gar nichis zu tun. 

*) AR. 92 5.18 Rr. 103, Graßmann Anm.3 zu $ 5. 

®) Obgleich fie im Sinne bes Kranfenverfiherungägejeges nicht als meitere 
Kommunalverbänbe gelten folten; vgl. 8.1 &.87 N. 30. 

#) Aud das neue preuß. Rommunalbeamten-®. v. 30. Juli 1899 findet 
nad) $ 18 Abſ. 4 auf die Beamten der „Zweckverbände“ (vgl. 3.8. $$ 128 ff. 
der öftlichen Sanbgemeinde-D. v. 3. Juli 1891) Anwendung. Für einen tgl. 
ſachſiſchen Bezirks · Armenverein bejaht in der BO. des Min. Inn. v. 18. Dez. 
1890, Reger XI S.61. — Zu eng ift daher die Faffung in AN. 94 S. 178 
Nr. 400: „Zufammenfaffungen der politifchen Gemeinden zu größeren politifhen 
Berbänden“, fofern wenigſtens, wie zumellen gefdieht (3. B. von Beorg 
Meyer S.3), zum Begriff des politifcen Memeinwejens „die fachliche Under 
grenztheit des Wirfungsfreifes“ erforbert wird. 
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öffentlichen Genoſſenſchaften, welche von Grund aus nur für einen 
beftimmten Einzelzwed geſchaffen find, und eine von der Gemeinde 
verſchiedene Rechtsperfönlichkeit befigen, mögen fie auch fonft mit ihr 
in organifatorifcher oder adminiftrativer Verbindung ftehen,’V) Feine 
"Kommunalverbände. Die Abſcheidung des Kommunalverbandes vom 
ſtaatlichen Verwaltungsbezirk Tann für das jegige Recht wegen der 
Gleihbehandlung der Gemeinde und Staatsbeamten auf ſich beruhen 
bleiben.) 

2. Welche Perfonen als Beamte der Kommunalverbände, ins- 
beſondere als penfionsanwartende zu betrachten find, beftimmt ſich 
wiederum nad) dem pofitiven Recht und ber Dienftpragmatif.51s) 
Dabei hat aber die Bedeutung des Staatsgefehes im Verhältnis zur 
kommunalen Verwaltungspraris in der bisherigen Jubifatur eine 
zum Teil eigentümliche Würdigung erfahren.S1) Sofern nämlich 
das ſtaatliche Gejeg die Anftellung gewifler von den Gemeinden be= 
ſchäftigter Perfonen im Beamtenverhältnis gebietet, ergibt fich die 
Frage, wie diejenigen Perfonen verſicherungsrechtlich zu beurteilen 
find, bei denen eine folde Anftelung dem Gefege zumider unter- 
blieben ift. Someit freilich das Geſetz felbft nur ber ftnatlichen 
Auffichtsbehörde das Recht des Einfchreitens gegen die Gemeinde, 
ſei es ohne, fei es auf Antrag des Bedienſteten, gewähren will, it 
diefer vorher nad) Mafigabe des beftehenden Zuftandes als Nicht» 
beamter zu behandeln.”?) Im Gegenfag dazu aber ift den Beitim- 





0) 3. ®. die von ber Gemeinde verwalteten Jagdgenoſſenſchaften. Cvan: 
geliſche Schulgemeinde Dresden kein Rommunalverband gemäß der N. 49 cit. 
Entf. RBA. 

31) So mit Bezug auf die Beamten ber preuß. Amtsbezirke, welde in $ 18 
Abſ. 4 des cit. ©. v. 99 als Kommunalbeamte behandelt werben. 

ta) Neuere Zubilatur: Beamtenelgenihaft von Kanzleigehilfen bei den 
ftäbtifhen und fonftigen tommunalen Verwaltungen in Württemberg verneint 
(Ebenſo bei den „Bermaltungsfandidaten"): AN. 02 5.390 Nr. 967. 

515) Bedarf bie Anftellung als penfionsberehtigter Kommunalbeamter der 
ftaatligen Beftätigung, fo ift ohne dieſelbe dem $ 5 Abſ. 1 des IVG. nicht 
genügt, 3. 8. gemäß $ 4 Abſ. 2 des preuß. ®. v. 11. März 1850 bei Polizei- 
beamten (UN. 99 ©. 433 Nr. 717: ftäbtifjer Nachtwächter). 

5) Umfomehr, wenn erft ein Ortäftatut, das allerdings von der Aufſichts⸗ 
behörbe eventuell oftroyiert werden Tann, feftiegen fol, wer ald Gemeinde: 
beamter anzufehen und in- welgem Umfange Penfion zu gewähren jei, und 
dieſes Statut noch nicht ergangen ift. So mit Bezug auf $ 1 bes fähl. G. v. 
3. April 1890 (AN. 93 3.36 Nr. 239). Vgl. analog oben N. 16 a. E. 
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mungen in $ 56 Ziff. 6 mit 65 Abf. 2 der preuß. öftlihen Städte 
ordnung?) von 1853 zunãchſt in der Praxis des Reichsgerichtsꝰt!) weit- 
gehend eine unmittelbar rechtsgeſtaltende Wirkung beigelegt worden, 
und das RVA. hat, dem ſich anſchließend, das Vorliegen eines mit 
Penfionsberehtigung verbundenen Beamtenverhältnifies unmittelbar 
auf Grund bes Gefeges auch da angenommen, mo nad) der eigenen Kon- 
ftatierung des Amtes „der Kläger tatſächlich mit. vierwöchentlicher 
Kündigung und ohne Anfpruh auf Penfion angeftellt geweſen 
ift.) Dieſe Praris hatte entſchiedene Bedenken gegen ſich. Selbit 
wenn man fi der grundlegenden Judikatur des Reichsgerichts an— 





>) $ 56 Ziff. 6: „Die Anftellung ber Bemeinbebeamten erfolgt, fomeit ed 
ſich nicht um vorübergehende Dienftleiftungen handelt, auf Lebenszeit. Die 
Unterbeamten, welche nur zu medanifchen Dienftleiftungen beftimmt find, önnen 
aud auf Kündigung angenommen werden.” $65 Abſ. 2: „Die auf Lebenszeit 
angeftellten befolbeten Gemeindebeamten erhalten, infofern nit mit dem Be: 
amten ein Anderes verabrebet morben ift, bei eintretender Dienftunfähigfeit 
Penfion nad) benfelben Grundfägen, welde bei den unmittelbaren Staats 
Beamten zur Anmenbung fommen.“ Ebenfo die meftfäliiche Stäbte-O. unb das Ger 
‚meine: Verf. G. für Frankfurt. Vgl. Ledermann, Rommunalbeamten-®. S.13ff. 


*) Erk. v. 10. Febr. 1896, Entſch. Civ.S. Vd. 37 ©. 225 ff., 234 und bie 
dortigen Citate. Ledermann ©. 18f. Auch das AR. 97 S. 470 angeführte 
Urteil v. 30. Oft. 1895, preuß. Juſt. Min. Bl. 96 5. 354. Neuerdings Zu: 
jammenfaffung und Aufrechterhaltung der biäherigen Judikatur im Erk. v. 
1. Oft. 1900, preuß. Verwaltungsblatt XXI S. 481. 


=) AR. 97 Rr. 604 S. 470 Abſ. 2. Auch der eigene Verzicht des Betreffenden 
auf die lebenslangliche Anftellung ift Bier, wieberum im Anſchluß an bie 
Judikatur der Civil: und Verwaltungsgerichte (vgl. die Anführungen S. 471 
und Ledermann 6,19), für belanglos erflärt. Über den Begriff der im 
Geſetz vorbehaltenen „mechanif—en Dienftleiftungen" vgl. AR. 99 ©. 430 Rr. 715. 
Hiernad find vom RVA. als penfionsberechtigte Gemeindebeamte trog ent ⸗ 
gegengejegter Anftellungsbebingungen behandelt worden: ber Straßenauffeher 
einer preuß. Provinzialhauptftabt (Nr. 604 cit.), ber Rachtwachter einer Stadt 
von mehr ald 50000 Einwohnern (AN. 99 S. 432 Nr. 716), dagegen nicht der 
Nachtwachter einer Aleinftabt (Rr. 715 cit.). — Neuerdings (AR. 02 ©. 596 
Nr. 1011) Hat Übrigens das RIN. angenommen, daß, menn bie Anftellung 
„swar auf Lebenszeit, aber ohne Penfionäberedjtigung” erfolgt ift, bies nad) 
$ 65 Abf.2 der Stadte-O. zuläffig (?) und nicht nad) $ 56 Ziff. 6 zu beanftanden 
war. Ein hiernach zu beurteilender Poltzeifergeant ift daher vom 1. Jan. 1891 
ab als verſicherungspflichtiger Gehilfe erflärt worden. Daß hierzu die Er: 
‚gebniffe der citierten früheren Erf. in einem inneren Widerſpruch ftehen, kann 
nicht geleugnet werben. Dgl. AN. O1 ©. 358 Ar. 1115 im Nachtrag. 
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ſchließen wollte,”) fo war es doch etwas anderes, einem Kläger auf 
eigenes Anforbern als Givilrichter die geſetzlichen Anſprüche auf 
lebenslängliche Anjtelung und Penfionsberehtigung vorzubehalten, 
oder ihm als Verficherungsbehörbe, entgegen den tatſächlichen Ver— 
hältniſſen ꝰ) und ohne die unbebingte Gemwißheit, daß ihnen gegen- 
über der gefeglih geforderte Zuftand auch civilrechtlih werde zur 
Durchführung gebracht werben,’®) die Verfiherungspflichtigfeit ab-, 
zufpreden. Es ift demnach zu begrüßen, daß neuerdings auch 
der grundlegende Nechtözuftand in Preußen vom 1. April 1900 ab 
wenigitens für die Zufunft‘®) dahin geändert worden ift, daß eine 
Anſtellung als Kommunalbeamter und die damit verbundene Pen- 
ſionsberechtigung nur noch durd) Aushändigung einer Anftellungs- 
urfunde begründet, Dagegen vor Erlangung einer folden nicht mehr 
aus fonkludenten Handlungen oder aus der Art der Beihäftigung 
in unmittelbarer Anwendung des Geſetzes abgeleitet werden fann.*)- 


IV. Fehlt es bei einer von Staat oder Gemeinde beſchäftigten 
Perſon an den Vorausfegungen zur Anwendung von $ 5 Abſ. 1 
IJVG. oder an einer derfelben, fo fteht zunächſt nur feit, daß eine 
Ausnahme von der Verfiherungspflict für fie nicht gegeben tft. Ob 
aber die legtere ſelbſt begründet ift, entſcheidet fi dann erjt nad) den 
für das Negelverhältnis im Geſetz aufgeftellten Voraus fegungen.*) 
Die (egteren find in ihrer allgemeinen Bedeutung bereits beſprochen 


>) Bal. aber auch Entf. preuß. OBM. v. 25. Oft. 1889, Bb. 18 ©. 55; 
Ledermann ©. 18. 

>”) Man vergleiche dazu die wiederholten Außerungen der Anl., nad; denen 
bei der Auslegung ber Arbeiterverfiherungägefege mehr auf den wirklichen 
Zatbeftanb und ben wirtigaftlihen Inhalt des Geſchäfis, als auf die recht 
lie Erſcheinungsform Nachdruc zu Iegen fei, 3. 8. Ziff. 17 Abf. 1. Dazu oben. 
KEN 16 a. E. 

5%) Dieſer Gedanke drängt ſich doch auch in den Ausführungen der Entſch. 
AN. 99 3.431 96.2 in Bezug auf ben Vegriff der mechamiſchen Dienft: 
teiftungen“ unwillturlich hervor. 

%) Für die vor dem 1. April 1900 angenommenen Beamten gilt die 
Formvorſchrift des $ 1 Sag 2 des Kommunalbeamten:®. nit. Lebermann 
Anm. 8. 

) Zedermann S. 28, 42 f. Penſionsberechtigung der ftädtiihen Ber 
amten, gleichviel ob fie lebenslanglich, auf Zeit oder Kündigung angeftellt find, 
$ 12 de3 G. Mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes fönnen Abweichungen 
feftgeiegt werden. fiber die Beamten anderer Kommunen ©. 18 ff. 

MARI 8.162 Nr. 55, AR. 92 S. 53 Nr. 152. 
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worden. In Zufammenfafjung und Ergänzung deffen ergibt fich 
befonbers folgendes: 

1. Zunächſt muß ein unfelbftändiges Befchäftigungsverhältnis. 
zu Staat oder Gemeinde, nit aber die Stellung eines felbftändigen 
Unternehmers gegeben fein. Dabei ift namentlich feftzuhalten, daß 
die im öffentlichen Interefje nah Maßgabe von $ 36 RGewO. 
bezw. ber lanbesrechtlihen ober polizeiverordnungsmäßigen Vor— 
ſchriften erfolgende behörbliche Beftellung, Verpflichtung und Be— 
eidigung, Erteilung von Dienftvorfhriften, Beaufſichtigung, Anz 
weiſung von Tätigfeitsbezirfen u. a. m. die Selbftändigfeit der 
- Stellung nit unbedingt ausfchließt.*?) Anders dagegen, wenn eine 
Gemeinde einen gewiſſen Geſchäftskreis in eigene Regie genommen 
und die betreffende Perfon in den Organismus besfelben ein— 
gegliedert hat, mag immerhin biejelbe ihren Lohn nicht von der 
Gemeinde, fondern in Gebührenform von dem die Anftalt benugenben 
Publikum erhalten.) So tritt 3. B. der felbftänbige, wenn auch 
von ber Behörde öffentlich beftellte und verpflichtete Fleiſchbeſchauer 
dem an einem Gemeindeſchlachthauſe angeftellten verfiherungs- 
pflichtigen gegenüber (Anl. Ziff. 55 Abf. 3), ebenfo die beim ftäbti- 
ſchen Negiebetriebe des Beerdigungsweſens angeftellten Perfonen, 
wie Vegräbnisfommifjare, Totengräber, Leichenfrauen den ſelb— 
ftändigen Leichenbetterinnen, Seelnonnen ufw. (Anl. Ziff. 52). 

2. Iſt Unternehmerftellung ausgeſchloſſen, jo handelt es ſich 
darum, ob die fonftigen pofitiven oder negativen Vorausfegungen 
eines verfiherungspflihtigen Lohnarbeitsverhältnifjes vorhanden find. 
So wird entweder „Beſchäftigung“ ober „Arbeitsentgelt“ im Rechts— 
finne regelmäßig da zu verneinen fein, mo Arbeiten für Staat oder 
Gemeinde im Ehrenamt®*) oder kraft Bürgerpflicht im Reihebienfte‘)- 


02) Bgl. oben $ 6 N. 22, 23, 62, die dort citierten Stellen ber Anl., fowie 
Ziff. 341 derfelben und neuerdings AN. 01 S. 204 Nr. 886, AN. 03 ©. 363. 
Nr. 1038 (Pfandfammler für ein ſtadtiſches Pfandhaus). 

©) Bol. analog oben $ 6 N.54. Auch die Beforgung gemiffer Neben- 
lleferungen auf eigene Rechnung macht den Angeftellten nicht zum felbftändigen 
Unternehmer; Lieferung von Nummerpfählen und Nummerfteinen durch ben 
angeftellten Begräbnisfommiffar (AN. 95 S. 109 Nr. 412 letzter Abfap). 

%) 5.8. Ghrenfeldpüter; ugl. aud Bebharb-Düttmann ©. *66 Ann. 5 
und ben bort cit. babif—en Minifterialerlaf 

%) 3.8. bei einer poligeiverorbnungsmäßigen Pflichtfeuerwehr. Allerdings 
Hat das ROM. für das Gebiet der Bauslnfalverficherung bie Bemeinde: 
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verrichtet werben, auch wenn dafür gewiſſe Gelleiftungen, ins- 
befondere Baufchfummen als Auslagenerfaß gewährt werben.) 
Ebenfowenig dürfen die befonderen Ausnahmen von der Verfiche- 
rungspflicht im Einzelfalle zutreffen, wie bloße Gewährung von 
freiem Unterhalt, oder namentlich das Vorliegen einer im Einne 
des Bundesratsbeſchluſſes v. N. Dez. 1899 nur „vorübergehenden 
Beſchãftigung. oi) 

3. Die von Staat und Gemeinde verſicherungspflichtig beſchäf- 
tigten Perfonen werden ſich zumeift in die Klaffen der Arheiter, 
Gehilfen, Betriebsbeamten (Werfmeifter und Techniker), fowie der 
Angeftellten verteilen. Hervorzuheben ift noch folgendes: 

a) Für den Begriff des Betriebes‘) und der Betriebg- 
beamten®) ift daran feftzuhalten, daß die Staats- und Kommunal- 
verwaltung als Ganzes verſicherungsrechtlich nicht als Betrieb auf- 
zufaſſen tft, mag fie immerhin auch wirtſchaftliche Tätigkeiten un- 
getrennt in fich begreifen.) Denn die allfeitige Erfülung der 
menſchlichen Gemeinzwede, wie fie dem Staate in nationaler, der 
mitglieder, welde für die der Gemeinde obliegenden Wegebauarbeiten Hand: 
und Spanndienfte als Gemeinbebienfte (Frohnden) leiften, als verſicherte Ar- 
beiter ber Gemeinde angefehen (Handbuch der Unf.Verf. S. 629, dazu jegt 
einſchränkend AN. O1 S. 361 Nr. 1849); vgl. aber z. B. mit Bezug auf bie 
württemb. Praxis der Invalidenverfiherung binfihtlic der Gemeindebienfte nach 
Art. 47 ff., 48 Abſ. 3 des württ, Gemeindeangehörigkeitägefees Schicker, bie 
J. u. 42. für das agr. Württemberg (1891) ©. 343. 

*) Sinfihtli) des Falles der Armenunterftügung Im Wege der Arbeits: 
anweiſung vgl. oben $ 8 N. 22. 

9) z. B. Feldhuter, Abdeder in vorübergehender Beſchäftigung (AR. 92 
S. 3 Nr. 90, AN. 96 S. 173 Nr. 480, Anl. Ziff. 55 Abſ. 9. 

®) Bel. oben $ 15 Ziff. 1a, ſowie Hinfihtlich des Verhältniſſes ber Ber 
griffe „Betrieb“ und „Verwaltung“ Bb.1S.211f. Der Umfang ber kommunalen 
Betriebe ift neuerdings bet der Beratung des preuß. Kommunalbeamtengefeges 
G. 49) viel erörtert worden, deſſen $ 8 für die Beamten der ſtädtiſchen Ber 
triebövermaltungen eine Sonberftellung gegenüber ber prinzipiell lebenslang⸗ 
lien Anftellung begründet. „Welde Verwaltungszweige zu ben ſtädtiſchen Bes 
triebövermaltungen zu rechnen find, kann durch Ortäftatut feſtgeſetzt werden.“ 
Ledermann S. 65 ff. 

a) Über „Betrieböbeamte” und „Staatöbeamte” vgl. fon oben $15.N. 18. 
Die Hier in Rebe ſtehenden Vetriebsbeamten find gerade feine Staats: (bezw. 
Kommunal:) Beamten, mindeftens Feine penfionsberechtigten im Sinne von $ 5 
Abi. 1 IVG. 

©) RIM. Anl. 20 Ziff. 5. 
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Gemeinde aber in Iofaler Beziehung eigen ift, kann fi, weil fitt- 
licher Natur, nit im Wejen der Wirtfhaft erſchöpfen. Jeder 
Betrieb des Staates oder der Gemeinde erfordert daher einerjeits- 
eine gewifle organiſatoriſche Selbitändigfeit im Rahmen der Stants- 
ober Kommunalverwaltung und ambererfeits eine Widmung biefer 
Beranftaltung für die Erreihung wirtſchaftlicher Zwecke mit wirt- 
ſchaftlichen Mitteln. Hiernach find Betriebe zunähft alle auf 
dauernden Erwerb gerichteten Betriebe des Staats oder der Ge— 
meinden, insbefondere deren Gewerbebetriebe z. B. ftaatliche Fabriken, 
Verfehröverwaltungen, Bergwerke, kommunale Brauereien, Gas- 
anftalten, Schlahthäufer, Forftbetriebe (Anl. Ziff. 20 Abj. 6). Aber 
wie im allgemeinen der wirtſchaftliche Charakter ſich nicht in der 
Richtung auf den „Erwerb’ oder die „Erzeugung von Gütern” er- 
ſchöpft, jo kann es Staats- und namentlih auch kommunale Be- 
triebe geben, die nur in ber fachgemäßen Verwendung wirtſchaftlicher 
Mittel für materielle Bedürfniffe ihr Weſen darftellen, wie 3. B. 
Sparkaſſen, bei denen die Rüdjicht auf bie Erzielung eines Über- 
ſchuſſes zurüctritt,%) die Gemeindefranfenverfiherung, das Be— 
erbigungsmefen,'') der Straßenbaubetrieb, die ſtädtiſchen Reinigungs- 
anftalten, bie Berufsfeuerwehr?) u. a. m.) Nicht ausgefchloffen. 
wird ber Begriff des Betriebes durch die Richtung desjelben auf: 
das öffentliche Intereffe, durch einen mit demfelben verbundenen 
Monopol- oder Benugungszwang oder dadurch, daß einzelne der 
im Betriebe tätigen Perfonen obrigfeitlihe Funktionen auszuüben 
bhaben.’*) Auch die mehr oder weniger nahe Beziehung zum Zentrum. 
der Staats- ober Gemeinbetätigfeit, wie fie ſich in Bezug auf letztere 


”0) Bgl. oben $ 15 N. 16. 

”) Selbſt anerlannt vom RVA., AN. 98 S. 271 Nr. 639. 

”) Die beiden letzteren in ben Mot. ber Novelle zum KBG. v. 1892 als- 
öffentliche „Betriebe, welche nicht ald Gewerbebetriebe angejehen werden können“, 
anertannt. Bgl. bad Eitat in Bd. I S. 506 N. 4. 

79) Bol. im ganzen noch die Veifpiele im Bericht der Herrenhaus Kommiſſion 
für dad Kommunalbeamtengejeg bei Ledermann ©. 68. 

7) 3 8. Fleiſchbeſchauer im Schlachthausbetrieb der Gemeinde, Leichen» 
ſchauer im Beerbigungäbetrieb; vgl. oben im Zert hinter N. 63; im ganzen bie 
bei Ledermann S. 67 f. angeführten Materialien. — Über die Betrieb 
qualität der Poft vgl. ſchon Bd. IS. 212 N.9. Die Entf. AR. 01 ©. 680 
Rr. 933 (vgl. oben $15.R. 50) läßt dieſelbe dafingeftellt, weil bie Poftagenten. 
aus anberen Gründen ben Begriff bed Betriebsbeamten nicht erfüllen. 
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zumal in dem Gegenſatz der obligatoriſchen und fakultativen Ge— 
meindeaufgaben darſtellt, bietet keine durchgreifende Unterſcheidung, 
da fie ja das Weſen der Tätigkeit ſelbſt nicht berührt.) Wohl 
aber ift der Begriff des Betriebes ausgeſchloſſen, mo im ganzen an 
Stelle wirtſchaftlicher geiftige Zwede, wie bei der Schulverwaltung, 
oder an Stelle der wirtſchaftlichen Mittel die ausſchließlich obrig- 
feitlihen Funktionen der Polizei- und Gerichtsbarkeit, der Militär 
hoheit und bes Beſteuerungsrechts treten,’%) wie denn z. B. die 
felbftändigen ſtädtiſchen Eichungs-, Zleifhbeihau- oder Leichenſchau— 
ämter auch nicht ala Gemeindebetriebe betrachtet worden ſind.“) 
b) Soweit der Begriff des Betriebes oder bes Betriebs- 
beamten?*) nicht gegeben ift, tritt namentlich die Kategorie ber 
niederen Bureau- und Amtögehilfen’°) und der höheren Angeftellten 
im Hauptberufe*) in den Vordergrund. Daß in die letztgedachte 
Klaſſe bedingt verfiherungspflichtiger Perfonen nad) jegigem Rechte 
manche zu rubrizieren fein wird, welde nad) bisherigem Rechte als 
verfierungsfrei®') oder gemäß der ausdehnenden Praris des RVA. 
‚als unbedingt verſicherungspflichtiger Gehilfe erachtet wurde,“) iſt 


=) Anknüpfungen an biefen Unterſchied finden fich gelegentlich ſowohl in 
der Praxis des RWA. (AN. 92 S. 81 Nr. 150, S. 20 Nr. 140), wie in ben 
Materialien zum Kommunalbeamten:®. (Ledermann ©. 67). Aber z.B. der 
Schlachthausbetrieb wird augenſcheinlich Fein anderer, wenn bie Einrichtung von 
offentlichen Schlachthauſern im fanitätöpoligeiligen Intereſſe durch Siaatsgeſetz 
für die Gemeinben obligatoriſch gemacht wirb. 

?6) Vgl. die Anl. v. 1890 Ziff. 14 mit AN. 91 ©. 170 Nr. 63; dazu Bd. J 
S. 211. 

m) Eichungsamt (AN. 92 S. 83 Nr. 152, AN. 97 S.271 Nr. 351), Fleiſchſchau⸗ 
amt (AR. 93 ©. 88 Nr. 241), Leichenſchauamt (UN. 93 ©. 128 Nr. 276), die 
legteren im Gegenſatz zum Regiebetriehe bed Schlahthaufes und des Beerdigungs ⸗ 
weſens (vgl. oben N. 74). Straßenpolizei im Gegenfag zum Straßenbau: 
vegiebetrieb (AN. 94 S. 37 Nr. 325). 

s) Bgl. oben $ 15 Ziff. Ib. 

) Bol. oben $ 14 N. 24. 

©) Bgl. oben $ 15 R.41. Über Poftagenten vgl. oben $ 15 R. 50 und bie 
AN. 04 S. 264 abgebrudte Verf. der bayriſchen Generaldireltion v. 31. Ian. 1904. 

©) Dahin werden etwa gehören die Fälle in AN. 92 S. 11 Nr. 95 bezw. 
S. 20 Nr. 104 (Stadtrechner bezw. Stabt- und Marktichreiber), ſowie die einen 
ſtadtiſchen Eichmeiſter betreffenden in den oben R. 77 citierten Entſcheidungen. 
Verficherungspflichtigleit ber badiſchen Ratſchreiber (MR. 02 S. 481 Rr. 985), 
ebenſo ber bayriſchen Stadiſchreiber (AR. 02 ©. 547 Nr. 1005). 

®) Bgl. oben $ 14 N. 16, ſowie Anl. Ziff. 23 Ab. 1 a. C. 
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bereitö gelegentlich zur Sprache gefommen. Ebenſo darf hier nur 
der Vollitändigfeit halber an den Ausſchluß der höheren geiltigen 
(immateriellen) Arbeitstätigfeit und den ber körperſchaftlichen Ver- 
tretungsorgane von der Verſicherungspflicht erinnert werden.“) 


8 17. Beamte gleichgeftellter Verbände. 


I. Das Gefeg felbft ftellt in $5 Abf. 2 den Staats- und Ge— 
meinbebeamten „die Beamten der Verficherungsanftalten und zu— 
‚gelafjenen befonderen Kaffeneinritungen” glei. Sie follen der 
Verficherungspflicht nicht unterliegen, „ſofern ihnen eine Anwartſchaft 
auf Benfion in der in Abſ. 1 bezeichneten Höhe gemwährleiftet ift“. 
Der Inhalt der legtangeführten Bedingung ift der gleiche, wie ber 
der entſprechenden des Abſ. 1. Insbeſondere ijt auch hier eine 
„Gemwährleiftung” der Penſionsanwartſchaft in der gefeßlichen Höhe 
nur dann vorhanden, wenn ben betreffenden Beamten ein, wenn 
auch duch eine Wartezeit bedingtes, Recht auf eine künftige Penſion 
zufteht und dieſes Recht, was für die Verfiherungsanftalten auf 
Grund der über fie geführten reichsgeſetzlichen Aufficht ohne weiteres 
anzunehmen ift,') auch in feiner tatſächlichen Sicherheit unbedenklich 
ift. Dagegen fehlt hier (mie auch in dem fofort zu beſprechenden 
$ 7) die Klaufel, daß jene Beamten, auch ohne Anwartſchaft auf 
Penſion zu befigen, mährend der Zeit ihrer Ausbildung verſiche- 
rungsfrei fein follen. Es kann dies nit als ein bloß un— 
beabſichtigtes Überfehen der gejeggebenden Faktoren angejehen 
werden,!2) und muß daher die Ausnahme auf den Fall der Pen— 
ſionsanwartſchaft beſchränkt bleiben.2) 

Wie die Zuſammenſtellung der Verſicherungsanſtalten mit den 
zugelaſſenen Kaſſeneinrichtungen zeigt, ſind unter den erſteren nicht 
beliebige Verſicherungsinſtitute öffentlicher oder privater Art, ſondern 
nur die zur Durchführung der reichsgeſetzlichen Invalidenverſicherung 


) Dazu oben $ 15.R. 42, 43. 

) Auch für die zugelafienen Kaſſeneinrichtungen wird regelmäßig das 
‚Gleiche gelten fönnen (Mot. zu $ 4 und 9 Entw. Abf. 5 a. E.). 

') Vgl. den Gang der Kommilfionsverfandlungen zu $ 4 Entw. (S. 20, 
21) und bie dabei erfolgte Zerlegung von $ 4 Abf. 1 Ent. in zwei Abfäpe. 

%) In ber Konferenz vom 15./16. Nov. 1899 Hatte das RIM. zu dieſer 
Frage nod) Teine Stellung genommen; vgl. Gebhard» Düttmann S.*53. 
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gemäß 88 65 ff. IVG. berufenen Anftalten zu verftehen. Won der 
Verfiherungspflicht ausgenommen find auch hier nur folde Beamte, 
welche fonft derſelben unterliegen würben. Daher hat die Beftim- 
mung feine Bebeutung für bie gefeglichen Vertreter dieſer Verbände 
und die bei ihnen beſchäftigten wiſſenſchaftlich gebildeten Hilfs- 
arbeiter, Afjefforen, Mathematiker ufw. Betroffen find vielmehr 
weſentlich die „Bureau-, Ranzleis und Unterbeamten“ und zwar zu= 
nächſt bei den DVerficherungsanftalten und ihren Organen, einfchließ- 
lich der Rentenftellen ($ 81 Abi. 1, 5) und ber Schiedsgerichte 
($ 104 Abſ. 4). Allerdings müfjen?) denfelben, ſoweit fie im Haupt» 
amte beichäftigt find, nad näherer Beftimmung ber Landesregierung 
die Rechte und Pflichten von Staats- ober Kommunalbeamten über- 
tragen werben, es fei denn, daß fie bereits nad) dem geltenden 
Landesrecht als ſolche anzufehen find. Someit das eine ober das 
andere ftattfindet, ift auch äußerlich der Unterſchied zwiſchen ben 
Anftaltsbeamten und ben Beamten von Staat und Gemeinde be— 
feitigt. Auf die zugelaffenen Kaffeneinrihtungen findet $ 98 feine 
Anwendung ($ 173 Abi. 1). 

Das G. 89 enthielt eine analoge Beitimmung noch nicht;*) 
doch hatte der Bundesrat auf Grund von $ 7 besfelben die „Be— 
ftimmungen des $ 4 Abſ. 1” auf die Beamten einer Reihe von Ver- 
fiherungsanftalten®) ausgedehnt (vgl. ID. Soweit darüber hinaus 
dag neue Geſetz bereit verficherte Perfonen unmittelbar aus der 
Verfiherung ausnimmt, ift ihnen das Recht der Weiterverfiherung 
verblieben.°) 

U. Eine Gleichſtellung weiterer Verbandsbeamten mit den 
Staats und Gemeindebeamten hat, entiprechend dem $7 des G. 89, 
der $ 7 des neuen IVG. in feinem erften Teile?) dem Beichluß?*) 


3) Entw. $ 62a: „fönnen“. 

) Bgl. die N. 1 citierten Motive. 

>) Zufammengeftellt bei Weymann S. 40 Ziff. 5. 

9 Bgl. oben $ 4 N. 16. 

) Der $ 7 in feiner jegigen Faſſung ſchachtelt zwei verſchiedene Er- 
mägtigungen in einander. Sierher gehört Die Ermachtigung zur birelten Aus- 
ſchließung von ber Verſicherungspflicht durch Ausdehnung von $ 5 Ab. 1-8 
(— „Rbf. 1, 2° wäre genügend gewefen; bie Mitanführung von Abf. 3 erlärt 
fid) rein mechaniſch durch die Zerlegung von $ 4 Abf. 1 des Entm. In drei Ab ⸗ 
fäge, welde in der Kommiffion erfolgte —) auf bie im erften Zeil des Para- 
grapfen Bis zu ben Worten „gemäßrleiftet ift" genannten Perfonen. Die 
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des Bundesrats anheimgegeben. Derfelbe kann nur „auf Antrag“ 
erfolgen; von wem aber der Antrag auszugehen hat, jagt das Gefeg 
nit. Da es fih um die Gleichftellung anderer Verbände mit 
Staat und Gemeinde handelt, kann unzweifelhaft nur die georbnete 
Vertretung bes betreffenden Verbandes als antragsberedhtigt er- 
ideinen.?) Den einzelnen Beamten?) kann das Antragsrecht ſchon 
um beswillen nicht zugeſchrieben werben, weil fie nicht als befugt 
erſcheinen können, eine Rechtsänderung für den Verband als Ganzes 
in die Wege zu leiten und ambererjeits nur diefer, aber nicht ein- 
zelne Beamte für ihre Perfon, auf Grund von $7 von den Rechts- 
folgen der Verficherungspflict befreit werden können. Auch die „be- 
teiligten Staatsauffihts- und Landeszentralbehörden" eines BVer- 
bandes'%) werben als antragsberehtigt nur dann anzujehen fein, 
wenn ihnen Landesrecht oder Statut ein derartiges Handeln im 
Namen bes Verbandes geftatten. ft der Antrag geftellt, fo bleibt 
doch die Gewährung des Gefuches vermöge des Wörtchens „kann“ 
volftändig dem freien Ermeſſen des Bundesrats überlaflen. Ge— 
bunden ift derſelbe nur negativ durch die Vorausfegungen, welde 
das Geſetz jelbft feinem Beſchluſſe ftellt. Innerhalb derſelben da— 
gegen Tann der Bundesrat, wie das Wort „inwieweit“ bezeugt, 
nicht allein einen zeitlihen Anfangstermin für die Gleihftellung be— 
Rimmen,'') fondern auch fonftige Bedingungen und nähere Voraus- 
fegungen für die Anwendbarkeit feines Beſchluſſes vorschreiben. Auch 


weite Grmädtigung bezieht ſich auf bie Ausdehnung bes $ 6 Abf. 1 auf die 
im folgenden Schluhteil bes Paragraphen genannten Perfonen. Das geht aus 
den Wot. zu $ 4b Entw. Abf. 2 (S. 250) deutlich Hervor. 

%) Über ben Rechtscharatier deöfelben ngl. oben $ 3 N. 11. 

%) Das ift jebenfalld auch die Anficht des RBA.; vgl. AN. 92 Nr. 190 
©. 137 Mbj.2a.C.: „Vorſtand oder die Vertretung be betreffenden Verbandes.” 

®) Dagegen 3.8. Boffe:v. Woedtke Anm.2 zu $ 7 und Weymann 
Anm. 1 zu $ 7, ber fogar auch die „Berufänereine” der einzelnen Berfiherten 
zum Antrag zulaffen möchte. Übereinftimmend Gebharb-Düttmann Anm. 3 
msT. 

 &o Weymann a. a. O. 

N) So 5.8. bei einzelnen ber früher gleichgeftellten Verſicherungsanſtalten 
(ogl. oben N. 5). Für Beifügung eines Enbtermin bürfte nad dem Geſehe 
fein Raum fein; mohl aber wird bem Bunbestat die Rucknahme ber Gleich⸗ 
felung durch Beihluß freiftehen müflen, wenn die voraugefegte Sicherheit 
des Berbanbes für die gegen ihm zu erhebenden Penfionsaniprüde etwa 
wegfällt. 

Rofin, Recht der Arbeiterneificherung. Band I. 10 
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eine Ablehnung des Antrages ohne Grundangabe und ohne da ein 
weiteres Rechtsmittel zuläffig wäre, fteht ihm frei. 

Der Bundesrat hat zum Teil auf Grund des früheren $ 7 
©. 89,12) zum Teil auch ſchon auf Grund des $ 7 des neuen 
IVG.) eine größere Anzahl von Gleichſtellungsbeſchlüſſen erlaffen. 
Die Fortgeltung der früheren auch unter der Herrfhaft des neuen 
Gefeges ift an fi außer Zweifel;'*) zweifelhafter ſchon die Ein- 
wirkung des legteren auf den Inhalt der älteren Beſchlüſſe im ein— 
zelnen. Überhaupt bietet die Frage, inwieweit gegenüber den auf 
Grund von $ 7 ergangenen Bundesratsbefchlüffen eine felbftändige 
Prüfung des Tatbeftandes den ausführenden Behörden offen bleibt, 
gewiffe Schwierigkeiten dar. Mit befonderer Beziehung hierauf 
möge nod folgendes hervorgehoben werden: 

1. Die Ermächtigung des Bundesrats bezieht fih auf Beamte, 
„von anderen öffentlichen Verbänden oder von Körperſchaften“. Die 
Nachprüfung, ob ein Dienftherr, deſſen Beamte der Bundesrat von 
der Verſicherungspflicht befreit hat, in diefe Kategorien gehört, wird 
den rechtſprechenden Inſtanzen der Invalidenverfiherung prinzipiell 
nicht zu verfagen fein;#) doch bietet die Weite der Begriffe wenig 


”) Eine Zufammenftellung ber betreffenden Verbände (unter Auslaſſung 
der Berfierungsanftalten) bei Gebhard: Düttmann &.63 f. Ziff. 1-21, 
mit foftematifher Gruppierung bei Weymann 8.40. Die Beihlüffe ſelbſi 
find vom RBA. von Zeit zu Zeit zufammengeftellt und fo in AR. 91 ©. 165, 
AN. 92 S. 105, AN. 93 S. 1 und 127, AN. 94 S. 117, AN. 95 S.243, AN. 
96 8.497, AR. 98 S 608 bekannt gegeben worden. Eine offizielle Bekanntmachung 
durch den Reichstanzler Hat erſtmais, unter Zufammenfaffung ber bis bahin er» 
gangenen Beihlüfe (Ged5.:D. Ziff.1—20), im Centr.B1.96 5.80 und feitdem 
tegelmähig (Ge55.+D. Ziff.21 --Gentr. 81.98 S.427) ftattgefunben. In einzelnen 
Punkten finden fich Abweichungen zwifgen den Belanntmahungen des Reichs 
Tanzler8 und des RBA. (vgl. unten R. 22, 26). 

) AN. O1 ©. 181; Gebharb-Düttmann ©. *282 f. Ziff. 22—27; 
Eentr.Bl. 00 ©. 40, 312; O1 ©.1, 6, dazu jet noch ©. 37, 55; 03 5. 68. 
Igl. ferner AN. 02 ©. 384, 03 ©. 358, 04 ©. 351. 

1) Sfenbart-Spielhagen Anm. 5 zu $ 7. 

"a) Nicht bloß eine Nachprüfung, fondern eine unmittelbare Selbftprüfung 
durch die außführenden Behörden erfordert AN.OI ©. 181 Ziff. 4 (Gebhard- 
Düttmann Ziff. 25), indem hier der Bundesrat (bebenflichermeife; vgl ©. 145) 
nicht die Beamten beftimmter Verbände, ſondern ſchlechtweg unter Wiederholung 
des Geſetzes „Die von anderen, als den in $5 Abf. 1 und 2 IBG. bezeichneten 
öffentlijen Verbänden oder von Körperfhaften angeftellten Beamten”, fofern 
biefelben einer näher benannten Penfionstaffe angehören ufw., für verfierungs- 
frei erflärt Hat. 
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Veranlaffung zu einer folhen. Dabei kommt in Betracht, daß das 
neue IVG. den Bereich des $ 7 noch weiter geftedt hat, als das 
©. 89, welches fi nur auf Beamte „von anderen öffentlichen Ver— 
bänden ober Körperſchaften“ bezog. Denn die erneute Hinzufügung 
des Wörthens „von“ vor „Körperſchaften“ fchließt es aus, die 
Worte „anderen öffentlichen“, wie im G. 89, auch auf „Körper- 
ſchaften“ zu beziehen, und bewirkt danach, daß unter legteren auch 
Privatkörperſchaften zu begreifen find: ein Schluß, der durch die im 
weiteren Texte folgende Berüdfihtigung auch der „nicht öffentlichen 
Schulen oder Anftalten” beftätigt wird.) War nun fon nad 
©. 89 ver Begriff der „öffentlichen Verbände oder Körperſchaften“ 
ein derart weiter, daß darunter jeder über das gewöhnliche Privat- 
vet durch irgendwelche nähere Beziehung zum Staate hinaus- 
ragende Verband verjtanden werben fonnte,'®) fo ift jegt in biefer 
Richtung jede Schranke gefallen. Auch wird der Begriff der Körper- 
ſchaft, ebenfo wie der des „Verbandes“, da fein Grund vorhanden 
ift, gerade die „Vereine mit Rechtsfähigkeit“ ($$ 21 ff. BGB.) zu 
bevorzugen, zweifelsohne aud auf die mit „Körperſchaftsrechten“ 
ausgeftatteten Stiftungen und Anftalten ($$ 80 ff, 89 BGB.) zu 
erftreden fein.) Immerhin bleibt der Begriff der rechtsfähigen 
Gemeinperfönlicfeit als Vorausfegung beftehen: Beamte von Einzel- 
perfonen'®) oder von nicht Forporativen Geſellſchaften, etwa von 


'5) Demgegenüber hat es feine Bedeutung, bak ber Komm.-Ber. zu $ 46 
Entw. (S.22) die Anderung nur als redaktionell bezeichnet. 

16) Bel. Bb. I S. 173. — Auch private Eiſenbahngeſellſchaften (Geb har d⸗ 
Düttmann Ziff. 8, 17, 19) und die preuß. Rentenverfiherungsanftalt (Ziff. 5) 
find berüdfihtigt worden, mas fid) durch bie über biejelben beftehenbe Stants- 
aufſicht erflären mag. Die Bofverwaltungen (Ziff. 1), fofern fie ſich auf die Ber 
waltung des Privatvermögens eines regierenden Fürften beziehen follen (UN. 92 
&. 187 a. E) unb banad) prinzipiel dem Privatrecht angehören (Georg 
Meyer, Stantöreht S. 256 Anm. 2), mochten durch bie Perfon des Dienftgeren 
und organifatorifhe Verbindungen (AN. 92 S. 138) gebedt erſcheinen. Jeden⸗ 
falls find alle Bedenken, melde ſich auf den Begriff des öffentlichen Verbandes 
ober ber Öffentlichen Korperſchaft bezogen, burd) bie neue Faffung des Mefeges, 
auch in praeteritum, als erledigt zu erachten (vgl. auch oben N. 15). 

m) Das ann man in AR. 01 &. 181 Siff. 2 (Gebhard- Düttmann 
‚Ziff. 23) betätigt finden, infofern man bie bort aufgeführten „mit Gemeinbebürg: 
ſchaft verjehenen Sparkaſſen“ dem Privatrecht zugählt. 

9) z. 8. die Beamten der Krupp’ihen Werte oder der gräflich &’fchen 


10% 
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offenen Handelsgeſellſchaften, können nicht als verficherungsfrei er⸗ 
klärt werben.'%) 


2. Die „Beamten“ ber betreffenden Verbände können denen 
des Staats und der Gemeinden gleichgeftellt werden. Allein das 
ftantlihe und ihm entſprechende kommunale Beamtenverhältnis kann 
mit feinem öffentlichrechtlichen Charakter in dem Verhältnis ber 
Angeftellten eines amberen Verbandes feine vollkommene Parallele 
finden. Das Gejeg denft jedenfalls an Perfonen, welche eine als- 
dauernd vorausgefegte „Stele” im Vermaltungsorganismus des 
Verbandes befleiden und in diefem Sinne (gleihviel ob für ihre 
Perſon dauernd oder fündbar) „angeftellt find”.2%) Wie weit ſich 
diefer Begriff im einzelnen verwirklicht, wird auch hier nach den für 
den fpezielen Verband maßgebenden Normen (ber Dienftpragmatif) 
zu beftimmen fein.) Übrigens hat es der Bundesrat in ber Hand, 
den Begriff des Beamten für den einzelnen gleichgeftellten Verband 
normativ näher zu beftimmen und zu begrenzen, wie er denn 3. B. 





Gutöverwaltung. — Bedenken erregen nad dieſer Richtung noch jegt die 
landesherrlichen Hof, Domanial:, Kamerals, Forft: und ähnliche Verwaltungen, 
infofern die Eingelperfon des Landesherrn felbft nicht ala Verband oder 
Korperſchaft angeſehen werden kann (vgl. au Graßmann 6.226 a. E). 
Gebedt ift der betr. Beſchluß bed Bundesrat® dur; dad Geſetz nur infomeit, 
ala jene Stellen Beſihungen ber landesherrlichen Familien vermalten und biefe, 
wie die Familien des Hohen Adels überhaupt, als Korperſchaften anzufehen 
find. Bgl. Rofin, Beiträge zum Recht ber revolatoriicen Klage, in Ihering’s 
Jahrbüchern, Bb. 32 ©. 340 ff. 

") Im ganzen laſſen ſich die vom Bundesrat beihloffenen Gleichſtellungen 
folgendermaßen überfehen: a) landesherrliche Hof- ufm. Vermaltungen (ngl. 
R. 18); dazu die fürftlich hohenzollernſche Fideitommißvermaltung (Webh.-D. 
Ziff 1,3. — „Landesherrlich · nur im Gebiete des Landesheren, nicht 3. 8. 
Förfter auf einer in Preußen belegenen Standesherrſchaft eines nichtpreußiſchen 
Sandesheren (UN. 92 &. 136 Nr. 190); b) Firhlie Verbände (Ziff. 11, 15, 20, 
dazu Gentr.-Bl. 03 ©. 63); c) Sandichaften (Ziff. 2, 6, 7, 9, 12, 18, 14, 2); 
d) Deicverband (vgl. Bb.I ©. 173 N. 72; Gebh.-D. Ziff. 10); e) Invaliben- 
verfi—herungsanftalten (vgl. oben N. 5); f) Berufägenoffenigaften (Siff. 16, 18, 
21, dazu noch Gentr.Yl. 01 S. 37, 55 und AN. 02 ©. 384); g) Eiſenbahn⸗ 
gejellfaften (vgl. oben N. 16); h) Sparkaffen (vgl. oben N. 17 und AR. 04 
&. 351), i) Unterriitäanftalten (UN. 03 &. 358). Dazu die allgemeinere Ber 
zeichnung in N. 14a. 

20) In biejem Sinne ift das „jefte perfönliche Dienftoerhältnis“ in Yb. 1 
S. 173 aufzufaffen. . 

21) AN. 92 Nr. 190 S. 137 Abſ. 2, 3. 
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bei der Landſchaft der Provinz Sachſen nur „die mit feftem Gehalt 
auf Lebenszeit angeftellten Beamten” erimiert hat.?2) 

- 3. In der Ausbildung begriffene Beamte können auch hier?) 
nit von ber Verfiherungspflicht ausgenommen werden, jondern nur 
ſolche, denen in obigem Sinne „eine Anwartſchaft auf Penfion im 
Mindeftbetrage der Invalidenrente nad; den Sägen ber erften Lohn- 
klaſſe gewährleiftet ift”. Die Fafjung des neuen Gejeges entſpricht 
der für Staats- und Kommunalbeamte gewählten jegt ebenfo, wie 
die frühere „mit Penfionsberehtigung angeftellt” derjenigen ent- 
ſprach, welche in $ 4 Abſ. 1 G. 89 für Kommunalbeamte aus⸗ 
ſchließlich angewendet worden war.?*) 

a) In einzelnen Fällen hatte der Bundesrat ſchon unter der 
Herrſchaft des G. 89 die Eremtion nur gewährt, wenn der „Pen 
fionsanfprud der betreffenden Beamten den Mindeftbetrag der In- 
validenrente erreicht”.2°) In den anderen Fällen dagegen hatte er 
ſchlechthin, dem Wortlaut des früheren Gejeges entſprechend, „Die 
mit Penfionsberehtigung angeftellten Beamten” ausgenommen.?%) 
MMO S. 181 Bf 1 (Gebhe-D. If. 22). Im ahnlicher Meife 
näher beftimmt find die Beamten ber Brauerel-Berufägenoffenichaft, melde 
„mad) den Grunbfägen v. 22. Juni 1897 angenommen” find (Ziff. 21, dazu 
AN. 02 ©. 384 Siff. 2); vgl. auch Gentr.Bl. 01 S. 55 und &.37 ſowie UN. 
02 ©. 384 Ziff. 1 („defretmäßig angeftelt*). Der Zuſatz, durch Dienftvertrag 
angefteltt“ bei AR. 94 ©. 117 Ziff. 4 (Bebh.-D. Ziff. 18) fehlt im Centr. Bl. 
96 S. 81 Ziff. 25 und ift daher mohl bedeutungslos. Ebenſo follen wohl die 
„Unterbeamten“ in Ziff. 10 u. 20 nur ben Gegenfa zu ben ſchon kraft Ber 
feges nicht verfierungäpflichtigen Oberbeamten bezeichnen. 

©) Bgl. oben R. 1a, 2. Ebenſo Gebharb-Düttmann ©. +72. 

”‘) Dazu oben $ 16 R. 20, 22, 45. 

2) Bgl. das Verzeichnis bei Gebhard: Düttmann Ziff. 15 und %. 

=) So nad den Einleitungsworten im Centr. Bl. 96 &.80: „beichloffen, 
daß die Beftimmungen des $ 4 Abf. I des G. v. 2%. Zuni 1889 auf die mit 
Penſionsberechtigung angeftellten Beamten ber nachſtehenden öffentlichen Ber- 
Bände und Korperſchaften Anwendung zu finden Haben“. Cine gieiche ober doch 
analoge, die „Penfionsberehtigung“ Hervorhebenbe Einleitung findet ſich auch 
in den Bekanntmachungen des RBA., melde AN. 91—93 abgebrudt find, das 
gegen nicht mehr in AN. 94 und 95, was für die Fälle in AR. 94 ©. 117 
3.3 und AN. 95 &.243 Ziff.3 (Gebh.-D. Ziff. 17, 19) einen Mangel 
ergeben Könnte, ba „mit Penfiondberegtigung angeftellt” und „einer Penfiond: 
Zaffe“ (vieleicht freimilig) „angehören® nicht dasſelbe zu fein braucht. Bel. 
indeffen die Überfhriften ber lehtgedachten Belanntmahungen. — Die Anz 
gehörigkeit zu einer gewiſſen „iFürforger” ober „PBenfionätaffe* wir neuerdings 
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Es wird feinem Bedenken unterliegen, in allen dieſen Fällen 
beiberlei Art unter der Herrſchaft des neuen Geſetzes die „gewähr- 
leiftete Penſionsanwartſchaft“ im Mindeftbetrage von 116 N.?') 
als Vorausfegung für die Ausnahme von der Verficherungspflicht 
bei der Durchführung jener Beſchlüſſe zur Anwendung zu bringen. 
Der neuerdings ergangene Beſchluß vom 6. Dez. 1900 iſt dem 
konform geftaltet.27=) 

b) In den dem früheren Recht angehörigen Fällen hat der 
Yundesrat die Vorausfegungen des Gefegestertes hinſichtlich der 
Penſionsberechtigung (jet „gewährleiftete Penſionsanwartſchaft in 
gejegliher Höhe”, vgl. litt. a) ausdrücklich als folde auch in den 
Wortlaut feiner eigenen Beftimmungen mit aufgenommen ?*) und 
damit unzweideutig zu erfennen gegeben, daß die Ausführungs- 
behörben das Vorhandenſein derſelben im Einzelfalle zu prüfen haben. 
Die unter der Geltung des neuen IVG. ergangenen Belannt- 
machungen haben dagegen eine von den früheren teilmeife abweichende 
Faffung erhalten, welche die Vorausfegung der Penſionsanwartſchaft 
in geſetzlicher Minbefthöhe nicht überall ausdrücklich ſelbſt hervor— 
hebt,2°) fondern den Beſchluß des Bundesrats nur dahin formuliert, 
„daß die Beitimmungen des $ 5 Abf. 1 des Geſetzes“ auf die 
(eventuell näher bezeichneten) Beamten gemifjer Verbände An- 
wendung finden follen. In der Sade ift damit nichts geändert. 


aud in AN. O1 S. 181 Ziff. 2, 4 (Gebh.-D. Ziff. 23, 25) beſonders voraus- 
gelegt. — Die Faffung in AN. 91 ©. 165 Ziff. 4 ift fehr mißverſtändlich; 
eximiert follten nicht fein, wie es feinen konnie, die Beamten ber Penfionstaife 
der Heffifhen Lubmigs-Eifenbahn-Befelfchaft, fondern wie Eentr.Bl. 96 S. 80 
Ziff. 5 ergibt, „die mit Penfionsberechtigung angeftelten Beamten der ger 
nannten Eifenbahngejelfgaft, weldie Mitglieder der Penfionataffe find“. 

=) Rad) dem ©. 89 betrug der Mindeftbetrag ber Invalidenrente gemäß 
$$ 16, 26 nur 114,50 Marl. 

21a) AR. 01 ©. 181 Siff. 4 (Gebhe-D. Ziff. 25); vgl. aber wiederum AN. 
03 S. 103: „Die mit Penſionsberechtigung angeftellten weltlihen Beamten ber 
Bistumdvermwaltungen von Bredlau und Limburg“ und AR.04 ©. 351 im Nachtrag. 

*) Bgl. die N. 26 citierte Einleitung im Centr. Bl. 96 S. 80 und ben Tert 
im Gentr.Bl. 98 ©. 427. 

20) Vgl: aber N. 27a. — Die Änderung der Faſſung hängt jedenfalls 
damit zufammen, dab die neuen Beihlüffe regelmäßig zugleich aud in Aus 
führung des zweiten Teild von $ 7 IBG. die Ausdehnung von $ 6 Abf. 1 
auf die Beamten der betreffenden Verbande für den Fall ihrer erfolgten 
Penfionierung ausſprechen 
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Jetzt wie früher bezeichnet der Bundesrat, entſprechend der ihm aus 
$ 7 erwachjlenen Aufgabe, gewiſſe Verbände, welche er vermöge ber 
von ihm geprüften Leiftungsfähigfeit”) mit Staat und Gemeinde 
gleichbehandelt wiffen wil. Diefe Gleihbehandlung bringt es aber 
dann auch mit fi, daß, wie bei Staats- und Gemeindebeamten, 
ebenfo auch bei den betreffenden Beamten ber gleichgeftellten Ver— 
bände die Verfiherungsfreiheit nur dann eintritt, wenn fi „in 
Anwendung von $ 5 Ab. 1 des Gefeges“ ergibt, daß die gefeglich 
vorausgejekte Penfionsanmwartfchaft im einzelnen Falle bei ihnen vor- 
handen ift. Eine ſolche Prüfung von Rechts wegen auszujchließen,’') 
hatte der Bundesrat weder die Befugnis, noch wohl auch, bei der 
Verãnderlichkeit ber Verhältniffe,?) die Abſicht, und fie wird fig 
daher im Einzelfalle nur infoweit erübrigen, als bei den in ben 
Beichlüffen näher bezeichneten Beamtenfategorien die gefeglichen 
Vorausfegungen tatfählih mehr ober minder allgemein vor- 
handen jind. 

4. Soweit die Bundesratsbejchlüffe bei ihrem Inkrafttreten 
Perſonen treffen, welche bis dahin fraft der Berficherungspflicht 
verfichert waren, bleibt ihnen das Recht der Weiterverjiherung vor- 
behalten.) 
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Gewiſſe Perfonen, melde eine an ſich verficherungspflichtige 
Beihäftigung verrichten, jollen trogdem nicht verjichert werden, weil 
fie bereits im Befig einer Rente, Penfion oder ähnlicher Bezüge ſich 
befinden. Dabei verwirklicht ſich ihre Nichtverficherung entweder im 





”) Rad) diejer Richtung wird die Prüfung allerdings wohl ausſchließlich 
dem Bundesrat zuftehen; vgl. Mot. Abſ. 2 zu $ 5 Entm. 89 und oben N. 11. 

3) Derart 5. B, baß bei den „mit feftem Gehalt auf Lebenszeit angeftellten 
Beamten" der ſachſiſchen Landſchaft (Centr. Bl. 00 S. 40) ober den befretmäßig 
angeftellten Bureaubeamten ber heſſiſchen landwiriſchaftlichen Berufsgenoffenigaft 
Centr Bl. O1 S.37) jede weitere Erörterung ihrer Penfionsverhältnifie und 
bei den badiſchen Sparkaffenbeamten (Gentr.Bl. 00 &.312) jede Frage nad 
der Höhe ihrer Penfion von Rechtswegen ausgeſchloſſen märe. 

9) Daß nur bei ber Xuffaffung des Textes die einfache Aufrechterhaltung ber 
dem früheren Rechte angehörigen Beichlüfe möglich ift, geht aus dem bei litt. a 
Außgefüßrten unmittelbar hervor. 

®) Bel. oben $ 16 U, 4 und Bebgard-Düttmann Anm. 13 zu $ 5. 
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Wege einer unmittelbaren gefeglichen Ausſchließung, oder aber im 
Wege einer jpegiellen Befreiung von der Verſicherungspflicht.) 

1. Nah $ 5 Abſ. 3 IVO. „unterliegen kraft Gefeges der Ver- 
fiherungspfliht nicht: Perſonen, welchen auf Grund der reiche- 
geſetzlichen Beftimmungen eine Invalidenrente bewilligt if“. Unter 
Invalidenrente?) ift fomohl die wegen wirklich dauernder ($ 15), 
als auch die wegen fiktiv dauernder ($ 16) Erwerbsunfähigfeit be— 
willigte Rente zu verftehen. „Auf Grund der reichsgeſetzlichen Be— 
ftimmungen” bemilligt find die von den Verfiherungsanftalten des 
IVO. (88 65 ff.) fetgeftellten Renten; die von den zugelafienen 
Kaſſeneinrichtungen ($$ 8, 10, 11 IWG.) bemwilligten, wenn und 
infoweit die Bewilligung auf Grund und nad) dem Mafe des „reichs⸗ 
gejeglihen Anſpruchs“ ($ 8 Ziff. 1, 3, 5) erfolgt ift.”) 

Die gedachte Beftimmung fteht im engften Zufammenhange mit 
der bereit8 oben $ 11 beiprochenen des $ 5 Abſ. 4 IVG., melde 
die im Sinne des Gejeges erwerbsunfähigen Perfonen gleichfalls 
„ner DVerficherungspflicht nicht unterliegen” läßt. Teilt man bie 
dort entwidelte Anficht, daß im Sinne des $5 Ab. 4 der dauernden 
($ 15) aud) die fiftiv dauernde Erwerbsunfähigfeit des $ 16 gleich 
zu behandeln fei, jo erſcheint im Rahmen des jetzt geltenden Ge— 
feßes*) die Ausſchließung ber Invalidenrentner nach $ 5 Abſ. Z materiell 
bereit8 durch den Ausſchluß der Erwerbsunfähigen nah $ 5 Abi. 4 
völlig gededt. Die Aufeinanderfolge beider Beftimmungen, von 
denen die engere der weiteren voranfteht, hat dann nur die mehr 
formelle Bedeutung, feitzuftellen, daß in den Fällen bewilligter In— 


%) Bgl. oben $ 5.N. 2a. 

3) Derfelben ſteht die Alterärente nicht glei (AR. 91 S. 148 Rr. 27); 
doch Haben 7Ojährige Perfonen einen Befreiungsanfprud) ($ 6 Abſ. 1); vgl. oden 
$ 10 11 if. 3. 

9) Bol. im übrigen unten IV. Renten, welde eine zugelaffene Kaffen- 
einrichtung vor ihrer Sulaffung bewilligt Hat, Tommen als reichsgeſebliche 
jedenfalls nicht in Betradht (AN. 91 ©.148 Ar. 29). 

*) Für das ®. 89 Tonnte man noch an bie Verſchiedenheit der beiden Ber 
geiffsbeftimmungen benfen, welche zur Anwendung famen, je nachdem es fich 
um „Grmerböunfähigteit“ als Grundlage des Rentenanfpruc® ober als Aus: 
ſchliehungegrund der Serficerungspflicht Handelte (ngl. oben $ 11 R. 1). 
Danad) wäre es jedenfalls theoretifch immerhin möglich geweſen, daß Jemand 
eine Invalidenrente bezog, der fr bie Frage der Berfiherungspflicht nicht er- 
merböunfähig mar. Bgl. Truger Kommentar zum ©. 39 ©. 32. 
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validentente die Invalidität für die Frage der Verfiherungspflicht 
nicht mehr geprüft zu werben braucht, noch felbft geprüft werben 
darf“) fonbern mit alffeitiger Rechtskraft feftgeftellt ift.”) Der 
Sinn des Geſetzes ift dann der, zunächſt biejenigen Perfonen von 
der DVerfiherung auszufchließen, deren Erwerbsunfähigfeit bereits 
im Rentenverfahren geprüft und bejaht ift, darüber hinaus aber er- 
gänzend auch die, bei denen die Invalidität auch nur tatſächlich vor- 
handen ift und eventuell im geordneten Streitverfahren nach $ 155 
I8G. feitgeftellt werden kann.) Hält man dies feit, fo ift auch 
Har, daß ebenfo die Beftimmung des $ 146, welche für beide Arten 
von Ermerbsunfähigen jede Art freiwilliger Verfiherung ausſchließt, 
dahin ergänzt werben kann, daß das gleiche ohne weitere materielle 
Nachprüfung für diejenigen zu gelten hat, denen eine Invalidenrente 
aus $$ 15 oder 16 des Geſetzes bemilligt ift.’) 

Die Worte „welchen — bemilligt ift”, ftatt der früheren ($ 4 
Abſ. 2 Schlußfag ©. 89) „welche — beziehen", jollen zum Ausdruck 
bringen, daß die Beitimmung Plag greift, auch wenn auf Grund 
des $ 48 die bemilligte Invalidenrente ,‚ruht“,“) das „Recht zum 
Bezuge” dagegen noch nicht endgiltig erlofchen iſt. Daher tritt die 
m Übereinftimmend jept AR. 02 &. 685 Nr. 1021 a. 6: „nur wenn die 
Rente wieder fortgefallen Ift, Tönnen ſolche Perfonen wieder in das Verfiherungd- 
verhältnis zurücttzeten.“ 

°) Aus $ 155, wonach die zuftändigen Behörben bet den Entſcheidungen 
an die vom RBA. aufgeftellten Grundiäge gebunden find, würde ſich das nicht 
ergeben, weil bie Annafme, daß Jemand erwerbsunfähig ift, Teinen Rechts- 
grunbfag im Sinne des $ 155 darſtellt und die Rentenfae zubem night an 
das RBN. gediehen zu fein braucht. 

9) Dem entipricht auch der Bang der gefeggeberijchen Verhandlungen, in- 
ſofern bei ber Beratung des Entwurfs zum ©. 89 zunädft in der Kommiſſion 
der Ausſchluß der Invalidenrentner zwecks „größerer Klarheit" ausgeſprochen 
Gericht zu $ 3 &. 10 mit 191), dagegen der Ausſchluß der Ermerböunfähigen 
erft in ber 3. Pienarberatung auf Antrag Buhl u. Ben. Nr. 241 (Sten. Ber. 
S. 1879 f.) angenommen wurde. Über das Berhältnis beider Beftimmungen zu 
einander ließ man ſich dabei nicht aus. ebenfalls geht aber daraus hervor, 
daß man die erftere nicht als eine beabfichtigte Ergänzung ber Iegteren anjehen 
und als folde im Sinne einer Beiränkung des $ 5 Abf. 4 auf dauernd Er: 
werb3unfähige verwerten kann. Bgl. oben $ 11.R. 10a. 

?) Daß dem Invalidenrentner die Weiterverfiherung nicht geftattet ift, 
ſpricht ausdrücllich aus Piloty ©. 23. 

9 Vgl. Mot. A6f.2 zu $ 4a Entw. Die dafelbft enthaltenen Worte: 
„ober auf Grund des $ 34 nicht bezogen wird, fondern ruht", find irrtümlich 
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Beltimmung außer Kraft, wenn nah 847 Abſ. 1 wegen einer folgen 
Veränderung der Berhältniffe, welche den Bezieher der Rente nicht 
mehr ala erwerbsunfähig erfcheinen läßt, ihm diefelbe entzogen wird. 
Iſt nad) $ 26 der ausländische Bezugsberehtigte, nachdem er feinen 
Wohnfig im Neiche aufgegeben hat, mit Kapital abgefunden worden, 
fo fann bei Wiedereintritt der Erwerbsfähigfeit ein Entziehungs- 
verfahren nicht mehr ftattfinden. Kehrt daher der Betreffende jpäter 
wieder nad Deutſchland zurüd und übernimmt er von neuem eine 
an ſich verfiherungspflictige Beſchäftigung, fo tritt ohne weiteres?) 
Verfiherungspflicht ein, wenn Erwerbsunfähigkeit im Sinne des 
Geſetzes tatſächlich nicht mehr vorhanden ift. Hier tritt alſo jtatt 
Abf. 3 wieder Abf. 4 des $ 5 in Wirkſamkeit. 

II. Während der Ausſchluß der Invalidenrentner gleich dem der 
Erwerbsunfähigen auf den Gedanken zurüdgeht, daß niemand gegen 
eine bereits eingetretene Gefahr verfidert werben kann,!o) ift ben 
Beziehern gewiſſer andermeitiger Renten, Penfionen und dergl. ein 
Recht auf Befreiung von der Verſicherungspflicht!) um deswillen 
gegeben, weil ihnen bereits gegenwärtig „dasjenige Maß von Für- 
forge gefichert ift, welche das Geſetz als eine fozialpolitifhe Not= 
wenbigfeit fordert”.'2) Diefelben find in $ 6 Abf. 1 aufgeführt. 

Zunähft gehören hierher diejenigen „Perfonen, welden auf 
Grund ber reichsgefeglihen Beftimmungen über Unfallverficherung 
der Bezug einer jährlichen Nente von mindeftens” 116 M., dem 
Mindeftbetrage der Invalidenrente, „zufteht”. Die „reichsgefeglichen 
Beftimmungen über die Unfalverfiherung” find jegt im Reichsgeſetz 
v. 30. Juni 1900 betr. die Abänderung der Unfallverfiherungs- 
gefege und feinen in $ 1 bezeichneten Anlagegefegen enthalten. Ent— 
ſcheidend ift dabei, daß ber Rentenbezug in diefen Gefegen feinen 
Rechtsgrund findet; ob die Verficherung, aus der der Rentenanſpruch 
entiprang, unmittelbar kraft Reichsgeſetz oder kraft ergänzenden 


in den dortigen Zufammenhang (vgl. unten %. 27) geraten und gehören in den 
@edantengang des Hier beſprochenen Falles. 

9 Piloty meint, daß es „vorher einet Zeftftellung ($ 121) der mieder- 
erlangten Erwerbsfähigleit bedarf“. Der $ 121 fennt aber feine folde, ſondern 
nur eine Entziefung ber Rente. 

"0, Vgl. oben $ 11.4. 

1) Bgl. oben $ 5, ſowie über freiwillige Weiterverficherung der Befreiten 
ebenda N. 24. 
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Landesgefeges (3.8. $ 1 Abi. 5 LUVG.) oder auch kraft berufs- 
genoſſenſchaftlichen Statuts (3.8. $ 5 GUVG.), ob fie vermöge 
Rechtszwanges oder Freiwilligkeit eintrat, ift gleichgiltig."”) Ein- 
begriffen ift auch das neue Geſetz v. 30. Juni 1900 betr. die Unfall= 
fürforge für Gefangene, deffen Leiftungen denen der Unfallverfiche- 
rung weitreichend parallel gehen, mag immerhin ber Rechtscharafter 
der Verfiherung hier in noch höherem Grade abgeftreift fein, als 
dies bereits bei einzelnen Zweigen der eigentlichen Unfallverficherung 
der Fall ift.'*) Dagegen find das RG. v. 15. März 1886 betr. die 
Fürforge für Beamte und Perfonen des Soldatenftandes infolge von 
Betriebsunfällen (jegt in der Faffung des NG. v. 18. Juni 1901) und 
die ihm folgenden Zandesgejege und Kommunalftatuten >) nicht hierher 
zu zählen; die aus ihnen entipringenden Renten tragen den Charalter 
eigenartig geftalteter dienſtpragmatiſcher „Penfionen” (vgl. III. 

In Betracht tommen nicht blos die Renten der verlegten Ver- 
fierten felbft, mögen fie mit Voll- oder Teilrente ausgeftattet fein, 
fondern auch die der Witwen und Afzendenten.”) Auch die in den 
neuen Gejegen häufiger auftretenden fakultativen Nenten!®) fallen 
unter das Gefeß, da fie, einmal bewilligt, in Bezug auf Zeitdauer 
und Sicherheit des Bezuges den obligatorifchen völlig gleichſtehen. 
In Bezug auf Ruhen und Entziehung gilt dasfelbe, wie oben bei 
den Invalidenrenten, nur daß bei erfolgter Entziehung hier behörb- 
liche Rüdnahme der Befreiung einzutreten hat.'?) Die mit Kapital 
abgefundene Rente rechtfertigt die Befreiung nicht mehr, da die Ab- 

”) Mot. zu $ 3 Entw. &. 89 (S. 76 Abj. 1) und dazu oben $5 N. 2a. 

”) Weymann Anm. 16 zu $ 6. 

"*) Bol. Rofin im Verwaltungsarchiv IX ©. 305 f. mit Bd. I ©. 259 
litt. a. 

3) $ 12 bezw. 14 des Geſetzes. Dgl. einzelne Landesgeſetze bei G. Meyer, 
Staaisrecht $ 152 Anm. 5. 

") Piloty 8.28; vgl. Bb. 1 $ 7a. 

") So ausbrüdli, die Mot. zu $ 3 Entw. G. 89 (.S. 76 oben). Der jegt 
4.3. $ 17 Gus6) gleichfalls ventenberechtigte Witwer wird fon wegen 
feiner „Grmerböunfähigteit" regelmäßig traft Gejepes verſicherungsfrei fein. 
Kinder und Enkel kommen nicht in Betracht, weil für fie der Rentenbezug mit 
dem zurüdigelegten 15. Lebensjahre endet. 

") Bol. 3.8. $ 8 Abſ. 2 GUBG.: Unfal bei Begehung eines Verbrechens 
ober Vergehens; $ 16 Abſ. 3: Witwenrente, wenn die Ehe erſt nad) dem Unfall 
geichloffen ift. 

m) Bol, oben $ 5 bei N. 34. 
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findung das Rentenrecht und die damit gegebene dauernde Ver— 
sorgung aufhebt.”) 

III. Den Unfalltentnern gleich behandelt?!) werben „Berfonen, 
welchen vom Reiche, von einem Bundesſtaate oder einem Kommunal- 
verbande Penfionen, Wartegelver oder ähnliche. Bezüge im Mindeſt- 
bettage der Imvalidenrente bewilligt find“. Die bier in Betracht 
Iommenben Begriffe deden fi zum Teil mit denjenigen, welche bie 
Ausnahme der öffentlichen Beamten von ber Verſicherungspflicht 
deftimmen,??) weichen aber doch zum Teil auch von ihnen ab. 

1. Die Befreiung ift bewilligt „Perſonen“, melde Pen— 
fionen ufw. beziehen. Daraus ergibt ſich zunächſt negativ, daß ſich 
die Beftimmung nicht: auf penfionierte „Beamte“ beſchränkt, fondern 
auch fonftige Angeftellte und Bedienftete, Militärperfonen, Beamten- 
witwen uf. begreifen fann.2?) Des näheren wird fi ber Kreis 
der betroffenen Perfonen aus der Feſtſtellung des Begriffs ber 
Penfionen ufw. ergeben. 

2. Penfionszahler find Reich, Staat oder Kommunalverband. 
Die Begriffe decken fi mit den zu $ 5 Abſ. 1 IVG. erörterten.?*) 


2°, fibereinftimmend Gebhard-Düttmann Anm. 10 zu 56; Graß mann 
Anm. 8 a. E; Weymann Anm. 15, wo auch auf bie umfaflendere Zulaffung 
der Kapitalabfindung in den neuen Unfallverfiherungsgefegen hingewieſen ift. 

21) Über die nad $ 6 Abſ. 1 mit $ 7 noch weiter in Betradt kommenden 
Lehrer und Erzieher ogl. unten $ 19. 

22) Bel. $ 5 Abſ. 1 IVG. und oben $ 16 II, II. 

2) AR. 91 S. 150 Nr. 34 Abi. 3; AN. 93 S. 164 Nr. 109, zweiter Fall; 
AN. 96 S.430 Abf. 3 Nr. 534; AN. 99 S. 592 Nr. 756 Adi. 3. Diefe Ent: 
ſcheidungen beziehen ſich unmittelbar auf $ 34 Ziff. 2 &. 89 (-- $ 48 Ziff. 2 
38.), eine Beftimmung, bie in „engem ſachlichen Zuſammenhange“ mit $ 4 Abſ.3 
8.89 (.=$6 Abſ. 1 338.) fand. C3 ift aber harakteriftifc, daß die frühere, 
erſt durch Analogie aus $4 Abi. 3 auszubehnende, Faffung des $ 34 Siff. 2: 
„für bie in den $$ 4 und 7 bezeichneten Beamten und Perjonen des Soldaten» 
anbes“ jet in $48 Ziff. 2 in bie folgende: „für die in den $$ 5, 6 A61. 1, $ 7 ber 
zeichneten Perfonen“ umgewandelt worben ift. Vol. ABA. Anl. Ziff. 10 Abf. 1. 

2) ®gl. oben $ 16 II, 1 und II, 1. — Es fommt nur barauf an, daß 
zur Zeit des Befreiungsantrags die Penfion vom Reid, einem deutſchen 
Staate oder Kommunalverbande gezahlt wird, mögen dieſe fie auch erft von 
einem anderen Rechtsfubjelte übernommen haben, fo 3. B. das Reid; vom 
franzöfi gen Stante kraft des Friedensvertrages von 1871 (MR. 92 ©. 116 
Nr. 162), ober ein Staat von einem verftaatlichten Eifenbahn-Unternehmen (AR. 
93 S. 163 Nr. 309; AN. 96 ©. 429 Nr. 534; UN. 99 S. 590 Nr. 754). Daran 
follte durch den Ausbrud „vom Reich uſw. bewilligt find” nichts geänbert 
werden; vgl. unten N. 27. 
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Zweifelhaft gegenüber dem bier ganz beftimmt ſprechenden Wort- 
laut des Gefeges („von“) kann es fein, ob aud hier den „vom“ 
Staate ufw. gezahlten Penfionen diejenigen gleich zu erachten jind, 
welche von bejonderen, aber ausreichend ficheren Penſionskaſſen ent⸗ 
richtet werden.) Man wird dies annehmen können, da fein Grund 
vorliegt, gegenüber ben bereits bemilligten Penfionen ftrengere Bor- 
ausfegungen aufzuftellen, als gegenüber der noch nicht realifierten 
Anwartfhaft.?*) Nur muß man, um die Grenzen diefer Beftim- 
mung gegenüber dem $ 7 bes Gejeges nicht zu verrüden und die 
Parallele zu $ 5 Abf. 1 aufrecht zu erhalten, den durch Analogie 
abzuleitenden Rechtsſatz dahin fallen, daß Penfionen uſw., welde 
auf Grund einer früheren Anftellung2*) bei Reid, Staat oder Ge— 
meinde ober auf Grund eines früheren Dienftverhältniffes zu dieſen 
Verbänden entrichtet werden, auch dann als ausreichend zu er- 
achten find, wenn fie nit von legteren felbft, ſondern von einer 
beſonderen Kaffe gezahlt werden, deren Sicherheit aber durch ihre 

28) Bol. oben $ 16 bei N. 30 ff. — Betreffs der früheren Pragiß ergibt ſich 
die Zerneinung der Frage mittelbar zugleih aus den auf $ 34 Ziff. 2 bes 
zuglichen Entf. (AR. 97 S. 355 Nr. 586, AR. 99 S.591 Nr. 755). Für das 
jebige Recht bejahend RIM, Anl. Ziff, 10 Abf. 1; vgl. aber auch ſchon Entſch. 
württ. LBA. v. 20. Ian. 1899 bei Neger XIX &.453. Dagegen hat AR. 02 
S. 483 Nr. 986 bie Frage wiederum verneint und beöhalb einen Gemeinder 
förfter, welcher auf Grund des elſaß ⸗lothringiſchen Landesgeſetzes v. 17. Zuni 
1900 von ber durch dasſelbe errichteten Kaffe einen Penſionszuſchuß bezog, al 
nicht unter $ 6 Abſ. 1 bezw. $ 48 Abſ. 1 3if. 2 WG. fallend erachtet. Die 
Begründung ftügt fi) allein auf Wortlaut und Entftehungögeichichte des Ge— 
ſebes, „gleidhviel, ob vieleicht nach der Abſicht des Gefjehgebers auch der $ 6 
eine Erweiterung erfahren follte, wie fie für den $ 5 vorgefehen war, und 
aleichviel, ob eine jolde Erweiterung aus fachlichen Gründen gerechtfertigt 
wäre, ober nicht”. Über bie abweichende Anleitung geht die Entſch. ftill« 
ſchweigend hinweg. Ich kann mic, biefer Wortjudifatur, wie fie dog fonft 
vom ABA. nicht geübt wird, nicht anſchließen. Daß das elfaßslothr. ©. v. 
17. Zuni 1900 „auf biefem Wortlaute fußt“, fann für bie Auslegung des 
Reichsgeſetzes ſicher nicht entſcheiden. Neueftend ebenſo AR. 03 ©. 546 oben 
Ar. 1079. 

2%) Dagegen Tann biefer Rechtsſatz (tro der Bemerkung der Mot. in Abſ. 1 
Sag 6 zu $ 4a, S. 249 doch faum aus ber Ginzufügung der „ähnlichen Ber 
zuge“ (vgl. unten R. 32) abgeleitet werben, da ja nad) dem Wortlaut auch biefe 
„vom“ Reich uſw. bewilligt fein müffen. 

200) Sei es des Penfionärs felbft (4. B. Ruhegehalt), ſei es feines Anger 
hörigen (3. B. Witmenpenfion); vgl. analog unten a. €. des Paragraphen. 
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Beziehungen zu dem betreffenden Staate uſw. gemäbrleiftet erſcheint.*d) 
Die Prüfung diefer Sicherheit bildet einen Teil der Unterjuchung, 
welche der über die Befreiung entſcheidenden Behörde obliegt. 

3. Penfionen, Wartegelver und ähnliche Bezüge müfjen min- 
veftens den Betrag von 116 M. erreichen. Entſcheidend ift bier, 
wo bereits bewilligte Bezüge in Frage ftehen, ber tatſächliche Be 
trag, auf den die Bewilligung lautet. Der Ausdrud „bemilligt ift“ 
deckt auch hier die Fälle, in denen auf Grund dienftpragmatiicher 
Vorſchriften z. B. wegen anderweitiger Anftellung des Berechtigten 
die Auszahlung der rechtlich fortlaufenden Bezüge zur Zeit eingeftellt 
ift.2?) Ob die Benfiongberechtigung durch Beitragsentrichtung während 
ver Aftivität oder ohne ſolche erworben wurde, ift gleichgiltig.?*) 
Im einzelnen fommen in Betradht: 

a) Penfionen d. h. Ruhegehälter von dienftunfähig gewordenen 
Militärperfonen,@*) Beamten, fonftigen Angeftellten und Bedienfteten, 
einſchließlich derjenigen, welche nad) dienſtpragmatiſchen Vorſchriften 
im bejonderen Falle eines Betriebsunfalls entrichtet merben.2?) 
Ebenſo wie bei der Unfallvente gehören aber hierher die gleichfalls 
häufig als Penfionen bezeichneten Bezüge der Witwen) ober 
Afzendenten, mag immerhin bei den leßteren der Bezug von der 
Fortdauer der Bebürftigfeit abhängen.?!) Dagegen werden Waifen- 
tenten, welche hier vielfady über das 16. Lebensjahr hinaus z. 8. 


206) Handelt es fi um fruhere Anſtellungs- ober Dienftverhältnifie bei 
anderen Berbänden, fo tommt eventuell $ 7 zur Anmenbung. Da die Beamten 
der Reichsbank nad) $ 28 des RG. v. 14. März 1875 „die Rechte und Pflichten 
der Reichsbeamten haben“, jo wird auf ihre, non ber Reichsbank getragenen 
Penſionen $ 6 Abſ. 1 unmittelbar und nicht bloß $7 zur Anwendung kommen. 
DIgl. für das frühere Recht die Anführungen bei Gebhard, Verſicherte Per 
{onen, ©. 142 3iff. 4. 

27) Bol. die oben R.8 citierten Mot. 

*) AN. 99 S. 593 Abſ. 3 Nr. 756 und bie bort citierten Enlſch. 

#0) Einſchließlich Kriegszulage, Zulage für Nichtbenugung des Civil: 
verſorgungsſcheines uſw. (AN. 97 ©. 354 Nr. 585). Die Entideidung gilt 
enalog auch für die Zufhüffe zu Militärpenfionen und für die Alterszulagen im 
Sinne des $ 19 dem. 10 R®. v. 31. Mai 1901 (AN. 03 S. 543 Nr. 1078, 
AN. 04 S. 360 Rr. 1117. 

#) Bol. oben bei N. 15, 16. 

3) ABA, Anl. ZHf. 10 Abſ. 2; vgl. aud Mainzer Ziſcht. IX S. 97. 

3) Bgl. 3.8. $2 litt. b des Beamten-Unf.G. v. 1901 ſowie v. Stengel, 
Wörterbud) des deutſchen Bermaltungärehts Art. „Witwen und Woqen 
penfionen" $ 8 Wbf.2 und $ 17. Dazu analog 3.8. $ 18 GUS®. 
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bis zum vollendeten 18. gezahlt werben, doch nicht unter das Geſetz 
zu ftellen fein, da fie von vornherein wegen ihres beftimmten End- 
termins nicht als dauernde Bezitge bemilligt find.3te) 

b) Wartegelder find die Bezüge, welche die in einftweiligen 
Ruheſtand verjegten (zur Dispofition geftellten) Beamten ufw. er- 
halten. Obgleich fie ihrem Begriffe nah fih auf einen als vor- 
übergehend gedachten Zuftand beziehen, jo erklärt fi doch ihre 
Gleichftellung mit den bleibenden Auhegehältern dadurch, daß als 
Beendigungsarten des einftweiligen Nuheftandes weſentlich die Ver- 
jegımg in den enbgiltigen Ruheſtand ober das Wiebereinrüden in 
eine aftive, mit ber zulegt befleideten gleich hoch dotierte und pen- 
ſionsberechtigende, Stelle in den Vordergrund treten. 

e) Die „ähnlichen Bezüge” find im neuen Gefege nach der 
Erklärung der Motive?) hinzugefügt worden, um aud, über die 
bisherige Praris des ABA. hinaus, folde Bezüge zu deden, welche 
nicht, wie Penfionen und Wartegelder, auf einem Rechtsanſpruche 
beruhen, aber doch „tatſächlich in ihrer Fortdauer ſoweit gefichert 
find, daß dem Empfänger ohne Gefährbung feiner Intereffen die 
Befugnis gegeben werben kann, nach feiner Wahl” und nad 
Prüfung dur die Verwaltungsbehörde „aus dem Pflichtverhältnis” 
der Verfiherung auszuſcheiden. Wann dies der Fall ift, und ba- 
nad, worauf abzuftellen ift, eine tatſächliche und wefentliche Gleich- 
wertigfeit mit einer Penfion vorliegt, hängt von der Prüfung der 
einzelnen, dienftpragmatifch höchft verſchiedenen Bezüge ab.) Im 
allgemeinen wird es feinem Bedenken unterliegen, Bezüge ohne 
Rechtsanſpruch als penfionsähnlih auch dann zu behandeln, wenn 

318) Für die Einbeziehung der Waifenpenfionen Weymann Anm. 7 zu $ 6. 

22) Mot. Abſ. 1 zu $ 4a, 5.248. — Es iſt erflärlid, daß man de, mo ed 
fich um bereit bemilligte Bezüge handelt, bei deren Entziefung bie Befreiung 
von Amts wegen wieder zurüdzunehmen ift, eher von bem Erforberniß recht⸗ 
licher Sicherung abfehen fonnte, ais da, mo es fid bei noch altiven Beamten 
5 Abi. 1) um die gefeglige Ausſchließung von ber Verſicherungspflicht 
handelt. Cin Rüdihluß von $ 6 Abf. 1 auf $ 5 Abſ. 1 ift daher unzuläffig; 
Sgl. oben $ 16.0. 24. 

=) ine Erläuterung In den Zufägen zum Reichshaushaltsetat, daß bie 
aus einer gewiſſen Pofition „gezahlten laufenden Unterftügungen nicht penfions- 
ahnliche Bezüge im Sinne (des $ 48) des JVG. fein“ präjubigiert nad) der 
Rehtönatur bed Etats, die Rechte Dritter unberührt läßt, biefer Prüfung nicht 
AR. 03 ©. 544 Rr. 1079). 
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ihre Fortgewährung von einer pflihtmäßigen Prüfung der Ber 
bürftigfeit?®) feitens der Oberbehörbe abhängig gemacht ift; dagegen 
foheint mir) Die Grenze überſchritten zu fein, wenn nicht bloß die 
Bebürftigkeit, fondern aud die Würdigfeit zur Vorausfegung der 
Leiftung gemacht und das Urteil über den Wegfall derſelben ohne 
nähere Subftantiierung in das freie Ermeſſen der Vermaltungs- 
behörben geftellt ift.”°) Bezüge, welche von vornherein nur auf be— 
ftimmte, kurze Zeit gewährt werben, fünnen jedenfalls als penfions- 
ähnliche nicht erachtet werben.) 

In jedem Falle geht aus den Motiven hervor, daß es fih um 
penſionsähnliche d. h. um folde Bezüge handeln muß, welche aus 
den Beſonderheiten eines ftaatlihen ober kommunalen Dienft- 
verhältnifjes hervorgehen. Unberührt bleibt daher der zutreffende 
Standpunkt des RVA., nad welchem Haftpflichtrenten, aud wenn 
fie von Staat oder Gemeinde gefhuldet werben, nicht zu den be 
freienden Bezügen zu rechnen find.) Denn das Reichahaftpflicht- 


3) Bgl. dazu analog oben N. 17 mit 31. 

%#) Anders Gebharb-Düttmann ©. *74 litt. ba. E. Allein die Be: 
rufung auf G. Meyer, Staatsrecht $ 152 a. E., reicht zum Beweiſe bafür, 
daß auch bei Penfionen und Wartegeldern „in der Regel die Möglichkeit der 
Entziehung bei Unwürdigkeit gegeben ift“, nicht aus, weil nad) den dortigen 
Anführungen (ogl. auch d. Stengel Art. „Penfion* $ 27 litt. b und „Did 
diplin“ $ 18) eine Entziefung des Penfionsanfprugs nur unter den Voraus 
fegungen und in den Formen des Disziplinarverfahrens zuläffig ift. 

=) Danach dürfte wohl die Eniſch. AR. 91 S. 153 Nr. 40 (Gnaden- 
unterftügung gemäß der Kab.-Orbre v. 22. Juli 1884) aud nad neuem Recht 
in verneinendem Sinne aufrecht zu erhalten fein. Entſprechend ift in AN. 03 
©. 542 Nr. 1077 die einem bienftunfähig gemorbenen Beamten der Militärs 
verwaltung aus dem Kaiſerl. Dispofitionsfonds bis auf meiteres bemilligte 
Unterftügung nicht al penfionsäßnlicher Bezug erachtet worden. Auf gleichem 
Boben fteht aud AN. 03 ©. 546 Abf. 2 Nr. 1079 und AN. 04 ©. 358 Nr. 1116. 
In AN. 99 S. 590 Nr. 754 Abf. 2 ift dagegen bereits nad) früherem Recht der 
Wegfall der Penfion bei Verurteilung zu Zuchthaus oder zum Derluft der 
burgerlichen Ehrenrechte (vgl. aud) die cit. Entſch. Rr. 1079) als einflußlos er- 
achtet worben. Dgl. dazu Anl. Ziff. 10 Abſ. 1a. E. Über württemb. Gratialien 
ſ. Erlaß LYA. v. 4. Sept. 1891 (Reger XI S. 408), ſowie oben $ 16 0.23. 

32) AR 01 ©. 612 Nr. 929: Unterfiügung aus einem Fonds für ausge 
ſchiedene Elementarlehrer, welcher ben Regierungen ſeitens des Unterrichis- 
miniſteriums jeweils auf drei Jahre zur Verfügung geftellt wird 

”) Ebenſo Anl. Ziff. 10 Abf. 3 und Weymann Anm. 13 zu $ 6; dagegen. 
Gebhard-Düttmann ©. *73 a. E. 
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geſetz v. 7. Juni 1871 fteht noch ganz auf dem Boden eines, wenn 
auch modifizierten Schabenerfagrehts und gehört damit dem all- 
gemeinen Privatreht an. Würde man weiter gehen, fo würde man 
dazu gedrängt werben, auch jede fonftige Rente wegen Tötung ober 
Körperverlegung, welche politiiche Verbände auf der Grundlage ber 
Haftung für ihre Organe”) zahlen müſſen, als ausreichend zu er— 
achten. 


IV. Ebenfo wie in $ 5 Abf.2 „Beamte der Verficherungs- 
anftalten und zugelaffenen bejonderen Kaſſeneinrichtungen“ unter der 
Vorausfegung der Penfionsberedhtigung den ftaatlichen ufw. Beamten 
(Abf. 1) gleichgeftellt find,?*) fo find auch in $ 6 Abf. 1 den politi- 
ſchen Verbänden in demfelben Sage jene Verfiherungsinftitute an 
die Seite gefeßt. Unzweifelhaft ift danad, daß Beamte und Be- 
dienftete der legteren und ihre Angehörigen, insbefondere Witwen, 
den Staatspenfionären uſw. gleich zu behandeln find. Dagegen ift 
es höchft zweifelhaft, ob hier unter den „Perſonen, welche von einer 
zugelaffenen befonderen Kafjeneinrihtung Penfionen oder ähnliche 
Bezüge” erhalten, auch diejenigen mit zu begreifen find, welchen auf 
Grund der Verfiherung bei ber Kaſſeneinrichtung, aber unter 
anderen, als ben reichsgeſetzlichen Vorausſetzungen, insbejondere 
wegen bloßer Berufsinvalibität Renten bewilligt worden find.) 
Der umfafjende Ausdruck „Perſonen“ würde dafür angeführt werden 
fönnen, und ber Ausdruck „Penfionen”*) nicht dagegen ſprechen. 

=) $ 89 mit 31, 831 und 43 BGB. 

=) Bgl. oben $ 17 II. 

) Bejahend Gebharb: Düttmann Anm. 7 zu $ 6, obgleich fie aner- 
lennen, daß der Gefeßgeber nur an Beamten ber Kaflen gebacht habe, Wey⸗ 
mann Anm. 10, auch Graß mann Ann. 5 Abf.2. Dagegen übereinftimmend 
mit dem Text AR. 02 ©. 487 a. €. Nr. 987. Die Streitfrage Hat nicht 
"für alle zugelaffenen Kaſſeneinrichtungen praktiſche Bedeutung, da von ben 
bisher beftehenden die Norddeutſche Knappſchaftspenſionskaſſe nur reichsrechtliche 
Renten bewilligt und die nad $ 8 IVG. zugelaſſenen Penſionskaſſen ber ver⸗ 
ſchiedenen Eifenbahnvermaltungen, da fie fi an ſtaatliche Betriebe angliedern 
und ihre Mitglieder ſtaatliche Bebienftete find, nad) R. 26 zu beurteilen fein 
werben. — Keinesfalls Tann man Gebharb-Düttmann a. a. D. beiftimmen, 
wenn fie auch bie Zuſchußkaſſen des $ 52 menigftens bedingt hierher ftellen 
wollen; bei ihmen kann nur eventuell ber Geſichtspunkt von N. 26 zutreffen. 

4%) „Penſionskaſſen“; vgl. die vorige Note. 

Rofin, Recht ber Arbeiterverfiherung. Band II. 11 
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Wohl aber fpricht entſchieden dagegen der ganze engere*') und 
weitere *?) Zufammenhang, in welchem die Beftimmung über die 
Kaſſeneinrichtungen mit dem fonftigen Inhalt von $ 6 Abf. 1 fteht, 
ferner die Parallele zu $ 5 Abſ. 2, melde durch die Motive be- 
ſonders beftätigt wirb*), und ebenfo die mit $ 7 a. €, welcher 
gleichfalls nur die aus „früherer Anftellung“ fi ergebenden Pen- 
fionsverhältniffe ins Auge faht. 

V. Die letztgedachte Beftimmung des $ 7 ift durch das neue Geſetz 
hinzugefügt und war dem bisherigen Rechte fremd.*e) Ebenſo wie der 
Bundesrat nad dem erften Teile) von $ 7, über die Grenzen 
von $ 5 Abſ. 1 und 2 hinaus, penſionsberechtigte Beamte anderer 
Verbände und Körperſchaften ummittelbar von der Verfiherungs- 
pflicht ausfchließen kann, fo darf er nach dem zweiten Teile von $ 7 
die Gleihftelung anderer Verbände mit Staat, Gemeinde, Berfiche- 
rungsanftalten und Kaffeneinrichtungen auch in dem Sinne aus- 
fprechen, daß „Perſonen, welchen auf Grund früherer Anftellung 
bei ſolchen anderen Verbänden oder Körperfchaften Penfionen, Warte- 
gelver oder ähnliche Bezüge in dem genannten Minbeftbetrage ber 
Invalidenrente bewilligt find”, nah $ 6 Abſ. 1 von der Verfiche- 
rungspflicht befreit zu werben verlangen bürfen. 

Der Umfang diefer Ermächtigung des Bunbesrats ergibt fi 
hiernach aus den bereits erörterten Begriffen. Die Verbände ober 
Korperſchaften, denen die Gleihftellung im Sinne von $ 6 Abf. 1 
zu Teil werben darf, find zunächſt diefelben, denen auch die Gleich- 
ftellung mit Staat, Gemeinde ufm. im Sinne von $5 Abi. 1 
(bezw. 2) bewilligt werben darf. Dadurch ift dem Bundesrat jebt 
die Möglichkeit gegeben, in bemjelben Beichluffe gewiſſe Verbände 
zugleich nah $5 Abſ. 1 und 2 und nah $ 6 Abf.1 zu behandeln, 

4) Die Raffeneinritungen ftehen zunädft durch das Worichen „oder“ mit 
den Berfiherungsenftalten in Verbindung. Die Rentenempfänger ber Iegteren 
aber find hier jedenfalls nicht mit inbegriffen, da bie Invalidenrentner unter 
$ 5 Abf. 3 fallen und die Altersrentner mittelbar (vgl. oben N. 2), aber be— 
fonber3 in $ 6 bj. 1 behandelt find. 

) Bel. die obigen Grörterungen über bie Penfionäre von Staat und Ge: 
meinbe, ferner bie „frühere Beihäftigung“ der Lehrer und Erzteher. 

) Mot. Abſ. 1 Sag 1 zu $ 4a (6. 248). 

0) Der $4 Abſ. 3 G. 89 war nit wie Abſ. 1 in $ 7 ®. 89 citiert. Del. 
Gebh ard, Berfiherte Perfonen S. 143 Anm. 45 Abſ. 2. 

4) Über dieſe Gliederung von $ 7 ngl. oben $ 17°. 7. 
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derart, daß die penſionsberechtigten Beamten“) dieſer Verbände 
während der Aktivität nad) $ 5 Abf. 1 von der Verfiherungapflicht 
kraft Gefeges ausgenommen find, dagegen Penfionsempfänger kraft 
früherer Anftellung bei denfelben Verbänden ben Befreiungsanſpruch 
befigen. Tetfählih hat auch der Bundesrat in weitem Umfange 
diefen Weg eingeſchlagen.“) Cr wäre auch jegt in ber Lage, den— 
jenigen Verbänden, welden er auf Grund des früheren Rechts bie 
Gleichſtellung im Sinne von $ 5 Abſ. 1 (früher $ 4 Abf. 1) be— 
willigt hat,*°) von jet ab diefelbe auch im Sinne von $ 6 Abf. 1 
(früher $ 4 Abſ. 3) zu bemilligen. Solange er dies indeſſen nicht 
ausdrüdlich getan hat, ift es nicht möglich, die früheren Beſchlüſſe 
im Sinne der neueren, beide Richtungen der Gfleichftellung um— 
faſſenden, auszulegen. 

Die Worte: „Perfonen, welchen auf Grund früherer Anftellung 
Penſionen bewilligt find” könnten den Gedanken nahe legen, daß 
bier nur Perfonen, welche auf Grund ihrer eigenen früheren An- 
ftellung Penfionen uſw. beziehen, alfo nur die penfionierten An- 
geſtellten jelbft, nicht aber deren Witwen uſw. einbegriffen fein follen. 
Doh wird der Parallelismus mit $ 5 Abſ. 1 dazu führen, die 


a) Es bleibt alfo ber Unterichieb beftehen, daß die Bleichftellung der Ber- 
Hände in Bezug auf $ 5 Abf. 1 nur für Die „Veamten* derfelben (vgl. oben 
$ 17, 11, 2), dagegen die Gleichſtellung in Bezug auf $ 6 Abſ. 1 in weiterem 
Umfange für penfionsempfangenbe „Perfonen* Wirkung außüben fann. Ders 
jelbe wird durch den Wortlaut von $ 7 ausbrüdlich beftätigt. Allerdings bleibt 
es dem Bunbeörat überlaffen, bie Wirkung feines Beſchluſſes aus $ 6 Mb. 1, 
$ 7 auf gewiffe in Betracht fommenbe „Perfonen” zu befhränten; vgl. dazu 
oben $ 17 bei R. 11 und bie folgende Rote. 

4) Bon den oben $ 17 R. 13 citierten Beichlüffen lauten die im Centr Bl. 
00 8.40, 312 und 01 &. 1 und 55 (vgl. auch ©. 6), fomie in AN. 02 S. 384 
Siff. 2, 04 ©.351 und Centr. Bi. 03 ©. 63 publizierten dahin, baf auf bie bort ger 
nannten und näher bezeichneten „Beamten“ gemifler Verbände „die Beftimmungen 
des 55 Abſ.1 und des $ 6 Abf. 1 anzumenben feien“, während ber Beichluß 
Gentr.Bl. 01 &. 37 und AR. 02 ©. 384 Ziff. 1 nur die Anwendung bed $ 5 
A6f. I beftimmt. Für die erftgebaditen Veſchlaffe bleibt aber im Hinblick auf 
Das N. 448 Bemerkte die Frage offen, ob, was die Anwendung des $ 6 Abf. 1 
betrifft, nur bie Penfionen (Rubegehälter) ber bezeichneten Beamten ſelbſt, oder 
auch die Witwenpenfionen (— bie Penftonen der nicht beamteten Angeftellten 
und deren Angehörigen werben nad) bem beftimmten Wortlaut jedenfalls außer 
Betracht bleiben müflen —) von der Gleichſiellung betroffen fein follen. Man 
wird bie Frage im Sinne bed Bundesrat? wohl bejahen dürfen. 

*) Bgl. oben $ 17°. 12. 

11% 
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„frühere Anftellung” im weiteren Stume auch auf diejenigen Per- 
fonen zu beziehen, auß deren Dienftverhältnis der Penſionsanſpruch 
ihrer Angehörigen fih ableitet. 


819. Lehrer nnd Erzieher. 

I. „Lehrer und Erzieher” werden in $ 1 3iff.2, ſowie in $ 14 
Ziff. 1 beſonders hervorgehoben. Danach unterftehen fie der geſetz⸗ 
lichen Verſicherungspflicht, „ſofern fie Lohn oder Gehalt beziehen, 
ihr regelmäßiger Jahresarbeitsverdienft aber 2000 M. nicht über- 
fteigt”. Iſt legteres der Fall, jo haben fie das Recht der Selbft- 
verfiherung, wenn doch ihr Lohn ober Gehalt nicht über 3000 M. 
hinausgeht.') Sie gehören alſo ſowohl hinſichtlich der Verſiche- 
rungspflicht, wie aud) der Selbftverfiherung der Stufe der Betriebs- 
beamten an. 

1. Die befondere Hervorhebung ber Lehrer und Erzieher bringt 
eine bedeutfame Erweiterung des Kreiſes ber Verficherten gegenüber 
dem früheren Rechte zum Ausdrud. Nah dieſem wurde nämlich 
mangels einer befonderen Ausnahmebeftimmung bie menfchen- 
bilbnerifche Tätigkeit des Lehrers und Erziehers als eine ihrer Art 
nad immaterielle aufgefaßt und danach aus dem Kreife der verfiche- 
rungspflichtigen Lohnarbeit begriffsmäßig ausgeſchieden.“) Diefer in 
gewiſſem Sinne ideale Geſichtspunkt foll gegenüber der Not des 
Lebens, welche bie beteiligten Kreife an maßgebender Stelle wieber- 
holt zum Ausdruck gebracht haben,?) unter der Herrichaft des neuen 
Geſetzes zurüdtreten. Dasfelbe verſchiebt alſo an einem bebeutfamen 
Punkte die Grenzen der fonft für die Verfiherungspfliht in ihrer 
Abftufung maßgebenden Berufsfreife,t) indem es einen Teil ber 

. immateriellen Funktionäre verfiherungsrehtlih eine Stufe herab- 
fteigen und ſich der Stufe der Betriebsbeamten einteihen läßt. 
Diefer Zufemmenhang ergibt aber zugleich, daß mit der Bezeichnung 
„Lehrer und Erzieher" gerade jene menfchenbildneriihe und daher 

. big jegt als immateriell behandelte, erziehende und unterrichtende 
Tätigkeit getroffen werben follte, nicht dagegen unterſchiedslos jede, 


Y) Bol. in Betreff der Lohnhöhe oben $ 8 II, 2. 

) AN. 91 S. 171 Nr. 65, AN. 93 S. 100 Ar. 251; vgl. oben $7 II, Ib. 
3) Mot. zu $ 1, S. 240 vorlegter Abfay. 

+) Vgl. oben $ 14 N. 3. 
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durch welche irgend eine Kenntnis oder Fertigkeit im Wege der 
Unterweifung anderen Perfonen mitgeteilt wird.’) Der Handwerks⸗ 
meifter oder Kaufmann wird durch feinen „Lehrling“ noch nicht 
zum Lehrer,) und ebenfomwenig begründet die Unterweifung „in 
allerhand körperlichen und mechanischen Fertigkeiten”, z. B. die ge- 
werbliche Erteilung von Tanz, Tum- und Schwimmunterricht die 
begriffsmäßige Zugehörigkeit zum Lehrerftande..*) Indem Iegtere 
im mejentlihen ala maßgebend erachtet wird, gehören, wie das 
NLA. völlig zutreffend ausgeführt hat, zu den Lehrern und Er- 
ziehern prinzipiell nur diejenigen, welche fi ber „Erteilung eines 
der geiftigen Entwidlung auf dem Gebiete der Wiffenfchaften?) und 
ſchönen Künfte dienenden Unterrichts ſowie einer auf Bildung des 
Charakters und des Gemüts gerichteten Erziehertätigkeit“ gemibmet 
haben. Der Unterricht in den angeführten körperlichen Übungen 
und Fertigfeiten wird dagegen nur infomeit von ber Gefegesbeftim- 
mung ergriffen, als er fi) dem Erziehungszweck ein- und unter- 
ordnet, insbefondere in den Lehrplan einer Erziehungsanftalt auf- 
genommen ift.°) Bmeifelhaft hinfichtlich ihres menſchenbildneriſchen 

®) Die hier maßgebenden Geſichtspunkte find durd die Anl. RVA. Ziff. 24 
in vortreffliher Weife entwidelt worden. 

%) Graßmann Anm. 13 zu $ 1, Schlußabſatz. 

*) Dit Recht weiſen Grakmann a. a.D. und die Anl. Ziff. 24 Abſ.2 
auf die Behandlung Hin, welche Tanz-, Zurn: und Schwimmunterricht in $ 35 
RGewO. als Gewerbe erfahren haben. Ihm gleich ftelt bie Anl. „den als 
Gewerbe betriebenen Reit, Fecht- Radfahrunterricht und Hänlies“, „ferner 
aber aud den von einer Schneiberin ober einem Zraiteur erteilten Schneiber: 
ober Kochunterricht und dgl. mehr“. Perſonen, welde fid) einem rein gemerb- 
lichen (vgl. unten N. 8) Unterricht widmen, find entweder ala jelbftändige Ger 
mwerbetreibenbe prinzipiell verficherungäftei, oder ala Behilfen oder Angeftelte 
folger (3.8. Schwimmlehrer einer Badeanftalt) verfiherungäpflichtig. Dgl. Anl. 
Ziff. 24 Abſ. 3. 

*) Unter ihnen find auch die techniſchen Wiffenfpaften mit inbegriffen; vgl. 
bie in Anl. Ziff. 24 Abſ. 5 angeführten Techniten, Handelsſchulen, Baugemert- 
und Ackerbauſchulen, Milittärpädagogien uſw. 

%) Anl, Ziff. 24 Abſ. 1 mit 2. Nach früherem Rechte find, den gelamten 
obigen Ausführungen entfprehend, als Erzieher ober Lehrer für verfigerungs- 
frei 3. B. erflärt worden: Lehrer ber jübifchen Religion und hebräifhen Sprad: 
lehre (UN. 93 S. 100 Nr. 251), die Vorfteherin eines Mutterhaufes für Klein- 
finberleprerinnen (AR. 98 ©. 267 Nr. 634), ber Lehrer In ber Werkftätten-Abs 
teilung ber mit einer Kgl. Kreisrealſchule verbundenen öffentlichen Fachſchule 
für mechaniſche und chemiſche Technik (AN. 97 S.271 Nr. 549), bie Handarbeits⸗ 
lehrerin an einer ftäbtifhen Mädchenſchule (AR. 91 S. 171 Nr. 65). 
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Charakters Tann die unterweifende Tätigkeit fein, welche an Anftalten 
für ganz Eleine, noch nicht ſchulpflichtige, ſchwachſinnige und zurüd- 
gebliebene, epileptiihe und dergl. Kinder ausgeübt wird. Das 
RBA. hat unter der Herrichaft des ©. 89 diefe Zweifel zu Gunften 
der Verfiherungspfliht, alfo umter Verneinung einer immateriellen 
Lehrtätigkeit, gelöft,?) jegt aber, nachdem diefes Entſcheidungsmoment 
weggefallen ift, bereits eine Zuweifung aud folder Perfonen zur 
Klaſſe der Lehrer und Erzieher in Ausficht geftellt.'%) 

2. Gleichgiltig für die Verſicherungspflicht und die Selbjtver- 
fiherung ber Lehrer und Erzieher") ift die Form, im welcher jie 
fh ihrem Berufe widmen. Hiernach find insbefondere die drei 
Klafjen der Lehrer an Schulen und Anftalten, der in das Haus 
aufgenommenen fog. Hauslehrer, Erzieherinnen '?) ufw. und der ſog. 
Stundenlehrer, welde für wechſelnde Auftraggeber einzelne Lehr- 
ftunden erteilen, zu unterſcheiden, aber in Bezug auf ihre verliche- 
rungsrechtliche Stellung gleich zu behandeln. Namentlih ift die 
Einbeziehung der ſog. Stundenlehrer, und zwar gleichviel, ob jie die 
Lektionen im Haufe der Schüler ober in der eigenen Behauſung er- 
teilen, in den Motiven ausdrüdlich hervorgehoben '?) und in den 
geſetzgeberiſchen Verhandlungen ſtillſchweigend angenommen worden. 
Es liegt darin aber zugleich in gewiſſem Umfange eine fernere Ver— 
ſchiebung der Grenzen zwiſchen den einzelnen verſicherungsrechtlich 
bedeutſamen Berufaftufen *) inſofern, als derartige Stundenlehrer, 
namentlich wenn fie im eigenen Haufe unterrichten, vielfach über- 


AN. 91 ©. 171 Nr. 66: Leiterin einer Vereinskinderbewahranſtalt für 
Kinder von 21,—6 Jahren; AR. 92 S. 22 Nr. 106: Hausvater eines Rettungdr 
hauſes, beffen Tätigfeit ſich auf ſchwachſinnige und zurüdgebliebene Kinder 
erftredt; AU. 95 S. 286 Nr. 473: Lehrerin an einer Privatanftalt für epileptiſche 
Kinder. 

») Anl. Ziff. 24 Abſ. 5 a. E. (bie Berüdfichtigung des einzelnen Falles 
bleibt vorbehalten). Bebeutfam Tann bie Unterfdeibung zwiſchen Lehrern und 
Erziehern einerſeits und Gehilfen oder Angeftellten anbrerfeit® aud gemäß 
$34 Abſ. 2 a. €. für die Einreifung in die Lohnklaffe werden. 

1) Weibliche Perjonen find immer mit inbegriffen. 

=) Vonnen, NKindergärtnerinnen, Kinberpflegerinnen u. bgl., melde ihre 
Haupttätigkeit in korperlicher Wartung finden, werben nicht unter bie Kategorie 
der Lehrer und Erzieher fallen, aber, je nad) Lage des Falles, ald Dienftboten, 
Sehilfinnen, Angeftellte verfiherungapfligtig fein. 

" Mot. zu $ 1, ©.241 Abſ. 1. 

") Bol. oben $ 14 N. 1. 





8 19. Lehrer und Erzieher. 167 


haupt nicht mehr als wirtſchaftlich unfelbftändige Perſonen ſich dar- 
ftelen werben,'5) während fie doch verſicherungsrechtlichio) unbedingt 
als ſolche behandelt werben follen. Über ven Kreis der fog. 
Stundenlehrer geht aber dieſe Ausſchaltung des Unterſchiedes zwiſchen 
unfelbftändiger und felbftändiger Beſchäftigung nicht hinaus, fo daß 
namentlih Unternehmer von Privat, Schul und Erziehungs- 
anftalten als ſolche verfiherungsfrei bleiben.'?) 

U. In gewiffem Umfange ift aber die Tätigkeit des Lehrers 
ober Erziehers, troß des Vorliegens der allgemeinen VBorausfegungen, 
von Verficherungspfliht und Selbftverfiherung kraft Gejeges, fei es 
unmittelbar, fei es durch Vermittlung eines Bundesratsbeſchluſſes 
ausgeſchloſſen. 

1. Nach $ 5 Abſ. 3 „unterliegen der Verſicherungspflicht nicht 
BVerfonen, melde Unterricht gegen Entgelt erteilen, fofern dies 
während ihrer wiſſenſchaftlichen Ausbildung für ihren zufünftigen 
Lebensberuf geſchieht“. Die Beftimmung ftammt aus der Kom- 
miffion '?) und ift „insbejondere'®*) auf Studenten berechnet, welche 
während ihres Studiums letteres zu ermöglichen ſuchen“. Ste trifft 
jede entgeltlihe Unterrihtserteilung, mag es fih um Schule, 
Haus- oder Stumdenlehrer handeln. Diejelbe muß aber ftattfinden 
„während der wiſſenſchaftlichen Ausbildung des Lehrers für feinen 
zufünftigen Lebensberuf‘. Daß dieſer Lebensberuf felbft der eines 
Lehrers fein fol, wird nicht erfordert: auch Studenten der Medizin 
ober Theologie, welche Stunden geben, find verjiherungsfrei. 
Ebenfowenig ift im Geſetz der Gedanke des Kommiſſionsberichts 
zum Ausdruck gelommen, daß die Unterritserteilung zur Er— 
möglihung des Studiums erfolge. Will fih ein bemittelter 
Student durch Stundengeben nebenbei ein Tafchengelb verdienen, fo 
wird er auch dadurch nicht verjiherungspflichtig.. Da die Unter 
tichtserteilung „während“ der wiſſenſchaftlichen Ausbildung, „mithin 
neben ihr '%) erfolgen muß, fo wird Verfiherungspflict eintreten, 


") Bgl. oben $ 6, namentlich Ziff. 3 und 4. 

*) So auch in Bezug auf die Heranziehung ihrer Auftraggeber als Arbeit: 
geber zur Durchführung der Berficherung. 

1) RBSA. Anl. Ziff. 24 Abſ. 5. 

16) Komm.Ber. zu $4 ©. 21. 

"88) Aber nicht ausfhlieglih (Grundfägl. Entſch. RIA. v. 2. Juli 1901, 
Mainzer Ztſchr. Bd. 12 S. 20 Nr. 917 b). 

”) AR. 00 ©. 835 Nr. 854 Ab. 2. 
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wenn ein Student fein Studium unterbricht und etwa außerhalb 
der Univerfitätsftabt auf einem Gute ein Jahr hindurch als Haus- 
lehrer fungiert. Die „wiffenfchaftliche Ausbildung” fteht im Gegen- 
fat zu der nad Beendigung derjelben?‘) etwa noch eintretenden 
praftifhen Worbereitungszeit: ein Referendar, welcher Gymnafiaften 
Nachhilfeſtunden gibt, würde verfiherungspflictig fein,?') ſoweit nicht 
etwa ber Bundesratsbeſchluß über „vorübergehende Beſchäftigungen“ 
v. 27. Dez. 1899 Ziff. 1 litt. b eingreift. Daß auch Studenten auf 
techniſchen Hochſchulen unter die Beftimmung fallen, ſcheint außer 
Zweifel; bedenklicher ift fchon, ob man mit Piloty?2) der „millen- 
ſchaftlichen“ auch die Fünftleriihe Ausbildung gleich zu ftellen hat, 
derart, daß auch Schüler einer Mufil- oder Kunftfchule verficherungs- 
frei bleiben, wenn fie neben ihrem Stubium z. B. Klavier oder 
Malunterriht erteilen. Ich bin geneigt, dieſe fehr nahe liegende 
Analogie ebenfo zu afzeptieren,@®) wie ich andererjeitd die Aus— 
dehnung der Beftimmung auf ftundengebende Schüler 5. B. Gym- 
nafiaften der höheren Klaffen gegen Weymann??) für unbedenk- 
lic) halte. 

2. Gleihfals unmittelbar kraft Gefeges find nah $ 5 Ab. 1 
verficherungsfrei: „Lehrer und Erzieher an öffentlichen Schulen oder 
Anftalten” unter denfelben Vorausfegungen, unter denen Staats- 
beamten ufw. die Verfiherungsfreiheit konzediert ift.**) Daß dieſe 


20) Lehrer, die zwiſchen der Ablegung der erforderlihen Prüfungen und 
ihrer Verwendung im öffentlien Schulbienft an einer Privatanftalt (vgl. unten 
N. 24) Unterridt erteilen, find verfiherungäpfligtig; vgl. das in vor. N. 
eitierte Erf. — Dagegen fann unter Umftänden Berfiherungdfreiheit bei einer 
Beſchaftigung als Lehrer während der erften und zweiten theologifchen Prifung 
vorliegen. So bie, wie eö fcheint, etwas weitgehende in N. 18. citierte Entich. 

31) Bol. die Erörterungen bei Weymann Anm. 16 zu $5. 

2) &.23 zu Abi. II. 

>28) Gin Fall diefer Art kann vieleicht in AR. 02 ©. 388 Nr. 964 gefunden 
werben, welder vom RIA., allerdings nicht auf Grund ber Erwägungen beö 
Zextes, ſondern des Bundesratsbeſchluſſes v. 27. Dez. 1899 zu Gunften ber Ber- 
ficherungsfreißeit entſchieden wird. 

2) Anm. 17 zu $ 5; mit dem Terxt übereinftimmend Seelmann in ArbV. 02 
©. 533. 

2%) Vgl. oben $ 16 II, 3. Über die Vorausfegung ber Beihäftigung 
lediglich zur Ausbildung für ihren zufünftigen Beruf“ vgl. die $ 16 N. 20a 
citierte Entf. Der Abf. 3 derſelben Entſcheidung erflärt biefe Borausfegung 
für zutreffend auf Hilfslehrer an ben Voltsſchulen vor Ablegung der zweiten 
Lehrerprüfung. 
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Lehrer und Erzieher jelbft den Charakter von Staatö- und Ge- 
meindebeamten befigen, wirb nicht erfordert: ein Elementarlehrer 
einer preußiihen Schulfozietät, welcher als bloß mittelbarer Staats- 
beamter nicht in die Klaſſe der nah $ 5 Abf. 1 erimierten Stants- 
beamten gehören würbe,2°) ift doch als Lehrer an öffentlicher Schule 
verſicherungsfrei. Welde Schulen oder Erziehungsanftalten öffent 
liche oder im Gegenfag zu ihnen Privatſchulen ufw. find, beftimmt 
fi) nad) dem Verwaltungsrecht der einzelnen Staaten; im allgemeinen 
werden biejenigen Schulen und Anftalten als öffentliche zu gelten 
haben, welche vom Staate, einer Gemeinde oder fonftigen öffentlichen 
Körperfchaft,2*) insbefondere auch einer Schulgemeinde?") oder Schul- 
fozietät errichtet und unterhalten werben oder jelbft den Charakter 
einer eigenen juriſtiſchen Perſon des öffentlichen Rechts?) an ſich 
tragen, während als Privatſchulen die Schulen von Privatunter- 
nehmern (Einzelperfonen oder Vereinen) gelten, mögen diefelben auch 
dem Publifum allgemein zugänglich fein. 

3. Sowie nah $ 7 der Bundesrat den Staatsbeamten ufw. 
aud die Beamten anderer öffentlicher oder auch privater Verbände 
gleichftellen kann,2°) fo kann er auch den Lehrern und Erziehern an 
öffentlichen Schulen ſolche „an nicht öffentlichen Schulen oder An— 
falten” durch Beſchluß an die Seite fegen.*) Von diefer Be- 
fugnis hat der Bundesrat bereits mehrfach Gebrauch gemacht?) 
und dabei zum Teil auch die Kategorien der Lehrer näher be— 

=>) Bgl. oben $ 16.0.8. 

=) Ob bie Religionsſchulen ber israelitiſchen Synagogengemeinden öffente 
liche ober Privatſchulen find, beftimmt ſich nad) der ſtaatsrechtlichen Stellung 
der Jöraeliten und der derwaltungsrechtlichen Behandlung des jübifhen Re— 
ligionsunterrichts im Einzelſtaate. In Baden haben fie jedenfalls als öffentliche 
wu gelten; in Preußen werden fie eher Privatſchulen fein, ebenfo aud in 
Bayern (vgl. Heimberger, Die ſtaatskirchliche Stellung ber Israeliten in 
Bayern, 1893 S. 123, aud) 48 fj.). 

=) Bol. dazu oben $ 16 N. 50. 

=) Löning, Deutſches Verwaltungsrecht, 5.768 Am. 1, rechnet ſchlechtweg 
alle Säulen „mit den Rechten einer juriftiigen Perfon“ zu den öffentlichen. 

©) Bgl. oben $ 17 II. 

wa) Gemäß dem oben $ 17 N. 8 Bemerkten wird dad Antragsrecht nur der 
georbneten Bertretung der betreffenden Schule oder Anftalt zuftehen. 

0, AR. O1 ©. 181 if. 3-6; Gentr.Bl. 00 ©. 312 3iff.2; 01 ©. 1,6 
litt. a, b (ogl. oben $ 17.0. 13). 


170 1. Buqh. Berfigerte. II. Rap.: Ginzelne Perfonentlaffen. 


grenzt,?!) welde an den von ihm bezeichneten Anftalten von ber‘ 
Verſicherungspflicht frei bleiben follen.”) In Bezug auf das 
Prüfungsreht der mit der Durchführung der Derficherung bes 
trauten Inſtanzen gilt auch bier das oben $ 17 unter II Ziff. 3b 
Entwickelte. 

- II. Eine weitere Parallele zu der Behandlung der Staats- uſw. 
Beamten ergibt fich für Lehrer und Erzieher an öffentlichen Schulen 
oder Anftalten dadurch, daß nach der zufammenfaffenden Beftimmung 
des $ 6 Abf. 1 auch ſolche Perfonen auf ihren Antrag von der 
Verfiherungspflict zu befreien find, „melden auf Grund früherer 
Beſchäftigung als Lehrer oder Erzieher an öffentlihen Schulen oder 
Anftalten Penfionen, Wartegelder oder ähnliche Bezüge im Mindeſt- 
betrage ber Invalidenrente bewilligt find”. Das nähere zur Aus- 
legung dieſer Beftimmung ergibt. fih aus dem oben $ 18 III Er- 
Örterten. Beſonders ift nur hervorzuheben, daß auch Hier?) nicht 
bloß die auf Ruhegehalt uſw. gejegten Lehrer felbft, Tondern auch 
ihre Witwen, welche auf Grund der früheren Beſchäftigung ihrer 
Ehemänner Witwenpenfionen beziehen, begriffen find. Daß bie 
PVenfionen uſw. vom Staate ober einer Kommune bezogen werben 
müffen, ift bier in feiner Weife zum Ausdruck gebradit: die Zahlung 
durch eine ausreichend ſichere Penfionskaffe ift daher von vornherein 
genügend. 

Wiederum fann der Bundesrat nah $ 7 a. E. auch folden 
Verfonen das Befreiungsreht einräumen, melden „auf Grund 
früherer Anftellung“ bei nicht öffentlihen Schulen oder Anftalten 
PVenfionsbezüge bewilligt find. Die oben bei Note 32 zitierten Be- 
ſchlüſſe bringen mit der Gleicftellung gemäß $ 5 Abſ. 1 uno 
tenore auch die hier in Betracht kommende gemäß $ 6 Abſ. 1 zum 
Ausdrud. 

IV. Die Einbeziehung der Lehrer und Erzieher in die Ver— 
fiherungspfliht und bie damit erfolgte Durchbrechung des auf ben 
Ausſchluß höherer geiftiger Tätigkeit bezüglihen Prinzips wird ala 
eine quantitative doch nur ſoweit durchzuführen fein, als dies den 
maßgebenden Verhältniffen und dem vermutlichen Willen des Geſetz- 


97) Del. parallel oben $ 17 N. 22. 
=) 8.0.0. ©. Siff.3 „die mit Anwartſchaft auf Ruhegehalt angefteilten 
vollbeſchaftigten Lehrer und Lehrerinnen"; Ziff. 5 „ftänbige Lehrerinnen“. 
”3) Vol. oben $ 18 a. €. 
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gebers entiprit. Daraus aber ergibt ſich auch jegt noch von vorn- 
herein der Ausſchluß der Hochſchullehrer aus dem Kreife der in $1 
Ziff. 2 genannten Lehrer und Erzieher. Anderenfalls müßten Privat- 
Dozenten, deren Kollegienhonorar die Höhe von 000 M. nicht über- 
fteigt,**) Titularprofefforen ohne Beamteneigenſchaft oder Lektoren, 
welche einen Lehrauftrag mit einer Remuneration unter 2000 M. 
erhalten haben, ujw. der Verfiherungspflicht unterftehen. Ich halte 
das nicht für beabfichtigt. Die Motive tun der Hochſchullehrer 
nirgends Erwähnung, die Bewegung auf Ausbehnung der Verfiche- 
rungspflicht, welche die neuerliche Stellungnahme der gefeggebenden 
Faktoren bedingte, hatte ihre Kreife nicht ergriffen, der Sprach— 
gebrauch pflegt fie zum „Lehreritande” nicht zu rechnen und es wird. 
fi nicht leugnen laſſen, daß die Stellung unferer Hochſchulen und 
der an ihnen wirkenden Lehrer nicht ausſchließlich durch den Lehr- 
beruf, fondern mindeſtens ebenfo jehr durd die freie wiſſenſchaftliche 
Forſchung, welcher fie dienen, beftimmt wird. Letztere aber bleibt 
nad wie vor in vollem Umfange der Charafterifierung als Lohn- 
arbeit entzogen.”°) 

*) Kollegienhonorare ald „Lohn oder Gehalt“ gemäß dem oben $ 8 1 
Ziff. 4 Entwidelten. Als „lediglich zur Ausbildung für ihren zutünftigen Ber 
ruf beſchaftigt· konnten Privatbogenten nad ihrer ganzen Stellung nicht be= 
trachtet werben. Auch daß bei ihnen bie Lehrbefugnis gegenüber ber Lehrpflicht 
ſtark in den Vordergrund tritt, Fönnte, da jebenfall® ein ber Anftellung 
ähnliches Verhältnis vorliegt (vgl. preuß. G. v. 17. Zuni 1898), ihre Verfiher 
rungspflicht nicht ausſchliehen. Gegen biefelbe, aber ohne Begründung, Wey: 
mann Anm. 17 u $1. 

3) Zweifelhaft bleibt bie verſicherungsrechtliche Beurteilung der fog. Ererzitien- 
meifter, insbeſondere der akademiſchen Fedht: und Turnlehrer. Sind fie ſelb⸗ 
ftändige Gewerbetreibende, fo gilt für fie und ihre Behilfen dad oben R. 6a 
Bemerkte. Sind fie Angeftellte der Univerfität, fo würde ich geneigt fein, da 
Fechten und Turnen faum ald integrierende Zeile bed Lehrplans ber Hochſchule 
angefehen werben fönnen (vgl. oben N. 8), fie aud rechtlich al „Angeſtellte“ 
im Sinne der Ziff. 2 des $ 1 und ihre untergeorbneten Gehilfen als folde 
(Siff. 1) zu behandeln. Man könnte aber aud daran benfen, ben Geſamt⸗ 
charakter der Hochſchule ald verfiherungsfreier Lehranftalt (vgl. analog oben 
FTIR. 11) aud) für fie wirkſam werben zu laffen. 
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820. Kirchliche Sunftionäre.') 


Diefelben werben im Gefeg nicht beſonders hervorgehoben; ihre 
verfiherungsrechtlihe Stellung beftimmt ſich daher nach allgemeinen 
Grundfägen. Im Hinblid auf die Bedeutung diefer Perfonenklaffe 
und gewiffe Zmeifel empfiehlt ſich folgende Zufammenfaffung. 

I. Als Kichen- und Religionsdiener der Hriftlihen Konfeffionen 
treten insbefonbere hervor: 

1. Die Geiftlihen, welche die Leitung des Gottesdienſtes, das 
Predigtamt und die Seelforge verfehen.?) Sie heben ſich, wie ſchon 
ihr Name fagt, Fraft ihrer Stellung über die Arbeitsverrichtung 
vorwiegend materieller Art hinaus und find daher, ohne Rüdficht 
auf die Höhe ihres Einfommens unbedingt verficherungsfrei.?) 

2. Die Kirhendiener im engeren und eigentlihen Sinne,t) 
welde die Geiftlihen bei Ausübung ihrer Funktionen durch Über- 
nahme der nicht geiftlichen, für die Kirche und den Gottesbienft not- 
wendigen Gejchäfte unterftügen. Auch unter ihnen fünnen fi noch 
Perſonen befinden, welche die Stufen der materiellen Arbeitsleiftung 
überfohreiten und daher unbedingt verfiherungsfrei bleiben, jo 3. B. 
diejenigen Organiften, Kantoren, Chorregenten, namentli bei großen 
Kirchen, deren Stellung ihrer Tätigkeit einen künſtleriſchen Charakter 
aufprägt und fie auch fozial über die Klafjen der Berufsarbeiter 
hinaushebt.°) Soweit dies nicht zutrifft, werben fie ala „Angeftellte” 
($ 1 3iff. 2) unter der Vorausfegung der Beſchäftigung im Haupt» 
berufe und eines 2000 M. nicht überfteigenden Dienfteinfommens 
verfiherungspflichtig fein. Diefe bedingte Verſicherungspflicht der 
„Angeftelten“ trifft jegt auch für die höhere Klaffe der Küfter 





1) Weyl, Kirchenrecht und Reichsverſicherungsrecht, im Archiv für öffentl. 
Recht X (1895) S. 350 ff.; Fuld, Verſicherungsrecht und Kirchenrecht, in 
Mainzer Ziſchr. X (1900) &.49 |. Cine Zuſammenftellung amtlichen und außer: 
amtlichen Materials in Arb®. 91 S.407 ff. In der Anl. RIM. ift eine ber 
ſondere Zufammenfafung der Bier behandelten Verhältnifie nicht gegeben. 

2) Bgl. die einzelnen Klaſſen im Art. „Geiftlige" (Hinſchius) in 
v. Stengel’ 3 Worterbuch des Verwaltungsrechis, $ 1 a.C. (80.1 S. 489. 

3) Über bie gleiche Verſicherungsfreiheit der Bauägeiftlihen vgl. oben 
8150.39. 

%) Sinfhtus: Art. „Kirchendiener“ bei v. Stengel I ©. 733. 

%) So per argumentum e contrario aus der oben $7 N.IO citierten 
Entf. RVA. Nr. 127. 
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(Oberfüfter, erfte Küfter an Kathedralkirchen uſw.) zu, deren Haupt» 
tätigfeit in der Auffichtsführung über bie niederen Bebienfteten, in 
der Hilfeleiftung beim Gottesbienfte, in ber Führung der Kirdhen- 
regijtratur und Kirchenrechnung uſw. befteht und die daher nach der 
Praxis des ©.89 für verfiherungsfrei erachtet wurden.) Dagegen 
find Die Küfter nieberer Art, welche hauptfächlich Förperliche Arbeiten, 
Reinigen der Kirche und der kirchlichen Geräte, Heizen, Läuten und 
dergleichen verrichten, ebenjo wie andere derartige niedere Kirchen- 
diener, Glödner, Kichhüter, Schweizer ufm. als Gehilfen ($ 1 
Ziff. 1) unbedingt verficherungspflichtig, e8 jei denn, daß die Aus- 
ſchließung wegen bloß „vorübergehender Dienftleiftungen“ nad) der 
VO. v. 27. Dez. 1899 Plag griffe.) Auch die Totengräber der 
Kirchengemeinden find in legtgedachter Weiſe zu beurteilen.°) 

3. Die kirchlichen Verwaltungsbeamten, 5. B. die Beamten der 
biſchöflichen Kanzleien und Finanzämter, die Beamten der kirchen— 
tegimentlichen Behörden in der evangelifchen Kirche, der Konfiftorien, 
DOberkonftiftorien und Oberkirchenräte, die Beamten ber örtlichen 
Vermögens und kirchlichen Stiftungsvermaltungen uſw. Auch bier 
finden ſich die erwähnten drei Stufen ber Beihäftigung in ihrer 
verſicherungsrechtlichen Unterſcheidung wieder. Die befretierenden 
Dberbeamten, auch wenn fie die Gehaltögrenze des Gefeges (2000 
bezw. 3000 M.) nicht überfchreiten, wie etwa Konfiftorialaffefjoren 
oder ſonſtige, wiſſenſchaftlich gebildete Hilfsarbeiter ſcheiden als 
immateriele Funktionäre aus Verſicherungspflicht oder Verficherungs- 


9) So neuerdings die grundfäglige Entſcheidung AN. 00 5.833 Nr. 353; 
dazu Die Eingangs berfelben citierten, das frühere Recht betreffenden Ent- 
ſcheidungen. Die Anl. Siff. 23 erfährt hierdurch eine wichtige Marftellung. Die 
Entigeibungen, welde nad; früherem Rechte bie Oberküfter verſicherungsfrei 
ſprachen, vermiſchten zum Zeil die verſchiedenen Geſichtspunkte, indem fie die: 
felben bald wegen ihrer „Beteiligung an ber Leitung bes Gottesdienſtes“ zu 
den immateriellen Zunttionären, bald wegen Ihrer höheren Verwaltungsgeſchafte 
au den über den Kreis der Gehilfen ſich erhebenben, früher nicht verficerungs- 
Mligtigen hoheren Angeftellten zählten (ogl. Rofin in ArbV. 99 S. 525). Die 
neuefte Entſcheidung, bie bier gemäß dem geltenden Recht zu fehärferer Sonderung 
genötigt war, Hat ben erften Gefichtspuntt, ben tatjählichen Berhältniffen ent- 
ſprechend (vgl. Rofin ©. 526), ganz fallen lafien, wie fie benn ben Ober- 
füftern aud) nur noch eine „Silfeleiftung beim Gottesdienfte“ zuſchreibt. 

*) Sandwirte, Handwerker, welche nebenbei Küfterbienfte verrichten: AN. 91 
&.54 Nr. 3 Schlupabfag. Bol. auch Anl. Ziff. 19 Abſ. 3. 

% AN. 93 ©. 132 Nr. 280 mit Anl. Ziff. 52 Abi. 2. 
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berechtigung völlig aus. Won den Bureau und fonftigen Unter 
beamten dagegen find die höheren, 3. B. Sefretäre, Kalfulatoren, 
Regiftratoren, Erpebienten als „Angeftellte”,?) die anderen aber 
3. B. Kanzliften, Boten uſw. als „Gehilfen“ zu beurteilen. Auch 
die Möglichkeit einer Abſcheidung felbftändiger Betriebsverwaltungen 
3 B. kirchlicher Baubetriebe und damit das Vorkommen firdy- 
licher Betriebsbeamten muß ins Auge gefaßt werben.'®) 

I. Der Charakter von Staatsbeamten kommt den Beamten 
auch der anerkannten hriftlihen Kirchengefellfchaften nicht zu, ſoweit 
nicht etwa bas pofitive Recht der Einzelſtaaten im Anſchluß an die 
frühere hiſtoriſche Geftaltung des WVerhältniffes von Staat und 
Kirche Abweichungen enthält.") Die unmittelbare Ausſchließung 
von der Verficherungspflict nach $ 5 Abſ. 1 kann daher auch für 
fie regelmäßig nicht Plag greifen.'?) Dagegen kann der Bundesrat 


®) Diefelben waren dementſprechend nad dem ©. 89 nicht verficherungs- 
pflichtig (AR. 91 S. 53 Re. 1a. €). 

') Bel. auch bie Anleitung des RBA. in Betreff der Rachweiſungen von 
Negie : Bauarbeiten in AR. 88 S.17 Ziff. Ib; Weyl ©.384 a. E. Dazu 
analog oben $ 16 IV, 3a, 

1) &o Hat das preuß. DB®. in der Entſch. v. 1. April 1892 (86.22 
&. 36) die Beamten ber kirchenregimentlichen Behörden in Altpreußen, des 
evangelifchen Oberkirchenrats und der Konfiftorien, trogbem es dieſe Behörden 
felhft nicht mehr als Staatöbehörben gelten ließ (ogl. 3b. 20 ©. 451), als un- 
mittelbare Stantöbeamte angefehen (irrig wiedergegeben bet Weyl ©. 388 
Anm. 146 und befämpft 3. 8. bei Schön, Recht ber Kommunalverbände in Preußen 
&. 291 Anm. 3). Die Eniſcheidung bezieht ſich auch auf die Subalternbeamten 
(wgl. a.a.D. &.53 Anm). Im allgemeinen: Schön, Landestirchentum in 
Preußen, Im Verwaltungsarchiv VI S. 193 ff. und v. Rönne-gorn, 
preug. Staatsrecht I ©. 425 (Bier in Anm. 5 auch Anführungen über 
Gayrifches Recht). 

2) Mittelbar Tann $ 5 Abſ. 1 für Organiften oder Küfter wirkſam werben, 
wenn, wie Häufig (vgl. Hinfch ius Art. Kirchendiener $ 6), biefelben im Haupt ⸗ 
amte als penſionsberechtigte Lehrer fungieren. Rad; den Ausführungen oben 
$ 16 11 Siff. 4 bleibt Bier bie Rebentätigfeit unbebingt verfiherungäftei, ba ſie 
durch die aus der Iepramtlihen Wirtſamteit entfpringende Berforgung mit« 
gedeckt wird. Schließt man ſich jenen Ausführungen nicht an, fo warde für 
die als „Angefteßte“ zu betrachtenden Organiften und Kuſter der Mangel be 
.Hauptberufes“ ($ 1 Ziff. 2), für Küfter in Behilfenftelung gegebenen Falld 
der Bundesrats ⸗ Veſchiuß v. 27. Dez. 1899 in Betracht Fommen. Bl. auch 
BO. des biſchöflich ermlänbifchen General: Bilariat® In ArbV. 91 S. 411 
Abſ. n a. E. 
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‚gemäß $ 7 die Gleichftellung gewiſſer kirchlicher Verbände'?) be- 
ſchließen; er hat auch von biefer Befugnis ſchon unter der Herr—⸗ 
ſchaft des früheren Nechts mehrfach Gebraud; gemacht.) Diefelbe 
Gleichſtellung kann nah neuem Rechte gemäß dem Schlußſatz 
von $ 7 auch im Sinne von $ 6 Abf. 1 (Penfionäre) erteilt 
werben.!4) 

IU. Die Mitglieder religiöfer Orben und Genoffenfchaften, 
welche fi in Ausübung ber von ihnen übernommenen religiöfen 
Pflichten weltlihen Gefchäften, namentlih der Krankenpflege ober 
dem Unterricht widmen (Diakoniſſen, Schulſchweſtern uſw.), bleiben, 
wie ſchon die frühere Praris anerfannte'®) und die Motive zum 
IVG. auch für das neue Gefe beftätigen, verficherungsfrei. Der 
entſcheidende Grund dafür ift, daß ihre rein altruiftifche, auf reli— 
giöfem Boden erwachſene Hingabe an die Nebenmenfchen das Vor— 
liegen eines entgeltlihen Beihäftigungsverhältniffes in allen Fällen 
ausfchließt und damit ihrer Tätigkeit den Charakter einer materiellen 
Arbeitsleiftung nimmt. Wenn daneben oder gar in erfter Reihe 
darauf hingewieſen wird, daß ſolche Perfonen regelmäßig auch von 
ihrem Mutterhaufe, Klofter ufw. nur freien Unterhalt empfangen 
«$ Abſ. 2),%) fo ift doch dies im gegebenen Falle nur ein Symptom 
ihrer immateriellen Tätigkeit und nicht felbftändiges Entfeheidungs- 
moment. Die praftiihe Folge diefer Erkenntnis ift für das neue 
Recht namentlich die, daß auch $ 14 Ziff. 3 auf fie feine Anmwen- 
dung findet und ihnen Selbftverfiherung nicht zufteht. 


"») Sie waren aud) im Sinne des früheren $ 7 G. 89 zu den öffentligen 
Verbänden au rechnen; vgl. oben $ 17. R. 16, Weyl ©. 414 ff. 

") Bel. die Citate oben $ 17 9.19. Ausgeſchloſſen find danach bie 
penſionsberechtigten Beamten der Kirchengemeinden und kirchlichen Inftitute ber 
evangelifjen Landestirchen Preußens, die Beamten der evangelifch «Tutherien 
Kirchengemeinden Sachſens, ſowie die Kirchner und fonftigen kirchlichen Unter 
beamten bei ben römifch-fatholif—hen Kirchen der Erblande Sadjfens, weiter bie 
weltlichen Beamten der Bistumverwaltungen von Bredlau und Limburg, ſamt⸗ 
lich jet unter ben Vorausfegungen von $ 5 Abſ. 1 IB®. 

1) So mit Bezug auf bie Bistumdbeamten von Breslau und Limburg 
Eentr.Bl. 03 ©. 163. 

1) Bol. Anl. ABA, Ziff. 18 f. — Blohe Anftellung weltlicher Kranfen- 
pflegerinnen bei einem Diakonievereine genügt nit (UN. 98 3.268 Rr. 635). 

) So die Entſch. AR. 91 ©. 153 Rr. 39 Abſ. 2 mit 3 und daran an- 
ſchliehend Mot. zu $ 1 Ente. IVG. vorlegter Abfak (S. 242). 
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Das gleihe muß m. E. prinzipiell auch von Miffionaren gelten, 
mögen fie fi) ber Heidenmiſſion gewidmet haben oder bei der fog. 
Inneren Miffion'?) tätig werden. 

IV. Beim jüdiſchen Kultus find Rabbiner und Rabbinats- 
gehilfen als Geiftlihe verfiherungsfrei. Eine befondere Stellung 
nimmt bier der Vorbeter oder Vorfänger ein, der nad jübifchem 
Nitus der eigentliche Träger des Gottesdienftes ift und namentlich 
in Heinen Gemeinden, bie feinen oder doch feinen ftänbigen Rabbiner 
haben, aud) als einziger Leiter desfelben hervortritt. Er ift deshalb 
als Träger immaterieler Funktionen von der Verfiherung aus— 
zufchließen.'%) Cine rituelle Funktion entfaltet in den israelitifchen 
Gemeinden auch der Schächter, deſſen verſicherungsrechtliche Stellung 
verſchieden ſein kann. Er fann, aud wenn die Gemeinde ihn be= 
itellt oder ihm einen gewiſſen Zuſchuß leiftet, auch eine Aufjicht über 
ihn ausübt, nach Lage des Falles felbftändiger Gewerbetreibender 
fein;'%) er fann auch ala Gehilfe der Gemeinde verfiherungspflichtig 
fein, wenn das Maß feiner Abhängigkeit von diefer zu einer ſolchen 
Annahme führt.?°) Befonders häufig ift das Schächteramt mit dem 
Amte des DVorbeters verbunden; in diefem Falle wird meijtens?') 
die Verficherungsfreiheit des legteren auch die des erfteren nach ſich 
ziehen, indem die Schädhtertätigfeit entweder als ein untrennbarer 
und in einem befonberen Einfommensteil nicht faßbarer Beitandteil 


") Ich kann daher die Entf. der Pol. Beh. Hamburg v. 4. Zuli 1900- 
(ArbB. ©. 729) auf Grund des in der Entid. v. 31. Juli 1896 (ArbB. 97 
&. 56) mitgeteilten Sachverhalts nicht für richtig Halten. Es ift insbeſondere 
nicht richtig, daß ber Angefteltenbegeiff bie früher verſicherungsfreien immas 
teriellen Junktionäre in fi aufgenommen Habe; vgl. $ 15 Ziff. 4. In den 
Mot. zu $ 1 386. Abſ. 3 (vgl. oben $ 7 N. 8) werden „Silfsarbeiter ber 
inneren Miffton, welche feine höhere, mehr wiffenfhaftlie Tätigfeit ausüben“, 
als „Angeftelte” für verſicherungspflichtig erflärt. Ob Darunter eigentliche 
Miffionare im Sinne der obigen Entſche dung gemeint find, ift zmeifelhaft;. 
bejahendenfalls würde den Motiven doch eine Geſeheskraft nicht beizumefien fein. 

) RVA. Anl. Ziff. 25 und die dort citierten Entideibungen. 

») AN. 94 S. 154 Nr. 382 Schlußabfag mit AN. 99 ©. 428 Nr. 1751 
3. 4. 

”) AN. 99 S. 428 Ziff. 1-3 mit AN. O1 S. 185 Nr. 868. 

21) Bol. den nach Benehmen mit ber Verſicherungsanſtalt Baden ergangenen 
Erlaß des Br. bad. Oberrats der Israeliten v. 23. Zuni 1899 (BOB. S. 30). 
Daß derfelbe indefjen nicht ausnahmslos zu verftehen ift, ergibt die in vor. N. 
eitierte Entſch. 
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der im Vorbeteramt wurzelnden allgemeinen Stellung als Kultus- 
beamter erſcheint?) oder au nah Maßgabe der BD. v. 27. Dez. 
1899 als bloß vorübergehende Beihäftigung eines Nicht = Berufs- 
arbeiters zu betrachten ift.??) Auch bei Verbindung des Worbeter- 
amtes mit dem jetzt verſicherungspflichtigen Amte eines Religions- 
lehrers2*) werben ähnliche Geſichtspunkte in Betracht kommen Fönnen. 
Das Amt des Tempelbieners, der Auffeherin über das rituelle 
Bad?°) und ähnliche niedere Stellen bes israelitiihen Kultus find 
als Gehilfenftellungen zu behandeln. 


8 21. Schifföperfonen.!) 


Nah 8 1 Ziff.3 und 8 14 Ziff. 1 IVG. nehmen Perſonen ber 
Schiffsbeſatzung hinfichtlich der Verſicherungspflicht und der Selbft- 
verfiherung eine in mehrfacher Beziehung beſondere Stellung ein. 


I In $ 1 Ziff. 3 wird die Schiffebefagung von Seefahrzeugen 
und von Fahrzeugen der Binnenfhiffahrt nebeneinander geftelt. 
Dabei ift folgendes zu beachten: 

1. Für den Begriff bes Seefahrzeuges nimmt $ 1 Ziff. 3 
IVG. auf $ 2 des See-Unfallverficherungsgefeges v. 13. Juli 1887 
Bezug, an deſſen Stelle jegt?) $ 3 bes die gleiche Materie regelnden 
neuen Gejeges v. 30. Juni 1900 getreten if. Nah $ 3 Abf. 1 
des legteren gilt als Seefahrzeug „jedes ausſchließlich oder vorzugs- 
weife zur Seefahrt benugte Fahrzeug”. Der Seefahrt fteht dann 
die Binnenſchiffahrt, dem Seefahrzeug das dieſer ausſchließlich ober 
vorzugsweile dienende „Fahrzeug der Binnenſchiffahrt“ gegenüber. 
Bei der Frage, ob ein Schiff vorzugsmeife der Seefahrt oder der 
Binnenſchiffahrt dient, gibt in erfter Reihe die Dauer der Reifen, 


22) AR. 94 ©. 153 Nr. 382 mit AR. O1 cit. a. €, 

=) AR, 92 ©. 21 Rr. 105; vgl. oben $ 9 N. 44. 

2) Bgl. aber aud) oben $ 19 N. 26, 

=) AR. 93 ©. 101 Rr. 252 (Bebührenbezug vom Publikum verſchlägt nichts). 

’) Gebhard, Die Invaltbitätds und Alteräverfiherung ber Seeleute (1892) 
S. 64 fe 

) RG. betr. die Abänderung ber Unfallverſicherungsgeſetze (fog. Mantels 
gefeg) v. 30. Juni 1900 $ 1 Abſ. 3 

Rofin, Recht der Arbeiterverfiherung. Band II. 12 
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welde auf See- over auf Binnengewäflern vorgenommen werben, 
den Ausfchlag.?) 

2. Was aber als „Seefahrt“ zu gelten hat, wird wiederum in 
$ 3 Abf.2 SuUVG. eigentümlih*) beftimmt. Danach gehört zur 
Seefahrt zunächſt der Schiffsverkehr außerhalb der Grenzen, welche 
in Ausführung des NG. betr. das Flaggenrecht der Kauffahrtei- 
ſchiffe v. 22. Juni 1899 duch $1 der Bundesrats-VO. v. 10. Nov. 
1899>) feftgefegt find. Darüber hinaus aber fol zur Seefahrt auch 
„Die Fahrt auf Buchten, Haffen und Watten der See” gerechnet 
werden.) Dagegen bleibt ausgeſchloſſen die Fahrt „auf anderen, 
mit der See in Verbindung ftehenden Gewäſſern, auch wenn fie von 
Seeſchiffen befahren werben“, jo namentlich auf den offenen Mün— 
dungen und unteren Läufen ber großen Ströme.?) 

3. Die Art der Seefahrzeuge begründet auf dem Gebiete der 
Smvalidenverficherung feinen Unterſchied ihrer juriftifhen Behand- 
lung. Daher find an fih®) unter $ 1 Ziff.3 des IVO. auch 
Kriegsſchiffe begriffen,?) ferner auch fonftige Staatsfchiffe, wie Poft- 
ſchiffe oder Zollfreuzer, vor allem die zum Erwerb durch Seefahrt 
beftimmten Kauffahrteifchiffe, aber auch Schiffe zu wiſſenſchaftlichen 
ober Vergnügungszmweden, wie Entdeckungsſchiffe, Luſtyachten, die in 
offene See gehen ufw.!%) Auch Fifcherfahrzeuge und Kleinfahrzeuge 
«(von nit mehr als 50 Kubikmeter Brutto - Raumgehalt), melde 


3) Handbuch der Unfalverfierung Anm. 1 und 4 Abſ. 1 zu $ 2 SUTO. 
Ob die Schiffe in das Schiffsregiſter (für Seeſchiffe) eingetragen find unb mit 
angemufterter Mannſchaft fahren, ift nicht von entſcheidender Bedeutung (Ban: 
buch Anm. 4 Abſ. 2; ArbV. 99 ©. 438 f.). 
+) Es befteht insbeſondere feine unbebingte Ülbereinftimmung mit bem 
privaten Seehandelsrecht; vgl. Boyens, Über den Begriff der Schiffäbefagung, 
in Ztſchr. für Handelsrecht, Bd. 50 ©. 73. 
®) Gentr.Bl. f. d. Deutſche Rei S. 380. Wbgebrudt auch bei Mittels 
ftein, See-linfallverfierungägefeg (Guttentag' ſche Sammlung) ©. 16 ff., 
der auch die Übereinftimmung mit ber früheren Bet. v. 13. Nov. 1873 ($2Abj.2 
des alten SUB®.) hervorhebt. 
*) Eine Reife von Peilpielen folder Gemäfler im Handb. d. Unfall- 
verfiherung Anm. 3 zu $ 2 SUSE. " 
Handbuch Anm. 3 Abſ. 2 a. a. O. 
%) Bol. dazu unten Ziff, 7. 
N) Mittelſtein a. a. O. Anm. 2 litt.b a. € Weymann Anm. 19 
$1. 
») Handbuch Anm. 2 zu $ 2. 
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nad dem älteren SUVG. von der Unfallverfiherung ausdrücklich 
ausgeſchloſſen waren, nad dem neueren aber einer teilmeis ab- 
weichenden Behandlung unterliegen!) fallen, fofern fie vorzugsmeife 
in offene See gehen, nad $ 1 Ziff. 3 IVG. unter die Seefahr- 
zeuge. Dagegen find Schiffe, welche überhaupt nicht als Fahrzeuge 
dienen, wie 3.8. Leuchtfchiffe,'?) auch nicht hierher zu rechnen. Auch 
für die Binnenſchiffe find weitere Unterfheidungen nah Größe und 
Zwedbeftimmung nit zu machen. Daher gehören zu ihnen, ent 
gegen dem Binnenſchiffahrtsgeſetze v. 15. Juni 1895,'?) auch Klein 
ſchiffe, wie Kähne, Gondeln ufw.,'*) ebenjo aber auch hier, ab- 
weichender Meinung ungeachtet,) die der Fifcherei dienenden Fahr- 
zeuge.!e) Ein Floß ift fein Schiffsgefäß, daher auch kein Binnen- 
fit.) 

4. Der befonderen Regelung des $ 1 Ziff. 3 IVG. unterliegen 
die „Perſonen der Schiffsbefagung” zunächſt der Seefahrzeuge und 
dann ebenfo von Fahrzeugen der Binnenſchiffahrt. Auch der Be- 
griff der Schiffsbefagung auf Seefahrzeugen erfährt durch das 


1) $ 152 ff. SUB®.; vgl. Rofin, Neuerungen ber Unfallverficerungd- 
novelle, im Verwaltungsarchiv IX &. 279, 286. Gebhard ©. 67. 

2) Gebhard ©. 69. 

=) Bgl. die Kommentare zu biefem Geſete von Mittelftein Anm. 6, 
Förtfh Anm. 4, Makower Anm. Id zu $ 1 und bie bort citierten Motive. 
Das das Binnenſchiffahrtsgeſetz, wie fi ſchon an diefem Punkte zeigt, für bie 
Auslegung von $ 1 Ziff. 3 IVG. nicht unbedingt maßgebend fein Tann, erhellt 
auch daraus, daß der dem letzteren entſprechende $ 1 Biff.3 ©. 89 zu einer 
Zeit ergangen iſt, zu welcher das G. v. 15. Juni 1895 noch gar nicht er: 
laffen war. 

") Bandbuch der Unfallverfiherung Anm. 29 zu $ 1 des Ausbehnungd- 
geſehes S. 481. 

') Anders Gebhard-Düttmann Anm, 17 Abſ. 2, Graßmann Anm. 17 
zu $ 1 386. Daß bei der Auslegung von $ 1 Ziff. 3 des Ausdehnungs- 
gefehes die Fifgperel und ebenfo die Steinfifcherei, weil und fomeit fie nicht 
Transportbetriebe find, zur Binnenſchiffahrt nicht gerechnet werben konnten und 
demzufolge als nicht verfihert gegen Unfall behandelt werben mußten (Hand⸗ 
bucd Anm. 29 cit.), Tann für das IVG. bei der völlig veränderten Sad: und 
Redtslage nicht entſcheidend fein. 

") Schiffe, die Teine Fahrzeuge find, Bleiben auch hier ausgeſchieden; Bei: 
fpiele für und gegen bei Mittelftein, Kommentar zum Binnenſchiffahrts- 
‚gefege Anm. 6 bl. 2. 

) Rittelftein ebenda und bie bort citierte Begründung zum Zlößereigefeh. 

12* 
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SULE. feine nähere Erläuterung, das in $1 Ziff. 1'%) „Perſonen, 
welche auf Serfahrzeugen ale Schiffer, Perfonen der Schiffsmann- 
ſchaft, Maſchiniſten, Aufwärter oder im anderer Eigenſchaft zur 
Schiffsbefagung gehören (Seeleute)“, der Verfiherung unterwirft. 
Mit Recht hat das ABA. bei Anwendung diefer Beftimmung fowohl 
auf dem Gebiete der Unfall- wie der Invalidenverſicherung nur 
ſolche Perfonen zur Schiffsbefagung gerechnet, welche Glieder bes 
Schiffsverbandes!?) geworben find und eine dauernde Stelle?) in 
dieſem, für Dienftleiftungen auf dem Schiffe während der Seefahrt be- 
ftimmten, Organismus einnehmen.) Perfonen, melde nur vor— 
übergehend zu Schiffszwedten beſchäftigt find, wie namentlich Zotjen??) 
und ſolche Perfonen, welche in den Häfen zur Bewachung, Aus— 
befferung, Be⸗ oder Entladung des Schiffes angenommen werden, 
gehören daher nicht zur Schiffsbefagung.°) Diefer Standpunkt ift 


) Das alte und dad neue SUBG®. ftimmen hier überein; vgl. Vd. 1 
S. 166. Dazu aber jet die neue, mit bem 1. April 1903 in Kraft getretene 
Seemanndorbnung v. 2. Juni 1902 (REBL. 5.175), melde in $ 2 ben 
Kapitän (Schiffer), die Schiffsoffiziere und die Schiffsmannſchaft unterfgeibet, 
und demgemäß die neue Faffung von 9481 HGB. (RGBL. S.218). Mafginiften, 
Aufwärter ufm. werben jet nad $ 2 Abſ. 8 der neuen Geemannd-O. uns 
mittelbar zur Schifemannfgaft geregnet, fofern fie zum Dienft auf dem 
Schiffe während der Fahrt fir Rechnung bes Reeders angeftellt find. , 

“) So befiniert Pappenheim, Über ben Begriff der Schiffäbefagung 
im deutſchen Privatfeeredt, in Gruchot's Beiträgen, 85.43 ©. 361, 363. 

20) Die Stelle, nicht dad Engagement ber beftimmten Cinzelperfon wird ala 
dauernd voraußgefegt; dazu Pappenheim S. 365 und bie bort noch citierten 
Autoren. 

21) Auf eine formelle Anmufterung (Berlautbarung des Seuervertrages, 
$ 13 ber neuen Seemannd:D.) kommt es nit an; vgl. oben $7 N. %, 
Mittelftein SUB®. S.5 a. E. und die bort ſowie in AN. 99 S. 226 Nr. 1742 
eitierte Erflärung des Regierungävertreterd bei der Beratung des SUBG. Die 
Ausführung in AN. 97 S. 380 Nr. 587 Abſ. 5 ift danach wohl zu berichtigen. 
Entfh. Pol. Beh. Yamburg v. 31. Jan. 1901, Ar6B. &. 169: Wetterbeihäftigung 
nad; ber Mbmufterung. Zegt $2 Abf.3 der neuen SeemannsO. 

2) Die Seelootfen fünnen im ſtaatlichen Dienfte ftehen und dann auch 
Beamteneigenfhaft haben. Regelmäßig find fie felbftändige Gemerbetreibende;, 
ihre Geilfen können nad) $ 1 Siff. 1 (event. au 2) IB®. und, wenn das Fahr- 
geug, defſen Veſahung fie Bilden, als Seefahrzeug zu erachten ift, auch nach Ziff. 3 
verfiert fein. Geb hard Seeleute S. 70 f. 

=) Handbuch ber Unfallverfierung, Anm. 2 Abf. 2,3 zu $1SUBG. (über 
bie Tallymanner oben $6 N. 62); ferner die oben N. 21 citierten Entf. des 
RIA. Mittelftein SUBG. Anm. 4 Abf. 2 zu $ 1 und zum Bergleid mit 
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jegt duch die in $ 1 Ziff. 2 des neuen SUVG. eingefügte Sonder- 
beftimmung für die Unfalverfiherung ausbrüdlich beftätigt worden 
und muß aud für die Invalidenverfiherung fernerweit feftgehalten 
werben, mag derſelbe immerhin eine Abmweihung des Verfiherungs- 
rechts vom privaten Handelsrecht begrünben.2*). Dementſprechend 
tann aber auch, bei der völligen Gleichftellung, welde in biefem 
Punkte See- und Binnenfhiffahrt in $ 1 Ziff. 3 IVG. erfahren 
haben, feinerlei Zweifel darüber beftehen, daß auch ber Begriff der 
Sciffsbefagung bei Binnenfchiffen in derfelben Weile abzugrenzen 
ift,25) und es ift daher irreführend, wenn das RVA. in Anl. Ziff. 27 
Abf.3 zur Erläuterung desfelben den $ 3 Abf. 2 des Binnenſchiff- 
fahrtsgefeges 2°) heranzieht, welcher ausbrüdlich einen weiteren, auch 
vorübergehende Beſchãftigung zu Schiffszwecken einſchließenden Begriff 
der Schiffsbefagung zu Grunde legt.2") 

5. Verſichert nah $ 1 Ziff. 3 IVG. find „die gegen Lohn oder 
Gehalt beſchäftigten“ Perfonen der Schiffsbefagung. Die damit 
gegebenen Vorausfegungen find bereits früher allgemein erörtert 
worden. Nicht verfichert find daher Perfonen, melde im verfiche- 
rungsrechtlichen Sinne nicht „beichäftigt werben”; daher nicht der 
Rheder, auch wenn er ſelbſt als Schiffsführer fungiert ;2%) daher 
auch nicht der Schiffspächter, fofern fih nicht hinter der Rechtsform 


den Definitionen des RIN. auch oben bei N. 19, 20, namentlih ben bei 
Bappenheim S. 366 N. 55 citierten Wagner, Beiträge ©. 66. 

2) Auch für das Privatfeerecht wird der Begriff der Schiffäbefagung im 
Sinne des Textes verteidigt von Pappenheim; gegen ihn auf der Grundlage 
ber bisherigen reichsgerichtlichen Judikatur: Boyens (oben N.4). Bol. auch 
die Mot. Abf. 9 zu $2 Entw. der neuen Seemanns-O., Druchſache Nr. 4 der 
Reichstags· Seſſion 1900,2. Für das Unfall» und Invalidenverfiherungsreht 
ftimmen beide genannten Schriftfteller gleichmäßig mit unferem Texte überein 
(S. 358 bezw. 73; vgl. aud Mittelftein SuVG. S. 5). 

=) Gebhard, Seeleute Anm. 2 a. €, zu $ 18. 89; Gebhard» Dütt- 
mann Anm. 17 Abſ. 3 zu $1. 

2%) Vgl. gegen dieſe Analogie im allgemeinen oben R. 13. 

2) Bgl. Bappenheim S. 357 ff, Boyend ©. 71 f. Der dort aus 
drüdlih auögenommene Zwangslootſe läßt erkennen, daß insbeſondere der freis 
willig angenommene Lootfe im Sinne von $3 Abſ. 2 cit. zur Schiffsbeſatung 
gehört. Bol. dagegen über Binnenlootjen als felbftändige Gemerbetreibende 
AR. 92 ©. 138 Nr. 191. 

=) Bol, dazu und über verſicherungspflichtige Mitreeder oben $ 7 N. 38 
und 35. 
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der Pacht ein wirkliches Lohnarbeitöverhältnis verbirgt.2%) Mangels 
eines Lohnes oder Gehalts find, abweichend von der Unfallverfiche- 
rung,) Schiffsvolontäre nicht verfichert. 

6. Soweit der Begriff der Schiffsbeſatzung reicht, ift der Gegen- 
ſatz der Arbeiter- und Vetriebsbeamtenftufe ausgeſchaltet,“) fo daß 
auch Schiffsoffiziere und andere in höherer Stellung befindliche °?) 
Perſonen der Schiffsbefagung verfichert find, aud wenn ihr Arbeits- 
verdienft mehr ala 2000 M. beträgt. Einzig der Schiffsführer ift 
nad) neuem Recht?) den Betriebabeamten ſowohl in Bezug auf die 
Verſicherungspflicht ($ 1 Ziff. 3) als in Bezug auf die Selbitver- 
fiherung ($ 14 Ziff. 3) gleich behandelt. 

7. Die allgemeinen Ausfhliegungs- und Befreiungsgrünbe 
äußern auch für den Kreis der Seeleute ihre regelmäßige Wirkung. 
Insbefondere ift für Kriege- und Staatsſchiffe der Ausſchluß der 
Perſonen des Soldatenftandes’*) und ber penfionsberedhtigten Be— 
amten bebeutfam. 

U. Eigenartige Geftaltungen ergeben fi für Schiffsperfonen 
mit Bezug auf die Unterfheidung von Inland und Ausland bei der 
Verſicherung. 

1. Als verſicherungspflichtig erklärt iſt in $ 1 Ziff. 3 IVO. die 
Schiffsbeſatzung „deutſcher“ Seefahrzeuge. Deutſch aber ift nad 
dem in Bezug genommenen $ 3 Abf.1 des neuen SUVG. jedes 
Seefahrzeug, „welches unter deutſcher Flagge fährt”. Die Berechti— 
gung zur Führung der Kriegaflagge ergibt ſich durch die Zugehörig- 
feit des Fahrzeuges zur Kaiferlihen Marine von jelbft.””) Die Be- 
rechtigungꝰo) zur Führung der Handelsflagge beftimmt ſich jest für 


©) gl. oben $ 7 N. 31 und die dort angeführten Stellen. 

®) Mittelftein SUBG. ©. 6 litt. b. 

1) Bl. Bd. J S. 166 N. 47. 

3) Dagegen find 3. 8. der Schiffsarzt trog $2 Abſ. 2 der neuen See 
manns · O. ober ein Schiffsgeiſtlicher als immaterielle Funktionäre, wie an: 
zunehmen ift, auch hier verficherungsfrei. 

3) Rad) dem ©. 89 war aud) er ohne Rüdfiht auf Die Gehaltsgrenze ver 
ſicherungspflichtig; ſo RVA. Anl. zum ©. 89 Ziff. XVII a. €. 

%) Über die Civilföde der Kaif. Marine vgl. oben $ 16 N. 2. 

3) Perels, Das internationale öffentliche Seerecht der Gegenwart (1882) 
©. 52; dort aud) über die Flagge der Regierungsfahrzeuge. 

”) Bol. über diefe ald Vorausſetzung Bd. I ©. 132 N. 15. Erleichterungen 
jett in $ 3 des Flaggengefepes v. 1899. Flaggenrecht der Eingeborenen ber 
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Rauffahrteifchiffe?") nach dem neuen Flaggengefeg vom 22. Juni 
1899 nebft Nachtragsgefeg v. 29. Mai 1901. Dabei ift gegenüber 
dem früheren Nechte?*) bemerkenswert, daß die Befugnis zur 
Führung der Reichsflagge für Kauffahrteifchiffe jegt nicht mehr mit 
dem Beſitz eines deutſchen Heimatshafens zufammenfält, da auch 
Schiffe deutfcher Reichsangehöriger, mit denen die Seefahrt von 
einem ausländiſchen Hafen oder von einem Hafen eines Schutz- 
gebietes ober eines Konfulargerichtsbezirfes aus betrieben werben 
fol, in einem inländifhen, vom Reeder zu wählenden Regifter ein- 
getragen werben Fünnen.”) Die Vorſchriften des Geſetzes finden 
aud) Anwendung auf feegehende Luſtyachten, Schulſchiffe und See 
fahrzeuge, welche für Rechnung von auswärtigen Staaten oder deren 
Angehörigen im Inlande erbaut find.) Im übrigen entſcheidet 
die von eimer zuftändigen Behörde erteilte Genehmigung über 
das Recht zur Flaggenführung.*) Auf diefer Grundlage nun er- 
gibt fi: 

a) Für die Schiffsbefagung der Seefahrzeuge in oben ent 
wideltem Sinne entſcheidet ſich die Verficherungspfliht und ebenjo 
bei Schiffsführern das Recht zur Selbftverficherung nit, wie dies 
allgemeine Regel ift, nach dem Beſchäftigungsorte,) fondern nad 
der Nationalität des Schiffes. Die Schiffsbefagung deutſcher See— 
fahrzeuge ift auch im Auslande verfiherungspflihtig, die nicht- 


Schußgebiete nicht eingeſchloſſen: $ 1 Ziff. 3 Schlußfag JVG. und dazu jetzt 
$ 10 be3 Schußgebietögefeges laut Bel. v. 10. Sept. 1900. 

3) Denfelben ftehen ($ 1) Lootſen-, Hochieefifchereis, Bergungs- und Schlepp⸗ 
fahrzeuge gleich. — Die früher mafgebenben Geſehe vgl. im Handbuch der Un- 
fallverfiherung Anm. 5 zu $ 2 SusG. 

») Bol. Bd. J ©. 131 f. Die dort gezogene verſicherungsrechtliche Parallele 
zwiſchen dem Heimatshafen bes Seeſchiffes und bem Betriebsſihe eines feft- 
länbifchen Betriebes trifft daher nicht mehr unbedingt zu. Dazu Schaps, Dad 
Flaggenrecht der Kauffahrteifgiffe, im Archiv f. öffentl. Recht, Bd. 14 ©. 537 ff. 

3) Der $ 167 A. 1 IVG. — $ 136 Abſ. 1 G. 80 muß daher eine aus⸗- 
dehnende Interpretation erfahren; vgl. darüber unten. 

300) $ 26 in ber Faffung bes ®. v. 29. Mai 1901. Durch Kaiferl. YO. mit 
Zuftimmung des Bundesrats fönnen die Borihriften des Geſehes auch auf 
andere, niit zum Erwerbe durch bie Seefahrt beftimmte Seefahrzeuge erftredt 
werben (Abf. 2). 

*) Handbuch der Unfallverfiherung Anm. 5 zu $ 2 EUBGS. 

4) Bgl. oben $ 18. 


184 1. Buch. Berficjerte. II. Kap.r Einzelne Berfonentfaffen. 


deutſcher Seefahrzeuge*t*) auch in inländifchen Häfen verficherungs- 
frei.*2) Doch befteht in erfter Richtung eine Ausnahme, infofern 
der Bundesrat duch Ziff.9 feiner auf „vorübergehende Beſchäfti— 
gung” bezüglihen BO. v. 27. Dez. 1899*°) die Verficherungsfreiheit 
farbiger Seeleute auf deutſchen Seeſchiffen bei der Küftenfchiffahrt 
in aſiatiſchen, auftralifchen, oft- und weſtafrikaniſchen Gewäſſern, 
fowie in dem Verfehre zwiſchen Häfen diefer Gegenden oder zwischen 
folgen und europäiſchen Häfen*“) ausgeſprochen hat, für letzteren 
Verkehr jedoh nur dann, wenn es fih um ben Dienft in dem 
Kohlen- und Keffelräumen der Dampfihiffe handelt und wenn 
bei der Anmufterung im Auslande zugleih die Rüdfahrt aus- 
bedungen ift. 

b) Für Berfonen, welche, ohne zur Schiffsbefagung zu gehören, 
in einer an ſich verficherungspflichtigen Art ($ 1 Ziff.1, 2 IVG.) 
zu Schiffszweden bejchäftigt werben, ift der allgemeinen Regel ent= 
ſprechend, der Beſchäftigungsort entſcheidend. Daher find ſolche 
Perſonen, wenn ſie in deutſchen Häfen auf ausländiſchen Seeſchiffen 
beſchäftigt werden, verſicherungspflichtig. Eine Ausnahme beſteht 
nur für ſolche ausländiſche Seeſchiffe, welche den Charakter der Er- 
territorialität an ſich tragen, alſo für Kriegsſchiffe und Schiffe eines 
reiſenden Souverains, die zu deſſen Dienſt ausſchließlich beſtimmt 
find.) Andererſeits bleiben ſolche Perſonen verſicherungsfrei, wenn 
ſie zwar auf deutſchen Seeſchiffen, aber in ausländiſchen Häfen be— 
ſchäftigt werden;) die Ziff. 8 der bunbesrätlihen VD. v. 27. Dez. 
1899 hat daher nur deklaratoriſchen Charakter.*°) 


“) Bei Schiffen, welche unter auslandiſcher Flagge fahren, wird ein 
etwaiger Smeifel, ob es fi um ein Seeſchiff oder um ein Binnenſchiff Handelt, 
nad} dem Rechte ber Flagge zu enticheiden fein. 

+) AN. 97 ©. 380 Nr. 587 Abi. 4. 

©) Bel. oben $9 R. 37. 

+38) Ausgeſchloſſen insbefondere ber Verkehr mit amerikaniſchen und norbs 
efrifanifhen Häfen. Gebhard-Düttmann S. *37 Anm. 26. 

) AR. 97 Nr. 587 cit, vorlefter Abfag; Pereld ©. 101 ff, 121 und 
desfelben Verfaſſers Auffag über „die Nechtäftellung ber Kriegsſchiffe in fremben 
Hoheitägemwäffern" im Archiv f. öff. Recht I ©. 686 ff. 

#) Dies muß zunädft für Handelsſchiffe gelten; vgl. bazu analog bie Aus ⸗ 
Führungen in AN. 97 Nr. 587 vorlegter Abjag, denen gegenüber die in AR. 98 
©. 265 Rr. 1711 (gl. auch Anl. Ziff. 4) In der Faffung zu weit gehen. Bel. 
Pereis &.74. ber aud für Ariegafgiffe wird auf diefer Seite der Ber 
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2. Im Gegenfag zu ber die Seefahrzeuge betreffenden Regelung 
erklärt $ 1 Ziff. 3 nicht Die Schiffshefagung deutſcher Binnenſchiffe, 
ſondern ſchlechtweg die „von Fahrzeugen der Binnenfchiffahrt” für 
verficherungspflichtig. Hiernach kommt es bei legteren, und zwar 
ohne Unterſchied zwiſchen Schiffsbefagung und anderen zu Schiffe 
zweden befoäftigten Perfonen, nicht auf die Nationalität und das 
Flaggenrecht, fondern prinzipiell auf den Beihäftigungsort an. 

a) Auf der einen Seite find die in Binnenſchiffahrtsbetrieben 
beſchäftigten Perfonen verfiherungsfrei,t") ſoweit ſich die Beſchäfti— 
gung jenſeits der Reichsgrenzen vollzieht. Das gilt nach obigem 
z. B. auch für diejenigen Binnenſchiffe, denen gemäß $ 26a des 
Flaggengeſ. v. 22. Juni 1899 in der Faſſung des ©. v. 29. Mai 1901 
das Recht zur Führung der Reichsflagge zufteht, die aber „ausſchließlich 
auf ausländiſchen Gewäſſern verkehren.) Nur tritt in Anwendung 
der allgemeinen Regel des $ 65 Abf.3 Schlußſatz Verfiherungspflicht 
ein, wenn und foweit die Beſchäftigung vorübergehend im Auslande, 
aber in einem Binnenfchiffahrtsbetriebe ftattfindet, deſſen Sig im 
Inlande belegen ift.) Bei Beftimmung des Sites eines Binnen⸗ 
ſchiffahrtsbetriebes?o) wird jegt auch verfiherungsredtlih dem 
Heimatsort des Schiffesꝰ) eine befondere, obgleich nicht ausfchlag- 
gebende Bebeutung zukommen. 

b) Umgekehrt ift auch das „Perfonal” (die Schiffshefagung) 
ausländiſcher Binnenſchiffe verfiherungspflichtig, ſobald biefelben in 
das Reichsgebiet eintreten. Es findet dies in ber Sonderbeftimmung 
des $ 65 Abſ. 4 feine Betätigung, nad) welchem in einem folden 
Falle, namentlich für die Beſtimmung der Zuftändigfeit zur Durch— 
trachtung feine Ausnahme anzuerkennen fein, da bie pofitive Unterftellung von 
ſolchen Schiffäarbeitern unter die Verfiherungägefeggebung augenſcheinlich über 
den Zweck der Exterritorialität hinausgeht. 

*) gl. hierzu und mit Bezug auf die Damit ausgefchloffene Selbſtverſicherung 
($ 14 Siff. 3) oben $ 9 III. 

*) Analoges gilt für die Selbftverfierung der Schiffsführer. 

) BD. v. 1. März 1900 (REB. S.41): untere Donau und gewifſe 
Flaſſe Oftafiens. 

©) AN. O1 ©. 362 Rr 1850 (Unfalfache), wobei aber die Ausführungen 
oben $ 13 I, 3 zu beachten find. 

5%) Vgl. 86.16. 228 ff. und fpeziell Handbuch der Unfallverfiherung Anm. 36 
au $ 1 des Ausdehnungsgeſetzes. 

") $ 6 bes Binnenfiffahrtögefeges. 
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führung der Verficherung, als Beſchäftigungsort des Perfonals ein- 
heitlich der Sig derjenigen Verfiherungsanftalt gelten fol, in deren 
Bezirkꝰ) das Schiff bei Überfahren ber Grenze zuerft eintritt.) 
Immerhin erhält auch jenes Prinzip eine weſentliche Beſchränkung 
dadurch, daß dasfelbe nach Ziff. 7 der Bundesrats-BD. v. 27. Dez. 
1899 nur gelten fol, fofern jene Schiffe nad) der Entſcheidung ber 
unteren Verwaltungsbehörde des gedachten Beichäftigungsortes im 
Inlande einen regelmäßigen Verkehr von erheblicher Dauer unter- 
halten, während mangels einer folhen Entfeidung’*) die „Dienft- 
leiftungen des Perfonals ausländiiher Schiffe, die im Binnenſchiff- 
fahrtsverkehre deutſche Waſſerſtraßen befahren”, verficherungsfrei 
bleiben ſoll. Dabei ſoll nach den getroffenen Vereinbarungen ein 
Verkehr von erheblicher Dauer, im allgemeinen und von anderen 
Merkmalen abgeſehen,*) jetzt ſchon dann angenommen werden, wenn 
ſich die Fahrten des einzelnen Schiffes im Inlande auf durch- 
ſchnittlich jährlih 10 Wochen erftreden.”) Auf die nicht zur Be— 
fagung gehörigen, aber zu Schiffszieden im Inlande verfiherungs- 
pflihtig beſchäftigten Perſonen erftredt fi der Ausnahmebeſchluß 
des Bundesrats nicht.) 

3. Obgleich die Flößerei nicht zur Schiffahrt gehört und überall 
den allgemeinen Regeln unterliegt, jo möge doch des Zufammen- 
hanges wegen hier noch bemerft werben, daß am Schluß der BD. v. 
27. Dez. 1899 der Bundesrat die Regierungen der einzelnen 
Bundesftaaten aud ermächtigt hat, mit Zuftimmung des Reichs— 
kanzlers widerruflih anzuordnen, daß und inwieweit vorübergehend 
im Inlande ftattfindende Dienftleiftungen folder Ausländer, welche 
übungsgemäß im $lößereibetriebe beſchäftigt werben, als verfiche- 
rungspflichtige Beſchäftigung nicht anzufehen find. Won der ent 
ſprechenden Ermächtigung der früheren VD.) hat der preußifche 


s2) Der Text jagt „Begirker. 

®) Dazu Rundfhr. RBX. v. 20. Ian. 1900, AR. ©. 667 f. 

) GebhardeDüttmann S. *36 Anm. 24 Abſ. 1 a. E. Die Entſcheidung 
erfolgt von Amts wegen (UN. 00 ©. 668); fie lag früher der Landesregierung 
ev. dem Reichskanzler ob. 

*) „Zxagfähigkeit“: AN. 00 S. 668, brittleiter Abſatz und dazu Genaueres 
im Handbuch Anm. 36, vorlegter Abſatz a. E. zu $ 1 Ausd.®. 

) Fruher 12 Wochen; vgl. dazu $ 46 IIB. mit $ 32 ©. 89. 

») Gebharb-Düttmann ©. *36 Anm. 2. 

5%) Bl. oben $ 13. N. 12. 
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Handelsminifter unterm 27. März 1891 dahin Gebrauch gemacht 
daß er die übungsgemäß in Flößereibetrieben auf den oftpreußifchen 
Gewäſſern, auf der Weichfel und dem oberen Laufe der Warthe 
ftattfindenden vorübergehenden Dienftleiftungen ber ruſſiſch-polniſchen 
und galiziſchen Flößer (Fliffafen) von der Verſicherungspflicht aus- 
genommen hat. 


S 22. Hausgewerbetreibende. 


I. Die ſog. Hausinduſtrie iſt zunächſt eine wirtſchaftliche Er— 
ſcheinung) und als ſolche zu erfaſſen. Am kürzeſten und treffendſten 
iſt fie wohl von Brentano in feinem Schlußwort bei den Verhand⸗ 
lungen bes Vereins für Soztalpolitit von 1899'*) dahin charakteriſiert 
worden, daß es fich bei ihr „um einen Großvertrieb von Waren 
handelt, die im Klein betriebe hergeftelt find“. Cine Menge 
kleinerer wirtſchaftlicher Eriftenzen produzieren in eigener Wohnung 
ober Werkftatt mit handwerksmäßiger Tehnit Waren für ben 
Maſſenabſatz, welcher aber demnächſt nicht durch fie felbft, ſondern 
dur einen Fapitalbejigenden und den Markt fennenden Händler, 
welcher häufig zugleich auch Rohſtoffe und Werkzeuge Liefert, beforgt 
wird. Dadurch treten fie in eine gewiſſe Mittelftelung zwiſchen 





) Grunlegend für die tatſachliche Ausgeftaltung berfelden find jet bie 
vom Verein für Sozialpolitit veranftalteten Cinzelunterfuhungen und Dar: 
ftellungen, enthalten in 3b. 84—87 feiner Schriften: „Baußinduftrie und Heim- 
arbeit in Deutſchland und Oſterreich“ (1999). Dazu die Verhandlungen ber 
Breslauer Generalverfaommlung in Bb. 88. Für die rechtliche Seite der Sache 
ift bie unmittelbare Ausbeute nicht allzu groß; ngl. 3.8. Rähler, Materialien 
zur Beurteilung der rechtlichen Stellung der Hausinduſtrie in Deutſchland, 
3b. 87 S. 1-20; dazu desſelben Rede Bb. 88 ©. 74 ff. und für Oſterreich bie 
von v. Philippovich ©. 40 ff. Einen bankendwerten Verſuch einer rechtlichen 
Berarbeitung des Material macht Hahn im Verwaltungsardiv Bb. 9 S. 234 ff. 
— Aus der neueren national-ölonomifgen Literatur vgl. noch den Art. „Hauss 
induſtrie von Sombart in ber 2. Aufl. be Handworterbuchs der Staats 
miffenfehaften (1900) und die bort enthaltenen, fehr ausführligen Literaturs 
angaben ſowie die zufammenfaflenden Darftellungen von v. Philippovid, 
Allgemeine Vollswiriſchaftslehre, 2. Aufl. (1897) ©. 164 und Schmoller, 
Grundriß der allgemeinen Volkswirtſchaftslehre (1900) S.424 ff. Monographie 
von Liefmann (vgl. oben $ 6 N. 1), aud für den Juriften durch Darftellung. 
und Kritit anregend, wenn auch pofitiv im Enbrejultate nicht durchſchlagend. 

) Schriften Bd. 88 S. 93; vgl. auch v. Philippovich a. a. D. 
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jelbftändigen Handwerkern und abhängigen Lohnarbeitern. Die 
Produktion in eigener Betriebsftätte gewährt ihnen an fi eine 
gewiſſe perſönliche Bewegungsfreiheit, der Ausſchluß vom Marfte 
mediatiſiert ſie als Verkehrsſubjekte und bringt ſie in Abhängigkeit 
vom Händler (Verleger). Das Intereſſe des letzteren als des wirt- 
ſchaftlich Stärkeren wird aber ſchließlich für die tatfählihe Aus— 
‚geftaltung des ganzen Verhältniffes maßgebend. Der hausinduftrielle 
Betrieb gewährt dem Großunternehmer die Möglichkeit, faft alle 
allgemeinen Betriebsunfoften 3. B. für Beleuchtung, Heizung, Ver— 
zinfung und Amortifation der Gebäude zu fparen und auf den Ver- 
lagsproduzenten (Hausgewerbetreibenden) abzumälzen. Er gewährt 
ihm aber in Verbindung damit, bei dem faft völigen Mangel feit- 
gelegter Betriebskapitalien, die fernere Möglichkeit, die Schwankungen 
des Marktes und namentlich „ſchlechte Konjunfturen abzumälzen auf 
den Arbeiter”,2) indem er mit Leichtigkeit und in kurzer Frift den 
Betrieb bald auszudehnen, bald aber auch ohne pofitiven Verluft 
einzuſchränken vermag. Bei biefer Sachlage wird die größere per- 
ſönliche Freiheit, wie immer, eine Geißel für den wirtſchaftlich 
Schwäderen;?) „ber Kern der Arbeitsfreiheit des Hausinbuftriellen 
liegt in der Ermöglichung der Nachtarbeit“.) Dazu kommt, daß 
‚gerade die Loderung der perſönlichen und Rechtsbeziehungen zwiſchen 
Verlagsprobugenten und Verleger und bie bamit gegebene Viel- 
geftaltigkeit der Verhältniffe der Durchführung von Arbeiterſchutz 
und Arbeiterverfiherung auf dem Gebiete der Hausinduftrie weſent⸗ 
liche Schwierigkeiten bereiten, ein Umftand, der auch im Bereiche 
der Invalidenverfiherung charakteriſtiſch hervortritt, aber wieberum 
für den Unternehmer einen befonderen Anreiz bietet, dieſe Be— 
triebsform vor der des zentralifierten Fabrifbetriebes zu bevor: 
augen. 

D. Die rechtliche Erfaffung des Begriffs der Hausinhuftrie?) 
iſt auf dem Gebiete der Invalidenverſicherung durch die im $ 2, 
bejonders Ziff. 2, aufgeftelten Merkmale beftimmt und gebunden. 


2) Brentano ©. 94; Sombart ©. 1139 Sp. 2. 

>) Bgl. 8.1 ©. 140. 

) Sombart a. a. O. 

>) Bgl. Anl, KBW. Siff. 33; Hahn, wie N. J eiliert; beſonders aber 
Gebhard, Die I. und A.«V. der Haudgewerbetreibenden ber Tabakfabrikation 
(1892) S. 8 ff. und „Verſicherte Perfonen“ (1890) ©. 278 ff. 
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Immerhin weift das Gefeß gerade dadurch, daß es feiner eigener 
Definition den Klammerzufat „Hausgewerbetreibende” beifügt, auf 
die Berüdfihtigung der wirtſchaftlichen Verhälmiffe hin. Diefen 
nad) Möglichkeit gerecht zu werben, liegt im Sinne des Gefeß- 
gebers, und man darf fich daher hier weniger, wie bei irgend einer 
anderen Klaffe von Verficherungsintereffenten, durch Preffung und 
einfeitige Betonung einzelner Begriffsmerfmale den Weg dazu ver= 
legen. Die legteren find im mefentlichen bereits in Bd. I ©. 161 
bis 165 zur Erörterung gelangt; im Hinblid auf die inzwiſchen 
fortgeſchrittene Judikatur und Literatur möge noch folgendes befon- 
ders hervorgehoben werben: 

1. Die Hausinduſtrie ift, wie fhon der Name fagt, ein Zweig 
der Induftrie; die „Herftelung und Bearbeitung gewerblicher Er- 
zeugnifje” und zwar zumeift von gewerblichen Maſſenartikeln, bilbet, 
wie das Gejeg ausdrücklich hervorhebt, ihren Gegenftand. Außer- 
halb dieſes wirtſchaftlichen Gebietes findet der Begriff des Haus— 
gemerbetreibenben feine Anwendung; mit Recht ift fie daher in der 
Praris z. B. für eine zu Haus arbeitende Notarsfchreiberin ab- 
gelehnt worden.*) 

2. Die Hausgemwerbetreibenden arbeiten zu Haus oder doch, wie 
das Geſetz fagt, „in eigenen Betriebsftätten”. Erforderlich ift da- 
nach negativ Trennung von ber Betriebsftätte des Verlegers;) 
andererjeits pofitiv Verfügbarkeit für- den Hausgewerbetreibenden zu 
Zweden feiner Arbeit. Daß dafiir die Miete ein geeignetes Funda— 
ment abgeben Tann, ift gemäß Bd. J S. 162 N.25 von der Praxis 
anerfannt worben.®) Gelegentlihe Beſchäftigung in der Werkftatt 


9) AR. 96 &. 270 Nr. 502; dazu AR. 97 ©. 334 Nr. 577 (hausliches Sacke-⸗ 
fliden für einen Mühlenbetrieb) und AR. 99 S. 653 Nr. 775 (Rotenfchreiber 
und Arrangeur für eine Buch- und Mufifalienhandlung). 

7) Ein Bruder, der für den anderen in gemeinſchaftlicher Wohnung fpult, 
ift nit Saußgewerbetreibender, fonbern @ehilfe besfelben (AR. 97 &.590 
Rr. 616). — Dab Liefmann das Arbeiten in eigener Betriebäftätte überhaupt 
nicht mehr als Begriffsmerkmal des Hausinduftriellen gelten laſſen will (vgl. 
beſonders &. 60 ff., 71), ift bereits oben $ 6 N. 8 zur Sprache gelommen. 

®) Die Miete braucht nit Raummiete, fie Tann vielmehr auch bloße Platz ⸗ 
und Kraftfielenmiete fein; vgl. AR. 96 S. 361 Nr. 525 (Aufftellung des 
Kettenſtuhls in einer Mühle zwecks Benutzung der dort vorhandenen Wafferkraft). 
Es gehören hierhin namentlich auch gemiffe Falle des fogen. Ateliers (Bejamt- 
ober Gentralwertftätten:) Betriebes, in denen die Produktion mietweife „in der 
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des Verlegers, namentlich zweds Einarbeitung in Mobeneuheiten 
ober zur Ausführung einzelner Arbeiten, für bie e8 dem Haus— 
gewerbetreibenden an der technifchen Einrichtung fehlt, ſchließt den 
Begriff des legteren nicht aus.?) 

3. Der Hausgemwerbetreibende produziert „im Auftrage und für 
Rechnung anderer Gemwerbetreibenden”. Man kann die legteren im 
allgemeinen, anſchließend an den Sprachgebrauch der National- 
öfonomie, Verleger nennen; die zur Ausführung von $2 Ziff. 2 er- 
‚gangenen Bundesratsverordnungen bezeichnen fie, je nad ihrer 
eigenen Stellung zu Probuftion und Vertrieb, als „Fabrifanten, 
Fabrikkaufleute, Handelsleute”. Durch dieſe werden die Haus— 
gewerbetreibenden in Bezug auf den Warenmarkt mediatiſiert; 
Kundenarbeit oder, beſſer geſagt, unmittelbare Arbeit für die Kon— 
ſumenten ſchließt daher den geſetzlichen Begriff der Hausinduſtrie 
aus.) Es iſt dies wichtig hervorzuheben, weil die national 


Probuftionzftätte eines an ber Induftrie fonft nicht beteiligten Dritten“ erfolgt; 
vgl. 3. 8. die Schilderung bei Liefmann &. 113 Siff. 1 ſowie auch Schmoller 
&.427 Ziff. 1 a.C. Doc kann das „Atelier“ auch andere, unb zwar jehr 
derſchiedene mirtfhaftliche und rechtliche Bedeutung Haben; o iann e8 namentlich 
a) eine bloße Filiale der Fabrik und damit Betriebäftätte des Arbeitgebers 
ſelbſt fein. Der Porfteher bes Ateliers (Faktor) ift Betriebsbeamter des 
Fabrikanten, bie unter ihm Arbeitenden Feine Hausinduftrielle, ſondern einfach 
Lohnarbeiter ber Fabrif; b) das Atelier ift Betrieböftätte eines felbftänbigen 
Zwiſchenunternehmers und die darin Arbeitenden find deſſen Lohnarbeiter, aber 
gleichfalls keine Yaußindufteielle; c) ber Atelierbefiger ift, namentlih im Bin- 
bli auf feine perfönliche Mitarbeit, Saußgemerbetreibender und bie fonft barin 
Arheitenben defien Lohnarbeiter; d) ber Atelierbeſiher iſt jelbft Hausgewerbe ⸗ 
treibenber und bie übrigen, denen er gegen Miete Plahe abgibt, gleichfalls; 
©) das Atelier gehört einer Sozietät von Bauögemerbetreibenden. — für bie 
Scheidung ber verfchtedenen Fälle find befonder8 die Darlegungen und Zus 
fommenftellungen bei Liefmann &.109, 112 ff. inftrultin; bie Fälle a—c 
find in dem, auf die Tabakinduftrie bezuglichen Rundf—reiben ABA. v. 5. Zuli 
1899 (AR. 99 S. 683) enthalten ober doch angedeutet; zu a nod AR. 08 
©. 866 Rr. 1040 (Schleifer uſw.); zu Fall c auch Gebhard, Tabakfabrilation 
S. 86; vgl. aud Liefmann S. 120 und im allgemeinen noch Sombart 
$ 3 Ziff. 2 und den gleichen Artikel in der 1. Aufl. des Wörterbuchs $ 11. 

) AN. 99 S. 641 Nr. 769. 

’) So find Schufter und Schneider, die für das Publikum arbeiten, eben 
folge Garnfpinnerinnen, Weberinnen uſw. jelbftändige Gewerbetreibende (UN. 91 
S. 183 Nr. 78, UN. 95 ©. 214 Nr. 423; dazu Anl. Ziff. 33 Abſ. 4). Daß dieſe 
Kunden gelegentlich, was fie nicht felbft brauden, meiter veräußern, verſchlägt 
nichts (AN. 96 S.175 Nr. 483). 
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õtonomiſche Wiſſenſchaft heut vielfach geneigt ift, Hausinduftrie auch 
in folgen Fällen anzunehmen, wo „nicht einmal eine fommerzielle 
Abhängigkeit der Hausgemerbetreibenden befteht“, in denen diefe 
ihren Abſatz vielmehr teils felber (4.8. im Wege des Haufier- 
handels) beforgen, teils im Wege der Genoſſenſchaftsbildung „durch 
Drgane, die wirtſchaftlich von ihnen abhängig oder ihnen höchſtens 
Toordiniert find, beforgen laſſen“.!) Vom Standpunkte des Gefeges 
liegen in diefen Fällen zweifellos unbedingt felbftändige Unter 
nehmungen, nicht bloß halbfelbftändige Hausgewerbebetriebe vor.'?) 
Dagegen wird mit Recht der gejegliche Begriff des Hausgewerbe- 
treibenden nicht ausgeſchloſſen, wo bie hausgewerbliche Axbeits- 
leiftung nit unmittelbar für den den Abſatz beforgenden Verleger, 
fondern nur für andere, das Produkt erft fertig herſtellende Haus- 
gemerbetreibende erfolgt, wie 3. B. das Spulen für andere Haus— 
inbuftrielle der Tertilinduftrie, das Zurichten für hausgewerbliche 
Zigarrenarbeiter u.a. m. Hier wird ähnlich, wie auch fonft,'?) der 
eigentliche Charakter des Verhältniffes durch das Dazmifchentreten 
der Mittelöperfon nicht alteriert.'*) 

4. Die oben dharafterifierte KHalbjelbftändigfeit des Haus- 
gewerbetreibenden bringt das Geſetz dadurch zum Ausbrud, daß es 
ihn einerfeits als einen „ſelbſtändigen Gemwerbetreibenden” bezeichnet, 
andererjeitd aber doch von anderen Gewerbetreibenden „beſchäftigt 
werden“ läßt. Durch feine Selbftändigkeit unterſcheidet fi der 


1) So das Referat von Alfred Weber in „Schriften“ Bd. 88 ©. 16. 

12) flbereinftimmend namentfih Bahn ©. 237 in Bezug auf die von ihm 
zujammengeftellten Fälle (vgl. oben R.1) u.a.m. — Bebenkli iſt die in 
AR. 97 ©. 184 Nr. 545 bervortretende Auffafjung, wonach nicht bloß die 
Produktion von Abſatzartikeln, fondern aud die von Verbrauchsartikeln für 
den Gewerbebetrieb den Begriff der Hausinduſtrie ſoll erfüllen kdnnen. Es 
handelt fi Bier um die Anfertigung von Leinwand, melde in einer Seiben- 
»infcgfabrit zu Wrbeitsfärzen, Mafdinengüllen, Puglappen u. dol. gebraudt 
wurde. Der Betreffende wurde für einen Hausgewerbetreibenden ber Zertil- 
inbuftrie erflärt. Wie nun, wenn es fi) um eine Maſchinenfabrik gehandelt 
ätte? Zur Vermeidung bed „unerfreulihen” Reſultats, den Weber, der früher 
Seivenftoffe Hergeftellt hatte, jet ald Vollunternehmer verficerungäftei laffen 
7 müffen, hätte wohl in Betracht gezogen werben Können, ob berfelbe nicht als 
Seimarbeiter des Fabrilanten fich qualifizierte (vgl. den letzten Abfah). 

») Bel. oben $ 6 R.48 über „mittelbare Arbeitöverhältniffe". Die Frage 
des Arbeitgebers bleibt allerdings Bier dahingeftellt. 

”) AR, 98 S. 559 Nr. 678, AN. 99 S. 635 Nr. 764. 
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Hausinduftrielle von dem unfelbftändigen fog. KHeimarbeiter!>y 
(Außen- oder detachierten Arbeiter), durch feine Abhängigkeit gegen- 
über dem Verleger von dem völlig felbftändigen, wenn aud für 
andere Gewerbetreibende produzierenden Unternehmer. Diefe „Mittel- 
ftelung zwiſchen Unternehmer und unfelbftändigem'*) Lohnarbeiter" 
ift bereits in Bd. I ©. 163 ff. ausführlich erörtert und dabei he= 
ſonders betont worden, daß diefelbe nicht nah einem einzelnen 
Momente, fondern nur unter Heranziehung aller für den Gegenfag 
von wirtihaftliher Selbftändigfeit und Unfelbftändigfeit in Betracht 
kommenden Verhältniffe,'”) nach der Gefamtwürdigung des konkreten 
Falles beftimmt werden kann. Auch die Praris des ABA. hat im 
allgemeinen diefen Standpunkt afzeptiert,!®) immerhin aber Doch ge— 
legentlich einzelne Momente fo ftark betont, daß danach die Gefahr 
einer einfeitigen Beurteilung nicht unbedingt ausgefchlofjen erſcheint. 
So ift namentlih im Verhältnis des Hausgewerbetreibenden zum 
Vollunternehmer auf die eigene Mittätigfeit des erfteren im Gegen- 
ſatz zu einer bloßen Betriebsleitung bisweilen allzu großes Gewicht 


1) Oft wird, namentlich in ber national-dkonomiſchen Literatur, der Aud- 
brud „Seimarbelter" auch ais gleichbedeutend mit „Yausinbuftrieller” gebraudt, 
und zwar zum Seil fo, daß mit beiden Ausbrüden jegliches Arbeiten außerhalb 
ber Betriebäftätte bes Arbeitgebers umfaßt wird (ngl. aud) $ 4 des RO. betr. 
die Gewerbegerichte, v. 29. Juli 1890 mit $ 119b der Gewerbe-O. und bazu 
Kähler, Schriften, Bb. 87 &.20). Für die juriftifhe Technik empfiehlt fi die 
auch in der Praxis gebrauchliche (vgl. Anl. Ziff. 33 Abf. 4 a. €.) terminologtie 
Scheidung. 

) In Bd. I Druckfehler „jelbftändigem*! 


m) Bol. oben $ 6, auch 3. B. AN. 95 Nr. 456 ©. 248 leiter Abſat. — 
Einen Fragebogen zur Aufklärung der Verhältniffe der in eigener Behaufung 
für Gewerbetreibende tätigen Perfonen Hat die Berfiherungsanftalt Schlefien 
aufgeftellt; vgl. benfelben in ArbV. 92 ©. 29 und einen ähnlichen bei Geb⸗ 
hard, Tabakfabrikation S. 41. — Daß fpeziell der Umftand, ob der Produzent 
die Roß und Hilfsftoffe felbft beſchafft (Hausinduftrie auf Grundlage des Kauf⸗ 
ſwſtems) ober nit (Lohnſyſtem), nicht unbedingt entſcheidend fein kann, hebt 
das Geſetz jelbft in bem Sinne hervor, daß auch im erfteren Falle, bei fonft 
gegebenem Tatbeſtande, Hauögemwerbebetrieb angenommen werben barf. Pol. 
3.1 S. 165 N. 4la; anders in gemiffem Umfange $ 4 des Gewerbegerichis⸗ 
gefeged. — Über die Beidäftigung und bie Zahl der Slfäperjonen vgl. unten. 
im Terxt Siff. 5. 

») Anl. Ziff. 33 Abſ. 2 und namentlih AN. 91 S.180 Nr. 77 Abi. 2 
ſowie AN, 95 Nr. 456 ©. 248 Abi. 2, auch AR. 03 S. 575 Nr. 1098, 
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gelegt worden; '%) im Verhältnis zum Keimarbeiter aber wird be= 
fonders die perfönlihe Bewegungsfreiheit des Hausinduftrtellen,2% 
feine Beſchäftigung nit auf Grund eines länger dauernden Dienft- 
vertrages, ſondern einer Reihe in Einzelaufträgen ſich erichöpfender 
Werfverträge,2') andererſeits die mehr auf zufälligen und vorüber- 
gehenden Gründen beruhenbe Detachierung des Heimarbeiters??) allzu 
energifch in den Vordergrund gefhoben. ft doch fogar das RYAN. 
To weit gegangen, einzelne diefer Momente in den Worten des Ge- 
ſetzes ausdrücklich ausgefprochen finden zu wollen. So follte die 
perjönlie Mittätigkeit des Hausinduftriellen durch das „beichäftigt 
werden" zum Begriffsmerfmal erhoben fein; fo follte ferner, wie 
ausführlich begründet wurde, „Die vom Gefeßgeber betonte Selb- 
ftändigfeit des Hausgemwerbetreibenden nicht in der wirtſchaftlichen, 
fondern nur in der perfönlichen Unabhängigkeit gefunden werben“, 
während doch, wie ſchon der Vergleich mit $ 105 der Gemwerbe-D. 
ergibt, die Kennzeichnung der Hausinduftriellen als „jelbftändige 
Gewerbetreibende” nichts anderes, als einen Hinweis auf gemiffe, 
bei ihnen ſich findende Momente einer Unternehmerftelung, d. h. 
aber wirtſchaftlicher Selbftändigfeit im oben erörterten Sinne”?) 
enthalten foll. 


Im der Tat fann den angeführten Einzelmomenten, wie fi) 
folgerichtig aus den vom RVA. felbft aufgeftellten Prinzipien ergibt, 
für die Abſcheidung des Hausgewerbetreibenden als Zwiſchenſtufe 
zwiſchen Unternehmer und Arbeiter nur berjelbe relative Wert zu- 
kommen, wie für die Abgrenzung der legteren beiden Begriffe felbft. 
Darauf hat aud die Literatur, zum Teil unter VBeibringung tat» 


») So m. E. in AN. 95 Nr. 456 S. 249 Abf. 1: „von vornherein auds 
zuſcheiden“. Vorſichtiger die Fafſung in Anl. Ziff. 33 Abſ. 4. 

20) Bor Allem die grundlegende Entſch. AN. 91 S. 181 Nr. 77, ferner AR. 
92 ©. 45 Nr. 133 und die, aud im Refultat jehr bebenklihe, Entſch. AN. 99 
S. 640 Rr. 768. Dazu Anl. Ziff. 33 Abſ. 6 und den einfiußreich gemefenen, 
aber auch fonft ſehr anfechtbaren Vortrag des Staatskommiſſars Sybel, ab» 
gebrudt in Arbv. 91 ©. 609, befonders S. 610 Abſ. 4. Neuerdings ebenſo 
AR. 02 S. 287 Rr. 956. 

2) AR. 91 Nr. 77 ©. 182: „Einzelaufträge, nad) deren Erledigung das 


Rechtsverhaltnis erfüllt und beenbigt ift.“ AR. 92 Rr. 133 S. 46 Abſ. 1 u. a. m, 


auch Anl. Ziff. 33 Abſ. 6 a. E. 
2) AN. 91 Nr. 77 S. 188 Abſ. 2. 
=) Bgt. oben $ 6 Ziff. 1, befonders a. €. 
Roiin, Recht ber Mrbeiterberficerung. Band II. 13 
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ſächlichen Materials, verſchiedentlich hingewiefen,*) während anderer- 
feits dieſelbe zugleich ein draſtiſches Beiſpiel dafür geliefert hat, wie- 
weit man fi durch einfeitige Betonung einzelner Momente von der 
Abficht des Geſetzgebers entfernen kann.) Dem gegenüber werben 
die durch $ 155 IVG. an die Grundfäge des NUA. gebundenen 
zuftändigen Entſcheidungsbehörden ſich zu vergegenwärtigen haben, 
daß doch auch das RPA., wie hervorgehoben, prinzipiell auf bie 
Gefamtwürdigung des Falles verweift und aud da, mo es einzelne 





*) Beſonders und mit Recht angefochten wurde in ber Literatur die ſcharfe 
Gegenüberftellung von wirtſchaftlicher und perjönliger Selbftänbigleit und die 
einfeitige Betonung ber lefteren; ogl. ſchon Bruch in Arb®. 92 ©. 362 (im 
Hinbliæ auf bie auh von Liefmann herangejogenen unterelfäfiichen Ber: 
Hältniffe), Gebhard, Tabakfabrikation ©. 21 ff., Berficerte Perfonen ©. 284, 
v. Swiedined-SüdenHorft in ber Tübinger Ziſchr Bb. 57 ©. 586 Anın. 3 
und neueſtens bejonder® Weymann unter Hinweis auf die au oben im 
Zert Hervorgehobene häufig fehr „illuforif—e* Art jener perfönlichen Freiheit. 
Daß übrigens die Iegtere auch bei Afforbaufenarbeitern in berfelden Weiſe 
gegeben ift, erfennt dad ABA. AN. 91 S.183 Abf. 2 felbft an; die Ausführung 
in AN. 91 S. 46 Abſ. 1, daß fie Hier von „mehr äußerliher Bedeutung”, 
beim Hausinbuftriellen aber „recht eigentlich ein Ausflug des felbftändigen 
Charakter feiner Beihäftigung” fei, beruht wohl auf einem Argumentieren 
ex post. Daß übrigens aud) eigentliche Fabritarbeiter eine weitgehende perjönliche 
Selbftänbigfeit genteßen Tönnen, vgl. [don oben $6N.8. Andererſeits ſchließt 
eindringenbe Beauffihtigung bed Saußinduftriellen durch einen Faktor ben Ber 
geiff desfelden nicht aus; vgl. Bruch a. a. D. Gegen bie zu weitgehende Unter: 
ſcheidung zwiſchen Cinzelaufträgen (Werkvertrag) und dauerndem ‚Arbeit: 
verhältnis (Dienftvertrag) und für bie Moglichten des Ieteren auch bei Haus⸗ 
gemwerbetreibenben vgl. namentlih Bruch a. a. O, Hahn im Vermaltungs- 
archiv ©. 247 f., aud) die Ausführungen des Abg. Stadthagen, Sten. Ber. 
zum IBG. ©. 2129 ſowie im allgemeinen oben $ 6.R.56. — Zu R. 22 vgl. 
Gebhard, Tabakfabritation S.21. — In Bezug auf die N. 19 berührten Ver 
Hältniffe wird namentlih in Betracht kommen, daß häufig Hausinduftrielle, 
melde mit ihren Familienangehörigen ober aud; mit anderen Bilfäperfonen 
felbfttätig mitarbeiten, bei zunehmendem Alter ober fonftigen Gebrechen ſich 
auf ben äußeren Verkehr mit dem Verleger und bie Auffihtsführung zurüd: 
ziehen müffen, worin dod ein Übergang zur höheren Unternehmerftellung nicht 
gefunden werben Tann. Gerade die citierte Entſch. wird daraufhin bedenklich. 

25) Ich meine Liefmann, beflen Ausführungen über perjönlihe Gelb: 
ftändigfeit und Werkvertrag ber Hausinduftriellen fi) mit denen des RVA. 
ſtark berüßren. Daß berfelbe ſchließlich dazu kommt, bad Arbeiten in eigenen 
Betrieböftätten ganz auszuſchalten und bie Sanbmeber in ben Markircher Far 
brifen wegen ihrer perfönlichen Freiheit als Hausinduſtrielle zu reflamieren, ift 
bereit oben N. 7 mit $ 6 N. 8 Hervorgehoben worden. 
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Tatbeftandsmomente allein ober mit anderen ſcheinbar als aus- 
ſchlaggebend betont, doch durch gelegentliche Einfchiebung eines „im 
allgemeinen, regelmäßig, in den Regelfällen uſw.“ erfennen läßt, 
daß auch eine andere Auffafjung nad Maßgabe des konkreten Falles 
und der wirtſchaftlichen Umftände desjelben nicht ausgeſchloſſen fein 
fol. Auf die legteren, insbejondere auch auf die allgemeine Ge- 

- ftaltung des betreffenden Induftriezweiges, weiſt auch das RVA. mit 
Recht hin;?*) ebenſo läßt das Gejeg, indem es die verorbnende 
Tätigfeit des Bundesrat? auf „beftimmte Berufszweige“ verweiſt, 
erkennen, daß es die Stellung der Hausinduftriellen nicht als eine 
vereinzelte Erfehelnung,??) fondern als den Ausbrud einer allgemeinen 
Betriebsform und der in ihr zu Tage tretenden wirtichaftlichen 
Tendenzen, insbefondere der oben geſchilderten des Fapitalbefigenden 
Unternehmertum auffaßt. Am legten Ende wird aber auch hier?®) 
in Zweifelsfällen die Vermutung zu Gunften der Verfiherung Aus- 
ſchlag geben müffen, fo daß im Verhältnis des Hausgemwerbetreibenden 
zum Vollunternehmer einerfeits und zum Lohnarbeiter anbererfeits 
in dubio dort zu Gunften des erfteren, bier aber zu Gunften des 
letzteren zu entſcheiden ift. 

5. Auf dem Gebiete der Hausinbuftrie fommen nicht bloß Haus- 
gemerbetreibende und Verleger in unmittelbarer Beziehung zu ein- 
ander verfiherungsrechtlih in Betracht. Vielmehr fann zunächſt 

a) der Hausgemwerbetreibende ſelbſt Hilfsperfonen?®*) befchäftigen, 
welche ihm gegenüber die Stellung von einfadhen „Lohnarbeitern“ 
einnehmen. Das Gefeg läßt durch feinen Wortlaut erkennen, daß 
die Beſchäftigung folder Lohnarbeiter und deren Zahl den Begriff 
des Hausinduftriellen an fid nicht ausſchließen und den legteren nicht 
für ſich allein zu einem Vollunternehmer verwandeln fünnen.?°) 





%) AN.91 S. 188 Abſ. 2; vgl. aud) bad. LWA. v. 30. Nov. 1891 (ArbV. 92 
&.235 = Reger XI ©. 178). 

2) In biefem Zuſammenhange erhalten auch bie oben N.22 berührten Ver⸗ 
Hältniffe ihre richtige Bedeutung; vgl. das in vor. N. citierte Erf. des bad. LVA. 

=) Bol. oben $6N.5. 

=) Der $ 2 Abſ. 1 Ziff. 2 ſpricht von „Lohnarbeitern“, $ 2 Abſ. 2 Ziff. 1 
nnd 2 von „Behilfen, Gefellen und Lehrlingen“. Vgl. Hahn im Verwaltungs⸗ 
ardiv S. 250 f. 

2) Bol. Bb.1 ©.165 R. 41. Die Beachtung auch diefed Moments im 
Zufammenhange ber gefamten Lage des Falles ift damit natürlich nicht abge 
Iegnt. Vol. Anl. RBA. Ziff. 33 Abſ. 4 mit 8. 

13* 
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Weitgehend beſchränken fi allerdings die Hausgewerbetreibenden 
auf eine Keranziehung ihrer Familienangehörigen, deren Verſiche- 
rungspflicht ji dann nach allgemeinen Grundfägen beftimmt.?%) 
b) Zwiſchen den Kausgewerbetreibenden und den Derleger 
ſchieben ſich vielfach gewiſſe, an der Produktion ſelbſt beteiligte?') 
Zwiſchenperſonen unter ben verſchiedenſten Benennungen (Faktor, 
Ferger, Kontraftor, Ausgeber, Zwiſchenmeiſter, Kommiſſionswerk- 
meifter) ein, welche in irgend einer, mehr ober weniger eingreifenden 
Form durch Übernahme und Verteilung der Aufträge, Eintreibung 
der Produkte, Beihaffung der Werkzeuge oder Werfftätten?®) ober 
aud des Rohftoffs zwiſchen Beiden vermitteln.) Die wirtidaft- 
liche und verſicherungsrechtliche Beurteilung diefer Zwiſchenperſonen 
kann verfchieben fein. Sie können unter Umjtänden und zwar be= 
fonders dann, wenn fie in ihrer Stellung Unternehmergewinn be— 
ziehen und Rififo tragen, als wirkliche Vollunternehmer erjheinen.?*) 
Sie fünnen felbft Hausgewerbetreibende und damit gleihjam primi 
inter pares fein.) Cie fönnen aber endlich auch als ahhängige 





30) Sinfihtlih der zunädft in Betracht kommenden Chefrau vgl. oben 
8 12 R. 4. 

3) Den Gegenſatz bilden die an der Produktion unbeteiligten bloßen Pag: 
und Kraftftellenvermieter, vgl. oben N. 8. 

32) Bol. dazu den Fall oben N. 8 litt. d. 

3) Dazu ausführlih Hahn ©. 251 ff. und Gebhard, Verſicherte Perfonen 
S 208 ff. Aus der national:ölonomifhen Literatur beſonders Liefmann 
S. 0 ff, aud Sombart S. 1141 ff. Liefmann will S. 98 denjenigen, der 
ben Rohftoff jelbft fauft, um ihn den Berlagsprobuzenten zu liefern, nie als 
Zwiſchenderieger, fonbern ſiets felöft als Verleger, denjenigen, von dem er ihn 
Tauft, überhaupt nicht ais Verleger gelten laffen. Wenn aber nad) dem Gejeg 
die Selbftbeihaffung des Rohſtoffs den Begriff des Sausinbuftriellen nicht un 
bedingt ausſchllehen Tann, fo noch viel weniger den ber Zwiſchenperſon, namentlich 
im Sinne von $2 Ab. 2 Ziff. 2. — Für die Erfenntnid ber tatſächlichen 
Berhäftntffe vgl. aud AN. 99 &.633 ff; dazu aber auch AR. 02 ©. 551 
Rr. 1009. 

”) AR. 94 5.90 Nr. 337 mit AN. 99 S. 634 letzter Abſaz. Bei Hahn 
S.256 wird dieſer Fall nicht genügend gewürdigt. Auf die felbftändigen 
Swifchenperfonen ftellt in erfter Reihe $ 2 Abſ. 2 Ziff. 2 ab, nad) welchem unter 
Ausigaltung diefer bie Pflichten ber Arbeiter in Vezug auf die Bauß 
inbuftriellen und beten Hilfsperſonen ben Saupiverlegern auferlegt werben 
tönnen. Sierüber unten. 

3) Bol. auch oben N. 8 litt. d; dazu Hahn ©. 253, 256. Analogie bed 
„Vorarbeiterö*; vgl. Bd. I ©. 160 N. 17. 
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Bedienftete des Verlegers in höherer ober nieberer Stellung, als 
Gewerbe- oder Handlungsgehilfen °) ober als Betriebsbeamte?) ſich 
darftellen. 

III. Während die im Zufammenhange der hausinduftriellen 
Betriebsform beſchäftigten unfelbftändigen Perfonen, mögen fie fi 
als Zohnarbeiter des Hausgewerbetreibenden felbft (Gejellen, Ge— 
Hilfen, Lehrlinge ufw.) ober als ſolche des Verlegers (Handlungs- 
gehilfen, Betriebsbeamte uſw.) darftelen, hinſichtlich ihrer Verfiche- 
rungspflicht und Verfiherungsberehtigung den gewöhnlichen Regeln 
unterliegen, nehmen die Hausgewerbetreibenben felbft eine befondere 
Ausnahmeitellung ein.) Sie find nämlich kraft Geſetzes nicht ver- 
fiherungspflichtig, genießen vielmehr nad) $ 14 Bifj.2 nur das 
Recht der Selbftverfiherung. Sie tauſchen jedoch biefes gegen die 
Stellung eines Zmwangsverfiherten ein, wenn und infomeit der 
Bundesrat von der ihm nad $ 2 IVG. gewährten Ermächtigung 
Gebrauch macht, durch Beſchluß (Verordnung) „die Vorſchrift des 
$ 1 auf fie zu eritreden“. Für diefe bedingte Verjiherungspflicht 
ergibt ſich noch folgendes: 

1. Der Beihluß des Bundesrates fol für beftimmte Berufg- 
zeige der Hausinbuftrie nad) Maßgabe ihrer Verhältniffe und ber 
dadurch gebotenen Möglichkeit einer Durchführung der Verficherung 
ergehen. Die Abgrenzung des zu erfaffenden Berufszweiges ?°) fteht 
im Ermefjen des Bundesrats. Ortlich kann die Verordnung ſowohl 
das ganze Reichsgebiet einbeziehen, als auch ſich auf gewiſſe Bezirke 
beſchränken.“) Maßgebend für die Frage der Verfiherungspflicht 
ift dann der Betriebsjig des Hausinbuftriellen, wenn derjelbe im 
Reichsgebiete oder in dem betroffenen engeren örtlichen Bezirke be= 
legen iſt.!l) 

Nach Maßgabe diefer Veitimmungen hat der Bundesrat die 
Verjiherungspflicht erftredt: 

a) Durch Be. v. 16. Dez. 1891 (XGBl. ©. 351) auf die 
Hausgemwerbetreibenden der Tabakfabrifation (citiert: ‚, Tabak-VO.“). 


=) AN. 96 ©. 222 Rr. 491; auch AN. 02 ©. 288 Nr. 957. 

) AN. 99 S. 638 litt. b und AN. 02 ©. 551 Nr. 1009; Hahn ©. 253. 

3») Über den legislatoriſchen Grund berfelben ngl. oben im Zert I a, E. 
forte unten R. 64. 

3) Bel. Bo S.219 1. *) Bol. oben $ 3 a. €. 

*) Dazu oben $ 13 Bei N. 50 fi. 
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b) Durch Bel. v. 1. März 1894 (RXGBl. S. 324) auf gewiſſe 
Hausgewerbetreibende der Tertilinduftrie (citiert: „Tertil-dD."). 
Diefelbe ift durch Bel. v. 9. Nov. 1895 (XGBl. ©. 452) mit 
Wirkung vom 1. Jan. 1896 abgeändert worben. 

2. Die Wirkung des Bundesratsbeſchluſſes ift nah dem Gejeg 
die „Erftredung des $1 des IVG.“ auf die in ber VO. begriffenen 
Klaſſen von Hausinduftriellen. Die legteren find danach fo zu be= 
urteilen, wie wenn fie unter befonberer Ziffer in $ 1 des Gejeges 
aufgeführt wären. Daraus ergibt fi, daß alle näheren Voraus— 
fegungen ber in $ 1 geregelten Verfiherungspflicht, wie fie in s$ 3 
bis 7 enthalten find,*?) auch auf fie Anwendung finden. So gilt 
namentlich die Vorausfegung eines Alters von mindeftens 16 Jahren 
($ 1 Einleitung) aud für fie, ebenfo die in allen drei Ziffern von 
$ 1 gleihmäßig vorfindliche Vorausjegung der entgeltlichen Be— 
ſchäftigung, einfhlieglich der in $ 3 näher geregelten Bedeutung von 
Tantiemen, Naturalbezügen und freiem Unterhalt.) Der Aus— 
ſchluß bereits erwerbsunfähiger Perfonen, ſowie der Invalidenrentner 
($ 5 Abf.3, 4) findet auch bei ihnen Anwendung; fiebzigjährige 
Perſonen haben Anſpruch auf Befreiung ($ 6 Abſ. 1). Endlich 
tönnen auch vorübergehende Dienftleiftungen als Kausinduftrieller 
nad $ 4 Abf. 1 dur den Bundesrat von der Erſtreckung der Ver- 
fiherungspfliht ausgenommen werben. 

3. Die Erftredung der Verficherungspfliht auf Hausgewerbe- 
treibende kann nah dem Gejeg**) „auch für die Zeit erfolgen, 
während welcher fie vorübergehend für eigene Rechnung arbeiten“.*) 
Die beiden ergangenen Verordnungen haben von diefer Ermächtigung 
gleihmäßig Gebrauch gemadt*‘) und damit auch diejenige Zeit, in 

2) 51: „Nach Maßgabe ber Beſtimmungen biefes Geſehes werden ver» 

ext." 

# +) Naturalbezug: als folder gilt auch ber Empfang fertiger Waren ber 
Zertilinduftrie (Hier Schnittwaren) gegen hausgewerbiich Hergeftellten Barchent. 
Der Haufierhandel mit erfteren verſchlägt nichts. AN. 98 ©. 563 Nr. 682. 
Dgl. aber Gewerbe-O. $ 115 mit 1196. 

+) Ratio legis: &. I S. 162 Iepter Abſat. 

“) Hahn S. 243 will das aud) auf bie Zeit ausbehnen, in melder ber 
Hausgewerbetreibende vorübergehend überhaupt nicht arbeitet oder zu einer 
anderen, nicht verſicherungspflichtigen Lohnarbeit übergeht. Ih glaube nicht, 
daß das dem Geſetz und den Berorbnungen entſpricht. Vgl. dazu auch meiter 
unten im Zert biefer Ziffer. 

*) Zabat:-BD. Ziff. 1 Abſ. 1 a. E.; Textil-VO. Ziff. 1 Abſ. 1. 
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welcher ver berufsmäßige Hausinduftrielle ausnahmsweiſe in ber 
verſicherungsrechtlichen Eigenſchaft eines Vollunternehmers auf Vor- 
tat oder auf direkte Veftellung von Konfumenten produziert, der Ver- 
ſicherungspflicht unterftelt. Immerhin muß die fog. Kundenarbeit 
eine vorübergehende, etwa in Zeiten ber Not ober bes Fehlens 
hausgewerbliher Beftellungen aushilfsmweife eintretende, fein.) Iſt 
fie das nicht mehr, fo wird fie von der Verficherungspflict nicht 
ergriffen; die Zeit der hausgewerblichen Beihäftigung bleibt dadurch 
unberührt und verfiherungspflichtig, fo jedenfalls dann, wenn beide 
Arten der Tätigfeit, Kundenarbeit und Verlagsprobuftion, in be— 
deutfamer Ausdehnung neben einander ftehen,**) nad dem Gejege 
aber aud in dem Falle, wenn die Kundenarbeit die regelmäßige ift 
und die hausgewerbliche Beihäftigung daneben nur vorübergehend 
eintritt. Diefer Iegtere Fall wird jedoch durch gewiſſe Beftimmungen 
der Bunbesratsverorbnungen miterfaßt, melde auf $ 4 Abſ. 1 des 
Gefeßes zurüdführen) und bie bloß „vorübergehende“ ꝰo) haus- 
induftrielle Beihäftigung von der Verfiherungspfligt ausnehmen 
follen.°') 

Die betreffenden Beftimmungen find in der Tertil-BD. meiter 
ausgeitaltet, als in der Tabak-VO. Gemeinfam enthalten fie beide 
die Vorſchrift, daß die Erftredung der Verficherungspflicht nicht 
gelten foll für „Sole Hausgewerbetreibende, welche das Geſchäftꝰ?) 
regelmäßig für eigene Rechnung betreiben und nur gelegentlich von 
anderen Gewerbetreibenben für deren Rechnung“ d. h. hausinbuftriell 
„beſchäftigt werben.) Diefe Beftimmung entjpricht genau dem im 


M) AR. 97 S. 288 Nr. 562, S. 590 Nr. 617. 

+) Das find bie Mittelfäe zwiſchen den beiden Ertremen, wie bie Rev. 
Entf Nr. 562 ausfuhrlich darlegt. gl. ahnlich auch oben $ 15 bei N. 48a 
und b und ausführlicher Roſin in ArbB. 99 S. 542. 

) gl. oben III Ziff. 2 a. €. Cine direfte Anwendung be3 Bunbesratd- 
beichluffes v. 27 Dez. 1899 auf bie Rechtöverhältniffe der Hausgewerbetreibenden 
erſcheint danach ausgeſchloſſen 

) Vgl. dazu oben $ 9 IV. 

1) Someit die Ausnahme reicht, bleibt nad) $ 14 Ziff. 2 und 3 das Recht 
ber Gelbftverficherung erhalten. 

s2) Darunter ift dieſelbe Zätigfeit zu verfiehen, um deren hausgewerbliche 
Verrichtung es ſich im Übrigen Hanbelt. 

*) Zabat-BD. Ziff. I Abſ. 2, Textil⸗VO. Ziff. 1 Abſ. 3 litt. a. Dazu AN. 
97 ©. 288 Nr. 562 (oben R. 47, 48). 
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vorigen Abſatz zulegt erwähnten Falle. Darüber hinaus aber geht 
die Tertil-BD. in Ausfchluß eines nur gelegentlih ober nebenher 
betriebenen Hausgewerbes, indem fie auch Fälle umfaßt, in denen 

. nicht die Haupttätigfeit”?) des Betreffenden auf dem Gebiete der 
entfprechenden gewerblichen Produktion für eigene Rechnung zu finden 
tft. So follen zunächſt ſchlechthin Perfonen ausgeſchloſſen fein, „welche 
in dem Betriebe des Hausgewerbes nur gelegentlih oder zwar in 
regelmäßiger Wiederkehr, aber nur nebenher und in fo geringem 
Umfange tätig find, daß ber hieraus erzielte Verbienft zum Lebeng- 
unterhalt nicht ausreicht und zu den Verficherungsbeiträgen nicht in 
entſprechendem Verhältnis fteht”.) Diefe Beſtimmung ſchließt ſich 
an diejenige an, welche in der VD. v. 27. Dez. 1899 betr. vor⸗ 
übergehende Dienftleiftungen in Ziff. 1 und zwar litt. a wie b ent- 
halten ift, und reproduziert die dort vorfindlichen und oben”) hereits 
näher erläuterten Begriffe. So wie aber die legtgenannte VD. nur 
Perſonen im Auge hat, „die berufsmäßig Lohnarbeit. überhaupt 
nicht verrichten”, fo bezieht fih auch die angeführte Stelle der 
Tertil-BD. ihrem Sinne nah nur auf Perfonen, welde nicht be= 
rufsmäßige Hausinduftrielle find. Ein berufsmäßiger Hausgewerhe- 
treibender fällt dagegen nicht deshalb aus der Verfiherung heraus, 
weil er vorübergehend in Zeiten mangelnder Arbeitögelegenheit tat- 
fählih nur nebenher und in geringfügigem Umfange als Haus- 
induftrieller beſchäftigt ift.") Wie aber im übrigen der nur gelegent- 
liche oder nebenherige Hausgewerbetreibende fonft feine Zeit verbringt 
ober ausfült, kommt hier nicht weiter in Betracht; Beiſpiele aus 
der Praris find in der Note?) zufammengeftellt. 


=) Hochſtens kann es fi gleichfalls um eine nur unbedeutende ſolche Unter 
nehmertätigfett handeln, wie im Falle AN. 95 S. 563 Nr. 682. 

) Ziff. 1 Abſ. 3 litt. b. 

5) Bgl. oben $ 9 V Ziff. 1 litt. a und b. 

#) AN. 99 S. 637 Nr. 766. 

5%) Sausinduftrie neben dem Amte eines ländlichen Gemeindevorſtehers, 
die aber in concreto nicht als bloß nebenher betrieben angejehen wurde (AN. 
97 3.518 Nr. 611). Mifgung mit Arbeit für eigene Nechnung (vgl. N. 54) 
und Hauſierhandel (AN.98 S. 363 Nr. 682). Ferner neben nicht verficherungs ⸗ 
pflichtiger, weil nad) dem Beſchluß v. 27. Dez. 1899 bloß vorübergehender land: 
mwirtfehaftlicher Lohnarbeit. Cine Zufammenregnung ber lehteren mit der 
vorübergehenden hausgewerblichen Beſchäftigung zweds Begründung der Bers 
ficherungspflicht ift nicht angängig (AR. 97 &. 335 Nr. 578). 
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Dagegen handelt es ſich in einer weiteren Beſtimmung ber 
Tertil- VD.) um den Ausfhluß von Perfonen, welche in der Haupt- 
ſache einem beftimmten Berufe, hier aber dem eines verfiherungs- 
pflihtigen Lohnarbeiters ergeben find und deshalb der Sonber- 
verfiherung als Hausinduftrieller nicht bedürfen. Diefe Beftimmung 
entſpricht aljo der Ziff.2 der BD. von 1899) und fließt darauf: 
bin Perfonen von der Exftredung der Verjiherungspflicht auf Haus- 
gewerbetreibende aus, „melde in einem anderen die Verfiherungs- 
pfliht begründenben regelmäßigen Arbeits- oder Dienftverhältnig zu 
beftimmten Arbeitgebern ftehen und, ohne biefes Verhältnis zu unter- 
brechen, da8 Hausgewerbe nur nebenher, fei es regelmäßig, fei es 
nur gelegentlich betreiben“.') 


IV. Der Kreis der Hausgemerbetreibenden, welche bisher der 
Verſicherung unterftellt find, beftimmt fi im einzelnen nad dem 
Inhalt der beiden oben citierten Verordnungen. Dabei wird auch 
bier in wirklichen Zmeifelsfällen die Entſcheidung zu Gunften der 
Verſicherungspflicht zu erfolgen haben. Zwar hat gelegentlich?) das 
RVA. die betreffenden Bundesratsbeſchlüſſe als „Ausnahmevor- 
ſchriften“ bezeichnet umd daraufhin eine enge Auslegung nad) dem 
Wortlaut für fie in Anfprucd) genommen. Auch entjpricht Dies ges 
wiſſen Hußerungen der Motive zum ©. 89, welche die Erſtreckung 
der Verficherungspflicht über den Kreis der eigentlichen Lohnarbeiter 
hinaus als eine „ausnahmsweiſe“ bezeichnen.) Allein felbft diefe 
beziehen ſich doch mehr auf die fog. Stleinmeifter ($ 2 Ziff. 1), alfo 
wirkliche Vollunternehmer, während in Bezug auf die „Übergangs- 
ftufe” der Hausinduftriellen ausdrücklich anerkannt wurde, daß die 
„Lage derfelben ihre Alters- und Invalidenverficherung vielfach ganz 
beſonders wünſchenswert madt” und daß „bie Erwägung, ob es 
nicht ratlam ift, die Hausinduftriellen Fraft Gejeges der allgemeinen 
Verjicherungspfliht zu unterwerfen” im wefentlihen nur „wegen 
der Verjchiedenheit der Verhältniffe” abgewiefen worden ijt.°*) Der= 

) Ziff. 1 Abſ. 3 litt. c. 

*) DL. oben $ 9 V Ziff. 2. 

*) So neben verfierungäpflictiger Tätigfeit als mechaniſcher Weber in 
einer Bandfabrik (AN. 98 S. 566 Nr. 634b). 

#2) AN. 94 ©. 91 Nr. 338. 

©) Drudjahe Nr. 10 3.43 Abi. 3 und 3.73 u $ 1) Abſ. 5. 

“) Ebenda ©. 73 Abi. 6. 
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felbe Standpunkt ift auch bei der Beratung des neuen IVG. gegen- 
über Anträgen auf gefegliche Einbeziehung in die Verfiherungspflicht 
vertreten werben.) Daraus ergibt fi aber, daß der Charakter 
der Bundesratsbeſchlüſſe als Ausnahmevorfehriften gegenüber ber 
Tatfache, daß nach $ 2 des Gefeges die Hausinduftriellen der Ver— 
fiherungspfliht nicht unterliegen, nur ein formeller ift, während 
materiell das Gefeß nit auf dem Standpunkte fteht, daß ben 
Hausgewerbetreibenden die Wohltat der Verfiherung nur ausnahms- 
weife zufommen folle, fondern auf dem entgegengefegten, daß fie 
derfelben überall nach Bedürfnis und Möglichkeit teilhaftig werben 
follen. Daraus rechtfertigt fi der obige Cap, welchem auch das 
RVA. in anderen Fällen tatſächlich durchaus entſprochen hat.°°) 


1. Die Tabak-VO. unterwirft der Verfiherungspfliht Haus— 
gewerbetreibende, welche „mit der Herftellung oder Bearbeitung von 
Bigarren oder anderen Tabakfabrifaten beſchäftigt werben”.) Die 
legteren beſchränken ſich tatſächlich auf Zigaretten, da die Fabrikation 
von Schnupf-, Rauch⸗ und Kautabaf „wenig in der Geitalt des 
Hausgewerbes betrieben wirb”.*) Die Anfertigung der zur Ver- 
padung ber Tabaffahrifate dienenden Gegenftände, z. B. der Zigarren- 
fiften fällt nicht unter die VBerordnung.®®) 

2. Komplizierter liegen die Verhältniffe auf dem Gebiete der 
Tertilinbuftrie.M) Die legtere umfaßt ihrem Begriffe nad die 
jenige Induſtrie, welche „die Bearbeitung und Verarbeitung von 
Gefpinnftfafern zum Gegenftande hat”.%) Auf die dabei zur An— 

=) Bgl. den Komm.Ber. zu $ 1 ©. 8 ff, ferner Antrag Albrecht u. Ben. 
zur 2. Lefung Nr. 276 Ziff. 1. Zweite Plenarberatung: Abg. Stadthagen 
©. 2128 ff. unb beſonders die Rede des Berichterſtatters Hofmann ©. 2135. 

9) Bgl. 3.8. AN. 95 Nr. 428 8.219 Abf. 1. 

*) Ziff. 1 Abſ. 1. Über die Bedeutung des Hier und ebenfo in der Textil-VO. 
Ziff. 1 Abſ. 1 gemachten Zufages: „und zwar aud dann, wenn dieſe Hauss 
gewerbetreibenden die Roh: und Silfäftoffe felbft beſchaffen“ vgl. oben R. 17. 

“) Gebhard, Tabakfabrikation S. 36, 45 Anm. 9. 

%) &o die N. 62 citierte Entſcheidung, welder im Refultate alſo beizus 
ftimmen ift. 

a) Vgl. die Zufammenftelung von Appelius in Mainzer Ziſchr. VI 
(1896) ©. 65; Kommentar von Raſchke (1894). 

’0) Berufäftatiftif v. 5. Juni 1882 (Statiftit des Deutſchen Reihe, N. F. 
3b. 2) Gruppe IX. Bol. UN. 95 8.218 Nr. 428, S. 219 Nr. 429, AN. 98 
©. 560 Nr. 679. 
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wendung gelangende Technit,?') fowie darauf, ob die Verarbeitung 
der Geipinnftfafern für ſich allein oder in Verbindung mit anderem 
Material erfolgt?) Tommt nichts an. Indeſſen erfaßt die BO. 
nicht ſchlechtweg alle Hausgewerbetreibende der Tertilinbuftrie, 
fondern betrifft nur die J. u. A.V. „von Hausgewerbetreibenden” 
derfelben.’) Der Kreis berfelben beftimmt ſich danach folgender- 
maßen, indem Hauptarbeiten, Neben- oder Hilfsarbeiten und Nad- 
arbeiten unterſchieden werden müffen. 

a) Als Hauptarbeiten find nur die „Weberei und Wirkerei” 
als verjiherungspflichtig erklärt. Zu legterer foll au die „Ma- 
{&hinenitriderei” gerechnet werden.t) Daher ift 3. B. die Klöppelei,??) 
die Niemendreherei,'*) die Spinnerei”®*) nicht verfiherungspflichtig. 
Dagegen beſchränkt ſich die Weberei nicht auf die Erzeugung von 
Stoffen für Die Bekleidung; auch die Gurtweberei gehört 3.8. hier- 
ber.) Ebenſowenig wird für fie die Arbeit auf einem förmlichen 
Webftuhl vorausgefegt, fo daß auch z. B. die auf einem Wirkhrett 
ſich vollziehende Herftellung von Webwaren der Verfiherungspflicht 
unterjteht.’®) 

b) Verſicherungspflichtig jind ferner die og. „Rebenarbeiten” 
der Weberei und Wirkerei,?) welche wegen ihres regelmäßigen Zu= 
fammenhanges mit der Haupttätigfeit von dieſer nachgezogen 
werben.*%) Nebenarbeiten aber jind des Genaueren Vorarbeiten, 
d. h. Hilfstätigkeiten des Webens und Wirfens, welche einer ord- 
nungsmäßigen Inbetriebfegung des Webe- und Wirkſtuhls voran- 
gehen müffen.') Die BO. felbft führt beiſpielsweiſe die Spulerei 





1) AR. 95 ©. 219 Rr. 429 Abſ. 2. 

7) AN. 95 ©. 218 Nr. 428: aud die Holzdrahtweberei gehört zur Zertil- 
induſtrie. 

?) AN. 95 S. 214 Rr. 424 Abſ-2. 

”) BO. Ziff. 1 Abſ. 1. Die Hier in Betracht kommenden Begriffe find 
in der Entſch Rr. 424 (vgl. vor. N.) des Näheren feftgefteltt. 

”) Begriff in Entf. Nr. 44. 

0) AN. 95 ©. 215 Rr. 425 (Barmen). 

00) AN. 97 ©. 183 Nr. 543. 

”) AR. 95 S. 218 Nr. 427. 

*) AR. 95 ©. 219 Nr. 429: Verhältnis der Weberei zur Seilerei. 

”) BD. Ziff. 1 Abſ. 2 litt. a. 

®) Ratio legis: AN. 97 ©. 183 Nr. 543. 

) AN. 95 ©. 216 Rr. 426. 
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¶Treiberei), Scheererei, Schlichterei an; auch das Aufbäumen, welches 
zwifchen Scheeren und Schlichten liegt, gehört hierher u. a. m.) 
Dagegen nicht diejenigen Tätigkeiten, bei denen es fi nicht um 
unmittelbare Bearbeitung des Webematerials, fondern um bie 
Herftellung von Werkzeugen oder Hilfsmitteln der Weberei, ins— 
befonbere Hilfsvorrichtungen des Webjtuhls handelt, fo die Her- 
ftellung von Webelämmen oder Webegefhirren, das Bleifnöpfen, 
das Klöppelanfchlingen.®) 

Wichtig ift aber, daß nach der Abänderungs-VO. von 1895 **) 
die gedachten Nebenarbeiten der Weberei und Wirferei nicht mehr, 
wie früher, nur dann verfiherungspflicätig find, wenn fie aud in 
<onereto zur Herftellung von Geweben und Gewirken vorgenommen 
werden, fondern auch dann, wenn fie für andere an fi) nicht ver- 
ſicherungspflichtige KHauptarbeiten der Tertilinduftrie ausgeführt 
werben. Der Grund der Rechtsänderung lag in der Schwierigkeit 
der Scheidung im einzelnen’) und es tft daher z. B. das Spulen 
feit dem 1. Jan. 1896 nicht bloß dann verfiherungspflichtig, wenn 
die Garne in der Weberei, fondern auch, wenn fie in der Riemen— 
dreherei Verwendung finden follen.°°) 

Dabei fommt ſchließlich in Betradht, daß die VD. fämtliche 
derartige Nebenarbeiten ſchlechthin für verficherungspflictig erklärt, 
alſo auch dann, wenn fie für fi allein den Gegenftand eines 
eigenen Hausgewerbes bilden. Nur muß für diefen Fall der all- 
‚gemeine Begriff des Iegteren erfüllt fein, alfo namentlich Beſchäftigung 
in eigener Betriebsftätte vorliegen. Sofern dagegen dieſe Vor- 


) AN. 96 5.176 Rr. 484. Nicht Hierher gehört das fog. Flammen oder 
Flammieren des Garns, welches ſich als Druderei ober Färberei darſtellt 
(AN. 98 ©. 561 Nr. 680), ferner nicht das Noppen, da es zu den Nacharbeiten 
gehört (AR. 00 &. 721 Rr. 837), aud nicht das Spinnen, welches felbftänbige, 
nicht verſicherungspflichtige Sauptarbeit ift (ngl. oben N. 768), endlich nit 
das Weifen des fertigen Garnd zu Strähnen (AR. 01 ©. 610 Nr. 926). 

m) AN. 96 5.293 Nr. 507, &.359 Nr. 522. Ebenſowenig das MWufter- 
einlefen, dad aud nicht unmittelbar unter den Begriff des Webens gebradt 
werben fann (AN. O1 ©. 609 Nr. 925). 

*) Bgl. oben im Text III Siff. 1b. 

®) Vol. hierüber ſowie über das Nähere der Tertesänderung AR. 98 
©. 560 Nr. 679, ſowie Mainzer Ztihr. Bb.6 S. 52. Auch AN. 95 S.216 
Nr. 426 (Wirkwaren und Gemirke) und die N. 82 citlerte Entſch. Nr. 926. 

®) Außer den Entf. der vor. N. und in Vergleich zu ihnen AR. 95 
S. 231 Nr. 439, ©. 220 Nr. 430. 
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arbeiten in ber Vetriebsftätte des Hauptarbeiters, d. h. des haus- 
gewerblichen Webers, Wirkers ufw. vorgenommen werden, Tann nicht 
Hausinduftrie, fondern je nad) Lage der Sache nur entweder Ge- 
hitfenftelung oder felbftändige Vollunternehmerfhaft angenommen 
werben.) 

6) Verſicherungspflichtig find endlich in gewiſſem Umfange die 
fog. Nacharbeiten des Webens und Wirkens, welche die weitere Be— 
arbeitung oder Verarbeitung der fertigen Gewebe oder Wirkwaren 
zum Gegenftande haben.) Die BD. führt als Beifpiele auf die 
Appretierung und Konfektion; die Praris rechnet weiter das Hafpeln, 
das Benähen und Zufammennähen von Geweben und Gemirfen, 
das Rauhen von Barchentgeweben, das Pflüden und Noppen hier 
her.) Nur gilt der Zufammenhang der Nacharbeiten mit ber 
Sauptarbeit vor dem Gefege ala weniger eng, wie der ber Vor— 
arbeiten; fie find daher nicht in der Form eigener Kausbetriebe, 
fondern nur infoweit verficherungspflichtig, als fie in den Betriebs— 
ftätten der Hausweber oder Hauswirker von diejen ſelbſt oder ihren 
abhängigen Gehilfen®) für fie?) nebenher, d.h. fo, daß der Schwer- 
punft des Gewerbes immer noch in der Weberei oder Wirkeret ſelbſt 
verbleibt, ausgeführt werben.”2) 


8 23. Kleinmeiſter. 


Mit diefer allerdings zu engen Bezeichnung pflegt man viel- 
fah diejenigen „Gemwerbetreibenden und fonftigen Betriebsunter- 
nehmer” zu belegen, deren Verfiherungspfliht und Selbftverfiherung 


®) Selbſtandiger, einen größeren Kundenkreis bebienender Bäumer (UN. 96 
&. 176 Nr. 484), ebenfo Andreher und Vorrichter (UN. 97 ©. 517 Rr. 610, 
AR. 98 ©. 562 Nr. 681). Bol. aber dazu oben $ 6 N. 5. 

©) BD. Ziff. 1 Abſ. 2 litt. b. 

) AR. 95 ©. 215 Rr. 425, ©. 216 Nr. 426, ©. 244 Nr. 452, UN. 97 
S. 183 Nr. 544, AN. 00 ©. 721 Nr. 837. — Verſicherungspflicht eines für 
eine mechaniſche Seidenweberei in eigener Betriebäftätte beſchaftigten Stüdpugers 
verneint (AR. 02 ©. 501 Nr. 988). 

) Daf die betr. Nacharbeit von einer beftimmten Hilfsperſon allein ber 
forgt wirb, verſchlägt nichis; vol. aber die folgende Note. 

9) Anders in AR. 97 S. 183 Nr. 544, wo für bie „pflüdende* Ehefrau 
eine unmittelbare Beziehung zu einer Seidenfabrik beftand. 

”) AN. 95 ©. 215 Nr. 426, vgl. 3.8. mit S. 218 Nr. 427, &.231 Nr. 439. 
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in $2 Abf.1 Ziff. 1 und 8 14 Ziff. 2 geregelt iſt.) Die erft- 
gedachte Stelle hat in dem neuen IVG. keine weſentliche Ber- 
‚änderung ihres Inhalts erfahren und knüpft im ©. 89, wie bie 
Motive felbft hervorheben) an $ 2 Abf.2, jetzt $ 4 Abf. 1 des 
Bau-UBG. an;?) die letztgedachte geht über den Inhalt von $ 8 
©. 89 erheblich hinaus. 


1. Nah 8 2 Abf.1 Ziff. 1 kann der Bundesrat unter ben- 
jelben Modalitäten, wie bei Hausgewerbetreibenben,?*) die Berjiche: 
rungspflicht auch erftreden „auf Gewerbetreibende und fonitige Be- 
triebaunternehmer, welche nicht regelmäßig menigftens einen Lohn- 
‚arbeiter bejchäftigen”. 

1. Unter dem Ausdruck „Gewerbetreibende und fonftige Betriebö- 
anternehmer" find alle diejenigen Perfonen beariffen, welche in 
wirtſchaftlicher Selbftändigfeit*) um des Erwerbes willen tätig find. 
Daß diefer Perfonenkreis in möglichſt weitem Umfange zu fafien 
und dabei weber auf den Vegriff des „Gewerbes“, noch auf den 
des „Betriebe3”°) unbedingt entfcheidendes Gewicht zu legen iſt, 
läßt fi) aus der Tendenz der Verhandlungen entnehmen, welche in 
der Kommiffion zu einer Erweiterung des Wortlauts der Beftimmung 
gegenüber dem G. 89 geführt haben.) Nicht dazu gehören aller- 
dings Perfonen, welche überhaupt nicht erwerbstätig find: Nentiers, 
penfionierte Beamte uſw.; ferner aber auch nicht diejenigen, melde 

) Rofin in ArbV. 99 S. 542 f. 

>) Mot. Abſ. 5 zus 1 (S.73). 

3) Beachtenswert daher Handb. d. Unfallverfigerung zu $2 eit. &. 648 ff. 
In $4 des neuen BuVG. ift jept der Kreiß der bedingt verſicherungspflichtigen 
Kleinmeifter auf alle erftrect, welche nicht regelmäßig mehr als zwei Lonarbeiter 
beſchaftigen. 

2) Bel. oben $22 II, 1. Ein Beſchluß des Bundesrats iſt noch nicht er⸗ 
gangen. 

) Bgl. dazu die Erdrterungen oben $6. Beiſpiele in Anl. RVA. Ziff. 58. 

®) Oben $ 15 Ziff. 1a. 

°) Komm.Ber. zu $2 (S. 10). Der frügere Wortlaut erwähnte nur 
„Betrieböunternehmer". Rad; demſelben follte es zweifelhaft erſcheinen, ob auf 
Gewerbetreibende, wie 3. B. Landwirte, Hebammen und andere unter den Bes 
griff Betriebsunternehmer fielen. Der Zweifel war unnötig; denn wer ein 
Gewerbe betreibt, ift Betriebsunternehmer. Übrigens würden gerabe Landwirte 
dm Rechtöfinne nicht zu ben Gemerbetreibenden zählen. 
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nach fozialer Auffaffung nicht „um des Erwerbes willen” tätig find. 
Damit find auch hier, parallel mit dem Begriff des Lohnarbeiters,') 
die fog. immateriellen Arbeitstätigfeiten ausgeſchloſſen, wie z. B. die 
des Künftlers, Arztes, Rechtsanwalts,“) mag fi immerhin Die Ge- 
ichäftstätigfeit des legteren mit Bezug auf die von ihm beſchäftigten 
Perſonen als Betrieb darftellen.) 


2. Der bedingten Verficherungspflicht unterliegen derartige 
Unternehmer nur, wenn fie „nicht regelmäßig wenigſtens einen Lohn- 
arbeiter beſchäftigen“. Das Gefeg will nur fog. Kleinmeifter er- 
faſſen, „deren Lebensverhältnifje im weſentlichen denen des Arbeiters 
entfprechen“,'0) und bringt diefen Gedanken im Anſchluß an die 
Zahl der von dem Unternehmer beſchäftigten Arbeiter zum Ausdrud. 
Daraus ergibt fich zunächſt ſchon, daß unter die geſetzliche Beftim- 
mung ſolche Unternehmer nicht fallen, bei denen ber geringe äußere 
Umfang des eigenen Betriebes nicht der Ausdrud einer wirtſchaftlich 
geringen Bedeutung desfelben, fondern nur eine Folge ber be- 
fonderen Organifation ihres Großbetriebes ift, welcher ſich die Pro- 
duktionskräfte nicht felbft eingliebert, fondern durch die Benugung 
anderer felbftändiger Unternehmungen beſchafft.!) Dagegen wird 
auf die eigene Mitarbeit auch hier fein unbedingt ausfchlaggebendes 
Gewicht zu legen fein.') Kapitalbefig und Einfommenshöhe find 
nicht entjcheidend.'?) 


>) Bgl. oben $ 7 IL, 1b. 


) ArbV. 99 S. 543; ebenfo Weymann Anm. 12 zu $ 14. Entſprechend 
der Sonberbehandlung ber Lehrer und Erzieher im neuen Bejege wird man 
aber Inhaber von Privatſchulen Hierher zu zählen Haben; übereinftimmend Anl. 
Ziff. 58. 

9) Bgl. oben $ 15 N. 11. 

») &o der Wortlaut der Motive zu ber grundlegenden Stelle des BUVG.; 
gl. Handbuch ber UB. S. 648 litt. d. 

1) So ein Arditelt, welder die Ausführung der Bauarbeiten regelmäßig 
an Baugewerbetreibenbe vergibt und ſeinerſeits nebenbei, aber nur unregelmäßig, 
einen Arbeiter für eigene Rechnung beichäftigt. Handbuch a. a. D. 

2) Allerdings Hat dad RBA. (ogl. Handbuch a. a.D.) den Wortlaut der 
R. 10 citierten Motive zum BUBG. dahin gewendet, daß nur diejenigen Ber 
werbetreibenden verfiherungäpflichtig jein follen, „melde ihren Unterhalt, 
ähnlich wie die Arbeiter, durch eigener Hände Arbeit verdienen“, und die Mot. 
zum ©. 89 (N. 3) haben fich diefe Paraphrafe angeeignet. Sie wird aber body 
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Getroffen werden vom Gejege zunächſt folhe Kleinunternehmer, 
welche überhaupt feine Arbeiter befehäftigen, fondern allein arbeiten, '*)- 
ferner aber auch ſolche, welde einen ober felbft mehrere Arbeiter, 
aber nur ausnahmsweiſe 3. B. bei vorübergehender Arbeitshäufung 
verwenden. Ausgeſchloſſen ift erft derjenige Meifter, welcher min— 
deſtens einen Arbeiter ftändig d. h. als regelmäßiges und dauerndes 
Betriebsmittel bejhäftigt.") In Betracht fommen dabei nur Die 
dem Unternehmen felbft eingeglieberten Arbeiter, nicht 3.8. ein fonft 
in der Hauswirtſchaft verwendeter Dienftbote.') Im übrigen um— 
faßt der Begriff „Lohnarbeiter" alle gegen Entgelt beidäftigten 
Berfonen ;'") auch ſolche Arbeiter, welche nur gegen freien Unterhalt 
beichäftigt werben, find einzurechnen, vorausgejegt nur, daß der 
legtere wirklich noch den Charakter des Arbeitsentgeltes in ſich 
trägt. ®) 

I. Das Recht der Eelbftverfiherung war den fog. Klein— 
meiftern in $ 8 ©. 89 für den Fall gewährt, daß der Bundesrat 


im weſentlichen nur für $ 2 Abf. 1 Sf. 1, dagegen bei $ 14 Siff. 2 nur für 
bie Regelfälle zutreffen. Es gilt aud) hier, mas oben $ 22 N. 19 mit 24 in 
Betreff der Hausinduftriellen bemerkt wurbe. Dagegen halte ich allerdings die 
Vemerlung Weymann's zu $ 14 Anm. 13 in dem Sinne für zutreffend, daß 
tatſachlicher Gewerbebetrieb in der Perjon des Betreffenden vorliegen muß, jo- 
daß ein von feinem Bormunde vertretener (über 16 Jahr alter) Geſchaftsinhaber 
nicht unter $ 14 fallen wird. 

») Handbuch a. a. ©. Abſ. 2. Weymann Anm. 15 zu $ 14. 

“) Handbuch litt. c. 

2) Durch bieje, in gewiſſem Sinne an Bd. J S. 182 anſchließende Definition 
werben bie bei Weymann Anm. 4 zu $ 2 beiprochenen Fälle gebedt fein. Zulegt 
muß ba3 Grmefien im Einzelfall entfeiben. Cine beftimmte Zahl von Arbeits 
tagen (vgl. Handb. S. 648) wird Hier nicht zu Brunde gelegt werben können; 
doc) würde der Bundesrat diefen Weg beichteiten konnen 

’*) Darin ftimmen die Kommentare überein. 

1 Bol. oben $ 14.0. 7. 

’) Bgl. oben $8 II Ziff. 3a; AN. 98 5.627 Nr. 687. Die Gegenanführungen 
von Gebhard: Düttmann Anm. 8 zu $ 2 und Gebhard, Verſicherte Pers 
fonen S. 27 können nicht durchſchlagen. Namentlich kann bie individuelle Ans 
fiht des bg. v. Kleift-Regom (Sten. Ber. 89 S. 1968C) nicht entſcheiden, 
zumal fie ſich direft nur auf den jet befeitigten $ 118 ©. 89 bezieht. Bol. 
auch Handbuch UL. litt. g. Entgegen Gebhard: Düttmann halte ih auch 
den Bundesrat an die Auffaffung des Geſehes, wie fie in $ 2 im Gegenfag zu 
$ 14 hervortritt, für gebunden. 
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eine Erftredung ber Verfiherungspflicht auf fie nicht belieben follte 
und fo lange dies nicht der Fall war, im übrigen aber unter den 
gleichen Vorausfegungen, unter denen fie der bedingten Zwangs- 
verfiherung unterftellt waren. Das IVG. hat jedoch diefen Stand- 
punkt der Kongruenz von Zwangs- und Selbftverficherung aufs 
gegeben und im Intereſſe des Mittelftandes den Kreis der verfiche 
rungsberechtigten Kleinmeifter weſentlich erweitert. Hiernach find 
die in $ 2 Abſ. 1 Ziff.1 gemannten!®) felbftverficherungsfähig, fo 
lange der Bundesrat fie nicht als verſicherungspflichtig erflärt hat, 
die über biefen Kreis binausgehenden, nur unter $ 14 Ziff. 2 
fallenden, aber unbedingt und ausſchließlich. Die in $ 14 hervor- 
tretende Erweiterung gegenüber $ 2 erftredt ſich aber nad zwei 
Richtungen: 

1. Die Zahl ver Lohnarbeiter, durch deren regelmäßige Be- 
ſchãftigung die Selbftverfiherung ausgefhloffen wird, ift größer 
als die in $ 2 beftimmte. Kleinmeifter find verficherungsberechtigt, 
wenn fie nicht regelmäßig mehr als zwei, alfo mindeftens brei 
Lohnarbeiter beſchäftigen. 


2. In dieſe Zahl werden aber ferner an dieſer Stelle nur 
„verfiherungspflihtige" Lohnarbeiter eingerechnet. Vermöge dieſes 
Zuſatzes ſollen nad den Materialien!®) „nicht gezählt werben die— 
jenigen, welche etwa in der Familte mitarbeiten und als verfiche- 
rungspflitig nicht gelten, fofern fie etwa nur freien Unterhalt für 
ihre Arbeit beziehen". Nah dem uneingefchränkten Wortlaut der 
Beftimmung wird man dieſelbe jedoch nicht auf nicht verficherungs- 
pflichtige Hauskinder befehränken können; vielmehr werben alle nach 
$3 Abf. 2 verfiherungsfreien Lohnarbeiter, namentlich auch alle Lehr- 


=) In AR. O1 S. 632 Nr. 985 Hat dad RVA. die Ehefrau des Unter⸗ 
nehmers eines einen landwirtſchaftlichen Betriebes, welche in demfelben mit⸗ 
arbeitete, ihrem Ehemanne, und zwar ohne Ruckſicht auf ben Güterſtand, 
rechtlich gleich behandelt und danach zur Selbſtverſicherung zugelaſſen (vgl. auch 
Sandb. d. unfauverficherung Ann. 3 zu $ 2 BUB®.). Das es ſich dabei im 
weſentlichen nur um eine Korrektur des verlehrten, aber zähe feftgehaltenen 
Srunbfages von ber Richtverfigerungapflichtigkeit ber beſchäftigien Chefrau (vgl. 
oben $12R.4) handelt, geht ſchon aus dem Gewichte hervor, welches gerade auf 
die „Bitarbeit” der Ehefrau gelegt wird. 

») Beriterftatter Hofmann, Sten. Ber. S. 2222 A. 


Rofin, Recht der Arheiterverficherung. Band IL. 14 
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linge mit bloß freiem Unterhalt, von der Anrechnung auszuſchließen 
fein. Dagegen will doch das Gefeg nur ſolche Lohnarbeiter un— 
berechnet laſſen, welche wegen der geringen Bebeutung ihres Lohnes 
wicht unter die Verfiherung fallen. Es werben daher ſolche be= 
ſchäftigte Perfonen mit einzurechnen fein, welde als Betriebsbeamte, 
Handlungsgehilfen ufw. nur wegen der Höhe ihres Gehalts ver- 
fiherungsfrei bleiben.2°) 


2) ArbV. 99 ©. 543 a. E, Weymann Anm. 15 zu $ 14. 


Zweites Bud. 
Organifation. 
1. Kapitel. Allgemeines, 


824. Überfiht. 


I. Das IVO. behandelt die „Organifation“ unter „II“ in den 
88 56—111. Der $ 56 enthält eine einleitende Zuſammenfaſſung, 
indem er ausſpricht: „Die Durchführung der Invalidenverſicherung 
erfolgt unter Mitwirkung der Landesverwaltungs- und der Boft- 
behörden durch Verfiherungsanftalten und ihre Organe ($$ 65 ff.), 
durch Schiedsgerichte ($$ 103 ff.) ſowie durch das Reichsverſiche- 
rungsamt und bie Landesverfiherungsämter ($$ 108 ff.)“. Hierauf 
folgen vier Abfchnitte „A bis D“, von denen bie drei legten den 
BVerfiherungsanftalten, Schiedsgerichten und Verfiherungsämtern 
gewidmet find. Abſchnitt A trägt die Überſchrift: „Mitwirkung der 
LZandes-Verwaltungsbehörben“, hat aber einen erheblich beſchränkteren 
Inhalt, indem er weſentlich dazu beftimmt ift, Die Ausgeftaltung der 
„unteren Verwaltungsbehörben“ für die befonderen Zwede der In— 
validenverficherung, namentlih durch Zuziehung von Beteiligten 
aus dem Kreiſe der Arbeitgeber und Verfiherten, zu regeln. 

I. Im Mittelpunfte der gefamten Organifation ftehen die Ver- 
fiherungsanftalten.') Sie find nicht bloß in weiteftem Umfange die 
finanziellen Träger der Verfiherung, fondern beforgen auch grund- 
fäglih durch ihre Organe die zur Durchführung berjelben bienlichen 
Verwaltungsgeſchäfte. Von ihnen fol in einem befonberen (dritten) 
Kapitel gehandelt werden. Ausgenommen werben dabei jedoch bie 


1) Über die neben fie tretenden „zugelaffenen Kaſſeneinrichtungen“ ($$ 8 bis 
13) wird unten im ſechſten Buch beſonders gehandelt werben. 
14* 
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in 879 Abf. 4 als „Organe der Verfierungsanftalten” bezeichneter 
Rentenftellen (Abſchn. B Ziff. 5 88 79-86). Syſtematiſch muß ſich 
deren Erörterung an die Darftellung der unteren Verwaltungs- 
behörde anſchließen, deren Geſchäfte fie unter beftimmten Voraus— 
fegungen wahrzunehmen berufen find ($ 79 Abf. 1). 

III. Als felbftändige Sonberbehörben für Zwede der Arbeiter- 
verfiherung?) fungieren auch auf dem Gebiete des Invalidenrechts 
die Schiedsgerichte und die Verfiherungsämter.’) Sie werden im 
zweiten Kapitel diejes Buches behandelt. Ihnen angereiht werden 
bier die unteren Verwaltungsbehörben, welche zwar an fi Organe 
der allgemeinen Stantsverwaltung vorjtellen, aber für die Zwecke 
der Imvalivenverfiherung eine fo eigenartige Ausgeftaltung erfahren 
haben, daß fie in derfelben als befondere fozialpolitiide Drgani= 
fationen aufgefaßt werden fönnen. Ihnen werben, wie ſchon bemerkt, 
die Rentenftellen an die Seite geftellt. 

IV. In weitem Umfange werden, auch abgefehen von den 
unteren Verwaltungsbehörben und über den Wortlaut des $ 56 
hinaus, Organe des Reiches, der Einzelftaaten und Gemeinden zu 
Zunktionen bei Durchführung der Invalidenverſicherung heran= 
gezogen. Auf Seiten des Reiches kommen Bundesrat und Reichs— 
Tanzler,®®) auf Seiten der Einzelftaaten neben den unteren bie 
höheren Verwaltungsbehörben, die Lanbeszentralbehörben, die Orts- 
polizeibehörben uf. in Betracht.) Gemeinden und weitere Kom— 
munalverbände, deren Behörden und Vertretungen reihen fich ihnen 
an. Bei der Verſchiedenheit der Verwaltungsorganifation in den 
Einzelftaaten überläßt cs auch unfer Geſetz in $ 169 den Zentral= 
behörben?) berfelben, zu beftimmen, „welche Verbände als weitere 
KRommunalverbände anzufehen und von melden Staats- oder Ge— 

2) gl. Bo. 1 6.717 Siff. 3. 

>) Befeitigt ift im neuen Gefege ber Staatälommiffar: Bd. I ©. 715 ff. 

3) Die Funktionen des Reichskanzlers greifen insbeſondere häufig da ein, 
wo in erfter Reihe die Kompetenz der Landesregierungen begründet ift, aber 
unter mehreren gleichzeitig beteiligten ein Ginverftändniß nicht erzielt werben 
Tann; 3.8. $$ 63, 74 Ab. 1. 

+) Zufammenftellungen der ben einzelnen Organen reichögefeglid zuger 
wiefenen Funttionen finden fid in den Kommentaren viefaß, fo namentlid 
bei Ifenbart-Spielhagen S. 331 ff. und Graßmann ©. 464 fi. 

®) Vgl. über fie, inäbefondere aud) über die landesrechilich eiwa erforderte 
landesherrliche Benehmigung Bd. I ©. 96 f. 
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meinbebehörben bezw. Vertretungen bie in biefem Gejege den Staats- 
und Gemeindeorganen, fowie den Vertretungen ber weiteren Kom— 
munalverbände zugewieſenen Verrihtungen wahrzunehmen find“. 
Die Bebeutung diefer Ermächtigung zu fpeztalifierender Deklaration 
des Reichsgeſetzes tft bereits in Bd. J ©.84ff. allgemein beſprochen 
worden. Wie die Materialien fpeziel für das Gebiet der Invaliden⸗ 
verficherung ergeben,') foll ben Lanbesregierungen eine umfafjende 
Bewegungsfreiheit bei der Bezeichnung ber zur Ausführung des 
Gefeges berufenen Organe gewahrt bleiben; doch muß diefelbe jeden- 
falls da ihre Grenze finden, wo ſich ein Widerſpruch mit.Sinn und 
Abſicht des Reichsgeſetzes ergeben würde. Nicht alle in der Praxis 
getroffenen Beftimmungen find nad diefer Richtung bebenkenfrei.°) 
Eine Zufammenftellung der als zuftändig beftimmten Landes- 
behörden ufw. nad) ber Reihenfolge der einzelnen Staaten?) hat das 
NReichsverfiherungsamt auf Grund der im Neichsanzeiger erfolgten 
Belanntmahungen!?) in feinen amtlichen Nachrichten!) veröffentlicht. 
Überblidt man biejelbe, fo ergeben ſich des weiteren nod zwei 
Punkte ala bemerkenswert. Erſtens die | hon in Bd. IS. 715 N.4 


°) Preußen: Binift.Bel. v. 26. Aug. 1899 (BMB. ©. 165), Bayern: 
Landesh. BO. v. 14. Dez. 1899 (GIEL. S. 1008), Sachſen: Min. VO. v.30.Rov. 
1899 ( GBBl. S. 599, Württemberg: Min.Berf. v. 25. Nov. 1899 (Reg.-Bl. 
©. 1037 ff), Baden: Min.BO. v. 28. Rov. 1899 (GIB. S.615 ff.) u. ſ. f. Ab⸗ 
deüce für Preußen auch bei Jjenbart-Spielhagen ©.678 und Srafmann 
&. 1017, für Bayern bei Graß mann ©. 967, für Sadjfen in der Ausgabe des 
WG. von Sala S. X, für Württemberg in der von Biefenberger ©. 314, 
für Baben in ber von Muſer ©. 16% 

”) Bel. bie Anfügrungen in Bb.1 &. 86 R. 29. 

% &o wird 5. 8. in ben beiden Meflenburg ald untere Bermaltungd« 
behorde im Sinne von $ 3 IB®. das Minifterium des Innern bezw. bie 
Landes regierung beftimmt (AR. 00 ©. 372, 373); in Sachſen ⸗Altenburg und 
Sadfen-Roburg-Gotja eriheinen als meitere Rommunalverbände die KAufe 
fichts be Hörden ber Krantenverfiherung (Landratsämter, Magiftrate und Stadt 
täte; AR. S. 376, 877); in Baden werben bie Kreiſe trot biefer ihrer Eigenfchaft 
ald weitere Kommunalverbände ausgeſchaltet (AR. S. 370; vgl. 8b. I S. 87 
8.30); in Medienburg-Schwerin wird ber Staat zum weiteren Rommunals 
verband erflärt (S. 372 |.) u. ſ. mw. 

*) Zufammenftellung nad den veichägefeglich benannten Behörden u. |. me 
bei Bebharb-Dütimann ©. *257 ff. und Graßmann ©. 958 ff. 

») Vgl $ 169 Abſ. 2 mit Vd. I S. 105 R. 18. 

MAR. 00 &.387 ff. Die lehte Belanntgabe in Gemaßheit bed ©. 89 
in AR. 98 6. 502 ff. 
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erwähnte, im Rahmen des Landesrechts ſich vollziehende Abſpaltung 
von Sonberorganifationen für Verfiherungszmede aus den all- 
gemeinen Verwaltungsorganen, für welche hier nod'?) die in preußi= 
ſchen Städten für die Angelegenheiten der nvalidenverfiherung 
beftellte beſondere Abteilung (Deputation, Ausſchuß) des Gemeinde- 
vorftandes als Beifpiel herangezogen fein möge.'?) Sodann haben 
einzelne Gentralbehörben befondere Beſtimmungen für den Fall 
eigener Beteiligung der zunächſt berufenen Amtsftelle als nötig er- 
achtet, jei es, daß der betreffende Beamte perfönlich zugleich Arbeit- 
geber der vor ihm rechtſuchenden Lohnarbeiter ift, wo dann fein 
Stellvertreter für ihn eintritt, fei es, daß der durch die Amtaftelle 
vertretene Rommunalverband im Ganzen als Arbeitgeber beteiligt 
ift, mo dann meitergehend eine ganz andere Behörde mit der Ent- 
ſcheidung beauftragt werden muß.'*) 


V. In $56 eit. ift ausbrüdlih der Mitwirfung der Poit- 
behörben Erwähnung getan. Es handelt ſich hier um die fpezififche 
Funktion der Poft beim Verkauf der Verfiherungsmarfen ($ 130) 
und bei der Auszahlung der Renten ($ 123). Die darauf bezüg- 
liche, das poftalifche Refervatrecht Bayerns und Württembergs zur 
Anerkennung bringende '’) Klaufel in $ 162 Abf. 3 des G. 89 ift 
in das IVG. nicht mehr übernommen worden: fie war bei ber 
Revifion des Gefeges offenbar nicht mehr nötig, nachdem die ge- 
nannten Staaten bereits bei Einführung des urfprünglichen Gefeges 
fi) mit der Heranziehung ihrer Poftverwaltungen zur Durhführung 
der Invalidenverfiherung einverftanden erklärt hatten.'*) 


VI. Im erheblichem Umfange werden aud die Kranfenfajjen 
zur Durdführung der Invalidenverfiherung herangezogen. Es 
fommt dies in $ 56 eit. infofern mit zum Ausbrud, als dieſelben 
wenigftens in Bezug auf ihre wichtigfte Funktion beim Einzug ber 


1) Über bie württembergif—en „Ortäbehörben für die Arbeiterderficherung" 
und beren Befegung mit beſonderen Gemeindebeamten vgl. ſchon Bd. J a. a. O. 
und AN. 00 S. 370. 

») Kommiffere an Stelle des Zollegialen Gemeinbevorftandes für bie 
Quittungsfartengeihäfte: preuß. Bel. Ziff. 6 Abi. 3. 

1) So Preußen Ziff. 8 (AR. S. 368); ahnlich Anhalt S. 377, Reuß &. 2. 
&. 380, Lippe S. 381. - 

) 9.18.62 ff. 

) Zfenbart-Spielhagen Anm. 15 zu $ 130. 
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Beiträge vom Gejeg mit unter den „Organen der Verfiherungs- 
anftalten“ begriffen werben.'’) Welche Kaſſen im Sinne bes Ge- 
feßes als Krankenkaſſen“ gelten follen, erläutert basfelbe durch eine 
eigene Beftimmung in $ 166. Hiernach gehören dazu im allgemeinen 
die vom KVG. befonders organifierten Orts-, Vetriebs- (Fabrik-) 
und Bau-Kranfentaflen, ferner die Gemeindekrankenverſicherung, ſo⸗ 
wohl die unmittelbar veichägefegliche, als auch die ihr nah $ 15 
KVG. gleichgeftellte „Iandesgefeglich geregelte” ,!°) und weitere „Ianbes= 
rechtliche Einrichtungen ähnlicher Art“, wie z. B. die milrttem- 
bergifche Krankenpflegeverfiherung.'?) Won ben fonftigen Surrogat- 
faffen 2%) werden die Innungskrankenkaſſen und die Knappſchafts- 
kaſſen in den allgemeinen Begriff der Krankenkaſſen mit einbezogen, 
nicht Dagegen die freien Surrogat⸗Hilfskaſſen. Doch find die legteren 
durch beſondere Gefegesitellen, welche der $ 166 ausbrüdlich vor- 
behält, für beftimmte Funktionen (Heilverfahren $ 20, Wahlen $ 62 
Abf. 1, $ 82 Abj.2) den vorgenannten Kafjen gleichgeftellt worden. 
In den beiden legtangeführten, auf das Wahlverfahren bezüglichen 
Stellen ift der Kreis durch die Aufnahme der Seemannskaſſen noch 
weiter gezogen, und nad) $ 31, welcher in $ 166 nicht befonbers 
erwähnt ift, find auch die Vorftände von eingeſchriebenen und landes- 
rechtlichen Hilfskaſſen, welche Surrogatqualität nicht beſitzen, zur 
Ausftellung von Krankheitsbeſcheinigungen zugelaflen.?') 


$ 25. Rechtshilfe. 


Das IVG. legt den im vorigen Paragraphen aufgeführten 
Behörden und Anftalten eigene und unmittelbare Pflichten bei 
Durchführung der Invalidenverfiherung auf. Darüber hinausgehenb 
begründet es aber im $ 172 unter dem Namen der „Redtshilfe‘ ") 


m) Bl. 8.168.685 8.1. 

“) Bayern: vgl. Zahn in ArbB. 92 ©. 609. 

") Württ. Bollzugäverf. (oben N. 6) $ 78. Schider, Krankenpfleger 
vderſiche rung (1889). 

9) Bol. Bb.1 ©. 422 f., 438, 486, 521 ff. 

2) Gebhard: Düttmann Anm. 2 zu $ 166. 

') Einiges Hierüber {dom in 8b. I &. 747 f. — Dazu noch Laß, Progehe 
recht in Unfallverfiherungsfaden (1899) S. 244 ff. und Handbuch der Unfalls 
verfiherung zu $ 101 UB®. 
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eine gewiſſe Verpflichtung beitimmter Inftanzen, fi bei der Er- 
ledigung von Aufgaben, die an fi anderen Inſtanzen übertragen 
find, aufgefordert oder auch unaufgefordert helfend zu beteiligen. 
Der Organismus der mvalidenverfiherung erfährt dadurch eine 
weſentliche Erweiterung. Der Abſ. 1 des $ 172 beftimmt und be— 
grenzt dieſe Rechtshilfepflicht, wobei er die Pflicht zur Erledigung 
von Erſuchen und die Pflicht zu fpontanen Mitteilungen unter 
fcheidet; der Abf. 2 beftimmt über die Tragung der durch die Er- 
füllung der Rechtshilfepflicht erwachſenen Koften.?) 

I. Die Rechtshilfepflicht umfaßt zunächſt die Pflicht gewiſſer 
Inftanzen, den an fie tm Vollzuge des IVG. ergebenden Erſuchen 
zu entfprechen. 

1. Die Rechtshilfepflicht dient der Durchführung der Invaliden- 
verfiherung. Nur folde Erfuchen haben daher Anſpruch auf Er- 
ledigung, welche in diefen Rahmen fallen oder, wie $ 172 gleich- 
bedeutend fagt, „im Vollzuge dieſes Gefeges" ergehen. Erfuchen, 
welche einen anderen Geſchäftskreis betreffen, können nicht auf $ 172 
IJVG., möglicherweife aber auf andere gefegliche Beftimmungen ge- 
fügt werden. So haben jet die Unfallverfiherungsgefege in ihrer 
neuen Faflung für die Organe ber Invalidenverfiherungsanftalten 
auch die Pflicht zur Rechtshilfe in Unfallverfiherungsfachen gegen- 
über den Berufsgenofienfchaften begründet.?) 

2. Zur Nechtshilfe verpflichtet erflärt der $ 172 zunädft die 
Öffentlichen Behörden und zwar gegenüber den Erſuchen des Reichs- 
verfiherungsamts, der Landesverfiherungsämter, der Schiedsgerichte, 


%) Analoge Beftimmungen in den Unfallverfiherungägefegen (vgl. 8b. I 
@.0.D. 2.33); jegt mit veränderter Faffung in $ 144 GUB®. und ben 
Parallelſtellen. 

3) Der Tegt des $ 144 GuSG. iſt nicht ganz deutlich. In Abſ. 1 Sag 2 
gehört zwiſchen die Worte „Behörden“ und „jomie” ein Komma, wie ein foldes 
denn aud) in den begüglicen Drudfadien ded Reichstages (Entw. des GUB®. 
$ 101, Rommiffionsbefglüffe ebenda) fid) findet, während es in ber Publifation 
des Geſetzes weggeblieben ift (REBI. 1900 &. 399, 637); die Worte „ben 
Organen ber Berfiherungsanftalten für Invalibenverficherung“ beziehen fid) 
daher nicht auf „gegenüber“, fondern auf „liegt ob". So faflen jebenfalls 
auh Gebhard: Düttmann Anm. 2 zu $ 172 IB. die Sade auf. Die 
Rechtshilfepflicht der Berufägenoffenfhaft gegenüber den Inpalidenverfierungd- 
anftalten {ft in $ 172 cit,, bie umgefehrte, auf Unfauſachen bezüglice, in 
$ 144 cit. enthalten. 
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ver Organe ber Verfiherungsanftalten und anderer öffentlicher Be- 
hörden. Die gleiche Verpflichtung foll dann auch „ven Organen 
ver Verfiherungsanftalten untereinander ſowie den Organen der 
Berufsgenoſſenſchaften und der Kranfenfafien obliegen“. Der Wort- 
laut verbirgt hiernach nicht unbebingt die Gegenfeitigkeit unter ben 
An ihm aufgeführten Inftanzen und insbefondere ift eine Rechts- 
hilfepflicgt der Anftaltsorgane gegenüber den Erſuchen öffentlicher 
Behörden nicht ausbrüdlih zur Anerkennung gelangt.) Im Sinne 
des Geſetzes ift indeſſen auch diefe,’) wie überhaupt Die Gegenjeitig- 
teit in Bezug auf Recht und Pflicht begründet, allerbings nur, wie 
aus Ziff. 1 hervorgeht, unter der Vorausfegung, daß das bezügliche 
Erſuchen die Durchführung der Invalidenverfiherung zum Gegen- 
ftande haben muß.°) 

Der Begriff der öffentlichen Behörde beftimmt ſich nad dem 
maßgebenden Reiche- und Landesret‘) und umfaßt in meiteftem 
Umfange Civil» und Militär-, Gerichts- und Verwaltungs, Staats- 
und Gemeindebehörden. Auch die „Organe der Verfiherungs- 
anftalten“ find in weiteftem Sinne zu nehmen und umfaffen nicht 
bloß Die Vorftände, fondern auch die Rentenftellen,®) Beitrags- 
hebeftellen (Einzugsftellen) aller Art,?) Kontrollorgane'°) uſw. Wird 
die Rechtshilfe verweigert, fo kann der Weg der Beſchwerde an die 
der erfuchten Stelle übergeorbnete Inſtanz befehritten werben. Vor⸗ 


+) Denn der Tert begreift hier unter ben „öffentlichen Behörben“ bie Or⸗ 
gane der Berfiherungdanfalten augenfheinfich nit mit, obgleih allerdings 
Borftänbe und Rentenftellen ſolche Cigenfchaft befigen ($ 74 Ab. 1, $ 79 Abj.4). 

®) Bgl. ſchon Handbuch der Unfallverficherung Anm. 1 zu $ 101 UB®. 
Der 5 144 Guiss hat dies jegt außbrüdlich befräftigt. 

9) Bgl. Mol. zu $ 101 Entw. GNBG.: „Den im Bollzuge des Geſetzes an 
fie ergebenden Erſuchen der Behörben zu entſprechen.“ — Daher fallen z. 8. 
Erſuchen der Gerichte in Straffaden auf Grund der $$ 179 ff. IB®. unter 
$ 172 cit,, ebenfo Erſuchen ber Sanbeöverfiherungsämter unter einander in 
Invalibitätäfachen, dagegen nicht Erſuchen ber Steuerbehörben an bie Anftaltd« 
wrgane um Auskunft über das Dienfteintommen ber Anftaltöbeamten, ſoweit fie 
nicht durch befonbere Geſetzesbeſtimmungen begründet werben; vgl. über Iejtered 
unten $ 33 R. 27. 

”) So gehören 3.3. nah Graßmann Anm. 2 Amtsärzte in Bayern nicht 
zu den öffentlichen Behörden im Sinne diefer Beftimmung. 

) Mot. Abf. 1 zu $ 141 Entw. IVG. 

®) Sten. Ber. zum G. 89 ©. 1651 B; vgl. 8b. I S. 685 R. 1. 

1) AR. 99 &. 379 Rr. 707. 
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ausgefegt ift aber in allen Fällen, daß die angegangene Stelle zur 
Erledigung des Erſuchens rechtlich ioe) und tatfählih im ftande und 
zuftändig"") geweſen ift.”) 

3. Inhalt des Erſuchens ift Leiftung von Rechtshilfe. In dem 
Begriff der Rehtshilfe liegt zunächſt, daß es fih um eine Hilfe 
bei der Durchführung von Rechten ober der Erfüllung von Ver- 
bindlidfeiten handeln muß, melde aus dem Aufgabentreife der 
Invalidenverfiherung erwachſen. Für Handlungen, welde feine 
Rechts- oder Pflihtausübung darftellen,'?) kann auch feine Rechte- 
hilfe verlangt werden. Andererſeits handelt es ſich um Rechts— 
hilfe. Sie kann daher zunächft nur für einzelne konkrete Fälle und 
Maßnahmen, nicht aber für umfangreihe oder dauernde Geſchäfts— 
beforgungen in Anſpruch genommen und insbefonbere nicht zur voll- 
fändigen Abwälzung eines ganzen Aufgabenkreifes mißbraucht 
werben.'*) Die angefonnene Hilfstätigfeit darf ferner das Map des 


100) gl. dagegen 3.8. das Verbot der Offenbarung von Betriebögeheimniffen 
nad) $ 185 IB®.; Handb. d. Unfaliverfigerung Anm. 1. 

") Aus dem Mangel einer ſolchen Zuftänbigleit folgerte AN. 95 S. 231 
Nr. 440, daß die Schiedsgerichte nicht feiten® eines anderen Schiedsgerichts um 
Erhebung eines Zeugenbeweijes erfucht werden dürften. Die Schiedsgerichte 
feien nur Sprughgerichte für beftimmte Berufungen, beren Zätigfeit mit ber 
Urteilsfindung abgeihloffen ift. Auch ber Vorfihende des Schiedsgerichts fei 
nur zu Geſchaften innerhalb der vor daB betreffende Bericht gehörigen verufungs ⸗ 
ſachen zuftändig, — Die Entſcheldung ift bevenklih und wird von Piloty, 
Arbeiterverfiherungögefege S. 317 (vgl. auch Brakmann Anm. 4 a. C.) ala 
unrichtig bezeichnet. SYinfichtli; des Schiebsgerichts als Kollegium möchte ich 
mic) der Anfgauung des ABA. anfchliehen, nicht dagegen, was die Erfebigung 
des Erſuchens durch den Vorſihenden anlangt. Diefer ift an fid zu Beweis: 
erhebungen in Invaliditätsſachen zuſtändig. Daß dieſe Zuftänbigteit ſich 
prinzipiell auf bie bei feinem Gericht zur Verhandlung ftegenden Sachen ber 
sieht, ſteht nicht entgegen; fonft Ynnte man mit bemfelben Rechte auf bie 
Unzuftänbigfeit des Amtsrichters zur Erledigung von Requifitionen anderer 
Gerichte ſchliehen. Immerhin ſcheine es, al? wenn der Wortlaut des $ 17 abſ. 8 
der Schiebägericht8-D. v. 22. Nov. 1900 („öffentliche Behörde"; vgl. analog oben 
N. 4) die Anfchauung des RBA. zum Geſetz Hätte erheben wollen. 

’) Die ſachliche Zuftändigkeit der erfuhenden Inftanz zu Rechtshandlungen 
der betreffenden Art wird nicht vorauögefegt; vgl. Bb.1 S.747 R. 34 gegen 
Biloty, und Lak ©. 245. 

) Sandb. d. Unfallv. Anm. 2 erwähnt Requifitionen wegen Zuftellung 
einer Fachzeitſchrift oder wegen Vorſchlagen geeigneter Perfönlichleiten für ger 
noffenfchaftlige Amter.: 

“) Piloty, Reichsunfallverſicherungsrecht &.329 Anm. 6 mit AR. 85 
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Zweckentſprechenden nicht überfchreiten!®) und nicht die Vornahme 
von Handlungen auf eine andere Inftanz übertragen, deren Selbft- 
vornahme duch das erſuchende Organ im Sinne bes Geſetzes 
gelegen ift oder ebenfogut duch dasfelbe erfolgen Fannı.!de) 

4. Die Beitimmung des $ 172 begründet ein Recht auf Hilfe 
gegenüber der dazu verpflichteten Inftanz, hat aber nicht bie Be- 
deutung, die Rechte des erſuchenden Organs im allgemeinen Rechts- 
verkehr Dritten gegenüber zu fteigern. Hiernach ift bereits in Bd. J 
©.747 N. 34 die Streitfrage,““) ob die Anftaltsvorftände durch 
Requifitton der Gerichte Perfonen zu eiblichen Ausfagen zwingen 
tönnen, verneinend entſchieden worden und diefe Auffaffung hat 
durch die Materialien des neuen IVG. Beftätigung erfahren.') 
Ebenfomwenig kann 3.8. ein Anftaltsorgan da, wo es in der Rolle 
einer gleichberechtigten Partei zufammen mit amderen Parteien 
einer Behörbe gegenüberfteht, durch die Zuhilfenahme feines Requi- 
fitionsrechtes feine Rechte gegenüber denen der anderen Parteien 
fteigern.!*) 

5. Die Nechtshilfe in der hier befprochenen Form fegt ein fon= 
kretes Erſuchen voraus. Ein foldes ift an ſich da nicht nötig, 


S. 369 Rr. 91 a. E., auch Handbuch Anm. 2 Abſ. 1 a. E. In Betreff des Geile 
verfahrens vgl. unten $ 81 R. 19. 

») Die Berufögenofienichaften fönnen z. B. zu Zwecen der Beitrags-⸗ 
lontrolle ($ 161 I8G.) um Auskunft aus ben Lohnliften und Beihäftigungs- 
nadweifen, nicht aber um Überfendung der ganzen Liften angegangen werben 
(Handb. Anm. 18). Ahnlich württemb. Bollzugs-Berf. d. 25. Rop. 1899 $ 82: 
Ein ſicht nahme ber polizeilichen Meldungen auf Verlangen zu geftatten. 

18) Bol. auch AR. 99 S. 379 Nr. 707 lehter Abſat, ſowie Handbuch 
Anm. 3 Abſ. 2. 

1*) Bejahenb neuerdings Lab 8.246 und Schneider im Archiv f. öff. 
Recht X S.505, welcher ausführt, ba „ben Anftaltvorjtänden mit der im 
Ausdrud freilich recht Inapp gehaltenen (!) Gewahrung bes Rechts auf „weitere 
Erhebungen“ auch die Befugnis zugeſprochen ift, die ben Amtögerichten zuftehenden 
Zwangsrechte gegen Zeugen für ſich in Anſpruch zu nehmen“. 

m) Mot. 96.2 zu $ 141 Entw. IVS. Nicht verneint in dieſer Stelle ift 
aber die Bd. J 8.748 R.34 a. E. anerfannte Verpflihtung der Berichte, 
im Wege der Redtähilfe auf Erſuchen ber Anftaltävorftände Perfonen zu vers 
nehmen und zu vereibigen, bie freiwillig ſich Hierzu bereit finden laſſen. 

') Kein Recht auf Auskunftsertellung im Wege der Requifition an bad 
Konturägericht für eine Anftalt, melde „nicht anders, als die übrigen Konkurs ⸗ 
gläudlger" im Konkurs eine Forderung auf rüdftändige Beiträge verfolgt. 
Handbuch Anm. 2 Abſ. 2 a. E. 
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wo es fih um Funktionen handelt, welche unmittelbar einer gewiſſen 
Inſtanz vom Gejeg als eigene, fpontan zu erfüllende, zur Er⸗ 
ledigung zugewiefen find. ft hier dieſe Imftanz in der Erfüllung 
ihrer Pflicht ſäumig oder erfüllt fie fie unvollftändig, fo kann das 
für eine andere Inftanz, welche an der Erfüllung intereffiert iſt, 
Veranlaſſung zu einer darauf gerichteten Ancegung bieten. Ein 
Erſuchen um Rechtshilfe für die erſuchende Stelle liegt aber in ber 
Aufforderung zur Erfüllung eigener Geſchäfte grundfäglich nicht.'%) 
Eine ausdrüdliche Bezugnahme auf $ 172 eit. braucht in dem Er: 
ſuchen nicht notwendig enthalten zu fein.) 

II. Mit der Rechtshilfe in Form der Erledigung von Erfuchen 
verbindet ſich die Pflicht zu fpontanen Mitteilungen. Berechtigt zum 
Empfang berjelben find bier die Organe ber Verfiherungsanftalten 
in dem oben befprochenen weiten Sinne; verpflichtet die Organe 
‚anderer Verfiherungsanftalten,2') die der Berufsgenoffenfchaften und 
Krankenkaſſen und die öffentlichen Behörben.??) Mitzuteilen find 
alle Tatfahen, melde für den Gefchäftsbetrieb der Verficherungs- 
nftalten von Wichtigkeit find oder von ber mitteilenden Inſtanz 
billigerweife für wichtig gehalten werben konnten. Die Tatfahen 
müffen der mitteilenden Behörde uſw. in Ausübung ihrer Funktionen 
befannt geworben fein; eine Ermittlungspflicht ift in der Mitteilungs- 
pflicht an ſich nicht begrindet.2°) 

III. Die Koften, welche durch die Gewährung der Rechtshilfe 
in ihren beiden Formen entftehen, fallen nur in gewiſſem Umfange 


") gl. unten R. 26. 

ꝛe) Handbuch Anm. 2 a. E. 

21) Die gleiche Verpflichtung zwiſchen ben Organen berfelben Anftalt folgt 
jhon auß ihrer dienſtpragmatiſchen Stellung. 

2) Eine ausfuhrliche Zufammenftellung von Fallen, in denen bie ver 
ſchiedenen Behörben und Inftanzen zu Mitteilungen an bie Anftalten befonberen 
Anlah Haben konnen, geben Gebhard-Düttmann Anm. 11. 3.8: Wit 
teilung von Urteilen gemäß $ 17 ober von Strafvollſtreckungen gemäß $ 48 
Ziff. 3, Ober Penfiondverhältniffe gemäß $ 48 Sif. 2 u. a. m. Mitteilungspflicht 
der Stantdanmwaltfhaften bei allen Strafſachen, melde eine Strafvorſchrift des 
IB®. betreffen: Ag. Berf. des preuß. Juftizminifterd v. 8. Mat 1908, 
IMI. S. 101, auf AR. 03 ©. 506 und AR. 04 S. 241. Bol. aud unten 
GR 1. 

m) Bebhard-Düttmann Anm. 11 a. €. Ynerfannt aud) im Romm.:Ber. 
zu $ 101 Entw. GUB®., vergligen mit ber ausführlicheren Wiedergabe bei 
GSräf, Unfallverfiherungägefege nah dem ®. v. 30. Juni 1900 zu $ 144. 
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der erfuhenden oder bie Mitteilung empfangenden Inſtanz ?) zur 
Lafl. Dies inſoweit, als fie in Tagegeldern und Reifeloften, in 
Gebühren für Zeugen und Sadverftändige®) ober in fonftigen 
baren Auslagen beftehen.?°) Handelt es fi) um die Erledigung 
eines Erſuchens, jo wird hier in erfter Reihe die oben I Ziff. 5 be- 
ſprochene Unterfeldung von Wichtigkeit, weil da, mo es ſich nicht 
um ein Erfuhen im Sinne des $ 172, fondern nur um eine An= 
tegung zur Erfüllung eigener Pflichten handelt, eine Koftenerftattungs- 
pflicht überhaupt nicht begründet ift.2°) ft letzteres der Fall, jo 
handelt es ſich ftets nur um Auslagen, welche in konkreter Be- 
grenzung durch den einzelnen Aft ber Rechtshilfe entftanden find; 
ein Teil der allgemeinen Koften für die Gefhäftserledigung der er- 
fuchten Inftanz oder der Baufchfummen, welche von diefer an Sach— 
verftändige, Gerichtsvollzieher ufm. gezahlt werben, darf auf bie 
erfuchende Stelle nicht überwälzt werben.?”) Zu den baren Aus- 
lagen find an fi auch Portoauslagen zu rechnen, foweit nicht im 
Intereſſe der Vereinfachung ber Korreſpondenz für die Landes- 


2) Der Wortlaut des Geſetes ſpricht nur von der Erflattung durch bie 
Berfierungsanftalten. Daß biejelben ais erftattungäpflichtig nur dann in Ber 
ttacht fommen, wenn die Rechtshilfe ihnen felbft geleiftet wird, kann wohl nicht 
iweifelgaft fein. Entſprechend in Bezug auf bie Requifttionen des RIA. aud) 
Laß 8.231854 a €. 

»e) Die Höhe aller dieſer Leiftungen beftimmt ſich nad) den gefeglich maß- 
gebenben Zarifen; vgl. Zjenbart-Spielfagen Anm. 10, 11, Gebhard: 
Düttmann Anm. 14. 

25) Bgl. die Anweifung RBM. v. 12. Nov. 1891 (UN. 92 ©. 13), fowie die 
allgeın. Verf. des preuß. Juftizminiſters betr. die bei den Berichten ermachfenben. 
Rectöhilfeloften v. 27. Nov. 1893 (AR. 94 ©. 1, 2). 

2) Diefer Grundſat gelangt namentlich in der Anweiſung v. 12. Rov. 1891 
(gl. vor. R.) zur Durgfüßrung im einzelnen. Demeniſprechend merben Bier 
unter litt. a—g bie Fälle aufgeführt, in benen „insbeſondere“ bie Erſtattung 
barer Auslagen nicht beanfpruct werden kann (3.8. Feſtſetzung des Durchs 
ſchnitisweris der Raturalbezüge: $ 3 Abf. I, Entſcheidung über die Befreiung 
son der Berfiherungapfliht: $ 6, 7 u. ſ. f. — Den in ber Anmweifung nach dem 
©. 89 gegebenen Citaten haben Ifenbart»Spielagen bei ihrem Abbrud 
&. 687 bie entſprechenden des neuen IB®. beigefegt). Dazu aud neuerdings 
AR. 99 S. 379 Rr. 708 und AR. O1 S. 648 Nr. 950 (Portokoſten, die buch 
Nüderftattung des Wertö untichtiger Beitragsmarlen entftehen). Auf einen 
Fall wahren Erſuchens um Rechtshilfe bezieht ſich dagegen die Veſtimmung in 
$ 168 Saf 1; vgl. Anmeifung Schlukabjag, Handbuch Anm. 9. 

©) Anweifung RBA. Siff. 2; dazu aud) bie eit. Juſtig-Min. Verf. I Abſ. 3. 
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behörben befondere Vorſchriften erlafien find.) Gegen die An- 
forberung auf Koftenerftattung fteht jomohl dem Grunde, wie ber 
Höhe nach die Beſchwerde offen. Im Verhältnis der Verficherungs- 
anſtalten untereinander, ſowie der Berufsgenofienfchaften und Kranken⸗ 
kaſſen zu ihnen wird in ber Koftenfrage auch die Bejchreitung des 
NRechtsweges in Betracht kommen können. 


2. Kapitel. Berfiherungsbehörden. 


8 26. Untere Verwaltungsbehörben. 


I. Die „untere Verwaltungsbehörbe" wird im IVG. zu 
Zunktionen entweder in einfacher Belegung oder als durch Laien- 
beifiger verftärfte!) untere Verwaltungsbehörbe berufen. Der Ab- 
ſchnitt A „Mitwirkung der Landesverwaltungsbehörben" $$ 57 bis 
64 iſt weſentlich zur Regelung der letztgedachten Organifationsform 
beftimmt.2) 

1. Die Funktionen, welde der unteren Verwaltungsbehörde zu- 
gewieſen find, greifen an den verfchiedenften Stellen in die Durch- 
führung der Invalidenverſicherung ein und finden ſich daher durch 
das ganze Geſetz zerftreut.?) Eine äußerlih und zum Teil auch 
innerlich zufammengehörige Sondermaſſe von Funktionen bilden die= 
jenigen, welche in $ 57 Ziff. 1—5 den unteren Vermaltungsbehörden 
„außer den übrigen aus biefem Gejege ſich ergebenden Aufgaben“ 
zugemiefen find. Dabei hat Ziff. 5 den allgemeinften Inhalt, indem 
fie die Behörde zur „Auskunftserteilung über alle die Invaliden- 
verfiherung betreffenden Angelegenheiten“ verpflichtet. Dagegen 


=) 3.8. badiſche VollzugsVO. v. 28. Rov. 1899 $8 Abi. 5. Vgl. Hand: 
Sud) Anm. 7a. Über Sqhreibgebahren ngl. z.B. Zuftig-Bin.Berf. I Ab. 2. 

) So nad; Analogie des „verftärkten Reichseiſenbahnamts“ (Laband, 
Neichäftantsreht I S. 379). Dal. aud) AR.O1 S. 434 Rr. 911 Abſ. 2 a. €. 

”) Bol. oben g 4 Ta. €. 

3) Zufammenftellungen finden fi in den Kommentaren 3.8. bei Ifens 
bart-Spielhagen 8.336. Vgl. auf Appelius in Mainzer Sticr. IX 
©. 165. 
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beziehen ſich Ziff. 1—4 übereinftimmend fpeziel auf die Unterftügung 
der Verfiherungsanftalten in Beitragserftattungs- und Rentenfachen *) 
und werben baher im einzelnen namentlich im vierten Buche dieſes 
Bandes erörtert werben. Formel ift dabei die Tätigkeit der Be— 
hörde gerichtet: entweder auf „Entgegennahme und Vorbereitung 
von Anträgen“ (Ziff. 1) oder auf „Begutachtung“ von Anträgen oder 
von Entſchließungen der Verfiherungsanftalten (Ziff. I—8) oder 
endlich auf „Benachrichtigung“ des Anftaltsvorftandes von Tatfachen, 
welche für feine Entſchließungen von Wichtigkeit fein können (Ziff. 4). 

2. Die in $ 57 Ziff. 1-5 zufammengefaßten Funktionen follten 
nad) dem Entw. JBG. 88 51, 5laff. „Rentenftellen“ als örtlichen 
Drganen der Verfiherungsanftalten übertragen werben;?) doch fand 
ſich ſchon hier ($ 51g) eine Veftimmung, welche die Lanbes- 
regierungen ermädhtigte, die Geſchäfte der Rentenftellen vorhandenen 
öffentlichen Behörden oder Beamten zu übermweifen, auf welche dann 
die für Die Nentenftellen neben einem ftänbigen befolbeten Vor— 
figenden vorgefehene Zuziehung des Latenelements Anwendung finden 
follte. Der Reichstag hat dann, auf Vorſchlag feiner Kommiffion,*) 
das Verhältnis umgekehrt, die untere Verwaltungsbehörbe, unter 
Verſtärkung berfelben durch Laienbeifiger, in die erfte Reihe gerüct 
und daneben die Errichtung von Nentenftellen zweds Übernahme 
der oben erwähnten und gewiſſer weiterer Funktionen nur ala 
fafultative aufgenommen. Rechtlich und wenigftens für jet?) auch 
tatſächlich kommt daher den unteren Verwaltungsbehörben die weſent- 
lichſte Bedeutung zu. 

+) Mittelbare Beziehung auf die Rentengemäßrung Haben auch bie Funktionen, 
welche nad) $ 57 Siff. 4 der unteren Berwaltungdbehörbe mit Bezug auf dad 
Heilverfahren eingeräumt find. Dagegen kommen ihr nad; $ 57 Funktionen in 
Bezug auf die Veitragserhebung nicht zu; vgl. bagegen für die Rentenftee 
$ 80 388. 

®) gl. über den Gang ber Verhandlungen meinen kurzen Bericht im 
Verwaltungsarchiv &. 511 mit 598 und bie ausführlichen Varftellungen der 
Kommentare. In der Kritik der Rentenftellen ftimmen biefelben nicht überein; 
vgl. 3.8. bie ablehnende Ausführung von Bebharb-Düttmann, befonders 
Ann. 1 a. €. zu $ 57, gegen Weymann ©. 284 Schlußabſat. 

) Komm.-Ber. zu Abſchn. II S. 97 ff. 

7) Rad Gebhard-Düttmann Anm. 1 Schlußabſatz zu $ 57 ift bie Er: 
richtung von Rentenftellen „biölang nicht erfolgt”. Gemäß dem Rundſchreiben 
der Anftalt Schlefien v. 25. Febr. 1902 (ArbB. S. 540) Hat dieſelbe auf Grund 
von $ 79 Abſ. 2 eine Rentenftelle in Beuthen D.-S. errichtet. 
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3. Welche Behörben in den Einzelftaaten als untere Verwal- 
tungsbehörben zu fungieren haben, beftimmt auch für die Fälle des 
$ 57 gemäß $ 169 die Landeszentralbehörde.?) Dabei kann fie, 
wie es auch tatfächlich zum Teil geſchehen iſt,“) Gemeindebehörben 
als untere Verwaltungsbehörben im Sinne von $ 57 erklären?) und. 
fie danach zu allen ober auch einzelnen, dort vorgefehenen Funktionen 
berufen. Someit dies nicht geſchehen ift, ift dann nad $ 60 der 
höheren Verwaltungsbehörde“, worunter hier alſo eine zwiſchen ber 
betreffenden Landeszentralinftanzg und ber unteren Vermaltungs- 
behörbe ftehende Behörde gemeint ift,') die Ermächtigung erteilt, 
nad Anhörung oder auf Antrag des Anftaltsvorftandes für ben 
Bezirk einer Anftalt oder Teile desfelben in gleicher Wetje!!) den 
zunächſt berufenen ftaatlichen unteren Verwaltungsbehörben gemifle 
Gemeinbebehörben zu fubftituieren.!?) Diefelben find dann in jeder 
Beziehung, insbeſondere auch, was bie Zuziehung von Laienbeifigern 
betrifft,'?) als „untere Verwaltungsbehörben" im Sinne von $$ 57 ff. 


®) Bl. dazu oben $ 24 N. 11 und die Eingelanführungen in $ 5R. 14. 

©») Bol. 3.8. für Preußen oben $5 R. 14, für Baden mit Bezug auf $ 57 
Siff. 4 und teilmeife Siff. 1 (Bürgermeifter) AR. 00 S. 370. 

°) Daß „untere Bermaltungsbehörben“ im Sinne des JVG. nicht notwendig. 
Stantöbehörben find, ergibt ſich ſchon auß dem Wortlaut bes $ 169: „Stantd- 
ober ®emeindebehörben“, verglien mit bem folgenden „Staats: und Ge— 
meinbeorganen“. Dem $ 60 aber kommt keine erflufive Bebeutung zu, mie 
der Romm.:Ber. zu $40 cc ausbrüdlic, ergibt. 

”) In Preußen ber Regierungspräfident (AR. 00 & 367). Dem im Kerte 
dargelegten Sinne bed Reichsgeſetzes entfpricht ed aud, wenn in Bayern, wo 
die Beftimmung gemäß $ 169 durch landesherrliche BO. ergangen ift (vgl. oben 
$ 24.0.6), für $ 60 das Staatöminifterium bes Innern ala höhere Ber: 
waltungöbehörbe eintritt (AN.0O ©. 368). 

1) Auch Hier kann die Berufung ber Gemeinbebehörbe für einzelne, in 
$ 57 begriffene Funktionen erfolgen; vgl. Weymann Anm. 2 zu $ 60. 

2) Der Imed der von der Kommiſſion als $ 40 cc beſchloſſenen Ber 
ftimmung geht dahin, einmal auch nach genereller Regelung ber Behörben- 
tompetenz ohne Abänderung berjelben die Befriedigung befonderer Bedurfniſſe 
zu ermöglien und fobann dem Anftaltävorftand eine Einwirkung auf biefelbe 
zu gewähren. Zu beachten bleibt jedoch, daß dad Einfchreiten der höheren Ver⸗ 
maltungäbehörbe gemäß $ 60 fakultativ ift und daher im Wege ber Ans 
weifung von Seiten ber Zentralbehörde beliebig gehemmt werben kann. 

%) Der $ 59 ift zwar in $ 60 night erwähnt, brauchte es aber auch nicht, 
da „bie Geſchafte“ nur in $57 und, näher detailliert, in $ 58 „vorgefehen” find, 
859 aber nur eine Art ber Geicäftserlebigung regelt, melde den $$ 57 und 
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zu behandeln. Soweit es fih um Seeleute handelt, können'') bie 
Obliegenheiten !°) der unteren Verwaltungsbehörde durch den Bundes- 
at den Seemannsämtern übertragen werben ($ 167 Abf. 4. 

4. Die Verpflichtung „zur Auskunftserteilung über alle die In— 
validenverfiherung betreffenden Angelegenheiten" ($ 57 Ziff. 5), 
welde den umteren Verwaltungsbehörben obliegt, enthält, wie bie 
Materialien deutlich ergeben,“) Teine Ausgeftaltung ihrer Rechts- 
bilfepflicht gegenüber Behörden und Anftaltsorganen,') fondern eine 
Pflicht zur „Rechtsbelehrung" und darauf begründeten „Beihilfe“ '%) 
gegenüber dem Publitum und namentlich gegenüber ber Arbeiter 
bevölferung. In dieſer Beſchränkung handelt es ſich allerdings auch 
bier um eine Rechtshilfe, d. h. um eine Hilfe für diejenigen, welche 
die Auskunft zweds Beurteilung ihrer aus der Invalidenverſicherung 
folgenden Rechte und Pflichten zu erhalten wünſchen. Andere Aus- 
fünfte und Belehrungen z. B. zweds ftatiftifcher, von Privatperfonen 
unternommenen Arbeiten fallen nit darunter. Für bie Richtigkeit 
der Auskunft haftet der Beamte gemäß allgemeinen Grunbfägen 
(8 889 Abf.1 BGB.), während ihm andererfeits für einen mit ber 
Auskunftserteilung etwa verbundenen Rat aud die Haftungs- 
befreiung des $ 676 BGB. zugute kommt. Gebühren für die er- 
teilte Auskunft dürfen im Sinne bes Reichsgeſetzes nicht erhoben 
werben. 

DH. Die durch Laienbeifiger verftärkte untere Vermaltungs- 
behörbe ift eine einheitliche Behörbe, welche durch den Hinzutritt'%) 
von Vertretern der Arbeitgeber und Verſicherten zu ber einfach be— 
fegten unteren Verwaltungsbehörde Fonftituiert wird. Die Zu— 


58 notmenbig folgt. Der Annahme eines Redaktionsverſehens (Appelius 
a.0. D. ©. 166) bebarf es baher nicht. Abereinſtimmend mit dem Zerte jämt- 
ide Kommentatoren; mißverftandlich nur Piloty, Arbeiterverſicherungsgeſehe 
Anm. Abf. 2 zu $ 60. 

„) Abweichung von $ 136 Abſ. 4 G. 89. 

"») Sinficptlich ber Funktionen aus $ 57 ift das bisher nicht geſchehen; 
Gebhard-Düttmann Anm. 17 Ab. 3 zu $ 167. 

’%) Mot. zum IVG. in der allgemeinen Begründung S. 169 Schlußabſatz. 
Anders Piloty &.153 a. E. und Graßmann Anm. 5 zu $ 57. 

m $ 172; ogl. oben $ 25. 

“) &o die Motive; vgl. R. 16. 

») Die Beifiger allein find nicht kompetent; auch der Beamte muß bei Er⸗ 
flattung des Gutachtens mitwirken (AN. 01 ©. 434 Rr. 911). 

Rofim, Redt ber Urbeiterderficherung. Band II. 15 
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Ziehung ber Laienbeifiger erfolgt nur in beftimmten Fällen und unter 
beftimmten Vorausfegungen. Das Geſezz ſchreibt fie unter gewiſſer 
Voransfegung umd für gemiffe Fragen vor,2%) wenn ein Gutachten 
nah $ 57 Ziff. 1 und 2 über Anträge auf Rentenbewilligungen 
oder über Entziehung von Invalidenrenten zu erftatten ift. Dar- 
über hinaus ift der Vorftand der Verfiherungsanftalt berechtigt, in 
den gedachten Fällen aud über ambere, als die gefeglih ($ 58 
Abf. 1 und 2) bezeichneten Fragen, ſowie in ben übrigen Fällen des 
$ 57 ein Gutachten von der durch Beifiger verftärkten Behörde zu 
verlangen.) Endlich kann aud die untere Verwaltungsbehörbe 


2) Bgl. 559 Abſ. 1 mit $112 Abſ. 3 und $ 121 Abſ. 3. Dazu unten 
59 68 ff. 

2) Der Wortlaut des $59 Abſ. 2 ermägtigt den Anftaltävorftand, „auch 
in anderen als den In den $$ 57, 58 angegebenen Fällen und über andere 
Fragen dad Gutachten der unteren Verwaltungsbehörde in der im Abſatz 1 
angegebenen Form zu verlangen“. Danach könnte es feinen (— die Materialien, 
KRomm.:Ber. zu $ 40d, ergeben hierüber nichts —), ald ob dem Vorftande au 
über den ganzen Rahmen bed $ 57 Hinaus ein unbegrenztes Recht, Gutachten 
der verftärkten unteren Verwaltungsbehörde einzuforbern, gegeben fein follte, 
und Graßmann (Anm. 4) will in der Tat ſelbſt für Fragen allgemeiner Art 
innerhalb des Vollzugs des IB®. 5.8. über Gewährung von Zufhüffen für 
Arbeitermohnungen ($ 164 Abſ. 3) ein ſolches Recht auf Begutachtung aners 
Tennen (ogl. aud Gebhard-Düttmann Anm.2 Abſ. 2 zu $ 57). Es ift 
jedoch nicht anzunehmen, daß eine folde Belaftung der Behörde vom Geſetz⸗ 
geber gewollt und beſonders in biefem Sufammenhange geregelt fein ſollte. 
Auch ergibt ſich, daß, wenn man in $ 59 Abi. 2 die Ermächtigung zur Eins 
holung von Gutachten „in anderen, als den in $ 57 angegebenen Fällen“ 
finden wollte, gerade bie naheliegendften Fälle, nämlich die innerhalb des $ 57 
begriffenen, aber ber Begutachtung entmeber überhaupt nicht (Ziff. 1, ſoweit 
auf Beitragserftattung bezüglich, und Ziff. 4) ober doch nicht durch die verftärkte 
Behörde (Ziff. 3) unterftelten (— über die Gründe vgl. Komm.Ber. zu $ 40b 
und d, &. 110 und 112 —) vom Geſetze überfprungen fein würden. Vielmehr 
iſt das Citat ber „SS 57, 58“ als einheitliches (= „$ 57 In Verbindung mit 
58“) zu betrachten, zumal ja $ 58 gar feine neuen Fälle enthält. Gemeint 
find mit ihm diejenigen Fälle des $ 57, welche in $ 58 in Bezug auf bie Ber 
guladitung unb die babei zu erlebigenden Fragen näher geregelt find unb bie 
danad) in $ 59 Abf. 1 in gemiffem Umfange der geſehlich notwendigen Ber 
handlung durd bie verftärkte Behörde unterworfen find. Daraus ergibt ſich 
der im Xert feitgeftellte Sinn, ber augenſcheinlich auch von Siff. 17 ber preuß. 
Anmeifung betr. ba8 Verfahren vor ben unteren Verwaltungäbehörben o. 6. Dez 
1899 (vgl. Gebhard: Düttmann ©. *207) geteilt wird: ber Borftand kann 
das Gutachten ber verftärkten Behörde verlangen: a) in den geſetzlich ihrer Bes 
gutachtung unterftellten Fallen unbedingt (ngl. dazu ben Wortlaut von $ 58 
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freiwillig die Beiſitzer in diefem erweiterten Umfange heranziehen.?ie) 
Für die Organifation kommen gemäß SS 61—64 mit 87—94 und 
97 (ogl. $ 61 Schlußfag) folgende Punkte in Betracht: 

1. Die Laienbeifiger find Vertreter der Beteiligten. Diefelben 
gehören einerſeits dem Stande der Verſicherten, anbererjeits dem ber 
Arbeitgeber an ($ 61). Die Zahl der Vertreter aus dem einen und 
dem anderen Stande muß gleich fein ($ 87). Verficherte find alle 
diejenigen, welche gegen die Verficherungsanftalt des Bezirks,2?) fei 
es auf Grumd der Berficherungspflicht, fei es auch der Verficherungs- 
berechtigung nad Maßgabe ihrer legten Veitragszahlung eine zu 
Recht beitehende Anwartſchaft befigen,??) Arbeitgeber alle diejenigen, 


Abſ. 3) auch Über andere „Sragen“, als die in $ 58 (genauer $ 58 Abi. 1, 2; 
vgl. Näheres unten $ 68 N. 40 ff.) hervorgehobenen, und b) in den anderen 
„Fallen“ (vgl. dazu den Wortlaut von $ 58 Abſ. 1 und 2) des $ 57, melde 
in $ 58 nigt ermäßnt und In $ 59 Abſ. 1 nicht iraft Geſebes der Begutachtung 
durch die verftärkte Behörbe unterftellt find. 

210) Der Berfiherungsanftalt fteht im Sinblid auf bie ihr obltegende Koften- 
tragung ($6496f.3 IB®.) ein Widerfpruhäregt nicht zu. Ebenfo Weymann 
Anm.33u$ 59 und Bazille in ArbB.02 &.613 gegen Graßmann Anm.4 zu 559. 

22) Perfonen, melde bei einer Raffeneinrichtung ($$ 8—11) verſichert find, 
und deren Arbeitgeber tommen nicht in Betracht. Es folgt die daraus, daß 
die ganzen $$ 57 fi. für Kaſſeneinrichtungen nicht gelten, fowie aus ber 
Analogie von $ 62 Abſ. 2. Übereinftimmend Gebhard -Düttmann Anm, 8 
W652 zu $ 88; dagegen Weymann Anm. 5 zu $ 88, obglei er die Un- 
angemeffenheit feines Ergebniffeö anerfennt. Gegen Weymann Ann. 3 muß 
auch die Berfiherung bei der betreffenden Anftalt beftehen. Es ift dies für 
Mitglieder von Ausſchuß und Borftand ber Verfierungsanftalt ganz felbfte 
verftänblih und daher für $ 88 Mbf.1, ber auch bier Anmendung findet, all- 
‚gemein zu ergängen. Über die Inbivibunlifierung der Anmartjchaft gegen eine 
Seftimmte Verfiherungsanftalt vol. unten $ 58 I, 2. Wie Weymann aud 
Sfenbart-Spielhagen 2. Aufl. Anm. 7 zu $ 88. 

2) Vol. die Anführung der $$1, 2, 14 in $ 89. Daß auch die (noch nicht 
erloſchene) Anwartſchaft aud ohne fortlaufendes Beitragsverhaͤltnis ben Ber 
geiff des Verſicherten im Sinne ber Hier maßgebenden Beftimmungen erfüllt, 
iſt m. €. fon daraus zu ſchließen, daß die Funktionen der verftärkten unteren 
Berwaltungsbehörde nit auf der Beitrags, fonbern auf der Farſorgeſeite 
liegen. Übereinftimmend Boffe-v. Woedtle Anm. 3 zu $48 ®.89, Ifen- 
bart»Spielhagen Anm. 7 zu $ 88, Gebhard» Düttmann Anm. 9 Abſ. 1, 
Graßmann Anm. 4. Die auf Schiebögerichtäbeifiger bezügliche Entſcheidung 
AN. 94 S.30 Rr. 317 ift wohl nur im Wortlaut zu eng. Dagegen aber 
Pitoty zu 588 Abſ. 2 und In gewiſſem Umfange Weymann Anm. 7 Abi. 2 
zu $ 88. Bol. auch wegen des befonderen, bier gleichfalls mitbegriffenen Falls 
der Befreiung oben $ 5 3.22. 

15* 
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welche foldhe?*) Perfonen beſchäftigen und hinſichtlich derſelben bie 
Pflichten der Arbeitgeber im Sinne bes Gefeges zu erfüllen haben.2*) 
Wer zugleich Verfiherter und Arbeitgeber im angegebenen Sinne ift, 
Tann nur als Vertreter der Arbeitgeber, nicht aber als folder der 
Verficherten gewählt werben,2*) es fei denn, daß er nur ausnahms- 
weife verficherungspflichtige Perfonen beichäftigt.27) Als Arbeit- 
gebervertreter find aber auch wählbar diejenigen Perſonen, welde 
in den Betrieben wählbarer Arbeitgeber als „bevollmächtigte Leiter" 
fungieren d. h. den Arbeitgeber in Angelegenheiten der Betrieba- 
leitung nad außen zu vertreten berechtigt find.?*) Den Betrieben 
werden Verwaltungen und Wirtfhaften ohne betriebsmäßigen 


”) Bgl. dazu oben R. 22. 

=) Bol. $ 83 Abſ. 2. Aus der Formulierung des Textes ergibt ſich ind« 
befondere: Sind Veſchlaſſe des Bundesrats aus $ 2 Ab. 2 Ziff. 1 und 2 er 
gangen, fo gelten diejenigen Perſonen ala Arbeitgeber, welche banad „bie 
im Gefege den Arbeitgebern auferlegten Pflichten zu erfüllen Haben“. Die 
Arbeitgeber von nur folhen Perjonen, welde ſich freiwillig verfihern ($ 14 
Siff. 1), gelten nicht ala wählbare Arbeitgeber; ber $ 145 Abſ. 2 wird nicht 
außteichen, ihnen biefe Eigenſchaft zu verleihen. Dasſelbe muß von $ 4 
Abf. 2 Say 2 gelten (vgl. aud; den Wortlaut „nach Mahgabe” in $ 88 Ab. 2 
mit $ 1 Eingangs). 

2) Daß fi) $ 89 nur auf die paffive Wahlfähigkeit bezieht, geht ſchon 
aus feiner Verbindung mit $ 88 beutlih hervor und wird auch durch bie 
Materialien (Ag. v. Strombeck zu $ 408 Entw. ©.89 — $ 52 0.89, 
Sten. Ber. ©. 1944 B. C) beftätigt. Übereinftimmenb die Kommentare: Geb 
bard-Düttmann Anm. 3, Weymann Anm. 2. 

a7) z. B. bei vorübergehender Arbeitshäufung; vgl. analog auch oben $ 23 
N. 15. Die regelmäßige Beihäftigung auch nur einer verſicherungspflichtigen 
Perſon, 3. B. aud) eines Dienftboten genügt für die Anwendung bes $ 89. 
Die Kritit der Beftimmung in ben Kommentaren ff, wohl mit Recht, eine 
durchweg abfälige. — Beſchaftigt Jemand, der felbft freimillig verſichert if, 
3. 8. eine frühere Pflichtverſicherung fortjegt, nur freiwillig verfiherte 
Perfonen, 3. B. einen Hanblungsgehilfen mit mehr als 2000 Mart Gehalt, jo 
ift er als Vertreter ber Verfierten wählbar; denn er ift „gleichzeitig Ber- 
fiherter und“ (mählbarer; vgl. oben R. 25) „Arbeitgeber" (Abg. v. Strom« 
bed a. a. O.) 

20) 583 Abſ. 2. Näheres über ben Begriff des „bevollmachtigten Vetriebs- 
leiter3“ bereits in Bd. J S. 238 ff., woſelbſt aber die in N. 10 S. 240 gegebene 
tomplizierte Deutung von $ 60 G. 89 dem einfachen Sinne des jegigen Textes 
gu meiden hat. Xuf das Innere Yuftcagsverhältnis, wie Weymann Anm. 6 
wid, Tann es bod wohl nicht anlommen; wer Profura erteilt, muß fi eben 
gefallen laſſen, daß der Profurift ala folder behandelt wird. 
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Charakter gleichzuſtellen fein.) Iſt ver Betriebsleiter zugleich Ver⸗ 
fierter, fo kann er aud als Vertreter der Verſicherten gemählt 
werben, aber nur die eine oder die andere Funktion annehmen. 
Allgemein d. 5. ſowohl bei den Vertretern der Verficherten, wie der 
Arbeitgeber ift für die Wählbarkeit vorausgefegt ($ 88 Abi. 1): 
deutſche Staatsangehörigkeit,2°) männliches Geſchlecht?o) und Voll« 
jährigkeit im Sinne des BGB. $ 2 oder 3. Nicht wählbar ift, 
wer nad $ 32 des Gerichtsverfafjungägefeges zum Amte eines 
Schöffen unfähig ift. Unvereinbar ift ferner das Amt eines Laien- 
beifiger8 bei ber unteren Verwaltungsbehörde mit bem eines Mit- 
gliedes des Anftaltsvorftandes oder eines Schiedsgerichts ($ 62 
Abſ. 3). Wird ein Mitglied der letztgedachten Behörden gewählt, 
fo kann es die Wahl nur annehmen, wenn es feine Entlafjung aus 
Vorftand oder Schiedsgericht herbeizuführen vermag. Zweck ber 
Vorſchrift if, zu vermeiden, daß dieſelbe Perfon in verſchiedenen 
Stellungen mit ber gleichen Rentenſache befaßt werde; daher gilt 
von dem Amte eines Ausichußmitglieves ($ 76) Analoges nicht. 
Sämtliche Beifiger müſſen im Bezirke der unteren Verwaltungs- 
behörde wohnen,?') und zwar mindeftens die Hälfte jeder Klaſſe am 
Sige der Behörde jelbft ober nicht weiter als 10 Kilometer von 
demfelben ($ 62 Abſ. 3). 

2. Die Wahl wird nicht von den Verficherten und Arbeitgebern 
Direkt vollzogen,”?) fondern erfolgt indirekt in der Art, daß beftimmte 
Drgane (Wahlorgane) gewiſſer fozialpolitiiher oder auch politifcher 
Körperfchaften (MWahlkörper) zum Vollzug berjelben berufen find 
($ 62 Abf. 1, 2). 

a) Wahllörper find zunächſt die fog. organifierten Kranfen- 
faffen des KVG., d. h. die Orts-, Betriebs- und Bau-Kranfen- 
kaſſen, welche im Bezirke der unteren Vermaltungsbehörbe ihren Sig 





2a) Bol. oben $ 15 Ziff. 1 und $ 16 IV Siff. 3. 

*) Obwohl auch Ausländer verficert fein konnen (vgl. oben $ 13). Gegen 
über dem rechtlichen Momente der Stantdangehörigfeit kommt es auf Rationalität 
und Sprade nit an (Sten. Ber. zum &. 89 ©. 1428B. C.). 

%) Antrag auf Wählbarkeit der Frauen abgelehnt (Sten. Ber. zum IVG. 
8.2379 f.). 

3) Richt das juriſtiſche Domizil, ſondern bie tatfägliche Wohnung (Gaushalt, 
Schlafftelle) entjheibet; nicht entfcjeibenb der Beſchäfigungsori 

2) Darauf Hinzielende Anträge abgelepnt; .ngl. ausfühtlih Iſenbart⸗ 
Spielhlagen ©. 345. 
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haben.) Ihnen treten unter berjelben Vorausfegung Binzu: die 
Innungskrankenkaſſen und Knappſchaftskaſſen, ferner unter der Be- 
dingung, daß fie obrigfeitlich genehmigt find,?') Seemannskaſſen und 
ambere zur Wahrung von Intereſſen der Seeleute beftimmte Ver— 
einigungen. Von diefen Wahlkörpern °°) ſcheiden jedoch diejenigen 
aus, für deren Mitglieverfreis?t) eine zugelaffene beſondere Kaflen- 
einrichtung im Sinne der $$ 8, 10 und 11 IVG. befteht ($ 62 
Abſ. 2). Endlich find hier auch die Surrogathilfsfaffen?") als Wahl- 
körper zugelaffen,?*) aber nur unter ber befonderen Vorausſetzung, 
daß ihr Bezirk fih über den der unteren Vermaltungsbehörbe nicht 
hinauserſtreckt, wodurch die fog. zentralifierten (nationalen, gewerf- 
ſchaftlichen) Hilfskaſſen ausgeſchloſſen werben. 

Trotz der Vielgeſtaltigkeit dieſer Wahlkörper iſt es doch möglich, 
daß dieſelben in einem Wahlbezirke nicht alle Verſicherte nach obigem 
Sinne?) in ſich aufnehmen, was namentlich für die der Kranfen- 
verſicherung kraft Reichsgeſetzes nicht unterftehenden Bevölferungs- 
klaſſen *") und die nur der Gemeindefranfenverficherung angehörigen 





3%) Daß bebeutet „vorhanden“, wie die Mot. zu $ 37 Entw. G. 89 
Tonftatieren. 

3) Das Grforberniß der obrigkeitlichen Genehmigung gilt troß der Zwei⸗ 
deutigfeit des Wortlauts auch für die Seemannätaffen. Bgl. die Duelle der Ber 
flimmung, den $ 51 bed SUVG. v. 13. Juli 1897 und bie N. 33 citierten 
Motive. Übereinftimmend Gebhard» Düttmann Anm, 3. 

3») Der Ausbrud „Rrantenkaffen“ in $ 62 Ubf. 2 iſt zu eng, zumal in $ 166 
nur der Abſ. 1 des $ 62 vorbehalten ift. Die Beziehung des Abſ. 2 aber auch 
auf Seemannd:Raffen und Vereinigungen, ſowie auf Hilfsfafien kann nicht 
gweifelgaft fein. 

*) Das Gefeg fagt „Mitglieder“; es entſcheidet aber bie abftrafte Um- 
grenzung, nicht das einzelne Mitglied, 

2) Bol. oben $ 24 R. 20. 

») Abweichung von $ 48 Abſ. 2 ©.89. Mot. zu $ 5le Entw. IVG. 

%) Es fommen auch die nad $ 2 Verſicherungspflichtigen und, fomeit 
aberſehbar, bie freiwillig Berfi—erten in Betracht. Zur Abweichung liegt Fein 
Grund vor. Das bloße Citat bes $ 1 ift ein Redaktionsfehler; ed ftammt aus 
dem Entw. ©. 89 ($ 37), wo die Sausgemerbetreibenden und Kleinmeiſter in 
9 1 aufgenommen waren und freiwillige Verſicherung noch unbefannt war. 
Es bat fi dann durch bie verfhlebenen Stadien der Legislation unbeanſtandet 
Hinduschgefgleppt. Die abweichende Anfiht von Bebharb-Düttmann 
Anın. 6 a. E. überfieht dies. 

0) 4.8. Arbeiter in ber Land: und Forſtwirtſchaft, Dienftboten; vgl. bie 
oben N. 33 citierten Motive. 
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Perfonen von Wichtigkeit werden fan. Liegt dieſe Vorausjegung 
in verhältnismäßiger Bebeutung vor, fo hat die Landesregierung 
zur Vertretung diefer Perfonenklaffen und ihrer Arbeitgeber noch 
andere Wahltörper zu berufen. Als ſolche kommen nad) dem Ge— 
fege Die Gemeinbefranfenverfiherungen und ähnliche landesrechtliche 
Einrichtungen,*') daneben aber auch wahlweife weitere Rommunal= 
verbände in Betracht.) 

Das Maß der Wahlbeteiligung fol für die einzelnen Wahl- 
törper grundfäglih dem Verhältnis entſprechen, in welchem die 
Geſamtzahl der verficherten Perſonen durch fie vertreten wird.*) 

b) Die Wahlberechtigung der gedachten Wahlförper wirb durch 
gewiſſe Organe berfelben ausgeübt. Als folhe Wahlorgane fungieren 
bei den ummittelbar reichögefeglih berufenen Wahltörpern deren 
Vorſtände.“) Iſt ein Vorſtand zur Zeit nicht vorhanden oder ver- 
sichtet er auf Vornahme der Wahl, fo ruht die Wahlberehtigung 
des betreffenden Wahlkörpers.') Für die Gemeindekrankenverſiche- 
rungen und ähnlichen Einrichtungen find als Wahlorgane reiche- 
geſetzlich die „Verwaltungen“ berufen, deren Organtfation ſich des 
näheren nad) Zanbes- oder Ortsrecht beftimmt.) Wahlorgane der 
weiteren Kommunalverbänbe find kraft Reichögefeges deren „Ver⸗ 
tretungen“. Darunter können fomohl die fog. Repräfentationd- 
follegien, als auch ſolche Organe verftanden werben, welche auf dem 


*) Bgl. oben $ 4 R. 19. 

9) Preußen: Kreife; Bayern: unmittelbare Stäbte und Diftrifte; Württems 
berg: Gemeindefranfenverfierungen und Krankenpflegeverſicherungen; Baden: 
Vemeinbefrantenverfigerungen ufm. Bol. aud die Zufammenftellung bei 
Srapmann Anm. 5. 

+) Die Mot. (oben N. 33) ergeben, daf ber im Geſetz nur für das Ver⸗ 
haltnis der landesrechtlich beftimmten zu den reichsrechtlichen Wahlkörpern au: 
gefprochene Grundſah ein allgemeiner fein fol. Natürlich erfordert berfelbe 
nicht eine Durchführung ins Kleinliche. So fteigen z.B. die preußiigen Wahl⸗ 
ordnungen von 50 zu 50, weiter von 100 zu 100, die badiſche noch in größeren 
Intervallen mit einem Zuwachs von je einer Stimme auf. 

“) Nicht die Generalverfommlungen, mas ausbrüdiid abgelehnt wurde 
(Romm.-Ber. zu $ 40 f. Entm. I88.). 

+) Ebenſo bei kommiffariſcher Bermaltung der Vorſtandsgeſchäfte; vgl. Bd. I 
6.7112 8.45. 

*) Dazu 8b. 16.490, 3. B. Baden: Gemeinderat, Krankenverſicherungs - 
tommifion, Berbandsvorftand bei gemeinfamer Kranfenverfiherung ($ 2 der 
Wahlordnung). 
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Gebiete der Verwaltung den Verband zu vertreten berufen find,*") 
worüber bie Lanbeszentralbehörbe gemäß $ 169 das nähere zu be= 
ftimmen hat.**) 

c) Die Wahlorgane haben gleihmäßig die Vertreter ber Ver- 
fiherten, wie die der Arbeitgeber zu wählen.) Dies erleidet eine 
Abweichung, ſoweit die Vorftände der beteiligten Kaſſen und Ver— 
einigungen ihrerſeits bereits flatutarifch aus Vertretern der Arbeit 
nehmer und ber Arbeitgeber zufammengefegt find, wie dies 3. B. 
bei den Ortskrankenkaſſen nah $ 38 KVG. der Fall if. Hier 
findet eine itio in partes ftatt, indem jeder Teil nur zur Wahl 
der Vertreter feines Standes (Verſicherte bezw. Arbeitgeber) zu= 
gelafen wird. Dies auch dann, wenn in diefem Falle der eine oder 
andere Stand z. B. infolge Verzichts ($ 39 Abf.2 KVG.) oder aus 
anderen Gründen in dem betreffenden Vorſtande tatſächlich nicht 
vertreten iſt.) Beſteht ein Vorftand von Rechts wegen nur aus 
Arbeitnehmern oder nur aus Arbeitgebern, fo wird er nur an ber 
Wahl der Vertreter feines Standes beteiligt.’') 

3. Wahlbezirk ift ber Bezirk der betreffenden unteren Ver— 
mwaltungsbehörde ; doch kann derjelbe auch in Kleinere Wahlbezirke 
geteilt werben.) Der Vollzug der Wahl wird durch eine Wahl- 
ordnung ($ 63 Abf. 1) geregelt, welche je für den Bezirk einer Ver- 
figerungsanftalt erlaffen wird. Der Erlaß erfolgt durch biejenige 
Landeszentralbehörbe, welche für ven Sit der Verfiherungsanftalt 
zuftändig ift. Erftredt fi die Anftalt über das Gebiet mehrerer 
Einzelſtaaten,“) fo haben ſich die Zentralbehörben berjelben über 





) Dazu Boſſe-v. Woebtte Anm. 8 zu $ 48 8.89. 

+) 3.8. Preußen: Kreisausſchuſſe, Magiftrate in Stadtkreiſen; Bayern: 
Magiftrate und Diſtriktsrate, bei ber erften Mahl Diſtriktsausſchuſſe. Bol. 
AN. 00 S. 368 und Graßmann a. a. O. 

4) Motive, wie N. 33 citiett. 

®) Notwendige Ronfequenz bed vorlepten Sates in Ab. 1 des $ 62. 

51) Selbftänbiger Sinn des im IVG. neu hinzugefommenen Schlußſahes 
von Abi. 1. Es entfcheibet aber die rechtliche Struktur, nicht die bloß tatſachliche 
Befegung. 

2) $ GI mit 63 Abſ. 2. Es Handelt fih um wirkliche Wahlbezirkle, von 
denen jeber feine eigene Zahl von Bertretern mwäßlt, nit um bloße Ab: 
ſtimmungsbezirke. 

©) Das iſt hier unter „gemeinſamen Verſicherungsanſtalten“ ($ 65 Abſ. 2) 
zu verftehen, wie fi aud aus $ 64 Ziff. 3 G. 89 ergibt. 
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die Wahlordnung zu verftändigen. Wird ein Einverftändnis nicht 
‚erzielt, fo geht der Erlaß der Wahlordnung auf den Reichskanzler 
über. Die in erfter Reihe erlaßberechtigten Zentralbehörben, ſowie 
der Reichskanzler können den Erlaß aud einer anderen Landes- 
bezw. Reichsbehörde übertragen.) Die Wahl wird geleitet durch 
‚einen Beauftragten derjenigen Behörde, melde die Wahlorbnung 
erlaſſen hat.?°) Die legtere ift auch zur Entſcheidung von Streitig- 
feiten über die Wahlen berufen ($ 63 Abſ. 3). Kommt eine Wahl 
nicht zu ftande, jo werben, folange und ſoweit dies der Fall ift, die 
erforderlichen Vertreter durch die untere Verwaltungsbehörde aus 
dem Kreife der Beteiligten ernannt ($ YO Abf. 3). 


4. Die Wahl erfolgt auf eine Wahlperiode von fünf Jahren, 
welche ſich eventuell biß zum Amtsantritt der Neugemählten ver- 
längert. Die Ausfcheidenden find wieder wählbar ($ MW Abi. 1). 
Bei Wegfall eines Gewählten innerhalb der Wahlperiode werden, 
da das Gefeg nichts anderes beftimmt,) Neuwahlen einzutreten . 
haben. Die Zahl der zu Wählenben beträgt für den Bezirk jeder 


%) Der Wortlaut des Geſetzes ermächtigt zur Subbelegation nur bie eins 
zelne Zentralbehörbe; das gleiche muß aud von ihrer Geſamtheit und dem 
Reichslanzler gelten. Der legtere Tann ſich namentlich des Reichsverſicherungsamts 
‚Sebienen (Mot. zu $ 49-50 Entw. IB®.). Nach $ 64 Ziff. 3 ©. 89 trat im 
‚analogen Falle der Wahl der Ausſchußmitglieder bei gemeinjamen Anftalten 
fofort dad RBA. ein; bie von biefem erlafiene Wahlordnung vgl. AR. 90 
&.450 ff. Aufgabe der Wahlordnung ift es auch, bie Form ber Wahl 
(Scriftlicteit oder Mandlichteit ufm.) und das Wahlprindip (abfolute, relative 
Mehrheit) feftzuftelen. In Preußen find die Wahlorbnungen im Auftrage de 
Winifters für Handel und Gewerbe gleijlautend durch die Oberpräflenten 
erlafen worden (abgebrudt Arb®. 99 &. 619), in Bayern (Graßmann 
©. 1004) und Württemberg (Biefenberger &. 292) duch das Landes 
verfierungdamt, in Sachſen und Baden (Mufer S. 206) durch das Min. d. 
Innern. Bol. auch Graß mann Anm. 1 zu $ 63. 

») 863 Abſ. 1. In Preußen 5. B. Landrat oder Bürgermeifter, 

*) Die Wahlordnung kann hier eine Ergänzung eintreten Laflen, fo 3. B. 
die preußifche $ 11, wonach an Stelle des Ausſcheidenden derjenige tritt, ber bei 
der Wahl die näcftgrößte Stimmenzahl erhalten Hat. Dagegen kann bie Er⸗ 
gänzung nit in der Weile erfolgen, daß die untere Berwaltungäbehörbe einen 
neuen Vertreter ernennt, weil das bem reichsgeſehlichen MWahlprinzip wider ⸗ 
ſpricht und durch die Analogie des $ HU Abſ. 3 nicht gerechtfertigt werben Tann. 
So $ 13 a. €. der badiſchen Wahlordnung; dagegen auch Graßmann Anm. 6 
zu Z 90. 
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unteren Verwaltungsbehörbe?”) aus jedem Stande der Beteiligten 
je vier; doch kann Durch die Behörde, welche die Wahlordnung erläßt, 
eine größere Zahl vorgeſchrieben werben ($ 61). Eine Pflicht zur 
Annahme der Wahl befteht für Vertreter der Verficherten nach dem 
IBG. unbedingt nicht;®®) ebenfo kann jeder, der das Amt eines 
Laienbeifigers oder ein fonftiges Ehrenamt in der Invalidenverfihe- 
rung befleibet hat, innerhalb der folgenden Wahlperiode eine Wieder⸗ 
wahl ohne Grundangabe ablehnen ($ 94 Abſ. 2). Dagegen können 
Arbeitgeber und bevollmächtigte Betriebsleiter die Annahme bes 
Amtes nur beim Vorliegen der beftimmten gefeglihen Gründe ab=- 
lehnen ($ 94 Abſ. 1). Für die Beftimmung diefer Gründe zieht 
das Geſetz die Normen des bürgerlichen Vormundſchaftsrechts heran 
und geftattet danach die Ablehnung unter denfelben Vorausfegungen, 
unter denen gemäß $ 1786 Abj. 1 Ziff. 2—4 und 8 BGB.) die 
Übernahme einer Vormundſchaft abgelehnt werden kann; doch fol 
durch das Anftaltsftatut das Ablehnungsreht erweitert werben 
köonnen. Dem Willen des Gefeges wird es entipredhen, der Analogie 
des Vormundſchaftsrechts auch weitere Folge zu geben. Hiernach 
erliſcht insbefonbere das Ablehnungsrecht, wenn e8 nicht rechtzeitig 
nad Mitteilung der erfolgten Wahl geltend gemacht wird.) Auch 
für die im Geſetz nicht geregelte Frage, inwieweit während der 
Dauer des Amtes eine Niederlegung desfelben rechtlich zuläffig ift, 
gibt die Analogie des $ 1889 BGB. die angemefjene Entſcheidung 





m Als folge muß auch hier die gemäß $ 60 beftimmte Gemeindebehörde 
gelten, fofern ihr Geſchafte übermiefen find, bie in verftärkter Veſehung erlebigt 
werben müffen. gl. oben bei R. 13, anders aber Weymann Anm. 1 
zu $ 61. 

®) Rad) der analogen Beitimmung bed $ 60 G. 89 Tonnte eine folde durch 
das Anftaltäftatut eingeführt werden; vgl. Boffe-v. Woedtke Anm.5. Auf 
demfelben Standpunkt blieb nod die Kommiffton zum IB®. (u $ 60 Entm.) 
Reben; Anderung in ber zweiten Slenarberatung, indem nur eine Er» 
weiterung bed Ablehnungsrechts zugelaſſen wurde (Ag. Stadthagen 
&ten. Ber. ©. 2381). 

*) Alter von 60 Jahren, große Kinderzahl, Krankheit oder Gebrechen, Ver⸗ 
fehung mehrer vormundſchaftlicher Amter. An bie letztere Beftimmung Inüpft 
nod 5 94 Abſ. I an, indem er die Führung eines Ehrenamts ber Arbeiter- 
verfiherung ber Führung einer Vormundſchaft gleichftellt. 

0) Analogie von $ 1786 Abi. 2 BGB. Ebenio 5. 8. bie preußiſche und 
badiſche Wahlordnung, melde für die Rechtzeitigkeit eine Frift von 8 Tagen 
beftimmen, 
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an die Hand.) Hiernach ift nicht etwa einem Verſicherten jeber- 
zeit grumdlofes Ausſcheiden geftattet;*') vielmehr ift ein Beifiger auf 
feinen Antrag nur dann zu entlaffen, wenn ein wichtiger Grund vor ⸗ 
liegt, wie ein folcher insbeſondere in dem nachträglichen Eintritt der 
in $ 1786 Ziff. 2—4 aufgeführten Ablehnungsgründe zu erbliden 
fein wirb. Über berartige Anträge auf Entlaffjung entſcheidet die 
untere Verwaltungsbehörde unter Vorbehalt des landesrechtlichen 
Beſchwerdeverfahrens; eine Ablehnung im Laufe des Wahlverfahreng,. 
welche vom Wahlkommiſſar nicht als berechtigt anerkannt wird, 
bildet eine „Streitigkeit über die Wahl“, deren Entſcheidung gemäß. 
863 Abſ. 3 zu erfolgen hat.”%) Auch eine nachträgliche Amts- 
enthebung ift jegt im IVG. geregelt. Sie erfolgt in „entſprechender“ 
Anwendung von $ 91 gleichfalls durch die untere Vermaltungs- 
behörbe.°) Die dagegen zuläffige landesrechtliche Bejchwerbe“e) 
hat feine aufſchiebende Wirkung, ſodaß der Beichwerbeführer in- 
zwiſchen von der Ausübung des Amtes ausgefchlofien bleibt. Die 
Amtsenthebung hat einzutreten, wenn nachträglich Tatfachen befannt 
werben ®*) oder eintreten,®°®) melde die Wählbarkeit des Gemwählten 
asfchließen, ebenfo aber auch, wenn fi derfelbe grober Ver- 
legungen der Amtspflicht ſchuldig gemacht hat. Vor der Enthebung. 
iR dem Betreffenden Gelegenheit zur Außerung zu geben. 

=) &o für Arbeitgeberbeifiger aud AR. 02 S. 397 Nr. 973. 

9) Anders die Kommentare und auch ber in voriger Rote citierte Veſcheid, 
ſewie Appelins in Mainzer Stfchr. Bd. 12 ©. 118, trogdem die Schriftfteller 
bie Unangemeffenheit ihres Ergebnifſes wohl anertennen. Aber der Schluß, 
den fie von der freien Ablehnungsbefugnis auf die freie Befugnis zur Nieber- 
legung eines einmal angenommenen Amtes machen zu müffen glauben, ift nicht 
wingend ; im Gegenteil. Den VBebürfnifien der Verſicherten ift aber auch durch 
dad Ergebnis des Textes genügt. 

@) Bgl. oben im Texi Biff. 3; dau BebhardsDüttmann Anm. 11 
ns 88. 

er NA mit $ 61 Schlußſat. Bebhard-Düttmann Anm. 4 zu $ 61. 

) Die Kommentatoren laſſen nad dem Wortlaut von $ 91 Beſchwerde 
binnen 4 Wochen an das Berfiherungdamt eintreten. für bie Xuffaffung des. 
Fertes ſpricht aber durchſchlagend bie Analogie von $ 104 ZH}. 2 und bie in. 
den Motiven dazu gegebene Begründung (vgl. unten $ 23 R. 36). 

“) Aud) in diefem Falle bleibt jet (vgl. bagegen AR. 98 ©. 77 Rr. 231) 
ver Gewählte dis zur Amtöenthebung rechtsgiltig tätig. 

©) Au diefer Fall ift im Wortlaut des Geſetzes mitbegrifien; Rot. zu. 
$52b Entw. 338. 
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5. Zu den Sigungen der verftärkten unteren Verwaltungs- 
behörbe wird aus der Zahl ver Gemählten je ein Vertreter der Ver- 
ficherten und Arbeitgeber zugezogen (5609 Abſ. 1). Über die Reihen- 
folge der Zuziehung follen durch die höhere Vermaltungsbehörbe 
Beltimmungen getroffen werden ($ 64 Abſ. 2). Die Beifiger find 
auf die gewiſſenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten durch die untere 
Verwaltungsbehörde zu verpflichten.) Verlegen fie ihre Pflicht, fo 
können fie durch diefelbe in eine Geldftrafe genommen werben. 
Diefelbe ift eine Kontraventionsftrafe, darf für jeden Fall der Zu- 
wiberhandlung nur einmal verhängt werden und 150 M. nicht über- 
fteigen.”) Sie fließt in die Kaffe der Verfiherungsanftalt ($ 178 
Abf. 2). Stellt fih die Zumiderhandlung als grobe Verlegung der 
Amtspfliht dar, fo kann neben der Strafe gemäß obiger Ziff. 4 auch 
auf Amtsenthebung erkannt werben. Bei Verweigerung der Dienft- 
deiftung überhaupt kann äußerftenfalls, ſoweit buch die Wahlorbnung 
nicht anderweitige Vorforge getroffen ift, auch eine Ernennung der 
‚erforderlichen Beifiger ebenfo, wie im Falle der nicht zu ſtande ge- 
kommenen Wahl eintreten.) 

6. Das Amt der Laienbeifiger ift ein öffentliches Amt“) und 
zwar ein Ehrenamt ($ 92). Das fließt gewiſſe Bezüge nicht aus. 
So erhalten biefelden in jedem Falle Erfag ihrer baren Auslagen, 
welcher auch in der Form eines Paufhquantums’®) gewährt werben 
kann. Im übrigen ift zwiſchen Arbeitgebern und Verſicherten zu 
unterſcheiden. Für die erfteren gilt eine Sonderbeftimmung nur 
ſoweit, als fie am Sige der unteren Verwaltungsbehörbe wohnen. 

=) 564 Abſ. 1. Die Verpflichtung erfolgt in Preußen in bem erften 
Zermin, in welchem fie zugezogen werben, durch Handſchlag: Ziff. 23 ber 
Anmeifung ©. 6. Dez. 1899 (oben R. 21). Badiſche Wahiordnung $ 17 
auf. 

eij $ 90 Abi. 1. Bol. 86.1 S. 806 R. 9a mit S. 817 R. 46, auch Boſſe⸗ 
v. Woedtke Anm. 11 zu $60 ©. 89 (feine Exekutivſtrafe). Beiſpiel des Ges 
jeges: unentſchuldigtes jZufpätfommen. Diefelde Strafe auch im Fall un 
auläffiger Ablehnung. 

“) $ 90 Abf. 3; vgl. oben im Xert Ziff. 3 a. €. 

®) Auch im Sinne ber $$ 31, 33, 34 Ziff. 3, 35 Abſ. 2, 36 des Straf⸗ 
geſetzbuchs; vgl. analog Hinfichtlih der Schiedögerichtäbeifiger Zap, Prozeßrecht 
än ünfailverſicherungsſachen &. 33. 

0) 3.8. „in Form von Zagegeldern und Reifeloften mit feften Sägen für 
das Kilometer“ Ifenbart-Spielbagen Anm. 2 Abſ. 2 zu$ 92. Gebhard: 
Düttmann Anm. 4. 
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Da für diefe „der allgemein vorgejehene" und in ber Form bes 
Pauſchquantums unter Umftänden auch Iufrative „Erſatz für bare 
Auslagen naturgemäß nur beſchränkte Bedeutung hat“,"') fo ift ge= 
fattet, ihmen unter Wegfall diefes Auslagenerfages einen Pauſch- 
betrag für eitverluft zu gewähren. Die Verficherten aber erhalten 
einen folden ober ftatt deflen Erſatz für den wirklich entgangenen 
Arbeitsverbienft 7?) neben dem Auslagenerfag. Alle hiermit ge— 
währten Möglichkeiten find durch das Statut der Verficherungs- 
anftalt näher zu regeln, welches zugleih die Höhe der einzelnen 
Bezüge zu normieren hat.) Die Bezüge felbft find von ber Ver- 
fiherungsanftalt zu erftatten.”**) 

7. Das Geſetz forgt dafür, daß die Arbeitgeber die von ihnen 
beſchäftigten Perfonen’*) nicht an der Ausübung ihrer ehrenamt- 
lichen Funktionen behindern ($ 97), verlangt aber auch von legteren, 
daß fie in jedem Falle, in welchem fie zur Wahrnehmung ihrer 
Dbliegenheiten berufen werden, ihre Arbeitgeber hiervon rechtzeitig in 
Kenntnis fegen, damit dieſe hiernach ihre Dispofitionen treffen 


7) Mot. zu $58 Entm. IVG. 

72) Fur den analogen $ 58 ©. 89, der den alternativen Pauſchbetrag für 
Seitverluft noch nicht Tannte, hatte AR. 95 S. 282 Nr. 441 augeführt, daß 
mit feftem Jahresgehalt angeftellte Perfonen Erfah für entgangenen Arbeits- 
verbienft nur bei befonderem Nachweis eines ſolchen erhalten Tönnen. Für ben 
Vauſchbetrag für Zeitverluft gilt dies natürlich nicht; vgl. Komm.Ber. zu $ 58 
Entw. IJVG. Das Statut kann natürlich) aud in erfter Reihe einen Pauſch⸗ 
betrag für Zeitverluft gewähren und nur eventuell einen etwa höheren ent 
gangenen Arbeitöverdienft erfegen. So z. B. in Baben (vgl. R. 73). 

=) 8 70 Siff.6. MB Beifpiel ogl. $ 19 der Anftaltsfagungen für bie 
Sandes-Berfierungsanftalt Baben (Mufer S. 484). 

1) Durch; weldes Organ die eitftellung der Bezüge erfolgt, fagt $ 64 
%f.3 nicht. In der Kommiffion zu $ 40 h wurde bie beabfichtigte „geft- 
fegung durch bie untere Verwaltungäbehörbe” geftrichen, aber doch wohl nur, 
um ber Lanbesgentralbehörbe ($ 64 Abſ. 6) freie Sand zu laſſen. Gegen 
Sebhard-Dattmann Ann. 4 zu $ 64 wird man es daher aud) vom recht · 
lien Standpunkt aus nicht mißbiligen Tonnen, mern die Ausführungss 
Beftimmungen biefelbe wieder aufgenommen Haben. Dementſprechend wird auch 
die Beſchwerde gegen bie Fetfegung fi nad Landesrecht richten.} 

") Der $ 97 fpridt nur von ben Vertretern ber Verficherten; auch $ 180 
nur von Beſchrankung der Verficerten hinfichtlich der Ehrenamter. Nach ber 
Veiggeit des Grundes wird man bie Beftimmungen aber auch auf bie nach 
88 88, 90, 94 wählbaren und zur Annahme ber Wahl verpflichteten bevoll- 
mödtigten Betriebäleiter audzubehnen haben. 
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können. Verfäumung dieſer gefeglihen Pfliht würde einen 
Schadenserſatzanſpruch nach ſich ziehen.) Eine Beſchränkung der 
Beſchäftigten in der Übernahme oder Ausübung ſolcher Ehrenämter 
ift den Arbeitgebern oder ihren Angeftellten verboten und wird mit 
Kriminalftrafe bis zu 300 M. oder mit Haft bebroht.’%) Vertrags⸗ 
beftimmungen ober Arbeitsorbnungen, welche diefem Verbote wider- 
ſprechende Beftimmungen enthalten, find nichtig ($180). Die Nicht- 
leiſtung der Arbeit während der zur Wahrnehmung des Amtes 
nötigen Zeit gibt einen Rechtsgrund ab zur Aufhebung des Arbeits- 
verhältniffes während der vertragsmäßigen Dauer.) Diefer Sag 
wird auch dann Kraft behalten müffen, wenn der Arbeiter die recht- 
zeitige Mitteilung von feiner Einberufung an ben Arbeitgeber ver- 
fäumt hat.’®) 


$ 27. Rentenſtellen. 


Die Rentenftellen find nad dem geltenden Gejege (vgl. oben 
$ 26 I Ziff. 2) nicht notwendige, fondern nur fafultative Organe 
der Smvalidenverfiherung. Ihre Hauptaufgabe befteht darin, die 
befonberen, der unteren Verwaltungsbehörde nah $ 57 IVG. ob=- 
liegenden Funktionen an deren Stelle zu übernehmen, foweit eine 
ſolche Einrichtung, namentlich wegen Überlaftung der Verwaltungs- 


®) Der $ 62 ©. 89 ſah im Fall der Nichtanzeige Wegfall der Bezüge vor. 
Das ift jegt befeitigt; vgl. Sten. Ber. ©. 2381 f. 

) Näheres, dem allgemeinen Strafrecht und Strafprozeß Angehöriges, in 
den Kommentaren. 

?) Die Beftimmung richtet ſich zunächft gegen $ 123 Ziff. 3 (mit 134) ber 
Gewerbeorbnung. Ob fie, da Bier nur von „unbefugtem“ Zerlaffen der 
Arbeit die Rede ift, nötig war, kann auf ſich beruhen bleiben. 

") Es folgt dies aus der ganz unbebingten Faffung von $ 97 Sat 2; 
übereinftimmend Freund, Kommentar zum ©. 89, 2. Aufl, Anm. 4 zu $ 62. 
Dagegen Gebharb-Düttmann Anm. 2 zu $ 97. ber bad Boranftehen 
von Sat 1 Tann allein die entgegengefepte Meinung nit regtfertigen; auch 
ſtellt er bie Anzeige nicht als vechtliche Vorausfegung für bie Befugnis zur 
Wahrnehmung des Amtes und zum Verlaffen der Arbeit Hin. Endlich ift für 
das jehige IB®. a minori ad majus zu fchließen, daß, wenn nicht einmal ber 
Wegfall der Bezüge als Folge der Anzeigeverfäumnis mehr eintreten fol, das 
Geſetz doch gewiß die ſchwere Folge fofortiger Entlafjung nicht wollen wird. 
Der Abg. Molfenbuhr Sten. Ber. S. 2381 D feeint allerdings anberer 
Anfiöt gewefen zu fein; das ann aber dem Gefeg gegenüber nicht entf—heiben- 
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hehörden!) angezeigt erjcheint. Dabei hat aber ber Reichstag das 
ganze Inſtitut mehr als gefährliches Experiment betrachtet und das- 
felbe mit fo gehäuften und tiefgreifenden Kautelen beſchwert, daß 
feine Verwirklichung kaum je zu erheblicher Bedeutung gelangen 
wird. Bis jegt find Rentenftellen nur ganz vereinzelt errichtet 
worben.?) Bei diefer Sachlage wird fi auch die folgende Dar- 
ftellung mit Bezug auf die komplizierten und oft dunkeln Einzel 
heiten der Einrichtung eine gewiſſe Beſchränkung auferlegen können. 

I. Die Entſchließung, daß Rentenftellen errichtet werben 
ſollen, kann ſich ſowohl auf den Bezirk einer ganzen Berficherungs- 
anftalt, als auf mehr ober weniger ausgedehnte Teile desfelben be— 
ziehen.) Sie kann entweder auf dem freien Willen des Vorftandes 
der Verfiherungsanftalt beruhen oder eine regierungsfeitige An- 
ordnung darſtellen. In beiden Fällen ift fie an eine Reihe weiterer 
Vorausſetzungen gebunden. 

Der Beſchluß des Vorftandes bebarf zunädft innerhalb des 
Anftaltsorganismus der Zuftimmung des Ausſchuſſes der Verfiche- 
rungsanftalt. Er bedarf aber außerdem nod der Zuftimmung ge— 
wiſſer politiicher Behörden, welche das Gefeg näher beftimmt, indem 
+3 dazu die Normen, nad) denen die beamteten Mitglieder des An- 
ſtaltsvorſtandes beftellt werben, ala Parallele heranzieht.t) Dana 
iſt entweber das Erefutivorgan des betreffenden weiteren Kommunal⸗ 
verbandes (in Preußen der Provinzialausfhuß der Provinz oder der 
Magiftrat von Berlin) oder die Landesregierung ober eine Mehr- 





') Bgl. namentlih Abg. v. Loebell (Sten. Ber. S. 2309 a, E.): „Erz 
richtung nur in befonderen Fällen, und zwar in erfter Linie, wenn nad) Anficht 
der Lanbesgentralbehörbe ober des Borftanded ber Verficherungdanftalt die 
unteren Verwaltungöbehörben nicht mehr in ber Lage wären, den ihnen aufs 
erlegten gewaltigen Geſchäftslaſten gerecht zu werben." Dementipregend Staals ⸗ 
ſekretär Graf v. Rofabomsty S. 2319 D. 

2) Bgl. oben $26 8.7. 

>) Daß $ 79 Abi. 1 fo auszulegen und daß insbeſondere Hier der „Bezirk 
der Verſicherungsanſtalt oder Zeile desſelben“ nicht den Amtsbezirk ber eins 
zelnen Rentenftelle bebeutet, ſondern auf bie örtliche Tragweite ber allgemeinen 
Entſchliehung über bie Errichtung von Rentenftelen zu beziehen ift, wird ans 
erfonnt (vgl. auf Komm.:Ber. zu $ 51, 8.128). Ifenbart»-Spielhagen 
Anm. 5 zu $ 79. Bol. danach aber auch unten N. 6. 

+) Der Grund liegt in bem finanziellen Interefie des auch zur Beftellung 
der Borftandsmitglieber berufenen Garantieverbandes, welches durch die ber 
Anftalt zur Laft fallenden Koften ber Rentenftellen berührt wird. 
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heit von Landesregierungen und mangels eines Einverftänbnifies- 
unter benfelben der Reichskanzler zuftimmungsberedtigt.) 
Anordnungsberechtigt ift die Zentralbehörbe desjenigen Staates, 
dem die Verfiherungsanftalt mit ihrem Gebiete angehört. Gehört 
die Anftalt mehreren Staaten an und fol fi die Anordnung auf 
das ganze Anftaltsgebiet ober doch auf einen Teil desfelben beziehen, 
welcher Gebietsftüde der verſchiedenen Staaten in ſich begreift,*) fo 
tann der Reichskanzler, bei Differenzen ber beteiligten Landesregie- 
rungen, auf Anrufen einer von ihnen von fi) aus Die Errichtung 
anordnen. Die Anordnung muß jedoch in jedem Falle gewiſſe for- 
melle und materielle Bedingungen erfüllen. Im formeller Beziehung 
foll auch bier die Verfiherungsanftalt und der an der Verfiherungs- 
anftalt etwa beteiligte weitere Kommunalverband nicht übergangen. 
werben. Das Geſetz verlangt daher wenigftens die vorherige An= 
börung des betreffenden fommunalen Erefutivorgans, ſowie von Vor— 
ftand und Ausſchuß der Verfiherungsanftalt. In materieller Be— 


) 879 Abſ. 2. — Im einzelnen ergeben ſich aus ber komplizierten Ber 
fiimmung eine Menge Zweifel und Streitfragen, hinſichtlich deren es aber aus- 
dem im Xert angeführten Grunde genügen mag, auf die Kommentare zu ver- 
weilen: Ifenbart-Spielhagen Anm. 4 Schlußabſatz; Gra ß mann Anm. 3, 
befonbers litt. b a. E.; Weymann Anm. 4; Piloty Abf. 2. Hinſichtlich des 
Falles, in meldem mehrere Landeszentralbehörden beteiligt find, vgl. bie 
folgende Rote. 

*) In biefer Weile ift $79 Abſ. 3 Schlupfag außzulegen, wenn man zu 
einem vernünftigen Sinn gelangen wil. Danad) bedeuten, im Anflug an 
Abſ. 1, auch hier „die Bezirke, für melde die NRentenftellen errichtet werben 
follen“, den örtliden Bereih im ganzen, für den die Anordnung wirkſam 
werben fol. Diefer Sufammengang mit Wbf. 1 geht im Sinne der Reichstags - 
tommiffton deutlich aus ber Faffung hervor, melde $ 51 in der Zufammen- 
ftellung der Kommiſſionsbeſchlüfſe erhalten bat und in ber ber jegige Sa 1 
des Abſ. 3 nod fehlt. MIN man im Begenfag dazu die Bezirke des Schluß 
ſatzes mit benen des Satzes I in Abf. 3 in Verbindung bringen und auch unter 
den erfteren bie Bezirke ber einzelnen Rentenftelle verftehen, fo ſchwebt bie 
ganze Beftimmung in der Luft, weil ſich der Bezirk einer unteren Verwaltungs ⸗ 
behörbe doch nicht In verfchiedene Einzelſtaaten hinein erftreden fann. Geb⸗ 
Hard-Düttmann Anm. 6 zu $ 79 haben das feldft bemerkt, aber nicht bie 
richtige Ronfequeng daraus gezogen. — Zurhlfdlieend ergibt fi dann 
weiter, dah aud in Abf.2 der Fall der Beteiligung meßrerer Lanbeäzentral- 
Behörden nach bem gleichen Prinzip und nicht mit Sfenbart-Sptelhagen 
Anm. 4 a. €. nad) dem örtlichen vezirt der einzelnen Rentenftelle zu beftimmen. 
fein wird, 
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ziehung aber ift eine Vorausfegung aufgeftellt, welde zwar für den 
freiwilligen Beſchluß des Anftaltsvorftandes auch ihre Bebeutung als 
Motiv beanfpruchen mag,') bier aber von Gefeges wegen zum einzig 
zuläffigen Beflimmungsgrund erhoben ift. Es fol nämlich die An- 
orbnung nur „im Falle des geſchäftlichen Bedürfniſſes,n) ing- 
befondere für Gegenden mit dichter Bevölkerung" ergehen bürfen. 

Amtsbezirk der einzelnen Rentenftelle joll®) der Bezirk einer 
unteren Vermaltungsbehörbe oder auch eine einzelne Gemeinde fein. 
In folgen Gemeinden jedoch, in denen bie Gemeinbebehörbe zur 
unteren Verwaltungsbehörbe im Umfange von $ 57 IVO. erklärt 
iſt,) Toll die Errichtung einer Rentenſtelle nicht erfolgen dürfen.'%) 

Die Entſchließung über eine Wieberbefeitigung der Einrichtung 
würde entſprechenden Vorſchriften unterliegen, wie bie über die Ein- 
führung berfelben.'") 

DI. Die wejentlichfte Funktion der Rentenftelle befteht, wie ſchon 
bemerkt, darin, die befonderen Aufgaben, welche der unteren Ver- 
waltungsbehörbe nah $ 57 obliegen, zu übernehmen ($ 79 Abf. 1). 
Allerdings läßt das Geſetz die Nentenftelle, wenn fie einmal errichtet 
ift, bezw. deren Vorfigenden auch fonft bei beftimmten Einzel 


Y) In diefer Weife wirb bie Differenz zwiſchen Iſen bart-Spielhagen 
Anm. 4 Abf. 1 und Gebhard-Duttmann Anm. 4 zu begleichen fein. Bel. 
dazu die Anträge bei der 2. Beratung Rr. 278, 2 mit 317, 1 und bei ber britten 
Rr. 355, 19. 

0) Rah dem Gange ber Reichstagsverhandlungen (vgl. auch oben R. 1) 
wird das gefäftliche Bebürfniß In ben Berhältniffen der unteren Bermaltungd- 
behörbe gefunden werben müffen, nicht, wie Weymann meint (Anm. 5 Abi. 2), 
in allgemeinen ſozialpolitiſchen Interefien. In Bezug auf biefe wird vielmehr 
nur die freimilige Entfeplieung des Vorſtandes (im Gegenfag zu der in Ab[.3 
vorgejehenen bloßen Anhörung) eine freiere Stellung einnehmen bürfen. 

©) Diefe Beftimmung be Abf. 3 wird allerdings aud) auf bie freimilligen 
Rentenftellen des Abſ. 1, 2 zu übertragen fein. Vgl. Ijenbart-Spielhagen 
Anm. 5 0. €. 

%) 879 bj. 3 citiert nur $ 60; das Gleiche wird aber gelten müflen, 
wenn bie Gemeinde gemäß $ 169 dem unteren Verwaltungsbezirke fubftituiert 
iR; vgl. $ 26 I Siff. 3. 

’) Ein Bebürfnis zur Entlaftung ber unteren Berwaltungbehörbe Liegt 
hier nicht vor. Aber auch bie gemeindliche Selbftverwaltung ſoll nicht zu 
Sunften einer mehr bureaukratiſchen Rentenftelle in ben Hintergrund geſchoben 
werben. 

39) Bol. namentlich, Piloty zu $ 79. 

Rofin, Recht ber Mrbeiterverfiherung. Band IL. 16 
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funktionen an die Stelle der unteren Verwaltungsbehörde treten.!2) 
Und ambererjeits kann auch die beftehende Nentenftelle eine Er- 
meiterung ihres Wirkungskreiſes erfahren, welche ber unteren Ber- 
waltungsbehörde verfchloffen ift. Diejelbe kann entweder eine 
ertenfive ober eine intenfive fein. 

Die ertenfive Erweiterung des Geſchäftskreiſes der Nentenftelle 
ift in $ 80 geregelt und befteht in der Hinzufügung inhaltlich neuer 
Aufgaben. So kann ihr zunächſt die Kontrolle der Beitrags- 
entrihtung übertragen mwerben.'?) Hierzu ift der Anftaltsvorftand 
unter Zuſtimmung des Ausſchuſſes ohme weiteres befugt. 
Dagegen bedarf er überdies noch der Genehmigung der für 
den Sig ber betreffenden Rentenftelle zuftändigen Landeszentral- 
behörbe,'*) wenn er ihr „noch weitere Obliegenheiten" übertragen 
mil. Was unter den legteren zu verftehen, ift nicht unbebingt 
zweifelsfrei. Die Motive Abf. 5 zu $5la Entw. IVG. erwähnen 
beifpielweife „eine Mitwirkung der Rentenftellen bei der Vermögens- 
verwaltung, insbefondere bei Beteiligung ber Berfiherungsanftalten 
an ben Beftrebungen zur Verbeſſerung der Wohnungsverhältniffe der 
Arbeiter und ihre Beftellung zu Einzugsftellen der Verfiherungs- 
anftalten“.'®) Ferner aber heben diefelben Motive auch hervor, daß 
den Rentenftellen eine Mitwirkung bei Ausftellung ufw. der Quittungs- 
arten und die Ausfunftserteilung auch auf den der Invalidenver- 
fiherung verwandten Gebieten würde überwieſen werben können. 
Allerdings gehen fie davon aus, daß bie Übertragung der legt- 
gedachten Obliegenheiten gemäß dem anderweitig gefaßten $ 5la 
Abf.2 Entw. „dur die Landeszentralbehörde nad Anhörung des 
Anftaltsvorftandes" werbe zu erfolgen haben. Da nun das geltende 
Geſetz diefen Modus der Übertragung nicht mehr kennt, fo ift es 


2) So namentlich bei ber bedeutſamen ftreitenti—eibenden Funktion des 
$ 155; vgl. im allgemeinen die Zuſammenſtellung bei Iſenbart⸗Spielhagen 
Anm. 2 zu $ 79. 

») 88 161 f. mit $131.96f. 2, $$ 176, 177 Abſ. 2. 

1%) Hier entf—eibet alfo ausfchlieklic bie driliche Lage der einzelnen 
Rentenftelle, wie denn auch die Rompetenzermeiterung vom Geſetz nur in dieſer 
Beriehung ind Auge gefaßt wird. 

") „Örtliche, von ber Berfierungsanftalt einzurichtenbe Hebeſtellen“ ($ 148 
ZSiff. . „Auch die Landesgentralbehörbe Tann bie Rentenitellen als Einzugss 
ftellen für das Einzugsverfahren bezeichnen” (Mot. zu $ 5la Entw. IVG.; 
vgl. $ 148 Bif. 2 IVG.). . 
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zweifelhaft geworben, ob unter bie „weiteren Obliegenheiten" auch 
ſolche zu rechnen find, welche nicht grundfäglih in den ausfchließ- 
lien Bereich der Anftaltsverwaltung, ober fogar nicht einmal 
mehr in den Aufgabenkreis der Invalidenverfiherung hineinfallen.!°) 
Dod werden diefe Zweifel für nicht durchſchlagend zu erachten fein. 
Schon der $ 5la Abſ. 2 Entw. ftellt die Übertragung weiterer Ob- 
liegenheiten durch die Zentralbehörde nad Anhörung des Vorftandes 
und die duch den Vorftand mit Genehmigung der Zentralbehörde 
rein alternativ nebeneinander, indem er in feinem Wortlaute 
teinerlei Scheidung Hinfihtlic des Kreifes der Funktionen macht, 
welche auf die eine oder die andere Weiſe übertragen werben können. 
Wenn num der Reichstag in zweiter Beratung'?) nur die let 
gedachte Form der Aufgabenerweiterung hat ftehen laſſen, fo ſollte 
damit jedenfalls dem Charakter der Rentenftellen als Organen der 
Verfiherungsanftalt auch in der Form ihrer Kompetenzabgrenzung 
befier Rechnung getragen werben; die Abficht, letztere jelbft dem 
Entwurfe gegenüber zu verändern, tritt in ben Beratungen nicht 
bhervor.'®) Demgemäß bleibt auch nad dem geltenden Geſetz 
namentlih die Möglichkeit gewahrt, die Rentenftellen in gewiſſem 
Umfange auch bei ber Durchführung der beiden anderen Verfiche- 
rungsgebiete zu beteiligen. Nur muß es fi immer um Aufgaben 
banbeln, deren Übertragung auf die Rentenftellen in ber gemein- 
ſchaftlichen Dispofitionsbefugnis von Landesregierung und Anſtalts- 
vorftand liegt, wie dies namentlich bei der bloßen Auskunftserteilung 
der Fall if.'9) 


1%) Jedenfalls das letztere wird von ben Kommentaren zegelmäßig verneint; 
vgl. Ifenbart-Spielhagen Anm.2 zu 5%, Bebharb-Düttmann Anın. 4, 
Grapmann Anın.3. Ebenſo ſchon die Außerung des Ag. Richter, Sten. 
Ber. S. 2371 A, welche aber von Ifenbart:Spielhagen felbft ala un— 
autreffend bezeichnet wird. 

") Sten, Ber. &. 2368 ff. 

"*) Die Heranziehung bed $ 68 Abſ. 4, welche ſich in einzelnen Kommentaren 
findet, Tann ſchon wegen des fpegiellen Charakters der hier in Rebe ftehenden 
Vorſchrift nicht durchſchlagen, abgeſehen davon, daß es fich nicht um Geſchafte 
der Verficherungsanſtalt ſelbſt, ſondern der Rentenſtelle als Öffentlicher Bes 
hoͤrde handelt. 

®) Dagegen würbe z. B. eine Beteiligung ber Rentenſtellen an der Feſt⸗ 
ftelung der Unfallentfädigungen, infofern damit in ben Rechtskreis ber Bes 
rufs genoſſenſchaften eingegriffen wird, unzuläffig fein. 

16* 
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* Die intenfive Erweiterung des Aufgabenkreife der Rentenftellen 
befteht na $ 86 darin, daß in den Angelegenheiten bes $ 57 
IVG. die Form der Ein- und Mitwirkung über die bet der unteren 
Verwaltungsbehörde eintretende (vgl. oben $ 26 I Ziff. 1 a. €.) hinaus 
verftärft werden kann. So kann ihr in denjenigen Fällen, wo $ 57 
(Biff. 1—8) die untere Verwaltungsbehörbe zur Begutachtung beruft, 
die entjcheidende Beſchlußfaſſung und in demjenigen Falle der Ziff. 1 
Beitragserftattungen), wo die Verwaltungsbehörde nur die Anträge 
entgegen zu nehmen und vorzubereiten hat, gleichfalls die Beſchluß— 
faſſung oder doch die Begutachtung?) überwiefen werben. Kom— 
petent ift hierzu lediglich die Landeszentralbehörde, und zwar für 
diejenigen Rentenftellen, welde ihren Sig im Staatsgebiete derjelben 
haben. 

DI. Die Organijation der Rentenjtelle geht der der unteren 
Verwaltungsbehörde parallel, ſoweit nicht der Mangel prinzipieller 
Anlehnung an bie beftehende VBehörbenorganifation Abweichungen 
mit fi bringt. Hiernach befteht die Rentenftelle aus einem Vor— 
figenden, einem ober mehreren Stellvertretern desſelben, Laien- 
beifigern und dem nötigen Subalternperfonal. 

1. Der Vorfigende der Rentenftele”®) ift ftändig ($ 81 Abf. 1), 
d. h. er wechſelt nicht wie die Laienbeifiger. Dagegen ift er nicht 
notwendig lebenslänglich angeftellt; vielmehr wird die Amtsbauer 
desſelben durch allgemeinen Beſchluß feitens des Anftaltsvorftanbes feit- 
geſtellt (Abſ. 2). Über den Perfonenkreis, aus welchem der Ans 
zuftellende zu entnehmen, enthält das Gejeg keinerlei Beftimmungen. 
Möglich und zuläffig ift, daß ein Staats- oder Gemeindebeamter 
(mittelbarer Staatsbeamter) zum Vorfigenden ernannt wird und die 
Rentenftelle auch bloß im Nebenamte verwaltet (vgl. $ 81 Abf. 4). 
Bei der Ernennung hat der Anftaltsvorftand nur das Recht, gehört 
zu werden ;?') vielmehr folgt das Geſetz auch hier (vgl. oben I) den 
Normen, welche es Hinfichtlich der Ernennung der beamteten Bor- 


20) Lehtteres ift nicht außbrüdfich gefagt, ergißt ſich aber durch den Schluß 
a majori ad minus. 

=a) Der Abg. Richter Hat denfelben bald als „Rentenpauptmann“ (Sten. 
Ber. &. 2326 C), bald als „Rentenmeifter“ (S. 2369 D) bejeichnet. 

21) Die Anträge, welche beabfichtigten, bie Ernennung bem Anſtaltsausſchuß 
ober »Borftand zu übertragen, find vergeblich geblieben. Romm.Ber. S. 129 ff. 
zu $ 51b, Sten. Ber. S. 2371 ff. B 
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ſtandsmitglieder aufftelt. Hiernach erfolgt die Ernennung entweder 
von dem Exekutivorgan des maßgebenden weiteren Rommunalver- 
bandes oder durch die betreffende Landesregierung.) Die Rechte- 
ſtellung desjenigen Vorfigenden, welcher nicht Stants- ober Gemeinde- 
beamter ift, wird ſich nad} feinen befonberen Anſtellungsbedingungen 
beftimmen. Jedenfalls wird ber Vorfigende durch die ernennende 
Behörde ober einen Kommiffar derſelben auf die gemiffenhafte Er- 
füllung ber Obltegenheiten feines Amtes verpflichtet ($ 83 Abf. 1); 
die Ausübung ber Disziplin richtet fih aud bier nah den An- 
ftellungsbebingungen, nur daß kraft Geſetzes derjenige Staats- oder 
Gemeindebeamte, der die Rentenftelle im Nebenamte verwaltet, auch 
hinſichtlich des legteren ber Disziplinargewalt der ihm im Hauptamte 
vorgejegten Behörde unterliegen fol ($ 81 Abſ. 4. Die Bezüge 
werben, glei der Amtsbauer, durch allgemeinen Beſchluß des An- 
ſtaltsvorſtandes feftgeftelt ($ 81 Abſ. 2); die Feitfegung in zu- 
reichender Höhe kann im Auffichtswege erzwungen werben. Name 
und Wohnort des Vorfigenden find vom Anftaltsvorftand im Bezirk 
der Rentenftelle zu veröffentlichen.??) 

2. Neben dem Vorfigenden wird mindeftens ein Stellvertreter 
desſelben ernannt.2*) Hinſichtlich feiner Rechtsverhältniſſe gilt das⸗ 
ſelbe wie beim Vorfigenben.2°) 


2) $81 Abſ. 2. Cine befondere Beftimmung über die Ernennung bed Bor» 
figenben im Bereiche ber mehreren Staaten gemeinfamen Berfiherungsanftalten 
ift hier nicht getroffen. Man wird hiernach, ohne auf bie unklaren Erörterungen 
im Komm.Yer. &. 131 zu $ 51b a. €. weiter zu rüdfihtigen, annehmen 
dürfen, daß fletö biejenige Sanbedregierung ernennungäberehtigt if, in beren 
Staat ber Sig der Rentenftelle belegen ift. Bol. auch $ 104 Abi. 2. 

2) Rach den Mot. zu $ 51b foll die Verdffentlichung in denjenigen öffent- 
lichen Blättern erfolgen, melde im Statut ($ 70 Ziff. 10) für die Belannts 
machungen ber Berfiherungdanftali bezeichnet werden. Erſcheint feineß dieſer 
Blätter „in dem Bezirk ber Rentenftelle”, fo Hat der Borftand bie geeigneten 
Publifationdorgane außzumäßlen. 

*) Welche Bedeutung gegenüber ber Beftimmung ber Amtsdauer bed Stell 
vertreters durch bie Berfiherungsanftalt (581 Abſ. 2) der Tatſache beiwohnt, daß in 
der Kommiſſion zu $51b ein Antrag, in $ 81 Abſ. 1 zur Herſtellung „einer ges 
wiffen Rontinuttät“ und zur Vermeidung eines „zu häufigen Wecjfelö* minbeftend 
einen ftändigen Stellvertreter zu berufen, abgelehnt wurde, ift nicht ganz 
ler. Es wird wohl bamit gemeint fein, baß ber Stellvertreter nicht nots 
wendig für die ganze Amtsbauer des Borfigenden beftellt zu werden braucht 
und daß mehrere Stellvertreter zeitlich mit einander abwechſeln können. 

=) Die Dißziplinarbefugniffe über den Stellvertreter erwähnt das Geſet 
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3. Den „Vertretern der Arbeitgeber und ber Verſicherten“ bei 
der unteren Vermaltungsbehörde entſprechen die „Beifiger“ der 
Rentenftelle. 

Auch ihre Zuziehung erfolgt nit in allen Fällen; vielmehr 
nimmt $ 84 auf den $ 59 Abf. 1 Bezug.*) Eine beſondere Be— 
fimmung ($ 129 Abj.2) enthält das Gejeg darüber, wie es mit 
der Zuziehung von Beifigern in den Fällen der intenfiven Ermeite- 
rung der Kompetenz der Rentenftelle ($ 86) gehalten werben fol. 

Die Normen über die Rechtsverhältniffe der Laienbeifiger «bei 
der unteren Verwaltungsbehörde gelten entſprechend auch für die 
Beiſitzer der Rentenftelle ($ 82 Abſ. 2). Die Beftimmung, daß mehr 
als vier Vertreter jedes Standes gewählt werben follen, erfolgt 
bier durch die Verfiherungsanftalt ($ 82 Abf. 1) d. h. durch das— 
jenige Organ derfelben, welches im Statut dazu ermächtigt if, 
eventuell durch den Vorftand.?’) Auch über die Reihenfolge, in 
welcher die Beifiger zu den Sigungen zugezogen werben follen, wird 
durch das Statut Beftimmung getroffen ($ 83 Abſ. 2). In Bezug 
auf die Verpflihtung der Beifiger tritt der Vorfigende der Renten- 
ftele anftatt der unteren Verwaltungsbehörbe ein ($ 83 Abi. 1). 
Derfelbe fegt auch die den Beifigern zu gewährenden Bezüge feft 
$ Abſ. 3); Beſchwerden gegen die Feftfegung werben vom An- 
ftaltsnorftande, eventuell vom Verfiherungsamte ($ 109 Abf. 1) ent» 
ſchieden. Auch die Beftrafung wegen Pflichtverlegung ($ 90 Abi. 2) 
ruht in der Hand des Vorfigenden der Rentenftelle;?*) die Beſchwerde 


nit; es wird $ 81 Abſ. 4 gelten. Die Verpflichtung bes Stellvertreterd ſoll 
nad dem Wortlaut des $ 83 Abf. 1 zwar dur den Vorfigenden erfolgen; 
vgl. aber Ifenbart-Spielhagen Anm. 2 zu $ 83. 

2%) Auch $ 59 Abſ. 2 (vgl. $ 26 R. 21) gilt; feine ausdrückliche Aufnahme 
(ogl. übrigens das Citat „$ 59" in $ 79 Abf. 1) war nicht nötig, da bie 
Rentenftele als Organ ber Berfierungsanftalt deren Weifungen in formeller 
Beziehung unterliegt, vie im Romm.-Ber. zu $ 40d (©. 112) ausbrüdtid, kon⸗ 
ftatiert wird. 

27) Komm.Ber. zu $ 5lc (S. 131). 

=) Gine konkurrierende Strafbefugnis des Borfigenden des Borftandes mit 
feinem weiteren Strafrahmen wird man nicht anzunehmen haben. Die Analogie von 
88 175 fi. Tann, zumal bei bem veränderten Wortlaut, nicht durchgreifen; ber $ 52 
Entm. IB®. („vom Vorfigenden desjenigen Organs, mweldem fie angehören”) 
ſpricht für die Bier vertretene Meinung. Übereinftimmend Piloty &. 197 und 
Srapmann Anm. 4, dagegen Ifenbart-Spielhagen Anm. 5 und Geb⸗ 
hard-Düttmann Anm. 9. 
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gegen die Straffegung ift aber hier Fraft Reichsgeſetzes ($ 178 
Abf. 1) binnen zwei Wochen nach der Zuftellung bei der für den 
Sig der Nentenftelle zuftändigen höheren Verwaltungsbehörbe ein- 
zulegen, melde emdgiltig entſcheidet. Die Amtsenthebung erfolgt 
durch Beſchluß des Vorftandes,@*) gegen welchen innerhalb eines 
Monats Befchwerbe beim Verfiherungsamte zuläffig ift ($ 91). Die 
felben Organe werden auch analog über die Zuläffigfeit einer Amts- 
nieberlegung während der Wahlperiode zu erkennen haben. 

4. Der Rentenftelle werben die erforberlihen Hilfsbeamten für 
Bureau, Schreibarbeit und Bebienung beigegeben ($ 81 Abf. 1). 
Die Betellung derfelben erfolgt durch den Anftaltsvorftand nach 
Anhörung des Vorfigenden der Rentenftellee Sind fie bei der 
Rentenftelle im Hauptamte tätig, jo find fie Beamte der Verfiche- 
rungsanftalt im Sinne von $ 98 IVG. ($ 81 Abf.5). Ste unter 
liegen dann ??) auch der Disziplinarbefugnis des Anſtaltsvorſtands, 
während Beamte anderer Verwaltungen, welche bei ver Rentenftelle 
nur im Nebenamte fungieren, der Disziplin der ihnen im Haupt⸗ 
amte vorgejegten Dienftbehörbe allgemein unterworfen bleiben. Im 
übrigen fteht die unmittelbare Dienftaufficht über alle Hilfsbeamten 
der Rentenftelle deren Vorfigenden zu, der auch ihre Verpflichtung 
beforgt, fofern fie nicht bereits als Beamte der Verficherungsanftalt 
einen Dienfteid geleiftet haben ($ 83 Abſ. 3 mit 1). 

IV. Der Rentenftele ift die Eigenſchaft einer öffentlichen Be— 
hörde beigelegt ($ 79 Abf. 4); Vorfigender, Stellvertreter und Bei— 
figer befleiden ein öffentliches Amt.) Sie ift aber daneben zu- 
gleih Drgan der Verfiherungsanftalt. Dies tritt zunächſt in einer 
Neihe von einzelnen Rechten und Pflichten hervor, melde ber 
Anftalt gegenüber der Rentenftelle gefetlich zugemwiefen find. Dahin 


0) Die Kompetenz beöfelben erklärt ſich aus der Eigenſchaft ber Rentenſtelle 
als Organ der Verſicherungsanſtalt 

=) Ebenſo natürli aud, wenn fie bei der Verfiherungsanftalt ſelbſt im 
Sauptamt und bei ber, etwa an bemfelben Orte befinbli—hen Rentenftelle im 
Nebenamte tätig find. Bol. übrigens auch unten $ 33 N. 59. 

%) Das alles folgt unmittelbar aus dem Charafter der öffentlichen Bes 
Hörde. Für bie Beiſiher ergibt fi) daraus bie Analogie mit ben Laienbeiftgern 
der unteren Berwaltungsbehörben; daß ber Vorſihende, trogdem er ein öffent» 
liches Amt beffeibet, nicht notwendig Staats: oder Gemeinbebeamter ift, vgl. 
oben im Xert ZH. 1, dazu auch 8b. ĩ S. 719 N. 10. 
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wirkungsrechte bei den Entſchließungen über die Errichtung von 
Rentenftellen, der Beftimmung ihrer Kompetenz und der Ernennung 
ihrer Beamten?!) Anbererfeits hat die Anftalt die Koften der 
Rentenftelle, einſchließlich der Bezüge ihrer Mitglieder und Beamten, 
und die Koften bes Verfahrens vor ihr zu tragen ($ 85 Abf. 1). 
Im allgemeinen aber äußert fi bie Organftellung der Rentenftelle 
gegenüber der Anftalt in der dienftpragmatiichen Unterordnung ber 
erfteren unter den Anftaltsvorftand. Diefelbe kommt, abgejehen von 
den im einzelnen beſprochenen Disziplinarrechten, in ber prinzipiellen 
Aufficht des Vorftandes über die Geſchäftserledigung der Renten- 
ftelle??) und dem damit verbundenen Anweifungsredhte??) zum Aus- 
drud. Dasfelbe erftredt fih auch auf Zmedmäßigkeits- und Er- 
meflensfragen,*) ift aber naturgemäß da ausgeſchloſſen, wo das 
Geſetz der Rentenftelle entſcheidende oder auch nur begutachtende °°) 
Funktionen als jelbftändige und unabhängige gegenüber der Ver- 
fiherungsanftalt zugewiejen hat. 


$ 28. Schiedsgerichte. 


Schiedsgerichte) find richterliche Behörden, melde auf dem 
Gebiete der Invalidenverfiherung über die Berufungen erkennen, 


®) Bon ber Regelung bes Berfahrens durch den Anftalt3vorftand ($ 85 
Abſ. 2 Sa 2) und die Haftung der Mitglieber für treue Beicäftsvermaltung 
($ 93) wird an fpäterer Stelle bie Rede fein. 

”) Ein in der Kommiffion geftellter Antrag, der dieſes Aufſichtsrecht aus⸗ 
drüdtich feftftellen wollte, wurde [chlieglich als unnötig zurüdgegogen: Romm.:Ber. 
wm 51, ©. 125, 19. 

35) Dasfelbe ergibt ſich als geſetzlich anerfannt per argumentum e contrario 
aus $ 86 Abf. 1 Sa 2; bazu auch bie oben N. 26 citierte Materialienftelle. 
Das Anweiſungsrecht kann fi) in allgemeinen Inftruftionen (vgl. oben N. 31), 
wie in Einzelanwelfungen äußern. 

9) 3. B. bei ber Vorbereitung von Anträgen ($ 57 Abſ. 1) ober bei ben 
der Rentenftelle etwa übertragenen Gejdäften der Bermögensverwaltung. Der 
oben N. 32 ermähnte Antrag blieb Hinter bem pringipiellen Umfange des Auf ⸗ 
fichtsrechts, wie es innerhalb eines Anftalt3organismus gilt, jurüd, wenn er 
basfelbe „auf die Beobachtung ber geſehlichen und ftatutarifhen Vorſchriften 
beſchtänken wollte. Das murbe aud) anerfannt. 

=) 5 68 Abſ. 1 Sag 2 muß auch für diefe gelten, übereinftimmend Weys 
mann Anm. 2 zu $ 86. 

1) Bol. die allgemeine Darftellung in Bd.I &. 728 ff. — Zu der, Bier 
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die gegen Entſcheidungen der Anftaltsvorftände oder Rentenftellen 
erhoben werben.?) 

I. Die Schiedsgerichte lehnen ſich in ihrer Organtjation an bie 
Berfiherungsanftalten an. Wie nach bisherigem Recht fol für den 
Bezirk jeder Verfiherungsanftalt mindeftens ein Schiensgericht er» 
richtet werden ($103 Abf. 1). Das Nähere über die Zahl, die Be- 
zirke und die Sige der Schiebsgerichte beftimmt für Die einzelne 
Verfiherungsanftalt die Zentralbehörde besjenigen Staates, welchem 
das Anftaltsgebiet angehört.?) Die Beſtimmung für Verficherungs- 
anftalten, welche fi auf mehrere Staaten erftreden, erfolgt jetzt, 
abweichend vom Rechte des G. 89,') durch die betreffenden Zentral- 
behörben gemeinſchaftlich und in Ermangelung ihres Einverftänd- 
nifjes duch den Reichskanzler ($ 108 Abſ. 2 Sat 2). 


zum Zeil gleichfalls In Betracht Tommenden, auf Grund des $ 106 Ab. 6 IB®. 
erlaffenen neueſten Kaiſ. BD. v. 22. November 1900 (SHED. — Schieds⸗ 
gerichtsorbnung;  ROBT. ©. 1017, AR. 6. 781) vgl. ben ausfahrlichen Kom ⸗ 
mentar von Appelius-Düttmann (1901). Die gedachte SHSD. iſt zunächſt 
an bie Stelle ber, bereitö auf rund des $ 106 Ab. 6 des neuen IB. ers 
laffenen, v. 6. Dep. 1899 (RBB. &. 677, AN. 00 S. 165) getreten, die ihrer⸗ 
feit3 wieder bie frühere o. 1. Dez 1890 (8b. I ©. 798 R. 1) erfegt Hat. Die 
jegt geltende SHBD. ift zugleich „im Sinblid auf $ 3 bes Geſedes, Betr. bie 
Abänderung ber Unfallverficherungägefege, d. 30. Zunt 1900“ ergangen und gilt 
bementfpredjenb zugleich für die ben Schiebägerichten durch jenes Geſeh über- 
wiefenen Unfallfagen ($ 37). Die SchGO. v. 1890 behandeln die befonberen 
Schriften von Latour und Schneider, beide 1891. 

) Mit Bezug auf die in Bb. I S. 728 gegebene Definition ift nod zu bes 
merten, baf in Sachen ber Beitragderftattung Berufungen an die Schiedögerichte 
jet nicht mehr ftattfinden ($ 128 Abſj. 4); vgl. dagegen in Bezug auf Renten 
entziehung und Zahlungseinftellung $ 121 Abſ. 3. 

3) $ 103 Abſ. 2 Saf 1 fagt: „in befien Gebiete die Berficherungsanftalt 
ihren Sig hat“. Mit Bezug auf Sag 2 ift aber die Formulierung des Textes 
deutlicher. 

*) Bgl. Bb.1 S. 733 N. 28, 30. 

) Dad neuefte Verzeichnis ber Schiedsgerichte enthalten jegt AN. 02 
S. 457 ff. (bay AR. 02 ©.495). Es beſtehen danach 89, zu denen noch 
34 Schiebögerichte für die ‚zugelaffenen befonderen Raffeneinrihtungen kommen. 
In Preußen fallen die Bezirke der Schiedsgerichte grundſätzlich mit denen ber 
Regierungäbegirle (nicht mehr, wie früher, ber Kreiſe) zuſammen; in Bayern 
befteht für ben Bezirt jeder Berfiierungdanftalt (jede Regierungsbezirts) eines; 
in Sachſen und Württemberg beftehen 5, in Baben 4 allgemeine Schieds-⸗ 
gerichte uſw. 
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D. Die Struftur der Schiedsgerichte, wie fie fi aus 88 103 
bis 107 IBG. ergab, hat bereits nach furzer Zeit eine weſentliche 
Veränderung erfahren. Die inzwiſchen erfolgte Revifion der Unfall- 
verficherungsgefege hat nämlich behufs Vereinfachung des Drganis- 
mus der Arbeiterverfiherung die beſonderen, für die Unfallverfiche- 
rung beftehenden und an die berufsgenoſſenſchaftliche Gliederung 
diefer anſchließenden Schiebsgerichte®) vollftändig aufgehoben und 
die ihnen zuftehenden Funktionen auf die gemäß dem IVG. er- 
richteten Schiebsgerihte übertragen, welche danach die Bezeichnung 
„Schiedsgericht für Arbeiterverfiherung“?) führen. Die betreffenden 
Beftimmungen find in dem ©. betreffend die Abänderung der Un- 
fallverficherungsgefege, dem fog. Mantelgejege) v. 30. Juni 1900 
enthalten. Daran fchließen ſich aber weitere an, welche den Zweck 
verfolgen, die zunächft für die Invalidenverfiherung zugefchnittenen 
Schiebsgerihte auch für ihre neue Aufgabe geſchickt zu machen. 
Dazu gehörten außer Normen, melde fi auf eine Erhöhung der 
Beifigerzahl beziehen, namentlich auch ſolche, welde dem Verlangen 
nad) einer berufsgenoſſenſchaftlichen Struktur der zur Entſcheidung 
von Unfallfachen verorbneten Gerichte wenigftens bei ber inneren 
Zufammenfegung derſelben Rechnung tragen follten.?) Leider ift 
das Maß der Einwirkung diefer neuen Beftimmungen auf die des 
IVG. nicht überall zweifelsfrei im Gefeß zum Ausdruck gelangt.'0) 

IIl. Die innere Organifation der Schiedsgerichte ſchließt ſich, 
abgejehen von den eben erwähnten neuen Beftimmungen, in erheb- 





%) Bel. 80.18.78 f. 

?) Kompetenzen auf dem ®ebiete der Krankenverſicherung befigen fie indeſſen 
nicht. Auch die Verbindung ihrer Funktionen auf den Gebieten der Unfall: 
und bet Invalibenverficherung ift mehr eine äußere, als eine innere. Das 
zeigt fih namentlich auch darin, daß bie Verbindung eines Anſpruchs auf 
Unfallvente mit einem folgen auf Invalidenrente zum Zweck gleichzeitiger Ber- 
Handlung unb Entſcheidung im ſchiedsgerichtlichen Verfahren unzuläffig ift 
(AN. 02 ©. 367 Nr. 1919). — Der Name des Schiedsgerichts fol nad $ 3 
Abſ. MO. den Bezirf und Sig desſelben mit angeben; vgl. $ 25 SH®D. 

%) So genannt, weil es wie ein Mantel bie im als Anlage beigefügten 
einzelnen Unfaliverfigerungsgefege in ihrer abgeänberten Faffung umpültt. 

°) Bol. dazu die Mot. zum Ent. des MO. (Seffion des Reichstags 
1898/1900 Nr. 523) zu $ 3-9 und zu $ 7, fowie ben Rommiffions-Bericht 
(Rr. 703) zu $ 5, und Appelius-Düttmann Anm. 1 zu $ 7 MO, ©. 11. 

20) Vgl. dazu ſchon den Aufſat in Arb®. 00 ©. 287, ſowie Appeliuß- 
Düttmann Anm. 1 zu $4 MO. (S. 5). 
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lihem Umfange dem früheren Invalidenrechte an und fteht in weit- 
gehender Parallele zu der der Rentenftellen. Auch bier kommen 
demnad der Vorfigende, die ftelvertretenden Vorſitzenden, die Hilfs- 
beamten und die Beifiger in Betracht. 

1. Der Vorfigende'') ift ftändig ($ 104 Abſ. 1). Seine Er- 
nennung ift hier einfach der Zentralbehörbe desjenigen Staates über⸗ 
tragen, in welchem der Sit des Schiebsgerichts ſich befindet. Er 
muß aber aus dem Kreiſe der öffentlichen Beamten?) entnommen 
werben. Folgeweije endet auch feine Funktion fpäteftens, wenn er 
diefe Beamteneigenſchaft verliert; ') im übrigen wird feine Amts- 
dauer, insbeſondere deren Begrenzung durch die Dauer des beffeibeten 
Hauptamtes, von der ernennenden Behörde feftgeftellt. Die Ver- 
eidigung erfolgt durd einen Beauftragten der Ernennungsbehörbe 
mit Bezug auf die Sonderfunktion als Schiebsgerichtsvorfigender, 
alfo auch dann, wenn ber Betreffende bereits als Beamter einen 
Dienfteid geleitet hat.'*) Die Stelle des Schiedsgerihtsvorfigenden 
ift unvereinbar mit der eines beamteten Mitgliedes des Anftalts- 
vorftandes, des Vorfigenden einer Nentenftelle oder eines mit ben 
Funktionen des $ 57 betrauten Mitgliedes ber unteren Vermaltungs- 
behörde; ebenjo darf der Vorfigende nicht gleichzeitig Vertreter der 


11) Derſelbe beruft nach $ 106 Abſ. 1 IBG. das Schiedsgericht und leitet 
die Verhandlungen deöfelben. Die „Befugniffe des Borfigenden* beim innern 
Sefcjäftägange faht $ 2 SHBO. zufammen. Ein Ausfluß feiner Stellung ift 
die Beftimmung in $ 107 U5j.3 IB®., nad) welcher er über bie Veſchaffung 
der Gefhäftsräume und Geihäftäbebürfniffe, allerdings im Einvernefmen mit 
dem Anftaltövorftand (im Pinblid auf bie Roftentragung), Beftimmung trifft; 
im Streitfalle entſcheidet bie Sentralbehörbe des Schiedsgerichtsſizes. — Bl. 
im ganzen Schlenther, Die Stellung ber Vorfigenden ber Schiedsgerichte für 
Arbeiterverfigerung in Preußen, im Bermaltungsarhio Bb. 10 &.324 fl. — 
Über die Bornahme von Kaffenprüfungen befindet der Borfigende felbftändig 
(AR. 02 ©.398 Rr. 975). 

”) 3.1 S. 729 R.6. In Preußen werben zu Borfigenden der Schieds- 
gerichte, bie ſich am Sige ber Regierung befinden, außfchltehlid Beamte ber» 
jelßen genommen: Berf. v. 2. Febr. 1901 (TMBL. S. 83) Ziff. I Abſ. 1. 

") Sandbud; ber Unfalverfiherung Anm. 2 zu $ 47 UB®.; Iſen bart⸗ 
Spielfagen Anm. 3 zu $ 104 320. 

”) Zaß, Prozeßrecht in Unfalverfiherungsfa—hen S.34. Bol. $ 1 Abſ. 1 
Sch6O. Nach $ 104 Abf.5 mit $ S3 Abſ. 1 IBG. muß ber Beauftragte ein 
öffentlicher Beamter fein. In Preußen erfolgt die Vereidigung durch den Ner 
gierungäpräfibenten: Berf. v. 20. Dez. 1900 (BMEL. 01 ©.9). Hier auf 
Rägeres über bie Form bes Eides. ' 
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Ürbeitgeber'®) bei dieſen Kollegien fein.) Name und Wohnort 
. find im Bezirke des Schiebsgerihts von der Ernennungsbehörde 
amtlich zu veröffentlichen und dem Reichsverfiherungsamte mit- 
äuteilen ($ 105). Seine Befoldung erhält der Vorfigende von ber 
Zentralbehörbe; Vergütungen feitens der Verfiherungsanftalt find 
ausgefchloffen.'’) 


35) Die Stellung als Vertreter der Berfiherten wird tatſachlich nicht in Bes 
trat Tommen. 

2) $ 104 Ziff. 1 ſpricht ſchlechtweg von ben „Mitglievern des Schieds ⸗ 
gerichts“, alfo aud vom Vorfigenden. Die Auffafiung des Textes, fomeit fie 
über den Wortlaut des Gefehes hinausgeht, ergibt fich zwingend durch Analogie 
aus ber ratio des Geſetzes. Dabei kommt in Betracht, daß $ 71 Ziff. 1 des 
Entw. IVG. in ber Kat ſchlechtweg lautete: „Die Witglieber des Schiebs- 
gerichts dürfen nicht Mitglieber des Vorſtandes ober einer Rentenftelle fein.“ 
Der jegige Text wurbe in ber Kommiſſion ald „rebaktionelle Änderung“ be» 
ſchloſſen, wobei überfegen wurde, daß der Entwurf aud bie refpeltiven Vor⸗ 
figenben mit umfaßte. Fur ben beteiligten Beamten ber unteren Bermaltungs- 
behörbe (vgl. zum früheren Recht AN.92 S. 88 Nr. 143), bie nad) den Reiche: 
tagäbefhlüffen ganz in die Funktionen der Rentenftelle eingetreten iſt, muß 
aber jet dad Gleiche gelten. Mit dem Text übereinftimmend Gebharb-Dütts 
mann Anm. 10. Ratürli werben nur bie Verwaltungsbehörden und Renten 
ftellen im Bezirk des Schiedsgerichts in Betracht Tommen. 


”) $ 107 Abſ. 2. Gegen bie in Bb.1 6.731 R. 19 im Anſchluß an die 
frühere Praxis des ABA. in Unfallſachen vertretene Meinung, daß unter ber 
verbotenen „Vergütung“ aud) Reifefoften unb Tagegelder begriffen feien, Hat ſich 
ein Erlaß des Staatsſekretärs des Innern v. 9. März 1893 (Reger Bo. 14 
S. 158) infofern erflärt, als er bie Koſten für Lofaltermine des Borfigenden 
den Verfi—erungsanftalten (bezw. jet den Derfi—erungäträgern gemäk $ 10 
Abſ. 1 und 2 MÖ.; vgl. unten IV, 2) zur Laft legen wil. Soweit es zutrifft, 
daß bei eftfegung jener Koften und ber dafür maßgebenden Pauſchalſätze 
jebes fubjeltive Ermeffen ber Berfiherungsanftalten ausgeſchloſſen ift“, wird 
man ſich diefer Auffafung nad) der ratio legis, trog mander Bedenken im 
einzelnen (vgl. auch Arb®. 95 &. 101 und 96 &.445) anfchließen konnen. 
Ebenfo Appelius in Schmoller’8 Jahrbuch Bb.25 ©. 1160 und Appelius: 
Düttmann Anm. 11 4u$ 10 MB, fowie die dort Citierten (vgl. in&befondere 
jegt die 2. Aufl. des Handbuchs der Unfallverfiherung Anm. 8 zu $ 50 UBS, 
ſowie bie Ausfüßrungäbeftimmungen des NEU. zu 8 10 A.3 ME. — fiehe 
unten IV, 2 — unter I, 3 und II, 2b), dagegen aber Graß mann Anm. 3. — 
Die Koften, welche dur Reifen des Vorfigenben vom Wohnort an ben Sig 
des Schiedsgerichts entftehen, werben unbezweifelt von ber Kaffe des an- 
ftellenden Staated getragen; vgl. Rundſchreiben RVA. zu ben citierten Aus-⸗ 
führungsbeftimmungen (AR. 02 ©. 245). 
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2. Neben dem Vorfigenden befteht beim Schiedsgericht jetzt 
„mindeftens" ein Stellvertreter desſelben ($ 104 Abi. 2). Die 
Materialien laſſen erkennen, daß die Stellvertreter nicht bloß bei 
wirklichen Behinderungsfällen, z. B. Krankheit oder Urlaub die Ge- 
Tchäfte des Vorfigenden an feiner Statt übernehmen follen, ſondern 
daß auch eine Einrichtung zuläffig fein ſoll, vermöge deren diefelben 
neben dem Vorfigenden zwecks feiner Entlaftung zur felbftändigen 
Bearbeitung gewiſſer Prozeßſachen „in Vertretung“ herangezogen 
werben.) Die Rechtsverhältniſſe der ftelivertretenden Vorſitzenden 
find denen bes Vorfigenden analog. 

3. Die Stellung der Hilfsbeamten des Schiebagerichts tft jetzt 
entſprechend derjenigen geordnet, welche die Hilfsbeamten der Renten- 
fRellen einnehmen. An die Stelle des Vorfigenden der Rentenftelle 
tritt bei ihrer Anſtellung, Verpflichtung, Beauffihtigung der Bor- 
figende des Schiebagerichts.!%) 

4. Die Rechtsverhältniſſe der Beifiger geftalten fih im Ver— 
bältnis zu denen ber Rentenftellenbeifiger folgendermaßen: 

a) Die Zahl der Veifiger, welche für jedes Schiedsgericht ge- 
wählt werben follen, beträgt nad $ 70 Ziff. 5 IVG. minbeftens 
vier aus jedem Stande ber Beteiligten; nach dem MG. 84 Abi. 1 
Schlußſatz ift diefe Zahl auf je 20 erhöht worden. Eine weitere 
Erhöhung kann ſowohl durch das Statut der Verfiherungsanftalt 
als au, wenn damit den durch die Überweifung der Unfallfachen 
gefteigerten Bebürfniffen nicht Genüge geſchieht, feitens der Behörde 
erfolgen.22) Diefe Behörde iſt die Landeszentralbehörbe des Schieds- 


ꝛe) Diefe Einrichtung liegt 3. B. ber preuß. Verf. v. 2. Febr. 1901 (WMEL. 
6.83) zu Grunde: Geſchaftsanweiſung Siff. I, 2. Ihr entipridt, daß $ 104 
Abſ. 2 die Schlußworte bes 571 A6f.2 ®. 89 „melde ihn in vehinderungs ⸗ 
fällen vertritt” meggelaffen hat (vgl. wohl auch Mot. Abf. 3 zu $$ 70-748 
Entw.: Berteilung der Spruchſachen unter bie Stellvertreter durch ben Bor 
figenden). Wenn Ijenbart-Spielhagen Anm. 4 ber Weglaffung jener Schlußs 
worte unter Bezugnahme auf $ 2 Abf.1 SchGO. keine Bedeutung beimeffen 
wollen, fo überfehen fie, daß bie lehthebachte Stelle fpegiell von ber „Leitung 
und Beauffichtigung des Geſchaftsganges· fpricht. 

"0) Bgl. oben $ 27 DI 3Hf.4; 9104 Mbf.4, Abſ.5 mit $ 83 Abſ. 1, 3; 
ausfuhrlicher $ 2 Abſ. 1 SHED. Wer ift zur Urlaubserteilung berechtigt, ber 
Borfigende ober der Borftand? Das RVA. nimmt mit gemifien, immerhin ber 
deutfamen Beichräntungen, das erftere an (AN. 02 ©. 397 Nr. 974). 

20) Diele Kombination ergibt ſich notwendig aus $ 4 Abf. 1 ME. mit $ 70 
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gerichtöfiges,®) wenn der Gerichtsbezirk fi nicht über die Grenzen 
eines Staates hinauserftredt; anderenfalls kommen ſämtliche beteiligte 
Bentralbehörben, eventuell?!) der Reichskanzler in Betracht. 


b) Die Perfonenkreife, aus denen die Vertreter der Arbeitgeber 
und der Verficherten zu mählen find, beftimmen ſich ebenfo, wie bei 
der Nentenftele bezw. ber unteren Verwaltungsbehörbe (vgl. oben 
$ 26 II, 1). Ermeitert ift jedoch ber Kreis auf feiten ber Arbeiter- 
vertreter dadurch, daß bei den Schiedsgerichten, deren Bezirk Teile 
der Seefüfte umfaßt, im Anſchluß an das frühere See-Unfallvecht 
auch befahrene Schiffahrtsfundige gewählt werden dürfen?) Ver— 
engert ober doch differenziert kann auf beiden Seiten der Kreis der wähl- 
baren Perſonen infolge einer neuen Beitimmung des MO. $ 5 
werden. Dieje gibt nämlich der Landeszentralbehörde,2?) im Hinblid 
auf die Erledigung der Unfalljachen in berufsgenofienidaftlicher 
Art?) das Recht, anzuorbnen, daß eine beftimmte Zahl der zu 
wählenden Beifiger?°) „aus ſolchen Berufsgenoſſenſchaften oder Aus- 
führungsbehörben,2%) die im Bezirke des Schiedsgericht" mit zu— 
gehörigen Betrieben „vertreten find“, entnommen werden müſſen. 
Als wählbar kommen dann infoweit auf der Seite der Verficherten 
jeweils nur die in den Betrieben der Genoſſenſchaft oder Aus- 
führungsbehörbe befchäftigten Perfonen, auf der Seite der Arbeit- 
geber aber nur die ftimmberechtigten Mitglieder der Genoſſenſchaft 
bezw. Die Beamten der zur Ausführungsbehörbe gehörigen Betriebe 


ff. 5 IVG. Vol. au) Appelius-Düttmann Anm. 3 zu $4ME. br 
weichend, wie es ſcheint, Hoffmann im preuß. Verw. VBi. XXI ©. 632, 

208) Ober eine von ihr beftimmte andere Behörbe. 

21) Gier, wie gewöhnlich (vgl. oben $ 24 N.3a), mangels Cinverftändniffes 
der Sentralbehörben. 

22) Näheres Bb. I ©. 730 NR.12. Der $ 89 386. bleibt unberührt: 
Appelius:Düttmann Anm, 8 zu $ 4 MO. 

2) Der „anderen Behörbe“ oder dem Reichskanzler nah N. 20, 21. 

24) Bol. oben N. 9. 

=) Daß bier ſamtliche zu mählende Beifiger und nicht bloß biejenigen ge 
meint find, melde auf behördliche Anorbnung Hinzugemäßlt werben, ergibt ſich 
daraus, baß eine folge Anorbnung nicht immer vorherzugehen braudt, 
nämlih dann nicht, wenn bie ftatutarifce Beifigerzahl der Behörde auds 
reichend erſcheint. 

2) Bgl. 1.715. 
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in Betradht. Umvereinbar?”) ift aber das Amt eines ſolchen berufs- 
genoſſenſchaftlichen Vertreters der Arbeitgeber mit dem Amte eines. 
Mitglieds des Haupt oder Sektionsvorſtands in der Genoſſenſchaft, 
mit dem eines Mitglieds einer beteiligten Auffichtsbehörde und mit 
dem Amte eines berufsgenoſſenſchaftlichen Vertrauensmannes.2?) Im 
übrigen ift allgemein für die Schievagerichtsbeifiger Unvereinbarkeit 
ihres Amtes mit dem Amte eines Vorſtandsmitgliedes bei der Ver- 
fierungsanftalt ober dem eines Laienbeifigers oder Vorfigenden bei 
einer zugehörigen Rentenftelle oder unteren Berwaltungsbehörbe vor- 
geſchrieben.) Für die nach dem IVG. bezw. nad) dem Statut ber 
Verfiherungsanftalt zu wählenden Mitglieder gilt hinſichtlich Der 
Nähe ihrer Wohnung diefelbe Vorſchrift, wie bei den Laien- 
beifigern der unteren Verwaltungsbehörde, indem an Stelle von 
Bezirk und Sig der letzteren Bezirk und Sig des Schiebsgerichts tritt. 
Zür diejenige Überzahl, welche auf Grund einer behördlichen Beftim- 
mung gewählt wirb,°) kann die betreffende Behörde in freierer Weife 
anorbnen, wie viele von derfelben am Sitze des Schiedsgerichts 
ober in beitimmter Nähe bei demfelben wohnen oder bejchäftigt fein 
möfen.') 


2) Huf diefe Weile, alfo im Sinne ber fog. Intompatibilität (ogL $ 62 
Abf. 3 IVG. mit oben $ 26 II, 1), Interpretiere ih auch Bier das Wort „aus- 
geſchloſſen“ ($ 5 Abſ. 2 Say 3 ME.). 

») 850.2 M®. 

®) $ 104 Ziff. 1; vgl. oben R. 16. 

3%) Bol. tm Tegt litt. a. Daß nur jene „Überzahl“ hier in Vetracht kommt, 
geht jhon aus dem Zufammenhange hervor, ber zwiſchen den beiden Halbſätzen 
von SAU. 1 Say 1 MO. befteht („babei kann zugleich beftimmt werben“). 
Beftätigt wird es aud) durch die im Komm.-Ber. zu $4 Entw. M®. a, €, wieber- 
gegebene (freilich nicht völlig korrekte) Erflärung eined Regierungsvertreters. 
Bon gleicher Auffaffung geht auch der Bunbesrat aus, wie bie bei Braß- 
mann zu $ 3 SH®D. (8.944) gegebene Mittellung (Ziff. 2) erfehen laßt. 
Anders Appelius-Düttmann („mit Wirkfamfeit für bie fämtlihen Beis 
iger) Anm.5 zu $4 MG. Ifenbart-Spielhagen 2. Aufl. Anm. 6a 
zu $ 104 IVG. wollen bie Erleichterungen des Mantelgefeged auch für die nah 
dem Anftaltäftetut erhöhte Zahl von Beifigern zur Anwendung bringen. 

®) Die größere Freiheit gegenüber $ 104 Abi. 5 mit $ 62 Abſ. 3 IVG. 
zeigt fih alfo in 3 Punkten: Die Beftimmung braucht fi nit notwendig auf 
bie Hälfte ber Beifiger zu erftreden; bie Rahe iſt nicht unbebingt auf 10 Kilo» 
meter tagiert; neben der Wohnung kann bie Beihäftigung in Betracht ger 
zogen werben. 
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c) Die Wahl fämtliher”?) Beifiger erfolgt durch den Ausſchuß 
der Verfiherungsanftalt.??) Jeder der beiden in ihm vertretenen 
Stände wählt in getrennter Wahlhanblung die Beifiger feines. 
Standes nad einfacher Stimmenmehrheit ($ 104 Abſ. 3). Beſchränkt 
tft aber das Wahlrecht des Ausſchuſſes durch die neuen Beftim- 
mungen des MG. $ 5 in doppelter Richtung. Zunächſt ift für Die 
Wahl der berufsgenoſſenſchaftlichen Vertreter der Arbeitgeber den 
Vorftänden der bezeichneten Genofienfhaften und Ausführungs- 
behörben ein Vorſchlagsrecht eingeräumt und ihnen Gelegenheit zur 
Ausübung desjelben zu geben. Sodann aber kann, wenn die Wahl 
berufsgenofjenfchaftlicher Arbeitervertreter aus Betrieben einer Knapp= 
ſchafts⸗Berufsgenoſſenſchaft zu erfolgen hat, das Statut der letzteren 
beftimmen, daß die Wahl nicht vom Ausſchuß, fondern von den 
Knappſchaftsälteſten zu gefchehen hat. 

Der nähere Vollzug der Wahlen durch den Ausfhuß wird im 
Anftaltsftatut zu regeln fein ($ 70 Ziff. 2). Streitigkeiten über Die= 
felben fallen in die Kompetenz bes Verfiherungsamts.) Solange 
und fomeit die feftgejegte Zahl von Beiſitzern nicht gemählt ift oder 
die Gemählten ihre Dienftleiftung verweigern, fteht der unteren Ver- 
waltungsbehörbe bes Schiebsgerichtafiges das Ernennungsrecht zu, bei 
defien Ausübung fie an den Kreis der jeweils wählbaren Perſonen 
gebunden ift.”°) 








3) Auch ber auf Grund des MO. $ 4 zu mäßlenden. Vol. $ 5 Abf.1 
©. 


=) Diefer ſelbſt wird von den Beiſihern bei den unteren Verwaltungs- 
behörben und Rentenftellen gemählt ($ 76 Abj. 2 IBG.). 

*) Unter Serangiehung von AR. 98 ©. 558 Rr. 1736 (Unfallſache) Iaflen 
Gebhard: Düttmann Anm. 11 zu $ 88 über Wahlftreitigfeiten zunächſt den 
Borftand entſcheiden (vgl. unten $ 34 R. 9). 

286 MB. — Ich nehme an, daß fi die Beſtimmung auf alle Beifier 
bezieht und daher an bie Stelle des nad $ 104 Abf.5 anwendbaren $ 90 Abi. 8 
getreten iſt. Das ift bebeutfam wegen be3 veränderten Wortlauts. Während 
nämlich $ 90 Abſ. 3 das Ernennungsrecht nur eintreten läßt, „folange und 
fomeit eine Wahl nicht zu Stande kommt“, iſt died nah $6 MG. der Fall, 
folange und ſoweit bie feftgejeite Zahl von Beifigern nicht gemäßlt ift“. 
Das Erfordernis einer vorgenommenen, aber reſultatlos verlaufenen Wahl fehlt 
alfo hier. Das Tann die Vebeutung haben, die oben $ 26 R. 56 beiprodenen, 
in $ 90 cit. nit mitbegriffenen Fälle des Ausſcheibens während ber Wahl ⸗ 
periobe einzufhließen. 
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d) Die Amtsenthebung eines Beifigers erfolgt durch den Vor— 
figenden des Schiebögerichts ($ 104 Ziff. 2). Die Beifiger ſollen 
demſelben Anzeige machen, wenn ihnen die Wählbarkeit nachträglich 
verloren geht. Beſchwerde fteht innerhalb Monatefrift an die höhere 
Verwaltungsbehörbe?®) zu; biefelbe ift beim Vorfigenden oder dem 
Schiedsgericht einzureihen.?”’) Ein analoges Verfahren wirb zu be— 
obachten fein, wenn über die Nieverlegung des Amtes während ber 
Wahlperiode Streit entfteht. 


e) Bei den Verhandlungen des Schievsgerichts find je zwei 
Beiſitzer jedes Standes neben dem Vorfigenden zuzugiehen ($ 106 
Abſ. 3). Die Reihenfolge, in welcher ihre Zuziehung erfolgt, richtet 
fih für Imvalivenfahen?®) nach den im Statut gegebenen, für ben 
Regelfall geltenden Beitimmungen.?*) Abmeldungen davon find zu- 
Jäffig; doch müflen die befonderen Gründe derſelben aftenkundig 
gemacht werden ($ 106 Abj.5 Sat 3). Die Beeidigung ) erfolgt 
unter analoger Anwendung ber für Schöffen geltenden Normen bes 
$ 51 des Gerichtöverfafjungsgef. durch den Vorſitzenden bei ihrer erſten 
Dienftleiftung in öffentlicher Sitzung und gilt fir die ganze Wahl- 


*) Wenn Bier nicht, wie bei ben Belfigern der Rentenftelle, auf melde im 
übrigen verwiefen wird ($ 104 Abſ. 5 mit $ 91), ala Beſchwerdeinſtang das 
Berfiherungsamt eintreten fol, fo wird dies in ben Motiven zu 88 70—74a 
Entw. bamit gerechtfertigt, daß hier die Enthebung nicht durch ben Anftaltss 
vorfland (ogl. oben $ 27 R. 288), fondern vurch den Schiebägerichtävorfigenden 
erfolgt und biefer nicht dem Reichsverſicherungsamte, fonbern ben Landes-⸗ 
behörben unterftellt ift und von biefen ernannt wird (vgl. auch oben $ 26 R. 63a). 
Es ergibt fi daraus allerdings’ das unpafiende Refultat, daß die Veifiger der 
nieberen Inftany kraft Reichögejees einen (ſchon wegen ber Mitwirkung des 
Saienelement8 bei ben Verfiherungsämtern) geeigneteren und mohl aud für 
ſtarker zu erachtenden Rechtsſchutz genießen, ald die Beifiger der höheren In» 
fang. Die Landesrechte Haben dies zum Teil dadurch ausgeglichen, daß fie ala 
höhere Berwaltungsbehörbe im Sinne von $ 104 Ziff. 2 das Landesverſiche ⸗ 
rungsamt berufen haben, jo Bayern und Baden (AN. 00 ©. 368, 370). 

3) Nähere Beftimmungen über dad Verfahren in $ 2 Abi. 4 SH®D. Der 
$ 114 Abſ. 3 ISO. fol auf die Beſchwerde Anwendung finden. 

”*) Für Unfallfagen enthält das MG. $ 7 befonbere, die berufsgenoſſen ⸗ 
ſchaftliche Bejegung des Gerichts fördernde Vorſchriften; vgl. im ganzen $ 3 
SHBD,, Hier A. 1. 

*) 870 3if.5 mit $ 106 Abſ. 5 Sag 1. Der Sa iſt im Hinblick auf 
$ 70 Ziff. 5 überflüffig. 

*) 5104 %6f.5 mit 883 Abſ. 1. 

Rofin, Seht der Urbeiterverfiherung. Band IT. 17 
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perlode.) Die Beitrafung wegen Pflichtverletzung vollzieht fich 
‚wie bei den Beifigern der Rentenftelle, aber duch den Vorfigenden 
des Schiebsgerichts.t?) 


f) Für die Bezüge der Schiedsgerichtsbeiſitzer gelten dieſelben 
Grundfäge, wie für die der Beifiger bei der Rentenftelle bezw. 
unteren Berwaltungsbehörde; doch ift die in $ 92 Sag 2 für Die 
am Drte wohnhaften Vertreter der Arbeiter gegebene Sondervorfchrift 
ausbrüdlich ausgenommen.) Die Feitfegung der Bezüge erfolgt 
durch den Vorfigenden des Schiebsgerichts;**) gegen biefelbe findet 
Beſchwerde an die Auffichtsbehörde ftatt.*) 


IV. Der Rechtscharakter der Schiedsgerichte ift bereits in Bd. I 
©. 731 ausführlich erörtert worden. Sie find reichsgeſetzlich be— 
ftellte Sondergerihte und zwar Landesgerichte*) desjenigen Staates, 
in deſſen Gebiet ſich der Sit derfelben befindet. Allerdings wird 
ihre Rechtsftellung dur ihre Anlehnung an die Verfiherungs- 
anftalten und durch ihre Einorbnung in den reichägefeglichen Orga⸗ 
nismus ber Invalidenverſicherung mwefentlich beeinflußt. 


1) SHBD. $ 1 Abſ. 2, 3. Bol. AN. 97 S.276 Nr. 557 und Ifenbarts 
Spielhagen 2. Aufl. Anm. 4 ©. 1022: „Im Falle der Wiederwahl genügt 
die Vermeifung auf die frühere Bereidigung.” 

«) 5 104 Abſ. 5 mit $ 90 Abſ. 2; SHED. $2 Abſ. 2. 

#2) Dgl. über biefe oben $ 26 bei N. 71. Der Wille des Geſetzes ift durch 
die Weglafſung von $ 92 Sa 2 im $ 104 Abf. 5 ganz unzweifelhaft. Wenn 
aber bie Motive denfelben dadurch begründen, daß $ 92 Sa 2 „eine Sonber« 
beftimmung lebigli für die Beifiger ber Rentenftellen vorſieht“, jo ift das 
innerlich unmotiviert und äußerlich unrichtig, da $ 92 Sag 2 nad $ 61, 64 
Abſ. 3 unzweifelhaft auch für die Beifiger der unteren Berwaltungsbehörbe gilt. 

“) $ 104 Abſ. 5 mit $ 88 Abſ. 3; SH®D. $ 2 ab. 2. 

+) So wohl mit Neht Appelius-Düttmann 8.17 a. E. 

#*) Ülbereinftimmend Erf. d. preuß. Rompeteng-Gerihtähofs v. 9. Dez. 1899 
(Reger, 2. Erg-Bb. ©. 58; dagegen ArbV. 00 S. 239). Über dad Siegel ber 
Schiedsgerichte (Bb.I &. 732 R. 25) jekt $ 26 SHWO. Preußen: preußiſcher 
Adler; Berf. v. 20. Dez. 10 (BMI. 01 S. 10). — Aus ber Eigenfhaft ber 
Schiedsgerichte ald Landesgerichte folgt aber nicht, daß fie landes herrliche 
Gerichte oder Behörden find; vielmehr find fie Selhftvermaltungäbehörden im 
Organismus bed Siaaies; entfprecend Verf. des preuß. Zanbelömin. v. 
20. März 1901 betr. Portokoſten, bei Reger Bd. 21 S.363 (auch bie Amtd- 
vorfteher führen in Preußen nicht das Präbifat „koniglich“; vgl. v. Brauchitſch 
au $ 46 ber oſtl. Kreisordnung). 
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1. Die Gerichtsherrlichkeit des Einzelſtaates äußert fi, ab- 
gejehen von ben bereits beiprochenen beſonderen Einwirkungen auf 
Sig und Perfonal des Schiedsgerihts,) in dem Rechte der Be— 
auffihtigung des gejamten Gejcdhäftsbetriebes.t) Darin liegt 
namentlich auch das Recht der periobifchen Revifion*?) und die Be- 
fugnis, auf Abftelung von Verzögerungen und Untegelmäßigfeiten 
des Betriebes unter Verwendung ber gefeglihen Zmangs- und 
Disziplinarmittel) hinzuwirken. Auch das Recht, den inneren 
Geſchäftsbetrieb durch allgemeine Anmeifungen im Rahmen des Ge- 
fees und der Kaiſerlichen Verordnung zu regeln, ift in der Aufficht 
mitbegriffen.?') Ausgeübt wird biefelbe durch die Landeszentral- 
behörde oder die von ihr fonft mit dieſer Funktion betraute andere 
Behörbe.2) 

2. Die Beziehung der Schiedsgericht zu ber Verfiherungs- 
anftalt tritt, abgefehen von der organifatorifchen Anlehnung,*) all- 
gemein darin hervor, daß der letzteren die Koften des Schiebs- 
gerichts, einſchließlich der Bezüge der Beifiger und der Hilfe- 
beamten®®), fowie die gerictlihen®®) Koften bes Verfahrens vor 

) Bgl. die Zufammenfaffung Vd. I S. 733 f. 

) SchGO. $ 33 Abſ. 1. 

®) Preuß. Berf. v. 2. Febr. 1901 (BME. S. 88) Siff. 3. Auijahrlich 
mindeſtens einmal. Auf forgfältige Abfaffung der Exfenntniffe und rechtzeitige 
Zuftellung zu adten! 

®) Namentlich unterfteht ber Vorſihende der Disziplinargewalt in @er 
maßheit feiner Eigenſchaft als öffentlicher Beamter. Iſt die Aufſichtsbehörde 
nicht zugleich feine Dißgiplinarbehörbe (wegen ber Hilfäbeamten vgl. $ 83 Abſ. 3), 
fo ift bie Ießtere zu requirieren. Vgl. für Preußen Ifenbart-Spielhagen 
1. Aufl. Anm. 2 zu $ 26 SH®D. von 1899 und Schlenther ©. 326. 

MM) Bgl. 3.8. die preußiſche Minifterialverfügung v. 2. Febr. 1901 beir. 
die Geſchaftsanweiſung für bie Vorſihenden ber Schiedsgerichie für Nrbeiters 
verfiherung (BMBI. S. 83 f.). 

5) Preußen: Regierungspräfidenten (vgl. die N. 46 cit. Verf.), Bayern und 
Sadfen: Zanbeöverfierungsamt, 

#22) Nur im Sinne diejer und ber ihr entipredenden Koftentragung Tann 
man bie Berfiherungsanftalten al „Träger ber Inftitution ber Schiedsgerichte“ 
bezeichnen. So gelegentlich zweds Abwehr einer Mitwirtung ber Berufs 
genoſſenſchaften bei Anftelung ber Hilfsbeamten ein Regierungävertreter im 
Komm.Ber. zu $ 3 MG. (8.5). Gegen das Prinzip de lege ferenda Arb2. 
01 8.657. 

%) Sinfihtlic des Borfigenden vgl. oben N. 17. 

3) Im Gegenſatz zu ben außergerichtlichen: Sch6O. $ 20 mit 21. Das 
Nähere fpäter. iR 
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demſelben grunbjäglih zur Laft gelegt find ($ 107 Abf.1). Hier 
greift jedoch infolge ber Ermeiterung der ſchiedsgerichtlichen Kom ⸗ 
petenz auf Unfallſachen das MG. $ 10%) nebft den zu feiner Aus- 
führung erlafjenen Beftimmungen des RBA. v. 29. Jan. 1902 (AR. 
02 ©.%45 ff.) im Sinne einer teilwetlen Belaftung der Träger der 
Unfallverfiherung’**) ein. Es unterſcheidet zu diefem Zwecke bie 
Koſten des Verfahrens, welche durch die einzelnen Streitfälle er- 
wachfen und als folhe ausſcheidbar find, 3. B. die Koften der Be 
weisaufnahme, Zeugengebühren uſw., im einzelnen aufgeführt unter 
U der Ausführungsbeftimmungen, und alle fonftigen „Koften bes 
Schiedsgerichts“, namentlich die perjönlichen und fachlichen Koſten 
der Gerihtshaltung, welche die Ausführungsbeftimmungen unter I 
des näheren begrenzen. Die erfteren fallen unmittelbar demjenigen 
Träger der Arbeiterverfiherung (Anftalt, Berufsgenoſſenſchaft, Auf- 
ſichtabehörde) zur Laft,”) gegen deſſen Beſcheid die Berufung oder 
das fonftige Rechtsmittel (Wiederaufnahme, unfallrechtlicher Antrag) 
eingelegt ift, die legteren"®*) werden nah Ablauf jedes Rechnungs 


) Bol. ausfuührlich Appelius-Düttmann zu dieſem Paragraphen. 

»4a) Neben benfelben unb berjenigen Berfiherungsanftalt, für deren Bezirf 
das Schiedsgericht errichtet ift, Zönnen ais Teilnehmer an ber Roftentragung 
auch noch andere Berfiherungdanftalten in Betracht kommen, wenn gegen beren 
Beſcheide über Entziehung ober Einftellung ber Invalidenrente gemäß $ 121 
Abf. 2 und 3 IBG. bei dem betreffenden Schiebägerichte Berufung eingelegt 
war; vgl. die Ausf.Beft. III, 5 litt. d, fowie unten $ 75 N.62 und analog 
auch $ 73 R.59. Die abweichende Ausführung bei Ifendart-Spielhagen 
2. Aufl. Anm. 6 @f.3 0. €. zu $ 121 IB®. ift wohl nur verjefentlih aus 
der erften Auflage herüßergenommen. 

») Die Beftimmung wegen ber audnahmömeifen Zuziehung von berufd- 
genoſſenſchaftlich beſonders qualifizierten Veiſitzern, deren Koften gleichfalls dem 
fpeziell beteiligten Verfiherungäträger allein zur Laſt fallen follen, kann Bier 
auf fid) beruhen bleiben. 

%e) Appelius-Düttmann S. 16 f. wollen noch eine dritte Art von Koften 
annehmen und biefele aus ben „Roften des Schiedagerichts · im Sinne bed 
$ 10. M®. ausſcheiden. Es feien das die Koſten ber (nicht bloß erften) Ein- 
richtung bed Schiedsgerichts, unter melde fie bie Koften für Beſchaffung unb 
Erhaltung aller nicht in kurzerer Friſt verbrauchbaren Gegenftänbe, des eigent« 
lichen Inventars (Mobiler, Schreibmafdinen, Bücher, Stempel ufm.) begreifen. 
Diefe Koften habe die Anftalt allein zu tragen (&. 17), was jedoch nad S. 18 
„nit ausſchließen fol, daß die Träger der Unfallverfiherung für Berzinfung, 
Unterhaltung und Abnutzung des Inventard eine gewiffe Vergütung, etwa in 
Projenten be Werts bed Inventars an bie Berficerungsanftalt zu zahlen 
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jahres ber Verfiherungsanftalt des Gerichtsfiges, melde fie vor- 
zuſchießen hat,“) von den beteiligten anderen Anftalten (vgl. 
Note 548), Berufsgenofienfhaften und Ausführungsbehörben er- 
ftattet, wobei das Verhältnis der im ganzen erledigten **) Bes 
rufungen ufw. zu Grunde gelegt wird. Die Verteilung erfolgt 
duch den Vorſitzenden. Gegen ben Verteilungsbeicheid fteht ben 
Beteiligten nach den Ausf.Beft. III, 10 binnen einem Donate die 
Veſchwerde an das RVA. ohne aufſchiebende Wirkung zu.) Der 
haben”. Schon danach ift aber der erfte Sag, daß bie Anſtalt dieſe Koſten 
älein zu tragen (nicht Bloß vorzuſchießen) habe, unrichtig, was m. €. auch durch 
den Wortlaut des Geſetzes und bie kategoriſche Erklärung bed Regierungs- 
dertreters in der Rommiffton zu $ 9 Entm. (&. 17), melde alle nicht auf bie 
einzelne Streitfaghe bezüglichen Koften „ohne Ausnahme” umfaßt, bewiefen with. 
In der Tat Tann es doch fachlich keinen Unterſchied begründen, ob bie Ber: 
figierungäanftalt das Schiebgeright mit gemieteten Räumen oder einem eigenen 
Haufe, mit gemieteten oder gefauften Möbeln ausſtattet. Prinzipiell iſt alſo 
gemeinfaftliie Tragung und Erſtattungspflicht ber Unfallverficerungsträger 
such hier begründet. ie fi allerbings biefe Erftattung vollziehen fol, das 
feftzuftellen, bat das Geſetz den Außführungsbeftimmungen des RB. überlaften. 
Diefelben haben, indem fie grunbfäßlid bie Hier vertretene Auffaffung teilen, 
Kogt. II, 1: „fümmtlich, oßne Ausnahme") über den Modus ber Erftattung 
in gemiflem Anfhluß an die Appelius-Düttmann’fcen Vorſchlage anges 
orbnet, daß für bie Gefchäftöräume eine angemefiene Miete und für das In« 
ventar jährlich 5 %, des Anfchaffungäbetrages anzufegen und auf die beteiligten 
Verfiherungdträger zu repartieren fei. Der erfmalig feftgeftellte Anſchaffungs ⸗ 
betrag für das Inventar bleibt bei Erſatzanſchaffungen unverändert, während 
er fi) bei Neuanſchaffungen entſprechend erhöht. 

) Auf Erſatz für Sinsverluſt Bat bie Anftalt feinen Anſpruch (Ausf.Beft 
1, 3). Über den-Bollzug der vorläufigen Zahlung, fei e& bireft durch bie 
Anftalt, fei e8 burd den Vorfigenden aus einem ihm von ber Anftalt über 
mittelten Borfchuß, vgl. Auaf.Beft. I, 2. In Bezug auf die Verfahrens 
toften befteßt eine Verauslagungspflicht ber Anftalt, für melde das Schieds⸗ 
gericht errichtet iſt, nit. Ste werben entmweber (3.8. Zeugengebühren und 
die fonfttgen, in Ausf. Beſt. IV, 2 aufgeführten Koften) vom Schiedsgericht aus 
Vorſchufſen, melde ihm bie beteiligten Verſicherungsträger einzeln zur Ber« 
fügung gu ftellen haben, ober unmittelbar von ben letzteren außbezahlt (Auf. 
Def. IV, 3, 4). 

wa) Eine vom RIN. in die Inftanz zurüdigemiefene Streitſache gilt als neue: 
Mot. Abi. 1 zu $ 9 Entw. MS. Im Übrigen werden Berufungen ufw. nicht 
Bloß durch Urteil, fonbern auch durch Vergleich, Anerkenntnis, Surädnafme ufm. 
„erledigt“ (Ausf.Ben. II, 7). 

3) Der Rechtsweg iſt außgeihloffen, jebenfalls durch bie kraft geieglicher 
Delegation erlaffenen Ausführungsbeftimmungen, m. €. (vgl. 8b. 1 ©. 786 ff.) 


262 I. Bud. Organtfation. U. Rap.: Berficherungöbehörben. 


Ausgleih kann bei geringfügigen Beträgen eventuell auf bie näcft- 
jährige Verteilung verſchoben werden. 

3. Die Eingliederung der Schiedsgerichte in den allgemeinen 
reichsgeſetzlichen Organismus der Imvalidenverfierung äußert fi 
vor allem darin, daß die Rechtsmittel gegen die Endentſcheidungen 
derfelben?®) an das Verficherungsamt gehen. Damit verbindet fih) 
dann weiter die Beftimmung, daß auch Beſchwerden gegen das Ber- 
halten des Schiebsgerihts in Bezug auf die Leitung oder Geftaltung 
der einzelnen Prozeßjache‘") an das Reichsverſicherungsamt gewielen 
find. Darüber hinausgehend fol dasfelbe „auf die Bejeitigung von 
Verzögerungen oder Unregelmäßigkeiten in ber Prozekführung, auch 
ohne daß Beſchwerden der Parteien vorliegen, hinwirken“ und zu 
diefem Zwecke die entſprechenden Weifungen an das Schiedsgericht 
erlaſſen. Bleiben jedoch die legteren ohne Erfolg, fo tritt das Auf- 
fihtsrecht der Landesregierung in Wirfjamfeit, welche um bie Er- 
greifung der nötigen Disziplinarmittel zu erſuchen ift.) Die Be 
ziehungen der Schiedsgericht zum RVA. treten aber ferner auch in 
der Pflicht zur alijährlichen Einreichung eines Geſchäfisberichts her- 
vor;92) daneben fann dann wieder die Landeszentralbehörbe kraft 


aber fon durch das Geſetz ſelbſt gemäß dem öffentlichrechtlichen Charakter 
des Berhältniffet. Anders in lefterem Punlte Appelius-Düttmann 
Anm. l a. E. zu $ 10 ME. 

%) Revifion: $$ 116 ff. 38. 

) Bol. Bd. I S. 7%. 

®) In biefer Weife interpretiere ich die Worte in $ 33 SHBD.: „Be 
ſchwerden ber Parteien, bie bie Progekführung betreffen“, melde meiter gefait 
find, als die in $ 25 SchGO. v. 1900 (Wb. I S. 735 R. 33): „Beſchwerden 
über eine das Prozeßverfahren leitende Verfügung”. BgL Ifenbarts 
Spielhagen 2. Aufl. Anm. 4 zu 533 SHBD. Wenig glucklich erſcheint mir ber 
Ausbrud „Prozekführung“ Hier und in Abſ. 3 zur Bezeichnung ber Zätigfeit 
(nicht der Parteien, ſondern) des Gerichts bezw. bed Vorſitzenden. 

9) Der Anfiht von Iſenbart⸗ Spiel hagen 2, Aufl Anm. 5 zu $ 33 SHED. 
und Schlenther S. 328, daß die Auffichtsbehdrde Inhaltlich die Weifungen bed 
RBA. ohne Nachprüfung einfach zu alzeptieren und zur Durchführung zu 
bringen Hätte, vermag ich mid, nicht anzufclieken, weil nit bloß bie Ber» 
hangung von Dißziplinarmaßregeln, fondern die Beauffühtigung des Geſchafts- 
betriebes felöft, einfchließlich ber Vefeitigung von Verzögerungen und Unregels 
mäßigfeiten, aud) materiell „den weſentlichſten Inhalt“ der Auffichtsgewalt bildet 
(ogl. oben Siff 1). 

=) SHE $ 35 mit Rundſchr. RVA. m 3 Di. 1901 (AR. S. 645). Er⸗ 
Rattung au jahrlich bis zun 10, Januar. 
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Aufſichtsrechts die Vorlage diefer Berichte an die Auffichtsinftang 
oder auch die Einreichung bejonderer Geſchäftsüberſichten an die- 
felbe verlangen.) 
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Die Organtfation des Reichsverfiherungsamts wurzelt im Un- 
fallvet; von dort aus ift das Amt dann auf das Gebiet des In- 
validenrechts übertragen worden. Dementiprechend waren auch die 
Normen über die Zufammenfegung besfelben grundlegend in ben 
Unfallverficherungsgefegen enthalten; das Invalibitäts- und Alters⸗ 
verfiherungsgefeg von 1889 gab nur einige zufägliche Beftimmungen 
über die Funktionen der Behörde auf dieſem beſonderen Verfiche- 
rungögebiete. Dasfelbe Verhältnis waltete dann zwiſchen ben Raifer- 
lien Verordnungen ob, welche auf Grund geſetzlicher Ermächtigung 
zur näheren Regelung der Formen des Verfahrens und bes Ge- 
ſchäftsgangs des RVA. einerfeits auf dem Gebiete der Unfall, 
anbererjeit8 auf dem ber Invalidenverſicherung erlaffen wurben.!*) 
Auch jegt if, wenigftens was die Gefege felbft anlangt, Gleiches 
feftzuftellen, nachdem bei der Revifion der Unfallverficherungsgefeg- 
gebung die dad RVA. betreffenden Normen zufammenfafjend in das 
og. Mantelgefeg?) 8 11—19 übertragen worden find. Dagegen 
find die verorbnungsmäßigen Ausführungsbeftimmungen jegt für 
beide Verficherungsgebiete einheitlich zufammengefaßt worden.) Die 
folgende Darftelung, welche zwar grundſätzlich das Recht der Ins 
validenverfiherung ins Auge faßt, kann doch die Veränderungen 


%) Preuß. Verf. v. 2. Febr. 1901 (TMB. S. 83, I). Die Verficherungs · 
anftalten haben feinen Anſpruch, den an das RB. erftatteten Geſchaftsbericht 
einzufehen. 

M Literatur vgl. Bb.1 &. 717 N. 2. Neuerdings Bödiker Art. „Reiches 
Berfigerungsamt" im Sandwörterbud; der Staatswiflenfhaften, Laß, Proseh- 
seht ©. 48 ff. 

“) Bd. J a. a. O. Die legte (jet aufgehobene) Separatverordnung auf dem 
Gebiete des Invalidenrechts ift ©. 6. Dez. 1899 (NED. ©. 687, AR. 00 
©. 163). 

2) Bgl. oben $ 280.8. Dazu IB®. $$ 108-110, 

2) „BD." v. 19. Oft. 1900 (REBL. ©. 983, AR. S. 731). Auch diefe BO. 
Hat von Appeliuds-Düttmann (vgl. oben $ 28 N. 1) eine befondere Rome 
mentietung erfahren. 
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nicht ganz übergehen, welche bie allgemeine Drgantfation des RWA. 
durch ben Wechfel der Gefeggebung auf dem Gebiete des Unfall - 
rechts, in Abweichung von den Grörterungen in Bd. I S. 717 ff., 
erfahren bat. 

I. Die Zufammenfegung des NVA. ift im Prinzip dieſelbe ge= 
blieben. Es befteht daher nad wie vor aus 4 Klaſſen von Funktio- 
nären: den fländigen Mitgliedern, den vom Bundesrat gewählten 
Mitgliedern, den Laienbeifigern und den richterlihen Beifigern.*) 

1. Die Nehtsverhältnifie der fländigen Mitglieder find die 
gleichen, wie bisher. Bon der Feftftellung einer Mindeftzahl der- 
felben hat das Geſetz jegt, bei dem rajchen Anwachſen des Amtes,>) 
Abftand genommen. 

2. Die Zahl der vom Bundesrat zu mählenden nicht 
fändigen Mitglieder ift von 4 auf 6 erhöht; Die zwei Hinzu— 
gefommenen brauchen nicht aus der Mitte des Bundesrats gewählt 
zu werben.‘) 

3. Als zweite Art nicht ftänbiger Mitglieder fungieren Ver— 
treter ber Arbeitgeber und ber Verſicherten, und zwar, wie biaher, 
je jechs aus jedem Stande ($ 11 Abf.3 MG.). Für fie werben 
Stellvertreter beftellt, welche zugleich beim Ausſcheiden eines Mit- 
gliedes während der Wahlperiode ala Erfagmänner eintreten ($ 13 
MG.). Die Zahl der Stellvertreter beftimmt das Reichsamt des 
Innern.) Auch jegt erfolgt die Beſtellung der Vertreter gruppen= 
weiſe, indem je zwei für Gewerbe und Bauten, je zwei für Land- 
und Forftwirtf haft und je zwei für Seefchiffahrt gewählt werden 
& 11 bj. 4 MG.); doch bleibt, nach wie vor, diefe Gruppierung 
für die Erledigung der Invalidenfahen ohne Bedeutung ($ 110 
Ab. 3 IVG.). Die Betellung der Laienbeifiger geſchieht jegt 

*) Sinfihtli ber „Übrigen Beamten“ (jet M®. $ 11 Abſ. 2 Schlußſatz) 
vgl. 8.1 S. 720 a. E. 

) Über den tatſachlichen Beſtand des RBA. vgl. Appelius» Düttmann 
Anm. 1 ugs 11 ME. 

9) $11 0.3 R0.; Mot. zu $ 10 Entw. Die Beftimmung fol namentlid) 
die Möglihleit gewähren, durch die Wahl preußiſcher Minifterialbeamter diefem 
Staate, bei dem Mangel eineß eigenen Sanbeöverfiherungsamts, eine ſtarkere 
Fühlung mit dem RIM. zu verſchaffen. — Vereidigung ber bunbesrätli—en 
Mitglieder wie bisher (Bb. I S. 720): $ 8 Abſ. 1 BO. 

“) 87 BO. und dazu AR, O1 ©. 652. 
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durchweg") mittelft Wahl. Die Vertreter der Arbeitgeber werben, 
wie nach bisherigem Recht, durch die Vorftänbe der Berufsgenofien- 
ſchaften und die ihnen gleichgeftellten Ausführungsbehörben,®) bie 
Vertreter der Verfiherten aber, in veränderter Form, duch die 
Laienbeiſitzer bei den Schiebsgerichten aus dem Stande ber Arbeit- 
nehmer?) gewählt. Auch die legteren treten bereits gejondert nad) 
den oben bezeichneten 3 Berufsgruppen an die Vollziehung der Wahl 
beran.'") Wählbar zu Vertretern ber Arbeitgeber find jetzt alle 
ftimmberechtigten Mitglieder der Genoſſenſchaften,“) einfchließlich 
ihrer gefeglichen Vertreter, und die bevolmächtigten Leiter ihrer 
Betriebe, dazu auf ber Seite der Ausführungsbehörben diejenigen 
Beamten derjelben, welche die Funktionen ber Genoſſenſchaftsvorſtände 
wahrnehmen und die Beamten der zur Ausführungsbehörbe ge- 
wiefenen Betriebe. Wählbar zu Vertretern der Verficherten find bie 
in ber betreffenden Berufsgruppe gegen Unfall verficherten Perfonen 
and in der Gruppe der Seeſchiffahrt auch die befahrenen Schiffe 
fahrtsfundigen'?) ($ 12 Abſ. 2, 3 MG.). Im übrigen find bie 
perfönlichen Bedingungen der Wählbarfeit die gleichen, wie ſchon 
bei den Laienbeifigern der unteren Verwaltungsbehörben ufw.'?) 
‚Eine Pfliht zur Annahme der Wahl ift nicht ausgefproden. Die 
Wahl erfolgt jet auf 5 Jahre und zwar zum erften Male für bie 
Zeit vom 1. Jan. 1902 an ($ 14 Abj.2 mit $ 24 MG.). Unter 
Leitung des RVA. wird fehriftlih nach relativer Stimmenmehrheit 
gewählt. Nähere Ausführungsbeitimmungen über das Stimmen- 
verhältnis der Wahlkörper und die Bildung von Wahlbezirken kann 

N) Bgl. dagegen früher: Vd. I &. 719 N. 9. 

9) Bol. oben $ 28. R. 26. 

MB. $ 11 Abſ. 3 ſpricht von ben „dem Xrbeiterftand* angehörenben 
Veifigern. Es Könnte in Frage kommen, ob biefer Ausdruck, wie in den Bb. I 
&.145 R. 1a citierten Stellen (vgl. auch S. 730 R. 18) den Ausſchluß ber 
Betriebsbeamten bedeuten fol. Dagegen ſpricht, daß fich jene Stellen auf die 
paffive Maplfähigteit beziehen und zudem durch $ 88 Abſ. 2 IB®. mit $ 5 
Abſ. 2 Schlußſatz MG. befeitigt morben find. Vgl. auch $ 12 Abi. 3 ME. 

») Näheres $ 11 Abi. 5 MB. 

1) Früher nur die Borftandämitglieber (3. 8. 587 Abſ. 3 UBE.). Cine 
Inlompatibilität mit dem Borftandsamte (vgl. oben $ 28 bei N. N, 28) befteht 
Hier nicht. 

“) Bgl. oben $ 28 R. 22. 

u) MG. $ 12 Abſ. 1 mit $ 88 Abf. 1. JWG.; vgl. oben $ 26 bei N. 29, 30, 
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der Bundesrat erlaffen ($ 14 Abf.1 MG). Neu't) ift die Be- 
ſtimmung über eine mögliche Amtsenthebung durch das RVA., 
welche fi inhaltlich mit der für die Laienbeifiger bei ber unteren 
Verwaltungsbehörbe geltenden deckt.i) Die Verpflichtung der 
Laienbeifiger erfolgt jet durch dem Präfidenten des RVA. ($ 8 
30..) 

4. Die „rihterliden Beifiger“ werden jegt nicht mehr vom 
Kaiſer, ſondern vom Reihsamt des Innern berufen ($ 9 VO.). 

II. Die Formationen des RVA. find zum Teil abweichend vom 
früheren Recht geftaltet: 

1. Grundlegend ift bie materielle Verſchiedenheit der Geſchäfte. 
Danach werden „Angelegenheiten ber Verwaltung“ einerjeits und 
Rechtſprechung und die derjelben nach gefeglicher Beftimmung gleich⸗ 
geftellten Angelegenheiten” anbererfeits unterfdieden ($ 10 Abſ. 2 
VO.). Für die erfteren fungieren Verwaltungsfollegien, für bie 
legteren Sprucjfollegien oder Senate ($ 10 Abſ. 2 mit $ 20 
Abf. 1 VO.). 

2. Vermaltungstollegien find die Gefamtheit des RVA., bie 
Abteilungen und die Unterabteilungen. 

a) An der Spige ber Gejamtheit des NUN. fteht, wie bisher, 
der „Präfident”, welcher als folder!?) auf Vorfchlag des Bunbes- 
ats vom Kaifer ernannt wird ($ 11 Abf.2 MG.). Über feine 
Dienftleiftung, feine Gefchäfte und feine Vertretung trifft die Ver- 
orbnung befondere Beftimmungen.'®) 





2) Bol. dazu 8.1 S. 720 N. 10 a. €. 

») ME. 8 14 Abſ. 3 mit $ 91 IBB.; vgl. oben $ 26 R.63 ff. Die Ber 
flimmung in $ 110 Abſ. 3 Schlußfeg IVG. ift dadurch überflüffig geworden 
und befeitigt. 

»%, Die Beftimmungen über bie ben nictftändigen Mitgliedern zu ges 
währenden Vergütungen uf. im $ 19 Abſ. 3 ME. entiprechen dem biäherigen 
Recht (Bd. 1 S. 720 N. 12). 

) 8 119.2 MG., entſprechend dem bisherigen Recht, aber in Bb. I 
S. 718 nicht deutlich genug zum Ausdruck gelangt. 

) 88 1-3 BO. Bertretung durch denjenigen Direktor, dem bad Reichds 
amt bed Innern biefe Funktion als ftändige überträgt, eventuell durch ben 
anberen Direktor, eventualiffime durch das bienflältefte ftändige Mitglied- 
mangels anbermeitiger Beftimmung ſeitens des Reichsamts bed Innern. Bes 
deutſam ift namentli noch, daß der Präfibent nach $ 2 Abi. 2 BD. in jeder 
Sigung den Vorſih Übernefmen darf. 
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b) Imerhalb des RBA. beftehen jegt unmittelbar kraft BD. 
zwei Abteilungen, die „Abteilung für Unfallverfiherung“ und „die 
für Invalidenverſicherung“.e) An der Spige jeder Abteilung fteht 
ein Direktor, welcher als folder aus der Zahl der ftändigen Mit- 
glieder jegt vom NKaifer*) ernannt wird. Die Überweijung der 
Direktoren an bie beiden Abteilungen erfolgt durch ben Präfiventen 
mit Genehmigung des Reihsamts des nnern.?') 

6) Imnerhalb jeder Adteilung können fir einzelne Teile ihres 
Gefhäftsbereihs Unterabteilungen errichtet werben. Das Nähere if 
dem Reichsamt des Imnern überlaffen. Die Leitung einer Unter 
abteilung fteht entweder dem Abteilungsdirektor ober einem be= 
fonberen Dirigenten zu. Als folder fungiert, mangels anderweitiger 
Beftimmung durch den Präfidenten, das bienftältefte Mitglied der 
Unterabteilung.??) 

3. Auch die jegige Verfahrensordnung geht davon aus, daß die 
Vermwaltungsgefhäfte des RVA. grunbfägli durch einen einzelnen 
Dezernenten erledigt werben.) Als folder fungiert entweber ber 
Präfident felbft oder ein befonberes mit der Bearbeitung der Sache 
betrautes Mitglied, defien Verfügungen aber, je nachdem es fi um 
Angelegenheiten dieſes oder jenes Verwaltungstollegtums hanbelt, 
einer Mitzeichnung des Präfidenten, Direktors oder Unterabteilungs- 
Dirigenten bedarf. Nur in den befonderen geſetzlichen ober ver⸗ 
orbnungsmäßigen Fällen ergehen die Entſcheidungen in Sigungen, 
welche entſprechend wieber in Gefamtfigungen, Abteilungsfigungen 
und Sigungen der Unterabteilmgen zerfallen ($ 10 BO.) Ge 
famtfigungen werben in Angelegenheiten, melde beibe Abteilungen 


#) BO. $ 4 mit 51. Die Abteilungen treien nad) aufen als die weſent ⸗ 
lichſten organiſchen Glieverungen des RIA. hervor. Daher ergehen die Aud- 
fertigungen und Reinſchriften grunbfägli unter ihrer Unterfgrift, fomeit nicht 
gemeinfame Angelegenheiten ober Urteile der Senate ($ 44 VO.: über Res 
Burfe und Revifionen?) in Frage ſtehen. Zu legterem vgl. noch Laf ©. 51. 

”) Aber, entgegen R. 17, ohne Mitwirkung bed Bundesrat? ($ 11 Abſ. 2 
Sag 2 mit 1). 

”) 8580. Dort aud über Direktorialgeſchafte und Vertretung durch das 
dienftältefte Abteilungsmitglieb. 

2) Näheres $ 6 BO. 

=) Dad Prinzip Iommt in $ 10 BO. nicht fo deutlid zum Ausbrud, wie 
in $ 2 mit 3 der BO. v. 18. Rov. 1887 (AR. ©. 360), ift aber nad) 8$ 11 fi- 
in feinen Eingelanwenbungen unzweifelhaft erfennbar. 
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gemeinfam betreffen, auf Anorbnung des Präfibenten abgehalten; 
Abteilungsfigungen erfolgen auf Beftimmung des Präfidenten ober 
Diveltors ober auf gemeinfamen Antrag eines Unterabtellungs- 
Dirigenten umd des Dezernenten ; Sigungen der Unterabteilung finden 
auf Anordnung bes Dirigenten oder auf Antrag des Dezernenten 
ftatt (88 11, 13, 16 VO). Ausführlich beftimmt bie VO., melde 
Perſonen zu den einzelnen Sitzungen zu laden find.) Zu Sigungen 
der Unterabteilungen werben nur bie berjelben zugewiefenen ftän- 
digen Mitglieder (nebft Hilfgarbeitern) zugezogen ($ 16 VO.). Zu 
den Gejamtfigungen werben alle ftändigen Mitglieder eingeladen, 
außerdem aber aud bie vom Bundesrat gewählten, die Laien- 
beifiger ober, ſoweit fie nicht in Berlin anweſend find, Vertreter 
derfelben und bie vier dienftälteften richterlichen Beifiger ($ 12 VO.). 
Zu den Sigungen ber Abteilung für Invalidenverfiherung2°) werben 
die ftändigen Abteilungsmitgliever und die bundesrätlichen Mitglieder 
umbebingt eingeladen; dagegen ift die Zuziehung von Laien- und 
richterlichen Beifigern in das Ermefjen des Präfidenten oder Direktors 
‚geftellt.%) Nach Bedarf wird dagegen hier auch der Vorfteher der 
Rechnungsftelle zugezogen ($ 14). Die Verwaltungsfigungen find 
nicht öffentlich ($ 17 VO.); Vorfehriften über Berichterftattung und 
Abftimmung find in $ 18 VO. enthalten. Ausdrüclich heroor- 
. gehoben ift, daß Beichlüffe über Fragen, die im Wege ber Recht- 
fprehung in den Senaten zur Entſcheidung gelangen können, für 
die Abftimmung in den legteren nicht bindend find ($ 19 VO.). 
4. Die Senate, welche an die Stelle der früheren Sprud- 
Iammern getreten find, werden für Invalidenſachen zunächſt inner- 
halb der fir diefe beftimmten Abteilung gebildet =) und find ent= 
weber Spruchſenate ober Befchlußfenate.?) Die Spruchfenate fünnen 


*) Eine Beftimmung über eine Präfenzgiffer, mie in $ 2 Ab. 4 BD. v. 
1887 (8b. 1 &. 722 R. 19) findet fi) in der BO. nicht mehr. 

=) Bei ber Abteilung für Unfallverfiderung nah $ 14 Ziff. 2, ferner 
Abſ. 2 und $ 15 etwas anders. 

2%) Die Faule geſetzlicher Vorſchrift ($ 14 litt. b) gehen nur die Unfall: 
verfierung an ($ 18 M®.). 

ꝝe) Es gibt danach, entſprechend den Abteilungen, „Senate für die Unfall- 
verficherung” ($ 21 BD.) und „Senate für Die Invalidenverfiherung“ ($ 22). 
Vgl. aber über den „erweiterten Senat“ im Text litt. d. 

2) Vgl. die Bezeichnungen in-$$ 25, 28 BO. Die Terminologie der BD. 
äft infofern nicht einwandfrei, als, wie es ſcheint, auch die Beſchlußſenate zu 
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fih zu, verftärkten Senaten entfalten; außerdem fungiert für gewiſſe 
Fälle ein beſonders gearteter „erweiterter Senat“. Den Vorfig in 
den Senaten führen der Präfivent, die Direktoren oder die vom 
Kaifer ($$ 11 Abſ. 2 MG.) zu Senatsvorfigenben?°) ernannten ftän- 
digen Mitglieder. Im Falle des Bebürfnifles kann das Reichsamt 
des Innern ein anderes ftändiges Mitglied vorübergehend mit dem 
Vorſitz betrauen ($ 20 Abſ. 2 VO.). Die Öffentlichkeit der Sigungen 
ift auch hier nicht Prinzip und nur für die mündliche Verhandlung 
tn Reviſionsſachen vorgeſchrieben.) Die Grunbfäge über die 
Abftimmung find die gleichen, wie bei den Verwaltungsfollegien 
& 32 20). 

a) Die Spruchfenste®) für die Invalivenverfiherung find die 
orbentlihen Spruchkollegien für bie Entſcheidung auf Revifionen 
gegen bie Urteile der Schiebsgerihte und bie fonftigen in $ 110 
Abf. 1 Ziff. 1-3 aufgeführten Rechtsangelegenheiten.?°) Beſetzt find 
fie bei der Entſcheidung mit fünf Perfonen einfchließlih des Vor— 
figenden. Darunter muß fih ein richterlicher Beifiger, ein Vertreter 
der Arbeitgeber und ein folder der Arbeiter befinden; als fünfter 
kann ein ftänbiges ober ein bundesrätliches Mitglied eintreten?') 
($110 Abf.1 IVG.). Die Reihenfolge für die Zugiehung der nit 
ftändigen Mitglieder wird vom Präfidenten in der Regel für ein 
Vierteljahr im voraus feftgejegt ($ 27 VO.). 

b) Der Beſchlußſenat ift ein verengerter Spruchſenat für die 
jenigen „Beſchluſſe“, mittelft deren ausnahmameife ($ 117 Abf. 2 
IBG.) Nevifionen ohne münblide Verhandlung zurüdgemiefen 
werben. Der Beſchlußſenat ift befegt mit einem ftändigen Mitglieve 
als BVorfigendem und je einem Laienbeifiger aus beiden Ständen 


den in $20fo genannten und den Verwaltungskollegien gegenübergeftellten ($ 10 
Abſ. 2 BO.; vgl. im Teri II, 1) „Spruclollegien" (b. 5. Senaten im allge: 
meinen) gehören. 

”) Diefelben erhalten den Titel „Beheimer Regierungdrat": Romm.Ber. 
Sf. 1 zu $ 10 Entw. MO; vgl. Ifenbart-Spielhagen ©. 460. 

=) 88 35 und 42 mit 32 BO. Bgl. AR. O1 ©. 489 Nr. 917 mit Bezug auf 
$ 110 Ziff. 3 I8®. 

28) „Bollbejegte“ Spruchſenate, wie fih bie Rot. Abſ. 3 a. E. zu $ 74b—e 
Entw. IVG. ausbrüden. 

%) Ebenſo für bie Verhandlung und Entfeidung über bie Wiederaufnahme 
bed Verfahrens gemäß $ 119 IB®. ($ 26 BD.). 

ꝛi Dal. die oben N. 298 citierten Motive. 
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48 110 Abf. 2 IJVG.). Die Sache wird dem Beichlußfenat über- 
wiefen, wenn der Abteilungsbireftor oder der zuftändige Senats⸗ 
vorfigende mit?) den Verichterftattern übereinftimmenb der Anficht 
find, daß einer der Fälle des $ 117 Abſ. 2 IVG. gegeben ift; an 
dieſe Anſicht ift aber felbftverftändlih ber Beſchlußſenat nicht ge— 
bunden.3°) 

c) Der „verftärkte Senat“ °*) befteht aus 7 Perfonen und ent- 
fteht dadurh aus dem Sprucdjenat, daß zu bemfelben noch ein 
ftändiges, fowie ein bundesrätliches Mitglied und im Behinderungs- 
fall ein weiteres ftändiges Mitglied zugezogen wird. Er tritt in 
Funktion, wenn e8 ſich bei der Entiheidung „um die noch nicht 
feftgeftellte Auslegung geſetzlicher Beftimmungen von erheblicher 
grundfäglicher Bedeutung handelt“ .3°) Formel wird die Verftärfung 
‚entweder von vornherein auf ühereinftimmenden Beſchluß des Ab- 
teilungsbdireftors oder Senatsvorfigenden und des Berichterftatters 
ober auf Beſchluß des Spruchſenats felbft vorgenommen, der bei 
Gelegenheit der mundlichen Verhandlung dann zugleih die vor- 
Täufige Ausfegung ber Entſcheidung verfügt ($ 22 Abf.2, 3 VO.). 

d) Der ermeiterte Senat”) fungiert ausnahmsweiſe fomohl 
für Unfall», wie für Invalidenſachen. Er befteht unter dem Vorfig 
des Präfidenten des RPA. im ganzen aus 11 Mitgliedern, indem 
fomohl aus ben ftändigen Mitgliedern des RVA., wie den bunbes- 
rätlichen, den Richterbeifigern und aus jedem Stande ber Laien- 
beifiger je zwei Perfonen zugezogen werden. An Stelle ver bunbes- 
rätlichen können auch ftändige Mitglieder des AUIN. berufen werden, 
jedoch hier?") nur dann, wenn fämtlide bundesrätlihe Mitglieder 
behindert find. Im übrigen bezeichnet der Präfident für jedes Ge- 


=) Das „und“ bezieht fi) jedenfalls auch auf den Abteilungsbireltor, wie 
aus dem „find“ am Cingange des $ 25 BO. hervorgeht 

3) Er wird eventuell ſich für unguftändig zu erflären und bie Sade an 
den volbefegten Sprucfenat zu verweilen Habeh. 

*) Dgl. die oben R. 29 citierte Entſcheidung. 

3) Rod) die BO. v. 1899 ftellte dieſen Fall und den unter litt. d zu be 
ſprechenden glei und uberwies beide bey „erweiterten Spruchlammer“ (Ziff. 5). 

3) Derjelbe beruht für die Invalibenverfiherung nur auf der BO. $$ 28, 
24, für bie Unfalverfiherung dagegen zugleich unmittelbar auf dem Gefeke 
17 ME). 

9) Beim verftärkten Senat wird ber „Behinderungsfall* ($ 22 Abſ. 2 a. €.) 
demnach nicht fo weitgehend zu interpretieren fein. 
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ſchãftsjahr im voraus die Mitglieder des erweiterten Senats und 
deren Stellvertreter. Für den einzelnen Fall tritt dann noch ein 
Mitglied desjenigen Sprucjfenats in den erweiterten Senat ein, 
welcher die Sache dem legteren zugemwiefen hat. Der Spruchſenat 
bezeichnet biejes Mitglied; gehört dasſelbe nicht ſchon ohnehin dem 
erweiterten Senat an, fo ſcheidet ein amberes Mitglied desjelben 
nad) näherer Beftimmung ber BO. für dieſen Fall aus. 

Der erweiterte Senat fungiert ala Präjubizien-Senat derart, 
daß, wenn irgend ein Senat (für Unfall» ober fir Invalidenſachen) 
in einer grunbfäglicen Rechtsfrage „von einer früheren Ent 
foheibung“ ?*) abweichen will, er bie betreffende Spruchſache?) an 
den erweiterten Senat zu verweilen hat. Die Bermeifung erfolgt 
duch Beſchluß, welcher die betreffende Rechtsfrage zu bezeichnen hat. 

5. Die „Rehnungsftelle des Reichsverfiherungsamts" ($ 124 
IVG.), das frühere „Rechnungsbureau“ hat bie ihm nad dem 
6.89 zukommende Rechtsſtellung (vgl. Bb. I S. 721) nit ver- 
ändert. Sie ift feine befondere Behörde neben dem RBA), 
ſondern in deſſen Organismus mit inbegriffen!) und insbefonbere 
den das ganze Amt erfafienden Befugnifien bes Präfidenten 
unterworfen. Andererſeits ift fie aber doh im Rahmen bes 
Geſetzes mit einer gewiſſen Selbftändigkeit nad außen hin aus— 
gerüftet, vermöge deren fie in beftimmtem Umfange eigene Ent» 
ſchlleßungen faßt und biefelben nach außen hin unter eigenem Namen 
kundgibt. Inſoweit erſcheint fie als eine Zmweigbehörde des RBA. 
Im übrigen ift fie zur Ausführung aller beim ABA. tin Invaliden- 
ſachen vorkommenden rechneriſchen und, wie das IVG. jegt hinzu⸗ 
fügt, verſicherungstechniſchen Arbeiten, ſowie zur Mitwirkung bei den 


) Der $ 17 MG. ſpricht von ber früheren „Entiheidung eine anberen 
(aud) bed ermeiterten: Abf. 2) Senates“, die BO. $ 23 dagegen fchlechtweg von 
einer „frügeren Entfheibung“. Alſo wird auch eine frühere Entiheibung bed» 
jelben Senates darunter zu begreifen fein. Ob aud die Entſcheidung eines 
Bermaltungsfollegiums? Der $ 19 fpricht an fi, wie es fcheint, nit uns 
bebingt bagegen. 

») Richt bloß die „ftreitige Rechtsfrage“ ($ 187 des Reichs-Gerichtsverf. G.). 

4) Died und die Unterftellung unter ben Präfidenten des RBIA. ift im 
Komm. Ber. zu $ 88 Entw. beſonders zum Ausbrud gelangt. 

#1) Daher darf fie auch Feinerlei direfte Anmeifungen und Aufträge von 
onberen Behörden entgegennehmen (Ifenbart:Spielhagen ©. 530 a. E.). 
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Ziff. 3, 4) berufen. Inſoweit ift die Rechnungsſtelle Lediglich innere 
Ralkulatur des RVA. und den Anweiſungen desfelben ohne weiteres. 
unterworfen. 

Die Beamten der Rechnungsſtelle gehören nicht zu den „Mit 
gliedern“ des RVA., fondern zu den in $ 11 Abſ. 2 MG. er- 
wähnten „übrigen Beamten“ besfelben.*) Die VD. $ 14 Abf. 4 
tennt einen befonderen „Vorſteher der Rechnungsftelle",*=) neben 
dem dann andere, techniſch vorgebilbete Rechnungsbeamte fungieren. 

Die Angelegenheiten, in benen der Rechnungaftelle eine felb- 
fländige Entſcheidungsgewalt zufommt, find in Ziff. 1 und 2 des 
$ 124 IBG. aufgeführt und betreffen, analog dem früheren Recht, 
namentlich bie Verteilung der Rentenlaft auf die zu ihrer Tragung 
verpflichteten Subjekte und Vermögensmaflen.) Der Selbftändig- 
keit entſpricht“) das beſondere Rechtsmittel der Beſchwerde, melde 
in $ 126 Abſ. 2 Sag 3, anſtatt des früheren „Einſpruchs“, beim 
RBA. ohne Präflufivfrift erhoben werben Tann. Die Erlebigung 
der Beſchwerde erfolgt beim ABA. im Wege der Verfügung ($ 47 
VO.), alfo grundfäglich*) ohne Stgung. Handelt es ſich aber Dabei 
um eine noch nicht entſchiedene Frage von erheblicher grundſätzlicher 
Bedeutung oder fol von einer früheren Entſcheidung abgewichen 
werden, fo ift die Sade zur Beihlußfaflung in einer Sigung an 
die Abteilung für Invalidenverſicherung zu verweifen.*°) 

II. Über die allgemeine Rechtaftellung des RVA. als Reichs— 
behörbe*) ift bereits Bb. IS. 717 f., 723 ff. geſprochen worben. 








+2) Bgl. oben N. 4. 

+22) Bgl. oben im Text Hinter N. 26. Näheres über bie Zufammenfegung. 
der Rechnungsſtelle und die Qualififation Ihrer Mitglieber bei Iſen bart⸗ 
Spielhagen Anm. 2 zu $ 124. 

“) $ 124 Sf. 1 IBS.; dazu Siff.2. Über die Funktionen der Renten» 
ftelle bei Beitragserftattungsfachen jet $ 12 Abf. 6 und $$ 24, 25 der Rechnungs⸗ 
dorſchriften in AR. 00 &.227. Näheres unten. 

) Abi. 3 a. €. der oben R. 40 citierten Materialien. 

+) Die Falle befonderer Anordnung oder befonderen Antrages bed Des 
zernenten (vgl. oben Ziff. 3) werben aud) hier vorbehalten bleiben. 

+) Alſo nit an eine Unterabteilung. In ber BD. v. 1899 Ziff. 8 war 
(weniger folgeridtig) die ermeiterte Spruchtammer zur Entigeibung berufen. 
Über die Zuziehung des Vorſtehers der Rechnungsſtelle vgl. $ 14 Schlupabfag. 

7) Zur Wahrung feiner Zuftändigfeit gegenüber den ordentlichen Gerichten 
lann daher ber preuß. Gerichtshof für Kompetenzkonflikte nicht angerufen werben: 


8 29. Reichsverſicherungsamt. 273 


Dort ift namentlich auch die jegt in $ 108 Abſ. 2 IVG. enthaltene 
Beftimmung, nad welder „alle Entſcheidungen des RBA. endgiltig 
find, ſoweit in diefem Gefeg nicht ein anderes beftimmt ift“, be= 
fprochen, diefelbe auf die Art feiner Organifation und feine Durch- 
fegung mit bunbesrätlien und felbftverwaltenden Elementen zurüd- 
geführt und demgemäß auf alle ſachlichen Entſchließungen jeder Art, 
nicht bloß auf feine verwaltungsgerichtli—hen Entſcheidungen, bezogen 
worden. Es muß indeflen fonftatiert werben, daß diefe Auffafjung 
von feiten der höchſten Reichsbehörden, des Reichskanzlers und des 
Reichsamts des Innern nicht geteilt wird. Ihre abweichende An⸗ 
ſchauung geht aus einem Erlaß des Reichskanzlers v. 4. März 1898 
hervor, welcher vom Staatsſekretär des Innern gelegentlich einer 
Reichstagsbebatte verlefen wurbe*?) und der unmittelbar nad feiner 
Emanation in einem Erlaß des Stantsfefretärs bes Innern an das 
NVA. v. 9. März 1893 feinen praftifgen Niederſchlag erfahren 
hat.) Hiernach fol „dem Staatsjetretär des Innern, deſſen Aufs 
ficht das ABA. unterliegt, nit nur eine Überwadhung des Geſchäfts- 
ganges, fonbern auf dem Gebiete der eigentlichen Verwaltung auch 
eine fahlihe Einwirkung auf die Gejhäftsführung des ABA. zu- 
ftehen“. Welcher Umfang ber hier erwähnten „eigentlichen Ver- 
waltung“ ) geftedt fein fol, geht aus dem Erlaß im einzelnen 
nicht hervor; aus dem zweiten Erlaß v. 9. März 1893 wird es 
unzmeifelhaft, daß jedenfalls auch die Ausübung des Auffichtsrechts 
über bie fozialpolitiihen Verbände, insbejondere hier die Verfiche- 
rungsanftalten, darunter begriffen fein ſoll.ꝰi) 








Ert. desſelben v. 9. Dez. 1899 (Neger, 2. Exg.:Bb. ©. 57). — Über die Siegel 
des RBA. 550 Abi. 2 BO. 

©) Sten. Ber. v. 25. Jan. 1897 (S. 4291). 

©) Vgl. über ben Inhalt desielben (beffen Richtigkeit bei ber Hier ber 
handelten Frage natürlich nicht in Betracht kommt) oben $ 28 N. 17. 

s) fiber bie Schwierigkeiten der Ausfcheidung ber verwaltungsgerichtlichen 
Suntionen und bie Beziehungen der Auffichtsfuhrung zu benfelben ogl. Dh I. 
S. 724 R. 31. 

>) Bel. den Schlußabſatz desſelben (Neger XIV ©. 159), in weldem das 
RIA. „erfucht wird“, die feiner Aufficht unterftehenden Vorftände der Berufs: 
genoſſenſchaften und Berfiherungsanftalten auf die in dem Erlaß dargelegte 
Rechtsauffaffung des Reichsamts des Innern aufmerfjam zu machen und den 
ſelben „gleichzeitig aufzugeben”, ba fie ber darin auögeiprocenen „Verpflichtung 
genügen“. „Die Befolgung der Anweifung ift erforderlichenfalls durch Ans 

Rofin, Recht der Arbeiterberficherung. Band I. 18 
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Vom wiſſenſchaftlichen Standpunkte aus kann ich mich indeſſen 
nicht überzeugen, daß die Auffaſſung bes Reichskanzlers im Gegen- 
ſatz zu der in Bd. I biejes Werkes vorgetragenen duch die gefeg- 
lichen Beltimmungen gerehtfertigt wird. Es iſt ein alter Inter 
pretationsgrundfag, welcher die Unterworfenheit jeder Art von Aus- 
legung unter das Gefeg zur Geltung bringt: „Ubi lex non dis- 
tinguit, non est nostrum distinguere.“ Das Gejeg aber er— 
klärt ſchlechthin alle Entſcheidungen?) des NUN. für endgiltig;) 
von einer Ausnahme zu Gunften einer fog. „eigentliden Ver⸗ 
waltung“ weiß es nichts. Daß aber ganz befonbers die Auffihts- 
afte des Amts nicht ausgenommen fein follten, geht m. E. unzwei- 
deutig aus dem Zufammenhange der gejeglihen Beftimmungen her- 
vor, in welchem ber citierte $ 108 Abſ. 2 fi gerade unmittelbar 
an den das Aufſichtsrecht grundſätzlich vegelnden Abſ. 1 anſchließt 
und dem die Mittel der Aufſicht näher beftimmenden Abf. 3 ebenfo 
unmittelbar vorausgeht.‘) Gegenüber diefem Klaren Wortlaut des 


wendung der dem RBX. zuftehenden Smangäbefugnifie ſicher zu ftelen.” Und 
dies zubem in einer Feage, in Bezug auf melde bie Kompetenz ber orbentlichen 
Gerichte immerhin in Betracht kommen konnte (vgl. bad oben N. 47 citierte Erk. 
und dazu Bd. I &.707 N. 16)! 

#) Über ben umfaffenben Begriff der Entſcheidung vgl. bereits Bd. 1@. 724 
N. 31a. 

>) Daß ſich dieſe Endgiltigkeit im Sinne des Gefeges nicht bloß auf bie 
Ausſchließung von Rechtsmitteln feitend ber Parteien, fondern auch auf die 
jeder inhaltlichen Einwirkung von Aufſichts wegen bezieht, ift bereitö in Wh. I 
©. 724 hervorgehoben worden und wird im Prinzip auch in jenem Erlaß bes 
Reichstanglers nicht in Abrede geftellt, der vielmehr nur die Frage bed Umr 
Fang ber amtligen Unabhängigfeit bes RB. vom Reihdamt des Innern 
erörtert. Gebharb-Düttmann Anm. 9 zu $ 108, welche in Abweichung von 
ber früheren Auffaffung Gebhard's (Rommentar 1. Aufl. Anm. 3 zu $ 131) 
anderer Meinung find, überfehen bie Bd. Ia.a.D. N. 29 citierten Materialien. 
Auch die von ihnen felbft abgebrudten Auaführungen Boffe'3 Iaffen aber dod 
foviel erfennen, daß mit Bezug auf $ 88 Abſ. 1 Sa 2 UB®. (— $ 108 
Abf. 2 IVG.), abgeſehen von ber ertenfiven Tragweite der Beftimmung, deren 
intenfive Bebeutung nad) beiden obigen Richtungen außer Frage ſtand. Rad 
Gebhard» Düttmann- würde ber Ausſchluß von Anmeifungen aud für den 
Inhalt der vermaltungägeriätlicen Entfgelbungen des RIM. nit in den 
eitierten Gefegeöftellen audgefprochen, fonbern erft aus ber „geltenden allge: 
meinen ſtaatsrechtlichen Auffaffung“ zu deduzieren fein! 

*) In $ 88 UB®. ift fogar die Beftimmung über die Gnbgiltigfeit der 
Entfeidungen bed RVA. mit der Normierung feined Aufſichtsrechts in einen 
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Geſetzes könnte auch bie vom Reichskanzler in Bezug genommene 
Auferung eines Regierungsvertreters, welcher bei der parlamen- 
tarijhen Beratung der Aufficht des Reichsamts des Innern über 
das RVA. „nah der Seite der abminiftrativen Aufgaben einen 
pofitiven Inhalt“ zufchrieb,®) nicht entſcheidend in Betracht kommen, 
aud wenn ihr nicht bie in den Kommiſſionsbericht wörtlich aufs 
genommene, offenbar ſcharf formulierte Erklärung eines Regierungs- 
vertreters in der Kommiſſion gegenüberftände, welche alle „Inftanz- 
entſcheidungen“ („in organifatorifcher, abminiftrativer, vermaltungs- 
gerichtlicher und disziplinariſcher Beziehung“) gegen einen „Eingriff 
der erwähnten Auffichtsbehörbe" ſicher ftellen wollte.) Wenn aber 
ver Reichskanzler meint, daß bie der feinen „entgegengefeßte Auf- 
fafjung mit der ihm verfaffungsmäßig obliegenden Verantwortlich- 
feit für die Tätigkeit der Reichsverwaltung und ihrer Drgane nicht 
vereinbar fein würde“, fo kehrt er, glaube ih, Urſache und Wirkung 
um. Someit das Geſetz eine Behörde der Einwirkung minifterieller 
Anweifungen nicht unterftellt, ift eben auch die Eonftitutionelle Ver⸗ 
antwortlicfeit ber Minifterialinftanz nicht gegeben und der be— 
hauptete Widerſpruch a priori aufgehoben. Es ift aber bereits in 
3b. 1°?) ausgeführt, daß die Beteiligung der Selbftverwaltung bei 
gewiflen Behörden und ebenjo auch die Heranziehung des fübera- 
tiven, in den bundesrätlichen Mitgliedern ſich darftellenden Elements 
der Reihsorganifation ihrem Weſen nad eine Freiftellung der fo 
Ionftituierten Behörde von der bureaufratifhen und zentralifierten 
Ninifterialinftanz im Reiche erfordert und mit fih bringt. Daher 
it es endlich auch nit richtig, daß die Beſtimmung in $ 108 
Abf. 2 IVG. eine „Ausnahme” wäre und als ſolche eine „ein 
ſchränkende Auslegung“ erforderte. Vielmehr bringt fie ein all- 
gemeines Prinzip zum Ausdrud, defien Verwertung im Intereffe der 
jelbftändigen, ſozialpolitiſchen Wirkſamkeit des RVA. denſelben An- 


Abſatz zufammengefait. Übereinftimmend hinſichtlich der Auffichtsatte bes 
RBA. Iſenbart⸗Spielhagen Anm. 9 zu $ 128; vgl. auch Bödiker (oben 
RE 

%) Gemeint find die Bd. J &.724 N. 29 citierten Außerungen Boffe'3 
Sten. Ber. 1884 (nicht 1887) Bb.2 S. 938, 

5) Bgl. 86.15. 724 0.29. 

Bd. J S. 725 R. 33. Bol. auch Laband, Reichsſtaatsrecht, 4. Aufl, 
Bd. 3 ©. 306. 

18% 
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ſpruch auf volle Verwirklihung in dem ihr gegebenen geſetzlichen 
Umfange befigt, wie das Anmelfungsrecht des Reichskanzlers in dem 
feinigen. 


8 30. Landeöverfiherungsänter. 


Für diefelben gilt im allgemeinen unverändert, was in Bd. E 
©. 725 ff. ausgeführt wurbe. Zu bemerken bleibt folgenves: 

1. Die Errichtung eines Landesverfiherungsamts erfolgt auf 
Grund des Unfallverfiherungsredhts; dem errichteten Amte fönnen 
dann auch Kompetenzen auf dem Gebiete der Invalidenverfiherung 
zufallen. Doch braucht legteres nicht zuzutreffen, da für ein LVA. 
ſtets nur diejenigen Verfierungsanftalten in Betracht kommen, 
welche fi nicht über das Gebiet des betreffenden Einzeljtaates hin=- 
aus erſtrecken ($ 111 Abj. 1, 2 IVG.). Aus diefem Grunde haben 
die für Medlenburg-Schwerin, Medlenburg-Strelig und Reuß ä. 2. 
errichteten WÄmter auf dem Gebiete der Invalidenverſicherung 
feine Funktionen wahrzunehmen‘) Vielmehr kommen bier nur in 
Betracht: das bayrifche LVA. für die acht bayrifchen Anftalten, ſo— 
wie die LVAmter von Sachſen, Württemberg, Baden und Heffen 
für die Verfiherungsanftalt je ihres Staates. 

2. Auch die grundlegenden Normen für die Drganifation ber 
2WÄmter find jegt in das fog. Mantelgefeg ($$ 21, 22) über- 
nommen. Bedeutfam find, im Verhältnis zu der Struftur des 
RVA., namentlih?) die Beftimmungen über die Laienbeifiger. Wie 
ſchon bisher, fo fallen auch jegt die aus dem Berufskreiſe der See— 
ſchiffahrt zu wählenden Beteiligten fort,’) jo daß von vornherein 
die noch verbleibende Zahl derfelben ſich auf je vier aus dem Kreife 
der Arbeitgeber und dem ber Verſicherten beſchränkt. Von dieſen 





') Denn bie beiden medfenburgifgien Großherzogtümer Haben zufammen 
eine Anftalt, melde alfo ben Bereich jedes einzelnen ZB. überfereitet, 
Reuß &. L. aber gehört zu ber gemeinfamen thüringiſchen Landesverſicherungs ⸗ 
anftalt (AR. 00 &. 387 Nr. 26, 27). 

2) Über den Wegfall ber bundesrätlichen Mitglieder vgl. Bb.1 ©. 726. 
Gr übt namentlich aud) auf die Veſehung des Spruchtollegiums (ngl. $ 29 R. 31) 
feinen Einfluß aus. 

3) Auf dem Gebiete des SeerUnfallverfiherungsgefeges fommen mur dem 
RIN. Funktionen zu ($$ 127, 128). 
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vier müffen minbeftens zwei auf ben Berufskreis der Land- und 
Forſtwirtſchaft entfallen. Unterftehen dem LUBA. auf gewerblichem 
Gebiete überhaupt feine Träger der Unfallverfiherung ober doch 
nur Ausführungsbehörden für Bauarbeiten, fo brauchen andere, 
als land» und forſtwirtſchaftliche Veifiger überhaupt nicht gewählt 
zu werben. Anderenfalls muß minbeftens je ein Beteiligte auf 
Gewerbe und Bauten entfallen ($ 22 Abſ. 2, 4 MG.). Als Wahl- 
körper kommen nur diejenigen Berufsgenofienihaften in Betracht, 
welche feine mit ihrem Sig im Gebiet eines anderen Einzelſtaates 
belegenen Betriebe umfaflen, neben ihnen die auf das Gebiet des 
Staates beſchränkten Ausführungsbehörben. Wähler für die Ver- 
treter der Verſicherten find mur die Veifiger derjenigen Schieds- 
gerichte, deren Sik im Gebiete des Staates belegen if. Bei dem 
Vollzug der Wahl tritt an die Stelle des ABA. das ELBA.) 

3. Was die Verteilung der Kompetenzen zwiſchen RVA. und 
LVA. auf dem Gebiete des Invalidenrechts anlangt, fo gelten auch 
jegt die in Bd. J S. 726, 727 entwidelten Prinzipien. Von der 
Entſcheidung über die Nevifionen gegen Urteile der Schiedsgerichte 
bleiben im Intereſſe der Rechtseinheit die WAmter nad) wie vor 
ausgeſchloſſen. Dagegen üben fie über die ihrer Kompetenz unter- 
ftehenden Anftalten die Auffiht im prinzipiellen Gefamtumfange dieſes 
Begriffes?) aus und gelten daher im Sinne des Gefeges als ihre 
„Auffichtsbehörbe".) Im übrigen treten fie nur In einzelnen be» 
ftimmten Beziehungen ($ 111 Abſ. 2 FIG.) an die Stelle des 
NLA. Someit es fi dabei um Erfaganfprüde von Verficherungs- 
anftalten gegen Berufsgenoſſenſchaften ober fonftige Träger ber 
Unfallverfiherung handelt, wird dabei vorausgefegt, daß auch die 
legteren, und nicht bloß bie den Anſpruch erhebende Verficherungs- 
anftalt, der Aufficht des betreffenden LVA. unterftellt find. 


) MO. 5 22 Abſ. 3, 5. Die Enthebung der Laienbeiſther vom Amte er- 
folgt natürlich durch das LWA. (Abſ. 6). Negelung ber Formen bed Ber 
fahrens, des Geſchäftsganges. ebenfo aber auch hier der den nichtftändigen Mit- 
gliedern zu gewährenben Bergütung durch die Landesregierung ($ 22 Schlußs 
abſatz MS. mit $ 111 Abſ. 3 IVG.); die ad ergangenen Berorbnungen 
eitiert bei Graß ma nn Anm. 5. 

>) Bol. Bd. I S. 727 R. 42 

9) 823 Abſ. 1, 5 71 Abſ. 2,8 75, $ 164 Abſ. 3, $ 194 Abſ.2 IBS. 
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3. Kapitel. Berfißerungsanftaften. 


8 31. Allgemeine Berhältuiffe. 


I. Rechts natur. Die Verfiherungsanftalten (JVG. Abſchn. II 
B 88 65—102) find juriftifhe Perfonen und damit rechtsfähig ſo— 
wohl auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts, wie auf dem bes 
Civilprozeſſes.) Sie find des näheren felbftändige Anftalten, deren 
Struktur jedoch durch eine gewiſſe Heranziehung der Betetligten zur 
Anftaltsverwaltung in genoſſenſchaftlichem Sinne beeinflußt ift (vgl. 
80.1 S. 64. ff.). Diefe genoffenfchaftlihe Färbung tritt jegt auch 
im Gefege energifcher hervor, indem nah $ 74 Abj.2 IVG. die 
Zuziehung von Vertretern der Arbeitgeber und Verficherten zum 
Vorſtande, allerdings unter Wegfall des Auffichtsrats, obligatorifch 
geworben ift. Die Verfierungsanftalten find aber endlich juriftifche 
Perſonen (Anftalten) des öffentlichen Rechts und damit zum Staate 
(Reihe) in ein beſonderes Pflichtverhältnis hinſichtlich ihrer Zwed- 
erfüllung gerüdt.2) 





) 868 Abſ. 1 Sa 1 IWG. — 84 Mi. 1 Satz 1 G. 89; vol. des 
näheren Bd. J S. 447 R.3. Dazu jegt bie Überjgriften „Zuriftife Perfonen* 
bei $$ 21 und 89 BOB. Das Weſen der Verjönlichteit als Rechtsfähigkeit 
ergibt fi auß $ 1 mit 21 BOB. Ihe entipricht in $ 68 IVG. die Fähigkeit. 
der Anftalt, „unter ihrem Namen Rechte zu erwerben und Verbindlichkeiten ein⸗ 
zugehen“. Ferner folgt aus ihr unmittelbar bie Parteifäßigleit ($ 50 CRO.), 
bie Fähigkeit, „nor Gericht zu Hagen und verklagt zu werben“. Der $ 68 
Abſ. 1 Satz 1 Hätte alfo jegt im Anfchluß an dad BGB. einfad) lauten Fönnen: 
„Die Berfiherungsanftalt ift rechtsfähig“; vgl. auch $ 15 RG. über bie privaten 
Berfiherungdunternehmungen, v. 12. Mai 1901. 

) Bl. hierüber Bd. J S. 650 N.4, 5 mit &.447 N. 2. Die Kaſſen ber 
Berfigerungsanftalten find „öffentliche Saffen” im Sinne des Met. 11 des 
preuß. Ausf.®. zum BGB.; Zahlungen daher im Zweifel bei ihnen (aud von 
anderen öffentlichen Kaffen) zu Holen: preuß. OW®. v. 1. April 1901 bei 
Neger 80.21 8.320. — Nah $ 89 Abſ. 1 BGB. findet auf Anftalten des 
öffentlichen Rechts der $ 31'BGB. entſprechende Anwendung. Giernach ift bie 
Verfigerungsanftalt „für den Schaden verantwortlid, den ber Vorſtand, ein 
Mitglied bes Vorſtands oder ein anderer verfaffungsmäßig berufener Vertreter 
dur eine in Ausübung der ihm zuſtehenden Verrichtungen begangene, zum 
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U. Zweckbeſchränkung (vgl. Bd. J S. 651 ff.). Den Ber- 
ſicherungsanſtalten kommen kraft Geſetzes gewiſſe notwendige oder 
fafultative Aufgaben zu. Geſetzlich vorgeſchrieben find die Renten- 
leiftungen und Beitragserftattungen, freiwillig das Heilverfahren 
($$ 18 ff), die Kapitalabfindung ($ 26) und‘ diejenigen fonftigen 
„Zeiftungen im wirtſchaftlichen Intereffe der Rentenempfänger, Ber- 
ſicherten und ihrer Angehörigen“, welche unter befonberen finanziellen 
und formellen Vorausfegungen nah $ 45 durch übereinftimmenden 





Schadenserſate verpflichtende Yanblung einem Dritten zufügt". One daß Bier 
der Ort wäre, diefe in manden Beziehungen ſchwierige Vorſchrift eingehend zu 
erläutern, möge doch folgenbes, mit Rüdficht auf Ihre möglie praktiſche 
Wichtigkeit für die Berfiherungsanftalten bemerkt werden: Oehaftet wird, mie 
ſchon das Geſetz ergibt, nicht bloß für den Vorftand und deſſen (namentlich; bes 
amtete) Mitglieder, überhaupt nicht bloß für Sentralorgane, fondern aud für 
jeden anderen verfaffungsmäßig berufenen Vertreter. Der Begriff des letzteren 
Führt nach Entf. RBer. v. 15. San. 1903 (86.53 ©.276; gl. auch Bb.55 
S. 200 und Zuriftifche Wodenfchrift 1903 Beilage Nr. 131) auf $ 30 888. 
zurüd und umfaßt alle Perfonen, welche neben bem Borftande als befondere 
Vertreter zur Zätigfeit innerhalb eines (größeren ſachlichen ober örtlichen) Ber 
ſchaftsbereichs durch die Sayung der Korperſchaft (Anftalt) bezw. durch die ihre 
Bermaltungsorganifation regelnden Beftimmungen berufen find. Den Gegenſatz 
bilden diejenigen Beamten und Angeftellten, die nicht durch die Sagung oder 
die (in ihr vorbehaltenen) organifatorifhen Berwaltungäbeftimmungen zu 
ihrer Zätigfeit berufen find, fondern ihren dienſtlichen Auftrag wiederum auf 
diefe fo berufenen Perfonen zurüdfüßren, ferner folde Perſonen, die, ohne 
in den Organismus ber juriftifen Perfon einzutreten, nur mit einzelnen 
Zunttionen für biefelbe beauftragt find, 3.8. der im einzelnen Fall heran 
gezogene Arzt im Gegenjag zum dauernd engagierten Anftaltdarzt (vgl. Rhom⸗ 
berg, Korperſchaftliches Verſchulden, S. 103 mit 21 ff). Für alle ſolche haftet 
bie Anftalt nur im Rahmen des $ 831 BGB., aljo unter Vorbehalt der Ent» 
ſchuldigung durch den Nachweis eigener Sorgfalt bei Auswahl und etwaiger 
Zeitung, fowie dann, wenn ber Kläger gemäß $ 31 cit. eine Bernachläffigung 
der allgemeinen Dienftaufficht feitend ber verfafjungämäßig berufenen Vertreter 
nachweiſt (og. aud 8.53 ©.57). Nach bem BEP. entfceidet alſo nicht 
mehr, wie nad) ber früheren Judikatur (vgl. Bd. 39 5.183, Bb.47 ©. 328; 
dazu namentlih Gierke in Ihering's Jahrbuchern Bd. 35 ©. 229, 234 ff. 
und Klingmüller in der Deutſchen Jur.-Ztg. 02 S. 172), für den Begriff bes 
Vertreters die Selbſtandigkeit feines Handelns an ſich, noch aud die Befugnis 
zur rechtögefejäftlichen Bertretung, wie denn aud) bie in Frage ftehenben „Ber: 
richtungen“ ſich micht im Abſchluß von Rechtsgeſchäften erihöpfen, ſondern auch 
rein tatſachliche Berrihtungen (z. B. Leitung einer Heilftätte der Anftalt; vgl. 
Bland, Kommentar zum BGB. Anm.3 zu $ 31) umfaflen. Wenn aber 
behauptet wird (vgl. Pland Anm. 2 zu $ 89 u. a.), daß bie „entipredende* 
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Beſchluß von Vorſtand und Ausſchuß auf die Anftalt übernommen 
werben können (vgl. dazu unten $ 85 N. 4. Das aus dem Weſen 
der öffentlichen Anftalt folgende Prinzip, daß alle nicht mindeſtens 
als zuläffig erklärten Zwecke als pofitiv unerlaubt zu gelten haben, 
kommt für die Verfiherungsanftalten in $ 68 Ziff. 4 mit 3 zum 
Ausdrud, wonach diefelben „andere, als die in dieſem Gefege ihnen 
übertragenen Geſchäfte nicht übernehmen" ?) und ihre „Mittel*) 








Anmendnng des $31 auf juriftifche Perfonen des öffentlichen Rechts dazu führe, 
ihre Haftung nur mit Bezug auf „privatrechtliche Verrichtungen“ ihrer Ber« 
treter anzuerkennen, fo Tann ich mich dem nicht anfchließen. Gerade der Art. 77 
EG. BGB., welder fi aber nur auf die Haftung bes Staates, der Gemeinden 
und anderer Kommunalverbände bezieht, ſpricht dagegen. Ich glaube alfo, daß 
$ 31 mit 39 BGB. in Bezug auf die Berfiherungsanftalten (bie trotz der Bes 
amteneigenfhaft einzelner Borftandsmitglieber nit unter Axt. 77 cit. fallen) 
nit bloß Anwendung findet, ſoweit bei ihnen eine privatwirtſchaftliche Ver⸗ 
waltung, 3. ®. ihrer Dienftgebäube, Heilftätten ober Invalidenhäuſer in Ber 
tracht kommt, ſondern auch barüber hinaus, fomeit fie öffentlichregtliche 
Funktionen, namentlich aud unter Anwendung geſetzlicher Zwangsgewalt, aud« 
üben. Für den Vollzug des freiwilligen Heilverfahrens kann das beſonders ber 
deutfam werben (vgl. 3. ®. ben Fall der bei Reger Bb.16 S. 413 abgedrudten 
Entſch. RSer. v. 7.Rov. 1895: Anſpruch gegen eine Berufsgenoſſenſchaft, well 
fie durch Übermeifung des Klägers gemäß $ 7 UBS. in bie Naturheilanftalt 
eines Kurpfuſchers bie Unheilbarkeit feines Leidens Herbeigeführt Habe). Die 
Schadenszufügung muß „in Ausführung“ nicht bloß bei @elegenheit ber Aus: 
führung der bezeichneten Verrichtungen erfolgt fein. Die Handlung braucht 
feine unerlaubte zu fein; auch andere außerkontraktliche Schadenszufügungen 
@. 3. Halten eines Hundes zur Wache im Hofe einer Heilftätte, $ 833 BOB.) 
Tommen in Betradt. (Fir Verſchulden bei Erfüllung von Berbinblicteiten vgl. 
noch $ 278 BOB.) Die Anſpruche aus $ 31, 89 BGB. gehören auf ben 
Rechtsweg (vgl. die oben aus Reger cit. Entſch.). — Bemerkt fei nod, daß 
$ 89 961.2 BOB. für bie Verfigerungsanftalten nigt in Veirach tommt, ba 
ein Konkurs über diefelben nad; dem Sinne des Reidjägefeges, welcher in ber 
Regelung ber Garantie deutlich hervortritt, als unzuläffig anzufehen ift. 

3) Alſo auch dann nicht, wenn damit materielle Aufwendungen nicht vers 
bunden find ober biefelßen durch entfprechende Einnahmen gebedt werben. Ein 
Beifpiel vgl. 3b. I &. 653 N. 19. Unzuläffig würde auch bie Einrichtung eines 
Arbeitnachweifed durch bie Berfiherungsanftalten fein; vgl. die abgelehnte 
Siff. 2 in $ 20 Entmw. des fog. Mantelgefeged. Das Verbot des $ 68 Abi. 4 
fteht auch der Lanbesgejeggebung entgegen, welche ben Berficherungdanftalten 
andere, als bie geſetzlich zuläffigen Aufgaben nicht zumeifen, insbeſondere auch 
ihnen bie Verfiherung weiterer Perfonenfreife, ald ber reichögefeglih heran⸗ 
gegogenen, nidit übertragen Tann (zu Iegterem Punkte 8b. 1 ©. 77 ff). Bey: 
mann erörtert in Anm. 5 3u.$ 68 die Frage, ob die Anftalten die Verwaltung 
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für andere, als die in dieſem Gefege vorgejehenen Zwede nicht ver- 
wenden dürfen“. Bei der Durchführung namentlih der letzt⸗ 
gedachten Beftimmung kann die Flüffigkeit der Lebensverhältniffe 
dazu führen, den Anftalten die Übernahme von Ausgaben zu ge 
ftatten, welde zwar vom Gefege felbft nicht in Betracht gezogen 
find, aber doch zu den zuläffigen Zweclen berjelben noch in un« 
mittelbarer förberlicher Beziehung ftehen;?) niemals aber darf es ſich 
doch um gefehesfrembe Zwede handeln, auch wenn aus deren Ver⸗ 
folgung „mwenigftens mittelbar eine finanzielle Entlaftung der An- 
falten“ in ihreyt eigentlichen Aufgabenkreife „zu erwarten fteht".°) 

II. Beftand und Umfang. Der Beſtand der Verfiherungs- 
nftalten (vgl. Bd. J S. 653 ff.) ruht nicht auf berufsgenofjenfchaft- 


von Stiftungen, „welche ihnen zur Erreihung ihrer Imede zur Verfügung 
geſtellt werben“, aud dann übernehmen dürfen, wenn biejelben eigene Redtö- 
perjönlicteit befigen follen. Die aud von Weymann angenommene Be 
jehung ergibt fi wohl daraus, baf bie „anderen Geſchäfte“ des Abſ. 4 cit. 
Geſchafte zu anderen, als den gefehlichen Imeden bebeuten („ihren @eichäftd- 
kreis auf die Erfüllung derjenigen Aufgaben beſchränken, zu deren Durchführung 
fie berufen find“; Mot. Schlußabſatz zu 8 33, 34 Entw. G. 89). Boraußfegung 
der Übernahme wird natürlich hier, wie bei der Annahme jeder Zumenbung, 
immer fein, daß bie Koften ber Verwaltung durch bie ber Anftalt zufließenden 
Borteile der Stiftung überftiegen werben. — Über die Sonberbeftimmung bes 
8 80 und ihr Verhältnis zu $ 68 Abſ. 4 vgl. oben $ 27 R. 18. 

) Der entſprechende $ 44 Abſ. 3 ©. 89 fprac Bier vom „Vermögen“ ber 
Unftalten. Die Anderung tft überflüffigermeife erfolgt, um auch die Einkünfte 
des Bermögens unter das Berbot zu flellen; Mot. Ubf. 3 zu $ 44 Entm. 

®) Ganz unbedenklich iſt z. B. „eine angemeſſene“, d. 5. den gebotenen 
Vorteilen „entſprechende Unterftügung zum Bau ober zur Unterhaltung von Heil: 
anſtalten oder fonftigen Einrichtungen, deren ſich die Verfiherungsanftalt zur 
Durchführung des SHeilverfahrens bedienen Tann“ (Gebhard-Düttmann 
Anm. 7). Über Beiträge an den „Vaterländiſchen Frauenverein“ zweds Ein ⸗ 
richtung von Gemeinbepflegeftationen, namentlich auf bem Lande „unter der 
Vorausſetzung entfpredjenber Begenleiftungen“ vgl. das Rundfchreiben des R8A. 
v. 29. Mai 1897, AR. S. 321 und neueftend AR. O1 S. 640 Nr. 946. Die 
Einbeziehung von Begräbnisfoften in bie Koſten des Heilverfahrens bei „ber 
fonderen Fällen” laßt zu AR. 99 ©. 382 Nr. 714; vgl. ud Weymann 
Anm. 4. 

©) Dieje Formulierung, welche fich pofitiv bei Jfenbart-Spielhagen S.363 
a. €. und ägnli bei Graß mann Anm. 6 zu $ 68 findet, geht jedenfalls zu 
weit unb würde 3. B. jede finanzielle Beteiligung bei Durchführung hygieniſcher 
Vaßnahmen ald zuläffig erſcheinen laſſen, weil biefe mittelbar durch bie Ber- 
singerung von Krankheit und Invalidität den Anftalten zu gute kommen. 
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licher, fondern lediglich auf territorialer Grundlage und ift daher 
duch ihren örtlichen Umfang gegeben. Für die Konftituierung des⸗ 
felben erkennt das Geſetz drei Elemente an: den Einzelftaat, dem 
auch hier?) das Reichsland Elſaß-Lothringen gleichiteht, den weiteren 
Kommunalverband®) eines Staates und den Gebietsteil?) eines 
Staates. Danach ergeben ſich zwei Unterfheidungen: 


1. Nach $ 65 Abf. 1 mit 2 ftehen einander einfache und „ge= 
meinſame“ Verfiherungsanftalten gegenüber.) Die einfachen find 
nad $ 65 Abf. 1 diejenigen, denen unvermifcht nur eines ber drei 
gedachten Elemente zu Grunde liegt. Einfache Verfiherungsanftalten 
find alfo diejenigen, welche für einen deutſchen Staat, für einen 
gewiffen Teil des Gebiets eines Staates oder für einen weiteren 
KRommunalverband eines Staates errichtet find. Gemeinfame Ver— 
fiherungsanftalten find dann nah $ 65 Abf.2 diejenigen, deren 
territöriale Grundlage. ſich irgendwie aus einer Kombination jener 
drei Elemente ergibt.'') 


M Bel. 4.8. oben $ 16. R. 6a. 

%) Bom bloßen Bebietäteil eines Staates unterſcheidet ſich der Kommunal» 
verband. durch die. ihm zuftehenbe Rechtöperfönlichleit und Bermögensfägigfeit, 
melde Hier im Hinblid auf die für die Verficherungsanftalt zu übernehmende 
Garantie von. befonberer Bedeutung wird. Beftehen im Staate verjchiedene 
Arten von weiteren Rommunalverbänden, z. B. in Preußen Kreis · und Pros 
vinzialgemeinden, fo entſcheidet nach $ 65 Abſ. 1 (— einer Seranziehung von 
$ 169 Abf. 1 bebarf es Hier nicht —) die Landesregierung, melde derjelben zur 
Grundlage genommen werben fol. 

) Die Worte „ober Zeile deöfelben“ find in $ 65 Abſ. 1 IVG. neu ‚hinzu 
gefügt, enthalten aber feine ſachliche Anderung, da richtiger Anſicht nach auch 
icon nach $ 41 Abf. 1 &. 89 die Errichtung einer Mnftalt für einen Zeil bes 
Staatögebietes ohne fommunale Eigenſchaft freiftand. CB ergab ſich das ſchon 
aus ber Analogie von $ 41 Abj.2 — $ 65 Abi. 2 IB®. „oder Gebietsteile 
derfelben“; vgl. auch den Komm.Ber. zu $ 41 Entw. IJVG. — Wenn, wie dies 
3.8. bei ber preußifgen Proving ber. Fal ift, eine gewiſſe Abteilung des 
Staates zugleih den Rechtscharakter eines meiteren Rommunalverbandes und 
den eines bloßen ſtaatlichen Verwaltungsbezirkes an ſich trägt, fo wäre an ſich 
die Zandeäregierung nicht gefinbert, biefelbe in lebterer Eigenfchaft, alſo ala 
bloßen „Teil des Staatsgebietes“ zur Grundlage einer Berfiherungsanftalt zu 
nehmen. Bgl. auch R. 17. 

20) Die legtere Bezeichnung ift in $ 65 Abi. 2 felbft gebraucht; die eritere 
ergibt fi) finngemäß für die Formationen von Abſ. 1. 

") Die mögliden Kombinationen find in Abſ. 2 nicht erihöpft. Es befteht 
33. nod die Möglicteit der Zuſammenfaſſung zweier, verſchiedenen Staaten 
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2. Wichtiger wohl no in ihren Konfequenzen ift die Unter 
ſcheidung von ſtaatlich ungemifchten und gemifcht-ftaatlihen Ver— 
ſicherungsanſtalten. Erſtere ſind ſolche, welche ſich nicht über einen 
einzelnen Staat hinaus erſtrecken, letztere ſolche, deren Elemente ver⸗ 
ſchiedenen Staaten angehören. Diefe Unterſcheidung fällt nicht un⸗ 
bebingt mit der zuerft beſprochenen zuſammen. So gehören namentz 
lich die in $ 65 Abſ. 2 ausdrücklich hervorgehobenen „für mehrere 
KRommunalverhände eines Bundesſtaates“ errichteten Anftalten zu 
den gemeinfamen, aber doch zu dem jtaatlich ungemifchten. Das 
Geſetz überfieht dies zumeilen und ſpricht da von gemeinfamen An— 
falten, 100 es nur die gemifcht-ftaatlihen im Auge hat.'2) 

Die Beftimmung des Umfanges der Verficherungsanftalten er= 
folgte durch bie einzelne Landesregierung ober duch eine Verein- 
barung mehrerer. In jedem Falle bedurfte es der Genehmigung 
des Bundesrats. Zu einer Anordnung feitens des legteren, welche 
ihm für den Fall verfagter Genehmigung vorbehalten worben war, 
ift es nicht gefommen ($ 65 Abſ. 1 mit 66). 

Es beftehen gegenwärtig'?) 31 Verfiherungsanftalten, welche 
entweber biefen ober den Namen „Landesverfierungsanftalt” +) 
unter näherer Bezeichnung ihres Gebietes führen. Unter ihnen be— 
finden fi) 8 gemifcht-ftaatliche, von denen 3 das Gejamtgebiet zweier 
ober mehrerer Feiner Staaten begreifen,!°) während die 5 übrigen 
einen ober zwei weitere Kommunalverbände des preußifchen Staates 
und einen ober mehrere Kleinere deutſche Staaten ober einen Ge— 


angehörigen Kommunalverbände oder be Gebietöteild eines Staates oder 
eined ganzen Staates mit dem Rommunalverbande eined anderen Staates; vgl. 
unten R. 16. ' 

2) Bel. 4.8. oben $ 26 0.58. 

. 2) Bgl. die grundlegende Bel. bes Reichskanzlers v. 15. März 1890, 
Eentr.Bl. S. 53; jegt AN. 00 &.383 ff. Die Nummernfolge, in der hier bie 
Anftalten aufgeführt find, ift für ihre Bezeichnung ftändig; vgl. 3. 8. bie 
ftatiftiiden Sufammenftellungen in AR. O1 S. 124 ff. 

") Der Ieptere Name ift weder ausſchlieblich jolchen Anftalten eigen, bie 
ein ganzes Land umfaflen (z. B. Landesverfiherungsanftalt Oftpreußen), noch 
auch auf ſtaatlich ungemiſchte Anftalten bei—ränft (5. B. Landesverficherungs · 
anftalt der Hanfeftädte). 

») Man konnte fie unter den gemiſchtſtaatlichen als gefamtftaatliche Anftalten 
herausheben. Es find das die Anftalten Nr. 26 für beide Mecklenburg, Nr. 27 
für die 8 thüringtjchen Staaten und Nr. 30 für die Hanfeftäbte. 
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bietsteil eines ſolchen umfafjen.‘) Fir den ganzen Staat beiteht 
eine Anftalt in Sachen, Württemberg, Baden, Heſſen, Braunſchweig 
und Elfaß-Lothringen; dazu tritt eine Anftalt für das „Herzogtum“ 
Oldenburg, d. h. für denjenigen Teil des Großherzogtums, welder 
nad Abzweigung der Fürftentümer Lübeck und Birkenfeld verblieben 
iſt (gl. N. 16). Im Preußen ift als territoriale Einheit ber weitere 
Kommunalverband der Provinz,!%) in Bayern der Regierungsbezirk 
d. h. aber der weitere Rommunalverband der Kreisgemeinde ') 
der Struktur der Berficherungsanftalten zu Grunde gelegt worden. 


IV. Sig (gl. Bd. J S. 659). Derfelbe wirb bei ſtaatlich 
ungemiſchten Anftalten duch die Landesregierung beftimmt. Bei 
gemtfcht-ftaatlicen entſcheidet die Vereinbarung der beteiligten Re« 
gierungen, eventuell der Bundesrat ($ 67). Die gegenwärtigen Site 
ver Verfiherungsanftalten ergeben fi aus dem Verzeichnis AN. 00 
S. 383; fie befinden ſich regelmäßig in der Landes- bezw. Pro- 
.vinztalhauptftadt, in Bayern am Site der Kreisregierung.'°) Cine 


) Rr. 8: Provinz Sachſen und Herzogtum Anhalt; Rr. 9: Schleswig⸗ 
Holftein und das oldenburgiſche Fürftentum Lübeck; Rr. 10: Hannover, Pyrmont, 
Schaumburg · Lippe und Lippe; Nr. 12: Geffen-Naflau und Walded; Rr. 13: 
Rheinproving Sohengollern und das olbenburgifge Fürftentum Birkenfeld. 

8) Über Hohenzollern vgl. die vor. Rote. Dazu Rr. 3: Lanbeöverfiherungs- 
anſtalt für den Stadikreis Berlin. 

') Über das Verhältnis von Regierungsbezirk und Kreiögemeinbe in Bayern 
vgl. Seydel, bayriſches Staatsrecht, 2. Aufl. Bb. U S. 167. Die Auffaffung 
des Tertes ift micht zweifellos, befonbers im Hinblick auf die in $ 2 ber bay. 
Bolzug3:BD. v. 14. Dez. 1899 über die beamteten Vorſtandsmitglieder ger 
teoffenen Beftimmungen. Doch erflären ſich biejelben aus der eigentümlicen 
„monarchiſchen Berfaflung“ der bayr. Kreisgemeinde; (auf diefe wollen wohl 
auch Iſenbart⸗Spielhagen Anm. 4 zu $ 65 mit der Bemerkung, bie 
bayriſchen Regierungäbezirfe feien „Leine eigentlichen Rommunalverbänbe* hin⸗ 
deuten, welche Graßmann Anm. 2 zurüdweift), Die Richtigkeit der Im Text 
vertretenen Xuffaffung ergibt fih m. €. pofitin aus $ 16 der gebadten BO, 
mo ber Zanbrat, d. 5. das aus Wahl hervorgegangene Repräfentativkollegium 
der Rreiögemeinde zur Erteilung derjenigen Genehmigung berufen wird, welde 
nad $ 164 Abſ. 3 IB®. der garantierende „Rommunalverband, für den bie 
Anftalt errichtet ift“, zu einer von ber Regel abweichenden Anlegung ber Ans 
ftaltäbeftänbe zu erteilen hat. 

") Der Sig der Verfiherungsanftalt Sadfen- Anhalt ift am Sitze ber 
provinziellen Rommunalverwaltung (Merfeburg), folgerichtig nicht an bem des Ober« 
präfibenten (Magdeburg). Die gemeinfame Anftalt Medienburg hat ihren Sig 
in Schwerin, bie täftringifhe in Weimar, die banfeattfche in Lübed. 
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etwaige Verlegung des Siges würde fih ebenfalld nad $ 67 IVG. 
regeln ;'°) einer Zuftimmung der Verfiherungsanftalt würde es auch, 
dann nicht bebürfen, wenn die Angabe des Sites in das Anftalts- 
fatut aufgenommen fein würde. 

V. Garantie.) Die Anlehnung der Verfiherungsanftalten 
an gewiſſe politiiche Verbände bewirkt für die legteren in erfter Reihe 
die Verpflichtung, als Garanten für die Anftalten zu fungieren. 

1. Die Perſon des Garanten beftimmt fi in Parallele zu den 
territorialen Elementen, für welche die Verfiherungsanftalt errichtet 
ift. Dem Staatsgebiete oder einem ftaatlihen Gebietsteile, welcher 
nicht als weiterer Kommunalverband in Betracht kommt, entfpricht 
als Garant der Staat ſelbſt; ſoweit die Anftalt an einen weiteren 
Kommunalverband angelehnt ift, übernimmt diefer, z. B. die Pro= 
vinzialgemeinde in Preußen, die Streisgemeinde in Bayern, ?') bie 
Rolle des Garanten. Hinter dem garantierenden Kommunal ⸗ 
verbande tritt aber als Supergarant ??) der Einzelftaat ein, dem 
derfelbe angehört. Bei gemeinfamen Verfiherungsanftalten ergeben 
fih die den vereinigten territorialen Clementen entſprechenden 
Formen einer gemeinfamen Garantie. Der babei eintretende Be— 
teiligungsmaßftab ift nicht für alle Fälle in gleicher Weife feftgelegt 
($ 68 Abſ. 1, 2). 

2. Die Garantie wird nad dem Gefege in folgenden Fällen 
wirffam: 

a) Die Garanten haben die Koften ber erften Einrichtung einer 
Verſicherungsanſtalt vorzufchießen, welde ihnen aus den zunächſt 
eingehenden Verfiherungsbeiträgen ohne Zinfen zu erftatten find. 
Bei gemeinfamer Garantie beftimmt fi bie Beteiligung der ein« 
zelnen Garanten in erfter Reihe nad den unter ihnen getroffenen 
Vereinbarungen; mangels einer ſolchen entſcheidet das Verhältnis 
der VBevölferungsziffer??) der einzelnen territorialen Einheiten ($ 69 
mit 68 Abf. 2). 

%) Übereinftimmenb die Kommentare 3.8. Ifenbart-Spielfagen Anm. 3. 

%) Bgl. Bd. J S. 627 ff. 

2’) Dazu oben N. 17; übereinftimmend Graßmann Anm. 2 zu $ 68. 

22) Bol. über ben Begriff Sb. I &.629. Das Rei Fommt ald Garant 
auf dem Gebiete der Invalibenverficgerung nicht in Vetracht: Mot. zu 8533, 34 
Entw. G. 39 Abſ. 3 a. €. 

=) Diefelbe beftimmt ſich nad) der legten Vollszahlung: $ 68 Abf. 2. 
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-  b) Die Garantie bezieht fih ferner auf eine aushilfsmeife 
Haftung für die Verbindlichkeiten der Verfigerungsanftalt. Hiervon 
Handelt $ 68 Abf. 1 Sat 2. Nach demfelben haftet ben Anftalts» 
gläubigern zunãchſt die Anftalt felbft als jurifttfche Perſon mit ihrem 
gefamten Vermögen, ohne Unterſchied feiner Durch verſchiedene Zwed- 
deftimmung gefennzeichneten Teile.) „Soweit aber das Anftalts- 
vermögen zur Dedung der Verpflichtungen ber Verfiherungsanftalt 
nicht ausreicht", find die Garanten zur Haftung herangezogen. Die 
angeführten Worte deden nicht ganz den Sinn des Geſetzes. Da 
es fih um eine Haftung jedem einzelnen Gläubiger?°) gegenüber 
zweds fofortiger Verwirklihung feiner Befriedigung handelt, fo kann 
auch als Vorausfegung derſelben nur bie Unfähigkeit der Anftalt, 
die betreffende Schuld aus eigenen bereiten Mitteln zu tilgen, alſo 
ihre Zahlungsunfähigkeit, nicht aber, wie nad) dem Wortlaut ſcheinen 
möchte, ihre etwaige Überſchuldung (Bermögensunzulänglichkeit) in 
Betracht Fommen.?) Bon einer Verpflichtung der Garantieverbände, 
die Aftivbeftände einer Anftalt im ganzen ober in ihren Sonber- 
mafjen??) zu ergänzen, wenn biefelben vechnerifch hinter der Summe 
der gegen die Anftalt begründeten Anfprüde oder gar Anwart- 
ſchaften zurückbleiben, weiß das Gejeg nichts.) Liegt aber 


2) Insbeſondere Abt der bucmäßige Begenfag von Gemein» und Sonber- 
vermögen ($ 33) keinen Einfluß auf bie Schuldenhaftung aus. Anerfannt in 
den Mot. zu $ 44 Ent. 3B®. 

2») Zu den „Öläubigern“ der Verſicherungsanſtalten im Sinne ber Hier ber 
ſprochenen Beftimmungen zählen die N. 22 citterten Motive Abſ. 2 auch und 
zwar „insbeſondere die Verſicherten“. Es wird aber noch darauf ankommen zu 
unterfucen, inwieweit biefelben als Gläubiger einer beftimmten einzelnen Ber- 
fiherungsanftalt angefehen werben Tönnen, wonach ſich insbeſondere die 
Goarantiehaftung für ihre Anſprüche beftimmen wird. Näheres darüber fpäter. 

*) Richtig erfannt namentlich von Gebhard» Düttmann Anm. 2 zu $ 68, 
Dagegen nit von Weymann Anm. 3, welder demzufolge wiſchen $ 68 
Abf. 2 und $ 127 Abf. I (ogl. im Text litt. c) einen prinzipielen ünterjchied 
in ben Vorausſetzungen ber Garantiehaftung konſtruiert. 

a1) Der Fall einer kraft Garantie eintretenden Pflicht zur Ergänzung bes 
Gemeinvermögens, welden bie R. 24 citierten Motive fonftruieten, berugt daher 
nicht allein auf einer unrictigen Muffaffung ber Rechtänatur bes @emein- 
vermögend, ſondern auch auf einer ſolchen bed Weſens der Garantie. Bol. 
Gebhard: Düttmann S. 405 a. E., auch Weymann Anm.2 a. €, aber 
Ifenbart-Spielfagen Anm. 6 Abſ. 2 mit Anm. 4. 

=) De loge feronda Gebhard-Düttmann Anm. 2 Schlußabſat. 
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Zahlungsunfähigkeit vor, fo kann fich jeder einzelne Gläubiger im 
Wege des Civilprozefjes an die Garanten halten ; dem entipricht es, 
daß bei gemeinfamer Garantie bier das Geſetz als Beteiligungs- 
maßftab die Bevölferungsziffer zwingend in die erfte Reihe ftellt. 
Die Tatſache der Zahlungsunfähigfeit in obigem Sinne muß der 
Gläubiger beweifen; die Vorausflagung der Verfierungsanftalt 
4$ 771 BGB.) ift dazu nicht unbebingt nötig.””) Die auf Grund 
ver Garantiehaftung geleifteten Zahlungen find den Garanten von 
ver Verfiherungsanftalt nebft Zinfen zu erftatten. 

e) Ein befonderer Anwendungsfall dieſer foeben beiprochenen 
Garantiehaftung, allerdings eigentümlich geftaltet, ift Dann gegeben, 
wenn eine Verficherungsanftalt Teine „bereiten Mittel” befigt, um 
bei der alljährlich erfolgenden Verteilung die ihr von der Redinungs- 
ftelle aufgegebenen, von den Poftanftalten für fie verauslagten Be— 
träge dieſen zurüdzuerftatten ($ 127). Hterüber wirb weiter unten 
im geordneten Zufammenhange die Rebe fein.?%) 

d) Ebenfo gehören an andere Stelle die Einzelheiten der 
garantiemäßigen Sufgeffion, welche nah $ 101 Abſ. 2, 3 im Falle 
Der Auflöfung einer Verfiherungsanftalt eintritt. 

3. Der Garantiepflicht entfprechen gewiſſe Rechte der Garanten 
in Bezug auf Vermögensverwaltung und Organifation der Verfiche- 
rungsanftalt, melde mit jener mehr oder weniger eng zufammen- 
Hängen.) Es gehört dahin namentlih das Mitgenehmigungsreht 
bei gemifjer Art der Anlage von Kapitalien der Anftalten ($ 164 
Abf.2 Satz 2), das Mitbeſtimmungsrecht bei der Errichtung von 
Rentenftellen im bejonberen Hinblid auf die Koften derfelben?) und 
namentlich der weittragende Einfluß, den die Garantenverbände nicht 
bloß auf die Beftellung der Vorfigenden der Rentenftellen,?°) ſondern 


2) So ſchon Fuld, Kommentar zu $ 44 G. 89 Anın. 3, ber aber den 
Nachweis des Klägers, anſchließend an bie Worte des Geſetzes, fih auf 
Aberſchuldung der Anftalt richten läßt, wa für den Einzelnen kaum durch⸗ 
fuhrbar wäre. 

%) Dort wird auf die von Weymann Anm. 3 aufgemorfene Frage zu 
erörtern fein, ob bie in $ 127 gegebene Regelung auch auf die in $ 123 
normierte Pfliht zur Einzahlung eines Betriebsfonds an die Poftanftalten zu 
beyiehen ift. 

37) Bol. dazu Bb.1 ©. 628 0.3, 4. 

32) Bgl, oben $ 27 I, insbeſondere N. 4. 

*) Dazu oben $ 27 II, 1. 
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auch auf die der beamteten Mitgliever des Anftaltsnorftandes felbft 
ausüben ($ 74 Abj. 1). Auch hiervon wird an gehöriger Stelle be⸗ 
fonders die Rede fein. 

VI Anftaltsverbände. Zu diefen gehören 

1. die in $ 99 geregelten „Rüdverfiherungsverbänbe“ d. h. 
Verbände zur Ausgleihung des verſchieden hohen Riſikos, welches 
den einzelnen?) Anftalten aus der Durchführung ihrer Verfiche> 
rungstätigfeit erwäcft.) Die Bildung berfelben ift rein fakultativ 
und erfordert einen übereinſtimmenden Beſchluß ber. beteiligten An- 
ftaltsausfchüffe ($ 71 Ziff. 5). Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
ift nicht erforderlich. Auflöfung des Verbandes ift jedenfalls auf 
gleihem Wege, wie die Begründung zuläffig; im übrigen beftimmt . 
fie ſich, ebenſo wie der einfeitige Austritt, nad) Maßgabe ber ver- 
einbarten Verbandsſtatuten. Juriſtiſche Perſönlichkeit befigt der 
Verband Fraft Gejeges nicht. Die durch ihn vermittelte Ausgleihung 
ann ſich ſowohl auf die Gefamtheit der Einzelbelaftung, wie auf 
einen aliquoten Teil derjelben, wie auch auf eine beftimmte Art ber 
(obligatorifhen ober fakultativen) Fürjorgetätigkeit z. B. nur auf 
die aus ber Nentengewährung, der Beitragserftattung oder dem 
freiwilligen Heilverfahren?) erwachſenden Laften erftreden. Der 
Maßſtab, nach welchem die Ausgleihung erfolgen d. h. die Gefamt- 
heit der Verbandglaft auf die Mitglieder des Verbandes umgelegt 
werben foll, ift ber freien Vereinbarung überlafien. Streitigkeiten, 
welche fi} daraus ergeben, werben im Rechtswege entſchieden. 

2. Verwaltungsverbände d. h. Verbände von Anftalten zur 
Herftellung oder auch Erhaltung einzelner Verwaltungseinrichtungen 
auf gemeinſchaftliche Koſten. Da eine Ausgleichung des Einzelriſikos 
nicht zu ihrer Zwedbeftimmung gehört,?") fallen fie nicht unter $ 99, 

%) Daher bezieht fi die Möglichkeit einer Nüdverfiherung nicht auf die 
fog. Gemeinlaft ($ 33), weldje kraft Geſehes den ſamtlichen Anftalten gemeinfam 
obliegt. Anerfannt in Mot. zu $ 65 Entm. IB®. 

3) Bgl. bie allgemeine Ausführung in Bb.I ©. 611 ff. Der $ 65 G. 89 
entfpriht inhaltlich volftändig dem $ 99 IVG.; die Laſten der „Invalidens 
verfiherung” begreifen die der Alteröverfiherung in fi. Der Entw. (vgl. die 
N. 34 cit. Motive) wollte den Paragraph ganz ſtreichen; Wieberherftellung in 
ber Rommiffion. 

3) Dgl. Gebhard: Düttmann Anm. 4 a. E. mit Anm. 5 zu $ 18 gegen 
Zfenbart-Spielfagen Anm. 2. 

=) Vol. ®d. IS. 611 R. 4 (bezuglich auf analoge Verhältniſſe der Kranken ⸗ 
verfiherung) und ©. 633 N. 6. 
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find aber auch andererſeits keineswegs vom Geſetz verboten und 
unterliegen einer Beſchlußfaſſung des Ausfchuffes nur im Rahmen 
der allgemeinen, diefelbe vegelnden Normen.) Einen folden Ber- 
waltungsverband bilden z. B. diejenigen an der Invalidenverfiherung 
der Seeleute beteiligten Anftalten, welche zur Wahrnehmung gewiſſer 
aus diefer erwachſenden Geſchäfte eine „gemeinſame Geſchäftsſtelle“ 
zu Lübeck errichtet haben.) Ebendahin würden aber auh*) Ver- 
einbarungen zu ftellen fein, welche mehrere Anftalten zwecks gemein- 
famer Erbauung und Erhaltung eines Invalidenhaufes oder einer 
Lungenheilanſtalt uſw. mit einander eingehen. 


8 32. Grrihtung, Statut, Veränderung. 


1. Errichtungsakt ift derjenige Beſchluß, welcher über den Um— 
fang der PVerfiherungsanftalt entſcheidende Beftimmung trifft, 
Gründer derjenige politifhe Faktor, von dem dieſer Beſchluß aus- 
geht.') Hiernach find tatfächlich die beftehenden Anftalten durch die 
betreffenden Lanbesregierungen, einzeln ober im Verein, errichtet 
worben.2) 


I. Anders, als bei der Errichtung, tritt bei ber Abfafjung und 
jpäteren Abänderung des Statut? die Mitwirfung der Beteiligten 
in den Vordergrund (vgl. Bd. I ©. 665). 


=) In Betracht kommen namentlich $ 71 Ziff. 2 (Boranfhlag) und Ziff. 4 
Erwerbung von Grunbftüden). 

>) Bol, über biefelbe für jegt Gebharb-Dütimann die im Regifter s. v. 
„Geſchaäftsſtelle · angeführten Erörterungen. Wenn die Vorſchriften des Bundes- 
rats betr. Beitragsentrichtung für Seeleute, v. 20. Dez. 1894 Ziff. 14 (AR. 95 
S. 104), die Einrichtung der gemeinfamen Geichäftäftelle auf $ 65 G. 89 zurüd 
führen, fo ift dies, wie auf Gebharb>Düttmann ©. *256 bemerken, nicht 
zuireffend unb erklärt fi) wohl als Überbleibfel der früheren, aber veränderten 
Faffung v. 22. Nov. 1890 (AN. 91 S. 132). 

0) Abweichend hier Gebhard» Düttmann Anm. 4 Abſ. 3 zu $ 99, indem 
fie bie gemeinfame Tragung der Koften bed Heilverfahrens für gewiſſe Per- 
fonenkloffen und die gemeinfame Errichtung und Unterhaltung einer Seilanftalt 
ohne weiteres gleicftellen. 

') Bgl. Bb.I 8.662 R. 1. 

2865 Abſ. 1, 2 38®.; vgl. oben $ 31 im Tert Hinter 0.12. Über 
den garantiemeifen Vorſchuß der erften Einrichtungskoſten vgl. oben $ 31 V 
Sf. 2a. 

Rofin, Recht der Ürbeiterverfierung. Band IL. 19 
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1. Das Statut, die Sagungen der Verfiherungsanftalt, wird 
vom Ausſchuß beſchloſſen ($ 70), welcher aus Vertretern der Arheit- 
geber und der Verfiherten zufammengefegt iſt. Einer Zuftimmung 
des Vorftandes bedarf es nicht.*) 

2. Normativbeftimmungen über den Inhalt des Statuts enthält 
zunächſt $ 70. Über bie hier in Ziff. I—11 aufgeführten Punkte?) 
muß das Statut Beltimmungen treffen; dieſelben bilden einen 
materiell und formell notwendigen Inhalt desſelben.) Demnädjft 
gibt es geroiffe Verhältniffe, über melde Beftimmung zu treffen dem 
Ermeſſen der Anftalt überlaffen bleibt, die aber, wenn überhaupt, 
nur im Statut, nicht außerhalb desfelben, geregelt werden bürfen;*) 
fie bilden einen materiell fafultativen, formell notwendigen Inhalt 
des Statuts. Auf der anderen Seite find alle ftatutarifhen Be- 
fiimmungen, welche dem Gefeg wiberjprechen, insbefondere über die 
erlaubten Zwede der Anftalt hinausgehen,°) verboten. Dazwiſchen 
liegt dann das materiell und formell völlig freie Gebiet der ge- 
noſſenſchaftlichen Autonomie, alle fonftigen Berhältniffe der inneren 
Verwaltung und Geſchäftsordnung umfaffend (vgl. Bd. I ©. 667). 

3. Das Statut bedarf zur Rectsgiltigkeit der Genehmigung 
des Reichs⸗, eventuell des Lanbesverfiherungsamts ($ 72 mit 111). 
Die Nachſuchung derfelben erfolgt durch den Vorftand, welcher den 
Entwurf nebft den Protofollen binnen einer Woche einzureichen hat 


22) Dagegen findet ſich für gemiffe befonbere Veſchlaſſe von hervorragender 
Wichtigkeit im Geje die Übereinftimmung von Ausſchuß und Borftand vors 
geichrieben, 3. 8. bei der Errichtung von Rentenftellen (oben $ 27 D. Weitere 
Zufammenftellung bei Gebharb-Düttmann Anm. 2 a. €. zu $ 70. 

3) Diefelben werden am pafienden Orte einzeln behandelt werben. Allge⸗ 
meine Bedeutung hat Ziff. 10, wonach das Statut die öffentlichen Blätter zu 
beſtimmen Bat, in denen, von befonberen geſehlichen Beftimmungen (vgl. 3- 8. 
im Xegt III Siff. 5) adgefefen, die Belanntmadhungen ber Unftalt zu erfolgen 
haben. — Eine Ergänzung des $ 70 enthält $ 83 Abſ. 2. Auch das Bier ges 
oͤrauchte „jollen fteht dem „muß” des $ 70 glei); vgl. $ 106 Abf. 5 mit $ 70 
Ziff. 5 und oben $ 23.0. 39. 

+) Bedingte Notwendigkeit in Ziff. 8 „fomeit hieruber niit von ber Landes⸗ 
gentralbehörbe Beftimmungen getroffen werben“. 

5) Bel. $ 25 (Aufnahme in ein Invalidenhaus), $$ 73 Abf. 1 und 74 Abſ. 3 
Geſondere Ausgeftaltung der Organifation), $ 92 Satz 2 (Bezüge ber Arbeits 
geberbeifiger), $ 94 (Ablehnungsgründe bei Ehrenämtern), $ 148 mit $ 151 
(Einzugäverfahren); Gebhard Düttmann Anm, 2 zu $ 70. 

9) Näheres oben $ 31 II. 
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($ 72 Abſ. 1). Das Verficherungsamt muß die Genehmigung ver- 
fagen, wenn das Statut verbotene Beitimmungen enthält oder un- 
bedingt gebotene ($ 70 Ziff. I—11) nicht enthält; im übrigen ift 
die Genehmigung dem freien Ermefjen des Amts anheimgegeben 
(8.1 ©. 666 N.34). Wird diefelbe verfagt oder nicht fo, wie 
beantragt, erteilt, indem z. B. gemifle einzelne Beftimmungen nicht 
genehmigt werben ober die Genehmigung an bie Bedingung ber 
Einfügung gewiſſer neuer Beftimmungen gefnüpft wird, fo fteht der 
Anftalt die Beſchwerde an den Bundesrat bezw. an die dem LVA. 
vorgejegte Regierung offen. Diefelbe wird vom Ausſchuß beſchloſſen 
und muß vom Vorftande binnen einer Präflufivfrift von 4 Wochen 
feit der Zuftelung des Beſchluſſes eingelegt werden ($ 72 Abf. 2). 
Mt danach enbgiltig ein genehmigtes Statut nicht zu ftande ger 
Tommen,?) fo ordnet das Verfiherungsamt eine abermalige Beſchluß⸗ 
faſſung durch den Ausfhuß an, welche binnen 4 weiteren Wochen 
erfolgen muß.) Bleibt auch dieſe ergebnislos, fo wird ein Statut 
vom Verfiherungsamte oftroyiert?) und auf Koften ber Anftalt zur 
Ausführung gebracht ($ 72 Abf. 3). 

4. Die Vorausfegungen und Formen einer Abänderung des 
Statuts müfjen in diefem felbft geregelt werben ($ 70 Ziff. 11). 
Dabei aber muß die entſcheidende Beihlußfaffung dem Ausſchuß und 
zwar diefem allein'°) vorbehalten bleiben ($ 71 Ziff.6). Auch Ab- 
änberungen bebürfen der Genehmigung des Verfiherungsamts, auch 
bier unter Vorbehalt der Beſchwerde ($ 72 Abf. 4). Erzwingen 
kann das Verficherungsamt die Abänderung eines bereits genehmigten 
Statut? aus Gründen der Iwedmäßigfeit nicht; anders dagegen, 
ſoweit es ſich um die Vefeitigung geſetzwidriger und die Herftellung 
gefegmäßiger Zuftände handelt. 


) Sat das Verſicherungsamt nur einzelne Beftimmungen geftrihen, im 
übrigen aber das Statut genehmigt, fo bedarf e8, wenn dies rechtskraftig ge: 
worden ift, eines weiteren Verfahrens natürlich nicht. 

©) Die Worte „innerhalb 4 Wochen“ beziehe ich troß ihrer irreführenden 
Stellung im Geſetze nicht auf die Anorbnung des RBA., fonbern auf bie ans 
georbnete Beſchlußfafſung. 

) 2gl. 80.1 6.94 N. 18 mit S. 70. 

10) Dagegen meinen Bebhard-Düttmann Anm. 12 zu $ 70, daß auf 
dem Borftand ein Zuftimmungsredit ftatutarifch zugewieſen werben dürfe. Das 
will doch aber das Gefeg mit den Worten „dem Ausſchuß müffen vorbehalten 
werben“ gewiß nicht zulafien. 

19* 
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3) Iſt einem urfprünglichen ober abgeänderten Statute Die Ge- 
nehmigung in einem Falle erteilt, in welchem fie von Rechts wegen 
hätte verfagt werden müffen,'') fo hat das Verfiherungsamt die 
zur Abänderung erforderliche Beſchlußfaſſung binnen beftimmter Frift 
anzuorbnen. Gegen diefe Anorbnung ift die Beſchwerde nad) Ana- 
logie von $ 72 Abf.2 zuläffig. Eventuell findet gemäß Abſ. 3 eine 
wieberholte Anorbnung und äußerftenfalls die Oktroyierung der Ab- 
änderung ftatt. 

b) Eine befonbere, aber auf dem gleichen Grundgedanken be— 
ruhende Vorſchrift enthält $ 194 Abſ. 2 mit Bezug auf diejenigen 
Statutenänderungen, welche durch das Inkrafttreten des neuen IVG. 
notwendig geworben find. Hier war ber Auffichtsbehörde die Be— 
fugnis zur Oftroyierung ber erforderlichen Abänderungen gegeben, 
falls diefelben vom Ausſchuß nicht fo rechtzeitig beſchloſſen wurden, 
um am 1. Jan. 1900 in Kraft zu treten. 

5. Nach Genehmigung des Statuts hat ber Vorſtand im Reichs— 
anzeiger und in dem für Deröffentlihungen ber Lanbeszentral- 
behörbe'?) beftimmten Blatte'?) Name, Sig und Bezirk der Anftalt, 
fowie den Namen bes Vorftandsvorfigenden befannt zu machen. 
Veränderungen biefer Verhältnifje'*) find in gleicher Weife zu ver- 
öffentlichen ($ 72 Abſ. 5). 

III. „Veränderungen“ im Umfange ber Verfiherungsanitalten 
behandeln die $$ 100—102 IVG. Die formalen Vorausfegungen, 
unter denen biefe jelbft vor fich gehen können, werben in $ 100, 
die daran ſich fehließenden vermögensrechtlihen Verſchiebungen in 
$ 101 und die Entſcheidung von Streitigkeiten, welche in Betreff 
der Vermögensauseinanderfegung entjtehen, in $ 102 geregelt. 

1. Unter „Veränderungen der Bezirke der Verfiherungs- 
anftalten“ begreift der $ 100 Abf. 1 alle denkbaren Fälle, in denen 
fi innerhalb des Gefamtfyftems der beftehenden Anftalten territoriale 
Verſchiebungen vollziehen fönnen. Die Grundformen derſelben: 

") Dos IBB. enthält für diefen Fall feine Beftimmung: vgl. aber analog 
$ 488 KI®. und Bd. J ©. 491. 

2) Gemeint ift diejenige des Sites der Anftalt. 

”) 3.8. in Bayern jehi das Amtöhlatt des Staatsminiſteriums bes Immer. 
Weiteres bei Graßmann Anm. 5 zu $ 72. 

“) Diefelben brauchen nicht notwendig in einer Abänderung des Statuts 
zum Ausdrud zu kommen. 
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Auflöfung und damit verbundene Neubegründung, Vereinigung, 
Teilung, Verkleinerung und Vergrößerung find bereits in Bd. I 
&.671ff., 674 ff. im allgemeinen und in ihren möglichen Kom— 
binationen beſprochen worden. Hervorzuheben ift, daß bie dafür 
beftehenden Normen durchaus felbftändig find gegenüber demjenigen, 
bereits beſprochenen, melde ſich auf eine Abänderung der Anftalts- 
fatuten beziehen. Weber kann eine „Veränderung“ bes Territorial- 
beftandes fih im Wege einer bloßen Statutenänderung der be- 
teiligten Anftalten vollziehen (Bd. I S. 679 N. 31a), noch auch 
bedarf es bazu einer ſolchen, felbft wenn eine Beſchreibung des An- 
ſtaltsbezirkes in die Sagungen aufgenommen fein follte;'°) vielmehr 
wird anzunehmen fein, daß, foweit die durchgeführte Beftandg- 
veränberung eine Abänderung der Statuten notwendig macht, die 
letztere eventuell auf dem oben II Ziff. 4a beiprodenen Wege er- 
zwungen werben Tann.'®) 

a) Der Ionftitutive Akt, durch welden eine „Veränderung“ 
rechtlich bewirkt wird, ift ftets ein Beſchluß des Bunbesrats.') 
Derjelbe hat zugleich darüber Beſtimmung zu treffen, zu welchem 
Zeitpunkt die beſchloſſenen Veränderungen ins Leben treten follen 
(vgl. Bd. J ©. 669 ff.). 

b) Der Beſchluß des Bundesrats ift bedingt durch einen darauf 
gerichteten Antrag und foll nur ergehen, nachdem gewiſſe Faktoren 
gehört worden find. Der Kreis der antrags- und anhörungs- 
berechtigten Faktoren beftimmt fi burd ihre Beziehung zu einer 
der bei der Veränderung „beteiligten Anftalten“. Beteiligt ift aber 
jede beftehende Anftalt, welche durch die beabſichtigte Veränderung 
irgendwie betroffen würde. Hiernach find zunächſt zum Antrage 
und, wenn derfelbe von anderer Seite geftellt ift, zur Anhörung be- 
rechtigt die Ausſchüſſe der beteiligten Anftalten und ſodann bie 
Garanten und Supergaranten derſelben.'e) Dabei werben bie 


=) Bl. Bd.1 &.677 R.28. Ebenſo mit Bezug auf eine Anderung bes 
Sites ber Anftalt: oben $ 31 IV a. €. 

16) Vgl. analog Bd. I S. 678 N.29. Werden im Berfolg ber „Berände 
zungen“ neue Anftalten begründet, fo gilt für bie Errichtung ihrer Statuten 
das oben IL Dargefteltte. 

) Er wird in $ 100 Abſ. 1 als „Genehmigung“ bezeichnet; vgl. Bd. J 
©. 662 R. 14. 

) In diefer Weife laffen fi die ausfüßrlihen Beftimmungen in $ 100 
Abſ. 1 zufammenfaffen. Beteiligt iſt aljo eine Landesregierung dann, wenn 
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Staaten von den Regierungen, die weiteren Kommunalverbände von 
ihren „Vertretungen“ !%) repräfentiert. 

c) „Eine Zufommenlegung, Teilung oder Aufhebung beftehenber 
Verfiherungsanftalten bebarf der Zuftimmung des Reichstags” 
(& 100 Abſ. 2). 

aa) Das Erfordernis der Zuftimmung bes Reichstages bebeutet 
nicht, daß die Beftandsveränderung der Verfiherungsanftalten in der 
Form eines Neichsgefeges erfolgen müfje.?°) Vielmehr bleibt fie 
auch formell ein Vermaltungsaft des Bundesrats, welcher aber zu 
demfelben in gewiſſem Umfange die Zuftimmung bes Reichstages 
einzuholen verpflichtet ift. Die befonberen Vorſchriften, welche fich 
in der Gefchäftsorbnung des Reichstages auf die Beratung von Ge— 
ſetzesvorſchlägen beziehen, @*) greifen daher nicht Pla, eine Ver— 





Gebietöteile ihres Staates zu einer der beteiligten Anſtalten gehöten; nicht 
noiwendig dagegen ift, daß ihre Gebietäteile ſeibft unmittelbar von ber Ver⸗ 
änderung betroffen werben. Die preußifge Regierung kann alſo 3. ®. für 
fih allein beantragen, baf das Herzogtum Anhalt von ber Anftalt Sachſen⸗ 
Anhalt (Nr. 8) abgetrennt und einer anderen Anftalt zugefchlagen werde. Die 
Wortfaffung in $ 100 Abſ. 1 Sah 2 „deren Gebiete bei der Veränderung ber 
teiligt find“ bringt das nicht fo deutlich zum Ausdruck, als bie in Sag 1 „defien 
Gebiet die Verfiherungsanftalt ganz oder teilweiſe umfaßt". — Vorausgeſetzt 
iſt weiter, baß eine bereits beftehende Garantie oder Supergarantie vorliegt. 
Ein weiterer Rommunalverband des ſachſiſchen oder württembergiihen Staates 
(AR. 00 &. 369, 370) Hat daher fein Recht, beim Bundesrat zu beantragen, 
daß für ihn eine eigene Anftalt unter feiner Garantie errichtet werde. Ebenfo- 
wenig hat er, genau entiprechend dem $ 65 Abf. 1, ein Recht, gehört zu werben, 
wenn bie fähffe ober mürttembergifhe Regierung bie Verwandiung ihrer 
Zandesanftalt in mehrere Kommunalanftalten beantragen würde. — Soweit 
aber nad Satz 3 die Vertretungen ber Kommunalverbände antrags- und ans 
hörungäberechtigt find, kann ihnen dies Recht von ber Landesregierung nicht 
beeinträchtigt werben. 

») In Preußen ber Provinzialausſchuß (UN. 00 S. 367), in Bayern ger 
mäß dem $ 31 2.17 Bemerkten (übereinftimmend Graßmann Anm. 5 zu 
$ 100) die Lanbräte. 

©) Die Frage ift bei den Beratungen bed Reichstags ausführlich zu $ 32 
Abſ. 6 erörtert worben, bei beffen Veſprechung bazauf zurüdgelommen werben 
wird. — Natürlich ift die Eintleidung in bie Form des Geſehes im Ein- 
verftänbnis von Bundesrat und Reichstag nicht auägeichloffen. 

200) $$ 18-21 der Beichäftordnung o. 10. Febr. 1876 (abgebrudt in ben 
„Annalen“ 1877 S. 490 fi. und bei Perels, Autonomes Reichstagsrecht 
S. 109 ff.). Daſelbſt ift insbeſondere eine unbebingte breimalige Lefung bed 
Entwurf3 verlangt. Dagegen kann bei Anträgen des Bundesrat, wenn fie 
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tünbigung in der Form des Reichsgeſetzes im Reiche-Gefegblatte findet 
nicht ftatt; namentlich aber ift die Zuftimmung des Reichstages nad) 
außen hin feine Bedingung für die formale Rechtsgiltigkeit des 
Bundesratsbeſchluſſes, vielmehr ihre Einholung nur eine Pflicht des 
Bundesrats gegenüber dem Reichstage, auf deren Erfüllung dieſer 
allein Anſpruch hat.2!) Gerade das legtere ift im Hinblid auf 
den nicht zmweifellofen Umfang des Zuftimmungsrehts von Be 
deutung. 

bb) Wie fhon aus dem fpezialifierten Wortlaut von Ab. 2 
hervorgeht und durch die Materialien beſonders beftätigt wirb,22) 
bezieht fi das Zuſtimmungsrecht des Reichstages nicht unbedingt 
auf alle unter Abf. 1 begriffenen Fälle von Beftandsveränderungen. 
Vielmehr wollte man zum Schuge der Verficherungsanftalten nur 
„weſentlichere“, ihrer Selbftändigfeit und Größe abträgliche Bezirks- 
veränderungen der Genehmigung des Reichstags vorbehalten.”) 
Daher unterfteht ihr zunächft jede ſolche Veränderung, mit welcher 
die völlige Aufhebung einer Anftalt verbunden ift, insbeſondere auch 
jede Zufammenlegung zweier oder mehrerer Anſtalten,“) mag an 
Stelle ber vereinigten eine neue fonftituiert oder die eine der (bes 


Geſetzentwurfe nicht enthalten, mit deffen Zuftimmung das abgekürzte Verfahren 
nad $ 23 (einmalige Beratung und Abftimmung) befchlofien werben. 

2?) Labanb, Reichsſtaatsrecht, 3. Aufl., 8b. I S. 364 f. 

27) Der in der 1. Rommiffiondlefung angenommene Zuſatz, welcher fchlecht- 
weg dahin lautete: „Cine Veränderung des Umfangs ber beftehenden Ber: 
figerungsanftalten bedarf der Zuftimmung des Reichstags“ wurde bei der 
2. 2efung zu Gunſten ber jegigen Faffung wieder geftrichen. Wenn nichts⸗ 
beftoweniger Gebhard⸗Düttmann Anm. 6 a. E. zu $ 100 aus ben Ber: 
Handlungen ber Rommiffion zum jehigen Abſ. 3 fliehen wollen, daß nad; An- 
nahme bes letzteren „zu jeber Veränderung, die ber Genehmigung des Vundesrats 
unterliegt, auch bie Zuftimmung bes Reichstags einzuholen if”, fo überiehen 
fie, daß bie Bedenken, melde zur Cinfügung von A6j.3 führten, nicht bie 
einzigen waren, welche einem fo umfaflenden Zuſtimmungsrecht des Reihätages 
entgegenftanben. gl. ſchon die Worte: „Rlargeftellt müffe aber namentlich 
werben‘. KRomm.Ber. zu $ 41 und $ 66. 

2) Romm.Ber. zu $ 66; vgl. aud die ausführlichen Debatten bei ber 
2. Plenarberatung Sten.Ber. S. 2382— 2391. 

28) Gerade der Sinweiß auf bie eventuelle Zufammenlegung preußiſcher 
Anftalten Hatte bei den Verhandlungen über den vom Entw. IVG. vorge 
ſchlagenen Laftenauägleic feinen Einbrud auf den Reichstag nicht verfehlt. Dgl. 
die in vor. R. citierten Debatten und befonderd die Rebe des Abg. Bike, 
Sten.Ber. S. 2383. 
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ftehenbleibenden) anberen einverleibt werden. Unter die „Teilung“ 
fällt zunächft unzweifelhaft der Fall, daß an Stelle einer aufgehobenen 
Anftalt mehrere neue errichtet werben.) Da fie aber doch neben 
der „Aufhebung“ felbftändige Bedeutung haben fol,*) und da die 
Abficht des Reichstages bei Einfügung des ganzen Abſ. 2 Doch augen- 
fcheinlich nicht durch die Form, fondern durch den Inhalt der Be— 
ftandsveränderung beftimmt wurde, fo wird auch dann bie Zuftim- 
mung des Reichstags nötig fein, wenn ohne Aufhebung einer Anftalt 
„wejentliche” Teile derfelben von ihr losgetrennt und entweder zu 
einer felbftändigen Anftalt Tonftituiert ober einer anderen Anftalt 
zugeſchlagen werden follen.) Was an Größe freilich zu einer ſolchen 
„wejentlicheren Bezirksveränderung” gehört und wie fie fih von 
einer bloßen „Abtrennung Eleinerer Bezirke” 2°) unterſcheidet, das 
läßt ſich ziffernmäßig nicht feitftellen und muß der Verftändigung 
zwiſchen Bundesrat und Reichstag im einzelnen Falle überlaflen 
bleiben. Bebeutfam für die Entſcheidung wird namentlich fein, ob 
& fih nur um eine Abzweigung aus Gründen organifatorifcher 
Zwedmäßtgfeit handelt, oder ob durch diefelbe eine entſcheidende 
Einwirkung auf die Vermögenslage der Anftalten ausgeübt werben 
fol, welche der Reichstag in erfter Reihe feiner eigenen Kognition 
vorbehalten wiſſen wollte.2”) 

d) Wie bereits Bd. I S. 679 f. aus den Materialien des ©. 89 
entwidelt, beziehen ſich die vorbeſprochenen Beftimmungen nieht auf 





2) Auch wenn dieſelben ſamtlich dem gleichen Einzelſtaate angehören; vgl. 
das im Komm.Ber. zu $ 66 erwähnte Beiſpiel einer Teilung ber Verſicherungs- 
anftalt Baden. 

3%) Bol. die Entftefung des jetigen Wortlaut® im Romm.Ber. zu $ 66 
(Antrag Nr. 1: „Sufammenlegung“, ergänzt burh „Zeilung oder Aufhebung“). 

25) Daß, falld man das Zuftimmungdrecht des Reichslages auf bie Fälle 
einer mit Aufhebung verbundenen Teilung beſchränken will, dasſelbe leicht 
illuſoriſch gemacht werben Tann, liegt auf der Hand. Der Wortlaut bed Geſetes 
fReht der hier vertretenen Auffaflung nicht entgegen; ſpricht man bod auch von 
einer erften und zweiten Teilung Polens, aus denen letzteres feine Exiſtenz ald 
Staat noch gerettet hat. 

2°) Bgl die Erflärung eines Regierungsvertreterd im Komm.Ber. zu F 41. 

21) Bgl. oben N. 233. — Cine aus organifatorifhen Gründen erfolgende 
Abtrennung des oldenburgif—en Fürftentums Lübed von der Berfiherungsanftalt 
Schleswig⸗ Holſtein zweds Zufchlagung zur Verfiherungsanftalt Medienburg 
mürbe ich 3. 8. nicht als eine der Zuftimmung des Reichstags bebürftige Teilung 
der erftgebachten Anftalt behandeln. 


. 
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ſolche Fälle, in denen eine Veränderung der Anſtaltsbezirke nur als 
Folge einer Grenzberichtigung unter den ihnen zu Grunde liegenden 
territorialen Einheiten eintritt. Diefer Grundfag ift jegt in $ 100 
Abſ. 3 zum befonderen Ausbrud gelangt.) Wenn daher z. B. von 
einer preußifchen Provinz ein Kreis losgetrennt und ber Nachbar—⸗ 
provinz zugeſchlagen wird,2°) Tanın?©) feine Vereinigung mit der für 
letztere errichteten Verfiherungsanftalt erfolgen, ohne daß es des 
Verfahrens nach Abſ. 1 oder der Zuftimmung des Reichstages nach 
Abf. 2 des $ 100 bebarf.?!) Andererfeits wird aber auch jest die 
Bebeutung des Abf. 3 eit. auf die Fälle folder Grenzberichtigungen 
befehränft werben müflen und nicht auf eine Veränderung der terri» 
torialen Individualitäten felbft ausgedehnt werben dürfen. Wenn 
daher 3. 8. die Provinzen Dft- und Weftpreußen wieder zu einer 
einzigen Provinz vereinigt würden, fo würden trogdem die beiden 
Verfiherungsanftalten Oft- und Weftpreußen fo lange beftehen 
bleiben, ala nicht auf dem Wege von $ 100 Abf. 1 und 2 beren 
Vereinigung befchlofjen würbe.2) 

2. Für die Regelung der vermögensrechtlichen Wirkungen, 
welche durch Beftandsveränderungen unter den Verficherungsanftalten 
ausgelöft werben, geht das Gejeg in $ 101 zunächft von ber Unter 


2) Der Ausbrud „Berwaltungsbegirt“ iſt zu eng. Die Beftimmung ber 
sieht ſich au) auf Veränderungen der grundlegenden Kommunalverbänbe, wie 
‚auf Grenzberichtigungen zwiſchen mehreren Eingelftaaten. 

*) Das Beifpiel aus Komm.Ber. zu $ 66 Entm. 

30) Richt „muß“. Ich nehme an, daß z. B. der abgetrennte Kreis auch trotz 
der abminiftrattven Abtrennung von der Provinz bei feiner bisherigen Ber« 
ficherungsanſtalt belaffen werben fann, ohne bak es zur Serbeiführung biefes 
Refultated nunmehr umgekehrt eines Berfahrens nad) $ 100 Abf. 1 bedarfte. 

3) Die Bereinigung erfolgt dann durch bie betreffende Zanbeöregierung. 
Ob bei gemifchtftaatliien Anftalten (4. 8. Sadjfen-Anhalt, wenn biefelbe infolge 
abminiftrativer Vergrößerung ber Provinz Sachſen auf preußifder Seite er- 
meitert werben foll) ein Benehmen mit der anberen beteiligten Zanbeö- 
tegierung vorangehen muß, wird von dem Inhalt ber beftehenden Vereinbarung 
abhängen. 

%) Dabei würde dann allerdings zweifelhaft werden, wer als Garant der 
beiden Anftalten, denen nunmehr ein felbftändiger weiterer Rommunalverband 
nicht mehr zu Grunde liegen würbe, behandelt werden müßte: die vereinigte 
Provinz (OR: und Weft:) Preußen, ober der preußiſche Stact, für deffen „Be: 
bietßteile“ bie beiben Anftalten jept errichtet find. Ich nehme das lehtere an, 
da dad Geſeh eine Sutzeffion in die Garantiepflicht, wie fie bie erfte Alternative 
mit fih bringen wurde, nicht kennt. 
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ſcheidung aus, ob die Veränderung zur Auflöfung einer Anftalt führt 
ober nicht. 

a) Findet eine Auflöfung nicht ftatt, wie namentlih in dem 
Falle, daß gewiſſe örtliche Bezirke aus einer Anftalt ausſcheiden und 
einer amberen binzutreten,”) fo treten vermögensrechtlihe Rück- 
wirkungen überhaupt nicht ein. Die Veränderung wird vermögens- 
rechtlich für die Vergangenheit überhaupt ignoriert. Die verkleinerte 
Anſtalt behält ungefhmälert ihr Vermögen nebſt allen barauf 
ruhenden Laften. Sie hat alle für fie bisher entftandenen privaten 
Verbindlichleiten zu befriedigen und wird auch bei der Renten— 
verteilung und Beitragserftattung in Zukunft für alle ihre, vor der 
Veränderung verwendeten Beitragsmarfen ebenſo belaftet, wie wenn 
diefelbe nicht eingetreten wäre.’*) 

b) Findet die Auflöfung einer Anftalt ftatt, jo find drei Mög- 
lichfeiten gegeben (Abf. 2): 

aa) Die erfte Möglichkeit tritt ſubſidiär und von felbft kraft 
Gefeges ein, wenn feine ber beiden anderen ſich verwirklicht. Es 
ift dies ber Fall der garantiemäßigen Sufzeffion (vgl. oben $ 31 
V gif. 24). Der Garant der Anftalt oder die mehreren gemein- 
ſchaftlichen Garanten berjelben übernehmen kraft Univerſalſukzeſſion 
das Vermögen der aufgelöften Anftalt nebft allen Rechten, Ber- 
bindlichkeiten und ben aus ber Markenverwendung entftandenen 
Anwartſchaften. Die Sufzeffionsquote?°) beftimmt fi unter 


”) Es ift bier gleiviel, ob biefe Veränderung auf Grund von $ 100 
Abf. 1 ober 3 vor fich gegangen ift. 

%) Der Wortlaut deö G. 89 hob direkt hervor, daß ber verkleinerten An⸗ 
ftalt „Die Verpflichtung zur Befriedigung aller Anſprüche verbleibt, melde auf 
Berwendung von Beitragsmarken dieſer Berfiherungsanftalt beruhen“. Der 
neue Sept fpricht ſchlechtweg von bem Verbleiben „aller bis zu dieſem Zeitpunkt 
entftandenen Verpflichtungen“. Die Anderung hat nad den Mot. zu $$ 66, 
67 a. E nur vebaltionelle Bedeutung. Als Märenb kann fie nicht gerade ber 
zeichnet werben. Sie bringt zwar zum Ausbrud, daß auch bie privatrechtlichen 
Berpflichtungen ber Anftalt verbleiben, drängt aber das Berftänbnis dafür, daß 
aud) bie erft in Zufunft zur Feftftellung gelangenben, auf Beitragdmarten 
der Anftalt berußenden Anfprühe und Zeilanfprüge ($ 125 Abſ. 2 mit $ 33 
Abf. 2) von ihr befriebigt werben müffen, mehr in den Sintergrund. — Über 
bie ratio legis ber Beftimmung vgl. Bb.1&.683 R.43. Sie trifft umfomehr 
zu, nachdem bad IBG. zum Syſtem der Anwartſchaftsdeckung zurüdgelehrt ift. 

*) Bis zur Seftftellung berfelben wird der fubfiviäre Mabftab des $ 68 
Abſ. 2 (Bevölterungäziffer) zur Anwendung gelangen müffen. 
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mehreren Garanten nad Vereinbarung; eventuell wird fie Durch den 
Bundesrat oder, wenn nur Kommunalverbände desſelben Staates 
als Garanten in Betracht fommen, durch die Landesregierung be— 
ftimmt.*) 

bb) Die beteiligten d. 5. diejenigen Landesregierungen, welche 
mit Gebietöteilen an einer der von der Veränderung betroffenen 
Anftalten beteiligt find, bürfen nah neuerem Net?) das DBer- 
mögen der aufgelöften Anftalt „denjenigen Verfiherungsanftalten, 
welchen die Bezirke der leteren überwieſen werben, übertragen”.?) 
Auch hier findet Univerfalfufzeffion in dem oben feftgeftellten Um- 
fange, aber nicht kraft Gefeges, fondern kraft behörbliher Zu- 
weiſung ftatt.””) Die letztere ſetzt Einftimmigfeit ber beteiligten 
mehreren Landesregierungen, namentlich auch über die Sufzeffions- 
quote voraus. Eine Zuftimmung derjenigen Rommunalverbände, 
welche ala Garanten, fei e8 der aufgelöften, fei e8 ber übernehmenben 
Anitalten in Betraht fommen, oder auch nur deren Anhörung ift — 
eine auffallende Lüde im Gefege — nicht vorgefhrieben. 

cc) Mit Genehmigung der beteiligten Landesregierungen kann 
das Vermögen der aufgelöften Anftalt „von einer Berfiherungs- 
anſtalt“ oder, wie das ©. 89 fagte, von einer „anderen Verſiche- 
rungsanftalt übernommen werben. Auch hier liegt Adjudikation, 
aber auf Grund der Zuftimmung der übernehmenden Anftalt vor. 
Unter Borausfegung der legteren kann hier die Zumeifung aud an 
eine einzelne*°) von denjenigen Anftalten erfolgen, denen Bezirke der 
aufgelöften Anftalt angejhlofien werden,“) ja fogar, wie bei ber 
Allgemeinheit des Wortlauts angenommen werden kann,“) auch an 


2%) Bl. 80.1 ©. 683 N. 45. 

=") Das ©. 89 kannte biefes Recht auf zwangsweiſe Übertragung nicht: 
Rot. zu $$ 66, 67 Entm. 

2) Die Beſtimmung ermöglicht insbeſondere auch bei einer Zuſammen ⸗ 
legung von Anftalten bie Sutzeffion ber Geſamtanſtalt in die Maflen der 
früeren Eingelanftalten, welde in den anderen Arbeiterverfiherungsgefegen 
für analoge Fälle unmittelbar vorgefehen ift: ngl. Bb.I &. 683 N. 44. 

*) Bel. Bd. J S. 681 R. 39. 

0) Raturlich ift die Übernahme durch mehrere Anftalten nad} vereinbartem 
Mafftabe nicht ausgeſchloſſen. 

) Der Unterfhieb von dem Falle bb ift, da aud) in letterem bie Rer 
gierungen die Sutzeſſionsquote für einzelne Anftalten beliebig niebrig feftfepen 
tönnten, nicht von allzu großer praktiſcher Bebeutung. 

+) So wohl auch Gebhard: Düttmann ©. 470 oben. 
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‚eine von der Veränderung der Bezirke überhaupt nicht betroffene 
Anftalt; nur werben in legterem Falle doc jedenfalls die an der 
übernehmenden Anftalt beteiligten Landesregierungen mit der Über- 
nahme einverftanden fein müfjen. Die garantierenden Kommunal- 
verbände bleiben dagegen auch hier ausgefchaltet. 

e) Wie ſchon aus den bisherigen Erörterungen hervorgeht und 
auch in Bd. I S. 676, 678 feftgeftellt wurde, bilden die in $ 101 
Abſ. 1 und 2 behandelten Fälle Feine unbedingt einander aus- 
ſchließenden Gegenfäge. Die Teilung einer Anftalt kann z. 8. fo 
vorgenommen werben, daß aus einer beftehenbleibenden Anftalt ein 
Teil ausgeſchieden und zu einer neuen Anftalt Eonftituiert ober fo, 
daß die Anftalt ganz aufgehoben wird und aus ihren Teilen zwei 
neue Anftalten begründet werden.““) Im letzteren Falle „führt die 
Veränderung” bei gleichem praktiſchen Refultate „zur Auflöfung der 
Verficherungsanftalt” (Abf. 2), im erfteren nicht (Abf. 1). Hieraus 
umd aus der Verfchievenheit der in Abf. 2 gegebenen Möglichkeiten 
‚erhellt, daß die Geftaltung der vermögensrehtlihen Wirkungen bei 
Beftandsveränderungen ber DVerfiherungsanftalten nur einer ſehr 
geringen Bindung duch das Gefeg unterliegt, ein Umftand, der 
namentlich auch den Reichstag veranlaffen kann, vor Erteilung feiner 
Zuftimmung ($ 100 Abf. 2) eine binbende Erklärung der Regie 
rungen nad) jener Richtung zu provozieren.) 

d) Der $ 102 behandelt „Streitigkeiten, welche in Betreff ber 
Vermögensauseinanberfegung zwiſchen den beteiligten Verficherungs- 
anftalten entftehen”. Für fie weiſt das Geſetz zunächſt auf eine 
„Berftändigung über eine ſchiedsrichterliche Entſcheidung“ Hin. Hier—⸗ 
über ift bereits in Bd. 1 ©. 783 f. ausführlich gehandelt worben.*°) 
Eventuell wird die Entfeidung dem RVA. bezw. LVA. ($ 111) 
übermiefen.**) Für die Beurteilung der Art diefer Streitigkeiten 


“) Bol. Bd. 1 S. 676 N. 25. 

+) Dazu Gebhard: Düttmann Anm. 4 zu $ 101. — Ergeht die Zus 
ftimmung des Reichstags in der Form bed Geſetes (vgl. oben N. 20), fo kann 
dasſelbe jebe beliebige, auch von $ 101 abweichende Regelung der Vermögens» 
‚außeinanberfegung in fi) aufnehmen. gl. dazu aud Sten. Ber. ©. 2394 A. 

#) Bgl. dort namentlich über die Ablehnung einer verbindlichen Kraft von 
Buch X der CPO. auf welches ſich aud) bie neueren Kommentatoren zum IB®. 
immer wieber beziehen. 

+) Die Entſcheidung erfolgt durd die Spruchſenate: $ 110 Ziff. 2 und oben 
829 R. 30, 8 30 R. 2. 





8 33. Anſtaltsorgane. 301 


muß man fi) vergegenwärtigen, daß die Sukzeſſionsquote bereits in 
dem Verfahren na $ 101 beftimmt ift und daher als ſolche hier 
ausſcheidet; im übrigen werden aud andere als Recitsftreitigkeiten 
3. B. Streitigkeiten über bie tatfächliche Verteilung der vorhandenen 
Vermögensbeftandteile hier in Betracht kommen können.) Wie es 
mit gleichartigen Streitigkeiten gehalten werben foll, welche zwiſchen 
mehreren Garanten (Staaten oder Kommunalverbänden) oder etwa 
auch zwifchen folden und Verfiherungsanftalten in Betreff der Aus- 
einanberjegung entftehen, jagt das Gefeg nicht. Es ift im Anſchluß 
an eine Äußerung der Motive eine analoge Anwendung des $ 102 
auch auf ſolche verteidigt worden.) Jedoch würde eine Judikatur 
des RUN. in Streitigkeiten zwiſchen Staaten mit ber fonftigen 
Stellungnahme des Geſetzes unvereinbar fein. Vielmehr wird hier 
in Analogie von $ 101 Abf. 3 ein Eintreten des Bundesrats oder, 
wenn nur Kommunalverbände und Anftalten desſelben Staates in 
Betracht Fommen, der Landesregierung am Plage fein. 


e) Iſt die Vezivksveränderung durchgeführt, fo beftimmen ſich 
die Garanten und Supergaranten der neuen ober in ihrem Beitande 
veränderten Anftalten nad) den allgemeinen Grundfägen (oben $ 31 
V Ziff. 1) und nach Maßgabe der neu geregelten territorialen Zu— 
fammenfegung. Die Haftung der Garanten (oben $31 V Ziff. 2b 
und e) erſtreckt ſich insbefondere auf alle Verbindlichkeiten, welche 
fi nunmehr nad Maßgabe der geſchehenen Vermögensauseinander- 
fegung in der zu garantierenden Anftalt tonzentrieren, ‚ohne Rückſicht 
darauf, für welde Anftalt fie urſprünglich entftanden find. 


8 33. Anftaltöorgane. 


I. Organe der Verfiherungsanftalt find phyſiſche Perfonen oder 
Mehrheiten von ſolchen, welche vermöge ihrer Stellung im Anftalts- 
organtsmus dazu berufen find, den Willen der Anftalt zu bilden 
und zu äußern, d. h. in deren Namen zu wollen und zu handeln 
(ogl. Bd. J S.685). Das Geſetz felbft führt eine Reihe von An- 


) Man bene z. B. an Streitigleiten wegen ber Zumeifung eines Invaliben- 
hauſes ober einer Seilanftalt, 
=) Boſſe-v. Woedtle Anm.2 zu $ 68 G. 89. 
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ftaltsorganen auf,') welche teils notwendig vorhanden fein müſſen, 
teile nur vorhanden fein fönnen; darüber hinaus können aud) durch 
Die Autonomie der Anftalten felbft andere, im Geſetz nicht vor- 
geſehene Organe gefcaffen werben.?) Zu den im Gefeg erwähnten 
Organen gehören zunächft die unbedingt notwendigen Zentralorgane 
der Anftalten: Ausſchuß und Vorſtand,“) welche in dieſem Para= 
graphen befonders beſprochen werben follen (II und II). Vom 
Geſetz ausdrücklich zu Anftaltsorganen erklärt *) find ferner die ört- 
lichen Rentenftellen, deren Errichtung von den verſchiedenſten Willens- 
entſchließungen abhängig gemacht ift?) und die bisher praftifche Be— 
deutung nicht erlangt haben. Anftaltsorgane find auch die gemäß 
$ 148 Ziff. 2 von den Verfiherungsanftalten ſelbſt für den Einzug 
der Beiträge gegebenenfalls eingerichteten „örtlichen Hebeſtellen“; 
neben ihmen werben aber auch, wie ſchon an anderer Stelle hervor- 
gehoben, die fonftigen „Einzugaftellen” des $ 148 Ziff. 1 und 2 
Krankenkaſſen, Gemeindebehörben, andere von der Landesregierung 
bezeichnete Stellen), obwohl fie im ganzen nicht in den Anftalts- 
organismus eingegliedert find, ja zum Teil eigene forporative 
Organismen darftellen, im Rahmen ihrer Funktionen vom Geſetz als 
Anftaltsorgane bezeichnet und behandelt.) ALS ſolche müflen endlich 
aud die Kontrollbeamten, welhe von den Anftalten zur Über 
wadhung ber Beitragsentrihtung angeftellt werden können, betrachtet 
werben.') 


b) Weggefallen find im neuen IVG. die früher obligatoriſchen „Ber: 
trauensmänner“ (Bd. I S. 686 N.3) unb der bedingt notwendige Auffichtärat 
(8b. I ©. 686, 646), letzterer, nachdem jetzt die Zuziehung von Bertretern ber 
Arbeitgeber und Verſicherten zum Borftande dur Beje geboten ift. 

2) 8 73 Abſ. 1; gl. Bd. 1.686. Dahin gehören 5. 8. die durch Statut 
vorgefehenen ober im fpeziellen Fall eingejegten befonberen Ausihüffe (zur Bor» 
prüfung ber Jahresrechnung ober des Voranſchlags; vgl. Bebhard-Dütt- 
mann Anm. 2 zu $ 87), Rommiffionen ober Vermaltungsftellen (etwa für ein 
Invalidenhaus oder eine Heilanftalt). 

3) 8 „Drgane" bezeichnet 5. B. in $ 95. 

9) 579 %5j.4. Über die Bedeutung biefer Beftimmung ogl. oben $ 27 IV. 

®) Bsl. oben $ 27 Einleitung und Ziff. I. 

%) Bgl. $ 163, fowie Bd. J S. 685 N. 1 und oben $ 24 R. 17,8 25 R.9. 

?) Allerdings werden fie Im jebigen Texte des $ 161 Abſ. 2 (vgl. $ 126 
Abſ. 2 ©. 89) als „Beauftragte” ber Verfiherungsanftalten den Organen ber- 
jeden an bie Seite geftellt, ein Umftand, ber bie Kommentatoren (befonbers 
entſchieden Ifenbart-Spielhagen Anm. 4 zu $ 161, Anm.2 zu $ 73, 
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In einer großen Reihe von Stellen gibt das Gefeg Beftim- 
mungen, welche es ſchlechtweg auf bie „Organe der Verficherungs- 
anftalten” bezieht.) Damit find nicht immer notwendig alle An- 
ftaltäorgane gemeint, vielmehr ftets nur Diejenigen, auf melde bie 
Vorausſetzungen ber betreffenden Beitimmung zutreffen.) Cs bedarf 


Anm. 3 zu $ 109, aber auh Gebharb-Düttmann Anm. 2 zu $ 73 und 
Grapmann Anm. 2 zu $ 109) vielfach veranlaft Hat, bie Kontrollbeamten 
aus dem Kreife der Anſtaltsorgane auszuſchließen. Trotzdem müſſen fie an- 
erkennen, daß diejelben in verſchiedenen Gefegeäftellen, mo von den Drganen 
der Berfigerungsanftalten ſchiechtweg bie Rebe ift, unter biefen mitbegeiffen 
find, jo in $ 172 (Rechtshilfe; vgl. oben $ 25 R.10, Ijenbart-Spiels 
Hagen Anm. 5, Gebhard-Düttmann Anm. 8 ad h. L) und $ 185 (Offen 
Sarung von Betriebögeheimniffen; vgl. Sfenbart-Spielhagen Anm. 2). 
Bel. auch $ 139 Abſ. 2 und $ 163. Im der Tat handelte es ſich aud in $161 
bei der Hinzufügung ber Worte „und ihren Beauftragten”, melde nad ben 
Mot. zu $$126—128 „meientlic rebaftionelle Bedeutung“ Kat, im Hinblid auf 
vie völlige Gleichſtellung der Organe und Beauftragten nur um ein zur 
größeren Sicherung des Berftändniffes vielleicht mit Rückſicht auf mögliche 
Zweifel (vgl. auch AR. 99 ©. 379 Rr. 707; oben $ 25 R.10) beigegebened 
Superfluum. Die Gründe aber, mit denen Iſenbart-Spielhagen Anm. 4 
zu $ 161 ihren Standpunkt innerlich zu rechtfertigen fuden, dürften nicht ftiche 
haltig fein. Der Umftand, daß die Kontrollbeamten Angeftellte des Vorſtandes 
find und in deſſen Auftrag handeln, ſchließt ihre Organftelung nit aus, da 
es unmittelbare und mehr oder weniger mittelbare Organe geben fann (vgl. 
Vierte, Deutfhes Privatrecht IS. 511 f.). Und wenn bie genannten Kom- 
mentatoren zum Begriffe bed Organs „ein, innerhalb gemifler, wenn auch 
enger Grenzen felbftändiges Funktionieren” verlangen, fo fann bie Allgemein, 
gültigfeit dieſes Mertmald (deffen Bedeutung für beftiminte Redtäfeagen nicht 
geleugnet werben foll; ogl. bie oben $31 R.2 angeführte frühere veijägerichtliche 
Zudilatur) Bier auf ſich beruhen, da eine ſolche Selbftändigfeit der Prüfung 
und Entigeibung, wenn aud unter Aufſicht und Verantwortlichkeit des Bor- 
Rande, in den Grenzen ihres Amtsauftrages den Rontrollbeamten ſicher nicht 
abgeht und nad) $ 161 gar nicht abgehen ann, wie auch von Gebhard⸗ 
Düttmann Anm. 2 zu $ 73 Tonftatiert wird („bie freilich in ber Regel bis 
zu einem gewiſſen Grabe auf felbftändige Zätigfeit angemwiefenen Kontroll« 
beamten*). — Die „Beauftragten* der Berufögenoffenfchaften ($ 82 UB®. v. 
1884) find im Komm.:Ber. dazu ausbrüdlih ald deren „Drgane* bezeichnet 
worden; vgl. auch Piloty, Reichsunfallverſicherungsrecht S. 447 ff. 

®) Diefe Stellen find: 555 3iff. 1, $ 56 (vgl. oben $ 24 L, VD, $ 73 
Abſ. 1, 88 75, 87, 89, 92, 98, 96, 98, 108 Abſ. 3, $ 109 Abſ. 1, $ 155 
Abj. 1, $$ 156, 161 Abſ. 2, 8172 Abf. 1 (ogl. oben $ 25 I, 2), $ 178 Abf. 1, 
$ 185 Wj.1. 

®) So kommen z. 8. für $$ 87, 89 und 92 nur folge Organe in Bes 
tracht, in denen Bertreter der Beteiligten mitwirken. 
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gleiche Veftimmungen gelten, wie für die Wahlordnung zwecks Wahl 
der Laienbeifiger bei der unteren Verwaltungsbehörbe.'?) Die gleiche 
Übereinftimmung befteht in Bezug auf ben die Wahl leitenden Kom- 
miffarius und die Entſcheidung von Wahlſtreitigkeiten.) Kommt 
eine Wahl nicht zu ftande oder verweigern bie Gewählten die Dienft- 
leiftung, fo erfolgt hier die Ernennung der Vertreter durch die für 
den Anftaltsjig zuftändige untere Vermaltungsbehörbe ($ 90 Abſ. 3). 
Die Zahl der Vertreter beträgt für jeden der beiden Stände min- 
deftens fünf; eine größere Zahl kann bis zur Genehmigung des 
Statuts von der Landesregierung des Anftaltsfiges, für die fpätere 
Zeit durch das Statut, welches darüber eine Beftimmung enthalten 
muß, feftgefegt werben.) Für jeden einzelnen Vertreter muß min- 
deſtens ein erfter und ein zweiter Erfagmann gewählt werden; auch 
Die Zahl der Erfagmänner kann in gleicher Form, wie die der Ver- 
treter erhöht werden.'%) Die Funktion der Erfagmänner ift eine 
Doppelte. Sie find einerfeits eigentliche Erfagmänner in dem Sinne, 
Daß fie im Falle des Ausſcheidens eines Vertreters während der 
Wahlperiode für den Neft derjelben in der Reihenfolge ihrer Wahl 
an deſſen Stelle treten. Sie find aber andererſeits zugleih auch 
Stellvertreter, indem fie in einzelnen Behinderungsfällen an Stelle 
der eigentlichen Vertreter zu den Sigungen einzuladen find.'') 
Über die Zuläffigfeit der Amtsnieberlegung während der Wahl- 


12 877 A. 1 — $ 63 Abſ. 1. Bol. oben $ 26. N. 54. Die für Preußen 
von ben Oberpräfibenten erlafene Wahlorbnung ArbV. 99 &. 621, bie des 
LSIA. für Bayern Grapmann ©. 1012, bie de württembergiicen LUX. 
Biefenberger &. 298, die des badiſchen Min. d. Innern Mufer ©. 213. 

877%. 1,3 =: 563 Wf. 1, 3. 

1%) 8 76 Abj. 1 mit $ 70 Siff 2. Tatſachlich bewegt fih bie Zahl ber 
Ausſchußmitglieder bei den einzelnen Berfiherungdanftalten zwiſchen 5 und 20 
(AR. 00 ©. 383 fi). 

%) Der Ieftere Punkt iſt im Geſet ($ 77 Abſ. 2) nicht geregelt. Nach ben 
Mot. zu $$ 49, 50 Entw. IVG. „kann die Beftimmung der Zahl der Erſatz⸗ 
männer über die Mindeftzapl hinaus durch bie Wahlordnung erfolgen". Na) 
Gebhard Düttmann Anm. 2 zu $ 77 „Kann dies jebenfalld auch durch 
Statut gefehen". Die Auffaffung bes Xertes ſcheint die einzig folgerichtige 
zu fein. 

) $ 77 Abſ. 2. Das nägere über bie Ladung ber Stellvertreter gehört in 
das Statut. Bis zur Genehmigung desſelben hat nach $ 78 Abi. I der Vor⸗ 
figende des Borftandes „für diejenigen Mitglieder, melde am Srſcheinen be- 
hindert find und ihm bied rechtzeitig mitteilen, bie Erfagmänner zu laden“. 


Roftn, Reit bes Urbeiterberfiherung. Banb IT. 20 
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periode, fowie über eine Amtsenthebung enticheivet, wie bei den 
Laienbeiſitzern der Rentenftellen,'*) der Anftaltsvorftand vorbehaltlich 
der Beſchwerde an das Verfiherungsamt ($ 91); bei grumblofer 
Anlehnung der Wahl oder Pflichtverlegung hat der Vorfigende des 
Vorftandes eine Befugnis zu Gelpftrafen bis zu 500 M. (8 90 
Abf. 2). Das Amt der Ausfhußmitgliever ift ein Ehrenamt,') 
für deſſen Bezüge $ 92 Sat 1%) Anwendung findet. In Er- 
mangelung eines ſchon beftehenden, biefelhen regelnden Statuts er- 
halten die Mitglieder des ftatutenberatenden Ausſchuſſes Vergütungen 
nad Beftimmung der für den Anftaltsfig zuftändigen Landes- 
regierung.?') 

2. Über die Konftituierung des Ausſchuſſes und feine Gefchäfte- 
behandlung hat in weitem Umfange das Statut Beftimmungen zu 
treffen ($ 70 Ziff. 2). Bis zur Genehmigung des Statuts??) wird 
der Vorfig im Ausſchuſſe kraft Gefeges ($ 78 Abf. 1) von dem 
BVorfigenden des Vorſtandes geführt; es befteht Fein rechtlicher 
Grund, die Aufnahme der gleichen Beitimmung als dauernden in 
das Statut für unzuläffig zu erahten.??) Stimmberedhtigtes Mit- 


") Val. $ 27 bei N. 288. 

») Ein „Öffentliches Amt“ bekleiden fie nit, da der Ausſchuß nicht die 
Eigenſchaft einer öffentlichen Behörde Hat. 

20) 8 92 Sag 2 wird aud hier (vgl. oben $ 28 R.43) von ber An- 
wendung (ohne geredtfertigten Grund) ausgefchloffen bleiben müflen. Die 
Feftſehung erfolgt durch ben Vorſtand bez. beffen Vorſihenden. 

2) g 78 Abſ. 2. Iertümfih meint Piloty Anm. dazu, daß bie hier vor- 
gefehenen Vergütungen als außerorbentlihe neben ben regelmäßigen nad 
$ 92 gewährt werben. 

22) Die „bis zur Genehmigung des Statut3“ geltenden Vorſchriften können 
noch von Bedeutung werden, wenn fi) mit „Veränderungen“ (vgl. oben $ 32, 
IN) Neugründungen von Anſtalten verbinden; vol. auch Mot. zu $ 48 
Entw. ITS. 

=) Ginen folgen will Piloty Anm. zu $ 70 Ziff. 2 aus $ 96 entnefmen, 
nad welchem „bei Abftimmungen der Organe im Falle der Stimmengleichheit 
die Stimme des Borfienden den Ausſchlag gibt“ und Weymann Anm. 1 zu 
$ 78 Hält „biefen Schluß für autreffend unb fo voll beweiſend, baf er nicht 
meiß, wie es möglich ift, um biefen Beweisgrund herum zu fommen“. Allein, 
daß er nicht zutrifft, wird ja gerade dadurch bewieſen, daß für bie Zeit bis 
zur Genehmigung bes Statuts $ 96 und $"78 bj. 1 neben einander beftehen 
(ogl. weiteres unten V, 2). Überhaupt fpridt doch die Vermutung Dagegen, 
daß eine Regelung, melde das Geſetz bis zur Genehmigung des Statut von 
ſich aus gelten läßt, nachher ceteris paribus ungejeglich fein fol. Endlich 
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glied des Ausſchuſſes ift der Vorfigenbe des Vorftandes allerdings 
in feinem Falle, auch niit, wenn er zum Vorfig in demſelben be— 
rufen ift?*) Auch über die Berufung des Augsſchuſſes hat das 
Statut das Nähere zu beftimmen; biefelbe kann jedenfalls dem Bor- 
figenden des Vorftandes ebenfo übertragen werben, wie fie ihm bis 
zur Genehmigung des Statuts kraft Geſetzes zufteht. Endlich 
ift die Regelung der Art der Beſchlußſaſſung dem Statut anheim- 
gegeben.) 

3. Dem Ausſchuß find ſchon kraft zwingenden Gejeges gewiſſe 
Zuſtändigkeiten teils zur ſelbſtändigen Erledigung, teils im Sinne 
einer Betätigung neben dem Vorſtande überwiejen.”) Mit dem— 
felben rechtlichen Effeft zählt $ 71 Abſ. 1 gewiſſe Funktionen auf, 
welde im Statut dem Ausſchuß „vorbehalten werben müflen”. Die 
Einzelheiten beider Kategorien gelangen gegebenen Orts zur Be 
handlung.?e) Bon allgemeiner Bedeutung ift, daß die Uberwachung 
Spricht der Umftand, daß in $ 70 Ziff. 2 bie Ordnung des Vorfiges im Aus: 
ſchuß dem Statut überlaſſen ift, dafür, daß das Beleg außer ber einfachen 
Wahl des Borfigenden aus ber Mitte des Ausſchuſſes, melde in $ 12 Abi. 1 
des Normalftatut3 von 1890 vorgefehen war, bie aber im Sinblid auf die im 
Ausfhuß vereinigten beiden Stände ihre eigentümlihen Schwierigfeiten haben 
ann, aud) nod andere Möglichkeiten offen halten wollte, unter denen in ber 
Tat die hier in Rebe ftehende befonder nahe liegt. Ich halte nad alledem bie 
in den bayriſchen Anftaltöftatuten im Sinne von $ 78 Abj. I getroffenen Ber 
ftimmungen jedenfalls für durchaus rechtsgiltig, mag man fie nun für zwed- 
mäßig (3.8. Graßmann Anm. I zu $ 78) oder ale „durchaus ungeeignet“ 
(4. 8. Ifenbart-Spielhagen Unm. I zu $ 78) erachten. Für bie Rechts- 
giltigteit außer den zulegt genannten Kommentatoren auch Gebhard-Dütt- 
mann Anm. 1 zu $ 78. 

2%) Es würde dann dasſelbe Verhältnis vorliegen, in welchem ſich 3. B. 
der preußifhe Landrat zum Kreistage befindet, falls er nicht ſelbſt gemähltes 
Mitglied desfelben iſt ($ 118 ber dftl. Areis:O. v. 13. Dez. 1872 mit Schön, 
Recht der Kommunalverbände in Preußen S. 394). Auch der Borfigende des 
Vorſtandes konnte ald Bertreter der Arbeitgeber in den Ausſchuß gewählt fein 
«übereinftimmenb Hier Weymann Anm. 1 zu $ 71). 

28) Zuläffigkeit ſchriftlicher Abftimmung, falls von keiner Seite Widerſpruch 
erfolgt: Rundichr. RIM. v. 21. Ian. 04, AN. ©. 252. 

2) Bol. $$ 45, 79 Abſ. 2, 3 (Errichtung von Rentenftellen; vgl. oben $ 27 I), 
$ 80 (extenfive Erweiterung des Aufgabenkreiſes der Rentenftellen; vgl. oben 
$27 I, $ 100 Abſ. 1 (Beränberungen ber Anſtaltsbezirke; vgl. oben. $ 32 
Sei R. 18). 

2%) Beſprochen ift bereits Ziff. 5 „die Beſchlußfaſſung über die Bildung von 

20 
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der Gefhäftsführung des Vorftandes jegt, nad Wegfal des Aufe 
ſichtsrats, dem Ausfhuß unbedingt zugewiefen werben muß ($ 71 
Ziff. D. Der Umfang diefer Überwachungsbefugnifie folgt, wie ſich 
aus der Entwidlung der Gefeßgebung ergibt, der Analogie des 
Aufſichtsrats bei der Aktiengeſellſchaft und umfaßt daher die ge 
famten Obliegenheiten des Vorftandes. Der Ausſchuß hat das Recht, 
Beſchlüſſe zu faſſen, welche ohne verlegende Form Maßnahmen des 
Vorſtandes mißbilligen und den Vorftand zu anderweitiger Stellung- 
nahme auffordern; in der Beſchwerdeführung bei der Aufſichts- 
behörde erfchöpft fich daher feine Befugnis nicht; doch fteht ihm eine 
Befehlsgewalt gegen den Vorftand nicht zu. Wohl aber kann er von 
demfelben jeberzeit Auskunft über die Geſchäftsführung verlangen 
und unter Umftänden aud das perfönliche Erſcheinen eines Ver— 
treters desſelben in der Ausfhußfigung behufs Ausfunftserteilung 
fordern.) Die nähere Regelung diefer Funktion, wie die fonftigen 
Beftimmungen über „Obliegenheiten und Befugniffe” des Ausſchuſſes, 
hat das Statut zu enthalten ($ 70 Ziff. 2). 

UI. Vorftand. Auch in ihm kommt jegt kraft Gejeges 
die Selbftverwaltung der Beteiligten zur Geltung ; doc} tritt fie hier 
weſentlich hinter dem ftaatlihen oder kommunalen Berufsbeamtentum 
zurüd (vgl. Bd. J ©. 644 ff.). 

1. Nachdem in der Praris von der rechtlich gegebenen Mög- 
lichkeit, die Geſchäfte des Vorftandes einer ſchon beftehenden Staats- 
oder Kommunalbehörde zu übertragen (vgl. Bd. I &.645 N. 13), 
überall fein Gebrauch gemacht worden ift, bildet der Vorſtand bei 
alfen Anftalten eine in organifatorif—her Beziehung felbftändige und 
für ſich beftehende Verwaltungsſtelle, welcher „die Eigenſchaft einer 
öffentlichen Behörde“ beigelegt ift.2) Zufammengefegt ift er not- 


Rücverfiherungsverbänden“ (ngl. oben $ 31 VI, 1) und Siff. 6 „die Abänderung 
des Statut8" (vgl. oben $ 32 bei R. 10). 

200) AN. 04 ©. 253 ff. Nr. 1102—1104. Die Koften der Überwachungs 
tätigleit gehören zu den Verwaltungskoſten ber Anftalt. 

MIT MT Sap 1; vgl. Bd.1S.651 N.9. — Auf den Anſtalts- 
vorftand finden daher gegebenen Falls alle diejenigen Gefegeäftellen Anwendung, 
welche ſich auf „öffentliche Behörben“ beziehen, 4.8. $ 415 CPO.: öffentliche 
Urkunden, $ 978 BOB.: Fund in den Geſchaftsraumen einer öffentlichen Ber 
börbde. Dagegen ift ber Vorftand nicht fpeziell eine Reichs⸗, Staatd: ober 
KRommunalbehörbe und die von folden ſprechenden Geegesftellen find auf ihn 
nidt ohne weiteres anmwenbbar. Daher genießt er z. B. die nur ben Reichs- 
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wenbigerweife aus einem ober mehreren „beamteten Vorftands- 
mitgliedern” ($ 74 Abſ. 1) und aus „Vertretern ber Arbeitgeber 
und ber Verſicherten“ ($ 74 Abſ. 2), denen fafultativ noch „andere 
Perſonen“ Hinzutreten können ($ 74 Abi. 3). 

a) Zu den beamteten Mitglievern gehört der „Vorſitzende des 
Vorſtandes“, welchem im Geſetze befondere Befugnifie und Pflichten 
beigelegt find.?*) Wird nur ein beamtetes Mitglied ernannt, wie 
bei den bayriſchen Anftalten,2) fo ift dieſes eo ipso Vorſitzender; 
werben mehrere ernannt, Jo ift eines von ihnen ausdrüclich als 
Vorfigender zu bezeichnen ($ 74 Abf. 1 Sa 3). Auf die Beftellung 
ſämtlicher beamteter Vorftandsmitgliever hat die Anftalt ſelbſt 
teinerlei Einfluß; vielmehr werben diefelben von Staats: oder 
Kommunewegen, je nad ber territorialen Grundlage der Verfiche- 
rungsanftalt, ernannt. Iſt die Anftalt für einen einzelnen weiteren 
Kommunalverband errichtet, jo erfolgt die Ernennung durch den 


behörben zuftehende Portofreiheit ($ 2 R®. v. 5. Juni 1869) nicht, während er 
allerdings das nad $ 1 Abſ. 3 RE. v. 28. Okt 1871 und ber Bel. des General» 
Poſtamis v. 28. Rov. 1871 ben öffentlichen Behörden zuftehende Recht beſiht, 
unfrantierte Briefe als „portopflihtige Dienſtſache“ unter Befreiung vom Zus 
ſchlagsporto zu verjenden. Für nicht zutreffend halte ich dementſprechend bie in 
AR. 01 S. 643 Nr. 951 ausgefprochene Anficht des RVA., daß in Preußen die 
Anftaltävorftänbe gemäß $ 35 des Einfommenfteuer-®. und Art. 47 IL, 1 ber 
Ausf Anw. dazu den Borfigenden der Beranlagungäfommiffionen amtliche Aus: 
Zunft über dad Dienfteintommen der Anftaltöbeamten zu geben haben, ba biefe 
Stellen nur von Staats: und Kommunal: Behörden bezw. Beamten veden. — 
Eine Portobegünftigung genießen die Organe der Verfierungsanftalten über 
haupt nad $ 8 X Ziff. 15 der Poft-Orbnung v. 20. März 1900 in Bezug auf 
die von ihnen abgeſendeten Druckſachen. Noch allgemeiner ift Ziff. 14 ebenda 
mit Bezug auf die Verſendung von Quittungskarten als Drudfachen. 

2) 2.8. $ 78. Abf.1, $ 90 Abſ. 2, $ 95. 

=) $2 BD. v. 14. Dez. 1899, Graßmann ©. 967 mit ©. 517. 

30) Rad} biefen richtet ſich aud) die Frage, ob Beftätigung durch die Landes · 
vegierung nötig {ft (ogl. 6.1 ©. 646 R. 14). Nach der monarchiſchen Ber 
faffung ber bayriſchen Kreiögemeinde (vgl. oben $ 31 N. 17), nach welcher auch 
die Kreisanftalten im vermaltungäreditlihen Sinne Staatäanftalten find und 
deren Beamte ſtaatlich ernannt werben (v. Seybel, bayr. Staatsrecht, 2. Aufl. 
3b. 11 &. 169, wird aud) das beamtete Rorftandämitglieb der bayriſchen Ber: 
figerungsanftalten ſtaatlicherſelts ernannt und zwar ber Kreisregierung ent 
nommen (vgl. auch Graßmann ©. 517), Doch ift dies ein befonderer Aus⸗ 
nahmefall, was Piloty S. 182 Anm. Abſ. 3 zu wenig beachtet. 
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Auch bei Anftalten für mehrere weitere Kommunalverbände beö- 
felben Staates fann die Landesregierung einem derſelben die Er- 
nennung übertragen; gefchieht dies nicht, fo erfolgt, ebenfo wie in 
allen fonftigen Fällen ſtaatlich ungemifchter Anftalten, die Beftellung 
der beamteten Vorftandsmitglieder durch die Landesregierung felbft. 
Bet ſtaatlich gemiſchten Anftalten entſcheidet über die Beftelung in 
erfter Reihe die Dereinbarung der beteiligten Regierungen") 
eventuell der Reichskanzler.“) 

Die fo beftellten Beamten find je nad) der Art ihrer Beitellung 
Beamte des Staates”) oder des weiteren Kommunalverbandes, 
welcher fie ernannt hat. Dabei fünmen fie ihre Gefchäfte bei der 
Verfiherungsanftalt im Hauptamt oder im Nebenamte verfehen. Die 
Höhe der ihnen bafür zufommenden Bezüge wird von bem An— 
ftelungsorgane, wiederum ohne Beteiligung der Verficherungsanftalt, 
feitgeftellt;?*) ihr rechtlicher Anſpruch auf diefelben, fowie ihre und 
ihrer Hinterbliebenen fonjtigen dienſtpragmatiſchen Anfprüche richten 
fi formell gegen den betreffenden Staat oder Kommunalverband; 
materiell dagegen find bie betreffenden Bezüge?°) von der Verſiche- 
rungsanftalt zu vergüten.%) Auch hinfichtlich der Disziplin unter 


) Durch biefelbe kann die Ernennung auch Gier einem beteiligten Rommunals 
verbande übertragen werben. Demgemäß findet bie Beftelung ber beamteten 
Vorftandsmitglieder bei allen Anftalten, bei denen ein preußifcher Provinzials 
verband Beteiligt ift, buch dieſen ftatt (vgl. Gebharb-Düttmann 
Anm. 6 a E. zu $ 74). Den Borfig im Vorftande hat regelmäßig ber Landed- 
Bauptmann bezw. Landesdirektor der Provinz, nur in Pommern, Schleften, 
Hannover und Beftfalen ein Landesrat (MN. 00 ©. 388 ff). 

”) Rad dem Geſetz kann er ſowohl die Ernennung fich felbft vorbehalten, 
als auch (medmäpiger Weile: Gebhard» Düttmann Anm. 6 Ah. 2 zu 
$ 74) einer beteiligten Regierung ober einem beteiligten Rommunalverbande 
übertragen. 

3) Theoretiſch möglich ift auch die Eigenſchaft ald Beamter mehrerer, die 
Genennung gemeinſchaftlich vollziehenber Staaten; vol. analog oben $ 16 R. 6. 
Ernennt der Reichskanzler einen befonderen Beamten im Sauptamte, jo würbe 
diefer nad) ber Konſequenz des Geſetzes Reichsbeamter fein müflen (vgl. bie 
nor. Rote). 

>) Mot. Abſ. 2 zu $ 36 6.89. 

#) Nur bie für die Tatigkeit bei der Anftalt gewährten, wenn biejelbe im 
Nebenamt verfehen wird: Komm. Ber. 1. Leſung zu $ 86 Entw. G. 89. 

%) 8 74 Abſ. 1 Schlußfag. Natürlich Tann die tatſachliche Zahlung auch 
direlt auß ber Anftaltökafje geleiftet werben: Gebhard» Düttmann Anm. & 
msn 
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ſtehen bie beamteten Vorſtandsmitglieder dem ſtaatlichen ober kom» 
mumalen Beamtenrecht. 

b) Abweichend von dem G. 89, aber entſprechend dem ſchon 
unter dieſem hergeſtellten tatſächlichen Zuſtande (vgl. Bd. J ©. 646) 
verordnet $ 74 Abſ. 2 IVG., daß „neben den vorgenannten Be— 
amten bem Vorftande Vertreter der Arbeitgeber und der Verficherten 
angehören müffen“. Die Rechtsverhältniffe derfelben find denen 
der Ausfhußmitgliever analog. Ihre Zahl muß durch das Statut 
beftimmt werben.) Die Wahl ift dem Ausſchuß vorzubehalten 
($ 71 Biff. 1); daß fie getrennt nach Ständen zu erfolgen habe, iſt 
hier nicht ausbrüdlich beftimmt, aber aus der Analogie der gleich 
artigen Beltimmungen zwingend zu fchließen. Im übrigen wird die 
Ordnung der Wahl durch das Statut, fomelt nötig, zu regeln fein. 
Über die Giltigfeit der vollzogenen Wahlen und fonftige aus den⸗ 
ſelben entfpringende Streitigkeiten entſcheidet hier das Verficherungs- 
amt ($ 109 Abf. 1 mit 111 Abſ. 1; vgl. unten $ 34 N. 9). 

ec) Fakultativ können dem Vorftande „noch andere Perſonen“ 
3 B. Ärzte, "e) Sozialpolitifer, Juriſten, Verſicherungetechniker an« 
gehören (vgl. Bd. J S. 692 N.28). Ob dies ber Fall fein fol 
und ob diefen Perfonen Beſoldung gewährt werden fol oder nicht, 
wird durch das Statut beftimmt. Sollen Befoldungen gewährt 
werben, fo hat der Ausfchuß (im Wege ber gewöhnlichen Beichluß- 
faſſung, nicht in dem des Statut) die Anftellungsbedingungen, eine 
ſchließlich der Höhe der Beſoldung, feftzuftellen. Sollen fie ohne 
Befoldung, alfo im Ehrenamt fungieren, jo können ihnen doch Ver- 
gütungen in Geftalt eines Erſatzes für bare Auslagen gewährt 
werben. Diefe Vergütungen find dann auch ihrer Höhe nad im 
Statut feitzufegen.?) Ein Zwang zur Annahme eines ſolchen 


3”) Zei ben beftehenden Anftalten variiert bie Zahl zwiſchen 1 und 3 aus 
jedem Stande (AR. 00 6.383 ff). Erſahmanner find vom Gefege nicht vor⸗ 
geichrieben, aber kraft Statut? zuläffig. Daß ein Nusihußmitglied zugleich dem 
Vorſtand angehört, ift gejeglich nicht ausgeſchloſſen, aber zur Vermeidung einer 
Abſchwãchung der dem Ausſchuß obliegenden Kontrolle nicht erwünſcht (AN. 02 
&. 398 Rr. 976). 

0) Rach $ 2 Abſ. 2 der mwürttemb. BO. v. I. April 1890 muß eines der 
beamteten Borftandömitglieder die Befähigung für den ärztlichen Staatsdienſt 
Haben; ngl. auch Gebhard-Düttmann Anm. 11 zu $ 74. 

*) $ 70 3iff.6. Daß die hier genannten „Vergütungen“ nur diejenigen, 
welche in Analogie von $ 92 den unbefoldeten „anderen Perfonen“ ($ 74 
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Ehrenamts befteht in feinem Falle. Die Berufung auch biefer 
„anderen Perfonen* in den Vorftand, mögen fie beſoldet oder un- 
befoldet fein, bleibt dem Ausſchuß vorbehalten.®*) 

2. Der Vorftand ift im Verhältnis zu den fonftigen Organen 
der Verfiherungsanftalt, auch zum Ausſchuß, das Generalorgan der⸗ 
felben (vgl. Bd. J S. 687). Ihm fteht die Verwaltung der Anitalt 
ihrem ganzen Inbegriffe nach mit der Vermutung der Berechtigung 
zu, während alle übrigen Organe nur diejenigen einzelnen?) An- 





Abſ. 3) gewährt werben follen, nicht aber auch die Befolbungen umfaffen, ſcheint 
mir aus $ 36 %bj.3, $ 42 Ziff. 6 und $ 46 Entm. &.89 beutlid) Bervor: 
zugehen. Die fpäteren Veränderungen blefer Terte (inäbefondere bie in ber 
Kommiffion v. 89 vorgenommene Citierung aud bes $ 36 Abſ. 3 (2) in $ 42 
Siff. 6) Haben den urſprunglichen Sinn berfelben vielleicht nicht Har vor Augen 
gehabt, aber body aud nicht bemußt aufgehoben. Damit mürben fid) die Imed- 
mäßigfeitäbebenfen der Kommentatoren (3. B. Ijenbart:Spielhagen Anın. 9 
zu $ 70) erlebigen. Zu dem gleichen praktiſchen Ergebniſſe kann eine Anftalt 
übrigens aud) von dem entgegengejegten theoretiſchen Stanbpunfte aus ge: 
langen, wenn fie 3.8. einen Arzt oder Mathematiker zunächft ſchlechtweg als 
Anftaltöbeamten mit Befolbung anftellt und ihn dann, auf Grund einer dies 
vorjehenden Statutenbeftimmung, ohne weitere Remuneration durch ben Auss 
ſchuß in den Vorftand wählen läßt. Bol. dazu $3 Ziff. 2, $ 4, 8 10 3iff. 2,3 
ber Statuten der badiſchen Berfiherungsanftalt. 

30) Died muß aus $ 71 Ziff. 1 entnommen werben, deſſen Wortlaut ſchlecht- 
weg alfe nicht beamteten Mitglieder des Borftanded (vgl. $ 74 Abſ. 1 Say 3) 
umfaßt, wenn auch anbererfeitd der Ausdrud „Wahl“ nicht für alle Fälle glei 
poffend tft. Es Hat aud) feinen fehr guten Sinn, bie Befegung ſamtlicher Stellen 
im Vorſtande, foweit fie nicht der Regierung ufw. zulommt, dem Ausſchuß vors 
äubehalten. Die Begenargumentation von Gebhard-Düttmann (Anm. 2 
zu $ 71) aus dem @. 89 ſchlagt nicht durch, zumal nad) biefem auch die Wahl 
ber fahultativen Vertreter der Arbeitgeber unb Verſicherten nit unbedingt 
dem Ausſchuß referviert war. Im Ergebnis übereinftimmend Piloty Anm. 
zu Ziff. 9 71. 

%) Indem $ 73 Abſ. I anderen Organen nur „einzelne” Angelegenheiten 
durch Statut zu übertragen geftattet, verihlieht: er auch bie Möglichkeit (ngl. 
dazu 80.1 &.088 N. 8), das gefeglihe Verhältnis zwiſchen Ausſchuß und 
Borftand ftatutarifch dadurch umzufegren, daß die Befugniffe des Ieteren einzeln 
aufgezäßlt und alle nicht aufgepäplten dem Ausſchuh zugemiefen werben. — 
Durd; den Begriff des Generalorgans wirb das Berhältnis zwiſchen Borftand 
und Ausfguß jurifttid) Mar und ausreichend beftimmt; dagegen haben bie Aus: 
fübrungen Weymann’8 Anm. 1 zu $ 71, nad) benen der Ausſchuß ald 
„Bauptvertreter des Gedankens der Selbftverwaltung über dem Borftande ftehe*, 
„Herr der Verwaltung ift“, die Anftaltöverfaffung aljo infofern „einen aus: 
geprägt bemoftatifchen Zug“ Habe, was aber jofort wieder bedeutend eingeichräntt 
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gelegenheiten zu beforgen haben, welche ihnen durch Gefeg, in Ge- 
mäßheit besfelben‘") oder durch Statut übertragen find ($ 73 
Abf. 1). Gewiſſe einzelne Funktionen find auch dem Vorſtand 
bindend durch Gefeg überwiejen ;*') im allgemeinen kommt ihm nad 
Innen die Gefhäftsführung, nach Außen die gerichtlihe und außer- 
‚gerichtliche Vertretung der Anftalt ($ 73 Abſ 2) in weiteſtem Um- 
fange zu (8b. J ©.692 ff.). Daß diefe Vertretungsmacht Feine nach 
Außen unbeſchränkbare Formalmadt ift, fondern durch Statut und 
fonftige ftatutenmäßige Beihlüffe auh mit Wirkung gegen Dritte 
beſchränkt werben Tann, ift bereits Bb. I ©. 694f. ausführlich dar- 
gelegt worden. Eine bejondere Legitimation als folder braucht der 
Vorftand der Verfiherungsanitalten infolge feiner Stellung als 
öffentliche Behörde nicht (Bd. J S. 694 N. 39); auch ift nicht nötig, 
daß ftets der Gejamtoorftand nach Außen handelnd und erflärend 
auftrete. Vielmehr beftimmt das Statut gemäß $ 70 Ziff. 3 das 
Nähere hierüber, ſowie über die Form der Willenstundgebung und 
ver „Zeichnung“ für die Verſicherungsanſtalt. Danach kann 
namentlich auch ber Vorfigende des Vorſtandes allein, in wichtigeren 
Angelegenheiten etwa unter Mitzeihnung eines zweiten beamteten 
Vorftandsmitgliedes, zur Repräfentation des Kollegiums ermächtigt 
werben. Über die Vertretung ber Verſicherungsanſtalt gegenüber dem 
Vorſtande muß nah $ 70 Ziff. 4 das Statut Beftimmungen treffen. 

3. Über die Art der Beſchlußfaſſung im Innern des Voritandes 
enthält das Gejeg felbft Feinerlei Beftimmungen ;*2) vielmehr hat 


wir, feine rechtliche, fondeen nur eine (übrigens vecht anfechtbare) organifationd- 
politifche Bedeutung. 

#0) Dgl. dazu $ 80 a. E. IL. 

+) Ausführlihe Aufzählung bet Graßmann Anm. 1 zu $ 73. Über die 
verbindliche Kraft diefer Beftimmungen aud) gegenüber bem Statut vgl. noch 
Gebhard: Düttmann Anm. 4 zu $ 73, Piloty Anm. Abſ. 4 zu $ 73. 

+) Namentlich) wäre es untitig, mit Piloty Anm. zu $ 70 Ziff. 3 an 
zunehmen, daß überall, wo das Geſet dem Borftande beftimmte Funttionen zus 
meift, unbedingt eine Beſchlußfaſſung bes Gefamtvorftandes erforderlich ft; 
vgl. Ijenbart-Spielhagen Anm. 7 zu $ 74. Aber auch der von Gebhard» 
Düttmann Anm. 3 zu $ 74 aufgeftellte Sag, daß bie Führung der laufenden 
Geſchafte den beamteten Mitgliedern kraft Gefehes zufale, ift, fo ſachgemäß er 
auch fein mag, in ber „Faflung“ von $ 74 Abf. 1 Sa 2 nicht ausgeſprochen 
Denn biefe Beftimmung ſpricht nicht bloß von den laufenden, fondern von 
den Geſchaften des Vorftandes ſchlechtweg, wird aber in diefer ihrer allgemeinen 
Bebeutung durch Abſ. 2 und 3 des $ 74 ergänzt. 
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nah $ 70 Ziff. 3 das Statut das nötige darüber zu regeln. Ins— 
befondere entſcheidet das Statut darüber, in welchen Fällen das 
Gefamtkollegium des Vorftandes einjchließlih der nicht beamteten 
Mitglieder desfelben zu berufen ift; auch ob im Verhältnis ber be— 
amteten Mitglieder untereinander das Kollegialprinzip zur Geltung 
tommen ober im Sinne des fog. Bureaufyitems dem Vorfigenden 
allein die legte Entſcheidung zufommen foll, ift, fomeit nicht in 
diefem Punkte bereits die Art der Ernennung präjubiziell geweſen 
ift,*) aus dem Statut zu entnehmen.*) 

IV. Anftaltsbeamte) Nach dem G. 89 waren die Ver- 
fiherungsanftalten in Bezug auf die Anftelung von Beamten aller 
Art, mochte es ſich um höhere, wiſſenſchaftlich oder technisch gefchulte, 
wie Ärzte, Mathematiker, Verficherungstechnifer ober um Bureau, 
Kanzlei⸗ und fonftige Unterbeamte handeln, jowie in Bezug auf die Ge- 
ftaltung ihrer Rechtsverhältniſſe völlig autonom. Die Anftellungs- 
bedingungen mochten ftatutarifch ober auf Grund bes Statuts durch be= 
fondere Entſchließungen des Ausſchuſſes oder Vorftandes geregelt, die 
Anftellung felbft diefem oder jenem Organ vorbehalten werben: ber 
Landesregierung ober dem Kommunalverbande, welche die beamteten 
Vorftandsmitgliever beftellten, kam darüber hinaus, von befonderen 
Vereinbarungen abgefehen, ein maßgebender Einfluß nicht zu. So— 
weit nicht auf Grund folder Vereinbarungen Staats- oder Kom⸗ 
munalbeamte unter Beibehaltung dieſes Amtscharakters in ben Dienft 
der Verfiherungsanftalten übergetreten waren, erlangten die von 
legteren angeftellten Beamten nur die Stellung von Anftaltsbeamten, 
nicht aber von öffentlichen, insbefondere Staate- und Kommunal» 
beamten.*) In diefer Beziehung hat jegt der $ 98 IVG. für die 





4) Darauf, daß ed „ja in der Sand ber anftellenden Behörde liegt, nur 
den Vorfigenden zum Vorfiandsmitgliede unb bie übrigen Beamten zu feinen 
Vertretern zu beftellen“, mahen Gebhard: Düttmann Anm. 3 zu $ 74 unter 
Hinweis auf $ 2 Nbj. 4 der mürttemb. fgl. BO. v. 1. April 1890 mit Recht 
aufmerfam. " 

*) Bureaufgftem z. B. nad) $ 6 Abf. 2 der badiſchen Anftaltsfagungen. 

a) Dazu den, aber vielfach anfechtbaren, Auffak von &. in Arb®. O1 
©. 581 ff. 

+) Bel. 8b. 1 S. 651 N. 10; dazu noch die Erf. preuß. OVG. v. 16. OR. 
1891 und 3. März 1893, ArbV. 93 S.7 und 312 (das preußiſche Kommunal 
fteuerprivilegium der Staatädiener nah dem G. v. 11. Juli 1822 findet auf 
Beanıte der Verfiherungäanftalten feine Anwendung). 
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bei den Verfiherungsanftalten und ihren Organen im Hauptamte 
beichäftigten Bureau-, Kanzlei- und Unterbeamten eine weſentliche 
Beränberung herbeigeführt, infofern denſelben nah ihm durch die 
Landesregierung die Rechte und Pflichten von Staats- ober Kom— 
munalbeamten zu übertragen find. 

1. Betroffen werben von ber Veftimmung die „Bureau, Kanzlei» 
und Unterbeamten”. Den Gegenfag bilden die höheren Beamten, 
namentlich diejenigen in leitender Stellung und mit höherer wiſſen⸗ 
ſchaftlicher und techniſcher Vorbildung, hinſichtlich deren es bei ber 
bisherigen Autonomie her Verficherungsanftalten verbleibt. Cs 
erhellt daraus, daß der Begriff der „Unterbeamten“%) im Sinne 
diefer Stelle ganz allgemein aufzufaflen iſt, in deſſen Rahmen fi 
die Bureau- und Kanzleibeamten als befonders bedeutſame Beifpiele 
berausheben. Im wefentlihen wird ſich der Kreis derfelben mit 
dem der Subaltern- und Unterbeamten deden, welche der $ 77 bes. 
RG. v. 27. uni 1871 über die Anftellung von Militäranwärtern 
bei den Derficherungsanftalten begrifflih im Auge hat.%) Nicht 
unter $ %8 fallen jedenfalls diejenigen Perfonen, welche nach der 
Dienftpragmatif der einzelnen Verfiherungsanftalten den Charakter 


#a) Die Mot. zu $ 62a Entw. IVO. ſprechen in gleihem Sinne von 
„Bilfsbeamten“; vgl. aud) das Geſetz ſelbſt in $ 81 Abſ. 1, 5 und $ 104 Abſ. 4. 
Übereinftimmend Erf. preuß. OVG. o. 3. April 1901 ArbB. 01 ©. 573. 

4) Auch die Mot. zu $ 62a ſprechen davon, dak „für die Befefung ber 
betreffenden Stellen mit Militäranwärtern durch die Novelle zum Militärs 
penfionägefege ». 22. Mai 1893 bie für Kommunal: ufw. Beamte geltenden 
Grundfäge eingeführt find". Durch die gedachte Novelle ift der im Xert ange: 
führte $ 77 im beregten Sinne umgeftaltet worden. Die in ihm vorbehaltenen 
vom Bunbeörat feftzuftellenden allgemeinen Grundſahe find jegt unterm 25. Juli 
1899 befannt gemadht und in AN. 00 ©. 336 ff. mit bem Hinzufügen abgebrudt, 
daß fie für bie Berfiherungsanftalten mit bem 1. April 1900 an die Stelle der 
vorläufigen zwiſchen dieſen und bem RB. vereinbarten Grunbfäßen treten 
(Zufammenftelung ber beſonders bemerkenswerten Punkte bei Gebhard: 
Düttmann Anm. 10 Abſ. 1 zu $ 98). Die „Brunbfäge” können daher auch 
zur Auslegung von $ 98 zwecks Feſtſtellung der darunter begriffenen Beamten: 
fotegorien im einzelnen herangezogen werben, felbftverftänblich fo, daS auch bie 
in $ 4 und 5 einer Sonderbehandlung unterzogenen Beamtenftellen als ber 
geifflich unter $ 77 faNend anzufehen find. Giernad) und gemäß R. 45a werben 
aud die Kontrollbeamten, auch ſoweit fie nicht zu den Bureaubeamten gehören 
(ogl. Gebhard: Düttmann Anm.5 Abſ. 2, 10 Abſ. 2), unter $ 98 zu ber 
greifen fein. Übereinftimmend Ifenbart-Spieldagen Anm. 3 und das 
N. 458 citierte Erf. preuß. OVG. 
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als Anftaltsbeamte nicht befigen, namentlich das Gefinde und bie 
gewöhnlichen Arbeiter.) Worausgefegt wird ferner, daß bie hier 
in Betracht kommenden Unterbeamten im Hauptamt bei der Ber- 
fierungsanftalt beſchäftigt find, fo daß diejenigen Beamten aus- 
genommen find, welche den Schwerpunft ihrer Lebensftellung ander- 
weitig finden.!") Begriffen find die bei ber Berfiherungsanftalt 
felbft und ihren Organen befchäftigten Unterbeamten. Zu den 
Organen im Sinne diefer Beftimmung gehören auch die Renten- 
ftellen, deren im $ 81 Abf. 1, 5 ermähnte Hilfsbeamte*?) (vgl. oben 
$ 27 II, 4) daher dem $ 98 unterftehen. Auch die von ber Ver- 
fiderungsanftalt felbft eingerichteten örtlichen Hebeitellen, nit aber 
die fonftigen Einzugsftellen (vgl. oben I) find dazu zu rechnen. Daß 
die Unterbeamten bei den von einzelnen Verficherungsanftalten be— 
triebenen SKranfen- und Invalidenhäuſern dem $ 98 nicht unter- 
fallen, fann mit Grund nicht behauptet werben.) Auf Grund der 
beſonderen Vorſchrift des $ 104 Abf.5 findet $ 98 auch auf bie 
Hilfsbeamten der Schiedsgerichte entipreddende Anwendung (vgl. oben 
$ 28 Il, 3). Nicht dagegen bezieht er ſich auf diejenigen Beamten, 
welche ſchon von ſelbſt nach dem für fie geltenden Lanbesrechte den 
Charakter von Staats- oder Kommunalbeamten haben und unter 
Beibehaltung besfelben in die Verwaltung der Verficherungsanftalten 
übergetreten find (vgl. oben).’) 


+68) Bol, ArbV. 01 ©. 583 Sp. 1. 

) Daß die Stelle bei der Verfiherungsanftalt die „volle Arbeitskraft“ des 
Beamten in Anſpruch nimmt, ift begeifflic nicht erfordert. Nicht anders find 
wohl auch Gebharb- Düttmann Anm. 6 zu verftehen. 

+) Der Vorfigende der Rentenftelle gehört nicht zu den Hilfsbeamten, denen 
er im Geſetz gegenübergeftellt wirb, und fällt nicht unter $ 98; Gebhard 
Düttmann Anm. 5. 

*) Abweichend Gebhard-Düttmann Anm. 5 Abſ. 3; allein Ihre Aus- 
legung ift gegenüber dem allgemeinen Wortlaut einfhräntend, nicht die hier 
‚gegebene ausdehnend. Daß aud die Betriebsbeamten der Berficherungsanftalten, 
‚analog den fommunalen Betrieböbeamten im Rahmen des $ 98 eine Sonder: 
behandlung erfahren, ift durd die Auffaffung des Textes natürlich nicht aus ⸗ 

eihloffen. Aud Ifendart-Spielhagen regnen „Anfpektoren und Hausväter 
En lienhäufern“ unter $ 98 (nm. 3). Übereinftimmend ©. in Arb®. 
01 ©. 583. 

>) Ausbrüdlich wiederholt in $ 4 des preuß. ©. v. 17. Juni 1900 betr. 

die Dienftvergehen ber Beamten ber Sanded-Berfiherungsanftalten (®S. S. 251). 
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2. Dem fo umfchriebenen Beamtenkreife hat Die Landesregierung 
die Rechte und Pflihten von Staats- oder Kommunalbeamten zu 
übertragen, wobei ihr die näheren Beitimmungen überlaffen find. 
Ermãchtigt find danach die Landesregierungen, womit von Reiche 
wegen der Weg ber Lanbesgefeggebung auch da für unnötig erflärt 
ift, wo er an fi nad) Maßgabe des Landesrechts befehritten werben 
müßte.®') Kompetent für bie einzelne Anftalt ift die Regierung des- 
jenigen Staates, dem ber Anftaltsbezirk angehört; bei gemijchtftant- 
lichen Anftalten wird nad Analogie von $ 74 Abſ. 1 zunächſt das 
Einvernehmen der beteiligten Regierungen, eventuell der Reichs— 
kanzler enti&eiden.”2) Zu übertragen find die Rechte und Pflichten 
„von Staats- oder Kommunalbeamten". Es iſt anzunehmen, daß 
mit diefem „ober“ nicht eine unbebingt beliebige Wahl den Landes- 
tegierungen anheimgegeben werben, fondern auf bie verſchiedene 
territoriale Grundlage der Anftalten hingemiefen fein follte, derart, 
daß im Interefje der Einheitlichfeit des Beamtenapparats bei den— 
jenigen Anftalten, deren beamtete Vorjtandsmitglieder Rommunal- 
beamte find, auch auf die Unterbeamten dasſelbe fommunale Be- 
amtenrecht Anwendung finden foll.”) Die Ermächtigung der Landes- 
regierungen ift aber zugleich eine Verpflihtung:®*) fie ſollen nach 


#) Dies wirb, wie mir ſcheint, in den Mot. zu dem N. 50 citierten preuß. 
®. nicht gemwürbigt, nad) denen „bie Einführung eines geordneten Disziplinar ⸗ 
verfahrens nur im Wege ber Landeägefeggebung erfolgen Tann“ (ArbR. 00 
&. 253). Vol. dazu auch bie Ausführungen im Erf. preuß. OVG. v. 24. Juni 
1902 (ArbB. ©. 596 Sp. 1 lehier Abfap). Aber bie reichsgeſetliche Er⸗ 
mãchtigung geht auch ber Landesverfaſſung vor (8b. J S. 67). Anderenfalls 
mürbe es an ber Möglichteit fehlen, den Widerſtand der eingelſtaatlichen Volts⸗ 
vertretung gegenüber dem reichögefeglichen Gebot des $ 98 zu überwinden. 

5) So auch Iſenbart-Spielhagen Anm. 6 gegen Gebharb-Dütt- 
mann Anm. 8, melde die Regierung des Anftaltöfiges jedenfalls berufen, 
was aber zu Intonvenienzen führen fann. 

5») So ift in dem Erlaß ber preuß. Minifter v. 30. Rov. 1899 die Gleiche 
ſtellung ber Anftaltsbeamten mit den Beamten bed betr, Provinzialverbandes 
vorgefehen. Für völlig freie Wahl ber Landesregierungen ſprechen fi) Geb- 
hard» Düttmann Anm. 4 aus; doc ift das den bayriſchen Verhältniſſen 
entnommene Beifpiel wegen ber beſonderen Rechtsnatur der bayriſchen Kreis- 
gemeinben (vgl. oben N. 30) nicht zutreffend. 

%) Anderd nad) bem Entw. $ 628. — Dagegen iſt die tatſachliche Wirk 
famteit der „Übertragung“ von ber Erfüllung diefer Pflicht, d. 5. der ent- 
ſprechenden Ausführung des $ 98 durch die Landesregierungen, abhängig („find 
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ver Abficht des Reichsgeſetzes den gedachten Beamten qualitativ und 
quantitativ alle wejentlihen Rechte und Pflichten von’) Staate- 
oder Kommunalbeamten beilegen. Wenn ihnen dabei dur den 
Vorbehalt der eigenen „näheren Beftimmung” eine gewifje Freiheit 
in Bezug auf den Umfang, die Modalitäten und Vorausfegungen 
jener Gleichſtellung eingeräumt erfcheint, fo ift doch dem Verſiche- 
rungsanftalten gegenüber die Ermächtigung der Regierungen von 
Rechts wegen unbeſchränkt. Die Scheidung, welche einzelne Kom- 
mentatoren zwifchen allgemeinen und befonberen Beamtenrechten und 
pflichten machen, von denen nur die erfteren gemäß $ 98 follen 
übertragen werben dürfen,’°) findet daher im Gefege ebenſo wenig 
ihren Grund, wie die das praktiſche Refultat jener unbeftimmten 
Unterſcheidung erfafiende Behauptung anderer,’”) daß durch die 
Landesregierungen das Recht der Anftalten auf freie Feftfegung der 
Gehalte nicht beeinträchtigt werden dürfe. Im Gegenteil ift in der 
Kommiffion zur Vorberatung des GUBG.*) unter Zuftimmung der 


zu Überteagen"). Das Neid mag diefe Ausführung gemäß Art. 17 und 7 
Ziff. 3 der Reichsverf erzwingen; dagegen wäre e8 unrichtig unb großenteils 
unausführbar, anzunefmen, daß bie Beamten die ihnen in $ 98 zugedachten 
Rechte und Pflichten von felbft mit dem 1. Januar 1900 „erhalten haben 
müffen“. Das oben N. 458 citierte Erf. preuß. OVG. 6. Senat ſcheint aber 
‚den leteren Standpunkt einzunehmen. Gegen dasſelbe auch S. in ArbV. O1 
©. 584 Sp.2. Dahingeftelt bleibt bie Frage in dem oben N. 51 citierten 
Ext. des 2. Senats, weil biefer davon auägeht, daß jebenfall® durch den oben 
N. 53 (vgl. auch N. 59) citierten preuß. Minifterialerlaß die „Übertragung“ 
der Rechte von Provinzialbesmten iatſächlich erfolgt fei. Aber auch das bürfte 
nad) dem Inhalte des Erk. jelbit und dem eigenen Citat des OVG. („beftimmen 
wir, daß — zu übertragen find"), ſowie nach Maßgabe der noch vorbehaltenen 
Reglements nicht zutreffen. Übrigens wäre fpeziel für bie Frage bed Kom- 
munalfteuerprivileg3 noch der bei Hoffmann Anm. 5 Abf. 2 citierte Min.Erl. 
v. 28. Nov. 1900 zu berüdfichtigen. 

s) Wenn e3 nit „der Staatöbeamten uſw.“ heißt, jo Fam für dieſen 
Wortlaut wohl bie Mannigfaltigeit der in Betracht kommenden Rechte und 
Beamtenkategorien in Aniclag. Folgerungen, wie fie Ijenbart-Spielhagen 
(Anm. 4) zur Begründung ihrer Unterfheidung zwiſchen allgemeinen und ber 
ſonderen Beamtenrechten aus dem „von“ ziehen wollen (vgl. unten R. 56), 
werben durch dieſes Wortchen nicht getragen. 

5) Iſenbart-⸗Spielhagen Anm. 4; ihnen zuftimmend Graßmann 
Anm. 3. 

1) Gebhard- Duttmann Anm. 2 Abſ. 3. 

5) Reichstag 1898/1900 Komm.:Ber. Nr. 7038 zu $ 17; vgl. auch Iſen⸗ 
bart-Spielhagen 2. Aufl. 
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Regierungsvertreter feftgeftellt worden, daß die gefeßgebenben Faktoren 
mit $ 98 „ber Lanbeszentralbehörbe in ber Regelung ber Verhält- 
niffe der Bureaubeamten uſw. der Anftalten die weitgehenbiten Be- 
fugniffe zu geben“ beabfichtigten, „damit auch hinfichtlich der Gehälter 
und fonftigen Anftellungsbedingungen eine völlige Gleichſtellung 
dieſer Beamten mit ben entſprechenden Provinzielbeamten (in 
Preußen) herbeigeführt werbe".”) Nur daran wird feftzuhalten fein, 
daß in der Auswahl ber an fich befähigten anzuftellenden Beamten 
die Selbftändigkeit der Anftalten gemahrt bleiben muß und ben 
Staats- ober Rommunalbehörben fein eigenes Ernennungs- ober 
auch nur Beftätigungsrecht beigelegt werden darf,*°) und daß ebenfo, 


%) Man mag diefe Einengung der Autonomie und Selbftänbigfeit der Ans 
ftalten beflagen und ungerechtfertigt finden; daß die Tendenz der Kommiſſion 
für das IBG. auf fie gerichtet war, geht ſchon daraus hervor, daß aud ber, 
nod im Entw. $ 628 vorbehaltene Antrag der Vertretung bes betreffenden 
Kommunalverbanded geftrihen wurde. Auch daß man fich in der Kommiſſion 
gerabe der „finanziellen Tragweite“ der Beſchlüſſe bemußt war, Heben Iſen⸗ 
bart-Spielhagen Anm. 4 felbft zutreffend hervor. — Rach allebem fann 
ih mich vom NRectöftandpunkte der von Bebharb- Düttmann Anm. 4 
ausgeſprochenen Berurteilung des preuß. Min.Erl. v. 30. Nov. 1899 nit an« 
ſchliehen, durch melden „bie Vorlegung eines Reglements geforbert wird, in 
dem Gehälter, Alterszulagen, Wohnungsgeldzuſchuſſe und Teuerungäzulagen, 
Ruhegehalte und Hinterbliebenenfürforge, ſowie fonftige Bebührniffe (Reifer 
toften, Tagegelder, Umzugskoſten) in berfelben Weife, wie für die entſprechenden 
Beamten der Provinz, unb bie Anftelhungäverhältniffe (biätarifche Dienftzeit, 
Prüfungen, Anftellung auf Widerruf, auf Kündigung, auf Lebenszeit), fo wie 
fie für die Provinzialbeamten maßgebend find, feftgefegt werden follen“ (fo 
nad Gebharb-Düttmann a. a. D.). Das Disziplinarverfahren ift in 
Preußen durch das N. 50 citierte Befeß geregelt worden, und zwar im Sinne 
einer mit geriffen Maßgaben erfolgenden Übertragung des Disziplinargefees 
für nicht richterliche Beamte v. 21. Juli 1852. Der $ 2 legt dem Bor- 
figenben des Vorftande3 ein Orbnungeſtrafrecht 618 zu 30 Mark bei, wodurch 
$ 83 Abſ. 3 mit $ 104 Abf. 5 näher fpegialifiert wird (gl. oben N. 42 und 
Gebhard- Dültmann Anm. 9 Abſ. 2). — Über die Einwirkung der Gleich—⸗ 
ftellung auf die Verfiherungspflict der Anſtaltsbeamten vgl. oben $ 17 I; 
dazu und über fonftige Konfequenzen derſelben für Preußen den bei Hofi- 
mann Anm. 5 Abſ. 2 citierten Min.-Erl. v. 28. Rov. 1900. 


©) Ebenfo Gebharb-Düttmann Anm. 2 Abf. 2, 4 unter befonderer Bes 
rufung auf $ 81 Abſ. 5 und $ 104 Abi. 4 und Zurückweiſung der abweichenden 
Seffiicen und mediendurgifgen Berordnungen. Dgl. auch bie, allerbings zu⸗ 
mädjft auf die Berufägenoffenfgaften bezüglige Erllarung ves Regierungd 
vertreterd im Komm Ber. zum GUVG. (oben N. 58). Im Bezug auf „Ent: 
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fomeit innerhalb der nach $ 98 zur Einführung gelangenden bienft= 
pragmatifchen Beftimmungen dem Dienftheren ein freies Ermefien 
gewährt ift, die Ausübung desfelben den Anftalten nicht entzogen 
werben barf.°') 


V. Einige, auf die Organe der Verfiherungsanftalten all- 
gemein bezügliche Beitimmungen mögen hier nod zur Erörterung 
gelangen: 

1. Gleiche Vertretung der Beteiligten in den Anftalts- 
organen. Nach $ 87 „muß die Anzahl der Vertreter der Arbeitgeber 
und der Verficherten in den Drganen der Verfiherungsanftalt gleich 
fein“. Die Beitimmung gilt zunächſt für Ausfhuß, Vorftand und 
Rentenftellen,?) ift durch ausdrückliche Vorfehrift (SS 61, 104 Abſ. 5) 
auch auf die durch Laienbeifiger verftärkte untere Verwaltungsbehörde 
und das Schiedsgericht übertragen worden und aud für die Ver— 
fierungsämter zur Durchführung gelangt. Sie muß aber in ihrer 
apodiktiſchen Allgemeinheit ebenfo für diejenigen Organe gelten, 
welche nicht ſchon im Geſetz vorgefehen find, fondern erft auf Grund 
der Statuten eingefegt werben.) Jedoch hat fie nicht die Ber 
deutung, daß jedem Arbeitgeber ober ſelbſt Arbeitgebervertreter ein 


laſſung, Verſetzung in den Warte: oder Rubeftand” wird aber, wie ich gegen 
Gebhard: Düttmann a. a. O annehme, unbeichabet des N. 61 gemadten 
Vorbehalt, die Ermachtigung der Landesregierung aus $ 98 Pla greifen. 

*) In dieſem Sinne allerdings wird Gebhard-Düttmann Anm. 2 
Mb. 2 Sag 3 beizuftimmen fein (bie Berufung auf $ 81 Abf. 2 trifft keines⸗ 
falls zu; vgl. oben R.48). — Wie die Verhältniffe der Anftaltöheamten ſich 
zu geftalten haben, wenn das auf fie übertragene ſtaatliche ujw. Beamtenrecht 
als folches fpäter fi ändert, ift im Gelege nicht beftimmt. Anzunehmen ilt, 
daß nad) ber Abſicht bes $ 98 bie Anftaltsbeamten bie jeweiligen Rechte 
der entſprechenden Staats: uf. Beamten beſihen jollen. Ob aber die Anderung. 
des ftantlihen uſw. Beamtenrecht ipso jure aud eine Anderung der Vers 
Häftniffe der Anftaltsbeamten nad} ſich zieht (fo ©. im ArbV. S. 582) ober es 
dazu einer entſprechenden Aftion der Landesregierung ober Anftaltöverwaltung 
bebarf, das wird fi) nad) Sinn und Inhalt ber urfprüngliien „Übertragung“ 
beftimmen. 

eij Bei den durch die Anſtalten eingerichteten Hebeftellen wird fein Ber 
bürfnis zu einer Sertretung ber Beteiligten vorliegen; Kranfenlaffen und 
andere Einzugäftellen fallen nicht unter $ 87. 

) Anders Gebhard: Düttmann Anm. 2 ohne Grundangabe; vielleicht 
Handelt es fid bei ihnen um eine irrige Abftraftion aus ben bei N. 64 ber 
rührten Erſcheinungen. 
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Arbeiter oder Arbeitervertreter in jedem Verfiherungsorgan und 
umgefehrt entſprechen muß, fofern nicht die Betreffenden in dieſer 
ihrer Eigenfchaft dem Organe angehören. Die beamteten Vorſtands— 
mitglieber, welche Dienftboten haben, ziehen felbitverftändlich nicht 
eine entſprechende Zahl von Arbeitern in den Vorftand nad ſich; 
aber ebenfomwenig wird das Prinzip der Parität dadurd verlegt, 
daß 3. 8. der Ausfhuß für beftimmte Zwecke aus ſich heraus eine 
Sonderfommifjion bildet und in dieſelbe Ausfhußmitgliever als 
folhe (aber nicht als Vertreter ber Arbeitgeber oder Verficherten) 
lediglich nad ihrer Tauglichkeit für das vorliegende Geſchäft ohne 
Rüdfiht auf ihre Standeszugehörigkeit wählt.) Ebenſowenig be 
deutet das Prinzip der paritätifhen Befegung im allgemeinen, daß 
bei jeder einzelnen Sigung die Zahl der Erjchienenen und Ab— 
ſtimmenden aus jedem Stande gleich fein muß.) Überhaupt 
handelt es ſich bei ihm nur um eine rechtliche Gleichheit, welche 
nicht durch milfürlihe Einwirkung auf den Bejtand ber Organe 
von Außen verrüdt werben darf; dagegen ergibt jich feineswegs aus 
ihm die Konfequenz, daß bei rein tatſächlichem Wegfall eines Ver— 
treters aus bem einen Stande, melde während der Wahlperiode 
durch Tod, Amtsnieberlegung ufw. erfolgt, bis zur geſetzlichen ober 
ftatutarifchen Neu⸗ oder Nachwahl auch ein Vertreter aus dem 





*) Wenn daher 3.8. das babifhe Anftaltsftatut $ 11 den Ausſchuß in 
jeder orbentliien Berfammlung eine Zwiſchentommiſſion aus feiner Mitte 
wählen läßt, welde aus dem Borfigenden des Ausſchuſſes und deſſen Stell- 
vertreter und je einem Vertreter ber Arbeitgeber und der Verſicherten befteht, 
fo ift in ben beiben lehten Rommiffiondmitgliedern das Prinzip ber Parität 
gewahrt, auch wenn der Ausihußvorfigende und fein Stellvertreter, welde ais 
ſolche in bie Kommiſſion eintreten, beide Arbeitgeber oder beide Berficherte 
fein ſollten. 

%) Das wird durch die Ablehnung einer entſprechenden Beftimmung in 
$ 41 Entw. ®. 89 erwiefen; vgl. Komm.Ber. 1. Lefung. 

) fibereinftimmend Gebhard» Düttmann Anm. 3 Abi. 2. Dagegen 
ſcheinen Ijenbart:Spielhagen Anm. I zu $ 96 anderer Anfiht zu fein. 
Sie berufen fi) dabei auf gemifle Anftaltäftatuten (vgl. auch das badiſche $ 15), 
nach denen, wenn infolge Ausſcheidens die Anzahl der Vertreter beider Gruppen 
eine ungleiche geworben ift, zur Bermeibung von Nachwahlen eine entiprechende 
Anzahl von Bertretern ber ftärteren Gruppe ausgeloſt wird, die fi der Stimm» 
abgabe zu enthalten haben. Mein folde Statutendeftimmungen konnen zwar 
befonderen Erwägungen ihre Entſtehung verdanken; durch $ 87 werben fie nicht 
erfordert. Denn Hätte Ieterer ben ihm non Iſenbart⸗Spiel hagen beis 

Rofin, Recht ber Arbeiterberficherung. Band IL, 21 


392 N. Bud. Organiiation. III Kap.: Berfigerungsanftatten. 


2. Stichentſcheid des Vorfigenden. Nach $ 96 gibt bei 
Abftimmungen der Drgane (dev Verfiherungsanftalten) im Falle der 
Stimmengleichheit die Stimme des Vorfigenden den Ausſchlag. Der 
aud den Statuten gegenüber zwingende Rechtsſatz hat, was bie 
gefeglich vorgefehenen Anftaltsorgane anlangt, praktiſche Bedeutung 
nur für Ausfhup und Lorftand.”) Den Ausſchlag gibt die 
Stimme des Vorfigenden; aljo wird vorausgefegt, daß ihm auch 
vor dem Stichentſcheid eine Etimme zufommt. Soweit daher der 
BVorfigende des Vorftandes nach $ 78 oder fraft Statuts den Vorfig 
im Ausfhuß ohne Stimmrecht (vgl. oben N. 23, 24) führt, kommt 
ihm aud ein Stichentfcheid nicht zu; es muß in folgen Fällen bei 
der natürlichen Regel bleiben, daß ein mit Stimmengleichheit be 
antworteter Antrag als abgelehnt gilt.®) 

3. „Haftung der Mitglieder der Organe." Diefelbe ijt 
in $93 civilrechtlich und ſtrafrechtlich geordnet. 

a) Eivilvehtlih „haften die Mitglieder der Organe der Ver— 
ſicherungsanſtalt für getreue Gefchäftsverwaltung wie Vormünder 
ihren Münbeln®. Der entſprechende $ 59 ©. 89 bezog ſich, ſoweit 
die noch jegt beftehenden gejeglihen Anftaltsorgane in Betracht 
kommen, nur auf die Mitglieber des Vorftandes und Ausſchuſſes; 
die erweiterte Wortfaffung fol aud die Rentenftellen in fi) be— 
greifen.°®) Unter den Mitgliedern des Vorftandes find aud die 


gelegten Sinn, fo wäre ihm auch durch bie fraglichen Statutenbeftimmungen 
nicht genügt, da Paritat bei der allgemeinen Veſehung und Parität bei der 
Abftimmung zwei verfhiebene Dinge find (vgl. N. 65) und ſich der Einfluß 
eines Mitgliedes im Kollegium nicht in der Stimmabgabe erichöpft. 

©) Bei Rentenftellen (ebenfo bei der verftärkten unteren Bermaltungsbehörbe 
und dem Schiebägericht; vgl. $$ 61, 104 Abſ. 5) Tann infolge der maßgebenden 
Bejegungävorfchriften Stimmengleiäfeit nicht vorfommen. 

=) Bol. dazu bie Verhandlungen in 2. Plenarberatung zu $ 41 Ent. 
®.89, Sten.Ber. ©. 1449 f. 

%) ot. zu $ 59; Kontrollbeamte und von ber Anftalt felbft eingerichtete 
Hebeftellen, ebenfo wie alle autonomifd eingerichteten Organe werden unter 
$ 93 mitbegriffen fein, nicht dagegen fonftige Einzugäftellen, da das in $ 98 
hervortretende Poftulat der „Xreue“ die Eingliederung in den Verbands- 
organismus feldft vorausſetzt. Chen darum halte ich die in $ 61 fi) findende 
«nad; deſſen Zufammenhange aber auf bie Laienbeſiher beſchrantte) Besiefung 
des $ 93 auf bie untere Berwaltungäbehörde für einen Redattionsfehler oder 
minbeftens für einen Mikgriff, der aber dadurch unſchadlich wird, daf die von 
den gedachten Beifigern abzugebenden Gutachten kaum unter bie „Geſchafts- 
werwaltung” des $ 98 zu begreifen fein werben. 
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beamteten mit einbegriffen. Geregelt ift aber in ber vorliegenden 
Stelle nur die Haftung gegenüber der Verficherungsanftalt; Dritten 
gegenüber entſcheiden die allgemeinen Vorfehriften des bürgerlichen 
Rechts.) Geregelt ift ferner nur die Haftung für getreue Ge- 
ſchãftsverwaltung d. h. die Vorausjegungen und Folgen der Pflicht 
verlegung, und zwar durch Bezugnahme auf Normen des Bormund- 
ſchaftsrechts (Bd. I S. 692 N.30). Der Inhalt und Umfang der 
den Mitgliedern der Organe in Bezug auf die „getreue Gefchäfts- 
verwaltung“ obliegenden Pflichten beftimmt ſich nicht nad) Wormund- 
Ichaftsrecht,”') fondern nad) den befonderen Vorſchriften des IVG., 
der Statuten und Dienftanweifungen. Nur Die Ergänzung berfelben 
ergibt ſich aus dem in $ 98 beſonders hervorgehobenen Erforbernis der 
„Treue“, daß über die einzelnen, beſonders feftgeftellten pojitiven 
Pflichten hinaus die Mitglieder der Organe alles zu unterlaſſen 
haben, was der Anftalt zum Nachteil gereichen könnte. Begehen fie 
nad) alledem eine Pflichtverlegung, fo find fie gemäß $ 1833 BGB. 
der Anſtalt für den entftehenden Schaden verantwortlich, wenn ihnen 
ein Verſchulden, und fei e8 auch nur Fahrläffigfeit ($ 276 BGB.) 
zur Lajt fällt. Mehrere Schuldige haften als Geſamtſchuldner 
($421 BGB.). Auch die befondere Vorfehrift des $ 1834 BGB. findet 
Anwendung, wonach fie, wenn fie Anftaltsgeld für ſich verwenden, 
dasjelbe von der Zeit der Verwendung an zu verzinfen haben.’2) 
Ausgeichloffen aber ift nah $ 98 eigene Verantwortlichkeit und 
Haftung, ſoweit die Mitglieder der Drgane gemäß ihrer Stellung 
im Anjtaltsorganismus nur die Anweiſungen“) oder Beſchlüſſe 
anderer Organe ausgeführt haben und zu diefer Ausführung 
dienjtlih ohne die Verpflichtung eigener Nachprüfung gehalten 
waren.’*) 

”) Das wird von Weymann Anm. 3 zutreffend hervorgehoben, ben 
entſprechend auch $$ 839 ff. BGB. für die Haftung der beamteten Vorſtands- 
mitglieder Dritten gegenüber Anwendung finden Können. Über die Haftung der 
Anftalt für Verſchuidungen ihrer Organe Dritten gegenüber vgl. oben $ 31R. 2. 


’) Daher find die in manden Kommentaren fich findenden Bezugnahmen 
auf $$ 1804—6 BEB. mwenigftend formell unzutreffend. 
=) Die Sondervorichrift des $ 42 Abi. 2 ABO. gilt Hier nicht, 
=) Bebeutfom gerabe für bie Rentenftellen in ihrem Verhältnis zum Bor- 
ftanbe; vgl. oben $ 27 IV. 
”) Dazu die in ArbB. 97 S. 411 abgedrudten Erf. des Berliner Amtös 
21* 
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b) Strafrechtlicho) unterftellt $ 93 die Mitglieder der Organe 
der Strafbeitimmung gegen Untreue, indem er, auch hier anfnüpfend 
an das Vormundidaftsredt, den $ 266 StrGB., fpeziell Ziff. 1 
vesfelben, für den Fall auf fie anwendet, daß fie abfichtlih zum 
Nachteile der Verfiherungsanftalten handeln.’%) Gerade hier kommt 
auch die oben fejtgeftellte allgemeine Treuverpflihtung mit zum 
Ausdrud. 


4. Unbefugte Offenbarung und Verwertung von Be— 
triebsgeheimmiffen. Die x$ 185 und 186 enthalten barauf be» 
züglich eine Reihe von Strafbeitimmungen, weldhe ſich übereinftimmend 
gegen die Mitglieder der Anjtaltsvorjtände und fonjtiger Anftalts- 
organe, fowie gegen die das Auffichtsrecht über dieſelben ausübenden 
Beamten wenden. Durd den legten, befonderen Zufag werden bie in 
den Berfiherungsämtern angeftellten Beamten ’") getroffen; die „An— 
ftaltsorgane“ find hier in meitejtem Sinne zu verftehen, derart, daß 
aud die Funktionäre der Krankenkaſſen und fonjtigen, nicht von der 
Verfiherungsanftalt eingerichteten Einzugsſtellen inſoweit von der 
Strafbeitimmung ergriffen werben, als jie die Stenntnis der Betriebg- 
verhältniffe, um deren Geheimhaltung ufw. es ſich handelt, in Aus— 
übung ihrer die Invalidenverfiherung betreffenden Funktionen er— 
und Landgerichts über dad Verhältnis von Vorftand und Generalverjammlung 
bei Ortskrankenkaſſen mit Bezug auf den analogen $ 42 Abſ. 1 WG., deren 
Nachprüfung im einzelnen aber Hier vorbehalten bleiben muß. Für bie 
Haftung des Vorftandövorfigenden bei Ausführung von Beichlüffen der Anſtalts- 
organe wird bie ihm nach $ 75 obliegende eigene Radprüfung in Betracht zu 
siehen fein. 

Bl. 3b. J S. 812 N. 26 und ©. 813 N. 27. 

*) Gin Eingehen in die Erörterung der ſtrafrechtlichen Begriffe des $ 266 
Str®B. würde den Rahmen dieſer Arbeit überfcreiten. Bgl. darüber bie 
Lehrbücher und Kommentare bed Strafrechts. Auf den übereinftimmenden $ 34 
Abſ. 2 des Hilfskaſſengeſetzes bezieht fi das ArbV. 87 ©. 128 abgedruckte 
Erf. RGer. v. 20. Sept. 1886, aus dem zur analogen Anwendung etwa noch 
zu bemerfen wäre, daß die in Rebe ftehenden Strafbeftimmungen auch noch im 
Liquidationsſtadium (vgl. $ 101 Abſ.2, 3 IBG.) Anwendung finden können. 
Im ganzen noch Zeller, Die Strafbeftimmungen des I. u. AVG., In Ziſchr 
für Strafrechtswifſenſchaft Bd. 14 S. 707. 

”) Die Saienbeifiger find durch ben Wortlaut de Geſetes ausgeſchloſſen; 
vgl. 3b. 1 S. 719 N. 10 und übereinftimmend Gebhard: Düttmann Anm. 1 
zu $ 185. 
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langt haben.'°) Im übrigen bauen ſich die Strafbeftimmungen nad 
ihrer Schwere folgendermaßen auf:?) 

a) Der $ 185 verbietet die unbefugte Offenbarung von Bes 
triebsgeheimniffen, welde kraft ihres Amtes zur Kenntnis der ge- 
nannten Perfonen gelangt find. Das Verbot fließt fih an $ 300 
StrGB. an, ift durd die gleiche Strafbeitimmung (1500 M. 
ober Gefängnisitrafe bis zu 3 Monaten) gefchügt und begründet 
ebenjo, wie $ 300 eit., ein Antragsbelift. Antragsberechtigt ift der 
Betriebsunternehmer ($ 185 Abſ. 2, vgl. Bb. I $ 37). Auch die 
Begriffe der „unbefugten Offenbarung“ und der Kenntnis®%) „kraft 
ihres Amtes“ find aus $ 300 StrGB. entnommen. Geſchützt jind 
hier ausſchließlich Vetriebsgeheimniffe, nicht Privatgeheimniffe, auch 
nicht Geheimnifje von Verwaltungen, welde feinen Betrieb dar- 
ſtellen. Betriebsgeheimniffe aber find alle Verhältniffe eines Be— 
triebes, welche vor Unberufenen mit Erfolg geheim gehalten werden 
und deren Belanntwerben den Betrieb ſchädigen würde.“) Db 
Vorſatz erforderlich, oder auch Fahrläſſigkeit zur Beſtrafung genügt,*?) 
kann hier, wie bei $ 300, StGB. zweifelhaft fein; richtiger wird 
das erjtere angenommen, wenn nur der Begriff des „Vorſatzes“ fo 
weit gefaßt wird, um aud das Ausplaubern ohne „Iträfliche” Ab- 
fiht 3.3. aus bloßer Schmwaghaftigfeit mit zu umfallen.”) Da- 
7) Diefe Unterſcheidung ift für bie Funktionäre ber Aranfenfaffen um fo 
wichtiger, ald da ABG. feine analoge Beftimmung entpält. — Richt unter 
$$ 185/6 begriffen find die Mitglieder der unteren Bermaltungäbehörbe, welche 
fein Anſtaltsorgan darſtellt; Abereinftimmend Gebhard: Düttmann Annı. 1 
gegen Ijenbart-Spielpagen Anm. 2. Ebenſowenig bie Mitglieder der 
Schiedsgerichte; vgl. dagegen bie außbrüdliche Beftimmung in $ 150 GuVG. — 
Der Ausdrud „Mitglieder der Organe“ ift nicht zu urgieren, aud die als 
Eingelbeamte fungierenden Kontrolibeamten find mitbegriffen; dgl. oben N. 7. 

”) Bgl. Zeller a. a. O. S. 716 ff. und Stenglein, Strafrechtliche Neben: 
gejege, 3. Aufl. ©. 1077. 

%) Ter $ 300 SirV. fpriht im Hinblick auf die von ihm erfaßten 
Perfonenfategorien von „anvertraut fein“; vgl. aber v. Lis zt, Lehrbud) des 
Strafrechts, 9. Aufl, S. 423 Anm. 4. 

eij Die Definition ſchließt an v. Liszt S.435 an, welcher jedoch zu eng 
mur von „Zatfahen, bezüglih auf bie SHerftellung und den Dertrieb der 
Baren“ ſpricht. 

8) So Gebhardb-Düttmann Anm. 4 zu $ 185 und Stenglein Anm. 3. 

®) &o Olshauſen, Kommentar zum Str®B. Anm. 10 zu $ 300. Auch 
für $ 185 IB®. wird von v. Liszt ©. 436 Vorſatz erfordert; ebenjo Binding 
Lehrbuch, Befonderer Zeil, 2. Aufl. S. 503. 
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gegen würde ein bloßes fahrläffiges Liegenlaſſen von Aufzeich 
nungen, in welche ein Dritter Einfiht nahm, zur Strafbarkeit nicht 
genügen. 

b) Ein zweiter, ſchwererer Fal wird mit Gefängnis, neben 
welchem auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden 
fann, beftraft ($ 186 Abf. 1). Als erſchwerend wird hierbei vor— 
ausgefegt, daß die Offenbarung, welche ſich im übrigen nad) litt.a 
beftimmt, „abſichtlich zum Nachteile des Betriebsunternehmers” er= 
folgt ift. Aus dem Zufammenhang beider Fälle ergibt jih m. E., 
daß hier „abſichtlich“ nicht einfach im Sinne von „vorſätzlich“ ge— 
braucht ift,*) fondern in dem Sinne, daß die Vorausficht der 
Schädigung Beweggrund für die Dffenbarung des Geheimnifjes 
gewefen ift.) Daß dagegen diefe Schädigung wirklich eingetreten 
ift, wird wiederum m. E. nicht geforbert."°) 

Mit diefem zweiten ſchweren Fall der Offenbarung jtellt dann 
das Gefeg auf gleiche Linie den Fall der vorſätzlichen Nahahmung 
geheimer Betriebgeinrichtungen und Betriebsweifen, welche „kraft 
ihres Amtes zur Kenntnis jener Perfonen gelangt find”. Die „Be— 
triebseinrichtungen und Betriebsweijen” müſſen „geheim gehalten”, 
„Betriebsgeheimniffe” fein und zwar nicht bloß zu der Zeit, zu 
welcher jie zur Kenntnis des Betreffenden gelangen, fondern aud 
noch zu derjenigen, zu welcher fie von ihm nadgeahmt worden. 
Dagegen find bier nicht alle Betriebögeheimniffe umfaßt, ſondern 
nur die „Betriebsweiſen“ d. h. die Formen und Mittel, in und mit 
denen der Betrieb ſich vollzieht, und die „Betriebgeinrichtungen‘ 
d. h. die äußeren, namentlich baulichen und mafdinellen, dem Be— 
triebe dienenden Herftellungen (vgl. Bd. I S.222). Das „Nach- 





=) Vgl. über den Gegenſatz im allgemeinen v. Liszt ©. 166 f. 

*) Dagegen Gebgard-Düttmann Anm. I litt. a zu $ 186, melde nur 
ein Offenbaren „mit dem Bemwußtfein (nit mit dem Zwecke), daß ber Betriebs⸗ 
unternehmer dadurch einen Nachteil erleiden fann“, erfordern; ebenfo Stenglein 
Anm. 5. Auch v. Liszt 8.496 erflärt „abfigtlic gleich vorſahlich · Aber gerabe, 
wenn man, wie er, ſchon für $ 185 Borfag verlangt und zugleich in den Begriff 
des Betriebögeheimniffes dad Moment einer moglichen Schädigung des Geſchafis 
durd das Bekanntwerden Hineinnimmt, wird man, wie ich glaube, bazu ges 
drängt, das beſondere Moment des $ 186 in dem Motin der Beihäbigung 
gu fugen. Übereinftimmend wohl Ifenbart-Spielfagen Anm. 2. 

*) Übereinftimmend hier Gebhard-Düttmann a. a. O. und Binding 
gegen Iienbart-Spielhagen und Weymann Anm. 2. 
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ahmen“ braucht nicht auf die Herbeiführung einer unbebingten 
Gleichheit gerichtet zu fein.) 

e) Der dritte, ſchwerſte Fall qualifiziert den zweiten in feinen 
beiden Unterfällen dadurch, daß er ein Handeln mit dem Motiv 
vorausſetzt, jich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zu ver— 
ſchaffen. Die damit gegebenen Begriffe gehen den in $ 268 
StrGB. beim Delift des Betruges geforderten parallel, nur daß 
bier nicht notwendig Rechtswidrigkeit des Vermögensvorteils er⸗ 
fordert wird.) Neben ber Gefängnisftrafe kann hier auch auf 
Geldftrafe bis zu 3000 M. erfannt werden ($ 186 Abi. 2). 

5. Strafbefugnis.r) Das Verfahren bei Straffeftfegungen 
der Anjtaltsorgane hat im weiteren Zufammenhange des $ 178 eine 
gewiffe allgemeine Regelung erhalten. Es empfiehlt fi, die gedachte 
Vorſchrift hier im ganzen zu erläutern. 

a) Der $ 178 behandelt nicht bloß die Straffeftfegungen ber 
Anjtaltsorgane, ſondern aud die der Schiebögerichtsnorfigenden. 
Unter den Anftaltsorganen find hier alle diejenigen begriffen, denen 
auf Grund gefegliher oder gejegmäßiger Normen die Befugnis 
zur Strafverfügung überhaupt zufteht, aljo nad dem IVG. zunächſt 
der Anjtaltsvoritand umd der Vorjigende der Rentenitelle.0) 

b) Die Befugnis zu Straffeftfegungen der gedachten Organe 
und Behörden kann nad) $ 178 des näheren beruhen entweder auf 
dent IVG. felbft oder auf den „zu deſſen Ausführung ergangenen 
Anordnungen“, alſo insbejondere auf den vom Bundesrat erlaſſenen 
LVerorbnungen, oder endlich auf dem Anftaltsftatut. Wie bereits 
30. I €. 808 entwidelt, ift durch die Hereinziehung der Statuten 


M Gebhard-Düttmann Anm. I litt. b. 

“) v. Liszt S. 436; vgl. auch $ 266 Abi. 2 Strov. 

®) Allgemeines über bie Hier in Rebe ftehenden Orbnungsjtrafen in Bo. I 
S. 803 ff., insbeſondere 5.815 f. Für analoge Anwendung bei den Straf: 
feftiegungen der Anftaltövorftände: Laß, Strafrecht der Berufsgenoffenichaften 
(1901), befonders $$ 1-5, 18—27. 

»o) Zufammenftelung der mahgebenden Geſetesbeſtimmungen z. B. bei 
Iſen bart -Spielhagen Anm. 4 und Bebhard-Düttmann Anm. 4. Da 
in $90 Abf.2 der Vorſihende des Lorftandes, in ben fonftigen Stellen dar 
gegen der Vorſtand als zur Straffeftiegung befugt bezeichnet wird, jo wird man 
wohl anzunehmen haben, baf unter Iepterem Bier der kollegiale Befamtoorftanb 
zu verftehen ift. gl. auch dementfprehend 3. 8. Bad. Anftaltöftatut $ 7 Ziff. 7 
und Laß 8. 77 ff. 
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indirekt anerkannt, daß die Verfiherungsanftalten aud ohne aus- 
drückliche Ermächtigung im einzelnen?!) befugt find, im Rahmen 
ihrer anerkannten Zwede ihren Mitgliedern Strafen gegen die Ver— 
fehlung ftatutarifcher Veftimmungen anzubrohen. . 

©) Gegen die gedachten Straffeftfegungen findet nach reichsrecht⸗ 
lichem Grundfag die Beſchwerde ftatt.”?) Die Entſcheidung auf die- 
felbe erfolgt entweder durch eine höhere Vermaltungsbehörde*?) oder 
in allen übrigen Fällen dur das Reichs- bezw. ($ 111 Abſ. 2) 
Landes -Verfiherungsamt. Die höhere Verwaltungsbehörbe ent- 
ſcheidet unbedingt bei Straffeitfegungen der Vorfigenden von Renten- 
ftellen oder Schiedägerichten, im Falle des $ 176 auch bei ſolchen 
des Anftaltsvoritandes. Zuftändig ift, ohne Rüdjicht auf den Wohn: 
ort des Betroffenen, diejenige höhere Verwaltungsbehörde, in Deren 
Bezirk der Sitz der Anftalt, der Rentenftelle oder des Schieds- 
gerichts fich befindet. Die Beichwerdefrift?') beträgt zwei Wochen 
nad der Zuftellung ($ 170). Cinzulegen ift die Beſchwerde bei der 
für die Entſcheidung darüber zuftändigen Stelle. Die Beſchwerde 
hat auficiebende Wirkung.) Die Entfeidung °°) der Beſchwerde⸗ 
inſtanz ift endgültig.) 


ch Eine ſolche findet fih im jegigen IV®. nit mehr; vgl. dagegen $ 112 
Abſ. 1 Ziff. 2 ©. 39. 

v2) Nicht geregelt ift dad Beſchwerdeverfahren gegen die im IB®. gedachten 
Straffeftjegungen der unteren Verwaltungsbehörden, Ortöpolizeibehörden und 
Auffihtsbehörden der Krankentaffen ($ 31 Abf. 1). CS ift fein Zweifel, das 
Hier landesgeſehliche Regelung eingreift. — Über bie Form der Beſchwerde nad) 
$ 178 ift nichts beftimmt; mündliche Anbringung und Aufnahme zu Protokoll 
daher nicht ausgeichloffen; Lak ©. 88. 

“) Beftimmung derſelben in den einzelnen Staaten ( reußiſche Regierungs- 
präfibenten; bayriſche Regierungen, Kammern des Innern; fähfiige Kreis 
hauptmannicaften; württemb. Kreisregierungen; badiſches LYA.) ng. AR. ın 
©. 367. 

») Friftberehnung: Tab S. 59, Wiedereinjegung in ben vorigen Stand 
wegen Naturereigniffen ober fonftigen unabmenbbaren ufällen: &.%. Rad 
Ablauf der Frift ift das RVA. auch nicht Fraft Aufſichtsrechts befugt, die von 
den Anftaltsorganen feſtgeſehten Strafen herabzujegen; fo gegen die gelegentlich 
geübte Praxis des ABA. Meyer in ArbV. 93 5. 353 und dazu Bd. 1 S. ur 
N. 16. Den feftfegenden Organen felbft wird man im Hinblid auf die fakultative 
Nalur der Drbnungöftrafen eine Herabſetzung der Strafe oder Zurüdnahme 
der Strafverfügung aud nad) eingetretener Rechtokraft wohl zugeftehen können; 
jo auch Lak S. 27, 95 

AR. 36 S. 56 








5. 
Nr. 145; Laß 3.91. 
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d) Die von den Anftaltsorganen und den Schiedsgerichts- 
vorfigenden in erfter Inſtanz feftgefegten Strafen fließen in die 
Kaffe der Verfiherungsanftalten (vgl. Bd. I S. 823). Dasjelbe be- 
ftimmt $ 178 Abſ. 2 hinfitlih der „von den Verwaltungsbehörben” 
auf Grund der unter litt. b bezeichneten Normen verhängten 
Strafen. Die Tragweite diefer Beftimmung ift nicht unzweifelhaft. 
Aus den Verhandlungen der Kommifjion zu $ 136 Entw. ©. 89 
ergibt ſich jedoch, daß biefelbe in Übereinftimmung mit dem jegigen 
$ 154 Abſ. 2 GuVG. auf alle „anderen Strafen” bezogen werben 
muß, welche nicht von den ordentlichen Strafgerichten ausgefprodhen 
werben.?°) 


8 34. Aufficht.) 


I. Der $ 108 Abf. 1 jagt: „Die Verjiherungsanitalten unter 
fiegen der Beaufiihtigung durch das Neichöverfiherungsant. Das 


vo) Bang des Verfahrens bis zur Entſcheidung und Entſcheidung ſelbſt? 
Laß S. 92 ff. 

») Eine Wiederaufnahme des Verfahrens Hält Laß S. 95 für zuläſſig. 

vs) Übereinftimmend Bebharb-Düttmann Anm. II, welche daraus auch 
im einzelnen die richtigen Konſequenzen ziehen. Nur in dem Punkte flimme ic 
abweichend Ifenbart-Spielhagen Anm. 18 zu $ 178 mit Ynm. 12 zu $ 108 
au, daß aud) id) annehme, es werben die nach $ 108 Abf. 3 mit $ 111 Abi. 1 
von ben Verfiherungsämtern gegen die Anſtaltsorgane verhängten Grekutiv: 
ftrafen im Sinne des Geſehes in die Reichs · bezw. Staatälaffe fließen. Ent⸗ 
ſcheidend ift zwar nicht, wie die legtgenannten Kommentatoren annehmen, daß 
dad RIM. nad dem Sprachgebrauch des Gefeged niit zu den Bermaltungd- 
behörben zähle, weil diefer Ausbrud im $ 178, wie bemerkt, nur den Gegenſatz 
zu den Gerichten bezeichnen foll. Wohl aber ift nicht anzunehmen, daß Strafen, 
welche gegen Verbandsorgane in diefer ihrer Eigenſchaft verhängt werden und 
welde, wie fie auch dem über den Verband ala ſolchen zuftehenden Aufſichtsrecht 
entftammen ($ 108 Abſ. 1), innerlich zugleich eine gewiſſe Richtung gegen den 
Verband ſelbſt in ſich tragen (vgl. dazu Bd. I S. 820), deſſen Kaffe zugewieſen 
werden und bamit eined Zeil ihrer Reaftionskraft beraubt werben follten. 
Nach Piloty Anm. 4 zu $ 178 Abf. 2 ſollen (mit Unrecht) die nad) $ 31 Abſ. 1 
(wgl. oben R.92) verhängten Strafen in die Staatäfaffe fließen. — Die Hoften 
für die Überfendung der von den Berwaltungsbehörben feftgefegten Strafen an 
bie Anftaltätaffe fallen der lehteren zur Saft; dagegen find bie Koften für bie 
Ausübung der Strafbefugnis ſelbſt in vollem Umfange von der Behörde zu 
tragen (AR. 92 S. 14 litt. f). 

Bol. Bb.15 30 ©. 702 fi 
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Auffihtsrecht des legteren erftredt fi auf die Beobachtung der ge 
ſetzlichen und ftatutarifhen Vorſchriften.“ Darin liegt: 

1. Inhalt und Zwed der ftaatlihen Aufſicht über die Verſiche- 
rungsanftalten ift die Wahrung ber für biefelben geltenden Rechts- 
normen (Bd. 1 S. 703 ff). Die Beſchränkung des Aufſichtsrechts 
auf die Rechtsbewahrung und der Ausſchluß jedes Eingriffs der 
Auffichtsbehörde in Ermeſſens⸗ und Zweckmäßigkeitsfragen, ſoweit 
nicht beſondere Rechtsſätze einen folhen begründen, iſt durch die 
zwifhen dem ©. 89 und dem neuen IVG. liegende legislatoriſche 
Entwicklung und durd) die Materialien des neuen Geſetzes ſicher 
geitellt.?2) Die Hervorhebung der „geſetzlichen und ftatutariihen 
Vorſchriften“ ift nicht erflufiv gemeint: die Beobachtung bes ge= 
famten, für die Anftalten geltenden Rechts,“) namentlich aud des 
verordnungsmäßigen,®) Toll durd die Aufficht gemährleiftet werden 
(8.1 S. 708 0.6). 

2. Aufjichtsbehörbe ift das Reichsverſicherungsamt, an deffen 
Stelle jedoch für die ihnen unterftellten Verfiherungsanftalten die 
Landesverſicherungsämter treten (vgl. oben $ 30 N. 5, 6). Eine 
Eigentümlichleit des Invalidenverfiherungsrehts iſt es,) daß in 


2) So namentlich die Mot. zu $ 74b—e Entw. IBG., mo auägeführt 
wird, es „beftehe kein hinreichendes Bebürfnis mehr, bie Grenzen bes Aufſichis ⸗ 
rechts nach dem Im Gntww. v. 1897 vorgefehenen Gefistapunften zu erweitern 
und die Auffichtöbehörbe zu ermädtigen, aud) offenbar unzwedmäßigen, 
wenn auch nicht gerade gejei: ober ftatutwidrigen Beiclüffen der AnftaltSorgane 
von Aufſichts wegen entgegenzutreten“. Dazu die Mot. zu $ 4öb des Entw. 
und $ 131 Abſ. 1 Sa 2 des Entw. von 1897. Die nad obigem im Entw. 
IVG. endlid aufgegebenen Iegislatorifhen Verſuche der Zwiſchenzeit, die 
Selöftvermaltung der Anftalten durch eine begriffswidrige Ausdehnung der 
Aufficht zu beichränfen, find des näheren bei Kfenbart:Spielhagen Anm. 5 
und Gebhard-Düttmann Anm. i zu $ 108 angeführt. 

20) Bgl. auch unten (zu $71 Abſ. 2 IB®.) $ 35 N. 49a 

2) Das eigene Recht der Auffichtsbehorde, für bie Verbände verbindliche 
Ausführungsvorfgriften zu erlaffen, mußte Bd. IS. 704 R. 9 verneint werden. 
Dem dort citierten Runbfehr. dei ABA. betr. die Vernichtung berufßgenoffen- 
ſchaftlicher Aktenftüde (AR. 92 3.159) entſprechen die unterm 26. Rov. 1903 
(AN. S.595 ff.) erlaffenen „Borfcriften über bie Vernichtung von Atten ber 
dem RBA. ausſchließlich unterftellten Landesverſicherungsanſtalten“, welde 
demnach durd die allgemeine Beziehung auf $ 108 IB®. nicht zuverläffig ger 
tragen werben und de lege ferenda durch eine für das ganze Reich wirrſame 
Spezialdelegation geftügt werben ſollten 

>) al. ſchon 3.1 S. 710 N. 31; doch ift 875 dem G. 59 noch undefannt. 
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einzelnen Bejtimmungen des Geſetzes ($$ 75, 95) zu gemilfen 
Zunftionen, welche an fi in den Rahmen der Aufjicht fallen, der 
Vorfigende des Anftaltsvorjtandes im Hinblid auf feine Stellung 
als Staats oder Kommunalbeamter herangezogen wird. Da dieſe 
Stellen ein Sonderrecht enthalten, ift anzunehmen, daß, foweit ihr 
Inhalt reiht, zu ihren Gunften die normalen Funktionen der Auf- 
fichtsbehörbe felbft zurüdtreten. 

3. Der Auffiht unterliegen die Verficherungsanftalten im Ge- 
famtunfange ihrer Tätigkeit, mag diefelbe obligatorifcher oder 
fafultativer Art fein. Der Aufficht unterftehen auch die mit ge— 
wiſſer abminiftrativer Selbftändigkeit ausgeftatteten Einrichtungen 
der Verfiherungsanitalten, wie Heilftätten, Invalivenhäufer ufm., 
und nicht bloß der Vorftand, fondern ſämtliche Organe derfelben.*) 
Doch ift anzunehmen, daß unter den legteren nur bie eigentlichen, 
dem Anftaltsorganismus eingeglieberten Organe derfelben?) zu ver= 
ftehen find, berart, daß Krankenkaſſen oder andere regierungsfeitig 
mit dem Einzugsgefhäft betrauten Stellen au in Bezug auf das. 
legtere unter der Auffiht der für fie in ihrer Hauptfunftion zu— 
ftändigen Behörde verhleiben.°) 

4 Die Auffiht ift ein „Recht“ der Auffihtsbehörbe, welches 
von ihr im Nahmen des öffentlichen Intereſſes zur Geltung zu 
bringen ift. Soweit das legtere ein Einfchreiten verlangt, ijt das 
Aufſichtsrecht, wie jedes behördliche Recht, zugleich öffentliche Pflicht. 
Dagegen haben dritte Perfonen, auch wenn fie im eigenen Intereſſe 
Rechtsüberſchreitungen ber Anftaltsorgane zur Kenntnis der Auffichts- 
behörbe bringen, fein wirkliches Recht, das Einfchreiten derſelben 
in ihrem Sinne zu verlangen (vgl. Bd. I ©. 706 mit 708). 

DO. Ein Ausfluß des Auffihtsrechts ift die in $ 109 dem Ver— 
fiherungsamte?) beigelegte Kompetenz zur Entſcheidung innerer Ver— 
bandsangelegenheiten (Bd. 1 ©. 707 N. 15). 





+ So nad) $ 108 Abſ. 3, $$ 109 und 75. 

) Daß aud die Kontrollbeamten zu den AnftaltSorganen gehören, vgl. 
oben $ 33 9. 7. 

®) Üdereinftimmend Gebhard» Düttmann Anm. 19 zu $ 148 auf der 
Grundlage der Mot. (vorlegter Abſatz) zu $ 112 Entw. IvVG. Danach ift in 
B.1@.685 N. 1 das Gitat der $$ 131 Abf.3 und 183 (oll 132 Geiken) 
Ab. I zu ftreichen. 

?) Reidj8« ev. Landesverſicherungsamt: $ 111 Abi. 1. 
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1. Die Entfheidungsgewalt umfaßt Streitigkeiten, „melde ſich 
auf die Rechte und Pflichten der Organe der Verfiherungsanftalten 
fowie der Mitglieder diefer Organe, auf die Auslegung der Statuten 
und auf die Giltigfeit der vollzogenen Wahlen beziehen”. Aus— 
genommen find diejenigen Wahlen, über welche nach befonderen Vor- 
ſchriften des Geſetzes anderweitig zu entſcheiden ift,”) fo daß dem 
Verfiherungsamt namentlih die Entſcheidung von Streitigkeiten 
über die Wahl der Laienbeifiger im Vorftand verbleibt.) Aus— 
drüdlich ausgenommen find in $ 109 Abſ. 2 die dienftlichen (nicht 
geſchäftlichen) Verhältniſſe derjenigen Staats- oder Kommunal- 
beamten, welche als beamtete Vorſtandsmitglieder oder als Vor— 
ſitzende der Rentenftellen beftellt jind.'”) 

2. In allen angegebenen Beziehungen handelt es ſich um die 
Entſcheidung von Streitigkeiten über innere Verbandsangelegen- 
heiten. Streitigfeiten über Rechte und Pflichten, welche zwiſcheu 
den Anftalten als folden und dritten Perſonen beftehen, fallen nicht 
unter $ 109. Das geht aus dem ausbrüdlichen Vorbehalt „ver 
Rechte Dritter‘ fowie daraus hervor, daß nicht von Rechten und 
N lichten der Verfiherungsanitalten, fondern nur von denen ihrer 
Organe und der Mitglieder diefer Organe die Rebe ijt. Daher ift 
die Jnanſpruchnahme dritter PVerfonen vor dem Verfiherungsante 
‚auf Leiftungen an eine Anftalt ausgeſchloſſen; der berechtigte 
Dritte mag fein unbefriedigtes Recht gemäß dem oben I, 4 Bemerkten 
bei dem Verfiherungsamte zur Anzeige bringen und legteres kann 


%) Das Geſetz citiert bier $ 63 Abſ. 3 (Lalenbeifiger bei der unteren Vers 
waltungsbehorde; diefes Citat war unnötig, weil die lehtere fein Anftaltsorgan 
ift, noch auch die betreffenden Wahlen von einem Anſtaltsorgan vollzogen 
werben), $ 77 Abſ. 3 (Ausſchußwahlen) und $ 82 Abſ. 2 (aienbeifiger bei den 
Rentenftellen). gl. bie betreffenden Stellen in $$ 26, 27 unb 33 diejes Buches. 

®) Ebenfo find die Wahlen zu beſonderen, ftatutenmäßigen Ausſchüſſen und 
‚Nommiffionen zu beurteilen; ngl. Ifenbart-Spielhagen Anm. 4, Gebhard: 
Düttmann Anm. 5 zu $ 109. Auch für die Wahlen zum Schiedsgericht wird 
das gleiche zu gelten Haben, weil biefelben, obgleich bie Schiedsgerichte feine 
Anftaltöorgane find, dod von einem folden, dem Ausſchuß, vollzogen werden; 
ogl. oben $ 28 bei R.34 und die angeführten Kommentare, doch weichen 
Gebhard: Düttmann an anderer Stelle (Anm. 11 zu $ 88) infofern ab, als 
fie bei Schiedsgerichtsbeiſihern, wie bei Vorftandamitgliedern, in erfter Reihe 
den nftaltövorftand felbft entjcheiden Laffen. 

10) Das ift eine Folgerung ihrer allgemeinen Yeamtenftellung; vgl. auch 
ð 81 A. 
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daraus Veranlaffung zum auffichtlichen Einſchreiten entnehmen, aber 
and dies nur infoweit, als nicht die Anftalt im gegebenen Falle 
auf ein befonderes, verwaltungsgerichtliches oder civilprozeffualifches. 
Rechtsverfahren Anſpruch hat (Bd. IS. 707 N. 16) Ebenfo bleiben 
die Entſcheidungen des Verfierungsamts, welche bei inneren Gtreitig« 
feiten ber Verbandsorgane unter einander ufw. auf Grund von. 
$ 109 ergangen jind, für die Rechte und Pflichten dritter Perſonen 
unpräjubizierlih."") Zu den „Dritten“ im inne diefer Beitim- 
mung gehören aber auch die Mitglieder der AnftaltSorgane und die 
Beamten der Anſtalten felbft infomeit, als für ober gegen jie 
individuelle Rechte oder Pflichten gegenüber der Anjtalt begründet 
find, für welde der Weg eines befonderen, namentlich civil= 
prozefjualifchen Rechtsverfahrens offen fteht.') Auch die Verficherten 
und ihre Arbeitgeber find in dem entwidelten Sinne „Dritte“, zumal 
ihmen bei dem amftaltlihen Charafter der Verbände ummittelbare 
Rechte auf Teilnahme an der Verbandsorganifation nicht zu— 
ftehen.'?) 

3. Aus alledem geht hervor, daß der $ 109 das Verfiherungs- 
amt zu feinen Entſcheidungen beruft, welche nit ſchon an und für 
fih als Vorausfegungen für die Ausübung feines Auffichterechts in 
feiner Kompetenz begründet wären (Bd. I S.706 a. E.). Allein, 


1) So ift die aus $ 109 ergehende Entſcheidung des Verſicherungsamts 
über die Vollmacht eines Anftaltsorgans (4.8. des Vorfigenden des Dorftandes) 
zur Vertretung der Anftalt nad) außen unpräjubigierlic) für bie Partei, welche 
im Givllprogeffe aus einem mit ihr geſchioſſenen Wertrage bie Anftalt in 
Anſpruch nimmt. — Aus alledem geht hervor, wie ſchief zum mindeften es ift, 
wenn nad) Graßmann Anın. 1 „dlefe dem ABM. zugelprodene Entjgeidungs- 
befugnid biefe Materien dem Civil: und Verwaltungsrichter entziehen fol, 
der 3. B. bie Frage, ob ein Vorſtandsmitglied feine geſetzlichen ober ftatutarifchen 
Pflichten verlegt hat, nicht weiter zu prüfen befugt ift“. 

12) In diefem Sinne hat das RB. ſelbſt entfchieden, daß der entſprechende $ 89 
UBS. v. 1884 ihm feine Zubifatur über die von der Berufgenoffenfhaft mit 
ihren Beamten abgeihloffenen Dienftverträge gewährt, welche vielmehr dem 
Gioitrihter verbleibt (Handbuch der Unfallverſicherung a. a. O. Anm. 2). Das- 
ſelbe muß aud für die gleiche Materie de IVG. und ebenjo aud für etwaige 
Entjäbigungsaniprüde der Anftalt gegen ihre Drgane gelten. In letzterem 
Punkte übereinftimmend auch Graß mann Anm. 1, aber mit der aus N. 11a. E. 
fidh ergebenden weſentuchen Einf—ränfung. 

©) Dies muß gegen Gebhard: Düttmann Anm. 2 Abſ. 2 (auf Graß— 
mann Anm. I Ab. 1 a. €.) feftgehalten erben. 





334 I. Bud. Organijation. III. Rap.: Berfiherungsanftalten. 


während grundfäglich die Auffiht und die für fie notwendige Rechts- 
entſcheidung ein öffentliches Necht bes Verfiherungsamts darſtellt 
(vgl. oben I, 4), ift die legtere hier zu Gunſten der Anjtalt bezw. 
ihrer Organe und Organsmitglieder zu einer Pflicht geftaltet, welcher 
fh das Amt auf Anrufen eines Streitteils nicht entziehen darf. 
Im übrigen erfolgt Entſcheidung und Vollzug in den Formen der 
gewöhnlichen Auffihtsführung und ift, wie diefe, auf die Erledigung 
des Rechtspunktes beſchränkt, daher überall da ausgefchlofien, wo 
zwiſchen Organen, deren Zuſammenwirken Geſetz oder Statut vor- 
ausfegt, über Ermeſſens- und Zwedmäßigkeitsfragen Meinungs: 
verſchiedenheiten entftehen.'*) 

III. Hinfihtli der Mittel der Aufſichtsführung (Bd. I C.708 ff.) 
iſt noch folgendes hervorzuheben: 

1. Das Recht der Kenntnisnahme'>) iſt in $ 108 Abf. 3 Cap 1 
und 2 geregelt: Beſonders erwähnt (Bd. I S. 709 N.23) wird 
dabei namentlih das Recht zur Vornahme von Reviſionen behufs 
Prüfung der Geſchäftsführung, welches fih auf alle Einrichtungen 
und Organe der Verfiherungsanftalten im oben entwidelten Sinne 
erftredt. Die Iegteren'°) find ferner auf Erforbern bes Berfiche- 
rungsamts verpflichtet, Bücher, Beläge, Wertpapiere, Geldbeſtände, 
Akten und fonftigen Schriftftüde demfelben vorzulegen. Aud die 
Protokolle, Tagesordnungen und fonftigen, auf die Verhandlungen 
und Sitzungen der Anftaltsorgane bezüglihen Schriften find dar- 
unter mitbegriffen. Dagegen ift es durchaus nicht mit ben Motiven '?) 
als eine „jelbftverftändfiche” und daher auch ohne geſetzliche oder 
ftatutarifcde Einräumung '°) beftehende Befugnis der Aufſichtsbehörde 


') Daher findet, wo der Borftand der Zuftimmung des Ausſchuſſes in Er- 
meſſensfragen bebarf, eine Ergänzung der verfagten durd das Berfiherungs- 
amt nicht ftatt, 

») Über die Einreihung von Überfihten der Geſchäfts- und Rechnungs ⸗ 
ergebniffe $ 165 Abſ. 1 und unten $ 35. — Xnzeige von Veränderungen in 
der Beſetzung der Anftaltvorftände: AR. 02 ©. 650. 

") Die in $ 108 Abſ. 3 Say 2 ausgefprochene Verpflichtung ift juriſtiſch 
eine folde ber Anftalt ſelbſt bezw. ihrer Organe. Wenn ftatt defien bie 
phyſiſche Perfönlichkeit der Organsmitglieber im Geſetz genannt wird, fo er: 
färt ic) daß aus dem Zufammenhang mit dem bie Gtraffanttion entfaltenden 
Sa 3 (vgl. 8b. 1 S. 8%0). 

m Mot. Abſ. 2 zu $ 74b—e Entw. IBB. 

") Bebhard-Düttmann Anm. 11 teilen mit, daß die Anftaltäftetuten 
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anzufehen, „daß fie durch Vertreter mit beratender Stimme an 
allen Sigungen der Borftände und Ausſchüſſe teilnehmen kann, daß 
ferner dieſe Vertreter jederzeit gehört werben müfjen und berechtigt 
find, Anträge zu ftellen“. Denn die Aufficht ift eine Funktion 
über den Anftalten und außerhalb derjelben und begründet daher 
feine Rechte, welche die Auffichtsbehörde in das Innere des Anftalts- 
organismus eingliedern und ihr überdies auch in Ermeſſens- 
fragen einen nicht zu unterfhägenden, unmittelbar beftimmenden 
Einfluß gewähren würden, möglicherweiſe auch die Freiheit der Be— 
ratung und Abftimmung ftören könnten. Ausdrücklich hinzugefügt 
wurde im JVG. die Verpflichtung der Anftaltsorgane, der Aufſichts- 
behörde auf Erforbern'?) auch alle fonftigen Mitteilungen zu machen, 
welche von jener zur Ausübung bes Aufſichtsrechts als erforderlich 
erachtet werben. 

2. Zur Erfüllung der foeben beſprochenen Verpflichtungen, ſo— 
wie überhaupt zur Verwirklichung aller durch das Anftaltsredht ge: 
hotenen Handlungen und Unterlafjungen?) fünnen die Mitglieder 
der Anjtaltsorgane von der Auffichtsbehörde durch Zwangsſtrafen 
„bis zu eintaufend Mark“ angehalten werden. Näheres ift bereits 
3. IE. 709f. entwidelt worden. Das gedachte Maximum ift 
m. €. nit bloß für die einzelne Androhung, fondern für die Ge— 
famtjumme ber Strafen im einzelnen Widerſetzlichkeitsfalle maß- 
gebend;?') wird durch dasſelbe der notwendige Erfolg nicht herbei 
geführt, jo wird der Auffichtsbehörde die Anwendung unmittelbaren 
für die Zeilnahme von Vertretern des RBA. an den Ausſchußverſammlungen 
entſprechende Vorſchriften vorgefehen Haben. Im übrigen ftehen fie in Bezug 
auf die „Selbftverftändligfeit“ jenes angeblichen Rechts des RBX. auf dem im 
Xert vertretenen Standpunkte, halten e3 aber für „smwedentfprechend, demgemäß 
zu verfahren“, worüber man verſchiedener Anſicht fein Tann. 

) Zjenbart»Spielhagen Anm. 10b meinen, daß bie neu eingefügte 
Beftimmung bie Anftaltdorgane zur fpontanen Mitteilung aller für das Auf: 
ſichtsrecht „nad; ihrer pflißtmähigen Überzeugung“ bebeutfamen Tatſachen ver 
pflichte. Allein der Gedanke einer ſolchen Aufficht über ſich felbft wird ſowohl 
durch den Wortlaut des Geſehes, in dem das „auf Erfordern“ auch auf die 
au machenden Mitteilungen ſich bezieht, wie auch burd) die Motive („der Auf- 
ficgtöbehörbe alle Auskunft zu erteilen“) zurüdgemiefen. Dagegen auch Geb— 
harb-Düttmann Anm. 13. 

*) Die legteren heben die Motive als mit einbegriffen beſonders hervor. 

2) So Bb.1 S. 818 R. 51 gegen Ifendbart-Spielhagen Anm. 12. — 
Daß die Strafen in bie Reichs bezw. Staatskafſe fließen, vgl. oben $ 33 R. 98. 
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Zwanges, insbefondere unter Anwendung des $ 95, nicht zu ver: 
jagen fein. 

3. Vollſtredbare ?ia) Beſchlüſſe der Anftaltsorgane, welche gegen 
das Recht (vgl. oben I, 1) verftoßen, unterliegen von Aufſichts 
wegen ber Bejeitigung. Dieſe herbeizuführen, ift nach $ 75 zu einer 
Pflicht des den Verhältniffen naheftehenden Vorfigenden des Nor- 
ftandes geftaltet.22) Derfelbe hat zunächft dem Organe felbft gegen- 
über deffen Beſchluß unter Angabe der Grünbe zu beanftanden. 
Die Beanftandung hat auffchiebende Wirfung: jeder trogdem ge— 
machte Verfuch zur Ausführung des Beſchluſſes kann von Auffichts- 
wegen mit Zmangsitrafen verhindert werben.??) Nimmt das Organ 
feinen Beihluß infolge der Beanjtandung nicht felbft zurüd, To hat 
der Vorfigende des Voritandes benfelben mittels Beſchwerde beim 
Verfiherungsamt anzufechten.?) Die Entſcheidung, welhe den Be- 
ſchluß aufhebt oder die Beſchwerde zurücweift, erfolgt nad S 110 
Biff. 1 beim Reichsverſicherungsamt durch einen Spruchſenat?*) in 
dem buch $$ 29 ff. der Kaiferl. WO. v. 19. Oft. 1900 geregelten 
Verfahren. Die Beſchwerde iſt fchriftlich einzureihen und zu be 
gründen; auch jind die Vorverhandlungen dem Amte zu überfenden. 
Tas RVA. teilt eine Abſchrift der Beſchwerde dem angegriffenen 
Organe zur Gegenerflärung binnen beftimmter Frift mit, eventuell 
erfolgt Entſcheidung nad Lage der Akten. 


21a) Nicht bloße Meinungsäußerungen, Anfichten, Gutachten, z. B. nicht 
Beichlüffe des Ausſchuſſes, welche Maßnahmen des Vorſtandes lediglich Fritifieren: 
AR. 04 &. 253 Pr. 1102; vgl. oben $ 33 R. 26a. 

22) Die Beftimmung fchliekt nad) den Motiven zu $ 478 Entw. IB®. an 
die für die fommunalen Selbftverwaltungslörperfchaften in Preußen geltenden 
an. Bgl. die Eitate bei Ifenbart-Spielfagen Anm. 1a. E. und bie 
Entſch. Re. 1102, 

” 2) Vgl. die bei N. 20 citterte Motivenftelle. 

2) Weymann Anm. 2 legt die Beſtimmung dahin aus, daß dem ber 
fließenden Organ „die Anfechtung der Beanſtandung“ zugewieſen wird. Allein 
die Beftimmmungen der preußifcen Selbftverwaltungägefege (vgl. oben R. 22), 
an die fi) zudem $ 75 mur „anlehnt*, ſprechen nicht unbebingt für ihn (ugl. 
$$ 82, 83 des Lanbeöverwaltungsgefeges) und die Motive unbedingt gegen ihn, 
inbem fie „dem Vorſihenden der Berfiherungdanftalt die Verpflichtung zur An- 
fechtung unzuläffiger Befhlüffe bei der Auffichtöbehörde auferlegen“. Ebenſo 
jegt AN. 03 S. 251 Nr. 1027, AN. 04 ©. 258 Rr. 1102. 

2”) BD. v. 19. Oft. 1900 $ 20; vgl. oben $ 29 II Ziff. 4a. Verftärkter 
Sprudjenat gemäß $ 22 Abf. 2: Entſch Ar. 1102, 
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Selbftverftändlih findet diefes ganze Verfahren nur in den- 
jenigen Fällen ftatt, in denen nicht ſchon der Vorfigende des Vor— 
ftandes kraft feines eigenen Anweiſungsrechts in der Lage ift, die 
Aufhebung des gefaßten Beſchluſſes auszufpreden.?*) Dagegen ift 
es nad) dem oben I, 2 Entwidelten dem Verfiherungsamte gegen- 
über erflufiv. Dasſelbe fann nit von ſich aus Beſchlüſſe ber 
Anftaltsorgane im Wege der Verfügung außer Kraft fegen, ſondern 
muß gegebenenfalls den Vorfigenden, welcher feine Pflicht verfennt, 
zur Beanftandung??) und Anfechtung derjelben anmeilen.*) Soweit 
das Geſetz felbft die Anfechtung von Anſtaltsbeſchlüſſen den Inter— 
effenten in einem beſonderen Rechtsverfahren zuweiſt (mie im Renten- 
feftftelungs- und Beitragserftattungaverfahren) iſt auch hier die 
Anwendung des $ 75 ausgefchlofien. 

4. Auch die kommiſſariſche Selbftübernahme der Funktionen von 
Vorftand oder Ausſchuß (Bd. I S. 710 ff.) ift dem Vorfigenden des 
Vorftandes übertragen. Derjelbe hat gemäß $ 95, „io lange der 
Vorſtand oder Ausſchuß noch nicht gebildet ift oder folange dieſe 
Drgane die Erfüllung ihrer gefeglihen oder ſtatutariſchen Obliegen- 
heiten verweigern, die legteren auf Koften der Verfiherungsanftalt 
wahrzunehmen ober durch Beauftragte wahrnehmen zu laſſen“. Das 
Verhältnis diefer Beftimmung zu der in $ 90 Abf. 3 getroffenen,2°) 
wonach bei allen Anftaltsorganen, „bei welchen Vertreter der Arbeit- 
geber und ber Verficherten mitzumirfen haben“,?°) „wenn eine Wahl 
nit zu ftande fommt oder die Gewählten ihre Dienftleiftung ver- 
weigern“, die untere Vermaltungsbehörbe die Vertreter zu ernennen 
hat, kann auf den erften Blic zweifelhaft erſcheinen. Insbeſondere 





26) Died Tann z. B. fraft der Statuten und Geſchäftsordnungen in. Bezug 
auf Beihlüffe ver Rentenftellen ber Fall fein. Anders, wenn die Aufhebung 
derfelben dem Geſamtvorſtande zufteht und biefer das Einichreiten verweigert. 

2?) Die Unterlaffung der Ausführung beanftandeter Beichlüffe kann das 
Berfiherungdamt gemäß N. 20 (vgl. die citierten Motive) erzwingen. 

20) Zfenbart:Spielhagen bezeichnen den im Teri entwidelten Say nur 
als „vieleicht zwedmäßig" (Anm. 2); doch ergibt ſich feine Rechtsnotwendigkeit 
ſchon daraus, daß es nicht im Sinne des Geſetzgebers liegen fann, das bie 
AnftaltSorgane figernde Berfahren des $ 110 Zif. 1 für die Falle des ex 
offieio erfolgenden Vorgehens ber Auffichtäbehörde außer Anwendung treten 
zu laffen. 

29) Bol. oben $26 11, 3 und 5 a. €; $27 III, 3; $38 II, 1 und III, 1b. 

%) Mot. zu $ 52a Entw. IVG. 

Roftn, Recht der Mrbeiterverficherung. Band II. 2 


338 U. Buch. Organifation. IE. Sap.: Berficherungsanftalten. 


tönnte im Hinblid auf die Mot. zu $ 95°) die Anſicht verteidigt 
werben,?) daß $ 90 Abſ. 3 auf Vorſtand und Auaſchuß Feine 
Anwendung zu finden habe. Allein die oben, bei N. 30 citierten, 
ganz allgemein Iautenden Motive zu $ 90 Abj.3 einerfeits und 
andererſeits die ausbrüdliche Veränderung des Tertes, welche ber 
Eingang von $ 95 im Verhältnis zu dem entfprechenden $ 61 6.89 
erfahren hat,&®*) unterftügen die fhon durch den Wortlaut der beiden 
Beftimmungen getragene Meinung, nad) welcher die Vorausfegungen 
für die Anwendung derfelben verſchieden find und bemgemäß ber 
80 Ab. 3 unter den ihm eigenen Bedingungen auch auf Vorftand 
und Ausſchuß Anwendung findet.) Hiernach fommt $ 95 für die 
legtgenannten beiden Organe ausfchließlich zur Anwendung, folange 
bei neubegründeten Anftalten®*) die Bildung derſelben überhaupt 
noch nicht erfolgt ift und erfolgen konnte,“) während die in $ 90 
Abſ. 3 vorgejehene oftroyierte Ernennung auf den Spezialfall der 
jegt oder fpäter anberaumten, aber nicht zu ftande gefommenen Wahl 
beſchränkt ift.”%) Im weiteren aber ſpricht der $ 90 Abſ. 3 von 
dem Falle, daß die Gewählten, einzelne oder auch alle, aber als 
Einzelperfon ihre Dienftleiftung verweigern, während der $ 95 
die Verweigerung der gejeglihen Obliegenheiten feitens ber 
Drgane als folder im Auge hat.) Praftifhe Bedeutung wird 
nad) diefer Richtung der $ 95 namentlih dann erlangen, wenn 


31) Der demſelben entiprechende $ 61 G. 89 bezieht feine Norm ſchlechtweg 
auf die „gefegli—en Organe der Verfigerungsanftalt“ (vgl. 8b.1S.711R. 3). 
Dazu bemerken bie Mot. zu $ 61 Entw. IB®.: „Die Beftimmung des $ 61 
war auf den Borftand und ben Ausſchuß zu beſchränken, nachdem das recht ⸗ 
zeitige Funktionieren des neugebilbeten gefepli;en Organs, nämlid) die Renten» 
ftelle, ſchon durch $ 525 Abf. 3 fihergeftellt iſt.“ 

So befonderd Gebhard-Düttmann Anm. 2. 

0) $ 61 ©. 89 Imutete: „Solange die Wahl ufio. nicht zu Stande kommi.“ 

3) Umgefehrt muß bie Anwendung von $ 95 auf die Rentenftellen nad; 
dem Wortlaut ausgeſchlofſen bleiben, was aud) ber Ratur ihrer Funktionen (ad 
geſehen etwa von $ 80) entipridt. 

%) Auch in den Fällen von $$ 100 ff. 

3) Befonbere Funktionen des Vorſigenden in ber Zeit bis zum voll: 
ftändigen Ausbau der Anftaltorganifation finden fi) auch fonft: $ 78 38G. 
mit oben $ 33 II, 2. 

%) Für $ 45 Abſ. 5 KB®,, der in feinem Wortlaut dem früßeren $ 61 
©. 89 entſpricht, liegt die Sache allerdings anders; vgl. Bb.I &. 713 R.47. 

#) Hier übereinftimmend Jienbart:Sptelpagen Anm. 8 zu $ 9%. 
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Borftand oder Ausſchuß die Faſſung eines geſetzlich oder ſtatutariſch 
notwendigen Beichluffes verweigern, fo daß hier die Beſtimmung 
dem negativ auf die Befeitigung gefegwidriger Beſchlüſſe hinzielenden 
$ 75 die pofitive Ergänzung binzufügt.”) Im übrigen find die 
Vorausfegungen und Wirkungen ber kommiſſariſchen Selbftübernahme 
bereits in Bd. 1 a. a. O. ausführlich erörtert.) 


S 35. Vermögensverwaltung und Yinanzgebahrung.') 


L Das für die Finanzverwaltung ber Verficherungsanftalten 
geltende Prinzip der rechneriſchen Sonderung (vgl. Bd. I ©. 697 
Ziff. 1) it in $ 68 Abſ. 3 Sag 2 zum Ausdrud gelangt, indem 
danad) die „Einnahmen und Ausgaben” der Anftalten „gefondert 
zu verrechnen find“. Auch das weitere Prinzip der gefonberten 
Verwahrung ihrer Beftände ift in derſelben Stelle ausgeſprochen.?) 
Die Vorſchrift des $ 129 Abſ. 3 G. 89 über die Art der Auf- 
bemwahrung von Wertpapieren der Anftalt bei öffentlicher Behörde 
oder Kaſſe (vgl. Bd. I S.699 N. 10) ift geftrichen worben. Dafür 
enthält jegt $ 164 Abſ. 1 Sag 4 a. E. die Ermädtigung für bie 
Landesregierung des Anftaltzfiges,’) „über die Aufbewahrung von 
Wertpapieren?) Beſtimmung zu treffen. 

II. on der Anlegung (vgl. Bd. J S. 699 Ziff. 4) der Anftalte- 
gelber handelt jegt $ 164, welcher gegenüber dem &. 89 mannig- 
fache Änderungen aufweift.) 

2) BgL vazu 86.1 6.712 R.41 und AN. 09 ©. 258 Nr. 1027. 

») Jusbeſondere: Bedeutung der „Berweigerung” &. 7I1N.38, 39. — 
Entfgeidung in Zweckmaßigkeits · und Ermeffenafragen, aber nicht bei Beftanda- 
und Statutenänderungen &. 712. — Aufpdren und Aufhebung ber tommiffariicpen 
Verwaltung S. 713. — Streitigfeiten über bie Ausübung des $ 95 werden 
eventuell auf Brund von $ 109 durch das Berfiherungsamt zu entideiben fein. 

?) Bl. im ganzen Bb. 1 $ 88. 

%) 36.168.698. Über die Zuläffigteit eines Kontokurrentverkehrs vgl. 
unten R. 36. 

3) Bei gemiſchtſtaatlichen (vgl. oben $ 31 R.12) Berfiherungsanftalten 
bebarf es bes Einverftänbnifies jämtlicher beteiligter Landesregierungen. Mangel 
Erzielung eines folden wird, wie ich glaube, nad der Abſicht des Geſetzes 
pafſend auch nad) Abf. 1, wie nad; Abſe 3, der Bundesrat eintreten. 

) Über den Begriff der Wertpapiere im Sinne dieſer Beftimmung vgl. 
30.1 8.699 2.8. 

5) Ill ing in ArbV. 01 ©. 633 (auf das preußiſche Rechtögebiet bezüglich). 

22" 
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1. Der $ 164 eit. ift in drei Abfäge eingeteilt. Abſ. 1 und 3 
behandeln die auf die Dauer berechnete Vermögensanlage, während 
Abſ. 2 über die Anlegung „zeitweilig verfügbarer” Barbeftände 
freiere Beftimmungen trifft. Zwiſchen Abſ. 1 und 3 befteht im 
allgemeinen ber Unterſchied, daß die Anlegung nad Abſ. 1 Sag 1-8 
als die normale, die nad) Abj.3 aber als die ausnahmsmeife, unter 
befondere Kautelen geitellte, erfcheint. 


2. Der ganze $ 164 handelt in allen feinen Abfägen gleich- 
mäßig von ber verzinslichen Anlegung der Anftaltsbeftände.®) 
Diefe ſelbſt ift im Rahmen der Verfügbarkeit der legteren Pflicht 
der Anftalten und ihrer Organe.) Dagegen ift die Höhe des Zins— 
fußes in das pflihtmäßige Ermeffen der Anftaltsorgane unter Kon— 
trolle der Auffihtsbehörde?*) geftellt.*) 





%) Bel. Bd. J 8,699 f. Der Sap des Tertes ergibt ſich zunächſt ganz 
unzweifelhaft aus $ 164 Abj. 1 Sa 1 und ber darin enthaltenen Bermeifung 
auf $$ 1807 und 1808 BOB, melde ihrerfeits nur Ausführungsbeftimmungen 
für „die im $ 1806 vorgefehriebene", d.H. aber „verzinsliche · „Anlegung von 
Mündelgeld“ enthalten. Alle anderen Beftimmungen des $ 164 IVG. follen 
aber ftet? nur eine Anlegung „in anderer Weife” ermöglichten, fegen aber 
feinen anderen Begriff ber Anlegung voraus. 


7) 8164 Abſ. 1 Sag 1 „müffen“; vgl. auch $ 1806 BOB. „Hat anzulegen*. 
Der Borftand haftet für bie verzinslice Anlegung und zwar fir baldmöglichfte 
(Sienbart-Spielagen Anm. 14) gemäß $ 98. 


1a) Da die Pflicht der verzinslichen Anlegung mit dem für die Anftalten 
geltenden Dedungsprinzip zufammenhängt ($ 32 Abſ. 2; vgl. unten) und Vor ⸗ 
ausfegung für die Smederfüflung berfelben ift, fo kann auch fein Zweifel be: 
ftehen, daß jenes Pflichtgebot zugleich aud auf eine Anlage in möglicft zus 
reichender Sinjenhöge gerichtet ift. Mag daher immerhin auch bie einzelne 
Anlage ber freien Dißpofition der AnftaltSorgane unterliegen, fo beginnt das 
Recht der Auffichtsbehorde zum Einſchreiten jedenfalls ba, wo bie Gefahr 
entfteht, daß das Gefamtzinfenerträgnis hinter den auf die Dauer erforberli—hen 
Dedungäbeträgen zurüdbleiben werde. Das gilt, leichviel ob es fih um 
mundelſichere bezw. nad) Abſ. 1 ober nad; Abſ. 3 des $ 164 zu vollziehende 
Anlagen Handelt ; vgl. unten N. 18. 


®) Daher Tann der Sinsſatz der einzelnen Anlage Hinter dem landesüblichen 
surüdbleiben; einen volfftändigen Berzicht auf Zinsertrag halte id) dagegen nach 
$ 164 Abſ. 1 Sag 1 für auögefchlofien (abweichend, wie es ſcheint, Gebhard: 
Düttmann ©. 723 oben). Noch weniger natürlich können Ausgaben & fond 
perdu unter $ 164 fallen; bier Tann aber, im Hinblid auf die im Abf. 3 ge: 
nannten Zwede, der $ 45 in Betracht fommen. 
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3. Die normale Anlegung nah $ 164 Abf. 1 geftaltet fi 
folgendermaßen: ) 

a) Zunädft find die Anftaltsvorftände auf die mündeljichere 
Anlegung der Anftaltsgelver gemäß den Vorfehriften der SS 1807 
und 1808 BGB. vermwiejen.'%) 

b) Nach Art. 212 EG. zum BGB. können gewiſſe Wertpapiere 
aud über die gedachten Vorjchriften des BGB. hinaus durch Landes» 
recht zur Anlegumg -von Mündelgeld für geeignet erklärt fein.!e) 
Beſtehen ſolche landesgeſetzlichen Borfchriften in dem Staate, in 
welhem der Anftaltsjig ſich befindet, fo find auch die in 
ihnen bezeichneten Wertpapiere zur Anlegung von Anftaltögeldern 
brauchbar. - 

c) Nach $ 1807 Ziff. 4 BGB. gelten „verbriefte Forderungen 
jeder Art gegen eine inländiſche kommunale Körperſchaft oder die 
Krebitanftalt einer folden Körperſchaft“ als mündelfiher nur nad 
Mafgabe einer vom Bundesrat zu erlafienden Erklärung. Die Mot. 
zu $ 129 Entw. IVG. befürchten, daß „hiernach Darlehen an Ge— 


») „Auf die vor dem Inkrafttreten der Novelle bewirkten Anlagen finden 
bie neuen Beftimmungen feine Anwendung; die Zuläffigfeit biefer Anlagen ift 
vielmehr nach ben bisher geltenden Grundſaten zu beurteilen.“ Dot. Schluß: 
abjag zu $ 129 Entw. IVG. 

'0) Die Darftellung derſelben gehört nicht Hierher, jondern ins bürgerliche 
Recht. Vemertt ſei nur, daß ſich die Mündelfiherheit von Anlagemerten infolge 
der im BGB. erteilten Ermächtigungen partifulär vielfach verſchieden geftaltet. 
So können zu $ 1807 Biff. 1 nad) Abſ. 2 die Landesgeſehe die Grundfäße für 
bie Feftftelung der Sicherheit von Sypothelen uf. beftimmen; zu Ziff. 5 richtet 
fi die Sicherheit einer öffentlichen Sparkaſſe nad den Erklärungen ber zu: 
ftänbigen Sandeövermaltungäbehörbe; zu $ 1808 wird eine night ftantlihe Bant 
dur) Landesgeſetz als münbelficher erflärt; endlich Tann zu $ 1808 nad 
Art. 144 CB. durch Landesgeſeh die Anlegung von Münbelgeld bei ben 
Sinterlegungsftelfen auögefchloffen werden. Dazu kommt, daß auch $ 1807 Ziff. 4 
in feiner Anwendung von (mehr oder weniger umfaflenden) Grflärungen des 
Bundesrat abhängig ift, durch melde Wertpapiere, Pfanbbriefe oder verbriefte 
Forderungen gegen Gemeinden (vgl. Xert litt. c) ala mandelſicher bezeichnet 
werben. Die verjchiedenen, hiernach im Ginzelfalle wichtigen landesrecht- 
lien Beftimmungen find in den Rommentaren (Zjenbart: Spielhagen 
Anm. 4 ff, Gebhard» Düttmann Anm. 6, Gratzmann Anm. 4) ausführlich 
zuſammengeſtellt. 

e) Ari. 212 cit. gilt nad) richtiger Anſicht nur für bie bis zum Inkraft⸗ 
treten des BEB. ergangenen Landesgeſete. Bol. die Zufammenftellungen in 
den Kommentaren a, a. ©. 
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meinden und Kommunalverbänden gegen einfache Schuldurfunde nach 
Inkrafttreten des BGB. auf Weiterungen ftoßen könnten“. Um 
dies zu verhüten, enthält 3 164 Abſ. 1 Sat 3 die Ermächtigung 
an die Landesregierungen,'') zu „genehmigen, daß die Beftände der 
Verfiherungsanftalt auch in Darlehen an Gemeinden und weitere 
KRommunalverbände '?) angelegt werden”. Der Wortlaut des Geſetzes 
deckt ſich nicht volftändig mit feiner Begründung, indem er, was 
allerdings faum praktiſch werben wird, auch Darlehen, für melde 
eine Schuldurkunde nicht auögeftellt werden fol, mitumfaßt. Cs 
ſcheint aber au, als wenn der Verfaſſer des Entwurfs zu feiner 
Befürchtung durch eine zu enge Auslegung des Begriffs ber „ver- 
brieften Forderungen” gefommen ijt, von denen er wohl annahın, 
daß fie nur Wertpapiere, aber nicht einfache Schuldurfunden um— 
faffen. Indeſſen ergibt ſich das Gegenteil ausdrüdlih aus den 
Materialien zum BGB.'?), und es kann daher fein Zweifel darüber 
beitehen, daß auch der Beſchluß des Bunbesrats v. 7. Juli 1901 
(RGBl. S.263), welcher jegt verbriefte Forderungen gegen kom— 
munale Körperſchaften uſw. ſchlechthin als mündelficher erklärt, wenn 
fie von feiten des Gläubigers fündbar find oder einer regelmäßigen 
Tilgung unterliegen, einfache Schuldurkunden mitumfaßt. Es wird 
daher der vorbehaltenen Genehmigung nur noch bebürfen, wenn, 


2) Far gemifchtftantlie Anftalten gilt das oben N. 8 Bemerkte; denn in 
$ 164 bezieht fi der Schlußfag von Abſ. 1 aud auf Satz 3 desſelben, wie aus 
der Gefeggebungsgeichichte deutlich hervorgeht (Bebhard-Düttmann Anm. 17). 

2) Bei den „Gemeinden und weiteren Kommunalverbänden" ift in $ 164 
I8G. zmeifello® nur an politiſche Gemeinden nieberer und höherer Ordnung 
gedacht. Dabei find etwaige Beſchränkungen, welche die Landesregierungen 
auf Grund von $ 169 im Begriff der weiteren Kommunalverbände haben ein- 
treten laffen (ogl. oben $ 24 R. 8), Hier nicht maßgebend, 'weil ſich $ 169 nur 
auf die Organifation der Invalidenverfiherung bezieht. Kirchengemeinden fallen 
unter $ 164 IB®. nicht (ebenfo Sfendart-Spielgagen Anm. 8 a. E.); in 
Belracht kommt aber, dak ihre Wertpapiere nad Art. 212 EG. landesgefehlich 
8-8. preuß. Ausf. G. Art. 74 Ziff. 2) oder nad) $ 1807 Ziff. 4 vom Bundesrat 
@. 3. Schuldverſchreibungen der evang. Kirchengemeinde Mainz; RGBl. O1 
&.37) für münbelfiger ertlart werben konnen Auch Spezialgemeinden, z. 8. 
Sculfogietäten, fallen nicht unter $ 164 Abſ. 1 Sa 3; anders vielleicht Web: 
Hard-Düttmann Anm. 12. 

"%) Bgl. die Protokolle der 2. Rommiffion (Herauögegeben von Achilles u. a.) 
3.4 ©. 765: „Dies (die Sicherheit) treffe aber in gleicher Weiſe zu, wenn 
einfache Schuldſcheine, ala wenn abftrafte Wertpapiere auögegeben würden.“ 
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abgejehen von dem oben berührten Falle mangelnden Schuldicheins, 
die bejonderen Vorausfegungen nicht vorliegen, welche in dem an- 
geführten Bundesratsbeſchluſſe für die Mündelſicherheit der Forde- 
rungen gemadt find.'*) 

4 Die ausnahmsweiſe freiere Anlegung von Anftaltsgeld nad) 
$ 164 Abſ. 3 ſteht unter folgenden Grumdfägen: 

a) Zunädft ift diefelbe auf einen beftimmten Teil des Anftalts- 
vermögens befchränkt, unter dem bier die Gefamtheit der der Anftalt 
zugehörigen Vermögenswerte zu verftehen ift.') Für die Berechnung 
wird der legte Abſchluß zu Grunde zu legen fein. Mehr als bie 
Hälfte ihres Vermögens darf die Anftalt keinesfalls auf bie 
bier in Betracht kommende freiere Weife anlegen (Sat 4). So— 
weit die freiere Anlegung ſich innerhalb bes vierten Teils des Ge- 
famtvermögens halten joll, bebarf die Anftalt dazu der Genehmigung 
des zuftändigen Verfiherungsamts, bei Überfchreitung des vierten 
Teild aber außerdem einer, auf der Grumblage der Garantie '°) 
näher normierten Geftattung, zu welcher je nach ber Verfchiebenheit 
der Fälle die betreffenden Kommunalverhände, Landesregierungen, in 
legter Linie der Bundesrat berufen find.'”) Sit eine einheitliche 





") Im weſentlichen übereinftimmend der N. 5 citierte Auffag S. 634 und 
der dort Anm. **) citierte Erlaß des preuß. Handelsminiſters d. 30. Oft. 1901. 
— Eine durch ſelbftſchuldneriſche Bürgfhaft einer Gemeinde gebedte fonftige 
Forderung wollen Ifendart-Spielfagen Anm. 9 und Bebharb-Dütt: 
mann Anm. 11 im Sinne von $ 164 IB®. den Darlehen an Gemeinden felbft 
gleih6ehandeln, was doch nicht unzweifelhaft ift. 

”) Bgl. $ 15 der Rechnungsvorſchriften (unten N. 58), forte weiter bie 
Überficht über den Bermögenäbeftand in den Rechnungsergebniffen (unten R. 68). 
Die Scheidung von Gemein» und Sondervermögen ($ 33 IB®.) kommt hier 
nicht in Betracht. 

) Bol. oben $ 31 V. 

) Im einzelnen wird nad dem nicht ganz zweifelöfreien Wortlaut von 
$ 164 Abſ. 8 Saf 2 (verglichen mit $ 129 Abſ. 2 Sap 1 und 2 ®. 89) folgendes 
zu gelten haben: Bet Anftalten für einen einzelnen weiteren Kommunalverband 
wird die Genefmigung von diefem, bei ſolchen für einen einzelnen Staat ober 
Staatsteil von der betreffenden Zanbeöjentralbehörbe zu erteilen fein. In 
beiden Fallen findet bei Verweigerung der Genehmigung die Angehung einer 
höheren Inftanz nicht ftatt. Bei gemeinfamen Berfiherungsanftalten eines und 
desſelben Staates bedarf es ber Genehmigung ber Kollektivgaranten, welche aber, 
fal8 eine Berftänbigung unter biefen nicht erzielt wirb, durch die Landes ⸗ 
regierung erfegt werden kann. Bei gemifchtftaatlihen Anftalten Tann mangels 
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Anlage 3. B. eine Hypothek zum Teil normaler Art (Abf. 1), zum 
Teil aber, indem fie die Grenze der Mündelſicherheit überſchreitet, 
ausnahmsweiſer Art (Abf. 3), fo wird nur der letztere Teil in das 
Vermögensviertel ober die Vermögenshälfte eingerechnet. 


b) Die anomale Vermögensanlage nad Abſ. 3 kann in jeder 
„anderen, als der nah Abf. 1 zuläffigen Weife,') insbefondere in 
Grundftüden“ erfolgen (Sat 1). Im Betracht kommt danach nicht 
bloß der Erwerb des Eigentums an Grundftüden, fondern auch der 
anderer dinglicher Rechte an ſolchen z. B. des Erbbaurechts 
(85 1012 ff. BGB.), die Anlage in Hypotheken, Grund- oder 
Rentenfhulden über die mündeljichere Beleihungsgrenze hinaus, die 
Anſchaffung nicht münbelfiherer Wertpapiere, z. B. induftrieller 
Obligationen oder ausländifher Staatspapiere uſw. 


©) Diefe ausnahmsweiſe Anlage wird aber außerdem noch, fo- 
fern jie nit in Wertpapieren erfolgt, an gemwifle Verwendungs- 
zwede gefmüpft, welche ihr eine bejondere Rechtfertigung ver— 
leihen follen. Sie ift nur „für die Zwede der Verwaltung, zur 
Vermeidung von Vermögensverluften für die Verficherungsanitalt 
oder für ſolche Veranftaltungen zuläffig, welche ausſchließlich oder 


einer Verftändigung unter den mehreren beteiligten Landesregierungen der 
Bundesrat entigeiden. — Als Bertretungdorgan der preußifgen Provinzials 
verbände Fonımt der Provinzialausfguß (AR. 00 S. 367) in Betracht; in 
Bayern fungiert ald Vertreter der Kreiögemeinde ber Landrat (vgl. dazu oben 
8 31 R. 17. 

"*) Die mögliche Konkurrenz, in welche die Genehmigung nad; Abſ. 1 Satz 3 
mit ber nad) Abſ. 3 zu erteilenden dann treten kann, wenn die für bie Inters 
efien ber verſicherungspflichtigen Bevölkerung (vgl. Abſ. 3 und im Zert litt. c) 
beftimmten Summen in Geftalt eines Darlehend an Gemeinden hergegeben 
werben follen, Hat nad Gebhard-Düttmann Anm. 33 (vgl. auch Ifenbart« 
Spielhagen Anın. 23) den Neichäfanzler veranlaßt, den Bundesregierungen 
nahe zu legen, die Genehmigung aus Abi. 1 Sa 3 nur bei Darlehen mit 
einer der Ianbesübligen im deſfentlichen gleichtommenden Berzinfung zur An 
wendung zu bringen. Nach dem Bundesratsbeihluß v. 7. Juli 1901 (vgl. im 
Tert II, 3 litt. c) Lönnen die Anftalten Darlehen an Gemeinden gegen einfache 
Schuldurkunde zu irgend melden Imeden ohne Rüdfiht auf den Zinsſatz ald 
möünbelfiher Bingeben; doch wird bie Abſicht des Neihälanzlers, „die Zus 
langlichteit der Ginnafmen aus dem Anftaltsvermögen zur Mitbeftreitung ber 
Gejamtverpflichtungen zu gewährleiften”, nad) der oben N. 78 vorgetragenen 
Auffaſſung aud) ohne die Vermittlung des in Abi. 1 Sat 3 vorbehaltenen Bes 
nehmigungsrechts im Aufſichtswege erreicht werden Können, 
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überwiegend der verfiherungspflichtigen Benölferung!®“) zu gute 
fommen" (Sat 3). Im legter Beziehung kommt als hervortagendftes, 
auch von den Materialien'?) in den Vordergrund gerüctes Beifpiel 
die darlehnsweiſe Förderung gemeinnügiger Baugejellfhaften zur 
Heritellung von Arbeitermohnungen in Betracht.2°) Zur Abwendung 
von Vermögensverluften dient namentlich der Erwerb eines Grund» 
ſtücks, um einen Ausfall der für die Anftalt auf dasſelbe ein- 
getragenen Hypothek zu vermeiden.?') Begrümdeter Zweifel aber 
befteht über die Tragmeite des Zufages „für Die Zwecke der Ver- 
waltung“, welcher im Zufammenhange mit der in Sat 1 fhledht- 








"8) Im allgemeinen, nicht notwendig bloß ben Verſicherten der betr. Anz 
ftalt, wie auf ber Konferenz im RBA. v. 15. u. 16. Rov. 1901 ausdrüdlich feſt⸗ 
geſtellt wurbe (Rottbufer Ziſcht. Bd. 7 ©. 369). 

”) Mot. zu $ 108 Entw. G. 89; Mot. Abſ. 3 zu $ 129 IVG.; vgl. auch 
Komm.Ber. zu demſelben Paragraphen. 

20) Natürlich kann der Bau von Arbeitermohnungen auch im Rahmen des 
$ 164. M6f. 1, 3.8. durch Singabe mündelficherer Hypothetendarlehen gefördert 
werden. Cine vollftänbige, ſowohl Abf. 1 wie 3 umfaffende „Überficht über die 
von ben Berfiherungsanftalten zur Befrlebigung des landwiriſchaftlichen Kredit: 
bedürfniffes“ (jeyt nur noch im Rahmen von $ 164 Abſ. 1 zu fördern!), „ſowie 
zum Bau von Arbeitermoßnungen und ahnlichen, vorwiegend ber Alafie ber 
Verſicherten zugute kommenden Einrichtungen darlehnsweiſe Bergegebenen 
Kapitalien nad dem Stande vom 31. Dezember 1903" ift in AN. 04 ©. 220 ff. 
gegeben. Danach ftellt fi „der Gejamtbetrag der feit dem 1. Januar 1891 für 
derartige Zwecke durch Hergabe von Darlehen aufgewendeten Mittel bei den 
Berfierungsanftalten" auf über 324 Milionen Mart (bei ben zugelaffenen 
Koffeneinrichtungen auf über 11 Milionen). Dazu kommen nod die in bie 
Zufammenftellung aufgenommenen Beträge für bie von ben Anftalten im 
Intereffe der Verſicherten getroffenen eigenen Wohlfahrtseinrichtungen (Kranken: 
Häufer, Yeilanftalten uſw.) mit mehr ald 25 Millionen Mart (bei den Kaffen- 
einrichtungen über 3 Millionen). Für ben Bau von Arbeiterwohnungen waren 
darlehensweiſe über 109 Millionen Mark (bei den Rafleneinrihtungen über 
8 Wilfionen) aufgewendet worden. — Eine Überfit über die Art ber An: 
legung der gefamten am Schluffe des Jahres 1902 vorhanden geweſenen Be: 
ftände der Verfiherungsanftalten und zugelaffenen Kaffeneinritungen (Reichdr 
anleihe, Staatöpapiere uſw., Hypotheken, Grundftüde uſw.) befindet fi AN. 04 
&.200 ff. Bei den Raffeneinriitungen, welde in der Fürforge für ihre Mits 
glieder Über die reichsgeſehlichen Beftimmungen Hinauögehen, ift nur der den 
letzteren entiprechenbe Zeil des Vermögens in Betracht gezogen 

2) Andere Belfpiele (Gefahr der Entwertung eines Anftaltägebäubes durch 
ſchadigende Benugung des Nachbargrundſtücks, falls dieſes nicht angefauft wird) 
bei Gebhſard⸗Duttmann Anm. 36. 
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bin erwähnten „Anlegung in Grundftüden“, ſowie im Hinblid 
auf gemwiffe in ben Materialien enthaltene Außerungen ) bie 
Auffaffung nahe legt,??) daß jeder, auch zu Verwaltungszweden 
dienende Erwerb von Grundftüden, To die YHerftellung von Ge— 
ſchäftohäuſern für die Anftalt, von Gebäuden für die Durd- 
führung des Heilverfahrens, wie Kranfenhäufern, Heilftätten, 
Genefungaheimen, mvalidenhäufern, über die Beſtimmungen bes 
©. 89 Hinaus,?*) der in $ 164 Abf. 3 erforderten, insbeſondere aufs 
fihtsmäßigen Genehmigung unterliegen foll. Allein diefe Auffafjung 
erfeint nach unferem Dafürhalten ala unrichtig.) Cie wider- 
fpricht der ganzen Tendenz der Reichstagsberatung, welche jeden- 
falls einer Beſchränkung der anſtaltlichen Selbftverwaltung über das 
Maß des $ 129 ©.89 entgegen war,2°) fie berüdfichtigt nicht aus= 
reichend die im Reichstage erfolgte Streihung von $ 45b Abſ. 3 
Entw. JVG., welcher die Erwerbung von Grundftüden, insbeſondere 
auch der obengenannten, an eine garantiemäßige Genehmigung 
knüpfen wollte,2?) fie trägt in den $ 164, welcher nur von der 





22) Mot. Abf. 3 zu $ 129 Entw. IB®.: „Grunbftüde aber nur für Zwecke 
der Verwaltung (Anlauf von Geſchäftshauſern für die Geſchäftsbedarfniffe der 
Anftalt)". Bol. auch über Sanatorien die Äußerung des Regierungävertreterd 
v. Scider, Sten.Ber. S. 2299 D; aber doch auch Abg. Rich ter S.2300B. 
Die von Ifendart-Spielhagen 2. Aufl. Anm. 21 angezogenen Motive zu 
$ 110 des fpäteren ®UBG®. Tönnen jedenfalls Hier nicht ins Gewicht fallen. 

23) Diefelbe wird energiich vertreten von Ifenbart:Spielhagen Anm. 21 
und nad Gebharb- Düttmann S. 716 A6j.2 vom Reichsverſicherungsamte 
felbft; nach Ifenbart-Spielpagen 2. Aufl. Anm. 21 Abſ. 2 Hat fich aud der 
Reichstangler nad) Einvernefmen mit den Regierungen der Bunbeöftanten* 
biefer Auffaffung angeiejloffen. 

2») Bgl. 8.16. 700 R. 15. Auch Ijenbart-Spielhagen erkennen 
die nad) ihrer Auffaffung erfolgte „Ausdehnung bes Erforderniſſes der aufficht: 
lichen Genehmigung gegenüber dem $ 129 ©. 89” an, während die Bemerkung 
v. Sider's (oben R. 22) fie zu überfehen fgeint. 

2) Auf dem gleichen prinzipielen Standpuntte ftehen die jehr ausführlichen 
Grörterungen von Gebhard: Düttmann Anm. 26 mit 35; nit une 
mißverſtandlich Anm. 6 zu $ 45. 

=) Vgl. namentlich den Komm.Ber. zu $ 129 Entw. IVG. 

20) Vol. die ausfuhrliche Darftellung der Geſehesgeſchichte bei Gebhard» 
Düttmann S. 716 ff. Charalteriftifch ift auch die Begründung zu Ziff. 4 des 
$45b Entw. IB®. (jept $ 71 Ziff. 4), welde ausdrücklich unterſcheidet zwiſchen 
„Orundftüden für Berwaltungäzwede der Verfiherungsanftalten, ſowie ſolchen, 
welde für die Errichtung von Rrantenhäufern, Heilftätten und Invalidenhäufern 
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finanziellen Vermögensanlegung handelt (vgl. oben N.6), ein ihm 
fremdes, auf das Verwaltungsvermögen bezügliches Element hinein 
und fie führt, im Zufammenhange mit diefem Punkte, am letzten 
Ende zu unmöglien Konfequenzen, dahin gehend, ſchließlich auch 
die Anſchaffung des bemeglihen Inventars als eine Vermögens— 
anlage „in anderer als der nach Abſ. 1 zuläffigen Weiſe“ zu be— 
handeln.) Will man dem Allem und zugleich auch dem Wortlaut 
des Gefeges gerecht werden, jo fann man die Worte „für die Zwecke 
der Vermaltung“ nur auf folde Wermögensverwendungen beziehen, 
welche nicht allein Ausgaben für Verwaltungs: oder Heil- 
zwede, jondern zugleich nugbare Kapitalanlagen darftellen, indem 
biefelben einerfeits wegen ihrer Verbindung mit den gefeglichen 
Zweden der Anftalt für „zuläſſig“ erflärt, andererfeit# aber doch 
wegen ber anomalen Anlageweife fei e8 im ganzen, ſei es, falls 
eine ſolche Ausfheidung möglich ift, mit dem zu Anlagezweden 
dienenden Mehrbetrage der bejonderen Behandlung nah $ 164 
Abſ. 3 unterjtellt werden.2°) 


($$ 12 ff, 138 Entw, jeht $$ 18 ff., 25)" und folgen, melde „zur Förderung 
anderer Beranflaltungen für das Wohl ber verſicherungspflichtigen Bevölterung 
beftimmt find ($ 129 Abj. 3 Entw., jegt $ 164 Abi. 3)". — Aus der Zatfache, 
daß ber $ 45b Abſ. 8 bes Entw. In erfter Reihe das einzelne Grundftüds« 
geihäft im Auge Hatte, Tann ein buchfhlagender Ginwand gegen bie Bes 
rüdficgtigung feiner Streihung für die Auslegung von $ 164 nicht entnommen 
werben, weil einerſeits beiden Beftimmungen die gleichen Motive zu Grunde 
liegen und anbererjeitö aud) die Genehmigung nad; $ 164 Abſ. 3 auf das ein 
zelne anzufgjaffende Grunbftüd bezogen werben Tann (vgl. Zert Ziff. 5) und in 
ber Praris augenjcheinlic bezogen werden foll. 

=) Vol. au) Gebhard-Düttmann S. 725 Abſ. 1. 

2) Als Beifpiel für bie Ietere Beftaltung Tann der Fall dienen, daß eine 
Anftalt ein Geſchaftshaus errichtet, deſſen unteres Stodwert in Geftalt von 
Laden vermietet werben fol, oder ein Grundſtück für eine Lungenheilftätte 
antauft, von dem ein notwendig mit zu erwerbender Zeil landwirtjchaftlich 
verpachtet werben fol. Daran würbe ſich dann das von Bebhard-Düttmann 
Anm. 35 Abſ. 2 angenommene Beifpiel anjdliegen. — Denfen fönnte man 
etwa auch noch an eine Auölegung, nad) welcher ber Erwerb von Grunbftüden 
zu Zwecken ber Verwaltung zwar feiner Genehmigung gemäß $ 164 Abſ. 8 
unterliegen würbe, aber doch der Wert berjelben in das bort bejeichnete Viertel 
bezw. Halbteil einzurechnen wäre. Dem bei Jjenbart-Sptelhagen Anm. 214. E. 
angeführten fahligen Grunde wäre damit genügt. Doch ſprechen gegen biefe 
Auslegung zum Zeil diefelben Bedenken, wie gegen bie im Zert zurückgewieſene, 
und mit dem Wortlaut bed Geſehes wäre fie noch ſchwerer zu vereinigen, 
als Diefe. . . 
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5. Die Genehmigung,®*) ſowohl die weniger praktiſche, nad 
$ 164 Abſ. 1 Sag 3 (vgl. oben Ziff. 3e), als auch die nad 
$ 164 Abſ. 3 zu erteilende ift nach dem Gefeg vollftändig in das 
freie Ermeffen der Genehmigungsinftanzen geftellt. Zwar werben 
fie nach der Abſicht des Gejeges in erfter Reihe die Sicherheit ber 
Anlage und die Zulänglichkeit des Zingerträgnifies für die Zwecke 
der Anftalt zu prüfen haben; doch ijt ihnen auch die Berüdfichtigung 
anderer Momente, 3. B. die Einwirkung der Anlage auf den Geld- 
markt oder die Würdigung der mittelbaren Verwendungszwecke im 
einzelnen (Abf. 3 Sat 3) nicht verſchloſſen. Ebenfo find fie von Rechts 
wegen gleigmäßig in der Lage, die erforderliche Genehmigung in all» 
gemeinerer Faffung zu erteilen 3. B. ſchlechthin zu geftatten, daß 
eine Anftalt die Hälfte ihres Vermögens nah Maßgabe von $ 164 
Abſ. 3 anlege, oder für diefe Anlage im voraus gewiſſe Bedingungen 
aufzuftellen oder felbft jich eine Prüfung der einzelnen beabfichtigten 
Vermögensanlage 3. B. des konkreten Beleihungsprojeftes vor— 
zubehalten. Mit Unrecht ift namentlich die lektere, von den maß— 
gebenden Inftanzen von Rechts wegen in Anfpruch genommene Be— 
fugnis ihnen von gewiffer Seite abgeftritten worben;?) die Zweck- 
mäßigfeit einer tatſächlichen Geltendmachung derfelben und der damit 
gegebenen Beſchränkung der anftaltlihen Selbitverwaltung ift eine 
andere Frage.?') 

6. Eine befondere Anordnungsbefugnis ift in $ 164 Abſ. 1 
Say 4 den Landesregierungen??) gegeben. Sie dürfen bejtimmen, 
„daß bei der Anlegung des Anftaltsvermögens einzelne nad den 
vorftehenden Beftimmungen zugelafiene Gattungen zinstragender 


2%8) Über die Wiberrufligfeit derſelben vgl. unten R. 37. 

3) Den Standpunkt des Zerted teilt das Reſtript bes preuß. Handels⸗ 
minifter8 v. 27. Dez. 1899 (BMBL. 1900 S. 34) Schlußabjag, in Bezug auf 
die Genehmigung nad $ 164 Abſ. 1 Satz 3 (vgl. auch Gebhard-Düttmann 
Anm. 10); ferner in Bezug auf $ 164 Abi. 3 das Rundichreiben des RB. v. 
5. Febr. 1900 (AN. 00 S. 390) und der Beiheld in AR. 00 S. 649 Nr. 812. 
Dagegen Gebhard: Dütimann Anm. 30. 

3) In biefer Beziehung mögen die Ausführungen Gebhard: Düttmann’ 8 
und bie Scheven’3 in ber „Sozialen Praxis“ Bb.9 Sp. 833 (vgl. auch ebenda 
Sp. 804 über Verhandlungen in der Berfiherungsanftalt Rheinprovinz) Ber 
achtung verdienen, unb auch dad RBA. felbft Hat in feinem eitierten Beſcheide 
Nr. 812 es an dem nötigen Entgegenkommen nicht fehlen laſſen. 

>) Bgl oben N. 3. 
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Papiere nur bis zu einem näher zu beftimmenden Betrag erworben 
werden dürfen“. Dieſe Ermächtigung ſoll einer einfeitigen Benor- 
zugung gewiſſer Anlagepapiere im Intereſſe der Anftalten und des 
Geldmarktes fteuern und einer fachentiprehenden und möglichſt 
gleihmäßigen Berüdfihtigung der verſchiedenen Kategorien dienen.?) 
Eie bezieht fih nur auf „zinstragende Papiere” d. h. Wert- 
papiere®*) und ihrem Wortlaut nach nur auf Die nach Abj. 1 Sag 1 
und 2 mündelſicheren, wird aber ohne Bedenken auch auf diejenigen 
auszubehnen fein, welche eventuell nah Abf. 3 als Anlagewerte in 
Betracht kommen. 

7. Die weitgehendjte Ermächtigung erhalten die Landes- 
tegierungen*) in $ 164 Abf. 2 in Bezug auf die „vorübergehende 
Anlegung zeitweilig verfügbarer Barbeftände”. Unter letzteren 
werben alle Barheftände zu verftchen fein, welche in verhältnis- 
mäßig furzer Zeit zu anderer endgiltiger Verwendung fei es zur 
Verausgabung, ſei es auch zu dauernder, momentan noch nicht an= 
gängiger, Anlegung nah Abſ. 1 oder 3%) gelangen follen. Hier 
dürfen die Lanbesregierungen die Anlegung ſchlechtweg „in anderer 
ala der durch SS 1807 und 1808 BGB. bezeichneten Weiſe“ zus 
laſſen. Die Eingehung eines Kontofurrentverhältnifjes mit zuver- 
löffigen Bankhäufern fol dadurch namentlich ermöglicht werben.?°) 
Dabei wird es gemäß dem oben bei Ziff. 5 Entwidelten der Ge— 
nehmigungsinftanz unbenommen fein, zu beftimmen, daß das Gut- 
haben bei einem einzelnen Bankhaufe zu Feiner Zeit einen gewiſſen 
Betrag überfteigen dürfe.?”) 


*) Mot. Abſ. 2 zu $ 129 Entw. IVG. 

3) Die Mot. ſprechen von „Schuldverſchreibungen“; vgl. dazu den oben 
R. 5 citterten Auffag S. 634. — Unter den „Gattungen zindtragenber Papiere” 
find au Obligationen beftimmter Staaten oder Gemeinden oder Pfandbriefe 
beftimmter Anftalten zu verftehen. 

3) „In gleicher Weiſe“ vgl. oben N. 3. 

») Gebhard-Düttimann Anm. 23. 

3”) Bgl. die oben N. 33 citierten Motive, ferner Bd. J 5.698 N.5 und 
oben R. 2. J 

3) Die Geſtattung kann fich auch auf den Kontokurrentverkehr mit einem 
einzelnen beftimmten Bankhaus befjränten. — In $ 164 Abf. 2 ift ausbrüdtic, 
hervorgehoben daß bie Beftattung eine widerrufliche ift; das gleiche wird aber 
(unter Berüdfichtigung von $ 129 Abſ. 2 G. 89) auch für Abf.3 und Abſ. I 
Sag 3 zu gelten haben. Doc; wird ſtets ber Widerruf auf bie bereits erfolgten 
Anlagen ohne zwingenden Einfluß fein; vgl. auch grunbfägli; oben R. 9 und 
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III. In Bezug auf die Verwaltung des Grundſtücksvermögens 
ſchreibt $ 71 Ziff. 4 vor, daß „dem Ausfhuß (im Etatut) vor- 
behalten werben muß: die Zuftimmung zu Beſchlüſſen des Vor— 
ftandes, welche die Erwerbung, die Veräußerung oder die Belaftung 
von Grundftüden der Verfiherungsanftalt betreffen, fofern nicht 
nad dem pflihtmäßigen Ermeſſen des Vorjtandes Gefahr im Ver- 
zuge iſt“. 

1. Die ganze Beſtimmung bezieht ſich auf das einzelne Grund- 
ftüdsgefchäft; fie wird alfo neben und innerhalb derjenigen Ge- 
nehmigung wirffam, welche etwa nah $ 164 Abf.3 zum Erwerb 
von Grundftüden zweds Kapitalanlage erforderlich iſt. Ob es jih 
um Verwaltungsgebäude, Heilftätten, Invalivenhäufer ($ 25) ufm. 
ober um Grundftüde, welde zum werbenden Vermögen der Ver- 
fiherungsanftalt gehören, handelt, iſt gleichgiltig.") Den Grund- 
ftüden ftehen Erbbaurechte glei ($ 1017 BGB.). Zur Belaftung 
eines Grundftüds gehört nicht bloß die Krebitbelaftung mit Hypo— 
thefen, Grund⸗ oder Rentenfhulden, fondern auch jede fonftige Be- 
ſchwerung mit dinglichen Rechten z. B. Reallaſten, Grundgeredhtig- 
keiten, &) nicht aber die Vermietung, Verpachtung und ſonſtige 
obligatorifche Rechtsgeſchäfte. 

2. Das Geſetz ftellt feinem Wortlaut nah nur das Mindeft- 
maß der Rechte feit, welche dem Ausſchuß vorbehalten werben 
müffen ; die Rechte des Vorjtandes werden nur vorausgefegt, nicht 
‚aber in entſcheidender Wortform feftgelegt. Nichtedeftoweniger wird 
es der Abficht des Geſetzes entfpredhen,”) auch das letztere als ge 
ſchehen anzunehmen und demnach daran feitzuhalten, daß das Statut 


Gebhard-⸗Dattmann N. 22. Ebenſo auf, wenn die Genehmigung nad 
Abſ. 3 für ein Viertel bezw. Halbteil bed Vermögens erteilt iſt und nad er- 
folgter Anlage das Gefamtvermögen in feinem Beftande herabgeft. Anderenfalls 
würde bie unbebingte Abſtoßung vorhandener Bermögensanlagen die Gefahr 
bedeutender Berlufte mit fi bringen. 

3%) Bel. die oben N. 27 citierten Motive zu $ 45b Ziff. 4 Entw. IVG. 

=e) Dagegen nicht ber Geſchaftsverleht mit Hppothefen ufm. der Anftalt auf 
‘fremden Grunbftüden ober der Antrag auf Löihung einer Hypothek auf einem 
Anſtaltsgrundſtück. 

©) Bel. die Mot. zu $ 55 des Entw. v. 1897, melde davon ſprechen, daß 
der „Ausfhuß an ben wichtigſten Berwaltungdmaßiregeln des Borftandes wirkſam 
beteiligt“ werben foll. 
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die Beſchlußfaſſung über Grundftüdsgefhäfte nit dem Ausſchuß 
allein, ohne entſcheidende Mitwirkung des Vorftandes, zumeifen oder 
den Vorſtand auch bei Gefahr im Verzuge an die Zuftimmung des 
Ausſchuſſes binden darf.) Die letztere wird regelmäßig dem ge— 
faßten Beſchluſſe des Vorftandes nachfolgen; doch erſcheint es nicht 
ausgeſchloſſen, daß der Ausfhuß auch im voraus feine Zuftimmung 
zu einem bejtimmten, eventuell zu fafjenden Vorſtandsbeſchluſſe er- 
klärt.!) Ein Fall der Gefahr im Verzuge wird bejonders dann 
vorliegen, wenn die fchleunige Erwerbung eines beliehenen Grund- 
ftüd zur Abmendung von Vermögensverluften geboten iſt ) und 
mit derfelben nicht bis zum nächſten Zufammentreten des Aus- 
ſchuſſes gewartet werben kann,“) aud eine aufßerorbentliche Be— 
rufung des Ausſchuſſes untunlich ift oder zur Bedeutung der Sache 
in feinem Verhältnis fteht. In folden Fällen wird es aber als 
Pflicht des Vorſtandes zu erachten fein, dem Ausfhuß bei feinem 
nädjten Zufammentritt Rechenschaft abzulegen; dem Iegteren bleibt 
es überlafjen, bei Diffens über die Frage, ob Gefahr im Verzuge 
vorlag, die Entſcheidung des Verfiherungsamts gemäß $ 109 ein- 
zuholen oder auch eventuell den Vorftand aus $ 98 auf Schabens- 
erſatz haftbar zu machen. 

3. Fraglich ift die Wirkung der Beſtimmung im Verhältnis zu 
Dritten. Piloty*) nimmt an, daß Dritten gegenüber die Ver- 
fiherungsanftalt jedenfalls durch Grundſtücksgeſchäfte des Vorftandes 
berechtigt und verpflichtet werde, auch wenn berjelbe pflichtwibrig die 
Zuftimmung des Ausſchuſſes nicht eingeholt habe. Da aber dem 
Vorftande eine Formalvollmacht nicht zufteht (vgl. oben $ 33 III, 2), 
halte ich das nicht für richtig. Nur wenn der Dritte auf Grund 
der Erklärung des Vorftandes, daß er, wegen Gefahr im Verzuge, 
die Zuftimmung des Ausſchuſſes nicht einholen könne, kontrahiert 
hat, wird er vor Anfechtung des Gefchäftes ficher fein. Die Frage, 
ob wirklich Gefahr im Verzuge vorlag, bleibt dann nad Ziff. 2 ein 


40) Abweichend Weymann Anm. 6; übereinftimmend Ifenbart-Spiels 
Hagen Anm. 9. 


#) Anders wohl Bebharb-Düttmann Anm. 4 Abſ. 2. 
2) Del. $ 45b Abſ. 3 Entw. IVO. 

4) Mot. zu $ 45b Ziff. 4 Entw. IVG. 

+) Anm. zu Sf. 4 ©. 177. 
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Internum der Anftaltsorgane.*) Auch der Grundbuchbeamte darf 
m. E. Erwerbungen, Veräußerungen und Belaftungen von Anftalts- 
geundftüden auf Grund von Erklärungen des Vorſtandes nur 
unter den Vorausfegungen des $ 71 Ziff. 4 in das Grundbuch ein- 
tragen. 

IV. Neue Beftimmungen enthält das IVG. über den Vor— 
anſchlag der Verfiherungsanitalien. 

1. Voranſchlag ift der Wirtſchaftsplan der Anftalt für eine be— 
ftimmte Periode. Er muß feinem Weſen nad eine erſchöpfende 
Bufammenftellung der zu erwartenden Einnahmen und Ausgaben 
und einen Abſchluß ihrer Gefamtfumme enthalten. Ein bloß auf 
gewiffe Einnahmen und Ausgaben beſchränkter Voranſchlag würde 
mit feinem Begriff und Zwed im Widerſpruch ftehen, und es ift 
daher unrichtig, wenn die Motive!) einen ſolchen für zuläffig er- " 
achten, der ſich „auf die Verwaltungsausgaben und auf fonftige 
Ausgaben bejchränkte, deren Höhe durd das Ermeffen der Ver- 
waltung weſentlich bebingt ift“. 

2. Das Statut muß nah $ 70 Ziff. 7 über die „Aufſtellung“ 
des Voranſchlags Beftimmungen treffen. Dahin gehört zunächft die 
Beftimmung der Voranfchlagsperiode, welche im Anſchluß an $ 165 
Abf. 3 zweckmäßig auf ein Jahr zu bemeſſen fein wird. In Bes 
trat kommt ferner die Einteilung des Budgets in die einzelnen, 
der Beſchlußfaſſung unterliegenden Pofitionen*“) und die Bezeichnung 
des Drgans, welhem die Aufitelung des Entwurfs obliegt. Es 
wird dies jedenfalls nur der Vorftand fein können; doch fteht nichts 
entgegen, vor ber endgiltigen Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſes eine 
Sublommiffion desjelben mit einer Vorprüfung des Entwurfs zu 
beauftragen.*') 


) Das ift wohl aud der Sinn der Bemerkung bei Graßmann Anm. 5 
Abſ. 2. Für die Auffaflung bes Textes fpricht wohl auch die befondere Hervor⸗ 
hebung bed pfligtmäßigen Ermeflens im Wortlaut des Geſetzes. Damit 
fol doch wohl eine Nachprüfung, aber nicht im Verhältnis zum Ausſchuß, deſſen 
Rechte fonft illuſoriſch werben würden, wohl aber mit Wirkung dem Dritten 
gegenüber ausgeſchloſſen werben. 

*) Mot. Abi. 3a. €. zu $45a Entw. IVG. 

0) In diefer Beziehung wird ſich ber Voranſchlag zweckmäßig ben durch 
die Rechnungsvorſchriften (Xert V) feftgeftellten Rechnungstiteln für die Hand» 
büdjer und Jahresrechnungen anfeliehen. 

m) Bgl. 3. 3. $ 11 der badiſchen Anftaltsfagungen. 
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3. Die „Feſtſtellung“ des Voranſchlags d. h. die endgiltige Be- 
ſchlußfaſſung über denfelben im ganzen fteht nach $ 71 Ziff. 2 dem 
Ausihuß und zwar dieſem allein zu; der Vorftand hat ein ent- 
ſcheidendes Mitwirkungsrecht dabei nicht.**) Bet der Feftftellung ift 
der Ausfhuß an Geſetz und Statut gebunden. Er darf Feine Poften 
in den Voranſchlag aufnehmen, welde anftaltsfremde Zwece ver- 
folgen,“) während er anbererfeits gejeglihe Einnahmen und Aus- 
gaben aufzunehmen nicht verweigern darf. Auch in Bezug auf die 
Höhe der Anfäge kann er durch Geſetz und Statut und durch bie 
Pflicht zur Erfühung der notwendigen oder auch der einmal rechts- 
verbindlich . übernommenen freiwilligen“) Anftaltszwede gebunden 
fein. Freies Ermeflen fommt ihm daher nur in diefem Rahmen, 
insbefondere bei der Würdigung zwedmäßiger Bermaltungs- 
ausgaben zu.) 

4. Das Auffihtsrecht des Verficherungsamts’') hinfichtli der 
Gefegmäßigfeit des Voranſchlags hat in $ 71 Abſ. 2 eine befondere 
Ausgeftaltung erfahren. Der Entwurf desfelben in der Form, in 
welcher er dem Ausſchuß zur enbgiltigen Beſchlußfaſſung vorgelegt 
werben fol, ift 14 Tage vor der entſcheidenden Sitzung der Auf- 
fichtsbehörbe abfchriftlih einzureichen. Diefer fol dadurch die 
Möglichkeit gegeben werden, durch Erhebung von Anftänden einer 


+) Ebenfo Weymann Anm. 4 gegen Piloty, Ann. zu $ 70 3iff. 7. Be 
fondere Borfchriften, wie $ 45, welche eine Übereinftimmung von Borftand und 
Ausiguß vorausſehen, werben dadurch natürlich nicht berüßtt. 


©) 868 Abſ. 3 Sah 1; vgl. oben $ 81 I. 


=) Müffen vom Ausſchuß Ausgaben bewilligt werben, melde ſich als un- 
umgänglihe Konfequenzen früherer (nicht offenbar verkehrter und ſchadlicher) 
Beſchlufſe barftellen und ohne deren Bewilligung bie auf Grund ber letzteren 
bereits gemachten Ausgaben nutzios fein würden? Der Ausſchuß einer Anftalt 
hatte den Bau einer Kirche in Verbindung mit einer Heilftätte beichloffen, vers 
weigerte aber nad) Serftelung derſelben bie Mittel zu ihrer inneren Einrichtung. 
Das RA. (AR. 03 &. 250 Rr. 1027) Hat ihn Hierzu für verpflichtet erflärt, 
indem es aus $ 98 IB®. eine gejegliche Pflicht zur „wirtſchaftlichen Gejchäftd« 
verwaltung“ gleich einem getreuen Vormunde ableitete. 


) Mot. Abſ. 3 zu $ 458 Entw. ITS. 

©) Das weitreichende Einwirkungsrecht auch in Smermähigfeitäfeagen, 
welches $ 45b Abſ. 2 Entw. IB®. den Bertretungen ber Garantieverbände 
füchern wollte, ift nicht in das Geſetz aufgenommen worden; vgl. den Romm.Ber. 


Rofin, Mect der Urbeiterderficierung. Band H. 23 
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rechtswidrigen Beſchlußfaſſung vorzubeugen; eine Präflufion des 
Verfiherungsamts mit Bemängelungen, welche nicht in ber vier- 
zehntãgigen Frift aufgeftellt find, findet aber nicht ftatt.) Dem 
Weſen der Aufficht entſprechend ift Die Erhebung von Anftänden mit 
verbindlicher Wirkung?) auf den Fall beſchränkt, daß ber Bor- 
anſchlag oder Teile desſelben den geſetzlichen oder ftatutarifchen Be- 
flimmungen nicht entſprechen, mag dies im übrigen durch Auslaſſung 
gefeglih notwendiger oder Aufnahme ungejeglicher Poſten gejchehen 
fein. Hiernach wird ſich auch die fog. Zwangsetatifierung in dem⸗ 
felben einheitlichen Verfahren vollziehen, für beflen weiteren Verlauf 
der $ 75 in Verbindung mit $ 95 zur analogen Anwendung ge 
Tangt.*) Hiernach ift der Entwurf mit den vom Verſicherungsamt 
erhobenen Anftänden bezw. in einer unter Berüdfichtigung berfelben 
bewirkten Umgeftaltung dem Ausfhuß vorzulegen. Stellt berfelbe 
den Voranſchlag in einer Form feit, welche den erhobenen Anftänden 
zumiberläuft oder faßt er, in Abweichung vom urfprünglichen Ent- 
wurf, anderweitige, dem Gefeg oder Statut pofitiv oder negativ zu⸗ 
wiberlaufende Beichlüffe oder verweigert er die Feftftellung des Vor⸗ 
anſchlags überhaupt,”) fo hat der Vorfigende des Vorftandes dies, 
unter Vorlegung des nunmehr von ihm felbft gejegmäßig rebigierten 
Entwurfs, zunächft beim Ausſchuß zu beanftanden. Bleibt berjelbe 
bei feinem gejegwidrigen Verhalten ftehen, fo erfolgt jet auf Be 
ſchwerde des Vorfigenden die Fetftellung des Voranſchlags ’%) durch 





2) Bol. die Worte „ift befugt”. flbereinftimmend Ifenbart «Spiel: 
hagen Anm. 12 und Gebhard» Düttmann Anm, 9. 

#3) Unverbindlich Tönnen natürlich auch Bedenken gegen die Zweckmäßigkein 
einzelner Poften oder ihrer Odhe erhoben werben. 

») Bgl. oben $34 II Siff.3, 4. Der Schlußſatz des $ 7I ift in der 
Kommtffion (zu $45b) aus formalen Geſichtspunkten an Stelle der urfprünglig 
in Ausficht genommenen Verpflichtung des Borftandes, „den Voranſchlag 
entfprechend zu ändern", eingefügt worben, ohne daß man ſich über die Trage 
weite feines Inhalt gehörig Mar geworben wäre. Der allein herangezogene 
$ 75 veicht aber für fi nit aus, um auch pofitiv die Geftaltung des Etats 
nad) Maßgabe des Geſetzes zu fihern. Hierzu bebarf es vielmehr noch ber 
Heranziehung von $ 95, ber aber hier (im befonderen Hinblid auf $ 110 Ziff. D 
mit $ 75 zu einem einheitlichen Berfahren gu verbinden ift. Bol. au $ 552 
des Ent. v. 1897 und MR. 08 ©. 258 Rr. 1027 Schlupfa. 

%) Die beiden legten Falle find im Gefeg überhaupt nicht erwähnt. 

») Someit dabei freie Ermeſſen walten muß, wird dasſelbe jeyt an Stelle 
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das Verfiherungsamt in dem durch $ 110 Ziff. 1 vorgefchriebenen 
Verfahren. Das gleiche Verfahren ift einzuhalten, wenn das Ver- 
fiherungsamt nachträglich zu Anftänden Veranlafung finden follte. 


V. Das Rechnungsjahr der Verfiherungsanftalten ift das 
Kalenderjahr ($ 165 Abj.3). Die Art und Form der Rechnungs- 
führung wird dur das Reichsverſicherungsamt, unter Ausſchluß 
der Landesverfiherungsämter, geregelt ($ 165 Abi. 2). Dieje 
Negelung ift erfolgt durch die „Vorſchriften über die Art und Form 
der Rechnungsführung bei den Verfiherungsanftalten zur Durch- 
führung des Imvalidenverfiherungsgejeges" (Rechnungsvorfchriften) 
v. 1. Dez. 1899 (AN. 00 ©. 219), welche von einem Rundſchreiben 
gleihen Datums (S. 218) und befonderen Bemerkungen (S. 248 ff.) 
begleitet find. Darüber hinaus bleiben den Vorftänden weitere Be- 
ftimmungen, insbefondere auch über die Führung weiterer Bücher 
und Liften und über die Kafjenführung im engeren Siune vor- 
behalten (vgl. Bemerkungen I). 


Aus dem Inhalte der Rechnungsvorſchriften intereffieren an 
diejer Stelle namentlich folgende Beftimmungen: die Buchführung 
über den Gelbverfehr erfolgt durch das Tagebuh und die Hand- 
bücher, erſteres nach der Zeitfolge, letztere fachlich nach vorgefchriebenen 
Nechnungstiteln geordnet.) Beſondere Bücher find über die Ver- 
mögensanlagen zu führen, und zwar Lagerbücher für bie Wert 
papiere, Darlehen und Grundftüde. Abgeſehen von abmweichender 
Beltimmung der Statuten ift monatlih eine Kaffenprüfung dur 
ein Vorftandsmitglied vorzunehmen, überdies wenigftens einmal im 
Jahre dur den Vorfigenden des Vorftandes eine unvermutete 
Kaffenprüfung. 


Die Handbücher bilden die Grundlage der Jahresrechnung, 
deren Abſchnitte den Rechnungstiteln der erfteren zu entiprechen 
haben. Der Jahresrechnung ift eine Nachweiſung der Beftände an 
Vermögensanlagen beizufügen. Zugleich ift eine Vermögensüberficht 
aufzuftellen, die den gefamten Vermögensbeſtand erjehen läßt, ins« 


des Ausſchuſſes vom Borfigenden des Vorftandes, ev. von der Auffichtöbehörbe 
ausgeübt. DBgl. Bb.I S. 702. 
7) 88 1,2 ff. der Rechnungsvorſchriften. Über die Führung befonderer 
Handbücher für Boreinnahmen und Borihüffe vgl. SS 6, 7. 
23* 
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befondere auch ben Wert der vorhandenen Grundftüde und Inven- 
tarien anzugeben hat.’®) 

VI. Über die Veröffentlihung der Rechnungsabſchlüſſe hat nad 
$ 70 Ziff. I IVG. das Statut Betimmung zu treffen. Ebenſo 
nad Ziff. 8 „über die Aufftellung und Abnahme der Jahresrechnung, 
foweit hierüber nicht von der für den Sig der Verfiherungsanftalt 
zuftänbigen Lanbeszentralbehörde Beſtimmungen getroffen werben“. 
Nah $ 71 Ziff. 3 muß „die Prüfung der Jahresrechnung und 
die Aufftellung von Erinnerungen gegen diefelbe dem Ausſchuß vor- 
behalten bleiben“. 

Die Bedeutung dieſer Beftimmungen ijt nicht unzweifelhaft. 
Jedenfalls ift es die, auch in den Materialien?®) angebeutete, Abficht 
des Gejeges, daß die vom RVA. für alle Anftalten einheitlich er— 
loffenen, mit Art und Form der Nehnungsführung zufammen- 
hängenden Vorfehriften über die Jahresrechnung (vgl. oben V) in 
erfter Reihe und unbedingt zu beachten find. Darüber hinaus 
kommt für die einzelne Anftalt in Bezug auf „Aufftellung und Ab- 
nahme der Jahresrechnung“ in erfter Reihe die Zentralbehörbe des 
Anftaltsfiges) und eventuell das Statut als Normenquelle in Ber 
tracht, nur daß an den Befugniffen des Ausſchuſſes nach $ 71 Ziff. 3 
nichts geändert werben fann. Freilich ift nach dem Wortlaut diefer 
Betimmung dem Ausſchuß nur die Prüfung ber Rechnung und die 
Ziehung von Monita vorbehalten, während die entſcheidende „Ab- 
nahme” und bie damit verbundene Entlaftung oder Verweigerung 
der Decharge feitens der Landesregierung auch für ſich felbft oder 
eine beſonders damit betraute Staatöbehörbe in Anſpruch genommen 
werden Tann. Indeſſen ift wohl, wie auch eine Bemerkung der 
Materialien nahe legt,') nur an eine Vorrevifion durch eine ftant« 





») 88 8, 14, 15 der Rechnungsvorſchriften. „Als Inventarien find bier 
jenigen Gegenftände zu betrachten, welche nicht zum aläbalbigen Berbraud bes 
ftimmt find, fonbern während eined längeren Zeitraumes ohne Verringerung 
ihrer Mafje benugt werden können“: Ziff. 12 der Bemerkungen. 

®) Mot. Abi. 3 zu $$ 42—44 Entw. ©. 89; ebenfo Gebharb-Düttmann 
Anm. 10 Abf. 2. 

*) Für gemtfchtftantlie Anftalten gelten hier feine befonbere Beftimmungen. 

ei) Romm.:Ber. zu $ 458 Entw. IVG. Dort wird regierungdfeitig erflärt, 
dab die Beftimmung „nur den Wefonderheiten im Rechnungswefen einzelner 
Bundesftanten Rechnung tragen folle“. 
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liche Rechnungsbehörde gedacht, während die endgiltige Abnahme 
dem Ausſchuß verbleiben fol?) da eine andere Regelung leicht 
undurhführbare Ergebniſſe zeitigen Tönnte.*) Ergeben ſich Anftände, 
namentlich Etatsüberfehreitungen*), bei der Rechnungsprüfung, fo 
ftehen zur rechtlichen Erledigung berfelben die regelmäßigen, im 
Geſetze vorgejehenen Wege offen.°°) 

VID. Nah $ 165 Abſ. 3 find die Verficherungsanitalten ver- 
pflichtet, dem Reichsverfiherungsamte‘) nah näherer Anmeilung 
desſelben und in den von ihm vorzufchreibenben Friften Überfichten 
über ihre Geſchäfts- und Rechnungsergebniffe einzureichen. Eine 
Zuſammenfaſſung derjelben wird alljährlich vom RVA. dem Bundes- 
rate und Reichstage vorgelegt.) Im Anſchluß an die auf Grund 
des neuen IVG. veränderten Rechnungsvorſchriften find durch 
Rundſchr. v. 1. März 1901 auch neue Veftimmungen gemäß $ 165 


@) Dementfpredhenb ift in $ 17 der bay. BO. v. 27. Dez. 1899 beftimmt: 
„Die Aufftellung der Iahresrehnung obliegt dem Borftande nad näherer 
Beftimmung des LIA, Die Prüfung und Abnahme der Rechnung erfolgt 
durch den Ausſchuß nach vorgängiger Nevifion feitens der Regierung, Kammer 
des Innern.“ 

%) z. B. die Auffaffung von Weymann Anm. 13, welcher meint, daß die 
Beanftandung einzelner Poften durch die revibierende Landesbehdrde für die 
Verſicherungsanſtalt und felbft für dad RBN. in Bezug auf die Einleitung von 
Regreßanſpruchen unbebingt präjubiziell fein müßte. Eher gangbar ift ber in 
Württemberg eingeichlagene Weg, mo die Auffictöhehörde, das LI, felnft, 
nad) Prüfung der Rechnung durch den Ausſchuß über die Genehmigung ber- 
felden Veſchluß faßt ($ 77 der Vollz Verf. v. 25. Rov. 1899). 

%) Daß ſolche einer nachträglichen Benehmigung des Ausſchuſſes unterliegen, 
wird von Zjenbart-Spielhagen Ynm. 14 zu $ 71 und Bebhard-Däütt- 
mann Anm. 3 zutreffend angenommen. 

®) gl. $ 109 (eventuell $ 75, 3 8. wenn ber Ausſchuß eine vom Bor 
ftande geleiftete, wenn aud im Etat nicht vorgefehene, gefegli; notwendige 
Ausgabe beanftanbet; vgl. Gebhard» Düttmann Anm. 3 zu $ 71 mit 
Weymann Anm. 5) und für Regrepflagen $ 98. 

) Nicht auch dem LVA., welches freilich von Auffichts wegen Abſchrift der 
Überficht verlangen Tann. 

s) Die Nachweiſung für das Jahr 1899 in AR. O1 S. 124, die für 1900, 
welche gemäß $ 173 Abſ. I zum erften Mal aud) die Geſchafts- und Rechnungs · 
ergebniffe ber zugelafienen Rafeneineihtungen (im reijägefegli—hen Ausmaß) 
außführlic; behandelt, in AR. 02 &. 124, die Nachweiſung für 1901 in AR. 08 
&. 138, für 1902 in UN. 04 S. 138. Cine geſehliche Veftimmung, wie bie in 
$ 111 Abi. 1 des GuVG. befteht im IVG. nicht. 


358 I. Bud. Organifation. LIE. Rap.: Berfigerungsanftalten. 


Abſ. 3 erlaffen worden.) Die Einreihung hat bis zum 1. Auguft 
jedes Jahres zu erfolgen. 


®) AR. 01 &. 367 ff. Einzureichen ift namentlich eine Überficht über bie 
Geſchaftaergebniffe, welche ſich über bie Statiftit der Organifation, ber Beitrags: 
einziehung, Quittungsfarten, Streitigkeiten, Strafverfügungen, Sigungen vers 
breitet, eine Überficht über bie Einnahmen und Ausgaben im Anſchluß an bie 
Rechnungstitel ber Handbücher, eine Überficht über den Bermögenäbeftand, bes 
zuglich auf Kafienbeftand, Wertpapiere, Darlehen, Grunbftüde, Inventarien. 
Die noch geforberte Überficht über bie anerfannten Veitragserftattungen Tommt 
an biefer Stelle unferer Darftellung weniger in Betracht. 


Dritte Bud). 
Beitragsmefen. 


8 36. Begriff der Beiträge. 


Beiträge ober DVerfiherungsbeiträge!) find auf bem Gebiete 
der mvalivenverfiherung diejenigen Gelbleiftungen, welde zur 
Dedung des Bedarfs der Verfiherungsanftalten auf die zu ver- 
ſichernden Perſonen als finanzielles Aquivalent ihrer Verjicherung”) 
entfallen.?) Sie werden endgiltig teils von ben Verſicherten ſelbſt, 
teil von ben Arbeitgebern derfelben getragen ($ 27 Abi. 2). Nicht 
zu den DVerficherungsbeiträgen gehören danach: 

1. Die Zuſchüſſe, melde das Reich zur Durchführung der In- 
validenverficherung leiftet. Es gilt dies zunächſt von dem allgemeinen 
Zuſchuß, welchen das Reich in Höhe von 50 M. zu jeder bewilligten 





') Der letztgedachte Ausbrud 3.8. in $ 69 Abſ. 2, wahrend im übrigen 
das Gefeg meiftens ſchlechtweg von „Beiträgen“ ſpricht. Vol. dazu Bh. I 
S. 551, 536. 

2) Über die gerade auf dem Gebiete der Invalibenverfierung beſonders 
hervortretenbe Beziehung der Beiträge zur Verfiherungslelftung vol. fon Wh. I 
&.262, 440, 460. 

3) Gemäß dem in Bd. 1.568 N. 1 Entwidelten wird hier der Ausdruck 
„entfallen“ von dem Geſamtbetrag ber Beiträge gebraucht, melde fi aus der 
Verteilung des gefamten Verfierungsbedarfs auf die Beitragsfaltoren (Hier 
alfo die verficherten Perfonen) ergeben. Das IT®. folgt allerdings, ebenjo 
wie die neuere Faflung des RB®. im Gegenfag zur älteren, einer anderen, 
minder paffenben Terminologie, indem e8 nit, wie $ 52 Abf. 1 des NB®. v. 
1888, vorfchreibt, daß bie Arbeitgeber die Bälfte der auf ihre Arbeiter ent 
fallenden Beiträge aus eigenen Mitteln zu leiften haben, fonbern unmittelbar 
die Beiträge auf Arbeitgeber und Verſicherte zu gleichen Zeilen entfallen läßt 
27 %j.3, $151 34. 2). 
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Jahresrente übernimmt ($ 35 mit $ 125 Abf. 1). Das Reich ift 
zwar, wie die Zufammenftellung in $ 27 Abj.1 zum Ausbrud 
bringt, neben den Verfierten und Arbeitgebern Laftenträger auf 
dem Gebiet der Imvalidenverfiherung ;*) aber es nimmt an ber 
Aufbringung der Mittel für diefelbe nicht in der Weile teil, daß es 
den Verficherten eine Quote ihrer Beiträge abnimmt, wie dies bei 
den Arbeitgebern der Fall ift, fondern fo, daß es fi an ber ein- 
zelnen, tatſächlich verwirklichten Verfiherungsleiftung beteiligt und 
dadurch von vornherein den Bedarf der Verficherungsanftalten 
minbert.°) In diefem Sinne ftelt $ 27 Abf.2 „die Zuſchüſſe des 
Reiches zu den in jedem Jahre tatfächlih zu zahlenden Renten“ 
den „laufenden®) Beiträgen der Arbeitgeber und der Verſicherten“ 
gegenüber. Gleiches gilt, wie ſpäter genauer dargelegt wird,?) trotz 
der äußeren Anfnüpfung an die Beitragswoche von denjenigen 
„Rentenanteil”, welchen das Reich im Hinblid auf die beitragsloje 
Dauer militärifher Dienftleiftungen übernimmt und welder ihm 
bei der Nentenverteilung mit einem Betrage von 18 Pf. für 
jede Beitragswoche zur Laſt gelegt wird (N 30 Ziff. 2, $ 40 Abſ. 2, 
$ 125 Abſ. 1). 





9) „Die Mittel zur Gewährung ber in diejem Geſetze vorgefehenen Leiftungen 
werben vom Reiche, von den Arbeitgebern und von den Verſicherten aufgebracht.“ 
Über diefe „Saftenträger“ der Invalidenverfi—erung vgl. Bb. I S. 535, 636 ff. 

*) Näheres über die Rechtsfotm (Erftattung im Gegenfag zum Beitrag) 
fon Bd. I S. 426 N. 22, S. 536, 542 Ziff. 2. 

*) Was mit dieſem Ausdruck gefagt fein fol, kann zweifelhaft jein. Unter 
Befonderem Sinblid auf die Faffung von $14Abf.2 Entw. G. 89 (vgl. auch 
3b. 15.5970. 22) ergibt fi, daß bie auf das Jahr verteilten, durch dasſelbe 
Hindurchlaufenden Wochenbeiträge der am Schluß des Jahres in einer Summe 
erfolgenden Zahlung des Reichszuſchuſſes gegenüberftehen follen. Der Gegenſatz 
des NKapitaldelungs: zum fog. Umlageverfahren (vgl. Braßmann Anm. 3), 
welche beide fowohl mit einmaligen Jahreszahlungen, wie mit Zahlungen in 
Yürgeren Seitperioden vereinbar find (vgl. 8.1 &.587), fteht mit dem Aus: 
drue nicht oder doch nur ſehr mittelbar im Zufammenhange. 

%) Bgl. unten bie Lehre von ber Rentenverteilung. Bier möge nur hervor ⸗ 
gehoben werben, daß der das Reich treffende Rentenanteil von 18 Pf. ſchon 
differnmäßig nicht mit dem Wocenbeitrag in Lohntlaffe IT ($ 32 Siff 5, $40 
Abf. 1) identiſch ift und daß die Mol. zu $$ 8994 außbrüdli „die fpätere 
anteilige Belaftung des Neid“ der (nicht angenommenen) „Zahlung von 
wöchentlichen Beiträgen in Lohnklaſſe IL für bie Dauer militärifher Dienft- 
leiſtungen · durch dadfelde gegenüberftellen. 
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Nach dem G.89 bezog das Reich als Aquivalent für den von 
ihm zu leiftenden allgemeinen Rentenzufhuß von 50 M., abgejehen 
von einzelnen ausnahmsweiſen Befreiungen, wenigftens von den ſich 
freiwillig verfihernden Perfonen (vgl. oben $ 4) gewiſſe Leiftungen, 
welche in Geftalt von Zufagbeiträgen (Zuſatzmarken) entrichtet 
wurden. Das Weſen derſelben ift in Bd. J S. 579 f. näher erörtert 
worden. Das neue IVG. hat auf die Erhebung folder Zuſatz⸗ 
beiträge überhaupt verzichtet?) 

Im Gegenfag zum Reichszuſchuß handelt es ſich bei den nach 
$ 151 Ziff. 2 im Einzugsverfahren möglicherweife eintretenden 
Reiftungen der Gemeinden und weiteren Kommunalverbände um 
wirkliche Beiträge, melde fie an Stelle der Arbeitgeber gewiſſer 
unftändig beſchäftigter Perfonen zu entrichten haben und bie fie 
ihrerfeits von den eigentlich Pflichtigen wieder einziehen dürfen.“) 

2. Ihrem Wefen nach feine wirklichen Beiträge, fondern nur 
Veitragsfurrogate find diejenigen Zahlungen, welche nah $4 Abf.2 
IVO. (val. oben $ 13 I Ziff. la) von den Arbeitgebern der auf 
Grund jener Beitimmung von der Verfiherungspflicht ausgenommenen 
Ausländer an die Verficherungsanftalt zu leiften find. Sie find 
feine Beiträge, weil fie nicht als Äquivalent für die Verfiherung 
jener Arbeiter, ſondern nur aus dem Grunde gezahlt werben müfjen, 
damit den Arbeitgebern Fein Vorteil aus der Beſchäftigung aus— 
länbifcher Arbeiter entftehe.') Sie find aber Beitragsfurrogate, 
weil fie genau in der Höhe desjenigen Betrages zu leiften jind, 
„ben der Arbeitgeber für bie Verſicherung der Ausländer aus 
eigenen Mitteln würde entrichten müflen“ (Arbeitgeberbeitrag), 
„wenn deren Verfiherungspflicht beftünbe". 

Die näheren Beftimmungen zur Ausführung biefer Norm hat 
das Gejeg dem ABA. überlafien. Dementſprechend hat dasſelbe im 
Anflug an den oben $ 13 befprochenen Bundesratsbeſchluß vom 
21. Febr. 1901 feinerfeits zuerft durch Bel. v. 23. März 1901 (AI. 
©. 365) und dann duch die an deren Stelle tretende Bel. v. 
31. März 1902 (AN. S. 380) „die Entrichtung der gemäß S 4 


®) Näheres in den Mot. zu $ 1114 Entw. I8®. 

») Daß dad Neid) ald Arbeitgeber Beiträge zahlt, wie jeder andere Arbeits 
geber (Piloty 3. 76), braucht wohl nicht beſonders Gernorgehoben zu werben. 

0) Vgl. Komm.:der, zu $3a Entw. IVG. 
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Abſ.2 Satz 2 IVG. zu zahlenden Beträge“ '') näher geregelt. 
Den fraglichen Arbeitgebern ift eine binnen 3 Tagen nad dem 
Beginn der Beſchäftigung zu erfüllende Anzeigepflicht gegenüber dem 
Vorftande der Verficherungsanftalt auferlegt. Der letztere über- 
endet darauf dem Arbeitgeber ein vorgefchriebenes Mufter für eine 
von diefem aufzuftellende Nachweiſung. Der Arbeitgeber hat das- 
felbe für das laufende Kalenderhalbjahr auszufüllen und bis zum 
1. Auguft bezw. 1. Februar zurüdzufenden. Auf Grund deſſen ftellt 
der Vorftand den zu entrihtenden Betrag feft und teilt ihn dem 
Arbeitgeber gleichzeitig mit den Unterlagen der Berechnung mit. 
Die Einfendung erfolgt auf Koften der Verficherungsanftalt. 

Da nad der Abficht des Geſetzes die Arbeitgeber des $ 4 
Abf. 2 genau fo behandelt werden follen, ala wenn ihre ausländi= 
ſchen Arbeiter verficherungspflichtig mären, fo werden auf bie von 
ihnen zu entrichtenden Beitragsſurrogate alle formalen Beftimmungen, 
welche das Gefeg über die eigentlichen Beiträge gibt, entſprechende 
Anwendung finden.) Für die Strafbeftimmung des 5176 Abf. 1 
ift das in Abſ. 2 ausdrücklich hervorgehoben. Hiernach greift ins— 
befonbere die Strafbefugnis des Anftaltsvoritandes (bis 300 M.) 
Platz, wenn ber Arbeitgeber den ihm liquidierten Betrag nicht recht- 
zeitig an die Verfiherungsanftalt einjendet. Da die Beftimmungen 
des RVA. eine allgemeine Frift für dieſe Einfendung nicht feft- 
fegen, fo wird diejenige maßgebend fein, melde der Vorftand bei 
der „Aufforderung, ben feftgeftellten Betrag einzufenden“, angibt; 
eventuell muß die Einfendung unverzüglid d. h. ohne ſchuldhaftes 
Zögern ($ 121 BGB.) erfolgen. Da aber $ 176 Abf.2 IVG. 
die „entſprechende“ Anwendung ber in Abf. 1 enthaltenen Straf- 
beftimmung auf die Nichterfüllung aller, den Arbeitgebern „gemäß 
$ 4 Ab. 2 obliegenden Verpflichtungen", alfo einſchließlich der durch 
die Ausführungsbeftimmungen des Bundesrats und des ABA. mittel- 
bar begründeten, vorjchreibt, fo wird aud die Verfäumung der 
rechtzeitigen Anzeige oder der Einfendung bes ausgefüllten Mufters in 

1) Richt „Beiträge”. Diefer Ausdruck wird fomohl im Geſetz, mie in den 
Ausführungäbeftimmungen paſſend vermieden. Vgl. noch das Rundſchr. v. 
31. März 1902 und in Betreff der Buchung der gezahlten Beträge das vom 
8. Jan. 1902, AR. 02 ©. 391 f. 

a) Natürlich nicht die Verwendung von Beitragsmarfen. Der Betrag ift bar 
einzufenben: Bel. ROA. Ziff. 4 a. €. 
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gleicher Weife geftraft werben können, obgleich biefe Pflichten im 
8 176 Abſ. 1 fein unbedingtes Analogon finden. Aber auch über 
die ausbrüdliche Vorfchrift des $ 176 Abf. 2 hinaus werben z. B. 
die gejeglihen Beftimmungen über Beitreibung, Konkursvorrecht, 
Berjährung, Steeitigfeiten, welche fih auf die eigentlichen Verſiche- 
rungsbeitrãge beziehen, auch auf die hier in Rebe ftehenden Beitrags- 
furrogate anzuwenden fein.') 


1. Kapitel. Die formalen Grundlagen. 


8 37. Die zuftändige Verfiherungsanitalt. 


1. Alle Beiträge werden an eine beitimmte einzelne Verſiche- 
rungsanftalt entrichtet. An biefem Grunbfag ändert ji auch da- 
durch nichts,) daß nad neuem Recht ($ 33 Abſ. 3 IVG.) von dem 
Gefamtbetrag der eingegangenen Beiträge eines Rehnungsjahres 
bei jeder Anftalt ein Teil (*ı0) buhmäßig zu einem fog. „Gemein: 
vermögen“ ausgeſchieden wird, welches zur Dedung der von allen 
Anftalten gemeinfam aufzubringenden Laft (Gemeinlaft) beftimmt 
if. Dementſprechend werben die Verfiherungsmarfen, durch deren 
Einkleben in eine Quittungsfarte die Entrichtung der Beiträge 
grundſãtzlich erfolgt ($ 131 Abf. 1), von der einzelnen Verſiche— 
rungsanftalt ausgegeben und tragen als Unterſcheidungsmerkmal 
deren Namen.) Durch die Entrichtung der Beiträge erfolgt nad 





”) Ebenfo Piloty S.20. Die Frage der von ihm angenommenen Ans 
wenbbatfeit des Ginzugäverfahtens ($ 148) erledigt ſich Durch den tatjädlichen 
Inhalt der Ausführungäbeftimmungen. Cine Anderung desſelben durch die in 
$ 148 Abſ. 1 genannten Inftanzen ift jedenfalls ausgeichloffen. 

1) Dies um fo weniger, ald, wie jpäter auszuführen fein wird, aud das 
Gemeinvermögen rechtlich Fein gemeinſchaftliches Eigentum aller Anftalten, 
fondern ein Alleineigentum jeder einzelnen Anftalt, in deren Büchern es geführt 
wirb, behaflet allerdings mit einem der Gemeinſchaft dienenden Vermendungds 
jwede, barftellt. 

2) $ 130 Abſ. 1 I8®, mit der Bel RVA. v. 27. Oft. 1899 unter II A, 
6u. 7 (AR. 00 ©. 184). 
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der Sprache des Gejeges „die Verficherung in ober bei ber be— 
treffenden Verfiherungsanftalt" ($ 65 Abf. 3 Sat 1 mit 5). 

I. An welde Verfiherungsanftalt die Beiträge zu entrichten 
find, beftimmt fi nicht nad) der freien Wahl des Verficherten oder 
feines Arbeitgebers; auch die freiwillige Verfiherung gewährt ein 
ſolches Wahlreht nicht. Vielmehr wird die zuftändige Anftalt 
unmittelbar duch gefeglihe Normen beftimmt. Nach denfelben 
kommt als entſcheidendes Moment entweder ber Beichäftigungsort 
d. h. der Drt der tatſächlichen Arbeitsleiftung?) oder der Mittel- 
punkt des wirtihaftlihen Ganzen, für welches die Arbeit geleiftet 
wird, insbefondere der Sitz des betreffenden Betriebes*) oder endlich, 
bei freiwilliger Verfiherung, der Aufenthaltsort des Verſicherten in 
Betracht. Was aber das Verhältnis von Beihäftigungsort und 
Betriebafig als Grundlage für die Beſtimmung der Zuftändigfeit 
anlangt, fo iſt, wie die Ausführungen in Bd. I S. 188 ff, 502 ff. 
ergeben, in der Arbeiterverfiherungsgefeßgebung zunächſt die Tendenz 
vorhanden gemwejen, den Beichäftigungsort als maßgebendes Moment 
zu Gunften des Betriebsfiges zurüdzudrängen, während das neue 
VG. auf Grund hervorgetretener Unzuträglicleiten (vgl. oben 
$ 13 N. 8) wieder mehr die entgegengefegte Richtung verfolgt. 

II. Während daher für verfierungspflictige Perfonen im 
allgemeinen das ©. 89 $ 41 Abf. 3 den Sit des inländiſchen Be— 
triebes, in dem die Beſchäftigung ftattfand, für maßgebend erklärte, 
ftellt das IJVG. $ 65 Abſ. 3 Sag 1 den Ort der tatfählichen Be- 
Ihäftigung voran. „In der Verfiherungsanftalt find alle diejenigen 
Berfonen zu verfihern, welche in deren Bezirke beſchäftigt werben." 
Die Regel ift alſo die Zuftändigfeit der Anftalt des Befchäftigungs- 
ortes; die Fälle, in denen der Betriebsſitz oder ein analoger wirt 
ſchaftlicher Mittelpunkt entfeheivet, find „Ausnahmen">) Hiernach 
ergibt fi im ganzen zunächſt folgendes: 


>?) Bgl. oben $13.N.6. — Im ganzen v. Frankenberg, Die Bedeutung 
des Veihäftigungdortes in ber bdeutf—hen Arbeiterverfihierung (Annalen des 
Deutſchen Reis 1902 ©. 748 ff). 

*) Oben $ 13 N. 7 und bie dort citierten Stellen von Bd. I, beſonders 
©. 228 ff. auch über den Begriff und die Beftimmung des Betriebsfiges. 

>) Mot. zu $ 41 Entw. IVG. Abſ. 3 Say 2. — Die hierauf gegründeten 
Beftimmungen des $ 65 Abſ. 3, 4 finden bei ber Durgführung ber Invaliden ⸗ 
verfiherung auch in verſchiedenen anderen Beziehungen, al zur Feftftellung ber 
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1. Perſonen, welche außerhalb des Betrieböfiges beichäftigt 
werben, waren nach früherem Rechte nur dann am Beſchäftigungs- 
orte verfichert, wenn ber Teil des Betriebes, dem fie ihre Dienfte 
widmeten, nad Dauer, Umfang, Unabhängigkeit von der Haupt- 
leitung ober ähnlichen Momenten als ein eigener Teilbetrieb, ins= 
befonbere als relativ felbftändige Zweigniederlaſſung mit einen be 
fonderen Mittelpunkte an jenem Bejchäftigungsorte, angejehen werben 
Konnte.) Nach geltendem Rechte find für die in auswärtigen Be- 
triebsteilen beichäftigten Arbeiter die Beiträge auch dann an die 
Anftalt des Beichäftigungsortes zu entrichten, wenn jene befonbere 
Vorausſetzung nicht gegeben ift.’) 

2. Immerhin ift doch auch ſchon der Beſchäftigungsort nicht 
als Ort jeder augenblicklichen Arbeitsleiſtung, ſondern unter der 
Einwirkung bes rechtlichen Beſchäftigungsverhältniſſes?) bei Perſonen, 
welche zur Dienſtleiſtung an einem beſtimmten Orte engagiert ſind, 
als Ort dieſer ihrer regelmäßigen Beſchäftigung zu verſtehen. Die 
Praxis maht von diefer Auffafjung bei Dienftboten, welche ihre 
Herrſchaft vorübergehend auf Reifen ober in einen Sommeraufenthalt 
begleiten, Gebrauch,) und in derjelben Weiſe werden einzelne 
geſchäftliche oder Dienftreifen von Angeftellten zu beurteilen fein.'°) 


zuftändigen Verfiherungsanftalt, Anwendung. So gemäß dem obigen $ 13 
mit $ 21 II zur Beftimmung ber Berfiherungspflichtigleit und Berficherungs- 
berechtigung nad) dem Gegenfag von Inland und Ausland (vgl. aber $ 13 
R.37), fo auch fonft zur Regelung von Zuftändigfeiten (vgl. 3. ®. dad Citat 
in $ 155 Abſ. 1) und materiellen Berhältnifien. Cine vollftändige Zufammens 
Rellung bei Gebhard: Düttmann Anm. 7 3u$ 65. Wenn biefelben aber den 
Sägen 3 und 4 in Abſ. 3 bed $ 65 nur Bedeutung für bie Markenverwendung 
einräumen wollen (Anm. 6 Abſ. 2), fo vermiffe id bafür die Begründung; vgl. 
übrigens dort Anm. 9 Abi. 1. 

©) Anleitung RBX. von 1890 Ziff. X Abſ. 3 mit AR. 91 S. 151 Ar. 35 
und AR.94 &. 96 Rr. 344 und dazu über Zeilbetriebe, im Gegenfag zu bloßen 
Betrieböteilen, Bd. I S. 244 ff. 

”) Bol. die Ausführung der Bot. zu $ 65. Hier wird in Ubf.3 eine 
Anderung bes biherigen Rechts gerade „für entfernt liegende Keilbetriebe” 
Geſſer wohl: Vetrieböteile) „oder unfelbftändige Zweigniederlafſungen“ und 
„in8befonbere“ mit Bezug auf bie „für einen ſolchen Zeilbetrieb ober bie Zweig ⸗ 
nieberlaffung angenommenen Stammarbeiter“ ald zwedmäßlg begründet. 

®) Bel. 8.1 ©. 188 oben. 

) AR. 00 ©. 841 Rr. 864, auch Bebhard-Düttmann Anm.5a E.; 
bayı oben $ 18 R.45 und 48 und unten in biefem Paragraphen R. 27. Den 
felben Standpunkt für bie Krankenverſicherung vertretend Gr. bad. BES. v. 
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8. Bei einer Beihäftigung „an wechſelnden Orten“ führt die 
Einheitlichfeit des Beſchäftigungsverhältniſſes paſſend dazu, von dem 
einzelnen Bejchäftigungsorte ganz abzufehen und den Vetriebafig als 
entſcheidende Ortlichfeit zu verwenden. Diefem Bebürfnis fommt 
das IVG. $ 65 Abſ. 3 Satz 2 dadurch entgegen, daß es auf die 
Beſtimmung des Belchäftigungsortes im Sinne der Imvaliden- 
verfiherung die VBorfehriften des $5a KVG. überträgt, von denen 
unter IV befonders die Rede fein foll. 

4. Soweit infolge der Anwendung ber allgemeinen Regel 
(Ziff. 1) die Verfiherung bei ber Anftalt des Beichäftigungsortes 
erfolgen müßte, während der Betriebsſitz im Bezirk einer anderen 
Anftalt belegen ift, Tann'!) die legtere im Wege der Prorogation 
zur zuftändigen gemacht werden. Dabei wird nichts entgegenftehen, 
diefe Möglichkeit au da zu gewähren, wo der Beihäftigungsort 
der Sig eines wirklichen Teilbetriebes (insbefondere einer Zweig- 
niederlaffung) ift und es fi darum handelt, die Verfiherung der 
dort beſchäftigten Perfonen auf die für den Sig des Hauptbetriehes 
zuftändige Anftalt zu übertragen.'?) Vorausgeſetzt wird ein Antrag 
des zur Beitragsleiftung verpflichteten Unternehmers ;'?) erforderlich 
ift ferner die Zuftimmung ber beiden beteiligten Verſicherungs- 
anftalten, nicht aber die der zu verfichernden Perfonen.'t) Die Zu— 
ftimmung beruht auf freiem Ermeffen und kann nicht duch das 
Verfiherungsamt auf Beſchwerde ergänzt werden.) Eine Wieber- 
aufhebung ber getroffenen Vereinbarung ift nur auf demfelben Wege 
zuläſſig '%) ($ 65 Abſ. 3 Sat 3). 


6. Iuli 1893 (Reger Bb. 14 S. 245 — ArbV. 94 ©. 186). Anders allerdings 
ei Dienftboten, welche „lediglich für die Zeit oder den Ort bed Sommer« 
aufenthalt8 angenommen werden"; vgl. UN. 00 Nr. 864 Schlukabfag. 

’0) Bgl. analog Hahn Kommentar zum KVG. Anm. 1 litt. e zu $ 5a. 

%) Die Mot. Abf. 4 „ermarten eine billige Rüdfihtnapme auf begründete 
Wünfche der beteiligten Unternehmer”. 

”) So wohl auf Piloty ©. 168 Ziff. 1. 

») Dad geht aus der Verbindung von Say 3 und 4 und dem Ausbrud 
„Buftimmung“ beroor; dagegen Graßmann Anm. 9. Die bier citierte Ber: 
einbarung von Anftelten ftammt aus dem früheren Recht und verfolgt aberdies 
entgegengejegte Tendenzen. 

") Gebharb-Düttmann Anm. 9 Abſ. 1. 

u) Ebenda Abi. 2. 

16) Eher dagegen und für einfeitige Zurüdnahme der Zuftimmung ſeitens 
einer Anftalt Gebhard: Düttmann a. a. O. 
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In einem Falle ($ 65 Abf. 3 Sag 4) kann der Unternehmer 
die Zuftimmung ber Verfiherungsanftalten erzwingen, dann nämlich, 
wenn die außerhalb des Betriebsſitzes beſchäftigten Perſonen Mit- 
glieber einer für den Betrieb errichteten und am Betriebsfige domi- 
zilierenden Betriebs (Fabril-) Krankenkaſſe ($$ 59 ff. KVG.) find. 
Die Herftellung eines wirkſamen Zufammenhanges zwiſchen Invaliden- 
und Krankenverfiherung und bie befjere Ermöglihung des Einzugs- 
verfahrens'?) waren die Gründe diefer Beitimmung.') Voraus- 
gejegt ift, daß „für ben Betrieb", um deſſen Außenarbeiter es ſich 
handelt, eine Betriebskaſſe am Sige desfelben errichtet ift; trifft Dies 
zu, fo ift es gleichgiltig, ob dieſelbe Kaffe gemäß $ 60 KVG. auch 
einen anberen jelbftändigen Betrieb des gleichen Unternehmers mit 
umfaßt.'%) Dagegen ift der Fall des hier in Rede ftehenden Sates 4, 
welcher fih an Sag 3 anſchließt und deſſen Voraugfegungen in fi) 
aufnimmt, nicht gegeben, wenn berjelbe Unternehmer ausfchließlich 
zwei verfehiedene Betriebe, etwa eine Fabrik und einen Steinbrud, 
an verſchiedenen Orten A und B befigt und für beide eine gemein- 
fame Betriebskaſſe in A errichtet ift;2%) der Hinweis hierauf genügt 
nicht, um die Arbeiter des Betriebes in B bei der für A zuftändigen 
Anftalt zu verfihern, weil für biefelben der Betriebafig nur in B, 
aber nicht in A belegen ift.?!) Anders allerdings wiederum dann, 
wenn ber Betrieb in B fih auch objeftiv als Teil-, insbeſondere 
Neben- oder Hilfsbetrieb des Hauptbetriebes in A barftellt.??) Die 
Außenarbeiter müfjen bereditigte??) Mitglieder der Betriebskaſſe fein; 

1") Namentlich im Hinblick auf $ 152 IVG. 

’s) Mot. Abi. 4 a. E. 

) Beifpiel: Es befteht am Sige einer Fabrik für dieſelbe eine Fabrit⸗ 
krankenlaſſe, bei welcher auch die Außenarbeiter ber Fabrik verfichert find; daß 
biefelbe Krankenkaſſe auch für einen ganz felbftändigen Steinbruchäbetrieb deö- 
ſelben Unternefmer3 funktioniert, ſteht nicht entgegen. 

20) Bgl. Bb. IS. 213, 244, 654. 

2) Gebharb-Düttmann Anm. 11. 

2) Bol. Bd. I S. 244 ff. Geb hard ⸗Dattmann ſprechen von „unfeld- 
ftändigen Zweigniederlafſungen“ (vgl. oben N.7). Es muß das gleiche aber 
nad der Auffafjung des Textes hier auch von felbftänbigen Imeigniederlaffungen 
(Rebenbetrieben) gelten, fofern fie eben nur noch Zweigniederlaffungen und 
nicht, wie in dem Beiſpiel des Textes bei N. 20 ober dem Bb. I S. 213 bei⸗ 
gebraten auch objektiv ganz befondere Betriebe oder Gewerbe find. 

=) Die Nachprüfung biefer Berechtigung fteht ben zuftimmungäberegtigten 
Anſtalten, eventuell den entſcheidenden Behörden zu. 
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ob Zwangsmitglieder oder freiwillige, Tann feinen Unterſchied 
maden.?*) Wird die Zuftimmung verweigert, jo kann ber Unter- 
nehmer bier das Streitverfahren nad) $ 155 in Gang bringen ;?°) 
die örtlide Kompetenz zur Entſcheildung muß fi nad dem Drte der 
tatſächlichen Beſchäftigung, nicht nad) dem des Betriebafiges beftimmen, 
gleichviel welche Anftalt ihre Zuftimmung verweigert hat, da $ 155 
die „für den Beichäftigungsort ($ 65) zuftändige" Behörde beruft 
und vor der erteilten oder ergänzten Zuftimmung ber Betriebsſitz 
noch nicht als Beſchäftigungsort im Sinne des $ 65 zu gelten hat.2*) 

5. Verfonen, welche während vorübergehender Beſchäftigung im 
Auslande der Verfiherungspflit unterliegen (vgl. oben $ 18 I, 3), 
müffen, da für ihren tatſächlichen Beſchäftigungsort Feine Anftalt 
tompetent ift, am Mittelpunfte derjenigen Wirtſchaft, insbefondere 
am Sitze desjenigen inländiſchen Betriebes verfihert werben, für 
welchen ihre Beichäftigung ftattfindet.2") 

IV. Der Inhalt des in $ 65 Abſ. 3 Sag 2 in Bezug ge 
nommenen $ 5a KVG. (vgl. oben III Ziff. 3) ift bereits in Bd. J 
dieſes Werkes S. 502 ff. (zeitlich kurz nad dem Erlaß der Novelle 
zum KVG. v. 10. April 1892) dargeftellt worden. Derjelbe hat 
jedoch inzwifchen, unter dem Einflufje des die frühere Gejeggebung 
beherrfchenden Zuges nad) verftärkter Anwendung des Betriebafiges 
für die Zuftänbigfeitsheftimmung, in der Praris der höchſten Ge- 
richte weitreichend eine ftarf ausdehnende Interpretation erfahren, 
welche jegt mit der entgegengefegten Tendenz des IVG. in einen 
eigentümlichen Kontraft tritt. Nichtsdeſtoweniger wird ſich auch die 
Praris der Invalidenverfiherung nicht entbrehen fünnen, bei An- 
wendung von $ 65 Abſ. 3 Sag? eit. die gleichen Wege zu gehen, 
weil gerade bie Herbeiführung einer Übereinftimmung zwifchen In- 
validen- und Krankenverſicherung, ſchon im Hinblid auf die Er- 
leiterung bes Einzugsverfahrens, die ausgeſprochene?) Abſicht des 
Geſetzgebers geweſen ift.2°) 

) AR. O1 S. 686 Nr. 940. *) Anerfannt ebenda. 

20) Anders der Auffag von W. in ArbV. 00 ©. 265. 

2) 865 Abſ. 3 Say 5. Bl. Hinfihtlih im Auslande reiſender Dienfts 
boten oben R.9, Hinfichtli der bei ben beutichen Miffionen im Auslande ber 
ſchaftigten Perfonen oben $ 13 R. 38. 

=) So die Motive Abi. 3 a. E.; dazu auch ben Zert bed Geſetzes ſelbſt in 
Abſ. 3 Sap 4. 

=) So aud AR. 01 ©. 635 Rr. 989. 
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Indem ein weiteres Eingehen auf die zunädjft der Kranfen- 
verfiherung angehörige Materie der fpäteren Darftellung der Iegteren 
vorbehalten bleiben muß, fei für bie bejonderen Zwecke der In- 
validenverfiherung im Hinblid auf das in Bb. I Angeführte folgendes 
hervorgehoben: 

1. Nah Ab. 3 des $ 5a cit. gilt „für Perfonen, melde in 
der Land- und Forſtwirtſchaft zur Beihäftigung an wechſelnden, in 
verſchiedenen Gemeinbebezirfen belegenen Orten angenommen find, 
als Beihäftigungsort der Sig bes Betriebes“, welcher ſich feinerjeits 
wiederum nad den befonderen, pofitiven Beftimmungen in $ 44 
Abſ. 2, 3 des LUVG. von 1886°0) regelt. Für die Zuftändigkeit der 
Verfiherungsanftalten gewinnt die Beftimmung dann Bedeutung, 
wenn jene verſchiedenen Gemeinbebezirfe?') zugleich verfchtedenen 
Anftalten angehören. Daß aber hier Arbeiter, welche zwar in eincın 
über mehrere Gemeinbebezirfe ſich erftredenden Landwirtſchafts- 
betriebe, aber innerhalb desſelben, insbeſondere kraft Arbeits- 
vertrages, regelmäßig in dem Bezirke derſelben einzigen Gemeinde 
beſchäftigt werden, am Orte der tatſächlichen Arbeitsleiſtung zu ver⸗ 
ſichern ſind, hat auch die reichsgerichtliche Praxis ohne Widerſpruch 
angenommen.??) 

2. Dagegen hat das Neihsgericht,”?) entgegen den Aus- 
führungen in 3b. J &.503 mit 189f. es abgelehnt, den gleichen 


»0) Jeht nad) den gleichlautenden Abſ. 2 und 3 in $ 65 des LUBE. v. 
30. Juni 1900. Zu dem Inhalt diefer Beftimmungen vgl. Bd. 1.230, ferner 
das Handbuch der Unfallverfiherung S. 579 |. und Rasp-Meinel, Kommentar 
zum neuen LUVG. S. 217 f. Die in den angeführten Beftimmungen vor« 
behaltenen Einigungen über einen anderen Betriebsſitz zwiſchen den beteiligten 
Gemeinden und dem Unternehmer werden, wenn fie zu Stande kommen, 
mittelbar auch für die Invalidenverfiherung bindend fein. 

2) Wo $ 5a von wechſelnden Orten bezw. verjdiedenen Gemeindebezirken 
fpricht, gilt analog das gleiche aud, wenn Teile desſelben Gemeindebezirtes 
zu verfcjiebenen Berfierungsanftalten gehören, wie Im Falle AN. 01 ©. 205 
Nr. 887. 

”) So in dem erften, N. 33 citierten Erf, S. 135. 

”) Orundlegend ift dad Erf. v. 7. Febr. 1895 (Entſch. Civ.“S. Bd. 34 
S. 120 — Neger 80.15 8.289 — Ab. 95 ©. 189), bezugnehmend auf 
daB bereit? ®b.1 &.190 R. 13 angeführte Schreiben des Reichsianglers o. 
8. Oft. 1884. Dazu bie Erf. RGer. v. 19. März 1894 und 3. Dez. 1896 
(Reger Bd. 15 ©. 27, 8b. 17 ©. 399, ArbV. 94 ©. 409, 97 ©. 314; das 
legtere auch Entſch. Bd. 38 ©. 111). Dem NBer. gefolgt ift das preuß OW®. 

Rofin, Recht ber Arbeiterverfigierung. Band II. 24 
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Gedanken auch für Abſ. 1 des $ 5a zur Anwendung zu bringen, 
nad welhem „für Perfonen, welde in Gewerbebetrieben. be 
ſchäftigt find, deren Natur es mit fi bringt, daß einzelne Arbeiten 
an wechſelnden Orten außerhalb der Betriebsftätte ausgeführt werben, 
aud für die Zeit, während welcher fie mit ſolchen Arbeiten be 
ſchäftigt find, als Beſchäftigungsort der Sig des Gemerbebetriebes 
zu gelten“ hat. Im Gegenteil hat es für das Baugewerbe, welches 
neben den Transportgewerben?‘) von jener Beltimmung haupt 
ſächlich getroffen wird, den Sat aufgeftellt, daß auch die in einem 
auswärtigen Orte nur zu einer dort auszuführenden umfangreichen 
Bauarbeit angenommenen Arbeiter neben den eigentlihen Stamm 
arbeitern des Betriebes am Sig desfelben?®) zu verfichern feien. 
Nicht mit Bezug auf die Arbeiter, fondern mit Bezug auf den Ge- 
merbebetrieb des Arheitgebers fei in Abſ. 1 von „wechſelnden Orten” 


im Erk. v. 26. März 1896 (Enid. 80.29 ©. 321 — Neger Bd. 16 S. 378 
ArbV. 96 ©. 626), obgleich e8 „nicht verfennt, daß die Tragweite bed $ 5a 
Abſ. 1 eine fehr zmeifelßafte ift und fic gegen bie Ausführungen, mit benen 
das RGer. feine Anſicht begründet hat, mandes einwenden läßt“. (Bgl. aud 
Erf. v. 17. Jan. 1900 in ArbV. 00 S. 291, aber doch auch bad v. 6. März 1901 
bei Reger 8b. 21 8.245.) Ebenſo das Rammergericht, Straffenat, Ert. v. 
22. April 1895 (Reger Bb. 17 S. 280 — ArbV. 95 S. 294), während ed noch 
im Erf. v. 30. Aug. 1894 (ArbV. 95 S. 111) eine Yonftante Pratis im entgegens 
gefegten Sinne Tonftatiert Hatte. Der bayr. BE9. hat im Ext. v. 13. März 
1894 „auf folde Arbeiter, die Iebiglid zur Ausführung einer einzelnen Arbeit 
an einem beitten Otte angenommen morben find, bie Nußnahmeregel des $ 5a 
Abſ. 1” nicht angewendet (Reger Bb. 14 ©. 368) und nod im Erf. v. 20. Sept. 
1896 (Reger Bd. 16 8.265 = ArbV. 96 ©. 467) „die Streitfrage keineswegs 
als durch die Entſcheidung des RGer. enbgiltig beantwortet erflärt“. Der 
badiſche B89. Hat im Erf. v. 20. Rov. 1900 (ArbB. O1 &. 318) wenigſtens 
prinzipiell bie reichsgerichtliche Grundlage afjeptiert. Auch bie hödften Ber- 
maltungäinftangen, ber Reihäfanzler, die preußiſchen, ſachſiſchen und badiſchen 
Nintfterien Haben ſich angeſchloſſen (preuß. Berm.Bl. Bb. 16 &. 373, ArbV. 95 
©. 349, 380; 98 ©. 366). — Gegen das Reichsgericht von Schriftftellern 
namentlih Hahn in feinem Kommentar zum KB®., 2. und 3. Aufl. und verfdiebenen 
Auffägen, Hoffmann in ArbV. 95 ©. 365 und Reger Bd. 15 ©. 296 
Anm. *). 

) Bgl. 80.1 S. 189 N. 9 und in Bezug auf ben Flöhereibetrieb das in 
der vor. N. cilierte bayr. Erf. v. 1896. 

*) Daß der Unternehmer am Sitze feines Betriebes ſelbſt Arbeiten auss 
führe, wird zubem vom preuß. OB®. (Erf. v. 1896) ausbrüdlih nicht für 
nötig erflärt. 
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Die Rebe.) Auch die „einzelnen Arbeiten” bes Gefegestertes 
ſchlöſſen Iangfriftige Neubauten mit einem eigenen größeren Arbeiter 
ftamm nicht aus. Erſt wenn am Drte derfelben eine eigene, felb- 
ftändige Leitung in techniſcher und wirtſchaftlicher Beziehung für fie 
errichtet werde, fei dort eine eigene „Betriebsftätte” mit eigenem 
Eige und eigener Verfiherungszuftändigfeit gegeben.) 

Das RVA. hat bereits in einer grundſätzlichen Entſcheidung 
gemäß $ 155 Abſ. 1 Schlußfag IVG. fi von dem oben (N. 29) 
angeführten Standpunfte aus für die Herübernahme diefer, mit den 
Motiven zu $ 65 eit. bedenklich Fontraftierenden?®) Praris auf das 
Gebiet der Invalidenverſicherung erflärt,?°) obgleih es anerkannt 
hat, daß „infolgedefien die Bedeutung ber eigentlichen Arbeitsftätte 
für den Verſicherungsort erhebliche Einſchränkungen erleibet”.‘0) 

%) Daß der Standpunkt der Begründung und des Kommiſſionsberichts zur 
KIG. Novelle ein anderer ift, erfennt dad RGer. ſelbſt an (Reger Up. 15 
©. 299); doc) ſoll derſelbe im Geſetz feinen Ausbrud gefunden Haben. gl. aber 
Bd. I S. 503 R. 11 und bie Worte des Geſehes „auch für die Zeit” und 
„mit ſolchen Arbeiten“, d. h. „mit eingelnen Arbeiten an wechſelnden Orten 
beichäftigt*. 

3) Auch in Bezug auf dieſe enge Begrenzung des Teilbetriebes haben ſich 
das preuß. OVG. und bad Kammergericht dem Reichägericht (vgl. Hier beſonders 
das Ert v. 1894) angefchloffen. 

3) Bl. oben R. 7. 

®) Vgl. die oben N. 29 citierte Entſcheidung. Hier wird insbeſondere 
hervorgehoben, daß die „einzelnen Arbeiten“ des $ 5a Abſ. I „nah Umfang 
und Dauer von erheblicher Bedeutung fein bürfen“ und daß „bei größeren 
Bauunternehmungen, deren Gefchäftäbetrieb darin befteht, daß von einem ber 
ftimmten Mittelpunkte aus und unter einheitlicher Leitung Bauten an wechfelnden 
Orten außgeführt werben, jeber ſolche Bau ohne Rüdficht auf feinen Umfang 
in jeiner Geſamtheit als „einzelne Arbeit* in vorgedachiem Sinne behandelt 
werden muß“ (Ausführung eines Fabrifgebäubes mit 150 Arbeitern). 

+) Immerhin meint das ROW. daß diefelbe doch „eineswegs befeitigt 
werbe, indem beifpielömeife bie Arbeitäftätte überall da maßgebend ift, wo bad 
Arbeiten außerhalb des Betrieböfiges nicht auf die Natur des betreffenden Ber 
triebs, ſondern auf mehr zufällige Umftände zurüdzuführen iſt“. Allein die 
Bedeutung dieſes Gegenfaßes wird doch mindeſtens dadurch wieber erheblich ein- 
geihräntt, daß das RBA. in AN. O1 ©. 205 Rr. 887 unter ber „Natur des 
Betriebes“ nicht unbedingt die allgemeine wirtſchaftliche Art einer gewiſſen 
Kategorie von Betrieben, fonbern die konkrete „Einrichtung“ des einzelnen vors 
liegenden Betriebes verfteht. Vergleicht man die zulet citierte Entſcheidung 
mit der einen ähnlichen Fall betreffenden in AR. 91 ©. 151 Nr. 35 (ogl. oben 

ur 
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3. Über $ 5a Abſ. 2 KBG. vgl. Bd. J ©.503f. Cr handelt 
von Öffentlihen und privaten*!) Betrieböverwaltungen, von denen 
Berfonen mit Arbeiten beſchäftigt werben, welche an wechfelnden, in 
verſchiedenen Gemeinbebezirken belegenen Orten auszuführen find. 
Auch hier findet eine Zentralifierung der Verfiherungszuftändigfeit 
ftatt, aber nicht unbedingt am Site des Gefamtbetriebes d. h. an 
dem Drte, wo die erwähnte zentrale Vermaltungsinftanz ihren Sig 
hat, fondern in der Gemeinde, in ber ſich der Amtsfig der mit der 
unmittelbaren Leitung jener Arbeiten betrauten niederen Stelle 
befinbet.*) Wenn auf Grund des Vorbehalts des KVG. ftatt defien 
von ber höheren Verwaltungsbehörde nah Anhörung ber beteiligten 
Verwaltungen und Gemeinden „etwas anderes“ über ben Verſiche- 
rungsort beftimmt worden ift, jo wird das auch für die Invaliden— 
verfiherung Anwendung finden müffen. 

V. Neben diefen grundlegenden Beftimmungen gilt noch folgendes 
Einzelne: *) 

1. Für den Empfang der Beiträge felbftverficherter Perfonen, 
deren freiwillige Verfiherung fih gemäß $ 14 Ziff. 1 und 3 auf 
eine unfelbftändige Beſchäftigung gründet, ift gleichfalls die Verfiche- 
zungsanftalt des Beſchäftigungsortes zuftändig ($ 145 Abf. 1 Sag 1). 
Soweit für die in einem Betriebsteile beſchäftigten Zwangsverſicherten 
gemäß $ 65 Abi. 1 Sat 2—5 an die Stelle des Beſchäftigungs- 
ortes der Betriebsſitz tritt, hat das gleiche aud für die mit ihnen 
zufammenarbeitenden Selbftverficherten zu gelten.**) 

2. Für die Fortfegung der Selbftverficherung und die Weiter» 
verficherung, denen feine oder dod feine Faufale Beſchäftigung zu 
Grunde liegt (vgl. oben $ 13 N.57), entſcheidet für die Anftalts- 
zuftändigfeit der Ort des gewöhnlichen Aufenthalts. Wird eine 


N. 35), fo erkennt man am beften, mie wenig fi) nad) der Auffaffung des 
RIA. durch die Schwenkung des Gefehes in der Zuſtandigkeitsfrage prattiſch 
geändert hat. 

1) Über diefe vgl. Vd. J S. 506.0. 5. 

“2) Bol. 80.1 8.506 N. 6 und über eine ſchon unter früherem Recht er⸗ 
gangene, wefentlic) entſprechende Kompetenzbeſtimmung innerhalb der Poft- 
vermaltung Gebharb- Düttmann Anm. 8, vorlefter Abſah 

=) Bol. dazu bie früheren, anſchließenden Grörterungen in Bezug auf ben 
Gegenfag von Inland und Ausland bei ber Verfiherung; oben $ 13 IL 
und $ 21 I. 

“) Zfenbart-Spielhagen Anm. 2 zu $ 145. 
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folche Art freiwilliger Verfiherung gemäß $ 145 Abf. 1 Sag 3 im 
Auslande bewirkt, fo bleibt diejenige Anftalt zuftändig, welche zu- 
legt im Inlande für die Verfiherung der betreffenden Perfonen 
vermöge ihrer Beſchäftigung oder ihres Aufenthalts zuftändig ge- 
weſen ift. 

3. Für die Verfiherung der Schiffsperfonen gelten auch hier 
gewiffe VBefonderheiten. Danach erfolgt die Zwangsverficherung der 
Seeleute und die Selbftverfiherung von Schiffsführern zur See 
gemäß $ 167 Abf.1 IVG. bei derjenigen Verfiherungsanftalt, in 
deren Bezirk fi der Heimatshafen des Schiffes befindet. Für 
Sciffe, welche keinen deutſchen Heimatshafen befigen, entjcheidet ent- 
ſprechend der Ort bes Siges der Negifterbehörbe.) Bei der Ver: 
figerung ber fonft zu Schiffszweden auf Seeſchiffen beſchäftigten 
Perſonen (vgl. $ 21 II Ziff. 1b) finden die allgemeinen Regeln 
Anwendung. 

4. Diefelben gelten auch grundfäglic für die Verfiherung ber 
Schiffsbeſatzung und fonftigen auf Binnenſchiffen arbeitenden Per- 
onen. Dabei wird fir Binnenfchiffahrtsbetriebe weſentlich der $ ba 
Abſ. 1 oder auch 2 KVG. zur Anwendung gelangen.*) Zur Beftim- 
mung ihres Siges ift der Heimatsort des Schiffes von befonderer Be- 
deutung. Auch die vorübergehende Beſchäftigung der Schiffsmann⸗ 
ſchaft im Auslande erfolgt bei der Anftalt des inländifhen Betriebs- 
fites (vgl. $ 21 II Ziff. 2a a. €). Soweit das Perfonal aus- 
lãndiſcher Binnenſchiffe in die deutſche Invalidenverficherung eintritt 
(ogl. ebenda Ziff. 2b), gilt nad der Sonberbeftimmung des $ 65 
Abſ. 4 einheitlich als Beſchäftigungsort desfelben der Sig derjenigen 
BVerfiherungsanftalt, in deren Bezirk das Schiff bei Überfahren der 
Grenze zuerft eintritt. Hiernach kommen in den Stromgebieten des 
Rheins, der Elbe und der Weichſel nur noch die Verfiherungs- 
anftalten Rheinprovinz, Eljaß-Lothringen, Königreih Sachſen und 
Weftpreußen in Betracht.) 

5. Für die Verſicherungspflicht der Hausgemerbetreibenben *) 
und die vom Bundesrat etwa noch einzuführende der Kleinmeifter, 


“) Biloty zu $ 167 Abſ. 1. 

) Bol. 86.1 6.189 °.9. 

) AR.0O &.668 und dazu die preußlſche Rarten-Anmeifung v. 17. Rov. 
1399 SHf. VII ML 3. 

*) Bgl. oben $ 18.0. 52. 
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fowie für die diefen Perfonenklaffen nad $ 14 Ziff. 2 zuftehende 
Seldftverfiherung iſt die Anftalt ihres Betriebsſitzes entſcheidend. 
Für ihre Weiterverfiherung und die Fortfegung ihrer Selbit- 
verficherung gilt dagegen, der allgemeinen Regel entipredjend, der 
Aufenthaltsort. 


$ 38. Beitragswochen. 


1. Die Beiträge werden auf dem Gebiete der Invaliden— 
verfiherung nah der Zeit bemeſſen. Bemeflungszeitraum (vgl 
3.1 ©. 586.) ift die Woche. In ihrer Beziehung auf die Bei— 
tragsentrihtung wird fie zur „Beitragswoche“; die Beiträge felbft 
find „Wochenbeiträge" (4. B. $ 140 Abf. 2, $ 144 Abſ. 2). 


1. Die Beitragswoche ift eine Woche, in ihrer Länge ber 
Kalenderwoche glei und danach fieben Tage umfaffend.') Dagegen 
ftimmt fie mit der Kalenderwoche infofern nicht überein, als fie 
ſchon nach der früheren Praxis?) und jegt auch nach geſetzlicher Be— 
ftimmung ($ 30 Abf. 1 Sag 2) nicht mit dem Sonntag, fondern 
mit dem Montag beginnt.) Der Grund liegt in den Beziehungen 
der Invalidenverfiherung zu den Verhältniffen des wirtſchaftlichen 
Lebens, nach denen der Verſicherte feine Wochenarbeit regelmäßig 


1) Ausnahmsweiſe enthielt die erfte Beitragswoche nad) dem Inkrafttreten 
des ®. 89 nur 4 Tage, vom 1.—4. Ianuar 1891 reichend. Daraus ergab fig) 
dann bie finguläre Rotwenbigfeit, Die Kalenderwoche vom 29. Dezember 1890 bis 
4. Zanuar 1891 verfiherungäpflictung ald zwei Woden, eine vorgefeglihe (vom 
29.—31. Dezember 1890) und eine nachgeſebliche zu behandeln (AR. 96 ©. 255 
Rr. 497). 

2) AR. 95 ©. 223 Nr. 433 Ziff. 1 und beſonders AR. 96 3.256 Nr. 499. 
Ebenfo ſchon vorher der Erlaß des Reichskanzlers v. 11. Nov. 1890, abgedrudt 
im Nachtrag zum Boſſe- v. Woedtke'fgen Kommentar S. 127. Dem 
entjprehend find bie bisherigen beiden Veihlüffe des Bundesrats betr. Aus- 
dehnung der Berfiherungspflict auf Hausgewerbetreibende mit einem Montag 
(4. Zanuar 1892 und 2. Juli 1894) in Kraft geſett worden. Auch der 1. Januar 
1900, an dem dad IVG. mit feiner weiteren Ausdehnung ber Verſicherungs⸗ 
pflicht in Kraft trat, fiel auf einen Montag. 

) Im Anflug daran ift in $ 30 Abſ. I und $ 140 Abi. 1, 2 IVG. nur 
nod von „Beittagdwoge" und nicht meht, wie in $ 19 Abf. 2 und $ 100 
Abſ. 1, 2 ©. 89 von „Kalenderwoche“ die Rebe. Ebenſo $ 36 Abſ. 5 Sap I 
gegenüber $ 26 Entw. IB. 
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mit dem Montag anfängt.) Auch fonft bringt fih der Charakter 
der Beitragswoche als Arbeitswoche gelegentlich zur Geltung.?) 

2. As Bemeſſungszeitraum ift die Woche kleinſte Zeiteinheit 
für die Bemeffung ber Beiträge, nicht aber für die Verpflichtung 
zur Beitragsentrihtung. Daher gibt es feinen Eeineren Beitrag, 
als den feftgeftellten Wochenbeitrag; aber diefer verfällt nicht bloß 
für denjenigen, welcher die ganze Beitragswoche hindurch in einem 
die Verficherungspfliht begründenden Arbeitsverhältnis geftanden 
bat, fondern auch für den, welder nur an einem Tage der Woche“) 
ober felbft an einem Teil eines Tages verficherungspflihtig®) ge- 
arbeitet bat (vgl. Bd.I S.587 N.5). Dagegen deckt mwieberum 
jeder Wochenbeitrag die ganze Beitragswoche, für die er entrichtet 
ift, fo daß für dieſelbe Woche niemals mehrere Beiträge entrichtet 
zu werben brauchen ober entrichtet werben bürfen.’) 


3. Die rechtliche Beziehung zur Beitragsleiftung, durch welche 
die Woche zur Beitragswoche wird, kann verfhieden fein. Die Bes 
gründung zu $ 17 IVG. fagt zwar in Abſ. 1: „Die Arbeitswoche 
wird zur Beitragswoche, fobald für diefelbe der Wochenbeitrag ent 
richtet worden iſt.“ Das ift aber nicht erſchöpfend: Der Ausbrud 
„Beitragswoche“ hat im Sprachgebrauche des Gejeßes nicht bloß 
eine Beziehung zur gefchehenen, fondern auch zur Fünftigen Beitrags- 


+) Anderenfall® würbe für den in einem feften Arbeitäverhältnis ſtehenden 
Arbeiter, welher am Sonntag nod) hier und bort Gelegendeitäarbeit verrichtet, 
gemäß $ 140 Abſ. 2 ber gelegentliche unb nicht ber ftänbige Arbeitgeber den 
Beitrag zu entrichten haben. 

5) Bgl. 3. B. unten bei R. 58 und 59. Dagegen wird ber Beginn der 
Veitragswoche nicht auf ben Dienstag verfoben, wenn Montag Feiertag ift; 
fo aud ». Woedtle im Meinen Kommentar Anm. 2 zu $ 30 und Graf: 
mann R. 1. 

».) Bgl. ben Eingang zu $ 30 „iede Woche, in welcher“. Für einen Forſt⸗ 
ſchutzgehilfen, der neben feinem fonftigen Sauptberufe von ber Forftverwaltung 
das ganze Jahr hindurch mindeftend einmal in ber Woche beichäftigt wird, find 
52 Marken zu entrichten; $ 140 Abſ. 3 IVG. findet feine Anwendung: AR. 08 
S. 372 Rr. 1043. 

©) Unbers natürlich, wenn wegen bloß vorUbergegenber Beihäftigung Aus- 
nahme von ber Verfiherungspflicht gemäß $ 4 Ubf. 1 ober Befreiung gemäß 
$ 6 A6f. 2 eingetreten ift. 

7) 836 Abſ. 5, $ 140 Abſ. 2, $ 147 a. E. Näheres über den Inhalt 
diefer Stellen weiter unten, 
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entrihtung. Und auch darüber hinaus zeigen ſich auf beiden Seiten 
verſchiedene Färbungen des Begriffs, deſſen Bebeutung daher für 
jede einzelne Gefegesftelle duch Auslegung zu beftimmen ift.°) 

a) Hiernach bedeutet Beitragswoche“ zunächft eine Woche, für 
welche kraft der Verfiherungspflicht ein Beitrag zu entrichten ift 
G. B. SN Abſ. 3, $ 30 Abſ. 1, $ 140 Abſ. 1). Da aber aud die 
freiwillige Verſicherung in der Form der Beitragsleiſtung ſich an 
die Pflichtverſicherung anſchließt, ſo kann „Beitragswoche“ auch eine 
Woche fein, für welche ein Beitrag lediglich kraft freien Willens 
entrichtet werben darf, und damit ununterſchiedlich eine folde, für 
welde ein Beitrag entweber entrichtet werden muß ober doch ent⸗ 
richtet werden darf (3.8. $ 32 Abſ. 1, $ 133).%) 

b) Des weiteren erſt bezeichnet die Beitragswoche eine Woche, 
für welche ein Beitrag bereits entrichtet ift, und zwar wiederum 
gleichviel, ob die Entrihtung auf Grund ber Verfiherungspflicht 
ober der freiwilligen Verfiherung erfolgt ift.) Dabei kann ent- 
weber die einfache Tatſache der Entrihtung für den Begriff ge- 
nügen (4.8. $ 181 Nr.3 mit $ 144), oder es ift unter „Beitrags- 
mode" nur eine ſolche Woche zu verftehen, „welcher ein gegen 
wärtig redhtsgiltiger, zur Begründung der an bie Beitrags- 
entrichtung gefnüpften Rechtsfolgen dienlicher Beitrag entfpriht“.'9) 
Mit letzterem ift der Begriff der anrehenbaren Beitragswoche 
gegeben (4. 8. 829 Abſ. 2,9192). Da nun aber, wie im einzelnen 
noch genauer erhellen wird, ein urſprunglich rechtsgiltiger Beitrag 
fpäter feine Rechtswirkſamkeit (Anvechenbarfeit) verlieren kann (vgl. 
$ 42 bj. 2, 88 46, 135), da ferner ein Beitrag nicht unbedingt 
für alle, fondern auch nur für dieſe oder jene Rechtsfolge wirffam 
zu fein braucht (3.8. $ 29 Abſ. 2), fo iſt auch für den Begriff der 


®) Ebenjo Weymann Anm. 6 zu $ 30, der aber zu weit gebt, wenn er 
deshalb den feften Rechtsbegriff der Beitragswoche überhaupt leugnet. Er 
muß als „Vemefungspeitroum für die Beitragdentrichtung“ nur weit genug 
gefaßt werben. 

2) Infomeit konnte man ben Ausdruck „Berfiherungsmode” paffender 
finden; vgl. Laß, Verſicherungsmarke und Quittungsfarte (1891) ©. 44 Anm. 2, 
ber aber von einer unzutreffenben Würdigung der Beitragäleiftung für bie 
Berficherung audgeht. 

9) Bol. auch $ 46 Abſ. 1 und 4. 

10) AR. 97 ©. 594 Rr. 623 mit Bezug auf $$ 30,31 @.89 - 65 42 ff. 388. 
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anrechenbaren Beitragswoche eine, diefen Wandlungen ſich an— 
ſchließende, zeitliche und inhaltliche Relativität gegeben.'') 

c) Grundfäglic iſt die Beziehung der Beitragswoche zur Bei- 
tragsentrichtung eine pofitive: Wochen, für welche ein Beitrag weder 
entrichtet if, noch aud entrichtet werden muß ober darf, find 
prinzipiell im Sinne des Gefeges feine Beitragswochen. Indeſſen 
behandelt doch das Geſetz ausnahmsweiſe gewiſſe Wochen, für welche 
keine Beiträge entrichtet find, noch entrichtet zu werden brauchen, 
auf Grund beftimmter anderer, für fie vorliegender Tatbeftände, 
welche man paſſend „Erſatztatſachen“ genannt hat,“) ebenfo, als 
wenn fie durch Beiträge gedeckt wären. Daraus entfteht der weitere 
Begriff der „ohne Beitragsleiftung in Anrechnung kommenden Beis 
tragswoche“ ($ 125 Abf. 1) oder der fingierten Beitragswoche. Auch 
diefem ift eine gewifje Relativität eigen, zumal nicht in allen Fällen, 
in denen es fih um die Anrechnung fingierter Beitragswochen 
handelt, die gleichen Erfagtatfahen als rechtswirkſam anerkannt 
werben (vgl. $$ 30, 46 Abf.2, $ 47 Abſ. 4, $ 189 ff.). Die all- 
gemeinfte Bedeutung in diefer Hinficht haben Krankheit und Militär 
dienft, welche dementſprechend vom Gejeg auch an allgemeiner, von 
der „Beitragsleiftung” handelnden Stelle geregelt werben (88 30, 
31). Auch hier follen diefelben fofort naher (unter II) beiprochen 
werben. 

4. Mit dem Begriffe der Beitragswoche hängen eine Reihe 
anderer Begriffe zufammen, welche eine Mehrheit von Beitrags- 
wochen entweber immer bezeichnen ober doch bezeichnen Tönnen.'?) 
Den allgemeinften Charakter hat die „Beitragszeit”, im Geſetz 
namentlich einen Zeitraum von anrechenbaren Beitragsmochen dar⸗ 
ftellend (4.8. $ 30 Abf. 4, $ 46 Abſ. 2 Ziff.1). Dahin gehören 
auch die „Zeitabſchnitte“ ober „Zeiträume“, „für welche die Ver— 


9) Daher kann man 3.8. im Sinne des Geſetzes und feinem Sprad« 
gebrauch gemäß fagen: „Der Rentenanſprecher A muß abgewiefen werben, weil 
er mit x Beitragswochen die Wartezeit nicht erfüllt at“, obgleich er noch 
5 Beitragswocen nachweiſt, bie aber unwirkſam geworben find und weitere z, 
die ihm aber gemäß $ 29 Abſ. 2 nicht auf bie Wartezeit angerechnet werben 
Tönnen. 

2) z. B. AR. 96 ©. 256 Nr. 498. 

#) Hierhin gehört auch bie „Beittagaperiode” in Ziff. 8 der Bundesrats · VO. 
betr. die Tabakhausinduſtriellen v. 16. Dez. 1891, nicht zu verwechſeln mit der 
ganz anderäartigen des G. 89 (vgl. Bb. 1 S. 586 N. 1). 
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fiherungsmarfen ausgegeben werden“ ($ 180 Abſ. 1, $ 141 Abj. 3). 
Vor allem aber bezeichnet die „Wartezeit“ eine Summe (nicht not= 
wendig an einander anſchließender) antechenbarer, wirklicher oder 
fingierter, Beitragswochen, deren „Zurüdlegung“ zur Herbeiführung 
eines Rechtserfolges, insbefondere zur Begründung eines Anspruchs 
auf Rente,'*) vom Geſetz erfordert wird. Die Zahl der Beitrags- 
wochen, welche die Wartezeit erfüllen, wird vom Gefeg verfchieden 
beftimmt. Im ©. 89 erfolgte die Beftimmung nicht nad) Beitrags- 
wochen, fondern nad „Beitragsjahren” (3.8. $ 16), von denen 
jedes als eine Summe von 47 (nicht notwendig in einem Kalender- 
jahre liegender ober auf einander folgender) Beitragswochen be= 
ſtimmt wurde.s) Das geltende Gefeg kennt den Begriff des Bei— 
tragsjahres in diefem Sinne nicht mehr.) Verſchieden davon ijt 
„das Kalenderjahr”, fofern in dasſelbe eine gemiffe Summe von 
„Beitragswochen“ und (mie forrefter hätte Hinzugefügt werben ſollen) 
von Beitragsmochenteilen „entfallen” ($ 147, vgl. auch $ 36 Abſ. 5). 
Die Zahl derfelben, welche für die während des Kalenderjahres 
mögliherweife beizubringenden Wochenbeiträge entſcheidend it, kann 
53, unter befonderen Umftänden fogar 54 betragen.'®) 

1. Von den fingierten Beitragswochen, welche auf Grund von 
Krankheit oder Militärdienft zur Anrechnung gebracht werden, handeln 
$$ 30 und 31. Sie wollen dieſe beiden Gründe einer Unter- 
brechung verfiherungspflihtiger Tätigkeit für den Verfiderten un— 


1) $$ 28, 29; vgl. aber auch $$ 42 ff. (Dazu die oben R. 10 eitierte Entſch. 
RIN,) und $ 46 Abſ. 4 (Wartezeit für das Wiederaufleben der Anmartidait). 
Bot. unten $ 63 N. 2. 

») Vgl. 86.1 S.47 mit 50, 112 ff. und 587 R.5. Aus den zuerft 
citierten Stellen erhellt, wie das Beitragsjahr, befien karzere Dauer einer Ber 
ruckſichtigung vorübergehender Arbeitlofigleit entiprungen mar, mit den 
Prinzipien des Entw. ©. 89 über die Rentenkürzung zufammenhing und daher 
ſchon im frügeren Gefeg felbft feinen Voden verloren hatte. Das IIB. hat es 
auch formel fallen laffen; vgl. Mot. zu $ 16 Entw. 

158) Immerhin Elingt derfelbe als eine gewiſſe Summe von (und zwar jet 
40) Beitragswochen auch noch im JVG. nad. Dasfelde Hat nämli die in 
$ 16 ©.89 auf 5 bezw. 30 Beitragsjahre beftimmten Wartezeiten auf 200 
bezw. 1200 Beitragswochen, aljo im Verhältnis von 47 zu 40 herabgeſeht und 
das gleiche Rürzungäverhältnis aud) für andere Beftimmungen ıngl. $$ 42, +, 
189 Abſ. 2, $ 190) zur Geltung gebradt. Dazu Weymann Anm. 8 zu $ 29. 

0) 54 Wochen „in denjenigen Schaltjahren, bei denen ber erfte Januar auf 
einen Sonntag fällt";.vgl. Mot. zu $$ 25, 26 Entw. IVG. 
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ſchãdlich machen, indem fie den dadurch bewirkten Ausfall von Beir 
tragswochen in gewiſſem Umfange bintanhalten. 

1. Die Beſtimmung fommt zunädhft nur gemiffen Per- 
fonen zugute. Nach den Eingangsworten zum Abj.2 des $ 30 
müffen es „Verſicherte“ fein, in deren Perſon die unter Ziff. 1-3 
dafelbft aufgeführten Erſatztatſachen eintreten. Es geht nicht an, 
dieſes Wort zu ignorieren;'?) vielmehr bringt es, näher beftimmt 
durch die fofort unter Ziff. 2 zu beſprechenden Worte, den auch dem 
früheren Recht zu Grunde liegenden felbftändigen Gedanken zum 
Ausdrud, daß die Krankfheits- und Militärdienftwochen „nur ale 
eine Akkreszenz, eine Ergänzung” der wirklichen Beitragswochen 
vom Gefeggeber gedacht find. Daraus ift in Übereinftimmung mit 
dem RVA. der Schluß zu ziehen, daß nur Perſonen, welche aus 
der, durch die Krankheit unterbrochenen verficherungapflichtigen Be— 
ſchäftigung wirlſame Pflichtbeiträge aufzumeifen haben, auf die Ver- 
günftigung Anſpruch erheben fünnen. Beiträge, welche zur Zeit des 
Eintrittö der Krankheit ufm. ihre Rechtswirkſamkeit bereits wieder 
verloren hatten und fie auch bis zur Zeit der Anfpruchsentjtehung 
nicht wiebererlangt haben, können danach eine geeignete Grundlage 
für die Anrechnung nicht abgeben,!*) während anbererfeits die ge— 
dachte Vorausfegung noch nachgeholt werden kann, ſoweit nad) $ 146 
eine nachträgliche Beitragsentrichtung zuläflig ift.!%) 

2. Die vorherige Entrichtung von Pflihtbeiträgen genügt aber 
allein nit. Vielmehr follen nah Abf.3 in Verbindung mit den 


") So ausführlich W. in ArbB.01 ©. 639; vgl. auch Gebharb-Dütt- 
mann Anm. 248 zu $ 30. 

"%) Bgl. die R. 19 cit. Entfch. Abſ. 4 im Eingang. 

’) Nicht für erforderlich Halte ich, daß Die unterbrochene verſicherungs ⸗ 
pflichtige Veſchaftigungsperiode in vollem Umfange und bis zur Ieten Mode 
durd; Beiträge belegt fein muß. Dies folgt aud nicht notwendig aus ber 
maßgebenben Eniſch AR. 02 S. 592 Pr. 1010 (vgl. aud) Rev Eniſch. v. 19. Dez. 
1902 in ArbB. 03 ©. 115, aber zur Erläuterung AR. 03 S. 386 Nr. 1049 
Eqlußabſah, fowie ferner AR. 04 S. 356 Nr. 1118), namentlic) nicht, wenn man, 
mie im Zert, das Wort „Berficherte” in Abf. 2 zur Grundlage nimmt. Dieß auch 
gegen die Polemit Wehmann's Anm. 8 zu $46. Dagegen gehen Ifenbart- 
Spielhagen 2. Aufl. Anm. 15 Abſ. 2 zu $ 30 fogar noch über die Entid. 
hinaus, indem fie „Rrankheitäzeiten nicht für anrechmungsfähig“ erflären, „wenn 
fie Arbeitäzeiten folgen oder vorangehen, die durch Beiträge nicht gebedt 
find“. Das laßt fih um fo weniger reditfertigen, ala doch Krankheiten an 
gerechnet werden, melde in Invalidität übergehen. 
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Schlußworten von Abf. 2 Ziff. 3, welche gleihmäßig auch für Ziff. 1 
und 2 zu gelten haben, nur „folde Perſonen“ begünftigt werben, 
„welche vor den in Rebe ftehenden Zeiten berufsmäßig eine die Ver— 
fiherungspflicht begründende Beſchäftigung nicht lediglich vorüber- 
gehend aufgenommen haben” und dur bie Krankheit oder ben 
Militärdienft „an der Fortfegung (diefer) ihrer Berufstätigkeit ver- 
Hindert geweſen find“. Darin liegt: 

a) Die Begüinftigung fol grundfäglih nur der verfiherungs- 
pflichtigen, wirtſchaftlich unkräftigften Bevölkerung zugute fommen. 
Ausgeſchloſſen find daher die in irgend welder Form freiwillig Ver- 
fiherten. Auch wer 3. ®. als Betrichsbeamter mit mehr als 
2000 M. Gehalt freiwillig verfihert ift, erkrankt und durch die 
Krankheit an der Fortjegung feiner Berufstätigkeit behindert wird, 
fann auf Anrechnung feiner Krankheitswochen keinen Anſpruch er= 
heben, obwohl der Wortlaut des Abſ. 2, für ſich betrachtet, auch auf 
ihn pafjen würde.) Auch auf Perfonen, welche von der Verſiche— 
rungspflict befreit find, Tann, obmohl fie fi noch im Befig einer 
Anwartſchaft befinden und in diefem Sinne verfichert fein können,?') 
der $ 30 hinſichtlich der nad der Befreiung eingetretenen Erſatz- 
tatfahen feine Anwendung finden, da fie duch diefelben nicht an 
der Forfegung eines verfiherungspflictigen Berufes und ber dadurch 
erforberten Beitraggleiftung gehindert worden find. Dagegen ift die 
Art der verfiherungspflichtigen Tätigkeit gleichgiltig; nicht bloß in 
feiten Arbeitsverhältniffen ftehende, fondern auch berufsmäßig mit 
unftändiger Beihäftigung ſich abgebende Perfonen z. B. Hand» 
langer,??) ebenfo als verſicherungspflichtig erklärte Hausgewerbe- 
treibende??) oder Kleinmeifter kommen in Betracht. 

b) Die Begünftigung foll aber ferner nur für die berufsmäßig 
arbeitende Bevölferung Platz greifen und nicht von anderen Per- 
fonen erfchlicden werden (vgl. Bd. I ©. 155). Daher muß die vor- 


20) Bl, Mot. zu $ 17 Entw. IVG.: durd die Krankheit behindert, einer 
verſicherungspflichtigen Beihäftigung nachzugehen", ſowie auch ben Wortlaut 
von $ 17 Abſ. 2 ©. 89 „biefes (verfiherungäpflichtige) Verhältnis fortzufegen". 

21) Vgl. oben $ 5 N. 22; der Sade nad übereinftimmend Weymann 
Anm. 12 zu $ 30. 

2) AN. 92 S. 47 Nr. 135, AR. 94 Nr. 340 ©. 93 Abſ. 2, AR. 95 S. 245 
Nr. 454. 

=) So bie in vor. R. citierte Entſch. 454. 
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herige „Aufnahme‘ einer verfiherungapflichtigen Beichäftigung „be 
rufsmäßig“ d. h. mit der Abficht dauernder Hingabe an biejelbe 
als an eine regelmäßige und weſentliche Einnahmequelle (vgl. oben 
$ 9.0.39) erfolgt fein. Wer zu diefer berufsmäßigen Gingabe”*) 
nicht Willens oder z. B. wegen ſchwerer chroniſcher Krankheit nicht 
fähig ift, muß von der Vergünſtigung ausgefchloffen bleiben. Gerade 
der Ausfhluß ſolcher mit chroniſchen Krankheiten behafteten Per— 
fonen, bei denen der Krankheitszuſtand nicht mehr ausnahmameife 
Unterbredung ihrer Berufstätigkeit, fondern Regel ift, follte durch 
die Worte „nicht lediglich vorübergehend” gebedt werbden.2*) Über 
dieſe Negation des berufsmäßigen Könnens oder auch Wollens hin- 
aus Tommt dagegen den angeführten Worten eine felbftändige Be- 
deutung nicht zu; insbejondere ift der Umftand, daß die auf Grund 
berufsmäßiger Gingabe aufgenommene Arbeit rein tatfählih nur 
eine vorübergehende, bald durch Krankheit unterbrochene geweſen ift, 
fein Grund, die Anrechnung der legteren zu verfagen. 
ec) Die vom Geſetz erforderte verſicherungspflichtige Beſchäftigung 

muß „vor den in Rebe fiehenden Zeiten” aufgenommen gemeien 
fein. Das bedeutet nicht unbedingt, daß die Krankheitswochen uſw. 
ſich unmittelbar an die Arbeitswochen anſchließen müſſen, fofern nur 
nad Lage der Sache die Vorausfegung gewahrt bleibt, daß der Be- 
treffende durch die Krankheit uſw. „an der Fortfegung feiner Berufs- 
tätigfeit verhindert gemefen ift”. Daher findet allerdings feine An« 
rechnung ftatt, wenn ber Erkrankte bereits vor feiner Erkrankung 
zu einem anderen nicht verfiherungspflichtigen Berufe übergegangen 
war. Ebenſowenig greift die Vergünftigung 3. B. für diejenigen 
Krankheiten Platz, denen ein Saifonarbeiter während ber bejchäfti- 
gungslofen Zeit unterliegt. Dagegen ſchadet eine vor ber Erkrankung 
liegende vorübergehende Arbeitslofigfeit dann nicht, wenn angenommen 
werben kann, der Arbeiter würde in der Zeit feiner Krankheit die 
Arbeit wieder aufgenommen haben.2°) Unter diefer Vorausfegung 

28) Sauptberuf ift nicht erforderlich, auch Nebenberuf genügt; vgl. oben $ 9 
R. 40 und übereinftimmend Weymann Anm. 19. 

20) Bgl. namentlich den Abg. Gamp, Sten. Ber. 1889 S. 1217. Dazu 
30.1 8.343 N. 3. 

=) AR. 92 ©.47 Nr. 135, S. 48 Nr. 186, UN. 95 ©. 259 Rr. 471, AN. 03 ©. 386 
Rr. 1049, AR. 04 S.356Rr.1113. Ein draftifcher Fall würde z. B. der eines Streits 
fein, gegen deffen Ende ein ftreifender Arbeiter erfranft, Die Zeit, während deren 
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würbe e8 dem Betreffenden auch ferner nichts ſchaden, wenn er in 
der Zeit der vorübergehenden Arbeitslofigkeit anderweitige, nicht ver- 
fiherungspflichtige Tätigkeiten (3. B. hausinduftrielle) aufgenommen 
ober ſich freimillig weiter verfichert hätte,2°) beides im der 
Abfiht baldmöglichſter Ruckkehr zu feiner verfiherungspflichtigen 
Berufstätigkeit. 

3. Als Erſatztatſachen kommen Militärbienft und Krankheit, ſo— 
wie gewiffe diefen analoge Tatbeftände in Betracht.) 

a) Der Militärbienft ift in Ab. 2 Ziff. 1 und 2 in etwas ab- 
weichender Weiſe behandelt, je nachdem er in Friedens-, ober aber 
in Mobilmahungs- oder Kriegszeiten geleiftet wird. In Friedens- 
zeiten fommen nur diejenigen Wochen in Betracht, in Denen der Be: 
treffende „behufs Erfüllung der Wehrpflicht zum Heere oder zur 
Marine eingezogen geweſen ift”, in Mobilmahungs- und Kriegs- 
zeiten dagegen auch diejenigen, in denen er „freimillig militärifche 
Dienftleiftungen verrichtet hat”. Welche Dienftleiftungen als mili- 
täriſche zu betrachten find, beftimmt fih nad den für das Heer- 
weſen geltenden Beftimmungen; im Zweifel wird wohl der Eintritt 
des Dienftleiftenden in den Organismus des Heeres und die Unter: 
ftelung unter die militärifhe Disziplin vorauszufegen fein.??) Da— 
gegen ift fiher, daß Einjährig- oder Mehrjährig-Freimillige trog 
ihres Namens behufs Erfüllung ihrer Wehrpfliht dienen. Aus- 
geihloffen find dagegen Kapitulanten,?*) Avantageure, Zöglinge der 


ex, gleich feinen Genoſſen, die Arbeit wieder aufgenommen hätte, muß ihm als 
Krankheitögelt angeredinet werben. 

3) Gebhard: Düttmann Anm. 24 litt. a a. E. 

208) Die verichiebenen Erſatztatſachen ftehen einander gleih und lönnen ald 
Einheit verwertet werben, wenn fie unmittelbar auf einander folgen; fo natürlich 
die auf bie Krankheit folgende Genefungäzeit zufammen mit ber Krankheit, 
aber auch eine Wochenbettkrankheit zufammen mit dem vorausgehenden normalen 
Verlauf bed Wochenbettes, eine Militärbienftzeit zuſammen mit einer uns 
mittelbar vorausgehenden oder nachfolgenden Krankheit. Es ift dies wegen ber 
vorgeſchriebenen Berechnung nad vollen Wochen von Wichtigkeit; vgl. auch 
unten R. 80. 

?) Nur unter biefer Borausfegung würde ih mit Gebhard-Düttmann 
Anm. 13 der Meinung fein, daß aud, „wer zur Bermunbetenpflege ind Feld 
sieht“, eine militäriſche Dienftleiftung verrichtet. 

*) Mot. zu $$ 21-23 Entw. ©. 89. 
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Unteroffiziersfehulen ufw.2°) Einzurechnen find auch die Tage,”) an 
denen der Wehrpflichtige, unter den Befehlen der Militärbehörbe 
ftehend, zum und vom Garnifonlazaret transportiert ift.”") In allen 
Fällen aber ift unter „Militärbienft” nur der deutſche zu verftehen. 
Ausländifche Arbeiter, welche in Deutfchland verficherungspflichtig 
arbeiten, haben feinen Anſpruch auf Anrechnung, wenn fie dem- 
nächſt in ihrer Heimat zum Militärdienft herangezogen werden.?2) 

b) Die zweite Erſatztatſache ift „Krankheit“. Der Begriff der 
Krankheit als eines „anomalen, pathologiſchen Zuftandes, eines Zu= 
ftandes der Störung in der normalen Körperbeichaffenheit" ift bereits 
in 3b. I ©. 294 feftgeftelt und als folder von der Praris des 
RN. ausdrüdli angenommen worden.) „Die an eine Kranf- 





») Zjenbart:Spielhagen Anm. 8. 

20) Wichtig wegen der Anrechnung von nur vollen Wochen; vgl. im 
Zert Ziff. 4a. 

2) AR. 99 S. ICON. 701. Man wird fi aber auch Weymann Anm. 14 an 
fließen können, welder die Anrechnung der Reifetage aud) bei Einjährigen uſw., 
welche auf der Neife noch nicht unter bem Befehle der Militärbehörbe ftehen, 
vertritt. — Der Aufenthalt der jog. Paffanten (melde vor der Entlaffung er» 
krankt find) im Militärlazarett wird aud nad) der allgemeinen Entlaffung als 
militariſche Dienftzeit anzurechnen fein; hat der Soldat gemäß $ 7 der Wehr-D. 
eine militärijcje Freideitäftrafe über 6 Wochen verbußt und muß er deshalb 
nadienen, fo wird die Zeit der eigentlichen Strafverbükung (night die nad 
dem allgemeinen Entlaffungstermin nachgeleiftete Dienftzeit) von der im 
Militarpaß eingetragenen Dienftzeit abzurechnen fein (AR. 02 S. 399 Rr. 977). 

32) Übereinftimmend bie ausführliche Zufchrift in ArbB. 98 S.669, und jept auch 
AN. 045.362 Nr. 1120, dagegen aber die Redaltion ebenda, ſowie au Braßmann 
Anm. 4 0. E. Der durchſchiagende Grund für die Anficht bes Tertes ift m. E. daß, 
wie fi) aus ber Belaftung des Reiches für den Ausfall der Militärdienſtwochen ergibt 
(8 40 Abſ. 2), für die Anrechnung berfelben die Dienftleiftung zu Gunften bes 
deutichen Staates mitbeftimmenb ift. — Daraus erheilt zugleich; auch die Ab⸗ 
meifung ber Ronfequenz, daß Krankheit s wochen, im Auslande zugebract, 
nicht angerechnet werben dürften. Vielmehr find diefelben anrechenbar, wenn 
anzunehmen ift, daß ohne bie Krankheit bie verfiherungspflichtige Befgäftigung 
im Inlanbe fortgejegt worben wäre, fo 3. B. wenn ſich der Erkrankte nur zur 
Pflege vorübergehend ind Ausland begibt (AN. 96 S. 502 Nr. 538). 

) AN. 93 S.92 Nr. 245 und AN. 97 S. 320 Nr. 573, mo auf bie Aus-⸗ 
fürungen unferes I. Bandes ausdrücklich Bezug genommen ift. Wenn in den 
bier vom RBA. gegebenen Definitionen neben der Störung ber normalen 
Körper: aud bie ber Geiſtesbeſchaffenheit außbrüdlich hernorgehoben wird, fo 
ift diefe auch in unferer Vegriffäbeftimmung implicite mit enthalten. Unter 
Sereinbeziehung ber für $ 30 IV. in Betracht kommenden Rrankgeitsfolgen (vgl. 
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heit ſich anfchließende Genefungszeit“ °*) ift in $ 30 Abſ. 6 Satz I 
„der Krankheit gleich geachtet”. Nicht zu den Krankheiten gehören 
normale, phyſiologiſche Zuftände, namentlich die Altersſchwäche; da⸗ 
gegen werben die eigentlichen Alterskrankheiten oder die durch das 
Alter gefteigerten Krankheiten von diefem Ausſchluß nicht betroffen.”) 
Analoges mußte nad) dem G. 89 „von einem regelmäßig verlaufenden 
Wochenbett“ im Gegenfag zu den eigentlichen Wochenbettfranfheiten 
gelten, wenngleich ſchon die frühere Praris ſich mühte, aus fozial- 
politifhen Gründen auch das erftere als anrechnungsfähig zu be 
handeln.) Sept ift diefe Anrechenbarkeit durch $ 30 Abſ. 6 Sap 2, 





3b. J S. 294, 298) definiert dann AN. 95 ©. 258 Nr. 468: „ein Zuftand ujm., 
welcher zum Zwecte ber Heilung ober der Verhinderung einer Berfhlimmerung 
die Einftellung verſicherungspflichtiger Tätigkeit erforderte.” Dagegen wird ärzt- 
liche Behandlung ald Folge ber Rrankheit hier nicht notwenbig erforbert (AR. 95 
©. 232 Nr. 442 Abſ. 2). Daß auch Körperverlegungen und Korperdefekte nicht 
aus dem Krankheitäbegeiff herausfallen, vgl. Bb.I S. 295 ff. gegen Bebhard- 
Düttmann Anm. 18 (Bruchſchaden mit Verfglimmerung im Winter als 
Krankeit: AN. 93 S. 92 Nr. 245). — Eine beſonders benannte, vom Arzt er- 
mittelte Krankheitsſpecies ift nicht erforberlic) (AR. 97 ©. 882 Rr. 590); daher 
brauden bie Krankheitsbeſcheinigungen feine Angabe über bie Art der Krankheit 
zu enthalten; daher gelten ferner zwei unmittelbar in einanber übergehende 
Krankheitäfpecien ald eine Krankheit, 3. B. Lungenentzündung und Kopfkrankheit 
(AR. 99 S. 775 Nr. 778). 

3) Über den Begriff ber Rekonvaleszenz vgl. Br. I &. 509; für $30 380. 
kommt nur bie mit Erwerböunfäigfeit verbundene in Betracht (Bd. IS. 509 R.2 
mit S. 388 N. 24). Diefelbe wurde, anſchließend an das Krankenverſicherungsrecht, 
auch jhon für das ©. 89 von ber Praxis (AN. 92 S. 46 Nr. 134) ald ans 
tedjenbar behandelt. Doc; ift bie Verſchiedenheit des Wortlautd bemerkenswert, 
indem $ 5 KBG. von „Krankheit ober durch Krankheit Herbeigeführter Ermerbs- 
unfähigkeit“, $ 17 Abj.2 G. 89 aber von einer „mit Erwerböunfähigkeit ver⸗ 
bundenen Krankheit“ fpricht. 

3) Vol. 8b. 1 ©. 295; AM. 98 ©. 92 Nr. 245. 

3%) gl. die Konferenz von Anftaltövertretern in ArbV. 92 ©. 576 II und 
die beim RVA. abgehaltene in ArbV. 93 S. 198. Normaled Wochenbett Feine 
Krankheit: bad. SB. v. 4. März 1891, Neger Bb. 11 ©. 184. Dagegen 
jedenfalls dann Krankheit, wenn durch dasſelbe ein bereit vorhandener Krankheits ⸗ 
ober Schwädezuftand verſchlimmert wird (AN. 97 S. 320 Rr. 573). An bie 
querft Begeichneten Tendenzen anfnüpfend, hat das RBH. dem $ 30 Mf.6 
Say 2 jedenfalls rucwirkende Kraft zugeiprochen, obwohl ed mit Recht an 
nimmt, daß für bie Frage, welche Erfagtatjachen als folge rechtlich in Betracht 
tommen, das zur Zeit ihres Vorliegens geltende Bejek zur Anwendung kommt 
(AR. O1 8.639 Nr. 944). 
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aber höcftens für 6 Wochen von der Entbindung an gerechnet, 
anerkannt. Im einzelnen kommt aber noch in Betradt: 

aa) Gewiſſe Krankheiten find wegen ihres zu mißbilligenden 
Anlafjes von der Antechnungsfähigfeit ausgeſchloſſen ($ 30 Abf. 4). 
Es gilt dies gegenüber dem G. 89 nicht mehr von venjenigen, welche 
fih jemand „Dur geſchlechtliche Ausfchwetfungen zugezogen hat“.?") 
Im übrigen ſchließt fich die Beftimmung in gewiflem Umfange an 
das Krankenverfiherungsrecht an.??) Hiernach find nicht anrechnungs⸗ 
fähig Krankheiten, welche ſich der Beteiligte vorfäglih d. h. mit be= 
mußten Willen,”) ober bei Begehung eines durch ftrafgerichtliches 
Urteil feftgeftellten Verbrechens,“) durch ſchuldhafte Beteiligung 
bei Schlägereien oder Raufhändeln*!) oder durch Trunkfäligkeit*?) 
zugezogen hat. 


37) Bel. die bei Gebhard» Düttmann Anm. 26 angeführten Materialien 
(Grund des Gefepes: die Verheimlichung von Geſchlechtskrantheiten die deren 
Berbreitung förderlich ift, zu verhüten). Cine rüdmirtende Kraft ber Geſetzes⸗ 
änderung mit ben gedachten Kommentatoren anzunehmen, fteht das richtige 
Prinzip ber in vor. R. citierten Entid. AN. O1 &. 639 entgegen. 

”) Bel. S 64 Siff. 2 ABS. und dazu ben Kommentar von Hahn, 2. und 
3. Aufl. Immerhin ift eine prüfungsfofe Übertragung ber zum KBG. vorliegenden 
Judikatur nicht am Plape. Bol. auch $ 17 IWE. und bie dazu ergangene 
Entſch. Rr. 706 a. E. (bie folg. R.). 

*) Näheres AN. 99 S. 285 Nr. 706: Berlegungen infolge eines ver 
unglügtten Selöftmorbverfuges nicht anrechenbar, trotz entgegengejegter Stellung- 
nahme des preuß. OVG. zum KB. — Ebenſo wird umgefehrt bie ſchon für 
das KBG. bedenkliche Auffaffung desſelben Gerichtshofes, wonad eine vor 
ſatzlich Herbeigeführte Krankheit vorliegt, wenn jemand freimillig zur Befeitigung 
eines korperlichen Fehlers ober einer Mißbildung (3. B. Brechen eines krummen 
Beines) ſich einer Operation untergogen Hat (Hahn Anm. 3b), nicht auf das Gebiet 
des IB®. zu übertragen fein, da Hier von einer geſehlichen Mipbilligung biefes 
Berhaltend nicht die Rebe ift. 

) 8 1 Str®B. Das KWG. enthält dieſen Ausichließungsgrund nicht. 
Sten. Ber. 89 S. 1247 ff. 

+1) Diefelben fegen mwechielfeitige Tätlichleiten voraus. Das RBA. (AN. 94 
©. 131 Rr. 362) Hat aber Hier im Anihluß an das preuß. DVG. aud die 
Rotwendigleit wechſelſeitiger Widerrechtlichkeit ftatuiert und daher Ans 
rechenbarkeit grundſatzlich angenommen, wenn der dem Verſicherten gegenüber⸗ 
ſtehende Zeil fi in ber rechtmaßigen Auübung feines Amtes befand. Das 
verftößt gegen bie dem Geſetze zu Grunde liegende Mifbilligungsidee, die hier 
noch ſtarler zur Anwendung kommt. Übereinftimmend Hahn litt. c. 

+) Richt vereinzelte Trunfenheit: Hahn litt. d. 

Rofin, Recht der Urbeiterberfiherung. Banb II. 3 
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bb) Die Krankheit muß „mit Erwerbsunfähigkeit verbunden“ 
fein ($ 30 Abf. 2 Ziff. 3). Das gleiche gilt von der als Krankheit 
zu behandelnden Rekonvaleszenz und nad ausdrücklicher Kervor- 
hebung des Gejeges auch von dem normalen Wochenbett. Da ſich 
der Begriff der Erwerbsunfähigkeit hier an den der Krankheit an« 
lehnt, fo ift er auch nicht unbedingt nach den für die Invaliden- 
verfiderung und den Invalidenrentenanſpruch maßgebenden Sonder- 
vorſchriften ($ 5 Abſ. 4 JVG.) zu beftimmen, fondern allgemein und 
mehr im Anflug an das Krankenverfiherungsreht*?) zu er- 
faflen.*) Die maßgebenden Grundſätze hierüber ergeben fich bereits 
aus Bd. J 5.335 ff. Wichtig ift namentlich, daß nicht bloß die 
phyſiſche Unmöglichkeit zu arbeiten, jondern aud die Notwendigkeit, 
fh zur Verhütung einer Verſchlimmerung des Zuftandes der 
Arbeit zu enthalten, als Ermwerbsunfähigkeit in Betracht kommt.) 

00) Nach $ 30 Abi. 2 Ziff. 3 ergibt fi ala Erwerbaunfähig- 
keit die Unfähigkeit, duch „Fortfegung threr Berufstätigkeit” einen 
noch erheblichen Erwerb zu machen. Dabei ift aber, wiederum im 
Anſchluß an die in Bd. I S. 336 N.22 für die Kranfenverfiherung 
vertretene Auffaflung nicht unbedingt an die Arbeiten des zuletzt 
ausgeübten Spezialberufes zu denken; vielmehr ift im Anſchluß an 
die allgemeinere Faffung des Abf. 3 unter „ihrer Berufstätigkeit” 
der Kreis ber verficherungspflictigen Arbeiten überhaupt zu ver- 
ftehen,*°) freilih in conereto nur inſoweit, als dem Erkrankten im 
Hinblick auf feinen mehr oder weniger raſch vorübergehenden Leidens- 
zuſtand und feine fonftigen ‚individuellen Berhältniffe‘”) inzwiſchen 
die Aufnahme einer anderweitigen Arbeitstätigfeit billig zugemutet 
werben kann. it dies der Fall oder übernimmt der Erkrankte tat= 
ſächlich während der Krankheit eine verficherungspflichtige Tätigkeit, 
für melde Beiträge zu entrichten find, fo ift die Anrechnung der 


+) Hierauf deutet aud der durch bie Beſcheinigungen der Raffenvorftände 
«$ 31) vermittelte Zufammenhang. 

4) AR. 95 ©. 257 Nr. 468. 

+) Vgl. die N. 44 citierte Entſch. ſowle oben R. 33 und 8b. J S. 338 N. 24. 

4) Übereinftimmend Geb h ard ⸗ Dattmann Anm. % litt. c. Aug bad 
RIA. ſpricht ſtets davon, daß der Erfrankte ohne bie Krankheit „eine vers 
figerungäpflicgtige Zätigfeit" auögenbt hätte; 3. 8. MR. 92. ©. 47 Rr. 185 
Abi. 5 a. E, AN. 93 ©. 69 Rr. 225 Abſ. 3. 

+) Infoweit kommt bie Analogie zu $ 5 Abſ. 4 IBG. mit Fug in Betracht. 
Gebhard» Düttmann a. a. O. Beifpiele dort und in 8b.I ©. 837 R. 22. 
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Krankheitswochen als ſolcher ausgeſchloſſen. Übernimmt er eine 
andere nicht verſicherungspflichtige Tätigkeit 3. B. einen Kleinhandel, 
jo ſchadet ihm das nichts, fofern nur wieberum anzunehmen ift, daß 
er ohne feine Erkrankung feine verſicherungspflichtige Berufstätigkeit 
fortgefegt hätte.*°) 

dd) Iſt der Erkrankte für längere Zeit engagiert geweſen und 
bleibt dieſes Dienftverhältnis auch mährend der Zeit der Arbeits- 
unfähigkeit, *e) vielleicht fogar unter Fortzahlung des Gehaltes, auf- 
recht erhalten, fo ſchadet dies der Anrechnung nichts. Diele nad 
dem 6.89 m. €. nicht gereditfertigte, wenn auch vom RVA. ge 
billigte Annahme*?) ergibt ſich jegt aus ben Worten des $ 30 
Abi. 2 „ohne daß Beiträge entrichtet zu werben brauchen”, melde 
zugleich eine felbftändige Dispofition des Geſetzes im Sinne einer 
ausbrüdlichen Befreiung von der Beitragspflicht für diejenigen Fälle 
enthalten, in denen nad) allgemeinen Grundſätzen eine Fortdauer der 
verfiherungspflichtigen Befhäftigung auch mährend der Krankheit 
anzunehmen ift. 

ee) Werben trog der Beſtimmung des Gefeges, daß Beiträge 
nicht entrichtet zu werden brauchen, während der Krankheit dennoch 
ſolche entrichtet, jo kann von einer Anrechnung der Krankheitswochen 
als folher neben der Anrehnung der gleichen Wochen als wirklicher 
Beitragswochen natürlich nicht die Rebe fein (vgl. oben N.7). Die 
erftere hat daher zu unterbleiben.”) Sie kann aber verlangt werben, 
foweit eine Rückzahlung der geleifteten Beiträge hinterher erfolgt. 


1) AN.98 S.69 Nr. 225. Anders daher, wenn ber bort in Rebe ftehende 
Portier vor ber Erkrankung bereits feine Stelle aufgegeben hätte, um fi 
felöftändig zu machen. 

+) Das hier und in litt. ee Entwidelte gilt ebenfo auch für den Militärbienft. 

+) AR. 94 &.92 Nr. 340 und bie dort citierte Literatur. Dagegen vorher 
namentlich mein Auffag in MrbB. 93 ©. 97 ff, wo am Schluß aud auf 
eine ®ejegesänberung im Sinne einer pofitiven Befreiung von ber Beitrags: 
teiftung Bingemiefen ift. Gegen die Ausführungen bed RBA. vgl. auch oben 
STR. 

*0) Daraus rechtfertigt fih die Beftimmung ber preuß. Anw. betr. bie 
Quittungsfarten X Ziff. 5d, wonach bei der Aufrechnung Kranffeiten nicht 
eingetragen werben follen, „wenn für die Dauer ber Krankheit wegen (7) Fort; 
jegung des die Verficherungspflicht begründenben Arbeitds ober Dienftverhältnifies 
Beitragmarken entrichtet worden find“. Das gleiche muß aud für bie Fälle 
der bewußt freiwilligen Beitragsentrichtung gelten. 

25* 
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Inwieweit eine ſolche rechtswirkſam gefordert werben kann, ift nicht 
in allen Fällen glei zu beurteilen. Wenn in bem oben dd be 
handelten Falle die Beiträge in dem irrtümlichen Glauben vor- 
liegender Rechtspflicht entrichtet worden find, fo ift zweifellos die 
condictio indebiti ($$ 812, 818 BGB.) gegeben.’') Fraglic it, 
unter Zugrundelegung bes bürgerlichen Rechts, das Rüdforberungs: 
recht eher dann, wenn während der Krankheitszeit in Unkenntnis 
ihrer Anrechenbarkeit freiwillig Beiträge zum Zwecke der Weiter: 
verfiherung entrichtet worden find.St“) Denn „der mit ber Leiftung 
nah dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg“ ($ 812 
Abſ. 1 BGB.), nämlich die Verfiherung durch die Beitragsleiſtung, 
ift ja eingetreten, fo daß es fi bei ber legteren nur um einen 
rechtlich bebeutungslofen (vgl. $ 119 BGB.) Irrtum im Beweg- 
grumde handelt. Doch, glaube ih, muß die fozialpolitiiche Richtung 
unferes Gefeges über das Privatrecht hinaus auch in dieſem Falle 
zur Anerkennung des Rüdforberungsrechts führen. Jebenfalls aber 
muß diefelbe ausgeſchloſſen bleiben, wenn Berficherte in Kenntnis 
der Sachlage mit Rüdfiht darauf, daß nah $ 40 Abf. 1 IVG. 
Krankheitswochen bei der Berechnung der Rente nur mit bem 
Steigerungsfage der 2. Lohnklaffe angerechnet werben, bewußt Bei- 
träge einer höheren Lohnklaffe, wozu fie nah $ 145 Abſ. 1 Sag ? 
jest befugt find, freimillig entrichten.”%) 

ff) Endlih muß die Erwerbsunfähigfeit nah Abi. 2 Zif. 3 
eine „zeitweife” fein. Den Gegenſatz bilvet bier die dauernde Er— 
werbsunfähigfeit im Sinne des $ 5 Abſ. 4 IVG.”) Iſt der Ber- 
ſicherungsfall eingetreten, fo fann auch von einer filtiven Beitrags: 
zahlung für denſelben nicht mehr die Rede fein.) Aber erft die 
nicht mehr zeitweile Ermerbsunfähigfeit fchließt die Anrechnung 

>) Bgl. analog die Ausführungen in AR. 98 S. 631 Rr. 691 litt. a 

18) In AR. 96 ©. 294 Rr. 508 tft „die Frage der Yuläffigleit der Ent- 
richtung freiwilliger Beiträge während der Zeiten anrechnungsfahiger Krankheit“ 
zwar geftreift, aber nicht behandelt. 

2) Dazu Weymann Anm. 8. 

©) UN. 93 &. 92 Nr. 245. 

) Bl. oben $ 11. Über das Berhältnis zur angenommenen bauernben 
Ermerböunfähigreit des $ 16 vgl. unten bei R. 65, 66. Die Worte des Terxtes 
umfaflen au den Fall, wenn innerhalb berjelden Krankheit die Prognofe ſich 
ändert und infolge eingetretener Berfhlimmerung die Ausflt auf Wieder · 
herftellung der Erwerbsfahigkeit ſchwindet. Anders allerdings, wenn die früßer 
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aus; daß die Krankheit als ſolche nicht heilbar iſt, kommt an ſich 
nit in Betracht.) 

4. Die Antehnung von Krankheits- bezw. auch von Militär- 
dienftwochen unterliegt einer doppelten quantitativen Beſchränlung. 

a) Angerechnet werden bei Krankheit, wie aud bei Militär 
dienft, nach ausdrücklicher, der früheren Praxis) entſprechender 
Gefegesbeftimmung (Abſ. 2) nur „volle Wochen”, die Woche im 
Sinne der Beitragswoche genommen. Eine Krankheit, melde vom 
Donnerstag der einen bis zum Mittwoch ber nächſten Woche ge— 
dauert hat, kann daher überhaupt nicht zur Anrechnung gelangen. 
Der Grund liegt darin, daß in dem Reft der erften wie der zweiten 
Woche der Betreffende an feiner Berufsausübung nicht dur) Krank⸗ 
beit uſw. verhindert und daher infofern im ftande war, durch ver- 
fiherungspflichtige Arbeit den ganzen Wochenbeitrag (vgl. oben I, 2) 
vor ſich zu bringen.) Dementſprechend tritt aber aud hier der 
Gedanke der Arbeitswohe als Grundlage der Beitragswoche in 
Geltung. Das RBA: hat denfelben in der Form zum Ausdrud 
gebracht, daß es bei Beendigung der Krankheit am Sonnabend die 
volle Woche zur Anrechnung brachte, fofern nur am Sonntag tat= 
ſachlich nicht mehr gearbeitet war.®) Das gleiche aber wird auch 
mit Bezug auf Feiertage, die an den Anfang ober in die Mitte der 
günftige Prognofe nur die Folge einer falſchen Diagnofe des Arztes war. 
Im erfteren Falle fann Anrechnung bis zum kritiſchen Zeitpunkte ber Ber- 
ſchlimmerung erfolgen. Vol. dazu bie verſchiedenen Fälle in AR. 92 ©. 57 
Abſ. 4 Nr. 146, ©. 125 Nr. 173 Abſ. 4, ©. 140 Nr. 196, AR. 93 ©. 59 Rr. 216 
Abſ. 5, S. 92 Nr. 245, S. 123 Nr. 273. 

®) gl. die Schlußworte der in N. 53 citierten Entf. (seitmeilig fich ver- 
ſchlimmerndes Brudjleiden). 

) AN. 95 S. 223 Nr. 433, mit ausführlicher Würdigung ber verſchie denen 
verteidigten Beredinungsarten. Möglich ift bie ſichere Mnnahme, daß eine 
gewiſſe Zahl voller Woden Hindur die Krankheit beftanden hat, auch wenn 
fi) Beginn und Ende berfelben nit kalendermäßig feftftellen läßt (UR. 96 
S. 357 Rr. 520). 

5) Das gleige muß aud gelten, wenn bie Krankheit in ber Mitte eine 
Woche durch Tob oder durch Übergang In dauernde Invalibität als anrechnungs ⸗ 
fahiger Grund für die Unterbrechung verfiherungspflichtiger Tätigfeit geendet hat 
(AR. 96 ©. 256 Rr. 499 und AN. 97 ©. 881 Nr. 588). 

) AR. 97 &. 269 Rr. 547, AR. 00 S. 648 Nr. 811. Die Entſch. AR. 96 
©. 256 Rr. 499 (Nichtanrechnung, weil ber Kranke ſchon am Sonnabend ger 
ftorben) durfte damit infomeit aufgegeben fein. 
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Woche fallen, zu gelten haben.) Anfangstag und Endtag der 
Krankheit werden zu Gunften des Verfiherten als volle Kranfheits- 
tage zu gelten haben.) Ob derſelbe, wenn bie Krankheit, wie im 
obigen Beifpiel, von Donnerstag bis Mittwoch gedauert bat, vor 
der Erkrankung oder nad der Genefung in ber betreffenden Woche 
tatfächlich noch gearbeitet hat oder nicht, fannı nichts verfchlagen.*"') 
Auch daß er in der Geneſungswoche Feine Arbeit mehr gefunden 
bat, kann ihm nichts helfen, weil auch bier nicht mehr die Kranf- 
heit, fondern die Arbeitslofigfeit Grund für den Verluft der Bei— 
tragswoche war. Nur dann, wenn nad ber Art des betreffenden 
Berufes, den der Verfiherte ausübt, die Wiederaufnahme ber Be— 
ſchaftigung in den verbliebenen Tagen objektiv ausgefchlofien war, 
würde ich, dieſen Nachweis feitens des Verſicherten vorausgefegt,‘?) 
Anrehnung gewähren. 


b) „Bei Krankheiten, welche umunterbrodjen länger als ein Jahr 
währen, fommt bie über diefen Zeitraum binausreichende Dauer der 
Krankheit als Beitragszeit nicht in Anrechnung“ (Abf. 5). Angerechnet 
werden danach nur foviel volle Beitragswochen, als in dem Kalender- 
jahre enthalten find, welches mit dem Tage des Krankheitsbeginns 9°) 
zu laufen anfängt.) Daß durch die Beibehaltung der Jahresfrift 
in $ 30 Abſ. 5 IVG. gegenüber der in $ 16 enthaltenen Ver— 
türzung der für die fog. Krankenrente vorausgefegten Dauer der 
Erwerbsunfähigkeit auf 26 Wochen‘) dem Erkrankten die Möglich- 
feit gewährt tft, Die Wartezeit für die Krankenrente auch noch während 
der Dauer der Krankheit zu vollenden, wurde bereits oben $ 11 
N. 11 hervorgehoben. ft diefer Zeitpunkt erreicht, fo können weitere, 





®) 3. 8. Krantheit bis Mittwoch vor Gimmelfahrt, Wiedererkrankung am 
Freitag danach: die Woche kann gevechnet werden, wenn am Himmelfahristage 
nicht gearbeitet wurbe. 

%) 3.8. Entlafjung aus dem Spital am Sonnabend Mittag. 

) AR. 95 S. 224 Schlußabjag. 

©) Daß die Krankheitsbeſcheinigungen hierüber nichts enthalten konnen 
(ogl. die in vor. R. citierte Stelle), fann nicht unbedingt entſcheiven. Bgl. doch 
aud oben R. 56. 

9) Richt unbebingt der taffenmäßigen KRrankenunterftügung. Über die Zus 
ſammenrechnung verſchie dener Specien von Krankgeiten vgl. oben R. 33 a. E. 

“) 51 ober 52 volle Wochen. Endtag bed Jahres nad) $ 187 Abſ. 2 mit 
$ 188 Abf. 2 BEP. (vgl. oben R. 60). 

=) Mot. Schlupabfag zu $ 17 Entw. 388. 


$ 38. Beltragswochen. 391 


auch noch innerhalb der Jahresfrift liegende Krankheitswochen 
für die Steigerung der Kranfenrente nicht mehr in Betracht 
Tommen.®) 

Iſt der Erkrankte genefen und erkrankt er auch im fürzefter 
Friſt von neuem, fo fteht einer erneuten Anrechnung der Krankheit 
bis zu einem weiteren Jahre nicht? entgegen. Vorausgefegt wird 
aber die inzwiſchen eingetretene Wiebererlangung ber vollen Erwerbs- 
fähigkeit und der daraufhin erfolgte Wiebereintritt in die „Verfiche- 
rung“) Bei chroniſchen Krankheiten mit Ruhepaufen wird, ent» 
fprechend dem oben bei N. 24 Entwidelten, eine Wiebergenefung dann 
nicht angenommen werden Tönnen, wenn der Erholung im Vergleich 
zu der Häufigkeit und Dauer der Anfälle feine erhebliche Bedeutung 
mehr zugeftanden werden kann.“e) 

5. Über den Nachweis der anrechenbaren Krankheitd- und 
Militärdienſtwochen enthält der $ 31 befondere formale Beftim- 
mungen. Dana erfolgt ber Nachweis geleifteter Militärdienſte 
geundfäglich"%) durch Vorlegung der Militärpapiere (Abj. 3). Zum 
Nachweis von Krankheiten dienen in erfter Reihe gewiſſe Beſcheini- 
gungen von Kaflenvorftänden und Gemeinbebehörben, über deren 
Ausftellung in den Einzelftaaten befondere Ausführungsbeftimmungen 
erlaflen worben find.’%) Nach den legteren ift auch ſchon den Aus- 
ftellungsorganen (fowie fpäter den für Die Aufrechnung der Quittungs · 


*) AR. 00 ©. 673 Rr. 817 Abſ. 2. Daran ändert ſich aud nichts, wenn 
die Rente wegen $ 41 Abſ. 3 noch nicht vom Ablauf der Wartezeit an gewährt 
werben kann (Abſ. 3). Bal. aud noch Bebharb-Düttmann Anm. 17 Ab. 4 
und $ 47 %bf. 4 38®. 

en) „Wer, von einjäßriger Krankheit genefen, die Arbeit wieder aufs 
genommen bat und nod an bemfelben Tage durch Bruch des Oberfchentels 
halſes von neuem auf ein Jahr ermwerböunfähig wird, dem können beibe 
Rrantheitöjahre unverkurzt angerechnet werden“; Weymann Anm. 25. Dazu 
aber oben R. 19. 

©) Weymann a. a. O. Abſ. 3. 

@) Ausfhliehlih? Bejahend wohl Gebharb-Düttmann Anm. 7 zu $ 31 
und Sraßmann Anm. 9. Ih moöchte im Bindlid auf frelwillige Dienft- 
Teiftungen fm Kriege auch hier bie Mögligfeit anderer Veweiämittel nit un« 
bedingt außfchließen. 

”) Preuß. Anmeifung betr. bie Auäftellung von Krankheitäbefcheinigungen, 
v. 16. Oft. 1899. Die Vorſchriften anderer Staaten citiert bei Gebhard⸗ 
Düttmann ©. *212 Anm. 1. Formulare find ben Ausführungsvorſchriften 
beigegeben, 
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Tarte beftellten Organen) ein gewiſſes Ermeſſen aud über die recht- 
liche Anrechenbarkeit einer Krankheit eingeräumt. Immerhin ver- 
bleibt die in jeder Beziehung enbgiltige, aud von Momenten, 
welche außerhalb des Inhalts der Beicheinigungen liegen, abhängige 
Entſcheidung über die Anrechenbarkeit ben für das Rentenverfahren 
georbneten Snftangen.’') 

a) Zur Ausftelung von Krankheitsbeſcheinigungen find in erfter 
Reihe die Vorftände”!*) von Krankenkaſſen und eingefchriebenen 
Hilfgkaffen’?) berufen. Ihre Verpflichtung tritt aber nur ein für 
ſolche Perſonen, welche von der Kaffe Unterftügung erhalten haben,“2) 
und für die Zeit, während deren dies ber Fall geweſen ift. Unter 
diefer Vorausfegung der gewährten Unterftügung ift aber die Be- 
ſcheinigungspflicht nicht bloß bei eigentlichen Krankheiten, fondern 
auch bei Refonvaleszenz und Wochenbett begründet.”*) Nach dem 
jegigen Recht ift die Beſcheinigung von Amts wegen, alfo ohne daß 
ein Antrag abgemartet wird, und zwar fofort nach Beendigung der 
Unterftügung zu erteilen. Die Kaflenvorftände können dazu von ihrer 
Auffichtsbehörde durch exekutiviſche Geldftrafen, welche in bie Kaffe 
der Verfiherungsanftalt fließen,’®) bis zur Gefamthöhe (vgl. Bd. I 
©. 818 N. 51) von 100 M. angehalten werben.’ 


1) Gebharb-Düttmann S. *223 Anm. 24 mit Bezug auf Ziff. 49 
der heiftfchen Anweiſung. gl. aud Weymann Anm. 1 und unten $ 39. 

18) Bei der Gemeindefrantenverficherung die Verwaltung; vgl. 8b.I S. 490. 
Bei kommiſſariſcher Bermaltung einer Rrankentaffe geht bie Auäftellung ber Ber 
fcheinigungen auf die den Vorſtand vertretende Behörde über: Hahn in ArbB. 
Bd. 15 ©. 27. 

1) Näheres oben $ VI. 

=) Ob fie gegen Krankheit bei ber Kaſſe zwangsweiſe oder freimillig 
verfigert waren, ift gleipiel: Gebhard» Düttmann S. "213 Ann. 5. 

%) Hinſichtlich der Benefungägeit entf heibet die ausdruckliche Beftimmung 
in $ 31 Ab. 1 Sak 2; Hinfihtlih des normalen Wocendetted (vgl. $ 20 Siff. 2 
ABB.) gegenüber erhobenem Widerſpruch (4. 8. ArbB. Bb. 17 &.80) ritig 
Gebhard Düttmann S. 212 Anm. 2 Abſ. 2 und bie bort citierten Ausf. 
Beftimmungen. 

”) 8 178 Abſ. 2; Gebharb-Düttmann Anm. 5. 

0) Gegen die Verweigerung von Beiceinigungen oder gegen beren Inhalt 
laſſen die Ausf.Beft. Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zu; 3.8. Preußen 
Bf. 6.— Da aber die Krankheit aud) auf andere Art, als durch Beſcheinigung 
nachgewieſen werben Zann, fo präfubigiert felbft bie enbgiltige Ablehnung dem 
Verficherten für das fernere Verfahren nit. Bgl. Gebhard: Düttmann 
©. *214 Anm. 9, 
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b) Die Berfonen, welche feiner Krankenkaſſe im obigen Sinne 
angehören bezw. für die Fälle (vgl. N. 74) und Zeiten, für welche 
feine Unterftügung gewährt ift, tritt an Stelle der Kafjenvorftände 
die Gemeinbebehörbe.'') Diefelbe braucht die Beſcheinigung jedoch 
nur auf Antrag zu erteilen;’°) die Zuläffigkeit von Erekutivftrafen 
durch die Aufſichtsbehörde beftimmt fi nach Landesrecht. 

©) Werden Perfonen in Betrieben beichäftigt, welche unter 
Reiche oder Stantsverwaltung ftehen, fo kann die Ausftellung von 
Beſcheinigungen, ſoweit fie den Kaſſenvorſtänden oder auch den Ge— 
meindebehörben obliegen mürbe, allgemein von ber vorgefeßten 
Dienftbehörde übernommen werden. Im diefem Falle ift die 
Krankenkaſſe des Betriebes durch ihre Auffichtsbehörde, an welche 
die Dienftbehörde Nachricht zu geben hat, von der Beſcheinigungs- 
pflicht zu dispenſieren (Abſ. 2). 

d) Die fo ausgeftellten Beſcheinigungen „genügen zum Nadj= 
weiß einer Krankheit ($ 30)" uſw. Hiernach ift das, was eine nach 
Vorſchrift ausgeftellte Beſcheinigung?e) über die Krankheit ®) und 
ihre maßgebenden Modalitäten, namentlih über Dauer, Urſachen 
und Folgen derfelben, ſowie über die jonftigen Vorausfegungen ihrer 
Anrechenbarfeit®") enthält, zu Gunften des Verficherten vorläufig 


?9) Kompetent ift nach ben Ausfuhrungsbeſtimmungen bie bed Beichäftigungs-, 
Wohn⸗ oder Aufenthaltsorts. 

?%) Übereinftimmend Gebhard-Dattmann S. *213 Anm. 3 und bie dort 
citierte badiſche und heſſiſche Anmeifung. Anders, wenigftend dem Wortlaut 
nad, Preußen Ziff. 1 Abſ. 2. Bol. für die richtige Anfiht die Mot. zu $ 18 
Entw. JVG.; fie ergibt ſich zugleich aus ber alleinigen Erwähnung ber Kranken⸗ 
kafſen in Abſ. 2 Satz 2 des $ 31. 

”) Dazu gehört auch die Benugung des vorgeſchriebenen Formulars; anderen- 
falls Hat die Beſcheinigung nur bie freie Beweiskraft eines anderweitigen Be- 
weißmittelö, aber doch immerhin biefe. Anders ift wohl auch bie preuß. Rarten- 
anweifung X Ziff. 5a nicht zu verftehen; vgl. dazu Gebhard⸗Dütt mann 
Anm. 1 Abſ. 2 zu $ 31 und S. "224 Anm, 26. Das gleiche gilt von ben Bes 
ſcheinigungen unzuftändiger Stellen, insbeſondere der Gemeinbebehörben in 
Fällen, in denen Kaffenvorftände berufen find; vgl. dazu AR. 99 ©. 284 
Nr. 705. 

©) Nach der preuß. Anm. Ziff. 3 find auch für Krankheiten, melde weniger 
ald eine Woche dauern, Befdeinigungen auszuſtellen. Gebharb»Düttmann 
&. 213 Anm. 6 tabeln die. Aber die Möglichkeit eined Interefies an einer 
ſolchen ift doc) vorhanden; fo 3. B. in den R. 268 erwähnten Fällen, 

9) So ſchließt das preuß. Formular: „er war vor Beginn ber Krankheit 
der Invalivenverfiherungspflict unterworfen und hatte berufsmäßig und night 
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beweiſend, fo daß ihm von dem ferner damit befaßten Inftanzen 
eine weitere Bemweisführung nicht zugemutet werden kann, während 
andererſeits diefelben ſich in jedem Falle mit diefen Befcheinigungen 
pflichtgemäß begnügen fönnen. Damit ift jedoch ein von der Ver- 
fiderungsanftalt zu übernehmender Gegenbeweis nicht ausgefchlofien.??) 
Andererjeits kann aber auch dem Verficherten die Führung des für ihn 
dienlichen Beweiſes der anrechenbaren Krankheit auf andere Weile, 
als durch die gefeglichen Beicheinigungen, z. B. durch ärztliche 
Attefte, Zeugenausfagen ufw. nicht verſchränkt werden.) Doc 
haben alle diefe Beweismittel keinerlei Vermutung der Nichtigkeit 
ihres Inhalts für fi, fondern unterliegen lediglich freier Beweis- 
würdigung. 


8 39. Quittungskarte. 


Eine weſentliche Form für die Entrichtung der Beiträge an die 
Verſicherungsanſtalten!) iſt das „Einkleben eines entſprechenden Be- 
trags von Marken in die Quittungskarte des Verſicherten“ ($ 130 
Abſ. 1). Nur für angemufterte Seeleute ift „die Ausftellung von 
Quittungsfarten und die Verwendung von Beitragsmarken“ aus- 
geihloffen.?) 

Die Quittungsfarte?) ift das urkundliche Formular, in welches 
die Verfiherungsmarfen eingeflebt werben. 


lediglich vorübergehend Lohnarbeit verrichtet”. Das badiſche Forınular (Mufer 
S. 202) tonftatiert auch, daß ber Betreffende „durch; die Krankheit an der Fort- 
fegung feiner Berufstätigkeit verhindert war“. Es läßt ſich daß infofern mit 
dem @efeg vereinigen, ais die Eingangsmorte von $ 31 dureh die Velfügung 
des Citats „S 30" auf die anrehenbare Krankheit verweilen. Zu eng daher 
Beymann Anm. | zu $ 31; vgl. aber das oben bei R. 7I ausgeführte. 

) So wohl übereinftimmend die Kommentare. 

%) AR.92 ©. 134 Nr. 188, AR. 95 ©. 232 Nr. 442 (much ärztliche Atteſte 
tönnen nicht unbedingt verlangt werden). 

) Für bie zugelafjenen Kaffeneinrichtungen ift das Markenſyſtem nicht vor: 
geſchrieben; vgl. $ 9 Abſ. 2. Sie Haben es auch biäher nicht angenommen. 

2) 8167 Abj. 2; $ 2 der Bundesrats ⸗VO. v. 20. Dez 1894 mit Geb: 
barb-Düttmann ©. *247 Anm. 10. 

3) fiber das urfprünglid im Entw. ©. 89 geplante Quittungsbuch und 
feine Ablehnung vgl. ausführlich Ifenbart-Spielhagen Anm. 2 zu $ 131. 
„Daß Urbild der Quittungskarte“ findet ArbB. 8b. 11 &.587 in dem „Are 
beitespenfionsbud" des Fabrikanten Abel in Magdeburg, welcher in feiner 
Schrift über dasſelbe (1880) auch bereits das Markenfoftem vorgefehen hat. 
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1. Die Herſtellung der Quittungslarten erfolgt durch die Ver- 
fiherungsanftalten,*) melde fie den Ausgabeftellen ihres Bezirks 
liefern, die ihrerfeits wiederum die Ausfülung und Verabfolgung 
an bie Verficherten beforgen (vgl. unten $ 41). Auch die Koften 
für die Herftellung der Karten und für die Überfendung und Ber- 
teilung an die Ausgabeftellen®) trägt die Anftalt; nur ausnahms- 
weife wird von dem Verfierten ein Anfchaffungspreis‘) erhoben 
(8 182 Abf. 2). 

1. Über die Einrichtung der Quittungsfarte enthält das Geſetz 
(8$ 132, 133) nur einzelne Beftimmungen, indem es das weitere 
der Verordnung des Bunbesrats überläßt.") Diefer hat hiernach 
zunächſt Stoff,) Format?) und Farbe der Quittungsfarten feit- 
geftelt. Nach der legteren unterſcheiden ſich bereits die feit dem 
1. Jan. 1901 gejonderten!®) Karten für die Verfiherungspflicht und 
die Weiterverfiherung einerſeits und die Selbftverfiherung und 
deren Fortfegung andererfeits, indem für bie erftere gelbe, für die 
leßtere aber graue!") Karten vorgejchrieben find.'?) Die Verwendung 


*) Die durch Privatunternehmer hergeftellten Quittungäfarten find in 
Brobeftüden dem RBA. zur Prüfung, namentlich auch hinſichtlich der Farben» 
unterföjiede vorzulegen. Runbfchr. v. 15. Dez. 1900, AR.O1 ©. 182. 

) AR, 92 ©. 14 litt. g; preuß. Kartenanweifung v. 17. Nov. 1899 (vgl. 
unten $ 41) Ziff. XL. 

%) Derjelbe ift feine Gebühr für bie Ausfertigung und fließt daher nicht in 
die Kaffe der Ausgabeftelle, fondern in die der Verfiherungdanftalt. Betrag 
in Preußen 5 Pf. Nartenanweifung Ziff. XXXVI und XL. 

?) Bunbesrats-BD. v. 10. Nov. 1899 (REB. S. 667, AR. 00 ©. 173); 
vorhergehend BO. v. 13. Juli 1893 (AN. S. 133) und v. 14. Juni 1890 (Gentr.Bt. 
f. d. deutſche Rei ©. 175). 

®) Bgl. die BD. v. 1893 mit der Erläuterung v. 8. Juni 1898 (AR. 
©. 366) und entſprechend für den Stoff der grauen Quittungsfarten BO. v. 
4. Ian. 1900 (AR. ©. 335). 

9) Bgl. die R.7 citierte BO. v. 1890. 

1) 8132 Abj. 1 Say 2. Quittungsfarten alten Mufterd durften ſeit dem 
genannten Tage nicht mehr auögegeben merben; über bie Fortbenugung ber 
älteren Ziff. 5 Abſ. 2 der BO. v. 1899. 

1) BO, v. 1899 Ziff. 2. Über die Herftellung der grauen Färbung BO. 
». 1900 (R. 8). 

2) Wer einmal, zu Anfang ober im Laufe feiner Berficherung, eine gelbe 
Korte für Pflichtverficherung erhalten Hat, fol nad ber preuß. Anmeifung 
Sf. IV in der Folge ſteis gelbe Karten, auch für bie freiwillige MWeiter- 
verficderung, erhalten (vgl. Bundesrats - VO. v. 1899 Ziff. 3). Wenn er jedoch 
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gelber Karten durch Selbftverfigerer ift mit einer fakultativen 
DOrbnungsftrafe bis zu 20 M. bedroht;'?) Dagegen hat auf bie 
Rechtswirkſamleit der Markenverwendung die Benuyung einer Karte 
von falſcher Farbe feinen Einfluß.'‘) 

2. Der Inhalt der Quittungslarte ift von vierfach verſchiedener 
Art. Zunächſt enthält diefelbe, ihrer eigentlichen Beftimmung gemäß, 
„Raum zur Aufnahme von Marken und zwar für mindeftens 
52 Beitragswochen“.!) Diefer Raum ift dementſprechend in 
52 Felder von der Größe einer Wochenmarke eingeteilt. Sobann 
find ihr an verſchiedenen Stellen Belehrungen über den gebotenen 
ober verbotenen Gebrauh der Duittungsfarte beigefügt.) In 
dritter Reihe enthält fie freie Räume, welche nah Maßgabe eines 
Vordruds zur Ausfüllung feitens ber Ausgabeftelle zweds Indi— 
vidualiſierung der Karte zu benugen find.'") Diefe Individualifierung 





gleichzeitig zur Selbftverfi—erung berechtigt iſt und ein Intereffe daran hat, 
feine freiwillige Beitragäleiftung ald auf Grund biefer erfolgend zu bofumentieren 
«ogl. oben $ 4 R. 18), fo wirb ihm auch eine graue Ratte nicht verweigert 
werben fönnen. 

=) 8132 Abſ. 1 Sa 2 mit WO. v. 1899 Siff. 1 Abſ. 2. Berhängung durch 
bie untere Berwaltungäbehörbe, ev. den Borfigenden ber Rentenftelle. Näheres 
$ 178. Die gelbe Karte kann au im Wege des Verwaltungszwanges abgenommen 
und durch eine graue erfegt werben (preuß. Kartenanweifung Ziff. XIX. Die 
Benugung einer grauen Karte ftatt einer gelben ift nicht unter Strafe geftellt; 
doc wird ber Ordnung halber Vermaltungszwang und Erfefung analog auch 
hier zuläffig fein. 

1) Zutreffend Weymann Anm. 2 zu $ 132 für bie Venugung gelber ftatt 
grauer Karten. Das gleiche muß auch umgekehrt gelten. Bgl. aber auch unten 
KIN. 

"5133 Sog 1. Nach $ 102 8.89 follte bie Karte 47 Beitragsfelder 
(entjprejend einem Beitragdjahte; vol. oben $ 38 N. 15) enthalten. Auch das 
wurde als Minimalziffer aufgefaßt. Daraufhin Hatte ber Bundesrat zuerft 52, 
jpäter, feit 1893, 56 Felder angeordnet. Die Markenfelder befinden ſich nebft 
der Tabelle für die Aufrechnung auf ber Innenfeite der durch Bruch in ber 
Mitte zufammengebogenen Karte. 

“) Rad) $ 182 bj. 2 Saf I foll die Karte die $$ 189 und 184 (ogL. IL, 
IN) enthalten. Die graue Karte enthält an Stelle biefer Beftimmungen den 
auf bie Befugnis zur Selbftverfiherung bezüglichen $ 14 Abi. 1. Dann find 
in beiden Karten Dinweiſe auf bie Farbenunterſchiede, auf die Art ber Ber 
Hebung, auf Recht und Pflicht zur Entwertung ber Marken, fomie auf ben 
Umtaufd zur Vermeidung ber Ungiltigleit ($ 135) enthalten. Die graue Karte 
enthält noch befondere Hinweiſe auf $$ 46, 145 und 146. 

1) Näheres in ber preuß. Rarienanmwelfung Siff. VII. — Auch ausgefüllte 
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erfolgt zunächft nad) der Seite des Berfiherten Hin, deffen genauer 
Name, Wohnort, Berufsftellung, Geburtszeit und Geburtsort ein- 
zutragen find. Auf die Perfon des Verficherten bezieht ſich auch die 
fortlaufende Nummer der Karte.'%) Dagegen wird die Ausgabe 
derjelben durch Einfügung der Ausgabeſtelle ise) und bes Aus- 
ſtellungsdatums '%) gefennzeichnet. An legteres kann fi dann auf 
Antrag des Verſicherten ein weiteres, der Vergangenheit angehöriges 
Datum anfchließen, fofern in bie Karte nachträglich Marken für die 
Zeit vor ihrer Ausftellung bis zu jenem Datum rüdwärts eingellebt 
werben follen.*) Endlich wird die Karte nad) der Seite der Ver- 
fiherungsanftalt hin individualifiert. Dabei wird jedoch nur in Die 
erfte Karte der Name der für den erften Beitrag zuftändigen?') 
Anftalt eingetragen; alle folgenden Karten wiederholen dagegen den 
Anftaltsnamen der erften, gleichviel wo fie verwendet werben ($ 133 
Sat 2, 3), ein Verfahren, welches zum Zweck hat, alle Karten des— 
ſelben Verſicherten nad) ihrer Wieberablieferung bei derfelben (erften) 
Anftalt zufammenlaufen zu laſſen. Endlich enthält die Karte auch 
ein Formular, welches für die jpätere Aufrechnung ber in ihr ent= 
richteten Wochenbeiträge und ber in ihre Verwendungszeit fallenden 
Krankheit: und Militärbienftzeiten beftimmt ift.22) 


D. Die Quittungslarte ift eine inländiſche, öffentliche, zum 
Beweiſe vermögensrechtlicher Verhältniffe erhebliche Urkunde. Und 
zwar kommt ihr diefe Eigenfchaft auch ſchon zu, bevor fie mit Marken 
Quittungöfarten werben von ber Poft ald Drudfachen befördert. Ebenſo find 
die fonftigen geſetzlichen Cintragungen, das Aufkleben, die Entwertung und 
(amtliche) Vernichtung der Marken zulaſſig. Poſt-O. v. 20. März 1900 
$8X ff. 14. 

") $ 133 Sag 2. Ausnahmsweiſe kann aud eine fpätere Karte desſelben 
Verſicherten bie Rr. 1 erhalten (vgl. unten $ 41). 

188) Keine Unterſchrift des Beamten, aber Dienftfiegel. Liftennummer bei 
empfohlener Liftenführung. Preuß. Anm. VII Wbf. 5. 

) Dasfelbe iſt für die Giltigkeitsdauer ($ 135) maßgebend. Über biefe 
weiter unten. 

©) Bgl. $ 146; auch über die Zuläffigteit nachträglicher Markennermenbung 
wird fpäter gehandelt werben. 

21) $ 133 Sag 2 nennt diejenige Anftalt, „in beren Bezirke ber Verſicherte 
zu biefer Zeit beicäftigt if“. Das if zu eng; vgl. oben $37 und dem⸗ 
entfpredjend preuf. Rartenanweifung Siff. VII Abf. 2. 

2) Xuf der Innenfeite befinblid; vgl. oben R. 15. 
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beflebt und in Verbindung mit diefen zu einem Beweismittel für 
entrichtete Derficherungsbeiträge geworben if. Denn auch fehon 
vorher beweiſt fie, daß der Inhaber von der Ausgabeftelle mit einer 
wenigftens vorläufigen Rechtswirkung als verfiherungspflichtig oder 
verſicherungsberechtigt anerfannt worben ift.2?) 

Hiernah Fönnten an fi die Vorfchriften des StrGB. 
88 267 ff. über Urkundenfälfhung auch auf die Quittungskarte voll- 
inhaltlich Anwendung finden. Indeſſen enthält das IVG. eine 
Neihe befonderer Strafbeftimmungen, durch welche zugleich das An- 
wendungsgebiet jener allgemeinen Vorſchriften verengert wird. Die 
gedachten Speztalbeftimmungen find in $ 184 mit 139 Abf. 1 IVG. 
enthalten. Gegenüber den entfprechenden Vorſchriften in $ 151 mit 
108 Abf.1 G. 89 weiſen fie bemerfenswerte Veränderungen auf. 
Schon der $ 108 G. 89 verbot die Eintragung eines Urteils über 
die Führung ober die Leiftungen des Inhabers, ſowie fonftige durch 
das Geſetz nicht vorgefehene Eintragungen oder Vermerke in ober 
an der Quittungsfarte, und $ 151 bebrohte denjenigen, der in 
QAuittungsfarten Eintragungen oder Vermerke macht, melde nad 
$ 108 unzuläffig waren, mit einer nicht unbebeutenden Kriminal- 
ftrafe. Der Zwed! diefer Beftimmungen, „alles zu vermeiden, mas ber 
lediglich für die Zwecke der Alters- und Invaliditätsverſicherung 
beftimmten Quittungsfarte ben Charakter eines Arbeitsbuchs ober 
eines über die Führung und die Leiftungen des Inhabers aus- 
‚geftellten Zeugnifjes verleihen könnte, ſollte die vorgejehene hohe 
Strafe rechtfertigen".**) Indeſſen ging doch der angeführte Wort» 
laut in feiner allgemeinen Faffung weſentlich über den bloßen Aus- 
drud jenes nächſten Zwedes hinaus. Die daraufhin fehr ftrenge, 


=) Preuß. Kartenanmeifung Ziff. VI und dazu unten $ 41. Anerkennung 
als Urkunde in ben Erf. RGer. Strafi. v. 17. Juni 1892 (Reger Bb. 18 
&. 172, ArbB. 92 S. 574), v. 6. Dez. 1892 (Neger Bd. 14 &.48, Arbs. 98 
S. 313), v. 2, Juni 1899 (Arb. 00 &. 135) und v. 14. Aug. 1908 (Serien: 
fenat, AR. ©. 556 = Entſch in Straffaden Ob. 36 &. 351) und banad auf 
in den Mot. Abſ. 2 zu $ 151 Entw. JVG. (vgl. auch unten R. 62). Beklebte 
und an die Verſicherungsanſtalt wieder eingelieferte Karten werben in $ 188 
Abf. 2 des IVG. als „Einzelurkunden“ bezeichnet. Gin Legitimationäpapier 
nad $ 363 StrGB. ift die Quittungskarte nicht (vgl. bie brei letzteitierten 
Ert), auch wenn fie als ſolches benuft und behandelt wirb (vgl. unten R. 64). 

) Mot. zu $ 142 Entw. ©. 89, melde aber vom Quittungsbuche (vgl- 
oben R. 3) ſprechen. 
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wenn auch nicht ohne Schwankungen und Anfechtungen 2°) gebliebene 
Rechtſprechung des Reichsgerichts mußte zu Unzuträglichleiten führen. 
Die Motive zu $ 151 Entw. JVG. beziehen fi auf einzelne draſtiſche 
Fälle, in denen das Strafverfahren eingeleitet worden ift, obgleich 
bei den vorgenommenen unzuläffigen Eintragungen ober Vermerfen 
„nicht die geringite Abſicht beftand, die Quittungsfarten in einer 
für den Arbeiter nachteiligen Weife zu mißbrauchen“. Der Abficht 
der Motive entfpricht eine Beftrafung in folhen Fällen nicht. Allein 
fie gehen doc nicht dazu über, dieſelben ausbrüdlih ftraffrei zu 
ftellen, fondern wollen nur eine „Milderung“ für diefelben ein- 
treten laſſen. Dabei glauben fie „allen beteiligten Intereſſen da- 
durch ausreichend zu genügen",%) daß fie von der früheren Kriminal⸗ 
ſtrafe zu einer erheblich geringeren und nur fakultativ durch bie 
Berwaltungsbehörben zu verhängenden Drbnungsftrafe übergehen. 
Dementſprechend ift das Geſetz ſelbſt geftaltet worden. Hiernach ift 
der oben angeführte nächfte, auf den Schu der Verſicherten gegen 
einen ihnen nachteiligen Mißbrauch der Karte gerichtete Zwed ber 
gefeglichen Beſtimmungen zwar durchaus beftehen geblieben, aber es 
fol durch die legteren doch allen beteiligten Interefien und daher, 
wie fon die Ordnungsſtrafe befunbet, auch dem ber Orbnungs- 
mäßigkeit im Gebrauche der Quittungsfarte Genüge geleiftet werden. 
Gerade der Erfag der Kriminalftrafe duch die Ordnungsftrafe hat 
die in dieſer Beziehung der Rechtſprechung des Reichsgerichts ent⸗ 
gegenzuftellenden Bedenken erledigt und erledigen ſollen. Auch die 
in der Norm des $ 184 Abſ. 1 vorgenommene Ergänzung bewegt 
fi in derfelben Richtung. Won diefer Grundlage aus ergibt ſich 
folgender Rechtszuſtand, welcher ſich nach der Strafjanktion in drei 
Stufen, entfprechend den brei Abſätzen des $ 184, gliedert. 

1. Das Verbot der $$ 139 mit 184 richtet ſich objektiv gegen 
Eintragungen, Vermerke oder Veränderungen in ober an der 
Quittungsfarte. Der weiteſte Begriff ift der des Vermerks, welcher 
jedes finnlih wahrnehmbare Zeichen, das einen beftimmten Gedanken 
vergegenwärtigen fol,2’) mag es in Worten, Buchftaben, Ziffern 





2) Bgl. namentlich bie beiden entidiedenen Aufſate von Rulemann in 
Mainzer Zijchr. IV S. 161 und Ziſchr. Sirafrechtswiffenſchaft Bd. 16 ©. 340. 
2%) Dagegen halten Gebhard» Düttmann Anm. 1 Schlußabiag zu $ 184 
den jet gewährten ſtrafrechtlichen Schug in mehrfacher Beziehung für ungenügend. 
2) Wenn das Erf. RBer. v. 4. Febr. 1892 (Neger Vd. 12 S. 308) es für 
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ober Figuren beftehen, umfaßt.) Enger ift der Begriff der Ein- 
tragumg, welcher von dem des Vermerks mit umfaßt wird) und 
wohl die wörtlichen Ausfagen und Urteile von allgemeinerer Ver- 
ftänblichfeit bezeichnet. Beſonders hervorgehoben werden dann umter 
ihnen die Eintragungen von Urteilen über die Führung oder die 
Reiftungen bes Karteninhabers, mögen biefelben in einem ihm un- 
günftigen oder auch günftigen Sinne lauten. Wie diefen Beugnifien 
der Widerfprud mit der Zweckbeſtimmung der Karte von felbft inne- 
wohnt, fo ift auch für alle fonftigen Vermerke und Eintragungen 
Vorausfegung des Verbots, daß fie im Gefeg ober den auf Grund 
besfelben erlafjenen Ausführungsbeftimmungen weder obligatoriſch 
noch fafultativ „vorgefehen" find. Daraus hat das Reichsgericht in 
der jüngften Phafe feiner Rechtſprechung zu $ 151 G. 89 den Schluß 
gezogen, daß Eintragungen, welche objektiv vorgefehen find, aber 
unbefugtermweife ftatt von ber zuftändigen Behörde, von einem 
Privaten vorgenommen werben, nicht unter bie gedachte Straf- 
beftimmung zu fubfumieren waren.?) Nach der ratio legis, welde 
dem geltenden Geſetz zu Grunde liegt, wird man fein Bedenken zu 


gleichgiltig erklärt, „ob die Vermerke einen in ſich verftändlihen Sinn haben 
ober nicht“, fo ift das mißverftändlih. Gin Zeichen, welches auch für ben- 
jenigen, ber es beifügt, feinen verftänblihen Sinn hat, den er fi} merken will, 
ift fein Bermert. CB fol mit jenen Worten mohl der Gegenſatz zu ben all- 
gemeiner verftänblien Eintragungen bezeichnet werben. 

>) Bgl. das in voriger R. eitierte Erk, ſowie dad Erf. RBer. v. 2. Febr. 
1892 (Entſch. Straff. Bd. 22 S. 321; ArbV. 92 S. 304) und v. 24. Juni 1897 
(Reger 8. 17 &.435, ArbV. 97 &.476). Auch Rafuren im Papier, Ab- 
ſchneiden einer Ede ober einer Zacke am Rande kann ſich ald Vermerk barftellen. 

*) Der $ 139 Abſ. 1 fteigt in dreifacher Abſtufung vom engeren zum 
weiteren auf: Cintragung eined Urteils, fonftige Eintragungen, Vermerke. 

30) Erf. RGer. (vereinigte Straffenate) v. 8. Jult 1899 (Entſch. Straff. 
8b. 32 ©. 263; Neger Bb. 20 ©. 77; Arb®. 99 S. 423). Ebenſo ſchon das 
N. 28 citierte Erf. v. 24. Juni 1897. Das erſtgedachte bezieht fi auf eine 
Abänderung ber laufenden Nummer ber Ratte, bad zweite auf eine Abänderung 
der Berufsſtellung. In beiden Fällen erfolgte Freiſprechung; jegt würden bier 
felben unter bie in $ 184 Abſ. 1 neu vorgejehenen „Verfälſchungen“ zu ſub⸗ 
fumieren fein (vgl. unten N. 33). Im Gegenfa zu ben angeführten hatte dad 
Ext. v. 2. Febr. 1894 (Reger Bb. 15 S. 60, ArbB. 94 ©. 509) wegen Abs 
änderung ber Berufäbezeichnung verurteilt, ebenfo wegen unbefugter Eintragung. 
von Krankheitszeiten bie Ext. v. 8. Of. 1892 (Reger Bd. 13 ©. 178, ArbB. 
93 S. 197) und v. 21. Febr. 1898 (Reger Bb. 13 S. 362, ArbB. 98 ©. 208). 
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haben brauchen, auch ſolche unzuftändigen Ausfüllungen als in diefer 
Art nicht vorgefehen zu behandeln.%*) - 

Verboten find Vermerke und Eintragungen „in oder an der 
Quittungsferte", daher z. B. nit am ihrer Umbüllung. Da- 
gegen gehören die in die Karte geflebten Marken als Beftand- 
teile zu derſelben umd find Daher ebenfo, wie dieſe, geſchützt. Daher 
können auch Entwertungszeichen für unzuläffige Vermerke gemiß- 
braucht werben.) 

Beſonders gleichgeftellt den Vermerken und Eintragungen find 
jegt in $ 184 Abſ. 1 unbefugte „Änderungen“ %) des Vordrucks in 
Quittungstarten ober der zur Ausfüllung desfelben eingetragenen 
Worte oder Zahlen.) Auch von einer derart verfälfchten Karte 
wiſſentlich Gebrauch zu machen, ift verboten. 

Subjektiv ift die Richtung des Verbots eine ganz allgemeine. 
Somohl die Verfiherten felbft,”') als ihre Arbeitgeber, ebenfo dritte 


=0) Bl. die in vor. N. zulet angefüßrten Fälle. Abweichend Gebhard: 
Düttmann Anm. 1 zu $ 184; vgl. aber unten N. 33. 

3) Borferiftmibrige Entwertungen haue das Röer. in ftänbiger Praris 
al3 unzuläffige Bermerte behandelt; fo im Erk. v. 2. Febr. 1892 (vgl: R. 28), 
v. 30. Jan. 1893 (Reger Bb. 14 ©. 45, ArbV. 93 S.403) und v. 23. Sept. 
1897 (Reger Bb. 18 ©. 249, ArbV. 98 S.207). Ebenſo AR. 91 S. 127 
Re. 17. Dagegen Felifch in Stjhr. f. Sirafrechtswiſſ 8.12 S. 755 und 
Kulemann ebenda Bd. 16 ©. 348. Für die Anwendung von $ 184 Abf. 1 ift 
die Frage jetzt gleichgiltig, da deſſen Strafdeftimmung mit ber bed Bundesrats 
gegen vorſchriftswidrige Entwertungen (BD. v. 9. Nov. 1899 Ziff. 9) über 
einftimmt. Dagegen ift für $ 194 Abf. 2 der Sah des Tertes bebeutfam. 

=) &o bie Mot. bi. 2 zu $ 151 Entw. IB®. Auch $ 184 Ahf.2 388. 
ſpricht von „Veränderungen“. Der Ausbrud „verfälſcht“ in $ 184 Abſ. 1 ift 
damit gleichbedeutend, 8 ift daher feine Entf—ulbigung, baf bie vor- 
genommene Anberung eine objettiv unrichtige Ausfüllung durch eine zutreffende 
au eriegen bezwecte 

9) Beifpiele in ben R. 30 citierten Entfheibungen; dazu Erf. RGer. v. 
15. März 1894 (Neger Bb.15 ©.59, Arh®. 94 ©. 510): Eintragung des 
eigenen Namens in bie Quittungslarte ber Mutter unter Wegrabierung bed 
Namens ber Iefteren, fomie jet dad N. 23 cit. Erf. v. 14. Auguſt 1903: 
Anderung der Berufbegeichnung; dazu Rönnberg in „Das Recht” 3b.7 &.490. 

”) So das R. 30 cit. Erk. der vereinigten Straffenate; vgl. aber das Erf. 
v. 24. Juni 1897 (R.28). Dagegen Rulemann in feinen R. 25 citierten 
Aufjägen. Daß in $ 184 Abſ. 1 in den Worten „mer den Borbrud verfälfct” 
unter „wer“ jet auch ber Inhaber ber Karte begriffen ift, kann nicht zweifelhaft 
fein. Dann ift aber auch fier, daß bad „Wer“ am Eingange des Paragraphen 
teine anbere Bebeutung haben Tann. 

Rofin, Reit ber Mrbeiterverficherung. Band IL 26 
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Perfonen,**) ja auch die Beamten der Ausgabeftellen uſw.ꝰ) werben 
infomeit davon betroffen, als bet ihnen tatſächlich eine Zumider- 
handlung gegen dasſelbe möglich ift. Daraus ergibt fich von felbft, 
daß, foweit das Geſetz unbefugte Ausfüllungen oder Abände- 
- rungen verbietet, die zuftändige Tätigleit der Beamten und Be— 
hörden barunter nicht begriffen ift. Die Zuftimmung des Karten- 
inhabers Tann die Unzuläffigkeit der von anderen vorgenommenen 
Vermerke uſw. nicht befeitigen.’®) 

2. Die Straffanktion fteigt nach jegigem Recht in drei Stufen 
aufwärts. 

a) Die einfache Übertretung des Verbots fteht unter fafultativer 
Ordnungsſtrafe bis zu 20 M., welche von der unteren Verwaltungs- 
behörbe oder dem Vorfigenden ber Nentenftelle verhängt wirb.?”) 
Daß auch bier ſchuldhafte Zuwiderhandlung vorausgefegt wird, ja, 
daß die fafultative Art der Beftrafung es ermöglicht, ſolche bisher 
ftrafbaren Fälle unter Umftänden ganz freizulafien, bei denen der 
Täter ohne dag Bewußtfein der Rechtswidrigkeit oder im Irrtum 
über das Strafgejeg gehandelt hat, geht aus den Ausführungen in 
Bd. J 6.813, 815 unmittelbar hervor’*) ($ 184 Abſ. 1). 

b) Die Kriminalftrafe des bisherigen $ 151 ©.89 (Gelbftrafe 
bis 2000 M. oder Gefängnis bis zu 6 Monaten, bei mildernden 
Umftänden ftatt Gefängnis Haft) bleibt erhalten für diejenigen Fälle, 
in denen die Eintragungen, Vermerke ober Veränderungen in ber 
Abſicht gemacht werden, den Inhaber der Karte anderen Arbeit- 
gebern gegenüber zu kennzeichnen. Das Delikt kann nur von einem 


=) Zn dem R.23 cit. Erf. v. 14. Aug. 1903 bat das RGer. insbeſondere 
aud) „unberechtigte Gemahrfamäingader" dem $ 184 unterteilt und bedßalb 
einen folden, mangeld der Vorausſetzungen von Abf. 2 und 3 (vgl. unten 
N. 398, 44) zur ausſchließlichen Beftrafung nach Abf. I vermiefen, welder in 
der Karte eined anderen die Berufäbezeihnung änderte und dann von ihr, wie 
von feiner eigenen Gebrauch machte; vgl. aud fon die R. 30, 33 citierten 
Entſcheidungen 

®) Preuß. Kartenanweiſung Ziff. VIL vorlegter Abſatz; Zeller, Die Straf⸗ 
beftimmungen des 3. u. AB®., in Siſchr. f. Strafrechtswifſenſchaft Bb. 14 ©. 716. 

”) Sten. Ber. zum ©. 89 ©. 1988. 

2) Bol. oben R. 13. 

*) Bgl. das dort N. 29-31 citierte Erf. RGer. v. 15. Febr. 1892; dazu 
das Erf. v. 11. März 1892 (Entſch. Straf. 3.22 ©. 416, Reger Bb. 12 
S. 309); Gebhard-Düttmann Anm. 6 zu $ 184. 
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Arbeitgeber begangen werben,) und jegt nah dem ganzen Zu— 
fammenhang der Materie voraus, daß die Kennzeichnung in einem 
dem Arbeiter ungünftigen Sinne erfolgen follte®) Daß auch bie 
„indirekte und verftedte Kennzeichnung“ getroffen werben follte, ift 
Har und von den Motiven noch befonbers hervorgehoben ‘°) ($ 184 
Abi. 2). 

e) Soweit der Tatbeftand des $ 184 Abf. 1 und 2 zugleich 
den ber Urkundenfälſchung erfüllt, bleibt doch eine Verfolgung wegen 
legterer ausgefchlofjen.t') Eine ſolche foll vielmehr nur ftattfinden, 
wenn ber Tatbeftand bes $ 268 SGB.) (Urkundenfäligung im 
dortigen Sinne, begangen in ber Abficht, fih ober einem anderen 
einen Vermögensvorteil*?) zu verſchaffen oder einem anderen Schaden 
zuzufügen) gegeben ift. Bei der Beratung des Gejeges wurbe an- 
geregt, feftzuftellen, daß der Zwed, Arbeit zu erlangen, nicht als 
Vermögensvorteil im Sinne diefer Beftimmung anzufehen ei, was 


*) Das folgt unmittelbar aus den Worten „anderen Arbeitgebern 
gegenüber", obwohl de lege ferenda auch eine Richtung der Straffanktion 5.8. 
gegen Beamte in Frage kommen könnte. Das RGer. eradtet in den Gründen 
des oben R. 23 citierten Erf. v. 14. Aug. 1903 aud) de lege lata ben im Xert 
gezogenen Schluß nicht als „zuverläffig". 

=) Daher fällt ber Tatbeſtand des N. 34a citierten Erf. nad demſelben 
nicht unter Abſ. 2, fonbern nur unter Abſ. 1. 

4) Mot. Abſ. 3 zu $ 151 Entw. IVG. 

1) Mot. Abſ. 2 a. a. O. Über das Verhältnis des früheren $ 151 ©. 89 
zum Delit ber Urfundenfälihung verbreitet ſich dad N. 33 cit. Erk. RGer. v. 
15. März 1894; zu beadten aber auch das Prinzip des in folgender Rote 
zuerſt angeführten. 

+2) Inteleltuelle Urkundenfalſchung ($$ 271, 272 Str®®.) wird durch 
$184 Abſ. 3 IBG. nicht ausgeſchloſſen. So Erk. RBer. v. 23. Jan. 1902 
(Reger 3b. 23 ©. 132), wo der Angellagte fi auf rund eines auf den 
Ramen D. lautenden Befangenenentlaffungsigeines, den er fih von einem 
Unbelannten verfcjafft Hatte, eine Quittungäfarte auf ben Namen D. ausftellen 
ließ. Dagegen wurde das Delitt nicht angenommen in einem Falle, in welchem 
ein noch nicht 16 Jahr alter Arbeiter der Rartenausgabeftelle feinen Geburtstag 
auf zwei Monat früher angegeben hatte. Er tat died, um in einer Fabrik, in 
welder nur ſchon Sechözehnjährige beſchäftigt wurden, Arbeit zu erlangen. Die 
Freiſprechung erfolgte, weil die Quittungafarte nicht die Beftimmung hat, den 
urlundligen Beweis für bie Richtigkeit der Alterdangabe zu liefern. Erk. RGer. 
v. 8. Zuni 1894 (ArbV. S. 435). 

*) Der Antrag, den Bermögenävorteil ausbrüdlich ald einen widerrechtlichen 
zu bezeichnen, wurde in der Komm. zu $ 151 abgelehnt, um dem allgemeinen 
Strafgejeg freien Raum zu Iaffen. 

26* 
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jedoch abgelehnt wurde. Auch diefer Punkt ift daher im Sinne des 
allgemeinen Strafgefeges zu beurteilen.**) 


3. Die Strafe des $ 184 wird in $ 139 Abf. 1 durd einen 
befonberen Verwaltungszwang ergänzt. Danach ift jeder Behörbe,*>) 
gleiviel, ob fie zur Durchführung der Invalidenverfiherung be— 
rufen ift ober nicht, befohlen, an fie gelangende Duittungsfarten 
einzubehalten, in melden ſich unzuläffige Eintragungen ober Ver- 
merfe befinden. Diefelben follen wie unbrauhbare Karten be= 
handelt und danach an bie zuftändige Stelle zur Erneuerung ein- 
gejendet werben. Nah dem Zufammenhang der gefeglihen Be— 
fimmungen wird das gleiche auch von Karten mit unzuläffigen 
Änderungen zu gelten haben. Gegen die Einbehaltung finden die 
landesgeſetzlichen Rechtsmittel für den Inhaber Anwendung. 


4. Neben Strafe und Verwaltungszwang kann nad Maßgabe 
des bürgerlichen Rechts ein Entſchädigungsanſpruch für den Ber- 
fierten 5. B. dann in Betracht fommen, wenn ihm im Falle des 
$ 184 Abf. 2 die Erlangung einer anderen Arbeitögelegenheit er⸗ 
ſchwert worden ift (vgl. unten III Ziff. 3e). Für benfelben 
find jegt unter den gefeglihen Vorausfegungen die Gewerbegerichte 
zuftändig.**) 


“) Bgl. das Eitat in vor. N, dazu das in N. 23 citierte Erf. v. 6. Dez. 
1892: Veränderung bed Namens ber Ehefrau in ben eigenen, um Arbeit zu 
eslangen, ſowie bie Erkenntniffe in N. 33. Während aber die früheren dazu 
neigten, ben „Bermögensvorteil” als gegeben anzunehmen, Hat das v. 14. Aug. 
1903 (ogl. aud) R.348) in einem Falle, wo bie verfalſchte Karte ber Polizei» 
behörde (!) zwecks Umtauſch in ber Abficht eingerelht war, bie eingetauſchte 
gegenüber Arbeitgebern ald Ausweis zu benugen, angenommen, daß fi „die 
Abſicht des Täters wohl auf die Erleichterung feined Fortlommens im allge- 
meinen, nicht aber auf bie Erlangung eines beftimmten Bermögensvorteild 
tigtete, wie ihn $ 268 Str®B. erfordert”. Auh Rönnberg hält bie An- 
wendung von $ 268 „minbeftena in fomeit für ausgeſchloſſen, als hinſichtlich 
des fubjeftiven Tatbeſtandes“ (vgl. hinſichtlich des objeltiven N. 23) „die Vor⸗ 
ausfegungen ber Beftrafung aus $ 363 StrGB. gegeben find“. Dem wird zus 
zuſtimmen fein. 

+) Hebeftellen und Kontrollbeamte mitbegriffen: Gebharb-Düttmann 
Anm. 3 zu $ 199. 

+) Bewerbegerichtägefeg (Faffung v. 29. Sept. 1901) $4 Ziff. 4a. E. gl. 
3. 8. die Entf. des Gemerdegerits Frankfurt a. M. ©. 28. Juli 1901 in 
ArbV. 02 ©. 776. 
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Ill. Die Quittungskarte ift ein höchſtperſönliches Eigentum des 
auf ihr benannten Verficherten, welches indeffen den weitgehendſten 
öffentlichrechtlichen Beſchränkungen im Sinne ihrer Zweckbeſtimmung 
unterliegt. 

1. Es kann zweifelhaft fein, ob die Quittungskarte im Eigen» 
tum des Verſicherten oder in dem der Verfiherungsanftalt‘) und 
nur im Leihbefig des Verficherten fteht. Die überwiegende Meinung 
entſcheidet fi mit Recht für das erftere.t?) Der Verficherte erwirbt 
das Eigentum an ber Karte mit der Aushändigung und behält es, 
folange dieſe ſich in feinem Gebrauche befindet. Erſt mit der Wieber- 
einlieferung fällt dieſelbe in das Eigentum ber darin bezeichneten 
Anftalt zurüd.*) Es entipricht dies dem Sprachgebrauch des Ge- 
feges, weldes von der „Uuittungsfarte des Verſicherten“ ($ 131 
Abſ. 1, $ 149 Abſ. 2), von legterem als dem „Berechtigten" ($ 181 
Ziff. 4) und von einem „Anfchaffen“°%) der Karte fir Rechnung bes 
Verſicherten ($ 131 Abf.2) redet. Die Bezeichnung des Verficherten 
als „Inhaber der Karte” (3.8. $ 134 Abf. 2, $ 139) läßt da, wo 
fie gebraucht wird, nicht die Abficht einer techniſchen Verwendung 
im Sinne bloßen Befiges erkennen. Die Annahme eines wirklichen 
Eigentums entfpricht ferner der Tatſache, daß die Subftanz der 
Korte der freien und unfontrollierten Einwirkung des Inhabers 
während feiner Beſitzzeit unterjteht,') fie ermöglicht, wie fi noch 
zeigen wird, eine ſachgemäße Konftruftion der bei der Beitrags- 
entrichtung ſich abfpielenden Vorgänge. 


) Und zwar im Eigentum welcher Anftalt?  Derjenigen, welche das For⸗ 
mular ausgibt ober berjenigen, mit deren Namen die Karte bezeichnet ift? 

) Aus ber Literatur: Für das Gigentum des Verſicherten Laß, Ber: 
fierungsmarte und Quittungäfarte (1891) ©. 23, Piloty zu $ 139 Ab. 2, 
Weyl, Reichsverſicherungsrecht S. 729 N. 8; für Anftaltzeigentum Hilfe, 
Mainzer Ziſchr. I S. 55; zweifelhaft Gebhard: Düttmann Anm. 1 Abſ. 3 
zu $ 134. Aus ber Judilatur für Eigentum des Berfiherten Ext. Rammer-Ber. 
v. 26. Mpril 1894 (Reger Bb. 16 ©. 62): „daß ihm als bem Verſicherten bie 
Quittungsfarte gehöre" und in ausfahrücher Begründung Erf. OLG. vreslau 
v. 7. Sept. 1892 (ArbB. 93 ©. 33). 

®) Piloty a. a. D., Graßmann Anm. 4 zu $ 131 und Erk. OLG. Breslau 
v. 11. April 1901 (Arb®. ©. 572). 

) Bel. $ 1 iff.1 HGB. und Staub Kommentar dazu. 

1) Der Inhaber Tann, da das Geſetz ($$ 136 mit 131 Abſ. 3) nicht unter- 
ſcheidet, die Karte willkurlich zerftören unb eine neue verlangen. Eine Ber 
fteafung wegen Sadbeihäbigung findet nit ftatt; vgl. Laß a. a. C. 
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2. Der höchſtperſönliche Charakter dieſes Eigentums, fowie 
deſſen verficherungsrechtliche Beſchränkungen treten insbefonbere in 
$ 139 Abf. 2 hervor, welcher von der Zurüdbehaltung der Quittungs- 
Tarte handelt und dieſelbe wider den erfennbaren Willen ihres In— 
habers verbietet. Dieſes Verbot richtet ſich zunächſt gegen ben 
Arbeitgeber eines verſicherungspflichtigen Karteninhabers, welchem 
dieſer ſeine Karte behufs Einklebung und Entwertung der Marken 
vorlegen muß ( 131 Abſ. 2), und hebt demzufolge als Hauptfall 
die Zurüchehaltung „nad Einflebung der Marken" hervor. Das 
Verbot richtet ſich zugleich aber auch ausdrücklich gegen alle „Dritte“ 
und begreift darunter ſowohl Privatperfonen als Behörden, welche 
an der Karte feine, auf die Durchführung der Invalidenverſicherung 
bezügliche Funktionen zu erfüllen haben. Dagegen nimmt das 
Gefeg ebenfo ausdrücklich „die Zurüdhehaltung der Karten aus, 
welche feitens der zuftändigen Behörden und Drgane zu Bmeden des 
Umtauſchs, der Kontrolle, Berichtigung, Aufre_hnung, Übertragung 
ober der Durchführung des Einzugsverfahrens" ftattfindet. Damit 
ift zugleich der allgemeinere, über die angeführten Einzelfälle hinaus- 
reichende Rehtsfag zum Ausdruck gebracht, daß das privatrechtliche 
Eigentum an der Duittungsfarte allen denjenigen Eingriffen in das- 
felbe nicht entgegengefeßt werben Tann, welche auf Grund des Ge- 
feßes oder gefegmäßiger Ausführungsbeftimmungen von den damit 
betrauten Organen vorgenommen werben, mögen biefelben in einer 
Zurücbehaltung zweds Aufbewahrung ($ 153) oder zu bauernder 
Einziehung, in einer bloßen Einfihtnahme oder einer Einwirkung 
auf ihre Subftanz, insbefondere auch auf ihren Markeninhalt be— 
ftehen.S1») 

Indem aber das Gejeg auf dem Boden des Privatredhts jed- 
wede Zurücbehaltung der Karte im Wiberfpruh zu dem gegen- 
märtigen Willen des Inhabers verbietet, drückt es berjelben den 
Stempel einer dem Verkehr entzogenen Sache (res extra com- 
mereium) auf und macht fie zu einer Art ſächlichen Zubehörs zu 
ber Perfon des Verficherten. Es gibt nicht bloß feine Übertragung 
des Eigentums an der Quittungsfarte unter Lebenden, fondern auch 
keine dinglichen Rechte an derſelben, Fein Pfandrecht und feine 

318) Aushändigung von Quittungäfarten, melde anläßlih eines Straf- 


verfahrend zu den Alten genommen werben: Allg. Verf. des preuß. Juſtiz⸗ 
miniſters v. 8. Mai 1903, IMBI. S. 101, aud AR. S. 506. 
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Pfändung?) und Feine obligatorifchen Rechte in Bezug auf dieſelbe, 
namentlih aud fein Zurüdbehaltungsreht wegen irgendwelcher 
Forderungen aus dem Arbeitsvertrag.) Auch Fraft Familienrechts 
kann für den Ehemann, den Inhaber der elterlichen Gemalt’*) oder 
den Vormund fein Recht zur Vorenthaltung ber Duittungsfarte be» 
gründet werben.) Endlich ift auch biefelbe fein Gegenftand des 
allgemeinen Erbredts. Soweit beim Tode bes Verfiherten An— 
fprüche aus der Verfiherung, feien es Renten» ($ 41 Abf. 4) oder 
Erftattungsanfprüche ($ 44) geltend gemacht werben Tönnen, folgt 
das Recht auf die Quittungskarte dem Verficherungsanfprud, jo daß 
von da an ber Anfpruchsberechtigte den Schub bes $ 139 Abi. 2 
genießt. Quittungsfarten Verftorbener, aus benen Anfprüche nicht 
mehr erhoben werben fönnen, fallen an bie auf ihnen benannte 
Anftalt zurüd und unterliegen der Einziehung zu Gunften ber 
felben.>%) 


3. Der Anſpruch des Karteninhabers auf Herausgabe feiner 
Quittungsfarte genießt mehrfachen Schutz und zwar 

a) durch die Strafbeftimmung des $181 Ziff. 4, wonach „Per- 
fonen, melde dem Berechtigten eine Quittungsfarte widerrechtlich 
vorenthalten", fofern nicht nach anderen Gejegen eine höhere Strafe 
verwirkt iſt,“) mit einer Kriminalftrafe bis zu 300 M. ober mit 
Haft bedroht werden. Der Ausdruck „Perfonen“ umfaßt alle, 
auch Beamte, an melde fi nad $ 139 das Verbot der Zurüd- 
behaltung richtet. Der Begriff des „Vorenthaltens“ ſetzt Vorſatz 
und damit die „Kenntnis des entgegenftehenden Willens bes In—⸗ 


5) Piloty zu 5139 Abſ. 2. 

3) Bol. das Arh®. 92 ©. 130 mitgeteilte ſchöffengerichtliche Erkenntnis, 
fomie das Erk. DLG. Oldenburg v. 12. Febr. 1894 (Reger Bb.14 ©. 391, 
ArbB. 94 ©. 325) und bed KammerBer. v. 8. Mai 1893 (Neger Bd. 15 S. 59). 

) Vgl. dad N. 48 citierte Erf. Kammer-®er. v. 26. April 1894. 

=) Diefer Sat hängt innerlid mit dem oben $ 17 N. 25 entwidelten zu: 
fammen, wonach auch Bei einer Fraft Familienrechts eintretenden Rechts- 
ungiltigkeit des Arbeitsvertrages bie tatjächliche Beſchäftigung die Verfiherungs- 
pflicht begründet, weshalb auch bie Einwilligung bes Gemalthaberd nicht zur 
Vorausſetzung für Erteilung der Quittungskarte gemacht werden Tann und ger 
macht worden iſt. Dies üÜberficht Weymann Anm. 9 zu $ 181 in feiner 
Polemil gegen dad Tammergerichtliche Urteil. 

*) Erl. de bad. Min. Inn. v. 31. Aug. 1891, Ztſchr. f. bad. Verw. S. 170. 

) 3.8. wegen Diebftahls. 
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habers“ voraus. Die „widerrechtliche“ Vorenthaltung ſchließt die- 
jenigen Fälle aus, welche auch nad) $ 139 Abf. 2 von dem Verbot 
der Zurüdbehaltung ausgenommen werben. Ein befonderes Er- 
fordernis fubjeftiv rechtswidrigen Bewußtſeins enthält der Zuſatz 
nit; die irrige Annahme einer civilrechtlichen Befugnis zur Zurüd- 
behaltung ſchließt daher die Beftrafung nicht aus.’®) 

b) Die öffentlichrechtliche Zweckbeſtimmung der Karte äußert 
fi ferner in ber Gewährung polizeiliher Hilfe zu ihrer Wieber- 
erlangung. Nach $ 139 Abſ. 3 hat die Drtspolizeibehörde rechtlos 
zurüchehaltene Karten dem Zumiderhandelnden abzunehmen und dem 
Berechtigten auszuhänbigen.°%) Die Mittel und das Verfahren dieſes 
Polizeizwanges beftimmen fi nad Landesrecht.%) 

c) Enbli bleiben dem Karteneigentümer bie privatrechtlichen 
Mittel gegen den Zurückbehaltenden gewahrt. Er bat zunädit bie 
Eigentums« ober Kontraktsklage (Rlage aus dem Arbeits- oder Ver- 
wahrungsvertrage) auf Wiebererlangung bes Befiges, für melde 
jegt®) nad) Maßgabe von $ 4 Ziff. 3 des Gewerbegerichtsgeſetzes 
in der Faffung der Bel. v. 29. Sept. 1901%) die Gewerbegerichte 
zuftändig find. 2) Er hat aber ferner eine zutreffendenfalls ebenfo 

5%) So bie beiben legten in R. 53 citierten Grfenntniffe, anber® bagegen 
das erfte. Übereinftimmend aud Weymann Anm. 8 mit 4 zu $ 181: nicht 
Har Graß mann Anm. 9, 

“) Daraus folgt für fie aud die Pflicht zur unfrankierten Überfendung (auch 
wenn die Karte bei Kontraktbruch zurüdtgelafien war): AN. 00 Nr. 867 ©. 842. 

eo) So insbeſondere aud bie Anmwenbbarkeit egelutivifcher Gelbftrafen (melde 
ev. in die Staatslaſſe fließen, Gebhard: Düttmann Anm. 9 zu $ 189) neben 
der Kriminalſtrafe des $ 181 Ziff. 4, ferner die Durgführung unmittelbaren 
Zwanges, fowie ber Veſchwerdeweg gegen poſitives ober ablehnended Verhalten 
ber Behörbe (Ifenbart»Spielhagen Anm. 6). 

en) Früher wohl anderd; vgl. die Entſch. d. Gewerbegerichts Berlin v. 
19. Dez. 1893 (ArbB. 94 S.247) und die bort Citierten, fomie Mugdan- 
Cuno (Ausgabe des Gewerbegerichtsgeſetzes in der Guttentag'ſchen Sammlung 
Nr. 31) ©. 68. 

©) Daß die „Urkunden“ biefer Beftimmung auch bie Quittungäfarten ums 
faffen, vgl. oben R. 23 und Mugdan-Cuno Anm. 4. 

©) Ob auch der Arbeitgeber, jelbft im Unſchuldsfalle, zur unfrankierten 
Überjenbung der Karte an ben Arbeiter verpflichtet ift, ſodaß Weigerung beffen 
ein widerrechtliches Vorenthalten begründet, ift zweifelhaft. Dafür, wie ed 
ſcheint, das RBA,, mie N. 59 citiert, ferner Weymann Anm. 4 und Geb- 
hard-Düttmann Anm. 5 zu $ 139, dagegen bad N. 53 citierte Oldenburger 
Get. Ich moöchte meinen, daß der Arbeitgeber nad; Analogie von $ 139 Abf. 3 
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vor dem Gemwerbegeriht ($ 4 Ziff. 4 des Geſetzes) zu verfolgende 
Klage auf Schadenserſatz, die in $ 139 Schlußſatz IVG. aus- 
drũcklich beftätigt wird, im übrigen aber ſich nad) den Grundfägen 
des bürgerlichen Rechts beftimmt. Mit diefer kann der Verficherte 
namentlich denjenigen Schaden geltend machen, der ihm erwächſt, 
wenn er infolge des Mangels der Karte eine andere Arbeitögelegen- 
heit nicht erlangen Tonnte.*) Inwieweit auf diefen Anſpruch 
negativ der Umftand Einfluß gewinnt, daß der Verſicherte es ver- 
zögert bat, die Hilfe der Behörde zwecks Wiebererlangung feiner 
Karte oder Erlangung einer neuen (vgl. unten $ 41) anzugehen, 
beftimmt fi gemäß $ 254 BGB. nach richterlichem Ermefjen;‘) 
ebenfo gemäß $ 287 CPO. die Höhe des zu erfegenden Schadens.) 


8 40. Berfiherungsmarke.') 


Die Marke, Beitrags- ober Verfiherungsmarfe?) if ein 
papiernes Wertzeichen, welches zur Einflebung in die Quittungs- 
karte beftimmt if. 


I. Die äußere Beſchaffenheit der Marke wird duch $ 130 Abf.1 
JWG. und die auf Grund dbesfelben erlaffene Bek. des RVA. v. 
7. DE. 1899 (AN. 00 ©. 188) feftgeftellt. 
nur verpflichtet ift, Die Karte an die Ortöpoligeibehörbe abzuliefern (vgl. N. 59); 
ob er fie ihr bringen muß, beftimmt fi dann nad Landesrecht. 

) Mot. Abſ. 4 zu $ 90 Entw. G. 89; dazu bie Ausführung in ber 
„Sozialen Praxis“ Bb. 20 Sp. 1325, wonach vielfach die Arbeitgeber bie 
Quittungstarte ald Legitimationspapier anfehen und deshalb in der Regel ben 
Arbeiter nur einftellen, wenn er im Befi einer Karte. ift. 

©) Bgl. „Soziale Praxis“ a. a. O. 

) Gewerbeger. Hamburg v. 9. Aug. 1901 a. E. (ArbV. S. 653). 

) Laß, Verfiherungsmarke und Quittungskarte (1891). Zur Anregung 
und Bergleihung: Kohler, Die Briefmarke im Recht, im Archiv für bürger!. 
Recht, Bb.6 ©. 316 ff. (1892). 

2) Das Geſetz fpricht ſchlechtweg von „Marken“ ; bie Ausführungabeftimmungen 
des Bundesrat? (3. B. Ziff. 2 der die Seeleute betr. BD. v. 20. Dez. 1894) und 
des RBA. (5. ©. die Bel. v. 27. Dit. 1899) gebrauden ben Ausbrud „Beitrags: 
marfen“; „Berfiherungdmarfe“ findet fi z. 8. in ber Verf. beö Reichspoſtamis 
v. 28. Rov. 18% (ArbV. 91 S. 17). Der letzte Ausbrud iſt zur Unterfheibung 
von anderen Maren der dienlichte. 





410 IN. Bud. Beitragßweien. I. Rap.: Die formalen Grundlagen. 


1. Danach gibt es zunächſt verſchiedene Arten von Marken. 
Das Geſetz felbft verlangt in erfter Reihe die Unterſcheidung nach 
der Berfiherungsanftalt. Ferner aber müflen, gleichfalls kraft Ge- 
feges, die Marken jeder einzelnen Anftalt nad den fünf Lohn- 
klaſſen,) welche für die Höhe der Beiträge maßgebend find (vgl. 
unten), verſchieden ſein. Enblih hat das RVA. von ber ihm er- 
teilten Ermädtigung, „die Zeitabjchnitte, für welche die Marken 
ausgegeben werben folen“,*) verſchieden zu beftimmen, Gebrauch ge- 
macht und die Ausgabe von Marken für je eine, zwei und drei 
sehn Beitragswochen?) angeorbnet. Hiernach gibt es zur Zeit in 
jeder Anftalt 15, in ganz Deutſchland 465 verſchiedene Verfiherungs- 
marken. 

2. Ale deutſchen Verſicherungsmarken enthalten den Reichs- 
abler. Innerhalb der Reichseinheit individualiſieren fie fih durch 
den Namen der ausgebenden Anftalt in abgelürzter Form (Bek. 
Ziff. 14). Eingedruckt ift ihnen ferner in Geftalt einer römifchen 
Ziffer die Lohnklaffe. Die Zahl der Beitragswochen ift nur in ben 
beiden größeren Appoints ausdrücklich vermerkt. Enbli enthalten 
die Marken ſämtlich kraft Geſetzes die Bezeichnung ihres Gelbwerts. 

3. Der Stoff des Marfenpapiers ift in der Bel. Ziff. 15 be- 
ftimmt. Die Marken für 1 und 2 Wochen haben gleiche Größe 
und die Form eines Nechteds, entſprechend ben Feldern der 
Quittungsfarte. Die Marken für 13 Wochen haben bie dreifache 
Größe und die Form eines hochgeftellten Rechteds. Die Zweimochen- 


) In $24 Abſ. 2 ©. 89 war in derfelben Lohnklafie eine verſchiedene Be: 
mefjung ber Beiträge nad; Berufsklaſſen zugelaflen, was zu einer weiteren Ber- 
ſchiedenheit der Masken Hätte führen müffen. Diefelbe if jebod) nicht prattifd) 
geworben und im IB®. befeitigt. 

4) Diefelben find nicht zu verwechſeln mit ben Zeitabſchnitten, melde ſich 
dur eine von vornherein beftimmte Giltigleitäbauer der Marken ergeben 
tönnen; vgl. unten VIL Durch bie Bier in Nebe ftehenden Zeitabſchnitte bes 
ftimmen fi die fog. „Appoints von Marken”; vgl. Mot. Abf. 1 zu $ 99 
Entw. IB. 

) Die 13:Woden:Warlen find keine Vierteljahrsmarlen, find aber „in ber 
Kegel für ein Vierteljahr außreihenb" (Wet. Ziff. 1), dod muß unter Um- 
ftänden nod) eine 14. Marke für ein Vierteljahr verwendet werben. Daß das 
von dem „auäbrüdfihen Berlangen bes SBerficerten" abhängig if, Tann 
Ienbart:Spielhagen Anm. 10 zu $ 130 bei dem zwingenden Charakter ber 
Vorſchriften über die Veitragsleiftung ($ 141) nicht zugegeben werben; vgl. 
au Weymann Anm. 4 „müflen“. 
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marfen unterfcheiden fi von denen für eine Woche dadurch, daß fie 
zwei Abteilungen haben, von denen bie rechte den Abler und die 
Bezeichnung „zwei Wochen“ aufnimmt. Die Färbung fließt ſich 
zunächſt an die Lohnklaffen an; die Klaffen I-V haben roten, 
blauen, grünen, votbraunen und gelben Drud. Bei Zweiwochen- 
marken hat die linke Seite die Farbe der Lohnklaffe, die rechte für 
alle Lohnklaſſen filbergraue Farbe. Im übrigen ift die Zeichnung 
aus den ber Bek. beigegebenen Muftern zu erfehen. Das Marken- 
papier iſt, um die Echtheit prüfen zu können, mit einem unfichtbaren 
Aufdrud zu verfehen (Bel. Ziff. 16). Die Anfertigung der Marken 
in Form durchlochter Bogen erfolgt im Auftrag und für Rechnung 
ber einzelnen Anftalten. Geſchieht fie nicht Durch die Reichabruderei, 
fo müffen dem RVA. vor der Ausgabe Proben vorgelegt werben 
(Bel. Ziff. 18). 

II. Zum Schutze der Echtheit von Verſicherungsmarken dienen 
die Strafbeftimmungen‘) in $ 187 Abſ. 1, 3 und $ 188. 

1. Mit der Übertretungaftrafe bis 150 M. oder mit Haft wird 
beitraft, wer ohne ſchriftlichen Auftrag einer Verficherungsanftalt 
ober einer Behörbe?) Stempel, Siegel, Stiche, Platten oder andere 
Formen, welche zur Anfertigung von Marken dienen können, an- 
fertigt oder an einen anderen, als die beftellende®) Anftalt ober 
Behörde verabfolgt, ebenfo wer den Abdruck folher Stempel ufw. 
unternimmt oder Abdrücke an einen anderen, als die Anftalt ober 
die Behörde verabfolgt. Neben der Geldſtrafe oder Haft kann auf 
Einziehung der Stempel ufw. erfannt werben, ohne Unterſchied, ob 
fie dem Verurteilten gehören oder nicht ($ 188). Die Straf» 
beitimmung entſpricht genau der in $ 360 Ziff. 4 und 5 nebft 
Schlußabſatz SGB. enthaltenen und hat fi) defien Auslegung an- 
zuſchließen. 

2. Als Vergehen werben die in $ 187 Abſ. 1 verpönten Hand⸗ 
lungen mit Gefängnis nit unter 3 Monaten beftraft, woneben auf 
Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werben kann. Beftraft 
wird zunãchſt, wer umechte Verſicherungsmarken in der Abficht an- 


9% Zeller in Ziſchr. f. Strafrecht, Bd. 14 (189) ©. 718; Stenglein, 
Nebengefege S. 1078 f. 

) Als ſolche kann wohl nur das RBA. in Betracht lommen. 

) Das Geſetz fagt „beziehungsweile". Die von den Behörden beftellten 
Stempel dürfen nicht an die Anftalt und umgefehrt verabfolgt werben. 
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fertigt, daß diefelben als echt verwendet werben follen.?) Auf die 
Ausführung der Abſicht kommt es nicht an. Beſtraft wird ferner, 
wer echte Marken in der Abſicht verfälicht, fie zu einem höheren 
Werte zu verwenden,®) und endlich, wer wiſſentlich von falſchen 
ober verjälichten Marken Gebrauh macht. „Diefe Beitimmungen 
find den für gleichartige Verfehlungen bei Poftfreimarken geltenden 
Vorſchriften der SS 275 und 280 StGB. nadgebilvet".) Zu= 
gleich ift auf Einziehung der Marken zu erkennen, und zwar ohne 
Unterfhied, ob fie dem Verurteilten gehören ober nicht, und ferner 
auch dann, wenn die Verfolgung ober Verurteilung einer beftimmten 
Perſon nicht ftattfindet.'') 

II. Die von der Verfiherungsanftalt hergeftellten Marken 
werben von berfelben an das Publikum „ausgegeben“ ($ 180 
Ab. 1). 

1. Die Ausgabe erfolgt in der Form des Verlaufs. „Die 
Marken einer Verfiherungsanftalt können bet allen in ihrem Bezirke 
belegenen Poftanftalten und anderen von der Berfiherungsanftalt 
einzurichtenden Derfaufsftellen gegen Crlegung bes Nennmerts 
täuflich erworben werben“ ($ 180 Abf.2). Der Nennwert ber 
Marken bildet hiernach ben gefeglich firterten Kaufpreis berfelben. 
Wirtfhaftlih mag fi die Erlegung desfelben als die eigentliche 
Bahlung der Beiträge, deren Wert dadurch dem werbenden Ver- 
mögen bes Zahlenden entzogen wird, und bie Erwerbung der Marken 
vor dem Termine fir die Beitragsentrihtung als eine Woraus- 

) Durch den Anfertiger oder durch andere; vgl. Er. RGer. v. 0. Juni 
1882, Entſch. Straff. 3b. 6 S. 887. Anders aber Oppenhoff, Kommentar 
Anm. 10 zu $ 275 Ste®B. — Nach dem Wortlaut „fie ald edit zu verwenden“ 
ift bad Wort „verwenden“ hier in weiterem Sinne gebraudt und umfaßt nicht 
bloß das Einkleben in die Karte, fondern auch bad Beräufern an andere zum 
Einfleben; vgl. Gebhard: Düttmann Anm. 3. 

a) Über das Verfalſchen berelts eingeflebter Marten vgl. unten R. 36. 

’o) Mot. Schlußabſatz zu $$ 137—146 Entw. ©. 89. 

2) 8 187 Abſ. 3; vgl. $$ 152 (Mot.) mit 40 und 42 St®B. Die Ein- 
siehung al8 präventiv-poligeiliches Verfahren muß auch dann noch nachträglich 
nad) Anhörung der beſonderen Einziehungsintereſſenten (jegigen Cigentümer 
der Marten) erfolgen, wenn gegen ben Zäter Strafe ausgeſprochen und gegen 
ihn die Einziehung verhängt if. Die Koften dieſes befonderen Einziehungs- 
verfahrend fallen der Staatskaſſe zur Laft (Erf. RGer. v. 23. Sept. 1897, 
Reger 8b. 19 S. 82, ArbV. 98 ©. 3%). 
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bezahlung des Beitrags darſtellen: ila) rechtlich handelt es fih nach 
der zutreffenden Konftruftion des Gejeges um einen wirklichen Kauf, 
für welchen die Abfiht der Beitragsentrichtung nicht den Rechts- 
grund bildet. Es kann daher bie Zahlung auch nidt als ohne 
Grund geleiftet ($ 812 BGB.) zurüdgeforbert werden, wenn hinter 
ber die vorausgefegte Beitragspflicht nicht zur Entftehung gelangt 
ober auf die freimillige Beitragsleiftung verzichtet wird. 

2. Der Verkauf Tann duch Verkaufsftellen erfolgen, welche bie 
Anftalt nah Bedürfnis einrichten fol.) Es fönnen das amtliche 
Stellen fein, welche als Drgane der Anftalt den Verkauf beforgen,!’) 
ober auch vertragsmäßig'*) engagierte Privatperfonen, Gewerbe 
treibende uſw. Die den letzteren etwa zu zahlende Vergütung 
muß, da der Kaufpreis den Nennwert nicht überfteigen darf, die 
Verfiherungsanftalt tragen. 

3. Der regelmäßige Vertrieb der Marken erfolgt durch Die Poft- 
anftalten,!°) melde ihn ohme Vergütung beſorgen. Jede Poftanftalt 
führt nur die Marken derjenigen Verficherungsanitalt, in beren Bezirk fie 
belegen ift, aud wenn ſich ihr Beftellbezirf in das Gebiet einer 
anderen Anftalt bineinerftredt.'% Neuerdings find auch die Land- 
briefträger im weiteren Umfange zum Vertrieb der Marken heran- 
gezogen worben.!!). Dagegen find die Bofthilfsftellen Feine Poft- 
anftalten;'%) doch find die Inhaber derſelben vielfah zur Über- 
nahme von Verfaufsftellen feitens der Anftalten bewogen worden.'?) 


aa) Nur in biefem Sinne richtig die Ausführungen im Erk. des OLG. 
Breslau, ArbV. 98 ©. 35 a. E.; Laß ©. 15. 

'2) „einzueichtenben“; ogl. Sfenbart» Spielhagen Anm. 17. 

1) So aud) bie Rentenftellen gemäß $ 80, jo praftife; die württembergifchen 
mBezirkövertreter” gemäß ber Dienftanweifung dv. 29. März 1900 (Biefen:- 
berger &.481). 

’) Diefe Verträge find in Preußen ftempelfrei (AR. 92 ©. 142 Nr. 199); 
vgl. unten $ 73 R. 179. 

) Bol. oben $ 24 V. 

") &o bie oben N. 2 citierte poſtaliſche Verfügung Abſ. 3. Daraus ent: 
ſtehende Schwierigkeiten: Gebhard» Düttmann Anm. 9 Abſ. 1. 

1) Näheres AR. 98 S. 339, AN. 99 ©. 535. 

=) So ſchon bie cit. Berf. bed Reichspoſtamts Abſ. 9. Dabei ift ed auch 
im Hinblid darauf, daß bie Pofthilfäfteleninhaber ein unbefoldeted Ehrenamt 
führen, gegenüber den Erdrterungen in ber Kommiſſion zu $ 99 Entw. IB®. 
geblieben, 

”) Gebharb- Diüttmann Anm. 10. 
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4. Die Buchführung der Anftalten über den Markenverkehr 
wird durch die Rechnungsvorſchriften (vgl. oben $ 85 V) geregelt. 
Danach ift gemäß vorgefchriebenem Formular (Anl. ID) ein Ab- 
rechnungsbuch zu führen, in melden jeve Abrechnungsftelle ein be— 
fonderes Konto erhält, auf dem die gelieferten Marken ins Soll, 
die geleifteten Barzahlungen ins Haben geſchrieben werben.) 
Fakultatto ift ein Markenbeſtandsbuch, das den Gefamtbeftand der 
von der Anftalt beſchafften Marken nachzuweiſen hat. 

IV. Die Beurteilung der Rechtsverhältniſſe und rechtlichen 
Schickſale der Verfiherungsmarke ift nicht ohne Schwierigkeit und 
Zweifel. 

1. Die von der Verfiherungsanftalt ausgegebene, aber noch 
unverwendete,2') d. h. in die Duittungsfarte noch nicht eingeflebte 
Marke ift ein papiernes Wertzeihen und als folhes eine im Verkehr 
befindliche Förperlihe Sache. An ihr find alle ſachenrechtlichen Ver- 
hältniſſe, namentlih Eigentum und Pfandrecht möglih. Der Er- 
werb des Eigentums kann nicht bloß unmittelbar von der Ver— 
fiherungsanftalt, fondern auch mittelbar von dritten Perfonen und 
zwar bier auch zu einem niebrigeren Preife, ala dem Nennwert, 
exfolgen.22) 

2. Das Gefeß hat die Herftellung und den Vertrieb ber 
Marken derart geftaltet, daß im regelmäßigen Laufe der Dinge 
Marken fi nur dann im allgemeinen Verkehr befinden können, 
wenn ber entſprechende Geldbetrag dem Vermögen ber Verfiherungs- 
anftalt zugefloffen if. Daß dies geſchehen, wird daher im voraus- 
gefegten Fale”=) durch die Marke tatſächlich bewieſen; fie ift im 
unverwenbetem Zuftande zwar nicht ihrem Zwecke nad,2?) wohl aber 


2) Als Abrechnungäftellen find diejenigen Verkaufsſtellen nicht anzufehen, 
denen ein elferner Beftand an Marken überwieſen ift ober melde bie ihrerſeits 
abzufegenden Marten gegen Barzahlung einkaufen. Bemerkung zu $ 4 Abf. 2 
der Rechnungsvorſchriften (AR. 00 S. 250). 

2) Laß S.9 ſpricht von ber „felbftändigen” Verſicherungsmarke. 

2) 8. ein Arbeitgeber, er größere Markenpoften angelhafft Hat, gibt fein 
Geſchaft auf, ein Selbftverficerer verzichtet auf die Fortfegung ber Selbft- 
verfiherung unb beide ſcheuen bie Umſtände eines Einldſungsantrags bei der 
Berfiherungsanftalt. 

22) Alfo, wenn fih die Marken im allgemeinen Verkehr befinden. In der 
Hand der Abrenungäftelle greift das natürlich nit Plaf. 

23) Dieſes Moment wird von Laß S.15 f. richtig betont, doch bürfen 
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tatſächlich eine Quittung über eine beftimmte, an die Verfiherungs- 
anftalt eingegahlte Gelbfumme. Darauf ruht ihr eigentlicher, in 
der Zukunft liegender Zwed, für die Beitragsentrihtung Zahlungs- 
und Beweismittel zu mwerben.?*) 

3. Me Rechtswirkungen der Marke realifieren ſich nicht zu 
Gunften eines beftimmten, auf ihr benannten Berechtigten, ſondern 
können ſich in der Perfon jedes Inhabers entfalten. Die Marke ift 
ein Inhaberpapier. Und zwar gehört fie zu jenen, äußerlich unvoll- 
Tommenen?®) Inhaberpapieren, melde als „Marken, in denen ein 
Gläubiger nicht bezeichnet if, dur die aber der Ausfteller dem 
Inhaber zu einer Leiftung verpflichtet fein will“, in $ 807 BGB. 
hervorgehoben werben. Dies Verſprechen, welches die Verfiherungs- 
onftalt in der Marke abgibt, befteht darin, daß bie Iegtere bei der 
Beitragsentritung in Zahlung genommen und auf bie dem In⸗ 
haber geſchuldete Verficherungsleiftung in Anrechnung gebracht 
werben werbe.*) Die für die Marken des $ 807 BGB. geltenden 
Rechtsſätze find daher auch auf die Verfiherungsmarfen anzumenden, 
foweit diefelben nicht unter eigentümlichen, ihrem Sondercharakter 
entfprechenben Regeln ftehen. Namentlich gilt für fie ber $ 794 
BGB., nad; welchem Verſicherungsmarken zu Gunften des reblichen 





darüber die tatfächlihen Berhältniffe nicht überfehen werden, wenn man nicht 
den Untergrund für bie fernere Zwectwirkſamkeit der Marke verlieren will. 
Ob die Poftmarke Quittung über einen an die Poſt eingezahlten Geldbetrag 
iſt, wird verſchieden beantwortet. Bejahend Runge, Inhaberpapiere ©. 518; 
nad Kohler S. 318 iſt fie „mehr als Quittung”. Das letztere märe jedenfalls 
aud für die Verſicherungsmarke richtig. 

>) Bol. AR. 99 ©. 282 Rr. 703 Abſ. 3 Sat 3, an befien Wortlaut fid) ber 
ext teilmelfe anfeliept. 

=) Pland, Kommentar zum BGB. Anm. 1 zu $ 807. 

”) Für bie Poftmarte will Kohler den Charakter ald „Inhaberobligationd 
papier” („Schulbveri—reibung auf ben Inhaber“: $ 798 Abf. 1 BGB.) nicht 
gelten laſſen (S. 316 ff.). Die Richtigkeit feiner Ausführungen Tann Bier um 
fo mehr bafingeftelit bleiben, ala Kohler doch durch Analogiefglüffe bie 
Rechtsſatze bes bürgerlichen Recht über bie Inhaberobligationspapiere, namentlich, 
die zum Schutze des redlichen Inhabers dienenden, auch für die Poftmarke zur 
Geltung bringt (ogl. auch unten R. 77). Anders allerdings Laß, ber im 
weſentlichen bie Grunbauffaffung Kohler's teilt, aber 5.8. bie Anwendung 
des früheren Art. 307 H88. (— $ 935 Abi. 2 BGB.) auf die Verfierungs- 
marken leugnet (8. 13 f.). Seine Gegenausführungen treffen bie Formulierung 
des Leries nit. 
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Erwerbers ihre Rechtswirkung auch dann entfalten, wenn fie ber 
Anftalt vor der Ausgabe geftohlen worden find.?") Auch im weiteren 
wird der reblihe Erwerber nad $ 985 Abſ. 2, BGB. Eigentum 
felbft dann erwerben, wenn die Marken dem früheren Eigentümer 
geftohlen worden, verloren gegangen ober fonft abhanden gekommen 
waren.2®) 

4. Die Verbindung der Marke mit der Quittungskarte geſchieht 
durch „Einfleben“ ($ 131 Abf. 1, $ 141 Abſ. 1). Keine andere 
Form kann diefe erjegen. Das loſe Hineinlegen der Marke in die 
zufammengebogene Karte, das Ankleben berfelben an den Rand ber 
Rarte??) erzeugt die rechtlichen Wirkungen der Marfenverwendung 
nicht; vielmehr ift das Einfleben in dem dafür beftimmten Felber- 
raum der Karte erforberlih. Dagegen enthält die in der Quittungs- 
karte vorgebrudte Anweiſung, „die Marken, von oben links be- 
ginnend, in fortlaufender Reihenfolge einzukleben“, Feine Bedingung 
der Rechtsgiltigfeit, zumal fie bei Benugung von Dreizehnwochen⸗ 
marken ohnehin nicht buchftäblich zu befolgen if. Aus dem auf- 
geftellten Grundfage in Verbindung mit der Zuläffigfeit nachträg- 
licher Beitragsentrihtung ergibt fi) aber, daß aus dem Aufeinander- 
folgen der Marken Fein Schluß auf das Aufeinanderfolgen der 
Beitragswochen zu ziehen ift, für melde fie entrichtet fein follen. 
Vielmehr beftimmt fich die Frage, für welche Zeit die Marken haben 
verwendet werben follen, nach der Abficht des Leiftenden und ift 
Gegenftand felbftändiger Ermittelung.?°) 

5. Der Akt der Markenverwendung ift eine einjeitige, nicht 
empfangsbebürftige Willensäußerung des Verwendenden, alfo ins- 





21) Übereinftimmenb für die Poftmarke Kohler S. 331. 

=) Ebenfo Kohler &.333 Anm. 31 gegen Laß a. a. O. Daß bie in 
$ 807 BGB. behandelten Marken unter die Inhaberpapiere bes $ 935 BOB. 
fallen, vgl. Dernburg, Sadenreht ©. 284; dagegen allerdings 5. ®. Bier: 
mann, Sachenrecht, Anm. 3 zu $ 935. 

=) AN. 95 ©. 230 Rr. 480. 

%) AN. 01 ©. 405 f. Rr. 901, 902, AN.04 S.355 Nr. 1112 (vgl. Nachtrag). 
Iſt Die Abficht des Leiftenden nicht beftimmt zu ermitteln, fo barf (entſprechend bem 
$ 366 BGB.) zu Gunften bed Verficherten angenommen werben, daß zuerft Die älteren 
Rüdfftände getilgt werben follten. Das kann eventuell mit Bezug auf $ 146 IC®. 
bebeutfam werben. — Der Antrag, bie Quittungskarte mit 53 Feldern, jedes für 
einen beftimmten Montag bed Kalenderjahres, zu verjehen, fand bei ver Beratung bed 
38®. keine Annahme. Bgl. Romm.Ber. zu $ 102 Entw. und Sten.Ber. &. 2400 ff- 
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beſondere fein Vertrag zwifchen ihm und ber Verfiherungsanftalt.") 
Die legtere kann die aus ber Markenverwendung kraft Geſetzes ſich 
ergebenden Rechtswirkungen nicht ablehnen, insbeſondere dieſelbe 
nicht durch einfeitige Ungiltigleitserflärung der Marke, fei es auch 
unter Erſtattung ihres Wertes, rüdgängig madjen.”?) Selbft das 
Einverftändnis des Karteninhabers dazu würde, da es fih um 
öffentliche, durch Vertrag der Parteien nicht zu beeinflufjende Redhts- 
verhältnifie handelt, als foldes nur nach Maßgabe der bejonberen, 
das Berichtigungsverfahren betreffenden Gejegesbeftimmungen in 
Betracht kommen können.??) 

6. Durch das Einfleben wird die Marke weſentlicher Beitand- 
teil der Quittungafarte als der Hauptſache?) und nimmt von da an 
on ben Redtsverhältnifien,?°) rechtlichen Eigenſchaften?e) und Schid- 

”) AN. 95 S. 185 Rr. 418. 

3) AR. 96 ©. 294 Nr. 508 und AR. 99 S. 539 Rr. 742, zunächft allerdir gs 
auf daB Rentenverteilungäverfahren bezüglich. 

9) Anderenfalls wird fein Präjubiz für bie Inftanzen im Rentenverfahren 
geigaffen. AM. 99 3.584 Nr. 742 Msf. 4 a. €. Tonflatiert negativ, bak „eine 
nit auf Grund eines ordnungsmäßigen Berichtigungsverfahrens bezw. (?) des 
nachgewieſenen vorgängigen Einverftänbniffeß des Rentenberechtigten erfolgte Rüds 
sahlung des Wertes ber Marken noch nicht ihre Ungiltigfeit bewirkt”. Mit 
dem Tert übereinftimmend Weymann Anm.2 Abi. 4—6 zu $ 181. Geb⸗ 
hard» Düttmann Anm. 2 Abſ. 4 zu $ 131 wollen ſchlechtweg bie mit Zus 
ftimmung bed Berfigerten erfolgte Ungiltigleitderflärung gemäß $ 163 als 
Beitragßberihtigung gelten Iaffen unb bie Frage, ob in ber Entgegennahme 
des Markenwertes eine geeignete Zuftimmung des Berficherten zu erbliden ift, 
als Zatfrage nach den begleitenden Umftänden entſcheiden. Darüber wird unten 
in ber Lehre vom Verichtigungeverſahren näher gu Handeln fein (859 R. 7 und 8). 

”*) 8947 Abſ. 2 mit $98 BGB. Daf die eingeklebte Marke „weientlicher” 
Beftandteil der Quittungskarte wird, Tann nad der Anſchauung des Verlkehrs 
und den unter Ziff. 11 mit 12 entwidelten rechtlichen Geſichtspunkten nicht 
zweifelhaft fein. Entſprechend für das frühere bürgerliche Recht AR. 99 ©. 282 
Rr. 708: „Damit Hat die Marke aufgehört, ald einzelnes vertretbares Werts 
zeichen dem Verlehr anzugehdren; fie ift verbraucht und rechtlich untrennbarer 
Beftanbteil ber Quittungßfarte geworden.“ Bol. auch bie Erienniniffe in 
ArbV. 93 S. 31 ff. und für dad Verhältnis ber Poſtmarke zum Brief Kohler 
&.328. Übereinftimmend Laß &. 22, 

*) fiber Zeichen an ben eingellebten Marken als verbotenen Vermerlen in 
Quittung8larten vgl. oben $ 39 bei N. 31. Durchlochung mit Buchſtaben un 
zulaſſig (AR. 04 S. 368 Rr. 1122). 

*) Alfo au an der Urkundenqualität ber Quittungslarte; vgl. Ert. 2®, 
Hirfberg v. 25. DH. 1892 (Mb. 98 ©. 12). Doch wird bie Berfälihung 

Rofin, Reit der Ardeiterverficerung. Band U. 27 
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falen derfelben teil. Dadurch wird fie zugleih, wenn fie es bis 
dahin noch nit war, gemäß $$ 946 ff. BGB. Eigentum des Eigen- 
tümers ber Quittungsfarte; die an ihr beftehenben beſonderen Rechte 
gehen unter, während berjenige, der dadurch einen nicht gemollten?%«) 
Rechtsverluſt erleidet, nad Maßgabe von $ 951 BGB. unter Um- 
ftänden einen Bereicherungsanſpruch in Gelb gegen den SKarten- 
inhaber, oder, falls die Einflebung eine unerlaubte Handlung dar» 
ftellt (43.8. Einkleben einer geftohlenen Marke durch den Dieb oder 
Hehler in feine ober eines anderen Quittungsfarte), einen Ent- 
Thäbigungsanfprud gegen den Beſchädiger erlangt. Someit hier- 
nad oder nad) den Vorfehriften über das Wegnahmerecht des Be— 
figers?") der bisherige Markeneigentümer Wiederherftellung bes 
früheren Zuftandes verlangen Tann, muß ſich der Karteninhaber die 
Verwirklichung desfelben auch im Wege der amtlichen Vernichtung 
der Marke und Erftattung ihres Wertes an ben Geſchädigten ge- 
fallen laſſen.“) 

7. Der Verfiherungsanftalt gegenüber begründet die Marfen- 
verwendung in entfprechender Anwendung von $ 793 Abſ. 1 mit 
8 807 BGB. Rechtswirkungen unbedingt nur dann, wenn ber Ver- 
wendende zur Verfügung über die Marke berechtigt if. Verwendet 
ein unredlicher Befiger (Dieb oder Hehler) eine Marke in die eigene 
ober auch eines anderen,?®) z. B. feines Arbeiter, Quittungsfarte, 
fo ift zwar die Anftalt gegen alle Anſprüche bes Verfügunge- 


einer eingeflebten Marke in ber Abficht, ihr einen Höheren Wert zu geben, unter 
$ 187 Abf. 1 fallen, da auch die Benugung ber Marke als Beweismittel für die 
Höhe des entrichtelen Beitrags unter den hier im weiteren Sinne zu nehmenden 
«vgl. oben R. 9 und 9a) Begriff des „Berwendend“ fällt. 

a) Die Rechte des Arbeitgebers, der die Verbindung feiner eigenen Warte 
mit ber Karte feines Arbeiters wmillentli vollzieht und damit feiner Pflicht 
‚genügt, beftimmen ſich natürlic nad) den normalen Vorſchriften des Berfiherungd- 
vecht8 ($ 142). Anders ſchon bei irrtümlicher Markenverwendung; Kohler ©. 328. 

”) 8 951 Abſ. 2 mit 89 997 und 258. Gemäß $ 997 Tann ber Karten 
eigentümer die Abtrennung bezw. Vernichtung ber Marke durch Erfag bes 
Markenwerts hintanhalten. Dgl. im ganzen Enbemann, Lehrbud des 
bürger!. Rechts (3.—5. Aufl.) 8b. II S. 328 $ 83. 

=) Bol. AR. 98 ©. 338 Nr. 661 Abſ. 2; ogl. unten Siff. 11. 

*j Auch in biefem Falle Tann die bona fides des Karieninhabers bie Ber 
urteilung nicht änbern, weil $ 935 Abſ. 2 BGB. auf den nicht dechtsgeſchaft 
lihen GEigentumderwerb durch Verbindung feine Anwendung findet. Bl. 
aber R.40. 
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berechtigten gefihert, wenn fie die Marke dem Karteninhaber in An= 
rechnung gebracht hat; fie kann aber au die Anrechnung ver- 
weigern und die Marke als ungültig behandeln.) ft diefelbe nicht 
der Anftalt felbft, fondern einem Dritten geftohlen, fo wird fie auch 
verpflichtet fein,*") zur rechtlichen Vernichtung der Marke mitzuwirken 
und dem Berechtigten ihren Wert zu erftatten (vgl. Ziff. 6). 

8. Allgemeine und in allen Fällen eintretende Rechtswirkung 
der Markenverwendung ift die Schaffung eines Beweismittels für 
die Beitragsentrihtung. Die in bie Karte eingeklebte Marke beweift 
als Quittung, daß für den Karteninhaber ein Beitrag" in Höhe des 
Nennwerts der Marke an die Anftalt, melde diefelbe ausgegeben 
bat, entrichtet if. Darüber hinaus geht am fich die Beweiskraft 
nicht und bezieht fi) namentlich nicht auf die Berechtigung zur Bei— 
traggentr tung, von welder die Anrechnung der verwendeten 
Marken abhängig ift. Doch legt auch in diefer Beziehung die aus— 
drüdlihe Vorſchrift des $ 147 der in orbnungsmäßig ausgeftellter 
Karte orbnungsmäßig erfolgten Markenverwendung eine gewiſſe 
Beweiskraft bei, von welcher fpäter nod ausführlich die Rebe 
fein wird. 

9. Die Markenverwendung ift aber nicht bloß Schaffung eines 
Beweismittels; fie kann vielmehr felbft im Rechtsſinne Zahlung fein 
und fließt dann, foweit die Anftalt die Markenverwendung über- 
haupt gelten laſſen muß (vgl. Ziff. 7), den Gegenbeweis aus, daß 
teog der Quittierung Zahlung nicht erfolgt iſt. Someit die Zahlungs- 
funktion der Marke reicht, ift fie Zahlungsmittel; allerdings nicht 
allgemeines, wohl aber ein folches für die Beitragsentrihtung an 
die BVerfiherungsanftalten, Verfiherungsgeld.?) Die Zahlung voll- 





+) Vgl. Kohler S,333 f. Indeſſen wird gemäß N. 37 die Anftalt die 
Anrechnung nit verweigern dürfen, wenn der gutgläubige Rarteninhaber den 
früßeren Markeneigentümer entihäbigt oder den Matfenwert zu biefem Zwecke 
der Anftalt übergibt. Diefes Recht bed Karteninhabers Könnte im Hinblid auf 
die Beſchrankung nachtraglicher Beitragsentrichtung ($ 146) bebeutfam werben. 
Daß die Hier erörterten Probleme auch praktiſch wichtig werben fönnen, wird 
ſchon durch ben Zatbeftand ber oben N. 11 citierten Entſcheidung (vgl. auch 
unten R. 50 u. 51) erwieſen, wenn auch bie Fälle wegen ber Schwierigteit bed 
Wentitãtsbeweiſes nicht häufig fein werden; Kohler ©. 334. 

4) Bol, Dernburg, Bürgerliches Recht, IL, 1 $ 149 Ziff. 2 und die dort 
Eitierten. 

“) Laß S.17 ff. mit Kohler &.324 ff. — Andere Zahlungen, als die 
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zieht ſich rechtlich in dem Sinne, daß durch die Einflebung ein von 
der Anftalt ausgegebenes und von ihr pflihtmäßig in Zahlung an- 
zunehmendes, alfo ihr Vermögen belaftendes Zahlungsmittel durch 
das Einfleben als folches verbraucht, außer Kurs geſetzt und das 
Vermögen der Anftalt dementſprechend bereichert wirb.*?) 

10. Die Zahlungsfunftion der Marke ift aber mit nichten eine 
allgemeine.) Sie tritt nicht hervor beim fog. Einzugsverfahren, in 
welchem die Beiträge „für Rechnung der Verfiherungsanftalt” durch 
amtliche Stellen eingezogen werben, die dann erſt „die den ein= 
gezogenen Beträgen entſprechenden Marken in bie Quittungs- 


im Geſetz dafür beftimmten, können an bie Berfiherungsanftalten nicht in Marten 
geleiftet werben. 

*) Bol. auch die oben R. 34 citierte Stelle aus der Eniſch. Nr. 703, ſowie 
analog hinſichtlich der Verwendung bed Stempelö zur Steuerentrichtung Otto 
Mayer, Berwaltungsreht I S. 405 Anm. 22. 

“) Mit der Grundauffaffung des Textes übereinftimmendb Bebharb-Dütt- 
mann Anm. 2 zu $ 131. Dagegen Weymann Anm. 1; bod find feine 
Argumentationen nicht ftihhaltig. Der Wortlaut bed $ 158 ift ganz allgemein 
gehalten und fteht nicht entgegen. Daß ſich aber $ 148 nur ala Ausnahme 
von $ 141 Abf. 1 und nicht von $ 131 Abſ. 1 bezeichnet, ift rein Außerlid und 
auch fo nur eine Folge ber veränderten Stellung, welche die Paragraphen bed 
©. 89 im neuen IB®. erhalten haben (ngl. im &.89 $ 112 mit $ 109 Uhl. 1, 
welcher ſich auf $ 100, jetzt 140, bezog, an ben fi $ 101 Abſ. l Satz 1, jept 
$ 181 f. 1, formel und inhaltlich; anfhloß). Entieibenb für bie im Xert 
vorgetragene Auffaffung ift aber ber innere Brund, daß ed unmöglich ber Sinn 
des Gefeges fein Tann, dem Beitragäpflistigen bie Pflicht ber Barzahlung an 
EinzugB- und fonftige Stellen aufguerlegen, ihn aber dann, wenn bie Marten: 
verwenbung nicht gehörig erfolgt, mit Weymann auf bie privatrechtliche 
Schabenderfagforberung gegen den durch die Stele vertretenen Berband ober 
gar ben eingiehenben Beamten zu verweilen. Übrigens hält Weymann felbft 
im Abſ. 3 feinen Standpunkt nicht unbedingt feft (vgl. auch unten $ 52 N. 29); 
aber aud), woran er feithält, „mürbe Formalismus fein". — Da RBA. hatte 
bei Niederſchrift des Voranftehenden Au ber Bier behandelten Frage noch Feine 
entſcheidende Stellung genommen; doch fand ſich in einem zu $ 147 IB®. er 
gangenen, in Arb2. 01 &.565 ausführlich (vgl. AR. 00 ©. 842 Nr. 865) 
abgebrudten Beſcheide mit Bezug auf das Ginzugäverfahren ber Sat, daß „bie 
Beitragsleiſtung nad) $131 IVG. erft mit dem Einkleben ber Marken als bewirkt 
anzufehen ift“. Daß diefe Bezugnahme auf $ 131 nicht durchſchlägt, vgl. oben. 
In der Tat hat denn aud das RVA. ſpäter in einer die Bebeutung des $ 146 
für das Einzugdverfahren (vgl. unten $ 52 R. 29) feftftellenden Entſcheidung 
(AR. 08 &.247 Rr. 1025) fi ganz auf ben Boben ber hier vorgetragenen 
Auffaffung geſtellt. 
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karten einfleben“. Sie tritt aber ebenfo nicht hervor, ſoweit auch 
außerhalb des Einzugsverfahrens Traft gejegmäßiger Vollmacht,“) 
namentlich tim Berichtigungsverfahren, Verfiherungsbeiträge von 
amtlichen Stellen zur Abführung an die Anftalt gegen Marken- 
verwenbung in Empfang genommen werben. Überall ift hier bie 
Barzahlung Beitragsentrichtung, deren Rechtswirkungen an fie ge- 
Inüpft und von ihr abhängig find, die Markenverwendung nur 
Schaffung eines, nicht ausſchließlichen und nicht unwiderlegbaren Be- 
weigmittels. Allerbings kann dieſelbe auch hier wieber, aber in anderem 
Sinne, Zahlungsakt werben, dann nämlich, wenn ben Einzugs- ober 
Berihtigungsftellen die zu verwendenden Marken nicht von der Anftalt 
gegen Abrechnung zur Verfügung geftellt werben, ſondern von den» 
felben im Rechtsfinne angefauft werden müfjen.*) Aber dann dient 
die Markenverwendung nicht mehr der Zahlung von Beiträgen, 
ſondern der Ablieferung bereits gegahlter Beiträge an die Verfiche- 
rungafaffe, alfo der Tilgung einer Schuld aus dem Auftrags- oder 
Dienjtverhältnis, umd wirkt daher nicht mehr zwiſchen Anftalt 
und Beitragsleiftendem, fondern zwiſchen der erfteren und ihren 
Organen. 

11. Entſprechend ber Tatſache, daß die Marke nur zu ein- 
maligem Kleben eingerichtet ift, verbraucht ſich auch rechtlich end⸗ 
giltig ihre Wirkungsfraft mit einmaliger Verwendung. Und zwar 
iſt der Verwendungsakt Wirkungsakt, nicht die Tatſache bes Ver— 
wenbetfeing und =bleibens. Diefer Aft ift nicht bloß für die Ver- 
figerungsanftalt endgiltig entſcheidend (vgl. Ziff. 5), Tondern auch 
für den Verwender unwiderruflich. Die grundſätzliche Freiheit und 
Untontrolltertheit bes einfeitigen Verwendungsalts muß durch die 
ftrenge Gebunbenheit des Verwendungswillens kompenfiert werben, 
wenn nicht eine heillofe Zerfahrenheit der Rechtsverhältniſſe eintreten 
fol. Daher muß die Ablöfung einmal eingeflebter Marken grund- 
fäglih als unzuläffig gelten,“) unbeſchadet der Möglichkeit, die Bei- 


¶) Anders natürlich, wenn bie Übergabe bed Vargeldes an einen Beamten 
als Privatfahe erfolgt. Rur auf einen folgen Fall ift bie Bemerkung im vor- 
legten Safe von AR. 99 ©. 283 Rr. 708 („anvertraute Geld“) zu beziehen. 

«) Bgl dazu für jept bie preuß. Rartenanmeifung Ziff. IX Abſ. 1 a. € 
und in Bezug auf bie Ginzugäftellen Mot. 9bj.5 zu $ 112 Ente. IB® 
Näheres über „Anlauf im Rechtofinne unten $ 48 R. 65. 

Me) Bot. auch die Bemerkung des Romm.Ber. zu $ 1094 Entw. 3B®.: „Das 
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tragsentrichtung als ſolche anzufechten und auf Grund deſſen zu einer 
amtlichen Vernichtung der Marke und Erftattung ihres Wertes zu 
gelangen.*’) Des weiteren folgt aus dem aufgeftellten Grundfag, 
daß, wenn Marken mit der Karte zerftört oder verloren gegangen 
find ($ 136), fi von ihr abgelöft haben ober felbft rechtswidrig 
duch Dritte von ihr wieder abgelöft worben find, ihre urfprüngliche 
Rechtswirkſamkeit nicht verloren geht.) Nun, wenn erweislich*=) 
die Ablöfung durch den Karteninhaber felbft rechtswidrig, z. B. 
zweds Wiederverfaufs, erfolgte, wird die Anrechenbarkeit zu ver- 
neinen fein, weil fi niemand, auch nicht im öffentlichen Recht, zur 
Erlangung von Rechten auf feine eigene unerlaubte Handlung be— 
rufen darf.*?) Umgekehrt aber ergibt fi, daß die abgelöfte Marke 
feine Kraft zu Rechtswirkungen mehr in fi trägt;°%) ihre Wieder⸗ 
verwenbung ſchafft Feine anrechenbaren Beiträge, gleichviel, ob der 
Wiederverwendende oder der Inhaber der neuen Karte in gutem 
oder böfem Glauben find.) Die Verfiherungsanitalt kann die 
befte wäre, falls dies techniſch möglich, daß die Marten von der Karte nicht 
wieder abgelöft werben Tönnten.“ Dementſprechend find, mie Ifenbart: 
Spielhagen mitteilen (Anm. 8 zu $ 141 a. E), Verſuche mit einer Seldfte 
entwertung ber Marken angeftellt worden, bie aber biäher noch zu keinem 
prattiſch brauchbaren Ergebnis geführt haben. 

9) AR. 98 S. 338 Nr. 661 Abſ. 2: Irrtümliche Einklebung von Marten 
einer unzuftändigen Anftalt. Das gleiche muß um fo mehr von einer anfecht⸗ 
baren Bermenbung zuftändiger Marken gelten. 

4) AN. 99 ©. 282 ff. Nr. 708 u. 704. Übereinftimmend Gebhard: 
Düttmann Anm. 2 Abſ. 3 zu $ 131, Weymann Anm. 2 Abſ. 2. 

ee) Nad AN. 99 S. 283 Nr. 703 Schlubabjag Satz 2 würde bad RIA. 
auch für biefen Fall eine Beweislaſt der Anftalt annehmen, was nicht un- 
bedenklich iſt. 

*) Ahnlich Weymann a. a. O. 

») Daher kann auch der für fursfähige Inhabermarken geltende Schuß des 
redlichen Erwerber auf ben fall eines Diebſtahls an bereits eingeflebten 
Marken eine Anwendung finden. Werben fie von neuem in eine Quittungs⸗ 
tarte eingeflebt, fo wird allerdings ber Karteninhaber kraft Verbindung Eigen 
tümer; vgl. aber $ 187 Abſ. 3 und bad oben R. I1 citierte Erk. RGer. 

m) AR. 99 Ar. 703 &. 282 Zeile 7 von unten. Die Wiebereinflebung ab- 
geialener Marken in dieſelbe Quittungsfarte ift natürlich feine Wiebervermenbung, 
fondern nur Wiederherftellung der erfien Verwendung, auch wenn babei bie 
Martenfelder vertaufcht werben. Hat ein Beamter der Ausgabeftelle richtig 
verwendete Marken entwendet und jpäter zur Verdeckung ber Straftat anderweitig 
entwenbete Marten in bie von ihm zuerſt beſtohlene Karte eingeklebt, fo iſt 
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neue Anrechnung, die ihre Belaſtung verboppeln würde (Biff. 2), 
ablehnen; aber auch wenn fie irrtümlich diefelhe gewährt hat, würde 
die Rechtswirkſamkeit ber erften Einklebung dadurch nicht hinfällig 
werben.??) 

12. Das Intereſſe der Verficherungsanftalten, wie auch der Ver- 
fiherten an der nur einmaligen Verwendung von Verfiherungs- 
marfen wird auch ſtrafrechtlich gefhütt. In gewiſſem Anflug an 
8276 StGB. wird nad) $ 187 Ab. 2 IVG. geftraft, wer Marken ver- 
wendet, veräußert ober feilhält, obwohl er weiß oder den Umftänden 
nad annehmen muß, daß die Marken bereits einmal verwendet 
worden find. Die Strafe ift die gleiche, wie bei der Marken- 
fälſchung nah $ 187 Abſ. 1 (ogl. oben II, 2); auch die obliga- 
toriſche Einziehung findet in gleicher Weife ftatt.”?) Abweichend ift 
nur, daß hier mildernde Umftände zugelafien find, bei deren Vor- 
bandenfein auf Geldſtrafe bis zu 300 M. oder Haft erfannt werben 
kann. Wie fehon der Zufammenhang der Strafbeftimmung mit dem 
materiellen Verfiherungsrecht ergibt,’*) find unter „bereit einmal 
verwendeten Marken" einfach diejenigen zu verftehen, melde ſchon 
Beſtandteil einer Quittungsfarte gemejen find.) Die Wieder- 


diefe Wiedereinflebung wirkungslos, aber e3 findet die Anrechnung der zuerft 
entwenbeten Marten ftatt. Bgl. zu alledem ben Schlußabſatz ber citierten Ent 
ſcheidung Ahweigend Lab ©. 58. 

5) Weymann a. a. O. 

) Bsl. oben N. 11. Das dort citierte Erf. bezieht ſich auf einen Fall des 
Abſ. 2 (ogl. auch R. 50). 

54) Derfelbe wird aud in AN. 99 Nr. 703 ©. 282 a. E. hervorgehoben, 
woraus auf eine mit ber Auffaffung bed Textes übereinftimmende Anſicht bed 
REN. zu fließen ift. Übereinftimmend de lege lata auch Lak ©. 57 R.1. 

5%) Anders das RBer. in einem Erf. v. 8. Dez. 1892 (Neger Bb.14 &.46, 
ArhB. 93 S. 345). Ein Arbeitgeber Hatte bei Gelegenheit der Ablohnung eines 
Befellen, weil ihm eine Marle zu 24 Pf. fehlte, aus ber in feinen Händen ber 
finbfigen Karte eines Witgefellen eine folhe Marte abgelöft und dem erften 
eingeflebt. Das RGer. erachtete dieſen Zatbeftand zur Verurteilung nicht ale 
ausreichend. Im Rechtöfinne verwendet ſei vielmehr eine eingefledte Marke 
aur, wenn fie tatfählich und rechtlich zur Tilgung einer beftimmten, fällig ger 
worbenen Beitragapfliät des Arbeitgebers beyw. bed Verſicherten gebient hat. 
Es mäffe daher mod) unterjuct werden, ob bie abgelöfte Matte nad; Mahgabe 
abgelaufener Veitragswochen und erfolgter Lohnabzüge oder nah Maßgabe 
fonftiger vom Verſicherten auf biefe Marke bereit3 erworbenen Rechte ald nach 
außen Hin rechtswirkſam geworben und verwendet anzujehen iſt. — Ich Balte 
dieſe Entſcheidung für unrichtig. Dad Geſetz verfteht unter „Verwenden“ bad 
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ablöfung folder allein ift verſicherungsrechtlich nicht unter Strafe 
geftellt und unterliegt ben allgemeinen, auf fie moglicherwetſe an- 
wendbaren Strafgefegen.’*) Befonders beftraft wird dagegen bie 


einfache Einkleben ber Marke in bie Karte, was auch ſonſt „Beibringen“ ber 
Marke genannt wird. Das geht 5.8. aus dem Sufammenhalt von $$ 176 mit 
141, 131 und 158 deutlich hervor. Auch bie Mot. zu $ 154 Entw. IVG. reden 
jchlechtweg von „benugten" Marken. Das gleiche ergibt bie Entwidlung der 
Sefeggebung. Der Entw. ©. 89, welcher nad) $ 91 allgemeinen Entwertungs ⸗ 
zwang hatte, verftand in bem entſprechenden $ 145 Abf. 2 unter „verwendeten“ 
entwertete Marken, bei denen ſelbſtverſtändlich für rechtliche Unterfucjungen, wie 
fie dad RGer. anftelen mil, Tein Raum mehr war. Das RGer. wird auch 
gugeben müffen (vgl. feine eigenen Ausführungen über die Frage, ob „ver- 
wenbet” etwa als „entwertet“ zu verftehen fei), daß jelbft nad dem befinitiven 
Bortlaut des $ 154 Abſ. 2 ©. 89, foweit entwertete Marken in Frage flanden, 
mur bie einfadje Zatſache der Entwertung in Betradht Tommen onnte, mochte e 
fi um eine Veräußerung oder Feilhaltung nad Entfernung des Entwertungs ⸗ 
weihens (vgl. dazu unten N. 58, 70) ober um eine Wiederverwendung in 
anberer Karte handeln. Mit dem Wegfall bes allgemeinen Entwertungsgwanges 
iſt aber nur eine Vorausſetzung für das enbgiltige „Berwenbetfein“ befeitigt, 
nicht find flatt deffen neue Boraußfegungen Binzugetteten. In Betradt Fommt 
ferner, daß bie Iegteren, wie fie dad RGer. formuliert, nur für ben Fall des 
Verſicherungszwanges, nicht aber bei ber freimilligen Berfiherung ein ent 
ſcheidendes Kriterium abgeben Tönnen, und daß man, wenn man fie 
für den Begriff des Verwendens gelten läßt, auch ben Begriff des Wieder⸗ 
vermenbend von ihmen abhängig maden muß, ganz abgefefen von 
der Unwahrſcheinlichkeit, daß das Geſetz feine Strafbeftimmung auf berartig 
tiefgehende Unterſuchungen über Bedingung und Folgen ber Markeneinflebung 
aufgebaut hat. Weiter ift in bem Erkenntnis in feiner Weile berüdfichtigt, 
daß ſchon durch das Einkleben die Marke Eigentum des Berfierten wird (vgl. 
oben Ziff. 6), zumal da „das @ejeg bie Verwahrung ber Karten durch den 
Arbeitgeber nicht als die Regel anfieht“ (AR. 00 ©. 843 Rr. 867 a. €.) 
unb daß auch bie Anftalt Rechte durch ben Berbraud des Zahlungsmittels er: 
wirbt (ogl. oben Ziff. 9), mas fich in ber jept anerkannten Befugnis ber 
Kontrollbeamten, jeberzeit alle in Quittungstarten befinblihen Marten zu ent 
werten (Bunbedratd- BD. v. 9. Nov. 1899 Ziff. 4), zum Ausbrud bringt. 
Enbli aber lann ber Hinweis des RGer. auf die für Fälle bloßen Ber 
ſehens zu Barte ordentliche Strafe von 3 Monat Gefängnis im Hinbitt auf 
das bei mildernden Umftänden, bie gerade bier im Gegenſatz zu Abſ. 1 zus 
gelafien find, möglie Minimum der Gelbftrafe nicht verfangen. 

=) &8 Tann unter Umftänden Diebftafl, Unterfhlagung, Urkundenfälfgung 
(wenn der Glaube erwedt werden foll, es ſelen weniger Marken, als tatſächlich 
geſchehen, verwendet worben) [und Urkundenbefhäbigung in Betracht Tommen. 
Nägereß bei Stenglein, Strafregtlice Nebengejeje ad h. $ und Zeller, 
Ztſchr. f. Strafrecht Bd. 14 &. 719 f. 
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wiederholte Verwendung, *) gleichviel, ob fie im eigenen Intereſſe 
bezw. in Erfüllung einer eigenen Pflicht erfolgt ober nicht,?") ebenfo 
das Veräußern oder Feilhalten fchon verwendeter Marken.) Der 
Ankauf Tann unter Umftänden als Beihilfe zur Veräußerung be 
ftraft werben.) 

V. Die Einflebung der Marke in die Quittungsfarte macht 
viefelbe rechtlich zu fernerer Verwendung untauglid und ftellt daher 
eine „materielle Entwertung“ %) der Marke bar. Um aber die immer- 
Bin verbleibende tatfächliche Möglichkeit einer wiederholten Verwertung 
zu verringern,*') kennt das Geſetz noch eine formelle, als ſolche be= 
zeichnete „Entwertung". Es bat diefelbe nicht abſchließend geregelt, 
vielmehr dem Bundesrat eine weitgehende Ermächtigung nach dieſer 
Richtung gegeben.) 


a) Die Wiederverwendung ift nit vor bem tatfädlichen Wiebereinkieben 
erfolgt. Werben die abgelöften Marten nur dem Rontrollbeomten vorgewieſen 
und weift biefer fie zurüd, jo ift das Bergehen nicht konſumiert. Der Verſuch 
iſt nicht firafbar und auch Betrugsverſuch nicht anzunehmen, da dad Spezial 
geſet des $ 187 dies ausſchließt. Ext. RGer. v. 25. April 1901, Entſch. Straff. 
Bd. 34 ©. 259. 

") So bie bei Iſenbart⸗Spielhagen Anm. 7 citierte Entſch. RGer. v. 
5. Rov. 1896. 

“) Rad $ 154 Abſ. 2 ©. 89 wurde die Veräußerung und das Zeilhalten 
nur beftraft, wenn es „nad ganzlicher ober teilmeifer Entfernung ber auf die 
Marke gefegten Entwertungszeichen“ geſchah. Dieſer Bufag war nur ein 
Redaktiondverfehen, deffen Streichung vergefien wurde, nachdem man den allge: 
meinen Entwertungszwang bed Entwurf fallen gelafien hatte. gl. oben 
R. 55 und Mot, zu $ 154 Entw. IVG. 

%) Erf, RGer. v. 4. Zuni 1901, Entſch. Strafl. Bd. 34 &. 273. Der Ans 
getlagte hatte die ihm angebotenen Marken käuflich erworben, nachdem er fich 
vorher zum Anlauf bereit erflärt Hatte, falls biejelben beim Losldſen nicht bes 
ſqhadigt würden. 

0) Der Ausbrud ftammt aus dem R. 55 citierten Erk. bed Reichsgerichts, 
welches ihn allerdings für den von ihm aufgeftellten Begriff der Verwendung 
gebraudt. 

®) Ganz aufgehoben wird fie auch durch die formelle Entwertung nicht, wie 
auch der Romm.Ber. (vgl. oben N. 468) Tonftatiert. 

@) 8141 Abſ. 3, 4 Die Ermächtigung des abſ. 3 zur Strafandrohung 
bezieht fich über den Wortlaut hinaus auch auf bie Unterlaffung ber Entwertung 
überhaupt; Iſenbart ⸗ Spiel hagen Anm. 11. Ergangen ift bie Bunbeös 
zatB«BO. v. 9. Rov. 1899 (AR. 00 ©. 172), welde in mehrfacher Beziehung 
Subbelegationen für die Landesgentralbehörbe enthält. 
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1..Die einzelnen Fälle, in denen die Entwertung vorgejhrieben ?)- 
ober zugelaflen if, werden an ihren befonderen Orten erwähnt 
werben. Hier an allgemeiner Stelle ift nur hervorzuheben, daß nach 
dem Geſetz ($ 131 Abf. 3) alle Marken für einen zwei Wochen 
überfteigenden Zeitraum‘) und nad Bundesratsbeſchluß auch alle 
Zweiwochenmarken von den fie verwendenben Arbeitgebern und Ver- 
fiherten entwertet werden müflen; die Entwertung fol alsbald nach 
der Einflebung erfolgen. Hinfichtlih der Wochenmarken ift nad 
Bundesratsbeſchluß nur die Befugnis zur Entwertung begrünbet,) 
foweit nicht die Landesregierung auch hier für die Fälle der frei- 
willigen Verfiherung eine Verpflichtung ftatuiert. Für die Ent- 
wertung beim Cinzugsverfahren, dem Berichtigungsverfahren, ber 
Quittungsfartenverlängerung und der Beitragsfontrolle find be= 
fondere Vorſchriften vom Bundesrat getroffen. 


2. Die Entwertung darf nur in ber vom Bundesrat vor- 
geichriebenen oder zugelaffenen Form erfolgen.) Die regelmäßig 
anzumenbenbe Entwertungsform befteht darin, daß auf ber einzelnen 
Marke handſchriftlich oder durch Stempel ber Entwertungstag %) in 
Ziffern, 3.8. „15. 3. 00°) mit Tinte oder ähnlichem Farbftoff 

=) Über den allgemeinen Entwertungszwang des Entm. G. 89 vgl. oben 
R. 55; dazu die in N. 468 citierten Rommilfiondverhanblungen. 

) Die Vorſchrift des $ 141 Abſ. 3, obgleich in dem Aöchnitt „Entrihtung. 
der Beiträge bur bie Arbeitgeber“ enthalten, bat doch nach ber Abſicht des 
Geſetzes allgemeine Bebeutung. 

va) Die bei Boffe: v. Woedtte Nachtrag S. 122 abgebrudte preub. 
Ninifterial-Bel. v. 16. Jan. 1892 empfahl den Arbeitgebern, auch bie in ber 
Karte ihrer Arbeiter befindlichen, von früheren Arbeitgebern eingeflebten Marken 
zu entwerten, Ich halte dad jedenfalis jegt nicht für zuläffig, wie benn auch 
Ziff. 1 der cit. Bundesrat3-BO. nur „Arbeitgeber, melde Marken einfleben, 
zur Entwertung diefer Marten für befugt“ erklärt. 

%) Über vorſchriftswidrige Entwertungen als verbotene Vermerke vgl. oben 
539 2.31. 

*) Alfo nicht ber etwa davon verſchiedene Tag der Einklebung, aud nicht 
ber Zag, an bem hätte gelebt ober entwertet werben follen oder ber Tag ber 
Beihäftigung. Bol. auch Entſch. ABA. v. 12. Nov. 1897 in Mainzer Ztſchr. 
85.8 S. 30 N. 6208. 

) Die volle Jahreszahl „1900* Hält das RBA. „nicht gerade fr un: 
zuläffig“ (AR. 00 ©. 614 Nr. 806). Doc fann die Bariation (bald 00, bald 
1900) al verbedter Vermert gemißbraucht werben. Das Ausſchreiden bed 
Monats in Buchſtaben ift jedenfalls vorſchriftswidrig. 
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Deutlich angegeben wird. Dabei dürfen die Marken nicht unfenntlich 
gemacht, vielmehr muß Nennwerth, Lohnklaſſe und Name der Ber- 
ficherungsanftalt erfichtlich bleiben. Zumiderhandlungen gegen die 
Entwertungsbeftimmungen werben, fofern nicht nah anderen Vor⸗ 
fchriften eine höhere Strafe verwirft if, von der unteren Ver— 
mwaltungsbehörbe oder Rentenftelle mit Orbnungsftrafe bis zu 20 M. 
belegt. 

3. Die Entwertung ift eine zur Verwendung hinzutretende 
Form, welde ihr eine gewiſſe größere tatfächliche Sicherheit verleiht, 
an ben Rechtawirkungen derſelben aber an fid nichts ändert. Die 
Marke wird für die Zukunft, nicht aber für die Vergangenheit ent 
wertet und behält für legtere ihre Bedeutung als Beweismittel für 
erfolgte Beitragsleit . Da die Entwertung nad) ihrer Form den 
Entwertungstag angibt, und für die Zukunft feftftellen fol, dieſer 
aber, allein oder in Verbindung mit anderen, aus der Karte ſich 
ergebenden Momenten, für die Ordnungsmäßigkeit der Marken— 
verwenbung und die Anvechenbarfeit der Beiträge beweiſend werden 
fann,*®) fo ift auch die Entwertung jelbft als eine Urkunde im 
Rechtsſinne zu erachten.) Jedoch kann eine befondere Beftrafung 
wegen Urkundenfälſchung nicht flattfinden, wenn die Entfernung oder 
Veränderung des Entwertungsbatums nur im Rahmen der nad 
$ 187 Abſ. 2 firafbaren wiederholten Verwendung, Veräußerung 
ober Feilhaltung bereits verwendeter Marken erfolgt.') 

VI. Anders als die „Entwertung" ift die amtliche „Ver= 
nitung“,") wie fie dem Berechtigungsverfahren ($ 158) dient, 
Entwertung der in die Karte eingeflebten Marke auch für die Ver- 
gangenheit, Wieberbejeitigung ihrer Funktion als Zahlungs- und 
Beweismittel, eventuell in Verbindung mit einer Rüderftgttung ihres 
Werts aus der Verfiherungsfafle. Die Vernichtung ift nicht körper⸗ 
liche liche Zerftörung ober Entfernung der Marke aus der Karte, ſondern 

® re 38. bie R. 66 citierte Entſcheidung; dazu $$ 145—147 IVG. 

®) Übereinftimmend Weymann Anm. 3 zu $ 187 gegen das Erf. RGer. 
v. 11. April 1899, Entf. Staff. 8b. 32 ©. 116. 

%) In dieſer Beziehung ift dem N. 69 citierten Reichsgerichts-Erkenntnis 
gegen Weymann a. a. O. zuzuſtimmen. Bol. die Mot. Abf.2 zu $ 154 
Entw. IVG. Das Hier von der Veräußerung und Feilhaltung nad) Vernichtung 
der Entwertungsgeichen gejagte muß aud von ber Wiederverwendung gelten. 

’) Daß die nicht amtliche Zerftörung einer eingeliebten Marke deren Ans 
rechenbarkeit nicht unbedingt aufgebt, vgl. oben IV Siff. Il. 


428 W. Buqh. Beitragsweien. I. Rap.: Die formalen Grundlagen. 


etliche Ungiltigkeitserflärung. Sie erfolgt nad Bundesrate- 
beſchluß) dadurch, daß die Marke durch einen darauf gefegten 
Vermerk als ungiltig erflärt und auf die Außenfeite der Karte hand- 
ſchriftlich oder durch Stempel unter Einrückung der Zahl der ver- 
nichteten Marken der Vermerk „... . Marken vernichtet”, ſowie 
die Bezeichnung der die Vernichtung vornehmenden Stelle ge- 
fegt wird. . 

VII. Das Gejeg ($ 130 Ab. 1) kennt die Möglichkeit einer 
beſchränkten Giltigfeitsbauer der (unverwenbeten) Marken, nad 
deren Ablauf fie nicht mehr als Zahlungsmittel und als Beweis- 
mittel für Beitragszahlungen verwendet werben können. Es über- 
läßt dem RVA., diefe Giltigkeitspauer zu beftimmen.’?) Won diefer 
Ermädtigung kann das Amt zunãchſt in der Wetfe Gebrauch machen, 
daß es von vornherein den erft auszugebenden Marken eine be= 
ſchränkte Giltigkeitsdauer beilegt, indem es etwa beftimmt, daß bie 
Marken zweds befferer Kontrolle mit einem Jahresſtempel verfehen 
und nur im Stempeljahre verwendet werben follen.t) Derartiges 
hat das RVA. bis jegt nicht für angebracht erachtet. Es kann aber 
auch hinterher bereits ausgegebene Marken zu beftimmtem Termine 
aufrufen. Bon diefer Befugnis muß das NBA. Gebraud machen, 
wenn durch Änderungen der gefegmäßigen Unterlagen der Beitrags- 
entriötung den im Umlauf befindlichen Marken die Verwendbarkeit ent» 
zogen wird. Dies würde z. B. geſchehen, fobald gemäß 532 Abf.1 
mit 6 eine anderweitige Feſtſetzung ber Betragshöhe ftattfinbet. 
Ebenfo hat das RVA., nachdem das neue IVG. die Verwendung 
von Doppelmarken bei der freiwilligen Verfiherung überhaupt be- 
feitigt hat, die unter dem früheren Recht ausgegebenen mit Bel. 
v. 27. Oft. 1899 (AN. 00 ©. 186) auf den 81. Dez. 1899 auf- 
gerufen.’°) 

2) €8 ift das der oben R. 62 citierte, unter Ziff. 11. 

”) Die Veftimmung kann auch für einzelne Anftalten erfolgen. 

“) Bol. RommBer. 2. Lefung zu $ 87 Entw. ®. 89. 

) Hieraus wurde, ftreng genommen, folgen, daß nad) dem 1. Zan. 1900 
bei der freiwilligen Berfiherung eine nachträgiiche Beitragdenteichtung für vor 
biefem Termine liegende Zeiten nicht mehr möglich ift. Da aber nad $ 146 
ohne uUnterſchied eine ſolche innerhalb eines Jahres zuläffig fein fol, fo wird 
man annehmen Fönnen, daß fie bis zum 31. Dez. 1900 aud für vor dem 
Jahre 1900 liegende Zeiträume mit einfachen Marten erfolgen konnte. Über 
einftimmend Iſenbart ⸗Spielhagen Anm. 12 zu $ 130. 
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Nach gefeglicher Beftimmung können innerhalb zweier Jahre 
nad) Ablauf der Giltigkeitsdauer ungiltig gewordene, unverwendete?e) 
Marken bei den zum Markenverkauf beftimmten Stellen gegen giltige 
Marken umgetaufcht werben. Reftbeträge, welche durch Umtauſch 
nit zu zealifieren find, werben die Anftalten auch in Bar ver- 
güten müffen. Im übrigen find fie zu einer Bareinlöfung nit ver- 
pflichtet. Nach einer Bel. des RUN. v. 28. Dez. 1899 (AN. 00 
©. 186) fünnen jedoch aufgerufene Doppelmarken bei den Poft- 
anftalten gegen Barempfang ihres Nennmwertes eingelöft werben. 

Aufgerufene Marken find Ynhaberpapiere'') ($ 807 BGB.), 
melde kraft gejegmäßiger Beftimmung ihren Leiftungsinhalt ge- 
ändert haben. Die Verfierungsanftalten find von jetzt ab dem 
Inhaber, es fei denn, daß er zur Verfügung über die Marke nicht 
berechtigt ift, nicht mehr zur Annahme als Beitrag und zur ver- 
fierungsmäßigen Anrechnung, jondern zum Umtauſch bezw. zur 
Einlöfung verpflichtet. Auch durch die Leiftung an einen nicht zur 
Verfügung berechtigten Inhaber werben fie befreit.'%) 

VII. Eine Amortifation verlorener Marken findet nicht ftatt.’*) 
Auh ein Umtauſch verborbener ober unbrauchbar gemorbener 
Marken’) ift im Geſetz den Anftalten nicht zur Pflicht gemacht. 
Vraktifch vollzieht ſich ein folher durch Vermittlung ber Ober-Poft- 
Direktionen im Wege eines Antrags an den Vorftand der Verfiche- 
rungsanftalt, welcher darüber entjcheibet.”%) Auch einen Umtauſch 
und fogar eine Bareinlöfung von Marken, welche der Inhaber nicht 
mehr verwenden kann, vollziehen die Anftalten im Intereſſe einer 


2°) Marten, welche erkennbar bereits vermenbet waren, brauchen nicht ums 
getaufcht zu werben. 

’) So für die Poftmarfe au Kohler (vgl. oben R.26) S. 318 mit 835. 
Es ift aber Mar, daß ber Obligationscharakter der außer Kurs gefegten Marke 
ſehr für die Anmafme dedfelben aud; bei ber im Umlauf befinblien fprict. 

") 8 798 Abſ. 1 BOB. und näheres oben IV, 7. 

8) Zn AR. 02 ©. 400 Rr. 979 erklart dad RUM. einer Erftattung bed 
Werts verbrannter Marken von Auffichts wegen nicht enigegentreien zu wollen, 
wenn ber Nachweis bed Untergangs völlig überzeugend erbracht wird. 

”) Marten, von benen ein Keil abgerifien ift, werben nad) den Umftänden 
des Falls als vollſtandige behandelt oder abgelehnt werden Tönnen; Kohler 
©. 341 f. 

©) AR, 93 ©. 24 Nr. 205 mit Verf. d. Reichspoſtamis v. 28. Ron. 1890, 
vorlegter Abfak (ArbR. 91 ©. 18). 
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Beſchränkung des Markenhandels. Die näheren Modalitäten hier- 
für find in einem Rundſchreiben des RVA. v. 31. Oft. 1892 ent 
Halten (AN. 92 ©. 142 Nr. 200). Eine Vermittlung der Poſt⸗ 
behörben findet hier nicht ftatt.%*) Ausgeſchloſſen von der Zurüd- 
nahme find Marken, melde bereits früher verwendet d. h. in eine 
Quittungslarte eingeflebt waren. Doch hat das NUN. in einem 
Spezialfall, in mweldem ein Arbeitgeber zwei Marken einer unzu- 
ftändigen Anftalt verfehentlih eingeflebt und alsbald wieder ab- 
gelöft hatte, bie Erſtatung des Wertes für moöglich· und „be 
rüdfihtigenswert“ erflärt.*') 
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L Die Grundfäge über die amtliche Behandlung der Duittungs- 
Tarten find teils im Geſetz 88 131ff., teils aber in ausführlichen 
Anweifungen enthalten, welde in ben einzelnen Staaten von feiten 
der Landeszentralbehörben erlafien worden find.) Im folgenden 
wird in erfter Reihe die preußifche Kartenanweifung v. 17. Nov. 1899 
herüdfichtigt werben. 

Jeder Verſicherte foll zu derfelben Zeit nur eine Duittungs- 
farte in Gebrauch haben. Hieraus ergeben ſich folgende Grund- 
formen für die amtliche Behandlung der Quittungsfarten. Zunächſt 
handelt es fih um die Ausftellung einer erften, mit Nr. 1 bezeicy- 


oce Nach einer Mitteilung im nichtamtlichen Teile des Reichsanzeigers (AR. 
02 ©.652) werben jet bei den Poftanftalten Marken gegen ſolche einer anderen 
Lohnklaſſe umgetaufht. Angenommen werden nur folde Marken, welde bie 
Poſtanſtalt führt. Eine Barzahlung aus der Poſtkaſſe findet nicht ſtatt. Der 
Wortlaut der Anorbnung bed Reichspoſtamts jegt AN. 03 ©. 879. 

m AN. 98 ©. 338 Nr. 661, mo aber dod als orbnungsmäßiger Weg bie 
amtliche Vernichtung mit Erſtaitung bezeichnet ift (gl. oben R.47). Daß die 
Pflicht der Anftalten, ſchon einmal eingellebt gemejene Marken zu erftatten, 
„immerhin nicht ganz unzweifelhaft ift“, Tonftatiert auch Weymann Anm. 7 
Abſ. 2 zu $ 130. 

) Die preuß. Anmeifung ift im Text genannt und in den meiften Kom: 
mentaren abgebrudt, ſowie bei Bebhard-Düttmann ©. *215 ff. fommentiert. 
Die bayrifhe v. 27. Dez. 1899 bei Graßmann ©. 971. Württembergifche 
VolzugdBerf. v. 25. Nov. 1899 $$ 37—50 bei Biefenberger S. 381 ff. 
Badiſche Anweifung v. 20. Dez. 1899 bei Mufer ©. 380. 
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neten Quittungsfarte. Sodann ergibt fi die Notwendigkeit zur 
Ausftellung einer folgenden Duittungsfarte, welche als Nummer die- 
jenige Zahl erhält, die auf die Zahl der vorangegangenen Quittungs= 
karte folgt. Diefe Grundform ſcheidet ſich jedoch im zwei Unter- 
‚arten, je nachdem die vorangegangene Karte bei Ausftellung der 
folgenden abgeliefert wirb oder nicht. Die erſtgedachte Unterart 
wird im Geſetz und den Anwelfungen als „Umtausch“ bezeichnet. 
Die dritte Grundform tft dann der „Erſatz“ oder die „Erneuerung“ 
der Karte, darin beftehend, daß für eine (erfte ober folgende) 
Quittungsfarte eine neue ausgeftellt wird, welche an die Stelle jener 
zu treten beftimmt ift und daher grunbfäglich auch diefelbe Nummer 
erhält. Es ift nicht ausgefchlofien, daß in beftimmten Fällen zur 
Erreichung desſelben praktiſchen Refultats verſchiedene Behandlungs- 
formen ſich als anwendbar erweiſen. 

Die amtlichen Stellen, denen die Behandlung der Quittungs- 
farten obliegt, find die Ausgabeftellen. Ihre Bezeichnung erfolgt 
durch die Zentralbehörbe der einzelnen Bundesſtaaten. Namentlich 
find es die Ortspolizei · und Gemeindebehörben, melde als Ausgabe 
ftellen in Betracht fommen.?) Die Zuftändigkeit beftimmt fih nach 
näherer Maßgabe der Anmweifungen durch den Beſchäftigungs-, 
Wohn oder Aufenthaltsort bes Verficherten.?) Für die gehörige 
Beſorgung auch diefer Geſchäfte haften die Beamten ber Ausgabe- 
ftellen den Anftalten oder Verfiherten nach Maßgabe der allgemeinen, 
die Beamtenhaftung und die daraus entipringende Entſchädigungs- 
pflicht vegelnden Beftimmungen; auch für die Frage, inwieweit gegen 
den Staat ober die Gemeinde als Dienftherrn der Beamten eine 


2) Zufommenftellung für die verſchiedenen Staaten bei Bebharb-Dütts 
mann ©. *261. Näheres für Preußen in Ziff. I der Anmweifung. Der generelle 
Bertteter bed Gutsvorftehers (Arno. I Abſ. 1 Satz 2) vertritt ihn auch in der 
Funktion der Nartenausgabeftelle: Erk. DES. Breslau v. 11. April 1901, 
ArbV. S. 571. In Württemberg find die Ortsbehörden für bie Arbeiter 
verfiherung Tompetent ($ 37). Über bie Zuftänbigfeit ber AnftaltSvorftände 
und Kontrollbeamten namentlich im Berichtigungsverfahren vgl. preuß. Anm. III 
und Gebhard» Düttmann Anm. 4 bazu. 

) An die Stelle des Beſchäftigungsortes tritt gegebenen Falls der Ort 
des Betrtebäfiges: preuß. Anm. I. Einzelne Anmeifungen (Bayern und 
Baben Ziff. 2) ſcheiden bei der Beftimmung der örtlichen Kompetenz zwiſchen 
folgen Stellen, die im einzelnen Fall zur Rartenausgabe bloß berechtigt, und 
ſolchen, bie dazu auch verpflichtet find. 
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Entſchãdigungsforderung erhoben werben Tann, gelten bie allgemeinen 
Regeln.‘) 

UI. Der Hauptfall der Ausftellung einer erften Karte verwirklicht 
fi dann, wenn jemand zum erften Mal, fei e8 auf Grund ber 
Berfiherungspfliht ober der Selbfiverfiherung in die Verficherung 
eintritt. Doch wird namentlih aud dann nod eine erfte Karte 
ausgeftellt, wenn weibliche Perfonen, denen auf Grund von $ 42 
IB. gegen Erlöſchen der bisherigen Anwartſchaft ihre Beiträge 
erftattet worden find, nad) der Heirat von neuem in die Verſicherung 
treten?) Die Ausftellung erfolgt auf Antrag der zu verfichernden 
Perion. DVerficherungspflichtige find kraft Gefeges gehalten, „ih 
eine Duittungsfarte ausftellen zu laſſen“ ($ 131 Abf.2) und ber 
Ausgabeftelle die dazu nötigen Angaben zu machen. Sie können 
dazu von der Ortspolizeibehörde oder dem Vorſitzenden der Renten- 
ftelle durch Exekutioftrafen bis zu 10 M.°) angehalten werben.') 
Iſt der verfiherungspflictige Arbeiter nit mit einer Karte ver- 
fehen, jo hat auch fein Arbeitgeber aus eigenem Rechte das Antrags 
recht.) Die Ausftellung der Karte erfolgt durch deren vorfchrifte 


) Bol. das oben R.2 citierte Erl, in welchem eine Haftung des Beamten 
der Außgadefelle für Aufbewahrung ber eingelieferten Quittungäferten in 
Frage fland (Diebſtahl am Markeninhalt). Im Sinne von Art. 77 ES. 888. 
find die Beichäfte der Rartenauägade Pflichten, bie dem Stante als Träger ber 
obrigleitlichen Gewalt und nicht ald Inhaber von Bermögensobjelten ($ 89 
BOB.) obliegen (Ext. RGer. v. 14. Nov. 1901, Jur. Wochenſchr. 1902 ©. 83), 
daher feine Saftung des Fiskus in Preußen (Erf. RGer. v. 14. Ron. 1902 bei 
Srudot Bb.47 ©. 489). 

>) Näheres preuß. Anw. if. XXXVO und Gebharb-Düttmann 
Anm. 62. Dagegen muß, wenn bie Bißherige Anmartfgaft gemäß $ 46 IB. 
erioſchen ift, mit ber Numerierung ber Karte ber Heiße nad, fortgefahren 
werben, weil mit bem MWieberaufleben ber Anwartſchaft zu rechnen ift; vgl. 
auch Zjenbart-Spielhagen Anm. 8 zu $188 und ben Auffag in Arbs 
98 ©. 272. 

) &3 handelt fich Hier jebenfalld um ein Marimum nur für Die einzelne 
Androßung, nicht für die Gefamtjumme ber anzudrohenden Strafen; vgl. Bd. I 
©. 818 R. 51. 

?) Weitered nad) 5178 Abſ. 1, 2. Gegen die Strafverfügungen ber Orts 
poligeibejörbe finden bie Ianbeßrechtlihen Behelfe ftatt, 

®) In biefem Falle erfolgt die Audftellung der Karte auf Koſten bed Ber 
ficherten gegen eine Anſchaffungsgebahr (vgl. oben $ 39 R.6) von 5 Pi. 
Anders, wenn ber Arbeitgeber in Bollmadt des Arbeiter auftritt (preuß- 
Anm. XXXVIII). Die Gebühr verfält au, wenn ber Arbeitgeber eine neue 
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mäßige Ausfülung (vgl. oben $ 39 I, 2) und Aushändigung, 
welche grunbfäglich koſtenlos zu geſchehen hat.?) 

Die Ausftellung fol nur nad Prüfung erfolgen, ob der Be- 
treffende auf Grund der Verfiherungspflicht oder Selbftverfiherung 
zum Eintritt in die Verfiherung berechtigt iſt. Doch ift Die Prüfung 
(preuß. Anm. VI) nur eine fummarifche, welche ala ſolche den Ver⸗ 
fiderungsanftalten im Tünftigen Rentenverfahren nicht präjubiziert 
(vgl. Bd. 1 ©. 752 N. 13). Daher ift auch den Ausgabeftellen 
grundfäglich tunlicftes Entgegentommen zur Pflicht gemadt. Er— 
geben ſich tiefergehende Bedenken, welche nicht alsbald zu befeitigen 
find, fo ift der Verfiherungsanftalt Mitteilung zu machen, bei deren 
Widerſpruch die Frage im Streitverfahren gemäß $ 155 IVG. zur 
Entſcheidung zu bringen ift.'%) 

III. Umtauſch!) ift die Ausftellung einer folgenden Quittungs- 
Tarte gegen Rückgabe der. älteren. Der Normalfall ift der, daß die 
Markenfelder der früheren Karte gefüllt find.'?) Ebenſo muß aber 
auch Umtauſch ftattfinden, wenn die Giltigkeitsbauer der älteren 
Karte abgelaufen ift.'%) Endlich hat das Gefeg ($ 131 Abſ. 3) 
dem Derficherten ſchlechtweg die Berechtigung gegeben, auf feine 
Koften zu jeder Zeit den Umtaufch feiner Karte zu beanfpruchen.'®) 
Im übrigen erfolgt auch ber Umtauſch auf Koften der Ausgabe- 
ſtelle.“) Im Hinblid auf die Zuläffigfeit der Weiterverfiherung 
und der Fortfegung ber Selbftverfiherung findet dabei eine weitere 


Karte beſchafft, weil der Arbeiter die Borlegung der feinigen ablehnt (ol. unten 
R. 33). Sie iſt vom Arbeitgeber zu veraußlagen unb Tann bei ber nädjften 
Lohnzahlung (unb nur bei dieſer) wieder einbehalten werden. 

) Anweifung VIII. Auch bare Auslagen follen dem Berfiherten nicht er» 
wadjen: Bayern Ziff. 6. 

0) Näheres über biefes Streitverfahren weiter unten. — Bei Ablehnung 
ber Karte aus anderen Gründen findet Beſchwerde im Aufſichtswege ftatt. 

Y) Preuß. Anwelfung, 2. Zeil, 2. Abſchnitt Ziff. IX ff. 

"2, Sind in ber Karte für minbeftens 30 Wochen Beitragsmarken verwendet, 
fo fol ber Umtaufd) Toftenlos flattfinden: An. XXVII, 1. 

120) fÜber bie Bejonberheiten dieſes Falles wird fpäter gehandelt werben 
(preuß. Anw. ZXVI fj.). 

»=) Es dient dieſe Beregtigung mit zum Schuß bes Verſicherten gegen ver» 
bedte Bermerke, melde er in der Karte vermutet. Wenn der Ablauf der Giltig- 
teitäbauer herannaht, wird gleichfalls unter Umftänben der Umtauſch erforderlich 
werben; vgl. bazu Gebharb-Düttmann Anm. 20 zu Ziff. IX der Anm. 

”) Richt ber Anftalten (AR. 92 ©. 148). 

Rofin, Recht der Mrbeiterberfiherung. Band II. 238 
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Prüfung der Berechtigung regelmäßig nicht ftatt.') Das Verfahren 
beim Umtaufch gliebert fi in vier Abſchnitte: 

1. Die Aufrechnung der alten Karte ($ 134 Abj.2 Sag 1, 2; 
preuß. Anw. X). Diefelbe erfolgt auf dem bafitr beftimmten Raum 
der zurüdgegebenen Karte mit Datum, Unterfehrift und Siegel, und 
bat zunächft anzugeben, wieviel Beitragswochen e) nah Maßgabe 
der zu Recht eingeflebten Marken in jeder Lohnklaſſe dem Karten- 
inhaber zugute fommen. Gleichzeitig aber ift die Dauer der be- 
ſcheinigten Krankheiten und milttärtihen Dienftleiftungen, welche in 
die konkrete Geltungszeit!?) der Karte fallen, mit dem Datum des 
Beginns und der Beendigung'®) der einzelnen anrechenbaren Erſatz - 
tatfache anzugeben. Für die Annahme der Tatfache und deren An- 
rechenbarkeit gelten die bereits oben $ 38 entwidelten Regeln. Er- 
geben fi Zmeifel, die ſich ohne koſtſpieliges Verfahren nicht beheben 
laſſen, fo fol die Berüdfichtigung, unter Mitteilung der Bedenken an 
die Anftalt, erfolgen (Anm. X, 7). 

2. Die Beicheinigung über die aus ber Aufrechnung fi er- 
gebenden Endzahlen ($ 134 Abf.2 Sag 3, preuß. Anm. X1ff.). 
Entiprehend der Aufrechnungstabelle der Karte erhält der Inhaber 
eine Beſcheinigung über biefelbe. Die Koften für die dazu nötigen 
Formulare trägt die Ausgabeftelle."%) Die Aufrechnungsbeicheinigung 
ift eine öffentliche Urkunde, welche den Empfang der Quittungsfarte 
dur die Aufrechnungsſtelle und die nad Maßgabe des Geſetzes 


#) Anders, wenn die Ausgabeſtelle die pflichtmäßige Überzeugung gewinnt, 
daß bie alte Karte zu Unrecht auägeftellt war. Bier ift zugleich ber Anflalt 
Nachricht zu geben. Ebenſo, wenn Anlaß zu der Annahme vorliegt, daß der 
Verſicherte bereits erwerböunfähig iſt. Vgl. zu alledem Bebhard-Düttmann 
Anm. 33 zu Ziff. XV der Anm. Für zuläffige Nachentrichtung von MWeiträgen 
($ 146) wird aber aud Invaliden eine Karte audzuftellen fein; fo AR. 9% 
©. 307 Rr. 514, wo nur, wie id glaube, zu Unrecht bem Berfiderten bie 
Koften des Umtauſchs nad) Analogie von $ 131 Abſ 2 auferlegt werben. 

*) Ridt, wieniel Marten (im Hinblic auf bie Höheren Appoints!). Auch 
die Berfiherungsanftalt wird nicht notiert. 

N) Diefelbe reiht von ber Zeit ber Ausſtellung ber Rarte bezw. von ber 
Seit des Vermerts der Surüdvermenbbarkeit Bis zum Tage des Umtaufcht- 
Kranffeitäbefheinigungen muß ber Zeit vor bem Geltungdbeginn ber Karte 
konnen entgegengenommen, aber auf biefer Starte nicht verrechnet werben; Geb⸗ 
hard-Düttmann Anm. 23 zu Ziff. IX der Anm. 

%) Die anrechenbaren Beitragswochen werden nicht auögemorfen. 

w) AN. 91 8.54 Rr. 7. 
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und der Anmeifung erfolgte Anerfennung der darin bezeugten Bei- 
tragswochen und Erjagtatfachen durch dieſelbe beweiſen fol. Daraus 
ergibt fich die Wichtigkeit ihrer Aufbewahrung, melde dem Inhaber 
zwedmäßig durch eine bejondere Aufſchrift vor Augen geführt 
wird.) Im übrigen fteht fie der Quittungskarte nicht gleih und 
bildet feinen formellen Erſatz für biefelbe.2') 

Binnen zwei Wochen nad Aushändigung der Beicheinigung 
fann der Verſicherte gegen die Aufrechnung und den Inhalt der 
Befcheinigung bei der Aufrechnungsſtelle Einſpruch erheben ($ 137). 
Weiſt diefelbe den Einſpruch zurüd, fo kann wiederum binnen 
14 Tagen feit Behändigung der Zurückweiſung Beſchwerde an die 
unmittelbar vorgejegte Dienftbehörde erhoben werben, melde bei 
diefer felbft oder bei der Aufrechnungsftelle eingelegt werben Fann.22) 
Das Verfahren ift grumbfäglich koſtenfrei; doch können dem Ver— 
fiherten die Koften für ſolche Anträge zur Laft gelegt werben, 
die ihm als unbegründet befannt waren ober befannt fein mußten 
(Anm. XIV). 

Nach gejeglicher Beſtimmung ift die Entſcheidung der Beſchwerde⸗ 
inftanz „endgiltig“. Die Bedeutung diefer Vorſchrift ift beftritten. 
Unzweifelhaft ift allerdings, daß das ganze Aufrechnungsverfahren 
fpäteren, bet der Feftftellung des Rentenanſpruchs zu erhebenden und 
zu beweifenben, Einwendungen der Verfiherungsanftalt nicht ent= 
gegen ftehen kann, da dieſe an dem Verfahren nach $ 134 mit $ 137 
überhaupt nicht teilnimmt.?°) Ebenſo nimmt man vielfah an,**) 
daß aud der Verfiherte noch fpäter auf folde Krankheiten uſw., 
deren Aufrechnung er nicht beantragt hat, zurüdtommen Tann. Dar- 
über hinaus fol indefjen2°) diefer, mag er Einſpruch und Beſchwerde 





20) AR. 99 S. 380 Rr. 709. Bereinigung in Sammelbüdern empfohlen! 

2) AN. 99 ©. 283 Nr. 704 Abſ. 3. 

22) Preuß. Anm. Ziff. XIU. „Andere das Verfahren betreffende Be: 
ſchwerden · 4. 8. wegen Verzögerung ober fonftiger unrigtiger Eintragungen 
entſcheidet bie vorgefegte Dienftbehörde gleichfalls endgiltig im landesrechtlich zu 
beftimmenden Verfahren ($ 137 Schlußſatz) 

=) Mot. zu $ 99 Entw. ©. 89. 

”) So Ifenbart-Spielhagen Anm. 5 a. E. zu $ 137 und Bebhard: 
Düttmann Anm. I Abſ. 2. 

=) Bol. außer den beiden in R. 24 genannten Kommentaren aud Graß— 
mann Anm. 1, fowie die Kommentare zum ©. 89 von Bofjesv. Woedtke 
und Freund, 2. Aufl. ($ 106). 

28* 
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erhoben haben ober nicht, mit Einwendungen gegen die Aufrechnung 
und Beicheinigung ausgeſchloſſen fein. Ich glaube mit Piloty und 
BWeymann?) nicht, daß es dem Willen des Gefeges entipricht, 
ſchon an diefem Punkte des Verfahrens eine derart fubjeftiv und 
objektiv begrenzte Rechtskraft eintreten zu laſſen, ſondern meine, daß 
es auch bem Verſicherten unbenommen bleibt, noch im Rentenverfahren 
dur eigene Beweisführung Beitragswochen?) und Erſatztatſachen, 
die bei der Aufrechnung nicht berüdfichtigt oder auch abgelehnt 
worden find, zu vertreten. Die Enbgiltigfeit des Bejchwerbe- 
entjheids würde fih danach nur auf dad Aufrechnungs-, nicht aber 
auf das Rentenverfahren beziehen. Der Wortlaut des Geſetzes fteht 
dem nicht entgegen.?°) Die Tatſache, daß man eine, dieſer Auf- 
faffung widerſprechende Beitimmung des Entw. zum G. 89 bei der 
Beratung besjelben geſtrichen hat,“) fpricht eher dafür. Der Abficht 
des Gejeges, den Verſicherten ſchon in biefem Stabium des Ver— 
fahreng zur Wahrung feiner Rechte anzuhalten, wird auch genügt, 
wenn ihm anderenfals die durch die Aufrechnungsbefcheinigung be 
wirkte günftige Rechtslage verfagt wird, während es antifozial fein 
würde, die Beweiserſchwerung bis zum definitiven Rechtsverluft zu 
fteigern. Muß doch felbft das im Betracht gezogen werben, dab 
durch die Nichtbeteiligung der DVerfiherungsanftalten beim Auf- 
rechnungsverfahren ein Faktor ausgefchaltet wird, der durchaus nicht 
einfeitig als Gegner bes Verficerten im Sinne des Privatrechts, 
fondern als Träger einer fozialen Aufgabe und damit als ſach- 
verftändiger Förberer feiner Intereffen ihm wichtig werben fann. 





2°) Ausfüprli der legtere, Anm. I zu $ 137; vgl. auch Bazille in ArbV. 
02 ©. 764. 


21) Vol. Beifpiele bei Weymann a. a. O. Die Frage ber Beitragswochen 
ift wichtiger, wenn es fi um den Übertragungävermert bei Erneuerung von 
Quittungäfarten handelt (vgl. unten R. 41). 


=) Daß namentlich die Worte „entſcheidet endgiltig“ nicht notmenbig abfolut 
gu verftehen find, fondern auch auf den ſchwebenden Abſchnitt bed ganzen Ver⸗ 
fahrens beſchrankt werben Tönnen, zeigt analog 3. B. Ziff. 6 der preuß. Anm. 
betr. die Ausftellung von Krankheitsbeſcheinigungen v. 16. DM. 1899, wonach 
die Auffichtöbehörbe „Veſchwerden über bie Verweigerung von Beſcheinigungen 
ober über den Inhalt einer erteilten Befgeinigung enbgiltig entjcheibet”. Bol. 
oben $ 38 R. 76. 


=) 8 99 Schlußfag des Entw. G. 89 und die Kommiſſionsverhandlungen dazu. 
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3. Die Ausftelung der neuen (folgenden) Karte. Wie ſchon 
oben ($ 39 bei N. 21) bemerft, wird auf ihr der Name derjelben 
Anftalt eingetragen, den die vorige (und die erfte) Karte enthält; 
im übrigen aber, 3. B. für Namen (bei inzwifchen verheirateten 
Frauen) und Verufsftellung bes Verficherten, entſcheiden die Ver— 
hältniffe zur Zeit der Auaftellung (Anm. XV, 3). 

4. Die umgetaufhte Karte fällt in das Eigentum ber Verfiche- 
rungsanftalt, deren Namen fie trägt (vgl. oben $ 39 N. 49). Die 
Einfendung an diefe erfolgt dur die Vermittlung derjenigen An- 
ftalt, in deren Bezirk ſich die Aufrechnungsſtelle befindet ($ 138 
Abſ. 1, Anw. XVI). Gleichzeitig werben die eingelieferten Krank- 
heitsbefcheinigungen beigefügt.) Sämtliche Marken der um«- 
getaufchten Karte, welde nicht bereit® anberweit entwertet find, 
müffen jegt entwertet werden. Die Pflicht dazu liegt den Anftalts- 
vorftänden ober anderen von der Landesregierung beftimmten 
Stellen?!) ob. Die Form der Entwertung bleibt der entwertenden 
Stelle überlaffen. Auf die Außenjeite der Karte ift der Vermerk 
„Entwertet“ zu fegen und bie entwertende Stelle zu bezeichnen 
Gundesrats⸗VO. v. 9. Nov. 1899 Ziff. 7). 

IV. Die Ausftellung einer folgenden Karte ohne Einlieferung 
ber früheren fommt nur in einzelnen Fällen vor, in denen die legtere, 
obgleich vorhanden, aus tatfächlichen oder rechtlichen Gründen nicht 
herbeigefchafft werben kann. Findet die Herbeifchaffung nachträglich 
ftatt, jo wird Die herbeigefchaffte Karte wie eine zum Umtauſch vor- 
gelegte behandelt, und das Verfahren geht damit in das Umtauſch- 
verfahren, nur mit veränderter Reihenfolge, über.) Die preuß. 
Kartenanweifung Ziff. XXX V hebt den Fall hervor, daß bei wider» 
rechtlicher Vorenthaltung ber Karte durch den bisherigen Arbeit 
geber dem Arbeiter, um Verzug zu vermeiden, zunächſt nur eine neue 
folgende Karte ausgeftellt und dann erſt dem Arbeitgeber bie zurüd- 
behaltene mittels Polizeizwanges abgenommen wird (vgl. oben 
$ 39 a. €). Ebenſo fünnte aber auch umgelehrt gemäß $ 131 
Abf. 2, wenn der Arbeiter die Vorlegung der Karte ablehnt, auf 


) Rad; Siff. XVAL der preuß. Anw. auch bann, wenn bie Eintragung ber 
Rrantheit abgelehnt wurbe. 

2) Nach Bayern Ziff. 24 findet die Entwertung von der Ausgabeftelle ftatt. 

”) Ermeift fi bie Herbeiſchaffung ald tatſächlich unmöglich, fo muß die 
hiernach in Verluſt geratene Karte „erjegt” werben. 
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Antrag des Arbeitgebers unter Umftänden die vorherige Ausftellung 
einer neuen folgenden Karte und dann erft die Durchführung des 
Polizeizwangs gegen den Verficherten in Frage kommen.) Ein 
Tall, in welchem bie Einlieferung der früheren Karte aus rechtlichen 
Gründen nicht erfolgt, ift der, daß erwerbafähigen Perfonen über 
70 Jahre, welche ihre Karte zweds Erlangung einer Altersrente 
bereits eingereicht haben, zur Fortſetzung ihrer verficherungs- 
pflichtigen Beicäftigung eine neue folgende Karte Toftenlos aus- 
geftellt wird.) 


V. Die „Erfegung“ oder, wie die preuß. Rartenanmweifung in 
erſter Reihe fagt, die „Erneuerung“ befteht in der Ausfertigung 
einer neuen, rechtlich gleichen, Karte an Stelle der zu erfegenben. 
Sie vertritt die nicht vorgefehene Amortifation. Die Erſatzkarte 
erhält tunlichſte) die gleiche Nummer und Aufſchrift, wie die zu 
erfegende, und teilt deren Nechtsverhältnifie, 3. B. die Giltigkeits- 
dauer.*) Möglihft an den Kopf der neuen Karte wird der Ber- 
mer „Erneuert” angebracht unter Beibrüdung des Siegel der Er- 
neuerungsftelle. Die Erneuerung ber in der erjegten Karte ent- 
haltenen Marken erfolgt nit duch Einklebung von Marken in die 
Erſatzkarte, ſondern durch eine handichriftliche Notiz, melde in ab- 
gekurzter Form die Zahl der Beitragsmochen jeder Lohnklaffe und 
Verfiherungsanftalt angibt. ft bie zu erjegende Karte ganz ober 
teilweife vorhanden, fo beftimmt fi) inſoweit der Übertragungs- 
vermerk nach deren Inhalt; im übrigen ift glaubhafter Nachweis auf 
irgend welchem geeigneten Wege 3. B. durch die Lohnliften des Arbeit- 
gebers zu erbringen. Mangels alles deſſen wird ein negativer Ver- 
merf „Bei Erneuerung ber Karte waren Beitragsmarfen nicht zu 
übertragen“ aufgenommen. Die erfegte Karte wird, ſoweit vor- 
handen, mit dem Vermerf „Nach Erneuerung einbehalten“ verfehen 


3) Bol. über die Anſchaffungsgebühr oben R. 8. 

) AR. 91 S. 122 Rr.9. Iſt Die Alterdrente bewilligt, fo empfiehlt ſich 
die Rüdfendung des Kartenmateriald (wegen bes jpäter mögligen Anſpruchs 
auf Invalibenrente) an die Anftalt der erfien Karte; Bebhard-Düttmann 
Anm.2 zu $ 138. 

*) Iſt die Nummer ber zu erfegenden Karte nicht zu ermitteln, jo bleibt 
allerdings nur Die Bezeichnung der Erſatzkarte mit Rr. I übrig: preuß. 
Anm. XVDL 1. 

*) Orapmann Anm. 2 a. €. zu $ 136. 
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und ber Verfiherungsanftalt eingefendet (Anm. XVII). Die 
Koften der Erjegung treffen die Ausgabeftelle.?”) 

Der im Geſetz zunächſt hervorgehobene Normalfall der Erfegung 
liegt dann vor, wenn Karten verloren gegangen, als folde un⸗ 
brauchbar geworben oder zerflört worden find ($ 136). Dabei muß 
das Erneuerungsverfahren aud dann eintreten, wenn der Verluft uſw. 
der Karte nicht in den Händen des Verfiherten, jondern z. B. nach 
der Ablieferung einer gefüllten Karte bei der Ausgabeftelle einge 
treten ift.”*) Im Gefet ſelbſt ($ 139 Abſ. 1) wird ferner die Er- 
fegung einer durch unzuläffige Vermerke unbrauchbar gewordenen 
und deshalb einbehaltenen Karte erwähnt (vgl. oben $ 39, II, 3). 
Auch kann im Berichtigungsverfahren in geeigneten Fällen an die 
Stelle der Vernichtung zu Unrecht verwendeter Marken die Ein- 
ziehung und Erjegung ber ganzen Karte erfolgen ($ 158 Abf. 3 
mit $ 163). Als einen weiteren Fall einer ganz ober teilmeife jer- 
ftörten Karte behandelt dann die Praris den, daß aus berfelben 
Marken nachträglich entfernt worden find, ohne daß die gefchehene 
Beitragsentrichtung dadurch aufgehoben wurbe.%) Auch die in der 
Anmeifung erwähnte Erfegung eines unpaffenden (gelben) Formulars 
durch ein pafjendes (graues) gehört hierher.) 

Gegen die Übertragung ober Ablehnung derjelben findet binnen 
14 Tagen nad Aushänbigung der neuen Karte das gleihe Ein- 
fprucha- und Bejchwerbeverfahren ftatt, wie im Falle des Umtauſchs 
und der Aufrehnung ($ 137). Für die rechtliche Bedeutung des- 
felben gilt daher das oben Entwidelte.*') 


9) Bel. oben R. 14. 

*) Gebharb-Düttmann Anm.3 zu $ 136, auch oben R. 32. — Rad} der 
neueren Praxis des RBA. ift die Erneuerung einer verloxenen uſw. Karte im 
Verfahren nad $ 136 nicht die unbebingte Vorausſetzung für bie Anrechnung 
des Marteninhalts, vielmehr find bie über ben Renten» bezw. Erflattungss 
anſpruch urteilenden Inftanzen gegebenen Falls für befugt erachtet worden, 
„an Stelle der Berwaltungäbehörbe feftzuftellen, ob und inwieweit der gerftörte 
Quittungsforteninfalt al erneuert zu gelten hat“. AR. 99 ©. 284 Rr. 704 
vorlegter Abjay mit AR. 96 ©. 292 Rr. 506. 

») AN. 99 &. 282 Rr. 703; vgl. oben $ 40 R. 48. 

*) Preuß. Anm. XIX litt. c, fomie dazu und über den umgelehrten Fall 
oben $ 39 R. 13. 

1) Bgl. oben R. 27. Die den Übertragungsvermert im Rentenverfahren 
anfechtende Anftalt hat bie Pflicht, ihre Beftreitung zu Subftanttieren unb 
eventuell zu beweiſen (AR. 97 ©. 392 Rr. 574). 
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VI. Die an die Verfiherungsanftalten eingefendeten Karten 
werben von benfelben im Hinblid auf das fpätere Rentenverjahren 
aufbewahrt... Im Hinblid auf den Umfang des Materials beftimmt 
jest $ 138 Abſ. 2 IVG., daß die Anftalten befugt fein follen, 
den Inhalt von Quittungsfarten desjelben Verſicherten in Sammel 
Torten (Konten) zu übertragen und diefe an Stelle der Einiel- 
urfunden aufzubewahren, die legteren aber zu vernichten. Das Ver⸗ 
fahren fowie die Einrichtung der Sammelfarten fol vom Bunbei- 
rat beftimmt werden, was in einer BD. v. 21. Juli 1901 (AR. 
€. 560 ff.) geichehen ift. Das Mufter der von diefem vorgefchriebenen 
Sammelfarte enthält den Namen der Anftalt und die genaue Per- 
fonalbezeichnung des Verficherten, Die Art der Quittungsfarten (gelb 
ober grau), die Umlaufszeit derfelben, die Zahl der Beitragsmwocen 
nah Lohnklaſſe und Anftalt, ſowie die angerechneten Krankheit: 
und Militärbienftzeiten. Ein erheblicher Raum ift für Bemerkungen 
freigelaffen und fol die nicht aufzuflärenden Bedenken gegen ven 
Inhalt der Einzelfarten aufnehmen. Die Herftellung der Sammel: 
karte foll aus dem für Quittungsfarten vorgefchriebenen Stoffe er- 
folgen. Mehrere werden mit fortlaufender Nummer verjehen. Die 
Übertragung erfolgt in ber Regel alsbald nad) dem Eingehen der 
Karte.) Sie muß von einem zweiten Beamten Fontrolliert werben, 
der über die Zuläffigfeit der Vernichtung beftimmt. Diefe felbit 
darf nicht vor Ablauf von zwei Jahren feit dem Eingang und nit 
vor dem Eingang der folgenden Karte, fofern aus dieſer weitere 
Bedenken nicht zu entnehmen find, erfolgen. Bebenfliche Karten 
dürfen nicht vernichtet werben. Die Vernichtung erfolgt dur Ver⸗ 
brennen, unter geeigneter Kontrolle au durch Einftampfen. 

VD. Nah $ 138 Abſ. 3 IVG. hat der Bundesrat aud) die 
Vorausfegungen und Formen zu beftimmen, unter benen die Ber- 
nichtung von Quittungsfarten aud in anderen Fällen zu erfolgen 
bat. Auch diefer Aufgabe hat ſich der Bundesrat in der gedachten 
VO. unter III entledigt. Danach dürfen Quittungsfarten, aus 
denen Beitragserftattung ($$ 4244) erfolgt ift, nach Abſchluß des 
Verfahrens, erfegte Karten nach Vergleich mit den neu ausgeftellten, 
Karten Verftorbener*?) zwei Jahre nach ihrem glaubhaft feftgeftellten 

4) Geſonderte Übertragung aus einer Erfaglarte in Bezug auf ben er: 
neuerten und ben wirfli vorhandenen Markeninhalt: Ziff. 4. 
) Bol. oben $ 39 R. 56. 
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Tode oder nah Abſchluß eines dann noch ſchwebenden Verfahrens 
vernichtet werden. Auch dürfen die Quittungskarten vernichtet 
werben, fobald nach vollendetem 80. Lebensjahre des Verſicherten 
fünf Jahre verflofien find, ohne daß meitere Karten ober Anträge 
eingegangen find. Vorſchriften über genaue Kontrolle und zurüd- 
zubehaltende Vermerke, welche den Eintragungen in die Sammel- 
Iarten entiprechen, find getroffen. 


2. Kapitel. Die Beitragshöße. 


8 42. Das Dekungsiyftem.') 


Nach den prinzipiellen Erörterungen in Bd. I $ 72 beruhte 
das G. 89 auf dem Syftem der Kapital» ober beſſer Anſpruchsdeclung 
nad Perioden. In den zuerft zehn, dann fünfzehnjährigen Be- 


') Über die drei, bei der deutſchen Arbeiterverſicherung verwendeten Syfteme 
der Bedarfäfefiftellung (Dedungdfyfteme), das Syſtem ber Ausgabendedung, 
Anſpruchsdecung und Anwartſchaftsdeckung, vgl. bie Ausführungen in Vd. I 
$ 72. Dazu möge, ohne daß ein näheres Eingehen auf die allgemeinen Fragen 
hier am Plage wäre, au der Literatur noch genannt fein: Menzel, Arbeiter 
verficherung nad; öfterreichiicem Rechte, $ 44 (— das Spftem der Anwariſchafis⸗ 
dedung bei den öfterreichiichen bergrechtlichen Bruberladen —), Pöverlein, 
Die Aufbringung der Mittel im Reichsunfallverficherungsrecht, in den „Annalen“ 
1900 $$ 12 ff. und v. Loper, Die Aufbringung ber Mittel in der deutichen 
Invalidenverfigerung, in „Annalen“ 1908 unter AIV e. In feinen verbienfts 
vollen Sammlungen über bie Arbeiterverficderung im Auslande kommt auch 
Bader öfters auf den Gegenſatz ber Deckungsſyfteme zu ſprechen, fo 3. 8. 
Heft VIT (Öfterreih) ©. 35 Anm. 3, dazu Heft II (Schweben) S. 31 und Heft III 
(Norwegen) &. 71. Der Gegenſatz ber Ausgabendeckung (Umlageverfahren) und 
der Rapitalbedung (Anfpruchd» bezw. Anmwarticaftsdelung) tritt jegt für bas 
deutſche Invalidenverſicherungsrecht zurüd, nachdem ber gelegentliche Verſuch, 
das erftere bei Beratung des Entw. ©. 89 zur Geltung zu bringen (vgl. Bd. J 
&.563 R.T), enbgiltig aufgegeben Hi. Grörtert murbe berfelbe vielfach mit 
Bezug auf die Geftaltung des öſterreichiſchen Unfallverſicherungsrechts; vgl. 
namentlid) Sayer, Über Kapualdegung und Umlageverfahren, in ber Stier. f. 
Vollswirtſchaft, Sozialpolitif und Vermaltung von Böhm: Bamerf u. anderen, 
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darfsperioden follte durch bie zu erhebenden Beiträge der Kapital= 
wert der Rentenanfprüche, welche in ihnen zur Entjtehung gelangten, 
ſoweit fie den Verfiherungsanftalten zur Laft fielen, gebedt werben. 
Innerhalb jeder Periode follten bie Beiträge in gleicher Höhe er- 
hoben werben; dagegen mußten bie aufeinanberfolgenden Perioden 
bis zur Erreichung des Beharrungszuftandes (vgl. Bb. I S. 566) 
fteigende Beiträge aufmeifen, entiprechend der Tatſache, daß auch 
die Höhe der Renten nad ber Dauer ber Beitragsleiftung fich 
fteigert. Die Höhe der Beiträge war zunächſt im Geſetz feftgeftellt; 
doch war ſchon für die erfte Veitragsperiode, ſowie für jebe folgende 
die anderweitige Feitfegung der Beiträge der Autonomie der ein- 
zelnen VBerfiherungsanftalten anheimgegeben. Als Rüdhalt für das 
angenommene Dedungsiyftem war die Anfammlung eines Referve- 
fonds bei den einzelnen Anftalten vorgefehrieben (6 0, 21, 96 
big 98). 


Von diefen Prinzipien hat fi das neue IVG. weſentlich ent= 
fernt; danach ergibt ſich folgender Rechtszuftend: 


1. Ebenfo, wie im &. 89, fußt au im IVG. die Bemeſſung 
der Beiträge nicht auf einer hinterher eintretenden Repartition des 
wirklich erwachſenen Bebarfs einer verflofienen Wirtſchaftsperiode, 
fondern auf einer „im Voraus“ ($ 32 Abf. 1) mit Hilfe der 
Wahrfcheinlichfeitsrecgnung erfolgenden Schägung des zufünftigen 
Bedarfs (vgl. Bd. J S. 5565 ff.). Die Beiträge zur Invaliden⸗ 
verſicherung ſind nach wie vor ihrem Charakter nach feſte d. h. von 
dem endgültigen Reſultat der Wirtſchaft rechtlich unabhängige Prämien. 
Ergibt ſich hinterher, daß die im voraus vorgenommene Schätzung 
und Berechnung nach oben ober unten von der ſich demnächſt er⸗ 
gebenden Wirklichkeit aus irgend welden Gründen abweicht, fo ift 
eine Zurüdzahlung bes zu viel oder eine Nachforderung des zu 
wenig erhobenen Betrages an die oder von ben Beitragszahlern der ver⸗ 
gangenen Zeit ausgejhloffen ; vielmehr find „Fehlbeträge ober Über- 
ſchuſſe, welche fi) aus der Erhebung der bisherigen Beiträge her- 


2. 86.147 ff. und „Kapitalbedung und Umlage bei ber Arbeiter « Unfalls 
verficherung in Öfterreich“, herausg. vom Boritande der Anftalt Rieberöfterreih 
(Bien, Manz, 1899). Bol. auch für die Invalidenverfigerung noch Friebrid, 
Mathematifhe Theorie der reichsgeſetzlichen Invalibitäts- und Altersverſicherung 
(1895). 
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ausgeftellt haben, in der Weife zu berüdfihtigen, daß durch bie 
neuen Beiträge (ber fpäteren Zeit) eine Ausgleihung eintritt“.2) 

2. Nach diefem Prinzip der Vorausbemeſſung der Beiträge ift 
allerdings au nad dem JVG., wie nach bisherigem Recht, die 
Notwendigkeit begründet, von Zeit zu Zeit in eine Nachprüfung der 
Bemeffungsgrunblagen auf Grund ber gewonnenen Erfahrungen ein- 
zutreten, und damit die Möglichfeit gegeben, für die Zukunft zu 
höheren ober zu niedrigeren Beiträgen zu gelangen. Gegenüber 
diefen mehr zufälligen Schwankungen der Beitragshöhe ift dagegen 
im neuen IVG. jenes grundſätzliche Anfteigen der Beiträge auf- 
gegeben, welches fi aus der Bemeflung des Bedarfs und der Bei- 
träge nad) einzelnen, aufeinanderfolgenden Bedarfs- und Steigerungs- 
perioden (vgl. Bb. I ©. 566 mit 586) ergab. Vielmehr geht das 
Gefeg von der grundjäglih dauernden Gleichheit der Beiträge 
aus,?) welche auf der Grundlage eines ohne zeitliche Begrenzung be= 
rechneten Durchſchnittsbedarfs bemeijen werben. Alles dies kommt 
auch in der Fafjung des Gefeges zum Ausdrud. Auf der Seite des 
Bedarfs ift in $ 32 Abf.2 nicht mehr, wie in $ 20 Abſ. 2 G.89 von 
der Dedung ber Renten, welhe „in dem betreffenden Zeitraum 
zu bemilligen fein werben“, ſondern von den den Anftalten über- 
haupt zur Laft fallenden Rentenbeträgen die Rede. Dementſprechend 
werben auf der Seite der Beiträge dieſelben nicht mehr, wie in 
8% ©. 89, ausdrücklich nur „für die erſte Beitragsperiode“, fondern 
in $ 32 Abſ. 5 „bis zur Feſtſetzung eines anderen Beitrags“ alfo 
grundjäglich für bie Dauer fejtgeftellt.*) Wenn demgegenüber der 
$ 32 Abi. 1 den Wortlaut des $2U Abf. 1 ©. 89 dahin beibehalten 
hat,“) daß „bie für die Beitragswoche zu entrichtenden Beiträge im 

2) 832 Abſ. 4 Sag 2 IVG. mit Bd. I S. 558 R. 19. — Die Worte 
„unter Beachtung ber Wirkungen des $ 125” haben feinen verftändlihen Sinn 
(ebenfo Gebhard-Düttmann Anm. 16 Abſ. 2), wenn fie nicht etwa einen 
Hinweis auf die dem Reihe zur Laſt fallenden Militardienſtwochen ent ⸗ 
halten follen. 

2) Bgl. die allgemeine Begründung Ziff. 5 Abſ. 1 (Druch. Rr. 93 
©. 198), ferner ebenda &. 235, ſowie Mot. zu $$ 20 bis 21a (S. 264) und 
mathematiſche Denkigrift zu Rr. 93 S. 62: „Die Beredinung bed dauernd gleichen 
Beitrags“. 

— die cit. Begründung S. 235. 

®) Beffer Hatte ber Ent. ©. 39, welder gleichfalls auf dem Syſtem ber 
Anmwarti—aftsbedung ruhte (vgl. Bb I. ©. 565), die Worte „auf beftimmte Zeit ⸗ 
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voraus auf beftimmte Zeiträume feftgefegt“ werben, fo zeigt 
doch $ 32 Abſ. 4 Sag 1 deutlich, daß „die im Abf. 1 beftimmten 
Zeiträume" nur folde für die „Prüfung der Zulänglichfeit der Bei- 
träge", alfo bloße Revifionsperioden (vgl. Bd. J S. 588), nicht aber 
mehr Bedarfs- und Steigerungsperioben fein follen. 

3. Mit der Aufgabe der beſchränkten Bedarfsperiode geht aber 
von felbft*) das Syftem der Kapitaldedung nah Perioden in das 
der Kapitaldeckung ſchlechthin über, welde, in ihrer Wirkfamteit für 
einzelne Zeiträume betrachtet, nicht mehr Anfpruchsbedung, ſondern 
Anwartſchaftsdeckung (vgl. Bd. I S. 565) if. Im diefem Sinne?) 


räume“ meggelaffen ($ 15 Abſ. 1), obwohl aud er in $$ 85, 86 zehnjährige 
Revifionäperioben Tannte. 

Charalteriſtiſch ift dafür, daß der jepige Zert des $ 32 Abſ. 2 im 
weſenilichen wortlich übereinftimmt mit dem $ 15 Abſ. 2 be Kommiffions- 
Entwurfs 1. Leſung vom Jahre 1889 (Bericht, Drudf. Rr. 141 S. 202), obwohl 
der lebiere dem Kapitaldecungsverfahren nach Perioden Ausdruck geben follte 
(&. 33), nur daß diefer von ber Dedung „derjenigen Renten“ ſprach, „welche 
in dem betreffenden Zeitraume ber Berfiherungsanftalt vorausſichtlich 
zur Loft fallen werben“. Der Wortlaut, mie ihn $ 20 Abſ. 2 ©. 89 dann ent« 
hielt („melde in dem betreffenden Zeitraum vorausſichtlich zu bemilligen fein 
werben“), wurbe in der 2. Leſung ber Kommiffion angenommen, um dem Miß- 
verftändniß vorzubeugen, daß der durch Beiträge zu deckende Bebarf fih nur 
auf bie in ber Periode zur Ab hebung gelangenden Rentenzahlungen beſchränken 
folle. Paſſender zum Ausdruck des Anwartſchaftsdeckungsverfahrens und um 
im Hinblick auf Abf. 1 jede Verwechslung mit dem Kapitaldeckungsverfahren 
nad Perioden auszufchließen, wäre es allerdings gemejen, wenn man aud in 
$ 32 Abſ. 2 IVG. den Wortlaut des Entw. ©. 89 miederbelebt Hätte, welcher 
in $ 15 Abſ. 1 nicht von der Deckung des Kapitalwerts „der Renten“, fondern 
„ber durch Renten erwachſenden Belaftung“ rebete, wodurch aud bie erft in 
einer kanftigen Beitragäperiode zur Bewilligung gelangenden, aber jegt 
ſchon anwartſchaftlich heranwachſenden Renten infomelt eingeſchlofſen waren. 

?) Bel. ausdrüclich den Kommiſſionsbericht (Nr. 270 der Drudf.) S. 67 a. E.: 
„Aus der Mitte der Rommilfion wurde darauf hingewieſen, daf nah Abf. 2 
des $ 20 der Befclüffe erfter Leſung das Pramiendurchſchnittsverfahren ein- 
geführt und das Kapitaldecungsverfahren nad; Perioden befeitigt werde." Der 
Ausdrud „Prämiendurgfchntttsverfahren" zur Bezeichnung des Syſtems 
ber Anwartſchaftsdeckung bringt zum Ausbrud, daß die Prämien hier auf 
Grund eine ohne zeitliche Begrenzung ermittelten Durchſchnitisbedarfs bemeffen 
werben (og. im Xert if. 2). Diefer Auabrud ift daher allerbings faglicher, 
als ber farblofe und irveführende, auch noch im jegigen Romm.:Ber, S. 63 ger 
brauchte „Prämiendedungsverfahren" (vgl. Bd. I S. 565 R. 15); doch ift auch 
ihm gegenüber zur miffenfcaftlichen Begriffsbeftimmung bie von mir vorge: 
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hat die Kommiſſion zur Vorberatung des IVG. auch ausdrücklich 
den jegigen Abſ. 2 des $ 32 Hinzugefügt, nach welchem „die Bei- 
träge fo zu bemefien find, daß durch Diefelben Die Rapitalwerte der 
den Verfiherungsanftalten zur Laft fallenden Beträge der Renten 
gebedt werben". In der Tat ift e8 Mar, daß, wenn ich mir fchlecht- 
bin die Kapitalwerte fämtlicher, einem DVerfiherungsinftitut jemals 
zur Laft fallenden Renten durch gleichbleibende Beiträge gebedt denke 
und dann zu einem beftimmten Zeitpunkte eine Bilanz des Inftituts 
als aufgenommen vorftelle, das dann vorhandene Vermögen nicht 
bloß den Rapitalwert der bereits entftandenen Rentenanſprüche (be= 
willigten Renten: $ 20 Abf.2 ©. 89), fondern auch den gegen- 
wärtigen, durch bie Beiträge der einzelnen vorhandenen Verfiherten 
allmählich herangewachſenen Wert ihrer, noch nicht zu Anſprüchen 
geworbenen, Anwartſchaften darftellen muß.) Dann wird aud das 
vorhandene Vermögen nebft Zinfen zuzüglich der in Zukunft ver- 
fallenden Beiträge ausreichen, um alle dem Inſtitut Tünftig ob- 
liegenden Zahlungen, mögen fie aus ſchon bemilligten oder nad} ber 
Bilanzaufnahme noch zu bemilligenden Rentenanfprüchen berühren, 
zu befriedigen.) 

4. Allerdings befteht die Belaftung der Verfiherungsanftalten 
des IJVG. nicht bloß in Renten. Auch hierauf weift $ 32 Abſ. 2 
bin, indem er durch die Beiträge nicht bloß biefe, ſondern auch „bie 
Beitragserftattungen und die fonftigen Aufwendungen der Verfiche- 
rumgsanftalten“ gebedt verlangt. Wenn hier neben den Renten die 


ſchlagene „Anmwartfaftäbedung* entſchieden vorzuziehen. — Schon ber Entw. 
IB®. war, wie aud der Romm.Ber. a. a. O. anerkennt, zur Anwartſchaftsdedung 
übergegangen, hatte dieſelbe aber nicht in einer befonderen Vorſchrift zum Aus⸗ 
drud gebracht, ſondern fi) darauf beſchränkt, in $ 20 den Abſ. 2 des ©. 89 
mwegzulaflen, ferner buch bie Worte „bis zur Feftiefung eines anderen Beir 
trags· die prinzipiell dauernde Gleichheit der Beiträge zum Ausbrud zu bringen 
($ 20 Abſ. 3 Entw.; vgl. oben R.4) und in $ 20a bei Beftimmung der Ges 
meinlaft und Sonberlaft ſchlechtweg (ohne Beziehung auf eine beftimmte Periode) 
von ben Rapitalmerten ber betreffenden Rententeile zu ſprechen. Vgl. dazu bie 
Mot. S. 193 („Durdfcnittäprämien“) und bie anderen oben R.3 citierten 
Raterialienftellen. 

9) Bgl. 8.18.49 N. 16 mit &.565 R. 16. Dazu über „Zeitwerte* von 
Lebensverſicherungspolizen 3. ®. Lemde, Katechismus des Verſicherungsweſens, 
2. Aufl. (1888) ©. 196 und die Tabelle zur Berechnung desſelben ©. 197. 

%) Val. dazu die Berechnungen und Anfäge in ber mathematiſchen Dent: 
ſchrift ©. 38 ff. 62 ff. 
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Beitragserftattungen befonbers genannt werden, fo erklärt fih das 
offenbar daraus, daß diefelben eine Art von Nebenverfiherung dar- 
ftellen (vgl. oben $ 2 Ziff. 2) und mit der Rentenlaft weiter das 
gemeinfam haben, daß fie einerjeits eine notwendige Aufgabe der 
Anftalten bilden und andererfeits ſich nach der Dauer der Beitrags- 
leiftung fteigern. Zu den „jonftigen Aufwendungen“, welche durch 
die Beiträge zu beden find, gehören dann die freiwilligen Ausgaben 
für das Heilverfahren‘) und etwa die durch Unterbringung von 
Rentnern in ein Invalidenhaus erwachſenden Mehrkoften,!') ſowie 
endlich ſämtliche Verwaltungskoften. Dagegen wird man annehmen 
möüffen, daß bie außerordentlihen Leiftungen nad $ 45 IVG. nicht 
als Bemeflungsgrundlage für die Beitragshöhe in Betracht gezogen 
werben bürfen, da es augenſcheinlich der Sinn des Gefeges ift, fie 
nur zuzulafien, wenn das ohne Rüdficht auf fie gebildete Sonder- 
vermögen ber Anftalt Uberſchüſſe aufmeift.'2) 

5. Eine wefentlihe Abweichung des geltenden Rechts vom G. 89 
befteht darin, daß jegt die Beiträge auch für das ganze Reich und 
bei allen Verfiherungsanftalten ununterſchiedlich glei fein müſſen 
und daher durch zentrale Organe „einheitlich feftgefegt werden“ 
18 32 Abſ. 1). Damit ift die Autonomie der Verfiherungsanftalten 
auf biefem ſehr weſentlichen Gebiete befeitigt.') Es erhellt ferner, 
daß danach bei der Beitragsbemeffung nicht der Bedarf einer einzelnen 

") Für diefe wird alfo ein angemeffener Betrag, im Anſchluß an den 
durchſchnittlichen Aufwand der legten Periode, in den aufzubringenden Bedarf 
einzuftellen fein. Bgl. den $ 20a Abſ. 2 Entw. IVG., mwelder die Auf: 
wendungen für bad Heilverfahren ausbrüdtich ermäßnte, ferner bie mathematiſche 
Denkſchrift S. 62 ff. und über die für bie erſte Periode eingejegten Beträge 
die Erklarung des Regierungskommiſſars Dr. Bedmann im Sten. Ber. 
8.2542 D. 

”) Bgl. $$ 18 ff, 25 IB®. und dazu oben $ 31 Il. Die Kapitalabfindungen 
($ 26) find in und mit den Renten von felbft gededt, ebenſo die Natural: 
leiftungen aus $ 24 388. 

”) So mit Recht Gebhard-Dattmann Anm. 10 Abſ. 1, anders Graß⸗ 
mann Anm. 10 Abj. 2. Näheres im Zufammenhange damit unten $ 85 bei 
ber Beſprechung von $ 45 IVG. 

1) Bel. zur Begründung diejed Standpunkte die allgemeine Motive 
S. 215, ferner Mot. zu $$ 20—21a ©. 266 und bie Rede bed Staatsſekretärs 
Graf v. Poſadowsky Sten. Ber. ©. 875; kritiſch dagegen Gebhard» Dütt- 
mann Anm. 7. 
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Anftalt, fondern der Geſamtbedarf aller Anftalten'*) zu Grunde 
gelegt werben muß. Für die Veitragsbemefjung bildet daher in- 
foweit das Reich eine einheitliche Verfiherungseinrihtung. Da aber 
dieſer Einheitlichfeit auf der anderen Seite, d. h. der der Laften- 
teagung, eine gleiche Einheitlichfeit der Anftaltsverfiherung nur zum 
Teil, nämlich nur mit Bezug auf das Gemeinvermögen umd die Ge- 
meinlaft,'°) entfpricht, fo ergibt fi, daß mit Bezug auf das Sonder- 
vermögen und die Sonderlaften die Gleichheit der Beiträge bei den 
einzelnen Anftalten verſchieden wirken muß, je nachdem ihr Einzel- 
bebarf nach den bejonberen, bei ihnen obmaltenden Verhältniſſen 
hinter dem Durchſchnittsbedarf aller zurücthleibt oder ihn überfteigt.'°) 

6. Die erſten Beiträge find unmittelbar durch das Geſetz ($ 32 
Abſ. 5) feſtgeſetzt und betragen für die Woche in den vier erſten 
Zohnklaffen (vgl. unten $43) 14, 20, 24 und 30 Pfennig, in der 
fünften, durch das IVG. neu hinzugefügten Lohnklaſſe aber 36 Pf. 
Wenn hiernach in den erften vier Klaſſen die Beiträge im Vergleich 
zu $ 96 ©. 89 unverändert geblieben find, trogdem das neu an- 
genommene Syſtem der Anwartſchaftsdeckung in den eriten Perioden 
einen höheren Bedarf ergeben muß, als das frühere Syſtem der 
Anſpruchsdeckung (vgl. Bd. 1 $ 72), fo erklärt fi) das daraus, daß 
man bet der erften Einführung der Verfiherung in der gebotenen 
Vorſicht durch Verwendung von Sicherheitszufchlägen zu den be— 
rechneten Beiträgen bei weitem über das Maß des Notwendigen 
binausgegangen war.'?) 

7. Die erfte Periode (vgl. oben Ziff. 2) für die Veitrags- 
bemeſſung beträgt, vom Inkrafttreten des IVG. an, elf Jahre'®) 


”) Bol. dad Wort „Verfiherungsanftalten“ in $ 32 Abſ. 2 gegenüber 
„Berfiherungsanftalt“ in $ 20 Abſ. 2 ©. 89; dazu die Mot. S. 266. 

“) $ 33 I8®.; vgl. oben $ 2 Siff. 11. 

’) Gebhard-Düttmann Anm. 7, 9; bort aud zur Aritik des damit ge: 
ſchaffenen Zuftanbes. 

im Bol. namentlich die Ausführungen in Anl. 1 zum Komm.Ber. S. 195, 
dazu die Mot. S. 264 und die mathem. Denfirift S. 62 ff. Der Entw. $ 20 
Abſ. 3 wollte fogar die Beiträge in den beiden erften Lohnklaſſen um je zwei 
Pfennig herabfegen. Der Reichstag hat die früheren Beiträge beibehalten, gleich 
zeitig aber gewifſe Erhöhungen in ben Leiftungen gegenüber der Borlage eins 
treten laſſen 

18) Entſprechend der Tatſache, daß das Jahr 1900 noch in die erfte Periode 
des ©. 89 hineinfällt. 
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und reicht danach bis zum 31. Dez. 1910. Die weiteren Reviſions- 
perioben find auf zehn Jahre feftgefegt ($ 32 Abſ. 1). Vor Ablauf 
einer jeben Periode hat das RUN. die Zulänglichkeit der Beiträge 
nad den oben Ziff. 3 entwidelten Grundfägen zu prüfen, dabei für 
die Vergangenheit das Vorhandenſein von Fehlbeträgen ober Über- 
ſchüſſen feftzuftellen und zugleich für die Zukunft unter Berüd- 
fihtigung derfelben (vgl. oben Ziff. 1) die Höhe der notwendigen 
Beiträge zu berechnen (vgl. dazu unten $ 43 N. 3). Daß dabei 
die Recdnungsftelle (vgl. oben $ 29 II, 5) als innere Kalkulatur 
des RVA. mitzuwirken hat, ift in $ 124 Ziff. 4 IJVG. befonders. 
hervorgehoben. Welche finanziellen und ftatiftifchen Unterlagen für 
die Prüfung von feiten der Anftalten einzureichen find, beftimmt 
nad $ 124 Abſ. 2 das RVA. 

8. Auf Grund der ihm vom ABA. gemachten Vorſchläge fegt 
der Bundesrat vor Beginn der einzelnen zehnjährigen Perioden die 
Höhe der Beiträge einheitlich feft ($ 32 Abf. 1). Entſcheidet er ſich 
mit Bezug auf die zweite Periode für die Beibehaltung der im 
Geſetz vorgefehenen Beiträge oder mit Bezug auf jede folgende Periode 
für die Beibehaltung der in der vorangegangenen entrichteten,'®) fo 
genügt fein einfeitiger Beſchluß. Wil er aber die Beiträge ander- 
weitig, d. b. höher oder auch niedriger, als die zur Zeit geltenden, 
feftfegen, jo bedarf er dazu der Zuftimmung bes Reichstages. 
Ebenſo, wie bereits oben $32 III Ziff. 1 litt. aa für $ 100 Abſ. 2 
FIG. entwidelt, ift auch hier die Zuftimmung des Reichstages fein 
Aft der Gefeßgebung,?°) fondern die Mitwirfung bei einem dem 
Bundesrate zugewiefenen Verwaltungsaft, für ben bier zudem die 


») So ift $32 Abſ. 6 auszulegen; die „anberweite Feftfegung“ Hat als 
Vergleichungsobjelt nicht bloß die im Ab. 5 genannten, fondern alle Beiträge, 
die mit Zuftimmung des Reichstags zu Recht beftehen. 

») Übereinftimmend Saband, Reichsftaatsrecht, 4. Aufl, Vd. 3 8.319 R.3. 
Denn das Gegenteil bei den Verhandlungen bed Reichsſtags von einzelnen: 
Rebnern daraus geſchlofſen werden wollte, daß eine Anderung des Geſetzes, 
melches ja jet die Beiträge feftege, felbft wieber ein @ejei fei und In Befeged« 
form ergehen müffe (Abg. Röfide-Defiau, Sten. Ber. S. 2251 A, Abg. 
Büfing ©. 2253 B), fo ift bie Borausfegung unzutreffend. Die Anderung der 
Beiträge wird ja im Geſetz vorgefehen und nad) ihren Bedingungen geregelt; 
dieſelbe erfolgt alfo eintretenden Falls nicht gegen, fondern gerade in Ger 
mäßheit des Gefeped. Sonft müßte bie Bertagung des Reichstages auf mehr 
ais 30 Xage gemäß Art. 26 der Reichtverfaffung eine Berfaffungsänderung fein? 
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maßgebenden Prinzipien im Gefege felbft enthalten find. Bu ben 
Folgerungen, die aus diefer Auffaffung bereits bei Gelegenheit der 
oben angeführten früheren Erörterung gezogen worden find, tritt 
daher bier die weitere materielle hinzu, daß, fo lange jene gefeh- 
lichen Grundlagen für die Beitragsbemeſſung nicht durch formelles 
Geſetz geändert find,?') der Reichstag nicht berechtigt ift, einfeitig 
von ihnen abzugehen, vielmehr die gejegliche, wenn aud formell 
unerzwingbare??) Pflicht hat, diejenigen, auch höheren, Beiträge zu 
bemilligen, welche für die Durchführung der geſetzlichen Grundlagen 
und Leiftungen erforderlich find.2°) 

9. Der im G. 89 vorgeſchriebene Refervefonds follte dort gegen« 
über dem angenommenen Syſtem ber Anſpruchsdeckung eine tate 
fählicde Annäherung an das Syftem der Anwartſchaftsdeckung her= 
vorbringen (vgl. Bd. I ©. 567 N.21). Nachdem diefes Iegtere jest 
felbft im Gefeg zur Grundlage genommen ift, Tonnte, entſprechend 
dem Entw. 6.89, von der Anfammlung eines Refervefonds Abftand 
genommen werben. Der bereits vorhandene Reſervefonds wächſt 
Damit dem allgemeinen Anftaltsvermögen zu. 


8 43. Lohnklaſſen. 


I ®ie aus $ 42 Ziff. 6 diefer Darftellung fi ergibt, find 
die Beiträge nach den Lohnklaffen, deren das Geſetz jest fünf fennt, 
abgeftuft. Dieſe Verſchiedenheit der Beiträge nad den Lohnklaſſen 
ift aber jet die einzig zuläffige. Auch die nad) $ 24 Abſ. 2 G. 89 
mögliche verſchiedene Bemeffung nad; Verufszweigen hat das neue 
IVG. ausgefhloffen, jo daß „in ben verſchiedenen Lohnklaſſen die 
Beiträge für die einzelnen Verſicherten“ unbedingt „gleih zu be= 


2") Died Lönnte durch gefegliche Feſtſtellung eines anderen Dedungsfgfterns 
ober auch durch Anderung ber Höhe deB gefefliien Reihäzufgufies ($ 35) er⸗ 
folgen. Zu letzterer Eventualität Graf v. Poſadowsky, Sten. Ber. S. 2248. 

22) Das ift zwar richtig, begründet aber nit bie Schluhfolgerung Ged 
hard» Düttmannd Anm. 8, 22 über die rechtliche Bedeutungslofigkeit des Abſ. 2 
für bie Entſchließungen bed Reichstags. 

2) Bol. dazu Antrag Frhr. v. Richthofen Nr. 302 (Sten. Ber. 
©. 2248 A), Abg. Hitze S. 2249 C, Graf v. Poſadowsky &. 2248. Zurück- 
siehung des Antragd wegen der bemängelten Faffung (S. 2250 C). Serner 
Graf v. Poſadowsky ©. 2251 C. 

Rofin, Recht der Urbelterverfiherung. Band IL. 29 
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meſſen find“ ($ 32 Abf.3). Geſchlecht, Alter, Geſundheit der ein- 
zelnen Verfierten und das dadurch für die Verfiherung begründete 
verſchiedene Riſiko durfen bei der Beitragsfeftftellung nicht in Betracht 
gezogen werben. 

DO. In welchem Verhältnis die Beiträge nad) den Lohnklaffen 
abzuftufen find, beftimmt das Gejeg in $ 32 Abf. 3 dahin, daß 
dafiir „lediglich die durchſchnittliche Höhe der in denfelben von den 
Verfierungsanftalten zu gemwährenden Renten” maßgebend fein 
fole. Damit ift das Prinzip des $ 24 Sab 1 G. 89, wonach 
jede Lohnklaſſe die ganze, durch fie entftehende Belaftung allein 
tragen und gleichfem eine eigene Verfiherungsfafle für fih bilden 
ſollte, aufgegeben.) Nicht mehr follen ſämt liche Momente, welde 
tm Zufemmenhange mit ber verſchiedenen Lohnhöhe das Riſiko in 
den einzelnen Klaſſen günftig ober ungünftig beeinfluffen,2) bei ber 
Beitragsbemeffung für diejelben in Betracht kommen, fondern einzig 
und allein die gleihfals nach den Lohnklafien abgeftufte, in den⸗ 
felben gewährte Berfiherungsleiftung. Und felbft diefe wird nur, 
ſoweit fie in Renten befteht, in Betracht gezogen; alle anderen Auf- 
wendungen der Verfiherungsanftalten, mögen fi biefelben aud in 
anderem Verhältnis, als die Nentenlaft, auf die einzelnen Klaſſen 
verteilen, werben nicht berüdfichtigt.?) 


1) Dad nähere über den Standpunkt des früheren Rechts vgl. Bd. I 
S. 620 fi. Der Verſuch der Mot. Abſ. 8, 4 zu $$ 20—21a Ente. IB, nadj- 
zuweilen, daß auch dad G. 89 die Bemefjung ber Beiträge in jeder Lohnklafle 
nur nad) ber Höhe der Rentenbeträge unb nicht auch nach „ber befonberen Ges 
fahr, welde bieje Lohnklaſſe für Leben und Geſundheit bot“, gewollt habe und 
daß bie gegenteilige Anficht wohl aus „freng mörtliher Auslegung ber bis⸗ 
herigen Faffung gefolgert“ werden konnte, aber nicht der Abſicht des Geſetzes 
entſprach, muß nad den Bd. J a. a. D. beigebrachten Geſetzesmaterialien ent» 
ſchieden zurüdgewiefen werden. Ebenſo auch Gebhard⸗Duttmann Anm. 13. 

95.8. die Tatſache, daß in den höheren Lohnklaſſen regelmaäßig ältere, 
der Invalidität mehr ausgeſetzte Arbeiter ſich befinden; vgl. Bb. IS. 621 R.88. 

Siernach geftaltet fi die Berechnung ber Beiträge für jebe fünftige 
Revifiondperiode im ganzen folgendermaßen: Zunächft wirb der (für alle An- 
ftalten gleiche) Durdfgnittäbeitrag b beredinet. Dies geihieht, indem nach 
Maßgabe des oben $42 Ziff. 3 mit 7 Entwidelten zunädft auf der einen Seite 
derienige Betrag ermittelt wird, weder nad ber Wahrſcheinlichkeitsrechnung 
für den Zeitpunkt, für melden die Rechnung aufgeftellt wird, unter Hinzus 
rechnung von Zinfen und Binfeszinfen erforderlich ift, um daraus alle kanftigen 
Aufwendungen der Anftalten für Renten, Beitragderftattungen, Heilverfahren 
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DI. Die fünf Lohnklaſſen, nach denen die Beiträge für alle 
Berfiherten*) entrichtet werben müffen, werben nad der Höhe des 
Jahresarbeitsverdienſtes derart gebilbet, daß die 1. Klaſſe bis ein- 
ſchließlich 360 M., die 2. von 350-550, die 3. von 550850, 
die 4. von 850-1150 M. reiht und die 5. über 1150 M. hinaus- 
geht ($ 34 Abf. 1 Sat 1). Dementſprechend findet die Einteihung 
der Verfierten grunbfägli nach der Höhe eines für fie voraus- 
geſetzten Sahresarbeitsverbienftes ſtatt. Davon gibt es jedoch 
folgende prinzipielle Ausnahmen: 

1. Denjenigen, welche fih in irgend einer Form freiwillig ver- 
fichern, fteht jetzt nach $ 145 Abſ. 1 Sat 2 die Wahl der Lohnklaſſe, ohne 
Rückſicht auf ihren Arbeitsverbienft, völlig frei. Die Vorfehriften 
des $ 34 beziehen ſich daher durchweg nur auf Verfierungs- 
pflihtige. Und zwar gilt die freie Wahl der Lohnklaſſe bei frei⸗ 
willig Verſicherten für jede einzelne Beitragsentrichtung; fie braucht 
nicht in derjenigen Klaſſe fortgefegt zu werben, in ber fie begonnen 
wurde.) 


und Zermaltung beftreiten zu Zönnen. Diefer Gejamtbelaftung fteht auf ber 
anderen Seite daB zu dem gleichen Zeitpunkt vorhandene Vermögen und der 
Bert aller Hunftig zu erwartenden Beiträge gegenüber, welcher Iegtere fih als 
beſtimmtes, rechmungsmaßig gefundenes Vieifaches von b barftelt. Aus ber 
daraus ſich ergebenden Gleichung iſt b zu entnehmen. — Darauf wird bie 
durchſchnittliche Fünftige Rentenleiftung in ben einzelnen Lohnklafſen und aus 
ihr der Geſamtdurchſchnitt der Rentenleiftung in allen Lohnklaſſen (in der 
ganzen Anftalt) berechnet. &o wie ſich nun bie Anftaltrentenleiftung zum Ans 
altöbeitrag b verhält, fo verhält ſich auch die Rentenleiflung einer beftimmten 
einzelnen Lohnklafſe zu dem für fie zu ermittelnden Beitrag. (Näheres über biefe 
Berechnungen in der der Begründung des Entw. JVG. beigefügten mathematifchen 
Dentigrift, zu Drud. Nr. 98, befonders ©. 1, 68, 76, fomie in Anl.2 zum ” 
Komm.Ber., Drudf. Rr. 270, beſonders S. 196, 197). — Die oben $ 42 Ziff. 8 
entwidelten Säge über dad Zuſtimmungsrecht des Reichstags im Falle von 
Beitragdänderungen gelten unverändert, auch wenn nur in einzelnen Lohnklafſen 
der Beitrag anderweit feſtgeſeüt werben fol. Unzutreffend ift es aud Bier 
«(ogl. oben $ 42 N. 22), wenn Gebhard» Düttmann bie Beftimmung des 
$ 32 Abf. 3 al8 rechtlich bedeutungslos anjehen (S. 224 Abſ. 1). 

9 Auch für Seeleute (Ziff. 3 der Bundesrats -⸗VO. v. 20. Dez. 1894) und 
für Hausinduftrielle (HF. 2 der bezügli—en Berordnungen; vgl. oben $ 22) 
gilt das Lohnklaffenfgftem. Näheres darüber unten bei der Darftellung ber 
Beitragsentrichtung für dieſe Rlaffen von Berfiherten. 

®) Praktifhe Ratjcjläge über bie Wahl ber Lofnklaffe bei Gebhard⸗ 
Düttmann Anm. 6 zu $ 145. 

29* 
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2. Nah $ 22 ©. 89 follten die Beftimmungen des Abſ. 9 über 
die Einreihung der Verfiherten in die Lohnklaffen nad Maßgabe 
ihres Arbeitsverbienftes nur Plag greifen, fofern nicht Arbeitgeber 
und Verſicherter über die Wahl einer höheren Lohnklaſſe einver- 
ftanden waren.) Abweichend von Ziff. 1 fteht alſo hier nicht bie 
Wahl der Lohnklaſſe ſchlechtweg, fondern nur die einer höheren, als 
der geſetzlichen Lohnklafje frei. In der Ermöglihung biefer freie 
willigen Höherverfiherung®®) geht aber das ZUG. $ 34 Abſ. 4 
weiter, ala das frühere Recht, indem es dieſelbe ausfchließlih von 
dem einfeitigen Willen bes Verfiherungspflictigen abhängig macht. 
Eine Vereinbarung zwiſchen diefem und feinem Arbeitgeber hat jegt 
nur noch Bedeutung für die Verteilung des höheren Beitrags auf 
die beiden Parteien des Arbeitsverhältniſſes; erfolgt eine ſolche nicht, 
fo braucht der Arbeitgeber nur denjenigen Betrag auf ſich zu nehmen, 
der ihn bei Einteihung des Arbeiters in die geſetzlich vorgeſehene 
Lohnklaſſe treffen würde. 

3. Bei verfiherungspflitigen Lehrern und Erziehern?) ent= 
ſcheidet der Jahresarbeitsverbienft nur in gewiſſem Umfange, im 
übrigen aber die Tatſache des Berufes, dem fie angehören. Nah 
diefer können fie niemals in die drei unterften Lohnklaſſen eingereiht 
werben. Sie gehören vielmehr kraft Berufes der vierten an, fofern 
nicht wegen ihres 1150 M. überfteigenden Jahresverdienftes®) bie 
fünfte Klaſſe für fie Play greift. 


9 Wichmannſche Rlaufel“, jo genannt nad dem Urheber des geſeblichen 

Zuſabes 

%) Die freiwillige Odherverſicherung iſt zwar ihrer Subſtanz nach feine 
freiwillige Verſicherung (vgl. oben $ 4 N. 6), ſteht ihr aber, ſoweit es ſich um 
bie Entrihtung von Beiträgen in einer höheren, ald ber mahgebenden Lohn 
Uaffe Handelt, in gemiffem Umfange gleih. DBgl. AR. 95 &. 118 Ar. 417 und 
jet hinſichtlich der nachträglichen Beitragsentrihtung $ 146 Sa 2. 

?) Über den Begriff vgl. oben $ 19. Xroß bed allgemein lautenden Aus: 
drucks bezieht ſich die Beftimmung nur auf verfierungspflictige Lehrer (vgl. 
im Xept IN, 1); freiwillig fih verfigernbe ($ 14 Siff. 1 IW®.) Lönnen auch 
eine niedrigere Lohnklaſſe wählen. Auch Lehrerinnen und Erzieherinnen find 
mitbegetffen. 

©) Der Wortlaut: „wenn nicht ein Jahredarbeitäverbienft von mehr ald 
1150 Mark nahgemwiefen wird“ Hat nicht die Bedeutung, die Einreihung in 
die 5. Alaffe von einem Antrag des Berfierten abhängig zu maden; vgl. 
Gebhard» Düttmann Anm. 22 Abſ. 1. Die Einrehnung von Ratural- 
bezügen vollzieht fih nach allgemeinen Brunbfägen. 
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IV. Für die Einreihung in die Lohnklafien kommt nicht der 
Individuallohn der einzelnen Verficherten, ſondern regelmäßig ein 
vom Gefeg näher beftimmter, für fie als maßgebend bezeichneter 
Alaſſenlohn in Betracht.“) Nur ausnahmsmeife tritt der Individual» 
lohn unmittelbar ober mittelbar in Geltung: 

1. Bon allgemeinfter Bedeutung ift hier $ 34 Abi. 3 IVG. 
„Sofern im voraus für Wochen, Monate, Vierteljahre oder Jahre 
eine fefte bare · Vergütung vereinbart und dieſe höher ift, als der 
nad Abſ. 2 für den Verficherten maßgebende Durchſchnittsbetrag“ 
(Klaffenlohn), „fo ift diefe Vergütung zu Grunde zu legen“. Die 
Beftimmung gilt für alle Arten von Verfiherungspflichtigen, für 
welche in $ 34 Abſ. 1 Klaſſenlöhne als maßgebend erflärt find, und 
tft eine, ihrem Weſen nad) genau auszulegende Ausnahmevorfchrift.'%) 
Sie fest voraus, daß der Verſicherte einen im voraus vereinbarten 
Barlohn bezieht. Naturalbezüge, melde ihm daneben zufommen, 
ſchließen zwar die Anwendung der Beftimmung nit aus, werben 
aber andererfeits in ben dafür maßgebenden Barlohn nicht (nad 
ihrem Werte: $ 3 Abſ. 1) eingerechnet.Y%) Diefe Barvergütung 
muß als „fefte" für größere Zeitabjchnitte, als beren kleinſter bie 
Bode erjjeint,'!) vorausvereinbart fein. Der Begriff der feiten 
Vergütung ift nicht unzweifelhaft.) Nach der Abficht des Gefeges 

J ) Über Klaſſenlohne vgl. Bd. IS. 206 ff. Daß ber Sinn von $ 34 Abſ. 1 
Sa 2 auf den Begenfag von „Individuallohn“ und „Durchſchnittslohn einer 
gewiflen Klafje von Verſicherten“ (Nlafienlohn) abzielt, ift in ben Mot. Abi. 1 
zu 822 Entw. JVG. ausdrücklich ausgefproden. Dagegen ift der Wortlaut des 
Befepes, welcher den „tatjählichen Arbeitäverdienft“ „einem Durchſchnittsbetrage · 
gegenüberftellt, infofern nicht zutreffend, ald auch der Inbivibuallopn unter Um 
ſtanden durch eine Durchſchnittsberechnung gefunden wird; vgl. 3. 8. unten R. 20. 

”) AR. 00 S. 838 Nr. 858 Abſ. 3. Daß diefelbe den vom Geſetz verfolgten, 
in $ 34 Siff. 1 hervortrelenden Swed, durch Annäherung bed BVeitragäfgftems 
der Invalidenverfiherung an das der Krankenverfiherung dad Einzugäverfahren 
zu erleichtern und zu förbern, durchkreuzen muß, wurde ſchon in ber Kommiſſion 
zu $ 22 Entw. IB. (Drudi. Rr. 270 S. 85 a. E.) hervorgehoben; vgl. auch 
». Frankenberg in Mainzer Ziſchr. Bb. 10 S. 9. 

08) AR. 00 S. 648 Rr. 809. 

") Dagegen wird man doch wohl anzunehmen haben, daß, menn bie fefte 
Bergütung nad) einer Periode von Tagen, melde die Woche überjchreitet (4. 8 
nad) je 10 Tagen), bemeffen wird, Die gefepliche Beftimmung Anwendung findet. 
Abweichend Gebhard: Düttmann Anm. 23 litt. c a. €. 

=) Ahnliche Schmierigleiten in Bezug auf den Begriff des „feften Gehalts“ 
vgl. 86.18. 198, 504. 
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ift die Vergütung dann eine fefte, wenn fie in beftimmtem ziffern- 
mäßigen Betrage vereinbart und grundſätzlich nicht nad dem 
Arbeitzerfolge oder der Dauer der tatſächlichen Arbeitsleiftung inner 
halb ber Lohnperiode bemefien werben fol. Daher ſcheiden 
Tantiemen oder Affordlöhne!®=) hier aus; ebenfo aber auch bie 
Fälle, in denen der Wochenlohn uſw. nur im Sinne eines normalen 
Mafftabes für eine tatfächliche Arbeitsleiftung an ſechs Tagen zu 
fo und fo viel Arbeitsſtunden gemeint ift, berart, daß Überftunden 
beſonders honoriert und für verfäumte Stunden befondere Kürzungen 
abgezogen werben follen.'?) Dagegen wird eine vertagsmäßige 
Lohnkürzung für außerorbentlihe Fälle z. 8. bei Krankheit oder 
Urlaub an einzelnen Tagen uſw. der Anwendung von Abf. 8 eit. 
und zwar nad Maßgabe der vollen vereinbarten Vergütung !*) nicht 
entgegenftehen. Iſt der Lohn nach kleineren Zeiteinheiten, als nah 
Wochen, aljo namentlich nach einzelnen Tagen vereinbart, fo nüßt 
es nichts, daß die Dauer des Arbeitsverhältnifies nach Maßgabe der 
verabredeten Kündigungsbedingungen eine aud für längere Zeit- 
räume gefeftigte iſt.!) Anwendung findet aber der Abſ. 3 über- 
haupt nur, wenn der unmittelbar ausgemworfene oder durch Multi« 
plifation!®) ermittelte Jahresverbienft des Verſicherten höher ift, als 
der nad Abſ. 2 maßgebende Klafienlohn;!%*) dabei können aller- 
dings die Löhne für mehrere gleichzeitig beftehende verficherungs- 
pflichtige Arbeitsverhältniffe zufammengerechnet werden, wenn für jedes 
einzelne die Vorausjegung des Abſ. 3 zutrifft.?) 


'2) Es fei denn, baf ein Mindeftbetrag berfelben garantiert ift; dann würde 
dieſer in Betracht Iommen. Ebenfo Ifendart-Spielhagen Anm. 22 zu b, 
Graßmann Anm. 18. 

”) AR. 00 ©. 837 Rr. 858; dazu ſchon Frankenberg a. a. O. S. 11. 

“) &o IjenbartsSpielhagen Anm. 23 und Gebhard» Düttmann 
Anm. 23 litt. d, die daher jebenfalld auch im Prinzip übereinftimmen. 

») ZjenbartsSpielhagen „zu c"; Gebhard» Düttmann litt. cy; 
Srafmann Anm. 18. . 

”) Mit 52, 12 ober 4 ober aud dem fonftigen Faktor, der fi durch 
Divifion der Lohnperiode in das Jahr (ohne Berüdfictigung eines etwaigen 
Reftes) ergibt. 

1%8) Bei mehrfacher Beſchaftigung aud höher als ber gemäß ber fonftigen 
Beſchaftigung fid) ergebende Rlaffenlopn (AR. 02 S.395 Rr. 970 a. €). 

") Gebharb-Düttmann litt. dB. 
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2. Für die Einreihung ber Lehrer und Erzieher in die 5. Lohn» 
klaſſe (vgl. oben II, 3) ift ihr individueller Jahresverbienft und 
zwar nad) Maßgabe der jeweiligen, ihnen zulommenden Bezüge'®) 
entſcheidend. Ebenfo wird bei land- und forſtwirtſchaftlichen Be» 
triebsbeamten, wie nod näher zu zeigen, ein Individuallohn zu 
Grunde gelegt ($ 34 Ziff. 2). Endlich kann derjelbe auch mittelbar 
nad) Maßgabe der in $ 34 Ziff. 1 in Bezug genommenen, für 
die Krankenverfiherung geltenden Arbeitsverdienfte zur Anwendung 
kommen. 


V. Hiernach iſt für die Einreihung in die Lohnklaſſen der 
Jahresverdienſt ber Verſicherten gemäß $ 34 Abſ. 2 Ziff. 1-5 in 
folgender Weife zu beftimmen: 

1. Als Jahresverdienft folder Verficherten, welche einer Orts-, 
Betriebs-, Bau- oder Innungskrankenkaſſe ala Mitglieder angehören, 
gilt das dreihundertfache des täglichen Arbeitsverbienftes, welcher für 
ihre Kranfenfafjenbeiträge maßgebend iſt.“) Derjelbe kann ent ⸗ 
weder gemäß $ 26a Ziff. 6 KVG. und dem Kaffenftatut ein Indie 
vinuallohn?) oder gemäß $ 22°") mit $ 20 Abf.1 Ziff. 1 und 
Abſ. 2 KWG.2) ein mehr oder weniger fpezialifierter Klaſſenlohn 
(ogl. 8d.I S. 207) fein. Nah $ 20 Abſ. 1 Ziff. 1 cit. kommt 


„der durchſchnittliche Tagelohn der Kaſſenmitglieder ſchlechtweg, nach 


8 20 Abf. 2 der durchſchnittliche Tagelohn ber innerhalb der Kaffe 
gemäß dem Statut etwa gebildeten Quantitäts- ober Qualitäts 
klaſſen (vgl. Bd. I S. 581) in Betradt.2?) Eine größere Speziali« 


») Gebhard: Düttmann Anm. 22 Abſ. 3. 

®) Bgl. oben 3. 10. 

20) Das Gefeg ſpricht vom „wirklichen Arbeitsverdienſt ber einzelnen Ver⸗ 
ficherien · Daß berjelbe ber Zeit nad) auch ein burdjichnittlicer (3. 8. bei 
Aftorblohn) fein kann, vgl. Bd. I S. 206 R.13 und 5.8. $ 31 mit $ 13 bes 
Rormalftetut für Ortäkcantentaffen, bei o. Shider, Kommentar zum AB®. 
(1893) ©. 541, 528. 

2) Diefer zunäcft entſcheidende Paragraph ift beim Gitat in $ 34 Siff. 1 
I8®. weggeblieben. 

9) Für Betriebökrankenkaffen vgl. $ 64, für Baufranfentafien $ 72 Abi. 3, 
für Innungstafen $ 73 Abſ. 1 RBO. 

=) Die eventuelle Minderung auf 4 bezw. 5 ME. für den Arbeitötag ($ 20 
Siff. 1 und Wbf. 2, $ 260 Ziff. 6) bildet, wie $ 20 Abſ.2 Say 2 KBO. ergibt, 
ſchon ein Moment ber Feftiegung des für bie Krankenverficherung maßgebenden 
Arbeitöverbienfted und, greift daher als foldes auch auf das Gebiet ber Ins 
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fierung diefer Tagelöhne ergibt fi) dann aus ihrer verſchiedenen 
Feftftellung für Männer, Frauen und junge Leute unter 16 Jahren 
($ 8 KVG.). Die Tagelöhne für die Iegteren kommen auch auf 
dem Gebiete des IBG. dadurch in Betracht, daß dieſelben auch für 
die über 16 Jahre alten Lehrlinge zu gelten haben.) Behandelt 
werden nad $ 34 Ziff. 1 alle Mitgliever der dort genannten 
organifierten Kaſſen, zu denen aber die Hilfsfaffen, auch wenn fie 
als gleichwertig anerkannt find, nicht gehören. Ob die Mitglieb- 
ſchaft bei der Krankenfafle notwendig oder freiwillig ift, macht 
feinen Unterſchied. Ebenſo kommt es nur auf die tatſächliche Zu— 
gehörigkeit zur Kaffe an; eine Unterfuhung ihrer Rechtmäßigkeit 
bat auf dem Gebiete der Invalidenverficherung feinen Play.) 

2. Beſonders behandelt das Gejeg (Ziff. 2) „die in der Land- 
und Forftwirtihaft beſchäftigten Perfonen“ umd regelt deren maß⸗ 
gebenden Jahresverdienft unter teilmeifer Heranziehung des land- 
und forſtwirtſchaftlichen UVG. v. 5. Mai 189%, an deſſen Stelle 
jet die neue Faflung dieſes Gefeges v. 30. Juni 1900 getreten ift.2°) 
Dementiprehend wird auch grundſätzlich der Begriff der Land- und 
Forſtwirtſchaft parallel mit dem der land» und forftwirtichaftlichen, 
dem ©. v. 30. Junt 1900 unterftehenden, Betriebe?') zu beftimmen 


valibenverfiherung über. Danach Tann mögligermeife das Interefie an ber- 
Invalidenverfiherung ber Kaffenmitgliever auf die Entichließungen über das 
Beitragsſyſtem der Kaffe zurüdivirken. 

*) AR. 91 S.198 Rr. 20. — Der Sap des Kerted wird allerdings un⸗ 
bedingt nur bei Anwendung von $ 8 KB. ($ 34 Ziff. 5 IB®.) und von 
$ 20 Abſ. 1 Ziff. 1 NBO®. zu gelten Haben. Werden in der Kaffe gemäß 5 20 
Ab. 2 NIE. Klaffen gebildet, jo entſcheidet zunächſt dad Kaflenftatut, in welche 
der Maffen die Lehrlinge einzureihen find. Bgl. Appelius in Arbs. 02 
S. 266 und bie bort citierte Entf. RVA. v. 24. März 1902. 

4) AR. O1 ©. 638 Rr. 937. 

*) $ 1 Abj.3 de fog. Mantelgefeged v. 30. Juni 1900. 

7) Das fpridt gegen die Meinung Weymann' s Anm. 8 Ziff. 1, welcher 
annimmt, daß die bei der Land- und Forftmirtihaft in den Bureaus ald 
Rechnungsführer, Schreiber, Kaſſierer beſchäftigten Perſonen, deren Unterftellung 
unter bie Unfallverficherung er verneint (vgl. dazu oben $ 15 R.9), trogbem 
unter $ 34 Ziff. 2 zu fubfumieren fein. Auch der von ihm unter Ziff. 3 ver- 
tretenen Anſicht, daß bie in $ 1 Abſ. 7 LUB®. v. 1900 als landwirtſchaftlicher 
Betrieb erllärte gewerbliche Gärtnerei nicht zur Landwirtſchaft im Sinne bes 
$ 34 Abſ. 2 Ziff. 2 zu vechnen fei, möchte ich mid nicht anſchließen, obgleich 
bier bie von ihm beigebrachten Gründe ſchwerer ind Gewicht fallen. Mit dem 
Xert übereinftimmend Ifenbart-Spielhagen Anm. 9. 
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Jein; nur werben bie in $ 1 Abj.2 dieſes Gejeges definierten land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Nebenbetriebe, welche dort nah den be 
ſonderen Verhälnifien jenes Verfiherungszweiges der land- und 
forſtwirtſchaftlichen Unfalverfiherung angegliedert find, im Sinne 
bes $ 34 Abi. 2 Ziff. 2 als gewerbliche Betriebe anzufehen fein.?°) 
In biefem Rahmen unterſcheidet nun das Geje zwei Gruppen von 
Perfonen: 

a) Bei Betriebsbeamten wird ein individueller Jahresarbeits- 
verbienft zu Grunde gelegt und zwar derjenige, welcher für jeden 
von ihnen nad) $ 3 des LUNG. v. 5. Mai 1886, jegt $ I Abſ. 2 
mit $ 5 des ©. v. 30. Juni 1900 berechnet wirb.?) Für die Feft- 
ftellung des Kreiſes der land» und forftwirtichaftlihen Betriebs- 
beamten werben nad) dem Zufammenhang der Geſetze auch für das 
Gebiet der Invalidenverſicherung die ſtatutariſchen Veftimmungen 
der Berufsgenoffenihaften gemäß $ 1 Ab. 6 des LUVG. von 1900 
maßgebend jein.?°) 

b) Zür alle?!) anderen in der Land- und Forſtwirtſchaft be» 
Ichäftigten Perfonen kommen wiederum Kaflenlöhne in Betracht, 
welche von der höheren Verwaltungsbehörbe”*) für fie als durd- 


=) Hier ift Weymann a. a. O. Ziff. 2 und beffen Ausführungen zuzu ⸗ 
Rimmen. Bon gleicher Anfhauung gingen aud fhon Boffeso. Woedtte 
Anm. 4 zu $ 22 8.89 aus. Dafür fpridit auch die Analogie ber Kranten- 
verfiherung; vgl. $ 2 Ziff. 6 ABS. und dazu v. Woedtke, Kommentar zum 
RBB., 5. Aufl, S. 66 a. E, Hahn 2. Aufl. S. 32. 

=) Die Anderung des Unfallrechts hat e8 mit ſich gebracht, daß jept nicht 
mehr, wie nad) dem LUB®. v. 1886 ($ 3), nur „fefte” Naturalbezüge zur Ans 
zejnung gelangen; vgl. Bd. &. 201 R. 7. Allerdings hatte bad ABA. ſchon 
früher den durch $ 3 cit. begründeten Unterfchteb gegenüber $ 3 Abf. 1 UB®. 
». 1884 in feiner. Redtiprehung ſowohl für vas Gebiet der Unfallverficerung, 
wie dementfpredend auch für das der Invalidenverfierung verwifät (AN. 90 
NB. ©. 152 Rr. 787 mit AN, 91 ©. 148 Nr. 28). 

*) Bebhard-Düttmann Anm. 9. Dazu AN. 96 S. 397 Rr. 529: Butd- 
ſchmied ald Ianbwirtfhaftlicher Arbeiter, aber nicht Betriebäheamter; Rr. 330: 
Gärtner auf einem größeren Gute zur Bewirtſchaftung bed Haus und Zier⸗ 
gartend kein Betriebsbeamter, weil letztere keinen Betrieb barftellt (ugl. oben 
8 16 R. 6). 

»i) Auch bie jet in $ 1 Abſ. 6 mit $ 9 Abſ. 1 uVG. v. 1900 den Bes 
teieböbeamten gleihbehandelten Perfonen gelten für $ 34 Hiff.2 IB®. night 
eis folge. 

%) Preußen: Regierungspräfidenten; Bayern: Regierungen, Kammern des 
Innern, im Einverftänbnis mit den Finanzkammern; Sachſen: Kreishauptmann ⸗ 
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ſchnittlicher Jahresarbeitsverbienft feitzufegen find. Entiprechend 
dem $ 10 Abf.1 LUWG. von 1900, welcher eine ebenfoldhe Feſt ⸗ 
ſetzung für das Gebiet der Unfallverfiherung vorſchreibt, wird Die 
felbe auch Hier in obligatoriſcher Trennung für männliche und weib- 
liche und in fafultativer für landwirtſchaftliche und für forftmirt- 
ſchaftliche Arbeiter zu erfolgen haben.) Doch fol dabei für das 
Gebiet der Imvalibenverfiherung der $3 Abi. 1 IVG., welcher für 
Naturalbezũge Feſtſetzungen des Durchſchnittswerts?) derſelben ſeitens 
der unteren Verwaltungsbehörde vorſieht, „berüdfichtigt" werben. 

3. Die Ziff. 3 des $ 84 IVO. ift jegt durch $ 151 des 
SUBG. v. 30. Juni 1900 erfegt und lautet danach: „für Die auf 
Grund des See-Unfallverfiherungsgejeges verfiherten Seeleute, mit 
Ausnahme der in Schlepper- und Leichterbetrieben befchäftigten Per⸗ 
fonen, ber Durchſchnittsbetrag des Jahresarbeitsverbienftes, welcher 
gemäß $ 11 a.a. D.*) vom Reichskanzler feftgefegt worden ift". 
Auch hier greifen alfo zweds Einreihung in die Lohnklaſſen nicht 
individuelle Arbeitsverbienfte, ſondern Klaffenlöhpne Platz. Ber 
merfenswert gegenüber dem früheren Rechte tft aber, daß die neue 
Faſſung der Ziff. 3 nur die gegen Unfall verfiherten Seeleute”) 
ergreift, dagegen bie früher miterwähnten „anderen bei ber See— 
ſchiffahrt beteiligten Perfonen“ ausläßt, fo daß für diefe nunmehr 
Ziff. 1 oder 5 des $ 34 in Betracht Fommen.?°) 


ſchaften, dazu $ 4 der Min.BOD. v. 30. Nov. 1899. Die Feftftelungen erfolgen 
durchaus auf Koften ber Bermaltung, nicht ber Anftalten (AR. 92 ©. 14 litt. a). 
In Württemberg und Vaden ift auf die gemäß bem LUNG. erfolgten Fefi⸗ 
fegungen maßgebend verwiefen worden: $ 5 ber württ. Vollz. Verf. v. 25. Nov. 
1899 bezw. $ 4 der bad. Vollz. VO. v. 28. Rov. 1899. 

228) Auch eine Spezialifierung nad Beruföftellungen wird aber für das 
Gebiet ded IW®. nicht ausgufhließen fein; vgl. hinſichtüich der Ianbwirtfeaft: 
lien Sausbeamtinnen AR. 02 ©. 240 Nr. 952 Abi. 3 a. €. 

%) Über Durchſchnittswert und Durchſchnittspreis ($ 5 LUBB. v. 1900) 
gl. oben SER. 8. 

%) Nach dem geänderten Unfallrecht ift von beſonderer Bebeutung, daß ala 
Jahre darbe itsverdienft jept nicht mehr das Reunfadhe, jondern das Eiffache der 
Monatöheuer angejegt wird. 

%) 8 1 Ziff. 1 SUB®. v. 1900; vgl. oben $21R.18. — Cine Überfiht 
über die Lohnklaſſen, denen bie verſicherungspflichtigen Seeleute nah Maßgabe 
der feit dem 1. Ian. 1901 geltenden Beftimmungen angehören, ift bei Geb⸗ 
hard» Düttmann ©. *291 gegeben. 

3) Näheres zu biefer, burd ben Wechſel ber Geſetgebung kompligierten 


8.43. Lohnflaffen. 459 


4. Für Mitglieder einer Knappſchaftskaſſe (vgl. Bo. J.S. 7 ff.) 
fol gleichfalls ein Klaffenlohn zu Grunde gelegt werben, yämlih 
der vom Raffenvorftande feitzufegende durchſchnittliche tägliche Arbeits- 
verbienft derjenigen Klaſſe von Arbeitern, welcher der Verficherte an« 
gehört. Diefer wird durch Vervielfältigung mit 300%) zum Jahres« 
arbeitsverbienfte erhoben. Dod hat hier das IVG. die befondere 
Beſtimmung, daß fie nach Ziff. 5 behandelt werben follen, wenn ſich 
danach für fie ein höherer Jahresbetrag ergibt. 

5. Nach diejer Ziff. 5 des $ 34 foll nämlich „im übrigen" der 
nad $ 8 KVG. feftzufegende?") dreihunbertfache Betrag des orts⸗ 
üblichen Tagelohns gewöhnlicher Togearbeiter des Beichäftigungs- 
ortes als Einreihungsmaßftab gelten. Doc läßt die neue Faſſung 
des IVG. zu, daß die höhere Verwaltungsbehörde für einzelne be 
fondere VBerufszweige?) einen anderen Jahresarbeitsverbienft feit- 
ſetzt. Die Begründung bes Gejeges denkt dabei zunächſt nur an 
ſehr niedrig gelohnte Verficherte, bei denen felbft die Zugrunde- 
legung der Tagearbeiterlöhnung noch eine Überlaftung herbeiführen 
würde.) Doc ift der Wortlaut des Gejeges unbedingt auch auf 
ſolche Fälle anzumenden, in denen fi) wegen des unverhältnismäßig 
größeren Arbeitsverbienftes eines beftimmten Berufszweiges Unbillig- 
teiten ergeben würden.*°) 


Materie bringt die Zufammenftellung bei Weymann Anm. 10. Bgl. auch 
ſonſt die Kommentare, ſowie, unter Berüdfictigung der inzwifchen eingetretenen 
Vefegesänderungen, Gebhard, Die Invalibitätd- u. Yiteräverfiherung ber 
Seeleute (1892) ©. 89 fi. 

Me) Auch bei denjenigen Arbeiterklafſen, für welche bie Zahl ber Arbeits⸗ 
tage im Jahre Höher ift, 3. 8. beim Hochofenbetriebe: Abg. Frhr. v. Stumm, 
Sten.Ber. S. 1889 S. 1341. 

3) Die oben im Tert V, 1 beſprochenen Spegialifierungen nad) Geſchlecht 
und Alter gelten auch bier. 

*) Alfo nicht z. B. für bie Mitglieder einer beftimmten Hilfätaffe. 

=) Die Mot. Abſ. 6 zu $ 22 Entw. IBG. exemplifizieren auf bie Hauds 
weber in manden Gegenden des Kgr. Sachen. Entſprechend „wird“ nad $ 5 
Abſ. 6 der mürtt. Bollz.Berf. v. 25. Nov. 1899 „bie höhere Berwaltungd- 
behörde von ihrer Befugnis nur ganz ausnehmsweiſe und nur für folde 
Berufszweige Gebrauch; machen, deren Durchſchnittsverdienſt hinter dem ortö- 
üblichen Zagelohn erheblich zurüdbleibt". 

) Bgh hinſichtlich der Hausbeamtinnen die oben R. 32a citierte Ent 
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VI Für gif. 15 des $ 34 gilt noch folgendes Allgemeine: 

1. Es ift möglich, daß in der Perfon eines Verſicherten bie 
Merkmale mehrerer diefer Ziffern oder mehrerer tmmerhalb einer 
Biffer zufammengefaßten Gruppen zutreffen. Dabei ift jedoch zunächft 
zu beachten, daß Ziff. 5, wie aus den Worten „im übrigen“ und 
ihrer Schlußftellung hervorgeht, augenfcheinlich eine höchſt Fubfibläre 
Bedeutung haben fol und daher nur zur Anwendung fommt, wenn 
in der Perfon des betreffenden Verficherten überhaupt feiner ber in 
Kiff. 1—4 bezeichneten Tatbeftände zutrifft.) Hier ift alfo von 
einem „gleichzeitigen Zutreffen mehrerer Ziffern“ überhaupt nicht die 
Rebe.t2) Im weiteren aber wirb der mögliche Rollifionsfal zwiſchen 
Ziff. 1 und 2 dahin ausdrücklich entſchieden, daß Ziff. 1 d. h. alfo 
die Zugehörigkeit zu einer dort genannten Krankenkaſſe vorgehen 
fol. Es entipricht das der ſchon beſprochenen (vgl. N. 10) Abficht 
des Gejeges, das Beitragsſyſtem der Invalidenverfiherung dem der 
Krankenverfiherung, namentlih aud zum Zwecke leichterer Durch⸗ 
führung des Einzugsverfahrens, anzunähern. Daraus und aus ber, 
Teine Ausnahme vorbehaltenden, durch die Anfangsftellung ver- 
ftärkten Faflung der Ziff. 1 wird man aber zu fließen haben, daß 
in der ausbrüdlichen Einfügung bei Ziff. 2 „ſofern fie nicht einer 
unter Ziff. 1 gehörigen Krankenkaſſe angehören“) ein allgemeiner 
Grundfag zum Ausdrud kommt, der auch im Verhältnis von Ziff. 1 


1) Hiernad findet z. 8. auf Arbeiter, welche teild in ber Land» und Zorft- 
wirtſchaft, teil in landwirtſchaftlichen Nebenbetrieben beicäftigt werben, $ 34 
Siff. 2 und nit 5 Anwendung. Übereinſtimmend im Nefultate Boffes 
v. Woedtke a.a. O. (oden N. 28), die aber „in dem Falle, daf bie Zätigfeit 
ber betreffenden Perfon überwiegend in das Gebiet des inbuftriellen Reben» 
betriebs fält, fi dazu entſchließen fönnten, Sf. 5 maßgebend fein zu 
laffen". Wieder anberß entf—heidet dad RBK. In einem Falle, in weldem 
eine Dienftmagb überwiegend mit landwirtſchaftlichen Arbeiten und daneben im 
Haushalte ihres zumelft bie Kunſttiſchlerei betreibenden Dienftherrn beihäftigt 
war, hat bad Amt es abgelehnt, die landwirtſchaftliche Beihäftigung ent 
ſcheiden zu laffen und bie höhere Einfchägung gemäß ber Hausarbeit nach Ziff. 5 
ala maßgebend erachtet (AR. 02 S. 395 Rr. 971). Bgl. aber unten R. 44. 

+) Das überfehen Gebhard» Düttmann Anm. 4 Abj.3, von denen bie 
citierten Worte ftammen. 


+) Die Worte hätten im JVG. auch wegbleiben können, während fie im 
G. 89, wo bie Heutige Ziff. 2 voranfland und die heutige Ziff. 1 erft als Ziff. 4 
folgte, größere Bedeutung hatten. 
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zu 8 fi) betätigen muß.) Soweit aber fonft Kollifionsfälle durch 
gleichzeitige Beichäftigung eines Verficherten in verſchiedenen Berufg- 
ftellungen fi ergeben ſollten,“) wird die für ihn überwiegendere 
zu enticheiven haben. Erſt im äußerjten Zweifelsfalle könnte m. €. 
auf die höhere Lohnklaſſe gegriffen werben. 

2. Dem Bebirfnis allgemeiner Kenntnis von den Beitrags- 
grumblagen der Verfiherung foll der $ 34 Abſ. 5 genügen. Dana 
Tann die Sandeszentralbehörbe anordnen, „daß die nah Abſ. 2 für 
bie einzelnen Orte in Betracht fommenden*) Lohnklaflen und Bei— 
träge, ſowie die Klaſſen von Verficherten, welche an dem betreffenden 
Orte in die einzelnen Lohnklafien entfallen, von ber Verfiherungs- 
anftalt in jedem Orte ihres Bezirkes bekannt zu machen find“. 


3. Kapitel. Die Einzahlung der Beiträge. 


8 44. Gntrichtung durch die Arbeitgeber. Haftung derfelben. 


Für die Einzahlung!) der Beiträge fennt das Gefeg zwei von 
ihm der Hauptſache nach unmittelbar geregelte Formen: das Ent« 
rihtungsverfahren und das Cinziehungs- ober kurzer Einzugs- 


4) Anders Gebharb- Düttmann a. a. D., welde im Verhältnis zwiſchen 
allen Ziffern biejenige als maßgebend anſehen wollen, auf Grund deren fid) 
ber höhere Jahresarbeitänerbienft ergibt (vgl. auch oben R.41). Es befteht 
aber teine Vermutung zu Gunften ber höheren Lohnklafie; insbeſondere ſteht 
der Ausſicht auf bie höheren Verfiherungsleiftungen, melde fi doch nur 
moglicherweiſe realiſiert, die Gewiß heit ber höheren Beitragsleiſtung gegenüber. 
Dazu kommi die Moglichkeit ber freiwilligen Odherverficherung einerſeits, bie 
Gefahr einer unbilligen Überlaftung aber andererſeits. 

*#) So, wenn gleichzeitig land⸗ und forſtwirtſchaftliche Beſchäftigung ſtatt ⸗ 
findet und für beide Gruppen verſchiedene Feſtſetzungen erfolgt find, 

4) Die im ganzen fehr ſchlecht ftglifierte Beftimmung fagt Hier „maßgebenden“.. 

9) Im allgemeinen Sinne gebraudt $ 143 den Ausbrud „Erhebung ber 
Beiträge”; doch empfiehlt ſich das nicht, weil man bei bemfelben, ſchon wegen 
des Sufommenhanges mit den „Gebeftellen“, eher ausſchließlich an dad Einzugd« 
verfahren zu benfen geneigt ift. 
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verfahren (88 148 ff). Außerdem überläßt es dem Bumbesrate, für 
Kleinmeifter und Hausinduſtrielle ($ 143) und für Seeleute ($ 167 
Abſ. 2 Sat 2) durch Verordnung Sonderbeftimmungen zu treffen. 
Das Entrihtungsverfahren zerfällt mwieberum in zwei Unterarten, 
je nachdem die Entrichtung der Beiträge durch bie eine oder bie 
andere Klaſſe der Beteiligten, die Arbeitgeber ($$ 140 ff.) ober bie 
Berfierten (85 144 ff.) erfolgt. Die grundlegende Verſchiedenheit 
zwiſchen Entrihtungs- und Einziehungsverfahren befteht darin, daß 
beim erfteren bie Beteiligten durch eigene Markenverwenbung bie 
Beiträge an bie Verfiherungsanftalt einzahlen, während beim Ein- 
zugsverfahren amtliche Stellen (Einzugs- ober Hebeftellen) zwiſchen 
fie und die Anftalt eingefpoben find, welche die Beiträge von ben 
Beteiligten bar empfangen und dafür ihrerfeits das Gefchäft der 
Markenverwendung beforgen. Die folgenden Erörterungen behandeln 
hiernach gefondert die fünf verſchiedenen Gruppen von Eimahlungs- 
normen, 

Die Normen für die in erfter Reihe zur Anwendung gelangende 
„Entrihtung der Beiträge durch die Arbeitgeber“ find in 88 140 
bis 142 enthalten; ?) dazu treten dann noch Strafbeftimmungen in 
den 8$ 176ff. Die drei SH 140—142 glievern fih im Wefent- 
lichen nad den drei Seiten des in Betracht kommenden Rechts- 
verhältnifies. Diefe find: die materielle Haftung des Arbeitgebers 
gegenüber der Verfiherungsanftalt ($ 140, hier $ 44), bie formelle 
Markenverwenbungspflicht ($ 141, hier $ 45) und die Erftattung 
eines Beitragsteils feitens des Verfiherten an ben Arbeitgeber 
($ 142, hier $ 46). 

Beitragspflicht, Einzahlungspflicht ober „Haftung“ ($ 140 
Abf.2 Sag 3) ift die für ben Beitragspflictigen gegenüber der 
Verfiherungsanftalt begründete Verbindlichkeit, den Beitrag in feſt ⸗ 
geftellter Höhe aus feinem Vermögen zu zahlen (vgl. Bd. IS. 607). 
Beitragspflichtig aber ift auf dem Gebiete der Invalidenverſicherung 
bei der Zwangsverſicherung prinzipiell ausfchließlich der Arbeitgeber 
«(ogl. Bd. J ©. 598 ff., befonbers S. 606). Er zahlt den Beitrag 
vehtlic in eigenem Namen (vgl. Bd. I S.599 a. E.); er ift bei 
Nichtzahlung allein der Zwangsbeitreibung unterworfen ($ 168). 

”) Die Syſtematik ift im Oeſetz nicht unbedingt fireng burchgefüßrt. So 
hat 3.8. 8142 Abſ. 2, 4 nicht bloß für das Entrichtungs-, fondern auch für 
dad Einzugäverfahren Bedeutung. 
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Der Verſicherte nimmt an der Beitragsleiftung nur indirekt teil; er 
iſt nicht beitragspflichtig gegenüber ver Verfierungsanftalt, ſondern 
erflattungspflichtig gegenüber feinem Arbeitgeber.’) 

I. Der Begriff des Arbeitgebers als besjenigen, welcher den 
verficherungspflichtigen Arbeiter beihäftigt, deſſen Arbeitskraft befigt 
umd über biefelbe verfügt, ift bereits in Vd. I ©. 177 ff. (ogl. auch 
oben $ 7 II, 8) ausführlich befprodden worden. Die dort ind- 
befonbere begründete Auffaflung, daß bei fog. mittelbaren Arbeite- 
verhältnifien nicht die unfelbftändige Mittelaperfon, welche formell 
den Arbeiter annimmt und löhnt,*) fondern der Betriebsunternehmer 
als Arbeitgeber anzufehen ift, darf gegenwärtig als auf dem Gebiete 
der Imvalidenverfiherung) anerfannt betrachtet werben. „Es ent- 
ſpräche nicht den Abſichten der Verfiherungsgejeßgebung, wenn es 
dem größeren und wirtfchaftlich Träftigeren Unternehmer freiftände, 
Die Laften der DVerfiherung mittels vertragsmäßiger Einräumung 
einer ſcheinbaren Selbftändigfeit willfürlih auf ſchwächere Schultern 
‚abzumälzen“.%) 

D. Die Beiträge werben nah Beichäftigungszeiträumen be 
meſſen, deren Einheit die Beitragsmode ift (vgl. oben $ 38 I). 
Beitragspflichtig iſt danach derjenige Arbeitgeber, welcher den 
Arbeiter während der Beitragswoche ober auch nur während eines 


3) Dagegen läßt Piloty zu $ 140 Ab. 1 „zur Entrichtung des Beitrags 
ſowohl den Arbeitgeber, als ben Verſicherten verpflichtet” fein. Das REN. 
(AR. 02 ©. 546 Nr. 1002) erfennt an, daß „ſich ber Anſpruch auf bie Beltragd- 
feiftung unmittelbar nur gegen ben Arbeitgeber richtet”. 

4) Bgl. dazu über bie in ben Motiven bed Entw. zum ©. 89 enthaltene, 
von ber Lohnzahlung hergenommene Definition des Arbeitgebers Bb. I 
S. 180 8.6. 

) Begeichnend bafür ift namentlich bie Ausführung v. Woedtke's in 
feiner Tleinen Ausgabe des IB®., 6. Aufl, Anm. 3 zu $ 140, verglichen mit 
dem Eitat in 8.1 &. 179 R. 4. 

© Anleitung RS. Ziff. 31 a. E. Bol. im ganzen Ziff. 31 und 32, ind« 
Befonbere Binfictlic des Reditäverhältniffes der fog. Hofgänger (Scharmerker) 
und ber von fog. Rleinafforbanten angenommenen Arbeiter. Vgl. dazu noch 
oben $ 6 R.48 und $8R. 12, ſowie aus ber Praxis der Lanbeöverfiherungd- 
ümter z. B. Erl. bad. LBA. v. 5. März 1891 (Reger Bd. 11 S. 183) hin 
fichtlich der Oberarbeiter ber Mannheimer Lagerhausgeſellſchaft. Aud die oben 
$ 12 R.4 beiprochene mitarbeitende Ehefrau bringt bie Anl. RBA. Ziff. 32 
Abſ. 3 unter biefen Gefichtspunkt. 


464 I11.Bud. Beitragsweſen. II. Rap.: Die Einzahlung ber Beiträge. 


Teils derſelben beſchäftigt.) Die Haftung als ſolche entfteht rechtlich 
mit dem Beginn der Beihäftigung in der betreffenden Woche.) 
Für die Fälle einer mehrfachen Beſchäftigung in berjelben Woche 
gibt $ 140 Abf. 2 befondere Regeln, deren Anwendung auf bie tat= 
fächlihen Lebenserſcheinungen nicht ohne Schwierigkeit if. Das 
Geſetz unterſcheidet zwei Fälle: die mehrfache Beſchäftigung hinter- 
einander und die mehrfache gleichzeitige Beichäftigung. 

1. Für den Fall mehrfacher Beſchäftigung hintereinander ent- 
hielt ©. 89 in $ 100 Abf. 2 nur folgende Beftimmung: „Findet 
die Beſchäftigung nicht während der ganzen Kalenderwoche bei dem=- 
felben Arbeitgeber ftatt, fo ift von demjenigen Arbeitgeber, welcher 
den Verficherten zuerft beichäftigt, der volle Wochenbeitrag zu ent⸗ 
richten.“ Das IVG. hat in $ 140 Abf. 2 Sag 1 dieſe Beftim- 
mung ſachlich unverändert?) beibehalten, aber folgenden Sag 2 hin- 
zugefügt: „Wurde diefer Verpflihtung nit genügt und hat der 
Verſicherte den Beitrag nicht ſelbſt entrichtet ($ 144), fo hat der⸗ 
jenige Arbeitgeber, welcher den Verficherten weiterhin beichäftigt, dem 
Wochenbeitrag zu entrichten, Doch fteht ihm gegen ben zunächſt Ber- 
pflichteten Anfpruc auf Erfag zu.” Hieraus ergibt fich folgendes 
Rechtsverhaltnis: 

a) Im Verhältnis zur Verſicherungsanſtalt haftet gemäß dem in 
$ 140 Abf. 1 niebergelegten Hauptgrundfag jeder der mehreren, zeitlich 
aufeinanderfolgenden, Arbeitgeber für den ganzen Wochenbeitrag auf 


”) 8 140 Abſ. 1 mit $ 30 Abſ. 1; vgl. oben $3E N. 5a. In AR. 00 
©. 838 Rr. 859 wird gefagt, baf der Anfprud auf Beitragsentrichtung nad 
$ 100 Xbf. 1 ©. 89 allgemein gegenüber demjenigen Arbeitgeber begrünbet fel, 
weldher einen Berficerten „im Berlaufe einer Woche" befhäftigt. „Beigäftigung" 
ift bier natürlich „verfiherungspflichtige Befhäftigung"; vgl. oben $ 38 R. 6. 
Dazu gehört auch nicht ber bloße Verſuch einer Beſchäftigung, ber wegen vor⸗ 
Banbener Arbeitöunfähigleit ober Untauglichkeit alsbald wieder aufgegeben. 
wird. Für anrechenbare Krankheitd- und Milttärbienftwoden tritt aud bet 
fortdauerndem Dienftverhältnis Befreiung von Beiträgen ein (oben $ 38 bei 
N. 488, 49). 

) Die Haftung, nicht bie Markenverwendungspflicht. Der Wortlaut bed 
8 140 Abſ. 1. „beihäftigt Hat“ Hat wohl mehr bie letere im Auge. Dems 
gegenüber ergibt ſich der Sag beö Textes ſchon daraus, daß auch bie Be— 
f&äftigung während eines Wochenteils die Beitragspflicht begründet. 

9) Über die Veränderung des Worts „Ralenderwode* in „Beitragamode“ 
vgl. oben $ 38 R. 8. 
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Grund der ihm geleifteten Beſchäftigung. Die Anftalt kann fi 
an jeden derſelben, auch im Wege der Bmwangsbeitreibung, halten, 
ohne daß diefer fie an einen feiner Vormänner verweifen könnte.“) 
Nur wenn er von fi aus nachzuweiſen vermag, daß er einen 
ſolchen Vormann nicht bloß gehabt,'°) fondern daß dieſer auch feiner 
Beitragspflicht genügt oder daß an feiner Statt der Berficherte 
den ſchuldigen Beitrag wirklich entrichtet hat, wird er von ber 
Haftung frei. 


Zweifelhaft liegt der Fall, wenn für bie verſchiedenen aufs 
einanderfolgenden Beihäftigungen verfchievene Lohnklafien in Be— 
tracht fommen."') Geſetz und Materialien haben dieſen Fall nicht 
erwogen.) Da nad der Regel des $ 140 Abf. 1 jede Beſchäftigung 
nur die ihr entfprechende Beitragspflicht erzeugen Tann, fo muß auch 
die Haftung jedes Arbeitgebers für ſich allein beftimmt werben, 
gleichviel, ob der vorangegangene Arbeitgeber ben Beitrag nad} einer 
höheren ober niederen '2*) Lohnklaſſe ſchuldete. Doch wird der Ver- 
fioherungsanftalt unbenommen bleiben, im erfteren Falle ven Über 
ſchuß von dem der Reihe nach früheren Arbeitgeber zu forbern.'?) 
Aus alledem ergibt fi die Eigentüimlichleit des Rechtsverhältniſſes: 
& liegt feine geſetzliche Bürgfchaft des folgenden Arbeitgebers für 


®) Ebenſo Gebhard» Düttmann Anm. 9 Abſ. 4. 

0) Die Anftelt draucht alfo bei Begründung ihres Anſpruchs nur auf bie 
einfache Tatſache Bezug zu nehmen, daß ber in Anfpruc Benommene ben Ars 
beuer in ber fraglichen Woche befhäftigt Hat. Mes andere ift Sache des 
Gegenbemeifed. So auch ſchon nad früherem Recht: AN. 00 ©. 838 Nr. 859. 

1) 4.8. $ 34 Siff. 1 mit 2 oder 5. 

12) Man tönnte geneigt fein, aus ben Motiven Entw. IVG. Ab. 2 zu 
$ 109, melde bie fpäteren Arbeitgeber „zur Zahlung bes rüädftändigen 
Wochenbeitrags verpflichtet“ fein Laffen, zu {chließen, daß fid) dies aud auf die 
Höhe ihrer Leiſtung beziehen fol. Doc würde dies wohl befonders gerecht» 
fertigt worden fein. 

8) Für den letzteren Fall tönnte noch am eheften in Erwägung Tommen, 
den nachfolgenden Arbeitgeber nach ber Lohntlaffe des erften Arbeitäverhältniffes 
beitragen zu lafien. „Dagegen würde, einem Arbeitgeber eine höhere Beitrags» 
leiftung auferlegen, als das zwiſchen ihm und dem Verfiherten beftehende Ar» 
beitöverhältniß bebingt, eine ausbracliche Beftimmung des Geſehes vorausjegen, 
an ber es jedoch fehlt.” &o eine hier (ogl. dagegen unten R. 19) zutreffende 
Bemerkung Düttmann’3 in Mainzer Ztſcht. 3b. 6 &.35 Sp. 2 a. E. 

") Daraus ergibt fi dann eventuell die Notwendigkeit einer Berichtigung 
der geichehenen Markenverwenbung, auf welche auch der Berficherte Anſpruch Bat. 

Rofim, Recht ber Urbeiterderfiherung. Banb IL. 30 
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den früheren, noch auch eine Gefamtverbinblichfeit für die gleiche 
Schul vor, fondern eine Reihe felbftändiger, zeitlich hintereinander 
entftehender Verpflichtungen mehrerer, von benen jede fpätere durch 
jede frühere unbedingt mitgetilgt wird, während bie Tilgung einer 
fpäteren den Überfhuß der früheren fortbeftehen Läßt.'*) 

b) Bei der Durchführung des vom Gefeg vorbehaltenen Erjat- 
anſpruchs ergeben fi Verhältniſſe, welche denen des wechfelrechtlichen 
Negrefies ähnlich find. Danach fteht zwiſchen mehreren in derſelben 
Woche aufeinander folgenden Arbeitgebern ein Erſatzanſpruch immer 
nur gegen bie Vormänner, niemals aber gegen die Nachmänner zu. 
Sind mehrere Vormänner vorhanden, fo haften fie dem Zahlenden 
als Geſamtſchuldner; er ift nicht ausfchließli auf den Regreß gegen 
den erften Arbeitgeber beihräntt.') Die Höhe des Erſatzanſpruchs 
beftimmt fi nach ber Höhe des geleifteten Beitrags und umfaßt 
den Arbeitgeberanteil beafelben.') Das gilt au, wenn der Beitrag 
des Vormanns in einer niedrigeren Lohnklaffe zu leiften geweſen 
wäre; benn er hat durch feine Verfäumnis die höhere Aufwendung 
verjhuldet. Der Vormann, welder im Wege bes Regreſſes gezahlt 
bat, ift befugt, fi wiederum an etwaige weitere Vormänner wegen 
Erjag feiner Zahlung zu halten. Streitigfeiten aus allen folden 
Erfaganfprühen werben von der unteren Berwaltungsbehörbe !") 
gemäß $ 157 (eventuell 155) entichieben. 

2. Einen neuen, dem $ 52 Abf. 2 KVG. entiprechenden "=) 


“) Ob hiernach bie Hinzufügung von $ 140 Abſ. 2 Satz 2 ein gerade glüd- 
licher Griff war, Tann bezweifelt werden. Vol zur Kruit auf Ifenbart- 
Spielhagen Anm. 8 a. E. Vielleicht wäre, unter Berüdfihtigung auch deö 
Folgenden, die gänzliche Preiögabe von Say 1 und 2 zu Gunften von Sa 3 
ermwägendiert, 

») &o au Ifenbart-Spielhagen Anm. 9; zweifelnd Gebhard- Dütt- 
mann Anın. 9 Abf. 2. 

1) Der Text des Geſetzes ſpricht mit Bezug auf bie Entrichtung „bed 
Wochenbeltrags“ ſchlechtweg dem folgenden Arbeitgeber einen „Anfprud) auf Er- 
fag“ zu. Es kann indeffen nit daraus gefchloffen werben, daß der die Marke 
verwenbende Arbeitgeber ben Abzug gegenüber dem Verſicherten unterlaffen 
und in Höhe des ganzen Markenwerts den Bormann in Anſpruch nehmen darf, 
der dann fein Abzugsrecht gemäß $ 142 Abſ. 1 Say 2 verloren hätte. 

1) 8 157: Wo Rentenftellen beftehen, tritt ber Borfigenbe berfelben ein. 

18) Inbefien ift zu beachten, daß das KBG., da es die „Veitragswoche“ ald 
Bemeffungszeitraum nicht Fennt (ogl. Vd. 1&. 587), aud) eine dem $ 140 bj. 2 
Sag 1 und 2 entfprecenbe Beftimmung nicht befigt. 
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Zuſatz erhielt das IVG. $ 140 Abf. 2 Say 3 dahin: „Steht der 
Verſicherte gleichzeitig in mehreren, bie Verfiherungspflicht be= 
gründenden Arbeits oder Dienftverhältnifien, jo haften die Arbeit- 
geber als Geſamtſchuldner für die vollen Wochenbeiträge.” 


a) Das Nehtsverhältnis ift hier anders geregelt, als bei den 
unter 1 beiprochenen Fällen, indem das Geſetz hier ausdrüclich die 
Annahme einer Geſamtſchuld fämtlicher Arbeitgeber vorschreibt ($ 421 
BGB). Damit ift zunächſt die Identität der Leiftung erfordert. 
Für die Beitragshöhe kann daher immer nur eine Lohnklafle zu 
Grunde gelegt werben, deren Beitimmung nach denfelben Grund» 
fügen geſchieht, wie wenn ſämtliche Beichäftigungsverhältnifie dem- 
felben Arbeitgeber gegenüber begründet wären.!*) Für den daraus 
fi) ergebenden Beitrag haften ſämtliche Arbeitgeber, auch wenn nad 
Maßgabe des zu ihnen befonbers begründeten Arbeitsverhältniffes 
eine niebrigere Lohnklaffe anzuwenden wäre.) Hat von feiten 
eines Verpflichteten Zahlung ftattgefunden, fo beftimmen fich feine 
Ausgleihungsanfprüche gemäß $ 426 BGB. nad gleichen Anteilen, 
foweit nit ein anderes unter den Beteiligten verabredet wird.) 
Nach Maßgabe des $ 426 eit. verbleibt, im Gegenfa zu Biff. 1, 
dem Zahlenden ver auf ihn felbft entfallende Anteil des Arbeitgeber- 
beitrags; auch würde berjenige, dem die Arbeit bes Derficherten 
zuerſt in der Woche zugute kommt, gleichfalls Regreßanfprüche gegen 
Die übrigen Beteiligten erheben können.) Die Entſcheidung von 


) Bel. oben $ 43 VI. Aud mit Bezug auf die Anwendung von $ 34 
Abf. 3 vgl. oben $ 43 bei R. 17. 

’) Übereinftimmend Hahn in Mainzer Stihr. Bd. 6 ©. 10; dagegen 
Düttmann ebenda &. 35. — Wenn übrigens bieje beiden Schriftfteller gleich: 
mäßig davon ausgehen, baf bei der Kollifion von Lohnklafien ſtets die höhere 
zur Anwendung gelangt, fo ift Hierüber auf die Ausführung oben $ 43 N. 44 
zu verweilen. 

*) Die Mot. Abſ. 4 zu $ 109 Entw. WG. verweilen auf ſolche Berein- 
barungen „eima nad) bem Maße be Intereſſes der einzelnen“ und heben hervor, 
daß „biefelben fi) insbeſondere auch auf eine abwechſelnde Entrichtung bes 
Wochenbeitrags erſtrecken konnten“. Wenn biefelben dabei bie „Zuziehung des 
Berficherten" vorausfegen, fo wird eine ſolche nur in Betreff der Regelung 
des Lohnabzugs erforderlich fein. An ber Solldarhaftung für rüdftändige 
Beiträge gegenüber der Anftalt würde übrigens durch eine folde Vereinbarung 
nichts geändert merben. 

21) Bol. dazu Mot. Abſ. 3. 

Ei 
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Streitigkeiten wirb auch hier nad $ 157 bezw. $ 155 zu erfolgen 
haben.21=) 

b) Welche Fälle aber als gleichzeitige Beſchäftigungsfälle im 
Sinne der citierten Beſtimmung zu erachten find, erfcheint nicht 
ganz fiher. Negativ ergibt fi, daß es fi um mehrere Arheits- 
verhältniffe zu verſchiedenen Arbeitgebern handelt, nit um ein ein» 
heitliches Verhältnis zu mehreren Arbeitgebern. Werben z. B. 
Arbeiten für ein Grundſtück mehrerer Eigentümer ober für den Betrieb 
einer offenen Handelsgeſellſchaft geleiftet, jo beftimmen fi bie 
Haftungsverhältnifie biefer mehreren Arbeitgeber nach allgemeinem 
Civil- oder Handelsrecht. Dagegen erſcheinen in den Motiven als 
bierher gehörige Fälle folche, bei denen die gleiche Arbeit unteilbar 
mehreren Arbeitgebern, die mit dem Verficerten felbftändig Eon= 
trahiert haben, geleiftet wirb: „Straßenfehrer, Nachtwächter, Feld- 
und Forfthüter, welche bie tägliche Reinigung bezw. Bewachung des 
Grundeigentums mehrerer Befiger übernommen haben.) Ein- 
begriffen find darin jedenfalls wohl auch diejenigen Fälle, bei denen 
zwar gewiſſe Arbeiten hinter einander verſchiedenen Arbeitgebern 
geleiftet werben, die Reihenfolge der Arbeitsleiftung aber auf Zufall 
ober wechlelnben, nicht vorausbeftimmten Gründen heruht.2?) Zweifel⸗ 
haft aber ift, ob hierher auch diejenigen häufigen Fälle gehören, bei 
denen ber Arbeiter von mehreren Arbeitgebern für längere, über 
eine Woche hinausgehende Dauer zu Arbeiten engagiert if, welche 


218) Anders Gebhard» Düttmann Anm. 11 zu $ 140 und Anm. 6 Abi. 3 
au $ 157, melde auf den Civilrechisweg verweiſen Sie’ haben den Wortlaut 
der Mot. Abf.2 zu $ 124 Entw. IBG. für fi („$ 109 Abſ. 2 Sag 2"). 
Allein das Geſetz ſelbſt Tautet unbedingt („$ 140 Abſ. 2“), und es ift nit 
richtig, daß es fih in Say 3 nit um „Erfaganiprüde” (wenn auch nur um 
anteilige) Handelt. Auch die in den Motiven niebergelegte ratio legis trifft zu. 
Übereinftimmend Mainzer Stier. Bb. 13 &. 3; dagegen wieder Mugban 
ebenda ©. 18. 

22) Mot. Abſ. 3. Bol. dazu bie Mitteilung über die beim RVA. am 
27. März 1893 abgehaltene Konferenz in ArbB. 93 &. 199: „Baumächter über 
mehrere benadbarte Grundſtucke.“ Ferner bie oben N. 19 citierten Auffäge 
von Hahn und Düttmann 8.10 Sp. 1a. €. bezw. &.35 Sp. 1a. €. 

=) Dahin gehört fon der Straßenkehrer der Motive, der vor jebem 
Grundſtüuck befonderd kehrt, ohne daß aber bie Reihenfolge vorausbeftimmt 
ober weſentlich wäre. gl. aud ben Exl. bad. LBM. v. 5. März 1891 (Stfhr- 
für bad. Verw. ©. 52): Vereindbiener bei mehreren ereinen. 


8 44. Gntrißtung durch die Mrbeitgeber. Haftung derſelben. 469 


ihrer Natur nach?*) oder gemäß ber getroffenen Vereinbarung ftets 
an beftimmten Zeitteilen der Woche geleiftet werben follen, oder ob 
in biefen Fällen 3. ®. bei Waſchfrauen, die für beftimmte Tage, 
oder Aufwartefrauen, die für beftimmte Stunden am Tage engagiert 
find, die Normen für nachfolgende Beihäftigungen anzuwenden find. 
Es kommt darauf an, was man für das Entſcheidende anfieht: das 
gleichzeitig beftehende, die einzelne Woche überjehreitende Engagement, 
oder bie tatſächlich fich folgende Arbeitsleiftung. Mir mil es 
ſcheinen, daß die legtere, als das in die äußere Erfeheinung tretenbe, 
unbedingt fihere) Moment in erfter Reihe Beachtung verdiene und 
daß aud das Geſetz dem durch die Voranftellung von Sag 1 und 2 
in $ 140 Abſ. 2 Rechnung trägt. Dazu kommt, daß die Materialien 
an anderer Stelle einen genau gleichen Fall, nämlich die Erteilung 
von Unterritsftunden in Kundenhäuſern ausbrüdlih nah $ 140 
Abſ. 1 Sag 1 entjheiden.?*) Endlich dürften fih vom entgegen- 
gejegten Standpunkte aus ſchwer lösbare Komplikationen ergeben, 
wenn ein Verficerter z. B. eine Wafchfrau einige Tage in der Woche 
feſt befeßt hat, während fie die übrigen durch wechſelnde (aber doch 
nicht mebenfächliche) Arbeit bald bier und dort ausfült. Indeſſen 
fol nicht verfannt werben, daß ſich beachtenswerte, wenn aud m. E. 


=) So 5.8. wohl der Fall des in ArbV. 92 S, 107 mitgeteilten Veſcheides 
der Anftalt Schlefien: Anftelung als Rachtwachter und Amtäbiener, exftere bei 
der Gemeinde, leitere beim Amtönorfteher. Der Beſcheid erfennt an, daß nad 
$ 100 Abſ. 2 IW®. von Rechts wegen, vermöge der Beihäftigung in ber Racht 
von Sonntag zu Montag, die ausſchließliche Belaftung der Gemeinde eintreten 
müßte. Dgl. auch bie bei Gebhard-Dütimann Anm. 12 angeführten und 
entſprechend der Anficht des Terxtes entſchiedenen Fälle. 

*) Bgl. dagegen über bie mögliche verſchiedene rechtliche Beurteilung 
dauernder Engagementöverhältniffe und bie Annahme eine bloßen Arbeits: 
vorvertraged in ben Fällen des Textes oben $ 7 R.23. Die dort und in 
N. 218 angeführte Zubilatur des ABA. fpricht gleichfalls für den Stanbpunft 
bed Lertes. 

=) Mot. drittletzter Abſatz zus 1 Entw. I8®.: „Lehrer und Lehrerinnen 
aber, welche auß ber Erteilung einzelner Stunden in ben Hauſern ihrer Kunden 
ein Gewerbe machen, müffen verſicherungsrechtlich ebenfo behandelt werben, 
wie andere unftänbig beſchäftigte Perjonen, indem derjenige ald ber zur 
Leiſtung des Wochenbeitrags verpflictete Arbeitgeber herangezogen wird, von 
welchem der Lehrer uſw. in ber betreffenden Arbeitswoche zuerft befchäftigt 
worden tft ($109 96j.2).” Bgl. auch das Folgende. In der Tat würden wohl 
bie bei R. 22 citierten Motive biefe häufigen Fälle nicht unerwähnt gelaffen 
Haben, wenn fie unter die neue Vorſchrift hätten einbezogen werben follen. 


470 TI. Bud. Beitragsweſen. III. Rap.: Die Einzahlung ber Beiträge. 


nicht ebenfo bebeutjame Momente, namentlich eine gemifle billige 
Ruckſicht auf den erften, bier längere Zeit in diefer Stellung ver- 
bleibenden Arbeitgeber?) und die innere Vorgeſchichte der Geſetz⸗ 
gebung*®) zu Gunften der anderen Meinung anführen laſſen. 


II. Da die Beitragshöhe ſich in erfter Reihe nach der Länge der 
Beſchäftigungsdauer richtet, fo bedarf es in Zmeifelsfällen einer 
genaueren Feſtſtellung inſoweit, daß erhellt, für wie viel Beitrags⸗ 
wochen Beiträge zu entrichten find. Dabei entſcheidet zunächſt Die 
tatſächliche Dauer des Arbeitsverhältnifies und, wenn dieſes fih in 
der Vornahme einer beftimmten Arbeitstätigkeit 3. B. einer Garten- 
ober Schreibarbeit erfchöpft, die tatſächliche Dauer der letzteren, 
gleichviel, ob der Arbeiter ſchnell oder langfam arbeitet. Nur wenn 
die Zahl der Wochen,*) in denen gearbeitet worden ift, durchaus 
nicht feftgeftellt werden Tann, fo namentlich bei Arbeiten außerhalb 
der Betriebaftätte des Arbeitgebers,2%) muß eine Schägung nad 
Angemefjenheit eintreten. Diefelbe ift zunächſt im Einvernehmen der 


2) In biefer Richtung wird zugleich darauf hingemiefen (vgl. Duttmann 
a. a. D. &.34 Sp. 1), daß bie Mot. Abf.3 zu $ 88 Entmw. G. 89 die in $ 140 
A5f. 2 Say 1 vorgefcriebene Seranziehung des erften Arbeitgeber8 im Hinblic 
auf die „Ausgleichung“ rechtfertigen, welche berfelbe „wenigftend dann erhalten 
wirb“, wenn er In einem anderen alle einen Arbeiter zu Ende der Woche 
beichäftigt, für ben bereits ein Beitrag entrichtet ift. Dieſe Begründung paffe 
nicht bei dauernden Arbeitöverhältniffen, wie ben im Text beprodenen. Ins 
deſſen tritt doch auch bei dieſen gelegentlich ein Wechſel In ber zeitlichen Ars 
beitäleiftung ein, und bie Worte ber Motive „wenigftens bann“ zeigen, daß 
man auch die Fälle, in denen bie vorausgeſetzte Ausgleichung nicht zutrifft, um 
eine zweifeläfrele Entſcheidung nad; leicht erfenndaren Merfmalen zu treffen 
(Mot. Abf. 2), mit in den Kauf nehmen wollte. 

2%, Ih meine bamit ben wohl vorliegenden Zuſammenhang zwiſchen ber 
neuen gefeglichen Regelung und den Verhandlungen der Konferenz v. 27. März 
1898 (vgl. oben R. 22), über welde Düttmann a. a. O. näheres berichtet. 
Indeffen läßt doch wiederum bie in ber ArbV. enthaltene, wohl bem Reiche» 
anzeiger entnommene Mitteilung es zweifelhaft erjcheinen, ob man fid in ber 
Konferenz mit allen Ausführungen des Referenten Düttmann identis 
figieren wollte. 

20) Steht bie Zahl der Arbeitswochen feft und ift nur zweifelhaft, in 
welchem Umfange in ben einzelnen Wochen gearbeitet worden tft, fo finbet 
$ 140 A6f.3 nicht etwa in dem Sinne Anwendung, um eine ſchatungéweiſe 
Zufammenrechnung der Arbeitäleiftungen zu ermöglicen, vielmehr ift für jebe 
Arbeltswoche ein Beitrag zu entrichten. Vgl. oben $ 38 R. 5a. 

=) Mot. Abi. 4 zu $ 88 Entm. ©. 89. 
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Beteiligten zu treffen. Erhebt der Arbeiter oder Arbeitgeber ober 
auch etwa im Kontrollfalle die Verfiherungsenftalt Einſpruch, fo tft 
die Entſcheidung auf Antrag endgiltig von ber unteren Vermaltungs« 
behörbe zu erlafien.) Übrigens darf die Anftalt für die Berechnung 
ber Beiträge in ſolchen Fällen befondere Regulative erlaffen, welche 
der Genehmigung des Reiche- oder Landesverfiherungsamts bedürfen 
(& 140 Abf.3). 


8 45. Die Markenverwendungspflicht der Arbeitgeber. 


I. Dem Arbeitgeber liegt die Pflicht ob, feine Haftung für Die 
Beiträge, welche auf ben verfiherungspflichtigen Arbeiter entfallen, 
gemäß dem Beitragsſyſtem des Gejeges durch die eigene Handlung 
der Markenverwendung zu verwirklichen. 

1. Verwendungspflichtig tft derjenige Arbeitgeber, welchem bie 
Haftung für den Beitrag obliegt (vgl. oben $ 44). Die Ber- 
wendung erfolgt durch Einfleben von Verfiherungsmarken in die 
Dutttungsfarte des Verficherten ($ 141 Abſ. 1 JVG.; vgl. oben 
$ 40 IV Ziff. 4). Die Marken müflen ber zuftändigen Verſiche- 
rungsanftalt entflammen,') Die gejeßliche ober vom Verſicherten be— 
anſpruchte (vgl. oben $ 43 II, 2) Lohnklaſſe bezeichnen und fo 
viele Beitragswochen nachweiſen, als dem Verficherten zugute fommen 
follen. 

2. „Der Arbeitgeber hat die Marken aus eigenen Mitteln zu 
erwerben“ ($ 141 Abf. 1 Sag 2 IVG.). Das bezeichnet negativ,?) 
daß er ben Erwerb der Marken, ebenfo mie die Verwendung der⸗ 
felben, nicht auf den Verfiherten abladen darf) Und zwar gilt 


3%) Die ausſchließliche Zuftändigfeit der unteren Verwaltungsbehdrde nad 
$ 140 Abſ. 3 bezieht fi nur auf die Schäung ber Arbeitäjeit; die Frage, ob 
$ 140 Abf. 3 überhaupt Play greift, kann en. nach $ 155 Abſ. 1 auch vor daß 
RI. gebracht werben. So in AR. 03 S. 372 Rr. 1046. 

2) ®gl. oben $ 37, aus weldem hervorgeht, daß bie in $ 141 Abſ. 1 ger 
brauchten Worte: „Marten derjenigen Art, melde von der für ben Bes 
ſchaftigungsort zuftändigen Berfiherungsanftalt ausgegeben iſt“, ermeiternd 
auszulegen find. 

2) Eine pofitive Norm enthält der Sat nicht; es ift natürlich dem Arbeits 
geber unverboten, ihm geſchenkte Marken zu verwenden, 

3) Der $ 144 gibt dem Berficherten nur eine, nad} eigenem freien Ermeſſen 
auszuühende Befugnis; vgl. unten R. 4. 
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dieſer Sag auch, wenn infolge einfeitigen Verlangens des Verficherten 
die Verfiherung in einer höheren, als der gefeglichen Lohnklaſſe zu 
erfolgen hat.) Geſchutzt aber wird die Vorfchrift*) durch die Straf- 
beftimmung des $ 180, welche Arbeitgebern und ihren Angeftellten 
aller Art?) unterfagt, durch Übereinkunft ober mittels Arbeits- 
orbnungen die Anwendung ber gejeglichen Beftimmungen zu Un- 
gunften®) der Verfiherten ganz ober teilweife auszuſchließen. Die 
angebrohte Strafe ift eine Kriminalftrafe (vgl. Bb. IS. 812 R. 26), 
bat fubfidiären Charakter (Bd. I S. 819 N. 6) und befteht in Gelo- 
fteafe ‚bis zu 300 M. oder in Haft. Beftimmungen von Verträgen 


) Das folgt fon aus der Unteilbarkeit der zu vermendenden Marke: 
übereinftimmend Ifenbart:Spielhagen Anm. 5, Gebhardb:-Düttmann 
Anm. 3 zu $ 141. 

) Daß $ 180 auch auf unferen Fal trog $ 144 (vgl. oben R. 2a) An- 
wendung finbet, geht unmittelbar daraus hervor, baf ein im Entw. IB@. 
vorgefchlagener Abſ. 3 des entſprechenden $ 147 in ber Kommiſſion abgelehnt 
wurde. Derſelbe lautete: „Auf Verträge, durch melde verfierungäpflichtige 
Perfonen gegenüber Arbeitgebern, zu benen fie nit in einem regelmäßigen 
Arbeitöverhältniffe ftehen, fi verpflichten, von ber Befugnis zur Selbft- 
enirichtung der Beiträge ($ 111, jegt 144) Gebrauch zu machen, finden biefe 
Beftimmungen feine Anwendung.” Vgl. den Romm.Ber. zu $ 147 cit., fowie 
die Mot. dazu, melde im Cingang ausbrüdlih den Sat unferes Textes 
beftätigen. 

) Alfo nicht bloß den bevollmächtigten Betriebäleitern unter den Boraus: 
fegungen des $ 177. Auf die geſetzlichen Vertreter wird $ 180 ausbrüdti ir 
$ 188 Abertragen. Bol. näheres dazu unten II, 4. — Daß (allgemein ber 
merft) Angeftellte auch dann nach $ 180 beftraft werben, wenn fie beim Ber: 
tragsabſchluß nicht für ben Unternehmer, fondern, unter Mißbrauch ihrer 
Stellung, in eigenem Interefie Handeln, hebt Weymann Anm. 3 richtig hervor. 

*) Richts andered, als biefen einfachen Sinn, ergeben bie Geſetesworte „zum 
Nachteil· Berträge, durch welche bie geſehlichen Rechte ber Berfigerten erhöht 
werben, find zuläifig; folde, durch welche fie beſchränkt werben, unbedingt un: 
zuläffig. Der Nachweis eines befonberen Nachteil, ben ber Verſicherte durch 
die Beſchrankung erleidet, wird nicht vorausgeſetzt. Daher Tann bie Anwendung 
von $ 180 anbererfeit8 auch nicht baburd; auägefchloffen werben, dah bem Ber- 
figerten für die Aufgabe feiner Rechte anbermeitige Vorteile, insbefonbere ſolche 
außerhalb bed Gebiets der Invalivenverfiherung geboten werben. BgL Mot. 
au $ 72 Entm. KB®.: „Die Vorſchrift dieſes Paragraphen foll verhüten, daf 
die Arbeitgeber bie ihnen geſetzlich obliegenben Leiſtungen ben von ihmen be: 
ſchaftigten Perfonen aufbürben.* Infonfequent und im Enbrefultat wohl ab ⸗ 
weichend das zu $ 147 G. 89 ergangene Erf. OLG. Dreben v. 28. Ian. 1897, 
ArbV. ©. 546. 
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vber Arbeitsorbnungen, welche dem Verbote zumiderlaufen, find 
nichtig, was jegt zugleich dem $ 134 BGB. entipricht. 

3. Zum Vollzug der Markenverwendung bebarf ber Arbeitgeber 
der Quittungslarte bes DVerficherten. Das Geſetz ($ 131 Abſ. 2) 
legt diefem dementſprechend die Pflicht auf, feine Karte dem Arbeit» 
geber behufs Einklebens oder Entwertens ber Marken vorzulegen.') 
Der Arbeiter kann hierzu mit denjelben Zwangsmitteln, wie zum 
Erwerb der Karte (vgl. oben $ 41 N. 6, 7), angehalten werben. 
Erfolgt die Anſchaffung oder Vorlegung der Karte durch ben Ver- 
fierten nicht, fo ift auch der Arbeitgeber felbft zur Beforgung einer 
ſolchen berechtigt (vgl. oben $ 41.8, 33). Er kann fi der 
Ausübung diefes Rechts in den geeigneten Fällen nicht entziehen, 
wenn er fi vor den Folgen unterlaffener Markenverwendung ſchützen 
will.) Durch Verweigerung der Lohnzahlung den Verficherten 
zur Vorlegung der Karte zu zwingen, ift er nicht berechtigt.?) 

4. Die Pflicht zur Markenverwendung ift zunächſt eine gejeg- 
liche Pflicht gegenüber der Verfiherungsanftalt, welcher durch ihre 
Erfüllung der geſchuldete Beitrag zugeführt werben foll. Sie ift 
aber entſprechend ber Struftur der Invalidenverfierung, welche die 
Beitragsleiftung zur Vorausfegung des Rentenanſpruchs macht, zu= 
gleich eine Pflicht gegenüber dem Verficherten (vgl. Bd. I S. 608). 
Ihren Rechtsgrund findet fie zwar nicht unmittelbar in dem privat- 


7) Der $ 131 Abſ. 2 verpflichtet den Verficherten zur Vorlage der Karte 
„su ben hierfür (b. h. für dad Einkleben und Entmwerten) vorgefehenen Zeiten“. 
Es wirb aber doch wohl nicht zweifelhaft fein, daß, wenn die rechtzeitige Ver⸗ 
wenbung unterblieben ift und nachgeholt werben fol, auch bie fpätere Borlegung 
nicht verweigert werben darf. Nur mird eventuell der Arbeitgeber die RKoften 
der Überfenbung ber Karte tragen müffen. 

9) Wenn da3 Gejeg den Arbeitgeber zur Anfhaffung ber Karte nur für 
„berechtigt“ erklärt, fo bebeutet das nur, daß er aud ben Weg des Polizeis 
zwangs wählen kann, wenn er meint, mit bemfelben zum Ziele zu gelangen. 
Außerdem fol in dem „berechtigt“ die Legitimation gegenüber ber Ausgabeftelle 
und ber Nechtögrund für bie Pflicht zur Erftattung der Ausftellungsgebluhr 
dem Arbeiter gegenüber zum Ausbrud kommen. Die Pflichtfeite der Berechtigung 
wird mit alledem nicht negiert. Übereinfiimmenb mit Bezug auf Die Anwendung 
ber Strafbeftimmung des $ 176 3. B. Ifenbart-Spielhagen Anm. 5 zu 
$ 132, Anm. 7 zu $ 176, ſowie neuerdings AR. 02 S. 651 Rr. 1018. 

) Rur eine Einbehaltung des Arbeiterbeitrags und der Anichaffungagebühr 
iſt einftweilen zuläffig. So richtig Ullmann ArbB. 01 S. 601 gegen W. 
ebenda ©. 533 und 660. 
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rechtlichen Arbeitsvertrage, wohl aber in ber gefeglichen Vorſchrift, 
welche fie als öffentlichrechtliche Pflicgt an jenen anknüpft. Der 
Arbeiter kann deren Erfüllung gemäß $ 155 IVG. ſelbſt in Wider⸗ 
fpruh mit der Auffaffung der Verfiherungsanftalt gegen feinen 
Arbeitgeber erzwingen.'%) Dementiprechend hat er auch einen civil- 
rechtlichen Entſchädigungsanſpruch!i) auf Zahlung der Aente'2) ober 
des entgangenen Rentenbetrages,'?) wenn buch Borfag ober Fahr⸗ 
läffigfeit1%*) des Arbeitgebers die Markenverwendung unterblieben 
ift und gemäß $ 146 IVG. nicht mehr nachgeholt werben fann.'*) 


") Seelmann in ArbB. 02 S. 221 Sp. 2. 

") Derfelbe wurde im Prinzip bereit in Bb.1 &. 608 und wird jegt, 
nachdem er durch $ 146 IB®. befondere Bedeutung erlangt hat, allgemein an» 
erfannt: Seelmann S. 220, Hilfe in Mainzer Ztſchr. Bd. 12 ©. 81 und 
in „Das Recht“ 02 ©. 318, Appelius im Archiv f. bürg. Recht Bb. 21 ©. 14, 
abgebrudt auch in der Mainzer Ziſchr. Bd. 12 ©. 145; vgl. auch Komm.:Ber. zu 
$$ 149, 150 Entw. IvVG. Ein Erk. DLG. Köln v. 6. Dez. 1902, Arb®. 03 
S. 437 will die Entſchadigungspflicht nicht anerfennen, wenn die Unterlaffung 
ber Markenverwenbung unter der Herrſchaft des &. 89 geſchehen ift, weil Bier 
nur bie Geſehesanderung ($ 146) den Schaden verurfacht Habe. Dagegen mit 
Recht ber Nachſatz der Redaktion S.438. Es kann aud) nicht zweifelhaft fein, 
daß, foweit dem $ 146 rüdwirkende Kraft zulommt, umfomehr der ſchuldhafte 
Arbeitgeber des Verſicherten fie gegen fid) gelten laffen muß. Xgl. auch unten 
$ 52 I, 1, fowie Erf. 28. Breslau v. 27. Oft. 1902, ArbB. 03 ©. 204. 

12) Daß gleiche gilt gegebenen Falis Hinfichtlic ber Beitragerftattungen. 
aus $$ 42 ff. IVG.; vgl. Appelius S. 24. 

%) Sei es, daß die Rente nur in geringerer Höhe oder von einem fpäteren. 
Zermine an bewilligt wurde; Appelius S. 15. Der Entſchadigungsanſpruch 
gehört natürlich vor die Civilgerichte. 

se) Vgl. dazu unten N. 40. 

") Die Begründung aus den Beftimmungen des BSR. ift nicht ganz einfach. 
Die bisherigen Scheiftfteller ftügen fi auf $ 823, Mppelius insbefondere 
mit ber fharffinnigen Wendung, da bad Forderungsrecht bed Verſicherten 
gegen die Anftalt „ein fonftiges Recht“ desſeiben fei, In welches ber Arbeit 
geber durch die Unterlaffung der Markenverwendung ſchädigend eingreife. Als 
Schuggefeg im Sinne von $ 823 Abi. 2 (Hilfe in Mainzer Stiche. a a. O.) 
läßt fi dad IVG. m. E. nicht auffaffen. Ich felbft wäre geneigter, ben $ 280 
Abf. 1 auf die vom Arbeitgeber dem Arbeiter geſchuldete Markenverwendung zur 
Anmenbung zu bringen. Daß es fi hier um öffentlichrechtliche Pflichten und 
Rechte handelt, ſchließt weder die Anwendung von $ 280, noch die von $ 823 
(gegen Cofad, Lehrbuch des bürg. R., 1. Aufl, 16.585) aus, — Mit 
teilungäpfliht ber Civilgertchte gegen bie Verſicherungsanſtalten gemäß $ 172 
IB. (Allgem. Berf. d. preuß. Juftigminiſters v. 6. Mai 1903, IMBL. S. 101, 
auch AN. S.506). 
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Dabei haftet ber Arbeitgeber gemäß $ 278 BGL.!°) unbedingt für 
ein Verſchulden nicht bloß feines gefeglichen Vertreters, eine juriſtiſche 
Perfon alfo namentlih für das ihres Vorſtandes ($ 26 Abſ. 2 
BGB.), ſondern auch jeder anderen Perfon, deren er fi zur Er- 
fülung feiner Markenverwendungspflicht bedient.) Trifft ben 
Arbeiter ein mitwirkendes Verſchulden, was in vielen Fällen nadje 
weisbar fein wird,'?) fo findet $ 254 BGB. Anwendung. 

5. Über das Recht des Arbeitgebers und feine beſchränkte 
Pflicht zur Entwertung der eingeflebten Marken ift bereits oben 
$ 40 V gehandelt worben. 


DI. Während die materielle Haftung des Arbeitgebers mit dem 
Beginn der Beſchäftigung entfteht (ogl. oben $44N. 8), gilt für die 
formale Marfenverwenbungspfliht eine befonbere gejegliche Beit- 
beftimmung, welde grunbfäglih an die Lohnauszahlung anknüpft. 
Dana) hat das Einkleben der Marken „bei der Lohnzahlung für 
die Dauer der Beſchäftigung zu erfolgen“ ($ 141 Abf. 1). Das 
Geſetz geht hier von dem Normalfall aus, daß vertragsmäßig ein 
Barlohn nach Beendigung der Beihäftigung ober doch Ablauf einer 
Beichäftigungsperiode dem Verſicherten durch den Arbeitgeber gezahlt 
wirb.'®) Dies trifft jedoch nach verſchiedenen Richtungen tatſächlich 
nit immer zu. Hiernach ift zu bemerken: 

1. Die Beftimmung, daß die Markenverwendung bei der Lohn⸗ 
sahlung erfolgen fol, ftellt in gewiſſem Sinne nur einen äußerften 
Termin bar, über melden hinaus die Einflebung nicht verzögert 
werden fol. Eine frühere Markenverwendung ift dadurch allein 
nicht ausgefchloffen. Da jedoch ein Beitrag nur anrehnungsfähig 


') Der beſchränktere $ 831 findet feine Anwendung; vgl. Weymann 
zu $ 188, 

1%) Insbeſondere feiner Angeftellten, einſchliehlich der nad $ 177 benannten 
Betriebsleiter. Die alleinige ſtrafrechtliche Haftung derſelben (vgl. unten N. 50) 
greift auf das Gebiet des bürg. Rechts nicht hinüber. So richtig Hilfe in 
Dos Recht” gegen Appelius S. 20 

1) Näheres bei Seelmann und Appelius ©. 21; auch die unten R. 40 
eitierte Entf. ABA. Nu) die Unterlaffung der Selbftentrichtung der Beir 
träge ($ 144 38®.) Tann hier ein mitwirtenbes Verſchulden des Berfiherten 
begründen. 

1) Bot. $ 140 Abf. 1 „beichäftigt hat“ (oben $ 44 N. 8) und s 19 AL 2 
8.89; dazu Tribius in ArbB. 92 ©. 524. 
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iſt, wenn ihm ein verfiherungapflichtiges Beichäftigungsverhältnis 
entſpricht und andererſeits das Gejet ($ 147) aus der Tatjache der 
Marlenverwendung auf das Beſtehen einer ſolchen Beſchäftigung 
vermutungsmeife ſchließt, fo ergibt fi daraus, daß allgemein eine 
Markenverwendung für eine Beitragswoche doch nicht früher zuläffig 
fein Tann, als nicht wenigftens die Beſchäftigung für dieſe Woche 
begonnen bat.) Es ergibt fi) daraus der Sag, daß die Lohn- 
zahlung den Endtermin, der Beginn der Haftung für den Wochen- 
beitrag aber den Anfangstermin für die Erfüllung der Marken⸗ 
verwendungspflicht abgibt. Früher verwendete Marken brauchen von 
der Beitragskontrolle nicht geduldet zu werben und erlangen An- 
rechnungsfähigfeit erſt mit dem Eintritt der an jenen Anfangstermin 
gefnüpften Beitragsberechtigung. 

2. Die Markenverwendung Inüpft grundfäglid an die Aus- 
zahlung eines baren Lohnes an.) Dieſe entſcheidet aud, wenn 
daneben Naturalbezüge als Arbeitsentgelt gewährt werden. Findet 
aber ausfchließlih Naturallöhnung ftatt,?') fo greift, und zwar wohl 
auch dann, wenn bie Lieferung der Naturalien in beftimmten Zeit- 
punkten erfolgt,*2) die Beftimmung des $ 141 Abf.1 nicht Plag. 
Ebenſowenig, wenn der Barlohn in Form von Gebühren ober 
Trinfgeldern nicht feitens des Arbeitgebers, fondern duch Dritte 
‚gewährt wird.) In allen biefen Fällen muß vielmehr bie all- 
gemeine Vorſchrift, daß „die Beiträge für jede Beitragswoche zu 
entrichten find“ ($ 27 Abf. 3), dazu führen, die Markenvermendungs- 
pflicht fpäteftens mit dem Schluß der Beitrags-(Beichäftigungs-) 
woche eintreten zu laffen.2*) 


%) Anders wohl Gebhard-Düttmann Anm.4 Abſ. 1 zu $ 141 mit 
Anm. 50. €. zu $ 130. Diefelben weiſen auf die Vorausklebung von Dreizehn ⸗ 
wochenmarken bei wochentlicher Lohnzahlung Bin. Aber gerabe beren Zus 
laſſigkeit fteht in Frage; dagegen wohl Ifenbart-Spielhagen Anm. 9 
a. €. zu $ 180. 

=) Es darf alfo nicht bis zum Ende der Beſchaftigung gewartet werben 
Ext. RBer. v. 13. Febr. 1902, Entf. Straff. Bb. 35 ©. 121). 

2) Dgl. oben $ 8 bei N. 35. 

2) Noch mehr natürlich, wenn eine fortgefegte, ununterbrocdene Gewährung, 
3.8. einer Wohnung, ftattfindet. 

„) Vgl, oben $8 bei R.18. 

*) AR, 91 S. 158 Rr. 47. 
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3. Das Gefeg geht von der Poftnumeranbolohnzahlung als Regel 
aus. Wie es ſich zur Pränumerandozahlung, welche bei Privat 
beamten vielfach vorkommt, ftellen würde, ift zweifelhaft. Ich nehme 
an, daß hier die Markenverwendung bei der Lohnzahlung nicht ge- 
boten,°) ja im Hinblid auf das zu 1 Bemerkte nit einmal in alle 
Weite zuläffig ift, fondern glaube, daß dem Sinne des Gefeges am 
beften genügt wird, wenn man den Schluß ber Lohnzahlungsperiobe 
als den dem $ 141 Abf. 1 entſprechenden Termin anfieht. Abſchlags⸗ 
zahlungen auf einen poftnumerando zu entrichtenden Lohn, melde 
auf fehon geleiftete Dienfte entfallen, werben als wirkliche Lohn- 
zahlungen zu behandeln fein; dagegen werben Vorſchuſſe auf einen 
noch niit verdienten Lohn den vertragsmäßigen Lohnzahlungstermin 
nicht ändern.2*) 

4. Wenn die vertragsmäßige Lohnzahlung infolge einer zu= 
Täffigen Aufrechnung oder Zurüdhehaltung??) tatſächlich unterbleibt, 
fo wird dadurch an der Markenvermendungspflicht nichts geändert; 
fie hat am vertragsmäßigen Lohnzahlungstermin zu erfolgen.?°) 
Dasjelbe muß gelten, wenn ber Arbeitgeber, ohne daß eine ver= 
tragsmäßige Stundung erfolgt, mit der Lohnzahlung einfah im 
Rüdftande bleibt;?%) denn die Markenverwendung ift fein bloßes 
Zubehör der Lohnzahlung, fonbern eine, allerdings an fie angelnüpfte, 
öffentliche Pflicht, welcher fich der Arbeitgeber nit willfürlih ent 
ziehen Tann. Iſt fie teogdem unterblieben und erfolgt fie fpäter 
zugleich mit ber verfpäteten Lohnzahlung, fo gilt als „Beichäftigungs- 
dauer“ die Summe der Beitragswochen, für welche der rückſtändige 
Lohn gezahlt wird, ohne Hinzurechnung derjenigen weiteren, melde 
feitbem wieder aufgelaufen find, aber erft bei der nächſten vegel- 
mäßigen Lohnzahlung honoriert werben.) 


2) Dagegen Tribtus in ArbV. 92 &. 523. Rur der Abzug ber Beitrags ⸗ 
hälfte findet, worin ich mit ihm übereinftimme, bei der Lohnzahlung ftatt. 

2) Bol. noch zu biefen Fragen bie Ausführungen bei Ifenbart-Spielr 
Hagen Anm. 3 zu $ 141, Anm. 6 zu $176, Gedharb-Dütimann Anm. 4 
zu $ 141, ArbV. 92 ©. 108, 511. Mit dem Tert übereinftimmend jet AR. 02 
S. 651 Rr. 1018. 

2) Sotmar, Arbeitövertrag (1902) Bb. I ©. 395 ff. 

=) Beſcheid der Anftalt Schlefien v. 22. Juni 1891, ArbV. 92 ©. 108. 

=) Die Frage bleibt in der R.20 citierten Entih. ©. 122 unentfgieben. 
Abweichend vielleicht Piloty zu $ 141 Abf. 1. 

”) So aud Bebharb-Düttmann Anm. 5. 
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5. Das IVG. ermächtigt in $ 141 Abſ. 2 die Verfiherungs- 
anſtalten zu beftimmen, daß und inwieweit Arbeitgeber befugt fein 
follen, die Marken zu anderen, als ben unmittelbar gejeglichen 
Terminen beizubringen. Die Dispenfation kann ſowohl einem be» 
flimmten einzelnen Unternehmer erteilt, ala aud, da das Geſetz 
nicht unterfcheidet,?') in allgemeinerer Form, für den Fall des Vor- 
handenſeins gewiſſer Vorausfegungen, oder für beftimmte Gruppen 
von Arbeitgebern ausgefprodhen werden. Die Form des Erlafles 
folder Beitimmungen wird fi nad der näheren ftatutarifchen 
Regelung richten.) In keinem Falle darf der gewährte Aufſchub 
das laufende Kalenderjahr oder die etwa frühere Beendigung des 
ganzen Beihäftigungsverhältnifjes überfchreiten.??) 


II. Die gehörige Erfülung der Markenverwendungspflicht 
wird durch die Strafbeftimmung des $ 176 geſchützt. 

1. Die Strafe ift feine Kriminalftrafe, ſondern eine Verbands⸗ 
und zwar NKontraventionsftrafe.”*) Die Verhängung erfolgt von 
dem Anftaltsvorftande und da, wo die Beitragskontrolle Renten- 
ftellen übertragen ift, von dem Vorfigenden derfelben. Das Strafe 
marimum beträgt für den erfteren 300, für den leteren 150 M. 
Durch die Strafverfügung des Rentenftellenvorfigenden wird auch 
die Strafbefugnis des Vorftandes konſumiert. Gegen die Verfügung 


3) Die einſchtankende Erläuterung der Regierung zu $ 1092 des Komm. 
Ber. kann demgegenüber feine Bedeutung beanfprugen. Übereinſtimmend 
Biloty S. 276. 

3) Die Mot. zu $109a wollen die näheren Beftimmungen ben Borftänden 
überlaffen. Nah Gebharb-Düttmann Anm. 9 find, entſprechend unferem 
Texte, durd die Anftaltsftatuten durchweg die Ausſchüfſe mit Zuftimmung der 
Borftände berufen. 

2) Daß fih $ 141 Abſ. 2 Sa 2 nur auf Sap 1 bezieht und feine allge: 
meine Bebeutung beanfprudt (jo AR. O1 S. 642 Rr. 949), hätte von Geb⸗ 
hard» Düttmann 5.8. Anm. 18 zu $ 141 mit Anm. 9 Abſ. 3 zu $ 140 nicht 
vertannt werben follen. Die „letzte Woche des Kalenderjahres” bedeutet mohl 
nur ben Jahresſchluß, ohne bie in das neue Jahr fallenden Tage ber legten 
Beitragswoche einzubegreifen. 

) Bol. zu biefen Begriffen Bb. J S. 806 R. 9a, S. 811 R. 19a und ©. 817. 
Der Ausbrud „Orbnungeftrafe" des $ 143 ©. 89 ift jet durch „Belbftrafe” 
erſebt. Da $ 176 nicht die Gefahr rafgerictlicher Verfolgung involviert, fo 
Yan auf ihn auch eine Bermeigerung des Seugnifies über die veſchaftigungs⸗ 
verfältniffe nicht ſeitens des Arbeitgebers geftügt werben (HR. 97 ©. 290 
Rr. 567; vgl. aud AN. 99 S. 381 Nr. 712). 
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findet die Beſchwerde ftatt, über welche bie höhere Verwaltungs- 
behörbe, in deren Bezirk Anftalt ober Nentenftelle ihren Sig haben, 
enbgiltig entſcheidet. Die Beſchwerde ift binnen 14 Tagen bei der 
Beſchwerdeinſtanz einzulegen. Die Strafe fließt in die Anſtalts- 
Taffe. Beſtreitet im Laufe des Verfahrens der Beſchuldigte die Bei⸗ 
tragspflicht, fo ift die Entſcheidung diefes Punktes auf den dafür in 
$ 155 gemwiefenen regelmäßigen Weg zu bringen und das Verfahren 
einftweilen auszufegen.?°) 

2. Beſtraft wird die Unterlaffung der gehörigen Marken— 
verwendung *) Eine ſolche liegt nach der Unterſcheidung des Ge- 
Teges zunächſt vor, wenn Marken nicht „in zureichender Höhe” ver- 
wendet worben find, derart, daß entweber in Bezug auf die Zahl der Bei- 
tragsmochen?®) oder auf die Lohnklaffe ein Manko gegenüber der 
geſetzlichen Klebepflicht?") fich ergibt. Ungehörig ift auch die Ver- 
wendung von Marken von nicht vorſchriftsmäßiger Befchaffenheit, 
alſo insbefondere folder einer unzuftändigen Anftalt oder von ab⸗ 
gelaufener Gültigkeitsbauer.?) Beſtraft wird endlich Die nicht recht« 
zeitige Verwendung d. 5. das Verftreichenlafjen bes gejeglichen End- 
termins ohne Markenverwendung.”) 

3. Eine Beitrafung kann nur eintreten, falls die Unterlaffung 
der Markenverwendung feitens des dazu verpflichteten Arbeitgebers 
ſchuldhafterweiſe d. h. vorfägli oder fahrläffig erfolgt ift.%) Wenn 


=) Dazu Ifenbart»Spielbagen Anm. 15. 

3) Die Verlegung der Entwertungäbeftimmungen fteht unter befonderer 
Straffagung; vgl. oben $ 40 V, 2; Gebhard-Düttmann Anm. 7. 

3) Im Hinblid auf die Berechnung ber Rente genügt bie Zahlung ber 
richtigen Beilragsſumme allein nicht. 

m Zur geſetzlichen Pflicht des Arbeitgeber gehört aud die Berwenbung 
von Marken einer höheren Lohnklafie, wenn der Arbeiter das verlangt. Es 
iſt daher nicht gerechtfertigt, wenn hier (vgl. dazu oben R.3) Gebhard» 
Düttmann Anm. 4 und Weymann Anın. 3 Teine Befrafung, fondern nur 
Entfhädigungsanfprüde eintreten laſſen. 

%*) Die Wiederverwendung ſchon verwendeter Marken ſteht unter ber 
ſpezleilen Kriminalftrafe des $ 187 Abſ. 2 und fällt nicht unter $ 176; anders 
Gebhard» Düttmann ©. 105. Kleben außerhalb der Reihenfolge der Felder 
war ſchon nah ©. 89 nit firafbar (Bb.I S. 819 0.5); vgl. jet oben 
840 W, 4. 

”) Auch bad Vorauskleben, auh wenn ed für unzuläffig zu erachten ift, 
wird nicht ftrafbar fein: „unterlaffen". 

) Bol. 8b. IS. 815f,, Graßmann Anm. 2. Wunderlich in „Deutſche 
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das Geſetz aber ferner noch ausdrücklich Hinzufügt, daß „eine Be— 
ſtrafung auch dann nicht ftattfinde, wenn die rechtzeitige Verwendung 
der Marken von einem anderen Arbeitgeber ober Betriebaleiter 
($ 177) oder im Falle des $ 144 von dem Verſicherten bewirkt 
worden ift“, fo kann dem eine befonbere Bedeutung nicht beigemefien 
werben. Denn wenn von anderer verpflichteter ober befugter 
Seite die geſchuldeten Marken gehörig und rechtzeitig verwendet 
werben, fo fällt mit der Pflicht zur nochmaligen Markenverwendung 
natürlich auch die ftrafrechtliche Verantwortlichkeit hinweg. Dagegen 
ann auf die von anderer Seite in ber irrigen Annahme einer be 
ftehenden Verpflihtung erfolgte Markenverwendung ein Ausflug 
der Strafbarkeit um deswillen nicht gegründet werden,*!) weil eine 
ſolche iretümliche Veitragsleiftung nicht definitiv iſt, fondern mit der 
Vereicherungsflage (condietio indebiti) rüdgängig gemacht werben 
Tann.*?) 

4. Die Strafbeftimmung ergreift zunächſt als Arbeitgeber ein- 
zelne natürliche Perfonen. Sind diefe handlungsunfähig (minder- 
jährig, entmündigt ufm.), jo findet gemäß $ 183 Norm und Straf- 


Zuriftengeitung* 3b. 9 &p. 164. Bat ber Arbeitgeber das Kleben einem Anr 
geftellten übertragen, fo ift es Xatfrage, inwieweit er felbft von Schuld frei 
ift. ber bevollmädjtigte Betriebäleiter unten R. 50. Mangel an Zahlungs« 
mitteln zur Markenbeſchaffung entſchuldigt dann nicht, wenn die Befäftigung 
der Arbeiter in ber (auch nur eventuellen) Vorausſicht dieſer Tatſachen erfolgt 
ft: Erf. RGer. v. 20. März 1894 zu $ 82b NBB., ArbB. 95 ©.267, Reger 
3b. 14 ©. 382. Über Tatbeftänbe des Verſchuldens aud AR. Ol S. 194 Nr. 875. 

+) So trog der irreführenden Bemerkung in Abſ. 3 des Komm.Ber. zu 
$ 135 Entw. ®. 89, durch melde ſich Grapmann Anm. 6 litt. b und vielleicht 
auch Gebharb-Düttmann Anm. 11 beeinfluffen laſſen. 

+2) Rad; alledem ergibt fid für mehrfache Beihäftigungäverhältniffe (vgl. 
oben $ 44 I): 1. Bei mehrfacher Beſchäftigung nebeneinander befreit ſelbſt ⸗ 
verftänblid) die Marfenerwenbung durch einen Arbeitgeber auch die anderen. 
Baden bie beteiligten Arbeitgeber eine abwechſelnde Enteichtung bes Wochen ⸗ 
beitrag3 vereinbart (vgl. oben $ 44 N. 20) und hat ber danach Berpflichtete das 
Kleben unterlaffen, fo hängt (analog wie bei Angeftellten; oben R. 40) die Ber 
ftrafung ber übrigen von ber Würbigung ihrer eigenen Schuld ab und wird daher 
tegelmäßig megfallen. 2. Wei mehrfacher Beſchaftigung hintereinander ift es 
unrichtig anzunehmen (wie Jfenbart-Spielhagen Anm. 11 tun), daß bie 
Entrihtung des Beitrags durch den zweiten Arbeitgeber den erften ftraffrei 
madit; denn biefelbe tft für den erften Arbeugeber nicht „rechtzeitig". Dagegen 
wird ber zweite Arbeitgeber ſtraffrei bleiben, wenn er oßne Schulb annehmen 
Tonnte, daß für die Woche ber Beitrag bereits entrichtet ift. 
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ſanktion unmittelbar auf deren gefegliche Vertreter Anmendung.*) 
Dasjelbe gilt von den Mitgliedern des Vorſtandes juriſtiſcher Per- 
onen.) Bei Gejelfchaften ohne juriftifche Perfönlickeit unter- 
liegen die geſchäftsfuhrenden Mitglieber der Beftrafung.*) Strafbar 
find auch die Liquibatoren ſolcher Geſellſchaften und Körper- 
ſchaften. 

Eine beſondere Befugnis, Norm und Strafbeſtimmung auf be⸗ 
vollmäctigte Leiter ihres Betriebes zu übertragen, gewährt den 
Arbeitgebern der $ 177 IVG. Hierüber tft im Anflug an den 
früheren $ 144 ©. 89 bereits in Bb. I S. 821 gehandelt worden. 
Über den Begriff ver bevollmächtigten Betriebsleiter vgl. in dieſem 
Bande $ 26 N. 28 und 28a.’) Name und Wohnort derfelben ift 
jegt auch dem Vorfigenden der die Beitragsfontrolle ausübenden 
Rentenftelle mitzuteilen.) Perſonen, melde die Stellung eines 
Betriebsleiter tatſächlich nicht inne haben,“) können zurüdgemiejen 
werben.) Für die Beftrafung bes Betriebgleiters ift aber er⸗ 
forderli, daß er nicht bloß den maßgebenden Stellen mitgeteilt, 
fondern daß ihm aud wirklich der Auftrag zur Beſorgung ber 
Markenverwendung feitens des Unternehmers erteilt worden tft.) 





4) Bol. Bb.I ©. 820; einzelnes bei Gebharb:- Düttmann zu $ 188. 
Ronkuröverwalter als geſehlicher Bertreter (AR. 85 ©. 85 Rr. 20). 

*) Bd. J a. a. O. Gegen bie von Ifenbart-Spielhagen Anm. 3 zu 
$ 175 zugelaffene Beſtrafung von Behörden (Magiftraten) als folden nal. 
0.0.0. N. 8. 

4) Mitglieder der offenen Yandelögefelfjaft (Entf. ABA. in Arb®. 93 
©. Kal). 

+) Für dad Gebiet der Invalidenverfiherung ift der Profurift unbedingt 
als bevollmäditigter Betriebsleiter zu eradten (AR. 91 ©. 158 Nr. 47). Die 
für die Unfallverfiherung vermöge ber bort ftattfindenden ftrengeren Scheidung 
des Taufmännifgen und techniſchen Betriebes geltende Veſchränkung (UN. 85 
&.86 Rr. 21) greift hier nicht Play. 

458) Anzeige an bie untere Bermaltungäbehörde wilnſchbar: Iſenbart⸗ 
Spielhagen Anm. 6 a €. zu $ 177. 

1) Eine bloße „Ungeeignetheit” für bie Funktion, wie ed nad Ifenbarts 
Spielfagen Anm. 5 und Gebhard ⸗ Taumann Anm. 4 Hbf. 1 a. €. ſcheinen 
Zönnte, lann bie Zurüdwelfung nicht rechtfertigen. 

*) Iſt eine Zuruckweiſung nicht erfolgt, fo wird, aud wenn der Benannte 
tatſachlich als bevollmädtigter Vetriebäleiter nicht gelten Tann, Schufblofigteit 
des Unternefmers anzunehmen fein; fo aud Ifenbart-Spielhagen und 
Gebhard» Düttmann a. a. O. 

) AR. 00 S. 842 Rr. 866. 

Rofin, Recht der Urheiterberficherung. Band II. 3a 
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Anderenfalls unterliegt der Unternehmer felbft der Beftrafung. Da- 
gegen ift ein Vorgehen gegen ihn ausgefhloffen, wenn bie Beauf- 
tragung und Benennung eines Betriebsleiter in gehöriger Weiſe 
ftattgefunden hat.°) 


8 46. Die Erftattungspfliht der Verſicherten. 


I. Der Beitragspflicht der Arbeitgeber fteht die Erftattungs- 
pflicht der Verficherten gegenüber.') Die materiellen Grundfäge für 
diefelbe find folgende: 

1. Die Erftattung eines Teils ber auf den Verſicherten ent» 
fallenden Beiträge ift eine Pflicht bes letzteren und ein Recht des 
Arbeitgebers. Auf die Ausübung desfelben kann ber Arbeitgeber 
verzichten. Doch fol die dem jehigen Tert des KVG. nachgebildete 
Faſſung von $ 142 Abſ. 1 Say 1 IVG. zum Ausbrud bringen, 
daß der Verficherte nicht etwa im Sinne bes Geſetzgebers einen 
Biligfeitsanfprud auf Erlaß der Erftattung hat (vgl. Bd. J S. 549 
N. 19a). 

2. Zu erftatten ift grunbfäglic die Hälfte des Beitrags ($ 27 
Abſ. 3 JVG.). IM auf einfeitiges Verlangen des Verfiherten die 
Beitragaleiftung in einer höheren, als der gefeglichen Lohnklafle 
erfolgt (vgl. oben $ 45 N. 3), fo muß ber Verficherte den ganzen 
Betrag erftatten, der über die normale Beitragshälfte des Arbeit- 
gebers hinausgeht. Nur dann trägt ber Arbeitgeber bei freiwilliger 
Höherverfiherung die ganze Hälfte des tatfächlich entrichteten Bei— 
trags, wenn er ſich dazu?) vertragemäßig dem Arbeiter gegenüber 
verpflichtet hat. 

*) Auf eine Prüfung der Schuldfrage auf Seiten des Unternefmers Fommt 
es alfo Bier (vgl. dagegen oben R. 40) nicht mehr an. Vgl. Vd. IS. 822 N. 13; 
ander8 Gebhard: Düttmann Anm. 7 und Piloty zu $ 177 Abſ. 1. Über 
die Haftung des Unternehmers für Schabenderfag vgl. oben R. 16. 

2) Bgl. oben $ 44 0.3; Bd. J S. 548 ff. 

%) Gegenüber bem Wortlaut von $ 142 Abſ. 1 Sat 1 verbient hervor⸗ 
gehoben zu werben, daß die Bereinbarung fich nicht bloß auf bie Köher- 
verfiherung, fonbern gerade auf bie Halbierung ber erwachſenden höheren Beis 
träge beziehen muß. Ob aus ber Aufnahme ber fog. Wich mann ſchen Klauſel 
in ben Arbeitsvertrag auf eine Vereinbarung in letzterem Sinne zu fließen 
ift, bleibt Tatfrage. 
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3. Die Erftattung darf grunbfägli nur im Wege des Lohn- 
abzugs erfolgen.) Der Arbeitgeber darf bei der tatſächlichen Aus- 
zahlung des Lohnes dem Verſicherten foviel davon einbehalten, daß 
dadurch fein auf die betreffende Lohnzahlungsperiode!) entfallender 
Erfiattungsanfpruch gebedt wird. ft der Abzug nicht oder nicht 
ausreichend: erfolgt, fo kann er noch bei ber nächftfolgenden Lohn- 
zahlung,°) aber nicht fpäter, nachgeholt werben. Iſt jedoch ohne 
Verſchulden des Arbeitgebers der Abzug auch bei der zweiten Lohn- 
zahlung unmöglich gewefen,‘) fo Tann er nicht allein, wie $ 142 
Abſ. 3 Satz 2 ausbrüdlich erklärt, noch fpäter erfolgen, fondern es 
Tann dann au, 3. B. wenn inzwiſchen das Arbeitsverhältnis auf- 
gelöft worden ift, die Erftattung zur felbftändigen Geltung gebracht 
werben.?) Die Zuläffigfeit bes letzteren Weges muß aber auch von 
Anfang an für diejenigen Fälle angenommen werben, in denen fiber- 
Haupt Fein Barlohn von feiten des Arbeitgebers gezahlt wird; fo 
namentlih dann, wenn ber verfiherungspflihtige Arbeiter nur 
Naturalten erhält, oder auf Trinkgelder, Gebühren u. dgl. an= 


3) Vgl. Bb.I S. 549; dazu Lotmar, Arbeitövertrag, S. 433, wo die bes 
grifflichen Befonderheiten biefer „Lohneindehaltung“ gegenüber der Aufrechnung 
energtich Hernorgehoben werben. Sinzheimer, Lohn und Aufrechnung (1902), 
weift auf das ausnahmsweiſe Verhältnis von $ 142 IB®. zu $ 394 BOB. Bin. 

+) Über den Begriff derfelben Vd. 1 ©. 199. 

*) In $ 142 Abſ. 3 muß es beffer heißen: „Sind Abzüge bei einer Lohn: 
aahlung“ (nicht „Lohnzahfungäperiode”) „unterblieben*. Borauögefegt ift übrigens, 
daß ed ſich um zwei auf bemfelben Arbeitsverhältnis beruhende Lohnzahlungen 
handelt. War der Arbeiter entlaffen und wird er fpäter mieber engagiert, fo 
Zönnen nunmehr biejenigen Abzüge nicht nachgeholt werben, welche bei ber Ents 
Iafjung verfäumt wurden. 

) Das Geſetz felbft Hebt in $ 142 Abſ. 3 Sa 2 beiſpielsweiſe den Fall 
hervor, daß wegen verfpäteter Feftftellung einer bisher ftreitigen Berfiherungd- 
pflicht Beiträge nachträglich zu verwenden find. Die Mot. zu $ 109b Entm. 
388. denken weiter daran, daß ber Verſicherte die Vorlegung ober Beſchaffung 
der Quittungälarte verweigert ober deren Außftellung andermeit, z. ®. behufs 
Zeftftellung der Perfonalien bed Inhabers, auf Weiterungen ftößt. 

H Übereinftimmend BWeymann Anm. 3 gegen Webharb- Düttmann 
Anm. 12; für dad VG. ebenjo Hahn Anm. 2 zu $ 53. Ganz unmöglich er⸗ 
ſcheint mir die Anfiht von Ifenbart»-Spielhagen Anm. 20 zu $ 146, wos 
nad) im vorliegenden Falle, wenn ber Beitrag noch nicht entrichtet ift, bie Nach⸗ 
forberung an den Arbeitgeber nur in Höhe ber auf ihn entfallenden Hälfte 
fol erfolgen dürfen. Solche halbe Beiträge, bie eventuell unvermenbbar bleiben 
Zönnten, Tennt das IB®. nicht. 

31* 
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gewieſen iſt (vgl. oben $ 45 N.21ff.). Denn es kann, wie bereits 
Bd. J ©. 550f. ausgeführt wurde, nit als im Sinne des Geſetzes 
Hegenb erachtet werben, in diefen Fällen, in denen eine Anwendung 
der gejeglihen Hauptvorſchrift objektiv unmöglich ift, den Arbeiter 
zu Laften des Arbeitgebers von der fonft fo ftarf betonten Teil- 
nahme an der Beitragslaft zu befreien.°) 

4. Es kann vorkommen, daß die auf einmal erfolgende Bei- 
tragsentrihtung ſich auf mehrere Lohnzahlungsperioden bezieht. 
Hauptjählich wird dies allerdings beim Einzugsverfahren der Fall 
fein; beim Entrichtungsverfahren ift zunächſt an S'141 Abj.2 zu 
denken, auf Grund deſſen die Verfiherungsanftalt die Marken— 
verwendung zu anderen, ala den aus den Lohnzahlungen fi er- 
gebenden Terminen geftatten Tann (vgl. oben $ 45 I, 5). Für 
folche Fälle beftimmt 3 142 Abf. 2 Say 1, um momentane Über- 
laftungen bes Arbeiter zu vermeiden, daß die dem leßteren zu 
machenden Abzüge auf die Lohnzahlungsperioden, auf welche fie ent- 
fallen, gleihmäßig zu verteilen find.) Der hiernach auf eine Lohn- 
zahlung treffende Abzug kann gemäß Ziff. 3 auch noch bei der 
nädften Lohnzahlung nachgeholt werben.!o) 

5. Zahlungsunfähige Arbeitgeber dürfen Lohnabzüge für eine 
gewiffe Zeitdauer nur dann machen, wenn fie nachweislich bie für 
dieſe geſchuldeten Beiträge bereits entrichtet Haben. Sie müflen alfo 


©) Gegen bie Anſicht des Tertes regelmäßig bie Rommentare, fowie für das 
Gebiet des KB®. Hahn Anm. Ib, 2 zu $ 53; dafür wohl Erf. Kammer-Ber. 
v. 23. Ian. 1896, Reger Bb. 16 ©. 373. Nähere Regelung der Erflattung 
Yann im Yrbeitävertrage erfolgen. 

) Es erhellt, daß hier ein Borausabzug erfolgt, bevor die Martenverwenbung 
geichieht; ngl. Bebharb-Düttmann Anm. 10 Schluhabfag. Ebenſo auf in 
ben Fällen vertragsmäßiger Vorausbezahlung des Lohnes (vgl. oben $45 N. 25). 
— Abgefehen von dem im Xert hernorgehobenen alle, kann bie Tragweite von 
$ 142 Abſ. 2 zweifelhaft fein. Vegieht ſich die Beftimmung auch auf den Fall 
monatlicher Poftnumeranbozahlung, wenn der Monatsſchluß in bie Mitte ber 
Woche fält? Muß hier der für biefe Woche entrichtete Veitrag auf den Lohn- 
bezug beider Monate nach Verhältnis der Wochentage, welde in jeden fallen, 
repartiert werben? Die Frage wird fi) mit Hilfe von $ 142 Abſ. 3 Sa 1 
jedenfalls umgehen laflen; vgl. dazu die aber nicht ſehr Haren Auseinander- 
feßungen des Abg. Frhr. v. Stumm zum ©. 89, Sten.Ber. 6.1503. Muß 
bei täglicher Lohnzahlung der Abzug für den Wochenbeitrag auf die einzelnen 
Zage verteilt werden? Das wäre wohl zu unbebeutend! 

») Gebhard» Düttmann Anm. 10 litt. b. 
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bei der Lohnzahlung“ ($ 141 Abf. 1 mit 142 Abf. 1 IWG.) die 
Abwicklung des Entrihtungsverfahrens mit der Markenverwendung 
beginnen und ſich bei dem darauf folgenden Lohnabzug über die- 
ſelbe den Verficherten gegenüber ausweiſen.!) Bahlungsunfähig ift 
aber nur derjenige Arbeitgeber, gegen welden ein Zmwangs- 
beitreibungsverfahren fruchtlos durchgeführt worden ift ($ 142 
Abſ. 4). Nicht nötig ift, daß dasſelbe gerade die Beitreibung von 
Imvalivenverfiherungsbeiträgen zum Gegenftande gehabt hat;'?) 
wohl aber muß basfelbe geeignet erſcheinen, auch noch die gegen- 
wärtige Zahlungsunfähigfeit des Betreffenden zu erweilen, darf alfo 
nicht duch eine nachweisbare günftigere Wendung feiner Vermögeng- 
verhältniffe überholt jein.') 

6. In gewiſſem Umfange findet eine Abrundung der bei der 
Erftattung fi ergebenden Teilbeträge ftatt. 

a) Wenn fi) bei der Berechnung des Anteils des Arbeit 
gebers und des Verſicherten Bruchteile von Pfennigen ergeben, jo 
wird der Anteil des Arbeitgebers nach oben, der des Verficherten 
nad unten auf den vollen Pfennig abgerundet ($ 154). Solange 
die Beiträge, wie jegt, in allen Lohnklaffen durch 2 teilbar find, ift 
die Vorfehrift ohne weſentliche praftifhe Bedeutung.'*) 

b) Bei der nad $ 142 Abf. 2 erforberten gleichmäßigen Ver- 
teilung einer Beitragsfumme auf mehrere Lohnzahlungsperioben 
(ogl. oben Ziff. 4) darf der Arbeitgeber behufs bequemerer Be— 
rechnung den auf eine beftimmte Periode entfallenden Abzug nad 
oben auf volle 10 Pf. abrunden. Die dadurch herbeigeführte Mehr- 


N) Für den all der Vorausbezahlung bed Lohnes ergibt fih, baf ber 
sahlungsunfähige Arbeitgeber aud die Marlenverwendung im voraus wird 
vollziefen müfjen. Soweit er bie nicht will ober kann (vgl. oben $ 45 IL, 
3 mit 1), bleibt er auf den Abzug beim nädjften Lohndahlungotermin und bei 
vorheriger Enbigung bed Arbeitöverhältniffes auf die fonftige Erftattung (vgl. 
oben R. 8) angewielen. 

’) So mit Bezug auf den analogen $ 52a Abſ. 1 VG. ein Erlaß des preuß. 
Juſt Min. v. 25. Oft. 1893, ArbV. S. 681, ſowie Erk. RGer. v. 10. April 1894, 
AR. S. 519 und Reger Bb.14 &.378. — Daraus, daß bie Zahlungd- 
unfähigfeit im Zwangsbeitreibungsverfahren feftgeftellt fein muß, durfte fon 
folgen, daß baßjelbe wenigftend teilweile frugjtlo8 vorgenommen worden fein 
muß. Es genügt nit, daß der Betreffende einfach nicht zu zahlen imftande 
war und deshalb Veitreibung erfolgte. Anders Hahn Anm. a zu $ 52a BB. 

“) Bsl. das citierte Ert. R®er. 

10) Näheres 5.8. bei Iſenbart ⸗Spielhagen Anm. 3. 
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belaftung des Berfierten muß jedoch durch einen entſprechenden 
geringeren Abzug bei einer anderen Lohnzahlung wieder ausgeglichen 
werben ($ 142 Abſ. 2 Sag 2). 

7. Streitigfeiten über den Abzugs- bezw. Erſtattungsanſpruch des 
Arbeitgeberö und defien Höhe werben nah $ 155 mit $ 157 IVG. 
von ber unteren Verwaltungsbehörbe des Beſchäftigungsortes ($ 65 
BG.) ober von dem Rentenftellenvorfigenden entſchieden.s) Die 
Entſcheidung ift endgiltig. Bei verfpätetem Abzuge ($ 142 
Abſ. 3 Sat 2) entfcheibet die Behörde auch darüber, ob derſelbe 
mangels eines Verſchuldens des Arbeitgebers für zuläffig erachtet 
werben fann. 


U. Der Erftattungsanfpruch des Arbeitgebers wird durch eine 
Reihe von Strafbeftimmungen im Rahmen feines geſetzlichen Zweckes 
und feiner geſetzlichen Höhe feftgehalten. 

1. Zunädjft kann aud hier der ſchon bei anderer Gelegenheit 
(ogl. oben $ 45 I, 2) beiprochene $ 180 zur Anwendung gelangen, 
dann nämlich, wenn Arbeitgeber ober deren Angeftellte durch Über- 
einfunft mit dem Verſicherten oder durch Arbeitsordnung einen 
höheren, als ben gejeglihen Abzug bedingen. Die vertrags- 
mäßige Gewährung andermeitiger, insbeſondere außerhalb des Ge- 
bietes der Invalidenverſicherung liegender Vorteile vermag bie Straf- 
barkeit nicht auszufchließen.'*) 

2. Aber auch ohne daß eine ſolche vorausgegangene Aus- 





) Die Zuftändigfeit der Gemerbegerichte wurde abgelehnt (Komm. Ver. zu 
$ 124 Entw. IVG., ſowle Sten. Ber. S. 2407). Doch können biefelben mit 
der Frage bes Lohnabzugs befaßt werben, menn fie als Insibentpunkt bet 
Lohnftrenigkeiten auftritt; ongl. Mugban-Cuno, Gemerbegerichtägefek 
S. 72 a. E. — Für den Fall der ſelbſtändigen Geltendmachung bed Erftattunge« 
anſpruchs (vgl. oben N. 7, 8) nimmt Weymann a. a. O. den Civilrechtsweg 
als gegeben an, was aber wohl ber allgemeinen Faſſung des $ 157 und ben 
praktiien Bebürfniffen nicht entfpredjen bürfte. 

9) Bol. oben $ 46 0.6. Im Gegenfag zu dem bort citierten Erf. Halte 
id banad einen Vertrag, nad welchem gegen Übernahme ber vollen Ber- 
ſicherungsbeiträge den Berficherten geftattet wird, ihre bei der Arbeit ſchmutzig 
gewordene Waſche und Kleidung unentgeltlich in ber Waſchanſtalt mit waſchen 
wm laſſen, one weitere Unterſuchung des Wertö biefer Begenleiftung für ver- 
boten. Das Geſetz will nit, daß die fozialpolitiichen Vorteile, welche ed den 
Arbeitern gewährt, zum Gegenftande von Bereinbarungen mit zweifelhaften 
Gegenwerte gemacht werben. 
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bebingung'?) vorliegt, tritt bie gleiche Beftrafung wie nad) $ 180,'%) 
gemäß $ 181 Ziff. 1 und 2 dann ein, wenn Arbeitgeber?) oder 
deren Angeftellte den von ihnen beſchäftigten verfiherungspflichtigen 
Perſonen über das Maß ihres Anfpruchs hinaus bei der Lohnzahlung 
Abzüge madhen.) Das Delikt erforderte nach dem entjprechenden 
% 148 Ziff. 1 6.89 „Wiſſentlichkeit“, nach der jegigen Faflung 
Begehung „in rechtswidriger Abficht“. Die Änderung fol nur 
redaktionelle Bebeutung haben.?') Worausgefegt wird danach, wie 
bei $ 181 Ziff. 4 (vgl. oben $ 39 N. 58) Vorſatz; Fahrläffigkeit 
3. B. ein Nechenfehler genügt nicht. Dagegen wird, wie nach 
früherem Recht,) Irrtum oder Unkenntnis hinſichtlich der maß- 
gebenden Beftimmungen bes IVG. nicht entſchuldigen können. 

3. Eine weitere in gewiflem Umfange an $ 82b KG. fih 
anlehnende Strafbeftimmung enthält $ 182.) Dabei ift zu unter- 
ſcheiden: 

a) „Axbeitgeber,??) welche den von ihnen beſchäftigten Per- 
fonen auf Grund des $ 142 Lohnbeträge in Abzug bringen, bie 





1) Mot. Abſ. 2 zu $$ 187146 Entw. ©. 89. Hoherer Abzug, als erlaubt, 
mad} vorangegangener bieäbezügficer Bereinbarung, Tann je nad; Lage des 
Falls Realkonkurrenz zweier Delikte, oder ein einheitliches fortgefegtes Delikt 
darfeflen; vgl. Hahn Anm. e zu $ 82 NB®. und die dort citierten RBer.- 
Erfenntniffe. 

’) Geldſtrafe bis 300 M. oder Haft, ſofern nicht nad anderen Geſetzen 
eine höhere Strafe verwirkt iſt. Idealkonkurrenz mit verſuchtem ober vollenbetem 
Betrug, wenn ber Arbeitgeber den Verſicherten mit Bezug auf bie Höhe des 
Abzugs täufcht (Erf. RGer. v. 8. April 1897, Reger 3b. 18 ©. 71). 

=) Über bie Strafbarkeit ber gejegli—en Bertreter vgl. $ 183 und oben 
$ 45 UL 4. 

20) Dahin gehört auch ber Fall, wenn an ſich berechtigt geweſene, jet aber 
zeitlich ($ 142 Mbf. 3) nicht mehr zuläffige Abzüge gemacht werben; vgl. bay 
die Faffung von $ 148 Siff. 1 &. 89. 

2) Mot. Abſ. 1 zu $ 148 Entw. IS. 

2) Bel. das N. 18 eitierte Ext.; dagegen für daß heutige Reht Weymann 
Anm. 4. 

228) Idealtonkurrenz bed $ 182 Abſ. 1, 2 mit vollendetem ober verſuchtem 
Vetruge moglich, aber nicht leicht anzunefmen (Erf. Ber. v. 28. April 1902, 
ArbV. S. 419). 

») Die Strafbarkeit der gefeplihen Vertreter nad $ 83 gilt auch Bier; 
dagegen findet bie ber bevollmaͤchtigten Betriebsleiter gemäß $ 177 (vgl. oben 
$ 45 IIL, 4), entgegen dem $ 825 NBG., Hier feine Anwendung (Ext. RGer. 
v. 10. Dez. 1901, Entſch. Straff. 8b. 35 S. 20). Laßt der Arbeitgeber Lohn- 


488 III. Bud. Beitragswefen. II. Kap.: Die Einzahlung ber Beiträge. 


abgezogenen Beträge aber nicht zu Bweden der Verſicherung ver- 
wenden“, werben wie nad) $$ 180 und 181 (vgl. N. 18) beftraft. 
Vorausgeſetzt wirb ein Abrechnen des Arbeiteranteils vom Lohn und 
eine deſſenungeachtet unterlafjene Erfülung der Beitragspflicht ; daß 
der Arbeitgeber den Anteil des Verficherten „tatfächlich aus ben her- 
gezahlten Lohnbeträgen an fih nimmt und einbehält ober daß er 
denfelben überhaupt befonbers befigt und bereit Hält“ und demnächſt 
poſitiv andermeit verwendet, ift nicht unbedingt erforderlich.) Bon 
der Ordnungsſtrafbeſtimmung des $ 176 (vgl. oben $ 45 II) 
unterjcheibet ſich die vorliegende Norm dadurch, daf hiermit der unter- 
laſſenen Markenverwendung ber trogbem erfolgende Lohnabzug fi 
verbindet.) Da das Gefeg nur das einfache „Richt verwenden”, 
nicht aber, wie das KBG., ein „Vorenthalten“ 20) vorausſetzt, fo 
wird das Delift nicht bloß vorſätzlich, ſondern auch durch ſchuldhafte 
Fahrläffigkeit begangen werben fünnen ($ 182 Abf. 1). 

b) Dagegen fest $ 182 Abf. 2 Vorſatz voraus. Er enthält 
eine Dualififation von Abf. 1, welche gegeben ift, wenn „bie Ver- 
wendung in der Abfiht unterlaffen wurde, ſich ober einem Dritten” 
@. 8. einem Gläubiger) „einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verfhaffen?") oder die Verfiherungsanftalt ober die Verfiherten zu 
ſchädigen“. Allerdings braucht die hier vorausgefegte „Abficht” 
nicht in einer ausbrüdlichen Zwedjegung zu beftehen,2*) wohl aber 
verlangt fie ein vorfäglicdes, mit dem Bewußtfein des rechtswidrigen 
Erfolges vorgenommenes Handeln. Daher wird ber Tatbeitand 


abzug und Marlenverwendung durch Angeftellte irgenbwelder Art beforgen, fo 
beftimmt fid) die Möglichkeit feiner Beſtrafung aus $ 182 nach Mafgabe feines 
eigenen Berfäulbens; vgl. oben $ 45 R. 40. 

*) &o namentlid) das zu $ 82b KB®. ergangene Erf. RBer. v. 20. März 
1894, Reger Bb. 14 ©. 383, ſowie Erl. preuß. Juſt. Rin. v. 25. Oft. 1893, 
Reger Bb. 14 ©. 158. 

2) Iſt eine Ordnungsſtrafe aus $ 176 bereit# verhängt, fo wird bad 
dadurch daB Kriminalverfahren aus $ 182 nicht ausgeſchlofſen; Gebhard⸗ 
Düttmann Anm. 2. 

*) Hahn litt. a zu $ 82b K3®.; vgl. auch $ 181 Ziff. 4 und dazu oben 
8 80 1,8. 

M Das lann auch durch bloße Verzogerung der Verwendung erfolgen; vgl. 
Ext. Aber. v. 16. April 1896 zu $ 820 KB®, Reger Bd. 17 ©. 55. 

=) Erk. Rer. v. 26. Ian. 1894 zu $ 82b KB®., Reger Bd. 14 S. 269, 
mit Erf. v. 10. März 1896, Reger ®b. 17 &. 55, ſowie neueſtens das zugleich 
auf $ 182 IVG. bezüglice, in R. 23 citierte Erf. S. 28. 
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auch erfüllt, wenn zur Zeit des Abzugs (vgl. litt. a) das Bewußt- 
fein vorlag, zur Entrichtung ber Verficherungsbeiträge bie not- 
wenbigen Mittel nicht zu befigen.°) Beſtraft wird das qualifizierte 
Delift mit Gefängnis, neben weldem auf Gelbftrafe bis 3000 M., 
ſowie auf Berluft der bürgerlihen Ehrenrechte erfannt werben Tann. 
Bei milderden Umftänden darf auch bloß auf Gelbfirafe erkannt 
werben. 


8 47. Gutrichtung durch die Berficherten. 


Die Beitragsentrichtung durch die Verficherten gliedert fih in 
zwei Fälle, je nachdem es ſich um verficherungspflictige oder um 
freiwillig ſich verfihernde Perfonen handelt. 

I. Daß verfiherungspflichtigen Perfonen mweber eine Haftung, 
noch eine Marfenverwendungspflicht hinſichtlich der für fie zu ent- 
richtenden Beiträge obliegt, ift bereits in $$ 44 und 45 hervor« 
gehoben worden. Ebenſo, daß fie auch durch Vertrag oder Arbeite- 
ordnung nicht zur Selbſtentrichtung der Beiträge verpflichtet werben 
tönnen (vgl. oben $ 45 N.4). Dagegen gibt ihnen im eigenen 
Interefje $ 144 Abf. 1 IVG. ausprüdlih") die freie Befugnis, die 


=) Bgl. namentlih das N. 28 citierte Ext. v. 26. Jan. 1894; dazu Erf. 
v. 17. Zuni 1897, Reger Bb. 18 ©. 231: Unzuläffigfeit des Einwandes, der 
Arbeitgeber habe fi beim Mangel eigener Mittel nur den an bie Arbeiter 
auszuzahlenden Lohnbetrag, nit auch die Mittel für die der Krankenkaſſe zu: 
tommenben Beiträge leihen Lönnen. Dagegen Freifpregjung, wenn nad) dem 
Abzug die Verwendung nur unterblieben iſt, weil bie erwartete Bezahlung einer 
Arbeit audblieb; Ert. v. 10. März 1896 (R. 28). 

») Der $ 111 ®. 89 enthielt eine analoge Veſtimmung nur für unftändige 
Arbeiter und machte ihre Anwendung zudem von einem Beſchluß des Bundes» 
rats ober einer Beftimmung des Anftaltöftatutd abhängig; vgl. 8b. I S. 60%. 
Doc) Hatte die Praxis (MR. 93 S. 64. Rr. 218, 219) allgemein dem Arbeiter 
die Selbftbeibringung der Marken wenigſtens bann geftattet, wenn ber Arbeits 
geber die Verwendung „verweigert oder unterläßt“, indem fte diefe Befugnis 
daran anknüpfte, daß es „nad; allgemeinen Rechtsgrundſatzen jedem Dritten 
freifteht, bie Verpflichtungen des Arbeitgeberd an befien Stelle zu erfüllen“. 
Auf demfelben Stanbpuntt ſtehen bie Mot. Abf. 1 zu $ 111 Ente. IB®., 
welche demzufolge „nur die Wiebereinziefung des auf ben Arbeitgeber ent- 
fallenden Beitragäteilß einer gefegligen Regelung“ für bebürftig eragten. Bgl. 
jedoch wegen 5 267 Abſ. 2 BOB. den Text. Die Regeln des bürgerlichen Rechts 
‚gelten, auch für ben Erftattungsanfprucd; gegen Arbeitgeber oder Arbeiter, un ⸗ 
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Beiträge an Stelle der Arbeitgeber zu entrichten. Diefelbe it k- 
ſonders wertvoll für den Fall, daß der Arbeitgeber mit Erfilm 
feiner Pflichten fäumig geweſen ift,2) aber nicht auf dieſen al 
beſchränkt. Vielmehr Tann der Arbeiter, wie gerade aus den hita 
legten Sägen von $ 144 deutlich hervorgeht, auch ohne die Ir 
tragsentrichtung feitens des Arbeitgebers abzumarten, mähren m 
Beitragswoche die Marke in feine Quittungafarte einkleben um dit 
dann bei der Lohnzahlung dem Arbeitgeber zwecks Erftattung kizs 
Anteils vorlegen.) In dieſer Befugnis kann er wieberum gm 
$ 180 nicht vertragsmäßig feitens feines Arbeitgebers beihrir 
werben. Die Verfiherungsanftalt aber kann ſich der Enge 
nahme bes Beitrags feitens des Verficherten, abweichend von | 
Abf.2 BGB., aud dann nicht entziehen, wenn der Arbeit: 
wiberfprechen follte. 

Hat der Verfiherungspflichtige von der gedachten Behurt 
Gebrauch gemadt, fo fteht ihm, wiederum unabhängig von tz 
Vorausfegungen des bürgerlichen Rechts,*) gegen den Arbeitget- 
ein Erftattungsanfpruh auf deſſen Beitragsanteil zu. 

1. Die Höhe des Anſpruchs beläuft ſich regelmäßig af tt 
Hälfte des entrichteten Beitrags. Für den Fall der freinilie 
Höherverfiherung gelten diefelben Regeln, wie bei ber Beitur 
entrichtung durch den Arbeitgeber ($ 144 Abſ. 1 Sag 1; ul. er 
41,2). 

2. Eritattungspflichtig ift der Arbeitgeber, welcher, abgeicr 
von ber Selbſtentrichtung durch den Verficherten, markenverwendux 
pflichtig geweſen wäre. Bei mehreren gleichzeitigen Arbeitsvebi- 
niffen ($ 140 Abſ. 2 Say 3) findet gefamtjchulbnerifche Haftunı @ 
mehreren Arbeitgeber ftatt; haben dieſelben aber unter Juziehr: 
bes Arbeiters ſich über einen befttmmten Ausglelejungsmahiel F 
einigt, fo ift derſelbe aud für den Erftattungsanfprud dei | 
ſicherten binbenb.*) Findet bie Beſchäftigung hintereinander M 


verändert, wenn ein unbeteiligter Dritter, 3. B. ein folgenber Yrheitger, * 
fehlenden Beitragsmarken einklebt; vgl. dazu unten R. 4. 

2) Mot. Nbf. 2 a. €. zu $ 111 Entw. IIG. 

?) Bol. beſonders Weymann Anm. 1 Abſ. 2 Sag 1. 

*) In Betracht kämen namentlich bie Borfgriften über bie aufm" 
Geſchäftsfuhrung in $679 (Erfüllung einer Pflicht bes Befhäftägern in Mr 
lichen Intereffe) und $ 633. 

®) ®gl. oben $ 44 R. 20 und Mot. Abſ. 3 zu $ 148 Entw. 380. 
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mehreren Arbeitgebern in derſelben Beitragswoche ftatt ($ 140 
Abſ. 2 Sa 2), fo ift m. E. der Erflattungsanfpruch nur gegen ben 
in der Reihe erften Arbeitgeber begründet.) 


3. Gefegliche Vorausfegung für den Anſpruch ift nicht bloß die 
geſchehene Verwendung, fondern aud die vorfchriftsmäßige Ent= 
mertung der Marke ($ 144 Abſ. 2 Sat 2). Dies gilt aud, wenn 
Marken für einzelne Wochen verwendet find, während im übrigen 
deren Entwertung nicht geboten ift und daher auch für ben 
Verfiherten feine Beftrafung herbeiführt. Die Form der Ent- 
wertung, deren vorgefchriebene Einzelheiten nad) der ausprüdlichen 
Beftimmung bes Gefeges ſämtlich') für den Erftattungsanfprud 
präjudizierlich find, bejtimmt fi nad der Yundesrats-VD. vom 
9. Nov. 1899 (vgl. oben $ 40 V). 


4. So wie der Erſtattungsanſpruch des Arbeitgebers grund- 
Täglich auf den Weg des Lohnabzugs bei den zwei nächſten Lohn- 
zahlungen verwieſen ift, fo wird dur $ 144 Abſ. 2 Sap 3 und 4 
ähnlich auch der Anſpruch des Verſicherten zeitlich gebunden, „damit 
die Abwicklung diefer gegemjeitigen, auf eine geringe Summe fi 
erftredenden Anfprüche nicht unverhältnismäßig lange hinaus- 
geſchoben und etwaigen, bei längerem Seitverlaufe möglichen Irr— 
tümern vorgebeugt werden kann“.) Wenn daher der Derficherte, 
ohne daß Säumnis des Arbeitgebers vorliegt, für dieſen die Ein- 
klebung der Marke übernommen hat, jo muß er feinen Erftattungs= 
anfpruch bei der nächiten Lohnzahlung geltend madjen ;°) dem Lohn- 
abzug des Arbeitgebers entfpriht dann ein Lohnaufſchlag des Ver- 
fiherten. Iſt derfelbe unterblieben, fo darf der Anſpruch nur noch 
bei der nächftfolgenven Lohnzahlung erhoben werden. Anders aller- 





*) Die befondere Beftimmung in $ 140 Abſ. 2 Say 2 ſoll nur darauf 
inmitten, baß der Beitrag wirklich entrichtet wird, bezwedt bagegen nicht, 
nad) geiehener Entrihtung den Erſtattungsanſpruch bed Verſicherten zu er- 
leijtern. Das folgt auch ſchon aus den Worten „und hat der Verſicherie den 
Beitrag nicht felbft entrichtet (144)". Abweichend Gebharb-Düttmann 
Anm. 5 zu $ 144. 

7) Der einſchrankenden Auslegung von Weymann Anm. 3 kann id) nicht 
beitreten. 

) Mot. Abſ. 2 zu $ 111 Entw. IVG. 

%) Gine dem $ 142 Abſ. 2 (vgl. oben $ 46 I, 4) entſprechende Beftimmung 
findet fid) Bier nit. 
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dings bei nachträglicher Selbftentrichtung des Beitrags,'%) mag die 
Unterlaffung auf feiten des Arbeitgebers verſchuldet oder nicht ver⸗ 
ſchuldet fein.) Hier fteht dem Verficherten die Geltendmachung 
feines Erſtattungsanſpruchs ohne zeitliche Beſchränkung, ſowohl im 
Wege des Lohnaufſchlags, wie auch mittels felbftändiger Forderung 
zu. Nur dann hat hier der Verficerte nach fruchtloſem Verftreichen 
der oben gedachten zweiten Lohnzahlung feinen Anfpruch verloren, 
wenn die nachträgliche Seldftentrihtung auf fein eigenes Verſchulden 
zurüdzuführen ift. Das ift nicht ſchon dann der Fall,'?) wenn der 
Verſicherte mit der Selbftentrichtung gezögert hat, weil er ja zu 
diefer dem Arbeitgeber gegenüber überhaupt nicht verpflichtet ift; 
vielmehr Tiegt ein eigenes, den Erſtattungsanſpruch aufhebendes 
Verſchulden des Verficherten erft dann vor, wenn dieſer durch fein 
ſchuldhaftes Verhalten z. B. durch falſche Angaben über die Vor- 
ausfegungen feiner Verſicherungspflicht die rechtzeitige Marken- 
verwendung durch den Arbeitgeber felbft verhindert hat. Als Lohn- 
zahlung im Sinne der vorftehenden Erörterungen wird aud) die zu 
beftimmten Terminen fi vollziehende Gewährung von Natural= 
Teiftungen, wenn Barlohn nicht gezahlt wird, anzufehen fein; erfolgt 
die Naturalleiftung in fortlaufender Weife 3.8. bei Wohnungs- und 
Unterhaltsgemährung (vgl. hierzu unten II N. 18) ober ift der Ver- 
ſicherte ausfchließlih auf Trinfgelder ufw. angemiefen, jo fann der 
Erſtattungsanſpruch jeberzeit felbftändig geltend gemacht werben.'?) 
Über alle Streitigkeiten hinſichtlich der Erftattung wird nad $ 155 
bezw. $ 157 IVG. entfchieven (vgl. oben $ 46 I, 7). 

II. Für alle Säle der freiwilligen Verfiherung befteht feine 
Haftung ober Markenverwendungspfliht des Arbeitgebers; hier find 
grunbfäglic die Marken von ber ſich verfiernden Perſon felbft zu 
verwenben.'t) Auch eine Verpflichtung zu anteilsweifer Übernahme 


”0) Auch wenn biefelbe vor ber „näcftfolgenden“ (gweiten) Lohnzahlung er- 
dolgt ift; anders vielleiht Weymann Anm. 1 Ab. 2. 

21) Beifpiele für beides in den Mot. Abſ. 2 zu $ 111 Entw. IB®. 

12) Bgl. dagegen bie anders liegenden Berhältniffe oben bei $ 45 R. 17. 

u) Gebhard-Düttmann Anm. 10 zu $ 145 wollen in ſolchen Fällen, an 
Stelle der in $ 144 a. E. herangegogenen beiden Lohnzahlungen, das Ende ber 
betreffenden Beitragswoche und ber folgenden Woche treten laffen. Doc ent 
Hält daB Gefe nichts von einer folgen veſchrantung 

%) Bon einer Haftung Tann bei freimilliger Berfiherung nidt die Rebe 
jein, da jede einzelne Beitragsleiftung auf freiem Willen beruft, — Die im 
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der Beitragslaft im Wege ber Erftattung ift für den Arbeitgeber 
prinzipiell nicht begründet. Eine Ausnahme ($ 145 Abf. 2) befteht 
nur zu Gunften derjenigen Perfonen, welche, weil fie nur gegen 
freien Unterhalt !*) ober nur vorübergehend '%) befchäftigt werben, 
nicht verfiherungspflichtig find, aber von dem ihnen zuftehenden 
Rechte der freiwilligen Verficherung Gebrauch machen.) Er- 
ftattungspflichtig ift der Arbeitgeber, welcher, wenn Berfiherungs- 
pflicht vorläge, die Marken felbft verwenden müßte. Der Er- 
flattungsanfpruch richtet ſich im übrigen nach den bei verfiherungs- 
pflichtigen Perfonen geltenden Regeln;'®) verſichert ſich der Arbeiter 
freiwillig in einer höheren Lohnklaffe, als in berjenigen, welche für 
feine Pflichtverficherung maßgebend fein würbe, fo beftimmt fi der 
Erflattungsanfpru nur nach der Iegteren, falls nicht der Arbeite 
geber freiwillig oder vertragsmäßig einen höheren Anteil übernimmt 
(8 145 Abf.2 Sag 2). Die vorjhriftsmäßige Entwertung als Bor- 
ausfegung des Erſtattungsanſpruchs gilt auch hier; doch kommt 
binzu, daß nad) Ziff. 1 Abſ. 2 der Bundesrats-VD. v. 9. Nov. 1899, 
auch abgefehen davon, die Lanbeözentralbehörbe für alle Fälle frei« 
williger Verfiherung die Pfliht zur Entwertung felbft der Ein- 
wochenmarken vorſchreiben kann.!e) 


8145 Abſ. 1 geregelten Modalitäten der freiwilligen Markenverwendung (Zur 
Ränbigteit, Lohntiaffe) find bereit an früheren Stellen dieſes Wertes erörtert 
(ogl. oben $ 87 V, 1,2 und $ 43 IH, 1). — Ratücli) Tann ber Beitragd 
bereditigte durch privatrechtlichen Vertrag die Marlenvermenbung auch einem 
Dritten (4 B. dem Arbeitgeber), fei ed unter Vorbehalt ber Erftattung, fei es 
auch ohne folde, übertragen (AR. 03 S. 538 Nr. 1073 Abſ. 2). 

”), 53 Abſ. 2 mit $ 14 Ziff. 3 IVG. und bazu oben $ 8 II, 3a. 

”) 54 Ab. 1 mit $ 14 Ziff. 3 IVG. und dazu oben.$ 9 III. 

1) Der Wortlaut des $ 145 Abſ. 2 fat, indem er $ 14 Abſ. eins citiert, nur 
den Zall des freiwilligen Eintritts ſolcher Perſonen in die Verfiherung ind 
Auge. Es kann aber fein Zweifel fein, daß ber Erſtattungsanſpruch aud Play 
greift, wenn jene Perfonen, nachdem fie bereit früher zwangsverfichert waren, 
fich jegt freiwillig weiterverfihern. Übereinftimmend Gebhard ⸗Dütt mann 
Anm. 9 und Weymann Anm. 8. 

”) Für den Fall des fortlaufend entrichteten freien Unterhaltd vgl. den 
Zext bei R. 13 und dieſe feldft. 

) Iſt eine folde Anorbnung der Landeszentralbehörbe ergangen, fo greift 
aud bie Strafbeftimmung in $ 9 der Bundesrats ⸗VO. Play, obgleich Bier 
$ 1.%6f. 2 nicht ausbrüdtich erwähnt ift. 
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II. Auf die Selbftentriätung ber Beiträge jeitens ber Ver— 
fiherten und den daran ſich knupfenden Erſtattungsanſpruch beziehen 
fi die Strafbeftimmungen des $ 181 Ziff. 3. Die hier angedrohte 
Strafe befteht in Gelb bis zu 300 M. oder Haft, fofern nicht nad 
anderen Gefegen eine höhere Strafe verwirkt ift. Beftraft wird 
zunächft derjenige Verficherte, welcher vom Arbeitgeber deſſen Bei- 
tragsanteil erhoben hat, ihn aber dann nicht zur Entrichtung des 
Beitrags verwendet. Der Tatbeftand korreſpondiert auf der Seite 
des Arbeitgebers dem bes $ 182 Abf. 1 (vgl. oben $ 46 Il, 3a). 
Da der Erftattungsanfprucd des Verſicherten die erfolgte Ver- 
wendung und Entwertung ber Marke vorausfegt, bezieht fich . die 
Beltimmung auf die Fälle freiwilliger Vorleiftung feitens des 
Arbeitgebers, welde in Erwartung nachheriger Markenverwendung 
feitens des Arbeiters gefchieht,2°) ergreift aber alle ſolche Fälle un- 
unterſchiedlich, gleichviel, ob ber Zeitpunkt für bie Erfüllung der 
Markenverwendungspflicht des Arbeitgebers bereits herangefommen 
ift ober nicht.) Beſtraft wird ferner derjenige Verficherte, welcher 
im Hinblid auf die Selbftentrichtung der Beiträge in rechtswidriger 
Abfiht?2) eine höhere, als bie ihm zulommenbe Summe erftattet ver- 
langt ober aber für die gleiche Beitragsmoche die Erftattung des vollen 
Beitragsanteilde von mehr als einem Arbeitgeber in Anſpruch 
nimmt.) Das Delikt ift in beiden Fällen nad) dem Wortlaut des 


2) Mot. Abſ. 2 a. €. zu $ 148 Entw. IVG. 

a1) Abweichend Ifendart-Spielfagen Anm. 10 a. €.: „Ridt unter bie 
Vorſchrift des $ 181 zählen bie Fälle, in denen bie Arbeitgeber, ftatt bie Weir 
träge felöft zu verwenden, aus Wequemlihteit ober weil fie feine Marken bes 
figen, den Berfiherten den Wert ber Marke in barem Gelbe aushändigen mit 
dem Auftrage, die Marke zu beſchaffen unb einzufleben, bie Verſicherten das 
aber unterlafien. In folden Fällen find die Verſicherten ſtraflos, die Arbeit: 
geber dagegen bleiben für bie nicht ordentliche Verwendung ber, Beiträge ver: 
antwortlich · Daß legtere ift richtig; das erftere aber nicht. Die Eingangsmorte 
„welche die Beiträge felbft entrichten”, bürfen nicht irre machen; fie befagen nur, 
baß ber Seitragdanteil im Hinblick auf bie Selbſtentrichtung des Beitrags 
empfangen fein muß. Übereinftimmenb wohl Gebharb-Dütimann Anm. 8 
Abſ. 4. Auch wenn der Arbeiter die Marke in natura vom Arbeitgeber erhalten 
hat und fie nicht verwendet ober verkauft, fällt er unter die Strafbeftimmung. 

22) Bgl. bazu oben $ 46, 112 zu dem auf der Arbeitgeberieite korreſpondierenden 
$ 181 if. 1. 

=) Boraudgefegt ift natürlich die Inanipruchnahme mit ber Abſicht mehr: 
facher Einziehung; bie Geltendmagung der Gefamtfhuld aus $ 140 Abj.2 
Sat 3 gegen bie mehreren Arbeitgeber fällt nicht darunter. 
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Geſetzes mit dem „Verlangen“, ober „in Anfpruch nehmen‘ vollendet; 
daß der Verfiherte den überforderten Betrag auch wirklich erhalten 
hat, wird nicht vorausgejegt.*) Nicht unter den Tatbeftand der 
dritten in $ 181 Ziff. 3 begriffenen Strafbeſtimmung fällt es, wenn 
ein Arbeiter für die gleiche Woche fih von mehreren Arbeitgebern 
ammittelbar Marken einfleben läßt; doch wird bier regelmäßig wegen 
Betrugs Beftrafung erfolgen können.*) 
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Das Weſen des Einzugsverfahrens (vgl. oben $ 44 Abi. 1) 
befteht barin, daß bei ihr die Markenverwendung den Beteiligten 
abgenommen und ftatt ihrer von gewiſſen amtlichen Stellen (Ein- " 
zugsſtellen) beforgt wird, welche ihrerfeits bie Beiträge bar für 
Rechnung der Verfiherungsanftalt von ben Beteiligten einziehen.!) 


Das Einzugsverfahren nimmt im Syftem des Gefeges nur eine 
fefundäre Stellung ein, ba es nicht ipsa lege, fondern nur auf 
Grund befonderer Anorbnung zur Anwenbung gelangt. Im folgenden 
wird zuerft von der Einrichtung der Einzugaftellen (1), dann von 
ihrem Berfahren (11) gefprochen werben. 


I. Hinſichtlich der Einrichtung gilt folgendes: 
1. Als Einzugsftellen kommen zunächſt die in $ 166 näher be⸗ 
ſtimmten Krankenkaſſen in Betradht;?) die eingefchriebenen oder 


) Abweichend Piloty Abſ. 2 zu $ 181. Das Wort „erlangen® in Mot. 
Abſ. 3 zu $ 148 Entw. IB®. if, wie au Gebhard-Düttmann Anm. 8 
Abſ. 2 annehmen, nur ein Drudfehler für „verlangen“. 

=) Ebenfo Gebhard: Düttmann Anm.8 Abſ. 3 Weymann Anm. 9 
zu $ 140. 

') Die Definition des Textes ergibt fi aus dem Zufammenhalt von $ 148 
Abſ. 1 mit $ 149 Abſ. 2 Sag 1 a. €. Zuſammenfaſſend früher $ 112 Biff. 1 
8.89. — fiber Borteile und Nachteile des Einzugsverfahrens mit einer ges 
wiffen Abneigung gegen dasſelbe Handeln ausführlid Jjenbart-Spielhagen 
Anm. 2 zu $ 148. 

2) Über $ 166 388. vgl. oben $ 24 VI. Danach werben in $ 148 Siff. I 
die Rnappichaftälafien überflüffigermeife beſonders erwähnt; aud bie Reben 
einanberftellung von reichs · und landesgeſetzlichen Krankenkaſſen wäre buch 
$ 166 gedecti geweſen. In dem weiter in Beiracht kommenden $ 152 wird aus · 
druclich auf $ 166 Bezug genommen, und es ergibt fi daraus, daß aud er 
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landesrechtlichen Hilfskaſſen find damit ausgeſchloſſen. Außer der 
unter den Krankenlaſſen mitbegriffenen veiche- und landesrechtlichen 
Gemeinbefrankenverfiherung können auch andere Gemeinbebehörben“=) 
herangezogen werben. Erwähnt werben in $ 148 if. 2 weiter 
„anbere von der Lanbeszentralbehörbe bezeichnete Stellen“, unter 
denen man jedenfalls in erfter Reihe?) ſtaatliche Amtsftellen zu ver- 
ftehen haben wird. Zulegt erfheinen „Örtliche von ber Verfiherungs- 
anftalt einzurichtende Hebeſtellen“. Auch als ſolche (vgl. N. 3) 
fönnen die Rentenftellen gemäß $ 80 JVG. beftellt werben; im 
übrigen bleibt die Geftaltung derſelben ber Anftalt überlaſſen.) 
Wichtig ift aber, daß nach neuem Hecht die Anftalten örtliche Hebe- 
ftellen an den von der höheren Bermwaltungsbehörbe bezeichneten 
Orten errichten müffen, aud wenn die Einziehung der Beiträge 
durch ſolche nicht von ihnen felbft beichloffen, fondern von einer 


ſamtliche bort einzeln aufgefüßrten Krankenlaſſen begreifen will, obwohl das 
„Raflenftatut* auf den engeren Kreis ber organifierten Kaſſen hindeuten könnte 
(vgl. unten R. 7). — Über das Vollzugsorgan, durch welches die Beichäfte der 
Kaffe beim Cinzugäverfagren wahrgenommen werben follen, entſcheiden bie 
Ausführungsbeftimmungen ($ 149 Abf. 1), eventuell die Kaffenftatuten. Bei 
Aommifjarifcher Verwaltung ber Kaffe ($ 45 Abj.5 RBE.) hat der Kommiffarius, 
ſoweit nötig, auch für dieſe Geſchafte Sorge zu tragen (Hahn Anm. 5 Abſ. 2a. €. 
zu $ 45 NB®). — Die frühere Faffung des $ 112 Siff. 1 (vgl. noch jegt 
3.8. $$ 12, 14 ber badiſchen Bolzug3-BO. vo. 13. Juli 1899) berief ald Ein- 
augäftellen „die Organe ber Krankenkaffen“ unmittelbar. Nichts beftomeniger 
waren auch danach bie Krankenkaſſen felbft Träger des Einzugsverfahrens und 
für dasſelbe Haftbar, wie ſchon aus dem Wortlaut von $ 112 Abf. 2 hervor ⸗ 
ging; vgl. dazu bie unten R. 77 gegebenen Anführungen. 

28) Auch die Behörden weiterer Kommunalverbände. — In Württemberg 
fungieren als Einzugäftellen neben den Krankenkaſſen die Ortöbehörben für die 
Arbeiterverficherung (ngl. oben $ 24 8.12). 

3) Aber nicht unbedingt ausſchließlich, wie Grakmann Anm. 4 Abſ. 2 
meint. Schon unter ber Herrichaft des &. 89 war es aus praftiigen Gründen, 
um ihnen aud) ben Einzug für nicht krankenverſicherte ufw. Perfonen übertragen 
zu Können, nötig, unter den anderen Stellen auch bie Krankenkaſſen zu vers 
ftehen (Boffe:v. Woedtke ©. 188°). Für das IB®. zählen die Materialien 
ausbrüdli aud die Rentenftellen darunter; vgl. oben $ 27 R.15. Allerdings 
muß die Sentralbehörde nad dem geltenden Landesverwaltungsrecht ober auf 
Grund befonderer Vereinbarung über die betreffende Stelle disponieren koͤnnen. 

*) Mot. A6f.3 a. €. zu $ 112 Entw. IBB.: Beftelung eigener Beamten 
im Sauptamte ober Seranziehung anberer Beamten mit Zuftimmung ihrer vor» 
gefegten Dienftbehörbe. „Hierzu Können ſich unter Umftänden Provinzialdeamte, 
Xehrer, Privatbeamte Länblicjer Veſiher u. a. eignen.“ 
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anderen Fompetenten Inſtanz (Bentralbehörde, Kommunalverband, 
Gemeinde) angeorbnet worden ift ($ 148 Abf. 2). 


2. Mannigfaltig find auch die Inſtanzen, von denen das Ein- 
zugsverfahren angeorbnet werden kann; man kann fie als An- 
ordnungsſtellen bezeichnen.) Nach Maßgabe des Gefeges kann man 
autonome ($ 152) und autoritative ($ 148 Abf. 1) Anorbnung 
unterfcheiben. 

a) In autonomer Weife können die Krankenkaſſen, einſchließlich 
der Gemeinbefrankenverfiherung, die Einziehung ber Beiträge je für 
ihre eigenen Mitglieer®) übernehmen. Die Übernahme erfolgt durch 
das Kaſſenſtatut ober bei der Gemeindefranfenverfiherung duch die 
ihm entfprehenden Verwaltungsvorſchriften.) Für das Zuſtande⸗ 
kommen ber Statuten find die allgemeinen Vorfchriften maßgebend.) 
Iſt die Krankenkaſſe für Reichs- oder Staatsbetriebe errichtet, fo 
kann die Übernahme fowohl durch Statut,) als auch durch Veſchluß 
der den Verwaltungen diefer Betriebe vorgejegten Dienftbehörbe 
erfolgen.'°) 

b) Als autoritative Anorbnungsftellen kommen zunächſt bie 
Zandeszentralbehörben (vgl. 8b. I ©. 98 litt.e) in Betradt.'') 





%) So Biloty zu $ 149 Ab. 1. 

°) Dazu und daß durch den Wegfall des Allegatd der „Biffer 1” des 
$ 112 Abf. 1 G. 89 darin Yeine Änderung bewirlt worden ift, vgl Mot. Abf.2 
zu $ 114 Entw. II®. 

) Mit Bezug auf legtere vgl. aud) Bb. I S. 101 mit 489. 

©) Bebeutfam ift Hiernad, daß in Abweichung von $ 148 Abſ. 1 bie Ge⸗ 
nehmigung, wie die des Kafſenſtatuts überhaupt, nur aus Rechtsgrunden vers 
jagt werben darf; vgl. Bd. J S. 666 R.33 und die dort citterten Stellen, 
dazu ArbB. 90 &.437 ff. — Beiſpiele von Krankenkaſſen, bie von $ 152 Ge⸗ 
brauch gemacht haben, find aus Gebhard: Düttmann ©. 650 f. zu entnehmen. 

*) Auch dies erfcheint nicht ausgeſchloſſen, obgleich der Wortlaut bed Ber 
fees und ber Motive (Abſ. 2 zu $ 114 Entmw.) nicht unzweifelhaft ift. 

) Hinfichtlich der Poſtlrankenkaſſen vgl. die Beftimmung bes Reichskanzlers 
v. 9. Dez. 1890, Centr. Bl S. 378. Ferner die Rotiz bei Graßmann Anm. 3 
in Bezug auf die Knappfchaftövereine der bayrifhen ärarialiſchen Berg. und 
Hüttenwerfe. 

11) Auf dieſem Wege ift das Einzugsverfahren für Sachſen (BO. v. 18. Juli 
1899 $$ 17 ff.), Württemberg (Bollz.Berf. v. 25. Nov. 1899 88 51 ff, Biefen- 
berger &. 338 ff), Baben (Vollz. VO. v. 13. Zuli 1899 88 12 ff, Mufer 
S. 172 ff), Heflen, Braunſchweig und Hanfeftäbte eingeführt morben; Gebhard⸗ 
Düttmann ©. 650. 

Rofin, Reqcht ber Arbeiterverficherung. Band IL. 3 
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Sie können die Anordnung aud für einzelne Teile ihres Staates 
treffen.) An zweiter Stelle erjcheint das Statut einer Verfiche- 
rungsanftalt'?) in denjenigen Formen, welde allgemein für fein 
Buftandefommen vorgeſchrieben find. Außer ber hiernach erforber- 
lichen Genehmigung bes Verficherungsamts erforbert aber $ 148 
Abf. 1 für die Einführung des Einzugsverfahrens noch fpeziell die 
nad freiem Ermeſſen zu erteilende Genehmigung der Landeszentral- 
behörde d. h. aber derjenigen, auf deren Gebiet fih die Einrichtung 
erftreden fol. Wird alfo bei gemifchtftantlihen Anftalten das 
Einzugsverfahren für das ganze Anftaltsgebiet eingeführt, jo müſſen 
fämtliche beteiligte Zentralbehörben zuftimmen;'®*) foll es nur für 
das zur Anftalt gehörige Gebiet eines Staates eingeführt werben, 
fo braucht auch nur deſſen Zentralbehörde zu genehmigen. An- 
ordnungsberechtigt find ferner weitere Kommunalverbänbe!®) und 
Gemeinben.'*) Die Anordnung ergeht in Form von ftatutarifchen 
Beftimmungen mit freier Genehmigung der höheren Verwaltungs- 
behörbe nach Maßgabe des Bd. 1 S. 100 näher Entwidelten. 

e) Während die autonome Anordnung nur in der Selbft- 
übernahme des Einzugs auf die betreffende Kaffe beftehen kann, hat 
die autoritative Anordnung freies Ermeffen in der Auswahl der 
Einzugsitellen, deren fic ſich bedienen will.'?) Hierdurch, aber auch 
darüber hinaus mit Bezug auf die weitere Regelung ber Ein- 
richtung, können ſich Kolifionen ergeben. Zur Behebung derſelben 


m) &o richtig Braßmann Anm. 3 gegen Piloty ©. 288 Abſ. 3. Ent: 
ſprechend Tann bie Sentralbehörbe, wie dies in Baden $ 12 Ziff. 4 geſchehen 
iſt, einer einzelnen Gemeinde vorbehalten, durch ftatutarifche Beftimmung mit 
minifterieller Genehmigung das Entrichtungsverfahren bei ſich einzuführen. 
Gebharb-Düttmann Anm. 3 Abſ. 2 rubrizteren dieſe Beftimmung irrtümlich 
unter $ 150 IVG., mit bem fie freilich „nit im Einklang fteht*. 

#2) Praktifch gemorben bei der Berfigerungsanftalt Thüringen. 

30) Ehenjo Ifenbart-Spielbagen Anm. 4 Ziff. 2. 

”b) Auch hier Tann die Anordnung für Zeile derfelden, aber nidt, wie an« 
zunehmen ift, für eine einzelne Gemeinde ergehen. 

") Bgl. diefelben bei Gebharb-Düttmann ©. 650. Bahnbrechend war 
Hildesheim (Mainzer Ziſchr. I S. 29; dazu die Ausführungen des Ober⸗ 
bürgermeifter8 Strudmann in ArbV. 90 ©. 550 ff, 565 ff.). 

u) Sind bei ber Einführung des Einzugäverfahrend die Ginzugäftellen, 
3. 8. die Krankenkaſſen, ala ſolche allgemein bezeichnet, jo überlommt jede 
fpäter neu errichtete Krankenkaſſe von ſelbſt bie Einzugspflicht, ohne daß es 
einer beſonderen Übertragung derſelben bebücfte (UN. O0 S. 615 Rr. 808). 
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wird anzunehmen fein, daß im Verhältnis mehrerer autoritativer 
Anordnungen immer diejenige, welche fi auf einen weiteren terri= 
torialen Bereich erftredt, der in engerem Kreife wirkſamen vorgeht. 
Dagegen dürfte nad) der Abficht des Gejeges die autonome An- 
orbnung in ihrem geſetzlichen Wirkungskreiſe der autoritativen vor— 
gehen.'‘) 

3. Was den Kreis der dem Einzugsverfahren zu unterftellenden 
Beteiligten anlangt, fo gilt folgendes: 

a) Zunächft gilt allgemein, daß die Einziehung der Beiträge 
für freiwillige Verfiherung weder ben Einzugsftelen wider ihren 
Willen zugemutet'?) noch auch den fich freiwillig verfichernden Per- 
fonen wider ihren Willen aufgezwungen werben fann.!®) 

b) Im übrigen wurbe bereits bemerkt, daß die autonome An- 
ordnung nur die Mitglieder der betreffenden Krankenkaſſe ergreifen 
Tann. Dagegen hat die autoritative Anorbnung in ber Zumeifung 
der verfiherungspflictigen Perfonen an die einzelnen von ihr be— 
ftimmten Einzugaftellen freie Hand. Sie kann insbefondere, in Ab- 
weihung vom früheren Rechte, ‘”) auch ſolche Verficherte, welche einer 
Krankenkaſſe angehören, einer Gemeindebehörbe, Staatsſtelle ober 
anftaltlichen Hebeftelle zuweilen. Ebenfo kann fie eine Krankenkaſſe 


16) Daher fann z. B. ber Einzug, den eine Kaffe gemäß $ 152 auf fid ger 
nommen bat, ihr nicht durch eine fpätere Anorbnung gemäß $ 148 Abf. 1 ger 
nommen werben, während $ 152 anmwenbbar bleibt, aud wenn bereits gemäß 
$ 148 %bf. 1 a8 Ginzugäverfahten ohne Seranziehung ber Krankenkaſſen ge: 
ordnet ift. Im Prinzip übereinftimmend Piloty zu $ 148 Abſ. 1, Graßmann 
Anm. 2c. 

1) Rad) den Motiven Schlußabjag zu $ 112 Entw. VB. könnte es zwar 
deinen, als wenn der Schuß der Einzugäftellen gegen bie weitere Belaftung 
der einzige Zweck und Inhalt von $ 148 Abj. 6 wäre; indefien läßt bod der 
unbebingte Wortlaut biefer Beftimmung, verglichen mit $ 148 Abf. 1 und 
$ 150 Abſ. 2, die beide nur von „verfiherungäpflictigen Perfonen“ reden, 
teinen Zmeifel, daß auch die verfiherungäberechtigten Perſonen in ihrer Freiheit 
und Selbfttätigfeit nit durch den Ginzug geftört werben follten. überein ⸗ 
fimmend Gebparb-Düttmann Anm. 21. Nah Sachſen $ 21 kann ber 
Einzug auf Anmeldung feitens der freiwillig Verſicherten von der Einzugäftelle 
übernommen werben. 

=) Dagegen greift das Einzugäverfahren gegenüber Perfonen, die gegen 
Reantfeit freimilfig verſichert find, unbedingt Plag, fofern Invalibenverfiherungs- 
pflicht vorliegt. 

») $ 112 Siff. 1 und 2 ©. 89. Dazu Mot. Abſ. 4 zu $112 Entw. IVG. 

32* 
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verpflichten, die Beiträge folder invalidenverfiherungspflichtigen Per- 
fonen einzuziehen, welche entweder garnicht ober bei einer Hilfskaſſe 
gegen Krankheit verfichert find. Dagegen wird wohl anzunehmen 
fein, daß, entſprechend dem früheren Recht,°) einer Krankenkaſſe 
nicht Perfonen zugemwiefen werben dürfen, melde bei einer anderen 
Zwangskaſſe gegen Krankheit verfichert find, und ebenfowenig einer 
Gemeinbebehörbe Perfonen, welche außerhalb des Gemeindebezirks 
beſchaftigt find.?') 

e) Die autoritative Anorbnung kann nicht bloß alle verfiche- 
rungspflihtigen Perſonen ihres Bereichs dem Einzugäverfahren unter» 
ftellen, fondern fih auch, fei es in der Form engerer pofitiver 
Seftftellung ober in ber Form allgemein bezeichneter Ausnahmen, 
auf „beftimmte Klaſſen berjelben" ($ 148 Abf. 1) bejchränfen.?2) 
Diefelben können nach der Art der Arbeitgeber oder ber Arbeit 
nehmer beftimmt fein.) Für die nicht einbegriffenen Klaſſen bleibt 
dann das Entrihtungsverfahren in Wirkfamfeit.2*) 

d) Von ber allgemeinen Ausnahme gewiſſer Klafien von Ver— 
fierten find die Fälle zu unterſcheiden, in benen einzelne Arbeit- 
geber von dem fonft für ihre Kategorie giltigen Einzugsverfahren 


20) Bofjerv. Woedtfe S. 185° Ziff. 1 Abi. 2. 

©) Bgl aud den Wortlaut von $ 153 Sa 1. 

2) Auch für die Anwendung von $ 152 wird anzuerkennen fein, daß das Ein- 
zugsverfahren auf beftimmte Klaſſen der Kaffenmitglieder beſchränkt werben kann. 

2) Bgl. 3.8. Baden $ 12 Siff. 1: Ausnahme berjenigen Arbeitgeber, für 
deren Betrieb eine Betriebs: oder Baufrantenkaffe befteht; Ziff. 3: Ausnahme 
der auf Schiffen und Flöpen ober im Umberziehen beihäftigten Perjonen. 
Ferner die, wie Gebhard-Düttmann Anm. Abſ. 2 zu $ 148 Ionftatieren, 
in der Mehrzahl der Bezirke ſich findende Ausnahme der unftändigen Arbeiter. 

2) Für unftänbige Arbeiter, „melde zu dem Arbeitgeber nicht in einem 
vegelmähigen Arbeitöverhältniffe ftehen“ (4.8. Puhfrauen, Büglerinnen, Yolge 
macher) hat Baden, $ 16, eigentümlihe Beftimmungen. Diefelben follen von 
der Ortöpofigelbehörde befragt werben, ob fie dauernd die Beiträge nad) $ 144 
388. ſeibſt entrichten wollen. Nur biejenigen, welche dieſe Selbftentrichtung 
ablehnen oder tatſachlich nicht durchführen, werben der Einzugaftelle übermwiejen. 
Zweifelhaft tönnte bei biefer Regelung die Stellung der Arbeitgeber jein; doch 
geht nad} erteilter Auskunft die Praxis aud hier davon aus, daß in Bezug 
auf unftändige Arbeiter, welche der Einzugäftelle nicht übermiefen find, rechtüich 
in erfter Reihe die Verpflichtung der Arbeitgeber aus $$ 140, 141 Plag greift. 
Bol. zu N. 23, 24 auch die auf Württemberg (Seit vor bem 1. San. 1900) ber 
zuglichen Ausführungen in AR. 03 ©. 246 Rr. 1025. 
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ausgenommen werben. Das Tann zunächſt geſchehen auf Grund 
einer vom Gefeß felbft vorbehaltenen eigenen Entfchließung der be- 
treffenden Arbeitgeber. So können nad $ 150 Abſ. 2 Reichs-, 
Staats- und Kommunalbehörden als Arbeitgeber fi für die von 
ihnen befchäftigten Perfonen dem Einzugsverfahren entziehen und 
zum Entrichtungsverfahren zurüdfehren. Sie haben davon der Ber- 
fiderungsanftalt und der betreffenden Einzugsſtelle Nachricht zu 
geben. Sodann aber kann einzelnen Arbeitgebern im Wege ber 
Verfügung geftattet werden, die Markenverwendung felbft zu über- 
nehmen ($ 150 Abf. 1). Verfügungsberechtigt ift, gleichviel von 
welcher Anordnungsftelle das Einzugsverfahren eingeführt worben 
ift,2°) die Landeszentralbehörde oder eine untere von ihr ermächtigte 
Behörbe,2*) daneben auch der Vorftand der Verfiherungsanftalt. 
Die Verfügung ift jederzeit widerruflich.“) Auch hier Tann nicht 
bezweifelt werden, daß mit dem Wiebereintritt der Beitragsentrichtung 
durch die Arbeitgeber zugleich auch die mit ihr Eonfurrierende Selbft- 
entrichtung durch die Verficherten wieder in Kraft tritt.2°) 


U. Das Verfahren der Einzugsftellen richtet ſich teils nad 
unmittelbaren oder fubfidiären reichsgeſetzlichen Beftimmungen, teils 
auch nad Normen, welche von untergeorbneten, dazu ermächtigten 
Drganen erlaflen werben. Insbeſondere find die Landeszentral- 
behörben oder die wiederum von ihnen bezeichneten Organe??) nad 
$ 149 Abf. 1 befugt, „über das Verfahren der Einzugsftellen bei 
Einziehung, Verwendung und Verrechnung der Beiträge” d. h. aber 
wohl über alle aus dem Einzugsverfahren ſich ergebende Geſchäfte 
der Einzugsftellen?) nähere Beltimmungen zu erlaffen, gleichviel 


=) Aud wenn eine Krankenkaſſe nad $ 152 das Einzugsverfahren ein- 
geführt Hat, fteht hiernach nicht ihr jelbft das Dispenſationsrecht zu. 

26) Aus praftiiden Gründen wird diefer Zufag, für den man ſich auf die 
Analogie von $ 149 Abf. I berufen Tann, in erfter Reihe zu rechtfertigen fein. 
Baden $12 3iff.2: aud Bezirkamt, Württemberg $ 53: nur Anftaltävorftanb. 

m Baden $ 12 Ziff. 2. 

2) Anberd, wie es jheint Bebharb-Düttmann Anm. 6 a. E, vielleicht 
auch Piloty ©. 291. 

=) Baden $ 19: Lanbeöverfiherungsamt, mit befien Anweifung v. 6. Dez. 
1899 (Mufer S. 435); Württemberg: Geſchaftsanweiſungen des Anftaltss 
vorſtandes v. 30. Zan. 1900 (Biefenberger ©. 423); Sachſen $ 24: Lande: 
verfüherungdamt event. Vorftand. 

») Übereinftimmend Gebhard-Dütimann Anm. 2 Abſ. 1. 
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von welcher Anorbnungsftelle die Einführung jenes Verfahrens aus- 
gegangen ift.?") 

1. Für das Einzugsverfahren wird eine Klarhaltung bes Kreiſes 
der Verfonen erforberlih, von melden und für welde die Ein- 
ziehung der Beiträge erfolgen fol. Dem dient die Ermächtigung 
zum Erlaß von Beftimmungen über die Verpflichtung zur An- und 
Abmeldung der Verfiherten.”?) Der Erlaf erfolgt „auf demfelben 
Wege", wie die Einführung des Einzugsverfahrens überhaupt, d. h. 
aber auch von derjenigen Anorbnungsftelle, welche das Verfahren in 
conereto eingeführt hat.) Der Inhalt der Beftimmungen fteht 
im Ermeſſen des erlafjenden Organs; insbefondere bezeichnet das— 
felbe die Perfon der Melvepflihtigen, mag es fih, wie regelmäßig, 
an die Arbeitgeber, oder, ſoweit erforderlich, aud an die Verficherten?*) 
felbft halten. Eine Strafbeftimmung zum Schuge der Melvevor- 
ſchriften enthält jegt der vom früheren Recht zum Teil abweichenbe,??) 
dem $ 81 KVG. nachgebildete $ 179 IJVG. Die Strafe ift eine 
triminelle?*) Geldftrafe im Betrage bis zu 20 M.) Daß biefelbe 


3) Zfenbart-Spielhagen Anm. 1 zu $ 149. Bol. 3.8. für Preußen, 
wo das Einzugäverfahren biöher nur auf Grund von Gemeinde: und Kranken ⸗ 
taffen-Statuten Play gegriffen Hat, ben ArbB. 91 &.301 abgebrudten Erlaß 
der Mintfter für Handel und des Innern über bie Rechnungsführung der 
Rrantenlaffen in Saden der Invalidenverfiherung v. 11. Mai 1891. 

m 8 148 Abi. 1 Schlußfag mit $ 152; vgl. dazu auch Bd. J S. 738 ff. 
— Baden $$ 15, 16 Ziff. 1; Württemberg $ 60; Sachſen $ 19. 

=) Es wäre unpraltifd, mit Gebharb-Düttmann Anm. 11 anzunehmen, 
daß auch bei biefem Einzelpunkte von neuem eine Konkurrenz fämtlicher Ans 
orbnungöftellen Pla greifen follte; vgl. dazu aud unten N. 52. 

9) Bel. 3.8. den bei Ifenbart-Spielhagen Anm. citierten Erlaß der 
preuß. Minifter v. 24. April 1893, ſowie die in Vaden $ 16 Ziff. 1 begründete 
Meldepflicht der unftändigen Arbeiter, auh Weymann Anm. 5. 

») $ 112 Siff.2 Sag 2 ©. 89. 

%) Für das frühere Recht ogl. 3b. I S. 806 R.9a mit ©. 811 2.20. — 
Die Berichte entſcheiden Hier ineidenter auch Aber die etwa ftreitige Frage der 
Verſicherungspflicht felbftändig. Bol. Mainzer Ztiſchr. Bb.13 S. 2 und den 
dort citierten heſſiſchen Min. Erlaß. 

3) Über Verſchulden als Vorausſetzung ber Beſtrafung vgl. analog zu $ 81 
KB®. Bd. J S. 813 N. 29; abweichend mit Bezug auf $ 112 Ziff. 2 6.89 Ert. 
DLG. Hamburg v. 19. Dez. 1895, ArbB.96 S. 95. Ebendasſelbe über Ber: 
jährung der Strafverfolgung (Beginn erft mit ber Nachholung der An: ober 
Abmeldung), fowie 8b. IS. 814 N. 33. Im ganzen noh Hahn zu $ 81 NBE. 
— Wegen der Subftituierung eines bevomächtigten Betriebäleiter8 vgl. $ 177 
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auch im Wege der polizeilichen Strafverfügung verhängt werben 
kann, ift duch die Materialien ausbrüdlih anerkannt.) Iſt bie 
Meldung innerhalb der vorgefchriebenen Frift nicht erfolgt, jo kann 
die nachträgliche auch im Wege des polizeilichen Exekutivverfahrens 
duch Zmwangsftrafen nad Maßgabe des Landesrechts erzwungen 
werben.) Hatte die Meldung „für eine Krankenkaſſe“ zu erfolgen 
d. h. hatte auf Grund derfelben, gleichviel an welche Stelle fie zu 
richten war, die Einziehung der Beiträge durch eine Krankenkaſſe zu 
erfolgen,’°) jo fällt die Strafe an die Iegtere.t') 

2. Mangels abweichender Ausführungsbeftimmungen erfolgt die 
Einziehung der Beiträge von den Arbeitgebern ($ 149 Abi. 2); 
doch werben in Analogie von $ 144 auch die Verſicherten in ihrem 
eigenen Intereffe zur Einzahlung ber für fie geſchuldeten vollen 
Beiträge ermächtigt fein.) Die Unterlaffung der vechtzeitigen Ab- 
führung der Beiträge feitens der Arbeitgeber ober ihrer bevoll- 
mädhtigten Betriebsleiter ($ 177, vgl. N. 37 a. €.) fteht unter ber 
Drbnungsftrafbeftimmung des $ 176 (vgl. oben $ 45 IID. Für 
die Erftattungsanfprühe zwiſchen Arbeitgebern und Verficherten 
gelten die allgemeinen Grunbfäge; *) daß die in $ 142 Abf. 2 vor- 
geſchriebene gleihmäßige Verteilung der Lohnabzüge gerade beim 
Einzugsverfahren ihre befondere Bedeutung hat, ift bereits oben 
$46 I, 4 hervorgehoben worden. Bejonderheiten in Bezug auf bie 
Perſon der Zahlungspflichtigen ergeben fi in zwei Fällen: 


I8®., ſowie oben $ 45 a. E. Mitteilung von Namen und Wohnung deö Be 
vollmädßtigten an bie Einzugäftelle ($ 177 Abſ 2). 

) Bd. 1 S. 814 R. 35 und 3. 8. Baden $ 15. Abj. 6. 

3%) Dazu mein Poligelverordnungsreht in Preußen, 2. Aufl. ©. 118 gegen 
Hahn Anm.i zu $ 81 KBB. 

+) Abweichend wohl Gebhard: Düttmann Anm. 4 zu $ 179. 

+) Dieß auch, wenn bie Feftfegung durch die Polizeibehörbe ftattgefunden 
hat; abmeichended Zanbeärecht tritt aufer Kraft: Mot. zu $ 145 Entw. IB. 
Anderenfalls fält die durch bie Poligeibehörde feftgefegte Strafe an bie Ber 
figerungsanftalt: $ 178 Abi. 2 und Gebhard» Düttmann Anm. I1 dazu. — 
Über bie Möglichleit einer Konkurreng des Betrugsvergehens, insbeſondere bei 
Falſchmeldung, Gebhard-Düttmann Anm. 3 Abſ. 2 und Hahn Anm. k. 

=) So ausbrüdiic die Anm. bes bad. WA. (vgl. N. 29) $ 3 Abſ. 3; jegt 
auch AR. 08 Rr. 1025 ©. 246 Zeile 5 ff. 

*) Soweit danach die Geltendmachung der Erftattung an bie Lohnzahlung 
antnüpft, beält es babet fein Vewenden, wie fih aud gemäß $ 149 bie 
Fälligkeitötermine für bie Beiträge geftalten mögen (vgl. im Text Ziff. 3). 
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8) Der erfte Fall bezieht fich auf zahlungsunfähige Arbeitgeber, 
deren Begriff bereit oben $ 46 I, 5 feftgeftellt wurde. Bei ihnen 
verwandelt ſich zunächft, ſoweit Einzugsverfahren gilt, das Recht 
auf den gefeglichen Lohnabzug in eine Pflicht, mit welcher ih dann 
die weitere verbindet, den abgezogenen Betrag fofort d. h. ſobald 
es nad orbnungsmäßigem Gefhäftsgange tunlih iſt, an die zu— 
ftändige Einzugsftele abzuliefern.*') Unterlaffen fie es, bie gebotenen 
Lohnabzüge zu macen,*) fo trifft fie) die Strafe des $ 181 
Ziff. 1 (vgl. oben $ 46 II, 2). Im weiteren aber ift ($ 142 
Abf. 4 Sag 2) beftimmt, daß eine gegen den zahlungsunfähigen 
Arbeitgeber auf Grund des $ 52a KVG. getroffene Anorbnung*?) 
fih aud auf die von ber beteiligten Krankenkaſſe einzuziehenden 
Imvalivenbeiträge erftredden fol. Dieſe, von der Auffichtsbehörde 
der Krankenkaſſe ergehende und dem Arbeitgeber fchriftlich zugeftellte 
Anordnung teilt die formale Veitragspfliht in Gemäßheit ber 
materiellen Beteiligung von Arbeitgeber und Arbeiter, und bewirkt 
danach, daß beide Parteien auf ihre Hälfte felbftändig der Einzugs- 
ftelle beitragspflichtig werben. Der Arbeitgeber verliert dementſprechend 
das Abzugsreht und unterliegt, wenn er trogdem Lohnabzüge macht, 
der Strafbeftimmung des $ 181 Ziff. 1;*%) der gefchehene Lohn- 
abzug befreit die DVerficherten nur dann von ihrer Einzahlungs- 
pflicht, wenn fie ſich denſelben in unverfchuldeter Unkenntnis der 
getroffenen Anordnung haben gefallen laffen.*%) Hiergegen zum 
Schutze dient die Beftimmung, daß der Arbeitgeber bie getroffene 
Anordnung feinen Arbeitern durch dauernden Aushang in den Bes 
triebaftätten befannt geben und fie bei jeber Lohnzahlung auf bie 
eigene felbftändige Einzahlungspflicht hinweiſen muß. Unterläßt er, 
diefen Verpflichtungen nachzukommen, fo zieht dies auf dem Ge- 





*) 8142 Abſ 4° Say 1 Halbfap 2. Für bie Beträge, melde fie aus 
eigenen Mitteln zu beftreiten haben, bleiben die regelmäßigen Fälligleitätermine 
maßgebend. 

+) Bei nicht rechtzeitiger Abfüßrung ber gemachten Abzüge tritt $ 176 ein. 

4) Für Angefiellte fehlt Hier (ogl. $ 181 Siff.2) eine Strafseftimmung; 
Ifenbart-Spielhagen Anm. 6. 

m) Für das Gebiet der Invalibenverficherung allein Tann fie alfo nicht ger 
troffen werben. 

#9) Der hier eitierte $ 142 ift in feinen fämtlihen Abſahen begriffen. 

) Hahn Anm. c zu $ 528 KB®., dem gegen v. Woedtke, 5. Aufl. Anm. 5 
zuzuſtimmen ift. 
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biete der Smvalidenverfiherung”) Beſtrafung nah $ 181 Ziff. 1 
nad fi. 

b) Bei Einführung des Einzugsverfahrens kann durch die 
betreffende autoritative’") Anordnung „meiter”52) beftimmt werben, 
daß für gemifle, in $ 151 Ziff. 2 näher bezeichnete unftändige 
Arbeiter?) eine ähnliche Teilung der formalen Beitragspfliht Platz 
greifen fol. Danach fol die Arbeiterhälfte unmittelbar von ben 
Verficherten eingezogen werden, die Arbeitgeberhälfte aber von dem 
weiteren Kommunalverbande ober der Gemeinde.) Die lehteren 
tönnen dann fi) ihrerſeits an die betreffenden Arbeitgeber je auf 
ihren Anteil?) im Wege des Nüdgriffs halten, aber auch — und 
darin würbe eine weſentlichere praftifche Bedeutung der Beſtimmung 
liegen — auf die Wiebereinziehung des Betrages verzihten und 
denſelben dadurch in eine allgemeine Gemeindelaft vermanbeln.?®) 


0) Das KBG. Hat feine entſprechende Strafbeftimmung; Hier kann nur die 
Grefutiogemalt der Behörben eingreifen: Hahn Anm. d. 

31) Die autonome Anorbnung bes $ 52 befigt dieſe Befugnis nit: Mot. 
Abſ. 1 zu $ 114 Entw. IVG. 

#2) Diefed Wort ift bier beweisträftig baflir, daß nur die „betreffende“ Ans 
ordnungäftelle die Mahregel des $ 151 Ziff. 2 einführen Tann; vgl. oben N. 33. 
Übereinftimmend Zfenbart-Spielhagen Anm. 3 und Braßmann Anm. 1; 
dagegen Gebhard» Düttmann Anm. 3. 

%) „Für biejenigen Berfiherten, deren Beſchäftigung durch die Natur ihres 
Gegenftanbes oder im voraus durch ben Arbeitävertrag auf einen Zeitraum 
von weniger als einer Woche beſchränkt iſt“ Der Wortlaut ftimmt jegt mit 
Z Abſ. ĩ RIO. überein. Der Begriff ift in Bb.I ©. 183 ff. näher ent- 
midelt. — Die ganze Beftimmung dürfte Telne große prakuſche Bedeutung er: 
langen; vgl. aber bod Württemberg $ 62. Auch Yilbeaheim und Siegen 
haben von der Beftimmung Gebrauch gemadt; vgl. noch Bebharb-Ditt- 
mann Anm. 12. 

5) Ob der weitere Rommunalverbanb durch jein Statut die einzelnen Orts⸗ 
gemeinben befaften ober nur bie Laſt auf fich felbft übernehmen Tann, ift nicht 
unzweifelhaft. Dafür wohl Gebhard: Düttmann Anm. 10, dagegen Ifens 
bart-Spielhagen Anm. 6. Ich bin mehr dafür, weil ber weitere Kommunal: 
verband im Sinne von $$ 148, 151 IVG. den Einzelgemeinden nicht bloß ald 
befonderer Träger von Bermögenärechten, fondern zugleich als höhere Autorität 
gegenüberfteht. 

®) Eine Verteilung nad) einem anderweitigen Maßſtab ober gar eine Heran⸗ 
ziehung anderer Arbeitgeber, als derjenigen, welche ſolche unftändige Arbeiter 
befchäftigt Haben, ift nicht zuläffig; Gebhard» Düttmann Anm. 11. 

>») Das ift nah Gebhard: Düttmann a. a. O. in Hildesheim geichehen. 
Zum Vergleich auch $ 34 Bau⸗AVG. 
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3. Die Einziehung Tann, je nach den maßgebenden Aus- 
führungsbeftimmungen, ſowohl im Wege der Einzahlung bei ber 
Kaſſe der Einzugsftelle, als au im Wege der Abholung durch 
Boten derfelben erfolgen. Auch die Einziehungstermine werben in 
erfter Reihe durch die Zentralbehörbe gemäß $ 149 Abf. 1 geregelt. 
Im Ermangelung einer folden Regelung geht das Gefeg darauf 
aus, die Einziehung der Kranfen- und Invalivenverfiherungsbeiträge 
möglicäft mit einander zu verbinden. Danach fol zunächſt die Ein- 
zugsftelle, welde für dieſelben Verficherten Beiträge beiderlei Art 
erhebt, die Beiträge zur Invalidenverſicherung zugleich mit denen 
zur Krankenverſicherung an den Fälligkeitsterminen ber leteren?”) 
erheben ($ 149 Abf. 2). Und zwar hat das nad) der ausbrüdlichen 
Ausfage der Motive) die materielle Bedeutung, daß in dieſem 
Falle, unter Befeitigung der aus $ 141 ſich ergebenden Fälligkeits- 
termine, für bie gleichen Zeiträume an den gleichen Zeitpunkten, 
wie die Krankenkaſſenbeiträge auch die Invalidenbeiträge fällig 
werben und einzuzahlen find.) Um aber bie gemeinfame Ein- 
siehung der Beiträge zu befördern, beftimmt jet $ 148 Abf. 4, 
daß umgefehrt den zunädft für die Invalidenverſicherung ein- 
gerichteten Hebeftellen der Verficherungsanftalten) aud die Ein- 


) $52A.1NBE.: „Die Veiträge find an bie Gemeindekrankenverſicherung 
fofern nit durch Gemeindebeſchluß andere Zahlungstermine feftgefegt find, 
wöchentlich im voraus, an bie Ortskrankenlaſſe zu ben durch Statut feftgefejten 
Sahlungsterminen einzuzahlen“; vgl. auch $ 65 Abf. 1, $ 72 Abi. 3, $ 78 
Abſ. 1 RBO. 

=) Mot. zu $ 1128 Entw. 386. 

) Ober negativ: Die Beftimmung hat nicht bie Bedeutung, daß die Ins 
valtbenbeiträge nur infomeit zugleich mit ben Krantenbeiträgen einzuziehen finb, 
als fie nach den anderweitigen Beftimmungen des JVG. zu ben betreffenden 
Xerminen ſchon fälig find; vgl. bie angeführten Motive. Die Berechnung nad 
Beitragämogen bleibt natürlic unberührt. Die Veftimmung in $ 52 AB®., 
daß bie Beiträge für den betreffenden Zeitteil zurüczuerftatten find, wenn ber 
Berfiherte innerhalb der Zahlungsperiode aus der Beichäftigung ausſcheidet, 
muß, als in ber Ratur der Sache liegend, auch für bie mit ben Krankenbeiträgen 
erhobenen Invalibenbeiträge gelten (vgl. dazu 5. 8. $ 12 ber Anw. des badiſchen 
SBA.). Dagegen ift bie weitere Beftimmung, daß biefe Rüczahlung durch bie 
rechtzeitige Abmeldung bebingt ift, und baf bie Beiträge folange fortzuzapfen 
find, bis die vorferiftämäßige Abmeldung erfolgt ift, nieht auf bie Invalibens 
verfiherung zu übertragen. 

) Bon ben anderen Einzugäftellen des $ 148 Ziff. 2 ſpricht die Veftimmung 
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= ziehung der Kranfenverfiherungsbeiträge übertragen werben Tann. 

. Die Übertragung geſchieht durch die Zentrale oder höhere Ver- 

- _ waltungsbehörbe, aber nur mit Zuftimmung der beteiligten Kranken⸗ 

—kaſſen. Nähere Beſtimmungen hierüber werben nad Anhörung ber 

beteiligten Verfierungsanftalten und Krankenkaſſen von ber höheren 

.  Vermaltungsbehörbe getroffen. Über die Fäligkeits- und Einzugs- 
. termine ber Invalidenbeiträge für ſolche Verſicherte, fir melde 

Kranfenverfiherungsbeiträge nicht einzuziehen find, beitimmt bie 

Landeszentralbehörde und eventuell die Einzugsftelle felbft.%*) 

- Die Einziehung der Invalivenbeiträge erfolgt nach $ 148 Abf. 1 
- „für Rechnung der Verfiherungsanftalt“. Ob aber bie eingegogenen 
Geldſummen ſachenrechtlich fofort ins Eigentum der Verfiherungs- 

anſtalt oder zunächſt in das der Einzugsftelle gelangen, läßt fi 
= allgemein nicht entſcheiden. Das erftere wird man im allgemeinen 

bei den von ber Verfiherungsanftalt felbft eingerichteten und im 
engften Sinne deren Drgane bildenden Hebeftellen anzunehmen haben. 
Das zweite wird bei den übrigen felbftändigen Einzugäftellen be- 
ſonders dann die Regel fein, wenn Invaliven- und Krankenverfiche- 
rungsbeiträge gemeinfam eingezogen werben. Hier befteht dann 
= juriftifh Eigentum ber Einzugsftelle z. B. der Krankenkaſſe oder 
Gemeinde an den eingezogenen Gelbbeträgen, verbunden mit einer 

+ obligatorifhen Summenſchuld berjelben gegenüber der Verficherungs- 

+ anftalt.") Doc kann auch durch Vorfehriften, welche die gefonderte 

* Verwahrung ber für die Verficherungsanftalt eingezogenen Beträge 

durchführen, deren ſachenrechtliches Eigentum an benfelben gewahrt 

werben.%2) 
4. Den eingezogenen Beiträgen entſprechend hat die Einzugs- 
ftele Marken in die Duittungsfarte bes Verſicherten einzuflehen.*?) 


nicht; doch wirb dieſelbe nad) der Tenbenz bed Geſetzes aud; auf fie analog ans 
guwenben fein. 

wa) 8 149 Abſ. 2 Saf 1.0. E. Auch diefe Beftimmung regelt die materielle 
Falligkeit ber Invalidenbeiträge (vgl. oben N. 59). Übereinflimmend Wey: 
mann Anm. 3. 

*) Ebenſo umgelehrt im Falle des $ 148 Abſ. 4. 

2) Bel. z. B. Sachſen $ 23 Abſ. 2. Bel gemeinſchaftlicher Einziehung und 
nachtraglicher Sonberung ber Beiträge Tann ein constitutum possessorium ger 
mäß $$ 930 mit 181 a. €. BOB. in Betracht kommen. 

) $ 149 I8®.; vgl. oben R. 1. 
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a) Nah dem früheren Rechte ($ 112 Abſ. 3 ©. 89) waren die 
Verficherungsanftalten verpflichtet, den Einzugsftellen die erforber- 
chen Marken gegen Abrechnung zur Verfügung zu ftellen. Das 
BG. hat diefe Vorſchrift geftrichen und es damit freigegeben, die 
Beihaffung der Marken im Wege des Ankaufs derſelben bei ber 
Poſt unter Verwendung der eingezogenen Beträge vorzunehmen.) 
Ein wirklicher Kauf im Rechtsfinne liegt allerdings inſoweit nicht 
vor, als ſich die legteren bereits im ſachenrechtlichen Eigentum ber 
Verfiherungsanftalt befinden.) Ahnlih aber, wie über das Eigen- 
tum an den Gelbbeftänden, kann auch über das an ben unver 
wenbeten Markenbeftänden nicht allgemein, fondern nur nad ben 
Umftänden und den maßgebenden Berwaltungsvorfähriften entſchieden 
werben. Gegen Abrechnung gelieferte oder mit Gelbbeträgen, bie 
juriſtiſch bereits ber Verfiherungsanftalt gehörten, angeſchaffte 
Marken werben, die letzteren jedenfalls, als im Eigentum der Anftalt 
ftehend anzufehen fein. Die Rechtsverhältniffe, melde fih an bie 
Einklebung der Marke anſchließen, find bereits an früherer Stelle 
erörtert worden (vgl. oben $ 40 IV). Dabei wurde (vgl. oben 
8 40 IV Ziff. 10) insbefondere feftgeftellt, dab beim Einzugs- 
verfahren anders, als beim Entri—htungsverfahren, die Marke mit 
Bezug auf die Beitragsleiftung nur Beweis, nicht aber Zahlungs- 
funftion beſitzt, die Beitragszahlung vielmehr ausſchließlich in der 
Barzahlung der Beteiligten an die Einzugaftelle zu finden ift. 

b) Zur Einflebung ber Marke bedarf die Einzugsftelle ber 
Quittungsfarte des Verficherten. Zwecks Erlangung derfelben erklärt 
$ 149 Schlußſatz den $ 131 Abf. 2 über die Vorlegungspflicht des 
Arbeiters dem Arbeitgeber gegenüber für entſprechend anwendbar.) 
Zugleich ift aber auch ber Verficherte berechtigt, feine Quittungs- 
karte bei der Einzugaftelle, folange diefelbe für ihn zuftänbig ift,*") 

“) Sachſen $ 23 Abi. 2; Württemberg $ 64 Say 2 mit 1 (ev. Weg ber 
Abrehnung nad Beftimmung bed Vorſtandes; nicht ganz zutreffend Gebhard⸗ 
Düttmann Anm. 16 zu $ 148); Baben $ 5 ber Anm. bed RVA. (ev. eiferner 
Markenbeſtand von der Anftalt auf Anſuchen zur Verfügung geftellt). 

®) Borfichtig daher Württemberg $ 64: „ed erfolgt die Lieferung ber 
Marten und die Abführung der Beiträge durch Vermittlung ber Poft“. 

®) Bgl. oben $45 1,3. Die Gebühr für Anſchaffung einer neuen Quittungss 
karte ift eventuell vom Berfiherten beizutreiben. 

ei) Das tft der einfache Sinn der Worte: „folange er in dem Bezirke dieſer 
Stelle verfihert ift". Piloty 5.293 und Gebharb-Düttmann Anm. 4 
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zu hinterlegen. Darüber hinaus und um Mißftänben vorzubeugen, 
welche unter dem früheren Rechte durch weitgehende Unverwend- 
barkeit von Marken ſich herausgeftellt hatten,°®) beftimmt aber jet 
$ 153 weiter, daß die Landeszentralbehörde im Einvernehmen mit 
der Verfiherungsanftalt die Verpflihtung zur Hinterlegung vor- 
ſchreiben kann.) Der in $ 131 Abſ. 2 Sag 2 vorgejehene Ver- 
waltungszwang joll dann eventuell auch bier zur Anwendung ge 
langen. 

c) Für das Einzugsverfahren ift die Entwertung der Marken 
in weiterem Umfange vorgeſchrieben. Nach Ziff. 2 der Bunbesrats- 
DD. v. 9. Nov. 1899 find die Einzugsftellen verpflichtet, ſämtliche 
den eingezogenen Beiträgen entiprehenden Marken zu entmwerten. 
Die Entwertungsform ift die regelmäßige; doch kann nad Ziff. 6 
Abſ. 2 die Landeszentralbehörde eine andere Art der Entwertung 
vorſchreiben oder zulaffen.’°) 

d) Zur weiteren Erleichterung bes Klebegeſchäfts kann nad 
$ 151 Ziff. 1 mit $ 152 feitens derjenigen Anordnungsſtelle, welche 
das Verfahren einführt,”') ferner beftimmt werben, daß auch die 
Ausftellung und der Umtaufch der Duittungsfarten d. h. aber die 
gefamte amtliche Behandlung berjelben’?) den Einzugsſtellen über- 


übertragen: „jolange er im Bezirke biefer Stelle verfiherungäpflichtig bes 
ſchaftigt iſt· Allein man bene an den Wechſel ber Kranfenverficerung bei 
verſchiedenen Krankenkaſſen an demſelben Orte! 

Dieſelben hatten zu beſonderen Einrichtungen, namentlich zur Einführung 
ſog. Markenbewahrkarten geführt, in welche bie liegen gebliebenen Marken vor⸗ 
läufig eingeklebt wurden Bgl. naheres bei Gebhard: Düttmann Anm. 5, 
Zfenbart-Spielhagen Anm. 7 zu $ 149, ArbV. 93 ©. 130 ff. Rad; Maße 
gabe der Bebeutung, melde das Markenkleben beim Einzugäverfahren überhaupt 
befigt (vgl. im Text litt. a a. E), Tann e8 (mit Gebhard-Düttmann Anm. 5 
eit. Abf. 3 a. E) nicht zweifelhaft jein, daß die in ben Marlenbewahrkarten ent- 
haltenen Marten, in Verbindung eventuell mit ber aus den Büchern ber Ein- 
zugsſtelle beweisbaren Tatſache der geſchehenen Einzahlung, bei der Feſtſtellung 
und Verteilung der Renten dieſelbe Verüdfihtigung erfahren müßten, wie bie 
in eigentlihe Quittungsfarten gellebten. Nur die Anwendbarkeit von $ 147 
wird zu beanftanden fein. gl. auch AR. 99 ©. 327. 

9) 2.8. Baden $ 17. 

) 3.8. Badiſche VO., betr. die Entwertung der Marten, v. 5. Dez. 1899 
(Rujer 6.423). 

7) Bl. oben R. 52. Hier ift aud bie autonome Anorbnungäftelle zus 
ftändig ı$ 52). 

72) Dazu oben $ 41. Übereinftimmend Ifenbart- Spielhagen Anm. 4. 
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tragen fein fol. Die Verfiherungsanftalt hat denfelben dann das 
Kartenmaterial ebenjo zu liefern, wie ben fonftigen Ausgabeftellen 
(vgl. oben $ 89 N. 4, 5). 


5. Für das Verhältnis der Einzugsftellen zu ben Verfierungs- 
anftalten kommt noch folgendes in Betracht: 

a) Sämtlihe Einzugsftellen behandelt das Geſetz in diefer ihrer 
Funktion als Organe der Verfiherungsanftalt.'?) Trogvem find fie 
es in verſchiedenem Maße und Grabe. Die von ber Verfiherungs- 
anftalt felbft (freiwillig ober erzwungen) eingerichteten örtlichen 
Hebeftellen find Organe der Anftalt im engeren und eigentliden 
Sinne, Teile ihres eigenen Organismus und ſchon nad) ihrer Natur 
der allgemeinen Regelung, Einzelanweifung und Auffit der Ver— 
fiherungsanftalt unterworfen. Die übrigen felbftändigen Einzugs- 
ftellen find dies dagegen nit und unterftehen grunbfäglid auch 
mit Bezug auf die Einziehung der Invalivenbeiträge nur ber Auf» 
fit der ihnen felbft übergeordneten Inftanzen.’) Indeffen hat ſich 
doch das neue JVG. in $ 148 Abj.5 im Hinblid auf das weit- 
reichende pefuniäre Intereſſe der Anftalten an der Geſchäftsführung 
auch der felbftändigen Einzugaftellen veranlaßt gefehen, die Zentral- 
behörbe zu ermächtigen, die Kontrollbefugniffe zu regeln, welche der 
BVerfierungsanftalt auch jenen gegenüber zur Sicherung einer ord⸗ 
nungsmäßigen Erfüllung ihrer Aufgaben zuftehen follen.’°) 

b) Aud die Haftung der Einzugsftellen geftaltet fich für felb- 
ftändige und unfelbftändige verſchiteden. Die Beamten ber örtlichen 
Hebeftellen haften gemäß $ 93 IVG. der Anftalt für getreue Ge- 
ſchäftsverwaltung wie Vormünder ihren Mündeln.’) Die felb- 
ftändigen Einzugsftellen bezw. diejenigen korporativen Organismen, 
deren Organe im eigentlihen Sinne fie find (Krankenkaſſen, Kom- 
munalverbände, Gemeinden, Staaten) ftehen in einem öffentlich- 


7) Bgl. oben $ 83.0.6 und bie bort citierten weiteren Stellen. 

“) Mot. Wbf. 7 zu $ 112 Entw. I8®. 

”0) Bel. die Zufammenftellung bei Gebhard» Düttmann Anm. 19, fomie 
unten $ 57 R. 10. Streitigkeiten zwiſchen Cinzugsftellen und Anftalten über 
die Ordnungsmaͤßigleit des Verfahrens werden von ber Auffichtsbehörbe ber 
erſteren entichieben werben. 

) Wenn Sachſen $ 23 Abſ. 1 ſamtliche Einzugäftellen als ſolche in dieſer 
Weiſe haften läßt, jo beruht das jebenfalls auf einem Mifverftänbnis von $ 98 
IB®.; vgl. dazu oben $ 33 N. 69. 
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rechtlichen Auftrags · bezw. Dienftverhältnis, das eine Gefchäfts- 
beforgung zum Gegenftande hat und fi) analog nach $ 675 BGB. 
beftimmen wird. Nah $ 278 BGB. haften daher jene Verbände 
für jedes Verſchulden derjenigen Perfonen, deren fie fih zur Er- 
fülung ihrer aus biefem Verhältnis entfpringenden Verbindlichkeiten 
bedienen, alſo insbefondere für jedes verſchuldete Manko, welches 
ſich bei der Einziehung und Ablieferung der Beiträge ergibt, ohne 
daß ſich die Anftalten an die einzelnen, das Einzugsgeſchäft be= 
forgenden Beamten zu halten hätten.””) Streitigteiten hierüber 
werben nad; Maßgabe des Lanbesrechts,?7«) eventuell als vermögens- 
rechtliche nach der Praxis des Reichsgerichts (vgl. Bd. I ©. 787) 
im Civilrehtswege zu entſcheiden fein. 

c) Die Koften der unfelbftändigen Hebeftellen fallen der Natur 
der Sache nad) der Verfiherungsanftalt anheim. Den felbftändigen 
Einzugäftellen d. h. aber auch bier den durch fie repräfentierten 
Verbänden?) hat die Verfiherungsanftalt in gewiſſem Umfange 
eine Vergütung für ihre Dienftleiftung, zunächft für ihre nach $$ 148, 
149 beftimmten regelmäßigen Funktionen zu gewähren. Keine foldhe 
Vergütung erhalten diejenigen Krankenkaſſen, melde im eigenen 
Intereſſe Fraft autonomer Anordnung das Einzugsgejchäft führen ;?°) 
wohl aber muß ohne Unterſchiedꝰo) den kraft autoritativer An— 


2) AR. 00 ©. 615 Nr. 808; Leicht in ArbB. 97 S. 401; Erk. 28. Duis- 
burg v. 2. Ron. 1897, ArbB. 98 ©. 449; ſächſ. EWA. v. 13. Oft. 1894, Mainzer 
Sfr. V ©. 40; neueftend bie in Ar62.02 ©. 74 ff. abgedrudten Ausfahrungen 
aus dem Amtöhlatt der Lanbeöverfiherungsanftalt Sachſen X Nr. 12, ſowie 
aud die R. 77a citierte Entfcheibung. 

Ta) Sachſen: Gegenüber der Bemeinbebehörde fteht ber Anftalt wegen Rad 
verwendung von Marken und Rüdgabe eined eifernen Markenbeſtandes Ber 
ſchwerde im reinen Berwaltungdmege an die Kreishauptmannſchaft zu (Min. 
Ian. v. 28. Juni 1902, Mainzer Ziſchr. 8b. 13 ©. 125). 

9) Grlaß des württ. Win. d. Innern v. 4. März 1891, Ar5B. ©. 303. — 
Nicht unzweifelgaft ift, ob $ 64 Ziff. 3 KVG. den Vetrieböunternehmer auch 
verpflichtet, ben ber Wetriebäfrantenlaffe obliegenden Einzug ber Invaliden- 
beiträge auf feine Koften wahrzunehmen. Die Praris hat fi dafür ent- 
ſchieden; naturlich hat er dann auch Anſpruch darauf, daß ihm die Kaffe die 
ihr zulommende Bergütung überweife; vgl. Erl. des ſächſ. Min. d. Inn. v. 
2. Juli 1894, Reger Bd. 14 ©. 382 und Hahn ©. 226. 

") AR. 91 ©. 127 Re. 16; doch ift die Frage nicht unzweiſelhaft. 

®) Yuß der Analogie von R. 79 Lönnte gejhloflen werden, daf, wenn z. 8. 
Semeinden durd Statut die Einziehung auf ihre eigenen Behörben gemäß 
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ordnung fungierenden Verbänden diefe Vergütung gewährt werben. 
Die Höhe derfelben wird nad) $ 148 Abf. 3 von der Zentralbehörde 
feftgefegt.°') Eine Erhöhung derfelben durch Vertrag ift unzuläffig.*2) 
Streitigkeiten werben im Civilrechtswege auszutragen fein. Be— 
fondere Vergütungen find zu gewähren, wenn von den befonberen, 
in $ 151 Ziff. 1 ober 2 vorbehaltenen, die Einzugsftellen ertenfiv 
oder intenfio mehr belaftenden Befugniffen Gebrauch gemacht worden 
if.) Wenn umgefehrt den örtlichen Hebeftellen Die Einziehung der 
Krankenverficherungsbeiträge mit Zuftimmung der Krankenkaſſe über 
tragen iſt, fo ift dieſe verpflichtet, nach Maßgabe der zu erlaflenden 
Ausführungsbeftimmungen zu den Koften der Hebeftelle beizutragen 
(8 148 Abf. 4 Sag 2, 3). 


8 49. Die Beitragszahlung im Hausgewerbe. 


I. So wie die Ausdehnung der Verfiherungspfliht auf Haus- 
gewerbetreibende durch $ 2 Abf.1 IVG. dem Beichluß des Bundes- 
ats anheimgegeben ift (vgl. oben $ 22), fo wird aud die Ein- 
zahlung der Beiträge für diefelben,') ſoweit fie ala verfiherungs- 


$ 148 Siff. 2 Übertragen, gleichfalls Teine Vergütung zu entrichten fei. Eine 
Stüge Könnte diefe Auffaffung In dem Worte „beauftragten“ in $ 148 Abf. 3 
finden. So in ber Tat Gebhard: Düttmann Anm. 15, dagegen aber Iſen- 
bart-Spielfagen Anm. 10 und Weymann Anm. 6. Die lehtere Meinung 
ſcheint die vichtigere; die Anordnung nad $ 148 bleibt autoritativ im Sinne 
des Geſetzes, aud wenn fie von der Gemeinde mit Bezug auf bie eigenen Or— 
gane erfolgt; fie ftellt nicht, wie bei der Aranfenkaffe nah $ 152, die Regelung 
eines eigenen Intereſſes dar. 

®) Zur Uberſicht Aber die feftgefegten Vergütungen vgl. Gebhard-Dütt- 
mann Anm. 15 und ſpeziell für Preußen Hoffmann in Brauchitſch's 
Berwaltungägefegen 3b. 6 Anm, 7 zu $ 148; für Württemberg jept Min.Berf. 
dv. 14. März 1903, ArbV. S.417. Als Maßſtab für die Bemeſſung der Ber: 
gütung dient vegelmäßtg bie Summe ber eingezogenen Beiträge; anders in 
Sachſen ($ 22) die Zahl der Veitragswochen 

2) Iſenbart⸗Spielhagen Anm. 9. 

©) $ 151 Abſ. 2 IBG. Mit Recht Heben Gebhard: Dütimann hervor, 
daß durch die Bewährung einer Vergütung für bie Geſchafte der Karten: 
ausgabe an bie Ginzugäftellen den Anftalten gegenüber $ 134 eine neue 
Belaftung ermächft; vgl. oben $ 39 N.5. Über die Höhe und Berechnung ber 
Bergütung in Preußen Hoffmann Anm. 3 zu $ 1öl. 

') Ehenfo gemäß $ 143 für die etwa nod; dem Verſicherungszwange zu 
untetftellenden Meinmeifter (vgl. oben $ 23). 
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pflichtig erflärt find,?) nad $ 143 JVG. durch Bundesrats-BD. 

: frei geregelt. Die beiden, noch unter der Herrſchaft des G. 89 er⸗ 
gangenen, oben tm $ 22 III, 1 angeführten Verordnungen (Tabak- 
und Tertil-BD.) enthalten dieſe Regelung, die erftere in Ziff. 2-11, 
die legtere in Ziff. 2—13. Beide (Ziff. 11 bezw. 13) laffen die 
allgemeinen, gejeglihen, für die Durdführung der SImvaliden- 
verfiherung geltenden Vorſchriften nur infoweit in Kraft, als 
nicht in ihnen felbft befondere, abweichende Beftimmungen ge— 
troffen find. 

II. Nicht bloß auf die für die Hausgemerbetreibenden felbft, 
fondern aud auf bie für ihre verfiherungspflichtigen Hilfsperfonen 
(vgl. oben $22 II, 5a)- zu zahlenden Beiträge beziehen ſich weitere 
Ermädtigungen, welche dem Bundesrat in $ 2 Abſ. 2 IVG. ger 
geben find. 

1. Der Hausgewerbetreibende ift im Sinne bes Gejeges fein 
einfach unfelbftändiger Lohnarbeiter, ſondern halbſelbſtändig, ein 
„ſelbſtändiger Gewerbetreibender“, welcher aber von „anderen Ge— 
werbetreibenden beſchäftigt wird“ (ogl. oben $ 22 II, 4). Dieſe 
anderen Gemwerbetreibenden (Verleger, nah den Verordnungen: 
Fabrifanten,?) Fabrilfaufleute, Handelsleute, vgl. oben $ 22 II, 3) 
können daher nicht ohne meiteres als „Arbeitgeber ihrer Verlags- 
probuzenten im Sinne des IVG. behandelt werden. Der $ 2 
Abſ. 1 Ziff. 1 gibt jedoch noch ausdrüdlich*) dem Bundesrat das 
Recht zu beftimmen, „daß Jund inwieweit“ ſolche Verleger „gehalten 
fein follen, rüdfihtlih ber KHausgemerbetreibenden die in dieſem 
Gefege den Arbeitgebern auferlegten Verpflichtungen zu erfüllen”. 
Bon biejer Befugnis hat der Bundesrat in den gedachten Verord⸗ 
nungen Gebraud gemacht und babei zugleich in Verfolg des Wortes 
„inwieweit“ zum Teil eine verſchieden weitgehende Übertragung ber 
einzelnen Arbeitgeberpflichten (3. B. der Markenverwendungspflicht 
und ber BVeitragslaft) auf Die Verleger vorgenommen. 


2) Sinftätli ber freiwilligen Verſicherung ber Hausinbuftriellen (vgl. dazu 
auch oben $ 22 R.51) verbleibt es bei den allgemeinen Regeln bed Gejegeh. 

3) Im weiteren Berlaufe ihres Texted bedienen ſich die BO. regelmäßig ber 
Ausdrucksweiſe: „Fabrikanten uſw.“ 

*) Soweit es ſich um bie Arbeitgeberpflichten bei ber Beitragszahlung 
handelt, bürfte biefe Ermächtigung implicite fon in $ 143 IB®. ent 
Balten fein. 

Rofim, Recht ber rbelterperfiierung. Band II. 33 
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2. Für die von ihm beichäftigten verfiherungspflidtigen Hilfe- 
perfonen, insbefondere?) feine Gehilfen, Gefellen und Lehrlinge, 
deren Verfiherungspflicgt ſich nad) den allgemeinen Regeln des Ge- 
feges beftimmt, ift, diefen entſprechend, an ſich ber Hausgewerbe- 
treibende jelbft Arbeitgeber und mit allen gejeglichen Pflichten eines 
ſolchen belafte. Dem gegenüber darf aber nach dem gleichen $ 2 
Abſ. 2 Ziff. 1 IVG. der Bundesrat weiter beftimmen, daß und in- 
wieweit auch die gegenüber dem Hilfsperfonal des Hausinduftriellen 
beftehenden Arbeitgeberpflihten nicht von diefem, fondern von dem 
wirtſchaftlich Eräftigeren Verleger erfüllt werben follen (vgl. Bd. I 
©. 180). Auch von diefer Ermädtigung hat der Bundesrat in den 
oben gedachten Verordnungen in verſchiedenem Umfange Gebrauch 
gemacht. 

3. Findet die Beſchäftigung der Hausgewerbetreibenden unter 
Vermittlung von Zwiſchenperſonen (Ausgeber, Faktoren, Zwiſchen - 
meiſter uſw.; vgl. oben $ 22 II, 5b) ſtatt, fo treffen die durch 
Bundesrats-VD. gemäß $ 2 Abj.2 Ziff. 1 den Auftraggebern ber 
Hausinduftriellen auferlegten Arbeitgeberpflicten allerdings dann die 
Verleger (Fabrikanten ufm.) felbft, wenn jene Zwifchenperfonen nur 
in unfelbftändiger Stellung den Verleger vertreten.) Anders aber, 
wenn jene Zwilhenperfonen als felbftändige Vollunternehmer (vgl. 
oben $ 22 N. 34) erachtet werben müffen; bier können auch in dem 
vorausgefegten Falle nur dieſe felbft als Arbeitgeber ber Haus- 
induftriellen in Anfprud genommen werben.) Allein dann greift 
die weitere Ermächtigung ein, welche jegt in Ergänzung bes früheren 
Rechts der $ 2 Abi. 2 Ziff.2 IVG. dem Bundesrat vorbehält. 
Nach diefer darf nämlich der Bundesrat beftimmen, daß und in= 


) Die Aufführung ber drei befonderen Kategorien von Hilfsperfonen ift 
in $ 2 Abſ. 2, wie aud) in Siff.3 Abſed ber beiden BO., nur eremplifatif zu ver⸗ 
ftehen; ebenjo Gebhard-Düttmann, Hauptlommentar S. *Il Anm. 18 Abſ. 1. 

) Bgl. Mot. Abi. 2 zu $ 2 Entm. IVG. Dazu oben $ 22 R.36, 37: 
Zwiſchenperſonen ald Gewerbes ober Handlungägehilfen ober als Betriebs: 
beamte ber Verleger. Auch wo die Zwiſchenperſon ſelbſt Hausinduſtrieller, aber 
nur primus inter pares ift, wie in ben Fällen, melde der obige $ 22 R. 35 
und das dort citierte Material im Auge hat, wird man bireft ben Berleger 
ais Arbeitgeber herangiehen konnen, nicht aber in ben $ 22 R. 14 behandelten 
Fällen. In letzterem Sinne ohne genügenbe Unterſcheidung Gebhard Dütt- 
mann Anm. 18 cit. Abſ. 2, 

d Bel. die citierten Motive. 
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wieweit auch die hinter felbftändigen Zwilchenperfonen ſtehenden 
Fabrikanten ufm. die Pflichten der Arbeitgeber, und zwar nicht bloß 
hinſichtlich der Kausgemerbetreibenden felbft, fondern auch hin 
ſichtlich ihres Hilfsperfonals zu erfüllen haben. Ergeht eine foldhe 
Beftimmung, fo wird dadurch zugleih die häufig ſchwierige tat- 
ſãchliche Unterfuchung überflüffig, ob es fi) im gegebenen Falle um 
eine felbftändige oder unfelbftändige Zmwifchenperfon handelt. Bisher 
aber hat der Bundesrat unter der Herrichaft des neuen IVG. von 
der ihm durch dieſes erteilten weiteren Ermächtigung noch feinen 
Gebrauch gemacht. 


III. Die Regelung, welche die beiden ergangenen Verordnungen!) 
für die Beitragszahlung im Hausgewerbe vorſehen, ſchließt ſich in- 
ſofern an das Beitragsſyſtem des Geſetzes ſelbſt an, als fie gleich- 
falls die formalen Grundlagen desfelben, insbejondere die Einklebung 
von Marken in Duittungsfarten, verwendet. Über bie für die Bei— 
träge der Hausinduftriellen zuftändige Verfiherungsanftalt ift ſchon 
oben $ 37 a. E. gehandelt worden. Auch die Lohnklaffe, in welcher 
für fie®) Beiträge zu entrichten find, beftimmt fih nad ben all» 
gemeinen Grunbfägen des $ 34 IB) Was die tatjächlice Ein- 
zahlung der Beiträge anlangt, fo verwenden die Verordnungen auch 
bier die drei bejprochenen Formen berfelben, die Entrihtung dur 
den Arbeitgeber, die Entrihtung durch den Verfiherten und das 
Einzugsverfahren; doch ijt ihr Verhältnis zu einander eigentümlich 
und vom Gejege abweichend geftaltet. Hiernach kommt weſentlich 
folgendes in Betracht: 


18) Für diejenigen Abſchnitte berfelden, welche ſich auf die Beitragszahlung 
beztehen, kommen außer ben allgemeinen Kommentaren noch beſonders bie in 
$ 22 R. 5 und 698 citierten Sonderfommentare von Gebhard zur Tabak ⸗ VO. 
und von Raſchke zur Tertil-VO. in Betracht, denen gegenüber jebod ber 
Wechſel der Gefeggebung zu beachten iſt. 

©) Ebenfo beftimmt fi die Lohnklaſſe des Hilfsperfonald nad allgemeinen 
Orunbfägen; fe braucht nicht mit der de arbeitgebenden Hausinduſtriellen zu- 
fammenzufallen; vgl. unten R. 23. 

%) Siff. 2 Sag 2 der beiden BO. Tatſachlich in Betracht kommen wird für 
Hausinduftrielle nur Klaſſe 1 und meiſtens Klaffe 5 in $ 34 JVG. Anlangenb 
Niafje 1 ift bei Beftimmung des „wirklichen“ Mrbeitäuerbienftes auch der fog. 
Meiſterlohn, d. 5. eine Quote des Lohns der vom Hausinbuftriellen befchäftigten 
Geſellen, welche dieſer ald Entgelt für gewiſſe eigene, die Gefelenarbeit fördernde 
Zätigkeiten zurüdhehält, mit einzuredinen (UN. 98 S. 566 Nr. 684). 

gs · 
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1. Im erfter Reihe fteht die Veitragsentrihtung durch den 
Hausgewerbetreibenden felbft (Ziff. 3 der beiden VO.). Sie erfolgt 
zunächſt für das von ihm beſchäftigte verſicherungspflichtige Hilfs- 
perfonal, fällt infomweit unter bie normale Form der „Entrihtung 
durch den Arbeitgeber", und vollzieht fi, fomohl was Haftung, 
Markenverwendung, wie Erftattung anlangt, zunächſt ganz nad) den 
unmittelbaren gefeglihen Vorfchriften der SH 140—142; dem Ber- 
leger bezw. fonftigen Auftraggeber der Hausinbuftriellen fällt bier 
vorerft noch feine Rolle zu.'%) Weiter aber erfolgt die Beitrags- 
entrichtung feitens des Hausgewerbetreibenden „für feine eigene Ver- 
ficherung“. Sie ift hier Selbftentrihtung gemäß $ 144 JVG., aber 
dadurch ſchon von vornherein abweichend geftaltet, daß fie, unter 
vorläufiger Ausſchaltung der Arbeitgeberentriitung, eine Pflicht des 
Verſicherten bildet.!®) Der Hausgemwerbetreibende hat für jede volle 
ober angefangene Beitragswoche, in welcher er verfiherungspflictig 
für Rechnung eines Fabrikanten!) uſw. oder auch für eigene 
Rechnung (vgl. oben $ 22 IIL, 3) beſchäftigt war, Markentte) in 
feine eigene Quittungsfarte felbft einzufleben. Die Einklebung hat 
fpätefteng am Tage der nädften Ahrechnung!?) mit dem Fabrifanten 


») Ziff. 3 Abſ. 5 der beiden BO. Daß nad) dem jegigen IB®. auch $ 144 
au Gunften des ditfsperſonals zur Anwendung Fommen Tann, wird nidt ber 
zweifelt werben fönnen. 

0) Diefer, b. 5. ber Hausinbuftrielle felbft, Haftet baher auch bei ber vor- 
geichriebenen Selbftentrichtung der Beiträge allein ber Verſicherungsanſtalt, nicht 
der Verleger (AN. 02 ©. 545 Nr. 1002 Abſ. 3). 

1) Diefer Ausbrud ſoll hier, wie auch in ben BO., zugleich bie fonftigen 
felbftändigen Gewerbetreibenden, welche den Hausinduſtriellen beſchäftigen, mit⸗ 
umfaſſen. Vgl. dazu die oben $ 22 N. 14 citierten Entſcheidungen, ſowie hin⸗ 
fichtlich der ſelbſtändigen Zwiſchenperſonen oben R.6. Das auch bie letzteren 
da, wo die BO. von Fabrikanten uſw. ſprechen, nicht ausgeſchaltet werden 
bücfen, ergidt fid) troß $ 2 Abf.2 Ziff. 2 IB®. unbedingt aus ber Tatfadhe, 
dab bie Perorbnungen nod unter ber Derrſchaft bed alten Geſehes er- 
gangen find. 

18) Auch während ber Zeit der vorübergehenden Beidäftigung für eigene 
Rechnung dürfen fi die Hausgewerbetreibenden in Feiner niedrigeren Lohns 
Haffe, ald in der Zeit des Vefhäftigtwerbens verfigern (Ziff. 2 Say 3); da 
gegen fteht ihnen zu jeber ber beiden Zeiten bie freiwillige Höhernerfiherung 
gemäß $ 34 Abj. 4 IVG. offen. 

2) Dadurch ergibt fi die „Beitragsperiode“ im Sinne ber Berorbnungen 
(gl. auch oben $ 38 N. 18), melde von einer Abrechnung und Martenklebung 
5t3 zur näcften veiht. Für den Fall ber Beihäftigung burd mehrere 
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und vor derfelben zu erfolgen. Wird der Gausgewerbetreibende 
von mehreren Fabrikanten befchäftigt, fo ift die Einflebung ber bis 
dahin verfallenen Marken vor jeder einzelnen Abrechnung zu be- 
wirken. Auf die Übertretung dieſer Vorſchriften ift der $ 176") 
IVG. (vgl. oben $ 45 III) für anwendbar erklärt worben (Ziff. 3 
der beiden VO). Die Marken, melde die Hausgewerbetreibenden 
fei e& für ſich felbft, fei es für ihr Hilfsperfonal verwendet haben, 
müſſen fie, auch wenn es fih um Einwochenmarken handelt, fofort 
nad erfolgter Einklebung nad Maßgabe der BD. v. 9. Nov. 1899 
und bei Vermeidung der dort beftimmten Strafe entwerten.!*) 

2. In die zweite Reihe tritt das Einzugsverfahren. Someit 
es nach den allgemeinen Beftimmungen bes Gejeges SS 148 ff. zur 
Einführung gelangt, tritt es für die Beitragsentricgtung, welche die 
Hausinduftriellen als Arbeitgeber für ihr Hilfsperfonal vollziehen, 
ohne weiteres an deren Stelle. Es kann aber aud gemäß Ziff. 5 
der beiden BD. durch die Anorbnungsftellen des $ 148 Abſ. 1 
ILG.') für die eigene Verfiherung der Hausinduftriellen an bie 
Stelle der ihnen obliegenden Selbftentrihtung gejegt werben. Die 
Beiträge werden dann dur die Einzugsftellen von den Haus— 
inbuftriellen felbft (nicht von den Fabrifanten) zum Einzug gebracht, 
fo daß alfo dann auch hier die Beitragszahlung für das Hilfs- 
perfonalund bie für den Hausgewerbetreibenden felbft in der Hand des 
Iegteren zufammentreffen. Die Marfenentwertung durch die Einzugs- 
ftellen regelt ſich nach den allgemeinen Vorſchriften. 

8. Was die materielle Tragung der Beitragslaft zunächſt in den 
beiden befprochenen Fällen anlangt, jo gehen die maßgebenden VD. 
übereinftimmend davon aus, daß ber Fabrifant, ſoweit die Be- 


Fabritanten fallt dieſelbe nicht mit der „Abrechnungsperiode* zufammen, welche 
von einer Abrechnung bis zur nädften, mit bemfelben Fabrikanten ftatts 
findenden reicht. Bol. z. B. Ziff. 8 mit 7 Abſ. 2 der Tabal-BD. 

“) Die BO. citiert $ 143 ©. 89. Daß an befien Stelle bie entſprechende 
Strafbeftimmung des IVG. tritt, ergibt fi aus $ 194 Abſ. 3 IBG., in 
welchem unter Reichögejegen auch Reichsverordnungen zu verftehen find, 

”) Ziff. 4 der beiben Berorbnungen, fowie Ziff. 10 BO. v. 1899. 

») Richt im Wege der autonomen Anorbnung nad) $ 152 IS®. — Das 
Cinzugäverfahten defteßt u. a. Hinfihtli der Hausinduftriellen in Sachſen 
(Raſchke S. 37) und in Baden (Mufer S. 219, 227); in Württemberg ift 
die Einführung den Amtslörperfhaften und Gemeinden überlaflen (Biefens 
berger ©. 272, 274). 
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ſchäftigung des Hausgemwerbetreibenden für feine Rechnung ftatt- 
findet, die Arbeitgeberhälfte ſowohl mit Bezug auf die für den 
Hausinbuftriellen felbft, als auch mit Bezug auf die für fein Hilfe- 
perfonal geleifteten Beiträge zu tragen hat.'%) Für die Dauer vor- 
übergehender Beichäftigung für eigene Rechnung hat dagegen der 
Hausgemwerbetreibende den für feine eigene Verficherung gezahlten 
Beitrag ganz, den für fein Hilfsperfonal gezahlten zur Hälfte felbft zu 
tragen (Tabak-VO. Ziff. 7 Abf. 3, Tertil-BD. Ziff. 11 Abſ. 1). Mir 
Bezug auf die Durchführung dieſer Grundſätze ſchlagen aber bie 
beiden Verordnungen verfchiedene Wege ein. 

a) Die Tabal-VO. legt für die Erftattung feitens der Fabrikanten 
ausſchließlich den tatſächlich entrichteten Beitrag zu Grunde. Geht 
man zunächſt von dem Fall der dauernden Befchäftigung bes Haus- 
gewerbetreibenden durch einen und denfelben Fabrilanten aus, wie 
ex in der Tabafsinduftrie fih am häufigften verwirklicht, fo bat 
diefer Fabrifant jeweils bei der Abrechnung dem Hausgewerbe⸗ 
treibenden die Hälfte derjenigen Beiträge zu erftatten, welche derfelbe 
feit der legten Abrechnung!) für fi und fein Hilfsperfonal tat- 
fählih"?) in Marken oder an die Einzugaftelle'?) entrichtet hat. 


*) Hinſichtlich feines verſicherungspflichtigen Silfsperfonal® hat daher der 
Haus induſtrielle feinerlei Laſt zu tragen, da die eine Hälfte von dieſem felbft, 
die andere vom Fabrikanten getragen wird. 

11) Der Anfprug muß fpäteften® bei ber zmeiten Abrechnung geltend ger 
macht werden; vgl. Ziff. 7 Ab. 2 Say 2 mit $144 Abſ. 2 IBG. Aus dem 
Schluffe dieſes Paragraphen wird man analog zu ergänzen haben, bak ber 
Anſpruch auch nod bei fpäteren Abrechnungen, ober mittels jelbftändiger 
Forderung geltend gemacht werben darf, wenn der Hausinduftrielle ohne eigenes 
Berigulben (bie Auslegung in $ 47 bei N. 12 kommt hier nicht in Betracht) 
die Marken erft nachträglich eingellebt Hat oder feinerfeitö feinem Hilfsperſonal, 
wenn dieſes gemäß $ 144 a. E den Beitrag felbft entrichtet hat, erft nach- 
trägfic) die Hälfte desſelben erftatten mußte. 

"*) Hat freiwillige Höherverfiherung ftatigefunden, fo ift die Veitragshalfte 
nad) ber höheren Lohnllaffe vom Fabrikanten nur dann zu erftatten, wenn er 
dad vertragamäßtg auf fid) genommen Hat. Hat der Hausinduſtrielle feldft, 
nicht aber ber Fabrikant in dieſem Sinne ber freimilligen Höherverſicherung 
bes Silfäperfonald zugeftimmt, fo bleibt ber Mehrbetrag eventuell am Haus 
gemerbetreibenben hängen. 

») Die Ausdrudsmeife „entrichteten bezw. fällig gewordenen Beiträge” am 
Schluß von Ziff. 7 A5j.2 bezieht fiß, wie Gebharb-Düttmann Anm. 33 
und ausführlicher Gebhard, Tabatfabritation ©. 75 hervorheben, auf ben 
Begenfag des Selbftentrichtungs: und bed Cinzugäverfahrend. Sie Inüpfte an 
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Die Strafvorfriften, welche fi in $ 180 IVG. gegen Verträge 
zum Nachteile der Verfiherten und in $ 181 Ziff. 3 gegen Über- 
forderungen feitens des letzteren richten, finden entfprehende An- 
wendung (Ziff. 7). Zweds der Kontrolle ift den Kausgewerbe- 
treibenden die Führung von Verzeichniffen über das von ihnen bei 
ſchäftigte Hilfeperfonal auferlegt.%) War der Hausgewerbetreibende 
während der Beitragsperiode (vgl. oben N. 12) für mehrere Fabri— 
kanten oder auch für eigene Rechnung beichäftigt, fo hat ber 
Fabrikant, mit welchem gerade abgerechnet wird, von ber feit ber 
vorigen Abrechnung verfallenen einen Beitragshälfte nur einen ver- 
hältnismäßigen Anteil zu erftatten. Als Maßftab für die verhältnis- 
mäßige Verteilung diefer Beitragshälfte zwiſchen die mehreren 
Fabrifanten und ben für eigene Rechnung arbeitenden Haus— 
induftriellen gilt, in gewiſſem Anſchluß an $ 140 Abf. 3 JVG., die 
Arbeitszeit, welche für die Herftellung oder Bearbeitung der Fabrikate 
erforberlich geweſen ober für erforderlich zu erachten ift. Ander- 
weitige Vereinbarung ift vorbehalten (Ziff. 8). 

b) Im Gegenfag hierzu nimmt die Tertil-VD. Ziff. 6 die für 
das Fabrifat feitens eines Durchſchnittsarbeiters annähernd erforder- 
liche Arbeitszeit zum grundfäglihen Ausgangspunfte für die 
Höhe des Erſtattungsanſpruchs. Leber Fabrikant hat einfach bei 
den früheren $ 112 Abſ. 2 G. 89 an, Hat aber mit beffen Wegfall jest ihre 
terminologijhe Grundlage verloren. Sachlich ift ihr Inhalt, mit Bezug auf den 
Wortlaut von $ 149 Abſ. 2 IVG. und das oben $ 48 N. 43a Bemerkte, jetzt 
gerabe dahin zu formulieren, daß beim Einzugsverfahren die auf die einzelnen 
Abredinungäpertoben entfallenden Erftattungen gemäß $$ 142, 144 II®. bei 
der Abrechnung geltend gemacht werben konnen, wie ſich aud immer gemäß 
$ 149 Abf. 2 eit. bei der Cinzugäftelle bie Fälligkeit für die Einzahlung der 
Beiträge geftalten möge. 

0) Ziff. 6 und entſprechend (vgl. unten R. 248, 27, 31) Ziff. 10 ber 
Kertil-BD. Aus den Berzeihnifien muß fich insbeſondere die Dauer der Bes 
ſchäftigung bes Hilfsperſonals ergeben. Sie find auf Verlangen den Fabrifanten 
zur Prüfung vorzulegen. Formulare bei Gebhard, Tabakfabrikation ©. 91 ff. 
Ordnungdmäßige Führung und Vorlegung kann bie für den Betriebafig des 
Hausinduſtriellen zuftändige untere Verwaltungsbehörde durch Exekutivſtrafen bis 
50 ME. erzwingen. Dieſelbe kann auch Vorſchriften über die Führung erlaſſen. 
Das Hier angeordnete Exekutivſtrafrecht der Bermaltungsbehörde durfte (mit 
Gebhard, Zabakfahrifation Anm. 11 und Raſchke S. 68) die Anwendbarteit 
von $ 175 IJVG. nicht ausſchließen. — Streitigfeiten über bie Erſtattung 
werden nad) $ 157 IT®. entſchieden (Ziff. 10 Tabat:-BO. mit Ziff. 12 Tertil-BO.). 
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der Abrechnung die Hälfte desjenigen Beitrags zu erftatten, welcher 
fih für die auf fein Fabrikat entfallende Arbeitszeit ergibt. Dabei 
werben elf?') Arbeitaftunden auf einen Tag, fechs Arbeitstage auf 
eine Woche gerechnet, Brühe von Pfennigen zu Laften des Fabrikanten 
nad) oben abgerundet.??) Bei ber Berechnung bes Beitrags wird 
notwendig eine einheitliche Lohnklaffe und zwar die des KHaus- 
gewerbetreibenden ſelbſt zu Grunde gelegt, ohne Rüdfiht darauf, ob 
für fein Hilfsperfonal andere Lohnklaffen in Betracht Famen.2°) 
Überhaupt wird bei biefer Berehnungsart darauf, ob der Haus- 
gewerbetreibende allein gearbeitet oder Hilfsperjonal?*) beihäftigt 
hat, ebenfomwenig befonbere Rüdficht genommen, wie darauf, ob er 
zwiſchendurch für eigene Rechnung gearbeitet hat; beides findet Durch 
die Zugrundelegung des fpeziellen Arbeitsftüdes von felbft feine Er- 
Tedigung. =) Für die Abſchätzung der Arbeitszeit dur ernannte 
Sadverftändige und bie Entſcheidung von Streitigkeiten hierüber 
duch die untere Verwaltungsbehörde enthält Ziff. 7 beſondere 
Einzelvorſchriften. Auch ift danach die Verfiherungsanftalt befugt, 
mit Genehmigung des Verfiherungsamts für die Berechnung des 
vom Fabrifanten zu erftattenden Betrages weitere, auch abweichende?) 
Beitimmungen zu erlaffen.?°) 


ꝛij Die untere Vermaltungsbehörde kann eine andere Arbeitädauer allgemein 
feftiegen (Biff. 6 Abſ. 2). 

22) Liefert 3.8. ein Bausinduftrieller eine Arbeit ab, für beren Yerftellung 
ein Arbeiter im Durchſchnitt 80 Stunden braucht und kommt Lohnklaſſe III mit 
24 Pf. Beitrag für ihn in Betracht, fo hat der Fabrikant a Pf. = 145 
ober abgerundet 15 Pf. zu erftatten. Bol. Raſchke S. 41. Die bei der Beir 
tragsentrichtung geltende Unteilbarfeit ber Beitragswoche kommt hier natürlich 
nicht in Betracht. 

) Hinſichtlich der freiwilligen Höherverfiherung vgl. Ziff. 6 Schlußiag und 
oben R. 28. 

* Allerdings gereicht es danad) zum Borteil deö Hausinduſtriellen, wenn 
er nichtoerficerungspfligtige Hilfsperſonen beihäftigt, für bie er feinerfeits 
Beiträge nicht zu entrichten Hat. 

240) Dementipredend ift hier aud fein Hilfäperfonenvergeichniß zu führen 
Giff 10). 

2) Bebharb-Düttmann Anm. 23. 

=) Bgl. die Zufammenftellung bei Gebhard-Düttmann Anm. 24. So 
werben 3. 3. bei ber Verſicherungsanſtalt Württemberg bie überſchießenden 
Arbeitäftunden meggelaffen. 
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Nur fubfidiär kennt die Tertil-VD. Ziff. 8 die Erftattung nah 
dem tatſachlich entrichteten Beitrage. Sie tritt nur ein, wenn 
zwiſchen Hausgewerbetreibendem und Fabrikanten eine diesbezügliche 
Vereinbarung getroffen worden iſt. Dieſelbe hat dann auch alle 
weiteren nötigen Punkte zu regeln, insbeſondere die Verteilung der 
Erftattung unter mehrere Fabrifanten, melde den Hausinduftriellen 
gleichzeitig befcjäftigen.”") 

4. Nach beiden VD. Ziff. 9 find die Fabrikanten berechtigt, 
die Verpflichtungen, welche nad der bisherigen Darftellung ihren 
Hausinduſtriellen obliegen, in gewiſſem Umfange jelbft zu übernehmen. 
Das bedeutet, fomeit Nr. 1 der obigen Darftellung in Betracht 
kommt, daß fie die Pflicht zur Markenverwendung für die Haus- 
induftriellen, wie für deren Hilfsperfonal als Arbeitgeber von nun 
an felbft ausüben wollen. Mit Bezug auf bie eigene Verſicherung 
der Hausinduftriellen liegt darin eine freiwillige Ruckkehr zu dem 
nah dem Gefeg die Regel bildenden Verfahren der Beitrags- 
leiftung durch die Arbeitgeber,?°) während mit Bezug auf das Hilfs- 
perfonal nur die Perfon des markenverwendenden Arbeitgebers 
wechſelt. Jedoch erfolgt auch für das Hilfsperfonal in diefem Fall 
die Markenklebung, ebenfo wie für die Hausgewerbetreibenden ſelbſt, 
bei Gelegenheit der Abrechnung mit den legteren.2?) Für jede Bei- 
tragswoche, in welder der Hausinduſtrielle für den Fabrifanten?‘) 
bezw. die Hilfsperfon für den erfteren beſchäftigt geweſen ift, ift ein 


7) Ebenfo die quantitative Verucſichtigung der Arbeitägeit für eigene Rech- 
nung. Daß dieſelbe auch hier grundfäglich für den Fabrikanten nicht in Bes 
tracht Tommt, ergibt Ziff. 11 und das in Ziff. 10 für diefen Fall vorgefchriebene 
Veryeichnis über bie Dauer der Beiäftigung für eigene Rechnung. Ahmweichend 
vieleicht Gebhard» Düttmann Anm. 25 Abf.1. Auch bas Hiffäperfonen- 
verzeichnis muß Bier geführt werden. 

=) Zweifelhaft if, ob im Falle einer Übernahme nad) Ziff. 9 au $ 144 
IB®. wieder Play greift, melden das G. 89 in dieſem Sinne nicht kannte. 
Es wird das dod nad) Ziff. 9 Abſ. 3 mit Ziff. 13 anzunehmen fein. 

*) Übereinftiimmend Gebhard, Tabaffabritation Anm. 7 und Raſchke 
Anm. 66. 

3) Ganz oder teilmeife: $ 140 Mbf. 1; vgl. auch $ 140 Abſ. 2 (Ziff. 9 
6.3). Eine Übernagme gemäß Ziff. 9 wird fih auf Seite des Fabrifanten 
danach regelmäßig nur dann empfehlen, wenn ber Sausinbuftriele ohne weſent⸗ 
lie Unterbreung durch Arbeit für eigene Rechnung von einem und bemfelben 
Fabritanten beſchaftigt wird, wie das allerdings in ber Zabaffabrifation die 
Regel ift. 
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Beitrag zu entrichten. Die Hälfte diefer Beiträge") ift nah den 
allgemeinen Regeln bei der Abrechnung bem Hausgewerbetreibenden 
in Abzug zu bringen, welcher feinerfeits die auf feine Hilfsperfonen 
entfallenden Beitragshälften dieſen bei der Lohnzahlung abrechnen darf. 

Soweit das Einzugsverfahren befteht, bebeutet die Übernahme 
der Arbeitgeberpflichten durch den Fabrifanten entſprechend, daß er 
von nun am ftatt des Hausinbuftriellen alle deſſen Pflichten gegen- 
über der Einzugsftelle auf Einzahlung der Beiträge, An- und Ab- 
meldung ufw. erfüllen will. Die Erftattung vegelt fi auch bier 
nad allgemeinen Grunbfägen. 

Die Fabrifanten dürfen die Verpflichtungen bes Arbeitgebers 
nur ungetrennt für ihre Sausgemerbetreibenden und für deren 
Hilfsperfonal übernehmen.) Dagegen brauchen fie nicht alle ſolche 
Pflichten felbft auf fi) zu nehmen; fie können z. B. beim Einzugs- 
verfahren nur die Einzahlungspflicht dem Hausinduftriellen abnehmen, 
die läftigeren Melbepflichten dagegen ihm überlaffen. Die erfolgte 
Übernahme hat der Fabrikant der am Betriebsfig des Hausgemwerbe- 
treibenden amtierenden unteren Vermaltungsbehörde mitzuteilen, 
welche ihrerfeits dem Vorſtande der Verfiherungsanftalt bezw. den 
Einzugs= und Melveftelen Nachricht gibt. 

Mangels freiwilliger Übernahme können die Verpflichtungen bes 
Arbeitgebers den Fabrifanten auch durch die für ihren Betriehafig 
zuftändigen unteren DVerwaltungsbehörben auferlegt werden. Doch 
kann dies nur in der Beſchränkung auf die Verficherung der Haus— 
inbuftriellen felbft erfolgen.?”) Gegen eine folge Anorbnung findet 
Beſchwerde an die höhere Verwaltungsbehörbe ftatt, melde enpgiltig 
entfcheibet. 





a) Ziff. 6, 7 der Zertil-BD. kommen Hier nicht in Vetracht; Dagegen find 
die oben in N. 27 erwähnten Verzeichniſſe zu führen. 

2) Bl. dazu die Ausführungen in einem Bericht ber Berfiherungsanftalt 
Sachſen an dad ZB, abgebrudt in Mainzer Ziſchr. Bb.5 S. 44. Dazu und 
über die fonft dem Hausinduftrielen drohende Benachteiligung auch Raſchke 
Anm. 66. Übereinftimmend jeht aud Gebharb- Düttmann ©. *15 Anm. 42 
gegen Gebhard, Tabakfabrikation Anm. 6 Abſ. 2. 

”) Im Hinblid auf bie in vor. N. angebeutete eventuelle Benachteiligung 
wirb daher bie Behörde nur unter befonderen lokalen Vorausſetzungen, namentlich 
wenn der Haudinbuftrielle regelmäßig ohne Verwendung von Hilfäperfonen 
arbeitet, einſchreiten. Vgl. Raſchke Anm. 73 und auch ſchon Gebhard- 
Zabakfabrifation Anm. 12 zu Ziff. 9. 
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Für diefe Materie enthält $ 167 Abf.2 IVG. eingreifende 
Sonderbeftimmungen. Danach können zunädft!) „über das Ver— 
fahren bei Entrichtung der Beiträge?) durch den Bundesrat von ben 
Vorſchriften des Geſetzes abweichende Beſtimmungen getroffen 
werden“. Auf Grund des entſprechenden $ 136 Abſ. 2 ©. 89 hat 
der Bundesrat bereits unterm 22./24. Nov. 1890 (AN. 91 ©. 129) 
eine bahin gehende Verordnung erlaffen, welche unterm 20. Dez. 1894 
(AN. 95 ©. 101) eine veränderte Faſſung erhalten hat.?) 

I. Die Form der Beitragszahlung für Seeleute*) geftaltet ſich 
verſchieden: 

1. Die freiwillige Verſicherung derjelben®) vollzieht ſich ganz in 
normaler Weife durch Seldftverwendung von Marken, welche der 
Verficherte in feine Quittungsfarte einflebt. 

2. Auch für verjiherungspflichtige Seeleute finden Duittungs= 
karte und Verſicherungsmarke inſoweit Anwendung, als es fi um 
nicht angemufterte Eeeleute handelt, ſei es, daß für diefelben der 

Y) Die Stellung ber beiden Säge in $ 167 Abſ. 2 ift irreführend. Der 
zweite Satz betrifft nicht, wie es ſcheinen könnte, bie Ausführung bed erften, 
fonbern ift jelbftändig, und die nad; Satz 2 erlaſſenen Bundesratäbeftimmungen 
erleiben nur infoweit eine Abänderung, ald bie Reber von dem ihnen in Gap 1 
eingeräumten Rechte Gebrauch) machen. Vgl. Gebhard: Düttmann Anm. 8. 

2) Der frühere $ 136 Abſ. 2 ©. 89 lautete dahin: „über bie Einziehung 
ber von ben Reebern für Seeleute zu entrictenden Beiträge”. Der jetzige 
Wortlaut gibt dem Bundesrat infofern weiteren Spielraum, als er ihm, ähnlich 
wie $ 143, bie Bezeichnung ber einzahlungspflichtigen Perfon (Reeder, Ber- 
ſicherte, Außrüfter; vgl. unten N. 14) überläßt; im übrigen bürften beide 
Formulierungen auf dasfelbe herausfommen, da in ihnen inäbefondere die 
Ausdrüde „Einziefung" und „Entrigtung* nit im tehnifgen Sinne des 
Eindiehungs · ober Entrichtungsverfahrens gebraudt find. 

3) Über deren Rechtsgiltigkeit auch unter dem neuen IB®. kann nad) dem 
in voriger Note Bemerkten fein Zmeifel fein; vgl. ausbrüdlih Ijenbarts 
Spielpagen Anm. 4 a. E. — Als Spezialliteratur kommt neben den Er⸗ 
läuterungen bei Gebhard: Düttmann ©. *243 ff. noch das in $ 21 R. 1 
citierte Wert von Gebhard in Betrag. 

* Über deren Begriff vgl. oben $ 21. 

) Ziff. 1 Abſ. 2 VO. ſpricht nur von ber freimilligen Fortfegung bed Ver⸗ 
fiherungävergältniffes. Über die begrenzte Verſicherungspflicht und die Selbft« 
verſicherung der Schiffsführer nad dem IVG. vgl. oben $ 21 R. 38. 
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Mufterungszwang) überhaupt nit Play greift, wie z. B. beim 
Säiffsfapitän?) ober fie fonft, ohme angemuftert zu fein, auf See- 
ſchiffen beſchäftigt werben.) Die Formen der Einzahlung, bie 
Pflichten der Arbeitgeber?) und Berficherten ufm. beftimmen ſich 
aud hier nad den allgemeinen Vorfchriften des Geſetzes (Ziff. 1 
Abſ. 1). Jedoch Tann fpeziell bei Schiffern (Rapitänen) ber Reeder 
mit Zuftimmung derjelben gegenüber der Verfiherungsanftalt des 
Heimatshafens die Verpflihtung übernehmen, die Beiträge für die— 
felben in gleicher Weife, wie für die angemufterten Seeleute zu 
entrichten. Nähere Vorſchriften über gewilfe, dann beizubringende 
Ausweife erläßt die Verfiherungsanftalt (Ziff. 1 Abſ. 3). 

3. Dagegen wird für angemufterte Seeleute ganz ausnahms - 
weiſe (vgl. oben $ 39 N.2) weder Duittungsfarte noch Marke zur 
Anwendung gebracht. Vielmehr ordnet der Bundesratsbefhluß ein 
Verfahren an, weldes fi durch bie den Reedern auferlegte Bar- 
einzahlung an das Cinzugsverfahren anjhließt,'%) von demfelben 
aber eben dadurch abweicht, daß bier au bei ber Einzugsftelle 
teine Verwendung von Marken für die eingezahlten Beiträge ftatt- 
findet. Daneben ift eine meitere Abweihung vom normalen Ein- 
zugsverfahren dadurch gegeben, daß die Veitragseinzahlung weit- 
gehend nicht für den einzelnen Verſicherten individualifiert, fondern 
nah mehr ober weniger allgemeinen Größenverhältniffen ge— 
leiftet wird. 

I. Hiernach werden für angemufterte Seeleute und ihnen 
gleihgeftellte Schiffer die Beiträge folgendermaßen eingezahlt: 

1. Die Einzahlung erfolgt bei der Verficherungsanitalt des 
Heimathafens (Ziff. 4 Abf. 1, vgl. oben $ 37 V,3). Jedoch haben 


%) Bgl. $$ 12 ff. der neuen Seemanns ·O. 

Y) Hinfihtli der übrigen, hierher gehörigen Klaſſen vgl. Gebhard, 
Seeleute S. 178 mit Gebhard: Düttmann Anm. 5 zur BD. 

®) Bol. dazu Gebhard- Düttmann Anm. 6. Die nacgemufterten 
Wannſchaften (jegt $ 25 der neuen Seemannd-O.) werben wie angemufterte 
behandelt. 

®) Deren Begriff beftimmt fi, im Gegenfag zu R. 14, hier nad den all- 
‚gemeinen Regeln. 

») Es erſcheint danach unzutreffend, wenn Bebharb-Düttmann Anm. 11 
meinen, daß es fih nad ber BO. um eine Art bes Entrichtungsverfahrens 
handelt, da doc jedem Entrichtungsverfahren nad) dem Geſetz die Marten 
verwendung eigentümlid, zugehört. 
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die bei der Seeleuteverfiherung zumeift intereffierten Verficherungs- 
anftalten'!) eine gemeinfame Gefchäftaftelle errichtet, welche von der 
hanſeatiſchen Verfiherungsanftalt zu Lubeck verwaltet wird und die 
ben einzelnen Anftalten zukommenden Obliegenheiten und Befugniffe 
für diefelben augübt!?) (vgl. oben $ 31 VI, 2). 

2. Zahlungspflichtig ift der Reeder des Schiffes, für welches 
ber Seemann angemuftert war!?) (Ziff. 3). Darin liegt eine Ab- 
weichung von der normalen Struktur des Geſetzes infofern, als bier 
unbedingt der Eigentümer des Schiffes, auch wenn er ausnahms- 
weife, wie insbefonbere im Falle des $510 Abf. 1 (früher Art. 477 
Abſ. 1) HGB. nicht der Arbeitgeber der betreffenden Seeleute iſt, 
zur Beitragszahlung für fie verpflichtet ift.'*) ' 

3. Die Berechnung der Beiträge nad) Beitragswochen und den 
gefeglichen Lohnklaſſen findet auch hier Anwendung und kann durch 
den Bundesrat nicht ausgeſchloſſen werden. Über die normale Ein- 
reihung der Seeleute in die Lohnklaffen vgl. oben $ 48 V, 8. 
Eine Höherverfiherung Tann ſowohl als freiwillige ($ 34 Abi. 4 
IJVG.), wie auch auf Grund einer feften Barvergütung als gebotene 
($ 34 Abf. 3 cit.) in Betracht kommen. 

4. Die Einzahlung erfolgt nicht im Anſchluß an die Lohn- 
zahlungen ($ 141 IVG.), fondern poftnumerando binnen 6 Wochen 
nad Ablauf desjenigen Kalenderjahres, für welches die Beiträge 
entrichtet werben. Auf Antrag des Reeders kann Die Verficherungs- 
anftalt die Frift verlängern (Ziff. 4). 


m Es find dies: Ofipreußen, Weftpreußen, Pommern, Schleswig-Bolftein, 
Hannover, Medlenburg, Oldenburg. Unbeteiligt ift von den Anſtalten, bei 
denen Seeleute zur Berfiherung kommen, Rheinprovinz. 

") Verblieben ift den einzelnen Anftaltövorftänden bie Berhängung von 
Ordnungsſtrafen und die Einziehung der Beiträge im Wege der Zwangs⸗ 
vollftredung, alfo wohl im wefentlichen die Ausübung ber obrigkeitlichen Zwangs · 
befugnifie. Über die Geſchafte der Stelle tm einzelnen vgl. noch Gebhard— 
Düttmann Anm. 8. 

’) Rad Ziff. 55 hat der Reeder für jedes Fahrzeug im Heimathafen, wenn 
er nicht felbft dort feinen Wohnfig Hat, einen Bevoflmädtigten zu beftellen. 
Mitreeber müffen jebenfal einen gemeinjamen Bevollmächtigten beftellen. 
Strafe der Unlerlaffung nad) Ziff. 6 Abf.1 a. €. 

”) Bgl. dazu bereitd Bd. I ©. 284 f. mit ©. 181 N. 11; Gebhard» 
Düttmann Anm. 1 zu $ 167 I8®. und bie dort Abſ. 1 a. €. noch citierten 
Schriften von Gebhard. 
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5. Die Veitraggeinzahlung erfolgt nit auf den Namen der 
einzelnen Verficherten, fondern nad; Maßgabe der Mannſchaftszahl. 
Dabet ift aber zu unterfcheiden: 

a) Grundfäglic wird nach Ziff. 3 der VO. die wirkliche Zahl 
der auf dem Schiffe beſchäftigt geweſenen Perfonen nad} der Mann- 
ſchafts- und Lohnklaffe (vgl. oben $ 43 N.35) und nad der 
Zeitdauer, für melde fie angemuftert waren,“«) unter Berüd- 
fihtigung der freimilligen oder gebotenen Höherverfiherung zu 
Grunde gelegt. 

b) Nah Wahl des Reeders, melde ihm jegt duch $ 167 
Abſ. 2 Sag 1 gejeglich geftattet iſt,“) kann aber auch die Beitrags- 
zahlung nad dem „abgeſchätzten Mannſchaftsbedarf“ erfolgen. Zu 
Grunde gelegt wird dann die abgefhägte Zahl von Perfonen der 
verschiedenen Mannſchaftsklaſſen,“) welche die Seeberufsgenoſſenſchaft 
gemäß 88 49 ff. SUVG. als Bedarf für die bei ihr verſicherten Fahr⸗ 
zeuge'”) feitfegt. Als Zeitdauer der Verfiherung kommt diejenige 
in Betracht, während deren Mannſchaften für das Schiff, gleichviel 
ob mehr oder weniger, überhaupt angemuftert geweſen finb.'®) 
Nähere Beftimmungen, insbefondere auch über die Durchführung der 


Ws) Aber den Fall verſchollener und verlorener Schiffe Bebharb-Dütt- 
mann Anm. 14 Abf. 2 zur BO. 

) Das ®.89 kannte eine folde ausbrüdliche Geftattung nicht; doch Hatte 
fid) die Beitragszahlung nach abgefägter Mannſchaftszahl, allerdings nur als 
eine vorläufige, in der Praris entwidelt. Näheres bei Gebharb-Düttmann 
Anm. 8 zu $ 167 IB®. mit Anm. 13 zur BO. 

6) Der Schiffer kommt als nicht angemuftert grunbfäglic nicht in Betracht; 
ein Abzug wird ferner für bie gemäß Ziff. 9 der Bundesrats - VO. v. 27. Dez. 
1899 (ogl. oben $21 II, 1a) von ber Verſicherungspflicht befreiten Farbigen 
gemadt; vgl. die bei Gebharb-Düttmann Anm. 13 zur BO. angeführten, 
von ber Gefejäftäftelle erlaffenen Beftimmungen. 

2) Nur biefe Yommen banad; In Betracht. Verſichert bei ber Verufs⸗ 
genoffenfehaft ſeibſt (nicht bei ihrer Verſicherungsanſtalt: $$ 152 ff.) find aber 
nad) altem, wie nad) neuem See-UBG. nur bie großen Seefahrzeuge von mehr 
als 50 Kublkmeter Raumgehalt (näher $ 152 Ziff. 1) und die von früher her 
durch Bundesratsbeſchluß als verſicherungspflichtig erklärten Hochſeefiſcherei⸗ 
dampfer und Fahrzeuge der großen Heringäfiicerei. Vgl. meinen Aufſatz im 
Verwaltungsarchiv Bd. 9 S. 276 Ziff. Ze und 13b; Gebhard» Düttmann 
Anm. 7 zu $ 167 IVG., auf Weymann Anm. 4. Wegen ber Schlepper und 
Leichterbetriebe $ 49 SUBE. 

) So, ber Natur der Sache gemäß, bie in N. 16 citierten Beftimmungen. 
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Höherverficderung bei dieſem Verfahren, '°) erlaffen die Verſicherungs- 
anftalten. 

6. Die Einzahlung erfolgt auf Grund einer Aufftellung, welche 
der Neever, nach Reifen georbnet, gleichzeitig nach feftgeftelltem 
Mufter einzureichen hat, und aus ber die Summe ber ihn be 
laſtenden Beitragswochen,?%) nach Lohnklaffen unterſchieden, ſich er- 
geben muß (Ziff. 4). Zur Kontrolle dienen ben Verfiherungs- 
onftalten die ihnen nad näherer Maßgabe von Ziff. 5 zugehenden 
Mufterrollen der Seemannsämter. 

7. Verzögerungen in ber Einreihung der Aufftellungen und der 
Einzahlung der Beiträge unterliegen einer gemäß $ 178 vom An- 
ftaltsvorftande zu verhängenden Drbnungsftcafe bis zu 300 M. 
Auf unrichtige oder unvollftändige Aufftelungen findet die Strafe 
beftimmung in $ 175 Anmendung. Die Strafen fließen der An- 
ftaltstafje zu. 


IH. Die von den Verficerten geſchuldete Erftattung regelt ſich 
gemäß Ziff. 7 auch für angemufterte Seeleute im Anſchluß an die 
normalen Beftimmungen bes Gejeges. Zu erftatten ift, vorbehaltlich 
des Falls der freiwilligen Höherverfiherung, wenn dieſelbe ohne Zu- 
ftimmung des Reeders erfolgt ift,2') die Hälfte des für den Mann 
nach Lohnklaffe und Beihäftigungsbauer zu entrichtenden Beitrags. 
Die Erftattung erfolgt durch Abzug von ber Heuer bei ver Zahlung 
derfelben.??) Auch die Beſchränkung des Abzugs auf bie beiden 


») Rach Bebhard-Düttmann Anm. 13 Schlußabjag zur WO. bleibt 
der Beitrag nad) abgejhägter Mannſchaftszahl unverändert, gleichviel „ob etwa 
für einzelne Berficherte gemäß $ 34 Abſ. 3 ISO. Beiträge in einer höheren 
Lohnklafſe zu entrichten geweſen wären". Fur die freiwillige Höherverficherung 

. wird das aber nicht gelten können. 

*) Die Berechnung derſelben erfolgt nach allgemeinen Regeln, vgl. dazu 
das Rundſchreiben der Gejchäftäftelle an die Seemanndämter v. 28. Dez. 1891 
Ziff. 4 im Anhang zu Bebhard, Seeleute S. 9. 

21) Diefer Fall ift in Gemaßheit der Rechtslage nad) dem ©. 89 in Ziff. 7 
BD. nicht erwähnt. 

2) Die nah $ 45 ‚der neuen ($ 36 der alten) Seemanns ⸗O. erfolgenden 
Abſchlagszahlungen werden, gegen Gebhard Seeleute S. 140, als Lohn: 
sahlungen nicht bloß angeſehen werben Yönnen, fondern müflen. Lohnzaflungs- 
periobe ift einfad ber Zeitraum von einer zur anderen Lohnzahlung. Dgl. 
aud oben $ 45 II, 3 a. €. und $ 46 R. 4. 
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legten Lohnzahlungsperioven findet entſprechende Anmentue” 
Auf Antrag des Seemann ift ihm vom Schiffer ober Rede cr 
Beſcheinigung über die Einbehaltung im einzelnen zu erteilen, ms 
aud in das Seefahrtsbud eingetragen werden Tann. 

IV. In Ermangelung von Quittungskarten treten bei be & 
leuteverfiherung anderweitige Urkunden zum Nachweis der 
fiherung auf, welde im Zufammenhange**) mit ber ganzen: 
Gefeg abweichenden Regelung der Beitragszahlung bas Eigantin!z 
haben, daß fie bie Anrechnung ber Befchäftigungswochen aa F 
tragswochen unabhängig von der wirklich durch den Reeder eiic: 
Zahlung ber Beiträge herbeiführen. Nach diefer Richtung Ir 
in Betradt: 

1. Für Seeleute, welche ſich im Befige eines Eeefahrtiit: 
($ 7 der neuen Seemannsorbnung) befinden, bilbet dies, ine ® 
über Art und Zeit der Beichäftigung Auskunft gibt?) (S$ Ih 
den eigentlichen „Ausweis über bie Verſicherung“ (Zif.d) Eu 
die freiwillige ober gebotene Höherverfiherung ift dementip&“ 
in dem Seefahrtsbuch zu vermerken. Wird infolge glaubheit = 
machten BVerluftes eines Seefahrtsbuches ein neues ausgefetig. " 
wird bemfelben auch ein Vermerk über bie dem Schiffemam * 
zurechnenben Beitragswochen für bie Invalibenverficherung, ft’ 
er ſich hierüber genügend ausweift, beigefügt ($ 9 Abſ. 2 Sera 

2. Mit dem Quittungsfartenwefen in engerer Verbindung #7 
die „Nachweiſungen“, welche nach Ziff. 1O—12 der BD. m“ 

23) Mie fi) die Erſtattung zu geſtalten hat, wenn ausnahmaweiſ (4: 
bei R. 14) der Reeder nicht Loßnzahlender Webeitgeber ber Geeleute ik 
zweifelhaft fein. Dem Reeber bleibt es dann, wie Gebhard-Dätte 
Anm. 9 Abf. 2 0. €. zur BO. zutreffend hervorheben, überlafen, fd * 
feiner Ausgaben mit dem wirruchen Arbeitgeber außeinanberzuieger * 
aber lehterem das Abzugsrecht nad Analogie de IB®. und br X.® 
Man wird das wohl anzunehmen haben. 

2) Diefer Zufammenhang bewirtt es auch, daß man gegen Geh! 
Düttmann Anm. 1 zur BO. aud) die gefegliche Ermächtigung des Baabr 
au einer foldden Regelung als gegeben annehmen muß. 

2) Nach $ 11 der neuen Seemanns -O. beftimmt der YBunbeörat 
richtung des Seefahrtsbuches. Dasfelbe muß über die Invali 7 
des Inhabers Auskunft geben. Dazu wird auch die Angabe der Fo 
igerungsanftalt” des Seemannd gehören, fo daf hiermit daß non Geht“ 
Düttmann Anm. 26 zur BO. gerügte zweifelloſe Redaktionsverjehen 
fein wird. 
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Verfiherungsanftalt des Heimatshafens bezw. der gemeinjamen Ge- 
ſchäftsſtelle fur jeden angemufterten Seemann aufgenommen werben 
follen. 

a) Zu dieſem Zwecke fchreibt zunächſt Ziff. 10 vor, daß bie 
Seemannsämter bei der Anmufterung hinſichtlich jedes verficherungs- 
pflitigen Seemanns Ort und Zeit feiner Geburt und den Namen 
derjenigen Verfiherungsanftalt, bei welcher er zuerft in verficherungs- 
pflichtige Beſchäftigung getreten ift (fog. erfte Verfiherungsanftalt), 
in die Mufterrolle eintragen follen. Auch die etwaige Höher— 
verfiherung muß barin vermerkt werben. Endlich find auf Antrag 
des Seemanns auf Grund der vorgelegten Militärpapiere feine an- 
rechnungsfähigen Militärbienftzeiten einzutragen und die beigebrachten 
Beicheinigungen über anzurechnende Krankheitszeiten der Mufterrolle 
beizufügen. 

b) Auf Grund der bei der Gefchäftsftelle eingehenden Mufter- 
tolle (vgl. oben II, 6) wird von diefer die Nachweiſung auf einer 
Karte ausgefertigt, welche die Größe einer Quittungsfarte hat und 
auch in ihrem Inhalte ſich am diefe anjchließt.?%) Insbeſondere 
muß fie über die Dauer der Dienftzeit auf dem Schiff nad) Bei- 
tragswochen, die Mannjhafts- und Lohnklaffe, die etwaige Höher- 
verjiherung, fowie über die anzurechnenden Militärbienft- und 
Krankheitszeiten Auskunft geben. Die Nachweiſungen find an bie 
erſte Verfiherungsanftalt einzujenden, von biefer zu numerieren und 
mit den etwaigen Quittungskarten des Vetreffenden zufammen auf 
zubewahren. 

©) Bon der Nachweiſung iſt dem Seemann auf Antrag eine 
beglaubigte Abſchrift zu erteilen. So mie die Nachweiſung ein 
Analogon der Quittungsfarte darftellt, fo diefe Abfchrift ein Analogon 
der Aufrechnungsbeſcheinigung (vgl. oben $ 41 III, 2). Dem- 
entſprechend findet gegen den Inhalt gemäß $ 137 IVG. aud) Ein- 
fpru und Beſchwerde ftatt, über melde die höhere Verwaltungs- 
behörbe des Heimatshafens entſcheidet. Für Seeleute im Auslande 
beträgt die Frift zur Einlegung der Rechtsmittel drei Monate. 

3. Für Rapitäne, für melde Seefahrtsbuh und Mufterrolle 
nicht in Betracht kommt, werben, wenn fie dem für angemufterte 
Seeleute beftimmten Veitragsverfahren angeſchloſſen find, auf Grund 


*) Das vom RBA. feftgeftelte Formular in AN. 95 ©. 105. 
Roftn, Wet der Mrbeiterberfiherung. Band II. 3 
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der oben J, 2 a. E. erwähnten Ausweiſe Nachweiſungen der unter? 
ſprochenen Art ausgefertigt. Außerdem haben fie gegen bie Ime 
nod einen Anfprud auf einen befonberen, ihnen zu el 
Ausweis über ihr Veihäftigungs- und Berficherungoehir: 
if. 9. 

V. Seeleute, welche Quittungskarten befigen,') Können bei 
bei einer Anmufterung im Inlande bei dem Seemarnngamte her 
legen. Dasfelbe hat dann für den rechtzeitigen Umtauſch der? 
Sorge zu tragen und die dabei ausgeftellten Audi 
beſcheinigungen in Verwahrung zu nehmen. Hinterlegung n#* 
gabe ift im Seefahrtsbuche zu vermerken (Biff. 13). 


4. Rapitel. Die Wirkfamkeit der Zeitragsleitun 


$ 51. Beitragsleiftung und Beitragsberechtigung 


I. Die Wirkung der Beitragsleiftung befteht in der * 
rechnung ber geleiſteten Beiträge auf die Verſicherung bein“ 
Verfon, für welche bie Leiftung erfolgt if. Hierzu geriet © 
nit die tatſächliche Beitragsleiftung; vielmehr iſt erforberlid 
diefelbe zu Recht erfolgt ift.') Damit ift der für das Bei 
der Invalidenverſicherung unentbehrlihe Begriff der 
berechtigung gegeben.) Auch in ber Sprache des Geſeter = 


MM) Sei es wegen einer Beichäftigung als nicht angemufterter Gen ” 
es auch wegen jonftiger, nicht feemännifcher Tätigkeit. * 

) Daß auch uriprünglid, rechtswirtſam entrichtete Beiträge jpdter 
rechenbarkeit verlieren Tönnen, if} bereit oben $ 38 hinter R. 10 —— 
worden und wird noch ausführlich erörtert werben. — Beiträge, weidt 
Anfang an zu Unrecht entrichtet worben find, unterliegen ber Ran“ 
aus $ 160 IB®. mit $ 812 Say 1 BOB. (vgl. AR.O1 ©. 398 Ar: 
©. 430 Nr. 906 Abſ. 2 Say 1, fowie unten $ 52 R. 49 gegen $ 
R. 41, dla). 

?) Derfelbe ift zuerft in meiner Abhandlung über bie geilliät & 
fomteit des $ 146 IB. (Arb®. 00 S. 71) aufgeftellt worben und mit 
vom RA. (UN. 00 ©. 695 Abſ. 5 Rr. 829) , unbedenkiich anerkaunt”. 
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ſich derſelbe hervor, indem es von einem „dürfen“ der Beitrags» 
entrichtung, von einer „Unzuläffigfeit” derfelben ($ 146) und von 
„zu Unrecht beigebrachten Beitragsmarken“ ($ 36 Abf. 5) rebet. 
Zur Klarheit dient folgendes: 

1. Beitragsberechtigung ift das Recht einer zu verfihernden 
Perfon gegen eine Verfierungsanftalt darauf, daß fie den für jene 
beftimmten Beitrag zwecks Anrechnung auf ihre Verficherung ent» 
gegennehme. Diejer Begriff durchzieht die ganze Invalidenverfiherung, 
foweit in ihr die Veitragsleiftung Vorausfegung für die Verfiche- 
rungsleiftung ift,?) und geht namentlich in feiner Anwendbarkeit über 
den der Beitragspflicht hinaus. Zwar entjpricht jeder Beitrags- 
pflicht grundfäglic auch eine Beitragsberechtigung, allein es beftehen 
Beitragsberechtigungen ohne Beitragspflicten im Umfange der og. 
freiwilligen Verfiherung.*) 

2. Die Beitragsberehtigung ift immer ein Recht der zu ver- 
fihernden Perfon, während die Beitragspfliht in weitem Umfange 
von ihr losgelöſt und auf andere Perfonen, namentlich die Arbeit- 
geber, übertragen ift, von denen bie Verfiherungsanftalt den Beitrag 
zu fordern und im Intereſſe des zu Verſichernden in erfter Reihe 
entgegenzunehmen hat. Doch bringt ſich gegenüber der Zahlungspflicht 
Des Arbeitgebers die Beitragsberehtigung des Arbeiters auch un- 
mittelbar darin zur Geltung, daß er allgemein befugt ift, im eigenen 
Intereffe die auf ihn entfalenden Beiträge an Stelle des Arbeit- 
gebers felbft zu entrichten.®) 

3. Die Beitragsberehtigung iſt zunächſt ein Recht gegen eine 
beftimmte Verfierungsanftalt, welche als im einzelnen Fall zu= 
ftändig ben Betrag entgegen zu nehmen hat (vgl. oben $ 37). 
Marken unzuftändiger Verfierungsanftalten find baher als folde, 
nüht anvehenbar.*) Eine Beſchränkung auf eine beftimmte einzelne 
Lohnklaſſe ift Dagegen von vornherein in ber Beitragsberechtigung 
ſelbſt dann nicht enthalten, wenn fie der entjprechenden Beitrags- 


3) Bol. dazu über die Beltragäleiftung für Seeleute oben $ 50 IV. 

*) Eine Beitragspflicht auf Grund freiwilligen Beitritts zur Berficherung 
gibt es im Gebiete ber Invalidenverficherung nicht; Bier Ift bei ber freie 
willigen Verſicherung jeder einzelne Beitrag freiwillig (vgl. Bd. I ©. 606). 

®) Bel. oben $ 471 und mit Bezug auf das Einzugäverfahren oben $ 48 N. 42. 

% AR. 99 S. 561 Rr. 750 und AR. 03 ©. 549 Nr. 1081. Nachträgliche 
Berichtigung, über melde fpäter gehandelt wird, bleibt vorbehalten. 


34* 
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"pflicht eigen ift. Denn nad) oben hin gewährt bie freiwillige Höher- 
verfiherung (vgl. oben $ 43 III, 2) dem zu Verfihernden die Be— 
fugnis, die Annahme von Beiträgen einer höheren als ber für bie 
Beitragapflicht maßgebenden Lohnklaſſe zu verlangen, und nad unten 
bin muß die Berechtigung, Beiträge einer höheren Klaffe zu ent- 
tihten, auch die Beitragsleiftung in der niederen Klaſſe als das 
Minus mitumfaflen, fo daß hiernach zu niedrige Beiträge angerechnet 
werben müffen, wenn die Nachbringung der gejeglich vorgeſchriebenen 
höheren fich aus irgend einem Grunde als unausführbar erweift.!) 
Daß aber den fi freiwillig Verfihernden die Wahl der Lohnklafje 
freifteht, ift bereit8 oben $ 43 III, 1 beſprochen worden. 

4. Die Beitragsberehtigung befteht für eine beftimmte Bei— 
tragswoche, aber nicht bloß in berfelben. In der betreffenden Bei- 
tragswoche muß Verfiherungspflichtigfeit oder Verſicherungsberechti- 
gung d. h. eine gewiſſe rechtliche Eigenſchaft der Perfon (vgl. Bd. I 
©.434, 443) beftanden haben, aus welcher die Beitragsberedhtigung 
als ein wirkliches Recht herauswächſt. Aber ähnlich, wie die Bei- 
tragspflicht, einmal entftanden, die Verficherungspflichtigleit der 
Perſon, für melde die Beiträge zu entrichten find, überdauert, fo 
Tann auch die Veitragsberehtigung erhalten bleiben, felbft wenn 
Verfiherungspfliht oder Berfiherungsberehtigung hinweggefallen 
fein follten. Dieſe Selbftändigfeit der für cine beftimmte Woche 
gegebenen Beitragsberehtigung begründet die Möglichkeit einer nach⸗ 
träglichen, in ihrer Wirfung auf jene Woche“) zurüdbezogenen Bei⸗ 
traggleiftung, welche jedoch das Geſetz in beftimmte Schranken bannt 
(ogl. unten $ 52). 


U. Die Beitragsberechtigung ift neben der Leiftung der Bei- 
träge ein felbftändiges Moment für deren Anrechenbarfeit und daher 
an ſich eines befonberen Beweiſes feitens des Verficherten bebürftig. 
Indeſſen ftellt der $ 147 IVG., in gewiſſem Anſchluß ſchon an die 
frühere Praris,) eine Vermutung auf, welde aus ber Tatſache 
orbnungsmäßiger Markenverwendung einen Rückſchluß auf die der- 
felben zu Grunde liegende Beitragsberechtigung geftattet. 


) AR. O1 S. 407 Rr. 903. 

®) Über die Frage, für welche Woche eine Marke ald verwendet zu gelien 
Bat, vgl. oben $ 40 R. 30. 

) AR. 98 ©. 184 Nr. 630. 
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1. Der $ 147 ift jedenfalls zunächſt auf das Entrihtungs- 
verfahren bezüglich und fegt voraus, daß „in einer orbnungsmäßig 
ausgeftellten Quittungskarte Beitragsmarken ordnungsmäßig ver- 
wendet find“. Erfordert iſt zunächſt, daß den Formalien der Karten- 
ausftellung genügt ift: eine vorſchriftsmäßige Duittungsfarte,'%) von 
einer zuftändigen Ausgabeftelle vorfhriftsmäßig ausgefertigt, muß 
von dem Verficherten vorgelegt fein. Daß bei der Ausfüllung des 
Vordruds der Karte Fehler vorgelommen find, wird die Anwendung 
des $ 147 nicht unbebingt ausfchließen,'') fofern nur die Identität 
des DVerficherten feftfteht. Dagegen werben nachträgliche Fälſchungen 
und unbefugte Änderungen der Karte deren Orbnungsmäßigfeit je 
nad Lage des Falles vernichten Fünnen.”) Die Marken müflen 
orbnungsmäßig eingeflebt (vgl. oben $40 IV, 4), und die Karte muß 
nad ihrer Art (vgl. unten N. 24), ihrem Ausftellungsdatum bezw. 
ihrem Rücdatierungsvermert (vgl. oben $ 39 N.20) zu ihrer Aufe 
nahme beftimmt geweſen fein.'?) 

2. Abficht des Gejeges ift es, „daß nur bie fortlaufend erfolgte 
Beitragsleiftung die Vermutung ber Geſetzlichkeit begründen”,'*) die 
Verſäumung der Diligenz in der regelmäßigen Markenverwendung 
den Vorteil des $ 147 ausſchließen fol.) Diefen Gedanken prägt 
aber das Gefeg nur in Geftalt zweier feftbeftimmter Tatbeftände 
aus, bei deren Vorliegen die Vermutung des $ 147 mwegfällt.!®) 
Zunãchſt ift dies der Fall, wenn ſich ergibt, daß gemifle Marken 


’0) Auf bie Markenbewahrkarten Tann daher die Vermutung bes $ 147 ala 

foldje feine Anwendung finden; vgl. oben $ 48 N. 68. 
") Gebhard: Düttmann Anm. 2 Abf. 2. 

”) Weymann Anm. 3. 

=) Nach Gebhard» Düttmann Anm. 2 Abf.3 gehört zur ordnungsmäßigen 
Verwendung ber Marken auch beren vorgeichriebene Entwertung; doch ftellt 
$ 141 386. der Einflebung der Marken deren Entwertung felbftändig gegen 
über. — Über ungültig gewordene Quittungäfarten vgl. unten $ 55. 

4) Gebhard-Düttmann Anm. 4 Abi. 2. 

25) Der Verfiherte büßt hier allerdings unter Umftänden die Schuld feines 
Arbeitgebers; doch Tommt $ 144 mäßigend in Betzadt. 

188) Daß bie Fälle des zweiten Safes nur Beifpielsfälle nicht ordnungs ⸗ 
mäßiger Markenvermendung im Sinne von Sag. 1 fein follen, wie einzelne 
Kommentatoren meinen, erjheint nicht ſtichhaltig. Vielmehr bezieht fih Say 1 
nur auf bie Außere Orbnungsmäßigteit; bie innere insbeſondere zeitliche Regel 
mäßigfeit der Beitragdentriätung wird ausſchließlich durch bie beiden Fälle in 
Say 2 erfaßt; vgl. daher auch Mot. Schlußfag zu $ Ille Entw. IVB.: „Eine 
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erft nad) Ablauf eines Monats feit der Fälligkeit der Beiträge ein- 
geflebt find. Für diefe Marken gilt die Vermutung der Beitrags- 
berechtigung nicht,!*) während die übrigen in der Karte enthaltenen 
Marken von diefem Nachteil nicht betroffen werden.!") Die Fällig- 
keit ber Pflichtbeiträge ift mit dem Zeitpunkte gegeben, an welchem 
die Markenverwendungspflicht des Arbeitgebers (vgl. oben $ 45) 
ober auch des Verfierten!®) gejeglih begründet ift.'%) Bei der 
freiwilligen Beitragsleiftung kann von einer Fälligkeit im eigentlichen 
Sinne nit die Rebe fein; an ihre Stelle wird hier der Schluß 
der Beitragswoche treten, für welde die Marke verwendet werden 
fol.2°) Der zweite Ausnahmefall aber liegt dann vor, wenn ſich 
ergibt, daß „während eines Kalenderjahres mehr Marken bei— 
gebracht find, als in dasfelbe Beitragswochen entfallen”. Die Be- 
ſtimmung ift nicht ſehr Mar. Daß unter einem Kalenderjahr ſchlecht- 
bin ber Zeitraum eines Jahres, ohne Rüdficht auf den Beginn mit 
dem 1. Januar gemeint fein fol, wird mit Iſenbart-Spiel— 
bagen?!) anzunehmen fein. Nicht dagegen wird ihnen darin zu 
folgen fein, daß dieſer Ausnahmefall nur auf die freiwillige Bei— 
tragsleiftung zu beziehen ift.22) Bmeifelhaft ift au, ob beim Nach- 
weis dieſes Tatbeftandes die Vermutung für fämtliche, in dem bes 


Ausnahme ift nur für diejenigen Fälle zuzulaffen, in denen offenbar Marten 
nachtraglich beigebracht find." 

"%) Dagegen ift auch für fie Die Anrechnungsfahigkeit nicht unbedingt auß- 
gefchloflen; indbefonbere wird materiel bie Frage, wie lange Marten nachträglich 
beigebracht werben können, durch $ 146 felbftändig geregelt. 

17) Das folgt aus dem Worte „inſoweit“. 

’) Vgl. in Bezug auf bie Haußinbuftriellen oben $ 49. 

») Die Raddatierung der Quittungsfarte Tann an diefem Punkte nicht, 
wie Gebharb-Düttmann Anm.4 Schlupabfag vieleicht meinen, eine bie 
Vermutung außbehnende Wirkung äußern. 

%) Sfendart-Spielhagen Anm. 3a wollen biefen Ausnahmefall auf 
bie freiwilige Verficerung Überhaupt nicht begogen miflen; nicht Mar er⸗ 
feinen Hier Gebharb-Düttmann Anm. 4 Abi. 2. 

2) Anm. 3b. Gebharb-Düttmann Anm. 2 Abſ. 1 mollen ben zweiten 
Ausnahmefal dahin erweitern, daß derſelbe auch Play greifen fol, wenn 
während irgend eines Zeitraumes mehr Marken zur Bermenhung gelangt find, 
als Beitragswochen in denfelben fallen; doch ift das mit dem Beftimmten Wort« 
laut nicht mehr vereinbar. 

22) Die Anfnüpfung an $ 117 Abſ. 2 G. 89 kann nicht entſcheiden; vgl. auch 
Gebharb-Düttmann Anm. 4 Abſ. 2. 
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treffenden Jahre verwendeten, ober nur für bie überfchüffigen 
Marken wegfält. Zu Gunften der Verfiherten wird man fi für 
das leßtere entſcheiden Fönnen.2?) Daß ber Tatbeftand des einen 
ober des anderen Ausnahmefalles vorliegt, hat eventuell die Ver- 
fiherungsanftalt zu bemeifen. 

3. Die eintretende Vermutung geht dahin, „ba während der⸗ 
jenigen Zahl von Beitragswochen, für melde Marken beigebracht 
find, ein den Vorfehriften des Gefeges entſprechendes Verficherungs- 
verhältnis auf Grund der Verfiherungspflict oder freiwilliger Ver- 
fiherung beftanden hat“. Der ausführliche Wortlaut trifft genau 
dasjenige, was oben „Beitragsberechtigung“ genannt worden ift. 
Ob diefelbe aus der Verfiherungspfliht ober der DVerficherungs- 
berechtigung und aus welcher Art der letzteren fie hervorgewachſen 
ift, Täßt das Geſetz unentfchieden;?*) ſoweit daher 3. B. gemäß $ 29 
IVG. die Veitragsentrichtung gerade auf Grund ber Verfiherungs- 
pflicht oder der Selbftverfiherung nachgewieſen werden muß, reicht 
dazu allein die Vermutung des $ 147 nicht aus.) Dagegen um» 
faßt die Vermutung für die Beitragsberechtigung auch die, daß die 
verwendeten Marken folde der zuftändigen Anftalt gemejen find 
(vgl. oben I, 3). Die Vermutung ift in vollem Umfange wider- 
legbar; doch muß die Anftalt den Gegenbeweis übernehmen.2) 
Findet die Vermutung wegen mangelnder Vorausfegung ober vor- 
liegender Ausnahmstatbeftände nicht ftatt, fo bleibt doch dem Ver- 


2) So auch Gebharb-Düttmann Anm. 4 Abſ. 1. 

*) Mit Bezug auf ben Gegenfag von Pflicht und Weiterverfiherung ent 
ſpricht das ber Zatjache, daß jetzt ein Unterſchied zwiſchen Pflichtmarken und 
Doppelmarken für freiwillige Verſicherung nicht mehr beſteht. Naturlich Tann 
aber die Markenverwendung auf grauer Karte nicht bie Vermutung für Ver⸗ 
ficherungspflicht oder Weiterverſicherungsrecht, die auf gelber nicht die Ber- 
mutung für Gelbftverfiherungsredt ober Recht zur Fortfehung ber Selbſt⸗ 
verſicherung begründen; benn das wurde nictorbnungsmäßige Markenver- 
wendung vorausſetzen; vgl. oben $ 39 N. 14. Werden alſo z.B. graue Karten 
vorgelegt und wird feftgeftellt, daß ber Berficherte niemals in einer die Selbft- 
verfiherung begründenden Stellung geweſen iſt, fo muß er nunmehr ſeinerſeits 
nachweiſen, baß bie Marken auf Grund ber Verficherungspflicht ober der Weiter⸗ 
verfiherung geflebt find. 

*e) Ebenfo Gebhard» Düttmann Anm. 3 Abſ. 1. Auch Hier aber kommt 
das unten in N. 26 Bemerkte in Betracht; vgl. dazu AR. 98 Rr. 630 ©. 185 
Selle 5 ff., AR. 00 Rr. 797 ©. 414 Abf. 3. 

2) Bgl. die oben R. 158 citierten Motive nebft dem Komm. Ver. zu $ 111c. 


536 111. Buch. Beitragäwefen. IV. Rap.: Wirffamteit ber Beitragsteiitung. 


fiderten der Nachweis feiner Beitragsberehtigung auf jede mögliche 
Weiſe vorbehalten, wenn pflichtmäßige Zweifel über diefelbe be» 
ftehen.2*) 

4. Ob der $ 147 IWG. auch auf das Einzugsverfahren an- 
wenbbar ift, konnte zweifelhaft fein.2”) Außerlich, aber nicht durch- 
fhlagend,2°) mochte dagegen angeführt werben, „daß das Einzugs- 
verfahren der $$ 148 ff. in einem befonderen Abfchnitt des Geſetzes 
ohne ausbrüdlihe Bezugnahme auf ben in dem vorgehenben Ab- 
ſchnitte befindlichen $ 147 geregelt ift". Vom praktiſchen Stand- 
punkte richteten fi) die Bedenken dagegen, daß die Einzugaftellen, 
welche vielfach nur alle Vierteljahre das Klebegeſchäft erlebigten, in 
erheblichem Maße mehr belaftet würden, wenn fie zur Vermeidung 
des erſten, oben dargeftellten Ausnahmefalles die Marfenverwendung 
fpäteftens einen Monat nad) der Fälligkeit der Beiträge vornehmen 
müßten.??) Das RVA. meinte dem legteren Bedenken durch eine 
Auslegung des $ 147 begegnen zu können, nad) welcher, wenn die 
vierteljährlihe SKlebung gemäß $ 149 Abſ. 1 durch die Landes» 
zentralbehörbe geftattet wäre, „die einmonatige Frift des $ 147 erft 
von demjenigen Tage ab berechnet werben follte, an welchem die 
Marken nad den Beftimmungen der Zentralbehörbe bei orbnungs- 
mäßigem Verfahren einzufleben waren". Indeſſen erſcheint biefer 
Weg bei dem Klaren Wortlaut des $ 147, welcher von „Ablauf 
eines Monats feit der Fälligfeit der Beiträge" fpricht, in hohem 
Maße beventlih.?") Vielmehr dürfte zu erwägen fein, ob nicht die 
alleinige Anwendung von $ 147 Sag eins auf das Einzugs- 


2%) Rur dann wird ber Verſicherte zur Führung des Beweiſes anzuhalten 
fein, da ihm gegenüber ja nur die Bermutung des $ 147 „nicht ftattfinbet“, 
aber feine entgegengefegte Vermutung zu feinem Ungunften Play greift. 
Übrigens wird nad) beiden Seiten bie Schärfe ber Bewelslaſt durch das Ber 
meißoffizium (vgl. bie oben N. 9 citierte Entf.) und die freie Veweiswurdigung 
der Schiebögerichte und des RVA. gemilbert. 

2) Dafür entſchied $ 24 Abf. 3 ber fähfifhen Ausf. VO. v. 30. Non 1899. 
Ebenſo auf Grund der Anknüpfung an die frühere Praxis Gebharb-Düttr 
mann Anm. 1 Abſ. 4 und Ifenbart:Spielhagen Anm. 4. An beren Dar 
legungen anſchliehend AN. 00 S. 842 Nr. 365, ausfuhrlicher mitgeteilt Ar6®. 
01 S 565. 

20) Vgl. dazu oben $ 44 N. 2. 

%) Dazu wies fie die N. 27 citterte ſächſiſche BO. ausbrüdtid an. 

°0) Ebenfo das ſächſiſche Min. d. Inn. in der ArbB. O1 S. 566 mitgeteilten 
Verfügung vom Juli 1901. 


5 52. Nachträgliche Beitragsleiftung. 537 


verfahren dem Willen des Gefeßgebers entſprechen würde. Aus- 
zugehen ift dabei davon, daß ber legtere bei $ 147 tatſächlich nur 
an das Entrichtungsverfahren gedacht hat, daß indeſſen die analoge 
Übertragung von Sat 1 auf das Einzugsverfahten ſchon um bes« 
willen geboten ift, weil die dem letzteren unterftellten Verſicherten 
eines Vorteils nicht verluftig gehen bürfen, deſſen ſich die Verficherten 
beim Entrichtungsverfahren erfreuen.?') Dagegen enthält Satz 2 
eine Reaktion des Gefeges gegen die mangelnde Diligenz der Bes 
teiligten (vgl. oben N.15) bei der Markenverwendung, welche feine 
analoge Anwendung auf ein Verfahren dulbet, bei welchem die 
Markenklebung denſelben überhaupt abgenommen und auf Organe 
der Verfiherungsanftalten felbft übertragen ift, für deren Gebahren 
die Beteiligten und insbeſondere die Verſicherten nicht einftehen 
fönnen und auf das fie feinen Einfluß haben. 


8 52. Nachträgliche Veitragsleiftung. 


Wie ſchon oben in $51 I,4 hervorgehoben wurde, überbauert 
ſowohl die Beitragspfliht, wie auch die Beitragsberehtigung den 
Beitpunkt, in welchem bezw. für welchen fie zuerſt entftanden ift. 
Hieraus ergibt ſich auf der einen Seite die Pflicht, auf der anderen 
Seite das Recht zu nachträglicher rückbezüglicher Beitraggleiftung. 
Für beide ftellt jedoch das Geſetz beftimmte zeitliche Grenzen auf, 
für die Veitragspflict in $ 168, für die Beitragsberechtigung in 
$ 146 IVG. Beide Beftimmungen, welde in innerer Beziehung 
mit einander ftehen und auf einander zurüdwirken, follen hier ge= 
meinfam behandelt werben.') 





”) Wenn dad RBA. in dem, ArbV. 01 ©. 565 mitgeteilten, Beſcheide als 
möglijen Gegengrund gegen bie Anwendung bed $ 147 auf das Einzugs⸗ 
verfahren den Hinftellt, „daß der Markenverwenbung in demſelben ohnehin eine 
gewiffe Prüfung des Sachverhalts vorangeht, durch melde die Anwendung bed 
$ 147 mehr oder weniger entbehrlich gemacht wird“, fo Tann dies nur bahin 
verftanden werben, dak für das Cinzugäverfahren bie ausbrüdlide Ber 
ftimmung bes $ 147 Satz 1 überflüffig ift, weil ſich ein entſprechender Grund⸗ 
ſatz für die Praxis ohnehin aus ber Struktur desſelben ergeben würde. So 
gefaßt, wird aber aus dem Gegengrunde ein Grund für die Auffaffung unferes 
Kertes. 

) Genau genommen gehört nur $ 146 in dieſes, $ 168 aber in das 
folgende Kapitel. 
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I. Die maßgebende Beftimmung in $ 168 IVG., nad) welder 
„Rüdftände?) binnen zwei Jahren nad ber Fälligkeit verjähren“, 
ftammt, abgefehen von ber durch das IVG. eingeführten Ver— 
fürzung?) der früheren vierjährigen Verjährungsfrift, bereits aus 
dem ©. 89. 

1. Die zweijährige Frift ift ausbrüdlih vom Geſetz als Ver- 
jährung bezeichnet. Sie ift aber eine foldhe des öffentlichen Rechts. 
Daher finden auf fie die Beftimmungen des BGB. nicht unbedingt 
Anmendung;*) vielmehr eignen fi zur ergänzenden und ent- 
fprechenden Übertragung eher die landesrechtlichen?) Vorſchriften 
fiber die Verjährung öffentlicher Abgaben, insbefondere, nah dem 
Bufammenhange der verſchiedenen in $ 168 enthaltenen Beftim- 
mungen) die über die Verjährung von Gemeinbeabgaben.?) 

2) Der Begriff derſelben umfaßt in erfter Reihe die Hier in Betracht 
tommenben Beitragsrüdftände, darüber hinaus aber die Rüdftände aller an 
die BVerfierungsanftalten gemäß dem IBG. geichuldeten Zahlungen, fo 
namentlich bie nad $ 4 W6f.2 verfallenden Beitragdfurrogate, ſowie die den 
Beteiligten zu Gunſten ber Anftalten auferlegten Kontroll: ($ 162) und Bers 
fahrenskoſten. Nicht dahin find dagegen, in Abweichung von Bofje= 
v. Woedtke Anm. I zu $ 137 (vgl. Bb. IS. 801 N. 51), die Rüdftände von. 
Schulden der Berfigerungsanftalten, insbeſondere Rentenrüdftände zu rechnen. 
Übereinftimmend die neueren Kommentare. Über die Unverjährbarkeit des Are 
ſpruchs auf Rentenbewilligung nad dem ©. 89 vgl. AR. 97 ©. 287 Rr. 560, 
AN. 99 ©. 160 Nr. 700 Abf. 3 und S. 676 Nr. 779 a. E; jeht entſcheidet die 
Ausfhlußfrift des $ 41 Ab. 3 IBG. Der Anfprud auf Rüdftände einer ber 
willigten Rente wird in vier Jahren verjähren, und zwar gemäß $$ 197, 
201 BGB, von benen fich der erftere, wie auß ben angeführten „Befoldungen, 
Wartegeldern, Ruhegehaiten“ erhellt, keineswegs ausſchließlich auf privat 
rechtliche Anfprüche bezieht. Übereinftimmend Iſen bart-Spielfagen, 2. Aufl... 
Anm. 5 Abſ. 6, Gebhard: Düttmann Anm. 4 Abſ. 2 zu $ 41 IB®. 

3) Diefelbe ift erfolgt, um bie Frift des $ 168 mit der grundſaätlichen des 
$ 146 in Übereinftimmung zu bringen; vgl. darüber unten. — Für bie Über« 
gangszeit kam Art. 169 Abſ. 2 bed EG. zum BGB. zur analogen Anwendung 
(AN. 00 ©. 829 Nr. 845 Schlußabſatz, AN. O1 ©. 544 Nr. 921 Abf. 2). 

*) gl. Otto Mayer, Deutſches Verwaltungsrecht, Bd. 1 S. 421; AR. 00 
Rr. 845 ©. 829 Abſ. 2, dagegen früher AR. 96 S.270 Ar. 501 Abf. 3. 

®) Bei Kollifion verſchledener Landesrechte wird das Recht des Beichäftigungd« 
ortes gemäß $ 65 IVG. entſcheiden. 

) Beitrelbung ber Beitragsrüdftände wie Gemeindendgaben! 

) AR. 00 Nr. 845 ©. 829 Abſ. 2 mit Bezug auf $ 88 Abf. 2 des preuß. 
Kommunalabgabengefeges v. 14. Juli 1893; Entſch. bad. ZB. v. 1. Ron. 1900, 
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2. Der Beginn der Verjährung richtet ſich nach der Fälligkeit 
ber betreffenden Beiträge. Für das Entrichtungsverfahren entſcheiden 
danach die Enbtermine für die Erfüllung der Markenverwendungs- 
pflicht der Arbeitgeber,®) für das Einzugsverfahren dagegen die ihm 
befonbers eigenen, fir die Einzahlung der Beiträge feftgejegten 
Termine (vgl. oben $ 48 II, 8); ebenfo gelten für die Beitrags- 
leiftung in der Hausinduftrie und Seeſchiffahrt die befonderen, durch 
die betreffenden Verordnungen beftimmten Zeitpunfte.) Die Dauer 
der Verjährung beträgt zwei Jahre, welche nach dem wiederkehrenden 
Kalendertage ($$ 188, 187 Abſ. 1 BGB.) berechnet wird.'°) 

3. Die Verjährung Tann unterbrochen werben,') mit der 
Wirkung, daß fie nad) der Beendigung der Unterbrehung mit ber 
gleiden Frift von neuem zu laufen beginnt ($ 217 BGB.) Was. 
aber die Unterbrechungsgründe anlangt, jo wird, über das bürger- 
liche Recht Hinausgehend, jede auf die Beitreibung der Rüdftände 
gerichtete Amtshandlung, ja fogar jede amtliche, von einer zu= 
ftändigen Stelle ausgehende Zahlungsaufforderung'?) die Unter- 


ArhB. 01 ©. 154. Nach Mafgabe der Landesgefege kann dann auch auf das 
BGB. zurüdgegangen werben; vgl. z. ®. Art. 7 des dab. Ausf.®. 

©) gl. oben $ 45 U. Geftattet die Anftalt gemäß $ 141 Abſ. 2 ſpatere 
Niebetermine, jo wird die Verjährung erft mit dieſen beginnen. Die irrige Ber 
merkung bei Gebharb-Düttmann nm. 14 zu $ 168 hängt mit ihrer 
bereits oben $ 45 N. 33 zurüdgemiefenen Auffaffung zufammen. Hat bie Bes 
ſchaftigung während ber Beitragswoche bei mehreren Arbeitgebern hintereinander" 
Rattgefunden ($ 140 Abſ. 2 Say 1, 2), fo läuft die Verjäßrungsfeift wohl erft 
vom Ende der Woche ab, nicht, woran man denken könnte, vom Enbe der Ber 
ſchaftigung beim erften Arbeitgeber. 

®) Bgl. oben $49 bet N. 12 und $ 50 II, 4. Die Verjährung beginnt 
bei Geeleuten mit Ablauf der ſechswöchigen ober durch bie Anftalt ver« 
längerten Friſt. 

’0) Eine dem $ 201 BER. nachgebilbete Veftimmung, wonach bie fürzeren 
Berjährungsfriften erft mit dem Ende des betreffenden Kalenderjahres zu laufen 
beginnen, Tennt das IB®. nicht, während eine folge in $ 108 Abſ. 2 des 
neuen GUBB®. aufgenommen ift. 

Y) Grundſatzlich anerfannt in AN. 00 S. 829 Rr. 845 vorlegter Abſat 

®) Dtto Mayer a.a.D., Ifenbart-Spielhagen Anm. 8, Gebhard 
Düttmann Anm. 12, AR.00 &.829, wo im Anſchluß an $ 88 Abſ. 2 des 
preuß. Rommunalabgabengefeges ſchlechthin „eine an ben Pflihtigen gerichtete 
Saflungsaufforberung" ais Unterbrechungsgrund anerkannt ift; vgl. auch Beſchl. 
RBA. v. 11. April 1903, ArbB. S. 417. Demgegenüber zu eng AR. O1 ©. 544 
Nr. 921, wonad die Zahlungsaufforderung eines Rontrollbeamten nur unter 
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brechung herbeiführen. Auch die Anhängigmahung des Streit= 
verfahrens nad $ 155 IVG.,2) mag fie immerhin von dem Ver- 
fiherten gegenüber feinem Arbeitgeber erfolgen, wird auch zu 
Gunften der Verfiherungsanftalt die Verjährung unterbrechen.'*) 

4. Die Wirkung der abgelaufenen Verjährung befteht nicht bloß, 
wie im bürgerlichen Recht, in der Erlangung einer Einrede auf 
Zeiftungsverweigerung für den DVerpflichteten,'?) fondern in einem, 
duch das öffentliche Intereffe gerechtfertigten Wegfall der Erzwing- 
barfeit für die Verficherungsanftalt. Daher hat jich die letztere nach 
Ablauf der Verjährung jeder auf Herbeiführung der Zahlung ge- 
richteten Amtshandlung gegen den Verpflichteten zu enthalten, und 
die entfcheidenden Behörden haben eventuell die abgelaufene Ver— 
jährung von Amts wegen zu berüdfichtigen.'®) 

U. Von der zeitlichen Begrenzung der Beitragsberechtigung 
handelt der $ 146 IVG., welder in G. 89 fein entſprechendes 
Vorbild hatte. Die Beſtimmung unterſcheidet zwiſchen der Beitrags- 
berechtigung auf Grund der Verfiherungspfliht und der auf Grund 
der Befugnis zur freimilligen Verſicherung und der Höherverfiche- 
zung. Zu unterfheiden ift ferner zwiſchen dem Erlöfchen der Bei- 
tragsberechtigung durch einfachen Zeitablauf und durch nachträglichen 
Eintritt eines Verficherungsfalles. 


der Vorausfegung die Verjährung unterbricht, daß er jelbft zur Beitreibung 
rüdftändiger Beiträge ermächtigt ift, und AR. 01 &.392 Nr. 829, wonach bie 
Cinforderung („Einziehung“) der Beiträge feitend einer Cinzugäftelle feine 
unterbrechungshandlung barftellt. Es hängen dieſe Beſchräntungen mit ber 
unten R. 55, 56 beiprochenen Auffaffung des RVA. zufammen; dagegen aud« 
drüdlih Gebharb-Düttmann ©. 739 oben. Anmeldung zum Konkurs ald 
Unterbrejungsgrund: Dtto Mayer a. a. O, Anerkenntnis, befonders mit 
Bezug auf $ 208 BEB. nad Mafgabe ber Landeögefege, ebenda, ſowie ArbV. 
01 S. 361. 

1) Entſch. bayr. LWA. v. 20. Jan. 1899, Reger Vd. 20 ©. 297; dagegen 
aber AN. 02 &. 393 Nr. 969, letzter Abſatz. Gegen biefe Entſcheidung wiederum 
W. in ArbV. 02 ©. 493 fi. 

") Für bie Dauer ber Unterbredung in biefem Falle wird $ 211 BGB. 
ur Anwendung tommen. 

) Bat. $ 221 Abi. 1 8GB.; dagegen erkannte für das frühere Recht 
AN. 96 S. 270 Nr. 501 nur ein Einrederecht an. Über die Rückforderung 
trotz der Verjährung geleifteter Beiträge vgl. unten III, I und 2. 

"*) So jeßt AR. 00 5.828 Nr. 845 Abi. 4 unter Berufung auf bie unten 
bei N. 63 citierten Motive (die Anftalt fol nicht mehr in ber Lage fein, 
die verjährten Beiträge beizutreiben) und den Zufammenhang mit $ 146. 
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1. Im Gegenfag zu $ 168 enthält der $ 146 IVG. keine Ber- 
jährungs=, fondern eine Ausſchlußfriſt.n) Während ber einmal be- 
gründete Anfpruc auf die Beiträge feiner Natur nad} zeitlich um- 
beſchränkt ift, und Die Verjährung als ein mehr äußerlihes Moment ihm 
gegenübertritt, ift das Exlöfchen der Beitragsberechtigung durch Eintritt 
des Verſicherungsfalls und aud duch einfachen Zeitablauf mit dem 
Weſen der Verfiherungsbeiträge an fidh gegeben. Denn für ben erſten 
Tilgungsmodus fommt in Betracht, daß niemand gegen einen bereits 
verwirklichten Schadensfall noch DBerficherung nehmen fann,'®) und 
aud rein zeitlich ift an fih ein Anſpruch auf Anrechnung geleifteter 
und von der Verficherungsanftalt zur Dedung ihrer Verpflichtungen 
anzufammelnder Beiträge nur dann zuzugeftehen, wenn biefe Leiftung 
rechtzeitig und daher auch mit der Möglichkeit zeitlich ausreichender 
Nugung des Beitrags für die Verfiherungsanftalt erfolgte.) So 
ſtellt fi, jedenfalls nach der Auffafjung des jegigen Rechts, die Zu— 
läffigfeit nachträglicher Beitragsleiſtung als eine Erftredung eines an 
fich zeitlich gebundenen Rechts, nicht aber, wie das im Wefen der 
Verjährung liegt, ala eine Eindämmung eines an fich zeitlich 
ungebunbenen bar. 

2. Eine nahträglie®) Leiftung von Pflichtbeiträgen Tieß die 
Praris des RVA. unter der Herrſchaft des G. 89 ohne jede Zeit 


") Anders nod mein oben $ 51.R.2 citierter Aufſat, mo aber doch 
bereits mit der Möglicpfeit einer Auffaffung der Frift bes $ 146 ald gefepfiger 
Ausſchlußfriſt gerednet iſt. Daß übrigens aud bie offentlichrechtlichen Ber» 
jahrungsfriſten fih den Ausſchlußfriſten noch mehr, als die privatrechtlichen 
nähern, hebt Otto Mayer ©. 422 hervor, und es findet das in dem oben 
bei R. 16 behandelten Punkte feine Beftätigung. 

") Bol. ſchon oben $ 11 N. 3, 4, ſowie das unten N. 37 citierte Er- 
Tenntnis. 

") Bl. die Mot. Abſ. 2 zu $$ M-96 Entw. ©. 89. Auch das Erk. 
AN. 94 S. 79 Nr. 331, obfchon es mangels entgegenftehender Beftimmungen 
im G. 89 grundſatlich die unbeſchrankte Rahbringung von Beitragämarfen für 
Zeiten verſicherungspflichtiger Beihäftigung zuließ, erfannte doch an, „daß, 
vom rein verſicherungstechniſchen Standpunkte aus betrachtet, nur eine recht⸗ 
geitige Beitragsentrichtung geeignet fein würde, der Arbeiterverfiherung bie 
nötige finangiele Grundlage zu geben". 

we) Db eine folde vorliegt und für welche Zeiträume, beſtimmt ſich nad; 
ber Abficht des Leiftenden; vgl. oben $40 N. 30. Das Datum der Quittungs- 
karte entſcheidet nicht unbebingt (AR. 94 Nr. 332 S. 81 Abſ. 4, AN. O1 Nr. 901 
S. 406 oben; vgl. aber auch $ 51 R. 18, fowie Appelius in Mainzer Str. 
3.12 S. 65 a. €.). 
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beſchränkung zu.) Die dadurch herbeigeführte finanzielle Benach- 
teiligung der Verfierungsanftalten?') hat die Beftimmung des $ 146 
Sat 1 herbeigeführt, nach welcher auch die Leiftung von Beiträgen 
für verfiherungspflichtige Befchäftigung nur während zwei oder unter 
Umftänden vier Jahren geftattet ift. 


20) AR. 94 S. 79 Nr. 331 (vgl. R. 19), ſowie AR. 96 S. 269 Rr. 500 und AR. 96 
S. 307 Rr. 514 (dazu oben $ 41 R. 15); Hinfichtlich ber Nüdheziehung nad 
teäglicher Beiträge beſonders AR. 96 ©. 152 Nr. 479 Abſ. 2 a. €, ſowie UR. 
97 &.594 Rr. 624, aud) unten $ 53 0.5. — Fraglich mar die Anwendung 
des $ 146 auf bie vor dem Znlrafttreten des IB®. fällig gewordenen Beir 
träge. Das RB. hat angenommen: 8) Die Giltigfeit folder Veitragsmarken, 
melde zwar naditrägli, aber fhon vor dem 1. San. 1900 mirffem ver- 
mwenbet worden find, wird durch die Vorſchrift bes $ 146 ſelbſt dann nicht in 
Frage gefteltt, wenn in einer am 1. Jan. 1900 ſchwebenden Sage bad neue 
IB®. gemäß $ 193 desſelben zur Anwendung komm (AR 00 ©. 406 Rr. 792). 
Beim Einzugsverfahren entf jeibet bie bare Einzaflung vor dem 1. Zan. 1900 
AAN. 03 ©. 247 Nr. 1025); vgl. oben $ 40 R. 44 und unten R. 29. — b) Am 
1. Jan. 1900 noch rüdftändige Marten fönnen in ſchwebenden Saden ohne 
zeitlice Veſchrankung wirtſam nachgebracht werben, fofern gemäß $ 193 388. 
Tediglid) das bisherige Recht zur Anwendung tommt (AR. 00 ©. 408 Rt. 798). 
— 0) Abgefehen von dem Falle b findet ber $ 146 auf jede nad) 1899 für 
Zeiten vor 1900 erfolgenbe verwendung von Beiträgen Anwendung (AR. 00 
©. 694 Rr. 829). Im Gegenſatz zu dieſem Grunbfag Hatte vorher mein, oben 
$51N. 2 citierter Auffag im fozialpofitifhen Intereffe die analoge Anwendung 
‚von Art. 169 Abſ. 2 EB. zum BGB. auf $ 146 IB®. verteidigt. Gegen mid, 
‚aufgetreten waren Pauli in ArbV. 00 ©. 148 und Scherf in Mainzer Stſchr. 
8b. 10 S. 113. Auch die Kommentare von Ijenbart:Spielbagen, Gebs 
harb» Düttmann und Graßmann pflihten dem RVA. gegen mid bei. 
Dfne auf bie, wie es ſcheint, praktiſch erfebigte Frage tiefer einzugehen, will 
ich nur hervorheben, daß bie Auffafjung des $ 146 als Ausichlußfrift, welche 
bie Gegner zumeift gegen mich ins Feld führten und melde ich jetzt ſelbſt an- 
‚genommen babe, meine Anficht nicht zu Falle bringen konnte. Denn auch auf 
Ausſchlußfriſten (muß zwar nit, aber) kann doch nad; Lage des Falles ber 
Art. 169 Abſ. 2 cit. analog angewendet werben. Bl. Mot. zu Art. 102 des 
1. Entw. des EG. zum BGB. (Buttentag’jhe Ausgabe) S. 254 a. E., ſowie 
Planck, Kommentar Anm. 3 zu Art. 169. Ebenſo auch Weymann, der, mit 
ſehr beachtenswerten Ausführungen mir beipflitend, dem ABA. entgegentritt 
(Anm. 1). Endlich das RBA, jelbft mit Bezug auf $ 44 Abf. 3 IB. in 
AR. 00 &.648 Nr. 810. Far meine Anfiht aud 2. in ArbV. O1 ©. 358 ff. 

?1) Diefelbe war um fo größer, als vielfach „bie nachträgliche Entrichtung 
‚der Beiträge erft dann vorgenommen wurde, wenn ber Berficherungdfall ſchon 
‚eingetreten war oder nahe bevorftand“ und dann noch ber Beitrag nad ber 
Wichmannſchen Rlaufel in höherer Lohnklaſſe entrichtet wurde (Mot. Abf. 1 
au $ 111b Entw. 388.) 
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a) Berechnet wird die zwei oder vierjährige Frift von der 
Fälligkeit der Beiträge an (vgl. oben I, 2). Das erklärt fih??) 
aus dem Zufammenhange, in welchem bei der Pflictverfiherung 
Beitragspfliht und Beitragsberehtigung fteht, und aus der Abficht 
der Übereinftimmung ber für beide beftimmten Friften 22) Die Frift 
beträgt regelmäßig zwei Jahre. Die vierjährige greift Platz, „jo 
fern die Beitragsleiftung wegen verjpäteter Feftftellung einer bisher 
ſtreitigen Verfiherungspfliht oder aus anderen Gründen ohne Ber- 
ſchulden der Beteiligten unterblieben iſt“. Dabei kann nicht davon 
die Rede fein, daß volle vier Jahre unbedingt dann freibleiben, 
wenn zur Zeit der Fälligkeit die maßgebenden Entſchuldigungsgründe 
vorlagen; vielmehr wird die zweijährige Frift vom Fortfall des Ent- 
ſchuldigungsgrundes an berechnet, fo jedoch, daß im Intereſſe der 
Verfiherungsanftalt eine nachträgliche Beitragsleiftung keinesfalls 
nad Ablauf von vier Jahren feit der Fälligkeit zuläffig ift.”) Die 
verlängerte Frift ſetzt voraus, daß beide Beteiligte, der beitrags- 
pflichtige Arbeitgeber, wie der beitragsberechtigte Verficherte ohne 
Schuld an der Verfäumnis befunden werben,?') fo z. B. wenn die 
Berficherungspflicht der ganzen Berufsklaſſe, zu welcher der betreffende 
Verſicherte gehörte, in Theorie und Praxis zweifelhaft war, am Orte 
der Beſchäftigung verneint?) und erſt fpäter im Wege des $ 155 

2) An fi) fonnte daran gebacht werben, die für die Beitrags berecht igung 
geltende Ausfchlußfrift vom Zeitpunkt der erften Suläffigkeit ber Marken: 
verwendung an zu berechnen ; vgl. über biefen oben $ 45 II, 1. — Nach der gefeglihen 
Beftimmung ergibt fih für bie Nüdwärtäberehnung ber Friſt der Sap: Cine 
Beitragsleiſtung ift noch zuläffig, wenn bie Fälligkeit derjelben noch in die legten 
gwei Jahre vor der Entrictung fällt. Unzutreffend formulierten Iſenbart⸗ 
Spielhagen 1. Aufl. Anm. 20: „Ohne weiteres zuläffig ift die Nachverwenbung 
von Pflihtmarken für zwei Zeitjahre vom Bermendungätage ab zurückgerechnet.- 
Die Falligkeit, nicht die Beitrags: (Bejchäftigungs«) Woche entſcheidet. So richtig 
AR. 02 ©. 399 Ar. 978; vgl. jet auch Ifenbart- Spielfagen 2. Aufl.a.a.D. 

0) Bol. oben R.3. Die Berechnung nad) der Fälligkeit muß beim Ein- 
zugsverfahren auch dann gelten, wenn deſſen Termine ben nach $ 141 beftimmten 
vorangehen, trof ber Bedenken von Weymann Anm. 5. 

2) Die volle vierjährige Friſt greift baher nur dann Platz, wenn bad 
entihulbbare Hindernis die ganzen erften zwei Jahre hindurch fortgebauert 
bat. Der richtige Gedanke Liegt wohl au den Ausführungen von Graßmann 
Anm. 4 und Gebhard» Düttmann Anm. 6 Abf. 2 zu Grunde. 

2) AR. O1 ©. 194 Rr. 875; vgl. dazu oben $ 51 R. 15 und $ 45 R. 17. 

Me) AR. 04 ©. 361 f. Rr. 1118, 1119: Frühere Verneinung ber Berficher 
rungspflicht durch eine zur Durchführung ber Arbeiterverſicherung Berufene 
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zur autoritetiven Feftftellung gebracht wurde.) Solche Fälle gerade 
haben die als Beifpiel der Schulblofigkeit Hingeftellten Worte des 
Gefeges im Auge; dagegen genügt ein rein inbivibueller Streit 
zwiſchen den Beteiligten oder zwiſchen ihnen und der Anftalt über 
das Vorliegen einer verſicherungspflichtigen Beichäftigung nicht, um 
die Friſt willkurlich hinauszuſchieben, wenn nicht berechtigte Zweifel 
als vorliegend anzuerkennen find.?*) Den Beweis bes für die Ver- 
längerung ber Frift maßgebenden Tatbeftandes muß der Beitrags- 
berechtigte führen.?”) 

b) Bei Ausſchlußfriſten ift anders, als bei der Verjährung, von 
einer bloßen Unterbredung nicht die Rede. Die Frift wird entweber 
durch die Ausübung des Rechts innerhalb berfelben gewahrt, oder 
fie wird nicht gewahrt; im erfteren Falle ift das Recht für immer 
erhalten.?*) Gewahrt wird aber die für Die Beitragsberechtigung 
geſetzte Frift zunächſt durch die Beitraggleiftung felbft d. h. einer- 
ſeits dur die Markenverwendung, mag biefelbe von dem ver- 
pfliteten Arbeitgeber oder von dem Verſicherten erfolgt fein, anberer- 
feits aber beim Einzugsverfahren durch die Einzahlung der Beiträge 
an bie Einzugsftelle, gleichviel, ob und wann von biefer die Ein- 
Hebung der entjprehenden Marken vorgenommen wird.) Man 





Behörde, Belanntmadung einer Anftalt, ſchiedsgerichtliche Abweifung des früheren 
Aliersrentenanſpruchs. 

2) Nicht nötig iſt, daß bie Feſtſtellung mit Bezug auf diefe Beteiligten 
erfolgte. 

©) So aud Gebhard: Düttmann ©. 639 oben. Die GEntſcheidung über 
die Anwendbarkeit der vierjährigen Frift wird letztens im Nentenverfahren ers 
folgen. Über die Webeutung des Aufrehnungsverfahrens dafür vgl. oben 
$ 41 II, 1 und 2. Der Berfierte lann ſchon vor Eintritt des Verſicherungs⸗ 
falles von der Anftalt eine Anerkennung ber gemahrten Frift verlangen und 
wird auch eventuell im Wege des $ 155 gegen fie vorgehen Zönnen; fo Iſen⸗ 
bart-Spielhagen Anm. 3, zweifelnd aber Bebharb-Düttmann Anm.6a. E. 

2) Gebhard» Düttmann Anm. 6 Abſ. 2 a. E. 

2) Es beginnt nicht etwa nad) der Wahrungshandlung ber Lauf ber Frift 
von neuem; vgl. Coſack, Lehrbuch des bürg. R. I S. 266 litt. c. 

») Das kommt aud ben in Marfenbewahrfarten ober Couverien aufr 
bewahrten Marken zugute. — Der Satz bes Textes ift eine Konfequenz der 
Auffafung, welche oben $ 40 N. 44 über bie Bedeutung der Marfenvermenbung 
im Einzugsverfahren entwidelt wurde. Gr wird aber au) von Weymann 
Anm. 3 gebilligt, obwohl dieſer jene Brundauffaffung nicht teilt. Übereinftimmenb 
jegt AN. 03 ©. 247 Nr. 1025, aud) ©. 249 Rr. 1026 (Untericjlagung ber recht ⸗ 
zeitig erhobenen Beiträge durch einen Beamten der Einzugäftelle und Ab» 
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muß aber auch weitergehen. Nicht bloß wird der Einzahlung im 
Einzugsverfahren bie 3. B. im Kontroll- oder Berihtigungsverfahren 
an fonftige zuftänbige Stellen erfolgende auch hier?) gleich zu be— 
handeln fein, fondern es muß der wirklichen Beitragsleiſtung auch 
jede Handlung der Beteiligten an die Seite geftellt werben, durch 
welche dieſe einer zuftändigen amtlichen Stelle gegenüber alles getan 
haben, um die Beitragsberechtigung zur Geltung zu bringen. Da» 
bin gehört insbefondere das tatfächliche Anbieten der Beiträge z. B. 
an eine Einzugsftelle, mag basfelbe auch zurüdgemiefen worden fein, 
ober auch die Einleitung eines auf die Bejahung ber Verfiherungs- 
pflicht gegen die Verfiherungsanftalt oder auch den Arbeitgeber?") 
gerichteten Streitverfahrens.) In allen diefen Fällen fteht dann 
der wirklichen Beitragsleiftung auch nad Ablauf der Friſt nichts 
mehr entgegen. 


ec) Iſt die Frift nicht gewahrt, fo ift die Beitragsberechtigung 
endgiltig erloſchen; die Beitragaleiftung ift „unzuläffig“ oder wie 
Sat 2 deutlicher fagt, der Beitrag „darf“ nicht mehr entrichtet 
werben, der trogdem entrichtete ift „ummirffam“. Daraus geht mit 
aller Deutlichkeit hervor, daß nad fruchtlofem Verftreichen der Frift 
der Beitrag nicht bloß von den Beteiligten nicht mehr angeboten, 
fondern auch von der Verficherungsanftalt wirkſam nicht mehr an- 
genommen werben Tann. Die legtere kann durch ihre Zuftimmung 
zur nachträglichen Beitragsleiftung dieſer Teine Wirkſamkeit ver- 


führung derfelben an bie Berfiherungsanftalt durch Markenverwendung erft 
nad Ablauf der Friften des $ 146). 

0) Bgl. oben $ 40 bei N.45. Übereinftimmend Gebhard-Duttmann 
Anm. 5 Abſ. 2 und Weymann a. a. O. 


3) Auch die Einleitung eines Streitverfahrens gegen den Arbeitgeber wird 
genügen, zumal in bemfelben nad) $ 155 Mb. I die Anftalt in ber Regel zu⸗ 
gezogen werben foll. Entſcheidend in beiden Fällen ift aber, daß der zu Ber- 
fiernde wohl befugt erſcheint, wenn er beim orliegen eines Streites über 
feine Beitragapflicht zunächſt, anftatt ſelbſt zu Heben, die Entſcheidung besfelben 
herbeifüßrt. 

3) Bol. Weymann a.a.D., ſowie Scherf in Mainzer Ztſchr. Bb. 10 
©. 114 a. E. Dagegen aber AR. 02 &.393 Nr. 969, lehter Abfag, Saf 1 
und 2 (val. oben R. 18); doch geht aus der Entf eibung nicht hervor, ob das 
GStreitverfaßren nur gegen ben Arbeitgeber, oder auch gegen bie Anftalt ges 
richtet war. 

Rofin, Recht der Arbelterverficherung. Banb IT. 35 
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leihen: der $ 146 enthält nicht bloß vermittelndes, fondern all- 
feitig zwingendes Recht.?°) 


3. Befondere Friften gelten für die freimillige Verſicherung 
in allen ihren Formen und für die freiwillige Höherverſicherung. 
Die Frift beträgt hier ein Jahr; fie beginnt bei der freimilligen 
Verſicherung, bei welder von einer Fälligkeit geſchuldeter Beiträge 
nit die Rede ift, naturgemäß von Ende derjenigen Woche an, für 
welche der Beitrag beftimmt war. Das gleiche Prinzip ift dann 
auch auf die freimillige Höherverfiherung übertragen, obgleich hier, 
da fie fi an eine Pflichtverſicherung in niedrigerer Lohnklaſſe an- 
fließt, auch die Fälligkeit der entſprechenden Pflichtbeiträge hätte 
in Betracht kommen können. Ob die hiernach zuläffige einjährige 
Nacentrihtung mangels jeder Unterfcheidung bes Gefeges fofort 
auch demjenigen zugute fommen Tann, ber an einem beftimmten 
Termine mit ber Seldftverfiherung (vgl. oben $ 4 Ziff. 1) beginnt?*) 
oder ob ein folder Marken früheftens für diejenige Woche Kleben 
darf, in welcher er den Antrag auf Ausftelung einer Quittungs- 


ꝛ) Der Wortlaut des Geſetzes trifft zunächft nur den Fall, wenn innerhalb 
der Ausſchlußfriſt überhaupt ein Beitrag nicht entrichtet ift. Die Beftimmung 
muß aber ebenfo für die Nachentrichtung von Beiträgen in der gejeglih 
vorgefhriebenen Höheren Lohnklaffe gelten, wenn folde in einer niederen 
rechtzeitig entrichtet find. Die letzteren bleiben anrechenbar. Vgl. AR. O1 S. 407 
Nr. 903, AN. 03 ©. 549 Nr. 1081 und oben $ 51 R.7. Zweifelhaft ift ber 
Fal, wenn Marken einer unzuftänbigen Anftalt rechtzeitig entrichiet find und 
8 ſich ofme Anderung ber Lohnklafſe lediglich um bie Nachbringung zuftänbiger 
Marken Handelt. Die Zatfache, daß Hier überhaupt anrechnungsfähige Marken 
nicht vorliegen (vgl. oben $ 51 N. 6), während andererſeits ber volle Marken: 
wert verwendet ift und es einer Nachzahlung nicht mehr bedarf, kann vom 
Standpunkte der Billigkeit dafür ſprechen, Bier, wie au Weymann Anm. 5a 
5f.3 zu $ 141 gegen Gebhard: Düttmann Anm.4 zu $146 mil, bie 
Seitbeſchrankung bed $ 146 nicht anzumenben. Freilich Tommt bagegen in 
Betradit, daß auch in biefem Fall bie Nuhung der urjprünglichen Beiträge der 
zuſtandigen Anftalt entzogen bleibt. Indeſſen läßt ſich diefer Einwand wiederum 
dadurch entfräften, daß einerſeits ein erheblicher Zeil ber Beiträge oßnehin dem 
Gemeinvermogen zufließt und für den Reft im Rahmen aller bier in Betracht 
Tommenben Fälle vorausfigtlid eine Ausgleichung zwiſchen ben verſchiedenen 
Anftalten ftattfinden wird. Übereinftimmenb jet (nad; Rieberigrift) AR. 08 
©. 549 Nr. 1081. 


) Vorausgeſetzt natürlich immer, daß feine Fähigkeit zur Selbftverficherung 
auch ſchon vorher beftanben hat. 
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karte angebracht hat,?°) konnte zweifelhaft fein. Die letztere Anſicht 
erſcheint als die richtige. Der Beginn ber Selbftverfiherung hat 
nad der Auffaffung des Geſetzes ($ 14) die formale Beveutung 
eines „Eintritts in bie Verfiherung“. Vor ihm befteht feine 
Beitragsberehtigung, welche nachträglich ausgeübt werben Fönnte; 
fie dem nunmehr Selbftverficherten zuzuſprechen, wäre eine Fiktion, 
für welche $ 146 feine Handhabe bietet. 

4. In den zweiten Satz des $ 146 ift eine Beftimmung ein- 
gehoben, melde fi gleichfalls auf die freiwillige Verſicherung 
bezieht, aber über die rein zeitliche Begrenzung ber Beitrags- 
beretigung nad verſchiedenen Richtungen hinausgeht. Danach 
dürfen freiwillige Beiträge und freimillig höhere Beiträge „nad; ein= 
getretener Erwerbsunfähigfeit ($$ 15, 16) nachträglich oder für bie 
fernere Dauer der Erwerbsunfähigfeit nicht entrichtet werben". _ 

a) Die Beftimmung, daß nad} eingetretener Erwerbsunfähigkeit, 
mag biefelbe eine wirklich ($ 15) oder nur fiktiv ($ 16) dauernde 
fein, für die nunmehr laufenden Wochen Feine freimilligen Beiträge®®) 
entrichtet werben bürfen, gehört, genau genommen, ſyſtematiſch gar 
nicht in den Zufammenhang des $ 146. Sie bezieht fi nit auf 
die Dauer einer einmal entftandenen Beitragsberedhtigung, fondern 
auf die Vorausfegungen für die Entftehung einer folden, die Ver— 
ſicherungsberechtigung. In diefem Sinne ift fie bereit# oben in 
$ 11 I], DIE erlebigt worden. 

b) Dagegen bezieht fi allerdings auf die Dauer der Beitrags- 
berechtigung die weitere Norm, daß nad) Eintritt der Erwerbs- 
unfäbigfeit auch für vorher liegende Wochen Feine freiwilligen oder 
freiwillig Höheren Beiträge mehr entrichtet werben dürfen,%) nur 
daß es hier nicht der reine Zeitablauf, fondern der Eintritt des Ver- 
figerungsfalles ift, der die früher entftandene Beitragsberehtigung 


%) So AN. 02 ©. 549 Nr. 1006, 03 S. 371 Re. 1045 in fibereinftimmung 
mit Sfendart-Spielhagen Anm. 6 Schlukabfag zu $ 14 und Weymann 
Anm. 9 zu $ 146 gegen Bebharb-Düttmann Anm, 9 zu $ 146. 

3) Das Berbot der laufenden freiwilligen Göherverfiherung nad ein- 
getretener Invalidität beburfte überhaupt Teiner Hervorhebung, da mit jenem 
Momente zugleich ihre Grundlage, die Verſicherungspflicht wegfällt; vgl. oben 
sul 

300) Die Grfegung freimillig beigebrachter, aber unzufänbiger durch zu⸗ 
ftändige Marken wird auch nad) Eintritt der Invalidität (und ebenfo des Alters) 
gemäß dem oben N. 33 Entwidelten umfomehr als zuläffig gelten müffen. 


35* 
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zum Erlöſchen bringt. Der Grundfag ſelbſt entſpricht der bisherigen 
Praris;?") die ratio legis, melde ihn zugleich mit der unter litt. a 
erwähnten Norm verbindet und beiden ihre Eigenart gegenüber den 
fonftigen Beftimmungen des $ 146 verleiht, tft bereits oben II, 1 
bei N. 18 zur Sprade gekommen. Wenn aber das Erlöſchen der 
Beitragsberechtigung ausbrüdlich auch an die nah $ 16 IVG. be- 
ftimmte Erwerbsunfähigfeit gefnüpft ift, fo Tann das nur Die Bes 
deutung haben, daß nach Ablauf der dort bezeichneten kritiſchen 
26 Wochen die Beitragsberedhtigung wegfällt.) Solange dieje 
noch laufen, bleibt die nachträgliche Beitragsentrichtung zuläffig und 
ebenjo mirb fie wieder zuläffig werben, wenn wieder Erwerbs- 
fähigfeit eingetreten ift, ſoweit nicht inzwiſchen durch Zeitablauf die 
Beitragsberehtigung gänzlich erloſchen iſt. Daß im Gegenfag zur 
freiwilligen Verfiherung rüdftändige Pflichtbeiträge auch noch nad 
Eintritt der Erwerbsunfähigkeit entrichtet werden müffen und dürfen, 
indem hier der Gedanke ber durch die verfiherungspflictige Be— 
ſchäftigung materiell begründeten Fürforge (vgl. Bd. I $ 42) den 
der Verfiherung überwiegt, entſpricht gleichfalls der bisherigen 
Praxis?) und wird auch durd den Wortlaut des Geſetzes vermöge 
eines ſicheren argumentum e contrario gemwährleiftet. Für 
Pflichtbeiträge findet alfo nur die in Sag 1 geregelte Aufhebung 
ber Beitragsberehtigung durch Zeitablauf Anwendung. 

ec) Neben der Invalivität bildet aber zugleich auch das Alter 
einen Gegenftand der Invalidenverfiherung. Hier kann man, mie 
auch die Motive beftätigen,'%) nicht ohne weiteres per argumentum 
e contrario jede Bedeutung feines Eintritts für die Beitrags- 
bereitigung leugnen. Zwar fließt aus verfchiedenen, bereits oben 
$ 11.N.4 erörterten Gründen die Vollendung des 70. Lebens- 
jahres die laufende freiwillige Verfiherung (abgefehen vom Eintritt 
in die Selbftverfiherung) nicht aus; dagegen Tann es auch hier nicht 
unbedingt geftattet fein, nad} Eintritt des Verficherungsfalles nun, wo 
der Vorteil der verfäumten Beitragsleiftung berechenbar auf der Hand 


3) AR. 94 ©. 79 Rr. 332. Die Nachbringung auch von freiwilligen Beis 
trägen an fi) wird Bier grundſahlich zugelaffen. 

=) AN. 00 ©. 696 Nr. 830. 

) AN. 96 ©. 269 Nr. 500 mit AR. 99 ©. 636 Nr. 765 Abſ. 4. 

) Abſ. 4 zu $ 111b Entw. JVG.: „bezlehungsmeife 70 Jahr alt ift“ mit 
Abſ. 1: „der Berfiherungsfall ſchon eingetreten war“. 
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liegt, diejelbe nachzuholen.‘%) Nur inwieweit biefer Gedanke 
wirkſam werben fol, Tann erörtert werden. Daß dabei die nad= 
trägliche Beibringung freimilliger*') Beiträge, ſoweit fie zeitlich über- 
haupt zuläffig iſt, auch wenn fie nach erreichtem 71. Lebensjahre er- 
folgt, für den fünftigen Anſpruch auf Invalidenrente volle Wirkung 
bat, ift unzweifelhaft. Mit Bezug auf den Altersrentenanfpruch hat 
bagegen das RVA. bereits unter dem früheren Recht zutreffend an= 
genommen,*?) daß die zur Erfüllung ber Wartezeit nah dem 
70. Geburtstage‘) nachgebrachten freiwilligen Beiträge Teinesfalls 
auf die vor bemfelben liegende Zeit angerechnet werben können. 
Dagegen hat das Amt, wenn die Nachentrichtung erft einige Zeit 
nad) dem 70. Geburtstage erfolgt war, es für zuläffig erachtet, bie 
Anrechnung von diefem Tage an vorzunehmen und die als „nicht 
unzweifelhaft" anerkannte Frage, ob die Anrechnung nit erft vom 
Tage der Einklebung an erfolgen dürfe, im wejentlihen aus dem 
praktiſchen Grunde verneint, „weil fih auf diefe Weife ftet? ein 
fierer Anhalt für den Rentenbeginn gewinnen läßt,“) deſſen 
möglichfte Zurüdverlegung in die Vergangenheit auch der Abſicht 
des Verficherungsnehmers regelmäßig am meiften entiprehen wird“. 
ee) Bel. hier die obige R. 362. 

+) Für Pflichtbeitrage gilt im ganzen litt. b a. E.; vgl. AR. 94 3.79 
Nr. 331 und oben R. 39. 

2) AR. 94 Nr. 332 S. 82 Ab. 1. — Nah AN. 96 8.472 Nr. 536 folte 
der Grundſatz ber Entf. 332 keine Übertragung auf den Fall erleiden, wo 
zum Swede freiwilliger Fortſehung des Verſicherungsverhaitniſſes irrtümlich 
Pflichtmarken verwendet waren und es fi nad Eintritt des Verfiherungsfalles 
um beren Erfeung durch Doppelmarfen im Wege der Berichtigung handelte. 
Die zur Begründung befien gegebene Begriffäbeftimmung der Berichtigung ift 
jedenfalls nach neuem Rechte nicht mehr beweiskräftig, wie die Entſch. Nr. 903 
(ogl. oben R. 33) zeigt und auch in biefer (Abſ. 4, Schlußſatz) anerkannt ift. 
Nachdem indeffen dad IVG. die Zuſatzmarken überhaupt befeitigt Hat, find nad 
AN. 00 ©.697 Rr. 831 die vor dem 1. Ian. 1900 irrtümlich verwendeten 
Pflichtmarlen ohne weiteres, namentlich aud ohne eine Umrechnung nad bem 
Berte von Doppelmarken, anrechenbar. 

4) Unter Geburtötag verftehe ich Hier den Tag der Wiederkehr des Tages 
der Geburt; vgl. Bb.I S. 304. Das RBA. redet in AN. 00 ©. 676 Rr. 80 
Abſ. 2, entgegen dem gewöhnlichen Sprachgebrauch, vom „71. Geburtstage“ als 
dem mögligen Beginn ber Alterärente. 

+) Die Rente beginnt dann an dem Zeitpunkte, welcher ſich ergibt, wenn 
man bie zur Erfülung der Wartezeit erforderlichen, nachträglich belegten Beis 
tragswochen dem Datum des 70. Geburtstages hinzurechnet (AR. 96 ©. 82 
Nr. 332 Schlußabſatz). 
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Ich kann den praftifhen Erwägungen des Gerichtshofs nur ſoweit 
folgen, daß ich die Anrechenbarfeit der nadentrihteten Beiträge 
vom 70. Geburtstage am zugebe, wenn ſich ein fpäterer Klebetermin 
nicht mit Sicherheit feftftellen läßt. Im übrigen aber halte ich die 
Anrehnung erft vom Tage der Einklebung an für geboten. Sie 
folgt, wie ich glaube, mit Notwendigkeit aus dem vom RB. felbft 
eingenommenen prinzipielen Standpunkte. Daß überhaupt nad 
dem 70. Geburtstage Verficherungsbeiträge mit Wirkung für den 
Altersrentenanfpruch entrichtet werben fünnen, gründet fi), wie oben 
$ 11.N.4 näher ausgeführt wurde, darauf, daß der Gegenftand 
der Altersverfiherung nicht bloß gerade die Erreihung bes 
71. 2ebensjahres, fondern auch, wenn diefer Zeitpunkt überfchritten 
ift, die Erreichung jedes höheren Lebensalters bildet. Dann tritt 
aber bier der Verfiherungsfall nicht bloß einmal und definitiv (mie 
bei ber mvalidenverfiherung im eigentlihen Sinne) mit dem 
70. Geburtstage, fondern immer von neuem mit jedem höheren 
Altersmomente ein. ft dem aber fo, fo bebeutet nicht blos die 
Anrehnung mit Rückwirkung über den 70. Geburtstag zurüd, 
fonbern jede ſolche Rüdanrehnung über den Beibringungstermin 
hinaus einen Widerſpruch mit dem „Grundfag, wonach der Ver- 
ſicherte nach Eintritt des Verficherungsfalles" (hier desjenigen, der 
fih im Moment des Einklebens realifiert) „nit mehr in der Lage 
tft, freiwillige Beiträge für eine frühere Zeit beizubringen“. Wie 
man aber aud darüber denken möge: richtig ift jedenfalls der vom 
RVA. neuerdings eingenommene Standpunkt, daß auch durch $ 146 
IVO. nichts an der aus allgemeinen Grundfägen ſich ergebenden 
Beſchränkung der nachträglichen Entrichtung freiwilliger Beiträge 
nad dem Eintritt des gejeglichen Alters geändert ift.*) 

d) Außer den angeführten hatte die bisherige Judikatur auch 
noch andere Fälle ungefchriebenen Rechts entwidelt, in denen bie 
nachträgliche Beibringung freimilliger Beiträge durch den Eintritt 
gewiſſer Exeigniffe ausgeſchloſſen fein follte. Someit biefelben mit 
dem Inftitute des Erlöſchens der Anwartſchaft ($ 32 ©. 89, $ 46 
IVO.) im Zufammenhange ftehen,t*) werden fie an fpäterer Stelle 

) Bl. die N. 43 eitierte Entſch. 

) AN. 99 &. 776 Rr. 780 und die dort meiter citierte Entih. AR. 94 
Nr. 332 Abſ. 2. Über die Einwirkung der Rechtskraft vgl. unten $ 72 bei 
N. 86. — Aufgeworfen werden kann aud) noch die Frage, welchen Einfluß der 
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erörtert werden. Hier möge nur noch hervorgehoben werben, daß 
das RVA. den von ihm früher aufgeftellten, ſchon damals nicht 
unbedenklichen Sag, nah welchem Marken für eine Zeit freiwilliger 
Weiterverfiherung dann nicht mehr follten nachgebracht werben 
können, wenn von neuem ein Eintritt- in verfiherungspflichtige Be— 
Tchäftigung erfolgt fei,") jegt, als mit den befonderen Vorſchriften 
des $ 146 nicht mehr vereinbar, felbft fallen gelaffen hat.*°) 

II. Die Beftimmungen des $ 168 über die Verjährung bes 
Beitragsanſpruchs und die des $ 146 über den zeitlichen Ausfchluß 
der Beitragsberehtigung ftehen in einem gewiſſen inneren Zu= 
fammenhange, der bei der Beratung des IVG. auch dadurch zum 
Ausdrud gefommen if, daß man die vierjährige Verjährungsfrift 
des früheren $ 137 ©. 89 mit der grumbfäglich zweijährigen bes 
$ 146 IVG. im Sinne der legteren in Einklang brachte (vgl. oben 
N. 3). Nichtsdeſtoweniger findet doch nicht in allen Fällen ein 
gleichzeitiger Ablauf der Friften aus $ 168 und $ 146 IUG. ftatt, 
was zu ſchwierigen Rechtsfragen Beranlafjung gibt. 

1. Iſt ſowohl der Beitragsanſpruch verjährt, als auch die Bei— 
tragsberechtigung erloſchen, fo befteht nad feiner Seite hin mehr 
eine rechtliche Möglichkeit für Forderung, Leiftung oder Annahme 
des betreffenden Beitrags. Ein trogdem zu diefer Zeit bewirkter 
Beitrag kann zurüdgeforbert werben.*?) 

2. Iſt die Beitragspflicht verjährt, während die Beitrags- 
berechtigung noch befteht, was namentlich in den Fällen der in $ 146 
Zob bed Verſicherten auf die Beitragäberehtigung ausübt. Da rüdftänbige 
Pflichtmarken nad) dem Tode des Verſicherien von deſſen Arbeitgeber, ſoweit 
fie nicht verjährt find, beigetrieben werden können und daß fie dann den Erben 
eineß Rentenberechtigten für ihren Anſpruch auf Rente bis zum Todestage bed 
legteren zugute kommen, ift in AR. 96 S. 306 Rr. 513 zutreffend ausgeführt. 
Dann Tann es aber auch den Erben felöft nicht verwehrt werben, eventuell an 
Stelle des Arbeitgebers, bie geſchuldeten Beiträge noch felbft zu entrichten. Die 
Anwendung auf die freimilige Berfiherung ließ das Amt damals ausbrüdlid 
außer Betracht. Und in der Tat möchte ich diefelbe verneinen, da der bei jedem 
einzelnen freiwilligen Beitrage ſich wiederholende Willensentſchluß des Be 
rechtigten ein hochſt perfönlicher ift und fein muß. 

M) AN. 94 S. 140 Rr. 366 (mit Bezug auf den jegt fortgefallenen $ 119 
9.59) und AR. 96 ©. 394 Rr. 526 (mit Bezug auf bie einfa—e Weiter- 
verfiherung des $ 117 ©. 89). 

) AR. 00 ©. 696 Nr. 830. 

*) AR. O1 S. 393 Rr.892 Abſ. 2 a. €. 
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ausnahmsweiſe vorbehaltenen vierjährigen Friſt geſchehen ann) 
fo kann zwar die Beitraggleiftung auf feiten bes Pflichtigen nicht 
mehr erzwungen werben,?') wohl aber kann dieſer freiwillig und 
ebenfo der Verſicherte jelbft??) noch immer ben Beitrag mit voller 
Rechtswirkſambkeit leiften.”%) Der Beitrag bleibt in feinen Wirkungen 
@. 8. $ 29 Abf.2) trog der Verjährung der Beitragspflicht ein auf 
Grund der Verficherungspflicht geleifteter. Eine Rüdforberung mit 
Berufung auf bie eingetretene Verjährung ift ausgeſchloſſen. 

3. Höchſt zweifelhaft ift aber die Rechtslage, wenn die Ver- 
jährung noch nicht abgelaufen ift, trogbem aber die Beitrags- 
berectigung nad) $ 146 erloſchen ift. Abgefehen von ber Über 
gangszeit, während deren die früher vierjährige Frift des $ 137 
G. 89 noch in das neue Recht hinübergreifen Fonnte (vgl. oben 
N. 3), können Fälle diefer Art namentlih an die Möglichkeit einer, 
auch wiederholten, Unterbrehung der Verjährung anknüpfen. Dies 
felben haben num ſchon bisher die verſchiedenartigſte Beurteilung 
erfahren. Eine Anficht??) will dem Beitragsanſpruch, fo lange er 
befteht, ſchlechthin die Kraft zufchteiben, die Beitragsberechtigung 
nad fi zu ziehen, die danach trog $ 146 jedenfalls, wenn nicht 
länger (Ziff. 2), bis zum Ablauf der Verjährung in vollem Um— 
fange beftehen bleiben fol. Nicht foweit geht das NLA.) Es 
geftattet nach Ablauf der Friften des $ 146 zwar nicht mehr die 

®) Die vierjührige Frift wurde erft in der 3. Leſung ohne meitere Erz 
Örterung eingeſchaltet (Sten. Ber. 6.2548 D). — Man benfe ferner an bie 
oben II, 2b erörterten Falle, in denen die Frift durch Rechtsausübung, aber 
ohne wirkliche Zahlung gewahrt wird. 

1) Die eingetretene Verjährung muß auch hier, wenn der In Anfprud Ger 
nommene fi; nicht pofitio zur Leiftung bereit erflärt, von Amts wegen ber 
züdfihtigt werben (ogl. oben I, 4). 

52) Natürlich, ohne einen Erftattungsanfprud gegen ben durd die Ber- 
jahrung befteiten Arbeitgeber geltend machen zu Tönen. 

v2) Übereinftimmend Weymann Anm. 6 Abſ. 2 zu $ 146; dazu aud AR. 

+96 Rr. 479 ©. 153 Abſ. 1. 

») 2. in ArbB. O1 ©. 360 

*) AN. O1 S. 544 Nr. 921, mit Bezug auf $ 168 einen Fall ber Über- 
gangszeit betreffend. Tatſachlich ebenfo, aber ohne weitere Begründung AN. 02 
&.393 Nr. 969, letzter Abfag. Übereinftimmend in gemiflem Umfange (vgl. 
aber unten N. 59 und 598) aud Ifenbart:Spielhagen Anm. 7 zu $ 168 
und Beymann Anm. 5 Schlußabſatz zu $ 163; vgl. aber dagegen des Iegteren 
Bemerkung in Anm. 6 Abſ. 1 zu $ 146 
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freiwillige Nachentrichtung von Beiträgen, zu welcher es aud bie 
Einziehung von ſolchen durch eine Einzugaftelle rechnet,) wohl aber 
legt e8 den im Beitreibungswege *) erhobenen Beiträgen bie volle 
Wirffamfeit bei, indem es davon ausgeht, daß „$ 146 nur bie freis 
willige Nachentrichtung von Beiträgen", nicht aber „die Beitreibung 
im Sinne bes $ 168" „im Auge hat“. Im Gegenfag dazu wollen 
Gebhard-Dättmann?”) die Wirkungen von 88 146 und 168 
völlig getrennt halten: bie Verfiherungsanftalt fol die noch unver- 
jährten Beiträge in jeder Form einziehen und eintreiben dürfen, 
ohne fie aber, wenn die Friften des $ 146 verftrichen find, auf die 
Verfiherung anrechnen zu müflen oder zu dürfen. Eine vierte 
Anfiht möchte ich felbft für zutreffend halten, melde das gerabe 
Gegenftüd zu der oben erfterwähnten darftellt: die erloſchene Bei— 
tragsberechtigung zieht auch den Beitragsanſpruch nad) fi, fo daß 
die Verjährung besfelben, wenn nicht früher, fpäteftens mit dem 
Ablauf der in $ 146 georbneten Friften eintritt. 


Gegen die beiden erften Anfichten ſpricht grundſätzlich, daB fie 
das innere Wertverhältnis der Beftimmungen in $$ 146 und 168 
umfehren. Der $ 146 bringt die Nüdfichten auf die geordnete 
Finanzwirtihaft der DVerficherungsanftalten, alfo ein eminent 
allgemeines und öffentliches Interefie zur Geltung; der $ 168 will 
in erfter Reihe dem Intereſſe der einzelnen Verpflichteten gegen 
allzulange Beunruhigung mit Beitragsforberungen Schuß verleihen. 
Nicht der $ 168 kann danach den $ 146, fondern der $ 146 muß 
mit feinem Schwergewiht den $ 168 nad ſich ziehen.) Diefer 


5) AR. O1 ©. 392 Nr. 892; vgl. oben N.12. Es geht allerdings aus ber 
Entſcheidung nicht ganz Har hervor, ob in ihrem Falle, wie wahriheinlicher, 
die Einzahlung der Beiträge an die Einzugäftelle auf Grund einer Aufforderung 
derſelben ober ohne folde erfolgt war. Im Text ift immer nur von „eins 
gezogenen“ Beiträgen bie Rebe, mas bie fpontane Zahlung nicht unbedingt 
ausſchließt. 

) Es genügt freilich nad) AN. O1 ©. 544 Nr. 921 Abſ. 3 „eine formliche 
Aufforderung ſeitens des Kontrollbeamten“; dod wird nad Ab. 4 voraus⸗ 
geiegt und zum Gegenftande eines Veweiſes gemacht, daß derfelbe gerabe die 
Befugnis zur Beitreibung rüdftändiger Beiträge gehabt Habe (vgl. oben 
3.12). . 

”) Anm. 13 zu $ 168. 

%*) Davon machte ja aud dad REN. ſelbſt in feinem oben R. 16 citiertem 
Ert. eine Anwendung. 
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Standpunkt ift auch im Geſetz dadurch auf das deutlichfte zur Er- 
ſcheinung getreten, daß man bie Frift bes $ 168 mit der des $ 146, 
nicht umgekehrt in Einklang gebracht hat. Das RVA. im befonderen 
geht aber von der irrigen Auffaffung aus, als habe $ 146 nur 
die freiwillige Nachentrichtung von Beiträgen im Auge. Er hat 
fie „auch“,5%) aber nicht allein im Auge. Er regelt vielmehr fchlecht- 
bin Wirffamkeit und Anrechenbarkeit der Beitragsleiftung nad) zeit- 
lichen Geſichtspunkten, gleichviel, ob diefelbe freimillig oder im Wege 
des Rechtszwanges erfolgen ſollte. Sein Inhalt ift die zeitliche 
Beſchränkung der Beitragsberechtigung; aber es ift eine Verkennung 
des Begriffs der Iegteren, wenn man fie lediglich als bie Befugnis 
zur freiwilligen Leiftung von Beiträgen auffaßt. Dazu kommt, 
daß auf der anderen Seite der vom RVA. aufgeftellte Gegenjat 
unhaltbar ift. Die Tatſache der Nichtverjährung von Beiträgen be- 
deutet doch nicht bloß die fortdauernde Fähigkeit zur Veitreibung 
derfelben, fondern noch vielmehr, weil das ein minus ift, bie zur 
zwanglofen Einforderung’®) und zur Annahme freiwillig angebotener 
Beiträge. Vom Standpunkte des RVA. ift daher die das Einzugs- 
verfahren betreffende, oben in N.55 erwähnte Entfcheidung nicht 
aufrecht zu erhalten, und die Auffaffung des Amtes geht folgerichtig 
in die Eonfequentere, an erſter Stelle bargelegte über. Was aber 
die Meinung Gebhard-Düttmannz anlangt, fo muß mit ben 
gegen fie gerihteten Ausführungen Ifenbart-Spielhagens und 
Weymanns") angenommen werben, daß es gegen Die ganze 
Struftur des Gefeges verftoßen würde, Beiträge anzuerkennen, denen 
der eigentliche und noch möglihe®') Zweck ber Beitragaleiftung in 

*) Zfenbart:Spielfagen Anm. 7 geile 2 zu $ 168. Der Satz des 
Textes fteht, wie kaum hervorgehoben zu werben brauchte, mit ber bei Ziffer 2 
entwidelten Auffaſſung nicht in Wiberjprud. Die lehtere berußt nicht darauf, 
das $ 146 nur die Fälle freiwilliger Nachentrichtung umfaßt, ſondern darauf, 
daß dieſe übrig bleiben, wenn man aus ihm bie Beitreibungafälle des $ 168 ftreicht. 

me) Zfenbart-Spielhagen meinen daher auch (ofne eine Einſchrankung 
im Sinne der Entf. Nr. 921, oben R. 56), daß „eine zwangsweiſe Entri—htung 
in diefem Sinne ſtets ſchon dann anzunehmen ift, wenn eine Aufforderung zur 
Zahlung ber Beiträge feiten® der Verfiherungsanftalt oder ber Einzugäftelle 
ergangen ift, mögen die Beiträge dann auch eingegangen fein, one daß irgend 
melde Zwangsmaßregeln zur Anwendung gelangt find“. Zurüdhaltender wohl 
die 2, Aufl, welche auch nur von „eigentlichen“ Zwangmaßregeln fpricht. 

*) Anm. 7 Abſ. 3 bezw. Anm. 5 Schlukabfag zu $ 168. 

eij In diefem Punkte ſcheidet fih ber Fall, den Gebharb-Düttmann 
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einer die Nachteile verfäumter Beitragsleiftung über das Maß 
ſteigernden Weife entzogen ift. 

Daß demgegenüber die hier vertretene Auffafjung?) der Abficht 
der gefeßgebenden Faktoren entfpricht, kann nicht bezweifelt werben. 
Denn biefelbe ging, wie die öfters erwähnte Abänderung der in 
$ 137 ©. 89 beftimmten Friſt bemeift, dahin, die amtliche Ein- 
forderung von Beiträgen, welche nicht mehr nachentrichtet werben 
dürfen, auszuſchließen. Es follte, wie die Motive") ausfpredhen, 
„die Verfiherungsanftalt, welde . . . nicht mehr gezwungen werben 
ann, zu ihrem Nachteil die verjährten Beiträge entgegenzunehmen, 
nad Ablauf des gleichen Zeitraums auch nicht mehr in der Lage 
fein, rüdftändige Beiträge beizutreiben“. Entgegenhalten könnte 
man nur, daß dieſe Auffafjung in ihrer Allgemeinheit feinen Aus- 
drud im Gefege erhalten habe. Aber diefer Einwand ift nur dann 
ftihhaltig, wenn man das Gejeg mit dem ganz äußerlihen Wort- 
laut besfelben ibentifiziert. Denn fieht man auf den Sinn des 
$ 146, fo ift als ſolcher bereits oben ohne Rückſicht auf $ 168 ber 
entwickelt worden, daß nad) ihm in zwingender Weife*) jede Mit- 
wirkung zur Leiftung unzuläffiger Nachbeiträge ausgeſchloſſen ift, 
jede wirkſame Annahme derſelben und damit noch viel mehr jede 
zwangsweife Beitreibung. Daß aber von einer rechtlich unwirkſamen 
Annahıne und Beitreibung von nachträglichen Beiträgen nicht die 
Rebe fein kann, ift bereits oben gegen Gebharb- Diüttmann 
begründet worden. 


dem hier beſprochenen an bie Seite ftellen wollen: „Die Sadjlage ift Hier bier 
felbe, wie bet ber Einziehung rüdftändiger Beiträge für einen verftorbenen 
Berfiherten, obwohl feitfteht, daß ein Anſpruch aus dem Verſicherungsverhältnis 
gegen bie Anftalt nicht geltend gemacht werben Tann.“ Bgl. bazu noch bie 
Ausfügrungen Weymann’3 und oben R. 46. 

=) Gegen biefelbe richtet fi die Bemerfung Gebhard» Düttmann’s, 
daß es einer Beftimmung über bie Verjäßrung nicht beburft Hätte, wenn ein 
Forderungsrecht ber Anftalt nad) Ablauf der Frift des $ 146 nicht mehr ber 
ftehen ſollte. Diefer Einwand widerlegt ſich ſchon dadurch, daß $$ 168 und 
146 nicht gleichzeitig entftanden find, jondern der erftere ſchon, und zwar allein, 
dem ®. 89 angehörte. Sodann tommt bie felbftändige Bebeutung der Ber 
ftimmung über die „Verjährung der Rüdftände*, abgeſehen von denjenigen 
Rüdftänden, welche nicht Beiträge find (og. oben R.2), nod immer in ben. 
Fällen ber Ziff. 2 des Tertes zur Geltung. 

=) Abſ. 2 zu $ 111b Entm. IVG. 

) Bgl. Gebhard» Düttmann felft S. 739 a. €. 
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I. Nad der in Bd. I diefes Werkes!) entwidelten Lehre befteht 
zwifchen der Anwartſchaft auf Rente und ber zu Recht erfolgten 
Beitragsleiſtung ein weſentlicher Zuſammenhang. Anwartihaft ift 
die Bezeichnung für das auf dem Gebiete der Invalidenverfiherung 
beftehende Fürforgerecht, aus welchem bei Eintritt von Erwerbs- 
unfähigfeit ober Alter der Anfprud auf Rente entfteht. Ent- 
ſprechend aber dem gerade auf diefem Gebiete ftärfer als bei ben 
‚anderen Zweigen ber Arbeiterverfiherung hervortretenden Verſiche- 
rungsgedanten ift die Anwartſchaft ein der Beitragsleiftung paralleles 
Recht, derart, daß fie ſich, den Fortichritten der legteren entiprechend, 
ſchrittweiſe, rechneriſch wie rechtlich, mit einem für den eventuellen 
Anfprud) maßgebenden Inhalt fült. Daher kann fie am erften 
Anfang auch nur durch eine Veitragsentrichtung entftehen; auch der 
Verfiherungspflictige erwirbt das Furſorgerecht hier nicht Fraft 
Gefeges, fondern durch die auf Grund der Verſicherungspflicht er— 
folgende Beitragsleiſtung, welche allerdings feinem Arbeitgeber gegen- 
über erzwungen wird. Daher erlifht auch die Anwartihaft gemäß 
$ 32 ©. 89, wenn nit während eines gewiſſen Zeitraums ein bes 
ftimmtes Minimalmaß von Beiträgen zur Erhaltung berfelben bei» 
gebracht wird. 

Diefer Lehre tritt in den Rechtsſprüchen des RAVA2) eine 
andere theoretifhe Auffaffung gegenüber, welche auch in ber Literatur 
ihre Vertretung gefunden hat.) Danach ift die Entrihtung von 
Beiträgen zwar eine Vorausfegung des Verſicherungs anſpruchs, 
fo daß ohne erfolgte Beitragaleiftung feine Rente bewilligt werden 
Tann) aber fein unbebingtes Erfordernis des Verſichertſeins ober 


1) Bl. namentlich S. 440 mit 433 und 262 f. 

) Insbeſondere AN. 94 S. 79 Nr. 331, AN. 96 S. 152 Rr. 479, AN. 02 
©. 478 Rr. 983. 

3) Bönerlein, Aufbringung der Mittel im Reichsunfallverſicherungsrecht, 
S. 22; Piloty zu $$ 28 und 46; Weymann Anm. 2 zu $ 28. Dagegen 
Gebhard-Düttmann Anm. 5 zu $ 1 und bie Ausführungen zu $$ 28 und 46. 

*) Iſt nit mwenigftend die Wartezeit mit Beiträgen tatſachlich belegt, fo 
muß ber Anfprud zur Zeit zurüdgemiefen werden (UN. 93 ©. 65 Nr. 219, 
AN. 94 3.79 Nr. 331, AN. 96 ©. 292 Nr. 506). Aud ein zuerkennendes 
Urteil unter ber Bedingung einer Nachbringung ber Beiträge für Zeiten nach⸗ 
‚gerviefener verficherungäpflichtiger Beihäftigung iſt nicht zuläffig (AR. 94 ©. 120 
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- der Anwartſchaft. „Bei der obligatoriihen Verſicherung gegen 
SImvalidität und Alter ſtellt fih ala Grundlage des Verfiherungs- 
verhältniffes zunächſt nicht die Beitragsentrichtung, fondern die Aus⸗ 
übung verfiherungspflichtiger Tätigkeit dar; erft dieſe bedingt ihrer- 
feits die Beitragspflicht, deren Erfüllung zwar der Nentenbewilligung 
vorausgehen muß, in ihrer rechtlichen Wirkung aber auf den Zeit⸗ 
punft ber verficherungspflichtigen Nrbeitsleiftung zurüdbezogen 
wird“.) Daher kann man aud ohne jede Beitragsleiftung „ver- 
fihert“ fein;®) daher ift es auch nah $ 32 ©. 89 „nicht die unter- 
laſſene Beitragsentrihtung, fondern die unterlaffene Ausübung ver- 
ſicherungspflichtiger Beihäftigung in dem vorgefehenen Minbeft- 


Rr. 350). Wohl aber ift meuerbings bie Zuläffinfeit einer Ausfekung beö 
ſchiedsgerichtlichen Urteil® zur Grmögligung ber Nachbringung geſchuldeter 
Pflicptbeiträge ancrfannt worden (AR. 99 ©. 778 Nr. 783). — Beachtenswert 
für bie Beurteilung ber Auffaffung des ABM. ift es, dab Riß, Veitrags⸗ 
leiſtung und Rentenanfprud, in Mainzer tigt. Bb.5 S. 105 fogar die Anficht 
vertritt, daß aud) bei ber Invalidenverfiherung troß $ 15 8.89 (= $ 28 II8.), 
ebenfo wie auf ben beiden anderen Verfiherungägebieten, bei geleifteter ver- 
ficherungspflichtiger Veſchaftigung der Berfiherungsanfprud unabhängig 
fein müffe von ber Beltragsentriätung, und daß ſich dies als Konfequenz aus 
ben eigenen Entſcheidungen des RUN. ergebe. 

?) Eitat aus AR. 96 S. 152 Nr. 479 Abi. 2 a. E.; vgl. aber auch bie 
beiden anderen in N. 2 citierten Entſcheidungen. — Sowohl an ber hier an= 
geführten Stelle, wie auch in AR. 94 S. 79 Nr. 331 Abſ. 3 nimmt dos ABA. 
ousdrüdiih auf Bd. I dieſes Werkes S. 263 zur Unterftügung feiner Auf- 
jafſung Bezug. Dort ift allerdings ausgeführt, daß auch bet der Invaliden- 
verfierung Berfiherungsleiftung und Beitragäleiftung innerlih nit in dem 
ſynallagmatiſchen Verhältnis wechſelſeitiger Zeiftung um der Gegenleiftung willen 
ftehen, und daß daher auch dieſe, wie bie Kranken» unb Unfallverfigierung, 
wenn fie fih auch am meiften einer wahren Berfiherung nähert, bo im 
ganzen ihrem Weſen nad als eine ftaatlide Fürforge für die arbeitenden 
Kiaffen zu betrachten ift. Daraus iſt aber nur der praktiſche Schluß gezogen 
worden (S. 268), daß es nicht angeht, Satze des privaten Verſicherungsrechts 
ohne befondere Begründung aus ber Abficht des Geſetzgebers auf das 
Recht der Invalidenverfiierung zu übertragen. Inſoweit befteht allerbings, 
mie auch aus den Ausführungen des vorigen (ogl. oben $ 52 0.39) und dieſes 
Paragraphen Hervorgeft, volle Übereinftimmung zwiſchen dem RB. und bem 
Hier, wie in ®b. I vertretenen Standpunkt. Dagegen ift, wie die in R. I ans 
gefübrten Stellen zeigen, Bd. I keineswegs fomelt gegangen, bie völlige Uns 
abhängigkeit der Anwariſchaft von der Veitragäleiftung zu vertreten. 

9) AR. 97 S.518 Nr. 611, AR. 99 S. 160 Rr. 700 mit AN. 92 ©. 125 
Rr. 173 und ben bort citterten Entſcheidungen. Bol. im Zert Siff. Ic. 
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umfange, welche bei gleichzeitigem Unterbleiben einer etwa zuläffigen 
freiwilligen Verſicherung den Verluft der Anmartfchaft herbeiführt“,“) 
während andererſeits „das Verbleiben in der Zwangsverſicherung“ 
während des erforberlihen Zeitraums durch „Ausübung verſiche- 
rungspflichtiger Tätigkeit allein geeignet ift, den Verluft der Anwart⸗ 
ſchaft zu verhüten" 7°) 


1. Die vorgetragene Auffaffung des ABA. kann aber felbit 
dann nicht als richtig anerfannt werden, wenn man die aus ihr 
‚gezogenen praftifchen Konfequenzen®) anzunehmen geneigt ift. 


a) Zu diefen vom RVA. gezogenen Folgerungen gehört in 
erfter Reihe die unbeſchränkte Zulaffung nachträglicher und rüd- 
wirfender Beitragsleiftung für vergangene Wochen verfiherungs- 
pflitiger Beihäftigung.?) Cs braucht hier nicht in eine Erörterung 
darüber eingetreten zu werben, ob diefelbe nach dem früheren Recht 
des ©. 89 mangels einer fie ausſprechenden Vorſchrift gerechtfertigt 
war;!o) jedenfalls erhellt aber, daß die nachträgliche und rück— 
bezügliche Beitragsleiftung an ſich auch für die obligatoriihe Ver⸗ 
fiherung den Standpunkt des ABA. nicht zu begründen vermochte, 
weil der Gerichtshof dieſelbe ja ebenfo grundfäglih aud für die 
freioillige Verfiherung zugelaffen hat (vgl. oben $52 N. 37). Es 
hätte daher auch bei der letzteren das Amt den Schluß ziehen 
Tönnen, daß nicht die Beitragsentrihtung, fondern die Berechtigung 
zu derfelben die nädfte Grundlage bes Verfiherungsverhältnifies 
und der Anwartſchaft bilde. Wenn aber weiter das RVA. darin 
allerdings einen Unterſchied zwiſchen obligatoriſcher und freimilliger 
Verſicherung ftatuierte, daß es nur bei ber erfteren die Beitrags— 
nachbringung auch nad Eintritt des Verfiherungsfalles zuließ (vgl. 
oben $ 52 N. 39, 41), fo bebeutete das allerdings ein noch ftärferes 
Zurüdtreten bes Derfiherungsgebanfens bei der Bmangsverfiche- 


AR. 02 ©. 479 Nr. 983 Abſ. 4. 

7) AN. 99 Rr. 780 ©. 777 Zeile 1, 2 mit AR. 96 ©. 152. 

®) Der auf bie zeitliche Radwirkung des IDG. bezügliche Spezialfall der 
Entf. UN. 02 8.478 Nr. 983 kann hier um fo mehr bahingeftelft bleiben, 
als das RBX. felbft erflärt, daß feine hier in Rede ftehende Grundanſchauung 
„für ſich allein nicht genügen würde“, das Erfenntniß zu begründen. 


9) AR. 94 Nr. 331 (vgl. oben N. 2) und oben $ 52 N. 20. 
10) Dagegen Gebharb-Düttmann Anm. 2 zu $ 146. 
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rung:'') einen Beweis dafür, daß die Anwartſchaft durch die ver- 
ſicherungspflichtige Beſchäftigung allein getragen werde, konnte aber 
aud jener Sat nicht begründen. Denn das RVA. erforderte doch 
auch bier die tatſächliche Nachbringung der Beiträge vor ber 
Nentenbewilligung. War diefelbe aber erfolgt, jo war damit rüd- 
bezüglich nicht allein tm Sinne des RUN. die notwendige Voraus- 
jegung für Beginn und Höhe des Anſpruchs gegeben, fonbern zu= 
glei aud im Sinne der hier vertretenen Anfhauung die Anmwart- 
Tchaft ergänzt und aufgefüllt, ſodaß man ebenfogut dieſe als durch 
Die nachträgliche Veitragsleiftung bedingt bezeichnen konnte. 

b) In zweiter Reihe fteht die oben bei N.7 bereits wörtlich 
mitgeteilte Konfequenz, daß nah $ 32 G. 89 die verficherungs- 
pflichtige Beſchäftigung und nicht die auf Grund derſelben erforber- 
liche Beitragsleiftung das wirkende Moment bei der Erhaltung der 
Anwartſchaft darſtelle. Allein hier Handelt es fich noch deutlicher 
um eine einfache theoretifche Selbfttäufhung. Denn das RVA. zog 
aus feiner Auffaffung feineswegs'?) etwa bie praktiſche Konfequenz, 
daß bei Ausübung verfiherungspflictiger Beſchäftigung die Anwart- 
ſchaft erhalten bliebe, auch wenn feinerlei Beitragsleiftung erfolgte: 
nur die rechtzeitige Beitragsentrichtung follte nicht erforberlich fein, 
die nachträgliche vorbehalten bleiben. Erfolgte auch die legtere 
nicht, fo war allerdings die Anwartſchaft als erloſchen zu behandeln. 
Daraus ergibt ſich aber, daß doch auch nad der Auffaffung des 
RVA. nicht die verfiherungspflictige Beſchäftigung, fondern bie 
Beitragsleiſtung pofitto und negativ für die Anwartſchaft entſcheldend 
iſt, und das Amt hat dies jegt felbft in der bei Note 12 citierten 
Entſcheidung durch die Formulierung des Rechtsſatzes anerkannt: 
„Zur Erhaltung der Anwartſchaft ift nah $ 32 G. 89 wie nad 
$ 46 IVO. die Verwendung von Beitragsmarken in ber erforber- 
lichen Anzahl notwendig; aus der Revifionsenticheidung 479°) kann 
nicht gefolgert werben, daß ſchon der Nachweis verficherungspflichtiger 
Beſchäftigung, ohne daß für diefe Marken geklebt find, zur Erhaltung 
der Anwartſchaft genügt”. 

") 2gl. oben $ 52 im Tert bei R. 39 und R. 5 biefes Paragrapen. 

”) So jegt ausbrüdlih AR.02 S.480 Rr. 984; dazu Appelius in 
Mainzer Stſchr. 8b. 12 S. 58 a. €. 

2) Bol, oben R. 2, 5, 7a, Daß „einzelne Säge diefer Reviſionsentſcheidung, 
allein betrachtet”, bie reprobierte Folgerung „zu fügen ſcheinen“, gibt bad 
RBA. ſelbſt zu. 
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c) In einer Anzahl von Entſcheidungen (vgl. oben N. 6), 
welche allerdings in ihrem Wortlaut den Zufammenhang mit der 
dargelegten theoretiſchen Grundauffaflung des Amtes weniger zum 
Ausdrud bringen, hat basfelbe angenommen, daß in $ 157 ©. 89 
= $ 10 JG.) unter den „DVerfiherten“ auch ſolche Perſonen 
mitbegriffen ſeien, welche, wenn auch ohne Leiftung von Beiträgen, 
nad) dem Inkrafttreten bes Geſetzes eine verficherungspflichtige 
Tätigkeit ausgeübt haben. Danach hat es in ftändiger Praris 
Perſonen, welche zur Zeit jenes Inkrafttreteng bereits das 70. Lebens» 
jahr vollendet hatten, auch ohne jede Beitragsleiftung die Alters- 
vente zugeſprochen, fofern nur der Nachweis der vorgefeglichen 
141 Beſchäftigungswochen und einer verfiherungapflictigen Tätigkeit 
nad dem 1. Yan. 18 erbracht war. Diefe Stellungnahme fteht 
im Gegenfag zu der in Bd. J S. 113 N.6 vertretenen und auch 
fonft geteilten Auffaffung,'*) wonach ſolche Perfonen unter Bor- 
legung ihrer Quittungsfarte minbeftens einen einmaligen Beitrag 
bei Stellung ihres Rentenantrags nachweiſen müffen. Aber felbft 
wenn man fi in der wenig bebeutenden praftifhen Frage dem 
NLA. anſchließt, kommt für die theoretifche Auffaffung in Betracht, 
daß man, auch ohne eine nachgefegliche Beitragsleiftung, die Anwart» 
ſchaft jener 70 Jahre alten Perfonen als duch die vorgefegliche 
Ausübung einer jpäter verficherungspflictigen, damals aber natürlich 
beitragsfreien Tätigfeit als erworben denken kann und daß fih 
danach jeder Rüdihluß von diefer ausnahmsweiſen Übergangs» 
beftimmung auf die fpäteren Zeiten normaler Gefeganwendung im 
Sinne des NUN. verbietet.) Andererſeits aber darf nicht über 





) Übereinftimmend auch Boſſe⸗ v. Woedtke Anm. 2 zu $ 157 ©. 89; 
Mainzer Ziſchr. Bd. I S. 68; Bab. Min. d. Innern v. 8. Dez. 1890 Rr. 29 466 
Amtl, Ausg. des G. 80 S. 147). Die gleiche Anſicht wurde auch auf ber 
Konferenz der Verfiherungdanftalten beim RVA. im Oftober 1890 von einer 
Seite vertreten (ArbB. ©. 477 Punkt 9). Jeht aud) gegen bie Judikatur bes 
RBA. Gedharb-Düttmann Anm. 5 zu $ 8, Graßmann Anm. 1a. & 
zu $ 190. 

») Dem entipricht es au, daß felbft nad; ber Judikatur des RVA. (vgl. 
oben $ 38 N. 19) „Verficderte” im Sinne des $ 30 Abj. 2 IVG. nur folde 
Perfonen find, für melde vor ihrer Erkanfung mirffem Beiträge entrichtet 
murben. — Den „zwiſchen Beitragöleiftung und Rentenberedtigung beftehenden 
Zufammenhang“ erkennt übrigens aud die Entſch. AN. 96 S. 254, Zeile 4 
von unten, an. 
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fehen werden, daß die fraglichen Entſcheidungen gerade mit dem 
pofitiven Sape'*) des RVA. in Widerſpruch ftehen, wonach bie 
Beitragsleiftung eine Borausfegung bes Rentenanſpruchs dar- 
ftellen fol. Denn wäre das richtig, fo hätte das Amt ja gerade 
ven in Rede ftehenden Perfonen, auch wenn es fie als Verſicherte 
im Sinne des $ 157 behandelte, zur Zeit des in Kraft getretenen 
Gefeges vor erfolgter Beitragsleiſtung eine Rente nicht bewilligen 
Fönnen. 

d) Es kann aber jchliepli auch feinem Zweifel unterliegen, 
daß das Fefthalten des RVA. an dem Poftulat der tatſächlichen 
Beitragsleiftung vor der Rentenbemilligung, theoretiſch betrachtet, 
dazu führt, die Beitragsentrichtung nicht als Vorausſetzung des 
Rentenanſpruchs, fondern der Rentenanwartfchaft zu erfennen. Denn 
betreffend das begrifflihe Verhältnis von Anwartſchaft und Anſpruch 
flimmt das RVA. mit der in Bd. I S. 418 ff., 463 ff. entwidelten 
Auffafiung überein, wonach der Rentenanſpruch durch die Einwirkung 
des Anſpruchsgrundes (Invalidität, Alter) auf die vorliegende An- 
wartſchaft erzeugt wird.) Nun ift aber der Mangel der erforder- 
lichen Beiträge augenfcheinlich feine Fehlerhaftigkeit des Anſpruchs- 
grundes, wie etwa die in $ 17 IVG. behandelte vorjägliche Herbei= 
führung der Ermwerbsunfähigfeit; feine Bedeutung kann daher auch 
nicht auf der Seite derjenigen Borausfegungen des Anſpruchs liegen, 
welche dieſem eigentümlich find, fondern nur derjenigen, welche in 
erfter Reihe Vorausfegungen der Anwartſchaft find und erft mittelbar 
fich zugleich als folde des Anſpruchs barftellen. 

2. Zur Bekräftigung diefes, ſchon auf kritiſchen Wege ge- 
wonnenen Refultates treten, zugleich unter Berückſichtigung des 
neuen IVG., noch folgende Momente hinzu: 

a) Die Anwartſchaft ift im Invalidenverfiherungsreht augen- 
ſcheinlich ein einheitliches Nechtsinftitut; es gibt nicht zwei ver= 
ſchiedene Anwartſchaften für Zwangs- und für freiwillige Verſiche- 


1°) Demgemäß ftellen Ifenbart-Spielagen Anm. 5 litt. b zu $ 238 
ben Fall bes $ 190 (— $ 157 @.89) auch al8 eine „Ausnahme von bem 
Grundſatze Hin, Daß zu ben Borausfegungen des Anſpruchs auf Rente bie Leiftung 
von Beiträgen gehört”. 

17) Bgl. 2.8. AR. 99 Nr. 779 ©. 776 Zeile 7: „Bon einer Anwariſchaft 
tm Sinne des $ 32 aber ift nicht mehr bie Rebe, fobald ber Verſicherungsfall 
eingetreten und bamit ber Rentenanſpruch erworben iſt.“ 

Rofin, Reht der Urbeiternerfiherung. Band I. 36 
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rung.'®) Dies zeigt fih ſchon in der Anorbnung des Gefeges. Die 
Anwartſchaft aus der Pflicht: und der Weiterverficherung wird in 
$ 46 Abf. 1 zufammengefaßt, und auch $ 46 Abſ. 3, die Selbft- 
verfiherung und ihre Fortfegung betreffend, bildet nur einen Nach— 
trag zu der im übrigen nah Abf. 1 zu beftimmenden Anwartſchafts- 
regelung. Iſt es daher feitftehend, daß bei der freiwilligen Ver- 
fiherung die effeftive Beitragaleiftung die nächfte Grundlage ber 
Anwartichaft ift, fo wird von vornherein Analoges auch für die Pflicht- 
verfiherung zu vermuten fein. 

b) Anwarftſchaft ift in erfter Reihe ein verſicherungsrechtlicher 
Begriff, welchem die Beziehung auf bie geleifteten Beiträge weſentlich 
if.) In diefem Sinne, ale „das Anrecht, welches der Verficherte 
durch fein bisheriges Bezahlen in einer Reihe von Jahren er— 
worben hat“,2°) ift jener Begriff in das öffentliche Invaliden— 
verjicherungsrecht bewußt übernommen und insbefondere auch von 
Anfang an den Beftimmungen über das Erlöfhen der Anwartſchaft 
durch Nachlaſſen der Beitragsleiftung zu Grunde gelegt worden.2') 
Diefe Parallele zwiſchen Anwartſchaft und Beitraggleiftung tritt 
aber, gegenüber dem G. 89, im neuen IVG. um fo entſchiedener 
hervor, als dasfelbe zu dem Prinzipe der Anwartſchaftsdeckung über- 
gegangen ift (vgl. oben $ 42), nah welchem der einzelne Beitrag 
des Verfiherten die Dedung für einen Teil feiner eigenen Anmwart- 
ſchaft auf Rente darfteilt.??) 


c) Diefer Auffafjung entfpriht auch der Wortlaut des $ 32 
Ab. 1 G. 89 ebenfo, wie ber des $ 46 Abf. 1 des neuen IVG. 
Nach der Faſſung der erſtgedachten Stelle erliſcht die Anwartfchaft, 
wenn während gewiſſer Friſt für weniger, als ein Minimum 
von Beitraggwohen „Beiträge auf Grund des Verſicherungs- 


=) Gebhard: Düttmann Anm. 4 zu $ 46. 

») Bol. bie verfgiebenen mathematischen Denkſchriften zu ben Entwürfen; 
auch Bd. J 5.421 N. 11. 

20) So der Abg. Schmidts Elberfeld in den Sten.Ber. v. 1889 ©. 1316 Ar 

21) Bol. die Ausführungen in den Mot. zu $6 Entw. G. 89. 

2) Dazu Bd. 1 ©. 58, fomie der Komm.Ber. ©. 33 Abſ. 5 zu $ 15 Entw. 
G. 89 und bie dem Entwurf beigegebene Dentſchrift S. 166 („denn jeder Bel: 
trag tepräfentiert einen Zeil der fpäteren Ausgaben für Renten; enthält eine 
Berfierungsanftalt den erfteren nicht, jo Tann fie auch den bezüglichen Renten» 
teil nicht zahlen”) und ©. 168, 
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verhältnifles 2?) oder freiwillig ($ 117) entrichtet worden find“, 
und in $ 46 Abj.1 IVG. ift diefes Erlöſchen davon abhängig 
gemacht, daß innerhalb einer gewiffen Frift „ein die Verfiherungs- 
pflicht begründendes Arbeits- ober Dienftverhältnis, auf Grund 
deffen Beiträge entrichtet ſind,“) ober die Weiterverficherung 
nicht ober in weniger als einem Minimum von Beitragswochen be= 
ftanden hat“. Gegenüber diefem Wortlaut, welder in erfter Reihe 
die verfügende Norm des Gejeges enthält, könnnen andere Rebe» 
wendungen des Gefeges nicht entſcheidend ins Gewicht fallen, in 
denen bie Beitragsleiftung als nächfte Grundlage ber Anwartſchaft 
mehr zurüdtritt. Wenn insbefondere der $ 46 IJVG. in feinem 
Eingange davon ſpricht, daß „die aus der Verfiherungspflicht ſich 
ergebende Anwartſchaft erliſcht, wenn ufm.“, fo ift doch ar, daß es 
bier nur auf die Hervorhebung bes Gegenfages zu ber in Abf. 3 
behandelten „Selbftverfiherung und ihrer Fortſetzung“ anfam und 
daß daher gar feine Veranlafjung vorlag, neben ber Verficherungs- 
Pflicht, aus der ja mittelbar die Anwartſchaft ſich ergibt, das für fie 
und die Selbftverfiherung gemeinfame Moment der Beitragsleiftung 
hervorzufehren.%) Was aber den Wortlaut des $32 Abſ. 2 G. 80 
anlangt, fo ift bereits in Bb.I S. 462 N. 18 aus den Materialien 
der Nachweis geliefert worden, daß hier der Rechtsſatz, es bedürfe 
zum Wiedererwerb der erloſchenen Rechte nicht bloß des Wieber- 
eintritts in die Verſicherungspflicht, ſondern auch der Leiftung von 
Beiträgen, nur wegen feiner Selbftverftändlickeit und um nit 
jedesmal im Gefege einen gleichen Zufag machen zu müffen, nicht 
befonders zum Ausdrud gelangt ift.”) Daß aber die in 8 46 
Abſ. 4 getroffene Änderung des Wortlautes (nach welcher jegt „bie 
Anwartſchaft mwieberauflebt, ſobald durch Wiedereintreten in 








=) Daß dieſer Ausbrud gleichzeitig das auf ber Verſicherungspflicht und 
das auf der Selbftverfiherung beruhende Verhältnis umfaßte, ift in Wh. I 
S. 461 R. 15 mit S. 462 N. 18 hervorgehoben. 

2) Wie danach Ifenbart-Spielhagen Anm. 5 Abſ. 3 zu $46 IVG. ber 
haupten Zonnten, „bad neue Geſetz habe den Grundſatz, daß dad Nichtverrichten 
einer verfierungäpflichtigen Lohnarbeit, nicht das Richtverwenden ber Beitragd- 
marfen, bie Grundlage und das den Berluft der Anwartſchaft auf Rente nad 
fi ziehende Moment ift, auöbrüdlih zur Rorm erhoben“, bleibt unverftändlid. 

»e) Anderd Weymann S. 166 Abf. 3. 

2) Damit war im voraus die Ausführung des RVA. in der Entf. UN. 96 
Rr. 479 S. 152 Abſ. 3 widerlegt. 

36* 
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eine verfiherungspflichtige Befhäftigung oder durch frei— 
willige Beitragsleiftung das DVerficherungsverhältnis erneuert“ ift 
und eine gewiſſe Zeit hindurch beftanden hat) mur eine „rebaftionelle 
Bedeutung" hat,?°) ift im Kommiffionsberiht?") ausdrücklich her- 
vorgehoben worden. So reiht fi denn auch diefe Stelle zwang- 
los denjenigen an, in denen auch nad} der ausbrüdlichen Beftätigung 
des NBA.) unter einer verfiherungspflichtigen oder die Verfiche- 
rungspflicht begründenden Beſchäftigung „ausſchließlich eine ſolche 
zu verſtehen iſt, für welche wirkſam Beiträge entrichtet worden 
find“. 

d) Aus dem Vorangegangenen iſt aud der W IV. (früher 
$ 15 6.89) zu erklären, nad welchem „zur Erlangung eines An- 
ſpruchs auf Imvaliven- oder Altersrente, außer dem Nachweiſe der 
Ermerbsunfähigteit bezw. des gefeglich vorgefehenen Alters bie 
Leiftung von Beiträgen erforderlich tft". Keinesweges ift es hier 
die Abficht des Gefeges, per argumentum e contrario die 
Leiftung von Beiträgen als für die Anwartſchaft nicht erforderlich 
binzuftellen. Von der Anwartſchaft handelt das Geſetz hier noch 
gar nicht, und es iſt keinesfalls in $ 28 feine Abſicht, theoretifch 
Anwartfhaft und Anſpruch zu ſcheiden. Gerade weil der $ 28 
„nicht fo fehr Rechtsſätze und Nechtsbegriffe, als vielmehr nur eine 
Gliederung des nachfolgenden Stoffes enthalten“ will?) ftellt er 
ſämtliche pofitive Vorausfegungen für die Erlangung einer Rente 
zufammen, ſowohl den Anſpruchsgrund als unmittelbare causa 
efficiens des Anſpruchs, als auch diejenigen Momente, welche er- 
forderlich find, damit die Anwartſchaſt fähig ift, beim Eintreten bes 
Anfpruchagrundes den Anfpruch felbft aus fich zu erzeugen. Die 
Leiftung von Beiträgen ift ja gewiß auch eine Vorausfegung des 
Anſpruchs,?o) aber eine mittelbare, auf feiten der Anwartſchaft 


2%) Die redaktionelle Anderung mar baburd bedingt, daß man auch hier 
den Yusbrud „Verfiherungäverhältnis" mit ber ihm innewohnenden Dopnel: 
bebeutung (vgl. oben N. 23) aufgeben wollte. 

2) Komm.Ber. zu $ 32, vorlegter Abſah 

=) Bol. zu $30 Ad. 3 IBG. AR. 02 ©. 592 Rr. 1010 (dazu oben R. 15). 
Das Citat im Tert if biefer Entfgeibung entnommen. In derſelben iſt auch 
auf bie gleiche ftändige Rechtſprechung zu $$ 189, 190 IB. (AR. 01 ©. 613 
Nr. 930 zu $ 190 Abf. 2 Saf 2 IB®.) Bezug genommen. 

») Weymann Anm. 2 Ab. 1 zu $ 28. 

®) So aud) die Ausbruddwelfe in Bb. I &.263, mo es auf die Sceibung 
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liegende, und bie oben Ziff. 1d gegebene Debuftion ift Daher auch Die 
für das Verftändnis des $ 28 gebotene. 

I. Nach alledem läßt ſich folgende Theorie der Anwartſchaft 
in ihren Hauptgrundzügen entwideln: 

1. Anwartihaft auf Rente?) ift der Rechtszuſtand des Ver- 
fiertfeins, das durch die Beitragsleiftung erworbene®!*) Recht „auf 
Fürforge für Alter und Erwerbsunfähigleit".%) Sie ift ſchon vor 
dem Eintritt diefer Fürforgegründe ein wirkliches Recht?) mit be» 
ſtimmtem Verfiherungs- und Vermögenswerte. Sie fteht begrifflich 
Telbftändig dem aus ihr durch die Einwirkung des Anſpruchs- 
grundes, bei fonft gegebenen Vorausfegungen, erwachſenden Renten- 
anfpruche gegenüber. Diefes Verhältnis von Anwartſchaft (Ber- 
fihertjein) und Anſpruch (Leiftungsbegehren) tritt in ben grund- 
legenden $$ 15, 16 IVG. deutlich hervor, nad) denen „Rente“ 
Snoaliden-, Altersrente) immer „derjenige Verſicherte erhält“, 
„welcher dauernd erwerbsunfähig iſt, das 70. Lebensjahr vollendet 
hat“ oder auch ohne dauernde Erwerbsunfähigkeit „während 
26 Wochen ununterbrochen erwerbsunfähig geweſen iſt“ ($ 15 
Abſ. 2, 3, $ 16). Im dieſem Sinne ift „der Anſpruch auf Ge— 
währung einer Rente für den Fall der Erwerbsunfähigfeit oder 
bes Alters der Gegenftand der Verſicherung“ (Anwartſchaft) ($ 15 
Abſ. 1). 

2. Der Anwartſchaftsberechtigte heißt „Anwärter“ ($46 Abſ. 2 
Ziff. 2), meift aber „Verficherter". 8) Gr ift derjenige, für den die 


von Anwartſchaft und Anſpruch nicht anfam und dieſelbe noch nicht erörtert 
mar; vgl. aber 3.420, 433, 440. 

3) Die Beziehung der Anwartſchaft zu dem Anſpruch auf Beitragserftattung 
nad) $$ 42 ff. 6leibt hier zunäcft außer Betradht. Über den Ausbrud „Ans 
wartſchaft· vgl. Bd. 1 S. 420 R. 11. 

31) Daß in biefer Beziehung bie Verfiheruug ber Seeleute allerdings eine 
Ausnahme madit, ift bereits oben $ 50 IV feftgeftellt worden; ogl. Bebharb- 
Düttmann ©. 323 litt. e. 

=) &o $6 Abſ. I Entw. ©. 89, verglichen mit Bb. I &. 420. 

®) 86.1 &.419; ganz anders unb juriftiih unverwendbar Weymann 
Anm. 1 zu $ 46, melder bie Anwartſchaft „begrifflic als einen rechtlich uns 
fertigen Zuftend, und zwar als bie Rechtslage derjenigen Berfidjerten bezeichnet, 
welchen nod eine ober einige Vorausfegungen be Recht? auf Rente fehlen, jet 
ed, daß die Wartezeit nicht erfüllt, ober bie Beitragßleiftung unterlaffen ober 
Invalibität bezw. Alter noch nicht eingetreten ift". 

#0) $$ 15-17 38®.; vgl. die vorige Ziffer. Dazu Bd. I 8.446; dort 
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Beiträge entrichtet find und der durch die Anwartſchaft für den Fall 
der Invalidität und des Alters gefichert it. Anwartſchaftspflichtig 
iſt die Verfiherungsanftalt, „in welcher“ eine Berfon zur Zeit „ver- 
ſichert ift", alfo beim Wechſel der Verfiherungsanftalten diejenige 
Anftalt, an welche zulegt Beiträge entrichtet find, nicht alfo die Ge- 
famtheit derjenigen Anftalten, an melde bereits Beiträge gezahlt 
find, oder gar die Gefamtheit aller Anftalten oder anderfeits nur die⸗ 
jenige, auf welche bie Quittungsfarte lautet bezw. am welche die erften 
Beiträge entrichtet find. Die theoretifch zweifelhafte Frage ift in ihrer 
praktiſchen Bedeutung beſchränkt, weil, wie überhaupt auf dem 
Gebiete des Verwaltungsrechts die formale Ordnung des Verfahrens 
zur Befriedigung der berechtigten Intereſſen die materielle Feft- 
ftelung der Subjefts- und Parteirolle zurüdtreten läßt») fo aud 
auf dem Gebiete der Invalidenverfiherung die Beteiligung der An- 
ftalten an der Verwirklichung des Rentenanſpruchs und ber Laften- 
tragung unter befonderen Gefichtspunften befonders geregelt ift. 
Indeſſen geht doch die obige Auffafjung aus der ganzen Struktur 
bes Beitragsweſens und aus einer Anzahl gejegliher Beftimmungen 
hervor) und wird daher, menigftens im Zweifel und in erfter 
Reihe, überall da zu Grumde zu legen fein, wo e8 ſich um Rechts— 
beziehungen einer Verfiherungsanftalt zu den nod aktiven Ver- 
ſicherten hanbelt.?°) 

3. Die Anwartſchaft entfteht durch den erften Verſicherungs- 
beitrag, welcher entweber auf Grund der Verfiherungspflicht ober 
der Selbftverfiherung geleiftet fein kann. Selbftverficherungsbeiträge 
aber auch über anberweitigen Bebraud des Wortes „verficert“, namentlich im 
Sinne von „zu verfihernder". Inwieweit die von der Verſicherungspflicht Ber 
freiten noch als Verſicherte zu gelten Haben, vgl. oben $ 5 N. 22. 

>) Dies allgemein zu verfolgen, würde ein lohnender wiſſenſchaftlicher Bors 
wurf fein! 

3») So zeigt $ 45, daß nad) der Auffaffung des Gefehgeber# aud bie Ber- 
fiherten als einer beftimmten einzelnen Berfiherungsanftalt „angehörend” zu 
betradhten find, während $ 65 Abf. 3 auf diejenige Anftalt hinweiſt, an melde 
zur Zeit Beiträge entrichtet werben bezw., wie bann weiter zu ſchließen ift 
(ogt. auch $ 145 Abſ. I Sat 3), zulett entrichtet worden find. gl. aud 3b. I 
SH. 

») Hoer die Teilnahme der „Verfi—herten“ in dieſem Sinne an der Ber- 
maltung ber Verſicherungsanſtalten vgl. oben $ 26 R.22, 23. Über ihre Ber 
diehungen zur Krankenfürforge der Anftalten wird fpäter ($ 81 N. 19 die 
Rebe fein. 
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können über den Zeitpunkt des Antrags auf Austellung der 
Quittungsfarte hinaus nicht nachträglich beigebracht werben (ngl. 
oben $ 52 IL, 3); wohl aber können Pflihtbeiträge nach Maßgabe 
des $ 146 ohne weiteres noch binnen 2 ober 4 Jahren feit der 
Fälligkeit mit rückwirkender Kraft nachgebracht werben. Inſoweit 
ift alfo auch eine nachträgliche Entftehung der Anwartſchaft mit 
NRüdziehung auf die entſprechende Beitragswoche möglich. 

4. Die Anwartſchaft wächſt an durch jeden neu hinzutretenden, 
rechtzeitig ober in zuläffiger Nachfriſt entrichteten oder vermöge einer 
Erfagtatfahe (vgl. oben $ 38) als entrichtet geltenden Beitrag. 
Eine rechtliche Krifis in dieſem Anwachſen bildet die Erfüllung der 
fog. Wartezeit d. h. die Erreichung einer beftimmten, nicht in allen 
Fällen gleichen Summe von Wochenbeiträgen ($ 38 Ziff. 1, $ 29). 
Erſt wenn die Wartezeit erfüllt ift, kann der eintretende Anſpruchs- 
grund den Anſpruch auf Rente wirkſam erzeugen (Bd. J S. 467 ff.). 
Dana Tann man paſſend eine anfprucsreife”) und eine noch 
nicht anſpruchsreife Anwartſchaft unterſcheiden. Indeſſen ift doch 
bereits früher?®) nachgewieſen worden, daß nicht etwa die Anwart- 
ſchaft felbft erſt mit der Erfüllung der Wartezeit entiteht; auch die 
noch nit anfprucjgreife kann Rechtswirkungen namentlich auf dem 
Gebiete der Anftaltsverwaltung und des Heilverfahrens erzeugen, fie 
bildet die vermögenswerte Grundlage für ihre weitere Verftärkung 
und endliche Anſpruchsreife und beweift ihre rechtliche Eriftenz am 
beiten dadurch, daß fie nah $ 46 in derfelben Weile, wie die 
anfpruchsreife Anwartſchaft, durch Beitragsmangel erlöfhen Tann. 

5. Das Geſetz fennt ein „Erlöſchen der Anwartſchaft“, vegelt 
dasſelbe jedoch nur für beftimmte, wichtige Anmwendungsfälle. Das 
Erlöſchen ift entweder ein definitives ober nicht definitives. Letzteres, 
infofern ein „Wieberaufleben“ der Anwartſchaft möglich ift. Mit 
dieſem tritt die erlofchene Anwartſchaft rückwirkend mit allen ihren 
rechtlichen Eigenfchaften®) wieder in Kraft. Die erlofhene Anwartſchaft 

) Weymann gebraugt dafür den meniger bezeichnenden Ausdruck 
„fertige Anwariſchaft 

®) 8b. 1 8.471 0.24. Abweichend davon unterjcheidet Piloty zu $ 28 
die „Anwartfhaft" von ber vor Ablauf der Wartezeit beftehenden „Ausſicht 
auf Anmwartf—aft“. Dagegen übereinftimmend Bebharb-Düttmann Anm. 2 
u $ 46. 
’ „ Beymann Anm. 14 zu $ 46, 
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vermag Feinerlei Rechtswirkungen mehr zu äußern; Dagegen bleibt 
der bereits entftandene Anſpruch von den ferneren möglichen Schid- 
falen der Amwartſchaft unberührt.) Eine Wiedererftattung der 


+) Das RBA, welches den Sat des Terted der Sache nad) anerkennt (vgl. 
zunädft AN. 99 S. 160 Nr 700 Abf. 2 Schlußabſatz, mo e3 in ber vorletzten 
Zeile ftatt „Anmartihaft“ beffer „Anſpruch“ heißen muß), formuliert denſelben 
doch in fpäteren Entſcheidungen regelmäßig dahin, daß die Anwartſchaft nicht 
mehr erlöfhen Tann, wenn der Berfiherungsfall eingetreten ift: AR. 99 S. 775 
Nr. 779, AN. Ol S. 611 Nr 927 („der Eintritt des Verfiherungsfalls hindert 
das Erloſchen ber Anwartſchaft gemäß $ 32 ®.89° — für bad IVo ugl. 
Ifenbart:Spielhagen, 2 Aufl, Anm. 13 Abi. 1 a. €. zu$46 — „auch 
dann, wenn ber Reft des vierjähtigen Zeilabſchnittes nicht ausreichen würbe, 
um bie zur Erhaltung ber Anwartfcaft erforderliche Wochenzahl zu erfüllen"), 
ferner AN. 02 S. 241 Nr. 955, AN. 03 ©. 386 Nr. 1051, ©. 395 Nr. 1061, 
S. 515 Nr. 1066. Diefe Formulierung wird aber dann nicht bloß zur Wahrung 
bereits entftandener Anfprüge, fondern auch zur Grmöglihung fpäter ente 
ftehenber vermertet (ogl. bie drei lehten Enti—eldungen, von benen fi die 
meiter unten $ 80 R. 61 noch beſonders behandelte Nr. 1OGI auf einen fpäteren 
Erſtattungsanſpruch bezieht), und dies um fo entſchiedener, ald das Erlöfcen 
der Anwartſchaft durch den Eintritt des Verſicherungsfalls aud dann gehindert 
werben fol, wenn bis dahin die Wartezeit noch nicht erfüllt ift, aljo ein Ans 
fprud zu biefer Zeit noch gar night entftehen Eonnte (fo mit Bezug auf den 
Eintritt filtio dauernder Invalidität gemäß $ 10 G. 89, $ 16 IB®. bie Entſch. 
Rr. 1066; ogl. dagegen S 397 Rr. 1051 Abf. 3). Auch bei Entſcheidung anderer 
verwandter Probleme wird die Frageftellung des RBA. durch jene Formulierung 
beeinflußt (vgl. unten $ 54 R.50). Indeſſen ift diefelbe nah dem Verhältnis 
von Anwariſchaft und Anſpruch ſchon im allgemeinen unrichtig. Wenn dagegen 
das RDY. ausführt, daß begrifflid „von einem Erloſchen ber Anwartfgaft nicht 
mehr geſprochen werben“ und „ein Zuftand der Anwartſchaft nicht mehr bes 
ftehen kann, wenn ber Berfiherungsfall eintritt" (4.8. AR. 03 &. 515 mit 
AN. 99 S. 776), fo ermeift fi dieſe Argumentation ſchon allein dadurch als 
widerſpruchsvoll, weil ja logiſch die unbebingte „Wahrung der Anmartichaft 
durch ben Eintritt des Verſicherungsfalls“ (4.8. AN. 03 ©. 387, 395) noch 
viel entfejiebener ihr Fortbeftehen zum Ausdruc bringt, ald die im Rahmen 
des Gefehes (ogl. $ 46 mit $ 47 Abſ. 4) verbleibende Moglichteit ihres Er⸗ 
loſchens, die dad RVA. nicht gelten laſſen will. Dementipredhend dürfte zunächft 
aud außer Zweifel fein, daß in Bezug auf die Verfiherungsfälle für Alters 
vente und Beitragserftattungen, melde bie Möglichkeit der weiteren Verſicherung 
nicht ausfchliegen, die Formulierung des RVA. nicht haltbar ift (vgl. dazu 
unten litt. e, auf Weymann Anm. 1 Ab. 6 zu $ 46 und Sfenbarts 
Sptelhagen, 2. Aufl, Anm. 13 Abſ. 2 zu $ 46). Wenn aber für die Ver 
fiherungsfälle ber Invalidität dad RVA. in Nr. 1051 und 1066 mit ben obigen 
begrifflichen die weitere Erwägung verbindet, daß dieſe Zatbeftände „dem Ber 
fiherten die Möglichkeit einer Fortführung der Berficherung“ benehmen, jo zeigt 
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Beiträge, welche die erlofhene Anwartichaft fonftituierten,*') findet 
nicht ftatt, welches auch der Grund des Erlöfchens geweſen fein 
mag.) Als Erlöfhungsgründe kommen in Betracht: 


a) Das Erlöfhen wegen unzureichender Beitragsleiftung binnen 
beftimmter Frift. Dasfelbe ift in $ 46 IVO. ausführlich geregelt 
und wird im folgenden Paragraphen dieſes Kapitels befonders be— 
ſprochen werben. Inſoweit die Entrihtung der Beiträge von dem 
freien Willen des Verſicherten abhängt?) hat er in deren Unter 
laffung ein Mittel in ber Hand, feine Anwartſchaft verfallen zu 


doch gerade der $ 47 Abſ. 4 38. Gal. unten $ 54 IV, 4 litt. a, auch 
Weymann Anm. 19 Abſ. 2 zu $ 47), daß grundfäßlid der $ 46 IB®. 
auch auf folge Zeiten Anwendung findet, „während deren Beiträge nicht ent- 
richtet werben dürfen“ (Mot. Abſ. 5 zu $ 33 Entw. IVG.). — In praktiſcher 
Hinficht vorſichtiger, aber theoretiſch gleichfalls nicht zutreffend, formulieren 
Gebharb-Diüttmann Anm.2 Abi. 2 zu $ 46 dahin, daß „ein Erldſchen ber 
Anwariſchaft in Bezug auf bie ben Gegenftand biejes (bereit3 begründeten) 
Anſpruchs bildenden gejeglichen Leiftungen nicht mehr eintreten kann, wohl aber 
in Bezug auf andere geſehliche Leiftungen“. Mein das Grlöfgen der An- 
martfejaft iſt jedenfalls für $ 46 IB®. ebenfo ein einheitliches, mie bie An- 
wartſchaft ſelbſt; es Tann eintreten ober nicht eintreten, nur daß in jedem Falle 
ber bereitö von ber Anwariſchaft loögelöfte Anſpruch davon unberührt bleibt. 
Iſenbart-Spielhagen, melde auch in der 2. Aufl. Anm. 13 zu $46 bie 
Entid). des Jahres 1903 noch nicht benußen konnten, teilen im allgemeinen ben. 
hier vertretenen Standpunkt, während fie ſich für den Fall der dauernden In- 
valibität dem ABA. anfchliepen. — Zeitlich entſcheidet Über die Verſelbſtandigung 
des Anſpruchs bie Entftehung beafelben, nit die Antragftellung (AR. 02 
&. 601 Rr. 1016 und die am Schluß herangezogene ftänbige Rechtſprechung 
in Rentenfaden; bazu unten $ 66 R. 16). 


+) Anders natürlich mit Beiträgen, welche von Anfang an zu Unrecht ent» 
richtet waren. Da fie die Anwartſchaft nit mit fonftituierten, wird aud ihre 
NRüdforderung (vgl. oben $ 51 N. 1) durch das Erlöfgen der Anwariſchaft nicht 
berüßrt. So Weymann Anm. 3 Abſ. 2 zu $ 4b. 

+2) Eine Anwendung von $ 312 Abſ. 1 Sa 2 BGB. kann, aud wenn man 
ihm Übertragbarkeit auf das öffentliche Recht zugeftepen wollte, ſchon deshalb nicht 
in Frage kommen, weil die Anftalten während des Beſtehens der Anmartichaft 
das ihr entſprechende „Berfihertfein“ (vgl. Vd. I &.419) gewährt und das 
dadurch bewirkte Riſiko getragen haben. — Bon ber befonberd geregelten Er⸗ 
Rattung der halben Beiträge nad) $$ 42 ff. (ogl. die folgende litt. b, c) fieht 
die Formulierung bed Terted ab. 

+2) Dies ift bei der freimilligen Berfiherung im vollen Umfange, aber auch 
bei der Pflichiverſicherung im Rahmen des $ 144 ber Fall. 
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laſſen. Dagegen ift ein vertragsmäßiger, entgeltlicher*?) oder unent- 
geltlicher Verzicht des Verficherten gegenüber der Verfiherungsanftalt 
auf eine anerfanntermaßen zu Recht beftehende Anwartſchaft un= 
zuläffig. Eine dur Beitragsmangel erlofchene Anwartihaft kann 
wieder zum Aufleben gebracht werben. 

b) Dagegen ift das gleichfalls im Geſetz ($ 42 Abf.2, $ 48) 
ausdrücklich geregelte Erlöſchen der Anwartſchaft ein definitives, 
welches in den Fällen der Verheiratung einer Frauensperſon oder 
eines Betriebsunfalls durch die Erſtattung der Hälfte der geleiſteten 
Beiträge an den Verſicherten herbeigeführt wird. 

ec) Die Anwartſchaft erlifcht ferner definitiv duch den Tod des 
Verficherten, unbeſchadet auch hier der fpäter zu erörternden Ver— 
erbung eines bereits entjtandenen Rentenanſpruchs.“) Eigentümlich 
tft der Fall des $ 44, nach welchem der Tob des Verficherten 
zugleih mit dem Erlöſchen der Anwartſchaft einen Anſpruch auf 
Erſtattung der halben Beiträge für die Hinterbliebenen hervorbringt. 

d) Die Anwartſchaft erlifht durch Entfräftung, wenn es ihr 
unmöglid wird, die Anfpruchsreife zu erlangen. Es ift dies dann 
der Fall, wenn der Anſpruchsgrund der Invalidität ($ 15 IVG.) 
bei einem Derficherten eintritt und ihm die Fortfegung der Ver- 
fiherung in jeder Form unmöglich macht, noch bevor er die für 
den Invalidenanfprud nötige Wartezeit erfüllt Hat.) Es ift jedoch 
bier ein Wieberaufleben der Anwartſchaft möglih, wenn der Ver- 
fiherte, obwohl feine dauernde Erwerbsunfähigfeit angenommen 
worden war, fpäter doch wieder durch eine Veränderung feines Zu» 
ftandes zweifellos erwerbsfähig wird.) Das Erlöfchen gilt nicht in 


+) Im Gegenfag dazu fteht der Policenrüktauf bei privaten Verſicherungs ⸗ 
Unternehmungen. 

4) Bgl. dazu ſchon oben $ 52 N. 46. 

*) AN. 92 S. 125 Nr. 173 Schlußabſatz, AR. 96 S. 254 Nr. 496. 

+0) &o bie zweite in voriger Note eitierte Entfgeibung: „Müffen aber Beir 
träge für eine Perfon dieſer Art” (nad) wieberaufgenommener verfigjerungd 
pflichtiger Beidäftigung) „entrichtet werben, fo lebt vermöge bed zwiſchen Bel- 
tragspfliht und Rentenberechtigung beftehenden Zufammenhanges“ (vgl. dazu 
oben N. 15) „der Anſpruch wieder auf und es kann Ihm“ (nachdem er neuerdings 
mieber ermerböunfähig geworden) „bie Einrede ber rechtskräftig entjchiedenen 
Sache um fo weniger entgegenftellt werben, als es ſich nicht um ben bereits 
‚abgeurteilten, ſondern um einen ganz neuen Anſpruch handelt, der fi auf Tat⸗ 
ſachen ftüßt, bie der früheren ricterlichen Beurteilung niet unterlagen“. Diefe 
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gleicher Weiſe für den Fall, daß ein Verfiherter vor Erfüllung der 
Bartggeit für die Altersrente das 70. Jahr vollendet.) Es gilt 
auch nur mit weiteren Modifikationen, wenn ein Berficherter bei 
Eintritt des Anſpruchsgrundes aus $ 16 IVG. (nicht dauernde, aber 
bereits 26 Wochen. alte Erwerbsunfähigkeit) die Wartezeit für die 
Invalidenrente noch nicht erfüllt hat.**) 

e) Zweifelhaft if, ob und inwieweit juriſtiſch ein Erlöfchen der 
Anwartſchaft durch Verbrauch (Konfumierung) anzunehmen ift, wenn 
auf Grund derfelben und des eingetretenen Verfiherungsfalles eine 
Rente bewilligt wird. Unzweifelhaft ift das allerdings nicht der 
Fall bei Bewilligung einer Altersrente an einen noch Erwerbs- 
fähigen, welcher feine Anwartſchaft fogar fortführen kann und bei 
verficherungspflichtiger Tätigkeit mangels erlangter Befreiung?) fort⸗ 
führen und fteigern muß, um eventuell fpäter die höhere Invaliden- 
rente zu erlangen. Auch in Fällen, wo eine Invalidentente aus 
& 15 oder 16 IVG. bewilligt ift, welche allerdings jede meitere 
Beitragsleiftung ausfchließt (vgl. oben $ 18 I), muß begrifflich mit der 
verfehiebenartigen Möglichkeit eines fpäteren neuen Rentenanſpruchs, 
fei es nad inzwiſchen wiebererlangter Erwerbsfähigfeit und Ent- 
yiehung der Rente, fei es wegen Überganges der vorübergehenden 
in die dauernde Invalidität, fet es auch wegen eintretenden Alters 
vgl. $ 47 Abſ. 4 JVG.), gerechnet werben. Cs eröffnen ſich hier 


Formulierung unterliegt allerdings einigen Bedenken. Zunachſt ift gerade aus 
vem Schlußfag Mar, daß nicht ber alte Anfprud, fonbern die Anmwartjhaft 
oieder aufledt. Sodann aber erfolgt dad Wieberaufleben Hier, genau ger 
ıommen, [on durch den Wiederwegfall der Erwerbäunfähigteit; die neue Bels 
ragsentrichtung, die aud) freimillig Im Wege ber Meiterverfiherung erfolgen 
Önnte, läßt nur die wiedererwachte Anwartſchaft zur Anſpruchsreife heran⸗ 
yachfen. — Mit Recht hebt Abrigens das RB. hervor, daß in folden Fällen 
ne ftrenge Prüfung der behaupteten miebererlangten Erwerbsfaäͤhigkeit ge: 
oten iſt. 

#1) Bol. dazu fon die Grörterungen oben $ 11 N. 4 und $52 I, 4 
tt. ec. 

48) Zunãchſt ift Hier gemäß $ 30 Abf. 5 bei verfiherungäpflichtigen Verufs⸗ 
-beitern bie Erfüllung der Wartejeit mährenb ber Krankheit noch möglic) (ogl. 
ven SLR. 11 und $ 35 hinter N. 64) Sobann tommt wenigftens tatjägjlich 

Beiracht, daß hier von vornherein mit einer Wiebererlangung der Ermerbö- 
higkeit gerechnet werben muß. 

+0) Bol. oben $ 10.R.6. Die Befreiung vernichtet ſelbſt die ſchon be 
hende Anwartſchaft nicht (vgl. oben $ 5 IIND. 
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für die juriſtiſche Konſtruktion zwei Möglichkeiten; o) entweder man 
nimmt das Fortbeſtehen der Anwartſchaft auch im Stadium des 
Rentenbezuges an?!) oder man ſtatuiert ein Erloſchen der Anmwart- 
ſchaft mit der Rentenbewilligung, muß aber dann ein Wieber- 
aufleben derſelben bei Wegfall des Anfpruchsgrundes ober bei 
Eintreten eines im Sinne des Gefeges neuen annehmen. Ich 
halte die legtere Auffaffung, welche gelegentlich au vom RVA. ge 
teilt wird,2) für die zur Erklärung der praftifchen Verhältniſſe 
angemefjenere und auch dem Gefeg entſprechendere. Der praktiſche 
Hauptfall ift doch der, daß einem Verſicherten die Invalidenrente 
aus $ 15 bewilligt wird, und er diefe bis zu feinem Tobe einfad 
fortbezieht. Diefer muß für die theoretiihe Auffaffung beftimmend 
fein. Im ihm wäre es aber zweifellos unangemefjen, neben dem 
Bezugsrechte die Anwartſchaft als fortbeftehend anzufehen, melde 
thatfähhlih nie mehr zu praktiſcher Betätigung gelangt. Diefer 
Gedanke tritt denn auch in $ 45 Ab. 1 IVG. deutlih hervor, 
indem bier die der Verficherungsanftalt angehörenden „Renten- 
empfänger“ von ben „Verſicherten“ derjelben ausdrücklich geſchieden 
werben. 


8 54. Das Erlöſchen der Anwartſchaft durch Beitragsmaugel. 


I. Der $ 46 JVG., in welden der frühere $ 32 ©. 89 mit 
materiellen und formellen Änderungen aufgegangen ift, läßt unter 
dem Vorbehalt fpäteren Wiederauflebens (Abſ. 4) die Anwartſchaft 
ſowohl bei der Pflicht- und Weiterverfiherung (Abf. 1), wie 
aud bei der Selbftverfiherung und ihrer Fortfegung (Abf. 3) er- 
Löfchen, wenn nicht binnen einer beftimmten Zeit Beiträge in einem 
gewiſſen Minimalmaß entrichtet oder an ihrer Stelle ausreichende 
Erfagtatfahen nachgewieſen werden ($ 46 Abf. 2, 8 47 Abſ. 4, 
8 53 IU6.). 

Die Materialien fehen in der Beftimmung des 8 46 gelegent- 
lich eine „Verjährung“ der Anwartſchaft,) und diefe Auffaffung ift 


®%) Ihnen entſprechend ändert ſich aud) in gemiffem Umfange bie Ronftruftion 
von $47 Wbf. 4; ogl. unten $ 54, IV. 

eh Das ift die Auffaffung von Weymann Anm. 19 Abſ. 2 zu $ 47. 

3) AN. 99 &. 776 Rr. 779 Abf. 2 (ogl. oben R. 17). 

) Komm.Ber. zu $ 89 Ent. ©. 39, Drudf. ©. 155 oben; Mot. zu $ 104 
Entw. 336 





$ 54. Das Erldichen ber Anmwartiaft durch Beitraggmangel. 573 


aud in bie Literatur übergegangen?) Genau betrachtet, kann hier 
jedoch weder von einer erlöſchenden Verjährung,?) noch felbft von 
einer Präflufiofrift mit der Folge des Rechtsunterganges die Rebe 
fein. Denn bei beiden Rechtsinſtituten ift das wirffame Moment 
die Nichtausubung des eventuell dem Untergange gemeihten Rechts 
während beftimmter Frift. Hier aber ift es gar nicht die Anmwart- 
ſchaft, welche nicht ausgeübt wird, da für ihre Ausübung mangels 
vorliegenden Anſpruchsgrundes gar feine Möglichkeit befteht, fondern 
höchſtens die Nichtausübung ber Beitragsberechtigung,) welche nicht 
ihren eigenen (davon war oben in 8 52 die Rebe), ſondern ben 
Untergang der Anwartſchaft herbeiführt. Damit im Zufammen- 
hange fpielt auch bier die Zeitbeftimmung eine erheblich andere 
Rolle, ala bei Verjährung und Befriftung. Bet dieſen Inſtituten 
genügt eine einmalige Rechtsausübung, um bie Verjährung zu unter- 
brechen ober die Friſt dauernd zu wahren. Hier ift zur Wahrung 
ver Anwartſchaft die Entrichtung einer größeren Zahl von Einheite- 
beiträgen erforberlih. Da aber diefe für je eine Woche entrichtet 
werben, fo dient der gejegte Zeitraum als eine Mehrheit von 
Wochen in erfter Reihe dazu, um das dem Gefeßgeber angemefjen 
erſcheinende Verhältnis der möglichen zu den wirklichen Beitrags- 
wochen zu beftimmen, während feine Bedeutung als Frift ſchon dur 
die Zuläffigfeit nachträgliche Beitragsleiftung zurüdtritt. Endlich 
ift die in $ 46 IVG. beftimmte Anwartſchaftsfriſt eine fi immer 
wieder, und zwar nad Maßgabe der urfprünglichen Gefeges- 
beftimmung erneuernde, fo daß weder von einem Neulauf der Ber- 
jährung von der erfolgten Unterbrehung an, noch von bauernber 
Wahrung einer Pratluſivfriſt durch einmalige Rehtsausübung die 
Rebe ift. Nach alledem Handelt es hier trog gewiſſer Ähnlichkeiten 
überhaupt nicht um ein Erlöſchen der Anwartſchaft durch Zeitablauf, 
fondern durch mangelnde, ober noch beffer, durch unzureichende Bei- 
tragsleiftung. 


2) 38. Piloty S. 126 Abſ. 1. 

) Für die Parallele mit dem bürgerlichen Recht kame von vornherein in 
Betracht, daß das BEB. $$ 194 ff. nur eine Verjährung von Anſprüchen kennt. 

#) &o tann man ſchlechtweg jagen, ohne ber Nichtausubung verfiherungss 
pflichtiger Tätigfeit beſonders zu gebenten, weil, nachdem einmal bie Anmartfchaft 
entftanden ift, die Berechtigung zur freimilligen Beitragäleiftung bis auf weiteres 
von ſelbſt gegeben ift. 
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II. Der Abſ. 1 in $ 46 ficht zunächft von der Selbftverficherung 
ganz ab und regelt den einfachen Fall der Pflichtverficherung und 
der an fie fih anſchließenden Weiterverficherung.’) Die Anwart- 
ſchaft erlifcht hier, wenn während zweier Jahre nach dem auf der 
Quittungsfarte verzeichneten Ausftellungstage Beiträge auf Grund 
der Verſicherungspflicht oder der Weiterverfiherung für weniger als 
Beitragswochen entrichtet find. 


1. Nah 8 52 ©. 89 erlojc die Anwartſchaft, wenn während 
vier auf einander folgenden Kalenderjahren®) für weniger als ins- 
gefamt M Beitragswochen Beiträge entrichtet worden waren. Das 
neue IVG. weicht erheblich ab.) Die Berechnung nad Kalenver- 
jahren ift aufgegeben und durch die nach Zeitjahren®) erfegt, welche 
von der Ausftellung einer Quittungsfarte an berechnet werben. Die 
Frift felbft ift auf die Hälfte verkürzt. Obgleih im Zufammen- 
hange damit aud die Zahl der zur Erhaltung der Anwartſchaft 
nötigen Beiträge von 47 auf 20 entjprechend?) herabgefegt worden 

5) Über den Wortlaut „die aus ber Verſicherungspflicht fid ergebende An- 
martfchaft” vgl. oben $ 53 bei R. 24a. Cine aus ber Verſicherungspflicht ſich 
ergebende Anmwartichaft liegt aber in einer beftimmten Anwartſchaftsfriſt auch 
dann vor, wenn zulegt und unmittelbar vor Beginn ber betreffenden Frift 
Weiterverfiherung beftanden hat. 

) Über galenderjahre AR. 99 3. 776 Nr. 780. 

') Die Fragen betreffend bie jeitliche Wirtſamleit des $ 46 IB®. mögen 
nur kuiz berührt fein. Das RBA. Hat angenommen: a) Dem $ 46 kommt 
rüdwirfende Kraft infofern zu, als eine nad) den Vorſchrifien bes $ 32 G. 89 
erloſchene Anwartſchaft als erhalten zu behandeln ift, wenn fie bei Anwendung 
von $ 46 erhalten wäre (AR. O1 S. 192 f. Nr. 873, 974). — L) Umgefehrt wird 
aber zum Schutze wohlerworbener Rechte eine nad) dem alten Rechte erhaltene 
Anmartjhaft unbedingt aud dann als fortwirkend anerfannt, wenn im übrigen 
auf den Rentenanſpruch das IVG. zur Anwendung gelangt: AN. 00 ©. 406 
Rr. 792 mit AN. O1 ©. 192 Nr. 873. — e) Immerhin wird jedoch diejenige, 
nad) dem Ausftellungätage der Quittungäfarte zu berechnende Anwartſchafis ⸗ 
feift zuerſt lediglich nach dem neuen Recht beurteilt, in welde der 1. Januar 
1900 Hineinfällt (UN. 02 ©.241 Nr. 955, &. 477 Nr. 982). Hierzu die Ber 
benten von Weymann Anm. 1a und Gebhard-Düttmann ©. 323. 

®) Berechnung (vgl. oben $ 52 N. 10). 

*) Die Zahl von 47 Beitragswochen repräfentierte im früßeren Recht ein 
Beittagsjaht (ogl. Bd.1 &.587N.5 0. €.). Der Entw. JVG. nahm regel 
mäßig eine Kürzung der Beitragsfriſten im Verhältnis von 47:40 vor, jo auf 
im $ 32 Abf. 1. Die Summe von 20 Beiträgen entſpricht dann der jet 
geltenden zmweijägrigen (ftatt vierjährigen) Anwartſchaftsfriſt. 
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tft, iſt doch die Anforderung des neuen Geſetzes eine jchärfere, weil 
die Möglichkeit der breiteren Verteilung auf die Doppelte Frift die 
doppelte Zahl von Beiträgen nicht bloß ebenfo, fondern leichter er= 
träglich machte.!°) 

2. Die Frift läuft zunächſt vom Tage der Ausftellung der 
erften Quittungsfarte an. Mit dem Ablauf dieſer Frift und 
ebenfo jeder ferneren beginnt immer wieber eine neue gleiche Frift.'') 


0) Daß man fi) diefer Verihärfung bewußt war, geht aus dem Komm. 
Ber. zu $ 32 ervor. Die Abtarzung ber Frift hat aber in boppelter Richtung 
zu Bermaltungdmaßregeln im Interefie ber Verſicherten Veranlafjung gegeben: 
©) Das NIX. hat an die Berfierungsanftalten das Erfuchen gerichtet, Bor- 
forge zu treffen, daß bie wegen Nigpteintritt8 der Invalibität mit ihrem Renten« 
anfprud) abgemiefenen Verſicherten ſchon bei Zuftelung des ablehnenden Ber 
ſcheides auf bie nachteiligen Folgen der Verfäumung ber Weiterverwendung von 
Marken ausbrüdlic) Hingewiefen werben. Es follte damit verhütet werben, 
daß bie Berfiherten infolge eines Ianganbauernben Streitverfahrens, während 
deſſen fie in Erwartung ber Rente nicht arbeiteten, an ihrer Anwartfhaft Schaden 
litten. Damit in Verbindung erteilt das RBA. jelbft in ben im Revifiond 
verfahren vorfommenben geeigneten Fällen dem Rentenbewerber eine beftimmt 
gefaßte Belehrung über die Erhaltung ber Anwartſchaft. eventuell durch nach⸗ 
trägliche Beitragsleiftung. Endlich hat das RB. auch an bie Landeszentdal ⸗ 
behörben die Bitte gerichtet, anzuorbnen, daß bie Verſicherten, insbeſondere bei 
der Entgegennahme von Rentenanträgen, entſprechend aufgellärt würden (AR. 
01 8.637 Nr. 941). Bol. dazu bie in ArbB. O1 ©. 614 abgebrudte BD. des 
tgl. fähf. Min. d. Inn. v. 16. Aug 1901. — b) Die AN, 01 &.366 f. abger 
drudten preußiſchen Miniftertalverordnungen haben Vorſorge getroffen, um zu 
verhüten, daß Strafgefangene, während fie eine längere Frelheitsſtrafe vers 
büßen, ihre Anmartichaft verlieren. Mit ihrem Einverſtändnis ift die Weiter- 
verficherung, zunäct aus bem Guthaben des Gefangenen, aufzunehmen und 
fortzufegen. Auch für Korrigenden ift ähnliches angeregt worden Endlich 
mag hier erwähnt fein, daß $ 28 des Reichsſeuchengeſetzes v. 30. Juni 1900 
ſolchen PBerfonen, melde der Invalidenverfiherung unterliegen, wenn fie aus 
jeuchenpolizeilichen Gründen in ber Wahl des Aufenthalts oder ber Arbeit- 
ſtatie beſchrantt ober abgefondert werben, eine Tagescntihädigung nad) Maßgabe 
des für die Invalidenderſicherung in Beiracht kommenden Jahresverdienſies ge 
währt, falls ihmen nicht eine verſicherungsrechtliche Unterftügung wegen Ermerbä- 
unfähigteit gewahrt wirb ober fie auf offemliche Koften verpflegt werben. 

") Daß trog de Wortlaut? in $ 46 Abf. 1 nicht bloß von einer einmaligen 
Feift die Rede fein Tann, ift Mar. Auch der $ 32 Abſ. 1 @.S9 rechnete mit 
fgrittweife fortrüdenden Friſten. Den Sag bes Tertes betätigen AR. OL 
6.193 Nr. 874, AN. 02 S. 241 Re. 955, 8,477 Nr. 982. Ebenſo Iſen⸗ 
bart»Spielhagen ©. 575 a. E; dagegen feinen Gebharb- Düttmann 
bei ihren verihiebenen Seiftbeftimmungen auf &. 320 ff. von anberer An 
ſchauung auszugehen. — Jede einzelne Anwartfhaftäfeift ift für ſich felbftänbig 
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Jede neue Duittungsfarte eröffnet aber wieberum eine neue ſolche Serte 
von Friften, welche ſich mit denjenigen aus ben früheren Quittungs- 
Torten kreuzen können. Diefes Durcheinander von Friften'?) wird 
aber dadurch gemindert, daß aus einer früheren Karte menigftens 
feine neue Frift mehr beginnen fann, wenn inzwiſchen eine neue 
Quittungskarte ausgeftellt ift, während die ſchon eröffnete Frift aller- 
dings noch abläuft. Im jeder Friftenferie, welche von einer be= 
ftimmten Karte ausgeht, ift alfo biejenige Frift die legte, in deren 
Lauf die Ausftellung einer folgenden Karte hineinfält. Iſt in 
irgend einer ber laufenden Friften (nicht bloß in ber legten) das 
gefeglihe Minimum von Beiträgen nicht erreicht, fo find nicht etwa 
bloß die Beiträge aus diefer Frift unmirffam geworben, fondern bie 
ganze, bis zum Ablauf diefer Frift erwachſene Anwartſchaft des 
Verſicherten mit allen in ihr enthaltenen Beiträgen ift erlofchen.'?) 
„Hiernach empfiehlt es fi), die Prüfung der Anwartſchaftsberechnung 
mit der legten Duittungsfarte zu beginnen, weil es, wenn nad) ihr 
die Anwartſchaft erloſchen tft, nicht mehr darauf -anfommt, ob fie 
etwa nah der vorhergehenden ober gar einer noch weiter zurüd- 
liegenden Karte erhalten ift.“'*) 

und baher eine Verrechnung des Überfhuffes an Beitragsmarken aus einem 
jmweijährigen Zeitraum auf den anderen unzuläffig (AR. O1 a. a. D.). 

”) Für ein Arbeiterrecht Taum einfach genug! 

») Da nad) den Erörterungen bed Textes eine durch die Karte A beftimmte 
Anwartſchaftsfriſt fih in die Giltigfeitäbauer ber folgenden Karte B Bineins 
erſtreden Tann, fo ift es aud) moͤglich, daß mit dem Eridſchen der Anwartfchaft 
aus Ratte A aud) ein Zeil ber in Karte B enthaltenen Marken mitgerifien wirb; 
dgl. Weymann Anm. 6 zu $ 46. Ob biefe Konſequenz vermetbbar ift, kann 
zwelfelpaft fein. Für $ 32 ©.89 Hat allerdings dad RIM. neuerdings in 
einer Entſch. o. 17. Nov. 1902 (AR. 03 S. 388 Nr. 1052) angenommen, da 
das Erköf—en der Anwartſchaft immer nur die Unmirkfamteit derjenigen Bei⸗ 
tragswochen zur Folge hat, welche in das erfte Jahr des nicht ausreichend bes 
legten vierjährigen Zeitraumes fallen, nicht aber aud die Unmirkjamfeit der in 
die fpäteren 3 Jahre fallenden und zugleich einer fpäteren Anwartſchaftsperiode 
angehörigen Wochen. Wenn aber j—hon dieſe Entſcheidung, wie bad RB felbft 
anerfennt, mit dem Wortlaut des $ 32 cit. nur ſchwer vereinbar, höchſtens noch 
verträglich“ ift, fo ift ihre analoge Übertragbarkeit auf den vorliegenden Fall 
des neuen Rechts um fo bedenklicher, als hier der Beginn ber neuen An— 
wartſchaftsperiode von einem in den Willen des Berficherten geftellten Alte, ber 
Augftellung einer neuen Karte ($ 131 Abſ. 3 IBM), abhängig if. Für bie 
analoge Anwendung Ifenbart-Spielhagen, 2. Aufl, Anm. 7c. 

) AN. 02 S. 477 Rr. 982 Abſ. 6 a. €. 
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3. Die Bezeichnung des Ausftellungstages einer Karte als 
Friftenanfang bedarf noch folgender Ergänzung: Hat ein Verfiche- 
rungapflitiger überhaupt noch feine Quittungsfarte, fo befigt er 
mangels jeber Beitragsleiftung noch gar feine Anwartſchaft; es kann 
daher folange auch von einem Erlöſchen derfelben Feine Rebe fein. 
Erhält er dann eine Quittungsfarte, in die er nachträglich Marken 
klebt, fo handelt es ſich zunächſt um die rückbezügliche Entftehung 
einer Anwartſchaft, deren Möglichkeit gemäß dem oben $ 53 IL, 3 
Entwidelten nah den Grundfägen über die Zuläffigfeit der nad 
träglichen Beitragsentrihtung zu prüfen ift. allen ſchon hiernach 
gewiſſe, am meiften zurüdliegende Beitragswochen aus, fo ift ihnen 
gegenüber wiederum von einem Erlöfhen einer (nicht entftandenen) 
Anwartſchaft nicht die Rebe. Die erfte Frift für ein ſolches kann viel⸗ 
mehr, unter analoger Anwendung des $ 46, nur vom Beginn der- 
jenigen Woche an gerechnet werben, für melde zuerft ein giltiger 
Beitrag nachgebracht und damit die Anwartſchaft entftanden ift.!°) 
Für die auf die nachträgliche Austellung der erften Karte folgende 
Beitragszeit findet dann der $ 46 normale Anmendung.') Für 
diefe, wie auch fonft überhaupt, tritt der Tag, von welchem an bie 
Karte durch befonberen Vermerk als rückverwendbar erklärt worden ft 
(ogl. oben $3IN. 20), nicht an die Stelle des Ausftellungsbatume.!”) 








1%) Die exfte verſicherungspflichtige Arbeit entf eibet daher, gegen Wey⸗ 
mann Anm. 6 Ubf.3, nicht unbedingt, fondern nur dann, wenn biß zu ihr 
zuruck die Nachbringung von Beiträgen zuläffig war. Die Entſcheidung AN. 02 
&.478 Rr. 983 betrifft einen eigentümlien Fall ber Übergangszeit, ſcheim 
aber am Schluß des vorlegten Abſatzes für die Zeit der normalen Anwendung 
des IVG. auf den hier vertretenen Standpunkt Binzuführen. 

26) Für die Seeleute, welde ohne Quittungskarte verfihert werben, wollen 
Gedparb-Düttmann die Anwariſchaftsfriſt mit jeder Ab mufterung beginnen 
lafien (Anm. 6 Ziff. 6e zu $46). Mir will es feinen, als wenn bie Serie 
der fi immer erneuernden Friften mit der erften Anmufterung Beginnen 
müßte, und baf, wenn zwiſchendurch für fie Quittungäfarten zur Verwendung 
gelangen, je vom Datum berjelben eine neue Friftenferie beginnt. Jede fernere 
neue (ohne Rarte erfolgende) Anmufterung fteht dann der Auäftellung einer 
neuen Quittungäfarte glei). Daß bei ber Verſicherung ohne Quittungsfarte 
die Beſchaftigungswoche als Woche eined entrichteten Beitrags gilt, vgl. oben 
$ 52 R. 31a und die dort citierte Stelle. 

m So analog (mit Bezug auf $ 135) bie preuß. Kartenanweiſung 
Siff. XXVI 0. €. flbereinftimmend Gebhard: Düttmann Anm. 6 Ziff. 4, 
Beymann Anm. 6 Abſ. 2 zu $ 46. 

Rofin, Recht der Urbeiterverficherung. Baud II. 37 
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Diefes aber ift ftets nach feiner Tatſächlichkeit entſcheidend; nicht 
Dagegen beginnt der Friftenlauf mit dem Tage, an welchem bie 
neue Karte hätte ausgeftellt werben follen, alſo namentlich nicht 
mit dem Tage der Ablieferung und Aufrechnung der gefüllten 
vorhergehenden Duittungafarte.!) Der Ausftellungstag ift auch 
dann maßgebend, wenn in einer Karte Marken überhaupt noch nicht 
verwendet find, insbeſondere auch biefelbe dem Verficherten niemals 
ausgehändigt worben, ſondern bei einer beteiligten Behörde ver- 
blieben if.) ft die Giltigleitsvauer einer Karte nah $ 135 
BG. verlängert, fo tritt das Datum bes Verlängerungsvermerks 
an bie Stelle des dadurch vertretenen neuen Ausftellungsbatums.?) 
Sind gegen bie Abfiht des Gejeges (ogl. oben $41.I Abf. 2) mehrere 
Karten für denfelben Verſicherten im Lauf, fo miüflen von 
jedem einzelnen Ausftellungsbatum an gefonberte Friſten berechnet 
werben.2!) 

4. Während der zipeijährigen Anwartſchaftsfriſt müffen zur Er- 
haltung der Anwartſchaft mindeſtens 20 Beiträge beigebracht 
werben;?te) nicht notwendig ift, was gelegentlich auch bei maß- 
gebenden Faktoren angenommen worden zu fein fcheint,2) daß auf 
jebes einzelne Jahr der Frift je 10 Beiträge entfallen müflen.2°) 


) AR. 02 ©. 477 Rr. 982. ) AR. 02 ©. 396 Rr. 972. 

2) Gebhard-Düttmann Anm. 6 Siff. 3. 

21) Gebhard: Düttmann Anm. 6 Ziff. 2. 

210) Daß nach ber Auffaffung des ABA. der Cintritt des „Verſicherungs ⸗ 
falles“ (Anſpruchsgrundes) ben weiteren Lauf der Anwartſchaftsfriſt hemmt, ift 
bereit8 oben $ 53 N. 40 erwähnt und Teitifiert worben. Dabei hebt bad ABA. 
für den Berfiherungsfall des $ 16 IVG. (vorübergehende Ermerböunfähigteit) 
beſonders hervor, dak „nad; Wiedereintritt ber Ermerböfähigkeit natürlich ber 
Lauf neuer Anwartfhaftöfriften beginnt, die fi) in Ermanglung eines anderen 
Anhaltspunkte nad) dem Auäftellungätage ber jeweils Tekten Quittungstarte 
berechnen, daß aber die Anwartſchaft in Feiner Frift erlöfchen Tann, in melde 
die Krankheit und Ermerbäunfähigfeit, die den Gintritt des Verſicherungsfalis 
bewirkt hat, hineinreicht· (UN. 03 ©. 515 Nr. 1066 mit &. 396 Rr. 1061). 

2) Komm.⸗Ber. zu $ 32 Entw. IVG.: „Für den Antrag Ia wurde geltend 
gemadit, daß bie Zahl ber erforberten 10.Beitraggmoden im Jahre eine fo 
geringe fei, uſp.“ Auch die Beftimmung des Bundesrat? (vgl. unten $ 55 
N. 20), daß die Verlängerung einer Quittungäfarte auch auf I Jahr erfolgen 
dürfte, hängt vieleit mit ber im Tert zurüdgersiefenen Auffaffung zufammen. 

ꝝ) Das würde eine über das Geſetz hinausgehende, noch meitere Erſchwerung 
bedeuien (ogl. oben bei N. 10). Dagegen auch Ifen bart Spielhagen 
An. 3 a. €. 
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Die Beiträge müffen, wie der $ 32 Abſ. 1 ©.89 deutlicher zum 
Ausbrud brachte, „für“ zwanzig Wochen ber betreffenden Anmwarte 
ſchaftsfriſt entrichtet fein. Beiträge, welche innerhalb einer Friſt, 
aber für Wochen einer vorhergehenden nachträglich entrichtet find, 
tönnen nicht auf die laufende Frift zur Anrechnung kommen; ob 
und welden Einfluß fie auf die Erhaltung der Anwartſchaft in der 
verftrichenen Frift, auf welche fie ſich beziehen, ausüben, wird unten 
(VI) beſonders erörtert werben. Die Beiträge müfjen ferner ent 
weder Pflicht» ober Weiterverfiherungsbeiträge fein; als Beiträge 
der legteren Art find alle diejenigen anzujehen, welche entrichtet 
werden, nachdem bereits irgend einmal (nit notwendig in dieſer 
Anwartſchaftafriſt) für den Verficherten Pflichtbeiträge geleiftet 
worden find. Dies muß auch gelten, wenn ber betreffende Beitrag 
aud ala Eelbftverfiherungsbeittag gewürdigt werben könnte und in 
anderer Beziehung ($ 29 Abj.2 IVG.) auch gewürdigt werden 
muß.) 

5. Die Frage, ob bie Anwartſchaft in einer beſtimmten Frift 
erhalten oder erloſchen ift, Tann möglichermeife, wegen ber ſchwer 
feftftelbaren Beziehung der Marken zu beftimmten Beitragswochen, 
Gegenftand eines nicht einfachen Beweiſes fein. Diefen Beweis hat 
im Zweifel die Verfiherungsanftalt zu führen. Wenn bies auch 
nach allgemeinen Rechtsgrundfägen, welche demjenigen, der fi auf 
ein Recht beruft, den Beweis besfelben auferlegen, diskutierbar 
wäre, jo muß es doch, in analoger Anwendung des $ 147 IVG. 
(ogl.’oben $ 51) und der ihn beherrſchenden, auch ſchon im früheren 
Recht ohne ausbrüdlihe Betimmung zur Anwendung gebrachten 
und für das Markenſyſtem unentbehrlihen Grunbfäge, für den Fall 
angenommen werden, daß die Marfenverwendung im Sinne des 
$ 147 ſich äußerlich als orbnungsmäßige darftellt.”°) Jede Ab- 
weichung von biefer Orbnungsmäßigfeit verfehiebt dann die Beweis- 
laft zu Ungunften bes Verficherten.?°) 


24) Bol. dazu oben $ 39 N. 12. Abweichend Weymann Anm. 8 Abſ. 3. 

25) Appelius in Mainzer Ziſchr. Bd. 12 S. 65 und bie bort citierte Entſch. 
RIA. v. 11. Febr. 1901; jeht auch AR.02 &.474 Nr. 981. 

20) „Behauptet (3. B) der Berfiherte, daß die in einer, nicht mit Rüds 
verwendbarlkeitsvermerk verfehenen Karte enthaltenen Marken für Zeiten, melde 
vor dem Außftellungätage liegen, verwenbet feien, fo Bat er bie zu bemeifen“: 
Appelius a. d. 

a7 
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IH. Einen Nachtrag zu Abf. 1 des $ 46 ftellt der Abſ. 3 dar, 
welcher zunãchſt von dem einfachften Falle ausgeht, daß jemand, der 
kraft Selbftverfiherung in die Verficherung eingetreten ift, auch in 
der Folge nur entweder Marken für Selbftverfiherung oder, nad 
dem er die Fähigkeit zur Selbftverfiherung verloren, Marken zur 
Fortfegung der Selbftverfiherung (vgl. oben $ 4) beigebracht hat. 
Während in allem übrigen Die Grundfäge des Abſ. 1 gelten, find die 
Erforderniffe für Erhaltung der Anwartſchaft hier infofern gefteigert, 
als der Betreffende in jeder Anwartſchaftsfriſt minbeftens 40 (nicht 
bloß 20) Beiträge nachzuweiſen hat. Wird ein urſprünglich Selbft- 
verficherter ſpäter verficherungspflichtig,") fo kommt ihm wiederum 
der Abf. 1 zugute, wenn er in einer Anwartſchaftafriſt 20 Pflicht- 
oder Weiterverfiherungsmarfen nachweiſen fann. Erreicht er biefe 
Zahl nicht, fo muß er im ganzen?®) 40 Marken haben;?°) eine pro= 
portionale Berechnung, an die man etwa benfen könnte, findet 
nicht ftatt. 

IV. Zur Aufreterhaltung der Anwartſchaft fommen nad $ 46 
A6f.2, 8 47 Abſ. 4 und 8 53 in beftimmten Umfange filtive Bei— 
tragswochen (vgl. oben $ 38) zur Anrechnung. Diefe Anrechnung 
beſchränkt fich bei gewiſſen Erſatztatſachen ausſchließlich auf das hier 
in Frage ftehende Nechtsverhältnis, bei anderen hat fie auch auf die 
Erfüllung der Wartezeit und die Nentenfteigerung, über welche im 
einzelnen fpäter zu handeln ift, Einfluß. Nach dem Hinweis, welder 
in $ 46 Abſ. 220) auf den „vorigen Abjag“ fich findet, könnte man 
verſucht fein, feine Wirkſamkeit auf die in Abf. 1 behandelte An- 
wartſchaft aus Pflicht- und Weiterverfiherung zu befchränfen ;?') 
doch Tann man nad der Entſtehungsgeſchichte der Beftimmung,?) 
ſowie danach, daß Abf. 3 als Nachtrag zu Abf. 1 diefen vollinhaltlich 
in ſich aufninmt und $47 Abſ. 4 ausdrücklich auch die Wirkſamkeit 
von 8 46 Abſ. 3 ausfchließt, nicht zweifelhaft fein, dem Abſ. 2 


21) Zum umgelehrten Falle vgl. oben R. 24. 

=) D. 5. einſchueßlich der vermendeten Pflicht: und Welterverficerungs- 
marfen. 

2) Übereinftimmend Piloty ©. 126. 

0) Vgl. dazu auch $ 53 IV®., welder wieder auf $ 46 Abf. 2 zuruckweiſt. 

3) &o in ber Tat Weymann Anm. 11. 

2) Angeführt bei Gebharb-Düttmann Anm. 12 Abſ. 2, welche der Hier 
vertretenen Anficht beiftimmen. 
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allgemeine Bedeutung (auch für Abf. 3) einzuräumen. Die Gleich- 
ſtellung der filtiven Beitragswochen mit den wirklichen vollzieht ſich 
in allen Fällen in der Weife, daß die einzelne, duch die Erſatz- 
tatfache gebedte volle Woche fo angejehen wirb, als wäre für fie ein 
Beitrag entrichtet; die Berechnung und der Lauf der Friften bleibt 
unverändert. Wenn demgegenüber einzelne Kommentatoren?) gerade 
den 847 Abj. 4 Schlußfag anders, nämlich im Sinne einer Hemmung 
(eines Rubens) des Friftenlaufes während der fraglichen Wochen 
auslegen wollen, jo wird dieſe an ſich nicht zu vermutende ab⸗ 
weichende Behandlung eines einzelnen Spezialfalles durch den Wort⸗ 
laut der Beftimmung, der ihnen als einziges Beweismittel dient, 
nit gerechtfertigt.) Als filtive Beitragswochen kommen aber in 
Betracht: 

1. Diejenigen Krankheits- und Militärdienſtwochen, welche nad 
$ 30 IVG. (vgl. oben $ 38 II) allgemein, aud für Wartezeit und 
Rentenfteigerung, als Beitragswochen gerechnet merben?®) ($ 46 
Abſ. 2 Ziff. 1). Die Anrechnung findet nur unter allen Boraus- 
fegungen und mit allen Beſchränkungen des $ 30 ftatt. Im erfter 


3) Bebharb-Düttmann Anm. 12 Abſ.5, Weymann Anm. 9 Abſ. 2. 
Bei erfteren ſcheint dieſe Auffaffung mit Ihrer oben N. 11 zurücdgemiefenen Ans 
ſchauung, betreffend die Wiederholung der Friften, zufammenzubängen. 

) Der Worlaut von $47 Abf.4 Satz 2 weicht zwar von bem bed $46 
Abſ. 2 ab. Der letztere fagt: „Den Beitragswochen im Sinne bes Abf. 1 
(und 3) merben gleihbehanbelt bie Zeiten, melde ufm.“, der $ 47 aber lautet: 
„Die Vorſchriften des $ 46 Abſ. 1, 3 finden auf dieſe Yeit (des früheren 
Rentenbezugs) leine Anwendung.” Allein man beachte, daß $ 47 Abſ. 4 Sag 1, 
auf ben fi) Sat 2 bezieht, feinerfeits fagt, Daß „die Zeit des früßeren Rentene 
bezugs bem Berfiherten ebenfo, wie eine befceinigte Krantheitäpeit anzurechnen 
ift", ſich alfo in der Faffung an $ 46 Abſ. 2 Siff. 1 anfhlieht. EB ift aber 
nit wahrfheinlih, daß $ 47 Abſ. 4 Say 1 und 2 verfchiebene Berechnungs ⸗ 
methoben ftatuieren follten. Ferner kommt in Betracht, daß $ 37 G. 89, melder 
jegt in $46 Abf. 2 Ziff. 2 Herübergenommen morben ift, eine Faffung Batte, 
welche derjenigen dem Sinne nad) entſprach, die der $ 47 Abſ. 4 Say 2 IVG. 
aufweiſt („tritt das in $ 32 vorgefehene Eridſchen des Verſicherungsverhaliniſſes 
nicht ein“). Endlich gebrauden auch die Mot. zu $ 32 Entw. IB®. für bie 
Zeiten des jehigen $46 Ubf.2 Rebemenbungen, melde benen bea $ 47 Abf.2 
Sa 2 entſprechen: „bie Beftimmungen bed $ 32 in gleicher Weiſe außer Kraft 
m fegen“ und „ba Erldſchen des Berfiherungdverhältniffe auch für ben Fall 
auszufhließen". 

3) Es entfpricht bad dem früheren, wenn auch unauögefprochenen Rechte 
(AR. 00 &, 162 Rr. 785). 
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Beztehung kommt namentlih die Beſchränkung der Vergünftigung 
auf berufsmäßige Lohnarbeiter nach $ 30 Abſ. 3 in Betracht, welche 
der Anwendung biefer Ziff. 1 des Abſ. 2 auf einen Selbftverficerer 
allerdings einen bebeutfamen Riegel vorſchiebt; in letzterer Beziehung 
wird namentlih bie in $ 30 Abf. 5 ausgefprochene Beſchränkung 
der Anrechnung auf 1 Jahr von VBebeutung. 

2. Angerechnet werden ferner die Zeiten, während deren ber 
Anwärter eine Unfallrente für eine Verminderung der Erwerbs» 
fähigkeit um mindeftens 20°), bezog,?) ohne gleichzeitig eine nach In⸗ 
validenrecht verficherungspflichtige Belchäftigung auszuüben. Der 
letztgedachte Zuſatz ftellt Mar, daß, wenn der Rentner troß feiner 
herabgefegten Erwerbsfähigkeit verfiherungspflictig tätig ift, für ihn 
nicht etwa, unter Berufung auf biefe Beftimmung, Befreiung von 
den dadurch verfallenden Beiträgen in Anſpruch genommen werben 
kann.) Werden trogdem Beiträge für ihm nicht entrichtet, fo find 
die betreffenden Wochen nicht anrechenbar.*) Unfallrente ift, ent= 
ſprechend hier?®) dem $ 6 Abf.1 IVG. (vgl. oben $ 18 II), eine 
Rente aus ber reichsgeſetzlichen Unfallverfiherung ; vorausgejegt wird 
ein nach dem Grade der Erwerbsunfähigfeit beftimmtes Minimum. 
Daraus geht zugleich hervor, daß hier anders, wie bei $ 6, nur 
Verlegtenrenten in Betracht Fommen.?) Die Beſtimmung hat 


*) Diefe Beftimmung ift neu. Vgl. für das frühere Recht AN. 95 S. 252 
Rr. 461, eine Entſcheidung, die aus Gründen, melde aud auf die Frage der 
Erhaltung der Anmwartfgaft paßten, bie Anrechnung ber Zeit bes Wezugs von 
Unfalrente auf bie Wartezeit für die Invalibenrente gemäß $ 33 Abj. 3 ©. 89 
ablehnte. Die neue Beftimmung wird aber gemäß dem oben R.7 litt. a 
Bemerkten vom RIA. ala rackwirkend behandelt; vgl. bie bort eit. Entich. 
Nr. 873. 

9) Boffero. Woedtke S. 364 litt. b zu $ 37 ©. 89. Über bie in ger 
wiffer Beziehung abweichenden Berhältnifie bei Krankheitswochen vgl. oben $ 38 
bei N. 488, 49 ($ 30 Abf. 2 IB®.). 

910) AN. 04 ©. 357 Rr. 1114. Dagegen wird hier die „Annahme, daß eine 
verſicherungspflichtige Beſchäftigung von menigftend 20 Wochen in einem für 
bie Erhaltung der Anmartfhaft maßgebenden zweijährigen Zeitraum bie Ans 
menbung von $ 46 Abſ. 2 Ziff. 2 überhaupt außfhliehe, da durch bie Beitrags. 
leiſtung für dieſe 20 Wochen die Anwartſchaft“ aud ohne jene befondere Schutz⸗ 
beftimmung „hätte erhalten werben Tönnen“, abgelehnt. 

*) Im übrigen befteht zwifchen den beiden Beftimmungen fein Paralleliamus, 
was von Weymann Anm. 18 zu $ 6 zum Gegenftanbe Iegislatorifcer Kritik 
gemacht wird. 

*) Bebharb-Düttmann Anm. 15. 
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nur für die Erhaltung der Anwartſchaft Bedeutung ($ 46 Abſ. 2 
Sf. 2). 

3. Das gleiche gilt“) von den übrigen in $ 46 Abſ. 2 Ziff. 2 
mit $ 53 JVG. angeführten und ebenfalls von bem Mangel ver- 
fiherungspflichtiger Tätigkeit abhängigen Erſatztatſachen. Schon ber 
$ 37 des ©. 89 hatte beftimmt, daß für Perfonen, welche aus ben 
in $ 36 ©.89 bezeichneten Zuſchußkaſſen Invaliden- oder Alters» 
venten beziehen, das in $ 32 ©. 89 vorgefehene Erlöſchen des Ver- 
fiherungsverhältniffes nicht eintreten folle. Die gedachten Kaſſen 
(Ginsbefondere Fabrif-, Knappſchafts- und Seemannafaffen) waren 
in $ 36 ermächtigt worden, denjenigen ihrer Mitglieder, melde von 
den reichsrechtlichen Verfiherungsanftalten Renten bezogen, und fo 
bald diefer Fall eintrat, die ftatutenmäßigen Kaffenleiftungen um 
den Betrag ber reichsrechtlichen Renten zu kürzen und fi} felbft in- 
fomeit zu entlaften. Die Beftimmung in $ 37 diente danach mehr 
dem Intereſſe der Zuſchußkaſſen, damit nicht während des Bezugs 
der Kaſſenrente die reichsgeſetzliche Anwartſchaft des betreffenden 
Mitgliedes verfalle und der Kaffe dadurch die Möglichkeit ſpäterer 
Kürzung abgefhnitten würde.) Indeſſen war der Wortlaut des 
837 in Bezug auf die Bezeihnung der Kaffen ganz allgemein gefaßt 
und mußte daher auch auf folde Kaſſen Anwendung finden, welde 
von jener Ermädtigung feinen Gebrauch machten.) Das gleiche 
muß jet auch von der Beftimmung bes $ 46 Abſ. 2 Ziff. 2 gelten, 
nad) welcher ala Beitragswochen die Zeiten behandelt werben follen, 
während deren der Anwärter aus Kaſſen der in $ 52 IVG. 
(= $ 36 6.89) bezeichneten Art Invaliden- oder Alterörenten 
bezog. Diefen Kaſſen ftellt dann der $ 53 IVG. (= 38 ©. 89) 
diejenigen „zur Fürforge für Invalidität und Alter“ beſtehenden 
Kaſſen gleich, hinfichtlich deren auf Grund ortaftatutarifcher Be— 
ftimmungen eine Verpflichtung zum Beitritt befteht. 

Das neue ZIG. hat nun aber weiter nach Inhalt der Motive?) 
es „für unbedenklich erachtet, für Mitglieder der nah 88 5, 7 des 


4%) AR. 97 ©. 593 Nr. 621 zu $ 37 ©. 89. 
9) Abg. Fehr. v. Stumm, Sten.Ber. 1889 S. 1380. 


+) Übereinftimmend Boffe-». Woedtke S. 363 Abſ. 3, Gebharb- 
Düttmann Anm. 16 Abſ 3. 


“) Mot. Abſ. 3 zu $ 32 Entw. IVG. 
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Entwurfs*t) zur felbfländigen Durchführung der mvaliden- 
verfiherung zugelafienen befonderen Kaffeneinrichtungen, welche auf 
Grund der Kaffenftatuten andere, als die in biefem Geſetz vor- 
gejehenen Renten (3. B. Renten bei Berufsinvalibität) beziehen, die 
Beftimmungen des $ 32 Entw. in gleicher Weife außer Kraft zu 
fegen, wie bies bisher in 8 37 für Mitglieber der in $ 36 be= 
zeichneten Zufhußfafien vorgefehen war. Hierdurch werben auch die 
Intereſſen der zugelaffenen befonderen Kafjeneinrihtungen infofern 
geförbert, ala fie hinfort nicht mehr der Gefahr ausgefegt find, daß 
ein Mitglied, welches die ftatutarifche Rente erhält, feinen Anſpruch 
auf reichsgeſetzliche Rente gemäß $ 32 verfallen läßt und dadurch 
die Kaffe außer Stand fegt, nad dem Eintritte der Vorausfegungen 
einer veichsgejeglichen Rente den auf die ftatutarifhen Leiftungen 
anzurechnenden Reichszuſchuß zu erlangen’) Weil nun die Worte 
der Motive nur von denjenigen Kaffeneinrichtungen ſprechen, welche 
„andere, als die in diefem Gefege vorgefehenen Renten gewähren“, 
wil Weymann“) die Beſtimmung auf diejenigen Perfonen nicht 
nicht angewendet wiſſen, welche aus zugelafjenen Kaffeneinrichtungen 
nicht „andere oder höhere“, fondern nur die reichsgeſetzlichen Alters- 
und Invalidenrenten beziehen. Auch Gebhard-Düttmann *) 
verfennen mit Weymann nit das Bebenklihe ber entgegen- 
geſetzten Auffaffung, welche insbefondere zu einer verfchiebenartigen 
Behandlung der Altersrentner, je nachdem fie die reichägefegliche Rente 
aus Kaffen ober Anftalten beziehen (vgl. unten Ziff. 4), führen muß, 
glauben aber doch an dem Wortlaut des Gefeges und der aus biefem 
ſich ergebenden uneingeſchränkten Auslegung fefthalten zu ſollen. Auch 
ich halte diefen Standpunkt hier ebenfo als gerechtfertigt, wie bei der 
oben erörterten Interpretation der auf die Zufchußfaflen bezüglichen 
Beſtimmungen; die allgemeine, das Feithalten am Gefegeswortlaut 
fördernde Regel: „ubi lex non distinguit, non est nostrum 
distinguere*“ muß insbefondere auch hier gelten, wo durch fie den 
Kaſſenrentnern zwar vielleicht ein nicht beabfichtigter Vorteil zugemendet, 
den Anftaltsrentnern aber fein pofitiver Nachteil bereitet wird. 


4) Zegt $$ 8 mit 10 IBO®.; dazu ift dann noch $ 11 des Geſetzes, ber 
treffend bie vorbehaltene, beſondere Verſicherungseinrichtung der See⸗BG. 
getreten. 

©) Näheres über diefe Verhältniſſe jpäter! 

*) Anm. 13 zu $ 46. +) Anm. 16 Abſ. 3. 
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4. Die legte Kategorie von Erſatztatſachen enthält $ 47 Abſ. 4 
WG., entiprehend dem $ 33 Abf. 3 ©. 89. Auf die Erhaltung 
der Anwartſchaft bezieht ſich ber Schlußſatz dieſes Abjages, der aber 
mit dem vorangehenden Sat 1, welcher die Anrechnung für Warte 
zeit und Rentenfteigerung betrifft, in engfter Verbindung fteht. 
Hiernad kann nur angenommen werben, daß bie in Sag 1 näher 
bezeichneten Zeiträume genau in demfelben Umfange auch als Bei— 
tragszeiten zweds Erhaltung der Anwartſchaft in Betracht fommen.*®) 


a) Der $ 47 Abf. 4 JVG. Inüpft feinem Grund und Inhalt 
nad an die oben $ 53 II, 5 litt. e entwidelten Verhältniffe an. 
Danach kann es vorkommen, daß jemandem, ber bereits eine 
Imvalidenrente bezogen hat, fpäter von neuem eine reichägefegliche 
Rente bewilligt wird. Welche ber beiden oben bezeichneten Kon- 
ſtruktionen man num auch für richtig erachten mag, in jedem Falle 
befteht Die Gefahr, daß die während des erften Rentenbezugs fort 
beftehende oder infolge ihres fpäteren Wieberauflebens ale fort- 
beftehend anzufehende Anwartſchaft während jener, jede Beitrags- 
berechtigung ausfchließenden, Zeit den Vorſchriften des $ 46 anheim= 
falle. Dem will der $ 47 Abf. 4 Sat 2 mit 1 entgegentreten, 
indem er „bie Zeit des früheren Rentenbezugs“ als Beitragszeit 
gelten läßt (vgl. oben N. 34 und $ 53 N. 40). 

b) Wenn bier vom „Rentenbezuge” die Rebe ift, fo ift damit 
natürlich nicht unbedingt der rein tatfächliche Bezug der Rente gemeint; 
denn fonft müßte jebe unterlafjene Abhebung ber Rente die fpätere 
Anrechnung ausſchließen. Gemeint ift vielmehr die Zeit bes zu 
Recht beftehenden Bezugs rechts in dem Sinne, daß basfelbe einer- 
feits Die bloße Entbehrung des tatfächlihen Genufjes miteinſchließt, 
anbererfeitö aber dem nicht zu Recht beftehenden oder doch — worin 
eine fehr berechtigte Abficht des Geſetzgebers hervortritt#) — dem 

2) Bgl. die Worte „dieſe Zeit“ in Sa 2 mit ber „Seit des früheren 
Rentenbezugs“ in Sa 1 und oben N. 34. Den Bier vertretenen Standpunkt 
teilt Weymann ©. 186 Ziff. 2, während Gebharb-Düttmann Anm. 12 
Abſ. 3 ff. zu $ 46 mit Anm. 18 ff. zu $ 47 eine Reihe tiefgreifender Ab- 
weidungen in ber Beftimmung ber nad Sa 1 und 2 in Betradt kommenden 
„geiten* aufftellen. 

8) Diefelbe wird in der Reviſions-Entſch. v. 5.Rov. 1902 (Mainzer Ziſchr. 
8. 13 ©. 52 Rr. 10208 Abf. 5a. E., jest AR. 03 ©. 387 Nr. 1051 Abſ. 3 a. €.) 
augenſcheinlich verfannt. 
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formell nicht anerkannten Anſpruch gegenüber fteht. Danach ent- 
ſcheidet fich der in den Kommentaren‘) zum Teil ftreitig gebliebene 
Umfang der anrechenbaren Zeiten im einzelnen.) 

c) In 8 4 Abſ. 4 Sag 1 ift beftimmt, daß bie Zeit Des 
früheren Nentenbezugs dem Derficherten „ebenfo wie eine be= 


©) Die Frage ift namentlih bei Gebhard ⸗Dattmann a. a. O. und 
Weymann Anm. 19 zu $ 47 ausfüßrlich erörtert worben. 

0) Unter Vorbehalt näherer Begründung aus bem Weſen der einzelnen 
rRechtsverhaltniffe, welde ſich erft auß ben fpäteren Teilen biefes Buches er⸗ 
geben kann, möge folgendes bemerkt werben: a) Für nicht anrechenbar halte 
id) bie Zeiträume, für melde dem Berficerten bie Rente gemäß $ 17 (Borfag, 
Berbrechen) ganz verfagt ift, auch wenn fie feinen Angehörigen überwiefen ift 
(übereinftimmend Weymann Anm. 20 Ziff. 2 zu $47). Nichtanrechenbarkeit 
nehme ich ferner (gegen Weymann Anm. 19 Ziff. 5 mit AN. 02 ©. 544 
Nr. 1001) an, wenn nad; $ 15 Abſ. 2 Sa% 2 die Invalidentente ganz megfält, 
weil bie Unfallverfierung eintritt; welter, wenn nach $$ 22, 47 Abſ. 2 bie 
Invalidenrente wegen Widerftande gegen die Heilmaßregeln der Verſicherungs ⸗ 
anftalt ganz verfagt iſt (übereinftimmend Weymann Anm. 20 Ziff. 2), wenn 
überhaupt kein Antrag auf Bewilligung der Rente geftellt war (AR. 98 S. 333 
Nr. 655, aber in tatſächlichem Widerſpruch dazu auf Grund unrichtiger Frages 
ftellung — vgl. oben $ 53 N.40 — und mit Außerachtlaſſung bed N. 48a Ber 
merHten die dort citierte Rev. Entſch.), ſowie für Zeiten, für melde nad $ 41 
A5j.3 Rente night gewährt wird, weil fie vom Antrag länger als 1 Jahr zurud ⸗ 
Hiegen (übereinftimmenb bie Begründung zur Entſch. Nr. 1001 Zeile 6 von 
unten, fowie AN.03 S. 386 Nr. 1050, abweichend Weymann Anm. 19 Ziff. 1). 
Weil fein Bezugs recht vorlag, muß die Anrechenbarkeit auch fortfallen, wenn 
die frühere Rentenbewilltigung fpäter durch Urteil und Recht wieder aufgehoben 
wird (ebenfo Weymann Anm. 20 Ziff. 3). Gegen Gebhard» Düttmann 
Anm. 18 Ziff 4 zu $47 laffe ich enblid bie Anrechenbarkeit auch fortfallen 
ſobald nad) $ 26 IVG. Abfindung der Rente mittel Kapitalzahlung eintritt. 
Der Grund, daß die Anwartſchaft Durch die Abfindung nicht definitiv erlöfcht, 
beweift nicht, daß fie nicht während des Abfindungszeitraums durch Beitrags: 
mangel erlöfgen Tann (vgl. dazu unten $ 82 N.30). — b) Dagegen halte ich 
bie Anrechenbarkeit als gegeben für Zeiten, in denen nad $ 48 „bas Recht 
auf Bezug der Rente nur ruht“ (Abereinftimmend Weymann Anm. 19 Ziff. 2 
gegen Ijenbart-Spielhagen, 2. Aufl, Anm. 11 a. €), ſowie für folde „in 
denen die ganze Rente an den Armenverband ($ 49 Abſ. 4) ober auf Grund 
des $ 55 an Dritte gezahlt oder durch Aufrechnung getilgt, oder auf die An= 
gehörigenunterftügung gemäß $ 18 Mbf. 4 angerechnet morben ober an bie Stelle 
biefer Unterftügung gemäß $47 Abſ. 2 getreten ft" (Weymann Anm. 19 
3.4. — Gebhard» Düttmann ſcheiden in einer Reihe der angeführten. 
Fälle zwiſchen ber Anrechenbarkeit nad; $47 Abſ. 4 Say 1 und Sah 2; vgl. 
dagegen oben R. 48. 
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fheinigte Krankheitszeit ($ 40 Abf. 1) anzurechnen“ fei. Der Hin- 
weis auf $ 40 Abf. 1 fol mit Bezug auf die Nentenfteigerung die 
Lohnklaſſe firteren, in melder die Anrechnung zu erfolgen hat. 
Dagegen findet weber für Sag 1 noch für Sag 2 die Anrechnung 
nur unter den befonderen Vorausfegungen und Beſchränkungen 
fatt, welche für die Anrechnung von Krankheitswochen felbft gelten 
(vgl. oben IV, 1). Namentlich ift die Nentenbezugszeit auch dann 
anzurechnen, wenn eine verfiherungspflichtige Beſchäftigung ihr nicht 
unmittelbar vorangegangen ift.”) Daß die Beſchränkung der An⸗ 
rechnung auf 1 Jahr hier fortfällt, ift in Sag 2 noch ausdrücklich, 
wenn auch überflüffiger Weife, zum Ausdruck gebracht.??) 

d) Die einzelnen Fäle der Anrechnung, welche hier im 
Yufammenhange fowohl für Sap 1 wie 2 in $47 Abſ. 4 behandelt 
werben follen, ergeben fih im Anſchluß an bie obigen Erörterungen 
($ 5211, 5 litt. e). Im Betracht kommt pofitiv ober negativ an 
diefer Stelle (vgl. auch unten $ 75 VI, VII) folgendes: 

aa) Die Zeit des Bezugs einer Nente wegen bauernder Erwerbs 
unfähigfeit (Dauerrente aus $ 15 IVG.) wird angerechnet, wenn die 
Rente bei wiedererlangter Erwerbsfähigkeit entzogen war und fpäter 
eine neue Invalidenrente aus 8 15 ober 16 (Kranfenrente) be— 
willigt wird. 

bb). Die Zeit des Bezugs einer Krankenrente?) wird zweifellos 
gleichfalls angerechnet, wenn nad einer rentenfreien Zwiſchenzeit 
fpäter eine neue Kranfen- ober auch Dauerrente bewilligt wird. 
Dagegen hatte die frühere Praris in der Frage der Rentenfteigerung 
die Anwendung von $ 33 Abſ. 3 ©. 89 aus völlig überzeugenden 
Gründen für den Fall abgelehnt, daß fih an den Bezug der 
Krankenrente ber einer Dauerrente unmittelbar anfchloß.”*) Der 
Übergang einer bloß vorübergehenden (fiftiv dauernden) in eine 
wirklich dauernde Erwerbsunfähigfeit wurde daher juriftifeh in dieſem 
Sinne nit als ein Wechfel des Anfpruchsgrundes angefehen.’t*) 
Diefe Auslegung hätte zur Vermeidung der fonft ſich ergebenden 








9) UR.00 ©.409 Rr. 794. 

®) &o aud) nad; früherem Recht (AR. 95 ©. 252 Nr. 461 Abſ. 2). 

®s) Frühere Recht grunbfäglich übereinftimmend, was allerdings AR. 98- 
&.383 Re. 655 nur hppothetifch zugießt. Val. aud AN. 04 5.355 Ar. III. 

*) AR. 99 ©. 559 Re 749. 

00) Bol. bazu AN. 97 ©. 358 Nr. 584 Abſ. 3; unten $ 61 N. 15. 
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praftiihen Unzuträglichkeiten®®) fehr wohl auch gegenüber bem 
Terte des jegigen $ 47 Abf. 4 beibehalten werben fönnen;°*) das 
NLA. hat jedoch bereits?) auf Grund einer m. €. nicht durch⸗ 
ſchlagenden Materialienftelle®®) anders entſchieden. Keinesfalls wird 
das aber die Konfequenz nach fid ziehen können, daß, wenn "eine 
als wirklich dauernd behandelte Invalidität nach Ablauf von 26 Wochen 
bei Befjerung des körperlichen Zuftandes in eine nunmehr bloß noch 
vorübergehende übergeht, aud die bis zur Krifis gewährte Dauer- 
rente für die Rente ber fpäteren Zeit als Steigerungsmoment zu 
verwerten ift.°%) 

ce) Die Zeit des Bezugs einer Invalidenrente wird angerechnet, 
wenn fpäter eine Altersrente bewilligt wird. Das hatte bereits bie 
frühere Praris®) im Wege der Auslegung von $ 33 Abſ. 3 für 
einen Fall angenommen, in welchem zwifchen dem Bezug der In⸗ 
validenrente und der Vollendung bes 70. Lebensjahres eine Zeit 
verfiherungspflichtiger Beihäftigung gelegen war. Ob gegenüber 
dem jegigen Wortlaut bes $ 47 Abf. 4, welcher ohne Unterſcheidung 
alle Fälle umfaßt, in denen „eine Altersrente bewilligt wird“, das 





5) Bol. dazu Sfenbart-Spielhagen Anm. 10 zu $ 47 und Gebhard» 
Düttmann Anm. 20 und 5 a. E. Diefe Unzuträglicleiten treten beſonders 
hervor, wenn man mit ben leßteren eine ex officio eintretende Einſtellung ber 
Rranken: und Bewilligung der Dauerrente für auögefloffen hält. 

s) Es wären dann bie Worte „Wird bie Rente von neuem“ auf bie ſpätere 
Beroiligung einer gleijartigen Rente, bie folgenden Worte ihrem Inhalte nach 
auf die Bewilligung einer Dauer- ftatt („an Stelle”) der Krankenrente zu ber 
siehen geweſen, in beiden fällen aber unter der Vorausſetzung, daß zwiſchen 
der einen und ber anderen Rente ein rentenfreier Zeitraum gelegen war. 

*) AR. 00 S. 409 Nr. 794; vgl. auch AR. 02 ©. 685 Nr. 1021. 

5) Komm.Ber. zu $ 33 Entw. IVG. Danach mwurben bie Worte: „ober 
wird — ($ 15) bemilligt* „auf Vorſchlag eines Bertreterd ber verbünbeten 
Regierungen zur Befeitigung eines in ber Praris aufgetaudten Sweifeld ein 
geſchoben“. Allein abgefehen davon, da die Materialien nicht Gefek find, geht 
hier aus denſelben nicht einmal ſicher hervor, welcher Zweifel eigentlich gemeint 
war. Vielleicht Handelte es fih nur um ben in AN. 98 Nr. 655 (vgl. oben 
R. 43) nicht unbedingt entſchiedenen Zweifel. 

%) Vielmehr bleibt die Rente unverändert, bis im Sinne von $ 47 Abf. 1 
Entziehung erfolgen Tann. Ebenſo AR. 99 S. 559 Nr. 748, eine Entfgeibung, 
deren Bezug auf den vorliegenden Fall durch die Worte „nicht mehr dauernd 
erwerb3unfähig“ In Zeile 5 von unten bewieſen wird. Über einen befonberen, 
ebenfo zu beurteilenden Fall vgl. noch unten $ 75 N. 82. 

©) AN. 98 ©. 567 Nr. 686. 
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gleiche auch in ben feltneren Fällen‘!) zu gelten haben wird, in 
denen, ohne daß wieder Erwerbsfähigfeit und Rentenentziehung 
eintrat, an Stelle der Invalidenrente die höhere Altersrente be— 
anſprucht wird, ließ das ABA. zunächft noch dahingeftelt.*) Ich 
glaube,*?) trog der neueren entgegengefegten Stellungnahme des 
Amtes, daß das der Fall fein muß, zumal diefe Entſcheidung auch 
innerlich durch die Tatſache gerechtfertigt wird, daß der Anſpruchs- 
grund des Alters fi als ein zweifellos weſensverſchiedener von dem 
der Erwerbsunfähigkeit abhebt (vgl. Bd. I S. 341 N.29 und unten 
$ 62 III, 1). Dagegen ſchließt das Gefeg durch fein Schweigen 
den Fall von der Anrechnung aus, daß an Stelle einer Altersrente 
fpäter eine Invalidenrente bewilligt werden fol. Das ift, wie ſich 
aus den Bemerkungen oben $ 53 bei N. 49 ergibt, juriſtiſch buch 
das befondere Verhalten der Anwartſchaft nah Bewilligung einer 
Altersrente an einen Erwerbsfähigen erklärt. 

V. Iſt die Anwartſchaft erloſchen, fo kann fie doch nad $ 46 
Abf. 4 IVO.) in eigentümlicher Weife wieder aufleben. Die 
Eigentümlichkeit des Falles beruht darin, daß hier zunächſt eine 
neue Anwartſchaft entftehen muß, welde, wenn fie felbft einen ge= 
wiſſen Beitragsinhalt gewonnen hat, die alte wiebererwedt und ſich 
mit ihr vereinigt. 

1. Jemand, der feine Anwartſchaft durch Beitragsmangel ver= 
loren hat, kann zunächſt von neuem in eine verfiherungspflichtige 
Beſchäftigung eintreten, auf Grund deren Beiträge für ihn entrichtet 
werben. Er fünnte ferner, wenn er felbftverfiherungsberechtigt ift 


9) Bel. dazu Gebhard-Düttmann Anm. 18 Schlußabſatz zu $ 47. 

2) AR. 02 ©. 544 Rr. 1001 Abſ. 2 Zeile 5. 

®) Übereinftimmend Weymann Anm. 19 Ziff. 3, dagegen Gebhard: 
Dütimann a. a. O., ſowie AN. 02 &.684 Nr. 1021. Doch find die Gründe 
biefer Entf&. m. €. nicht durchſchlagend. Der fon an fid) bei ber mangelhaften 
Rebattion unferer Geſehe unficheren Bezugnahme auf bie fgftematiiche Stellung 
des 8.47 bf. 4 fteht, abgeſehen von ber eigenen Entf. bes NEM. Nr. 794 
Gol. N. 57), der Mare Wortlaut des Geſehes entgegen. Wenn aber gefagt wird 
(ebenfo au Ijenbart-Spielhagen, 2. Aufl, Anm. 10), daß man fonft 
mit bem Grundfag in Widerſpruch gerät, nad) meldem „ber Eintritt ber 
dauernden Ermerböunfähigkeit die Verſicherung beendet, fpätere Zeiten nicht 
mehr anrechenbar find“, fo beweiſt das zu viel, weil e8 gegen jede Anrechnung 
eined früheren Invalldenrentenbezugs eingewendet werben Fünnte. 

%) Entjpreend $ 32 Abj. 2 ®. 89. Über die Anderung des Wortlauts vgl. 
oben $ 53 bei N. 25—27. Zur Sade Bd. J ©. 462 f. 
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ober wird, auf Grund ber Selbftverfiherung von neuem Beiträge 
leiften. Er kann aber endlich auch, ohne verſicherungspflichtig oder 
felbftverficherungsfähig zu fein, von neuem freiwillig Marken Heben. 
Obgleich alfo die Anwartſchaft erloſchen ift, wirkt fie in dieſem legten 
Falle kraft befonderer Konzeffion des Gefeges als Rechtsgrund für 
die freiwillige Fortfegung der Verfiherung, welde fi als Weiter- 
verfiherung ober Fortjegung der Selbftverfiherung barftellt, je 
nachdem fie fih an eine frühere Pflicht oder Selbftverfiherung an⸗ 
ſchließt. Einen Zeitraum, während deſſen bie neue Beitrags 
leiftung beginnen muß, beftimmt das Geſetz nicht; auch noch nad 
beliebig vielen Jahren kann der Grund zum Wiederaufleben der er- 
loſchenen Anwartſchaft gelegt werben.) 

2. Die Beiträge für die von neuem aufgenommene verficherungs- 
pflichtige Beihäftigung können, wenn ihre rechtzeitige Entrichtung 
verfäumt ift, unzweifelhaft in den Friften des $ 146 nachgebracht 
werden, wodurch dann die neue Anwartſchaft rüdwärts zur Ent- 
ftehung gelangt (vgl. oben $ 53 II, 3). Ob dagegen, ohne vor- 
berigen Wiebereintritt in Die Verfiherungspflicht, für die ſeit dem 
Erlöſchen der Anwartſchaft abgelaufene Zeit innerhalb eines Jahres 
danach auch freimillige Beiträge zwecks rückbezüglicher Erwerbung 
der neuen Anwartſchaft gemäß $ 146 nachgebracht werben fönnen,*) 
würde nicht unzweifelhaft fein, wenn man bie Analogie des eriten 
Eintritts in die Selbftverfiherung (vgl. oben $ 52 N. 35) beran- 
ziehen wollte.) Doch halte ich diefe Analogie gerade mit Rückſicht 
auf das in Ziff. 1 über den Charakter der neuen freimilligen Ver- 
fierung Bemerkte als ausgefchloffen.®) 

©) Daß danad) bie Veftimmung zur Umgehung ber für den Eintritt in bie 
Selbftverfiherung aufgeftellten Alterägrenze ($ 14 Abf. 1) benugt werben Tann, 
Heben Zfenbart«Spielhagen Anm. 17 zu $ 46 hervor. 

%) Derart, daß, wenn ber Inhaber einer erloſchenen Anwartſchaft fi ein 
Jahr nad) dem Erlöf—en entſchließt, fie wieder zu erneuern, er glei 52 freis 
willige Beiträge auf einmal verwenden Tann. 

7) Diefer Standpunft würde wohl dem von Ifenbart:-Spielhagen 
Anm. 6 a. E. zu $ 153 und 2. Aufl. Anm. 7b Abſ. 2 zu $ 46 Audgeführten 
entſprechen. Er wird jet vom RVA. in AN. 03 S. 371 Nr. 1045 geteilt, doch 
kann der Wortlaut „und danach“ nicht entſcheiden; er ift eben unter Vorbehalt 
des $ 146 zu verftehen. 

®) Und zwar aud für den Fall, wenn zur Seit der Beibringung ber 
neuen freimiligen Beiträge tatfächlich Selbftverfiherungsbefugnis vorlag; vgl. 
oben R. 24. 
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3. Die neue Anwartſchaft ift zunächſt ganz auf fi felbft und 
Die ihr eigenen Beiträge geftelt. Sie unterliegt daher auch hin- 
ſichtlich ihres Erlöſchens ganz den allgemeinen Normen des $ 46.°%) 
Wird fie aber foweit fortgeführt, daß fie für fi) 200 Wochen- 
beiträge gewonnen hat, fo lebt nunmehr die alte Anwartſchaft mit 
allen ihr eigentümlichen Rechtswirkungen (vgl. oben $ 53 N. 39) 
wieder auf und vereinigt fih mit der neuen zu einer einzigen ein- 
heitlichen Anwartſchaft. Jene als Vorausjegung dafür erforberte 
Beitragszeit von 200 Wochen nennt das Geſetz „Wartezeit“; es iſt 
jedoch wohl zu beachten, daß dieſelbe nur ein Warten auf das 
Wiederaufleben der früheren Anwartſchaft darftellt und von der 
Hauptwartezeit des Gejeges ($ 29), welche die Anſpruchsreife der 
Anwartſchaft bedingt, in ihrem Weſen ganz verſchieden tft. 

VI In den obigen Erörterungen zu II und III ift vorerft, 
um ber Klarheit der Darftellung willen, von dem Einfluß abgefehen 
worden, den die Möglichkeit einer nachträglichen Beitragsleiftung 
für ungebedte Wochen auf die Aufrechterhaltung der Anwartſchaft 
haben kann. 

1. Daß die in eine Anwartfhaftsfrift fallenden Wochen einer 
verfiherungspflichtigen Beſchäftigung nicht fir ſich allein, fondern 
nur unter der Vorausfegung ihrer nachträglichen, wenn auch nad 
Ablauf jener Frift gemäß $ 146 erfolgenden Belegung mit Bei- 
trägen zur Erhaltung der Anwartſchaft angerechnet werben können, 
ift bereits oben $53 1,1 litt. b feftgeftellt worden. Das bedeutet, 
im Zufammenhange mit allem bereits Erörterten, juriſtiſch, daß die 
Anwartſchaft trog der vorhandenen Beſchäftigungswochen zwar er⸗ 
liſcht, daß fie aber rückbezüglich wieder auflebt, ſobald in den 
Friften des $ 146 eine genügende Anzahl’) derſelben nachträglich 
mit Beiträgen gededt wird.) Dieſes Wiederaufleben der Anmwart- 


) Freimillige Beiträge find in Betracht von $ 46 Abſ. 1 als Weiter⸗ 
verfiherungsbeiträge zu würdigen, wenn vorher und zwar aud zur Zeit der 
erloſchenen erften Anwartſchaft (vgl. im Text Ziff. 1) bereits Pflichtverſicherung 
beftand. 

0) Genügend nah $ 46 Abi. 1, 3, nicht etwa notwendig 200 nad Abſ. 4. 

N) Für die Richtigkeit dieſer Konſiruktion ſpricht, daß das ABA. felbft fie 
in AR. 96 Rr. 479 &. 154 Abf. 2 für den Fall anwenden wollte, „daß Quittungs⸗ 
Yarten, deren Ungiltigfeit bereitd bei ihrem Umtauſch deshalb ausgeſprochen 
war, meil im Hinblid auf bie geringe Zahl der vermenbeten Beitragsmarken 
die Anwartſchaft ald erloſchen angeſehen wurde, fpäter durch ben Nachweis der 
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ſchaft ift von dem in $ 46 Abſ. 4 geregelten infofern verſchieden, 
als es nicht duch Vermittlung einer neuen Anwartſchaft, ſondern 
unmittelbar, gleihfem aus einer ihr noch innewohnenden latenten 
Kraft heraus, erfolgt. 

2. Bebenkliher ift die Beurteilung einer Nachbringung frei= 
williger Beiträge für Wochen einer bereits erlofhenen Anwartſchaft. 
Man muß unterſcheiden: 

a) Die erfte Frage, ob für Wochen beftandener Verfiherungs- 
berechtigung, für welche aber Beiträge nicht entrichtet waren, Die- 
felben innerhalb der nad $ 146 georbneten Jahrezfrift mit der 
Wirkung nachgebracht werben fönnen, daß dadurch die erlofchene 
Anwartſchaft gemäß dem bei Ziff. 1 Entwidelten wieder auflebt, 
iſt vom RVA. unter der Herrſchaft des alten Rechts verneint 
worden.??) Diefe Entfheidung muß aud für das neue Necht 
aufrecht erhalten bleiben.) Denn bei den Wochen verfiherungs- 
pflichtiger Tätigkeit bildete diefe den objektiven und nicht nachträg⸗ 
lich heritellbaren Rechtsgrund für die Nachbringung der Beiträge, 
während bei ber freiwilligen Verfiherung die Zuläffigfeit eines 
Burüdgreifens auf die nad) einmaliger Beitragsleiftung jederzeit 
vorhanden geweſene Beitragsberechtigung in der Tat „einer Außer- 
fraftfegung ber Gefegesvorfchrift" des $ 46 gleihfommen würde. 

b) Wird indeffen von der Wirkung des Wieberauflebens der 
erloſchenen Anwartſchaft abgefehen, fo fteht der friftzeitigen ($ 146) 
Nahbringung aud freiwilliger Beiträge nichts entgegen. Nur 
können fie, da fie tatfählih auf Zeiten der erlofehenen Anwart- 
ſchaft geleiftet werben, nicht auf die nah $ 46 Abſ. 4 zu bes 





erforderlichen Anzahl von Wochen verſicherungspflichtiger Tätigkeit“ (und ent- 
ſprechender Beitragenachbringung; vgl. oben $ 53 I, 1 litt. b) „ihre Giltigteit. 
wieber erlangen konnen“. Dazu die oben N. 67 citierte Entſcheidung R. 1045. 

2) AN. 99 ©. 776 Nr. 780 Schlupabfag; vgl. auch Riß in Mainzer Siſchr 
8.5 ©. 179 Sp. 2. 

w) Übereinftimmend Ifenbart:Spielhagen Anm. 3 a. €. zu $ 135, 
GebHarb-Düttmann Anm. 10 Abſ. 2 zu $ 46. Anders Ifenbart-Spiel: 
Hagen, 2. Aufl, Anm. 7b mit 3b zu $ 46 und banadh AN. 03 ©. 371 
Nr. 1045, S. 396 Nr. 1063 (Erſtattungsfall; erfolgt Hier die Nachbringung 
nach Eintritt desſelben, fo Tann fie aud vom Standpunkte des ABA. nicht. 
mehr für den Erftattungsanfprud, fondern nur noch für einen fpäteren Renten 
anſpruch wirkſam merden). Gegen die neuere Judikatur des RVA. aud- 
Appelius in Mainzer Stiche. Bd. 14 ©. 41. 
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grundende neue Anwartſchaft zur Anrechnung gelangen.’*) ft aber 
die legtere anderweitig durch Beiträge, welche auf die laufende Zeit 
erfolgen, fähig geworben, die alte Anwartſchaft wieberzuerweden, 
fo erlangen in und mit dieſer auch die nachträglich beigebrachten 
freiwilligen Beiträge die Anrechenbarkeit. 


8 55. Die Ungiltigfeit der Onittungsfarte. 


I. Mit den Beftimmungen über das Erlöſchen der Anwart- 
ſchaft fteht der $ 135 IJVG. in gewiſſer, aber inhaltlich zweifel- 
bafter Beziehung. Ex beftimmt zunächſt, daß eine Duittungsfarte 
ihre „Giltigfeit” verlieren fol, wenn fie nit innerhalb zweier 
Jahre nach dem auf der Karte verzeichneten Ausftellungstage!) zum 
Umtauf (vgl. oben $ 41 N. 12a) eingereicht ift. Feſt fteht, daß man 
mit biefer Vorſchrift eines regelmäßigen Umtauſches der Quittungs- 
Torten binnen beftimmter Frift eine Kontrolle über das Erlöfchen 


%) Das überfehen wohl Gebharb-Düttmann Anm. 21 a. E. zu $ 46, 
richtig Weymann Anm. 7 a. E. Iienbart-Spielhagen 1. Aufl. Halten in 
Anm. 6 0. E. zu $ 135 die hier in Rebe fiehende und die oben N. 67 berührte 
Frage nicht genügend auseinander. 


) Nah $ 104 ©. 89 mußte die Karte bei Vermeidung bes Giltigkeits⸗ 
verlufted bis zum Schluffe des 3. Jahres, weldes dem am Kopfe der Karte 
verzeichneten Jahre folgt, zum Umtaufd eingereicht werben. Fur ben Übergang 
zum neuen Recht beftimmte Ziffer 5 der Vundesrats ⸗ VO. v. 10. Rov. 1899, 
betr. die Einrichtung der Duittungdfarten, daß „die am Schluffe des Jahres 
1899 in Benugung befindlihen Karten nad dem 1. Januar 1900, und zwar 
auch für die Selbftverfiherung und deren Fortfegung, innerhalb zweier Jahre 
nad) dem Tage ihrer Ausftellung zur Beitragsentrichtung noch verwendet werben“ 
durften. Die preußiſche Kartenanweifung Ziff. XXIX faßte dies dahin auf, daß 
bie vor dem 1. Januar 1900 auögeftellten Karten innerhalb ber bezeichneten 
Friſt gemäß $ 135 ihre Giltigkeit verlieren follten; doch fügte fie bie Berheißung 
hinzu, daß, foweit bie Zrift vor dem 1. Januar 1900 oder vor dem auf ber 
Karte bezeichneten Zeltpunkte des Ablaufs der Biltigkeit ihr Ende erreicht, die 
Anerkennung ber fortbauernden Giltigkeit burd den Anftaltövorftand erfolgen 
werde ($ 135 Abſ. 1 Cap 2). Daß dieſe Auslegung ſowohl als folde, wie 
nad ihrem Inhalte (vgl. analog oben $ 52 N. 20 zu litt. c), nicht unbedenklich 
war, führen Gebhard-Düttmann Anm. 6 6.2 zu $ 135 mit S.*150 
Anm. 5 und ©. *236 Anm. 55 aus; dazu Iſenbart-Spielhagen, Aufl. 1 
und 2, Anm. 11 zu $ 185. 


Rofin, Recht ber Urbeiterverfiherung. Banb IL. 38 
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der Anwartſchaft ſchaffen mollte;2) zweifelhaft und fehr beftritten 
aber ift, wie der rechtliche Nachteil der „Ungiltigfeit der Duittungs- 
karte“ aufzufaſſen ift, mit dem das Gefeg die Verfäumung des redt- 
zeitigen Umtauſchs bedroht. 

Es ſtehen ſich hier im weſentlichen zwei Auffaſſungen ſcharf 
gegenüber, welche man kurz als die Theorien der materiellen und 
der bloß formellen Ungiltigkeit bezeichnen kann. Die erſtere findet 
ihre hauptſächlichſte Vertretung in dem Kommentar von Gebhard- 
Düttmann,?) die letztere if, wenn man von gewiffen Schwan- 
tungen und Unklarheiten der einzelnen Erkenntniſſe abfieht, die 
jeige des NVA.) Die Theorie der materiellen Ungiltigkeit nimmt 
diefelbe im Sinne civilrechtlicher Nichtigkeit und überträgt letztere 
von der Quittungsfarte auf die als ihre Beftanbteile erſcheinenden 





2) Komm.Ber. 2. Leſung zu $ 89 (B9aaa) Ent. ®.89; Drudi. S. 154 a. €. 
Der Entw. IVG. wollte den ganzen Paragraphen mweglaflen, doch entſchied der 
Romm.Ber. wieberum zu Sweden ber Beitragäfontrolle für bie Beibehaltung. 

3) Anm. 2 u $ 135. Auf demſelben Stanbpunte ftehen Bofie:v. Woebtte 
Anm.1 Abſ. 1 zu $ 104 ©. 89 und jet Appelius in Mainzer Ziſchr. 
3b. 11 ©. 97, fowie Seelmann, ArbV. 02 S. 70. 

*) Dad RBA. ſchien zuerft im entgegengefegten Sinne Stellung nehmen zu 
wollen, wie aus bem Bericht über die Konferenz der Berficherunganflalten 
vom November 1894 Punkt 16 (Mainzer Ztihr. Bd. 5 S. 20 — ArbV. ©. 628) 
wohl hervorgeht. Die neuere Auffafjung wurde literarifd vorbereitet von Shmid, 
Mainzer Ziſchr 8.5 S. 113 und Ri ©. 169 (vgl. auch ſchon Lab, unten R. 16) 
und feftgelegt in AN. 96 &.152 Nr. 479 mit AR. 97 &. 594 Wr. 623 bl. 5 
und AR. 99 ©. 775 Nr. 779. Cine ausführliche Bearbeitung der damit für 
bie Praris der Verfierungsanftalten gegebenen neuen Geſichtspunkte gibt der 
Erlaß des Vorſtandes der Anftalt Württemberg v. 24. Ian. 1896, abgebrudt 
in Mainzer Ziſchr. Bd. 6 S.84. Im bedenklicher Richtung fehreitet bad ABA. 
in AN. 00 S. 678 Nr. 822 weiter vor, indem ed den Grundſatz aufftellt, daß 
die Anerkennung ber fortdauernden Giltigkeit einer Karte gemäß $ 104 ben 
Mangel des $ 32 im Sinne einer Erhaltung oder Wieberherftellung der Ans 
martfchaft heilt. Gegen biefe Ronfequenz wenden fi} namentlich die in R.3 
eitierten Auffäge von Appelius und Seelmann. Die Übertragung feines 
bisherigen Stanbpunftes, wie er ſich aus ber Entf. Nr. 479 und 822 ergibt, 
auf das neue Recht vollzieht ausführli, ein in Mainzer Stichr. Bb. 11 ©. 163 
abgebrudtes Schreiben des RB. an eine Berfiherungsanftalt. Endlich aber 
gibt eine Entf. bed erweiterten Senat? AN. 02 S 474 Nr. 981 die bebenk: 
lien Grunbfäge der Nr. 322 auf und beftätigt im übrigen bie ber Rr. 479 
aud für das neue IJVG. — Der Judifatur des RVA. zur Zeit ihrer Abs 
faffung fließen fi) die Rommentare von Iſenbart-Spielhagen, 1. Aufl. 
«gl. aber auch die 2., beſonders Anm. 5a) und Weymann an. 
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Marken. Sämtlihe Marken, welche fi in einer nicht reahtzeitig 
unmgetauſchten Karte befinden, verlieren nach diefer Theorie ihre An= 
rechenbarkeit und find daher namentlich bei der Frage nad) dem Er- 

löſchen der Anwartſchaft nicht zu berüdfichtigen. Im Gegenfag 

Dazu beurteilt die Theorie der formellen Ungiltigkeit die Frage des 
' Erlöfchens der Anwartſchaft durch Beitragsmangel ausfchlielich nach 

& 46 JVG.; auch die Marken einer verfallenen Karte bleiben dafür 
anrechenbar und die Rechtsminderung, melde das fruchtloſe Ver- 
ftreien der Umtaufchfrift gemäß $ 135 IVG. herbeiführt, befteht 
nur darin, daß eine verfallene Karte nicht mehr als eine ordnungs- 
mäßige gilt und denjenigen Beweis zu Gunften des Verſicherten 
nicht zu erbringen vermag, den fonft die ordnungsmäßige Marlen- 
verwendung auf orbnungsmäßiger Duittungsfarte begründet. 

Ich glaube, daß die Theorie der bloß formellen Ungiltigfeit 
theoretiſch und praftifc vorzuziehen iſt. Der Hauptvorwurf, der ihr 
von gegnerifcher Seite gemacht wird, befteht in ber verhältnis- 
mäßigen Geringfügigfeit des Inhalts, welchen fie dem $ 135 belaffe, . 
und vermöge deren bie vom Geſetzgeber durch dieſe Vorſchrift be 
zwedte Kontrolle ihre notwendige Schneibigfeit verliere. Allein felbft 
wenn und infomeit diefe Tatfache richtig ift, fommt ihr gegenüber 
in Betracht, daß die Kontrolle des Erlöſchens der Anmartichaft, 
melde dur $ 135 geleiftet werben kann, in jedem Falle, gleichviel 
welche Folgen man an die Verfäumung des Kartenaustaufchs fnüpfen 
mag, nur eine mangelhafte fein kann,“) daß aber anbererfeits, gerabe 
im Hinblid darauf, ein fo fehwerer Eingriff in die erworbenen 
Rechte des Verficherten, wie ihn die Theorie der materiellen Un— 
giltigfeit ftatuiert,) ganz unverhältnismäßig und daher für bie 

) Man bente namentlich an die Bebeutung ber Erſatztatſachen für die Er⸗ 
Haltung der Anwartſchaft, die Möglichleit einer nachträglichen Beitragsentrichtung 
und das Serübergreifen der Anwartſchaftsfriſten aus einer Quittungsfarte in 
Die folgende. Darüber ift man fih einig: Weymann &. 3%, Gebhard: 
Düttmann Anm. 4 zu $ 135, Ifenbart-Spielhagen 1. Aufl. Anm. 5 
vorlegter Abſatz, 2. Xufl. Anm. 5a Ab. 2. 

%) „Der Befeggeber Tann nicht beabfigtigt Haben, baß beiſpielsweiſe eine 
Karte, welche die denkbar höchſte Zahl von Wodjenbeiträgen ergibt, nämlich 
mit 16 Dreizehnwochenmarken und 4 Sweiwochenmarlen bededt ift, wegen des 
verfpäteten Umtaufehs feinen Wert haben und daß dadurch auch noch die ganze 
frftüere Beitragsleiftung nutzlos werden folle. Cine folde Begünftigung des 
Formenweſens barf dem Geſetzgeber nicht unterftellt werden" (AN. 02 Nr. 981 
8.476 Abſ. 2). 

a9* 
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ſozialpolitiſche Wirkung des Gefeges gerabezu verhängnisvoll wäre.) 
Im Zufammenhange damit müßte es überhaupt den höchſten Be- 
denken begegnen, anzunehmen, daß ber Gejeggeber im vollen Be— 
wußtfein feines Thung®) weſentlich diefelben ſchweren Rechtsnachteile, 
welde er mit der unzureichenden Beitragsleiftung felbft verband, 
auch ſchon an die Nichtbeachtung eines bloßen Kontrollmittels ge- 
Inüpft und damit zwei felbftänbige, zum Teil ſich Freuzende?) Mög- 
lichkeiten für den völligen Verluft tatſächlich geleifteter Beiträge und 
der daraus entftehenden Anwartſchaften geichaffen haben follte. Auch 
die Vorgänge bei der Entftehung des neuen IVG. fprehen nicht 
dafür. Denn fehwerlid würde man fih im Bewußtſein jenes 
Standpunktes regierungsfeitig zum Vorſchlag einer völligen Preis- 
gabe der in $ 135 enthaltenen Kontrollvorſchrift und reichstagsſeitig 
zur Wiederaufnahme derfelben entfehlofien haben, ohne dem im der 
Judikatur offen liegenden entgegengejegten Standpunkt des RVA. 
Beurteilung bezw. Mißbillignng angebeihen zu laffen.') Dazu 
tommt, daß aud) die Gegner die von ihnen verteidigten Konfequenzen 
ihrer Anſicht felbft nicht in alle Weite fefthalten fönnen und fi 
dadurch in Widerſprüche und Unbilligfeiten verwideln. Denn wenn 
auch die in ber Quittungsfarte enthaltenen Marken ungiltig 
werben, fo fann doc) dies allein, ganz abgefehen von dem fraglich 
bleibenden Schickſal der Erſatztatſachen (Krankheits- uſw. Wochen), 
diejenigen Wochen nicht treffen, fir welche Marken überhaupt noch 
nicht verwendet worden, fonbern rüdftänbig geblieben find. Denn 
wollte man anderes annehmen, jo käme man zu einer Ungiltig- 
feit der ganzen, in die Giltigfeitsbauer der Karte hereinfallenden 


?) Daß das Alles durch die dem Borftand gewährte Möglicjleit der Res 
babilitierung einer verfallenen Karte ausgeglichen fein follte, wie Geb hard⸗ 
Düttmann S. 606 Abf. 1 a. E. meinen, Tann ſchon wegen ber völlig freien 
und einem Rechtämittel nicht unterftellten Ausübung dieſer Befugnis nicht ans 
genommen werben. 

%) Für die Würdigung dieſes Vewußtſeins kommt in Vetracht, daß der 
ganze $ 104 G. 89 erft in ber 2. Leſung der Kommiffion aus der Mitte berjelben 
heraus ohne eingehenbere Diskuſſion eingeichaltet worden ift; vgl. oben R. 2. 

®) Man erwäge für das G. 89, daß bie Friſten nad) $ 32 und die nad 
$ 104 fi durchaus nicht decken und ziehe für das IVG. namentlich bie 
Mögligfeit der fich burdfeugenden Anwariſchaftsfriſten (ogl. oben R. 5) in 
Betracht! 

0) Bgl. IfenbartsSpielhagen 1. Aufl. S. 574 a. E., 2. Aufl. Anm. 5- 
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(möglichen) Beitragswochen, wovon doch in $ 185 mit feinem Worte 
die Rede if. Gebhard-Düttmann!) geben daher auch bie 
nahträglie Beibringung rüdftändiger Marken wenigftens für ver- 
ſicherungspflichtige Befchäftigung'?) zu, welde in eine neue Karte 
geklebt und zur Erhaltung ber mit der alten Karte verfallenen An- 
wartſchaft verwertet werben können. Aber ba fie jonft einen Vorzug 
des fäumigen vor dem punktlichen Beitragszahler ftatuieren würden, 
fehen fie ſich genötigt, „bie nachträgliche Markenverwendung gemäß 
8146 auch dann rechtswirkſam zu geftatten, wenn Marken für dieſe 
Arbeitsmochen auch bereits in die ungiltig gemorbene Karte ein 
geflebt waren"! Das bebeutet aber nicht allein, wie fie erflären, 
„Im Ergebnis eine Annäherung an das RBA.", fondern vielleicht 
fogar ein Zurüdgehen hinter beflen Standpunkt, jedenfalls aber eine 
unerträglihe Begünftigung desjenigen Verficherten, der imflande ift, 
die in der verfallenen Karte enthaltenen Beitragsfummen aus eigenen 
Mitteln noch einmal zu entrichten.) Wenn aber enblich auch der 
Wortlaut des Gefeges gegen die hier verteidigte Anſicht ins Feld 
geführt wird, indem behauptet wird, daß. der „Verluft der Giltig- 
feit“ mit einer bloßen Minderung der Beweiskraft nicht vereinbar 
ſei, fo muß doch darauf hingewiefen werben, daß im ganzen Ge- 
fegesterte ftets nur von einer Ungiltigfeit der Quittungsfarte bie 
Rede ift, während es doch wunderbar erfcheinen müßte, wenn ber 
bei ber entgegengefegten Anficht jo außerordentlich bervortretende 
Schwerpunkt der ganzen Beftimmung, die Nichtigfeit der Beiträge, 
volftändig ohne Ausbrud geblieben wäre. 

IH halte danach grundfäglich den Standpunkt des RVA. für 
den richtigen, welcher jedoch, unter Abſtreifung ber bereits an« 
gedeuteten Schwankungen und Unklarheiten, folgendermaßen im ein- 
zelnen zu formulieren ift: 

1. Jede Quittungskarte muß innerhalb zweier Jahre nach dem 
auf der Karte verzeichneten Ausftellungstage zum Umtauſch ein 
gereicht werben. Die zweijährige Frift berechnet fi, wie bie ent- 


") Anm. 4 zu $ 135. 

”) Sie müßten konſequent aud bie Nachbringung freiwilliger Beiträge zus 
geftehen, weil es ja bei $ 135, anders als bei $ 46, nicht bie unterlaffene Bei- 
ttagsentrihtung, fondern nur der unterlaffene Kartenumtauſch tft, welder bem 
Berfierten präjubiciert. 

2) So auch Weymann ©. 391 Ziff. 6. 
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ſprechende des $ 46; jedoch läuft die hier in Rede ftehende nur ein« 
mal ab. Auch der Rüdverwendungstermin ift hier, wie dort ohne 
Bedeutung (vgl. oben $ 54 N. 17). Gemahrt wird die Frift Durch 
Einreihung zum Umtauſch; der tatfächliche Vollzug bes Umtauſchs 
ift demgegenüber irrelevant.) Die gefeglihe Frift kann eritredt 
werden, wenn ber Bundesrat durch Verordnung, die ihm nach $ 135 
Abf. 2 vorbehalten ift, dies zuläßt. Die Erftredung geſchieht durch 
behörbliche Abftempelung. 

2. Eine rechtzeitig zum Umtauſch eingereichte Karte fällt nicht 
unter $ 135, fonbern ift in deffen Sinne „giltig“, wie gering auch 
ihr Markenbeftand fein möge.) Der Iettere Umftand kann ihr 
nicht nach $ 135, fondern nur nad) $ 46 verhängnisvoll werden. 
Andererfeits ift eine nicht rechtzeitig zum Umtaufch eingereichte Karte 
gemäß $ 135 verfallen und in beffen Sinne ungiltig, wie groß auch 
ihr Markenbeitand if, was ihr wiederum nur aus $ 46 zugute 
kommen fann. 

3. Die Ungiltigfeit einer Quittungsfarte im Sinne von 
8 135 befteht aber nicht in der materiellen Vernichtung der An- 
rechenbarkeit ihres Markenbeftandes zu Gunften des Verſicherten, 
wenn biefe fonft rechtlich unangreifbar if. Eine folde materielle 
Vernichtung urfprünglih zu Recht entrichteter Beiträge kann nur 
nad) $ 46 im Wege ber erloſchenen Anwartſchaft, aber nicht nach 
$ 135 im Wege des verfäumten Kartenumtauſchs herbeigeführt 
werden.) Wohl aber wirft der Iegtere bedeutſam auf die Frage 

we) Boſſe-v. Woedtke Anm. 2 zu $ 104, Iſenbart-Spielhagen 
Anm. 9. Wo feine „Einreihung“ zum Umtaufh durch den „Berfiherten“ 
(Sag 2) ftattfindet, die Karte vielmehr gemäß $ 153 bei ber Cinzugäftelle 
Binterlegt ift, kann aud) der Verfall nad) $ 135 nicht Plag greifen. — Yin 
fihtlih des Ruckverwendungstermins vgl. Ifenbart:Spielhagen Anm. 9 
Abſ. 1 gegen eine entgegengefeßte, aus ber Eniſch. Nr. 479 zu ziehende Folgerung. 

") So ausbrüdiic die preuß. Kartenanweiſung Biff. XVIII Abf. 3. 

’) Diefe Rechtslage muß man feft ind Auge faflen, und zwar um jo mehr, 
als gerade an dieſem Punkte einzelne Ausſpruche in ben Entſcheidungen des 
RVA. und ben ihm folgenden Kommentaren leicht zu Mifverftänbniflen ver— 
leiten fünnen. So fagt AN. 00 ©. 678 Nr. 822: „Der Ablauf ber Frift des 
$ 104 G. 89, ber die Ungiltigleit ber Karte nach ſich zieht, bemirlt gleichfalls" 
(au ergänzen: wie ber Ablauf ber in $ 32 feitgefekten Fri), „bie Ungiltigfeit 
der inhalt? ber letzteren geleifteten Beiträge, nur daß eine Ungiltigleit ber 
Karte nicht eintreten fann, fofern nad der materiellen Vorſchrift des $ 32 bie 
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des Bemweifes jener beiden Tatſachen ein, welche die enbgiltige 
Anrechenbarkeit Tonftituieren: der urfprünglichen Beitragsberechtigung 
und der demnächjftigen Erhaltung ber Anwartſchaft. In beiden Be— 
ziehungen kann bei der Markenverwendung auf orbnungsmäßiger 
Quittungsfarte der Verficherte nad früheren Erörterungen ben 
Gegenbeweis ber Verfiherungsanftalt abwarten.') Indem der Tate 
beftand des $ 135 diefe Ordnungsmäßigkeit (Giltigeit) vernichtet, 
bürbet er in Zmeifelsfällen dem Verſicherten den Beweis dafür auf, 
daß die in der verfalenen Karte enthaltenen Beiträge ſowohl felbft 
urſprunglich zu Recht entrichtet, als auch nad) Art und Zeit imftande 
waren, die Anwartſchaft desfelben zu erhalten. Gelingt dem Ber- 
fiherten biefer Beweis, jo find die Marken nebft feiner Anmwart- 
ſchaft trog des verfäumten Umtauſchs materiell vollgiltig; gelingt er 
ihm nicht, fo ift es doch nicht der verfäumte Umtauſch, ſondern ber 


Anmartfhaft ſelbſt nod erhalten if.“ Nun ift freilich die Entf. 822, und 
mit ihr wohl aud) der ihr einverleibte angeführte Sag durch die Entſch. Nr. 981 
aufgegeben worden (vgl. oben N. 4), aber auch bie fruheren, aufrechterhaltenen 
Entfgeidungen (AN. 96 Nr. 479 &. 153 Abf.2 a. E., AN. 97 &.594 Ar. 623 
Abf. 4, 5) enthalten ähnliche Wendungen. Es ift aber, wie jet aud) bie Entich- 
Nr. 981 S. 476 Abſ. 2 deutlich erkennen läßt, überhaupt nicht an dem, daß bie 
Ungiltigfeit ber Veitrage aus $ 135 und $ 46 gleichartig und die aus $ 135 
nun durch bie aus $ 46 bevingt und beſchränkt wäre, fonbern beide find ihrem 
Wefen nach ungleigjartig und nur bie auß $ 46 ift eine materielle Ungiltigteit. 
Damit fallen auch die Deduktionen von Iſenbart-Spielhagen ©. 575 Abſ. 4 
über bebingte und unbebingte Ungiltigfeiten aus $ 135, welche fie in ber 2. Aufl, 
Anm. 52 felbft aufgegeben Haben. 


") Bol. hinſichtlich des Veweiſes der Beitragsberechtigung gemäß $ 147 
oben $ 51 I, hinfichtiich ber erhaltenen Anwariſchaft oben $ 54 IL, 5. — 
Laß, Verſicherungsmarke und Quittungälarte (1891) S. 54, will, ohne nähere 
Außführung, infolge ber Ungiltigkeit ber Ouittungäfarte dem Berficerten ben 
Beweiß der Zahlung ber ben Marten entſprechenden Beiträge auferlegen. 
Das konnte in denjenigen Fällen praktiſche Bedeutung erlangen, in benen (vgl. 
oben $ 40 II, 10), wie insbeſondere beim Cinzugäuerfahren, die Marke nicht 
Sahlungs⸗, fondern bloß Veweisfunktion beſiht. Es kann aber wohl nit ans 
genommen werben, daß der $ 135 auch in biefer Beziehung die Beweislaſt zu 
Ungunften des Verſicherten verſchieben will, weil derjelbe zur Kontrolle der hier 
maßgebenden Berhältniffe nicht beftimmt ift und auch die Norm des $ 147 auf 
fie feine Anwendung findet. Gerade dieſer Punkt trägt mit zum Verſtändnis 
der Tatſache bei, daß ber Wortlaut des $ 135 die von ihm normierte Un⸗ 
giltigkeit in erfter Reihe auf die Quittungäfarte und nicht auf bie in ihr ent» 
haltenen Marken bezieht. 


600 II. Buch. Beitragswefen. IV. Rap.: Wirkſamkeit der Beitragsleiſtung. 


Mangel der materiellen Grundlagen, welcher feinen Anfprüchen ent- 
gegenfteht.'°*) 

4. Eine durch verfäumten Umtauſch ungiltig gemorbene 
Quittungsfarte kann durch Anerkennung des Vorftandes ber Ver⸗ 
fiherungsanftalt ihre Giltigkeit wieder erlangen ($ 135 Abſ. 1 
Sag 2). Die Anerkennung ſetzt einen Antrag des Verſicherten vor- 
aus. Zuftändig if die Anftalt des VBelchäftigungs- ober, wo es an 
einem folhen mangelt, des Aufenthaltsortes.") Die Anerkennung 
fteht im freien Ermeſſen des Vorftandes; eine Beſchwerde gegen bie 
Ablehnung findet nicht ſtatt. Worausgefegt ift, daß „Die Annahme be= 
gründet ift, es habe der Verficherte ohne fein Verſchulden ben rechtzeitigen 
Umtaufch verfäumt". Im Zufammenhange mit dem ganzen Zweck und 
Inhalt der Beftimmung liegt ein folder Mangel des Verſchuldens 
dann vor, wenn nad) Lage bes Falles die Abfiht fehlte, das Fehlen 
der Beitragsberehtigung oder ein Erlöſchen der Anwartſchaft zu 
verfchletern. Der Vorftand wird am ſicherſten zu biefer Überzeugung 
gelangen, wenn er Beitragöberedhtigung und Anwartſchaft felbft 
prüft und in Ordnung befindet. Er braucht aber auch in feiner 
Prüfung nicht fo weit zu gehen und in jedem Falle gibt er nad 
Außen mit der „Anerkennung der fortbauernden Giltigfeit ber 
Quittungafarte“ kein unanfechtbares Anerfenntnis jener beiden Grund⸗ 
lagen des Derfiherungsanfpruches ab. Die Wirkung feiner Er- 
klärung ift vielmehr nur die Wiederherftellung ber normalen Beweis- 
lage zu Gunften des Verficherten,'*) fo daß ihm, wie wenn dieſe 


18) Vgl. jegt Ifenbart-Spielhagen 2. Aufl. Anm. 58, 6. Dort auch 
über die Bedeutungsloſigkeit des $ 135 für bie älteren Quittungäfarten, wenn 
gemäß $ 46 Abſ. 4 „aus den lehlen 200 Beiträgen die Anwartigaft erhalten 
iſt“. — Rach der Auffaffung des Textes beftimmt fi auch, inwieweit dem Ber: 
ficherten nad} feiner Abweiſung ein Rüdforberungäredt hinfichtlich ber ver- 
wendeten Maren zufteht. Erfolgt die Abweiſung nur, meil die Erhaltung der 
Anwartfchaft nicht nachgemiefen werben kann, fo findet ein ſolches Rüdforderungs- 
recht nicht ftatt (wgl. oben $ 53 R. 41a). Weftreitet aber die Verſicherungs⸗ 
anftalt die Beitragsberechtigung hinſichtlich beftimmter Marken der ungiltig 
gewordenen Karte (3. B. megen unzuläffiger Mehrvermendung während eines 
beftimmten Zeitraums oder verfpäteter Nacbringung), fo kann fie au bie 
Ronfequenz nicht ablehnen, ben Wert diefer sine causa gegaflten Marken zu er- 
ftatten (vgl. oben $ 51 R.1, 8 53 N. 41). 

") Dazu $ 145 I8G. — Gebhard» Düttmann Anm. 8 laffen ben 
Wohnort entieiben.. 

"%) Bol. Entf. Rr. 981 gegen 822 (oben N. 4). 
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von Anfang an vorhanden ift, bie Übernahme des Gegenbeweiſes 
"im Feftftellungsverfahren noch immer vorbehalten bleibt. 
. I. Auf der Grundlage dieſes geſetzlichen Zuſtandes ent= 
. widelt fi nunmehr nad) den maßgebenden Verordnungen folgendes 
\, Verfahren: 
u 1. Verlängerung ber Giltigfeitsbauer von Quittungskarten. 
Von der ihm erteilten Ermächtigung (vgl. oben I, 1 a. €.) hat der 
. Bundesrat in feiner BD. v. 10. Nov. 1899 über die Einrichtung 
der Quittungafarten (vgl. oben $ 39 N. 7) Ziff. 4 dahin Gebrauch 
gemacht, daß er die Verlängerung der Duittungsfarte für ver 
ficherungspflichtige Perfonen (gelbe Karte: Formular A) geftattet 
“ hat. Die zuftänbigen Verlängerungaftellen werben von der Landes- 
regierung bezeichnet; nach ber preuf. Anmeifung v. 17. Nov. 1899 
(ogl. oben $ 41 D) find die Ausgabeftellen berufen.'%) Die Ver- 
längerung darf nur vor Ablauf der Giltigfeitsbauer, nur einmal 
und nur auf ein?0) ober zwei weitere volle Jahre nad dem Aus- 
ſtellungstage erfolgen. Im Zufammenhange mit den Vorfchriften 
über das Erlöfhen der Anwartſchaft (vgl. oben $ 54 N. 20) fieht 
die Beftimmung, daß die Verlängerung nur erfolgen darf, wenn 
für die Zeit vom Ausftelungstage ab?!) mindeſtens 20 wirkliche?) 
ober filtive??) Beiträge nachgewieſen find, fo daß die Erhaltung der 
Anwartſchaft in diefer Frift bereits gefichert if. Im übrigen fteht 
Die Entſcheidung über die Verlängerung dem Ermefjen der Behörde 
anheim;?*) Beſchwerde des Karteninhabers ift nicht zuläffig. Der 


”) So aud) tatſachlich In Bayern (Bemeinbebehdrben): $ 10 BO. v. 14. Dez. 
1899 mit Ziff. 45 Abſ. 2 der Kartenanweiſung v. 27. Dez. 1899, fowie In Baden. 
In Heffen find dagegen nah Gebhard-Düttmann S. *234 Anm. 48 nit 
die Ausgabeftellen, fondern die unteren Verwaltungsbehörden zuftänbig. 

?%) Bol. hierzu oben $ 54 N. 22. Die Verlängerung erfolgt hiernach 
praltif immer für zwei Jahre; Gebharb-Düttmann &.*234 Anm. 49. 

a1) Die für eine frahere Zeit nachgebrachten Marten zäplen nicht mit. 

2») Die Marken müfjen beigebracht fein; ber Nachweis bloßer Wochen ver» 
Ficherungspfligtiger Beſchaftigung genügt nicht. 

25) Die maßgebenden Beftimmungen erwähnen nur ben $ 46 Abf. 2. Ihm 

teihJfieht $ 47 Abſ. 4. Indem Gebhard: Düttmann ©. *234 Anm. 50 
FH 5 dies anerfennen, geben fie felöft von ihrer oben $ 54 N. 34 zurüds 
gewieſenen Auslegung ber letztgedachten Beftimmung wieder ab. 

1*) Sie dürfte danach aud an bie Vorausſetzung eines Antrags nicht ges 
bunden fein. — Gründe, aus benen bie Ablehnung erfolgen follte, bei Geb⸗ 
Hard» Düttmann Anm. 50 cit. 


602 III. Buch. Beitragsweien. V.Rap.: Beitragsorbnung. 


Verlängerungsvermert („Gültigkeit um x Jahre verlängert") wird 
datiert und auf der Innenfeite der Karte im unmittelbaren Anſchluß 
an bie geflebten Marken handſchriftlich oder durch Stempel unter 
Beifügung des Dienftfiegels angebracht. Nah Ziff. 3 der Bundes- 
rats⸗VO. v. 9. Nov. 1899 (vgl. oben $ 40 N. 62) find die in der 
Karte befindlichen Marken in der von ber Bundesregierung vor- 
geſchriebenen Art (Ziff. 6) zu entwerten;?°) dabei ift auf der Innen- 
feite der Karte handſchriftlich oder durch Stempel die Gefamtzahl 
der in der Karte befindlichen Marken zu vermerken. 

2. Die Behandlung verfallener Karten.) Wird eine nad 
$ 135 IVG. verfallene Karte zum Umtaufc vorgelegt, fo muß nach 
der preußifchen Anweiſung ber Derficherte darauf hingemwiefen 
werben, daß er die Anerfennung der fortdauernden Giltigfeit beim 
Anftaltsvorftand beantragen kann. Stellt er einen ſolchen Antrag 
niet, fo wird Dies auf der Innenfeite der Karte vermerft. Der 
geftellte Antrag wird mit der Karte?) dem zuftändigen Vorftand 
zur Entſchließung überfendet. Im jedem Falle erhält der Verfiherte 
fofort eine neue Karte mit der auf die ber verfallenen folgenden 
Nummer. 

Lehnt der Vorftand den Antrag ab, fo kommt die Karte zur 
Aufbewahrung und der Verficherte ift durch Vermittlung der Aus- 
gabeftelle von der Ablehnung zu benachrichtigen. Aufbewahrte ver- 
fallene Karten, deren Gültigkeit der Vorftand nicht anerkannt hat, 
find beim Verfahren mit Cammelfarten als bedenklich zu behandeln 
und von der Vernichtung auszufchließen.?”) 

Wird fein Antrag auf Anerkennung geftellt ober berfelbe ab- 
gelehnt, fo unterbleibt die Aufrechnung der Karte und die Erteilung 
der Aufrechnungsbefcheinigung (vgl. oben $ 41 III). Dagegen kann 
der Verfierte eine Beiheinigung über die Ablieferung der ver- 
fallenen Karte verlangen. Wird die fortdauernde Giltigfeit auf 
Antrag anerkannt, fo fendet der Vorftand die Karte mit dem An- 


2») Nad dem Wortlaut der Beftimmung hat die Entwertung zu erfolgen, 
wenn „Karten zur Verlängerung vorgelegt werben“, auch wenn biefe nicht erfolgt. 

=) Dazu Arb. V. 98 ©. 272. 

*) In Württemberg mit einem Gutachten der Stelle ($ 45 Vollz. Verf. v. 
35. Nov. 1899). 

21) Bundesrats ⸗ VO. v. 21. Juli 1901 Ziff. 8 mit 12 (ogl. oben $ 41, VI; 
Vernichtung der Karten nad VII). 
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erfennungsvermerf an die Umtaufchftelle zurüd, dieſe erteilt Die Aufe 
rechnung nachträglich und läßt die Karte dem Borftand dann 
wieberum zugehen. Eine Verlängerung der Giltigfeit folcher Karten 
dur Abftempelung iſt durch die BD. v. 10. Nov. 1899 Ziff. 4 
Abſ. 2 ausbrüdlih ausgeſchloſſen. 


5. Kapitel. Beitragsordnnng. 
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I. Die „Veitreibung“ der NRüdftände!) von Verſicherungs— 
beiträgen ift einheitlich mit der Veitreibung fonftiger, an die Ver— 
fiherungsanftalten geſchuldeter Rüdftände,2) ſowie mit der von 
Strafen in $ 168 IVG. geregelt. Unter den letzteren begreift, wie 
bier bemerkt fein mag, der Wortlaut des Geſetzes alle „in die Kaffe 
der Verfiherungsanftalt fließenden Strafen". Derfelbe ift jedoch zu 
weit umb erklärt fi durch die Verfchtebungen, welche der Tert des 
Entwurfs des ©. 89 bei der Beratung im Reichstag erfahren hat.) 
Gemeint find in engerer Begrenzung diejenigen Strafen, welde nad 
$ 178 Abf. 1 von den Organen ber Verficherungsanftalten und den 
Schiedsgerichtsvorſitzenden feftgejegt werden und zugleich nad Abf. 2 


*) Rüdftänbigkeit ſetzt materiell Fälligleit voraus, Für die legtere gelten 
die oben $ 51 I, 2 entwidelten Regeln, mit Ausnahme des Schlußſatzes von 
R. 8, ber nur für die Verjährung in Betracht kommt. 

2) Über den Umfang des Begriffs der Rüdftände vgl. bereits oben $ 52 
R.2. Zu denfelben gehören danach auch die aus $ 162 IB. erwachſenen 
Kontvolltoften. Die befondere, dem $ 168 entſprechende Beftimmung über die 
Beitreibung berfelben tft daher überflüffig.. Ifenbart-Spielhagen meinen 
Anm. 5 3u $ 162 das zwar nicht, wiberlegen fid) aber in Anm. 2 zu $ 168 felbft. 

) In $ 136 Abſ. 2 Entw. &. 89 (— $ 178 Abſ. 2 IB8G.) war gleichfalls 
nur von denjenigen Strafen, als in bie Kaſſe der Berficerungsanftalt fließend, bie 
Rebe, welche nad Abf. 1 von den Organen der Verfiherungsanftalten ober 
den Schiebögerichtävorfigenden feftgefegt wurden. Erſt in ber RKommiifion 
wurden auch bie von ben Berwaltungsbehörden feftgeiegten Strafen in ben 
Abſ. 2 cit. einbezogen. 
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in die Kaffe der Verfiherungsanftalt fliehen. Diejenigen 2:2 
Dagegen, welche zwar nad; Abf. 2 der Anftaltstafie zuflichn. se 
von „Verwaltungabehörben“ feftgefegt werben, bebürfen Hd 
ihrer VBeitreibung feiner befonderen Regeln, fondern werben cf 
nad) denjenigen Normen beigetrieben, welche fonft für bie ötc-$ 
rechtlichen Gelbforberungen gelten, die aus ber Tätigkeit dieen I 
börben erwachſen find. | 

Die gedachten Rüdftände und Strafen werben nah 
386. „in berielben Weile beigetrieben, wie Gemeindeakiit! 
Hierüber iſt im allgemeinen bereits in Bd. 1 S. BOLf. gird 
mworben. Keroorzuheben bleibt hier befonbers, baf bie Beiir-4 
ein Erſuchen der zur Zwangsbeitreibung zuftänbigen Stele‘) « # 
Gemeinbebehörbe erforbert,?) nicht aber ber erfteren ein unmitri:st 
Recht auf Selbftausführung der Exekutive gewährt.) Eine \* 
fändige Nachprüfung des Antrags auf feine Vorausſehuncc ? 
der Gemeindebehörbe nicht geftattet.") Wohl aber ift mit dir: 
führungen in Bd. I entjchteven daran feftzuhalten, daß dem So 
gegenüber®) der Antrag auf Smangsbeitreibung nur unter 
Vorausfegung gerechtfertigt iſt, daß Die Forderung unbefriti " 
ober nad) Maßgabe der reichegefeglichen Beftimmungen rest: 
feftfteht. Zweck des $ 168 IVG. ift es nicht, in Einf—ränkwn‘: 
Beftimmungen ber $$ 155,%) 162, 178 u. |. f. eine von bem m: 












+) Über die Kompetenz ber Kontrollbeamten zur Imangdbeitreibun * 
das oben $ 52.N.56 mit 12 citierte Erf. ABA. Rr.921. Desmi- 
der württ. Vollz. Verf. v. 25. Rov. 1899 nennt als „zuftändig zu dem 
auf Beitreibung den Borftand ber Berfiherungsanfalt ober ben 
vertreten derſelben und, foweit es fih um Beitreibung rüdfländige dr" 
Hanbelt, auch die zum Cinzug berjelben zuftänbige Stelle“. 

) Über die Koſtenanſpruche der Vollſtreckungsftelle gegen den Stu” 
und eventuell die erſuchende Anftalt vgl. Bd. I S. 803 R. 57. 

%) Daß ift anerfannt; vgl. aud R. 4. Yuftändig ift bie Gemeinde, =“ 
die Vollſtrecungshandlungen vorzuneßmen find: mürttemb. Bolz.Berf. 

”) Bel. 8b. 1 S. 802 N. 56. 

®) Derfelde Tann feine Einwendungen gegen bie Vollſtreckbarkeit nah & 
‚gabe des Landesrechts bei der Bollftredungdbehörbe, eventuell bund Brite” 
gegen bie das Verfahren betreibende Stelle, namentlid beim REAL «“ 
machen. Vgl. dazu Bd. I &. 802 R. 55 und bie dort citierte Entſch dei *' 

®) Bgl. im Gegenteil dazu, wie Weymann Anm. 3 richtig 
in $ 158 bie Eingangsworte „Rad) enbgiltiger Erledigung biefer Streitigt 
Sine dem $55 Abf. 1 Say 3 aVG. entſprechende Beſtimmung it dem 
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gejeglih geordneten Streit- und Beſchwerdeverfahren unabhängige 
vorläufige Zahlungspflicht einzuführen.'%) Die den Gemeindeabgaben 
landesrechtlich zugebilligte vorläufige Vollftredbarfeit findet daher 
bier feine Anwendung. Dagegen find allerdings die Iandesredit- 
lichen Vorfehriften inſoweit auch hier anwendbar, als fie die Form 
der Ausführung, ven Umfang!) und bie Wirkung der Zwangs— 
beitreibung von Gemeinbeabgaben beftimmen. 

D. Ebenfalls in $ 168 IVG. ift den obenbezeichneten Rüd- 
fländen, namentlih alfo auch den Forderungen auf rüdjtändige 
Beiträge „das Vorzugsrecht bes $ 61 Ziff. 1” der Reichskonkurs- 
ordnung in ihrer jegigen Faſſung zugebilligt worden. Auch 
ohne ausdrückliche Beftimmung würde den Verfierungsanftalten 
für ihre Beitragsforderungen ein Vorzugsrecht im Konkurfe, aber 
nur ein foldhes im Kreife der in $ 61 Ziff. 3 genannten „öffent 
lichen Verbände“ zugeftanden haben (vgl. Bd. IS. 651 N. 7). Das 
Geſetz geht aber darüber hinaus, indem es das Vorzugsrecht nicht 
bloß dritter, ſondern erfter Klaffe gewährt, welches nad) der Konkurs⸗ 
ordnung jelbft den „rüdftändigen Forderungen an Lohn, Koftgelb 
ober anderen Dienftbezügen der Perſonen“ zukommt, „welche fi dem 
Gemeinſchuldner für deſſen Haushalt, Wirtſchaftsbetrieb oder Erwerbs⸗ 
geſchäft zur Leiſtung von Dienſten verdungen hatten“.'2) Der ver= 
bindende Gedanke des Gefeggebers ift der, daß in dem Normalfall der 
von dem Arbeitgeber geſchuldete Beitrag rechtlich oder doch wenigſtens 
wirtfchaftlich (vgl. Bd. I ©. 143 N. 10) einen Teil des vom Arbeiter 
verbienten Lohnes darſtellt. Dennoch ift das zugebilligte Vorrecht 


auch bei feiner Revifion nicht beigefügt worden, fo daß ber Schluß von 
Gebharde Dattmann Anm. 5 fehlgeht. 

") Anderer Anfiht Bebhard-Düttmann a. a. D., übereinftimmenb hin⸗ 
figtlich der Beiträge Weymann a. a. D., ebenfo hinſichtlich ber Kontrolltoften 
aus $ 162 Graßmann Anm. 5. Entſprechend läßt bie württ. Berf. Abf. 4 
dem Erequenden das Recht offen, „fofcen bie Sahlungapflicit befteitten wird 
und eine enbgtitige Gntf—eibnng nod nicht vorliegt, bie Anrufung ber zur 
Entſcheidung zuftändigen Behörde nachzuweiſen“. Zu $ 178 vgl. oben $33 N. 95. 

') Daher gilt 5. B. nad) dem bei Hoffmann Anm. 4 zu $ 162 citierten 
preuß. Min Eri. v. 2. Aug. 1898 (9) der $ 46 BO. o. 15. Rov. 1899 über 
die Unpfänbbarfeit gewiſſer Forderungen beim „Berwaltungsjmwangsverfahren 
wegen Beitreibung von Gelbbeträgen“ aud für bie Beitreibung von Ber: 
fiherungäbeiträgen. 

2) Gog. Lidlohn: altbeutjhes Recht; vgl. Stobbe-Lehmann, Yanbbud 
des deutſchen Privatrechts, 3. Aufl. Ob. II] S. 456 Anm. 38. 
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nicht auf diefen Normalfall beſchränkt, ſondern würde auch auf bie 
von dem Verficherten felbft') geſchuldeten Beiträge Anwendung 
finden. 

Nah 8 61 Ziff. 1 RKO. werden die dort privilegierten 
Forderungen nur infomeit vorzugsweife befriedigt, als fie „für das 
legte Jahr vor der Eröffnung des Verfahrens oder dem Ableben 
des Gemeinſchuldners rüdftändig find“. Indem der $ 168 IVO. 
feinen Rüdftänden ſchlechtweg „das Vorzugsrecht des $ 61 Ziff. 1 
RKO.“ zumeift, hat er damit unzweifelhaft auch die quantitative 
Beſchränkung desfelben in feine eigene Norm binübergenommen.'*) 

Die DVerfiherungsanftalten haben ihre Forderung und ihr 
Vorrecht nad den allgemeinen Regeln im Konkurs geltend zu 
maden.'°) Darüber hinausgehende, beſondere Begünftigungen ſtehen 
ihnen hier, wo fie einfach als Prozeßpartei auftreten, nicht zu.'%) 


8 57. Beiteagöfontrolle. 


I. „Die Berfierungsanftalten find verpflichtet, Die rechtzeitige 
und vollftändige Entrichtung der Beiträge regelmäßig zu über- 
wachen“ ($ 161 Abſ. 1). 

1. Gegenftand der Überwachung ift die Entrichtung der Bei- 
träge. Andere Funktionen, welche zur Durchführung der Invaliven- 
verfiherung dienen und an denen daher die Verfiherungsanftalten 
‚ein Intereffe haben, wie z. B. der Markenverfauf, die Ausftellung, 
der Umtauſch und die Erneuerung der Quittungsfarten ober bie 


5) Über bie Haftung der Yauögemerbetreibenden für ihre eigenen Beiträge 
vgl. oben $ 49 N. 108. 

1) Übereinftimmend Bofje:v. Woedtte Anm. 5 zu $ 137 und Gebhard» 
Düttmann Anm. 7, die allerdings mit Recht barauf hinweiſen, daß die Bes 
zugnahme der erſtgedachten Kommentatoren auf dad in ®b.I & 651 N.7 
eitierte, die Berufägenoffenfhaften betreffende Erf. RGer. nicht durchſchlägt, 
meil ſich das Vorrecht ber legteren unmittelbar auf bie RAD. gründet. Dar 
gegen will Fuld Anm. 4 zu $ 137 das Vorrecht allen unverjährten Rüdftänden 
gewähren. 

") Bsl. AN. 86 S. 128 Nr. 179, auf die Berufsgenofienigaften bezüglich. 

') AN. 87 S. 138 Nr. 336: Kein Recht des Berufsgenoffenſchaftsvorfiandes, 
im Wege der Rechtshilfe eine gerichtäjeitige VBeftätigung der erfolgten Ans 
melbung zu verlangen. 
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Aufbewahrung berjelben bei den Hinterlegungsftellen des $ 153") 
werben felbftverftändlich gleichfalls die Aufmerkfamfeit der Anftalten 
in Anfprud nehmen. Sie werben pflichtmäßig, foweit folde Ge- 
ſchäfte von ihren eigenen Angeftellten beforgt werben,?) die letzteren 
kraft dienſtlicher Auffiht überwachen und gegenüber felbftändigen 
(Verwaltungs- oder Poft-) Behörben ober Verbänden 4. B. Kranfen- 
kaſſen) bei hervortretenden Mipftänden den Weg der Beſchwerde bei 
der Auffihtsbehörbe befchreiten. Unter den befonderen Beltim- 
mungen der $$ 161, 162 IVG. find aber diefe Funktionen nicht 
begriffen. 

2. Dagegen fält die Beitragsleiftung in vollem Umfange unter 
die bier geregelte Kontrolle. Der Ausdruck „Ent richtung ber 
Beiträge" ift nit techniſch im Sinne des Entrihtungsverfahreng 
zu verftehen. Vielmehr bezieht ſich das Recht und die Pflicht zur 
Beitragsfontrolle ebenfo auf das fog. Einzugsverfahren, nur daß 
allerdings ſolche Kontrollmaßregeln, welche ſich gegen die felbftändigen 
Einzugsftellen unmittelbar richten, in ihrer Durchführung von der 
Mitwirkung der Auffihts- und Landeszentralbehörde, insbefondere 
im Rahmen des $ 148 Abf.5 IVG. abhängig find.?) 

3. Zwed der Kontrolle ift die Feitftellung der rechtzeitigen 
und vollftändigen Beitragsentrihtung. Danach ift die Kontrolle 
zunähft pofitiv Darauf zu richten, ob die geſchuldeten Beiträge in 
vollem Umfange und zu den gejeglichen Terminen beigebracht worden 
find. Es wird aber auch feinem Zweifel unterliegen, daß ebenfo 
negativ darauf geachtet werden muß, ob feine Beiträge entrichtet 
worben find, für melde entweder von Anfang an ober infolge 
Sriftenablauf eine Beitragsberechtigung nicht beftand. 


y Nach Piloty &.301 f. und Graßmann Anm. 1 Abſ. 2 fol ſich bie 
Kontrolle der Verfiherungsanftalten nad $ 161 IBG. aud auf bie im Xert 
genannten Funttionen erftreden. 

m 8130 Abſ. 2: von ber Berfigerungsanftalt eingerichtete Markenverkaufs ⸗ 
ftellen; Siff. III der preuß. Rartenanweifung v. 16. Oft. 1899: Kartengeſchäfte 
durch Anftaltävorftände und Kontrollbeamte bei Durchführung der $$ 135, 
163 I8®.; $ 153 mit $ 148 Ziff 2: Hinterlegung der Karten bei ben von 
der Berfijerungsanftalt eingerichteten Sebeftellen. 

3) Bol. oben $48 N. 75. Soweit dagegen z. B. bie Quittungäfarten nicht 
gemäß $ 153 Hinterlegt find, Tann die Vorlegung derſelben zur Einſicht der 
Kontrolbeamten auch beim Einzugsverfahren ehr wohl praktifc werben. Auch 
die fonftigen Befugniſſe des $ 161 Abſ. 1 können bei demſelben von Wert fein. 


608 11. Buch. Beitragsweſen. V.Xap.: Beitragordnung. 


4. Die Beitragsfontrolle in biefem Umfange ift zu einer von 
den Berficherungsanftalten regelmäßig auszuübenden Pflicht ge- 
ftaltet. Die Kontrolle foll daher nicht bloß bei zufälligen Gelegen- 
heiten, bejonders infolge von Anzeigen und behörblichen Mitteilungen 
wirffam werben, fondern eine fländige Einrichtung ber Anftalten 
fein. Welche Anforderungen danach an die Regelmäßigkeit ber 
Kontrolle zu ftellen find, beftimmt fih nad den unter Ziff. 3 er- 
örterten Zweden.*) 

5. Die regelmäßige Beitragsfontrolle ift eine Pflicht?) der 
Verfiherungsanftalten und ihrem freien Ermeſſen entzogen. Damit 
unterfteht fie der Aufficht der Verfiherungsämter (vgl. oben $ 34 
IL 1), die aud in letzter Inftanz darüber zu entſcheiden haben 
werben, melde Maßregeln zur vollftändigen Verwirklichung der 
Kontrollpflicht erforderlich find.) Eine Äußerung dieſer Auffichts- 
befugnis ift in dem Dftroyierungsrecht des $ 161 Abf. 3 Sag 2 zu 
erbliden. 

U. Die Beitragsfontrolle betätigt fi: 

1. gegenüber den an der Beitragsleiftung beteiligten Perfonen: 
Arbeitgebern und Verſicherten. Ihnen find in $ 161 Abf. 2 gemiffe 
Pflichten zweds Ermöglihung der Kontrolle auferlegt, deren nähere 
Ausgeftaltung gemäß $ 161 Abſ. 3 duch allgemeine Kontroll 
vorſchriften der Derficherungsanftalten erfolgen Tann. Die un« 
mittelbare Geltendmachung diefer Pflichten ihnen gegenüber gefchieht 


%) Im Stnblid auf $$ 146 und 168 „wird bie regelmäßige Übermadhung 
der volfftändigen Beitragdleiftung nur dann als gemähtleiftet gelten bürfen, 
wenn bie Prüfung der Durchführung der Verſicherung fo oft wiederholt wird, 
daß inzwiſchen bie zmeijäßrige Frift ber bezeichneten vorſchtiften noch nit ab⸗ 
gelaufen fein kann“: Rundſchr. RVA v. 21. Dez. 1900, AR. 01 ©. 183. 

* 9) Anders nad) $ 126 Abſ. 1 ©. 89. Vgl. dazu die Mot. Abſ. 1 zu $$ 126 
bis 128 Entw. IVon mo die Verwandlung ber Befugnis in eine Pflicht zur 
Kontrolle namentli im Hinblick auf dad Intereffe der übrigen Berfiherungss 
anftalten am Gemeinvermögen gerechtfertigt wird. Dazu aber bie Kritik bei 
Bebharb- Düttmann Anm. 4. 

0) So hebt auch Abſ. 2 des N. 4 citierten Rundſchreibens hervor, „baß bie 
neue Borfchrift da ABA. mehr als biöher in bie Lage ſeht, feine Auffichts« 
befugniffe auch Hinfichtlich der Ausübung der Kontrolle zu betätigen“. Ginzels 
heiten, auf welche bad RVA. zu achten empfiehlt, in Abf. 7 des Rundidr. — 
Die Vorſchriften bes $ 161 Zönnen auch im Beitragsweſen ber Seeleute zur 
Kontrolle ber von den Reebern zu fertigenden Aufftellungen dienen: Siff. > 
Abf. 1 der Bundesrat3: BD. v. 20. Dez. 1894 (AR. 95 ©. 102). 











8 57. Beitrasskontrolle. 609 


dur die „Organe der Verfiherungsanftalt und ihre Beauftragten, 
fowie durch die die Kontrolle ausübenden anderen Behörden ober 
Beamten" ($ 161 Abſ. 2). Unter den Beauftragten find in erfter 
Reihe die von der Verfiherungsanftalt angeftellten Kontrollbeamten 
zu verſtehen. Daß biefelben aber durch jene Nebeneinanderftellung 
nicht aus dem Kreife der Anftaltsorgane ausgeſchloſſen werben follten, 
ift bereits an früherer Stelle ausgeführt worden.) „Drgane ber 
Verfiherungsanftalt” für die Veitragsfontrolle find dann weiter bie 
Nentenftellen, fofern ihnen nah $ 80 IVG. „die Kontrolle über 
die Entrichtung der Beiträge übertragen“ ift (vgl. oben $ 27 N. 13) 
und ebenfo bie Einzugsftellen, auch diejenigen, welche als felbftändige 
Behörden ober Verbände den Verfiherungsanftalten gegenüber- 
ftehen.’) Die „anderen Behörden oder Beamten" endlich find bie 
Zanbesverwaltungsbehörden, welche entweder auf Grund ihrer eigenen 
Amtspfliht®) oder eines befonberen, gemäß $ 172 an fie gerichteten 
Erſuchens Kontrollfandlungen vornehmen. Nach Ziff. 4 der Bundes- 
rats⸗VO. v. 9. Nov. 1899 (vgl. oben $ 40 N.62) find alle „Die= 
jenigen Organe der Verfiherungsanftalten, Behörden oder Beamten, 
welche die Kontrolle der Beitragsentrichtung ausüben, befugt, alle 
in den Quittungäfarten befindlichen Marken zu entwerten, melde 
noch nicht emtwertet find“. Hierfür kann die Landeszentral= 
behörde eine bejondere Entwertungsform vorjchreiben oder zulafjen 
(gif. 6 Ab. 2). 

2. Die Veitragsfontrolle betätigt fich ferner als eine Art Ober- 
Eontrolle gegenüber Organen, welche Einzug und Kontrolle unmittel- 
bar bejorgen. In diefer Richtung gehört zu den Pflichten des $ 161 
IVG. zunächſt eine Beauffihtigung der befonderen Kontrollbeamten, 
namentlich der außerhalb des Anftaltsfiges ftationierten, durch Re— 
vifionen ihres Gefchäftsbetriebes und gelegentliche anderweitige Kon⸗ 





9) Bl. oben $ 33 N. 6. Über bie Anftellungäverhältnifie der Kontroll, 
beamten gemäß $ 98 IB®. vgl. oben $ 33 N.46. Anzeige berfelben an die 
ſtaailichen Bermaltungäbegörden (Dberämter) gemäß $ 74 Wbf. I ber mitt. 
Bolz.Berf. v. 25. Nov. 1899. Cine Dienftanmelfung für bie Kontroll beamten 
der Anftalt Sannover ift in ArbB. 91 ©. 173 abgebrudt. Über Vollmacht zur 
Zwangsbeitreibung von Beiträgen vgl. oben $ 56 R.4. 

?) Bgl. oben $ 48 N. 73 mit $ 33 R. 6. 

%) Bgl. Hierhber hinſichtlich der bayriſchen Vermaltungäbehörden überhaupt 
Graßmann Anm. 5. 

Rofin, Recht der Mibeiterberficerung. Band IL 39 


610 I. Buch. Beltragsweſen. V.Rap.: Beitragsorbnung. 


trollierung ihres Bezirkes.) Der Gefdhäftsbetrieb der unfelbftändigen 
Einzugsftellen unterliegt der Dienftaufficht der Verfiherungsanftalten 
(Egl. oben $ 48 II, 5a) ebenfo, wie derjenige der Eontrollierenden 
Rentenftellen (vgl. oben $ 27 N.32, 33). Daß die Kontrolle gegen- 
über den felbftändigen Einzugaftellen, alſo namentlih den Kranfen- 
kaſſen, in gewiſſem Umfange von ber Mitwirkung der Auffichts- 
und Landeszentralbehörben abhängig ift, wurde bereits oben bei N.3 
erwähnt. Doch haben bie legteren in DVerfolg des $ 148 Abf.5 
IVG. meitreihend Veranlaſſung genommen, ben Derficherungs- 
anftalten auch jenen Stellen gegenüber das Recht der Kafjenrevifion, 
der Einfiht von Büchern, Liften, Akten und Quittungsfarten ein 
zuräumen.!9) 

In gewiſſem Zufammenhange hiermit ftehen bie befonderen Be- 
fugniſſe, welhe $ 76a KBC. den Verfiherungsanftalten gegenüber 
den Krankenkaſſen auch dann gewährt, wenn biefelben nicht bie 
Funktionen einer Einzugsftelle verfehen. Hiernach müfjen die Ver- 
mwaltungen der Gemeindefranfenverfiherung, ſowie die Vorſtände 
der Krankenkaſſen und der Surrogathilfäfafien den Berfiherungs- 
anftalten geftatten, zum Zweck ber Ermittlung ber von den 
Arbeitgebern ihres Bezirks beſchäftigten Verſicherten und deren 
Beſchäftigungszeit und Lohnhöhe durch Beauftragte von den 
Büchern und Liften der Kaffe in deren Gefhäftsräumen während 
der Gefchäftsftunden Einfiht zu nehmen.'!) Zweds Durchführung 
dieſer Mafregeln befteht ein in $ 76a Abf. 3 mit $ 76e Abſ.2 
KBG. befonders georbneter Verwaltungszwang. 

III. Die für die Ausübung der Kontrolle gegenüber Arbeit- 
gebern und Verficherten maßgebenden Normen können nah $ 161 


%) So das N. 4 citierte Rundſchr. Abſ. 6. 

») 923 Abſ. 3, 4 der ſachſ. BO. v. 30. Rov. 1899 (Sala S. XVIM), 
$65 Abf. 3 der wurtt. Vollz. Ve . Rov. 1899 (Biefenberger S. 48), 
$ 21 Abf. 3 der bad. Vollz. VO. Nov. 1899 (Mufer S. 183). Auch der 
Bertreter des preuß. Handels: ums bat bei der Konferenz ben Ber 
figerungsanftalten am 15. u. 16. Rov. 1901 (Ur6B. &. 699) erflärt, daf den 
Anftaltsvorftänden die Ausübung der Reviſionsbefugnis gegenüber ben Kranken ⸗ 
taffen nicht vorenthalten werben folle. gl. jekt preuß. Min.Erlaß v. 5. Juni 
1903, ArbV. ©. 775. 

11) Bemerkenswert ift, daß ein Rundſchr. bed Reg-Präſ. zu Breslau v. 
18. Aug. 1902 (ArbV. S. 598) die Krankentaſſen zur Mitteilung von Statuten» 
änderungen an bie Rontrollbeamten gemäß $ 172 IVG. angehalten hat. 
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Abſ. 3 JVG. durch Kontrollvorſchriften der Verſicherungsanſtalten 
eine Ausgeſtaltung erhalten. Es find das allgemeine Rechts- 
vorſchriften, zu deren Erlaß die Anftalten hiermit gefeglich ermächtigt 
find.'?2) Der Erlaß erfolgt im Zweifel durch den Anftaltsvorftand 
(ogl. oben $ 33 III, 2; eine Mitwirkung des Ausſchuſſes findet 
nur auf Grund befonderer Beftimmungen der Anftaltsjtatuten ftatt.'°) 
Die Vorfhriften bedürfen der nach freiem Ermefjen zu erteilenden 
Genehmigung des Reichs- bezw. Landesverficherungsamts. Der 
Erlaß ift zunächſt nur eine Befugnis der Anftalt, welche aber durch 
Beihluß des Verfiherungsamts in eine Pflicht verwandelt werden 
Tann, woran fi dann eventuell eine Oftropierung dur) das Amt 
ſelbſt anfehliegt (vgl. Bb.1 S.59f.) Über die Publikation werben 
die Anftaltsftatuten pafjend Beftimmungen enthalten; eventuell ent— 
{cheidet darüber das Ermeffen des Vorftandes.'*) 

Die Kontrollvorfgriften find ihrem Weſen nad) Nusführungs- 
vorſchriften zu den in $ 161 Ab. 2 enthaltenen Rechtsſätzen.“) Sie 
Tönnen daher Rechtöpflichten '%) nur für Arbeitgeber und Verficherte, 
nit aber darüber hinaus für jelbftändige Behörden oder Verbände 
(Krankenkaffen ufm.) begründen.'?) In diefem Rahmen können fie 
zunächſt die unmittelbar vom Geſetz in $ 161 Abſ. 2 auferlegten 
Pflichten näher beftimmen und ausführen, aber auch neue Pflichten 
ſchaffen, welche ſich als Mittel für den Zweck der Kontrolle dar— 
ftelen, wie namentlich folde zur Führung beftimmter Aufzeichnungen 
über die maßgebenden Beichäftigungsverhältniffe.") Nur dürfen fie 


m) Ergangen finb bisher mit Genehmigung des RBA. Kontrollvorſchriften 
der Anftalten Sachſen-Anhalt (AN. 02 ©. 594), Hannover, Elſaß-Lothringen 
und Oldenburg (MR. 03 S.239 ff), SHeffen-Naffau (AR. 04 3.249). vol. 
dazu den von einem Ausſchuß ber Berfiherungsanftalten aufgeftellten Entwurf 
in ArbB. 02 ©. 65, fomie die Konferenzberatung Arb®. 01 ©. 698. 

») Zjenbart-Spielhagen Anm. 9. Bol. 3. 8. Berfigerungsanftalt 
Baben, Statut $ 10 Ziff 6. 

“) Bgl. Bd.1 S 105. Die Unkenntnis der Kontrollvorſchriften Tann event. 
bie Ordnungsſtrafe ausſchließen. 

1) Dazu näheres in meinem „Poligeiverordnungsrecht in Preußen“, 
2. Aufl. &. 35. . 

") Dienftvorigriften für die Kontrolbeamten felbft gehören nicht hierher, 
ſondern in die den legteren zu erteilenden Inftrultionen (vgl. oben N. 6). 

") Das überfiegt Bragmann Anm. 11 Abſ. 4. 

“) Bgl 3.8. 88 4, 5 der Sadjen-Anhalter Vorfchriften, wo Privatlehrern 
and unftändigen Arbettern, ſowie fäumigen Arbeitgebern bie Verpflichtung zur 

39* 
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nad beiden Richtungen hin folde Verpflichtungen nicht auferlegen, 
welche der Gejeßgeber nad feinem erfennbaren Willen in $ 161 
Abf. 2 oder fonft pofitiv abgelehnt hat.'“) Und immer find fie 
duch den Zweck der Beitragsfontrole gebunden; Krankheits- 
verhütungsvorshriften dürfen z. B. auf Grund des $ 161 nicht er= 
laſſen werben.!?) 


IV. Die Pfliten der Arbeitgeber und Verficherten zur Ver— 
wirklidung der Beitragskontrolle laffen ſich hiernach folgendermaßen 
gruppieren: 

1. Erforderlich ift zunächſt die Einficht der Quittungsfarten für 
die Kontrollbeamten. Demzufolge find „Die Arbeitgeber und die Ver— 
fiherten verbunden“, den oben II, 1 bezeichneten Organen und Be— 
amten „behufs Ausübung ber Kontrolle die Quittungsfarten gegen 
Beſcheinigung auszuhändigen". Pflichtig find ſowohl Verficherte,2%)- 
wie Arbeitgeber, die erfteren hinfihtli ihrer eigenen, die legteren 
hinſichtlich der Karten ihrer Arbeiter, welche fie in Verwahrung 
haben. Nicht unzweifelhaft ift, ob die Vorlegung der Duittungs- 
Karten ſchlechtweg durch die Arbeitgeber verlangt und daher der 
Arbeiter verpflichtet werden Tann, feine von ihm felbft verwahrte 
Karte, über die Beltimmungen des $ 131 Abf. 2 IVG. hinaus, 
dem Arbeitgeber rechtzeitig vor dem befannt gemachten Reviſions— 
tage auszuhändigen. Bei dem Wortlaut des $ 161, welcher Arbeit 
geber und Verfiherte ohne Unterſchied für verpflichtet erklärt, wird 
man eine folde, für die Vereinfahung der Kontrolle fehr dienliche 
Mafnahme wohl für zuläffig erachten können, wie aud von feiten 
des ABA. geſchehen ift.') Im übrigen werden die Modalitäten der 
Vorlage und Aushändigung an den Beamten — Bereithaltung bei 
Führung von Notizbüchern und Kalendern, allerdings nur auf befondere An- 
ordnung des Anftaltävorftandes, auferlegt ift. 

'*e) Dahin würde 3.8. ein über die Vorfchriften de3 Bundesrat? hinaus 
gehender unbedingter Entwertungszwang gehören; vgl. $ 7 bed Entw. ArbV. 02 
©. 66 und litt. o bejenigen ArbB. 01 ©.698, ſowie bie Ausführung bes Berichte 
erftatters dazu. 

») Iſenbart-Spiel hagen Anm. 9 mit Bd. I S. 48, 57. 

20) Die Kontrollbeamten können ſich daher direft an dieje wenden (AR. OL 
S. 393 Nr. 893). 

21) Bol. die Sachjen- Anhalter Vorſchriften $ 1 Abſ. 2, 4; aber auch Olden- 
burg 85 4, 5. 
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feinem Rundgange in Wohnungen?) und Gefchäftsräumen, Nieder 
legung zur Einfiht an beftimmter Stelle, eventuell auch Überfendung 
durch ein Familienglied oder einen Angeftellten oder durch bie 
Vor?) — nad dem pflihtmäßigen Ermeflen des Kontrollbeamten 
und des ihm vorgefegten Anftaltsvorftandes zu beftimmen und, wenn 
nötig, durch die Kontrollvorfäriften zu regeln fein.?*) 

2. Die Auskunftspflicht (vgl. Bd. I S.746 N.28). Sie liegt 
ebenfalls ſowohl Arbeitgebern, wie Verſicherten ob. Die Arbeit 
geber find nad) $ 161 Abſ. 2 Sag 1 verpflichtet, über die Zahl der 
von ihnen beſchäftigten Perfonen, über die gezahlten Löhne und 
Gehälter ?°) und über die Dauer der Beihäftigung Auskunft zu er» 
teilen. Den Verfierten wird in Sag 2 nur die Erteilung von 
Auskunft über Ort?) und Dauer ihrer Beihäftigung auferlegt. 
Ich nehme an, daß diefe, zum Teil verſchiedene Aufzählung der 
Ausfunftsobjefte vom Gefege nicht ausſchließlich, ſondern nur bei— 
fpieleweife gemeint ift, und daß daher die Auskunftspflicht bei beiden 
Parteien fi gleihmäßig auf alle Verhältniffe der Beſchäftigung 
bezieht, welche für die Invalidenverfiherung maßgebend find, daher 
namentlich bei den Verficherten auch die Lohnverhältnifie, bei den 
Arbeitgebern auch die Bezeichnung ber einzelnen Arbeiter umfaßt.?”) 
Die Modalitäten der Auskunftserteilung — perfönlih oder durch 
geeigneten Vertreter, mündlich oder ſchriftlich?) — können wiederum 
durch die Kontrollvorſchriften näher geregelt werben. SKonftatiert 
wurde bei Gelegenheit der Beratungen des ©. 89, daß der Arbeiter 


=) Das Betreten berfelben zu Kontrollzwecken muß ben Beamten erlaubt 
fein: ArbV. 01 S. 393 Rr. 893 gegen Piloty ©. 302. Der Iegtere hat nur 
infofern Recht, als er ein Durchſuchungsrecht den Kontrollbeamten abſpricht. 
In diefem Punkte fließt fi ihm auch Graßmann Anm. 6 an. 

3) Bol. die in voriger N. citierte Entf. RIA. Veſchwerde event. an bag 
Berfierungsamt. 

2) Näheres z. B. die Sachſen ⸗Anhalter Borfchriften $$ 1-3. 

©) Lehleres beruht auf einer Einfhaltung bed IB®. und wird durch bie 
Falle gerechtfertigt, in denen bie Höhe des Individuallohns für die Vers 
fiherungspflicht oder Verſicherungsberechtigung ober für die Einreihung in bie 
Lohnllaffen von Bebeutung if. Bol. Mot. Abf. 2 zu $$ 126128 Entw. BB. 

2) Das iſt nicht Bloß rein örtlich zu verftehen, fondern umfaßt auch bie 
Benennung bed Arbeitgebers, 

*) Damit erledigen ſich die bei Ifenbart-Spielhagen Anm. 6 und 
Gebhard: Düttmann Anm. 10 zum Ausbruf gebrachten Lüden bed Geſetzes. 

=) Bol. 4.8. Sachſen ⸗Anhalt $$ 1, 3. 
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duch die Auskunftspflicht nicht follte genötigt werden fünnen, „An- 
gaben zu machen, die ihn in irgend einer Weife belaften und mit 
dem Etrafgefeg in Konflift bringen".2°) Das gleiche wird natürlich 
auch zu Gunften der Arbeitgeber gelten müffen. Es Tann aber, 
wenn nicht die ganze Ausfunftspflicht illuſoriſch werden fol, nur 
nad Analogie des $ 384 Ziff. 2 CPO. aufgefaßt werden, derart, 
daß die Auskunft über beftimmte Fragen abgelehnt werben kann, 
deren Beantwortung die Gefahr ftrafrechtlicher Verfolgung für den 
Auskunftspflichtigen nach fi ziehen würde. Daher kann namentlich 
aud) hier?) die Gefahr der Verhängung einer bloßen Drbnungs- 
ftrafe nach Maßgabe des IVG. nicht als ausreichender Grund zur 
Verweigerung der Auskunft anerkannt werden. 

3. Die Pflicht zur Geftattung der Einfihtnahme (vgl. Bo. J 
S. 746 Ziff. 3). Vermöge derfelben haben die Arbeitgeber?') den 
Kontrollbeamten diejenigen Geſchäftsbücher und Liften, aus welchen 
die Tatfahen hervorgehen, über die fie zur Ausfunftserteilung ver- 
pflichtet find, zur Einfiht während der Betriebszeit an Ort und 
Stelle vorzulegen. Die Beftimmung zeigt, daß fie fi nur auf Ber 
teiebsunternehmer und Betriebsfchriften bezieht; die Vorlage von 
Akten, Büchern und Regiftern von Verwaltungen, bie nicht Betriebe 
find, oder von Haushaltungsbüchern 2) Fanın nicht verlangt werben. 
Die Offenlegung kann nur infomweit beanſprucht werben, ale ber 
Inhalt fi auf die für die Kontrolle maßgebenden Tatſachen ber 
zieht.“) Die gewöhnliche Betriebszeit und der Ort, an welchem ſich 
die Bücher uſw. regelmäßig befinden, ift für die Einfihtnahme maß- 
gebend; eine Überfendung an einen anderen Ort kann nicht geforbert 
werben.?*) 
*) Regierungsvertreter Boffe, Sten.Ber. 1989 ©. 1972 B. C. 

20) Vgl. dazu oben $45 N. 34, aud Gebhard» Düttmann Anm. 18. 

1) Die Berfiherten haben in biefem Punkte eine geſehliche Berpfligtung 
nicht. Soweit ihnen die Kontrollvorſchriften die Führung von Aufzeichnungen 
vorſchreiben (Sachjen-Anhalt $ 4; vgl. oben R. 18), konnen fie natürlich auch 
zur Borweifung berfelben verpflichtet werden. 

») Piloty ©. 302, Graßmann Anm. 6. 

3) Übereinftimmend Piloty a. a. O. 

>) So auf) Ifenbart-Spielfagen Anm. 5, Grafmann Anm. 6. Die 
Überfendung kann aud) dann nicht beanſprucht werben, wenn der erfte Verſuch 
des Kontrolbeamten, die Geſchaͤftsbücher an Ort und Stelle einzufehen, frucht ⸗ 
108 war. Befttafung und Auferlegung ber Koften für ben nochmaligen Beſuch 
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V. Die foeben erörterten Pflichten der Arbeitgeber und Ver- 
fiderten werden durch mehrfahe Strafbeftimmungen®) gefichert, 
deren Bedeutung nicht außer Zweifel fteht. 

1. Zunächſt findet ſich je eine Strafbeftimmung am Schluß von 
Abf. 2 und Abſ.3 des $ 161 ING. In Abſ. 2 Sag 4 heißt es 
im unmittelbaren Anſchluß an Sat 3, in welchem Arbeitgebern und 
Verfierten die Pflicht zur Aushändigung der Quittungskarten auf 
erlegt ift: „Sie können Hierzu von der Drtspolizeibehörbe durch 
Geldſtrafen bis zum Betrage von je eindundertundfünfzig Mark an— 
gehalten werben". Dagegen bezieht fi Abſ. 3 Sag 3 auf die von 
den Anftalten zu erlaſſenden Kontrollvorfchriften und lautet: „Der 
Vorſtand der Verfiherungsanftalt oder der Vorfigende der Renten- 
ftelle, fofern diefer die Beitragskontrolle obliegt, ift befugt, Arbeit- 
geber und Verſicherte zur rechtzeitigen Erfüllung diefer Vorfehriften 
durch Gelbftrafen bis zum Betrage von je 150 M. anzuhalten.“ 

a) Zunächſt wird ohne weiteres angenommen werben können, 
daß in Abf. 2 Sag 4 das Wörtchen „hierzu" trotz des unmittel- 
baren Zufammenhanges von Sag 4 mit Sag 3 nicht bloß auf die 
Pflicht zur Duittungsfartenvorlage, fondern auch auf die in Sag 1 
und 2 geregelten Auskunfts- ufm. Pflichten zu beziehen ift. Des 
weiteren ift aber auch nicht einzufehen, warum in ſcharfer Trennung 
die unmittelbar gefeglichen Pflichten (Abf. 2) ausfchlieglih dem 
Strafſchutz durch die Ortspolizeibehörbe, die in den Kontrolle 
vorfäriften begründeten aber ebenfo ausfchließlih dem durch bie 
Anftaltsorgane anheim gegeben fein follen. Es ift dies in ber 
Praris um fo weniger durchzuführen, als ja die Kontrollvorfehriften, 
wie gezeigt, in weitem Umfange nur ausführende Modalitäten der 
unmittelbar gefeglichen Pflichten enthalten.) Die Motive?) recht⸗ 
fertigen die Übertragung ber Strafbeitimmung in $ 161 Abf.2 an 


des Kontrollbeamten bilden bier die geeignete Remebur. Daher halte ich 
3.8. 9 3 Abſ. 1 der Sachſen-Anhalter Vorſchriften für bedenklich. 

#e) fiber bie Geheimhaliungspflicht ber Zontrolierenden Organe vgl. oben 
838 7,4. 

») Um die Spaltung der Strafbefugniffe zu vermeiden, Haben die Sacıfen- 
Anhalter Vorſchriften die gefeglichen Pflichten des $ 161 Abf. 2 in ihren eigenen 
Zert ($ 1 Abj.1) aufgenommen und damit ber Strafbeftimmung des $ 6 
(= $161 Abſ. 3 Say 3) unterftellt. Wenn man den Standpunkt des Textes 
nicht teilt, müßte das aber als ungeſeblich erfcheinen. 

>) Mot. Ab. 3 0. €. zu $$ 126-128 Entw. 388. 


616 II. Bub. Beitragsweſen. V. Kap.: Veitragdordnung. 


die Ortspolizeibehörden damit, daß „es ſich hier häufig um Re— 
vifionen an Drt und Stelle handeln wird, welche nötigenfalls durch 
unmittelbares Eingreifen ber nächſt erreichbaren Behörbe ſobald wie 
möglich gefihert werben muſſen“. Allein, wie aus obigem hervor- 
geht und auch die Praris beftätigt,?") ſtellen gerade auch die Kon- 
trollvorſchriften Normen auf, welche fi auf die Durchführung ört- 
licher Revifionen beziehen. Die eigentliche, in der oben angeführten 
Motivenftelle hervortretende Abſicht des Gefeßgebers ift es augen- 
ſcheinlich, in der Ortspolizeibehörde ein mit Strafbefugnis aus» 
geftattetes Organ aufzuftellen, welches den an Drt und Stelle kon— 
trollierenden Organen, ſoweit fie feine eigene Strafgewalt befigen, 
zur Brechung des ihnen entgegentretenden Widerftandes leicht „er- 
reichbar“ ift, während in Fällen, die feine fofortige Ahndung er= 
beifchen, die Beftrafung dem Anftaltsvorftand oder dem Vorfigenden 
der Rentenftelle überlaffen bleiben kann. Die verſchiedene Stellung 
der beiden Strafbeftimmungen drückt aber dieſen Gedanken nur 
unvollfommen aus, und ich habe Fein Bedenken, denjelben gegenüber 
dem Wortlaut des Geſetzes zur vollfommenen Geltung gelangen zu 
laſſen. Ich nehme daher in Kombination von Abſ. 2 Satz 4 und 
Abſ. 3 Satz 3 an, daß die Strafbefugnis des Anftaltsvorftands und 
des Nentenftellenvorfigenden grundfäglih und allgemein begründet 
ift, gleichviel, ob die Verfehlung fi unmittelbar gegen das Geſetz 
ober die Kontrollvorſchriften richtet, und daß ebenjo allgemein bie 
Ortspolizeibehörbe, aber nur dba einzutreten hat, wo fie von 
dem fontrollierenden Organ zum Einfchreiten aufgefordert wird.?*) 
b) Zmeifelhaft ift ferner, ob die in ben beiden angeführten 
Beftimmungen vorgefehenen Strafen Kontraventiond- oder Erefutiv- 
ftrafen find (vgl. 8b. I S. 816 ff.). Bei der Gleichheit des Wort- 
lauts der fo nahe bei einander ftehenden Beftimmungen wird man 
davon auszugehen haben, daß die Entſcheidung für beide in gleicher 
Weife zu treffen ift. Der Wortlaut felbft aber ſpricht einigermaßen, 
wenn aud nit unbedingt, für die Annahme einer Erefutivftrafe.?%) 
a7) Vol. die bereits erörterten $$ 1-3 ber Sadjfen- Anhalter Borfgriften. 

*) In Bezug auf letteres übereinftimmend Piloty Abſ. 4 zu $ 131 Abf.2. 

») Dot. dazu Bb. I S. 817. Daraufhin ift auch S. 818 Anm. 51 die Strafe 
des $ 126 Abf.2 G. 89 ( $ 161 6.2 IBC.) als Epekutioftrafe angeführt 
worden. Auf Grund bes IB®. wird die Strafe in Ab. 2 und 3 für eine 
Grekutioftrafe gehalten von Gebhard: Düttmann Anm. 23 Abf. 2; edenfo für 
Abſ. 2 wohl Hoffmann Anm. 3, für Abſ. 3 der Auffag in Ar6B. 02 ©. 67. 
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Nichtsdeſtoweniger ftehen derſelben entſcheidende ſachliche Gründe 
entgegen. Denn das Weſen der Exekutivſtrafe verlangt in jedem 
einzelnen Falle eine vorherige Androhung derſelben gegenüber dem 
Pflichtigen. Es iſt aber nicht anzunehmen, daß der Geſetzgeber, der 
in $ 161 Abſ. 2 gewiſſe Pflichten zur Auskunft oder Vorlage an 
das „Verlangen“ oder „Erfordern“ eines Beamten uſw. Inüpft, die 
Beftrafung des Ungehorfams davon abhängig machen wollte, daß 
entweber hinterher das Verlangen unter Strafandrohung nochmals 
wiederholt, oder ununterfchieblih in allen Fällen gleich mit der 
erſten Aufforderung eine Strafandrohung verbunden werde. Ebenſo 
wäre es auffällig und unpraftifh, wenn der $ 161 Abſ. 3 die all- 
gemeinen Regeln, welche in Kontrollvorſchriften aufgeftellt werden 
tönnen, nit auch mit einer allgemeinen, unmittelbar wirffamen 
Strafandrohung gejhügt hätte.*%) Ich nehme daher an, daß in 
beiden Strafbeftimmungen Kontraventionsftrafen gemeint find, welche 
ohne meiteres bei eingetretener Zuwiderhandlung verhängt werden 
können.“) Dafür ſprechen aud) die Motive (vgl. oben N.36), in⸗ 
fofern fie nicht von Erzwingung und Zmangsbefugnis, fondern von 
nBeftrafung der die befonberen Kontrollvorſchriften über— 
tretenden Arbeitgeber" und von „Strafbefugnis der Drtspolizeis 
behörben“ reden, auch die Strafbeftimmung in $ 161 Abf. 3 mit 
denen in $$ 90, 175 vergleichen, welche zweifellos Kontraventiong- 
ftrafen enthalten.) Allerdings berührt fi die Kontraventiong- 
ftrafe, infomeit fie an die Nichtbefolgung einer behörblihen Auf- 
forderung anknüpft,“) dadurch mit der Erekutivftrafe, daß jede 


«) Sier kame namentlich der Fall in Betracht, daß bie Kontrollvorſchriften 
allgemein (nicht Bloß auf Erfordern im Einzelfall, wie die Sadjfen-Andalter; 
vgl. oben N. 18 und dazu ArbB. 02 S. 67) die Führung gemifler Liften oder 
Aufzeichnungen vorſchreiben follten. 

) Dem entfpriht die wurtt. Vollz Verf. v. 25. Ron. 1899 $ 74 Abf.3, in- 
dem fie auf die Strafen des $ 161 Abf.2 die Vorſchriften über Ungehorfamds 
ſtrafen entſprechende Anwendung finden Täßt. 

2) Bgl. dazu oben $ 26. R.67 und $ 45 II, 1. Auch der Sinmeiß ber 
Motive auf $ 145 Entw. (— $ 178 IB®.) für die Beſchwerde „gegen bie Strafs 
verfügung bed Borfipenden der Rentenftelle” ſpricht für bie Rontraventiondftrafe, 
wie denn überhaupt bie Berbanbäftrafen regelmäßig biejen Charakter tragen 
(gl. Bb.1 S. 817 R. 46). 

4) Bol. über folge Erſcheinungen im allgemeinen mein Polizeiverordnungs ⸗ 
recht S. 26, 79. 
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neue*) Aufforderung die Möglichkeit eines neuen Kontraventiong- 
falles begründet.) Inſoweit bleibt daher auch für eine, daneben 
eintretenbe, durch Geloftrafen wirkſame und auf Landesrecht ge— 
ftügte Zwangsgewalt der Drtspolizeibehörde Fein Raum,“) während 
unmittelbare Zwangsmittel 3. B. eine zwangsweiſe Wegnahme der 
Quittungsfarte und Aushändigung berfelben an den Kontroll- 
beamten unter den Borausfegungen des Lanbesrechts ehr wohl zur 
Anwendung gelangen können.“) 

2. Eine befondere Strafbeftimmung, welche gleichfalls der hier 
beſprochenen Beitragsfontrolle dient, wenn fie auch über die Grenzen 
derfelben hinausreicht, ift in $ 175 IVG. enthalten. Hier handelt 
es fich zweifellos um eine Kontraventionsftrafe, mit welcher in Höhe 
bis 150 M. von Verwaltungsbehörden oder Anftaltsorganen „Arbeit- 
geber belegt werben können, welche in die von thnen auf Grund 
gejegliher ober von der Verfiherungsanftalt erlaffener Beſtimmung 
aufzuftelenden Nachmeifungen ober Anzeigen Eintragungen aufe 
nehmen, deren Unrichtigkeit fie Fannten oder ben Umftänden nad 
annehmen mußten“. Vorausgeſetzt wird eine gejegliche oder von 
Anftaltswegen auferlegte Pflicht zur Aufftellung. Geſetzlich ift Die 
Pflicht auch dann, wenn fie auf Grund des Geſetzes von ermächtigten 
Organen begründet worden ift; infomeit würde es einer befonderen 
Hervorhebung der von der Verfiherungsanftalt erlaffenen Beftim- 
mungen gar nicht beburft haben. Der Gegenfag von Anzeigen und 
Nahmeifungen beruht wohl nur darin, daß die legteren eine größere, 
fyftematifch georbnete Summe von Angaben enthalten. Anzeigen 
find 3.8. die beim Einzugsverfahren gemäß $ 148 Abf. 1 zu er⸗ 


+) Borausgefegt wird allerdings, daß es fi um eine neue, d. h. unter 
veränderten BVerhältniffen ergehende Aufforderung handelt. Wenn der Kontroll ⸗ 
beamte „zum erften, zweiten, dritten Male“ zur Borlegung ber Karte aufr 
forbert, jo ift doch die Strafe nur einmal verfallen. Anders aber, wenn bie 
gefeßte Frift oder der geftellte Termin fruchtios verftrigen ift ober für bie 
Weigerung eine Strafe bereit3 ausgeſprochen ift und nun eine neue Aufforberung 
erfolgt. 

*) Auf diefe Weife erkläre ich jet das „je“ bei der Strafbeftimmung im 
beiden Abſatzen. 

*%) Bol. Hierzu und zugleich zur vor. Note mein Polizeiverorbnungsrecht 
©. 120 R. 16; im übrigen aber analog oben $ 48 N. 39. 

43) Ebenſo Weymann Anm. 6 Abſ. 2 gegen Iſenbart-Spielhagen 
Ann. 8. 
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ftattenden An= und Abmeldungen,“) Nachmweilungen z. B. die von 
den Arbeitgebern ausländifcher Arbeiter in Ausführung von $ 4 
Abi. 2 (vgl. oben $ 36 Ziff. 2) oder die von den Kausgewerbe- 
treibenden über ihr Hilfsperfonal (vgl. oben $ 49 N. 20) aufs 
zuftellenden Liften und Verzeihniffe. Hierhin gehören dann auch 
die von den Verfiherungsanftalten in ihren Kontrollvorſchriften er— 
forderten Aufzeichnungen.) Beftraft wird die Aufnahme einer un⸗ 
richtigen Eintragung in die betreffende Anzeige oder Nachweiſung; 
die bloße Weglafjung einer Angabe, auch wenn fie die Wirkung hat, 
daß dadurch das Gefamtergebnis der Nachweiſung unrichtig wird, 
fällt nicht unter $ 175,'%) kann aber nad) $ 161 geahndet werben. 
Ausdrüdlic erfordert wird aber eine Verfhuldung (vgl. Bd. I 
©. 895 N. 39) des Pflichtigen in der Weife, daß er die Unrichtigfeit 
kannte oder nur infolge fahrläffiger Nichtbeachtung der dafür 
fprechenden Umftände nicht kannte. Wiffentliche Aufnahme der un— 
richtigen Angabe kann auch das Kriminalbelift des Betruges fon- 
ftituieren, deſſen Verfolgung ganz unabhängig von der Drbnungs- 
ftrafe aus $ 175 bleibt.) 

3. Die Strafen aus $ 161, wie die aus $ 175, find feine 
Triminellen, fondern Orbnungsftrafen. In Bezug auf ihre Ver» 
hängung fonfurrieren, wie ſchon bemerkt, ftaatlihe und Anftalte- 
organe und unter legteren wieder der Anftaltsvorftand mit dem 
Vorfigenden der Rentenftelle.') Klar iſt, daß im jedem einzelnen 
Falle die Drbnungsftrafe nur einmal verhängt werden kann und daß 
daher bie erfolgte Betätigung der Strafgemalt des einen Organs: 
die jedes anderen ausſchließt. Es gilt dies für $ 175 auch im Ver— 
bältnis ber mit verſchiedenem Strafmarimum ausgeftatteten Drgane- 
(ogl. oben $ 45 III, 1). Daß nad $ 161 die Ortspolizeibehörde 
nur auf Anfuchen des Kontrollorgans einzufchreiten hat, ift bereits 
erwähnt worden. Dagegen ift e8 für $ 175 zweifelhaft, ob, wenn 

+) Ebenjo Bebharb-Düttmann Anm. 5. 

) Über die Sachſen ⸗Anhalter Vorfchriften 3. B. oben N. 18. Qgl. auch die 
Wiederholung des $ 175 bei Hannover $ 6. 

®) Ebenfo Ifenbart-Spielbagen Anm. 5 gegen Gebhard-Dütt⸗ 
mann Anm. 7. 

%) Ext. RGer. v. 18. DM. 1895 (Entſch. Strafl. 8b. 27 ©.391, Neger 
3b. 16 ©. 189). 

51) Dabei ift in $ 175 nur bad „Beftehen“ ber Rentenftelle, in $ 161 
Abſ. 3 aber ihre Bewidmung mit ber Beitragskontrolle vorauögefegt. 
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Nentenftellen überhaupt beftehen, dieſe die Kompetenz ber unteren 
Verwaltungsbehörde ganz ausfchließen, ober beide konkurrierend 
neben einander treten. Ich bin geneigt, mich im Hinblid auf das 
allgemeine Verhältnis der Rentenſtelle zur unteren Verwaltungs» 
behörbe (vgl. oben $ 27) für die erfte Anficht zu enticheiden.S2) 
Für das Verfahren des ftrafenden Organs, die Beſchwerde und die 
empfangsberedhtigte Kaffe fommen bie Crörterungen oben $ 33 V, 4 
in Betradt. 

4. Hinfihtlihd der Beitrafung von Vertretern handlungs= 
unfähiger Arbeitgeber und juriftifcher Perfonen, ſowie von bevoll= 
mãchtigten Betriebgleitern gilt auch für $ 175 das gleiche, wie für 
$ 176 (vgl. oben $ 45 II, 4). Dagegen kann es mangels aus- 
drücklicher Beftimmung in $ 177 IVG. zweifelhaft fein, ob gemäß 
demfelben aud die in $ 161 IVG. oder in den Kontrollvorſchriften 
der BVerfiherungsanftalten ben Arbeitgebern auferlegten Pflichten auf 
bevollmächtigte Betriebsleiter übertragen werden können. Die Praris 
nimmt das an?) und ich fehe, nah Maßgabe der Tendenz des 
$ 177, keinen durchſchlagenden Grund, dem entgegen zu treten. 


VI. Nah $ 162 IJVG. find die Koften, welche durch die Bei— 
tragsfontrolle erwachſen, Verwaltungskoſten der Berficherungs- 
anftalt®*) und werben von deren Sondervermögen getragen ($ 33 
Abſ. 2 Sag 2 JVG.). Jedoch können folge bare Auslagen der 
Kontrolle, zu denen ein Arbeitgeber duch Nichterfüllung der ihm 
obliegenden Verpflihtungen?®) Anlaß gegeben hat, diefem als Strafe 
laſt (vgl. Bd. J S.632 N.2) auferlegt werden. Die entftandenen 





=) Ebenſo Gebhard: Düttmann Anm. 9 Abſ. 1. Dagegen nehmen 
Piloty S.321, Graßmann Anm. 3 und Sfenbart-Spielhagen Anm. 7 
Abſ. 3 eine konkurrierende Strafbefugnis, insbeſondere je nad ber Befaffung 
mit der Angelegenheit, an. Sie beziehen ſich dabei auf die Motive, die aber 
auch nicht ſicher find. 

3) Bol. 3.8. die Sachſen-Anhalter Vorſchriften $ 7. 

&) Über die Verbuchung derſelben vgl. die Rechnungsvorſchriften (oben 
$ 35 V) UR.00 6.228, 229, 250. — Someit die Krankenkafſen ald Einzugs- 
fellen ein Pauſchquantum ais Vergütung nad; $ 148 Abi. 3 IB. von ber 
Berfiherungsanftalt beziehen, find die Koſten der mit dem Einzug verbundenen 
Kontrolle in bemfelben mitbegriffen. 

®s) Das find ſowohl folde Verpflichtungen, welche fi auf die Durchführung 
der Kontrolle, ala auch folde, melde fi auf die Beitragdentritung felbft 
Begiehen. 
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Koften müſſen aber einzeln liquidiert und können nicht durch Auf— 
erlegung eines Pauſchquantums in eine Gelbftrafe verwandelt 
werben.) Der Beſchluß ergeht feiteng des Vorſtandes ober bes 
Rentenftelenvorfigenden; gegen denſelben findet binnen zwei Wochen 
die Beſchwerde an bie höhere Verwaltungsbehörbe ftatt, in deren 
Bezirk die entſcheidende Stelle ihren Sig hat.””) Diefelbe entſcheidet 
endgiltig.?°) 


$ 58. Streitverfahren. 


I. Die Entſcheidung von „Streitigkeiten" in Bezug auf das 
Beitragsweſen der Verficherungsanftalten ift in den $$ 155—157 
IVO. geregelt. Die drei danach maßgebenden Paragraphen unter 
ſcheiden ſich durch die Verſchiedenheit der zum Urteil berufenen In— 
ftanzen und des Verfahrens. Die Einreihung der verfchiedenen 
Streitjachen aber in die bamit gegebenen drei Gruppen beftimmt fich 
nicht nach einem einheitlichen Unterſcheidungsmerkmal, fondern durch 
eine Kombination verſchiedener Momente. Nur zum Teil fommt 
dabei die Verſchiedenheit der Nechtsverhältniffe und Anſprüche in 
Betracht, wonach entweder das Beitragsverhältnis zu einer Verfiches 
rungsanftalt oder ein Erftattungsanfpruh zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer oder auch zwilchen zwei Arbeitgebern in Frage fteht. 
In Verbindung damit ift es dann in umtergeorbnetem Maße die 
Verſchiedenheit der Streitteile, vor allem aber die Verſchiedenheit der 
Streitgründe oder Streitfragen (vgl. Bd. I ©. 772f.), melde für 
die Einteilung maßgebend den Ausfchlag gibt. 





®) So analog auf dem Gebiete der Unfallverfiherung AN. 86 S. 276 
Rr. 235 Schlußſatz. 

#1) In Württemberg entſcheidet die Kreisregierung, Bollz. Verf. $ 75. Nach 
Iienbart:Spielhagen Anm. + fol die für den Wohnort des Koftenerfag- 
pflitigen zuftändige höhere Verwaltungsbehörde, nah Weymann Anm. 2 die 
des Betriebsſitzes berufen fein. De lege lata muß aber bie Analogie des 
$ 178 Abf. 1 entſcheiden. 

®) Dadurch ergiebt fi) allerdings eine Abweichung von $ 178 Geſchwerde 
gegen ben Anftaltövorftand an das RBA.), welcher eventuell gleichzeitig, wenn 
neben ber Koftenauferlegung eine Strafe gemäß $ 161 Abſ. 3 verhängt wird, 
in Betraht Tommen Tann. Das wird von Ijenbart-Spielhagen Anm.4 
mit Recht getabelt. 
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II. Der $ 155 regelt die Entfcheidung von Streitigkeiten „über 
die Frage, ob und zu welcher Verfiherungsanftalt oder in welcher 
Lohnklaſſe Beiträge zu entrichten find“.) Er erfaßt alſo gewiſſe 
Streitfragen, welde fämtlid) in abstraeto aus dem Beitrags- 
verhältnis entipringen. Dabei Tann es aber zunächſt nicht zweifel: 
haft fein, daß, mie ſchon die frühere Praris der höchſten Verwal 
tungsinftanzen annahm und jegt auch durch die Materialien beftätiat 
wird?) die Aufzählung der nad) $ 155 zu entfcheidenden?) „Fragen“ 
in biefem felbft nicht abſchließend gemeint ift, ſondern daß ſchlecht⸗ 
weg alle Fragen, welde die Beitragspflicht*) oder auch die Beitrags: 
berechtigung betreffen, hier begriffen fein follen. Indem aber das 
Gefeg den Inhalt der Streitfragen in erfter Reihe beftimmend 
fein läßt, erflärt dasfelbe es als unerheblich, für melden Anſpruch 
diefelben in eonereto als Grundlage in Betracht fommen. DE 
der Anſpruch auf Beitragsleiftung oder auf Rüdzahlungt*) geleifteter 
Beiträge gerichtet ift, ob auf Anerkennung ber Beitragsberechtigung 
ober ihres Nichtbeitehens geflagt wird, ift gleichgiltig. Ja, es ge 





1) Der Text bes $ 122 ©. 89 nannte auch bie Streitigleiten über die 
Frage, „für welchen Berufspmeig Beiträge zu entrichten find, fofern die Beir 
träge für einzelne Berufsgmeige derſchieden bemeffen find". Das ift jet weg: 
gefallen; über den Grund vgl. oben $43 I. — Mit dem jegigen Terte ftimmen 
ſachlich überein die Vorſchriften in den die Hausinbuftrie betreffenden Bundes» 
tatö: Verordnungen, und zmar Ziff. 10 der Tabak: und Ziff. 12 der Kertil BO., 
nad) welchen „Streitigfeiten darüber, ob unb melde Beiträge zu entrichten 
find“, nad) $ 122 (jegt 155) entſchieden werben. 

) Mot. Abſ. 4 zu $ 122 Entw. IBG.; vgl. dazu Rundſcht. RBA. v. 
4. Zunt 1898 (UN. S. 330), das Schreiben des Reichstanzlers an bie Vundes ⸗ 
regierungen (hier bie ſachſiſche) v. 24. Nov. 1897 (Reger Bd. 18 &. 247), die 
Entſchließung des badiſchen Min. Inn. v. 8. Dez. 1897 (ArbB. 98 S. 93), fomie 
das NR. 3 citierte Erlenntnis. Der Sinn aller angeführten Außerungen bedt 
ſich mit den Ausführungen unferes Terted, wenngleich die in ihnen auftretende 
Formulierung eines Gegenſatzes von „Streitigfeiten rein verſicherungsrechtlicher“ 
und „tatfählier Natur“, melde lebtere bie Bermaltungsbehörben nad) $ 122 
(155) mit zu entſcheiden hätten, nicht jehr glüdtich ift. 

3) Diefelben find baher dem Cipilrichter entzogen; vgl. bie Anführungen 
der vor. R., ſowie bie Entf. d. bayr. Gerichtshofs für Rompetenzkonflitte v. 
28. Mai 1898, Reger Bd. 18 ©. 466. 

+) Streitigfeiten über bie Beitragsfurrogate des $ 4 Abſ. 2 IBG. werden 
‚analog behandelt; vgl. oben $ 36 a. E. fiber bad Verhältnis von $ 6 Abſ. 1 
au ’$ 155 vgl. oben $ 5 R. 15. 

*) AR. 99 ©. 778 Nr. 782: Die Schiebögerichte find nicht zuſtandig. 
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hören die aus dem Beitragsverhältnis in abstracto entfpringenden 
Fragen auch dann in den Kreis des $ 155, wenn fie, bei dem Zu- 
fammenhange zwifchen Beitrags- und Erftattungsverhältnis, nad 
welchem das erftere die Vorausſetzung des legteren darftellt, in con- 
ereto gar nicht für einen pofitiven oder negativen Beitragsanſpruch, 
fondern für einen Erſtattungsanſpruch zwiſchen Arbeitgeber und 
Verſichertem die Grundlage bilden?) Hiernach werden namentlich 
folgende Fragen gemäß $ 155 entſchieden: 

1. Die Frage nad) der Beitragspflicht als folder, nach ihrem 
Entftehen und nad) ihrem Fortbeftehen, insbefondere auch darüber, 
ob diefelbe durch Erfüllung®) oder andererfeits durch Verjährung 
erloſchen ift, ob ohne Beitragspflicht in Vorausſetzung derjelben ge— 
zahlt und daher Rückforderung begründet tjt ufm. Als mögliche 
Parteien bei ſolchen Streitigfeiten nennt das Geſetz die „Organe 
der Verficherungsanftalten einerfeits und Arbeitgeber?) oder Arbeit 
nehmer andererjeits“, ſowie ferner die Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
felbft als ohne Beteiligung der Anftalt ſich gegenüberftehend. Als 
Organe der Verfiherungsanftalten erjcheinen nicht bloß deren Vor- 
ftände, fondern auch die Rentenftellen, Kontrollbeamten, Einzugs- 
ftelen ufm.°) Sie haben Parteifähigfeit in Gemäßheit ihrer all= 
gemeinen Zunktionsftellung®) und bevürfen innerhalb derſelben 


>) Bel. die Worte „Im übrigen“ im Gingange von $ 157 IB. Mit 
Recht hat daher das REN. die Anfiht einer unteren Vermaltungsbehörde zurüds 
gewiefen, melde „ben Unterſchied zwiſchen ben $$ 155 und 157 Iebigli, in 
dem Gegenfage von Entrichtungs- und Erftattungs - Streitigfeiten erbliden“ 
wollte (AR. 02 ©. 545 Nr. 1002). 

9) Diefe Frage wirb als unter $ 155 fallend in ben R. 2 citierten 
Außerungen befonber8 hervorgehoben. 

?) Darunter find alle Perfonen begriffen, welche nad} dem Geſetz die Pflichten 
ber Arbeitgeber zu erfüllen haben; vgl. $ 2 Abſ.2 IB®. Die oben N. 1 
eitierten Bundesrats · BD. ſprechen daher von „Streitigleiten, melde zwiſchen 
den Organen der Verfiherungsanftalten einerjeit? und ben Fabrikanten, 
Hausgewerbetreibenden ober beren Hilfsperſonen anbererfeitd ober zwiſchen 
den Fabrifanten und den Hauögewerbetreibenben entftehen”. Dazu auch Mot. 
Abſ. 1 zu $ 124 Entw. JVG. 

®) 2gl. oben $ 57 II, 1. Ein Kontrollbeamter tritt 5. B. ald Kläger auf 
in AR. 97 ©. 591 Nr. 619. fiber die Bezirksvertreter der mürttemb. Anftalt 
vgl. $ 70 der Vollz. Verf. v. 25. Nov. 1899. . 

®) Danach wird fi) insbeſondere auch zu beftimmen Haben, ob Anſpruche 
auf Rüdzahlung von Beiträgen direlt gegen den Anſtaltsvorſtand erhoben 
werben müffen, was wohl bie Regel fein wird. 
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feiner befonderen Ermädtigung von feiten des Vorftandes. Be— 
deutſam aber ift, daß nad der Haren Ahficht des Gefeges das Be— 
ftehen der Veitragspflicht von Anftalts wegen nicht bloß gegenüber 
den formell beitragspflichtigen Perfonen, insbeſondere den Arbeit- 
gebern oder auf dem Gebiete der Hausinbuftrie gegenüber den Haus- 
gewerbetreibenden felbft, fondern auch gegenüber den formell nur 
erftattungspflichtigen Arbeitern bezw. Fabrifanten'®) zur Feſtſtellung 
gebracht werden kann. Auch zwiſchen Arbeitgebern und Verficherten 
gehört die Frage ber Beitragspflicht, mag ber Arbeiter auf deren 
Erfüllung drängen (vgl. oben $ 45 N.10) oder der Arbeitgeber, 
bezw. nad $ 144 ZUG. der Verficherte, Erftattung beanſpruchen, 
auf den Weg des $ 155. 

2. Auf denfelden gehört dann meiter die Frage der Beitrags- 
berechtigung zunächſt ihrem Grunde nad. Ihre Anerkennung bildet 
den Kern des Anſpruchs, wenn ein Arbeiter feine Verfiherungs- 
pflihtigfeit gegenüber der fie beftreitenden Anftalt zur Sefttellung 
bringt. Sie tritt aber rein hervor, wenn bie nur beitragsberechtigten 
Berfonen '') als Kläger oder Beklagte ihre Berechtigung gegenüber 
der Anftalt vertreten oder wenn fie in dem Ausnahmefall des $ 145 
Abf.2 (vgl. oben $ 47 ID vom Arbeitgeber Erftattung in Anſpruch 
nehmen. Mit der Verneinung ber Beitragsberehtigung Tann die 
Anftalt den Anfprud auf Vernichtung der bereits verwendeten 

"0, Auf einen ſolchen Fall bezieht ſich die oben N. 5 citierte Entf. Nr. 1002, 
welche aber aud) die zmeifellofe Zuläffigfeit einer Klage der Verſicherungsanſtali 
zur Seftftellung der Verſicherungspflicht eines Lohnarbeiters gegen biefen jelbft 
hervorhebt (Abſ. 4 a. E). Feſtzuhalten wird allerdings fein, daß die Anftalt 
nicht befugt fein wird, die Beitreibung ber zu erftattenden Beträge zu Gunften 
des Hausinduftriellen oder Arbeitgeber gegen den Fabrifanten oder Arbeiter 
durchzuführen, weil fie damit in bie freie Diäpofition ber Beteiligten über 
Privalrechte eingreifen wurde, und von biefem Standpunkt dürfte e8 fogar 
fraglich fein, ob der in ber cit. Entſch. behandelte Klageantrag der Anftatt, „die 
für den Strumpfwirker nachträglich zu entrichtenben Verſicherungsbeiträge biefem 
anteilig zu erftatten und biefer Verpflichtung aud in Zukunft nachzufommen“, 
nicht ſchon zu weit geht, berfelbe vielmehr auf bie „Anerkennung der Beitrags 
pflicht des Strumpfwirkers gemäß dem Bundesratsbeſchluſſe v. 1. März 1894" 
zu befchränten geweſen wäre. Ic bin in ber Tat biefer Meinung. 

) Diefelben werden in $ 155 Abſ. 1 ausbrüdfih als „die im $ 14 ber 
zeichneten Perfonen“ erwähnt. Daraus geht hervor, daß auch der Ausdruck 
„05 Beiträge zu entrichten fin“ zugleich aud im Sinne von „od Beiträge ent« 
richtet werden dürfen“ zu faffen ift. 
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Marken unter Rückzahlung ihres Betrages verfolgen. Auch das Er- 
löſchen der uriprünglich beftandenen Beitragsberehtigung durch Zeit- 
ablauf kann hier Gegenftand des Streites werben.!2) 

3. Unter $ 155 fallen endlich die Streitigkeiten über die Mo- 
dalitäten der Veitragspfliht ober Beitragsberechtigung. Dahin 
gehört die Frage, „wer im Einzelfall als ber zur Beitragsleiftung 
verpflichtete Arbeitgeber anzufehen ift“'?) und welche Anftalt anderer- 
feits als zuftändig zu erachten ift.'*) Aus der legten Frage wird 
jedoch mit Rückſicht auf die Perfon der Streitteile infofern ein Aug- 
ſchnitt gemacht, als diefelbe, wenn der Streit zwiſchen zwei Ans 
ftalten ſchwebt, zu der befonderen Gruppe des $ 156 verwiefen 
wird. In Betracht kommt nach dem Gefeg weiter die Frage, „in 
welcher Lohnklafje Beiträge zu entrichten find“ oder entrichtet werben 
dürfen, mag es fi wiederum um die Grundlage für einen Anſpruch 
auf Veitragsentrihtung'?) oder auf Eritattung handeln. Auch der 
Zeitpunkt der Beitragsentrichtung kann nah $ 155 in Frage 
Tommen.'®) 

UI. Für das Verfahren nah $ 155 fommt folgendes in 
Betracht: 18a) 

1. Streitentſcheidende Inftanz ift in erfter Reihe die untere 
Verwaltungsbehörde,“) an deren Stelle da, wo Rentenftellen be— 

1, Insbeſondere lann über die Frage ber zwei⸗ ober vierjährigen Aus- 
ſchlußfriſt geftritten werben; ngl. oben $ 52 N. 26. 

») Bgl. die R. 2 citierten Außerungen. 

4) Diefe Frage wird im Geſetz felbft hervorgehoben. 

») Unter diefen Geſichtspunkt fallt aud die Durcfegung des Anſpruchs, 
melden der Arbeiter aus $ 34 Abſ. 3 (vgl. oben $ 43 III, 2) auf Berfiherung in 
einer höheren Lohntlaffe einfeitig gegen den marlentlebenden Arbeitgeber erheben 
lann. — Befondere Beftimmungen über gewiſſe die Höhe der Beiträge nach der 
verwenbeten Arbeitögeit betreffende Streitigfeiten enthält $ 140 Abi. 3 ILS. 
und Ziff. 7 der Tegtil:BO. des Bundestats; vgl. dazu oben $ 44 III und $49 
Hinter N 24a. Indem hier die untere Verwaltungsbehörbe zur endgültigen 
Entſcheidung berufen ift, ſchließen ſich diefe Beftimmungen mehr der 3. Gruppe 
des $ 157 an. 

’%) Servorgehoben in ben oben R.2 citierten Außerungen. 

es) Bazille in ArbB. 04 ©. 37. 

") Dazu 5 169 3860. und oben $5 R.14, ſowie Gebhard: Dütts 
mann Überfiht auf S. *259. Die preuß. Bel. v. 26. Aug. 1899 gibt in Siff. 8 
mit Bezug auf $ 155 noch befondere Vorſchriften für den Fall, baß ber vom 
Landrat ober Bemeindevorftand vertretene Rommunalverband ald Arbeitgeber 
beteitigt iſt. In diefem alle foll vom Regierungäpräfibenten eine andere Bes 

Rofin, Remt der Mrbeiterberfiberung. Band IL. 40 





626 HL. Bud). Beitragsweien. V.Rap.: Beltragsorbnung. 


ftehen, der Vorfigende der Rentenftelle'°) eintritt. Für bie Bu 
fländigfeit entſcheidet „der Beſchäftigungsort ($ 65)“ d. h. im all» 
gemeinften Sinne derjenige Ort, welcher nach $ 65'%) und den ihn 
ergänzenden Beltimmungen?‘) für die Zuftändigfeit der Verſiche- 
rungsanftalt in Bezug auf das betreffende Verhältnis entſcheidend 
iſt. Kompetenzkonflikte pofitiver ober negativer Art zwiſchen ver- 
ſchiedenen Verwaltungsbehörden oder Rentenftellen ober zwiſchen 
Behörden und Rentenftellen, welche namentlih aus WMeinungs- 
verfehiedenheiten über den Beichäftigungsort entftehen Tönnen,2') 
werden nah $ 155 Abf. 2 von der höheren Berwaltungsbehörde 22) 


Hörde mit ber Entfeibung beauftragt werben. ft ber Landrat perſonlich 
Arbeitgeber, fo entſcheidet fein Stellvertreter. — Nach $ 167 Abf. 4 können bie 
Obliegenheiten ber unteren Bermaltungsbehörbe, foweit es fi) um Seeleute 
Handelt, durch den Bundesrat den Seemannsämtern übertragen werben. 

"%) Del biefer Regelung ber Kompetenz ſcheint überfehen zu fein, daß bie 
Rentenftelle ſelbſt ald Cinzugäftelle oder ald Kontrollorgan (vgl. oben $ 48 1, 1 
und $57 II, 1) unb damit als Partei des Streitverfahrend in Betracht kommen 
Hann. Die Gegenpartel wurde bann materiell eine Inftanz verlieren. 

») Es tommen alle Beftimmungen beöfelben in Abſ. 3 und 4 zur An 
wendung; übereinftimmend Ijenbart-Spielhagen Anm. 6, während Gebr 
hard» Düttmann ohne erfichtlichen Grund bie untere Bermaltungsbehörbe 
des Betriebäfiges ausfchließen wollen, wenn bie Verſicherung ber in einem Bes 
triebe beichäftigten Perfonen nach $ 65 Abſ. 3 Say 3 und 4 allgemein bei ber 
Berfiherungsanftalt de Betriebsſitzes erfolgt. Vgl. oben $ 37. 

2) $ 145 IWG.: Beſchaftigungs ⸗ ober Aufenthaltsort, bei Verſicherung Im 
Auslande legter inlänbifcer Veſchaftigungs · oder Aufenthaltsort; Weymann 
Anm. 6 zu $ 145. 

21) Sierbei Tann fi) ein gemiffer circalus vitiosus ergeben Wenn nad 
$ 155 Abf. 1 ein Streit Mber die zuftänbige Berfierungdanftalt aus dem 
runde geführt wird, weil der Beſchaftigungsort ftreitig ift, fo konnen bie 
Zweifel über ben letzteren ſchon bazu führen, daß beide in Betracht kommende 
Berwaltungsbehörden a limine ihre Kompetenz in Abrebe ſtellen. Bezeichnen 
bier bie zur Entſcheidung des Konflikts nad) $ 155 Abf. 2 berufenen Landes⸗ 
zentralbehoͤrden (— biefelben werben nad) Lage bed Falles regelmäßig in Bes 
tracht kommen —) eine ber unteren Berwaltungöbehörden als zuftänbig, fo 
wird dieſe dadurch doch nicht gehindert fein, bei Entſcheidung ber Hauptſache 
die Verſicherungsanſtalt des eigenen Sprengels als unzuftänbig zu erklären. 
Da auch bie Beſchwerdeinſtanz fi dem anſchließen Könnte, jo wirb bie eine 
oder andere ber beteiligten Anftalten am beften tun, von $ 155 Abi. 1 Say 5 
Gebraud) zu machen unb damit den Streit auf den Weg zu führen, ber nad 
$ 157 ber gegebene wäre. 

=) Bgl. oben $ 5 R. 16, ſowie die Überfict bei Gebhard-Düttmann 
©. *258. 
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entſchieden, wenn bie ftreitenden Inſtanzen fämtlih ihrem Bezirke 
angehören. Anderenfalls tritt die Lanbeszentralbehörde ein oder, 
wenn Inſtanzen verfchiedener Staaten in Betracht fommen und 
deren Regierungen ſich nicht einigen können, der Reichsfanzler. 

2. Über das Verfahren ſelbſt gibt das Gefeg nur wenige, ganz 
unzureichende Vorfchriften. Über alle nicht geregelten Punkte ent» 
ſcheidet danach das Landesrecht.??) Vorgefchrieben ift, daß „vor ber 
Entſcheidung in der Regel der Verfierungsanftalt Gelegenheit zur - 
Äußerung zu geben it". Anzuhören ift danad der Vorftand der 
Verfiherungsanftalt,®*) und zwar „in der Negel“, jo daß die An- 
börung nur ausnahmsmweife unterbleiben darf, wenn befonbere 
Gründe dies rechtfertigen, namentlich, wenn bei tatjählih und 
rechtlich einfacher Sachlage ein Intereffe an ſchleuniger Erledigung 
beſteht.) Wie ſchon das Hiermit der Behörde eingeräumte Er— 
meſſen erfennen läßt, ift die ganze Vorſchrift nur inftruftionell ge- 
meint, fo daß ihre Nichtbeachtung auf die Rechtsgiltigkeit und Wirk- 
famteit des Verfahrens keinerlei Einfluß ausübt.??) Zweifellos wird 
aber die Anftalt Anhörung verlangen und fi) äußern dürfen, auch 
wenn fie von der Behörde nicht ausbrüdlih dazu aufgefordert 
worden ift.2%) Übrigens bezieht ſich die ganze Vorſchrift, wie die 
Materialien ausdrücklich konftatieren,?”) nur auf den Fall, daß der 
Rechtsſtreit zwiſchen den Parteien des Arbeitsverhältniffes ſchwebt; 
denn daß in denjenigen Fällen, in denen die Anftalt bezw. deren 
Organe „unmittelbar Partei find“, die Iegteren?*) als ſolche von 
Rechts wegen zu hören find, ift felbftverftändlich.?°) Dementſprechend 

=) Ausfüprligere Beftimmungen enthält bie württ. Bollz.Berf. v. 25. Nov. 
1899 $$ 70, 7I. 

=") Es tönnen auch bei Zuftänbigfeitäftreiten (vgl. oben R. 21) mehrere 
Anftaltsvorftände in Betracht kommen; Graßzmann Anm. 7, letzter Abſatz. 

%) Ahnlich einſchrankend Weymann Anm. 11; dagegen will W. in ArbV. 
99 &. 630 fatjchlich die Anhörung ber Anftalt gerade nur dann eintreten laffen, 
wenn fchwierige oder grundſatzliche Fragen in Betracht kommen. 

») Ifenbart-Spielhagen Anm. 5 Abi. 2a. E, Gebhard» Düttimann 
Anm. 11a © 

*) So aud) die Kommentare. 

=) Mot. Abf.2 Sag 2 zu $ 155 Entw. IVG. 

2) Nicht unbebingt ber Borftand, Es ift Sache der im Streit begriffenen 
Drgane, bieferhalb dem Borftand zu berichten; vgl. aud die ſachſ. Min.Entich. 
». 5.Rov. 1894 in ArbV. 95 ©. 12. 

=) Iſenbart⸗Spiel hagen Anm. 7. 

40” 
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muß e8 aber auch allgemein als reichsgeſetzlich vorgefchrieben gelten, 
daß das Urteil nicht ohne vorherige Vernehmung der fonftigen 
Streitteile ergehen darf. Meines Erachtens muß man aber aud 
nod weiter gehen und annehmen, daß in jedem Falle, in welchem 
ihre Rechte oder Pflichten in Frage ftehen, die möglichfte Zuziehung 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zum Verfahren geboten ift, 
auch wenn fie von vornherein nicht als Parteien erſcheinen. Denn 
es wäre eine dem Reichsgeſetze nicht zu unterftellende Abweichung 
von den grumdlegenditen Prinzipien jedes Nechtsverfahrens, wenn 
über Rechte?) und Pflichten ohne Anhörung der daran ſchon zur 
‚Zeit unmittelbar Beteiligten abgeurteilt werden ſollte. In diefem 
Sinne gewährt auch $ 155 Abſ. 1 Cab 3 „ven Beteiligten“ d. h. 
aber den an der Veitragsleiitung beteiligten Arbeitgebern und Ver— 
figerten?°) das Beſchwerderecht, woraus ſich der notwendige Schluß 
auf ihre Zuziehung zum Verfahren von felbft ergibt. Die Tatſache 
aber, daß die beteiligte Verfiherungsanftalt nicht unter allen Um— 
ftänden gehört werden muß, ſpricht nicht dagegen; denn das Geſetz 
konnte fi wohl damit begnügen, in Ausnahmsfällen die Vertretung 
der allgemeinen Anftaltsintereffen den öffentlihen Organen der 
Streitentfeeidung zu überlafjen, während es Rechtsverweigerung 
wäre, behördliche Urteile über ihre individuellen, gegenwärtigen und 
unmittelbaren Interefjen Privatperfonen ohne gemährtes Gehör zu 
oftroyieren.?') 


wa) Dabei denke man inäbefondere an die außerorbentlihe Tragweite der 
Entſcheidungen über die Beitragäberedhtigung für bie Verfiherungöprätendenten! 

30) Die Kommentare verftehen allerdings unter den „Beteiligten in Satz 3 
die am Verfahren Beteiligten (vgl. 3.8. Zjenbart-Spielagen Anm.8 Abf. 1); 
aber dagegen ſpricht ſchon bie befondere Anführung der Verfiherungsanftalt. 
Vol. auch bie „beteiligten Arbeitgeber und Berfiherten“ in $ 158 Abf. 2 a. C, 
forte das „ohne Verſchulden der Beteiligten“ in $ 146 und bie Rüdzahlung 
der Beiträge an bie „Veteiligten“ in $ 160 IB. Auch fonft wird der Aus« 
brud „beteiligt“ vielfad von ber Beteiligung am materiellen Sntereffenverhältnig 
gebraucht: fo namentlich, wenn von den „beteiligten Landesregierungen“ (4. B. 
$ 68 Mbf. 1, $ 66) ober den „heteifigten Berficherungsanftalten“ (.®. $ 65 
Abſ. 3 Sag 3, $ 100 Abf.1 Sa 2) geiproden wird. 

9) Del. die ausführlichen, auf gleicher Anſchauung ruhenden Erdrterungen 
bei Weymann Anm, 10. dein feine Argumentationen führen nicht BIoß zu 
der von ihm vertretenen Beſchränkung ber materiellen Rechtskraft nah $ 155 
Abf. 1, fondern weiter zu ber im Legt geforderten Zugiehung ber Beteiligten 
zum Verfahren. 
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Eine fernere reichsgeſetzliche Verfahrensvorſchrift befteht darin, 
daß das ergebende Urteil den Beteiligten ſchriftlich „zugeftellt“ 
werben muß.) Die Angabe von Entfeheidungsgründen wird dar- 
aus von felbft folgen.?°) Beteiligte find aber ale nach obigen Er— 
Örterungen zum Verfahren Zugezogene, insbefondere auch die Ver- 
ficherungsanftalt, die ſich auf gegebene Gelegenheit oder ohne ſolche 
geäußert hat. 

3. Innerhalb einer Ausfhlußfrift?*) von einem Monate) feit 
der Zuftellung der Entſcheidung fteht „den Beteiligten und der Ver- 
fiherungsanftalt, welche fi in dem Verfahren geäußert hat“, die 
Beſchwerde zu. Der Begriff der Beteiligten ift bereits feftgeftellt. 
Daß, wie einzelne Kommentare wollen?) auch diejenige Verſiche— 
zungsanftalt das Beſchwerderecht hat, welche ſich trog gegebener 
Gelegenheit oder ohne folde in erfter Inftanz nicht geäußert hat, 
vermag ich bei dem Flaren Wortlaut nicht anzunehmen. Die Ent- 
ſcheidung ber Beſchwerde erfolgt bei der höheren Verwaltungs— 
behörde, *e) zu welcher die mit der Sache in erfter Inſtanz befaßte 
Stelle gehört. Die Einlegung der Beſchwerde kann ſowohl bei ber 
zweiten, wie auch bei ber erften?®) Inftanz erfolgen. Die Ent 
ſcheidung der Beſchwerdeinſtanz ift enbgiltig. 


3) Das ergibt fid) implieite aus Abſ. 1 Sa 3. Über bie Form ber Zur 
ftellung ($ 170 IVG) wird fpäter gehandelt werben. Vgl. noch $ 71 Abſ. 2, 3 
der württ. Bollz.Berf. 

) So auch $ 71 Abj.2 der wurtt. Vollz. Verf. 

*) Entf. mwürtt. EVA. v. 28. Juni 1898, Reger 86.20 ©. 227. Die 
Frift läuft für jeden Beteiligten unb bie beſchwerdeberechtigte Anftalt beſonders 
von der an bie betreffende Partei erfolgten Zuſtellung an: Beſchluß RVA. v. 
11. April 1903, ArbB. S. 416. 

sa) Langere Frift für Seeleute, welche fi außerhalb Europas aufhalten: 
3 Monate, eventuell noch weitere Erftredung durch die untere Vermaltungs- 
behörbe. 

») Weymann Anm. 13. 

#0) Bol. oben R. 22; in Baden ift das Landesverſicherungsamt zuftändig. 
Die Berufung eines reinen Verwaltungsgerichts und bie Einführung des ver⸗ 
waltungsgerichtlichen Verfahrens ftatt des Beſchwerdeverfahrens bürfte mit 
AR. 04 S. 363 Nr. 1121 zu verneinen fein, 

2”) AR. 00 ©. 726 Nr. 844. Dagegen iſt ber Eingang ber Beſchwerde 
bei einer beliebigen anderen Behörde mangels einer ausbrüdlihen Beftimmung, 
wie in $ 114 Abſ. 3, $ 116 Abf. 2 IVG. nicht geeignet, bie Frift zu wahren. 
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4. Ausnahmsweife kann eine Befafjung des Reichsverficherungs- 
amts ) mit der Streitſache ftattfinden. Es ift nämlich der Ver- 
ficherungsanftalt geftattet, innerhalb der Beſchwerdefriſt die Über- 
weifung von Streitigkeiten über Fragen von grundſätzlicher Be- 
deutung an das RUN. zu beantragen. Nah dem völlig klaren 
Bufammenhang diefer Beſtimmung mit der unter Ziff. 3 erörterten 
kann nur angenommen werben, daß ber Überweifungsantrag aus- 
ſchlleßlich von einer folgen Verſicherungsanſtalt ausgehen Tann, 
welche ſelbſt befehwerbeberechtigt ift, alfo fi in dem Verfahren ge— 
äußert hat.°°) Iſt fie unterlegen, fo muß fie den Antrag innerhalb 
der ihr zufommenben Beſchwerdefriſt ſtellen; ) hat fie aber ob- 
gefiegt umd legt der Gegner die Beſchwerde ein, fo wird der Antrag 
auch dann noch rechtzeitig fein, wenn er unverzüglich nad Mit- 
teilung der Beſchwerde an die Anftalt geftelt wird.) Der Antrag 
ift bei der erften ober zweiten Inftanz anzubringen; die Überweifung 
erfolgt durch die legtere, ohne daß ihr aber eine Entſcheidungs- 
befugnis über den Antrag zuftünde. Auch das RVA. kann die Ent- 
ſcheidung nicht mit der Begründung ablehnen, daß feine Frage von 
grundfäglicher Bedeutung vorliege. Diefe Vorausfegung ift daher 


3) Das Landesverſicherungsamt tritt hier nicht an beffen Stelle. 

%*) Dem Gegenteil find Ifenbart:Spielhagen Anm. 10 geneigt. Es 
beſteht aber m. €. auch fein Bedürfnis für eine ausbehnenbe Interpretation. 
Sat fid) die Anftalt nicht geäußert, obgleich fie dazu Belegenheit Hatte, jo Bat 
fie damit bewieſen, daß es fi für fe nit um eine Frage von grundſatzlicher 
Bebeutung handelt. Kommt es aber wirklich einmal vor, baß in einer 
prinzipiell wichtigen Streitfahe der Anftalt Teine Gelegenheit zur Außerung 
gegeben worden ift, jo wirb fid leicht von neuem ein anderer all ergeben, in 
welchem von dem Recht auf Übermelfung Gebrauch gemacht werben Tann. 

=) Zft infolge verpögerter Zuftellung inzwiſchen auf Veſchwerde eines Ber 
teiligten Entſcheidung der höheren Bermaltungäbehörbe ergangen, fo muß bier 
felbe derjenigen des RBA. meiden. Legt gleichzeitig ein Weteiligter neben der 
Anftalt Beſchwerde ein, jo muß das RB. aud über dieſe entſcheiden. Bel. 
den N. 34 citierten Beſchluß. 

*) Weymann Anm. 18 fteht grunbfäglid auf dem gleihen Stanbpuntt, 
will aber der Anftalt noch eine volle Monatsfrift von der Mittellung ber Be 
ſchwerde an fie verftatten. Hahn im Verw. Archiv Bd. 11 ©. 356 f. vermirft 
dies und läßt der Anftalt nur übrig, innerhalb ber Beſchwerdefriſt bebingt, 
d. 5. für den Fall, daß Beſchwerde erhoben werben follte, die Übermeifung zw 
Beantragen. Das genügt aber für die Pratis nicht, ba unter Umftänden erft 
auß ber veſchwerde bie grunbfäglic;e Bedeutung bed Falles ſich ergeben Tann. 
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für die Verſicherungsanſtalt nur inftruftionell.*%) Es iſt aber nicht 
nötig, daß gerade die materielle, den eigentlichen Streitgegenftand 
bildende Rechtsfrage die Entſcheidung des ABA. herausfordert; viel- 
mehr Tann e8 auch eine Verfahrensfrage fein, der die Anftalt grund- 
fägliche Bebeutung beilegt.*!) Im jedem Falle gelangt aber auf 
Grund des Antrags der ganze Rechtsftreit (die „Streitigfeit”) zur 
Entſcheidung des RVA., welches gleich der höheren Vermaltungs- 
behörbe, an deren Stelle es tritt, alle tatſächlichen und rechtlichen 
Beziehungen desfelben und nicht bloß die ihm als zweifelhaft be= 
zeichnete Frage zu würdigen hat.*?) 

5. Auch in anderen Fällen wirkt, wenn auch nicht formell, fo 
doch materiell das RVA. auf die Entſcheidung der Streitſachen ein, 
indem nad ausdrüdlicher Beftimmung des Gejeges die zur Ent 
ſcheidung in erfter oder zweiter Inſtanz berufenen Stellen inhaltlich 
on bie vom RVA. (vgl. oben N. 37) aufgeftellten Grundſätze ge= 
bunden find.) Sole Grunbfäge find zunächſt diejenigen, welche 
das RBA. in dem nad voriger Ziffer eingeleiteten Verfahren aufs 


«) Daß indeffen die Anftalten von bem Überweiſungsrechte nur in wirklich 
grundſätzlichen Fragen Gebrauch maden jollen, hat ihnen das RVA. wiederholt 
eingefhärft: Rundſchr. v. 5. Sept. 1899 (ArbV. 8.513 Ziff. XIV) und vo. 
22. März 1902 (AN. S. 384: Überweifung nur einer von mehreren gleichliegenden 
Streitfaggen, in ber Vorausſetzung, daß bie Höhere Verwaltungsbehörde auf 
Berftändigung bie Entfheibung hinfitfid der übrigen außfegen wird). 

M) Bol. 3.8. die oben N. 10 citierte Entſch. 

4) Zjenbart-Spielhagen Anm. 10. 

428) Auch diefe Vorſchrift ift, wie Iſenbart-Spielhagen Anm. 9 richtig 
bemerken, nur Inftruftionel, aber im Wege ber Diäziplin erzwingbar. Zu ber 
achten werben jebenfalld diejenigen Entſcheidungen fein, melde in ben „Amis 
lichen Nachrichten des RB.“ publiziert ober an bie Behörbe felbft ergangen 
‚ober ihr fonft in offizieller Weife, 3. B. durch Runderlaß des Minifteriums, be 
kannt gegeben mworben find. Private Publikationen oder Mitteilungen (4. B. 
durch die Parteien, namentlich, die Anftalt) werben immerhin auch dann Ge— 
wicht verdienen, wenn bie Authentizität der mitgeteilten Entſcheidung zweifellos 
if. Da aber da RBM, an feine eigenen Entſcheidungen nicht gebunden ift, fo 
muß bog in allen Fällen zugleich geprüft werben, ob eine jolde nicht etwa 
durch eine neuere Praxis überholt ift, was aber natürlich felten zutrifft. — 
An bie Anweifungen ber vorgefegten Zentral: und höheren Verwaltungsinftanzen 
find die unteren Dermaltungsbehörben bei biefer ihrer richterlichen Ent» 
ſcheidungstatigleit nicht gebunden, wie ber Abg. Strudmann Sten. Ber. 89 
©. 1610 C ausdrüdlich Tonftatiert Hat; ebenfomwenig die Vorfiyenden der Renten» 
ftellen an Anmeifungen der Anftaltövorftände. 
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geftellt hat,*) jodann aber auch die in Revifionsentiheidungen, 
nicht aber in bloßen Beſcheiden und Beſchlüſſen des Amtes, melde 
das inftanzlihe Verfahren vorbehalten, niebergelegten. Den unter 
der Herrſchaft des früheren Rechts ergangenen Reviſionsentſcheidungen 
ftehen die Behörden infomeit frei gegenüber, als es fih um ihre 
Zereinbarfeit mit dem neuen Rechte handelt,“) es fei denn, daß 
gerade diefe Frage ſchon unter der Herrſchaft des neuen Rechts in 
einem „Grundfag” zur Entſcheidung gelangt ift. 

IV. Obgleich der Gefeggeber, namentlich der des G. 89, indem 
er die hier in Rede ftehenden Nechtsftreitigfeiten Verwaltungs ⸗ 
behörden*) in einem wenig geregelten Verfahren zur Entſcheidung 
überwies, die Tragweite berjelben und die Schwierigkeit der Dabei 
in Betracht kommenden Rechtsfragen weſentlich unterſchätzt hat, fo 
kann doch nach den ausführlichen Darlegungen des RYWA.t) fein 
Zweifel darüber beftehen, daß er den ergehenden Entſcheidungen 
materielle Rechtskraft (vgl. Bd. I S. 779 ff.), fogar in weitgehendſtem 
Umfange, beilegen wollte. 

1. Die im Verfahren nah $ 155 Abf. 1 IVG. ergehenden 
Urteile machen zunächſt res judicata gegenüber jebem erneuten 
Verſuch, dieſelbe Streitfrage in dem gleihen Verfahren zur nod- 
maligen Entſcheidung zu bringen.) Sie find aber ferner auch 
präjudiziel gegenüber dem Straffeftfegungsverfahren wegen unter« 
laſſener, unzureichender ober nicht rechtzeitiger Veitragsentrichtung,**) 
9) Diefelben werben in den AR. unter ber Überfeprift „Entfeheibungen aus 
$ 155 I8®.“ unmittelbar Hinter ben Reviſionsentſcheidungen publigiert, ger 
Tangen aber nicht unbedingt fämtlid) zur Veröffentlichung. 

+) Bgl. dazu ſowie über die Verbindlichteit der vom ABA. erlafienen „An 
leitung“ bereits oben $3 N. 1. 

») Zept kommen dem gegenüber bie oben Ziff. III, 4 und 5 behandelten 
Beftimmungen in Betradt. 

+) Vgl. biefelben in AN 98 ©.48 Nr. 206. Wenn ſich aud bie Aus 
führungen des RVA. unmittelbar nur auf bie Bindung ber Feftftellungdinftangen 
durch die Entſcheidungen ber Vermaltungäbehörben beziehen, fo treffen fie doch 
um fo mehr für das Verhältnis der legteren unter einander zu. 

*) Fraglid Tann fein, ob und unter melden Vorausſetzungen eine „Wieber- 
aufnahme bed Verfahrens“ gegen Entſcheidungen aus $ 155 zuläffig fein möchte. 
Ich wäre geneigt, eine Analogie der CPO. $$ 578 ff. gelten zu laffen, 
namentli in denjenigen Fällen, in benen das Urteil durch Betrug (eventuell 
auch nur durch Arglift) erſchlichen war. Pol. dazu Bb.I ©. 760, 779 R. 3. 

*) Dies folgt unmittelbar aud für die [don vor dem Strafverfahren er- 
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und fie binden endlich, bei dem’ unmittelbaren Zufammenhange 
zwiſchen Beitragsentrichtung bezw. Beitragsberehtigung einerjeits 
und Anwartſchaft andererjeits, auch die Inftanzen im Rentenfeft- 
ftellungsverfahren,*%) ſoweit nicht im Gegenteil benfelben, behufs 
unabhängiger Erledigung ihrer, unmittelbar nicht auf der Beitrags-, 
fondern auf der Fürforgefeite liegenden Funktionen, eine unbebingt 
jelbftändige Betätigung eingeräumt ift. Im legter Beziehung be» 
ftimmt das neue IVO. im Anſchluß an die frühere Praris aus- 
drücklich, daß die Entſcheidung ber in $ 155 Abſ. 1 bezeichneten 
Streitigfeiten den dort genannten Inftanzen nur übertragen jein 
fol, „ſofern fie nicht im Rentenfeftftellungsverfahren hervortreten". 
Darin liegt zunäcft, daß, wenn im legtgenannten Verfahren die 
unter $ 155 Abſ. 1 fallenden Fragen erftmals ftreitig werben 
(„hervortreten”), bie Seftitellungsinftanzen nicht etwa die Prozedur 
ausfegen und bie Entſcheidung der DVerwaltungsbehörben einholen 
dürfen, fondern felbftändig entfheiden müſſen.“o) Anbererfeits wird 
dadurch aber auch weiter den Verwaltungsbehörden verboten, ſich 
nad) Beginn des Feftftellungsverfahrens einer Entſcheidung folder 
Fragen zu unterziehen, melde in bemfelben Gegenftand rechtlicher 
Beurteilung werden können.’') Geſchieht das trogdem, fo find bie 


gangene Entſcheidung über bie Beitragspflicht bes Arbeitgebers aus $ 176 Abſ. 3 
IB®., über welchen oben $ 45 R.35 zu vergleigen iſt. Xgl. dagegen Hins 
fichtlich des $ 179 IVG. oben $ 48 N. 36. 

+) Bgl. grundlegend die oben N. 46 citierte Entſcheidung; dazu aud bie 
in ben folgenden Noten angeführten und AR. 98 S. 271 Abf. 3 Rr. 639. Aus 
den Berhandlungen ber Konferenz von Anftaltsnorftänden vom 20./21. Juni 
1898 (MebB. ©. 469 ff.) gebt hervor, daß das RB. Kurz nad; bem Intraft- 
treten bed ®.89 in einem Ruͤndſcht. o. 28. März 1891 der entgegengefegten 
Anficht gehulbigt. Frühere Literatur iſt in ArbV. 93 S. 179 und bei Graß- 
mann Anm. 4 a. E. angeführt. — Wa von dem Berhältnis bed Streit: 
verfahrend aus $ 155 zum NRentenfeftftellungäverfahren gilt, gilt aud von 
feinem Berhältniß zum Beitragderftattungäverfahren: Weymann Anm. 6, 
Bedharb- Düttmann Anm. 8 Wbf. 3. Bindung aud ber Inflanzen im 
Rentenverteilungäverfahren (UN. 94 S. 96 Nr. 344). 

*) AR. 91 ©. 175 Nr. 70, AR. 94 ©. 122 Nr. 354. Im biefer Beziehung 
befteht alfo ein weſentlicher Unterſchied gegenüber $ 176 Abſ. 3; vgl. oben N. 48. 

51) Die Pragis vor dem neuen IVG. verhielt fi dem entſprechend. Vgl. 
hinſichtlich der Vermaltungabehörben ſelbſt die Anmerkungen in AN. 91 ©. 176 
Nr. 70 und AN. 94 ©. 123 Nr. 354, hinſichtlich des RVA. AN. 95 S. 34 Nr. 408, 
fomie ſpeziell hinfichtlich ber Frage der Einreifung in bie Lohnkaffen AN. 96 
©. 398 vorlegter Abfag Nr. 530. Ieht hebt bie wurtt. Vollz. Verf. v. 25. Nov. 
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ergebenden Urteile für die Feftftellungsinftanzen unverbindlich?) 
und werben als durch deren Entfcheidungen®®) erjegt zu gelten 
haben.?) Was aber den Zeitpunft bes Beginns des Feitftellungs- 
verfahrens anlangt, fo ift als folder jevenfalls die Anmeldung des 
Rentenanſpruchs anzufehen.) Man mwirb aber unter Umftänden 
noch weiter zurüdgehen müfjen. Denn da der eigentliche Zwed des 


1899 $ 71 Abf. I ausbrüdlich hervor, daß bie Behörden „darauf zu achten 
haben, daß nach erfolgter Mnmelbung von Rentenanfprüdien" bie Fragen des 
$ 155 Abſ. 1 Sag 1 „ben NRentenfeftftellungsbehörden vorbehalten bleiben“. 
Bgl. auch unten R. 53. 

2) Bgl. die in vor. R. citierten Entf. Nr. 403 und 530 bes RB. 

52) Der Gegenfag ber Entſcheidung felbft und ihrer bloßen Begründung 
kommt natürlich auch Hier in Betracht. Daher ift mit den Worten des Textes 
ſelbſtverſtändlich nicht gefagt, daß nunmehr jede in ben Gründen eines Ber 
feid8 ober Urteil enthaltene, die Verficherungspflicht betreffende Ausführung 
als eine felbftänbige Entſcheidung zu behandeln fei" (AN.03 S.393 Nr. 1057 a. €.). 

%) In AR. 95 S. 34 Rr.403 (ogl. R.51), vorlegter Say, findet ſich eine 
Zwiſchenbemerkung, nad) welcher es zwar „nicht ausgeſchloſſen erſcheint, daß 
bann, wenn der verſicherte nad) Erhebung des Rentenanſpruchs noch eine Ber 
ſchaftigung ausübt, bie Wermaltungsbehörben gemäß $122 ®.89 für die 
Zukunft bie Beltragäleiftung mit bindender Kraft feftiegen‘. Ifenbart« 
Spielhagen Anm. 5 &.639 Abi. 2 a. E. interpretieren dieſen Satz ein 
ſchraänkend (fie jagen allerding® „3. B.“) von dem Fall der Erhebung eines 
Anſpruchs auf Altersrente. Mir ſcheint er überhaupt bedenklich, foweit bie 
„bindende Kraft“ der ergangenen Verwaltungsentſcheidungen in Frage ftet. 
Denn aud Bier können ſich Kollifionen ergeben, fo wenn nad) Anmeldung bed 
Invalidenrente nanſpruchs die Bermaltungäbehörbe die Verſicherungspflichtigken 
einer fpäteren Beichäftigung ausſpricht und bie Feſtſtellungsinſtanzen dann bie 
Invalibentente bewilligen ober wenn nad; Anmelbung eines Aiterörentenanfpruch® 
derſelbe bei gleicher Entſcheidung aus $ 155 wegen vorzeitigen Gintrittö ber 
Erwerbsunfahigkeit (ogl. 9. 8. AR. 92 Rr. 173 ©. 125 Schlußabſah) abgewieſen 
wird. Ich nehme an, daß aud) in dieſem falle nad) dem allgemeinen Stand ⸗ 
punkte des $ 155 bie abweichenden Entſcheidungen ber Feſtſtellungsinſtanzen 
vorgehen, und halte es daher minbeftens für ratjam, daß bie Verwaltungs ⸗ 
behörben nad) Anmeldung eines Rentenanſpruchs fi bis zur Erledigung des⸗ 
felben auch für die Zukunft der Entſcheidung möglift enthalten. 

5) Del. die citierte Entſch. Nr. 403 und bie angeführte württ. Vollz. Verf. 
Anders noch AR. 93 Nr. 206 &. 51 Abſ. 2 a. E, wo bie verbindende Kraft 
der Verwaltungsentſcheidungen anerfannt ift, gleichviel „ob fie vor oder nad 
Anmeldung bed Rentenanſpruchs ergangen find, wiewohl nicht verfannt werben 
darf, daß nach Einleitung der Rentenfeftftellung ein ausreichender Anlaß, noch 
bad Streitverfahren gemäß $ 122 herbeizuführen, im allgemeinen nicht mehr 
beftehen wird· ¶ Gelbft bie Frage, „ob ein Ausiprud der Bermaltungsbehörbe 
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Gefeges der ift, materiell die Beitragsleiftung des aktiven Ver— 
fiherten®®) von der Fürforgeleiftung an ben Paffiven abzugrenzen, 
die Streitigkeiten über die erftere den Vermaltungsbehörben, die über 
letztere aber dem Feitftellungsverfahren zu unterftellen, fo wird man. 
die bindende Kraft der nach $ 155 ergangenen Entſcheidungen auch 
dann fchon zu verneinen haben, wenn fie erft nach der materiellen 
Entftehung des Anſpruchs, wie folde von den Feftftelungsinftanzen 
anerkannt wird, ergangen ift.°%) Ja es wird fogar mit gutem. 
Grumde das gleiche von denjenigen Urteilen ber Verwaltungsbehörden 
angenommen werben können, melde in unmittelbarer Vorausſicht 
des eintretenden Anſpruchsgrundes in der Ahficht einer „Verſchiebung 
der gefeglih begründeten Zuftänbigfeiten“ herbeigeführt find.) 





auch dann, wenn er in einem erft nad; Erlaß des Beſcheides der Verſicherungs ⸗ 
anftalt eingeleiteten Streitverfahren ergeht, für das Schlebägeriht und das 
RBA. eine maßgebende Bedeutung beanfprucen Tann“, wird Bier noch als 
offene behandelt. 

®) Das RIA. ſpricht in biefem Sinne in AN. 97 S. 473 Nr. 608 Abſ. 3 
davon, daß ber $ 122 @.89 „die laufende Durchführung der Verſicherung 
regeln fol”. Es fubftituiert aber dann bem Gegenſatz von „laufender“ (aktiver) 
und abgelaufener Berfiherung, unter welder ber Zuftand nad entftandenem 
Fürforgeanfpruc zu verftehen wäre, den ganz anderen Gegenſatz von „Begen- 
wart und Zufunft” einerfeit# und „Bergangenheit” andererſeits innerhalb 
der Aktivität und kommt baburd zu unhaltbaren Debuftionen. 

%) Bol. das in voriger N. citierte Erk, welches einen Fall behandelt, in 
weldem „ber Eintritt der dauernden Ermerböunfähigfeit von einem Zeitpunkt: 
batierte, zu welchem die enbgiltige Entfcheibung der Verwaltungsbehörden 
(melde ein längeres Beichäftigungdverhältnis, ohne befien Anrechnung bie 
Wartezeit nicht erfünt fein Konnte, für night verſiche rungspflichtig erflärte) noch 
nit ergangen war“. 

#) Auch darauf wirb in bem citierten Erf. S. 474 Zeile 1 abgeftellt; dem. 
Sinne nad, wenn aud wohl in zu weiter Faſſung, ebenfo Gebhard-Dütts 
mann Anm. 7 S. 673 Schlußadfag. — Wenn fo im alle der Entſch. Nr. 608. 
diefe ſelbſt im Refultate durch die bei R. 56 und 57 erörterten Gründe gerecht 
fertigt wird, fo erſcheint doch die weitere, in Abſ. 3 niebergelegte Debultion. 
nicht haltbar, welche im Anſchluß an den oben N. 55 erörterten Gegenſatz eine 
Rechtſprechung aus $ 155 ($ 122 ©. 89) über „abgefchloffene, in ber Ber- 
gangenpeit liegende Befchäftigungäverhältniffe” nicht zufaffen will. Soweit das 
RIA. aus dem von ihm ſchon früher (ogl. die in Ar. 608 Abf. 3 angeführten. 
Entſcheidungen) aufgeftellten Sage, daß der $ 155 „die Entrihtung ber Beir 
träge für die Gegenwart und Zukunft regle“, den Schluß zog, daß die Ent 
ſcheidungen ber Bermaltungäbehörben für bie Arbeitöverhältniffe der vorgeſetz ⸗ 
Tien Zeit keine Rechtskrafi machen, war es um beöwillen in feinem Rechte, 
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2. Soweit die Rechtskraft der nad $ 155 Abf. 1 ergangenen 
Entſcheidungen reicht, verbindet fie fämtlihe, an dem materiellen 
Rechtsverhältnis beteiligte Perſonen,“) alfo auch diejenige Verſiche— 
rungsanſtalt, welche in dem Verfahren nicht gehört worden ift.’) 
Sachlich aber erftredt fi die Rechtskraft nur auf dasjenige, die 
Beitragspflicht oder Beitragsberechtigung begrünbenbe „Verhältnis“,*) 
insbeſondere Beſchäftigungsverhältnis, welches die Grundlage der 
Entſcheidung gebildet hat.) Für melde Zeit (welche Beitrags- 
wochen) in Gegenwart, Zufunft ober auch Vergangenheit?) das 
Urteil wirffam fein will, ift durch die Auslegung besfelben zu er- 


weil jene Entſcheidungen nur über das Beitragßverhältnis erkennen, ein ſolches 
aber in ber vorgefeglichen Zeit noch gar nicht beftand und bie Motive nicht In 
Rechtslraft erwachſen. Indem aber dad Amt weiter anerkannte, daß „die Ent- 
ſcheidungen ber Permaltungsbehörben unter Umftänden auch auf die Ber: 
gangeneit in gewiſſem Sinne zurüdwirken, nämlid) Infofern, ald auf Grund 
derſelben in Bemäßheit der Vorigriften des $ 125 G. 80 ($ 158 IBG.) eine 
nachträgliche Beitragsentrichtung bezw. die Erftattung zu viel erhobener Beir 
träge erfolgen Tann“ (AN. 93 Nr. 206 ©. 51 Abf. 4), hat es felbft ben Gegen⸗ 
fag von „Gegenwart und Zukunft“ einerfeits und „Bergangenheit” andererſeits 
aufgegeben, und es Tann bie Frage, ob es ſich um bie Bergangenfeit eined noch 
beftehenden ober um ein felbft vergangenes Veſchaftigungeverhälinis hanbelt, 
keinen Unterſchied begründen, wie ja doch auch umgekehrt bie Berneinung der 
Rechtskraft für bie vorgeſehliche Zeit beftehen bleist, aud; wenn es fid um ein 
in bie nachgefegliche Seit hinübergreifendes Beigäftigungsverhäftnis handelt. 
Nur dur die Friftbeftimmungen der $$ 146, 168 und bie Verjaährungsfriſten 
des bürgerlichen Rechis (bei ber Rüdforberung von Beiträgen) wird ein Zurüd- 
‚greifen auf die Vergangenheit eingefchräntt. 

») Im Gegenfag bazu mil Weymann Anm. 10 in ausführlicher Er⸗ 
Örterung die Rechtskraft auf die am Verfahren beteiligten Perfonen ber 
ſchränken, zu denen er bie urſprünglichen Parteien, fowie den dritten Beteiligten 
vechnet, welchen bie untere Bermaltungsbehörbe mit der Wirkung, ihm bie 
Parteivole aufzuzwingen, zugieht. Cine ſolche Zuziehung ftellt er jedoch lediglich 
in das Ermeffen ber verhandelnden Behörde; vgl. über biefen Punft oben 
R. 31. Nur gegen die Verfiherungdanftalt nimmt er, im Anſchluß an die Res 
viſionsentſcheidung Nr. 206 (vgl. die folgende Note), eine unbebingte Rechts⸗ 
kraftwirtung des die Verſicherungspflicht bejahenden Urteils an. 

9) AR. 93 S. 48 Nr. 206; dazu über die Rechtskraftwirkung gegen britte, 
‚am Verfahren nicht beteiligte Perfonen im Verwaltungsrechte Bd. I S. 782. 
Mit Bezug auf Arbeitgeber und Verſicherte, deren Zuziehung fih nicht hat 
‚ermöglichen laffen, wird da3 gleiche gelten ınüffen. 

©) Vgl. zu diefem Begriff oben 53 N.9, FAN. 8. 

9) AR. 93 5.89 Nr. 242, AN. 92 ©. 114 Nr. 159, lehter Abfap. 

©) Bol. Hierzu oben R. 57. 
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mitteln.) Nicht in Rechtskraft erwachſen die Gründe der Ent- 
ſcheidung, daher auch nicht die Beurteilung derjenigen Rechts— 
verhältnifje, welche nur als Vorausfegung für die Entſcheidung in 
Betracht kommen. In diefem Sinne konnte z. B. eine Arbeits- 
tätigfeit, für welche die Verwaltungsbehörden die Beitragspflicht 
verneint hatten, weil jie fie für einen felbjtändigen Gewerbebetrieb 
erachteten, von den Feitftellungsinftanzen als „berufsmäßige Lohn— 
arbeit” qualifiziert werden, infofern es ſich hier nur darum handelte, 
ob in Verbindung mit ihr auf Grund des Bundesratsbeſchluſſes 
betr. die Befreiung vorübergehender Dienftleijtungen °*) eine andere 
Arbeitstätigfeit als verjicherungspflihtig angejehen werden konnte.) 
Umgekehrt kann aber auch eine die Beitragspflicht oder Veitrags- 
berechtigung anerfennende oder verneinende Entſcheidung nicht bloß 
auf Grund eines anderen Tatbeitandsmomentes hinterher erneut 
wieder in Zweifel gezogen werben.'®) 


3. Bei der erörterten präjudiziellen Wirkung der Entſcheidungen 
aus $ 155 Abf. 1 vermögen diejelben in gewiſſem Umfange einen 
Erjag für die auf dem Gebiete der Invalidenverfiherung (anders 
als auf dem der Unfallverfiherung, vgl. Bd. I S. 751F.) fehlende 
allgemeine Feftitellung der Verfiherungsfähigfeit zu bieten.) Denn 
es wird nicht geleugnet werben können, daß ein Arbeitnehmer oder 
Arbeitgeber, welche an fich bereit find, die Verſicherungspflichtigkeit 
ihres Verhältnifjes anzuerkennen und darauf hin Beiträge zu ent 
richten, befugt find, auch im Wege der Feftitellungsflage das Ver— 
fahren aus $ 155 in Gang zu bringen.) Nur wird in biefem 


©) Keinesfalls hat die Entſcheidung für Wochen vorgeſehlicher Befhäftigung, 
welche für bie Abergangsbeſtimmungen in Betracht kommen, Redtäfraft (AR. 93 
Nr. 206 ©. 51, S. 91 Nr. 242 Abſ. 2 a. E, AN. 94 S. 96 Nr. 344). Über den 
Grund vgl. oben R. 57. 

sn) Dal. oben $9 V, 1. 

) AR. 97 S. 381 Nr. 589. 

%) Das ift vieleicht in AN. 97 Rr. 619 S. 591 a. E. nicht genügend beachtet. 

ei) Dazu Weymann Anm. 1. 

®) Der von WBeymann Anm. 1 Abſ. 4 für nötig erachteten Simulation 
einer Streitigfeit dadurch, „daß der Arbeitgeber erklärt, er werde erft nad 
rechtskraftiger Feſtſtellung der Verſicherungspflicht Beiträge leiften*, wird es 
nicht bedürfen. Der Begriff der „Streitigleit” in $ 155 ift nur ein formaler 
und bezeichnet lediglich den „Rechtöftreit“, welcher ben materiellen Widerſpruch 
des anderen Teils nicht notwendig vorausfegt; vgl. dazu Bb. I S. 763 N. 54. 
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Falle, wie in dem einer Feſtſtellung ber bloßen Berfiherungs- 
berechtigung ($ 14), in Analogie von $ 256 CPO. erfordert werben 
müffen, daß durch das Verhalten ber Verfiherungsanftalt gegenüber 
den Klageparteien oder in ähnlichen Fällen, over fonft durch be- 
gründete Zweifel ein rechtliches Intereſſe der legteren daran gegeben 
ift, daß das Rechtsverhältnis alsbald durch Entſcheidung feftgeftellt 
werde. Anderenfalls wird die Vermaltungsbehörde das Begehren 
eines Urteils unter Verweifung auf den ausreihenden Schuß bes 
$ 147 a limine zurüdmweifen dürfen.) 


«sa) Die Ausführungen des Terted führen auf bie Frage, ob und inwiemeit 
einem außerhalb des Streitverfahrend abgegebenen Anerkenntnis der Verſiche ⸗ 
zungapflicht oder Berficherungäberechtigung feitend ber Anftalt verbindliche Kraft 
au Bunften bes Verſicherten beizuegen fein möchte. Weymann Anm. 1 zu 
$ 155 ftellt das unbebingt in Abrebe, indem er fi auf AR. 98 ©. 160 Rr. 625 
Abſ. 3 (vgl. aber dazu Piloty zu $ 112 Abſ. 4 und Graß mann Anm. 13 zu 
$ 11% beruft. Ich bin dagegen im Anfchluß an bie Ausführungen Bo. 1 
©. 763 ff. geneigt, ein ſolches rechtsverbindliches Anerkenntnis jedenfalls ſeitens 
des Anftalt3vorftandes für möglid und zuläffig anzufehen (ngl. auch oben 
$ 52. 0.26). Die Tatſache, daß bie Arbeiterverſicherung bem öffentlichen Rechte 
angehört und nicht auf einem Berttage beruft, flieht das nicht aus, wie 
‚gerade die Stellungnahme des AI. felbft auf dem Gebiete der Unfaliverſicherung 
(vgl. Bb.1 ©. 764 N. 57) entſchieden beweift. Andererſeits würbe es aber, wie 
im Anfhluß an AR. 98 Rr. 206 ©. 50, vorleßter Abſatz (vgl. oben R. 46), zu 
behaupten It, „auf das Rechtsbewußtſein ftörend unb verlegend wirken, ja gegen 
ben auf dem Gebiete der Unfallverſicherung geltenden, und aud auf dem ver 
wandten Gebiete der 3. u. AB. gleichmäßig anzuerlennenden Grunbfak von 
Zreu und Glauben“ und des Verirauens auf behörblie Zuſagen verfloßen, 
wenn Jemand in Smeifelsfäßen durch die Yutorität des Anftaltövorflandes zu 
Veitragöleiftungen veranlaft mürbe, „ohne dadurch eine Gewähr zu erlangen, 
daß ihm die den Beiträgen entſprechende Gegenleiftung, die Rente, demnächſt 
zuteil werde. in berartiger Zuftand von Rechtsunſicherheit kann nicht beab⸗ 
fiptigt worden fein“. Wenn aber Weymann von feinem entgegengefeiten 
Standpunlte au in allen Zweifelsfällen trog „ber in noch fo bünbiger Form 
abgegebenen anerkennenden Erklärung bed Vorftandes" zur Beſchreitung bes 
Streitweges unter allerhand Simulationen (vgl. oben R. 68) rät, jo kann id 
darin nur eine Veftätigung de vorhandenen Bebürfnified, nicht aber eine aus« 
reichende Befriedigung desſelben erbliden. Dagegen wird man ſich allerbings 
den Ausführungen Weymanns in Anm. 1 zu $ 30 infofern anſchließen müflen, 
als man in der bloßen Annahme, ja felbft in der Einforberung und Beitreibung 
(ogl. zu Iegteren oben $ 56 bei N. 8 ff.) von Beiträgen durch untergeorbnete 
Drpane ber Berfiherungsanftalt ein biefe verpflichtendes Anerkenntnis ber Beis 
tragsberechtigung nicht zu fehen Hat. Diefes Refultet (— einige Anfnüpfungs- 
punkte in der biöherigen Judikatur bes RIM, vgl, oben $ 52 R. 56 und $51 
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V. Bon erheblich geringerer Bedeutung find bie in $$ 156 
und 157 geregelten Streitigfeiten: 

1. Der $ 156 betrifft den auch fehon unter $ 155 begriffenen 
Fall eines Streites über die Zuftänbigfeit einer beftimmten Ver- 
figerungsanftalt und erfaßt ihn im Hinblid auf die Perfon der 
Streitteile dann, wenn die „Streitigfeit zwiſchen ben Organen ver= 
ſchiedener Verfiherungsanftalten" erwachſen iſt. Die Entſcheidung 
fol dann vom Reichs- bezw. Landesverſicherungsamt °%) erfolgen, 
aber nur auf Antrag des Vorftandes einer beteiligten Anftalt. 
Die untergeordneten Drgane berjelben werden ſich daher zunächſt an 
ihre Vorftände zu wenden haben.) An eine Zuziehung der Ve— 
teiligten denkt das Gefeg hier augenscheinlich nicht ; nichtsdeſtoweniger 
wird man angefichts ber Tatſache, daß die Beiträge bei allen Ver— 
fiherungsanftalten gleih find,'%) eine Rechtskraſtwirkung der Ent= 
ſcheidung auch ihnen gegenüber anzunehmen haben, fo daß es ihnen 
nicht freifteht, die Frage nochmals auf dem Wege des $ 155 zur 
Beurteilung zu bringen.’') 

2. Der $ 157 bezieht ſich auf Streitigkeiten zwiſchen Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern,??) fowie zwiſchen mehreren Arbeitgebern 
und will dabei augenſcheinlich das gefamte Rechtsverhältnis der 
zwiſchen ihnen begründeten Erftattungsanfprüche, dieſes aber doch 
nur foweit treffen, als die dabei hervortretenden Streitfragen nicht 
ſchon aus dem grundlegenden Beitragsverhältnis erwachſen und da- 


Nr. 31, reihen nit auß, um ein anderes zu begründen —) befriedigt nicht 
vollfommen, wird aber durch bie im Gefe durchgeführte, völlige Dezentralifation 
der Beitragäleiftung bedingt und tetſachlich durch bie Bermutung bed $ 147 
erträglich gemadt. Daß die Einziehung von Beitragsrüdftänden durch eine 
untere Verwaltungsbehörde ohne ergangenes Urteil (H 158) und ohne Erſuchen 
ber Anftalt die letztere nicht bindet, hat AR. 02 ©. 685 Nr. 1022 mit Recht 
angenommen. Darüber, daß bie Ausſtellung einer Quittungskarte ber Anftalt 
nicht präjubigiert, vgl. oben $ 41 Bei R. 10. 

®) Kommt nur für Bayern in Betracht, vgl. $ 111 IVG. 

88) Gebhard» Düttmann Anm. 5 zu $ 156. 

%) Der möglichen Verſchiedenheit in der Praxis des Heilverfahrens (vgl. 
Weymann Anm. 2) wird fein Gewicht beigufegen fein. 

”) Auch für eventuell noch weiter in Frage kommende dritte Anftalten 
wirb Rechtskraft anzunehmen fein; vgl. Bb.1 S. 783 N. 47. 

=) Bol. oben R.7 und bie dort citierten Motive; dazu auch Siff. 10 ber 
Zabal« und Ziff. 12 der Textil · VO., welde gleichfalls auf $ 124 G. 89 ($ 157) 
Bezug nehmen. 
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nad auf den Weg des $ 155 verwiefen find.) Der Unterſchied 
der beiden Beftimmungen befteht aber darin, daß nach $ 157 gegen 
den erftinftanzlihen Entſcheid feine Beſchwerde zuläffig ift. Näheres 
über die danach unter $ 157 fallenden Streitigkeiten ift bereits an 
früheren Stellen erwähnt worden; vgl. wegen des Erftattungs- 
anſpruchs des Arbeitgebers gegen den Arbeitnehmer (aus $ 142) 
oben $ 46 I, 7, über den des Verſicherungspflichtigen gegen den 
Arbeitgeber (aus $ 144 bezw. dem ihn in Bezug nehmenden $ 142 
Abſ. 2 Say 2) oben $ 47 I, 4 a. E., über den des Verficherungs- 
beredhtigten gegen ben Arbeitgeber (aus $ 145 Abf. 2) oben $ 47 
bei N. 8, über ben Erſatzanſpruch zwiſchen mehreren auf einander 
folgenden Arbeitgebern (aus $ 140 Abſ. 2 Satz 2) oben SAN. 17 
und über den zwiſchen mehreren gleichzeitigen Arbeitgebern (aus 
$ 140 Abf. 2 Sat 3) oben $ 44 N. 21a. 

VI. Über die Koften der erwähnten drei Gruppen von Streitig- 
teiten bejtimmt $ 159. Danad) trägt die beim RVA. bezw. einem 
EIN. entjtehenden Koften das Neich oder ber betreffende Bunbes= 
ftaat. Dem legteren fallen auch die bei den Verwaltungsbehörden 
erwachſenden zur Laft, während die durch die Tätigkeit der Renten- 
ftellen fi ergebenden von der Verfiherungsanftalt übernommen 
werden müffen. Für die beteiligten Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
ift das Verfahren koſtenlos; doch fann in entfpredhender Anwendung 
von $ 64 Abſ. 5 die das Verfahren leitende Behörde ihnen folde 
KRoften desjelben?*) zur Laft legen, melde durch Mutwillen ober ein 
auf Verfchleppung oder Jrreführung berechnetes Verhalten derſelben 
veranlagt worden find. Gegen den bezüglien Beſchluß einer 
unteren Verwaltungsbehörde ober Nentenftelle wird im Falle des 
$ 155 entſprechende Beſchwerde an die höhere Verwaltungsbehörbe 
gegeben fein. 


8 59. Berichtigungsverfahren. 


I. Berichtigung ift Richtigſtellung des Beitrags- und Marken- 
beftandes für einen Derficherten. 


%) „Im übrigen“; vgl. oben R. 5. 

”) Koſten für Bernehmung von Zeugen und Sacverftändigen, nidt aber 
allgemeine Roften der Bureaupaltung: preuß. Min Eri v. 16. März 1900 bei 
Hoffmann Anm. 2. 


$ 50. Berichtigungsverfahren. 641 


1. Gegenjtand der Berichtigung ift der Beftand der Beiträge 
und Verfiherungsmarfen, welche einem Berficherten zu gute kommen 
follen. Die Berichtigung des Marfenbeftandes nennt das Geſetz 
($ 163) in beftimmter Anwendung „Berihtigung der Quittungs- 
karte“. Es ift das nicht fehr pafjend, weil man geneigt fein könnte, 
unter dieſem Ausdrud eine Berichtigung der auf der Quittungsfarte 
enthaltenen Ausfülung ihres Vorbruds (vgl. oben $ 39 I, 2) zu 
verftehen.‘) Das Gefeg geht ferner in $$ 158 und 163 davon aus, 
daß die Berichtigung des Beitrags- und Markenbeftandes einander 
parallel gehen. Aber auch das ift nicht unbebingt notwendig, weil 
beim Einzugsverfahren?) ſowohl eine Berichtigung des Beitrags- 
beftandes ohne gleichzeitige Berichtigung bes Markenbeftandes, wie 
aud umgekehrt notwendig werben fann.?) 

2. Berichtigung im meiteften Sinne ift die Herftellung ber 
fehlenden Übereinftimmung des tatſächlichen Beitandes an Marken 
und Beiträgen mit den Rechtsverhältniffen, melde für dieſen Be— 
ftand maßgebend find. Nicht einmal in diefen weiteften Begriff fält 
danach die einfache Nachentrichtung freiwilliger Beiträge hinein, weil 
vor der tatſächlichen Entrichtung eines freiroilligen Beitrags fein auf 
diefelbe bezügliches Nechtsverhältnis zwifchen der Anftalt und dem 
Verſicherungsberechtigten befteht (vgl. Bb. I S. 606). Wohl aber 
fält in den Rahmen dieſes Begriffes die Nachentrichtung von 
Zwangsbeiträgen in Gemäßheit der barauf gerichteten Beitrags- 
pfliht; doch wird diefelbe Gegenftand eines „Berichtigungs- 
verfahrens” nur dann, wenn fie, was nicht immer notwendig und 
der Fall ift, unter Leitung einer damit beauftragten Behörde oder 


) Paſſender überj—reibt daher bie badiſche NKartenanmeifung v. 20. Dez 
1899 ihren 4. Abſchnitt im II. Zeil bei Ziff. 20: „Veritigung der Marten» 
Hebung auf ben Quittungskarten.“ 

2) Dazu kommt bie Moglichteit einer Berichtigung ber Beitragäleiftung bei 
Seeleuten, für welche keine Quittungäfarten verwendet werben; doch ift hier 
allerdings bie Anwartſchaft des Verſicherten vom Beftande ber Beiträge uns 
abhängig (vgl. oben $ 50). 

3) Erſteres, wenn bie richtigen Marten geflebt, aber mehr ober weniger 
Beiträge erhoben worben find, letzteres, wenn bie richtigen Beiträge erhoben, 
aber mehr oder weniger Marken geklebt find; vgl. dazu oben $ 40 IV, 10. 
Ahnlich Können im Berichtigungsverfahren ſelbſt Irrtümer nach ber einen ober 
anberen Seite vorgelommen fein, melde zu erneuter Berichtigung des Beitragde 
ober Martenbeftandes Beranlaffung geben Tönnen. 

Rofin, Recht ber Arbeiternerfiherung. Banb II. 4 
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öffentlichen Stelle verwirklicht wird, wie dies in $ 158 Abf. 1 ins 
Auge gefaßt ff.) 

Im engeren Sinne iſt dann der Ausdruck „VBerihtigung" der 
Quittungsfarte in $ 163 IVG. gebraudt. Er umfaßt bier nur 
diejenige Richtigftellung des in einer Karte enthaltenen Marken- 
beftandes, welche in einer Verringerung besfelben befteht ober mit 
einer folhen verbunden ift, mag berfelben immerhin auf der anderen 
Seite eine Beibringung neuer Marken gegenüber ftehen.“) Bei der 
beſonderen Bedeutung, welche eine ſolche Ausfheidung von Marken 
aus einer Quittungsfarte befigt, beftimmt ber $ 163, daß dieſelbe 
während ber aktiven Verfiherung®) nur entweder bei vorhandenem 
Einverftändnis der Beteiligten oder nad Erledigung eines nad 
$$ 155 ff. eingeleiteten Streitverfahrens erfolgen darf.°) 

U. Wann das hiernad erforderliche „Einverftändnis” der Be- 
teiligten anzunehmen ift, muß nach den Umftänben beftimmt werben. 
Danach ift msbeſondere zu ermeflen, inwiefern in der tatfächlichen 
Annahme des Markenwertes (vgl. oben $ 40 N.33) oder in ber 
Unterlaffung eines Widerſpruchs bezw. in ber Nichteinleitung des 
Streitverfahrens nach einer die Beitragsberechtigung verneinenden 


+) In diefem weiteren, au bie Nachbringung fehlender Pflichtbeiträge um» 
faffenden Sinne wird das Wort „Berigtigung“ und „Berihtigungäverfagren“ 
in ben einzelſtaatlichen KRartenanmeifungen gebraucht, 3. B. Überfgrift zu 
Siff. AX und Ziff. XXI Abſ. 2 der preußiſchen Anmeifung. 

«s) Übereinftimmend AR. 99 Nr. 738 &. 458 Abſ. 2 Sap 6. 

) Iſt im Feſtſtellungs · ober Veitragserſtattungsverfahren bie Berfigerungd- 
pflicht oder dad Recht zur freimilligen Berficerung für gewiffe Veittagamodhen 
enbgiltig verneint worden, fo find nad $ 160 IB®., weicher Zweifel befeitigen 
min (Rot. zu $ 125b Entw. II®. mit Mainzer Ziſchr. Bd. 2 ©.89), bie ent» 
tichteten Beiträge ben Beteiligten auf ihren Antrag gleichfalls zurüdzuzahlen. 
Im Weigerungsfale wird Hier die Auffichtsbehörde einzuſchreiten Haben: vgl. 
den citierten Aufſatz a. E. — Wenn aber bie angeführten Motive unter $ 160 
auch ſolche Fälle begreifen wollen, in denen, „auch ohne baf ein Steitfal ger 
mäß $$ 155, 156 vorauögegangen iſt“, „während ber Dauer ber Verficherung“ 
die Unrihtigkeit einer Annahme ber BerfiFerungäpfliht oder Berfiherungd- 
berechtigung „enbgiltig feſigeſtellt worben ift“, fo Yann fi} dies nur auf das 
Borliegen eines Ginverftändniffes aller Beteiligten gemäß $ 163 beziehen, aber 
nit, wie Gehhard-Düttmann Anm. 6 bj. 1 zu meinen feinen, einen 
neuen Fall bes Berichtigungsverfahrens Tonftituieren; vgl. dazu unten R. 7. 

©) Daher keine einfeitige Ungiltigkeitserklarung von Marken und Ruckzehlung 
durch die Anftalt. Näheres bereits oben $ 40 R. 33. 
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Erklärung des Anftaltsvorftandes?) ein ſolches Einverftändnis zu er- 
bliden ift. „Beteiligt“ find aber die Intereſſenten bes Beitrags- 
verhältnifjes, der freimillig ober pflichtmäßig Verficherte, der Arbeit 
geber des legteren®) und die in Betracht Fommenden Verfiherungs- 
anftalten,?) und zwar je nach dem vorhandenen Intereſſe, das fie 
an ber in concreto beabſichtigten Berichtigung haben.!°) 

II. An den Gegenfag zwiſchen einer Berichtigung auf Grund 
des Einverftändnifjes der Beteiligten und eimer folden nad er- 
ledigtem Streitverfahren knupfen auch die gefeglihen Beitimmungen 
tiber die Zuftändigfeit zur Leitung des VBerihtigungsverfahrens an. 
Iſt ein Streit gemäß $$ 155 ff. vorangegangen, fo ſoll nad end- 
giltiger Erledigung desſelben die untere Vermwaltungsbehörbe, welche 
ihn in erfter Inftanz entſchieden hat,!°*) oder entjprechend der Renten- 


Y Bl. dazu Gebharb-Düttmann Anm. 6 Ab. 1. Auch biefer Tat: 
beftand ift alfo nur relativ; vgl. oben N. 5. 

°) AN. 93 S. 71 Nr. 228 Abſ. 2: „Arbeitgeber und Arbeitnehmer.“ Hier: 
nad) nehme ich an, daß auch der Arbeitgeber einverftanden fein muß, wenn ohne 
Streitverfahren bie für feinen Arbeiter verwendeten Marten faffiert werben 
follen. Man fann nicht einwenden, dab er durch Rüdempfang des aufgemendeten 
Beitragd nur gewinnt; denn er bat ben Beitrag aufgewendet, um feinem Ars 
Seiter ein Recht zu erwerben, muß alfo gefragt werben, wenn die Aufwendung 
ihrer rechtlichen Smwedbeftimmung entzogen werben fol. Auch ift es fozial 
politiſch gewiß im Sinne des Geſehgebers, wenn man bem Arbeiter bei feinen 
Verhandlungen mit ben Anftalt3organen über Kaffierung der für ihn verwendeten 
Marten ben Arbeitgeber an bie Seite ſtellt. Died zugleich gegen Gebhard» 
Düttmann Anm. 2 Abſ. 4 zu $ 131 (vgl. oben $40R. 33). 

) Mit Recht führt daher AR. 93 S. 71 Nr 228 aus, daß ber Kontroll 
beamte einer Verſicherungsanftalt nicht befugt ift, Marken einer anderen Ber- 
fiherungsanftalt ohne Zuziehung dieſer legteren zu vernichten und an deren 
Stelle ſolche der eigenen Anftalt zu verwenden. Dasſelbe wird vice versa von 
dem KRontrollbeamten ber angeblich unzuftänbigen Anftalt gelten müffen; denn 
der angeblich zuftändigen Anftalt werden nicht bloß Beiträge zugemendet, ſondern 
aud Anwartſchaftspflichten auferlegt. Übereinftimmend Gebhard-Düttmann 
Anm. 3. 

”) Daher wird es 3. B., wenn bie beiben beteiligten Anftalten über die Er⸗ 
fegung unzuftänbiger durch gleichwertige zuftändige Marken einig find, eine 
"Einverftänbniffeß ber betreffenden Arbeitsparteien nicht bebürfen (ogl. dazu oben 
$ 58 V, 1). Gbenfowenig einer Zuziehung des Verſicherten, wenn ftatt ber 
Morten einer zu niedrigen Lohntiaffe bie richtigen höheren vom Mrbeitgeber 
beigebracht werben follen und eine Erftattungäforderung gegen den Arbeiter 
‚entweder nicht mehr zuläffig ift ($ 142 Abſ. 3) ober auf biefelbe verzichtet wird. 

e) Iſt ein Streit nach $ 156 vorangegangen, fo wird bie Bermaltungs- 
41* 
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ftellenvorfigende nad $ 158 die Berichtigung (im weiteren Sinne) 
von Amts wegen ober auf Antrag in die Wege leiten; dagegen 
können Berichtigungen gemäß $ 163 im Einverftändnis der Be- 
teiligten „durch die die Kontrolle ausübenden Drgane, Behörden 
und Beamten oder durch die die Beiträge einziehenden Organe”!!) 
erfolgen. Die Gegenüberftellung der beiden verſchiedenen Voraus- 
fegungen des Berichtigungsverfahtens, Streit oder Einverftändnis, 
in ihrer Einwirkung auf die Kompetenz, verliert jedoch in der durch 
die Landes-Ausführungsverorbnungen beeinflußten Praxis fehr viel 
von ihrer Schärfe. Denn zunächſt find die vom Reichsgeſetz für den 
Fall des Einverftändniffes berufenen Drgane jedenfalls auch dazu 
fompetent, von vornherein die Verhandlung mit den Beteiligten in 
die Hand zu nehmen, um fie dann, wenn ein unausgleichbarer 
Streit entfteht, den zur Entſcheidung desſelben berufenen Inftanzen 
zu überweiſen.!) Andererſeits wird aber auch für bie ftreit- 
entfcheivenden Inftanzen des $ 158, melde ja nit, wie bie Ge— 
richte, Tebiglih unter dem Verhandlungsprinzipe ftehen, die Mög- 
lichkeit eines Streites bei unrichtigem Markenbeſtande, welchen fie 
entweder von felbjt, oder auf Anregung einer anderen Stelle, ins— 
befondere der Kartenausgabeftelle, fonftatieren, genügen, um ihrer» 
feits zwecks der Berichtigung in Tätigkeit zu treten. Dazu kommt, 
daß fie die ihmen nah $ 158 aufgetragene „Sorge“ für bie Be- 
richtigung auch fehr wohl dadurd betätigen fünnen, daß fie das 
Verfahren unter ihrer Aufiicht den in $ 163 genannten Stellen 
überlafjen. So ergibt fi in den einzelnen Staaten eine ziemlich 
mannigfaltige Kombination der Berihtigungsinftanzen.'?) 


behörbe des Beichäftigungsortes Fompetent fein (vgl. Bebharb- Düttimann 
Anm. 4 zu $ 158), fomeit überhaupt bie Beiglehung einer Behörde hier em 
forderlich wird (fo, wenn die Zuftändigfeitäverfiebenheit eine Verſchiedenheit 
der Lohnklaſſe nach ſich ziehen ſollte; dazu Gebharb-Dütimann Anm. 15). 

11) Vol. oben $ 57 U, 1. Die Behörden und Beamten kdnnen aud mit 
befonverem Bezug auf $ 163 gemäß $ 169 durch die Zentralbegörben Beftimmt 
werden. So ift nach Ziff. 35 der bayr. Rartenanmeifung bie verichtigung bei 
Einverftändnis ber Beteiligten von ber Gemeindebehorde vorzunehmen. ALS 
ein bie Kontrolle ausübendes Organ Tann aud ber Anftaltövorftand erſcheinen. 

") Darauf beutet auch dad Wort „anderenfals“ im Zufammenhange mit 
ben Worten „jofern uſw.“ 

’) Preußen, Ziff. 20 ff. der Kartenanmweifung v. 17. Rov. 1899: Der Gegen ⸗ 
fag der Berichtigung nad; Streit ($ 158) und im Einverftändnis ($ 163) tritt 
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IV. Für die Berichtigung des Markenbeſtandes im weiteren 
Sinne ergeben ſich als Grundformen: die Nachverwendung von 
Beitragsmarken, die Vernichtung eingeflebter Marken und bie Er- 
fegung folder durch andere Marken, Iegtese beruhend auf einer 
Kombination von Vernichtung vorhandener und Nachverwendung 
neuer Marken. 

1. Die Nachverwendung neuer Marken. Materiell enfpricht ihr 
bie nachträgliche Entrichtung bezw. Beitreibung von Beiträgen. Nur 
foweit bie legtere zuläffig ift, können auch im Berichtigungsverfahren 
die Beteiligten zur nachträglichen Beibringung von Marken zu= 
gelaffen bezw. angehalten werben.'*) Ale im Wege des Berichti- 
gungsverfahrens neu verwendeten Marken müfjen von der Berichti- 
gungsftelle entwertet werben. Die Lanbeszentralbehörbe kann dafür 
eine bejondere Art der Entwertung vorſchreiben oder zulafjen.'>) 


weſentlich zurüd. Berichtigungsſtelle ift grundſählich ſtets die untere Ver⸗ 
waltungsbehörde (Landrat, Oberamtmann, Magiſtrat, Burgermeiſter) oder der 
Rentenftellenvorfigende. Someit das Eingiehungsverfahren ftattfindet, fol den 
Einzugäftellen die Durchführung des BVerichtigungäverfahrens (eventuell unter 
Aufficht der Bermaltungäbehörbe?, überlaffen werben (Ziff. XXI Abf. 3, XXI 
Sa 2). Ergibt ſich die Notwendigkeit der Berichtigung bei der Aufrechnung 
ober Erneuerung von Quittungäfarten, fo ift dieſelbe bei Einverſtandnis ber 
Beteiligten von der Ausgabeſtelle „herbeizuführen“ (db. h. wohl, im Begenfag zu 
Gebharb-Düttmann ©. "233 Anm, 47 mit 39, nicht bloß „Durd) bie untere 
Berwaltungsbehörbe bemirten zu laffen“, fonbern gemäß ber obigen Anın. 11 
jelbft vorzunehmen). Das gleiche muß von ben Kontrollbeamten der Anftalt 
gelten, weiche bie Anweifung gar nicht erwähnt. — Bayern, Ziff. 34 ff. der 
Anm. 0.27. Dez. 1899: Berichtigung bei Einverftändniß durch bie Gemeinbebehörbe 
ober bie Kontrollſtellen; mangels eines ſolchen durch die Diſtriktsverwaltungs-⸗ 
behörben, in Münden den Stabtmagiftrat. — Sachſen, $ 16 ber Ausf.-BD. 
v. 13. Juli 1899: Die Rartenausgabeftellen nehmen bie Berihtigungen gemäß 
$ 158 auf Anordnung ber unteren Berwaltungäbehörbe oder im Einverſtändnis 
mit ben Beteiligten felbft vor. — Württemberg, $$ 73, 76 ber Vollz Verf. v. 
25. Rov. 1899: Gemäß $ 158 Oberamt, eventuell buch Vermittlung ber Ein 
zugsftellen und des Bezirksvertreters ber Berfiherungsanftalt, gemäß $ 163 bie 
legteren allein. — Baden, Ziff. 20 ber Kartenanweiſung v. 20. Dez. 1899: Bes 
richtigung im Einverftänbnis durch bie Einzugd und Rontrolfftellen, fonft durch 
das Bezirksamt. 

1) AR. 02 ©.393 Rr. 969 letzter Abſatz; vgl. aber zu ben Cingelfeiten 
biefer Entſcheidung oben $ 52 N. 13, 32, 54. 

3) Bunbesratd:BD. v. 9. Nov. 1899 (AR. 00 S. 172) Ziff. 2 Abſ. 2, Ziff. 6 
Abſ. 2. — Ermädtigung der Anftaltövorftände und Kontrollbeamten zu ben 
Geſchäften der Kartenausgabe uf, wenn biefe im Berichtigungsverfahren er⸗ 
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2. Über die rechtliche Bedeutung der Markenvernichtung und 
ihren formellen Vollzug ift bereits oben $ 40 VI gehandelt worben. 
Ebenſo über die Erfegung ber Quittungsfarte durch eine neue, 
welche in geeigneten Fällen an die Stelle der Markenvernichtung 
treten fann.'®) 


Der Vernichtung der Marken entſpricht materiell die Rüd- 
zahlung der Beiträge. Im welden Fällen diefelbe gefordert bezw. 
geleiftet werben darf,“) ift gleichfalls in den früheren, dem materiellen 
Recht gewidmeten Partien dieſes Werkes erörtert worben.") Der 
Rückforderungsanſpruch ift feiner Natur nad dem civilrechtlichen 
Bereicherungsanſpruch ($ 812 ff. BGB.) ähnlich,“) fteht aber doch 


forderlich werden: Preußen Ziff. III, Baden Ziff. 3, Sachſen $ 16 Abſ. 4 ufm. 
(ogl. oben $41R.2 0. €... 

") 8158 Abſ. 3 IBB.; vgl. oben $ 41 zwiſchen N. 38 und 39. 

11) Für die Verjahrung ber Rüdforberung fann nit $ 168 IVG,, fondern 
nur bie dreißigiahrige Frift des Privatrehts zur Anmendung Kommen; das 
Recht der Anftalt, Marken wegen Mangeld der Beitragäberechtigung zu be 
anftanden, ift, mangels pofitiver Beftimmung und da es feinen Anfprud im 
Sinne de $ 194 BGB. darſtellt, unverjährbar. Ülbereinftimmenb, aber de 
lege ferenda für Einführung einer Befriftung dieſes Rechts, Weymann Anın. 7 
Abſ. 2 zu $146; daß, wie er meint, burd die Rechtſprechung eine Umkehrung 
de3 $ 146 und eine Übertragung desſelben auf die Zurüdweifung von Marken 
durch die Anftalt erfolgen konne, halte ich aber für durchaus ausgeſchloſſen. 

10) Rüdforderung, wenn von vornherein jede Beitragäberechtigung mangelte: 
$ 160; vgl. oben R.5 und $ 51 R.1. Sind auf Grund ber Berfiherungs 
pflicht Beiträge entrichtet, während nur Verſicherungsberechtigung vorlag, fo 
findet bei Nachweis des Katbeftandes Rüdforberung ftatt, nicht aber nadhträg: 
Hide Surüeweifung durch die Anftalt gegen ben Willen des Veitragsberechtigten. 
von dem angenommen werben muß, baß er eventuell auch bie freimillige Bers 
ficherung gewollt Hat. So auch im Ergebnis AR. 03 ©. 538 Rr. 1073; vgl. dazu 
den Nachtrag. War umgefehrt die Entrichtung auf Grund angenommener Ber 
ficherungsberechtigung erfolgt, während tatfählich Berfiherungäpfliht vorlag, fo 
findet weder nachträgliche Zuruckweiſung, noch auch Rückforderung ftatt, da auch 
von dem Berficerten, welcher ben Beitrag freiwillig entrichtet hat, angenommen 
werben muß, baß er umfomehr von $ 144 Abf. I Gebrauch gemacht hätte; er ift 
daher auf nachtragliche Hälftige Erftattung durch den Arbeitgeber angemiefen. — 
Rüdzahlung verfpätet entrichteter Beiträge: oben $ 52 IH, 1 und 3 (dagegen Ziff.2). 
— Reine Rüdzahlung von Beiträgen, die eine erloſchene Anwartſchaft kon 
ftituieren: oben $ 53 N. 41, 4la. — Verſchiedenheit ber Sadjlage bei ungiltig 
geworbener Quittungäfarte: oben $ 55 R. 16a. 

2°) Bgl. oben $ 51 R.1; dazu Mainzer Stidr. Bd. 2 ©. 89, AR. 99 
©. 380 Rr. 708 vorlegter Sag und AR. 04 S. 479 Rr. 1137 a. E. 
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in erfter Reihe unter feinen eigenen verfiherungsrechtlichen Regeln. 
Danach ift Gegenftand in allen Fällen ber Gefamtbetrag der ge— 
leifteten Beiträge; weder dürfen Binfen gefordert, noch Abzüge für 
die urfprüngliche Erhebung?) ober die Verwaltung der Beiträge 
ober das inzwiſchen tatfächlich getragene Rififo?') gemacht werben. 
Auch mit Portofoften darf die Ruckzahlung nicht belaftet werben.??) 

Auch bei der Beltimmung der Perfon des Empfängers rüd» 
zahlbarer Beiträge fchließt fich das Gefek dem $ 812 Abf. 1 BGB. 
an, welder den Bereiherungsanfpruch demjenigen gibt, „auf deſſen 
Koſten“ ein anderer etwas ohne rechtlichen Grund erlangt hat. 
Im diefem Sinne ordnet jegt $ 158 Abſ. 1 a. E. an, daß zu viel 
erhobene Beiträge „an diejenigen Arbeitgeber und Verficherten zurück- 
zuzahlen find, welche die Aufwendung für die Beitragsentrichtung 
gemacht haben“, oder, wie die Motive?) fagen, „aus deren Mitteln 
die überfchüffigen Beiträge geleiftet find”. Konkurrieren, wie ing- 
beſondere bei Pflichtbeiträgen,*) Arbeitgeber und Arbeiter kraft Ge— 
feges bei dem Aufwand für die Beitragsleiftung, und find biefelben 
über die Verteilung der Rückzahlungsſumme einig, fo wird nad 
Maßgabe diefer Einigung verfahren. Anderenfalls muß jeder Bes 
teiligte, der die Rückzahlung eines Beitrags oder Teilbeitrags an 
fich beantragt, den Nachweis führen, daß die Aufwendung duch 
Beitragszahlung oder Erftattung aus feinem Vermögen erfolgt ift.2?) 


20) Etwa im Hinblick auf die den Einzugäftellen zu gewährenbe Vergütung. 

21) Bgl. hierzu die Erörterungen von Graßmann Anm. 2 N6f.3, 4 zu 
$ 158 (nachträgliche Berneinung ber Verſicherungspflicht für ganze Berufs 
Haffen, welje bis dahin für verfierungäpflihtig erachtei worden waren). 

2) Für dad Berihtigungäverfaßren nad) Streiterledigung ergibt ſich daß 
unmittelbar aus $ 159, welcher, indem er bie Xeteiligten von „NKoften be 
Verfahrens“ regelmäßig (vgl. Abf. 2) befreit, ausdrüdlic auch ben $ 158 
anführt. Dann aber muß für bie Berichtigung auf Einverftänbnis dasſelbe 
gelten. Auch bie Ianbesrechtlihen Anmeifungen ſprechen es aus, daß „ben 
Arbeitgebern und Berfiherten Portokoſten nicht entftehen dürfen* (3. B. Preußen 
Siff. XXXIX, leter Soap). Someit nad $ 158 eine Vermaltungsbehörbe die 
Einfendung des Betrages an fie felbft von der Berfiherungsanftalt verlangt, 
hat fie auch das Überjendungsporto zu tragen (MN. 99 ©. 379 Rr. 708; vol. 
auch oben $ 81 R. 2). 

2) Mot. zu $ 125 Entw. IB®. 

2) Vol aber aud $ 145 A6f. 2 I8®. 

%) Das gilt insbeſondere auch von dem Verſicherten; vgl. Bb. I S. 604 
NR. 17. Dem Texte entſprechend aganaı auch bie Vorſchrift in $ 103 Abj. 1 a. E. 
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Die Anftalt oder die VBerichtigungsftele Tann jene Einigung?) 
ober diefen Nachweis abwarten;?') zahlt fie ohne biefe Voraus— 
fegungen, fo tut fie es rechtlich auf ihre Gefahr, melde fie jedoch 
in vielen Fällen bei der Kleinheit der Beiträge pafjend übernehmen 
wird, indem fie dem Antragfteller die Auszahlung bezw. Verteilung 
der empfangenen Summe überläßt.2*) 

3. Die Erfegung unrichtiger Marken durch richtige vollzieht ſich 
in ber Form, daß die erfteren vernichtet und die legteren neu ver- 
wendet werben. Materiell enfpricht ihr Rüdzahlung in Verbindung 
mit Nachzahlung. Beides kann fi auch tatſächlich, parallel der 
Markenberihtigung, vollziehen; dann nämlich, wenn, was z. B. bei 
der Erjegung zu niedriger Marken durch richtige höhere unter Um— 
fländen nötig fein wird, zuerft der Wert ber neuen Marken zwecks 
Ankaufs berjelben beigebracht werden muß und dann erft nad) Ein- 
Hebung der richtigen Marken die Vernichtung der unrichtigen er- 
folgt und die Rüdzahlung ihres Wertes veranlaßt wird. Es kann 
aber aud auf der materiellen Seite die Berichtigung des Beitrags- 
beftandes durch gänzliche oder teilmeife Verrechnung in der Hand 
der Anftalt oder der Berichtigungsftelle, verbunden eventuell mit 
einer Teilzahlung von der einen ober anderen Geite, bewirkt 
werben.2?) 

Ob die Nachbringung der richtigen Erſatzmarken noch zuläffig 
ift, beftimmt fi wiederum nad ben bereits früher entwidelten 


des Entw. G. 89, wonach bie Rücyahlung „an bie Arbeitgeber und Arbeit: 
negmer zu gleichen Teilen“ erfolgen follte, im Geſehe jelbft ($ 125) dahin ger 
ändert, daß „bie beteiligten Arbeitgeber und Berfierten" ald Empfänger ger 
nannt wurden. Wenn nichtsdeſtoweniger bie wilrtt. Bollz.Verf. $ 73 Abj. 2 fih 
an bie Faſſung jenes erften Entwurfs anſchließt, fo fann fie nur für die 
normalen Fälle derſicherungspflichtiger Beitragsentrigtung Anmenbung ber 
anſpruchen. 

*) Etwaige Streitigfeiten zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter werden nach 
$ 157 zu entfcheiben fein. 

AT Bol. die oben N. 23 citierten Motive. 

*; Nur fo kann id die Beftimmungen in Ziff. XX Abſ. 2, XXIV Sap 2 
der preußiſchen, Ziff. 37 Abſ. 2 Sat 2 der bayrifhen Anweifung ufro. auffaffen. 

©) 5.8. wurtt. Vollz Verf. $ 73 Abſ. 1, 2. Dagegen ann bie Marken: 
Berichtigung, wenn zu niedrige Marken geklebt find, nicht in der Form erfolgen, 
daß nur der Differenzbetrag in Marken ausgeglichen wird; das würbe bie Ber 
rechnung der Veitragswochen verwirten (UN. 91 ©. 127 Ar. 18). 
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Regeln.) Mangelt die Zuläffigfeit oder ift die Nachbringung tat= 
ſächlich nicht zu ermöglichen, fo kann aud von der beabfichtigten 
Erfegung nicht die Rede fein. Ob dann aber eine andere, nicht jo 
vollkommene Erfegung durchzuführen oder nur eine Vernichtung der 
unrihtigen Marken vorzunehmen oder eine Berichtigung ganz zu 
unterlaffen ift, beftimmt fi nach Maßgabe des Falles und der für 
ihn als anwendbar eradhteten materiellen Mapregeln.?') 

Wenn im Erfegungsverfahren Beteiligte für die Anfchaffung 
der neuen Marken Aufwendungen gemacht haben, fo haben fie An- 
fprud darauf, daß ihnen aus dem Werte der alten Marken, welcher 
demnãchſt zur Rückzahlung gelangt, ein entſprechender Erſatz geleiftet 
werde. Hier entſcheidet alfo infomeit??) nicht das Verhältnis ber 
Beteiligung an der Aufwendung für die urfprünglide, fondern für 
die im Berichtigungsverfahren erfolgende nachträgliche Beitrags- 
leiftung. Das liegt in der Natur der Sache und dem Weſen der 
Erfegung, wenn e3 auch meiſtens verfannt wird.) Es ift aber 
auch im Gefeg zur Anerkennung gelangt, indem dieſes in $ 158 
Abi. 2 Satz 2 a. E., wo es fih um die Erſetzung unzuftändiger 
durch zuftändige Marken handelt, vorjchreibt, daß der Betrag der 


20) Nachträgliche Belbringung ber vorfhriftmäßigen ftatt zu niebriger 
Marken: vgl. oben $ 52 N. 33. Erſetzung unzuftändiger durch zuftänbige Marken: 
vgl. ebenda, ſowie $ 52 N. 368, 408. Die Erjegung irrtümlich verwendeter 
zu hoher Marten dur die vorſchriftsmaßigen nieberen mirb jeberzeit zu⸗ 
Täffig fein. 

1) Die Berichtigung unterbleibt und bie verwendeten zu niedrigen Marken 
bleiben anrechenbar, wenn bie Erjegung durch die vorſchriftsmäßigen höheren 
nicht durchführbar ift; ogl. oben $51N. 7 und bie preuß. Anweiſung Ziff. XXI 
Abſ. 1. — Lediglich die Vernichtung der unrichtigen Marten müßte eintreten 
laffen, wer (entgegen ben Ausführungen in $ 52 R. 33) die Erfegung unzu 
ſtandiger durch zuftändige Marten nad) Ablauf der in $ 146 IVG. beftimmten 
Friften nicht mehr für zuläffig erachtet; dazu oben $ 51 N. 6. — Der im Text 
gedachte erfte Fall aber könnte in Frage fommen, wenn mit ber Erfegung un- 
auftändiger durch zuftänbige Marken zugleich eine Erhöhung ber Lohnklaffe 
Tonkurriert und nur die letere fih als undurdführbar ermeift (vgl. aud 
oben R. 108). 

=) Was ben Überfhuß des Werts ber vernichteten Marken anlangt, fo 
müßten, genau genommen, bie im Text unter Ziff. 2 entwidelten materiellen 
Regeln Anwendung finden; doch wird Hier umfomehr die Verteilung dem An: 
tragfteller überlaffen bleiben Können; preuß. Anm. Ziff. XXIII Schluhfag. 

9) So von Gebharb-Düttmann Anm. 17 a. E. und in ber allgemeinen 
Faſſung von Ziff. XX Abf. 2 Say 2 der preuß. Anmeifung. 
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erfegten und vernichteten Marken nad Beibringung der neuen 
„swifchen ben beteiligten Arbeitgebern und Verficherten entfprechend 
zu teilen iſt“. Daß dieſes „entſprechend“ nur in dem Sinne der 
bier vertretenen Anſicht zu verftehen ift, wird durch die Materialien 
bündig erwiefen.’*) 

V. Hiernad bleibt hinfichtlih des Verfahrens in den einzelnen 
Berihtigungsfällen nur noch folgendes hervorzuheben: 

1. „Dafür, daß zu wenig erhobene Beträge durch nachträg- 
lie Verwendung von Marken beigebracht werben“, ift nach $ 158 
Abf. 1 Sag 1 „von Amts wegen zu forgen”. Es kann fich dabei 
ſowohl um einen einfachen Mangel von Beitragsmarfen, als auch 
darum handeln, daß Marken einer zu niedrigen Lohnklaſſe eingeflebt 
find, melde durch die der höheren zu erfegen find (preuß. Anm. 
Ziff. XX, XXD. Die Beibringung der fehlenden oder richtigen 
Marken ift zunächſt dem verpflichteten Arbeitgeber aufzugeben; 
eventuell ift der Betrag, wenn nötig nach erledigtem Streit« 
verfahren?) von ihm beizutreiben. Erfolgt die Berichtigung durch 
Einzugeftellen, fo können fie den Wert der nachträglich von ihnen 
beigebrachten Marken, wenn es ihnen angemeffen erſcheint, mit dem 
nächſten regelmäßigen Beitrage einziehen. ft die Beitreibung 
gegenüber dem Arbeitgeber erfolglos, jo ift dem Verficherten die 
Selbftentrichtung anheimzugeben; eventuell umterbleibt die Be— 
tihtigung. Nach Beibringung der richtigen Parken find die zu 
niedrigen Marken zu vernichten und wegen Rüdzahlung des Wertes 
das nötige zu veranlafjen.8*) 

2. Bon der Rüdzahlung zu viel erhobener Beiträge handelt 
$ 158 Abf. 1 Sat 2. Auch bier fönnen entweder einfach zu viel 
Marken (preuß. Anw. XXID ober Marken einer zu hohen Lohn- 
klaſſe eingeflebt fein (Ziff. XXIII). Im Hinblid auf die Wid- 


”) Bgl. den Wortlaut von $ 125 Abſ. 1 (oben R. 25) und Abſ. 2 (identiid 
mit $158 Abſ. 2 IWG.). Derfelde lautete im weſentlichen gleich, aber nur in 
Abſ. 2 war das Wort „entfpregenb" Hinzugefügt. 

”) In der preußiſchen Anweiſung tritt das nicht hervor; vgl. oben R. 18 
unb bagegen 5. 8. Ziff. 20 der badiſchen, Abſ. 1a. E. Dazu auch oben $ 56 bei 
R. 8-10. 

»ae) Das muß auch gelten, wenn bie zu niebrigen Marken einer verloren 
gegangenen Karte angehörten und daher zunächft in eine neue Karte übertragen 
werben mußten (AR. 04 ©. 258 Rr. 1104). 
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mannſche Klauſel des $ 34 Ab. 5 muß zweds der Nüdforberung 
im legteren Falle zugleich dargetan werben, daß die Verwendung 
von Marken der höheren Lohnklaffe nicht auf Vereinbarung oder 
Verlangen des Verficherten?*) erfolgt ift. Nach dem Gefeß fol die 
untere Verwaltungsbehörbe oder Rentenftelle „zu viel erhobene Bei- 
träge nur auf. Antrag von ber Verfiherungsanftalt wieder ein- 
ziehen” und nad) Vernichtung ber unrichtigen Marken an die Be— 
teiligten auszahlen.) Als Antragfteller find, wie auch die Motive 
ergeben,?®) die Iegteren gedacht; natürlich wird die Anftalt dadurch 
nit gehindert, die fraglichen Beträge fpontan der Berichtigungs- 
ftelle zur Verfügung zu ftellen.?) Im Gegenfag zu den Motiven 
muß aber angenommen werben, daß ſich die Notwendigkeit eines 
Antrags nur auf die Rüczahlung, nicht aber im Falle zu Unrecht 
beigebrachter Marken, fofern biefe durch das vorangegangene Streit 
verfahren feftgeftelt ift, auf die Vernichtung derſelben bezieht.) 
Das Verfahren ſchließt fi an das im vorigen Falle erörterte an. 
Sind Marken in bereitg aufgerechneten oder umgetaufchten Quittungs- 
Torten vernichtet worden, fo bedarf es gleichzeitig der Berichtigung 
der Aufrehnungen und der zu dieſem Zwecke einzuziehenden Auf- 
technungsbefcheinigungen (preuß. Anm. XXV Abi. 2). 

3. Die Erfegung unzuftändiger durch zuftändige Marken wird 
in 8 158 Abf. 2 IVG. und Ziff. XXIV der preuß. Anm. im An- 
ſchluß an das bereits Erörterte geregelt.*") 

*) Daß legtere ift in ber preuß. Anw. unbeachtet geblieben, indem dieſelbe 
hier lebiglich den Text der unter dem früheren Recht erlafienen Anw. v. 10. Mai 
1892 herübergenommen hat. 

) Dagegen foll nad Ziff. 37 Abſ. 2 ber bayr. Anmeifung (entſprechend 
Ziff. 2 des früheren preußiſchen v. 10. Mai 1892) „bie Auszahlung der Gelb» 
fumme oder bie Verteilung derſelben nicht zu ben Obliegenheiten der bie Be⸗ 
richtigung vornehmenden Behörde gehören“. Die jegige preuß. Anm. ift in 
biefem Punkte auffällig zurüdhaltend. 

©) Mot. zu $ 125 Entw. IB®. 

*) Gebhard» Düttmann Anm. 10 Abf. 1. 

“) Gebhard» Dütimann a. a. O. und Piloty S. 299 begnügen fi, auch 
der Anftalt das Antragdredit zu geben. Cine Bernichtung von Yınts megen 
fah ausdrücklich die frühere preuß. Anm. von 1892 Ziff. 2 vor. Auch bie 
jetige Siff. XXII fegt ihrem Wortlaut nach feinen Antrag voraus. 

21) Bsl. zu diefem all oben $ 40 R.47, 81. Daß bie zuftänbige Anftalt 
auf bie Erſetzung verzichten dürfe, wie Gebhard⸗Duttmann ©. "238 
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Anm. 44 meinen, kann id nit annehmen. — Den Fall einer Erjegung unzu⸗ 
ftändiger durch zuftänbige Marken behandelt die preuß. Anm. Ziff. XXXIII aud 
für die Seldftverfiherungstarten (Formular B) und ftellt ihn als ben einzigen, 
Hier in Betracht kommenden Verichtigungsfali hin. Das ift aber unrichtig, 
ebenjo mie bie gegebene Begründung. Zunächſt Tann die Berechtigung zur 
Selbftverfiherung verneint werben, was zur Vernichtung ber verwendeten 
Marten führen muß. $erner aber iſt e8, analog wie in Ziff. XXI (vgl. oben 
R. 36), nicht auögefäloffen, daß der Nachweis einer irrtümlichen Berwenbung 
Höherer Marten, ald beabfidtigt, geführt wird, z. B. wenn bie Berwenbung 
durd) eine Einzugäftelle erfolgte (ogl. oben $ 48 R.17 a. €. 


Viertes Bud). 


Renten. 


1. Kapitel. Anfprudsgründe. 


8 60. Danernde Erwerbsunfähigkeit. 


I. Nach $ 15 Abf. 1 IVG. „ift Gegenftand der Verfiherung 
der Anfprud auf Gewährung einer Rente für den Fall der Er- 
mwerbsunfähigfeit ober des Alters“. Die Erwerbsunfähigeit ift da- 
nad der Anfpruhsgrund ') für die „Invalidenrente“ ($ 15 Abf. 2 
Satz 1 und $ 16), das Alter der für die „Altersrente ($ 15 
Abf. 3). Die Erwerbsunfähigfeit aber zerfällt wiederum in zwei 
Arten. Grundfäglich erzeugt nur die „dauernde Erwerbsunfähigfeit” 
den Anſpruch auf Invalidenrente ($ 15 Abf.2 Sat 1), daneben 
aber auch die in Wirklichkeit „nicht dauernde” (vorübergehende) 
Grwerbaunfähigfeit, welche aber bis auf weiteres als dauernd an= 
genommen wird, wenn fie ununterbrochen 26 Wochen beftanden hat 
($ 16). Hiernad) fommen auf dem Gebiete der Invalidenverfiherung 
die dauernde Erwerbsunfähigkeit, die vorübergehende Erwerbs—- 
umfähigfeit und das Alter als Fürforge- und Anfpruhsgründe in 
Betracht. 

II. „Smovalidentente erhält derjenige Verſicherte, welcher im 
Sinne des $ 5 Abf. 4 dauernd?) ermerbsunfähig ift.” Der $5 
Abſ. 4 JVG. definiert die dauernde Erwerbsunfähigfeit zu dem 
Zwecke, um die damit behafteten Perfonen von der aktiven Ver— 


1) Über den Begriff vgl. 8b. J S. 464 ff. 

) Dad Wort „dauernd“ ift auch ſchon im $ 5 Abf. 4 felbft enthalten, 
wirb aber hier im Begenfag zu $ 16 nochmals hervorgehoben; vgl. bazu aber 
auch oben $ 11 IIL 
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fiherung auszuſchließen; der angeführte $ 15 Abf. 2 Sa 1 über- 
nimmt dieje Definition unverändert, um denjenigen bisher Aktiven, 
welche ihr genügen, die Invalidenrente zu gewähren.) Der Begriff 
der Ermerbsunfähigfeit hat daher eine boppelte Funktion; fein 
Schwerpunkt Tiegt auf dem Gebiete der Nentengewährung und es 
ift deshalb oben in $ 11 I bei der Beſprechung der Erwerbs- 
fähigkeit als Vorausfegung der aktiven Verfiherung auf die hier 
folgenden Erörterungen verwiefen worden. 

III. Der Begriff der Erwerbsunfähigfeit ift in $ 5 Abi. 4 
IVO. anders gefaßt, als in den entſprechenden SS 4 Abſ. 2 bezw. 
9 Abf. 3 G. 89;*) imsbefondere ift im meuen Recht die ziffern- 
mäßig nad) feften Größen (Lohnfag und ortsüblihem Tagelohn) zu 
berechnende Beftimmung des Minbeftverbienftes eines noch Erwerbs- 
fähigen (vgl. Bd,J S. 339) zu Gunften einer mehr arbiträren 
Schägung nad) dem Normalverbienft eines gefunden Berufsgenoffen 
des Rentenanfpredhers aufgegeben. Es ift damit noch ſicherer, als 
ſchon nad früherem Rechte, Elargeftellt, daß die Beſtimmung der 
Erwerbsunfähigfeit ſowohl als Fürforgegrund, wie aud ala Grund 
für den Ausſchluß von der Verficherung in feinem Punkte Heinlic 
und ſchematiſch, fondern überall nad der großen fozialpolitifchen 
Abficht des Gefeßgebers unter billiger Berückſichtigung der Lage des 
Einzelfalles getroffen werben jol.?) 


3) Vol. oben $ 11 R.1. Über einen Antrag v. Stumm, melder dieje 
Übereinftimmung befeitigen wollte, vgl. Drudf. Nr. 283 und Sten. Ber. 
©. 2176 ff von 1819. 

* Der $ 4 Abſ. 2 8.89 bezog fi auf die Erwerböunfähigfeit ald Aus: 
ſchließungogrund von ber Berfierung, ber $ 9 Abf.3 auf biefelbe als Ans 
ſpruchsgrund. Der $I AG. 3 G. 89 liegt den Erörterungen in 8b. IS. 329 ff. 
zu Grunde. Infolge der doppelten Neuerung, melde hiernach ber $ 15 Abf.2 
Sad | enthält (indem er einerſeits bie flbereinftimmung mit $ 5 Abf. 4 herftellt 
unb anbererfeitö inhaltlich von ben beiden früheren Definitionen ber Erwerbd- 
unfahigkeit abweicht, konnte e8 vortommen, daß ein befchränft Erwerbsfahiger, 
ber aber nach altem Recht noch als derſicherungspflichtig anzuſehen mar, nach 
neuem Recht, ohne Beränberung ſeines Zuſtandes, als erwerbäunfähig be 
trachtet werben mußte. Das RBU. Hat ihm mit Recht die Rente zugeiproden, 
wonach er nunmehr auß ber Verfiherung ausſchied (AR. 01 S. 190 Rr. 871). 

®) Bgl. hierzu die ſchdnen Worte des Bundesratsbevollmächtigten v. Mar⸗ 
ſchali, Sten.Ber 1889 ©. 1213 C., welcher mahnt, „bie ſozialpoůtiſche Abftcht 
des Geſetzgebers zu ergründen und dann jeben Fall individuell in feiner tats 
ſachlichen Geftaltung richtig zu würdigen. Dieſe facti interpretatio, d. 5. bie 
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IV. Die Definition des $ 5 Abf. 4 zerfällt in ein als Prinzip 
vorangeftelltes Ergebnis (Sat 1), welches vorhanden fein muß, 
wenn Ermerbsunfähigfeit angenommen werden fol, und in eine 
nachfolgende Ausführungsbejtimmung (Sat 2), welche des näheren 
die Wege anzeigt, auf denen zur Feftftellung jenes Ergebniffes zu 
gelangen ift. Das Prinzip geht dahin, daß als erwerbsunfähig an- 
zufehen find „diejenigen Perfonen, deren Erwerbsfähigfeit infolge 
von Alter, Krankheit oder anderen Gebrechen dauernd auf weniger 
als ein Drittel herabgefegt ift”. Nach der Ausführungsbeftimmung 
aber „ift die dann anzunehmen, wenn fie nicht mehr im ſtande 
find, duch eine ihren Kräften und Fähigkeiten entiprechende Tätig- 
feit, die ihnen unter billiger Berücfichtigung ihrer Ausbildung und 
ihres bisherigen Berufs zugemutet werden Tann, ein Drittel bes= 
jenigen zu erwerben, was förperlich und geiftig gefunde Perfonen 
derſelben Art mit ähnlicher Ausbildung in derfelben Gegend durch 
Arbeit zu verdienen pflegen”. Diefe Ausführungsbeftimmung aber 
enthält wieberum zweierlei: fie gibt genau den Gegenitand an, der 
bemefjen werden fol (das ift die Erwerbsfähigfeit des NRenten- 
anſprechers) und anbererfeits ben Maßſtab, mit dem zu meflen ift 
das ift die normale Erwerbshöhe eines gefunden Berufsgenoffen 
bes Verſicherten). Hiernach zerlegen ſich die folgenden Erörterungen®) 





verftändige Würdigung des einzelnen Falles in feiner tatſächlichen Beftaltung, 
iſt fpeziell bei einem ſozialpolitiſchen Geſetze von der allergrößten Wichtigkeit. 
Wird darin gefehlt, fo nutzt aud die vollfommenfte Definition des Geſetzes 
nichts; gefchieht biefe tatjählihe Würdigung entſprechend dem Geift bed Ger 
ſetzes, jo wird irgend eine Inkorrektheit in ber Definition des Geſetzes nicht 
von fo großem Belang fein.” (Omnis definitio in jure civili periculosal) 
Dementiprechenb ift es aber auch fein Widerſpruch, wenn trog der Gleichheit 
der Begriffebeftimmung bei ber MWürbigung des Eingelfalles Smeifel über den 
Zatbeftand bei der Frage nad) der Verſicherungspflicht für, bei der Frage nach 
dem Rentenanfprud aber gegen die Annahme noch vorhandener Ermwerbd- 
fahigkeit entfcieben werben. 


© Bgl. dazu aus ber Literatur die populäre Schrift von Seelmann, 
Die Feftftellung der Invalidität im Sinne des JVG. (1901); dazu Bazille 
in ArbB. 02 S. 237 fl. Bon ärztlicher Seite: Stempel, Die Unterfuhung 
und Begutachtung ber Invalibenrentenanwärter (1899); Pofer, Die ärztliche 
Kötigfeit auf dem Gebiete der Invalidenverfierung, in den Vorträgen über 
Arbeiterverfiherung und Arbeiteriguggefeigebung, gehalten im Charitö-Rranten« 
‘Haufe (1901) S. 106 ff., auch Reichel, Die Abſchatung ber Erwerbsfahigkeit 
41898). 
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naturgemäß in brei Themata: Bemeffungsgegenftand, Mafftab, Er- 
gebnis.?) 

V. Bemefungsgegenftand ift die Höhe der Erwerbafähigkeit der 
individuellen, als Rentenanfpredher oder Berfiherungsafpirant in 
Betracht kommenden Perfönlichkeit. Diejelbe ift zunächft annähernd 
in einer „Effeftivziffer” zum Ausdruck zu bringen. Hierbei kommen 
folgende Momente in Betracht: 

1. Anzufnüpfen ift zunächft an die Höhe des tatſächlichen Er— 
werbe3,?°) welchen der Betreffende zur Zeit ber Beurteilung vor ſich 
bringt. Dabei fann naturgemäß nur dasjenige berüdfichtigt werben, 
was er für feine Perfon allein verbient, fo daß, wenn er mit 
anderen Perjonen, 3. B. feinen Angehörigen, zufammen befchäftigt 
und gelohnt wird, eventuell eine Schägung des Eigenverbienftes 
nötig werden kann.“) Ebenſo natürlich muß der Bemeffung ein 
Zeitraum zu Grunde gelegt werben, mwelder groß genug ift, daß 
fi in ihm die Schwankungen ausgleichen, denen der Erwerb bes 
Betreffenden nad der mwirtichaftlihen und förperlihen Seite hin 
ausgefegt ift. Regelmäßig wird das Jahr das geeignete Zeitmaß. 
bierfür abgeben.?) 

2. Indeſſen fol doch am legten Ende nicht, was der Mann 
tatſächlich erwirbt, fondern was er „zu erwerben im ftande” iſt, ent- 
ſcheiden.e) Daher kann zwar im allgemeinen von einem gewiſſen 
Parallelismus zwiſchen Erwerb und Ermwerbsfähigfeit ausgegangen 
werben; '') doch muß im einzelnen Falle immerhin mit der Mög- 


?) Ahnlich hinſichtlich der Trennung ber Frage nach ber Berbienftgrenze 
und ber nad) ber Leiftungsfahigkeit des Antragftellers AR. O1 Nr. 870 ©. 187 
Abf. 2 und AN. 02 ©. 503 Nr. 990 Abf. 2. 

8) In Betracht kommen natürlich alle Arten des Lohnes, insbeſondere auch 
Raturalbegüge (AR. 92 &. 6 Nr. 9). 

®) AR. 96 S. 309 Rr. 518, auch AR. O1 &.430 Nr. 906. 

9) AR. 93 S. 92 Nr. 245: Bruchleiden, welches im Winter die Arbeitd- 
fahigkeit ausſchließt 

10) Vol. die Ausführungen des Abg. Oitze in Sten. Ber. 99 ©. 2184 A. 

2) Bol. Bd. 1 S. 344 N. 25. Daher kann bei ber Frage nad) der Ber 
ſicherungopflicht aus der ausreichenden Höhe des tatjählicen Verbienfteß eine 
Vermutung zu Gunſten bed Betrefienden entnommen werben (vgl. oben R. 5). 
So auch AN. 92 S. 6 Rr.94 und AR. 01 8.635 Nr. 938. Der gleiche 
Standpunkt wäre aud in AR O1 &.430 Rr. 906 zur Vermeidung einer hoͤchſt 
unbilig anmutenden Entſcheidung möglich geweſen. 
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lichkeit gerechnet werben, daß die legtere in ber Höhe des tatſäch- 
lichen Erwerbs nicht ihren richtigen Ausbrud findet, fondern aus 
befonberen Gründen der wirtſchaftlichen Konjunktur oder der be» 
teiligten Perfonen höher!) oder niebriger'?) zu veranfchlagen if, 
ala jene. 

3. In Betracht kommt als Bemeffungsgegenftand nur derjenige 
Erwerb, den der Betreffende durch feine „Tätigfeit” zu machen im 
ftande iſt.) Das ©. 89 und noch der Entw. IWG.'°) ſprach nicht 
von „Tätigkeit“, fondern von „Lohnarbeit”, und es frägt fi, ob 
dur dieſe Veränderung des Wortlauts'®) eine Erweiterung des 
Kreiſes der zu berüdfichtigenden Tätigkeiten, zu denen an fid ber 
Verſicherte noch fähig ift, herbeigeführt werben follte. Da die Lohn- 
arbeit im Gegenfaß zur Unternehmertätigfeit fteht,'”) fo gipfelt die 
Bebeutung diefer Frage darin, ob und inmieweit der Renten- 
anfpreher auf Iegtere im Sinne einer Ablehnung feiner Ermerbs- 
unfähigkeit verwiefen werden fann.') Die Beantwortung ergibt 

”) Bol. Bd.1 8.344 R.36. Dazu AN. 96 ©. 221 Nr. 490, wo „jeit 
Jahren infolge ungünftiger Ronjunkturen die Lohnverhältniffe ber Hausweber 
unb ihrer Hilfsarbeiter fi auf einem überaus niebrigen Stande befanden“, 
und AR. 91 ©. 162 Rr. 54, wo ber begüterte Rläger nicht genötigt war, feine 
Arbeitstraft anzufpannen und jeden Berbienft mitzunehmen, 

Y) Bel. Bo.I S. 344 N.37. Dazu AN. 92 ©. 140 Nr. 197: Weiter⸗ 
beſchaftigung bei einem rüdfi—tsvollen Arbeitgeber. 

") Ausſchluß des überhaupt arbeitälofen Einfommens: Bb. I S. 331. 

©) 496.2, 89 Ab. 3 ©. 89, $4 Abſ. 2 Sa 2 Entw. IIG. 

1%) Diefelbe ift in der Kommiffton (Bericht S. 20 a. €.) ohne nähere Be: 
gründung vollzogen worden. Dgl. aber die Äußerung des Abg. v. Stumm, 
Sten Ber. ©. 2179 C, welcher die analoge Anderung in feinem Antrage Nr. 283 
(Ggl. oben R.3) „mit Rüdjicht auf den erweiterten Kreis der Verſicherten bes 
gründete“. ¶ Danach werben Ifenbart»Spielhagen Anm. 17 Recht haben, 
wenn fie annehmen, daß „inäbefondere bie Einbeziehung ber Lehrer und Er- 
dieher uf. in bie Berfierungspfliht“ in Betracht fam, „deren Verrichtungen 
nicht als Lohnarbeit bezeichnet zu werben pflegen“. 

7) Vgl. oben $ 6. 

") AR. 98 ©. 324 Nr. 651: Unzuläffigfeit, einem Fabrilarbeiter bie Rente 
unter Sinweiß auf einen Verdienſt durch Bauſierhandel zu verweigern. In 
der Literatur zum IVG. ftehen bie meiften Schriftfteller wenigſtens grund 
ſablich auf dem Bier vertretenen Standpunkte, fo Ifenbart:Spielhagen 
Anm. 17, Weymann Anm. 26, Braßmann Anm. 16, Seelmann ©. 33. 
Dagegen finden Gebhard-Düttmann Anm. 22 ©. 113, daß mit der von 
der Kommiffion beiclofienen Anderung des Wortlautd „gegenüber dem biß- 

Rofin, Recht der Arbeiterverfierung. Band IT. 42 





658 IV. Buch. Renten. I. Kap.: Anſpruchsgrunde. 


ſich aus folgender Erwägung: Zunächſt kann es ſchon nad der 
Parallele, in melde in $ 5 Abſ. 4 Satz 2 der Erwerb des Ver- 
fiherten durch „Tätigkeit“ mit demjenigen gefegt if, was gefunde 
Berufsgenoffen „durch Arbeit zu verdienen pflegen“, nicht zweifelhaft 
fein, daß auch jene „Tätigkeit“ im Sinne von Arbeitstätigfeit ge- 
meint ift. Der Erwerb des Verſicherten duch Tätigkeit ift nichts 
anderes, als der ihm zufließende Arbeitsverdienft. Nun ftellt ſich 
aber der Entgelt für geleiftete Arbeit als folge nur dann rein dar, 
wenn diefelbe in frembem Betriebe geleiftet wird oder man fie fi 
doch als in fremdem Betriebe geleiftet vorftellt. Dem Arbeitslohn 
entſpricht die Lohnarbeit. ft der Betriebsunternehmer im eigenen 
Betriebe als Leiter, Auffeher oder Arbeiter tätig, fo bildet der Lohn 
für dieſe feine Arbeitstätigkeit zwar auch einen Teil feines Unter- 
nehmereinfommens im ganzen, der aber erfl, um ſich rein bar= 
zuftellen, von den übrigen Teilen des legteren, der Grundrente, 
dem SKapitalzins und dem eigentlichen fpefulativen Unternehmer- 
geroinn, der zugleich den Gegenwert für das geſchäftliche Riſiko ent- 
hält, gefonbert werden muß. Diefe Sonderung erfolgt aber wiederum 
dadurch, daß man ben dem Unternehmer gebührenden Arbeitslohn 
nad) der ortsüblichen Durchſchnittshöhe der Löhne und Gehälter für 
die betreffende Arbeitstätigfeit berechnet, alſo feftftellt, was ber 
Unternehmer einem Beamten oder Arbeiter zahlen müßte, den er an 
feine Stelle poftierte.'”) Hieraus ergibt ſich aber auf der einen 
Seite, daß man einen unfelbftändigen Arbeiter als Rentenanſprecher 
auch nah jegigem Recht nicht auf eine Unternehmertätigfeit ver- 
weifen darf, weil man ihm damit zumuten würde, den Entgelt für 
feine, ihm noch mögliche Arbeitsleiftung in einer Kombination zu 
fuchen, für melde ihm vielleiht Mittel, Fähigkeiten oder Neigungen 
fehlen. Auf der anderen Seite aber zeigt fi, daß, wenn ein 
Unternehmer, etwa ein nad) $ 14 Ziff. 2 freiwillig verſicherter, zwei 
herigen Rechtözuftande eine ber grundſätzlich bebeutenbften Veränderungen vor- 
genommen tft, ohne daß dieſes Borganges aud nur mit einem erflärenden 
Worte Erwähnung getan ift". Schon bie letztere Tatſache Iegt aber im Gegen ⸗ 
teil, wie Bebharb:-Düttmann vorher felbft zugeben, „die Annahme nahe, 
daß fachliche Anderungen durch die vorgenommenen Faffungsänderungen nicht 
beabfijtigt waren". 

») Bgl. zu dieſen nationalöfonomifchen Darlegungen 3.8. Wörterbud) der 
Volkswirtſchaft, Herausg von Elfter, Art. „Unternehmen“, und Conrad, 
Grundriß zum Studium ber politiihen Ökonomie I, 2. Aufl. $ 70. 
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Zohnarbeiter befchäftigenber Gemwerbetreibender Invalidenrente be— 
anfprucht,2°) er ſich nicht fein ganzes Unternehmereinfommen, das er 
nod) bezieht, entgegenhalten zu laſſen braucht, es vielmehr nur auf 
die Höhe desjenigen Lohnes oder Gehalts ankommen kann, welden 
er in frembem Betriebe durch die ihm noch mögliche leitende, beauf- 
ſichtigende oder handarbeitende Tätigkeit verdienen könnte. 

4. In Rechnung zu ziehen ift alles dasjenige, was der Be— 
treffende durch „eine Tätigkeit zu verdienen im ftande iſt. Die 
Erwerbsunfähigkeit der Invalidenverſicherung ift, wie ſchon nad) dem 
©. 89, in diefem Sinne feine Berufsinvalidität.)) Nicht ſchon 
dann ift jemand im Sinne bes Gefeges invalide, wenn er die be= 
fonderen Fähigkeiten feiner bisherigen Berufsausübung verloren hat, 
fondern erſt dann, wenn fi) auf dem gefamten Arbeitsmarkte für 
ihn Feine geeignete Beſchäftigung findet, die ihm die Möglichkeit 
eines geſetzlich beachtenswerten Verdienſtes bietet.22) 

©) Die Frage wurde bei ber Beratung de IVG. verhandelt zwiſchen dem 
Abg. Richter, Sten. Ber. ©. 2224 und dem Abg. v. Löhell ©. 2227 B. 
Der Ietere hatte infofern Recht, ald er aud im Falle des freimillig ver⸗ 
figerten Unternehmers einmal die allgemeine Definition der Erwerbsunfähigkeit 
für anwendbar erklärte und fodann zutreffend hervorhob, daß nicht bloß bie ver- 
bliebenen Fahigkeiten zu Yanbarbeiten, fondern aud) die vorhandene „Aufſichts- 
fägigfeit” in Betracht Tommen müffe. Trotzdem läßt aud) er e3 noch an einer 
zutreffenden Scheidung bed Unternehmereinfommens fehlen. Jedenfalls hat 
aber Braßmann Anm. 16 Abſ. 3 Unrecht, wenn er unter Berufung auf biefe 
Berhanblungen findet, daß „bei den in $ 14 Ziff. 2 genannten Perfonen eine 
andere Auslegung wird eintreten müffen“. Grundfätzlich übereinftimmenb 
Seelmann &. 34. 

2) So ausdrudlich $ 7 Abſ. 4 Entw. 8.89: „dur die gemöhnligen Ar- 
beiten, welche feine biöherige Berufätätigfeit mit ſich bringt, oder Durch andere, 
feinen Kräften und Fähigteiten entſprechende Arbeiten — zu erwerben". Dazu 
die Vd. J S. 336 N. 20 citierten Materialien, auch Mot. zu $$ 4 und 9 Entw. 
38., Drudl. 8.247 a. €, 248. 

22) AR. 98 &.55 Nr. 211: Glaöpolierer, nad) Verluſt der Sehſchärfe auf 
Tagelofnarbeiten vermiefen (vgl. bazu aber R. 25); AR. 93 ©. 96 Nr. 250 
Sälußabfag: Dienftinädihen, welches wegen hochgradiger Schmerhörigteit Teinen 
Dienft mehr erhalten Tann, auf landwiriſchaftliche Arbeiten und Waſchen ver- 
wiefen; Mainzer Ztſchr Bd. 9 S. 60 Nr. 688 b: Landwirtſchaftliche Arbeiterin, 
an Armen und Beinen kontrakt, auf Striden und Kinderpflegen vermielen (2). 
Dem neuen Rechte gehören fon an AN. 01 S. 186 Nr 870: Bergmann, auf 
landwirtſchaftliche Arbeiten verwieſen; Mainzer Ztichr. Bb. 12 S. 66 Nr. 95a: 
Kontorift mit Schreiblampf, auf Stellung als Raffenbote ufw. verwieſen; ebenfo 

42* 
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5. Wenn aber au) fo von der Seite des Arbeitsmarktes her 
alle möglichen Arbeitstätigfeiten in Betracht kommen follen, jo doch 
innerhalb derfelben, von der Seite des Individiums her, nur die— 
jenigen, welche diefem „unter billiger Berüdfihtigung” feiner Ver- 
hältniſſe „zugemutet werden können“ (vgl. Bd. J S. 333 ff.). Nah 
dieſer Richtung entſcheiden zunächſt die körperlichen und geiſtigen 
„Kräfte und Fähigkeiten” (vgl. Bd. JS. 331 a. E.) des Betreffenden, 
infofern diefe ihm normalermweife die Ausnugung des Arbeitsmarktes 
ohne Gefahr weiterer Schädigung geftatten. Daher kommen folge 
Arbeitstätigfeiten nicht in Betracht, melde die Perfon nur unter 
ſchmerzhafter Überwindung entgegenftehender körperlicher Hemmniffe 
und unter Gefahr der Verfchleppung oder Verfehlimmerung ihres 
Zuſtandes zu leiften vermödte.?) Wenn aber weiter, im Zufammen- 
hange mit den Fähigfeiten*t) der Betreffenden, nur diejenigen Tätig- 
feiten in Betracht gezogen werben follen, welche benfelben „unter 
bilfiger Berüdfichtigung ihrer Ausbildung und ihres bisherigen Be— 
rufes zugemutet werben fönnen“, jo kommt darin der berechtigte 
Gedanke zum Ausdrud, daß aud die ſtaatliche Arbeiterverficherung 
den Menſchen in feiner geſellſchaftlichen Stelung erfaflen und ihn 
in fozialpolitifher, aber antifozialiftiiher Weife vor einem ent- 
ſchiedenen Hinabfteigen aus derjelben bewahren fol.) Immerhin 
aber wird im Hinblid auf die unbeſchränkte Möglichkeit der Weiter- 
AR. 04 ©. 353 Rr. 1109. — Berüdfihtigung der Fähigkeit zur Lohn: (Fabrik) 
Arbeit bei Hausinduſtrielen: AN. 96 &. 221 Nr. 490 mit AN. O1 ©. 430 
Nr. 906 und AN. 03 ©. 389 Nr. 1054 (aber nicht ift umgefeßrt der Haus- 
gemerbetreibenbe unbebingt um deswillen ermerbäunfähig, weil er Fabrik 
arbeit nicht zu verrichten imftanbe if). 

22) Bol. 6.1 5.338 0.2. Dazu AR 92 ©. 140 Rr. 197, AR. O1 ©. 430 
Ar. 906, S. 187 Nr. 870 (bilige Rüdficht aud) auf das Lebendalter) und Rad 
trag. Dagegen find folde Arbeiten nicht ausgefchloffen, welde zwar eine gewiſſe 
Gefahr für den Gefundheitäzuftand begründen, die aber bei Aufmerkſamkeit 
und entſprechender Schonung vermieben werben Tann (AR. 02 ©. 504 Rr. 991). 

2) Daß bloße Anlagen vor ihrer Ausbildung feine Fähigkeiten find, vgl. 
8.185.330 N. 1. 

=) Belſpiele aus den Materialien des ©. 89 in Bd. J S. 338 N. 23. Be 
denklich AN. 93 &.55 Nr. 211 (vgl. oben N. 22): Glaöpolierermeifter auf 
gewöhnliche Tagelöhnerarbeiten vermiefen. Dagegen zutreffend AR. 04 ©. 353 
Nr. 1108: Ein „qualifizierter Feinarbeiter” in einer Gewehrfabrit muß fih, 
wenn mit zunehmenbem Alter naturgemäß feine Leiftungsfäpigteit abnimmt, 
auf gröbere Schlofferarbeiten verweiſen laffen. 
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verfiherung ober der Fortfegung der Selbftverfiherung eine Ein- 
ſchränkung hinzugefügt werden müſſen. Denn es erfcheint Mar, daß, 
wenn vorfommendenfalle ein Bankdirektor, Großfaufmann ober 
Fabrikherr, der einft als Handlungsgehilfe, Kleinunternehmer ober 
Betriebsbeamter in die Verfiherung eingetreten ift, die Invaliden— 
rente fordert, er fi) bei Würdigung der ihm anrechenbaren Arbeits- 
tätigfeiten nicht auf feine jegige foziale Stellung, fondern höchſtens 
auf diejenige berufen kann, welche er unmittelbar vor feinem Aus» 
ſcheiden aus der Verfiherungspfliht oder Selbftverfiherung inne 
gehabt hat. Denn nur die Klaffen der verficherungspflihtigen und 
felbftverfiherungsberechtigten Perfonen bilden den eigentlichen Gegen⸗ 
ftand der Invalidenfürforge; geftattet das Geſetz darüber hinaus 
das Verbleiben in der Verficherung, fo kann es nur diejenige Ver— 
fiherung mit allen ihren Modalitäten im Auge haben, melde nad 
den Verhältniffen jener Perfonen beftimmt wird. 

6. Nicht befonders hervorgehoben hat das Geſetz an biefer 
Stelle, daß auch nur diejenigen Arbeitstätigfeiten in Anrechnung 
gebracht werden dürfen, mit denen dem Verficherten feine unbillige 
Verlegung feines (nicht bloß vorübergehenden) Beſchäftigungs- oder 
Wohnortes zugemutet werben würde. Nichtsbeftomeniger werben 
die darauf bezüglichen Feftfielungen des 1. Bandes (S. 333) da= 
durch beftätigt, daß am Schluffe der Beftimmung auch für die Auf- 
ſuchung des gleihartigen Berufsgenoffen, deſſen Verbienft mit dem 
des Verfiherten verglichen werben fol, „dieſelbe Gegend” ala aus- 
ſchließlich in Betracht kommend hingeftellt wird.?%) Unter „Gegend“ 
tft aber nicht ausfchließlich der einzelne Ort gemeint, jo daß über 
die Ausdehnung derjelben die billige Berüdfihtigung des Einzel 
falles entfcheidet.2”) 


2%) Die Mot. zu $$ 4 und 9 Entm. IVG. S. 248 Seile 5 bezeichnen bie 
Auffaffung des Textes als der bisherigen Praris entſprechend. Übereinftimmend 
auch per argumentum e contrario die R. 27 citierte Entſcheidung; anders aber 
bie gelegentliche Bemerfung am Schluß bed in Mainzer Stict. Bb.9 S. 60 
Nr. 688 b abgebrudten Urteils. 

M) AN. 93 &.96 Nr. 250 am Schluß: nicht lediglich bie Verhaltniſſe des 
Heinen Heimatsdorfes, fondern aud bie der unmeit belegenen, leicht erreich⸗ 
baren größeren Orte in Betracht zu ziehen, in denen bie Klägerin während der 
legten Jahre wieberholt befchäftigt geweſen fei; AR. 04 ©. 353 Nr. 1108: nicht 
bloß Wohnort, fondern auch nähere Umgebung desſelben; Nr. 1109: auch An- 
gefeffenheit am Wohnort ſteht nicht unbebingt entgegen. 
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7. Nicht bloß pofitiv (Ziff. 5), fondern auch negativ wirkt der 
Arbeitsmarkt auf den Begriff der Ermerbsunfähigkeit ein. Erwerbs- 
fähigkeit ift verwertbare Arbeitsfähigkeit (vgl. Bd. IS. 332 N. 10). 
Zwar ift e8 richtig, daß die Arbeiterverfiherung feine Verfiherung 
gegen Erwerbalofigfeit ift und daß daher gegenüber dem für die 
Dauer zu beurteilenden Zuftande des Rentenanfpreders Die vor= 
übergehenden Schwankungen des Arbeitsmarktes feine Bedeutung 
beanjpruchen fönnen, derart, daß insbeſondere die Vorausfegung ber 
Erwerbsunfähigkeit nicht erfüllt ift, wenn jemand ben ihm noch ver- 
bliebenen Reſt feiner Ermerbsfähigfeit infolge augenblicklichen 
Mangels an Arbeitsgelegenheit nicht zu verwerten vermag:?*) allein 
anders liegt die Sache, foweit es fi um eine ftetige und normale 
Einwirkung des förperlihen Zuftandes auf Die Konkurrenzfähigfeit des 
Betreffenden handelt. Das hat das ABA. felbft für ſolche Fälle ent 
ſchieden zum Ausdruck gebracht, in denen „eine Perjon zwar 
körperlich und geiftig zur Arbeit befähigt ift, ihr aber mit Rüdficht 
auf ein befonders geartetes Leiden der ihren Kräften und Fähig- 
keiten entſprechende Arbeitsmarkt dauernd verſchloſſen ift“.2) In 
Konſequenz der gleichen Anſchauung muß aber nicht bloß die be— 
ſonders geartete Natur des Leidens, ſondern auch der Umſtand Be— 
rüdfichtigung finden, daß allgemein Perſonen mit herabgeſetzter 
Arbeitsfähigfeit ftets verhältnismäßig ſchwerer Arbeitsgelegenheit 
finden, als gefunde. Das ift nicht mehr eine Folge vorübergehender 
Geftaltung des Arbeitsmarktes, fondern eine unmittelbare und 
normale Wirkung des den Betreffenden belaftenden Gebrechens. 
Daraus ergibt fi aber, daß die Skala der Ermwerbsfähigfeit nicht 
parallel, fondern in erheblich raſcherem Maße gleiten muß, als die 

=) Bel, 3b. I S. 334 N. 14 und bie bort citierte Materialienftelle; dazu 
bie übereinftimmenbe Erflärung berfelben in AR. 93 S. 95 Rr. 250; vgl. auf 
die bier citierten Entſcheidungen und meiter 5. B. AN. 97 ©. 408 Nr. 521, 
Mainzer Ziſcht. Bb. 12 &. 66 Nr. 935a. 

2%) Bol. 80.1 5.333 N. 11; dazu AR. 98 ©. 95 Rr. 250, 1. Fall (Stinfnafe) 
und AN. 01 S. 431 Nr. 907 (Geiſteskrankheit). Anderd allerdings, wenn ſich 
die abftoßende ober beeinträchtigende Wirkung des befonberen Strankheitäs 
auftandes nicht auf den ganzen Arbeitsmarkt bezieht und der offen gebliebene 
Zeil desſelben ausreicht, um die Annahme der Erwerböunfähigfeit auszuſchliehen: 
fo im 2. Fall der cit. Entſch. Rr. 250. Bedentlich dagegen, ob nicht Erwerbs⸗ 
unfähigfeit anzunehmen geweſen wäre, AR. 98 &.391 Nr. 670 (Epileptiker; 
vgl. Weymann Anm. 25) und nach der entgegengejegten Seite AR. O1 ©. 430 
Nr. 906 (vgl. aud oben R. 11). 
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Stala der bloßen Arbeitsfähigfeit, und daß daher ſehr wohl eine 
Verminderung der Grwerbsfähigfeit um mehr als zwei Drittel 
angenommen werben kann, wenn die Arbeitskraft als ſolche noch 
einen größeren Prozentfag der normalen aufmeift.”°) 

VI. It auf ſolche Weife die Effektivziffer als Bemeſſungs- 
gegenftand feftgeftellt, fo handelt es fich weiter darum, den Maß- 
ftab zur Beurteilung derfelben zu finden. Diefen Maßſtab kann 
man als „Normalziffer“ bezeichnen, da er diejenige Summe dar⸗ 
ftellt, welche „körperlich und geiftig gefunde Perfonen derfelben Art 
mit ähnlicher Ausbildung in derſelben Gegend durch Arbeit zu ver- 
dienen pflegen”. Hiernach erwächſt bei der Feftftellung der Normal- 
iffer den berufenen Inftanzen?') eine doppelte Aufgabe: ?2) einer- 
feits feftzuftellen, welche Normalgruppe von Berufsgenofjen für ben 
zu Beurteilenden in Betracht fommt, und andererjeits zu ermitteln, 
wie hoch ſich der Durchſchnittsverdienſt diefer Gruppe beläuft. 

1. Für die erfte Frage werben folgende Momente von 
Wichtigkeit: 

a) Das Gefeg ſpricht von „Perjonen derfelben Art”, während 
der Entwurf besfelben in $ 4 a. E. „Lohnarbeiter berfelben Art” 
nannte und dementſprechend die Motive davon ausgehen, daß ber 
Vergleih des DVerficherten „mit einem ihm fozial gleichftehenden 
Lohnarbeiter“ hergeftellt werden müſſe. Die in der Kommiſſion 
vorgenommene Änderung geht derjenigen parallel, durch melde im 
erſten Teil des Sates das Wort „Lohnarbeit” durch „Tätigkeit 
erſetzt worden ift (vgl. oben V, 3), und hat daher gleich diefer im 
weſentlichen nur redaktionelle Bedeutung. Daß der Entwurf dem 
Sinne nad) das Richtige traf,“) geht aus den obigen Erörterungen 


30) Bgl. die nach diefer Richtung fich bewegenden Ausführungen von Seels 
mann in feinem Auffag „Invalibität und Xrbeitäfofigkeit" woltstumliche 
Ziſchr. f. pratliſche Arbeiterverfihierung, Bd. 8 ©. 177 ff), fomie von Reichel 
&.10ff. und Pos ner S.110ff. Dazu aus der Rechiſprechung des RB. 
in Unfallfahen: AN. 97 ©. 253 Nr. 1568. 

31) Diefelben dürfen die Ermittlung der Berbienftgrenge nit dem Ermeffen 
oͤrtlicher Stellen, z. B. des Gemeinbevorftehers, überlaffen (AN. 01 S. 428 
%04, AR. 02 ©. 503 Rr. 990). 

=) AR. 02 ©. 503 Rr. 990 Abſ. 2. 

”) &o formuliert aud die in voriger Note citierte Stelle dahin: „welcher 
Gruppe von Lohnarbeitern der Antragfteller zuzuzählen ift und wie hoch 
der Durchſchnitis lo hn dieſer Gruppe von Lohnardeitern ſich beläuft.“ 
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hervor, aus benen bier zu folgern ift, daß auch ein verſicherter 
Unternehmer) insbefondere ein nah $ 14 Ziff.2 freiwillig ver- 
fiherter, mit einer Normalperfon zu vergleichen ift, welche bie 
Kräfte und Fähigkeiten des Verfiherten in frembem Betriebe betätigt. 


b) Der aufzufuchende Verufsgenoffe muß ſich zunächft nad} den 
„allgemeinen Arbeitsverhältnifien”?°) des Verficherten als „Perſon 
derfelben Art” betätigen.) Er muß ferner auch innerhalb des 
Berufes im allgemeinen, entiprechend ber „Ausbildung“ des Ver— 
fiherten, derfelben berufligen und fozialen Schicht, wie dieſer, an- 
gehören.) Dabei geht aber das Gefeg von dem natürlichen Ge- 
danken aus, daß die berufliche Ausbildung überhaupt eine Steigerung 
der auf ber natürlichen Arbeitskraft des Menſchen beruhenden Er— 
werbsfähigfeit mit fih bringt (vgl. Bd. I S. 331) und daß daher, 
ſoweit dies ausnahmsmeife nicht der Fall iſt, bei ber Feft- 
ftellung der Normalziffer doch nicht?®) unter den „Durchſchnitts- 
verbienft eines nur auf feine Körperfraft und die gewöhnlichſten 
Arbeiten angemwiefenen gefunden Tagearbeiters” herabgegangen werben 
Tann.) Übt der Verficherte gleichzeitig mehrere Berufstätigkeiten 
aus,!°) fo werben diefelben ſämtlich in gemiffer Verhältnismäßigfeit 
bei der Feftftellung der Normalziffer heranzuziehen fein. 

31) Dagegen beruht es auf einer Berwirrung ber Begriffe, wenn bie Mot. 
au $$ 4 und 9 Entw. IVG. davon fprechen, daß auch die verſicherungspflichtigen 
Betrieböbeamten mit einem ihnen fozial gleichftehenben Lohnarbeiter verglichen 
werben müßten, und daß dies Schwierigfeiten bereiten könnte. Zu den Lohn- 
arbeitern, welche lediglich dem felbftändigen Unternehmer gegenüberftehen, gehört 
auch der Betriebsbeamte 

>) Vol. die N 32, 33 citierte Stelle. 

3) Unzuläffig, den Berbienft eines alten Bergmanns nad) dem eines land ⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiter zu bemeſſen (AN. 01 ©. 188 Nr. 870; vgl. dagegen 
in ber Frage ber Effektivziffer oben N. 22). 

31) Bol. hinſichtlich bed „gelenten Sehers den Komm Ber. zu $ 4 Entw. 
ILS. ©. 18 Abſ. 4. Dazu AN. 02 ©. 502 Nr. 989: Werkmeifter in einer 
Eigarrenfabrit nicht mit einem gewöhnlichen Cigarrenarbeiter zu vergleichen; 
AN. 02 S. 682 Nr. 1019: Oberhäuer bilden eine befondere Gruppe der Berg ⸗ 
arbeiter. 

”) Das Gegenteil würbe eine Erſchwerung für die ausgebildeten Perfonen 
bei ber Erlangung der Invalidentente bebeuten; vgl. unten R. 60. 

%) &o in Bezug auf Weber, Spuler, Spulerinnen: AR. 02 S. 503 Nr. 990, 
AN 03 S. 390 Rr. 1054 Schlußabfag. 

4.9.8.1 8.313 0.33. €. 
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€) Indem das Gefeg einen Berufsgenofien des Verficherten als 
Norm heranzieht, bleibt es in der Mitte zwiſchen zwei Gegenfägen. 
Es geht nicht auf einen allgemeinen Durchſchnitt aller Berufe, auf 
einen „abftraften Normalarbeiter“ zurüd, „ber fih praftiih faum 
finden ließe“,“i) legt aber auch anbererfeits nicht den Individual- 
verdienft des als geſund gefegten Verſicherten felbft zu Grunde. 
Von der erfteren Seite aus ergibt fi bie Erkenntnis, daß das 
Geſetz in diefem Punkte wenigftens (vgl. dagegen oben V, 4) eine 
gewiffe Annäherung an die Berufsinvalibität aufmeift,?) von ber 
legteren aus aber das Poftulat, den Kreis der anzumendenden Be- 
rufsgruppe nicht zu eng zu ziehen, damit nicht die vom Gefeg ge— 
forderte Generalifierung des Individuums verſchwinde. Nur da 
dürfen Scheidungen vorgenommen werben, wo bie allgemeine An- 
ſchauung nah Maßgabe der Ausbildung und der Lebenzftellung 
beftimmt getrennte foziale Klafjen annimmt, während innerhalb der- 
felben die auf ausnahmsweiſen Glüdszufällen oder individuellen 
Umftänden beruhenden Verſchiedenheiten der Stellungen und Er— 
trägnifje unbeachtet bleiben.) 

d) Der Berufsgenoffe, welcher zur Vergleihung herangezogen 
wird, foll „körperlich und geiftig gefund‘ fein, d. h. es wird bei 
ihm von den individuellen Gründen, welche angeblich die Erwerbs— 
unfähigfeit des Verficherten herbeiführen, abftrahiert, mögen bie- 
jelben in Alter,“) Krankheit oder Gebrechen beftehen. Dies gilt 
auch, wie die Materialien ausdrücklich Tonftatieren, in denjenigen 
Fällen, in denen die Verficherten „ſchon vorbem von vornherein ober 
doch ſchon feit Langer Zeit infolge eines Gebrechens ober einer 
chroniſchen Krankheit” (oder des herannahenden Alters) „mur einen 
Teil der vollen Erwerbsfähigkeit bejefien haben, indem nicht dieſer 
ihr früherer Zuftand, fondern der eines gefunden Lohnarbeiters der- 


m) Mot. zu $$ 4 und 9 Entw. IVG. 

+) Ebenfo AN. O1 Nr. 870 ©. 188 a. E. 

9) AR. 01 S. 429 Nr. 905: „Die Führer ber großen Ozeandampfer unjerer 
‚größten Reedereien“ bilden eine eigene Berufägruppe, gehören vielmehr zu 
den Sciffsführern auf Dampf und eifernen Segelſchiffen in großer Fahrt 
(Bel. des Reichskanzlers zu $ 10 See-UBG®., AR. 01 S. 164). — Diefer Punkt 
ſtellt der taftvollen Beurteilung ber wirtſchaftlichen und fozialen Berhältniffe 
eine nicht immer leicht Aufgabe. 

*) Unter einer Perfon „berjelben Art" ift daher nicht auch eine ſolche von 
‚gleich hohem Lebensalter zu verftehen (AN. 01 Nr. 870 5.189 Abf. 2). 
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jelben Art zur Vergleihung mit dem jegigen Zuſtand gelangt.) 
Dem entfpricht e8 aber auch weiter, daß, wenn ber Verfiherte ſchon 
infolge allmähliher Abnahme feiner Erwerbsfähigkeit fih zu einem 
ihm ungünftigen Berufswechſel genötigt gefehen hat, nicht feine legte 
Berufsftellung, fondern diejenige, welche er vor der entſcheidenden 
Krifis feines Befindens innegehabt hat, zu berüdfichtigen ift.!*) 

e) Schon hieraus ergibt fih, daß bei Auffuhung des maß- 
gebenden Berufsgenofien nicht unbedingt die legte Berufsftellung 
des Verſicherten ausfchlaggebend fein kann.) Im allgemeinen zwar 
wird man bei der Beurteilung von biefer den Ausgang zu nehmen 
und diefelbe namentlich dann zu Grunde zu legen haben, wenn ber 
Verſicherte fie unverändert bereits längere Zeit innegehabt hat.“) 
In diefem Falle auf eine weit zurüdliegende Berufsftellung mit be 
fonders hohem oder niedrigem Verbienfte zurüdzugehen, würde dem 


*) Citat aus den Mot. zu $$ 4 und 9 Entm. IVG. Ebenfo AR. 01 S. 190 
Nr. 871, wo aud) darauf Hingemiefen wird, daß es unmöglich wäre, den $ 5 
Abſ. 4 in der Frage der Ausſchließung von ber Verſicherungspflicht zu ver- 
wenden, wenn man dabei von dem Berbienft eines Mannes mit gleichen Ger 
brechen auögehen müßte. Der Hier eingenommene Stanbpunft des Geſetzes 
hängt aber damit zufammen, baß basjelbe weder bei der Rentengemährung, 
noch aud für die laufende Verfiherung eine Abftufung von Graben der Ers 
werbsunfahigleit, fondern nur den platten Gegenjag der Erwerbsfahigleit und 
Ermwerbsunfähigkeit (im gejeglihen Sinne) kennt. 

) AN. Ol Nr. 870 &.189 Abſ. 2 und bie bort citierten Materialienftellen, 
fowie in Abf. 4 die Worte: „opne eigentlid) frank ober fonft nicht voll erwerbs⸗ 
fahig zu fein, aud AN. 01 &.429 Nr. 905 und AN. 08 ©. 599 Rr. 1096, 
wonach aud eine vor bem Inkrafttreten der Verſicherungspflicht liegende 
Zätigteit zu berüdfichtigen ift. Natürlich iſt aber aus bem Satze des Textes 
nicht die Konfequenz zu ziehen, daß Perfonen, welde von jeher an einem Ge— 
brechen gelitten Haben, nad) demjenigen andersartigen Berufe zu beurteilen find, 
welchen fie ergriffen Hätten, wenn fie nicht gebrechlich geweſen wären. Denn 
dafür fehlt e8 an jebem objettiven Mahftab. Ihnen wirb vielmehr durch den 
Vergleich mit einem gefunden Genoſſen ihres tatſächlichen Berufes genügt. 
Doch wird es, da naturgemäß dad Gebrechen für die Wahl ber Beihäftigung 
beftimmend ift, häufig ſchwierig fein, einen folgen zu finden. AR. 01 ©. 191 
Nr. 871 geht in einem folhen Falle von dem aus, mas ein gefunder Mann 
durch Handarbeit beliebiger Art In berfelden Gegend zu verbienen pflegt. 

) AR. 01 ©. 429 Nr. 905, ſowie bie bet Ifenbart-Spielhagen 
©. 108 ausführliger, als im offiziellen Bericht, mwiebergegebenen Rommiffiond: 
verhandlungen. 

=) AN. 02 ©. 502 Nr. 989 letter Abſatz 
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Willen des Gefeßgebers nicht entfprechen.*) Wohl aber wird man 
einheitlich mehrere, auf einander folgende Stellungen in Betracht zu 
ziehen haben, wenn ber wechfelnde Übergang aus einer zur anderen, 
auch ohne daß Krankheit oder Nachlaſſen der Ermerbsfähigfeit dazu 
veranlaßt, dem gewöhnlichen Gange der Dinge bei arbeitenden Per- 
fonen folder Art entfpriht.) Daß aber fpeziell bei weiter ober: 
fortgefegt jelbftverficherten Perfonen nicht ihre legte, fondern die— 
jenige Berufsftelung zu Grunde zu legen ift, welche fie vor ihrem 
Ausſcheiden aus der eigentlichen Pfliht- oder Selbitverfiherung 
innehatten, entſpricht den befonderen bereits oben V, 5 entwidelten 
Anfhauungen.’') 

f) Endlich fol der Berufsgenofje derfelben Gegend angehören, 
wie der DVerfiherte, d. h. unter denſelben örtliden Konjunfturen 
feine Arbeitskraft an den Markt bringen.”?) Danach wird ſich einer= 
ſeits der Umkreis der „Gegend“ beftimmen, andererſeits auch es zu= 
läffig fein, andere Gegenden in Betracht zu ziehen, wenn diefelben 
unter gleichen örtlichen Arbeitsbedingungen ftehen, als die des Ver— 
fiherten.°) Als „Gegend des Verficherten” aber ift diejenige an= 
zufehen, in welcher er die, feine maßgebende Berufsftellung be= 
gründende, Beſchäftigung *). ausgeübt hat. Nach denfelben Geſichts- 


. die N. 47 citierten Kommiffionsverhanblungen und das barin ent⸗ 
haltene Beifpiel von den zwei gleichzeitig invalid werdenden Arbeitern desſelben 
Arbeitgeberd. Es ift daher doch nicht immer zutreffend, wenn bad RVA. (4. 8. 
in AN. O1 &.429 Pr. 905 und AR. 03 ©. 599 Nr. 1096) aus ben gebaditen 
Verhandlungen entnehmen will, daß es „auf das ganze Arbeitälchen bed Renten: 
anwärterö anfomme*. 

»0) Bol. die N. 46 citierte Entſch. Nr. 870: Hauer und Zimmer: (Reparatur:). 
Hauer. 

s1) Übereinftimmend Piloty S. 26, vorlegter Abfag und Weymann 
Anm. 27. 

=) RommBer. S. 18 ftellt bie Bergleute in Weftfalen mit erheblich höherem 
Lohn denen in Schlefien gegenüber. 

) Piloty S. 25 a. E. — In demſelben Sinne definiert AN. 03 S. 597 
Nr. 1095 „Gegend als räumliches Gebiet, innerhalb deffen für gleichartige Ar- 
beiter im allgemeinen gleichmahige Zohnverhältniffe beftehen“. Anmenbung auf 
den oberſchleſiſchen Kohlenbergbau. Cine einzelne Grube ift feine Gegenb- 
(ebenfowenig wie eine einzelne Fabrik); vielmehr ſetzt der Begriff eine weitere 
geographiſche Ausbehnung, welche unter Umftänben auch über den konkreten Ber 
ſchaftigungsort hinausgehen Tann, voraus; dazu AR. 04 ©. 353 Nr. 1108. 

=) Der vom Befchäftigungsorte verſchiedene Wohnort (Landkreis im Gegenſatz 
zur Stadt) entfeibet nit (AN. O1 S. 428 Nr. 904 a. E.). 
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punkten, wie fie für die Beftimmung der maßgebenven Berufs- 
ftelung entwidelt worben find, wird auch als entſcheidende Gegend 
nicht immer und unbedingt die legte Beſchäftigungsgegend in Be— 
trat zu fommen haben. 

2. Nahdem die maßgebende Berufsgruppe feftgeftellt ift, muß 
T&hägungsmeife?®) beftimmt werben, wieviel ein normaler Angehöriger 
derfelben „Durch Arbeit zu verdienen pflegt”. Dabei kommen natur= 
gemäß in gewiffer Parallele?) die für die Beftimmung der Effektiv» 
ziffer maßgebenden Regeln in Betracht, fofern man davon abfieht, 
daß es ſich hier nicht um den Verdienft eines aus feinem Berufe 
ausſcheidenden Invaliden, fondern um ben einer, mitten im Berufs» 
leben ftehenden, Normalperjon handelt. Danach verlangt der Aus— 
drud „pflegen“ eine gewiſſe Durchſchnittsberechnung, fomohl der 
Zeit nach in Parallele zu dem für die Effeftivziffer angenommenen 
Bemefjungszeitraum, als auch der Perfon nach, wodurch zugleich 
der zufällig verfchiedene Erwerb der Einzelperfon auf die Normal- 
höhe der Erwerbsfähigfeit reduziert wird. Daß der „Verdienft dur 
Arbeit” in dem oben entwidelten Sinne als Entgelt für Lohn- 
arbeit?”) im fremden Betriebe aufzufaflen ift, ergibt ſich von ſelbſt. 
Dagegen kann hier natürlich nicht jede mögliche, auf dem Arbeits- 
markte ſich bietende Tätigkeit in der oben entwidelten Begrenzung, 
fondern nur diejenige in Betracht fommen, welche ber betreffende 
Berufsgenoſſe in feinem Berufe?) ausübt. 

VI. Als Ergebnis muß behufs Annahme der Erwerbsunfähig- 
keit feftgeftelt werben, daß bie Effeftivziffer weniger als ein Drittel 
der Normalziffer beträgt, und daß dieſes Refultat eine Folge von 
dauernder Körperſchwäche darftellt. 

1. Ein Drittel der Normalziffer bildet die Minimal oder In⸗ 
validitätsziffer, auch Verbienftgrenze genannt. Ermwerbafähigkeit ift 
noch vorhanden, wenn bie Effeftivziffer minbeftens der Minimal- 
ziffer gleich ift; ift fie niedriger, fo liegt Erwerbsunfähigfeit vor.) 

®) „Reine peinlich genaue Verechnung, fondern billige annähernde Schägung“ 
(AR. O1 Rr. 870 ©.189 a. €). 

®) Anerfannt AN. 02 Nr. 990 S. 504 Abſ. 2. 

#7) Dementſprechend wird der ſchon im Eniw. JVG. Hier fi) findende Aus 
drud „Arbeit" in ben Mot. ©. 247 Schlußabſatz durch „Lohnarbeit® erjegt. 

®) Bot. auch oben N. 40. 

#°) Fůr bie Frage ber Ermerböunfäßigfeit fANt natürlich „nicht ind Gewicht, 
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Es ift danach Far, daß, je höher die Normal- und damit die In— 
valibitätsziffer ifl, um fo eher verhältnismäßig bei dem gleichen 
förperlihen Zuftande die Annahme der Erwerbaunfähigfeit zu er— 
reichen ift.°0) 

2. Die Herabjegung ber Erwerbsfähigkeit unter die Verbienft- 
grenze muß im konkreten Falle durch Körperſchwäche, Invalidität in 
diefem Sinne, verurſacht fein (vgl. Bd. I ©. 335 mit 304). Als 
Urſache diefer Körperſchwäche wiederum führt der neue Tert des 
IVO. an „Alter, Krankheit ober andere Gebrechen”. Das Alter 
ift hier natürlich nicht unbedingt das als felbftändiger Fürforge- 
geund erfeheinende Alter von 70 oder mehr Jahren, ſondern jedes 
höhere Alter, fofern dasfelbe in Form von Altersſchwäche, je nad 
Maßgabe der Individualität, die Erwerbsfähigfeit ausfchließt. Das 
Alter kann aud) in Kombination mit Krankheit wirkfam werden, ſei 
& als Altersfrankheit (vgl. Bd. 1 S. 295), ſei es in einfachen 
Nebeneinanderwirken.) Das gleiche gilt au für das Verhältnis 
von Alter und Gebrechen.*2) Über den Begriff der Krankheit vgl. 
3b. I $ 46.°°) Derjelbe umfaßt im Sinne der Arheiterverfiche- 
rungsgejege grundfäglih aud die mit Ermerbsunfähigfeit ver- 
bundenen Gebrechen. Wenn unfere Beitimmung bdiefelben aus— 
drücklich bervorhebt, fo werden darunter jedenfalls körperliche Defekte 
zu verftehen fein, welde nach abgelaufenem Krankheits prozeſſe 
zurüdgeblieben find (vgl. Bd. 1 S. 295 ff.). Die bezeichneten In⸗ 
valibitätsurfa—hen können die Erwerbsfähigfeit entweder intenfiv d. h. 
zeitlich gleihmäßig oder ertenfiv d. h. nur für wechſelnde Zeiträume 
herabfegen (vgl. Bd. J S. 348); der letzteren Art muß durch ges 
eignete Erftredung des Bemefjungszeitraums Rechnung getragen 





ob der Kläger durch feinen erzielten Berbienft feine Familie zu ernähren vers 
mag“: Mainzer Ziſchr Bb.8 ©. 172 Pr. 66lec. 

) AN. O1 Nr. 370 S. 188 Abſ. 3a E. und die dort citierten Materialien, 
welche fi} über die durch dad neue IB®. herbeigeführte gewiſſe Begünftigung 
der höher geloßnten Arbeiter ar find; vgl. auch oben N. 38. 

©) AR. 93 &.92 Rr. 245: Brucleiden und hohes Alter. 

2) AR. 97 ©. 408 Rr. 594, 1. Fall: Alter und Blindheit. 

®) Über die einzelnen Krankheiten und ihre Beziehung zur Ermerbsfähigfeit 
handelt ausführlich das Buch von Stempel ©. 64 ff. Doc) ift es angängig, 
eine mit Erwerbäunfäßigleit verbundene Krankheit ais feftgeftellt anzunehmen, 
ungeachtet bes Fehlens objeltiver Merkmale für eine beftimmte Art der Er— 
trantung (AR. 97 S. 382 Rr. 590). 
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werben (vgl. oben N.9). Die Wirkung von Alter, Krankheit oder 
Gebrehen auf die Erwerbsfähigfeit kann nad Art des einzelnen 
Individuums eine verſchiedene fein) und ift daher von den be 
rufenen Inftanzen®®) im gegebenen Falle, aber nicht nad abftraften 
Regeln feftzuftellen. 


3. Die Erwerbsunfähigfeit muß dauernd, d. h. ihre Befeitigung 
nad menschlicher Erfahrung und Vorausfiht nicht wahrſcheinlich 
fein.) Da aber der Verlauf einer Krankheit nicht mit unbedingter 
Sicherheit vorausgefehen werben kann, fo befteht auch die Möglich- 
keit, daß infolge unvorhergefehener Verſchlimmerung des Leidens die 
zunächſt günftige Prognofe aufgegeben werden muß. In diefem 
Falle ift die „dauernde Erwerbsunfähigkeit“ erft mit dem kritiſchen 

%) Bgl. die beiden, verſchieden beurteilten Fälle von Blindheit in AN 97 
S. 408 Nr. 594. Erwerbsfahigkeit trotz Verluſtes beider Hände: AR. O1 S. 634 
Nr. 938. Auch von biefem Standpunkte aus ift bie Entf. Nr. 906 (vgl. oben 
R. 11) anfechtbar. 


5) Es ift fraglich geworden, wieweit ſich die Kompetenz bed Arztes zur Ber 
urteilung ber Ermerböfähigfeit erftrede; vgl den Komm.Ber. zum Entw. IBG. 
S. 18. Auf Anregung des Staatsſekretärs des Innern hat dad RBN. in einem 
Rundſchr. v 31. Dez. 1901 (AN. 02 ©. 178) ausgeführt, „daß bie Aufgabe der 
Arztlihen Begutachtung im allgemeinen in ber Zeftftellung ber phnfiologiihen 
Folgen des Unfalls ober der eine Invalidität begründenden Gebrechen ihre Ber 
grenzung findet, Dagegen bie fonftigen ärztlichen Yußerungen, insbeſondere darüber, 
welden Einfluß ber Befund auf die Ermerbsfähigfeit des Rentenbewerbers 
ausübt, den in ihrer Entſcheidung felbftändigen Feſtſtellungsinſtanzen zwar 
wertvolle und bei inneren Krankheiten jogar oft unentbehrliche, aber keineswegs 
Binbende Unterlagen für bie Urteilsfinbung bieten“. Ich glaube nicht, daß 
derartige theoretiiche Unterſcheidungen und feine Abwägungen für die Pragis 
eine fihere Richtſchnur abgeben fönnen, und halte fie auch für entbehrlich, wenn 
nur beherzigt wird, daß ber Berater in feinem falle an Stelle des Urteilers 
treten und das fachverftändige Gutachten daher ftet3 nur ein Hilfämittel für 
den Iegteren fein darf. Je mehr basjelbe auf der techniſchen Seite liegt, um 
fo mehr wird ſich bes Richter beſcheiden muſſen; doch barf auch hier fein Opfer 
bes Berftandes gebracht werben. 1Cin Beilpiel eines Gutachtens ohne Über 
zeugungskraft, dem fih aud das RIM. vorbehaltlos angeſchloſſen Hat, |. in 
AR. 00 S. 415). Vgl. noch zu dem Erörterten die Ausführungen von Bazille 
An ArbV 02 &. 246 ff., fomie über die Tatigkeit des Arte felbft die oben 
R. 6 citierten mediziniſchen Schriften. 


=) Bol. Bd. I S. 345 N. 40. Ahnlich definiert das RBN. in AR. 93 S. 57 
Nr. 213: Dauernde Erwerbsunfähigkeit, „deren Befeitigung in abſehbarer Zeit 
nach menſchlicher Vorausficht nicht möglich Ift". Auch AR. 96 ©. 358 Nr. 521. 
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Zeitpunkte der Verfchlimmerung eingetreten.) Ein nad menſch- 
licher Vorausficht heilbares‘®) oder in feiner Wirkung auf die Er- 
werbsfähigfeit ausgleichhares Leiden begründet Feine dauernde Er- 
werbsunfähigfeit. Dabei beftimmt fi) aber die Tatſache der Heil- 
barfeit oder Ausgleichbarkeit nicht bloß nach den abftraften, durch 
die mediziniſche Wiſſenſchaft und Technif eröffneten Möglichkeiten, 
fondern vielmehr zugleich nad dem, was dem DVerficherten entweder 
nad) allgemeinen Gefihtspunften oder nad feinen befonderen Ver— 
hältniffen billig zugemutet werden kann. Daher ift mit Recht 
dauernde Ermwerbsunfähigfeit nicht angenommen worden, „mo der 
Gebrauch eines der gemöhnlichiten Heilmittel” (eines Bruchbandes), 
deſſen Beſchaffung, fei es aus eigenen Mitteln, fei e8 aus benen 
einer Kranfenfaffe oder äußerftenfalls der Armenpflege, vorausgeſetzt 
werden durfte, „die fichere Wiedererlangung der Ermerbafähigfeit 
verfpra”.) Die Verfiherungsanftalt kann dadurch, daß fie von 
dem ihr zuftehenden Rechte des vorbeugenden Heilverfahrens’®) 
Gebrauch mat, den Umfang der zu berüdfichtigenden Möglichkeit 
einer Wiederherftellung erweitern. Operationen aber, welche Ein— 
griffe in den Beftand und die Unverfehrtheit des menschlichen Körpers 
darftellen, braucht ber Betreffende keineswegs gegen feinen Willen 
über ſich ergehen zu lafjen.’') 


en) Sierüber, ſowie über den davon verſchiedenen Fall einer von Anfang 
an falfpen Diagnofe vgl ſchon oben $ 38 R. 54. 

%) Seilbarfeit liegt aber nicht vor, „menn Iebiglid bie unbeftimmte, in 
deiner Weiſe näher begründete Möglichteit, dab durch eine langdauernde, alſo 
zeitlich nicht zu überfehenbe Anftalt3behanblung die Arbeitsfähigteit wieder⸗ 
Hergeftellt werben lonne, non dem Sachverſtandigen beftätigt wird“: ngl. bie 
R. 66 citierte Entſch. Nr. 521. 

*) AN. 93 &. 57 Rr. 213. 

%) 88 18 ff. ISO. Da die Gewährung des Heilverfahrens leine Pflicht ber 
Anſtalt ift, kann auch die Ablehnung den Anfprud auf Rente allein nicht ber 
gründen, fofern auch abgeſehen davon mit der Möglihteit einer Heilung im 
Sinne des Teries gerechnet werben Tann; ngl. bie N. 69 citierte Entſch 

11) AN. 94 ©. 158 Nr. 388 (Herausnahme eined Auges zur Erhaltung bed 
anderen); vgl. dazu 3b. 1 &.314 R.25, fomte Endemann, Die Rechts- 
wirkungen der Ablehnung einer Operation (1893), beſonders S. 52: Polemik 
gegen bie abweichende Praxis bed Reichsgerichts. Dazu unten $ 81.N.36. — 
Rad) der cit. Eniſch datiert der Beginn ber bauernben Erwerbsunfahigkeit 
nit vom Zeitpunkt ber Weigerung, fondern von demjenigen an, in bem der 
ohne operativen Eingriff unheilbare Zuſtand ber Ermerbäunfähigteit objeftio 
vorhanden war. So richtig das ift, jo wenig Tann ich umgekehrt bie Auffaffung 
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VII. Indem das Gejeg den fortdauernden Zuftand der Er- 
werbsunfähigkeit zur Grundlage eines Anſpruchs auf fortvauernde 
Rentenleiftungen macht, begründet es zwiſchen beiden einen gewiſſen 
Parallelismus, indem cs Entftehung, Dauer und Endigung beider 
grundfägli einander entſprechen läßt. Daher entfteht zunächſt der 
Anfpruh auf Rente mit der Entftehung der dauernden Erwerbs- 
unfähigfeit oder, anders ausgedrüdt, mit dem (endgiltigen) Verluft 
der Ermwerbsfähigfeit. Wer von jeher erwerbsunfähig geweſen ift, 
kann nicht in die Verfiherung eintreten und feinen Anſpruch auf 
Rente erlangen ;'?) die Invalivenverficherung ift in dieſem Sinne 
eine Verficherung gegen den Verluft der Erwerbsfähigkeit (vgl. ſchon 
oben $11 N.A). „Die Invalidentente beginnt” ferner grundſätzlich 
„mit dem Tage, an welchem der Verluft der Ermerbafähigfeit ein 
getreten ift“ ($ 41 Abf.1 IVG.). Sie kann aber dementſprechend 
nur beginnen, wenn im Zeitpunkt der eingetretenen dauernden Er⸗ 
werbsunfähigfeit die übrigen Borausfegungen für die Verwirklichung 
des Anſpruchs, insbefondere die anſpruchsreife Anwartſchaft, bereits 
vorhanden find, fofern fie nicht ausnahmsmeife mit rüdwirkender 
Kraft durch nachträgliche Beitragsleiftung noch fpäter hergeftellt 
werben fünnen (vgl. oben $ 52 II, 4b); im übrigen vernichtet auch 
der vorzeitige Eintritt dauernder Erwerbsunfähigfeit die Möglichkeit, 
einen Rentenanfpruch zu erlangen (vgl. oben $53 II, 5d).'”) Wer 


von AR. 00 ©. 674 Rr. 818 billigen, nad) welder, wenn der Berfiherte fich 
freimilig und mit Erfolg operieren läßt, niemals dauernde Erwerbs- 
unfägigteit im Sinne des Geſehes vorgelegen babe. Vielmehr meine ih, daß 
der Betreffende bis zur Wieberherftellung ald bauernd erwerbäunfähig ans 
genommen merben muß, gerade in Berfolg bes vom RBA. in ber Entid. 
Nr. 388 eingenommenen Stanbpunktes. Denn fonft würde ſich ja der Ber- 
nünftige und Operationsmillige jchlechter ftehen, als der Unvernünftige und Renten» 
Iuftige. Und wie ſollte der Fall beurteilt werben, wenn Jemand längere Zeit 
bie Operation verweigert, bis er ſich endlich zu derſelben beftimmen Taßt? 

72) fiber eine Ausnahme Infolge des Wechſels der Gefeggebung vgl oben R. 4. 

») Es tönnte feheinen, als wenn der Wortlaut bes $ 15 Mb. 2 Saf 1, 
wonach Invalibentente derjenige Verfiherte erhält, welcher dauernd erwerbs 
unfähig „ift“ (mit „mirb“), dem Umftand nicht genügend Rechnung trage, 
baß weder ber von jeher Grmerböunfähige, noch der vorzeitig erwerbsunfahig 
gewordene einen Rentenanjprud; erlangen Tann. Jedoch wird nad beiden 
Richtungen jeder faiſche Schluß dadurch unmöglid, daß eben nur einem Bers 
ficherten die Grlangung ber Rente eröffnet ift, wahrend derjenige, der zwar 
erwerbsunfähig ift, aber entweber es immer geweſen ober vorzeitig geworben 
ift, nicht in die Verſicherung eingetreten bezw. wieder aus ihr ausgeſchieden ift- 
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dagegen die Rente für dauernde Invalidität einmal bewilligt erhalten 
bat, der bezieht fie, von den Fällen des ausnahmsmweifen Ruhens 
($ 48 3VG.) abgefehen, fo lange die Erwerbsunfähigfelt dauert, 
während fie ihm entzogen werben Tann, fobald er infolge veränderter 
Verhältniffe nicht mehr als erwerbsunfähig ericheint ($ 47 IVG.). 
Im einzelnen werben dieſe Anwendungen des Prinzips noch weiter 
unten beſprochen werben. 
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„Invalidenrente erhält auch derjenige nicht dauernd erwerbs- 
unfähige Verficherte, welcher während 26 Wochen ununterbrochen 
erwerbsunfähig gewefen ift, für die weitere Dauer feiner Erwerbs« 
unfähigteit“ ($ 16 IVG.). 

I. Die vorübergehende Erwerbsunfähigkeit als Anſpruchsgrund 
für die Invalidenrente fegt danach voraus: 

1. eine über 26 Wochen ſich erſtreckende Erwerbsunfähigfeit. 
Der Begriff der Erwerbsunfähigkeit fol nach dem ganzen Zufammen« 
bange, in welchem $ 16 IJVG. mit $ 15 Abſ. 2 Satz 1 fteht, 
augenſcheinlich derſelbe fein, wie derjenige, welcher ber dauernden 
Erwerbsunfähigkeit zu Grunde liegt.') Der Anfpreher muß alfo 
während 26 Wochen nicht mehr im ſtande geweſen fein, durch eine 
ihm zuzumutende Lohnarbeit ein Drittel des Verbienftes eines ge⸗ 
ſunden Berufsgenoffen zu erwerben. Die einzelnen Elemente biefer 
Begriffsbeftimmung ergeben ſich aus den im vorigen Paragraphen ge= 
machten Ausführungen. Hiernach ift insbefondere auch für $ 16 
IVG. eine völlige Erwerbsunfähigkeit im natürlichen Sinne nicht 
vorausgeſetzt;) es genügt, daß der Verbienft des Fritifchen Halbjahres 
binter der für Die gleiche Zeit berechneten Verbienftgrenze zurüdhleibt. 
Auch für $ 16 genügt aber ferner eine bloße Berufsinvalidität begrifflich 
nicht. Nur wird tatſächlich der Kreis der einem Verficherten außer- 
halb feines eigentlichen Berufes billig zuzumutenden Arbeiten ein 
engerer fein, wenn es fi um einen vorausfichtlich vorübergehenden 
Leidenszuſtand handelt, ale da, wo bie Anpafjung an einen voraus= 
ſichtlich bleibenden Zuftand in Frage fteht.?) 

1) Übereinftimmend AN. 95 S. 258 Nr. 469 Abſ. 2. 

2) Bgl. dad Erk. Ar. 469 Abſ. 4, ſowie Bd. J S. 346 N. 41 a. €. 

2) Bgl. Gebhard: Düttmann Anm. 4 Abi. 3, ſowie die, zunächft auf 

Rofin, Recht ber Urbeiterverfiherung. Banb II. 43 
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2. Wie die dauernde Ermerbsunfähigkeit muß auch die vorüber 
gehende durch einen Zuftand von Körperjjwäche herbeigeführt fein, 
der feinerfeits zwar auch auf Alter oder Gebrechen beruhen kann,“) 
nad Lage der Sache aber meiftens auf Krankheit beruhen mirb.°) 
Jener Zuftand von Körper hwähe muß aber einerjeits während ber 
265 Wochen im wefentlihen‘) ununterbroden,') wenn auch vielleicht 
in verfchtedener Stärke, angedauert haben, während er andererjeits 
doch „nicht dauernd“ im Sinne des Gefeges fein darf, aljo noch die 
Vorausficht feiner Bejeitigung offen laſſen muß.®) 


II. Hat die vorübergehende Erwerbsunfähigkeit in dieſem Sinne 
26 Wochen beftanden, fo wird fie vom Gefeg bis auf weiteres als 
dauernd angenommen und als folde zum Anfprucsgrunde für bie 
Imvalidentente erhoben. Auch dieſe als dauernd angenommene ®) 
(fiktiv dauernde) Ermerbsunfähigkeit ift hiernach, wie die wirklich 


bie Krankenverfiherung begügligen Ausführungen in Bd. I &. 336 R. 22 mit 
S. 334 R. 15. 

Inſofern iſt die Definition in 8b. J S. 345, welche ausſchließlich auf 
Krankheit abftellt, zu eng; vgl. die Entf. Rr. 469. 

%) Daher der in der Praxis bes RB. eingebürgerte Name „Rrantenrente“ 
(4.8. AR. 00 &.224). Dah die Rrantpeit nicht notmenbig eine mebizinifch 
unterſcheidbare fein muß, vgl. oben $ 60 R.63. Auch mehrere, auf einander 
folgende, mediziniſch verſchiedene Krankheiten Tönnen einen fortbauernden Zus 
fland der Korperſchwäche begründen; vgl. dazu Bb I. &. 300 ff. Die Krankheit, 
welche vorliegt, braucht nicht notwendig eine anrechenbare im Sinne von $ 30 
IB. zu fein (AN. 98 ©. 334 Nr. 656 und befonders Weymann Anm. 7), 
ann es aber fein, was für Beginn und Borausfefungen der Krankenrente 
wichtig werben Yann (ogl. unten R. 14). 

®) Mißlungene Verſuche zu arbeiten liefern feinen Gegenbeweis gegen bie 
fortbauernbe Körper gmäge, beftätigen fie im @egentell; vgl, insbeſondere 
Bofferv. Woedtke Anın. 2 zu $ 10 ©. 89. 

N) Daf man begrifflih das Wort „ununterbroden“ auf bie in ber Ers 
merböunfäßigkeit liegende Yrperlie Unfähigkeit beziehen muß, exgibt ſich 
unzweifelhaft daraus, baf die Beurteilung ber Erwerbs h d he für ben ganzen 
Halbjährigen Zeitraum eine einheitlie fein muß; vgl. Bb. I S. 345 R. 41. 
Diefe Auffaffung dedt fi fachlich mit der von Bebhard-Düttmann Anm.4 
Abſ. 4 und 5 a. €. vertretenen. 

©) Dgl. über den Wegriff oben $ 60 VII, 3, beſonders R.66 und bazu 
AR. 94 S. 172 Nr. 396. 

) Diefer Ausdrud ift für ben Anfpruchägrund des $ 16 begeicinenber, ala 
der „vorübergehende Ermerböunfähigleit“, weil bie lehiere ja auch ſchon vor 
Ablauf der 26. Woche, alfo vor Eintritt des Anſpruchsgrundes als folgen, befteht. 
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dauernde, ein in gemwiffen Grenzen fortdauernder Zuftand, welchem 
ein Anſpruch auf fortdauernde Leiftungen entipriht. Sein Beginn 
und damit auch grumbfäglich der Beginn der Rente fällt aber nicht 
auf den Beginn der (vorübergehenden) Erwerbsunfähigteit, es findet 
teine Rücheziehung des Anſpruchs auf diefen Zeitpunkt ftatt, fondern 
auf den Ablauf der 26. Woche nach demfelben.') Sein Ende if, 
abgejehen zunächft von dem Übergang in wirklich dauernde Erwerbs- 
unfähigfeit, dann gegeben, wenn nad dem gefamten, gebefierten 
Zuftande'') des Nentenbeziehers berjelbe wieder fähig ift, durch die 
ihm billig zuzumutenden Arbeiten die Verbienftgrenze zu erreichen. 
Dann kann, wie bei der Dauerrente, bie Entziehung der Kranken⸗ 
vente ftattfinden,') während eine Gewährung auf Zeit auch bier 
ausgeſchloſſen ift.'”) Im übrigen aber ift der Parallelismus zwiſchen 
Anſpruchsgrund und Anfpruch hier nicht fo unbedingt burchgefüihrt, 
wie bei der wirklich dauernden Erwerbaunfähigfeit. Denn während 
allerdings prinzipiell auch bier die anfpruchsreife Anwartſchaft im 
Moment des Eintritts des Anſpruchsgrundes vorhanden fein muß, 
erleidet dies doch infolge des Zufammenhanges ber vorübergehenden 
Erwerbsunfähigfeit mit der anrehenbaren Krankheitszeit eine ſchon 
früher'*) beſprochene Ausnahme, welche die Erfüllung der Warte 
zeit und damit den Beginn der Krankenrente auch noch zu einem 
fpäteren Zeitpunkt ermöglicht. 

II. Was das Verhältnis der beiden bisher erörterten Für- 
Torgegründe zu einander anlangt, fo ift es ar, daß von einem Zu⸗ 
fammentreffen im Sinne einer gleichzeitigen Verwirklichung beider 


20) Die Mot. zu $ 10 Entw. IVG. reden von einer „Verkürzung ber Warter 
zeit“ durch Gerabfepung ber Jahresfriſt, melde nad; dem ©. 89 zur Erlangung 
der Krankenrente erfordert wurde (vgl. oben $ 11 R.9). Die Bezeichnung der 
26 Wochen ais Wartezeit {ft aber mit dem Rehtäbegriff ber Iefteren unver- 
einber, weil während biefer Zeit der Anſpruchsgrund als folder fid überhaupt 
noch nicht verwirklichen Kann (vgl. bie vorige Rote und Bb. I ©. 467 ff). 
ebenfalls ift auch bier (vgl. über einen anderen Fall oben $ 54 V, 3) eine 
ſtrenge begriffliche Scheidung von ber eigentlichen Wartezeit für ben Invaliden ⸗ 
sentenanfprud ($ 29 IB®.) unbedingt geboten. — Anwendung ber neuen 
karzeren Friſt des $ 16 IV®. gemäß $ 193 bei ſchwebenden ober nad) bem 
1. Ian. 1900 anhängig werbenben Fällen (AR. 00 ©. 409 Rr. 794). 

") Dazu Gebhard Düttmann Anm. 5 Sap 2. 

=) 8 47 386. mit AR. 95 ©. 252 Nr. 460. Näheres weiter unten. 

) AN. 97 ©. 353 Nr. 588. 

*) Bol. oben $ 11 R. 11 und $ 38 hinter R. 64. 

43* 
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begrifflih nicht die Rede fein Fann.%“) Mohl aber geftattet ihr 
Begriff das Übergehen des einen Fürforgegrundes in den anderen, 
fei e8, daß der Zuſtand eines Krankenrentners fih infolge ein- 
getretener Verfhlimmerung fpäter als unheilbar erweift, fei es, daß 
der eines Dauerrentners nad Ablauf von 26 Wochen feit dem erften 
Eintritt der Ermerbsunfähigkeit infolge unerwarteter Beflerung nun= 

> mehr die Ausſicht der Herftellung eröffnet. Für die praktiſche Be— 
handlung diejer Fälle ift entſcheidend, ob und inwieweit das Geſetz 
den Zuftand der fiktiv dauernden mit dem der wirklich dauernden 
Erwerbsunfähigkeit zu einem einheitlichen Tatbeftande und damit Die 
daraus entſprechenden Anfprüche zu einem einheitlichen Rechts- 
verhältnis zufammenfaßt. Für das frühere Recht konnte diefe Frage 
uneingefehränft bejaht werden;'?) dagegen ift bereit an anderer 
Stelle (vgl. oben $ 54 N. 57) zur Sprache gekommen, daß wenigſtens 
die Praris des RVA. für den erften ber beiden obigen Fälle bei 
Anwendung des $ 47 Abſ. 4 JVG. eine Verſchiedenartigkeit ber 
Anſpruchsgründe und Anſprüche und damit eine Anredhenbarkeit der 
Dauer der Krankenrente für die Höhe der anſchließenden Dauer- 
vente annimmt. 


8 62. Alter. 


I „Altersrente erhält ohne Rüdfiht auf das Vorhandenfein 
von Ermerbsunfähigfeit derjenige Verficherte, welcher das 70. Lebens- 
jahr vollendet hat“ ($ 15 Abf.3 IVG.). „Die Altersrente beginnt 
früheftens mit bem erften Tage des 71. Lebensjahres” ($ 41 Abf. 2). 
„Während des Bezugs von Imvalidenrente ruht der Anſpruch auf 
die Altersrente" ($ 48 Abſ. 3 Sat 1). 

Aus dem Zufammenhalt dieſer drei Beitimmungen ergibt ſich 
das Weſen des Alters als Anjpruchsgrundes und fein Verhältnis 
zum Anſpruchsgrunde der Erwerbsunfähigfeit. 


2) Bgl. dazu aber unten $ 66 R. 34. 

15) Bol. die bereits oben $ 54 N. 54a citierte Entf. Rr. 584: „Es ergibt 
fi, daß ber Gefeßgeber die nicht dauernde Grwerbäunfähigfeit, wenn und 
ſoweit fie länger als 1 Jahr ununterbrochen währt, rechtlich völlig gleichftellen 
wollte der Invalidität im Sinne des $ 9 (15), unb daß Siernad für beibe 
Arten von Ermerbsunfähigfeit nur eine begrifflich einheitliche Invalidenrente 
feftgefegt werben follte." Dazu auch bie oben $ 54 R.54 citierte Entid. 
Nr. 749 und bie hier N. 12 citierte Entſch. Rr. 460. 
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U. Das bier in Betracht kommende Alter ift ziffernmäßig be= 
flimmt:') es ift ein foldes von mehr ala 70 Lebensjahren. 
Nehnungsmäßig beginnt es daher mit dem erften Tage des 
71. Lebensjahres d. 5. mit dem fog. 70. Geburtstage (vgl. oben 
$ 10 ID. 

III. Das Alter ift ein zweiter, felbftändiger, wenngleich mit 
dem der Erwerbsunfähigfeit in einer gewiffen inneren Beziehung 
ftehender Anſpruchsgrund. 

1. Das Alter ift ein felbftändiger Anſpruchsgrund. Er erzeugt 
nicht als „fingierte Erwerbaunfähigfeit" den Anfpruch auf Invaliven- 
rente (vgl. Bb. I S.304, 341 N.29), ſondern einen felbftändigen, 
unter eigenen Vorausfegungen und Regeln ftehenden Anfprud auf 
Altersrente. Daher wirkt er „ohne Rüdficht auf das Vorhandenfein 
von Erwerbsunfähigfeit”, und zwar dies nad) doppelter Richtung. 
Weber braucht der Altersrentenanfpreder den Nachweis irgend eines 
Grades von Ermerbsunfähigkeit zu führen?) noch ſchadet es ihm, 
wenn biefer Nachweis von ber Gegenfeite geführt werben Fann?) 
(ogl. unten V). 

2. Das Alter ift ein zweiter, in feiner Bedeutung hinter dem 
der Erwerbsunfähigfeit zurüdtretender Anſpruchsgrund. Das zeigt 
fi nicht bloß in der Faſſung unferes Geſetzes, welches ſchon in 
feinem Titel die Verfiherung gegen Alter unbeachtet läßt (vgl. oben 
$ 2 Ziff. 1), fondern wirkt auch auf die Geftaltung der Rechtsſätze 
ein. Daher kann namentlich ein im Sinne des Geſetzes ſchon Er— 
werbsunfähiger ſich behufs Zulaffung zur Verfiherung nicht darauf 
berufen, daß er ſich noch gegen Alter verfihern könnte,t) während 
ein ſchon über 70 Jahre alter Erwerbsfähiger, welcher jetzt zuerft 
eine verſicherungspflichtige Beihäftigung übernimmt, in die Per- 
ſicherung eintreten barf,°) obgleich bei der Länge ber Wartezeit für 


H Bel. dagegen über bad „Alter“ ald Urſache der Invalidität ($ 5 Abſ. 4 
Sag 1 388.) oben $ 60 VI, 2. 

) Das fam fon in dem Wortlaut des $ 9 Abſ. 4 ©. 89 zum Ausdrud; 
der jegige Wortlaut iſt, im Anſchluß an $ 15 Abſ. 2 Say 1 weiter. Infofern 
iſt die Anderung de Wortlauts doch nicht fo inhaltslos, wie Gebhard: 
Düttmann Anm. 34 meinen. 

) Bgl. aud AN. 92 S. 125 Nr. 173 Abf. 2 Zeile 3, 4. 

H AR. 92 S. 142 Rr. 198 Schlußabfag. 

) Ja fogar genauer: muß, wenn nicht Befreiung erfolgt (dgl. sion 101,3). 
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die Altersrente (rund 23 Jahre) die Erlangung berfelben für ihn in 
hohem Make unwahrſcheinlich ift. 

3. Immerhin fteht der Fürforgegrund des Alters in einer ge 
wiffen inneren Beziehung zu dem ber Erwerbsunfähigkeit. Der über 
70 Jahre alte Verfiherte wird zwar nicht als erwerbsunfähig im 
Sinne des Geſetzes angenommen, wohl aber wird davon auß- 
gegangen, daß normalerweife feine Erwerbsfähigkeit zurüdgegangen 
fein wird und er um deswillen oder doch zur Schonung feiner noch 
vorhandenen Kräfte einer unterftügenden Furſorge würdig ift. Auch 
dieſer Gedanke erlangt bei der Regelung des Zufammentreffens 
von Invaliden⸗ und Altersrentenanfprudh feine Bedeutung (vgl. 
unten V). 


IV. Anſpruchsgrund ift ein Alter von mehr als 70 Jahren, 
nit unbedingt das Alter, welches 70 Jahre überfteigt. Daher 
ift, abweichend von der Ermerbsunfähigkeit (vgl. oben $ 60 VIII), 
der erfte Eintritt des Anſpruchsgrundes bes Alters nur „früheftens“, 
Dagegen nicht notwendig auf die Erreichung bes 71. Tebensjahres 
verlegt; feine Wirkſamkeit kann vielmehr auch in jedem fpäteren 
Momente beginnen. Daraus find bereits an anderen Stellen dieſes 
Buches Folgerungen vorweggenommen worden.) Ein Ausbrud des 
Prinzips iſt aber die oben citierte Beftimmung bes $ 41 Ahf. 2, 
nad welchem aud bie Altersrente nicht vor, möglicherweife aber 
auch erft nad) dem 70. Geburtstage beginnen kann, legteres nämlich 
dann, wenn fi erſt fpäter die fonftigen Vorausfegungen für den 
Altersrentenanfprud verwirklichen. Daher ift derfelbe insbeſondere 
dann nicht verloren, wenn am 70. Geburtstage die Wartezeit noch 
nicht erfüllt ift, vielmehr nur bis dahin hinausgeſchoben. Was bei 
dem Anſpruchsgrunde der vorübergehenden Erwerbsunfähigkeit nur 
eine unter befonderen Verhältniffen eintretende Ausnahme tft (vgl. 
oben $ 61 N. 14), wird hier zu einer allgemeinen Folgerung aus 
dem Begriffe. 

V. Alter und Ermerbsunfähigfeit können in ber Perfon des- 
felben Verfiherten zufammentreffen. Die Entſcheidung dieſer Kon⸗ 
kurrenz ergibt ſich einerfeits aus der Selbftändigfeit diefer An- 


Daß die Borausfegungen des $ 190 Abſ. 2 IB®. nicht vorliegen, wird im Text 
angenommen. 
9% Bol, oben’$J11R.4 und $52U, dc. 
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ſpruchsgrunde, anbererfeits aus ihrer inneren Verwandtſchaft mit 
einander.?) 

1. Aus der Selbftändigfeit der beiden Anſpruchsgründe folgt, 
daß, bet fonft gegebenen Vorausfegungen, jeber derfelben den ihm 
entfprechenden „Anfpruh auf Bewilligung einer Rente" ($ 112 
VG.) erzeugt. Somohl der Invalidenrenten-, wie auch ber Alterd- 
rentenanſpruch folgen babei je ihren eigenen Gefegen, ſowohl in 
Bezug auf die Höhe, wie namentlih auch in Bezug auf 
den Beginn der Rente.) Der Verfiherte hat die Wahl, beide An« 
fprüche, gleichzeitig ober hintereinander,?) je nach der objektiven 
Möglichkeit, oder auch nur einen von ihnen, den höheren ober 
auch den nieberen,'®) zu verfolgen und zur Feftftellung zu bringen.'') 


7) Die maßgebenden Entſcheldungen find AR. 93 &. 161 Rr. 308, AR. 95 
S. 257 Rr. 467 und (zum neuen Recht) AN. 02 ©. 385 Nr. 960. 

9) Entf. Rr. 467: Bewilligung einer höheren AMlterörente nad) vorheriger 
Bewährung ber Invalibenrente. „Dabei ift der Zeitpunkt ber Nachſuchung und 
Bewilligung biefer höheren Rente ohne Einfluß auf den Beginn derſelben. Es 
ift vielmehr daran feftzußalten, daß der Lauf ber hoheren Rente — ohne Aüds 
fit auf die etwa einem früheren Antrage gemäß feftgefegte niebrigere Rente — 
mit dem Tage zu beginnen bat, an welchem bie geſetzlichen Borausfegungen für 
biefelbe erfüllt waren.” 

) Letzteres Tann natürlich allein in Frage tommen, wenn für den einen 
Anſpruchsgrund bie Rente bereits bewilligt ift. Über die Frage, ob die Zeit 
eined Invalidenrentenbezugs für die fi unmittelbar anfchließende Alterärente 
gemäß $ 47 Abf. 4 zur Anrechnung gelangt, vgl. oben $ 54 bei R. 61 ff. 

0) Die Entf. Nr. 308 Abf. 4 leitet bie Befugnis des Rentenanſprechers, 
auch bie „anfceinend fich niebriger ftellende Rente zu verfolgen", allein daraus 
ab, daß die Frage nad) der Renienhöhe „nur im Wege bes inftanziellen Ver⸗ 
ſahrens entfgieden werben fann, ba die Unterlagen für bie Rentenbemeffung 
nicht felten fireitig find und über bie zutzeffende Bereinung nur die Feft- 
fellungsinftangen in maßgebender Weife befinden Zönnen“. Es bedarf aber 
m. €. dieſes Umwegs, daß bie anſcheinend niebrigere Rente vielleicht doch bie 
höhere iſt, gar nicht, ba ber Anſprecher nicht genötigt werben Tann, jeht ober 
fpäter bie Hößere Rente zu nehmen. 

1) Entſch. Rr. 467. Daß der Verſicherte die Invalidenrente „one Rüdficht 
auf das Lebensalter“ und bie Alterärente „one Rückficht auf das Borhandenfein 
von Ermerböunfähigkeit” (vgl. im Text III, 1) erhält, jchließt die Bermeifung 
desſelben auf eine andere, als bie von ihm beaniprudte Rente aus. Nimmt 
freilich der Aber 70 Jahr alte Ermerböunfähige nur die AiterBrente in Anfprug, 
jo bleibt doch, foweit es fi um die Möglichkeit feiner weiteren Berficherung 
handelt, die Feftftellung feiner Ermerböunfähigfeit, eventuell gemäß $ 155 
Wo. offen. 
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2. Aus dem inneren Zufammenhange beider Anfpruchsgründe 
folgt aber, daß die Invaliden- und Altersverfiherung nur eine ein- 
heitlihe Fürforge für die Fälle der nachlaſſenden Erwerbsfähigkeit 
bildet!2) und daß dieſelbe daher mur einmal genoffen werben kann. 
Dem doppelten Anſpruch auf Rentenbewilligung entſpricht doch nur 
ein „Recht auf Bezug der Rente” ($ 48 IVG.), wobei dem Be 
rechtigten freifteht, den nach Rentenbeginn und Rentenhöhe oder nad 
einem dieſer beiden Momente vorteilhafteren Bezug zu wählen. Das 
Recht auf den Bezug der nieberen Rente „ruht“ inzwifchen, Iebt 
aber wieber auf, wenn ber Fonfurrierende höhere Rentenbezug fort« 
fällt.) Hat aber der Berechtigte bereits die niebere Rente bezogen 
und wird ihm darauf eine Fonkurrierende höhere Rente bewilligt, 
fo bleibt ihm das Recht auf Nachbezug des nad) Rentenbeginn und 
Nentenhöhe überfchießenden Betrages vorbehalten.!*) 


2. Kapitel. Rentenanſpruch.) 
8 63. Wartezeit. 


I. Eine Vorausfegung für die Entftehung des Rentenanſpruchs 
iſt die Vollendung der in $ 29 ZUG. geregelten, im techniſchen 


2) Bgl. Hierzu noch AR. 92 ©. 142 Pr. 198 Schlupabfag. 

1) Der oben citierte $ 48 Abf. 3 Say I bringt dies für ben Fall der 
Konkurrenz einer höheren Invalibentente mit einer niedrigeren Alterärente zum 
Ausdrud. Es gilt aber auch umgekehrt: AR. 93 ©. 162 Nr. 308, vorlegter 
Abſat, Schluhfag. Daß bie Feftftellung einer Invalibenrente, melde ſich 
niebriger ftelt, als bie dem Bereditigten bereitd gemährte Allersrente, das 
Ruben ber lehteren nicht von felbft zur Folge hat, wird gemäß ber Entic. 
Nr. 308 auch für dad neue Recht In Nr. 960 beftätigt. — Das Berfahren nad 
$ 121 388. findet Hier nicht ftatt: Gebharb-Düttmann Anm. 38 zu $ 48. 

") Entf. Nr. 467; vgl. oben N. 8. Über die Art ber Verrechnung, wenn 
bie beiden Renten von verſchiedenen Berfiherungdanftalten feftgefegt find, vgl. 
Rundfhr. ABA. v. 6. Mat 1903, AN. &. 385. 

) In Bezug auf die „Anfprüce auf Renten“ (oder Beitragserftattungen) 
enthält der $ 193 IVG. eine Übergangsbeftimmung, welche das zeitliche Ber- 
halinis des IBO. aum ©. 89 regelt. Diefelbe Iautet: „Anfprüce auf Renten, 
Über melde zur Zeit des Inkrafttretens biefes Geſehes das Seftitellungs- 
verfahren noch ſchwebt, unterliegen den Beftimmungen dieſes Geſehes, fofern 
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Sinne fogenannten?) Wartezeit (vgl. Bd. I S. 467 ff.). Wartezeit 
‚aber ift in diefem Sinne eine gewiſſe Summe von Beitragswochen, 
welche der Verficherte zurücgelegt haben muß, damit der eingetretene 


lebteres für bie Berechtigten günftiger ift. Die Nichtanwendung dieſer günftigeren 
Beftimmungen bilbet einen Revifionägrund im Sinne des $ 116 A6[.3.” E83 
würbe jegt, nachdem bereits geraume Zeit feit dem Inkrafttreten des IVG. 
verſtrichen ift und bie auf $ 193 Bezüglihe Jubifatur des RBA; fih im 
meientlihen Tonfolibiert Bat, eine unverhältniämäßige Belaftung dieſes Buches 
bebeuten, in eine felbftänbige und erichöpfende Erörterung ber ſchwierigen Pro: 
bleme einzutreten. Wie an anberen Stellen dieſes Buches, fo begnüge ic mich 
daher auch bier in Vezug auf die Fragen des zmif—henzeitlichen Rechis mit einer 
foftematifgen Sufammenftelung ber bezuglichen Judikatur und einzelnen, ihre 
Würdigung betreffenden Andeutungen. Dabei kommen bier nur die allgemeinen 
Orunbfäge des $ 198 in Betradt; ihre Anwendung auf befondere Einzel: 
beftimmungen bed neuen Geſetzes ift im Zufammenhange mit ben letzteren teils 
an früheren, teil3 an fpäteren Stellen diefes Buches hervorgehoben. AIF vors 
bereitend kommen in Betracht die Verhandlungen ber am 15. und 16. Rov. 
1899 beim RB. ftattgehabten Konferenz ber Derfiherungsanftalten, deren 
Protofol in Mainzer Ztſchr. Bb. 10 S. 65 abgebrudt ift. Die vom RIA. auf- 
‚geitellten Rechtsſätze gruppieren ſich aber wie folgt: a) Anſprüche, welche nicht 
mehr ſchweben, fondern vor dem 1. Januar 1900 rechtskräftig und endgiltig, 
fei e3 negativ durch Abmeifung oder pofltiv durch Feftftellung, erlebigt find, 
bleiben von dem Wechſel des Gefepes völlig unberührt (Mot. Abf.1 zu $ 1588 
Entw. IVG.; AN. 00 Nr. 790 S. 405 Abſ. 3 Sag 7, Nr. 797 S.413 Abſ. 4). 
— b) In direltem Gegenſatz dazu findet auf Rentenanſprüche, welde am 1. Ian. 
1900 noch nicht ſchweben, jondern erft fpäter anhängig werden, unbedingt das 
neue IVG. Anwendung. Entſcheidend für bie Anhängigkeit ift aber grund: 
ſablich bie nad) $ 112 IWG. erfolgende Anmelbung des Anſpruchs (AR. 00 
Nr. 790 S. 406 Abf. 1, AR. O1 S. 194 Rr. 376). — c) Auf die in ber Mitte 
Yiegenben ſchwebenden, b. h. bereits angemeldeten, aber noch nicht rechtskräftig 
erledigten Anfprüde findet das alte ober das neue Geſetz Anwendung, je nach⸗ 
dem das eine ober das andere für bie Berechtigten (b. 5. ben Rentenanfpreder 
oder befien Rechtsnachfolger: AR. 00 S. 610 Nr. 798 Abſ. 2 Sag 1) günftiger 
ift. Dabei ift aber Die Rechtslage nach dem alten unb dem neuen Geſehe im 
ganzen abzuwägen, fo daß immer nur das eine oder dad andere Geſetz, dann 
aber auch mit feinen an fi) ungünftigeren Beftimmungen, in Anwendung kommen 
ann (AR. 00 Rr. 790 ©. 406 Abſ. 1). — d) Soweit nad ben Sägen zu b 
und c ungünftigere Beftimmungen bed IBG. zur Anwendung gelangen, maden 
Diefelben nad) dem Charakter des neuen Geſetzes ald eined „auäbauenben, ers 
fäuternden und fortbilbenden Ergänzungögejeges" prinzipiell aud vor „mohls 
erworbenen Rechten” nit Balt (AR. 00 Nr. 790 &. 405 Abf. 3, ©. 406 Abi. 1). 
Daher findet namentlich der Grundſatz c auf Fälle, in denen die Invalibität 
ſchon vor dem 1. Ian. 1900 eingetreten war, felbft dann Anwendung, wenn 
man davon ausgeht, daß ber Rentenanſpruch nicht erft mit der Anmeldung, 
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Anſpruchsgrund Wirkfamkeit entfalten und den Anſpruch felbft er- 
zeugen kann ($ 28 Ziff. 1 IVG., vgl. oben $ 38 1, 4). Hierin 
Viegt begrifflich · 


ſondern ſchon mit der Erfüllung feiner materiellen Vorausſetzungen erworben iſt. 
(Diefer Say iſt am bedenklichſten und am meiſten angefochten; vgl. die Ans 
wenbung beäfelben auf die Frage ber Wartezeit in AN. O1 S. 194 Rr. 876 
und dazu unten R. 15.) Immerhin hat dod dad RB. gemiffe einzelne, unter 
der Herrſchaft des alten Recht? erwachſene „Zatbeftände mit felbftändiger 
rechtlicher Vebeutung“ (vgl. Follmann in ArbB. O1 &.263 Sp. 2) auch da 
aufrechterhalten, wo auf ben Fall im ganzen dad neue Recht Anwendung finden 
mußte, So 3.8. hinfichtlich der nachträglid, aber vor dem 1. San. 1900 verr 
wendeten Beitragsmarken ($ 146), ſowie einer nad altem Recht erhaltenen Ans 
wartſchaft (846) AR.00 S. 406 Nr. 792 und dazu oben $52 R. 20 litt. a und 
$54R. 7 litt. b. — Zu biefen prinzipiellen Sägen treten bann noch folgende Hinzu, 
melde die zeitlichen Grenzen bed nad $ 193 bebeutfamen „Schwebezuftandes* 
näher beftimmen: e) Den enbgiltig erlebigten (litt. a) ftehen diejenigen Sachen 
gegenüber, bei benen bie Abmeifung nicht befinitio, fonbern nur zur Zeit, 3. B. 
wegen noch nicht eingetretener Ermwerböunfähigfeit ober bei ber Altersrente 
wegen noch nicht vollendeter Wartezeit erfolgt ift. Der bemnädft von neuem 
erhobene Anſpruch beftimmt fi) eventuell nad ben Säßen b oder c (Bot. 
Abi. 3 zu $158a Entw. IVG. mit den Konferenz-Protofollen S. 66 Sp. 1). — 
f) Au wenn vor dem 1. Jan. 1900 eine Rente nur dem Grunde nach rechts 
kraftig zugeſprochen ift, während das für bie Feſtſtellung des Betrages vor⸗ 
behaltene Verfahren an dieſem Tage noch ſchwebt, ift für bie Höhe der Rente 
das neue Befek als das günftigere maßgebend (AR. 00 ©. 693 Rr. 827, AR. 
01 S. 400 Rr. 894). — g) In Abſchwäachung bed Satzes zu b mit d ift ein 
Anſpruch ald ſchwebend angenommen worden, der zwar erft unter ber Herrſchaft 
des neuen Geſetzes formgerecht bei ber unteren Berwaltungdbehörbe gemäß 
$ 112 IB®. angemelbet worben war, ber aber bereit vor bem 1. Jan. 1900 
münblic) bei dem Bürgermeifteramt des Ortes angebracht worden war (AR. OL 
©. 436 Rr. 915). — h) Su den ſchwebenden Sachen gehören auch diejenigen, 
in denen bereitö ein fchiedögerichtliche8 Urteil ergangen war und nur noch das 
Revifionsverfahren ſchwebt (AR. 00 Rr. 790 &.404 Abſ. 5, &. 410 Rr. 795, 
S. 413 Rr. 797 Abſ. 3). Borauögefegt ift aber, daß ein formell zu Recht er« 
gangenes ſchiedsgerichtliches Urteil vorliegt. Hatte ber Anſprecher Berufung 
eingelegt, obwohl gar kein berufungäfähiger Veſcheid vorlag, vielmehr die Ans 
ftalt die Erteilung eines folgen bem bereits rechtskräftig abgewieſenen Kläger 
verweigert hatie, fo kann der letztere daraus, daß bad Schledsgericht die Ber 
rufung durch Urteil und nicht a limine burd Verfügung zurüdgemwiefen Bat, 
feine Rechte im Sinne von $ 198 ableiten, vielmehr verbleibt e& bei bem 
Grundſah a (AR. 00 &.411 Rr. 796; vgl. aber dazu unten $ 70 R. 80). 
Anderd aber wiederum, wenn ber Anftaltävorftand, obwohl Hierzu nicht vers 
pflichtet, dem Anfprecher einen neuen berufungäfähigen Beſcheid, wenn auch 
inhaltlich unter ledigücher Aufrechterhaltung des früßeren, erteilt hatte und 
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1. Die Wartezeit ift zunächſt eine Kalenderzeit d. h. eine gewiſſe 
Summe?) von Kalenderwohen in bemfelben Sinne, in weldem 
überhaupt ber Beitragswoche eine Kalenderwoche entfpricht (vgl. 
oben $ 38 I, 1 und 2). Nicht notwendig aber ift die Wartezeit 
ein zufammenhängenber Zeitraum; die Beitragswochen, welche fie 
konſtituieren, brauchen nicht notwendig ohme Unterbrehung an⸗ 
einander anzuſchließen. 

2. Die Wartezeit ift eine qualifizierte Karenzzeit (vgl. Bd. I 
©. 469), indem fie außer dem Zeitablauf auch noch die Beitrags- 
entrichtung erfordert. Die Beitragswochen, welche die Wartezeit er- 
füllen, find nur ſolche, für melde der gefeglihe Beitrag entrichtet 
ift (vgl. oben $ 38 I, 3 litt. b) ober als entrichtet gilt (litt. o). 
Für die Notwendigkeit der geſchehenen Entrichtung kommt aber die 
Möglickeit nachträglicher Beitragsleiftung in den gejeglicden Grenzen 


daraufhin das noch ſchwebende Rechtsmittelverfahren in Bang gefommen war 
(AR. 00 &.692 Nr. 825, 826). — i) Nicht bloß wenn die vom Anſprecher 
eingelegte Reviſion begründet ift, fonbern aud; wenn das nicht ber Fall ift, 
hat das RVA. das Berufungäurteil aufzuheben, falls fi ergibt, daß die An- 
menbung des neuen Rechte dem glager günftiger ift. Das ift der Sinn des 
unklar gefaßten $ 193 Schlußjag (Romm.Ber. Abi. 2 zu $ 1588 Entw. IB®.; 
AR. 00 Nr. 790 S.404 Abſ. 6, 405 Abi. 1; AR. 00 S. 410 Rr. 79). — 
k) Der $ 198 kommt aud dann zur Anwendung, wenn bie Revifion von der 
Anftalt eingelegt ift; doch Tann das nicht ſoweit gehen, baf eine reformatio. 
in pejus zu Ungunften ber Anftelt ftattfindet (AR. 00 &. 412 Rr. 797, AR. OL 
©. 400 Rr. 894). — Zur Kritik ber angeführten Entſcheidungen dienen namentlid- 
die Erörterungen bei Weymann zu $ 193; bazu auch Gebharb- Düttmann 
Anm. 2f. und Graßmann Anm. 3 zu $ 198, auch Pauli in ArbR. 00 
S.329 ff. Vgl. auch die in Unfallfahen ergangene Rekurs-Entſch. AN. O1 
S. 551 Rr. 1875. 

3) In anderem untechniſchen Sinne erſcheint ber Ausbrud „Wartegeit” im 
GSefeg jelöft in $ 46 Abſ. 4 für bie Summe von 200 Beitragsmwochen, melde 
zum Wiederaufleben einer erlofhenen Anwartſchaft erforderlich ift (vgl. oben 
$54 V, 3, fomie aud) noch unten N. 6). Ferner gebrauden bie Motive ben 
Ausbrud für bie 26 Wochen bed $ 16 IB®. (vgl. oben $ 61 R. 10, fomte im 
ganzen $38 N. 14). In einem ſehr eigentümligen und durchaus abzulehnenden 
Sinne verwendet dad RBA. gelegentlich in AN. 94 ©. 36 Nr. 324 den Ausdruck 
„Wartezeit“, nämlich für bie gange Zeit, melde vom Beginn ber Verficherung 
biß zum Rentenbeginn verlaufen ift, in welcher aljo der Verſicherte tatſachlich 
auf die Rente gewartet hat. Daher wird dort von einer Verlängerung ober 
Verkurzung der Wartezeit geſprochen, je nachdem ber Rentenbeginn fi hinaus- 
ſchiebt ober zuruck verlegt wird. Bol. auch unten $ 64. N. 6, 

3) Eine einzige, an berfelben fehlende Woche vernichtet den Rentenanipruht 
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(vgl. oben $ 52) in Betracht, welche es bewirkt, daß die tatſächliche 
Beitragszahlung fi von ihrer Talendermäßigen Grundlage [oslöfen 
und eventuell für einen größeren Teil der Wartezeit oder unter 
Umftänden fogar für die ganze) nadträgli auf einmal erfolgen 
kann. Als entrichtet gelten die Beiträge für die fingierten Beitrags- 
wochen, welche als Krankheits- oder Militärbienftwochen nah $ 30 
IIG. zur Anrechnung gelangen (vgl. oben $ 38 IT) ober als 
Wochen des Nentenbezugs nad $ 47 Abf. 4 Sag 1 den Kranf- 
heitswochen in beftimmten Fällen glei geftellt werben (vgl. oben 
$ 54 IV, 4). 

3. Nur anrehenbare Beiträge kommen für die Wartezeit in 
Betracht. Beitragswochen im Sinne des $ 29 IJVG. find mır 
ſolche, denen ein gegenwärtig vechtsgiltiger Beitrag entfpricht (vgl. 
oben $ 38.N. 10). Entſcheidend ift dabei für die rüdjchauende 
Beurteilung in legter Linie der Zeitpunkt der materiellen Ent- 
ſtehung des Rentenanſpruchs.) Daher fommen Beiträge nicht in 
Betracht, für welche von Anfang an jede Beitragsberechtigung fehlte, 
noch auch foldhe, für welche die Beitragsberechtigung oder die Redhts- 
wirkſamkeit nachträglich fortgefallen iſt. Die Einzelheiten biefer Ver- 
hältniſſe find in den beiden legten Kapiteln des vorigen Buches ein- 
gehend erörtert worden. 

4. Der Beginn des Laufs der Wartezeit entſpricht dem Eintritt 
in die Verfiherung mit der erften (auch nachträglich erfolgenven) 
berechtigten Veitragsentrihtung. Die Wartezeit iſt zurüdgelegt, 
wenn bie legte dafür erforderliche Beitragswoche (vgl. unten N. 12) 
erfült ift; doch kann gemäß dem bei Ziff. 3 Bemerkten der Erfolg 
der vollendeten Wartezeit duch Erlöfhen der Anwartſchaft gemäß 
$ 46 nachträglich wieder aufgehoben werben, fo daß dann eine neue 
Reihe von Beitragswochen bis zum Wieberaufleben der Anwartſchaft 
zu laufen beginnt.) Daß die Wartezeit vollendet fein muß, bevor 


) Dan denke an den Fall, daß bei einer Wartezeit von 200 Wochen ($ 29 
Biff. 1) gemäß $ 146 Satz 1 eine vierjärige Frift für die nachträgliche Beitrags: 
leiftung gemaßrt bleibt. 

5) Derfeibe ift nicht unbedingt mit dem erften Eintritt bed Anſpruqhs- 
grundes idenliſch; vgl. unten bei R. 7. 

%) Das ift die Wartezeit des $ 46 Abf.4 IB®.; vgl. oben R.2. Es 
märe aber unrichtig, zu fagen, daß nad dem Erldſchen der Anwartſchaft der 
Verſicherte eine neue Wartejeit im Sinne bed $ 29 beginnen und vollenden 
muß. Denn bie Regeln des $ 29 gelten nicht für die immer nur 200 Wochen 
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der maßgebenbe Anſpruchsgrund zuerſt ſich verwirklicht, kann nicht 
unbedingt feſtgeſtellt werden; vielmehr haben die Erörterungen in 
88 60—62 diefes Buches bereits ergeben, daß die Wartezeit des 
VG. eine bebingende?) mur bei der dauernden Imvalidität des 
$ 15 IVG. ift, während fie für die Altersrente in allen Fällen, für 
die Kranfentente des $ 16 IVG. aber wenigftens in gewiffem Um- 
fange nur eine befriftende Bedeutung hat, fo daß ſich inſoweit die 
Entftehung des Anſpruchs nur bis zur nachträglichen Vollendung 
der Wartezeit verſchiebt. 

5. Die Wartezeit Tonftituiert begrifflih einen Teil der Anwart- 
ſchaft, welche mit ber Vollendung jener den Charakter der Anſpruchs- 
veife erlangt (vgl. oben $ 53 N. 37). Da aber die Wartezeit für 
die beiden Anfprudsgründe der Invalidität umd des Alters ver- 
ſchieden lang ift, fo ergibt fi, daß der Vegriff der anfpruchsreifen 
Anwartſchaft ein relativer ift und eine Anwartſchaft für den Anſpruch 
auf Invalidenrente veif, für den auf Altersrente dagegen noch une 
teif fein kann. 

I. Das neue JVG. kennt nah $ 29 Abf. 1 drei, in ihrer 
Dauer verſchledene Wartezeiten, eine für die Altersrente und zwei, 
unter verſchiedenen Vorausfegungen eintretende, Wartezeiten für die 
Invalidenrente. Ein Unterſchied zwiſchen der Dauerrente aus $ 15 
und der Kranfentente aus $ 16 IVG. wird in diefer Beziehung 
nicht gemacht. 

1. Die normale Wartezeit für die Altersrente®) beträgt nad 
$ 29 Ziff. 2 IVG. 1200 Beitragswochen. Diefelbe hat gegenüber 


betragende Wartezeit des $46 Abf.4. Und ſelbſt, ſoweit tatſachlich die neuen 
gemäß $ 46 zurüdgelegten 200 Wochen der gleihlangen Wartezeit des $ 29 
Siff. 1 entſprechen, Tebt doch mit der 200. Woche bie alte Anmartfchaft wieber 
auf und fie, nicht aber die neue, ift es dann, welde die für den Anſpruch maß⸗ 
gebende Wartezeit in fich enthält. Jeder Verfiherte erhält alſo die Rente ent» 
weber gar nicht, oder auf Grund feiner erften, die Wartezeit erfüllenden Beis 
tragswochen. 

) Der Gegenſatz ber bedingenden und befriſtenden Karenzzeit iſt zuerſt von 
mir in Bd. I S. 470 entwickelt worden. Derſelbe iſt dann angenommen und für 
bie Kranfenverficherung meiter ausgebaut worben im Erl. preuß. OW®. v. 14. Dez. 
1891 (Entf. 8b. 22 ©. 356). Für dad IVG. ebenfo Gebhard-Düttmann 
Anm. 3 zu $ 29; anders für öfterreichifches Recht (unter Anerkennung bes ſach⸗ 
lichen Gegenſahes bei anderer Rechtöfonftrultion) Menzel S. 124. 

®) Dieſelbe kommt vorläufig nur mit den für die Übergangsperiobe geltenben 
Berfürzungen zur Anmendung (vgl. unten $ 64). 
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den nad; früherem Recht geforderten 1410 Beitragswochen eine Ver⸗ 
Zürzung im Verhältnis von 47:40 erfahren (vgl. oben $3EN. 15a). 
Ob bezw. inwieweit fi die vorgefchriebene Wartezeit aus Beiträgen 
für Pflicht oder jede Art freiwillige Verfiherung zufammenfegt, ift- 
bier ganz gleichgiltig.°) 

2. Die Wartezeit für die Invalidenrente ift nad dem Wort- 
laut von $ 29 Ziff. 1 eine längere von 500 und eine kürzere von 
200 Beitragswochen. Die fürzere Frift gilt dann, „wenn minbeftens 
100 Beiträge auf Grund der Verfiherungapflict geleiftet worben 
find“. Die Beſtimmung fol einer allzu großen Ausnugung der 
freimilligen Verſicherung wehren.!%) Das Geſetz verlangt aber nichts 
anderes, als die nadte Tatſache ber geleifteten 100 Pflichtbeiträge. 
Wird diefe bei Erhebung des Rentenanſpruchs nachgewieſen, fo 
tommt dem Anfprecher die Fürzere Wartezeit zu gute, deren noch 
übrige 100 Wochen dann au; durch freimillige Beiträge jever Art 
gevedt fein können. Können die 100 Pflichtbeiträge nicht nach- 
gewieſen werben, fo gilt beftenfalls (vgl. unten III) die längere 
Wartezeit. Dagegen ift darüber, wann jene 100 Pflichtbeiträge ge- 
Teiftet fein müſſen, geſetzlich nichts beſtimmt. Sie können fi} da- 
ber beliebig auf den Lauf der Verfiherung verteilen. Insbeſondere 
Tann der Eintritt in die Verficherung freiwillig erfolgt fein; bie 
100 Pflichtwochen können durch Zeiten freiwilliger Beitragsleiftung 
unterbrochen fein, und namentlich ift e8 nicht nötig, daß fie in den 
erften 200 Beitragswochen, vom Eintritt in die Verficherung an ges 
rechnet, begriffen find.) Daraus ergibt fi, daß, vom vor« 


) Der Abſ. 2 des $ 29 (= $ 117 Abſ. 3 G. 89) findet auf bie Wartezeit 
für die Altersrente Feine Anwendung: AR. 98 ©. 630 Nr. 690 Schlußabſatz. 
gl. aber doch auch Über eine mögliche indirekte Einwirkung desſelben auf den Alters⸗ 
rentenanſpruch durch Vermittlung ber $$ 146 und 46 IBE. Weymann Anm. 12. 

ic) fiber den Gang der legislatoriſchen Beratungen vgl. die ausführlige 
Sufammenftellung bei Jjenbart-Spielfagen Anm. 1. 

N) Diefer wichtige Punkt wird in den Kommentaren zu wenig betont (mifs 
werftänblic 5. 8. Piloty, Anm. zu $ 29, ©. 80 96.2 ©. 1 „barunter”). 
Warde man ihn nicht beachten, fo kame man dazu, zu behaupten, dab, wenn 
unter ben erften nachgewiefenen 200 Beitragswochen nur 99 Pflichtwochen fich 
befinden, dann bie Wartezeit erft in weiteren 300 Beitragswochen erfüllt wäre, 
auch wenn biefe jämtlih in der Zwangsverſicherung zugebradt wären. Rad 
ber Auffaffung des Textes iſt dagegen bie Wartepeit zurüdgelegt, ſobald noch 
eine Pflichtwoche Hinzugelommen if. Daß das der Sinn des Geſetzes ift, 
bürfte, zumal nad) den Erklärungen des Regierungsvertreter8 Dr. Kaufmann, 
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ſchauenden Standpunkte bes noch aktiven Verſicherten aus betrachtet 
«vgl. oben I, 4), die fürzere Wartezeit für ihn erfüllt und feine 
Anwartſchaft anſpruchsreif geworben ift, ſobald er beiden Voraus- 
fegungen genügt und einerfeits mindeftens 200 Beiträge überhaupt, 
‚andererfeit8 aber minbeftens 100 Pflichtbeiträge entrichtet hat.'2) 
Damit tft aber gleichzeitig erfichtlih, daß von die ſem Standpunkte 
aus die Fürzere Frift von 200 Wochen eigentlich nur eine Minimal- 
friſt ift, welche ſich eventuell bis auf 499 Wochen erweitern Tann, 
ber, anbers ausgebrüdt, daß bie fir einen in die Verficherung Ein- 
tretenden zunächft ins Auge zu faflende Frift von 500 Wochen fi 
für ihn auf 200 Wochen verkürzt, ſobald er die 100. Pflichtwoche 
zurüdgelegt hat. 

Den Beweis der 100 Pflichtwochen muß der Verficherte führen; 
die Vermutung des $ 147 IVG. reicht hierzu nicht aus (vgl. oben 
$ 51 N. 24a). Dabei werben aber die anrechnungsfähigen fiktiven 
Beitragswochen als Pflichtwochen behanbelt.') 

Das G. 89 hatte für die Invalidenrente ohne Unterſchied eine 
Wartezeit von 285 Beitragswochen (vgl. oben $38 N. 15a). Für 
Diejenigen, welche die Vorausfegung für die kürzere Wartezeit des 
IVG. erfüllen können, alfo doch für die Hauptmaſſe der Berufs- 
‚arbeiter, bedeutet danach die Rechtsänderung eine Begünftigung,!*) 
für die übrigen Elemente dagegen eine ſtarke Verſchlechterung ber 
Rechtslage.) 


Sten. Ber. S. 2281 Sp. 1 Abſ. 3 Say 2 und &.2536, Schlußfag der Rebe, 
nicht zweifelhaft fein. Zu beachten ift dabei, daß fi ber Mortlaut des Ges 
feed, im Sufammenhange mit $ 28, auf den Standpunkt bes den erhobenen 
Anſpruch Prüfenden ſtellt. Das gleiche gilt dann für Abfa 2 des $ 29. 

”) Die Woche, mit welcher dieſen bei den Boraußfegungen genügt ift, ift 
dann im Sinne ber Ausführungen zu I, 4 des Textes „bie legte für bie Er— 
-füllung ber Wartezeit erforberliche”. 

2) Gebhard⸗ Duttmann Anm. 5 u. Andere. 

) Anwendung berfelden in ſchwebenden Sachen gemäß $ 193 IVG. (AR, 
-00 Rr. 796 ©. 412 A5f.2 ScHlubfag). 

“) Auf Grund ber oben N. J unter litt. b und d angeführten Satze hat 
das RBA. in AR. O1 ©. 194 Rr.876 daB Präfubiz aufgeftellt: „Die Ber 
fiimmungen bed $ 29 IVG. über bie Wartezeit für die Invalivenrente finden 
bei einem erſt unter der Herrſchaft des JVG. angemeldeten Anfprud auch dann 
Anwendung, wenn bie Invalidität bereits vor bem 1. Ian. 1900 eingetreten und 
damals die Wartezeit bed G. 89 (235 Wochen) erfüllt mar, während fie es nad) 
‘dem IB®. (500 Wochen) nicht if." Gegen dieſen Standpunkt richten ſich bie 
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II. Wer die 100 Pflichtbeiträge, welche die Vorausfegung der 
türzeren Wartezeit bilden, nicht nachweifen kann, ift nun aber burdh= 
aus nicht unbebingt deflen ſicher, wenigftens mit 500 Wochen bie 
Wartezeit für die Invalidenrente (vgl. dagegen oben N. 9) erfüllen 
zu fünnen. Vielmehr kommt dann noch die Beſchränkung des $29 
Abf. 2 in Betracht,!*) welcher diejenigen Arten ber freiwilligen Ver- 


temperamentvollen Ausführungen eines leider anonymen Verfaſſers in Arb®. OL 
&. 157 ff. (ogl. dazu Wegmann Anm. | I, 1 zu $ 198 und Anım. 9 zu $ 112, 
auch bie vor ber Entſch. geſchriebenen Ausführungen von Gebharb-Dütt- 
mann in Anm. 6 3u $ 29). Derteibigt wird bie Entf. Rr. 876 von Foll⸗ 
mann in Arbs. 0] &. 261 ff, odgleid „das Ergebnis berfelben auch ihn nicht 
völlig befriebigt“, und aud Ifenbart-Spielhagen 2. Aufl. Anm. 1 a. €. 
„ſtehen nit an, die gedachte Entſcheidung ebenfalls ala völlig zutreffend zu 
Begeicänen“. Ohne mid in allen Einzelheiten mit ber Kritik des Anonymus 
und Weymann’s zu ibentifizieren, Halte ich dieſelbe doch tm Refultate für 
zutreffend. Daß der erfte Entſcheidungsgrund des RVA., nach welchem ber 
Rentenanfprud) nicht mit dem Gintritt der Invalidität, fonbern erft mit ber 
Anmeldung erworben werbe, nicht zutrifft, ift mir unzweifelhaft und wird weiter 
unten noch Gegenftand befonderer Erörterung fein. Hält man aber daran feft, 
fo fann aus $ 193 IB®. allein der Grunbfak des RBA. nicht gerechifertigi 
werben. Denn baf ber Schuß ber erworbenen Rechte gegenüber bem Wechſel 
der Gefeggebung aud auf dem Gebiete des öffentlichen und fpeziell des Ar- 
beiterverſicherungsrechis bis zum Nachweiſe bes Gegenteild ald Mille bed Gejep- 
gebers anzunehmen ift, hat das RBA. in feiner oben R. 1 a. E. angeführten. 
Rekurs · Entſch. Nr. 1875 felbft glänzend ausgeführt, und demgegenüber hat es 
. Follmann nicht plaufißel gemacht, baf ber Geſebgeber bes IB®. auch bie 
Rüdmirkung des $ 29 Ziff. 1 im Sinne der Entſch. 876 als einen Zeil feiner, 
der freimilligen Verfiherung abgünftigen Maßnahmen gewollt habe. — Einen 
noch weiter gehenden Gebanten beutet übrigend Weymann auf ©. 489 lehter 
Abſatz an, indem er als ermorbenes Recht ſchon die fertige (anſpruchsreife) 
Anwartſchaft betrachtet wiſſen mil. Das würbe bazu führen, bie längere Feift 
des $ 29 IB®. in allen Fällen für unanmenbbar au erllären, in benen bie 
Anwartſchaft noch unter ber Herrſchaft des alten Rechts anſpruchsreif geworben 
ift, aud) wenn bie Invalibität erſt mad) dem 1. San. 1900 eingetreten war. 
Das halte id für zu weitgehend, weil die Anſpruchsreife fein jelbftänbiges 
Recht, fondern nur die Eigenfchaft eined Rechts, der Anwartichaft, iſt, welde 
zur Entſtehung eines weiteren Rechts, des Anſpruchs, erforderlich ift. Inhalt 
und Eigenſchaften ber Rechte unterliegen aber felbft auf bem Gebiete des 
Privatrechts weitreichend dem Wechſel ber Befekgebung (vgl. 3. 8. hinfichtlich 
des Eigentums ſelbſt Art. 181 EG. zum BGB.). 
') Demfelden entſpricht im G. 80 der $ 117 Abf.3. Dort waren ald 
Hälfte von 235 Wochen deren 117, welche im Pfliht« oder Gelbftverficerungs- 
verhältnis zugebracht fein mußten, geforbert. 
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fiherung, die fi nur als Fortfegung einer früheren Pflicht oder 
Selbftverfierung barftellen, noch weiter, als nach 829 Ziff. 1 ſchon 
der Fall ift, zurüdfegt, während er allerdings die zwangs- und 
feldftverfiherten Perfonen, alfo diejenigen, welchen das Gejeg un« 
mittelbar auf Grund ihrer Berufsftellung feine Fürforge zumenden 
will, glei} behandelt. Er beftimmt nämlich, daß dit für die Weiter 
verfiherung und bie Fortfegung der Selbftverfiherung '') „ges 
leifteten Beiträge auf die Wartezeit für die Invalidenrente” (auch 
auf die längere) „nur dann zur Anrechnung kommen, wenn min- 
deftens 100 Beiträge auf Grund eines die Verſicherungspflicht oder 
die Berechtigung zur Selbftverficherung begründenden Verhältniffes 
geleiftet worden find“. 

Daraus ergibt fih: Wer bei Erhebung eines Invalidenrenten- 
anſpruchs nicht mindeftens 100 Beiträge nachweiſen Tann, die aus 
der Pflicht oder aus ber Selbftverfiherung!*) ober gemifcht aus 
dieſer ober jener herftammen, kann überhaupt feine Rente erhalten. 
Vom Standpunkte der aktiven Verficherung aus tft alfo die Weiter 
verfierung ober die Fortfegung ber Selbftverfiderung jemandem 
nur dann als unbedingt zum Ziele führend zu empfehlen, wenn 
bereits 100 Pflicht⸗ oder Selbftverficherungsbeiträge vorliegen. Dann 
iſt ihm ſchlimmſtenfalls die Zurüdlegung der Wartezeit mit im 
ganzen 500 Wochen ſicher. Anderenfalls muß er riskieren, daß troß 
fortgefegter Zahlung feine Anwartſchaft entweder überhaupt nicht, 
ober doch erft in mehr als 500 Wochen, nämlich dann anfpruds- 
reif wird, wenn auch die legte der notwendigen 100 Pflicht- oder 
Selbftverfiherungsmarken beigebracht iſt. Bon diefem Standpunkte 
aus ergibt fi, daß auch die Frift von 500 Wochen für denjenigen, 
der nicht 100 reine Pflichtbeiträge nachweiſen Tann, fih nur als 
Minimalfrift darftellt, welcher aber hier Feine Martmalfrift mehr 
entfprigt.'") 

?) Der Wortlaut des Geſetzes ift zu weit gefaßt, indem er ſchlechtweg von 
den „für bie freimillige Berfiherung ($ 14)“ geleifteten Beiträgen fpricht; 
Sebhard-Düttmann Anm. 9, AR. 03 Nr. 1072 &. 536 letzte Zeile. 

“) Können gewiſſe Beiträge ſowohl ald Weiterverfiherungs:, wie auch als 
Seldftverfiherungäbeiträge angefehen werben, jo entſcheidet Bier zu Gunſten 
des Berfiherten das letztere; vgl. dazu oben $ 4 N. 18, $ 39 N. 12 mit $ 54 
R.24. Im übrigen liegt die Veweisfrage hier ebenfo wie für $29 Ziff. 1. 

») In dem letztgedachten Momente liegt der grundſatzliche Unterſchied 
zwiſchen Abſ. 1 Siff. 1 und Abſ. 2 bes $ 29, nicht aber darin, daß Abſ. 1 bie 
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IV. Die bedeutende Einſchränkung des $ 29 Abf. 2 wird aber 
erheblich gemilvert durch die Beftimmung bes Abf.3, melde dahin 
lautet: „Die Vorſchrift des Abſ. 2 findet Feine Anwendung auf Bei- 
träge, welde von ben Verfiherten innerhalb der erften 4 Jahre, 
nachdem die Verfiherungapflict für ihren Berufszweig in Kraft ge- 
treten ift, freiwillig. geleiftet worden find.“ Dieſe Beftimmung ent» 
fpriht dem $ 156 Abf.4 ©. 89,2%) welcher zu dem damaligen $ 117 
Abſ. 3 (ogl. oben N. 16) in demfelben Verhältnis ftand, wie jegt 
der Abf.3 des $ 29 zu Abſ. 2.27) Hält man die Faffungen ber 
beiden Gefege neben einander, fo ergibt ſich zunächſt als ber ein- 
face Wortfinn des $ 29 Abf. 3 folgender: Es fol von dem Inkraft- 
treten der Verſicherungspflicht für einen beftimmten Berufszweig eine 
Friſt von 4 Kalenderjahren berechnet werden; auf bie Weiterverſiche- 
rungsbeiträge, welche in dieſem Berufszweige innerhalb ber ge- 
dachten Frift entrichtet werden, findet Abf. 2 feine Anwendung. 
Daraus ift dann weiter im Wege ber Auslegung folgendes zu ent- 
wideln: 

1. Das Gefeg ergreift feinem Wortlaut nach zunächſt die Fälle, 
daß „bie Verfiherungspfliht” für gewiſſe Berufszweige neu in 
Kraft gefegt worden ift. Das war zunächſt der Fall, als mit dem 
1. Jan. 1891 die die Verfierungspflicht begründenden Beftimmungen 
des ©. 89 in Kraft traten, worauf fih die Faflung des $ 156 
Abſ. 4 desſelben ausſchließlich bezog. Nach der allgemeinen Faſſung 
Frage der Dauer der Wartezeit, Abf. 2 aber die Frage ber Anrechnung frei⸗ 
milliger Beiträge auf die Wartezeit behandelt (jo Regierungdvertreter Dr. Rauf: 
mann, Sten. Ber. S. 2535 D und nad ihm bie Kommentare), Wie aus 
unferem Tert erhellt, find beide Abſatze für beide Fragen bebeutfam. Bol. auch 
AN. 03 S. 536 Nr. 1072. 

2) „Die Vorſchrift des $117 Nbf.3 findet auf bie während der erften 
vier Jahre nad) bem Inkrafttreten des Geſehes freiwillig geleifteten Beiträge 
feine Anwendung.“ 

2) Im G. 89 ftand der $ 156 Abſ. 4 unter ben ſpezifiſchen „Übergangs- 
beftimmungen“ ; doch Hatte ſchon Bd. I S. 117 die Anficht vertreten, daß ihm 
aud eine felbftändige Bedeutung, Iebiglih als Ergänzung des $ 117 Abi. 3, 
zufomme. Dem hatte fi) AN. 98 ©. 331 Rr. 653 grunbfäglic angefloffen. 
Zt iſt das gleiche ſchon durch bie Stellung der beiden Beftimmungen zum 
Ausdruck gebracht; vgl. auch Mot. Schlußabſatz zu $ 111b Entw. 33G. Dar 
nad muß aber auch der Inhalt von $ 29 Abi. 3 aus ſich ſelbſt Heraus und 
nicht aus dem Zufammenhange mit $ 189 (S $ 156 G. 89) beftimmt werben, 
woran auf Weymann Anm. 14 grundſatzlich fefthält (ogl. aber Anm. 18). 
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des $ 29 Abf. 3 IVG. kommt aber ferner nicht allein das neue 
IVG. felbft (in Kraft feit 1. Jan. 1900) in Betracht, fondern auch 
die Reihe der Bunbesratsbefchlüffe, durch welche die Verfiherungs- 
pflicht auf gewiſſe Zweige der Hausinbuftrie teils ſchon ausgedehnt 
worden ift,??) teils etwa noch fpäter ausgedehnt werden wird. 

2. Durch die gedachten gefeglihen und verordnungsmäßigen 
Beitimmungen wird die Verfiherungspflicht für gewiſſe Arten von 
Beihäftigungen in Kraft geſetzt, welche nach den verfchiedenften 
objektiven, insbeſondere wirtſchaftlichen Werhältniffen (vgl. oben 
88 6ff.), dem Gegenftand und der Art der Arbeitsleiftung, der Natur 
des (wirtſchaftlichen) Ganzen, dem fie zu gute fommt,2?) der Dauer 
der Beichäftigung, der Art und Höhe des Lohnes ufw. beftimmt 
werben. Daraus ergibt ſich der Begriff des Berufszweiges im 
Sinne unferer Stelle. Er bedeutet im allgemeinften Verſtande?“) 
jede Kategorie von Beſchäftigungen oder Berufsftellungen, welche ſich 
als ſolche durch gewiſſe objektive, die Verficherungapflicht bedingende 
Momente individualifiert.23) 

3. Da die Weiterverfiherung nicht felbft eine gewiſſe Be— 
Tchäftigung vorausfegt, fondern nur auf eine frühere ſolche zurüd- 
geht, in welcher fie ihren Rechtsgrund findet, fo fünnen Weiter 
verfiherungsbeiträge, welche in einem gewiſſen Berufszweige ent- 
richtet werben, nur folde fein, melde durch eine frühere verfiche- 
rungspflichtige Befhäftigung in dieſem Berufszweige begründet 
werben. Vorausgefegt wird daher zur Anwendung des $ 29 Ab. 3, 
daß jemand eine Beſchäftigungsart verfiherungspflichtig ausgeübt 
hat, für welde innerhalb der legten 4 Jahre die Verficherungs- 
pflictigfeit neu eingeführt worben ift.?%) Scheivet er dann aus 

22) Dazu oben $ 22 III, I. Die BO. betr. die Tabafinduftrie ift am 4. Jan. 
1892, die beiden betr. die Zegtilinbuftrie find am 2. Juli 1894 bezw. 1. Ian. 
1896 in Kraft getreten. 

2) Je nachdem es ſich 3. B. um einen Betrieb oder nicht (Bermaltung, 
Privathaushalt) Handelt. 

2) Bel. dazu 8b. 1 S. 220 8.11. 

2%) Daher bildet 5.9. die Beſchaftigung der Angeftellten mit nicht mehr ald 
2000 Watt, entſprechend dem N.23 Bemerkten, gegenüber ben Betriebäbeamten 
im Sinne von $ 29 Abſ. 3 einen eigenen Berufszweig. Ebenſo auch Wey- 
mann Anm. 15. 

2) Richt notwendig ift, daß der Betreffende bem Berufägweige in dem Zeite 
punkte angehörte, in weldem für letzteren die Verſicherungspflicht zuerft in Kraft 

41° 
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diefem Verhältniffe aus, fo genießen die Weiterverfiherungsbeiträge, 
welche er nod für bie gedachten 4 Jahre entrichtet, die Begünftigung 
des $ 29 Abf.3. 

4. Der Wortlaut des Gejeges bezieht fi nur auf Beiträge, 
welche „innerhalb der erften 4 Jahre entrichtet werden”. Er geht 
dabei von dem Normalfall der alsbaldigen, regelmäßigen Beitrags- 
entrihtung für jede Wode aus. Es liegt aber Fein Grund vor, 
den $ 29 Abf. 3 nicht auch dann anzuwenden, wenn, ſoweit gefeglich 
zuläffig, für die den fraglichen 4 Jahren angehörigen Beitrags» 
wochen die Beträge nachträglich entrichtet werben.?’) Fraglich ift, 
ob die Begünftigung des $ 29 Abſ. 3 für die Weiterverfiherung 
des Betreffenden aud dann in Kraft bleibt, wenn er nad) feinem 
Austritt aus der für fie entfcheidenden Berufsſtellung vorerft zeitweilig 
in eine andere, ſchon nad früheren Beftimmungen verfiherungs- 
pflichtige übergetreten war.?°) Ich möchte diefe Frage bejahen, da 


trat. Man Fönnte zu diefer Vorausſetzung zwar durch die Begründung geführt 
werben, welde ber $ 156 Abſ. 4 in ben Sten. Ber. 1889 ©. 1989 B erhalten 
Hat, wo es heißt: „Das (nämlid die Vorſchrift des $ 117 Abſ. 3 &.89, jet 
829 Abſ. 2 389.) konnte nun für bie Übergangszeit zu Härten führen, indem 
Zemand, der vielleicht nur nod ein Zahr Gefelle ift und dann zum Meifter 
wird, dann nicht mehr in ber Lage fein würde, Die 117 Wochen ber Wartezeit” 
(ieft die 100 Wochen des $ 29 Abſ. 2) „zu erfüllen“. Allein es handelt ſich 
Hier nur um ein beſonders braftifches Beifpiel, beffen Eigenart weder in dem 
fruheren $ 156 Abſ. 4, noch in dem jepigen $ 29 Abi. 3 Ausbrud gefunden 
hat. Ebenſowenig ift, was für $ 156 Abj.4 ©. 89 überhaupt nicht in Ber 
trat Fam, zu verlangen, daß ber Betreffende nicht bereit3 vorher, d. h. vor 
feinem Eintritt in ben fraglichen Verufäzweig, anderweitig zwangs . ober auch 
felöftverfichert gemefen ift. Daher ann ber $ 29 Abſ. 8 auf Grund der ver- 
jchiedenen Bundesratöbefglüffe den durch fie für verficherungspflichtig erflärten 
Hausinduſtriellen zugute fommen, obgleid) ſie ſchon auf rund von $ 8 ©. 89 
(jeldftverficherungsberechtigt oder gar) felbftverficert gemwefen waren. Daraus 
geht allerbing8 hervor, baf ber $ 29 Abſ. 3, fomeit nötig, unter Umftänden 
auch demfelben Berfiherten auf Grund mehrfacher Beihäftigungsarten ober 
mehrfacher Gefegesbeftimmungen aud mehrmals zugute gerechnet werden kann 
Dagegen kann hier (im Gegenfag zu $$ 189, 190) nicht davon bie Rebe fein, 
daß eine vorgefepliche Beſchaftigung in dem betreffenden Berufszweige die Ans 
wenbung des $ 29 Abſ. 3 begründet. 

2) AN. 98 ©. 332 Nr. 654, wogegen bie ausführliche Polemik Gebharb- 
Düttmann' s Anm. 15 nicht aufkommt. 

=) Bejahend Weymann Anm. 15; dagegen, wie es ſcheint, Iſenbart⸗ 
Spielhagen Anm.6, deren ſonſtige durch ihre Kürze ſchwer verſtändliche Bes 
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man es dem Betreffenden auch dann nicht verwehren kann, feine 
Befugnis zur Weiterverfiherung an jene frühere Beichäftigung als 
Rechtsgrund anzufnüpfen, und fein Grund vorliegt, ihn ſchlechter zu 
behandeln, als denjenigen, welcher inzwiſchen feinen anderen Beruf 
ergriffen hatte. 

5. Die eintretende Begünftigung befteht nun zunächſt, dem 
Wortlaut gemäß, darin, daß jene Weiterverfiherungsbeiträge der 
kritiſchen 4 Jahre, indem „Abf. 2 feine Anwendung findet“, ſelbſt 
in die Wartezeit für die Invalidenrente eingerechnet werben, gleich 
als wenn die in Abf. 2 vorausgefegten 100 Pflicht oder Selbft- 
verfiherungsbeiträge vorhanden wären.) Wie aber die Materialien 
ergeben,?°) geht die Abſicht des Geſetzes, dem Bedurfnis ent- 
fpredhend,') noch weiter, indem biefe Weiterverficherungsbeiträge für 
die Anwendung von $ 29 Abf. 2%) felbft als Pflichtbeiträge be— 
handelt werben, danach die Vorausfegung des Abf. 2 ihrerjeits mit- 
erfüllen und die Anrechnung ber nach Ablauf jener 4 Jahre ent» 
richteten Weiterverficherungsbeiträge felbft vermitteln können. 

6. Der Wortlaut des Abf.3 fegt die Beitimmung des Abf. 2 
nur für den Fall der Neueinführung der Verfiherungspfliht außer 
Kraft, während der Abſ. 2 zugleih auf den Fall der Selbft- 


merkungen fi) wohl burd die in unferem Xert gegebene Begriffäbeftimmung 
bed Berufgweigß erlebigen. 

*) Daß in jedem Falle doch mindeſtens 40 wirkliche Pflichtbeiträge nach ⸗ 
gewieſen werben müffen, wollen Iſenbart⸗Spielhagen, 2. Aufl. Anm. 7, aus 
$ 189 IB®. ableiten, was nad dem oben R. 21 Bemerkten unzuläffig ift. 
Übereinftimmend Gebhard» Düttmann Anm. 18 und Weymann Anm. 14. 

%) Die oben N. 26 citierte Begründung bed betr. Amendements fährt 
folgendermaßen fort: „Dem fol dadurch abgeholfen werben, daß während ber 
erften 4 Jahre die Beiträge, die er etwa im Wege ber freiwilligen Fortverficherung 
Teiftet, ihm angerechnet werben ala folde, die er im Wege ber Verſicherungs⸗ 
pflicht ober ber Seibſtverſicherung geleiftet Haben würde.” 

2) AR. 98 ©. 330 f. Rr. 652, 653; dazu AR. 03 Nr. 1072 ©. 537 Zeile 1 ff. 

32) Richt aber für die von Abſ. 1 Ziff. 1. Davon weiß weder ber Wort 
laut, nod die Begründung etwas, fo daß bie Ausführungen Wey mann's 
in Anm. 18, welche überdied ben prinzipiellen Standpunkt der Anm. 14 ver 
leugnen (vgl. oben R. 21 a. €.), erfolglos bleiben muſſen. fbereinftimmend 
Gebhard-Düttmann Anm. 14 ©, 181, vorlegter Abfay, und Follmann 
in ArbB. O1 ©. 265 gegen bie, mit den Weymann’fden konformen Auds 
fuhrungen des Anonymus in ArbB. 01 S. 165 (vgl. oben R. 15); jekt (nad) 
erfolgter Rieberjcrift) auch MN. 03 ©. 536 Rr. 1072. 
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verfierung und ihrer Fortſetzung bezüglich ift. In ber Tat um⸗ 
faßte der frühere $ 156 Abj. 4 G. 89 in ganz allgemeiner Wort- 
faffung auch diefen Fall.) Cs wirb daher auch jegt feinem Be— 
denken unterliegen fönnen, den $ 29 Abf.3 auch auf den Fall ent- 
fprechend anzuwenden, daß für einen Beihäftigungszweig innerhalb 
der legten 4 Jahre die Selbftverfiherungsbefugnis zur Einführung 
gelangt iſt. Macht dann jemand innerhalb der kritiſchen Frift von 
diefer Befugnis Gebrauch und ſetzt er, aus diefem Verhältnis aus- 
geſchieden, die Selbftverfiherung fort, fo werben auch diefe Fort: 
fegungsbeiträge für die in jene 4 Jahre fallenden Wochen als Selbft« 
verfiherungsbeiträge zu behandeln fein.?*) 


8 64. Die Abkürzung der Wartezeit in den Übergangs- 
perioden.!) 
I. Übergangsperiode im Sinne der $$ 189-191 IBE. ift ein 
Zeitraum, welder auf das Inkrafttreten einer bie Verſicherungs- 
pflicht einführenden gefeglihen Norm folgt und welcher die Be- 


3) Vgl. oben N. 20. Die engere jegige Wortfafjung erklärt fi durch den 
Anſchluß an die jegige Faflung des $ 189, wobei man aber überfah, daß $ 156 
Abf. 4 ©. 89 und $ 29 Ab. 3 IB®. eine allgemeinere Beziehung auf $ 117 
Abſ. 3 ©. 89 bezw. $ 29 Abſ. 2 IVG. Haben. Für $ 156 Abi. 4 &.89 über- 
einftimmend Freund, Kommentar zum ©. 89, 2. Aufl. (1891) &. 294 Anm. 4. 
Zweifelnd für das frühere Recht find Bebharb-Düttmann Anm. 17, welde 
aber nicht beachten, dah $ 156 Ubf. 2 fi nur auf Abſ. 1 zurüchezog. 

%) Übereinftimmenb für das neue Recht Gebhard: Düttmann a. a.D. 
und wohl auh Weymann, wie aus feinen Ausführungen Anm. 13 und 14 
zu fliegen iſt. Wichtig namentlich für bie durch das neue IVG. der Selbſt- 
verfiherung zugeführten Perfonenklaffen. Der Say des Textes wird aber aud 
ba zu gelten Haben, mo, wie bei den Schiffsführern (vgl. oben $ 21 R. 33), 
nach $ 1 3iff.3 mit $ 14 Siff. 1 IVO. die Selbftverficerungäbefugnis nur 
bie Abſchwachung einer früher beftandenen Verſicherungspflicht ift. 

1) Die Materie Aft in ihren Grunbzügen gemäß dem @. 89 bereits in 
8. I S. 111-116 im Sufammenhange behandelt worben; die überreiche 
Jubifatur und die weitgehenden, durch das IB®. eingetretenen Veränderungen 
machen jedoch eine volfftändige Neubearbeitung unumgänglich nötig. — Einen 
gang anderen Charakter, al bie $$ 189—192 Hat ber mit ihnen unter bem 
gemeinfamen Titel „Übergangäbeftimmungen“ zufammengefaßte $ 193, ber fi 
ausſchliehlich auf das zwiſchenzeitliche Verhältnis des IB®. zum ©. 89 bezieht 
(ogl. oben $ 63 R. 1). Er kann aud in Verbindung mit ben hier behandelten 
Beftimmungen Anwendung finden; vgl. 5. 8. AN. 00 ©. 662 Nr. 813. 
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deutung bat, daß, zweds einer früheren Verwirklichung der fozial- 
politiſchen Fürforge, zu Gunften ber in ihm entftehenden Renten 
anfprüde eine Abkürzung ber normalen Wartezeit eintreten kann. 
Es gibt aber nad; dem IVG. nicht eine einzelne beftimmte Über- 
gangsperiobe, vielmehr wird durch jede neue, die Verficherungs- 
pflicht begrundende Norm aud eine neue Übergangsperiobe aus- 
gelöft, und dazu kommt, daß für die Invalidenrente und für die 
Altersrente verſchiedene Rechtsſätze zur Beſtimmung der Übergangs- 
perioben gelten. Nach dem Inhalt diefer Rechtsfäge kommt ben 
Übergangsbeftimmungen für bie Invaliventente ($ 189) gegenwärtig 
eine geringere Bebeutung zu, als denen für die Altersrente ($ 190), 
welche noch auf Jahre hinaus in jedem einzelnen Falle der Renten- 
gewährung zu Grunde zu legen find.) 

D. Gleichmäßige Vorausfegung nad) $ 189, wie $ 10 IVG. 
ift zunächſt, daß die Verfiherungspflicht für den Berufszweig gemiffer 
Perſonen neu in Kraft getreten fein muß. 

1. Der Begriff des „Berufszweiges” ift im Anſchluß an den 
verwandten $ 29 Abf. 3 IVG. bereits oben $ 63 IV, 2 feftgeftellt 
worden. In Betracht kommt aber bier (vgl. dagegen oben $ 63 
IV, 6) nur die Einführung der Verficherungspfliht für gemiffe 
Berufszweige, da für Perfonen, welche nur verfiherungsberechtigt 
find, die Übergangabeftimmungen feine Bedeutung haben.) 

2. Die Termine, zu denen bisher neue Normen zwecks Ein- 
führung der Verficherungspflicht in Kraft getreten find, find ber 
1. Jan. 1891 für das ©. 89, der 4. Jan. 1892 für die Tabals-VD. 
des Yundesrats, der 2. Juli 1894 bezw. 1. Jar. 1896 für die beiden 


2) Bol. den Cingang der Motive zu $ 156 und 157 Entw. II6. — 
Alterörentenanfpregjer, welche bie normale Wartezeit auögehalten haben, Können 
früßeftena im Jahre 1914 bervortreten. Dagegen unterjhägen doch bie Mot. 
zu $ 156 die fortdauernde Bedeutung bes $ 189 menigftend infofern, als 
Perfonen, welde ihren Anſpruch auf Invalidenrente auf einen bereits mehr 
ala 5 Jahre zurüdliegenden Stichtag gründen, immerhin, unbeſchadet des $ 41 
Abſ. 3, noch jet mit bemfelben Hervortreten fönnen; vgl. Bebharb-Düttmann 
Anm. 1 Abf. 2, Sfenbart-Spielhagen Anm. I Schlußabſatz zu $ 189. 

2) 8.1 &.112f. Dazu Mot. Abi. 2 zu $ 156 Entm IBG, melde fefl- 
ftellen, daß fon aus dem veränderten, das Inkrafttreten ber „Verſicherungs⸗ 
pflicht“ hervorhebenden Wortlaut bed $ 189 Abf. 1 IVG. fih „ohne weiteres 
ergibt, baf bie Vorteile ber Abergangsbeſtimmung auf Selbftverfi—erer ſich 
nicht erftzeden". 
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Tertil-Berordnungen‘) und ber 1. Jar. 1900 für das IVG. Durch 
neue, auf Grund bes $ 2 VG. ergebende Bundesratsbeſchlüſſe 
tönnen fobann au in Zukunft neue Übergangsperioben ausgelöft 
werben.°) 

3. Die foeben beſprochenen Termine ſollen im folgenben als 
„Stichtage“ bezeichnet werben. Bon ihnen aus erftreden ſich gewiſſe, 
für die Anwendung ber Übergangabeftimmungen maßgebende Zeit- 
räume, fet es nad vorwärts in die Zeit der Geltung der Norm 
hinein, fei e8 nad rüdwärts in die Zeit vor ihrem Inkrafttreten. 
Ste follen als „Stichzeiten“ und zwar je nachdem als nachgefegliche 
ober als vorgefegliche Stichzeiten®) bezeichnet werden. Nach den 
Übergangsbeftimmungen für die Invalidenrente erftredt fid die ge- 
famte Stichzeit fünf Jahre”) zurüd von dem Eintritt der Erwerbs⸗ 
unfähigfeit®) an gerechnet, welche ihrerjeits wiederum in bie erften 
9 Die erfte Zertil⸗ VO. enthielt in Ziff. 14, bie zweite in Ziff. 3 eine au: 
drüdlice Beftimmung dahin, daß, mo nad) den $$ 156 ff. G. 89 der Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Geſehes entſcheidend ift, für bie Anmenbung der Ber- 
orbnungen ber Zeitpunkt ihres Inkrafttretens entjcheidenb fein folle. Die 
Zabat:BD. entpielt eine analoge Beftimmung nicht; doch ift fie vom RBX. 
(AR. 94 ©. 84 Nr. 334) finngemäß ergänzt worben. 

>) Mit Recht hebt Graßmann Anm. 1 Abſ. 2 zu $ 189 hervor, daß bie 
Übdergangsbeftimmungen auch auf Perfonen Anwendung finden fönnten, „für 
welche die Verficherungspflicht durd Anderung der zu $4 Abſ. I ergangenen 
Bundesratäbeichlüffe fpäter mieber eintreten würde”. Vgl. dazu oben $ 3 II 
fowie Hinfi—tlich der Aufmärter und Aufmärterinnen $ 9 N. 59. 

% Das RBA. gebraucht zur Bezeichnung der hier fog. Stichzeit nicht jelten 
den Ausdruck „Wartezeit. Daß es fih nicht um eine folde im eigentlichen 
Sinne (vgl. oben $ 63 N. 2), fondern vielmehr nur um eine Zeit handelt, in 
welger bie Wartezeit erfüllt werben kann, ift Mar, unb dementſprechend rebet 
das RVA. an anderen Stellen auch ganı Forreft von „bem für Erfüllung ber 
BWartegeit in Betracht Fommenben Zeitraum" ober von bem „Zeitraum, inner- 
Halb deſſen bie Erfüllung ber Wartezeit Tiegen muß". Bol. 3.8. AR. 95 
&. 221 Rr. 431 Mderfgrift mit S. 222 Abf. 2 und 4, AR. 94 ©. 131 Nr. 360 
Schlußabſatz. 

?) Daß find Zeitjahre, a die ad diem zu reinen (AR. 95 ©. 136 Rr. 419, 
AR. I S. 187 Rr. 22. 

) In Betreff der vorübergehenden Erwerböunfäpigteit des $ 16 Näheres 
unten R. 18. Nicht entſcheidend ift der Zeltpuntt des Rentenbeginnd, wenn 
berfelbe auß irgend einem Grunde hinauägeihoben worben iſt: AR. 94 ©. 181 
Re. 360, 3. 3. wegen inzwiſchen gemwährter höherer Unfallrente ($ 15 Abſ. 2 
Sag 2): AR. 96 S. 273 Nr. 505. 
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5 Jahre nad) dem Stichtage fallen muß; derjenige Teil diefer Stic- 
zeit, welcher vor dem Stichtage liegt, bildet Die vorgefegliche, der 
jenige, der mit ihm beginnt, die nachgefegliche Stichzeit.) Nach 
ben Übergangsbeftimmungen für die Altersrente ftellt ſich die Be— 
rechnung der Stichzeit nicht derart einheitlih. Die vorgefegliche 
Stichzeit umfaßt hier die dem betreffenden !o) Stichtage „unmittelbar 
vorangegangenen brei Jahre” ($ 190 Abſ. 2 Sag 1); die nach— 
geſetzliche Stichzeit aber erftredt fi, analog wie bei der Invaliden- 
vente, vom Stichtage bis zu dem in conereto maßgebenden An- 
fpruchagrunde, alfo bis zur Erreichung des 71. Lebensjahres ober 
desjenigen höheren Lebensalters, welches im gegebenen Falle für den 
Beginn der Altersrente entſcheidend ift.'') 

4. Da jeder Stichtag feine eigene Übergangsperiobe und feine 
eigenen Stichzeiten auslöft, fo kann jemand, der zur Erlangung einer 
Rente die Abkürzung der normalen Wartezeit in Anfprud nimmt, 
ÄH immer nur auf einen beftimmten Stichtag berufen, der dann 
mit feinen Vorausfegungen und Folgerungen für ihn maßgebend 
wird. Nun kann aber unter Umftänden infolge Berufswechfels oder 

„gleichzeitiger Verufsausübung die Möglichkeit beftehen, ſich auf ver- 
ſchiedene Stichtage zu beziehen. Welcher von ihnen dann maßgebend 
zur Anwendung gelangt, oder ob etwa, von jeder Begünftigung ab- 
gefehen, die normale Wartezeit des Gefeges zu Grunde gelegt werben 
fol, das beftimmt fi, ohne daß die Auffaffung des Anſprechers 
entſcheidend wäre, danach, auf welchem Wege fih der erhobene An- 


%) Beifpiel: Stichtag der 1. Ian. 1900. Eintritt der Erwerbsunfahigkeit 
am 27. Jan. 1903. Sticgeit bis 27. Ian. 1898 zurucherechnet. Borgefeplihe 
Stichzeit von da bis zum 31. Dez. 1899. Nachgeſetzliche vom 1. Jan. 1900 bis 
27. Zan. 1903. — Wird die Ardeitswoche durch den Stichtag geteilt, fo Tann 
fle möglicermeife als zwei Wochen, vorgeſehlich und nachgeſeblich, in Betragt 
tommen; vgl. oben $ 38 N. 1. 

10) Bei Berufung auf das Inkrafttreten bes G. 89 umfaßt daher bie vor⸗ 
geſetzliche Stichzeit Die Jahre 1888—1890, für die Tabaks-VO. den Zeitraum 
vom 4. Ian. 1892 bis zuruick zum 4. Ian. 1889 (UN. 94 ©. 84 Nr. 334, ©. 85 
Rr. 335), für die erfte Tertil ⸗ VO. bie Zeit vom 2, Iuli 1894 bis 2. Zuli 1891 
(AR. 95 ©. 221 Nr. 431, ©. 222 Rr. 432), für die zweite bie Jahre 1893 bis 
1895 (AR. 98 ©. 560 Nr. 679), für dad IVG. die Jahre 1897— 1899. 

1) Sachlich ftimmt damit das RBA. überein, wie fih aus R. 15 ergibt; 
der Form mach aber tritt in ben Entſcheidungen AR. 95 &. 222 Nr. 432, 
S. 246 Rr.455 der Zeitpunkt ber Anmeldung bed Rentenanſpruchs zu ftark hervor. 
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ſpruch am beften und meiften (nad) Rentenhöhe und Rentenbeginn) 
verwirklichen läßt.'?) 

5. Damit man fi aber auf den einen ober anderen Stichtag 
berufen kann, ift erforberlih, daß an ihm die Verficherungspflicht 
für einen Berufszweig bes Anſprechers in Kraft getreten ift. Das 
aber ift dann der Fall, wenn ber Anfpreder einen durch die Norm 
des Stichtages für verfiherungapflichtig erklärten Beruf in der ent» 
fprechenden Stichzeit irgendwann, wenn aud nur vorübergehend, 
ausgeübt hat. Es entſcheidet alfo nicht Die Befchäftigung gerade am 
Stichtage felbft, auch nicht ausſchließlich die in der nachgefeglichen 
Stichzeit; vielmehr genügt, wie dad RVA. ſcharf hervorgehoben 
hat,'?) auch eine Beſchäftigung der betreffenden Art in der vor— 
geſetzlichen Stichzeit. Denn auch derjenige, der nur eine folde für 
ſich anführen kann, fagt von fi mit Recht, daß am Stichtage die 
Verfiherungspflicht maßgebend für feinen (damaligen) Berufszweig 
in Kraft getreten fei. Dagegen ift der Stichtag nicht mehr maß- 
gebend für Befchäftigungen, welche vor '*) oder nad '°) der gefamten 
Stichzeit ftattfanden, fo daß man ſich auf folde mit Bezug auf 
diefen Stichtag nicht berufen kann. 


II. Soll nun die dur einen beftimmten Stichtag ausgelöfte 
Begünftigung Play greifen, fo müfjen zunächft mit Bezug auf 
den zeitlichen Eintritt des Anfpruhsgrundes gewiſſe Borausfegungen 
erfüllt fein. 

1. Für die Invalidenrente ift erforderlich, daß die den Anſpruch 
begrünbende Erwerbsunfähigfeit innerhalb der erften 5 Jahre nach 


12) AN. 99 S. 636 Nr. 765: Anwendung ber Ülbergangäbeftimmungen nach 
bem Stichtag v. 2. Juli 1894 oder Verechnung nad) ber normalen Wartezeit 
für die Invalidenrente. Letzteres eventuell vorzuziehen, um eine Anrechnung der 
vor ber vorgeſehlichen Stichjeit liegenden wirtuich geleifteten Beiträge zu er« 
möglichen. AN. 00 &. 662 Nr. 813: Begründung des Anſpruchs auf den Stih- 
tag v. 2. Zuli 1894 oder 1. Jan. 1891 im Sinblid auf den Rentenbeginn und 
bie Art der früheren VBefchäftigung. 

") AR. 95 8.221 Nr. 431, ©. 222 Nr. 432, ©. 246 Nr. 455. 

“) AR. 95 ©. 221 Re. 431, vgl. aud N. 12. 

") Das fann bann bazu nötigen, bei ber Alterörente biefe erft von einem 
Höheren Lebensalter an beginnen zu laffen, um auf biefe Weiſe durch Ber- 
längerung ber nachgeſehlichen Ctichzeit eine den betreffenden Stichtag ber 
gründende Beigäftigung nod in biefelbe hineinziehen zu konnen AR. 00 
&. 662 Nr. 813 Abf. 3; vgl. oben R. 11. 
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dem Stihtage eingetreten ift. Hier kann man alfo fagen, daß bie 
Übergangsperioben mit dem Ablauf von 5 Jahren feit dem Inkraft- 
treten einer neuen Verjicherungspflicht zu Ende gehen.'*) Erwerbs- 
unfähigfeit ift aber ſowohl die dauernde nah $ 15, wie auch die 
fitto dauernde nad) $ 16 IVG. Bet der legteren fällt natürlich 
der Eintritt der Erwerbsunfähigfeit im Sinne des $ 189 IVG. 
auf den Ablauf der 26. Woche feit Beginn bes mit vorübergehender 
Erwerbaunfähigfeit verbundenen Zuftandes; dieſer Zeitmoment 
muß in die oben bezeichneten 5 Jahre hineinfallen;'') von ihm 
werben auch die die Stichzeit ausmadhenden 5 Jahre (vgl. oben 
DI, 3) zurüdgerechnet.'®) 

2. Bei der Altersrente wird nur berjenige begünftigt, wer am. 
Stichtage „das 40. Lebensjahr vollendet hat“ oder, nach Maßgabe 
der eintretenden Abfürzungsberechnung, genauer, wer zu dieſer Zeit 
minbeftens 40 Jahr und 7 Tage alt geweſen iſt.“) Da die Alters- 
tente nur früheftens mit dem vollendeten 70. Lebensjahre beginnt 
(vgl. oben $ 62 IV), fo läßt ſich hier fein ziffernmäßiges Ende der 
einzelnen Übergangsperioden firieren; vielmehr dauert eine jede fo- 
lange fort, als noch Verſicherte vorhanden find, welche am Stich- 
tage das erforderliche Minimalalter beſeſſen haben und eventuell 
noch, nach zurüdgelegter abgefürgter Wartezeit, Anfpruch auf Alters- 
rente erheben können. 

IV. Weitere Vorausfegungen beziehen fih auf einen gewiſſen 
Stand der aktiven Verfierung: 

1. Alle Begünftigten, ſowohl bei der Invaliden-, wie bei ber 
Altersrente müflen „Verſicherte“ fein, d. h. für die nachgeſetzliche 
Zeit mindeftens eine wirkſame Pflichtmarfe nachweiſen. Sicher ift 





%0) Bol. aber über nachträgliche Anmeldung begünftigter Rentenanfprüce 
oben R.2. — Die Übergangäperioden betr. bie Invalidenrente laufen demnach 
für das G. 89 bis zum 1. Jan. 1896, für bie Tabak-VO. bis zum 4. Jan. 1897, 
für die 1. Textil-VO. bis zum 2. Juli 1899, für bie zweite bis zum 1. Ian. 
1901, für das IVG. bis zum 1. Ian. 1905. Dazu fönnen dann neue Übers 
gangsperioben für etwaige fpätere Bundesrats - VO. kommen. 

m AR 93 ©. 59 Nr. 216 ftelt beſonders feft, daß die Übergangs» 
beftimmungen aud auf die Renten aus $ 16 IVG. Anwendung finden. 

18) AR. 94 ©. 131 Rr. 361. 

») 30.18. 116 fagte noch: „Wer nicht mindeſtens am Stichtage 41 Jahr 
alt iſt, Hat feinen Vorteil.“ Über die inzwifchen eingetretene Geſetzesanderung 
vgl. unten R. 50, 
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danach zunächſt, daß, wer an dem betreffenden Stichtage (nad) $$ 15 
ober 16) bereits erwerbsunfähig ift, ſich auf ihn weder für Invaliben-, 
noch für Altersrente berufen kann.“) Nicht genügend if, daß ſich 
der Betreffende für die nachgefegliche Zeit im Beſitz einer Quittungs- 
karte befinbet.?') Erforderlich ift vielmehr jedenfalls, daß er feit 
dem Stichtage in eine verfiherungspflihtige??) Beſchäftigung ge— 
treten ift.2?) Die Verfiherungspflihtigkeit derſelben braucht nicht 
‚auf der am Stichtage in Kraft getretenen, fie fann vielmehr auch 
auf einer früheren Norm beruhen.) Daß ber Eintritt in die Be- 
ſchäftigung durch mwenigftens eine Marke belegt fein muß, verlangt 
das RVA. nit, fegt fih aber dabei mit dem Begriff des „Ber- 
fiertfeins” in Widerſpruch.) Zutreffend ift dagegen wiederum, 
daß dieſe eine Beitragsmarke bezw. eine Woche verficherungspflichtiger 
Beſchäftigung real vorhanden fein muß und nit durch eine Erfag- 
tatfache belegt werben kann.2*) 

2. Weitergehend ift fpeziell für die Invalidenrente beftimmt 
4$ 189 a. €.), daß nad) dem Stichtage „eine die Verfiherungspflicht 

20) AR. 91 ©. 156 Nr. 44, AN. 95 S. 213 Nr. 422 (für den Stichtag v. 
2. Zuli 1894). 

21) AR. 91 S. 149 Nr. 33; vgl. dazu oben $ 41 IT. 

") Bgl. oben R.3. Es genügt auch nicht freiwillige Berfiherung mit Ar- 
beitgeberbeitrag nach $ 145 Abſ.2 IB®. Den Beweis ber Berfiherungs- 
pflitigleit muß, wenn gegründete Bedenken obwalten, troß $ 147 IB®. ber 
Anſprecher übernehmen; vgl. oben $ 51 R. 248 und Gebharb-Düttmann 
Anm. 15 Abſ. 4 zu $ 190. 

>) Bgl. die in den Noten 20, 21, 24, 25 und 26 zitierten Entſcheidungen; 
auch analog für zugelaffene Kaffeneinrihtungen: AN. 93 ©. 157 Nr. 308, AR. 
94 ©. 130 Rr. 359. 

2) AR. 95 Rr. 422 ©.213 a. €, ©. 222 Rr. 432 Abſ. 2. 

28) Bol. dazu oben $ 58 I, Ic. Man ermäge auch noch: Weil auf für 
die Invalidenrente die Eigenſchaft eines „Berficherten“ vorauögefegt wird, hat 
das RBX. in AR. 92 S.140 Rr. 195 entſchieden, daß aud für diefe der Ein- 
tritt in verfiherungäpflichtige Beidäftigung erforderlich ift und Erfagtatfadgen 
allein nicht genügen; vgl. unten bei 8.26. Run ift es aber Mar, baf, wenn 
man hier bie iffernmäßig beftimmten 40 Pflichtbeiträge im Hinblick auf die Er⸗ 
fagtatfache bis auf das Außerft zuläffige Maß herabmindert, man nit auf 
nmindeftend eine durch eine verfiherungspflictige Tätigkeit gebedte Woche” (fo 
IJſenbart-Spielhagen Anm. 11 W5j.2 zu $ 189), fonbern auf mindeftens 
‚eine durch einen Pflichtbeitrag gedeckte Woche herabgelangt. 

=) AR. 91 S. 156 Nr. 44, MR. 92 ©. 119 Nr. 164, ©. 140 Nr. 195, AR, 
93 6.3 Rr. 202. 
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begründende Beihäftigung für die Dauer von mindeſtens 40 Wochen 
beftanden hat". Das G. 89 ſchrieb in $ 156 Abf. 1 vor, daß für 
den Verfiherten „während der Dauer eines Veitragsjahres?") auf 
Grund der Verficherungspflicht die gefeglichen Beiträge entrichtet“ 
fein müffen. Daß durch die neue Faſſung in der Sache nichts ge= 
ändert und demnach auch jegt für die 40 fog. Pflichtwochen eine 
wirkliche und wirkſame Beitragsleiftung, nicht bloße Beſchäftigung 
erforderlich ift, wird in den Materialien Tonftatiert?®) und aud) vom 
NLA. anerfannt.?°) Die 40 Pflihtwochen müffen ſämtlich nach dem 
betreffenden Stichtage liegen, wenngleich fie wiederum nicht not» 
wendig folge Beſchäftigungen zu umfaffen brauchen, die erft durch 
die Stihtagsnorm ala verfiherungspflichtig erklärt wurden; Beiträge 
aus ber vorgefeglihen Zeit können hier nicht in Betracht tommen.?°) 
Daß die 40 Pflichtwochen ſich untereinander und an den Stichtag 
luckenlos anſchließen, ift nicht erforberlih. Tritt Imvalibität vor 
Erlangung der 40 Pflichtbeiträge ein, fo kann der Rentenanſpruch 
mit Bezug auf diefen Stichtag nicht vertreten werden.?') Erſatz- 
tatfachen??) können, unter Vorbehalt der einen, für die Eigenſchaft 
des „Verfiherten“ unentbehrlihen Wode (oben Ziff. 1), bier in 
normaler Weife?) zur Anrechnung gebracht werden.?*) 


27) Dazu über da Verhältnis ber früheren 47 zu den jegigen 40 Beitrags⸗ 
wochen oben $ 38 R. In. 

2) Romm.Ber. zu $ 156 Ent. IB®.: „lediglich eine Faffungsänderung“. 

©) AR. O1 Rr. 930 vorlegter Abfag a. E. ©. 614; dazu oben $ 53 N. 28. 

) AR. 95 ©. 261 Nr. 474. 

30) Bol. die N. 30 citierte Entſch. Nr. 474, fowie auf AR. 92 ©. 140 
Re. 197. 

22) Arantheit, Militärbienft, Rentenbezug. Für das G. 89 nahm das RBA. 
auch für die nachgefegliche Beitragszeit die Anrechenbarkeit von Unterbrechungen 
ftänbiger Nrbeitöverhältniffe gemäß $$ 119, 158 (jet $ 191 Siff. 1) an, mie 
AR. 93 S. 3 Ne. 202, S.58 Nr. 215 ergeben. Das mar damals ſchon fehr 
bedenklich und ift jegt nach dem Wegfall des $ 119 ganz unhaltbar, wie auch 
Iſenbart-Spielhagen Anm. 11 Abſ. 4 und Gebharbd-Düttmann Anm. 14 
Abf. 5 zu $ 189 Tonftatieren. 

#) Die normale Anwendung des $ 30 IB®. hat aber natürlich in ent» 
ſprechender Weife zu erfolgen. Das gilt, wie aud aus $ 191 Abſ. 1 zu 
fließen ift, namentlid) von dem in AN. 02 &. 592 Rr. 1010 neuerdings aufs 
geftelten Grundſatz (vgl. oben $ 38 N. 19), welder unanwenbbar wird, wenn. 
die durch Krankheit unlerbrochene Beſchaftigung in bie vorgefepliche Zeit fält, 
in welcher fie noch nicht real verfißerungspflihtig mar. Das hat das RBU. 
in den zahlreichen Entfeheivungen betätigt, in denen es Krankheiten, welde vor: 
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3. Die auf die Altersrente bezügliche, in $ 190 Schlußſatz ent- 
baltene Vorausfegung einer nachgefeglihen BVeitragsleiftung greift 
nit unbedingt Plag, fondern ftelt nur ein Surrogat für die im 
vorangehenden Sage grunbfäglich erforderte vorgefegliche Beſchäftigung 
dar und muß daher im Zufammenhange mit dieſer erörtert werben 
3). 

V. Sowohl bei der Invalidentente, wie bei der Altersrente 
wird in gewiſſer Weife vorausgefegt, daß der Rentenanfpreher in 
der vorgefeglichen Stichzeit (vgl. oben II, 3 und 4) eine Beihäftigung 
‚gehabt hat, für welche die Verficherungspflicht beftand, ober inzwiſchen 
eingeführt worden ift; doch kann bei der Altersrente diefer Nach- 
weis dur eine gewiſſe Summe nachgefeglicder Beiträge erfegt 
werden (oben IV, 3). 

1. Abgeſehen davon, daß ſchon die Berechnung der vorgefeß- 
lichen Stichzeit bei der Invaliden- und bei ber Altersrente ver- 
ſchieden ift, iſt auch die Bedeutung der vorgejeglihen Beſchäftigung 
in beiden Fällen eine andere. Bei ber Altersrente ift diefelbe nur 
Vorausfegung für die Verfürzung der Wartezeit, deren Umfang ſich 
nad anderen Momenten, nämlih dem Alter des Verfiherten am 
Stichtage berechnet. Bei der Invalidenrente dagegen ift ihre Dauer 
zugleich entſcheidend dafür, wieviel Wochen von der normalen Warte- 
zeit zu Gunften des Berechtigten abgefegt werden. Damit hängt 
dann die vom Gefeg erforderte Beftimmtheit des Nachweifes der Be— 
ſchäftigungsdauer zufammen. Bei der Altersrente wird nad} neuem 
Nechte??) nur gefordert, daß Die bezeichnete Beihäftigung während 
der vorgefeglichen Stichzeit „berufsmäßig, wenn auch nicht ununter- 
brocdhen“?°) ausgeübt wurbe; bei der Invalidenrente kommt es da= 


dem 1. San. 1891 begonnen hatten, zur Anrechnung brachte; vgl. AR.91 S. 186 
Nr. El, AR. 93 S.58 Nr. 215. — Über den Beginn ber anzurednenben 
Krantheitswochen vgl. unten im Xert hinter R. 60. 

%) Grundſatz in AR. 91 S. 166 Nr. 59 und AR. 92 S. 54 Nr. 145. Aug 
die die vorübergehende Ermerböunfähigleit ded $ 16 IBG. herbeiführende 
‚Krankheit ift anrechenbar (AR. 93 5.59 Rr. 216). In jedem Falle reicht bie 
Anrechnung nur bis zum Eintritt ber dauernden Invalibität (AR. 92 &.55 
Nr. 146, S. 140 Nr. 196). Bol. dazu oben $ 38 bei N. 53 ff. mit 65 f. 

3) $ 190 Abſ. 2 Saf 1; ogl. dagegen über das frühere Recht 3b. 16. 116. 
Eine gemiffe Annäherung an das heutige Recht enthalten bereit? AR. 91 ©. 138 
Nr. 26 und ©. 184 Rr. 79 (vgl. auch unten R. 37). 

3%) Vgl. über den Begriff ber Berufömäßigfeit oben $ 38 bei R. 23a und 
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gegen genau darauf an, wie viele Beitragswochen die vorgefepliche 
Belhäftigung ergibt ober bei beſtehender Verficherungspflicht ergeben 
bätte.?”) Der Nachweis ber vorgefeglihen Beihäftigung Tann, ſo— 
weit nötig, jegt in jeder möglichen Weife geführt werben.?*) 

2. Die nachzuweiſenden Belhäftigungen müſſen in die vorgefeg- 
liche Stichzeit fallen; folde, welche noch vor deren Anfang zu liegen 
kommen, können für bie hier in Rebe ftehende Vorausfegung nicht 
zur Anrechnung gelangen.) Ihrer Art nach können die Ber 
ſchaftigungen (foweit nicht der 1. Ian. 1891 als Stichtag in Betracht 
kommt) folde fein, für welde zur Zeit ihrer Ausübung nad) den 
damals geltenden Normen die Verfiherungspflict wirklich beftand 
{vorgefeglihe Beſchäftigungswochen mit realer Verficherungspfliht); 
diefe Wochen müſſen aber dann auch durch wirkſame Beiträge gededt 
fein.) Oder es werden vorgejegliche Beſchäftigungswochen mit 
$ 9.39. Nach den Mot. zu $ 157 Entw. IBB. wird „der Nachweis ver 
Tangt, baß ber Betreffende feinen Lebensunterhalt regelmäßig buch eine, 
wenn aud nicht ununterbrochen geleiftete Zohnarbeit erworben hat. Dabei 
wird eine verftändige Pragi den individuellen Verhältnifien des Renten» 
bewerbers gebührend Rechnung tragen können“. Die Beftimmung fteht In 
engem Zufammenhang mit $ 191; vgl. darüber im Text VII. 

a7) Der Begriff der Veitragroche ift danach ber Berechnung zu Grunde zu 
legen; daher wird aud) der Grundſatz, daß die aud nur an einem Tage in ber 
Mode auögeübte Beihäftigung bie Verſicherung für bie ganze Woche bewirkt, 
entſprechende Anwendung zu finden haben; vgl. bie R. 35 citierten Entfgeibungen, 
ſowie AR. 94 ©. 39 Nr. 328 a. E. 

%) Der frühere $ 161 6.89 (Bd. 1.114 R. 11) ift in daS neue Geſetz 
nicht übergegangen; doch find bie dort vorgefehenen Formen der Nachweiſe 
durch Beſcheinigungen der Verwaltungsbehörden und beglaubigte Zeugniffe ber 
Arbeitgeber auch jet noch in erfter Reihe bedeutſam; vgl. in dieſer Richtung 
die württ. Vollz.Berf. v. 25. Nov. 1899 88 84, 85 (Biejenberger S. 357) 
und badiſche Vollz VO. v. 28. Nov. 1899 $ 26 (Mufer S. 187). — Die Ent 
ſcheidungen ber Berwaltungsbehörben aus $ 155 find für Zeiten vorgeſetzlicher 
Veſchaftigung nicht präjubigtel; vgl. oben $ 58 R. 57. 

%) Auch nicht, wenn fie durch Marken gebedtt find, unbeſchadet ihrer fonftigen 
Vebeutung für die Rentenfteigerung (UN. 99 ©. 636 Nr. 765). Über die 
Heranziehung von Beſchäftigungen, welche vor der vorgefeglihen Stichzeit 
liegen, für die Beurteilung der Anrechenbarkeit von Unterbredungen, melde in 
iefelbe hineinfallen, vgl. unten R. 56. — untlar find mir bie übereinftimmenden 
Ausführungen bei Zfenbart-Sptelhagen Anm. 8 litt. a und Graßmann 
Anm. 5 Abſ. 3 zu $ 189 geblieben, infofern fie von einem Zeitraum von fünf 
Jahren „vor dem Inkrafttreten ber einzelnen Bunbeöratäbefejlüffe” reden. 

1%) AN. 95 S. 246 Nr. 455 und die Bezugnahme darauf in den Mot. Abf. 1 
zu $ 156 Entw. IVG. 
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ibeeller Verfiherungspflicht nachgemwiefen, d. h. Wochen mit folden 
Beſchäftigungen, welche nach dem an dem maßgebenden Stihtage*') 
geltenden Rechte verfiherungspflichtig geweſen wären.) 

3. Der Nachweis vorgefeglicher Bejhäftigung „wird“ bei der 
Altersrente „erlaſſen“, wenn innerhalb der erften 5 Jahre nad) dem 
Stichtage „eine die Verfiherungspfliht begründende Beſchäftigung 
für die Dauer von mindeftens 200 Wochen beftanden hat“ ($ 190 
Abſ. 2 Sag 2). Für diefe nachgefeglihen Wochen gilt alles das, 
was oben (IV, 2) für die 40 Pflichtwochen bei der Altersrente feft- 
geftellt wurde.) Werden fie nachgewieſen, jo kommt es auf die 
Frage der vorgefeglihen Beihäftigung Überhaupt nicht mehr an; es 
ſchadet fogar dem Anfprecher nicht, wenn pofitiv feftgeftellt wird, 
daß er ber primären Anforderung in $ 190 Abſ. 2 Sag 1 nicht 
genügen fann.') 


*) In Betracht kommen banad) alle bis zum Stichtage, dieſen eingefchloffen, 
in Kraft getretene Normen, nicht aber fpäter in Siraft getretene, auch wenn 
Dies noch vor ber Entftefung des Anſpruchs geſchehen ift. So für das frühere 
Recht AR. 95 ©. 221 Rr. 431 und S. 246 Rr. 455. Aufrechterhaiten für $$ 189, 
190 II®. in AN. 00 ©. 662 Rr. 813 mit ©. 664 Rr. 814. Dagegen außführlid- 
Weymann („bis zum Augenblide der Antragftellung”) Anm. 9 zu $ 190. Doch 
rechtfertigt ber ganze Aufbau der Übergangsbeftimmungen auf ben maßgebenden 
Stichtag die Stellungnahme des RBA., mit der bad Wort „inzwiſchen? wohl 
vereinbar ift. 

“) Die Berfigerungspfliht beftimmt ſich nad allen Borausfegungen des 
Suichiagsrechts Erfordert find daher wirkliche Beiäftigungäverhältniffe, nicht 
bloß Borverträge über folde (AR. 92 ©. 23 Rr. 109 mit bevenklicder Ber 
geündung; vgl. oben $ 7 R.23). Gs ſcheiden ferner aus Beſchaftigungen vor 
vollendetem 16. Lebensjahr (AN. 92 S. 134 Nr. 189), Beſchaftigungen nad; ein» 
getretener bauernber oder vorübergehender Invalidität (AR. 95 S. 213 Nr. 422, 
AR.I1 ©. 156 Nr. 44; vgl. ſchon im Hinblid auf R. 20), au) wenn die leftere 
fpäter wieder behoben wurde, Beihäftigungen bloß gegen freien Unterhalt 
(AN. 92 S. 52 Nr. 141), ſowie vorübergehende Beihäftigungen im Sinne bes 
om Stichtage geltenden Bundesratsbeſchluſſes zu $ 4 Abf. 1 (AR. 98 S. 564 
Nr. 683). 

#) Daher aud die Notwendigkeit effektiver und wirkſamer Beitragsleiftung. 
(AN. O1 S. 613 Nr. 930), gegen die Bedenken und Einſchränkungen von Wey⸗ 
mann Anm. 8 zu $ 190. Nachträgliche Beibringung im Rahmen des $ 146- 
genügt, aud) wenn fie nad) Ablauf ber entſcheidenden 5 Jahre erfolgte (AR. OL 
S. 614 Nr. 931). Die Anrechenbarkeit der normalen Erfagtatiachen wird im 
Komm.Ber. Ziff. 3 zu $ 157 Entw. IVG. ausdrüdlich konftatiert. 

4) So AR. 00 &. 662 Rr. 813, irotz der entgegenftehenden Äußerung eines 
Kommiffiondmitgliedes, welche bort zitiert wird, ſich aber im offiziellen Berichte 
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VI. Berficherten, welche die beſprochenen Vorausfegungen erfüllen, 
wird eine gewiffe Anzahl von Beitragswochen „auf bie (normale) 
Wartezeit angerechnet” ober, was zu bdemfelben Ergebnis führt, es 
wird für fie die normale Wartezeit um ebenfo viel Beitragswochen 
abgekürzt. 

1. Auszugehen ift danach von der normalen Wartezeit. Die— 
felbe beträgt bei ber Altersrente nach dem in $ 190 citierten $ 29 
Abſ. 1 Ziff. 2 IVO. einfah 1200 Beitragswochen (vgl. oben $ 63 
IL, 1). Dagegen bringt das in $ 189 für die Invalidenrente ge- 
gebene Citat „S 29 Abf. 1 Ziff. 1" Zweifel mit fi, weil die in 
Bezug genommene Stelle eine längere Wartezeit von 500 und eine 
kurzere von 200 Wochen, letztere aber nur für denjenigen kennt, 
für den „minbeftens 100 Beiträge auf Grund der Verfiherungs- 
pflicht geleiftet worden find“. Es hieße der Beftimmung bes $ 189 
Abſ. 2, welche nur 47 nachgefegliche Pflichtbeiträge fordert, jede Be— 
deutung nehmen, wenn man zur Anwendung der fürzeren Warte- 
zeit von 200 Wochen unbedingt 100 nachgefegliche Pflichtbeiträge 
verlangen mollte.*) Man wird daher einräumen müffen, daß, fo= 
weit nicht 100 nachgefegliche Pflichtbeiträge aufzumelfen find, der 
fehlende Reft durch Wochen mit realer oder ibeeller Verfiherungs- 
pflicht aus der vorgefeglihen Stichzeit belegt werde. Daran aber 
wird man fefthalten müffen*) und nicht bet Nachweis von 47 
nachgeſetzlichen Pflichtwochen in jedem Falle nur die kürzere 
Wartezeit zu Grunde legen durfen,“) weil man damit dem 


nit findet. Die Veränderung des Entwurfs, melder bie Worte „ann er⸗ 
laſſen werben” hatte, in „mird erlafien“ ſpricht eher für die Auffafjung bes 
RBA. Demfelden fliegen fih an Ijenbart-Spielhagen Anm. 10 unb 
Weymann Anm. 10, dagegen Gebhard-⸗Duttmann Anm. 14. 

*) Died tut Graßmann Anm. 2 zu $ 29 und Anm. 4 zu $ 189; vgl. 
aud Mainzer Ztſchr. 8b.9 S. 181 und 190; dagegen aber AR. 00 ©. 677 
Nr. 821 mit AR. 08 &. 537 Nr. 1072 Abſ. 2 a. E. und dazu bie Verhandlungen 
der Konferenz beim RVA. v. 15./16. Rov. 1899, Mainzer Stihr. 8b. 10 ©. 67. 

«) Die cit. Entf. Rr. 821 läßt das nad Lage des Falles noch dahin⸗ 
geheilt. Im Sinne des Tegted Piloty &.336 und Gebhard» Düttmann 
Anm. 10 zu $ 189, wohl auch Iſenbart⸗Spielhagen Anm. 6; dagegen 
Weymann Anm. 5. 

m Auerdings ft bie längere Wartezeit von 500 Wochen mit Hilfe ber 
Übergangsbeftimmungen wegen der im ganzen 5jährigen Stichzeit nicht zu 
erfüllen. 

Rofin, Recht ber Urbeiterverfierung. Band IL. 46 
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Wortlaut des in 8 189 gegebenen Eitats jede Bebeutung nehmen 
würbe.**) j 

2. Die Zahl der auf die Wartezeit anzurechnenden Beitrags- 
wochen beftimmt fi bei der Smvaliven- und bei der Altersrente 
verſchieden (vgl. oben V, 1). Bei ber Invalidenrente wird die feſt⸗ 
geftelte Zahl der vorgefeglihen Beihäftigungswohen auf die 
normale Wartezeit (vgl. N. 47) angerechnet; bei der Altersrente aber 
werben „für jedes volle Jahr, um welches“ das Lebensalter des 
Rentenanſprechers am Stichtage „das vollendete 40. Jahr über» 
fliegen hat, 40 Wochen und für ben überfchießenden Teil eines 
ſolchen Jahres die weiteren Wochen, jedoch nicht mehr als 40, an- 
gerechnet”. Hiernach Tann, wer am Stichtage das 70. Lebensjahr 
bereits vollendet hat und die fonftigen Worausfegungen der Über 
gangsbeftimmungen erfüllt, fofort Altersrente erhalten.) Im 
übrigen ift zuerft zu unterſuchen, wie viel volle Jahre der Anſprecher 
am Stichtage älter als 40 Jahre ift; für jebes diefer Jahre fommen 
dem Betreffenden 40 Wochen zu gute. Hat er neben vollen Jahren 
noch überſchießende Wochen?) d. h. Zeiträume von je 7 Tagen!) 
fo wird für bie erften 40 Wochen des unvollendeten Jahres je eine 
Woche angerechnet, während die weiteren Wochen desſelben unberüd- 
fihtigt bleiben.) Nicht unzweifelhaft gegenüber dem Wortlaut, der 
nur von „Üüberfießenden" Wochen redet, ift eine Frage, die jedoch 


) Der Umftand, daß bei ben Reichstagsverhandlungen bie längere Warter 
zeit von 500 Wochen erft (in 2. Lefung) angenommen murbe, nachdem bie 
jebige Wortfaffung des $ 189 Abſ. 1 bereits feftftand, kann eine andere Auf 
faffung nicht begründen, well das geltende Gefeg in feinem jet vorliegenden 
Zuſammenhange zu erklären ift unb biefer einen durchaus vernünftigen Sinn 
ergibt, zumal zu einer Bevorzugung ber Übergangsanfprücde vor den normalen 
fein Grund vorliegt. 

) Über ben Beginn derſelben im Hinblick darauf, daß der Rentenanfpredher 
mBerficherter" fein muß, vgl unten $ 66 IV, 1 litt. b. 

) Das ©. 89 gemährte nur eine Anrechnung ber vollen Jahre; vgl. 
Bd. J S. 116 a. E. und AN. 91 ©. 125 Nr. 15. Die Anderung berußt aber 
bereits auf einer Novelle v. 8. Juni 1891, welcher rüdwirtende Kraft bei⸗ 
gelegt war. 

9) Wochenteile kommen nicht in Betracht; vgl. AR. 92 ©. 123 Nr. 171 
mit ©. 42. 

#2) „Tabellen über die Minbeftzahl der von Alterdrentenanwärtern nachzu⸗ 
weifenden Beitragswochen“, berechnet für die verſchledenen Stichtage und die 
Geburisjahrgange bis 1839, find in AN. 00 ©. 208 ff. veröffentlicht. 
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erſt in fpäterer Zeit praftifh werden wird, ob nämlich Anſprecher, 
welche am Stichtage zwar über 40, aber noch nicht 41 Jahre alt 
find, gleichfalls auf eine Berüdfichtigung der Wochen ihres 41. Lebens- 
jahres Anſpruch machen dürfen. Ich bin geneigt, dieſe Frage nach 
Analogie zu bejahen. 

3. Die nad erfolgter Anrechnung noch an ber Wartezeit 
fehlenden Beitragswochen??) find nachgeſetzlich in jeder normal zu⸗ 
läſſigen Art, alfo auch durch Wochen freiwilliger Beitragsleiftung zu 
belegen (vgl. Bd. I ©. 116). 

VIL Über die Einrechnung filtiver Beitragswochen in die vom 
Geſetz erforberten nachgeſetzlichen Beitragszeiten ift bereits oben an 
den maßgebenden Stellen (vgl. N. 32, 43) geiprochen worden. Aber 
aud für die vorgeſetzlichen Beſchäftigungszeiten findet eine analoge 
Einrechnung fogar in noch weiterem Umfange ftatt, was in $ 191 
nachtragsweiſe geregelt wird. Der Wortlaut diefes Paragraphen 
bezieht fich gleichmäßig auf $$ 189 und 190; doch Liegt trogdem 
feine vorwiegende Bedeutung auf dem Gebiete des Invalidententen- 
anfpruchs,°*) welcher, wie gezeigt, eine Auflöfung der vorgeſetzlich 
anzurechnenden Zeiträume in einzelne Beitragswochen erfordert. Im 
Hinblid auf die Tatſache dagegen, daß bei der Altersrente nur eine 
„berufsmäßige, wenn auch nicht ununterbrochene” vorgefegliche Be— 
ſchäftigung gefordert wird und daß die Frage, ob dem genügt ift, 
weſentlich der freien Beurteilung bes Einzelfalles überlafjen bleiben 
muß, Tonftatieren ſchon die Motive zu $ 157 Entw. IVG., daß die 
nad den angeführten Worten „zuläffigen Unterbrehungen ber 
Berufsarbeit nit auf die im $ 158 Entw. (jetzt $ 191 JVG.) 
hervorgehobenen beſonderen Fälle zu beſchränken find, in welchen bie 
Unterbrechungszeit einem Arbeits ober Dienftverhälmniffe gleich ge— 
achtet wird”. Dies in Verbindung mit dem Wortlaut des $ 191 
wird die Auffaffung rechtfertigen, daß die nach Iegterem aud im 
einzelnen anzurechnenden Unterbredungen und Unterbrechungs⸗ 
zeiträume qualitativ und quantitativ jedenfalls die Anwendung 
des $ 190 Abf.2 Sag 1 noch nicht ausſchließen follen, während 
heim Vorliegen anderer Unterbrehungsgründe ober längerer Unter- 


#3) Über Alter und Erwerbsunfahigkeit vgl. AR. 92 ©. 125 Nr. 173 fomie 
‚oben $ 62.0.3. 

®) Bgl. JIſen bart-Spielhagen Anm. 16, Gebhard» Düttmann 
Anm. 2 zu $ 191. 


45* 
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brechungszeitrãäume die freie Beurteilung des Einzelfalles darüber 
entſcheidet, ob nod von einer „berufsmäßigen wenn auch nicht 
ununterbrochenen“ Beihäftigung gefprodhen werben Tann. Für 
$ 191 felbft aber ergibt ſich im einzelnen: 

1. Als Erfagtatfahen (anzurechnende Unterbredungen) kommen 
zunächſt nad $ 191 Abſ. 1 in Betracht die auch nachgeſetzlich wirk- 
famen: Krankheit, militärii he Dienftleiftung und Rentenbezug.°) 
Die Anrechnung vollzieht ſich unter entſprechender *) Anwendung 
der für diefelbe geltenden normalen Bedingungen?) und zwar im 
Zweifel unter Zugrundelegung des am Stichtage in Kraft ſtehenden 
Rechtes.) Das Jahr, welches hiernach bei Krankheiten das 
Morimalmaf der Anrehnung bildet, läßt die Praris des NVA. 
bei folgen Krankheiten, welde ſchon vor dem Anfangstermin der 
vorgefegliden Stichzeit begonnen haben, von diefem und nicht von 
dem früheren Kranfheitsbeginn an laufen.) Erftredt fih eine 
Krankheit aus ber vorgefeglichen in die nachgefegliche Stichzeit hin- 
über, fo kann doch für beide Abſchnitie zufammen nur höchſtens ein 
Jahr zur Anrechnung gelangen;°°) doch wird der Anfprecher einer 


>) Rentendezug: „Cs kann dies praktiſche Bedeutung für ben Fall haben, 
daß ein Verſicherter, welder auf Grund ber bisherigen Beftimmungen eine 
fpäter entzogene Invaltdenrente genoffen hat, demnädft feinen Beruf wechſelt 
und auf Grund ber für ben neuen Berufszweig nadhträglih in Kraft ges 
tretenen Verſicherungspflicht neuerbings Invalibens ober Alterdrente begehrt": 
Mot. zu $ 158 Entw. IBG. 

3%) Über den Wegfall des Erforderniſſes vorhergehenber Beltragsleiſtung 
vgl. analog ſchon oben N. 33. Zur Prüfung des limftandes aber, ob durch 
die Krankheit eine bie (menn auch nur ibeelle) Verſicherungspflicht bes 
gründende ufw. Beichäftigung unterbrodden wurbe, fann und muß aud, foweit 
nötig, auf Verhältniffe eingegangen werben, welde noch vor dem Beginn ber 
vorgeſetzlichen Stichzeit liegen (vgl. oben R. 89): AR. 91 S. 188 Rr. 84, auf 
$ 119 mit $ 158 ®. 89 bezüglich. 

®) Magimalbauer der Anrechnung bei Krankheiten 1 Jahr (AR. 92 S. 5 
Ne. 98), anders bei Nentenbegug, wie auch bie oben R. 55 citierten Motive 
Tonftatieren. Krankheiten bei Saifonarbeitern während ber Betriebsunterbrehung 
nicht anrechenbar (AN. 92 S. 48 Nr. 136, AR. 95 &.259 Nr. 471. Bol. oben $ 38 
N. 25; die Anrechnung kann aber unter bem Geſichtspunkte und nach Maßgabe des 
$ 191 Abſ. 2 Siff. 1 erfolgen). Der Beweis der nicht nad) $ 31 beideinigten 
Krankheit fann auf jede mögliche Weife geführt werden (AR. 92 ©. 154 Nr. 188). 

®) Bgt.-3.B. Hinficptlic der Gefchlehtäktantheiten oben $ 38.R. 37. 

) AR. 92 S. 31 Nr. 119, AR. 95 ©. 259 Rr. 470. 

9) AN. 96 S. 178 Nr. 487, AR. 97 ©. 413 Nr. 598. 
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Invalidenrente wohl verlangen dürfen, daß ihm in das Marimal- 
jahr zunãchſt die nachgefeglichen Krankheitswochen zweds Erfüllung 
der nad $ 189 erforderlichen 40 Pflichtbeiträge eingerechnet werben, 
da dieſe die erfte unumgänglicde Vorausfegung feiner Begünftigung 
bilben. 

2. Über diefe normalen Erſatztatſachen hinaus läßt aber $ 191 
Abf. 2 „dasſelbe gelten‘ von gewiſſen Zeiten vorübergehender Unter⸗ 
brechung einer berufsmäßigen real ober ideell verfiherungspflichtigen 
Belhäftigung, welche in Ziff. 1-3 dafelbft näher charakterifiert . 
werben. Hier aber erfolgt die Anrechnung „für den Beitraum von 
Höchftens 4 Monaten während eines Kalenderjahres“. Diefe Worte 
bieten der Auslegung Schwierigkeit. Allerdings nicht beim Alters- 
rentenanfpruch, wenn der Stichtag auf den 1. Januar eines Jahres 
fällt;e) wohl aber fon, wenn als Stichtag ein anderer Kalender 
tag in Betracht kommt. Soll hier das „Kalenverjahr" des Gejeges 
zu einem Zeitjahr abgefchliffen werben, fo daß jedes Jahr der drei⸗ 
jährigen vorgefeglihen Stichzeit ein Behältnis fir bie Aufnahme 
von 4 Monaten Unterbrehungszeit bildet und fein weiterer Reft 
verbleibt? Ich bin geneigt, dies ber Einfachheit halber als Abſicht 
des Gefeges zu akzeptieren.“) Allein bei ber Invalidenrente, wo 
der nad dem Eintritt der Invalidität fi beftimmende Anfangs - 
termin der vorgejeglichen Stichzeit nur ganz zufällig auf einen bem 
Stichtag entſprechenden Kalendertag fallen wird, Iaflen ſich Jahres- 
reſte nicht vermeiden. Doc) ergeben fie ſich wenigſtens nur auf der 
einen Seite, wenn man aud) hier das Kalenderjahr nicht wörtlich 
nimmt, fondern vom Stichtag zurüd nach Seitjahren rechnet.) 
Sole Jahresrefte aber werben, da das Geſetz von einer Verhältnis- 
berechnung nichts weiß, einfach als volle Jahre behandelt werben 
müffen, fo daß auch auf fie 4 anrechenbare Monate entfallen dürfen. 


©) Die Progis des RIM. bietet nur folde Fälle; vgl. die folgenden Roten. 

*) So Iſenbart⸗Spiel hagen Anın. 6 gegen Graßmann Anm. 3 und 
BSebharb-Dütimann Anm. 8. 

2) Beifpiel mit Bezug auf den Stichtag vom 1. Ian. 1900: Eintritt ber 
Erwerböunfähigfeit am 4. Febr. 1902; Beginn ber vorgeſetzlichen Stichzeit am 
4. Febr. 1897. Volljahre 1899 und 1898; Jahresreſt vom 4. Febr. bis 31. Dez. 
1897. Bd. J S. 115 wollte rechnen: Volljahre vom 4. Febr. 1897 bis dahin 
1898 und 1899; Jahresreſt vom 4. Febr. 1899 biß B1. Des. 1899; doch iſt daB 
erſtgedachte Verfahren rationeller, da die vorgefegliche Stichzeit ftets vom 
Stichtag aus zuruckgerechnet wird. 
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Was fodann aber die Bemeſſung felbft anlangt, jo kann nit 
bezweifelt werben, daß alle in ein Zeitjahr oder einen Jahresteil 
(Sahresreft) hereinfallenden Unterbrechungen, unter welcher der drei 
Ziffern des Paragraphen fie ihrer Art nad auch begriffen fein 
mögen, zufammen®?)' die Summe von 4 Monaten nicht überfteigen 
dürfen. Die Verteilung der 4 Monate auf die einzelnen Unter 
brechungen eines Jahres kann „beliebig“ zu Gunften des Anfpreders 
erfolgen.°*) Jedes Jahr uſw. hat feine eigene Berechnung.) Dabei 
werben bie mehr als einen Monat dauernden Unterbrechungen nad 
dem wiederkehrenden Kalenvertage in einzelne Monate aufgelöft, 
Monatsteile aber zu je 30 Tagen auf einen Monat gerechnet werden 
müffen. Ebenſo endlich, wie bei Krankheiten, find auch bier nur die 
der Beitragswoche entiprechenden vollen Wochen der in Betracht 
kommenden Unterbredungszeiten in Anrechnung zu bringen.) 

Angerechnet werben aber 

a) „Seiten vorübergehender Unterbrehung eines fländigen 
Arbeits⸗ oder Dienftverhältniffes zu einem beftimmten Arbeitgeber.“ 
Diefe Ziff. 1 ſchließt fih an $ 158 Sat 2 G. 89 an. Sie bezieht 
fih auf alle Arten von Arbeitsverhältniffen ohne Unterfchied der 
formalen Rechtsform,*) fegt aber die Identität des Arbeitgebers in 
den verſchiedenen Beichäftigungsperioben voraus.) Dabei wird 
aber nicht allein der Rechtsnachfolger dem urſprünglichen Arbeit- 
geber gleich gelten, ſondern es wird auch die objektive Identität des 
Betriebes genügen.) Bei den in Betracht zu ziehenden Unter- 
brechungen handelt es ſich natürlich nicht um ſolche, die ihrer Art 
nad das Beihäftigungsverhältnis im Sinne tatſächlicher Berfügungs- 
macht des Arbeitgebers und damit die eventuell beſtehende Verſiche- 


©) AN.92 8.49 Nr. 139. Es genügt nicht, daß die einzelne Unterbreung 
ober derjenige Zeil derfelben, welder in ein Kalenderjahr fällt, 4 Monate nicht 
überfteigt. 

m) AR. 98 ©. 2 Nr. 201. 

5) AR. 95 ©. 261 Nr. 473: Auch die 4 Monate Überfchreitende Dauer einer 
unterbrechung Tann angerechnet werben, wenn fie ſich über 2 Kalenderſahre er« 
ſtreckt und auf jedes nicht mehr ald 4 Monate kommen. 

9) Bgl. die Worte „Dasfelbe gilt“; übereinftimmend Gebhard» Dütts 
mann Anm, 3 litt. a, 

) Sausinduftrie: AR. 95 &. 245 Nr. 454. 

®) Eventuell kann nod Ziff. 2 in Frage kommen (AR. 95 S. 260 Rr. 472). 

%) Beſchaftigung bei einem neuen Pächter (AR. 91 S. 187 Rr. 83). 
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zungepflicht überhaupt noch nicht aufheben (vgl. oben $ 7 bei 
N. X fi); denn für dieſe bedarf es einer Sonberbeftimmung 
nicht.) Soweit diefelbe aber anwendbar werben fol, müſſen bie 
Unterbrejungen vorübergehend fein und jedenfalls die Dauer der 
Beſchäftigung nicht erheblich übertreffen.'%) Gleichgiltig find bie 
Gründe der Unterbredung; fie können fih aus der Natur der Ber 
Thäftigung, dem Ortsgebrauch, den Verhältniffen des Arbeitgebers 
ober Arbeitnehmers ergeben,"') in einer Willenseinigung der Parteien 
ober in einfeitigem Entſchluſſe zum Ausbrud Tommen.'?) Inge 
beſondere ift Ziff. 1 keineswegs auf die Verhältniffe der eigentlichen 
Saifonarbeiter befgränkt.”) Immer aber forbert der Begriff der 
„Ständigfeit” bes Verhältniffes das beiderfeitige Bewußtſein bei den 
Arbeitsparteien, daß nach Wegfall bes Unterbrechungsgrundes bie 
Belhäftigung unter ihnen von neuem aufgenommen werben fol, 
während dod eine rechtsverbindliche Verpflichtung in biefem Sinne 
wiederum nicht zu beftehen braudt.'*) Befteht ein folher animus 
revertendi ımd recipiendi, fo fehabet es ber Anrechnung bis zu 
dem kritiſchen Zeitpunkte auch nichts, wenn ſchließlich durch nicht 
vorausgefehene Verhältnifie eine Wieberaufnahme der Beſchäftigung 
verhindert wird.) Das Verhalten des Arbeiters während ber 
Unterbreung hat auf die Anrechenbarkeit derſelben feinen Ein» 
fluß.%) Insbeſondere kann derſelbe in der Zwiſchenzeit Arbeit auch 


we) AN. 94 ©. 93 Abſ. 1 Nr. 340; vgl. unten R. 72. 

0) AR. 92 S. 28 Nr. 115, AR. 94 S. 39 Nr. 328. 

") AN. 91 &.187 Nr. 82, AN. 92 S. 49 Nr. 138. 

7) AR. 92 &.49 Rr. 138: „Sogar bloße Beurlaubungen“ Zönnen bier in 
Betracht kommen, vorausgeſetzt, daß fie nicht fogar das Arbeitöverhältnis und 
bie Berfiherungapflicht fortbeftehen laſſen; vgl. dazu die N. 698 citierte Stelle. 
Bei der freien Geftaltung bes hausinduſiriellen Verhältniffes nicht einmal Urs 
laub nötig (AR. 98 S. 631 Nr. 692). 

3) AR. 91.157 Rr. 46. Für biefe ſpeziell Yommt noch Ziff. 2 in Betradt. 

”) AR. 94 S. 39 Rr. 328 mit AR. 91 ©. 187 Rr. 82 und AR. 98 ©. 681 
Nr. 692. Hieraus und aus N. 69a ergibt fih, dab ber Ausdruck „Arbeits 
‚oder Dienftverhältnis* nicht im engeren Rechtsſinne, fondern im weiteren Sinne 
rein tatſachlicher, wirtſchaftlicher Beziehungen gebraucht ift; im Rechtsſinne wäre 
die Faffung: „Unterbrehung ftändiger Arbeits- oder Dienftverhältniffe“ zus 
treffender gemefen. 

”) z. ®. weil ber Arbeitgeber fein Geſchaft aufgibt ober der Arbeiter zu 
ber betreffenden Arbeit unfähig wird (AR. 92 &. 29 Nr. 116). 

%%) Aufenthalt oder Vefhäftigung im Auslande (AR. 97 ©. 333 Nr. 576, 
AR. 99 S. 639 Nr. 767). 
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bei einem anderen Arbeitgeber übernehmen. ft biefelbe für ſich 
felbft real oder ideell verſicherungspflichtig, fo ſcheidet die durch fie 
gebedte Zeit aus der anrechnungsbedurftigen Unterbrehung aus und 
macht im Rahmen der anrechnungsfähigen 4 Monate anderen Zeit 
räumen Plag.’”) 

b) Teils enger, teils weiter ift der Tatbeftand der Ziff. 2: 
„Zeiten vorübergehender Unterbredung einer berufsmäßigen Be 
ſchäftigung, ſoweit es fih um eine Beſchäftigung handelt, die nad 
ihrer Natur aljährlih für einige Zeit vorübergehend unterbrochen 
zu werben pflegt (Saifonarbeit)." Weitere Anmenbbarfeit geftattet 
die Beftimmung gegenüber der Ziff. 1 dadurch, daß fie feine Identität 
des Arbeitgebers, ſondern nur eine ſolche des Berufes fordert (vgl. 
oben N.68). Dagegen qualifiziert fie den Grund der Unterbrechung 
weit enger, indem derſelbe ausfhließlih in der Natur der fog. 
Satfonarbeit liegen darf (vgl. N. 73). 

©) Sehr undeutlich ift der Wortlaut von Ziff. 3, nach welcher 
„dasſelbe gilt von einer zu Bweden des Verbienftes unternommenen 
Belhäftigung mit Spinnen, Striden over ähnlichen leichten häus— 
lichen Arbeiten, wie fie landesublich von alternden over ſchwächlichen 
Leuten geleiftet zu werben pflegen“. Aus dem Vergleih mit ben 
Hiff. 1 und 2, die offenbar auf derfelben Bafis ftehen, und unter 
Heranziehung der Materialien’®) ergibt ſich, daß auch bier Per- 
fonen in Frage ftehen, welche berufsmäßig Beſchäftigungen, die an 
ſich in die vorgefegliche Wartezeit einrechenbar find, betreiben, aber 
duch Alter oder Körperſchwäche in der Erlangung folder Arbeits- 
gelegenheit befehränft find und dann, während der daburd ver» 
anlaßten vorübergehenden Unterbregung ihrer eigentlichen Berufs- 
tätigfeit, mit der Abficht, fie ſobald als möglich wieder aufzunehmen, 
inzwiſchen im eigenen Haufe felbftändig, fei es auf Beftellung, fei 
& auf Vorrat durch Spinnen, Striden und andere ſolche leichte 
häusliche Arbeiten,'%) wie fie derartige Leute Landesüblich vornehmen, 
ihren Verdienft fuchen. 


) AN. 92 S. 4 Nr. 92, AN. 99 S. 639 Nr. 767. 

) Mot. Abſ. 3 zu $ 158 Entw. IB®. 

”) Andere Beifpiele bei Jjendbart-Spielhagen Anm. 14 und Gebhard⸗ 
Düttmann Anm. 11 Schlußabfag. Borausgefegt wird immer, daß es ſich nicht 
um (ibeell) verſicherungspflichtige Arbeiten handelt, welche ber Ausnahme: 
vorſchrift nicht bebürften. 
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8 65. Rentenhöhe. 


Die Vorſchriften über die Höhe, insbefondere über die Be— 
rechnung der Renten haben im IVG. 85 35—88, 40, 192 mannig- 
face Anberungen gegenüber dem früheren Rechte erhalten.!) 

I. Die Renten der Invalidenverfiherung find nad der Art 
ihrer Berechnung Jahresrenten?) Sie fegen fi aus zwei ober 
‚auch drei, ihrer Art nah verſchiedenen Beltandteilen zufammen. 
Der erfte, bei jeber Invaliden- ober Altersrente zum Anſatz ger 
langende, unbedingt fefte Betrag tft der Reichszuſchuß von jährlich 
SOM. ($ 35 a. E.). Ihm gegenüber fteht der im Gefeg nicht ganz 
‚genau ?) fogenannte „von den Verfiherungsanftalten aufzubringende 
Teil der Rente”, welcher bei den Invalidententen wiederum aus 
einem „Grundbetrag“ und aus „Steigerungsfägen“ beiteht ($ 36 
Abſ. 1), während bei ben Altersrenten Steigerungsfäge nicht zum 
Anfag gelangen und daher der Grunbbetrag*) allein dem Reichs— 
zuſchuß hinzutritt. Grundbeträge und Steigerungsfäge beftimmen 
fi) beide verſchieden nach den für den DVerficherten in Betracht 
kommenden Lohnklaſſen ($35 Satz 1). Das Weſen des Steigerungs- 
ſatzes aber befteht darin, daß er für jede einzelne Beitrags- 


1) Über bie Entwidlung der Geſetzgebung enthalten bie Kommentare meift 
ſehr ausfuhrliche Mitteilungen. — Fur daB zrotfc—henzeitlie Recht tommt auch 
hier der $ 193 IVG. (ogl. oben $ 63 N. 1) in Betracht. Kommt danad bad 
neue IVG. zur Anwendung, fo findet die Berechnung nad; feinen Vorſchriften 
auch für diejenigen Beitragswochen ftatt, welche vor feinem Inkrafttreten liegen 
(AR. 00 S. 406 Nr. 791, S. 409 Rr. 794). 

%) Sie werben „nad Jahreöbeträgen berechnet” ($ 35 Say 1 IB®.). Der 
8 25 Sag 1 8.89 fagte: fie werden „für Kalenderjahre berechnet“. Das mar 
unpaſſend, da es bei ber Berechnung gar nicht auf bie Lage der Jahre an 
Iommt. Eine ſachliche Anderung ift nicht eingetreten, wie Piloty Abſ. 1 zu 
8 35 offenbar meint. 

3) Wegen der Militärbienftwochen, mit denen nad $40 Abſ. 2 das Neid) 
‚belaftet wird. Daher au) in $ 35 bie Worte: „vorbehaltlich der Vorſchrift 
des $ 40 Abf. 2°; vgl. aber $ 36 Abſ. 1. 

4) Bei ber Alterörente ift im Geſetz $ 37 von einem „Brundbetrage” nicht 
die Rebe, augenicheinli darum, weil der Gegenſatz, ber aus Steigerungsſatzen 
beftehenbe Zeil ber Rente, fehlt. Doc liegt es im Intereſſe der parallelen 
Darfiellung und ift unſchadiich, ben Ausdruck auch bei ber Altersrente ftatt 
des „von ben Berfiherungdanftalten aufzubringenden Zeild ber Altersrente“ 
4$ 37) zu gebrauchen. 
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woche nah Maßgabe der fie beftimmenden Lohnklaffe einen Zur 
ſchlag zur Rente in Höhe einiger Pfennige herbeiführt. Der Grund- 
betrag dagegen bildet ein Vielfaches von 10 M. und wird im Gefek 
einheitlich für jede Lohnklaſſe feitgeftellt; die in Betracht kommenden 
Beitragswochen üben hier einen Einfluß mer infofern aus, als fi 
nad) ihnen beftimmt, aus welcher oder aus welchen Lohnklafjen ver- 
bältnismäßig ber Grundbetrag zu entnehmen ift. 


U. Someit für die Beſtimmung von Grunbbetrag und Steiger 
rungafägen Beitragswochen zum Anfag gelangen, unterſcheiden 
fi} diefelben ihrer Art nah in wirkliche, fiftive und Ergänzungs- 
wochen. 

1. Die wirkliden Beitragswochen find diejenigen, welchen 
wirklich geleiftete Beiträge einer beftimmten Lohnklaſſe entſprechen. 
Gleichviel ift für die Berechnung der Rente in allen Fällen, ob bie 
Beiträge auf Grund ber Pflicht» oder Weiterverfiherung, ober der 
Selbſtverſicherung und ihrer Fortfegung geleiftet find.) Dagegen 
ift felbftverftändliche Vorausfegung der Anrechnung, daß es fih um 
gegenwärtig”, d.h. zur Zeit der Anfpruchsentftehung „rechtögiltige 
Beiträge" (vgl. oben $ 38 N. 10) handelt, ſodaß ſolche Beiträge 
ausfcheiden, welche entweder von Anfang an ohne Beitragsberechtigung 
entrichtet find oder nachträglich (4. B. nad 842 Abf. 2. IVG.) ihre 
Rechtswirkſamkeit durch Erlöſchen der Anwartichaft verloren haben. 
In erfter Richtung enthält der $ 36 Abf. 5 eine Konſequenz. Da 
nämlich jeder Beitragswoche nur ein Beitrag entſprechen kann (vgl. 
oben $ 38 N. 7), jo muß der Beftand der Beiträge eine Minderung 
erfahren, wenn fi ergibt, daß er den Beſtand der anrechenbaren 
Beitragswochen überfteigt.) Zu ftreihen find dabei grundſätzlich 
diejenigen Marken, welde als zu Unrecht beigebracht im einzelnen 
ermittelt werben können; ift eine ſolche Seftftellung nicht mehr 
möglid, fo wird die zu ftreichende Anzahl von Marken zu 
Gunften des Verfiherten aus ben relativ niebrigften Lohnklaſſen 
entnommen. 


+) AN. 97 S. 336 Rr. 579 Schlußabſatz; vgl. dazu unten R. 20. 

) Das wird am häufigften bei freimilliger Verfiherung vorfommen, aber 
doch auch bei Pflihtverfiherung, z. B. wenn in ben Fällen des $ 140 Abſ. 2 
der Wochenbeitrag von mehreren Arbeitgebern entrichtet wurde; ngl. Ifenbart« 
Spielhagen Anm. 10 zu $ 36. 
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Aus dem obigen ergibt fi aber zugleich ferner, daß ftets nur 
ſolche Beitragswochen zur Anrechnung gelangen können, melde 
vor®) der Entftehung bes betreffenden Anfpruchs liegen.) Da- 
gegen erfiredt ſich rüdwärts bie Zeit, aus welcher die anzurechnenden 
Beitragswochen ftammen können, unbeſchränkt bis zum Beginn der 
Verſicherung; der Gegenfag zwiſchen vorgefegliher und nachgefeh- 
licher Zeit in den Übergangsperioden fpielt für biefe Frage überall. 
feine Role.) 

2. Fiktive Beitragswochen find diejenigen, melde wegen Kranf- 
beit, Militärbienft oder Rentenbezug zur Anrechnung gelangen (vgl. 
oben $ 38 II, $ 54 IV, 1, 4). Sie fohließen ſich in ihrer recht» 
lichen Beurteilung im allgemeinen dem an, was für die wirklichen. 
Beitragswochen, insbefonbere diejenigen gilt, welche durch fie unter« 
brochen werben.) Eigentümlih aber ift ihnen, daß fie ftets in. 
Lohnklaſſe II zum Anfag gelangen.!?) 

3. Ergänzungswochen find reine Rechnungswochen, denen weder 
ein wirklicher Beitrag, noch eine Erfagtatjache, noch felbft überhaupt 
eine beftimmte Ralenberzeit entſpricht. Sie werben auf Grund gejeß- 
licher Beitimmung ($ 36 Abf. 3 Sag 2, $ 192 Sat 1) in gemifjen 


%) Dazu Tann aud noch die Mode gehören, Innerhalb deren ber Anfpruc. 
entftanden ift. 

) Man kann der „Entftehung des Anſpruchs“, nit den „Beginn des. 
Rentendezugs" fubftituieren. Das Hat auch bad RBA. in AR. 00 ©. 664 
Nr. 814 litt. a der Sade nad anerlannt, indem es ausſprach, dab „für bie 
Berechnung ber Alterörenten gemäß $ 192 Beiträge, die nad dem Zeitpunkte 
der Vollendung des 70. Lebensjahres bis zu dem ſich nah $ 41 Abſ. 3 IVG. 
anderweit beftimmenden Rentendeginn etwa noch geleiftet find, nit in es 
tracht Tommen*. Hiernach ift der Wortlaut des in AR. 91 S. 122 Nr. 8 aufs 
neftellten Prinzips zu korrigieren. (Wenn übrigend aus demſelben hier bie 
Konfequenz gezogen iſt, daß „auf bie Höhe der am 1. Jan. 1891 beginnenden. 
Alterörente die etwa nad biefem Tage geffebten Beitragsmarken überhaupt. 
nicht einwirken", fo wird biefelbe nad; bem oben $ 64 R. 25 Bemerkten auf 
die eine Beitragsmarke, melde zur Entſtehung des Rentenanſpruchs aud in. 
folgen Fälen entrichtet fein muß, nicht zutzeffen.) Für ZInvalibenrenten ift 
das Prinzip mit Bezug auf ben Eintritt der Ermerböunfähigteit analog zu eni⸗ 
nehmen aus AR. 93 ©. 144 Nr. 290 (Rentenverteilungsfadie); fir Krankententen. 
AN.00 8.673 Rr. 817. 

®) gl. im einzelnen unten R. 16—18, 30. 

) Dazu unten R. 19, 20, 30. 

») $40Abf. 1 IBO.; der Abſ. 2 gehört nicht hierher, fondern zum Renten 
verteilungäverfahren. 
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Fällen in Anfag gebracht, wenn zu einer beftimmten Zahl von 
Beitragsmochen (500, 400), welde das Gefeg unverändert feinen 
Berechnungen zu Grunde legt, nah den konkreten Verhältniffen 
des Anfprechers und ben für ihn vorliegenden wirklichen und fiktiven 
Wochen noch folche fehlen. Die Ergänzungswochen werben entweber 
unbedingt oder doch, wenn eine andere grundſätzliche Beftimmungs- 
norm feine höhere ergibt, in erfter Lohnklaſſe zum Anſatz ge- 
bradt.'') 

II. Für die Berechnung der Altersrente tritt zum Reichs— 
zufhuß nur eine gewiſſe Summe als Grundbetrag hinzu. 

1. Der Grumbbetrag für die Altersrente beläuft fich in der 
‚erften Lohnklaffe auf 60 M. und fteigt für jede Lohnklaffe um 
30 M., beträgt alfo in der II. 90, in der IIL. 120, in der IV. 
150 und in ber V. 180 M. ($ 37 Abf. 1 IVG.). Der Grund- 
betrag einer einzelnen Lohnklaffe fommt rein zur Anwendung, wenn 
fämtlihe anzujegende Beitragswochen (mirkliche, fiktive und Er— 
‚gänzungswochen) berfelben Lohnklaffe angehören. Kommen Bei- 
tragswochen in verſchiedenen Lohnklaſſen in Betracht, fo wird der 
Durchſchnitt der entſprechenden Grunbbeträge nach der Zahl der 
Beitragswochen berechnet und in Anfag gebracht, d. h. es wird bie 
Zahl der Wochen in jeder Lohnklaffe mit dem Grundbetrag biefer 
Lohnklaſſe multipligiert,'?) die Produkte werden addiert und die 
Summe wirb mit ber Gefamtzahl aller in Betracht kommenden 
Wochen bivibiert. 

2. Verſchieden ift aber die Gefamtzahl der bei der Berechnung . 
des Grundbetrages anzufegenden Beitragswochen. 

a) Bei Altersrentnern, welche in jpäterer Zeit (von 1914 an, 
gl. oben $ 64 N.2) die normale Wartezeit von 1200 Beitrags - 
wochen nachweiſen müffen und nachgewieſen haben, werden der Be— 
rechnung ftets 1200 Wochen zu Grunde gelegt. Weiſt der An- 


N) Dana Tann es kommen, daß an Stelle von Beiträgen höherer Lohn: 
Haffen, melde nad) $ 36 Abf. 5 (vgl. oben N. 5) zu freien find, folde ber 
1. Lohnklaſſe zwei? Ergänzung eingefet werben müffen. 

+2) Dazu bie Hilfätafeln in AR. 00 ©. 198 ff, melde bad Vielfache ber 
Sahlen 60, 90, 120, 150 und 180 biß auf das 999fadje angeben. Irrig ift die 
Methode von Piloty zu $$ 36, 37, welder nicht mit dem Grundbetrage ber 
<ingelnen Lohnklaſſe, fondern mit ber Ordnungsziffer der Lohnklaffe jelbft (1-5) 
multiplizieren will. 
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ſprecher im konkreten Falle mehr ala 1200 (wirkliche oder fiktive). 
Beitragswochen nad, fo werben zu feinen Gunften die den höchften 
Lohnklaſſen angehörigen 1200 Wochen herausgefucht und zu Grunde 
gelegt ($ 37 Abſ. 2 Satz 2). 


b) Bei Altersrentnern, welche während ber Übergangaperioden 
eine verkürzte Wartezeit genießen, ift wieber zu unterſcheiden ($ 192 
IBG.). Weifen diefelben wenigftens 400'°) ober mehr (wirkliche ober 
fiftive) Beitragswochen nad, jo wird die nachgewieſene konkrete Zahl 
derfelben!*) der Beftimmung der Lohnklaffe und eventuell der Durch⸗ 
ſchnittsberechnung zu Grunde gelegt. Gaben fie aber weniger als 
400 Beitragswochen aufzumeifen, jo werben für den fehlenden Reft 
Ergänzungswochen angefegt.'?) Dabei fommen noch folgende Punkte 
befonders in Betracht: 

aa) Bei der Beitimmung der Frage, ob der Anſprecher min- 
deftens jene 400 Beitragswochen aufzuweiſen bat, kommen, der 
allgemeinen Regel entſprechend (vgl. oben N. 8), ſämtliche nad 
zuweiſende wirkliche ober fiktive Beitragswochen in Anſatz, gleichviel 
welche verſchiedene Qualifikation fie in Bezug auf die Frage der ab⸗ 
zufürzenden Wartezeit befigen. Daher macht es zunächſt keinen 
Unterſchied, ob fie der nachgejeglichen'®) ober ber vorgeſetzlichen 
Stichzeit angehören'?) ober felbft vor dem Beginn der leßteren 


») Sierher gehört aud der Fall, daß genau 400 Beiträge nachgewieſen 
werben; der Schlußſatz des $ 192 wirb durch deſſen Eingang korrigiert. 

") Alſo nicht etwa unbedingt bie Zahl von 400; vgl. Sfenbart-Spiels 
Hagen Anm. 4, Gebharb-Düttmann Anm. 4 litt. c zu 887. 

») „Sonft würde bie Alterärente folcher Perfonen, welche dem Verſicherungs ⸗ 
Zwang neu unterftellt wurden, ausſchließlich von ber Höhe nur weniger nach 
Einführung der Verſicherungspflicht beigebrachter Marken, deren Wahl zubem 
dem Belieben ber Verficherten anheimgeftellt fei, abhängig zu machen fein.“ In 
biefem Sinne wurde in ber Rommiffion (Bericht zu $ 159) ber $ 192 eingeftellt, 
während ber Entwurf den entiprechenden $ 159 G. 89 fallen Iaffen mollte. 

10) Dagegen feinen für $ 159 ©. 89 die Schlußausführungen von AR. 98 
S. 561 Nr. 679 nur die nachgeſetzlichen Beiträge in Betracht ziehen zu wollen. 
Sie würden aber dann ber in ber nächſten Note citierten Entſch. widerſprechen 
und jebenfalld, wie au Gebhard-Düttmann Anm. 3, 4 annehmen, für 
das heutige Recht nicht mehr gelten. 

m AN. 95 ©. 247 Nr. 455 Schlußabſatz (vgl. oben $-64 N. 40). Über 
einftimmend Gebhard» Düttmann Anm.3 und aud troß gemifier Bebenten 
Zienbart» Spielhagen Anm. 3 zu $ 192. 
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‚ober filtive) Wochen nachgewiefen, fo werben die 500 höchften heraus» 
geſucht und in Anfag gebracht; hat er weniger nachgewieſen, jo 
treten Ergänzungsmohen und zwar bier ftets ſolche ber I. Lohn» 
klaſſe hinzu. Gehören die biernah zum Anſatz gelangenden 
500 Beitragswochen verfchievenen Lohnklafien an, fo findet die 
bereit oben angegebene Durchſchnittsberechnung ftatt.2”) 

2. Für jede wirkliche oder filtive?®) Beitragswoche gelangt ein 
Steigerungsfag der betreffenden Lohnklaffe zum Anfag. Die Höhe 
desſelben beträgt in den einzelnen 3, 6, 8, 10 und 12 Pfennige.2)- 

3. Für die Invalidenrenten der Übergangsperioden gibt es 
feinerlei Sonderbeftimmung. Nach Lage der Sache folgt daraus, 
daß bei ihnen zur Berechnung des Grunbbetrages ftets Ergänzungs- 
wochen zum Anfag gelangen müffen. Auch) hier, wie bei der Alters- 
zente, ift es im übrigen für Grundbetrag und Steigerungsfäge gleich- 
giltig, welcher Zeitperiobe bie einzelnen wirklichen ober fiktiven Bei- 
tragswochen entftammen.’°) 

V. Auf die Höhe der Renten wirken in gewiſſer Weile aud- 
die Auszahlungsperioben derfelben ein (vgl. Bd. I ©. 403). Nach 
ihnen find bie Renten Monatsrenten; die Zahlung findet in falender- 
monatlichen Teilbeträgen im voraus ftatt.”!) Im Himblid hierauf 
iſt beftimmt: 


2) Bol. oben bei N. 12. Da inbefien hier ſtets mit der feften Zahl 500 
bivibiert wirb, fo gelangt man zu dem richtigen Refultate auch, wenn man zus 
erft bie Grundbeträge ber maßgebenden Lohntiafſen mit 500 bivibiert, bie fid- 
ergebenden Quotienten in jeder Lohnklafje mit der Zahl der in ihr vorliegenden 
Beitragswochen multipligiert und bie verſchiedenen Probukte addiert. Zur Er- 
leichterung diefer Berechnung find in AR. 00 ©. 188 ff. Hilfstafeln publiziert, 
in welchen bie durch Teilung der Grundbeträge mit 500 ſich ergebenden Quotienten 
(12, 14, 16, 18, 20 Pf.) mit den Zahlen 1499 (500 ergibt ben einfachen 
Srundbetrag der betreffenden Alaffe) multipliziert find. 

@) Die Ergänzungsmoden kommen immer nur für bie Verechnung des 
Grundbetrags, nie für die Steigerungafäße in Betracht. 

») Hilfstafeln, melde das Bielfahe ber einzelnen Stelgerungsjäge Gis 
999) enthalten, in AN. 00 S. 193 ff. 

0) Vgl. die in N. 17, 18 citierten Entſcheidungen; AR. 98 ©. 57 Rr. 214 
ſteht nicht entgegen, weil es ſich hier nad) Lage bed Falles (Stichtag 1. Zan. 
1891) nur um nachgeſetzliche Beiträge Handeln konnte. Die Anwendung bed im 
Xert formulierten Satzes bei ben fpäteren Stichtagen ift alfo Feine „Ausnahme”, 
wie Iſenbart-Spielhagen Anm. 9 Abſ. 2 zu $ 36 meinen. Über die An 
rechnung von Krankheitäzeiten oben R. 19. 

9) Die Beſtimmung fteht ber alsbaldigen Nachzahlung ber beim Beginn 
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1. Der Monatsbetrag der Rente wird auf volle 5 Pf. nad 
oben abgerundet ($ 38 Sat 1) oder, anders ausgebrüdt, der Jahres» 
betrag der Rente wird zwecks feiner monatlichen Auszahlung?) nad 
oben auf volle 60 Pf. abgerundet.?°) 

2. „Für denjenigen Kalendermonat, in welchem die den Weg- 
fall oder das Ruben des Rentenanſpruchs bewirkende Tatſache ein= 
tritt,**) ift der gezahlte Monatsbetrag zu belaſſen“ ($ 38 Sag 2). 
Belaſſen wird hiernach, wie ausbrüdlich hervorgehoben, nur ber 
„gezahlte“ Monatsbetrag; die Regel findet daher nicht allein, mas 
die Materialien befonders beftätigen,?°) feine Anwendung „auf Fälle, 
in benen der Endpunkt des Nentenbezugs ſchon beim Erlaffe des 
Rentenbeſcheides feftfteht“,?%) fondern ebenfomenig dann, wenn das 
kritiſche Ereignis zu einer Zeit eintritt, wo die Auszahlung des 
fälligen Monatsbetrages noch nicht erfolgt war.) Beginnt bie 


der Rentenzahlung bereit? fälligen Beträge nicht entgegen: AR. 92 S. 108 
Re. 155, vorlegter Abſah. Der auf ben erften Monat entfallende Teilbetrag 
(091. unten 2.38) ift gleihfallß fofort ausſigahlen; ogl. Bd. S. 408 R. 6. 

3) Die Abrundung erfolgt nur für biefen Zweck, daher nicht für den ber 
Abfindung (AR. 98 S. 636 Nr. 696). — Dagegen greift die Äbrundung aud) 
in ben Fällen des teilmeifen Ruhens der Rente Play (AR. 93 S. 72 Nr. 229), 
worüber Näheres unten. Auch nachträglich zu zahlende Monatöbeträge werben 
abgerundet; vgl. Gebhard» Düttmann Anm. I Abf. 2. 

So bie Formulare ber Rentenbeſcheide AN. 00 S. 236, 238, 240. 

”) Sonderbeftimmungen für den Fall ber Entziehung ber Rente ($ 47 
6j.3) und für ben, baf das Ruhen einer Alterärente im Hinblid auf ben 
Bezug von Invalibentente (oder umgefehrt; vgl. oben $ 62 N. 18) eintritt. Auf 
den letzteren Fall findet die Beftimmung bes $ 38 Sa 2 keine Anwendung, 
während bie Entziehung ber Rente analog erft mit Ablauf des Monats in 
BWirkfamteit tritt, in welchem ber Entziehungsbeſcheid zugeftellt wird. Hierüber 
unten Näheres. 

*) Die Schlußworte der Mot. zu $$ 25 und 26 Entw. IVG. lauten im 
ganzen: „Um fo mehr empfiehlt es ſich, durch ausbrüdliche Beſtimmung des 
Sefepes allgemein dahin Borforge zu treffen, daß bereit? gegahlte ober bod) 
fällige Monatöbeträge in allen Fällen belaflen werben müflen. Auf Fälle, in 
denen ber Endpunkt des Rentenbezugs fon beim Erlaſſe des Rentenbeſcheids feft« 
ſteht, findet diefe Vorſchrift, entiprechend ihrem Wortlaute, Feine Anwendung.“ 

*) &o für $ 41 Abſ. 4 (näheres unten): AR. 00 S. 610 Rr. 798. 

3) Die R. 36 citierte Entjch. ließ dieſe Frage noch bahingeftellt; bie fpätere 
AN. O1 S.639 Rr. 945 Hat fie dann im Sinne ber N. 35 citierten Motive, 
aber im Gegenfak zu unferem Texte beantwortet. Auch Ifenbart- Spiels 
Hagen Anm. 4 erlären fi) gegen dieſe Stellungnahme des ABM, für melde 
auch bie Berufung auf bie rein „pofitiven Beſtimmungen“ (Mot. zu $$ 661, 

Rofin, Recht der Urbeiterverfiherung. Band II. 46 
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Rente inmitten eines Monats, fo ift von der Auszahlung des vollen 
Monatsbetrages zweifellos feine Rede.) Soweit hiernach Teil- 
beträge einer Monatsrente zu zahlen find, wird zur Berechnung der» 
felben nach Tagen die konkrete Anzahl der Tage bes betreffenden 
Monats (nit die Durchſchnittazifſer 30) zu Grunde gelegt.) Eine 
Abrundung diefer Teilbeträge findet bier nicht auf volle 5 Pf., 
wohl aber auf den vollen Pfennig ftatt.‘%) 


8 66. Begriff und Entftehung des Reutenauſpruchs. 


I. Rentenanfprud oder näher „Anfpruch auf Invaliden- bezw. 
Altersrente” ') ift das auf unmittelbare „Gewährung einer Rente“ 
gerichtete Begehren.?) Diefes Begehren muß aber, um zu feiner 
materiellen Befriedigung, der Zahlung der Rente, zu gelangen, auf 
dem Gebiete ber Invalivenverfierung, ebenfo wie auf dem ber 
Unfallverfiherung, ein gewiſſes formales Durchgangsſtadium paffieren, 
es muß formell anerkannt, der Rentenanfpruch oder die Rente muß 
feftgeftellt werben ($$ 112 ff. IVG., vgl. Bd. J S. 752 Ziff. 3). 
Nach diefen zwei Perioden feiner Eriftenz ſcheidet fih auch ber 
Rentenanſpruch felbft. Vor jenem kritifhen Momente ift er Anſpruch 
auf Feftftellung, Feſtſtellungsanſpruch, nad) ihm feftgeftellter Anſpruch, 
Zahlungsanfpru ober, um in der Sprache des Gejeges zu reden: 


662 Entw. I B®B.) in $ 760 Abſ. 3 und $ 843 Abſ. 2 BGB. nicht durde 
flagen würde. Nur der Fall ungerechtfertigt vermeigerter Zahlung wird bem 
der gefchehenen Auszahlung gleich zu erachten fein. 

=) AN. 95 ©. 229 Nr. 437, AR. 02 S. 385 Nr. 961. 

*) Bol. 8b. 1 S. 408 R. 8 und die Entf. Rr. 961. In biefer Handelt es 
fih um die Berechnung einer Rente mit einem Monatöbetrage von 13,10 Mark 
für die Seit vom 19. April bis 18. Jult 1899. Das NIX. entſcheidet zutreffend, 
daß nicht ber dreifache Monatöbetrag mit 39,30 M., fondern für bie vollen 
Monate Mai und Juni je 13,10 M. und für die am Anfang und Ende über- 
ſchießenden Monatsteile '2/,, bezw. %/,, von 13,10 M., zufammen 39,05 M. zu 
zahlen it. 

+) So Bd. 1 S.403 N. 9, während AR. 91 S.54 Nr. 6 bie Bruchteile 
unter Y, Pf. ſtreicht. " 

H Bol. Bd. J S. 464 N. 4 und bie bort zitierten Stellen aus dem G. 89. 
Dazu aus dem IBB. $8 Abſ. 2, $ 15 Abſ. 2, $ 17 Sag 1, $18 Abi. 1, 524 
U6j. 3, 6, 95 38, 43, 49 Ubf.2, $ 52 Wbf.1, $ 55 Wil.1, 3, $ 198. 

) 8 15 Abſ. 1 3VG. auch analog $ 8 Ziff. 4; vgl. dazu Bb. 16. 418 a. €, 
463 a. €. 





eine Amen ur wer jzere Weck 
mem un a Bern Komme Ne Drezmnelere des Ten 
Aterım iz, mob sch rue Gefzmchen zer eder doch verinm 
Arkzlım, meiie roa dem Teri serien Beirise empiangen b>. 
in Berrachi faxen kann Jansteierrme in ah nad tem RE, 
wie nad früßerem Hedn (cl Br. I E.4525), das „Nun“ 
ber Leriigerungsamnalten, weldes ñe anf Grund bes Beim 
emviangs ober ter Beteiiigung am Gemeinvermögen ($ 3) > 
bintet, feine den Berechtigten berührende Pilichten-, ſondern lediglid 
eine Laftengemeinihaft. Aber während nad) früherem Rechte die 
legte beittagsempfangenbe Anftalt nicht bloß, wie auch jegt, den 
aftiven Verſicherten gegenüber anmwartidaftspflichtig, ſondern aud 
mit Verwirklihung des Rentenanſpruchs zur Befriedigung besfele 
duch eftftellung und Zahlung*) der Rente verpflichtet war, wir 
nad heutigem Recht die Perfon der leiſtungspflichtigen Anftalt un 
abhängig von der Anwariſchaftspflichtigkeit Lediglich durch die 
Ruckſicht auf die formale Ordnung des Verfahrens beftimmt (nl 
oben $ 53. N. 34). Es wird dies gerade dadurch möglich, daß Th 
bie Frage der Rentenbelaftung innerhalb bes Kartells der Ver 
fiherungsanftalten durch die nach 88 125 ff. eingeleitete „Verteilung 
der Renten“ unabhängig von ber Perfon ber juriftifch pflichtigen 
Anftalt regelt und der letzteren daher kraft diefer Verpflichtung mr 
die durch fie entftehenden Verwaltungskoſten verbleiben.) 

+ Die Poſt, welche die Zahlung tatſachlich ausführt, beforgt dieſelbe, wir 
nach früheren Recht (vgl. Bb. IS. 454, 481), auch jetzt nicht In eigenem Romen, 
fondern in fremden kraft gefeglicher Vertretung ber eigentlich verpflichtete 
Verfiherungsanftalt. 

®) Val. Mot. Abſ. 1 zu $ 75 Ent. ITB®. Aud) in Betreff der Verwaltung: 
toften wird hier im gangen ein Ausgleich unter den Berficherungdanfalts 
erwartet, 
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II. Der Rentenanfprud) entfteht grundfägli in der Perfon 
des Fürforgeberehtigten (Verſicherten) felbft, deſſen Anwartſchaft 
ifm zur Grumblage dient (vgl. Bb.I &.474 N. 11). Über die 
Möglichkeit eines Übergangs desfelben auf andere Perfonen wird 
fpäter befonders gehandelt werben. Nicht ganz einfach aber ift die 
theoretiſche Beſtimmung der zur Befriedigung des Anfpruchs ver- 
pflichteten DVerfiherungsanftalt. Sicher dürfte auch hier fein, was 
oben $ 53 II, 2 bereits zmeds Beſtimmung der anmwartichafte- 
pflichtigen Anftalt negativ feftgeftellt wurde, daß nämlich als leiftungs- 
pflichtig weder die einzelne Anftalt, an welche zuerft Beiträge ent- 
richtet wurden und auf deren Namen die Quittungsfarte des Ver- 
fiherten lautet, noch auch die Gejamtheit aller oder doch derjenigen 
Anftalten, welde von dem Verficherten Beiträge empfangen haben, 
in Betracht kommen kann. Insbeſondere ift auch nad dem IVG., 
wie nah früherem Recht (vgl. Bd. I S. 452 ff.), das „Rartell” 
der Verfiherungsanftalten, welches fie auf Grund des Beitrags- 
empfangs ober der Beteiligung am Gemeinvermögen ($ 33) ver 
bindet, feine den Berechtigten berührenbe Pflichten», fondern lediglich 
eine Laftengemeinshaft. Aber während nah früheren Rechte die 
legte beitragsempfangende Anftalt nicht bloß, wie auch jegt, dem 
aktiven Verficherten gegenüber anwartihaftspflichtig, fondern auch 
mit Verwirklichung des Rentenanſpruchs zur Befriedigung desſelben 
durch Feftftelung und Zahlung *) der Rente verpflichtet war, wird 
nad heutigem Recht die Perſon der leiftungspflichtigen Anftalt un- 
abhängig von der Anmwartjchaftspflichtigkeit lediglich durch die 
NRüdjiht auf die formale Orbnung des Verfahrens beftimmt (vgl. 
oben $ 53 N. 34). Es wird dies gerade dadurch möglich, daß fi 
die Frage ber Nentenbelaftung innerhalb des Kartells ber Ver— 
fiherungsanftalten durch die nad) $$ 125 ff. eingeleitete „Verteilung 
der Renten“ unabhängig von der Perfon der juriſtiſch pflichtigen 
Anftalt regelt und der legteren daher kraft biefer Verpflichtung nur 
die durch fie entftehenden Verwaltungskoſten verbleiben.®) 

+) Die Poſt, melde die Zahlung tatſächlich ausführt, beforgt dieſelbe, wie 
nad; früherem Recht (vgl. 3b. J S. 454, 481), auch jept nicht in eigenem Namen, 
fondern in frembem kraft geſetzlicher Vertretung ber eigentlih verpflichteten 
Berfiherungsanftalt. 

*) Bgl. Mot. Abſ. j zu $ 75 Entw. IVG. Auch in Betreff der Berwaltungs- 
toften wird bier im ganzen ein Auöglei unter den Berfiherungsanftalten 
erwartet. 
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Hiernach fteht, um rückwärts vorzugehen, dem Bezugsberedhtigten 
als zahlungspflichtig diejenige Anftalt gegenüber, welche die Rente 
feftgeftellt hat bezw. gegen melde die Rente (in höherer Inftanz) 
feftgeftellt worben ift. Sie weiſt dementiprehend die Auszahlung 
der Renten bei der Poftverwaltung an,“) ihr „gehört” der Renten- 
empfänger während feiner weiteren Paffivität „an ($ 45 Abf. 1). 
Das Prinzip geht aber am deutlichſten aus $ 54 IVG. hervor, 
welder die dem Bezugsberechtigten gegenüberftehende Anftalt als 
ſolche bezeichnet, die ihm die Rente „gewährt“, und ihr juriftifch 
die gefeglichen Entſchädigungsanſprüche überweift, melde dem Be— 
zugsberechtigten aus ber eingetretenen Invalidität gegen dritte Per- 
fonen erwachſen find. 

Welche Anftalt aber zur Feftftellung des Anſpruchs verpflichtet 
iſt, das beftimmt fi, wenn auch vielleicht in weiten Umfange tat- 
Tächlich, fo doch juriftifch, wie bereit bemerkt, nicht nach der bei 
Entftehung des Anfpruchs beftehenden Anwartſchaftspflichtigkeit, 
fondern völlig nach äußeren, der Zweckmäßigkeit des Verfahrens 
dienenden Momenten. Danach erfcheinen als bewilligungspflichtig 
die Verfiherungsanftalt des Wohnorts oder des Beihäftigungsorts 
des Anſprechers und, wenn er einen folhen im Inlande nit mehr 
hat, die Anftalt des legten inländiſchen Wohn= oder Beſchäftigungs- 
ortes.’) Bei BVerfchievenheit des Wohn- und Beichäftigungsortes 
hat der Anſprecher die Wahl und beftimmt daher infoweit nad 
feinem Ermeſſen die Perfon feines Verpflichteten. Die dem Ver- 
waltungsrecht vielfach eigentümliche Loderung der fubjeftiven Be— 
ziehungen in den materiellen Rechtsverhältnifien tritt hier mit großer 
Entſchiedenheit in den Vordergrund. 

II. Der Rentenanſpruch entfteht am erften Anfang (als Be- 
willigungsanſpruch) duch die Verwirklichung feiner materiellen 
pofitiven Borausfegungen, fofern nicht negative Momente dem ent- 
gegenwirken (vgl. Bd. I S. 467 N.11). Die legteren, in $ 17 


©) 89 123 ff. IB. Die nad $ 125 Abſ. 2 „anweiſende Verſicherungs- 
anftalt“ ift danach auch die materiell zahlungspflichtige; ihr werben baher aud) 
„die dem Sonbervermögen einer anderen Anftalt zur Laſt fallenden Renten- 
anteile am Schluß bes Rechnungsjahres mit ihrem Kapitalwert einmalig er- 
flattet”. Näheres Hierüber noch fpäter! 

”) $ 112 Abſ. 2 mit 1 IVG. Näheres zur Beftimmung ber Kompetenz im 
3. Rapitel. 
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IIG. enthaltenen Ausfhließungsgründe werden an ſpäterer Stelle 
behandelt werben. Pofitio dagegen ($ 28 JVG., vgl. oben $ 58 
I 2d) entfteht der Rentenanſpruch duch die Einwirkung eines An- 
ſpruchsgrundes (vgl. oben SS 60-62) auf die für ihn anfpruchs- 
reife Anwartſchaft (vgl. oben $ 53 II, 1, 4). Anſpruchsreif aber 
wird die Anwartſchaft durch die Vollendung der vorgefchriebenen nor⸗ 
malen oder abgefürzten Wartezeit (vgl. oben $$ 63, 64). Hiernach 
find es im ganzen brei pofitive Momente, mit deren Zufammen- 
treffen der Anſpruch entitanden ift: die vorhandene Anwartichaft, 
die Vollendung der Wartezeit und die Verwirklichung des Anſpruchs- 
grundes. Die zeitliche Reihenfolge, in welder ſich diefe Voraus- 
fegungen verwirklichen müſſen, ift begrifflih und geſetzlich in ge— 
wiffem Umfange feitgeftellt. Hiernach muß im allgemeinen die An- 
wartſchaft erft entftanden fein, bevor fie duch Anwachſen ihres 
Beitragsinhalts anfpruchsreif werben kann; nur in dem ber Über- 
gangszeit angehörenden Falle, in welchem bei Perfonen, die am 
Stichtage bereits 70 Jahre alt find, der Altersrentenanſpruch durch 
einen einmaligen Beitrag erworben werden fann,’“) wird die An- 
wartſchaft mit ihrem Entftehen fofort auch anſpruchsreif. Was aber 
das Verhältnis des Anſpruchsgrundes zur anfpruchsreifen Anwart- 
ſchaft anlangt, jo ift dasfelbe bereits an früheren Stellen diefes 
Werkes feftgeftellt worden.®) Hiernach liegt der Hauptfall der Rente 
wegen wirklich dauernder Invalidität fo, daß bie anfpruchsreife 
Anwartfhaft unbedingt bereits vorliegen muß, wenn die Erwerbs- 
unfähigfeit eintritt.®) Bei ber Rente wegen filtiv bauernder In- 
validität (Krankenrente) befteht die pofitive Ausnahme, daß, wenn 
nad Ablauf der 26. Woche nad Beginn der Krankheit die Wartes 
zeit noch nicht vollendet ift, fie noch durch weitere Anrechnung von 
Krankheitswochen bis zu einem Jahre vollendet werben fann. Bei 
der Altersrente endlich kann die Wartezeit normalermeife auch noch 
nad Eintritt des 71. Lebensjahres vollendet werben. In den beiden 
letztgedachten Fällen entfteht dann der Anſpruch erft nad dem 
erften Eintritt des Anſpruchsgrundes mit der fpäteren Anſpruchs- 
reife der Anwartſchaft. Stets aber ift der Moment ber Entftehung 


=8) Bol. dazu oben $ 64 N. 25. 
®) Zgl. oben $63 I, 4, fomie im einzelnen $ 60 VII, $ 61 11, $ 62 IV. 
**) In Betracht tommt jeboch bie rücwirkende Kraft nachträglicher Beitrags- 
leiftung; vgl. oben $ 52 0.39, 20, $ 60 VII. 
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des Anſpruchs derjenige Zeitpunkt, welcher für die Rechtswirkſamkeit 
feiner Vorausfegungen entſcheidend iſt.“) 

Aus dem Erörterten ergibt fi, dak die Anmeldung des 
Rentenanſpruchs zum Fefiftellungsverfahren Feine Vorausfegung für 
die Entftehung desfelben ift, fondern Die Geltendmachung des bereits 
entftandenen Anſpruchs darftellt. Zu Unrecht hat das RBA. den 
entgegengefegten Standpunkt eingenommen,!%) um von ihm aus 
unter ber Herrſchaft des früheren Rechts die Unvererblichkeit des 
noch nicht angemeldeten Rentenanſpruchs abzuleiten, und die 
Motive'!) haben bei Aufnahme einer diefem Ergebnis entſprechenden 
Rechtsnorm in $ 41 Abſ. 4 JVG. fih au jene Begründung des» 
felben zu eigen gemadt. Allein biefe ift weder für den einzelnen 
Rechtsſatz, den fie ftügen fol, nötig?) noch in ſich gegründet. 
Richtig ift, wie das bezügliche Erkenntnis des RVA. und nad) ihm 
die Motive bemerken, daß „die Anmeldung ein weſentliches Er— 
fordernis für die Rentenbewilligung“ ift; aber daraus folgt 
Teineswegs, daß fie auch zu den „geſetzlichen Vorausfegungen” für 
den Erwerb des Anſpruchs auf Bewilligung „gehört. Im Gegen- 
teil ift Mar, daß der legtere bereits beftehen muß, um angemeldet 
zu werben, und der $ 112 Abſ. 1 Sag 1 JVG. beftätigt das in 


) Bon biefem Grundfag wurde ſchon im biöherigen Verlauf ber Darftellung 
mehrfach Gebrauch gemacht; vgl. namentlich über die Beurteilung der „gegens 
wörtigen Rechtögtltigleit" ber die Anwartſchaft Tonftituierenden Beiträge vom 
Zeitpunfte der Entftehung bed Anſpruchs aus, wonach der letztere aud durch 
ſpateres Erldſchen der Anwartſchaft nicht mehr berührt wird, oben $ 65 II, 1 
mit $ 53 R.40. Dazu aud oben $ 65 0.7. 

%0) AR. 93 S142 Nr. 289; dazu auch AN. 01 Nr. 876 ©.195 Abſ. 3 
togl. dazu oben $ 63 R.1 litt. d und R. 15). Gegen ben Standpunkt bes 
RBA. ausführlih ArbV. 01 S. 159. Daß das Geſetz „nicht ben geringften 
Anhalt für die XAuffaffung bietet, daß ber Rentenanfprud) erft mit ber Er» 
teilung eines Bejche ides rechtlich vollendet fel“, wird in AR. 93 ©. 142 
Ne. 288 augeführt. 

") Mot. Abſe 3 zu $ 29 Entw. IVG. 

”) Schon das römljde Recht kennt „actiones vindictam spirantes““, melde 
wegen ihrer Höchft perſonlichen Natur erft mit ber Rechtshangigkeit vererblich 
werben (vgl. 3. 8. Wind ſcheid, Pandekten, 7. Aufl. II &. 332). Aber man 
würbe Doch auch Bier die Sache umkehren, wenn man, anftatt zu fagen, biefe 
Forderungsrechte endigen, wenn nicht Prozeßbeginn eingetreten ift, mit dem 
Zobe bed Berechtigten, lehren mollte, daß fie erft mit dem Prozeßbeginn ent« 
ftehen. Über den Rechtsſatz feldft vgl. unten $ 67. 
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feinem Wortlaut '?) ebenſo pojitiv, wie der $ 28 IVG. negativ, 
indem er unter den Vorausfegungen bes Anſpruchs die Anmeldung 
nit mit aufführt. Auch der $ 50 Abf.2 IVG. behandelt aus- 
drüdlih den Fall, wern „die Perfon, welcher ein Anfprud auf 
Invaliven- oder Altersrente zuftand, vor Stellung des Renten- 
antrags geftorben ift*.'*) In der Tat würde auch die fonfequente 
Durchführung des vom RVA. angenommenen Standpuntts, indem 
fie für die zeitliche Beurteilung bes Rentenanfpruds den Moment 
der Anmeldung grundfägli maßgebend fein laffen müßte, zu Er- 
gebniffen führen, welche ſowohl mit dem Geſetze,“) wie mit der 


») „Der Anſpruch auf Bewilligung einer Rente tft — anzumelben.“ 

”) Das Geſetz ſtellt in dieſem Falle den Erſatzanſpruch der Gemeinden und 
Armenverbände unabhängig bavon, daß ber Hilfäbebürftige Rentenanſprecher vor 
der Anmeldung verftorben iſt. Denfelben Rechtsſatz Hatte fon unter ber 
Herrſchaft des ©. 89 dad RVA. anerfannt und babei AR. 94 ©. 161 Nr. 391 
treffend bemerft: „Die Anmelbung ſtellt feine materielle Vorausſetzung für die 
Erlangung ber Rente dar; fie ift vielmehr nur ein formelle Erforbernis, um 
Die Rentenfeftftellung herbeizuführen.“ 

=) Ramentlid), infofern biefe den Beginn ber Rente grundfäglid nicht 
an ben Zeitpunkt der Anmelbung, fondern an ben ber Aniprucsentftehung 
Inüpft. Indem AN. 92 S. 107 Rr. 155 dies für bie Altersrente feftftellt, 
führt es ausbrüdlid) aus: „Eine weitere materielle Vorausſehung für die Gr- 
langung ber Alterörente befteht nicht. Insbeſondere fann ber Antrag auf Ber 
woilligung ber Alterörente als eine ſolche nicht angefehen werben. — Dagegen 
ift fein Anhalt für die Annahme vorhanden, daß auch das rein formale Er- 
fordernis des Antrags ein wohl erworbenes Recht auf bie Altersrente folle 
Heeinfluffen Tönnen.“ — Siernad) „gelangt der Anfprud auf Alterdrente, bei 
Erfüllung ber fonftigen gefeglihen Borausfegungen, im allgemeinen bereitd mit 
dem 1. Tage des 71. Lebensjahres und nicht mit bem etwaigen fpäteren Zeit: 
punkt ber Anmelbung bed Anſpruchs zur Entftehung“. Es ift ber Entid. 
AR. 93 S. 143 Abf. 2 Nr. 289 (vgl. oben N. 10) nicht gelungen, ihre Berein- 
barkeit mit ber angeführten Entſch. Nr. 155 nachzuweiſen und barzutun, daß 
die legtere „bem Antrage nur für den Beginn des Rentenbezugs“, nicht aber 
für den „Ermerb des Rentenanfprug8" entfcheibende Bedeutung abgelproden 
Habe. Auch ift Mar, daß, wenn man davon abjegen wollte, bie Beftimmungen 
des Geſetzes über den Nentenbeginn als Folgerungen aus dem Begriff ber 
Rentenentftehung anzufehen, letztere vielmehr auf die Anmelbung verlegte, man 
gu dem eigentümfiien Hefultate gelangen mwürbe, daß weitaus bie meiften 
Renten von einem Zeitpuntte an zu laufen beginnen, der vor ber Entftehung 
des Anſpruchs auf bie Rente liegt. Bol. aud noch Bd. I S. 758 N.42, wo 
die Beftimmungen über den Rentenbeginn im Zufammenhang mit ber ganzen 
Struktur des Feftftellungsverfahrens gebracht find, welches „auch für bie Für- 
forgeanfprüde nicht Exiftenzbebingung ift“. Wenn in Übereinftinmung damit 
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eigenen Judikatur des Amtes!°) in Widerſpruch ftehen würden. So 
verbleibt nur die Tatfache, daß ebenjo wie in Bezug auf die Ver- 
erblicleit, fo auch in einzelnen anderen Beziehungen das formelle 
Moment ber Geltendmahung des Anſpruchs feine Ruckwirkung auch 
auf die materielle Seite desfelben ausübt. 


IV. Nad der Entftehung des Rentenanfpruchs beftimmt fi 
geundfägli der Beginn der Rente: 

1. Hiernach gilt normalerweife für die verſchiedenen Renten’) 
folgendes: 

a) Die Invalidenrente für dauernde Invalidität „beginnt mit 
dem Tage, an welchem der Verluſt der Ermerbsunfähigfeit ein- 
getreten it" ($ 41 Abf. 1 Sag 1 IVG.). Die Rente für vorüber- 
gehende Invalidität beginnt früheftens mit dem Ablauf der 
26. Woche nad) Eintritt des betreffenden Leidenszuftandes, kann aber 
auch im Hinblid auf die Anrechnung weiterer Krankheitswochen in 
die Wartezeit fpäter (bis zum Ablauf eines Jahres nad der Er- 
krankung) mit Vollendung der Wartezeit beginnen.'*) 

b) „Die Altersrente beginnt früheftens mit dem erſten Tage 
Des 71. Lebensjahres“ ($ 41 Abſ. 2 IVG.), vorausgefegt, daß an 
biefem die Wartezeit bereit vollendet ift; anderenfalls verſchiebt ſich 
der Rentenbeginn bis zu diefem fpäteren Zeitpunfte. Der Sag gilt 
insbefonbere aud) für die Altersrente der Übergangsperioden. Hier- 
nad kann die Altersrente für denjenigen, der am Stichtage bereits 
das 70. Lebensjahr vollendet hat, ſchon mit dieſem Tage beginnen, 
wenn er die Vorausfegungen ber dazu nötigen Verfürzung der Warte- 





für die „rentenfeſtſtellenden Beſcheide und Entſcheidungen“ aud das RBX. an- 
erfennt (AR. 93 Nr. 288 S. 142 Abſ. 1; vgl. oben N. 10 a. E.), fie hätten 
„nicht die Bedeutung, daß durch fie Recht begründet wirb", fo muß das auch 
für die den Beginn des Feſtſtellungsverfahrens bildende Anmeldung gelten. 

"Vgl. oben N.9 und namentlich die in $ 53 N. 40 a. €. zitierte Ent- 
FHeidung AR.02 ©. 601 Nr. 1016 a. E.: „Auch bei Rentenanfprücen Hat das 
RIA. in ftändiger Rechtſprechung ftet? nur erfordert, daß bie Anwartſchaft zur 
Zeit des Cintretend des Verficherungsfalls, nicht aber, daß fie aud zur Zeit 
der Antragftellung gewahrt ift.” 

’) Über die Frage des Rentenbeginns bei Konkurrenz ber Invaliden» und 
der Alterörente vgl. oben $ 62 N. 14, fowie unten N. 31. 

=) Übergang ber Krankenrente in bie Dauerrente oder umgefehrt: vgl. oben 
$ 61 ID mit $ 54 bei N. 53. ff, fomie aud) unten R. 34. 
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zeit erfüllt (ogl. oben $ 64 N. 49) und ſich am Stichtage in ver» 
fiherungspflichtiger, durch eine Beitragsmarke belegter Beſchäftigung 
befindet (gl. oben $ 64 N. 25, 26). Findet der Eintritt in beis 
teagspflichtige Veſchäftigung erft fpäter ftatt, To verſchiebt ſich ber 
Rentenbeginn bis dahin;'?) die Ausnahme, welche die Praris des 
RVa. für denjenigen anerkennen will, der am Sllchiage krank ift, 
und nad; Ablauf der Krankheit feine verfiherungspflichtige Arbeit 
wieder aufnimmt, vermag ich als begründet nicht anzuerkennen.) 
Sol zweds Verkürzung der Wartezeit der aushilfsweiſe Nachweis 
des $ 190 Abf.2 Sag 2 zur Anwendung gelangen (vgl. oben $ 64 
V, 3), fo kann die Alterörente nicht vor Ablauf der 200. nad 
geſetzlichen Beitragswoche beginnen. 


2. Fur die Invalidenrente, und zwar für beide Arten derſelben, 
wenn auch tatſächlich vorzugsweiſe fur die Dauerrente greift $ 41 
Abſ. 1 Satz 2 IWG. Platz, nad welchem als Zeitpunkt des Ver⸗ 
luſts der Erwerbsfähigkeit bezw. des Eintritts fiktiv dauernder 
Erwerbsunfähigkeit, „ſofern nicht ein anderer in der Entſcheidung 
feſtgeſtellt wird, der Tag gilt, an welchem der Antrag auf Be— 
willigung der Rente bei der zuſtändigen Behörde eingegangen iſt 
@& 112 Abſ. 1)". Da nad $ 112 Abſ. 4 und $ 115 IVO. bei 
Anerkennung des Rentenanſpruchs grundfäglid auch der Zeitpunkt 
des Nentenbeginns fofort fefigefielt werden muß und demgemäß 
die dafür nah $ 41 Abſ. 1 Sag 1 in erfier Reihe mafgebenden 
Tatſachen einen Gegenfiand des Fefilellungsverfahrens bilven,?') fo 
kann die angeführte Beftimmung nur die Bedeutung haben, daß, 
wenn bei der Invalidenrente der Tag der Entftehung des Anſpruchs 
nit oder nur mit unverhältnismäßiger Schwierigfeit??) feitgeftellt 


) AR. 92 S. 28 Rr. 114; vgl. für die rechtliche Beurteilung oben N. 7a. 

20) Hier fol nah AN. 91 S. 186 Nr. 81 die Rente auf den Stichtag zurüds 
bezogen werben; doch würden bie Ausführungen dieſes Erf. konſequent den⸗ 
jenigen Grunbfägen widerſprechen, welche in ben oben $ 64 N. 26 zitierten 
Entſcheidungen niebergelegt find. 

21) Sie unterftehen demnach auch dem in biefem Verfahren geltenden Offizials 
prinzip. Dgl. auch AN. 99 S. 454 Nr. 734 und AR. 02 Nr. 1028 ©. 687 a. €. 

2) Auch dieſer Fall wirb unter der geſehzlichen Weftimmung mitbegriffen; 
gl. Mot. zu $$ 18-20 Entw. ©. 89: „um fhwierigen Ermittlungen nor 
aubeugen". Ebenſo Ifenbart-Spielhagen Anm. 1 Abf. 1, Gebhard» Dütt- 
mann Anm. I Abſ. 2 zu $ 41. 
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werben kann, als folder und damit als Tag des Rentenbeginns. 
der Zeitpunkt der Anmeldung angenommen werben darf.2?) 


3. Hat hier der Zeitpunkt der Anmeldung nur eine fubfibiäre 
Bebeutung für die materielle Seite des Rentenanſpruchs, fo wird 
ihm in $ 41 Abj. 3 IVO. eine unmittelbare beigelegt. „Für 
Zeiten, die beim Eingange des Antrags auf Bewilligung einer Rente 
länger als ein Jahr zurüdliegen, wird die Rente nicht gewährt." +). 
Die Beftimmung ftatuiert eine Präflufivfrift2°) für alle Arten von 
Renten ?°) derart, daß deren mangels Anmeldung fruchtlofes Ver- 
ftreigen die Geltendmachung des VBewilligungsanfprudes für die 
vergangenen Zeiträume ?') ausfchließt. Der „Eingang des Antrags“ 
bebeutet hier basfelbe, wie in Abf. 1 „der Tag, an welchem der 
Antrag auf Bewilligung der Rente bei der zuftändigen Behörde 
eingegangen ift ($ 112 Abf. 1)”, und das RVA. hat daraus zum 
Abſ. 3 die nötigen Folgerungen gezogen. Danach tft die „zuftändige 
Stelle” die in 8112 Abſ. 1 Sag 1 zunächſt berufene untere Ver« 
waltungsbehörbe oder Rentenftelle, aber aud) die gemäß Say 2 von 


2) AN. 92 Nr. 155 S. 108 oben. Wird im Erf. ein anderer Tag ald ber 
ber Anmelbung feftgeftellt, jo Tann das aud ein fpäterer Tag fein, wie bie in 
N. 22 zitierten Motive außbrüdlic Tonftatieren, „damit nicht ein vorzeitig ger 
ſtellter Antrag lediglich um beömillen abgemiefen werben muß, meil bie in⸗ 
wilden tatfachlich eingetretene Invalidität bei ber Erhebung bes Anſpruchs 
noch nit vorhanden gemefen ift*. 

#) Die Beftimmung ift neu; über daB frühere Recht vgl. oben $ 52 R.2. 
Anmenbung in ſchwebenden Saden, in denen das neue IBG. maßgebend ift 
(AR. 00 ©. 406 Nr. 791; vgl. oben $ 63 R. 1). 

2) AR. O1 S. 201 Rr. 883: Keine Verjäprungdfeift. Daher finden die 
Borfhriften des bürgerlihen Rechts über den Shut geihäftsunfähiger Per - 
fonen ohne geſetzlichen Vertreter gegen ben Ablauf einer Verjährung hier feine Ans 
wendung. Überhaupt kommt es auf die Gründe, auß denen der Berechtigte die 
feügere Anmelbung unterlaffen Hat, nicht an. (Die falſche Beratung durch zu- 
ftänbige Organe wir aber doch wohl außzunehmen fein?) 

%) Anmenbung insbefondere aud auf die Kranlenrente (AN. 00 ©. 673 
Rr. 817). Die Wochen, für welche danach feine Rente gemährt wird, können 
aber trogbem nicht als Steigerungswochen in Betracht gezogen werben (vgl. 
oben $ 65 0.7). 

2) Für diejenigen Zeiträume dagegen, melde bei ber Anmeldung noch 
nicht länger, als ein Jahr zurüdliegen, wird Rente gewährt. Der Anfprud) 
im ganzen unterliegt einer durch die Geltenpmadung bedingten Präkfufiufeift 
nit; anders $ 72 GUBG. 
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‘der Landesregierung beftimmte „andere Behörde" ;2°) Dagegen wird 
dur Anmeldung bei einer unzuftändigen Behörde die Frift nicht 
gewahrt.) Sind der ſchließlich erfolgreichen Antragftellung andere 
‚erfolglofe vorangegangen, fo kann nur bie erftere er Friftberechnung 
nad rüdwärts zu Grunde gelegt werben;?°) dagegen gilt der Tag 
‘der erften Anmeldung, wenn im Laufe bes Feitftellungsverfahrens 
anſtatt der zuerft verlangten Altersrente im Wege zuläffiger Klage- 
änderung die Invalidenrente oder umgekehrt verlangt wirb.?") 

4. Auch in anderen Fällen, welche das Gefeg nicht ausbrüdlich 
normiert, kann für den Rentenbeginn ein fpäterer Zeitpunkt als der 
der Anfprucsentftehung maßgebend werben. Die Praris des RVA. 
bat nad} diefer Richtung insbefondere??) die Bedeutung des Ver- 
sichts??) und der rechtskräftigen Vorentſcheidung?) herangezogen. 
Auf diefe Fälle wird im Zufammenhang mit den gedachten Rechts- 
materien an fpäterer Stelle noch zurüdgefommen werben müffen. 


*) AR. O1 S. 433 Rr. 909 mit Bezug auf die preuß. Anweifung v. 6. Dez. 
1899, welche unter 11, 3 dem Berficherten geftattet, feinen Antrag auch bei dem 
Gemeindevorſtand, in Landgemeinden außerdem bei ber Ortäpolizeibehörbe feines 
Wohnorts ober Veſchaftigungsorts anzubringen. 

=) AR. 97 ©. 471 Rr. 606. Eine analoge Anwendung von $ 114 Abſ. 3 
I3®. findet nicht ftatt. 

*0) AR. 00 S. 699 Nr. 834. 

=) AR.O1 8.433 Rr. 910. Es entſcheidet nit ber Zeitpunkt der Mage: 
«Anderung. 

32) Dagegen hat fie fi dem von mehreren Seiten (Gebharb-Düttmann 
S. 176 3if.5, Pauli in ArbB. 17 ©.329) vertretenen Standpunfte, wonach 
Renten, melde auf Grund bes ©. 89 nicht beanfprucht werben konnten, auf 
Grund des IBB. nad $ 198 deöfelben fruheſtens vom Inkrafttreten bed neuen 
Geſetzes gewährt werben fönnen, nicht angeſchloſſen (AN. 00 S. 406 Nr. 791, 
S. 409 Nr. 794; Weymann Anm. 5 zu $ 193). 

3) Bgl. dazu ben folgenden $ 67 R. 7. 

%) „Grenze für bie Yubilligung ber Invalidenrente auf Grund eines 
mwieberholten Rentenantrags“ ($ 120 IB®.): „dies ift der Zeitpunkt ber 
früheren enbgiltigen Entfjelbung" (AR. 95 &. 253 Rr. 462); dazu für jept 
Zienbart-Spielhagen Anm. 6 Schlußabfag zu $ 120. In Anwendung des- 
-felben Prinzips Tönnte nach AR. 02 &.290 Rr. 959 die an eine Krantenrente 
ſich anſchlleßende Dauerrente früheftend am Tage nad; dem die Krankenrente 
‚enbgiltig feftjegenden Beſcheide beginnen, jelbft wenn in dem auf Die Dauerrente 
bezuglichen Verfahren ein nod früherer Termin für den Eintritt der wirklich 
ibauernben Ermerböunfähigteit feſtgeſtellt würde. Vgl. oben $ 61 N. 14a. 
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Der Rentenanfprud fol einer beftimmten Perjönlickeit eine 
ſozialpolitiſche Fürforge vermitteln (vgl. Bd. 1 S. 255, 463). Dar« 
aus ergibt ſich eine gewiſſe objektive und ſubjektive Gebunbenheit. 
desfelben, deren Äußerungen zunädft nach der materiellen Seite 
bin!) im folgenden betrachtet werben follen. 

I Verzicht und Vergleich. Bei der Frage, ob und in« 
wieweit der Rentenanſpruch Gegenftand eines Verzichts ober Ver- 
gleichs fein kann,) muß die Beurteilung vom Standpunkte bes 
Anfprehers und von dem ber Verfiherungsanftalt d. h. der ein⸗ 
feitige Verzicht einerfeits und der vertragsmäßige Verzicht und Ver- 
gleich andererſeits unterfhieden werden. 

1. Vom Standpunkt des Anſprechers aus kann es nicht zweifel- 
haft fein, daß berjelbe auf feinen Rentenanfpruch ganz oder teil« 
weife, mag es fi im letzteren Falle um die Höhe ober den Beginn 
der Rente handeln, verzichten fann.?) Das Gejeg will zwar den vom 
ihm erfaßten Perfonenklaflen aus fozialpolitifhen Gründen eine 
gewiſſe Fürforge zumenden, fest auch in meitem Umfange feinen. 
Zwang in Bewegung, um die Vorausfegungen diefer Fürforge, for 
weit fie in der Anwartſchaft beſchloſſen find, zu verwirklichen, gibt. 
aber nach eingetretenem Verſicherungsfall dem natürlichen Egoismus 
des einzelnen Verficherten fogar fomeit Raum, daß es ſchon bie 
Einleitung bes Feltftellungsverfahrens von einem barauf gerichteten 
Antrage desfelben abhängig macht.) Damit ift im weiteften Um⸗ 
fange feine Dispofitionsfreihett in Bezug auf die Geltendmachung, 


') Die Darftellung des Verfahrens beim Erbeneintritt, der Aufrechnung uſw. 
wird im folgenden Kapitel ($ 73) gegeben werben. 

?) Laß, Prozeßrecht in Unfallverfiherungsfagen ©. 135 ff., Giedler in 
ArbV. 93 S. 493. 

) AR. 94 S. 126 Nr. 356 Abf. 2, AR. 01 S. 612 Nr. 928, AR. 02 ©. 687 
Nr. 1028. SchiedsgerichtsO. $ 16 Abſ. 2 Siff. 1, Reichsverſicherungsamts · O. 
$ 37 Abſ. 1, wo von ber Aufnahme der „Verzichtleiftungen in dad Protokoll“ 
die Rebe ift. Daß bei vermögensrechtlihen Anſpruchen auch ber öffentlich 
rechtliche Charakter den Verzicht nicht ausihließt, vgl. Otto Mayer, Ber- 
waltungsrecht 1 S. 117, aud AR. 94 Nr. 357 ©. 128 Abf.1 a. €. 

* $ 112. I8®,, infoweit abweichend von der Unfalverfiherung, bei welder: 
wenigftend bad Feſtſtellungsverfahren von Amts wegen eingeleitet wird; vgl. 
auch AR. 98 Nr. 289 ©. 143 oben. 
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"des Rentenanfpruchs anerfannt. Er kann diefelbe ſowohl vor und 
nad dem Feftftelungsverfahren, wie auch im Rahmen bes legteren 
feloft betätigen. Welche Wirkung aber diefer einfeitige Verzicht auf 
den Rentenanfpru oder deſſen Geltendmachung hat und inwieweit 
er den DVerzichtenden für die Zukunft bindet, das läßt fi nicht für 
‚alle Fälle gleihmäßig beftimmen,’) hängt vielmehr von den materiell- 
rechtlichen ober prozeſſualiſchen Formen ab, in welche er ſich kleidet. 
Hiernach kann insbeſondere der Berechtigte feinen Bewilligungs- 
anſpruch in Verzichtsabſicht nicht anmelden; die Folge davon iſt, 
daß gegen ihn mit Bezug auf die vergangenen Zeiträume die Aus- 
ſchlußfriſt des $ 41 Abſ. 3 IVG. Läuft, während er im übrigen an 
der fpäteren Anmelbung feines Rentenanſpruchs nicht gehindert wird 
-(ogl. oben $ 66 N. 27). Er kann ferner nad endgiltiger Feft- 
ftellung feiner Rente auf feinen Bezugsanſpruch einfeitig in ber 
Form der Nichtabhebung der angemwiefenen Beträge verzichten,“) 
wiederum nur mit ber Folge, daß die vierjährige Verjährung (vgl. 
oben $ 52 N. 1) der fpäteren Abhebung entgegenfteht. Strenger 
find die Wirkungen des Verzichts, welcher fi in die prozeſſualiſchen 
Formen des Feftftellungsverfahrens Heide. So kann 3. B. der An- 
ſprecher auf einen Teil feines Anſpruchs verzichten, indem er bie 
Seftftelung der Rente erſt von einem fpäteren, ala dem geſetzlich 
beftimmten Zeitpunfte des Rentenbeginns an geltend macht,) fei es, 
daß er feinen Antrag von Anfang an nur in biefer Beichränkung 
ftelt,®) oder ihn im Laufe des Verfahrens in folder Weife ein- 


*) In biefem Punkte gebt menigften® bie Formulierung von AR. 0% 
©. 687 Rr. 1023 Abſ. 3 zu weit, indem fie den Sag aufftellt: „Der Verzicht 
ift aber regelmäßig unwiderruflich.“ Im @egenteil iſt der materiellrechtliche 
einfeltige Berzicht auf Forderungen regelmäßig unverbindiih (1. Entw. BOB. 
8 290 Abf. 5 und Mot. dazu Ub. 2 ©, 116), auch auf dem Gebiete bed öffent» 
lien Rechts (Piloty, Unfallverfiherungsreht S. 580 Anm. 5). 

%) Laß ©. 135. Es geht zu weit, wenn Piloty hierin überhaupt feinen 
Verzicht erblidden will; das wäre nur richtig, wenn man a priori ben Verzicht 
mit dem zmweifeitigen verbindlichen Verzichtsvertrage identifizieren bürfte. 

7) gl. oben $ 66 R. 38. 

°) AR. 01 ©. 612 Nr. 928 mit AR. 02 ©. 687 Rr. 1023 und AR. 08 
&.391 Rr. 1056. Seftftehen muß natürlich, daß ber Anfpredjer die feinen Ans 
ſpruch beſchränkende Zeitbeftimmung wirklich, ohne Willendmängel und in Vers 
sichtönbftcht abgegeben hat. Das bildet in ben Entf. Nr. 1023 und 1056 einen 
Gegenſtand der Erwägung. Über Rr. 1028 vgl. noch unten R. 31, über Rr. 1056 
‚unten R. 14 und $ 70. N. 34. 
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ſchrãnktꝰ) oder etwa gegen eine feinen Anfpruch zeitlich beſchränkende 
Entſcheidung das zuläffige Rechtsmittel nicht einlegt,'%) auf dasſelbe 
verzichtet oder das ſchon eingelegte wieder zurildnimmt.") Dem 
Anſprecher wird bier jedenfalls ber Umftand präjudiztell, daß bie 
Entſcheidungen der Feftftellungsinftangen nur „innerhalb der er- 
hobenen Anfprüche”'2) erfolgen?) und auf diefem Wege ein rechts⸗ 
Träftiges Urteil fih einer fpäteren Erweiterung des Anſpruchs ent- 
gegenftellen fann. Wie weit aber eine folde noch innerhalb des» 
felben Verfahrens zuläffig, und damit ber erfolgte Verzicht wider⸗ 
ruflich if, hängt wiederum von ben prozefjualifhen Grunbfägen ab, 
welde für die einzelnen erwähnten Verzichtsformen als mafıgebend 
anerkannt mwerben.'*) 

2. Wenn aber auch dem Anſprecher von feiner Seite aus ber 
Verzicht auf feinen Rentenanſpruch freifteht, fo ift damit die Frage 
noch nicht erledigt, ob und inwieweit die Verficherungsanitalt ihrer- 
feits einen ſolchen Verzicht herbeiführen und ben Berechtigten an 
demſelben fefihalten darf.) Diefe Frage kann nicht aus dem Weſen 


) So in der münbliden Verhandlung vor dem Schiebögerichte (AR. 94 
S. 126 Rr. 356). 

1) AN. 94 S. 131 Rr. 360. 

”) AR. 02 ©. 687 Nr. 1023 Abſ. 3. 

7) Näheres fpäter; vgl. für jegt Ijenbart-Spielhagen Anm. 23u$ 19 
Sciedäg.-D. (2. Aufl. S. 1U61). 

») Bol. die beiden N. 8 zitierten Entſch. 

“) Das Einzelne muß fpäter erörtert werden. Hier fei bemerkt: Die Rüds 
nahme von Rechtsmitteln ift unwiderruflich; vgl. die R. 11 zitierte Entſch. 
Der beantragte Tag des Rentendeginns Tann no in der Berufungsinftang 
gurüdgefhoben werben: AR. O1 ©. 612 Rr. 928 „und biefen Antrag auch in 
ber Berufungsinftang nicht geändert hat“. (Für den Fall, daß in erfter Ins 
ſtanz antragsgemäß erkannt war, ftehen fi AR. (2 ©. 687 Nr. 1028, vgl. 
unten R. 31, und die in Mainzer Ztſchr. Vd. 13 S.27, fpäter auch in AR. 03 
&.391 Rr. 1056 Abſ. 2, publizierte Entſch. RIM. v. 13. San. 1903 gegenüber; 
vgl. unten $ 70.R.34). Im der Revifiondinftanz wird das gleiche wegen ber 
befchränkten Natur des Rechtsmittels (vgl. aud AR. 93 S. 52 Nr. 207) grunds 
füglih nicht mehr zuläffig fein, wie bie zitierte Entſch. Rr. 928 tatfächlich bes 
fätige (unentſchieden die N. 9 gitierte Entf. Nr. 356 Schlupabfag). Dazu noch 
unten $ 73 VIL 

1) Der im ext hervorgehobene Gegenſatz tritt aud in der Judikatur des 
REN. bei Gelegenheit ausdrucklich hervor; vgl. AR. 97 (Unfallverfigerung) 
S. 467 Rr. 1648 vorlegter Abſatz: „verftößt die Annahme des Rentenverzichts 
ſeitens ber Beklagten (Berufögenofienihaft) gegen $ 99 UB®. und ift uns 


736 IV. Bud. Renten. II. ap.: Rentenanfprud. 


des fubjeftiven Rechts, fondern nur der ihm gegenüberftehenden Pflicht 
entſchieden werden. Dana aber find die Rentenleiftungen eine 
obligatoriſche Aufgabe der Verfiherungsanftalten, deren Erfüllung 
fie fih als öffentliche Verbände nicht entziehen dürfen (vgl. oben 
8 81 N.2). Demzufolge find zunächſt vertragsmäßige Verzichte und 
Teilverzichte ausgeſchloſſen, durch welche „bei unbeftrittener Renten- 
verpflihtung" '%) der Berechtigte, fei e8 unentgeltlich") oder auch 
entgeltli'%) der Verficherungsanftalt vor oder nad) der Feftftellung 
die Rentenzahlung ganz oder teilmeife erläßt.'”) Dagegen würde 
ih im Sinne des $ 397 Abſ. 2 BGB. ein fog. negatives An— 
erkenntnis für zuläffig halten, wenn beide Teile, und zwar die An= 








mieffam"; ferner AR. 94 S. 126 Nr. 356 Abſ. 4 „einfeitiger Berziht" im 
Gegenfag zu einem „in bie äußere Form einer Derzichtleiftung gefleibeten. 
Vergleich". 

0) Vgl. bie auf eine feftgeftellte Unfallrente bezugliche Rekurs-Entſch. 
Nr. 1648 (vorige Note) S.467 Abſ. 2. Gleichgeſtellt werben muß der Falk 
einer bei pfligtmäßiger Prüfung offenbar unzweifelhaften Verpflichtung. 

7) So in der zit. Rekurs- Entſch. Nr. 1648, wo es fih um einen Verzicht 
auf bie Unfallrente für die Zeit handelt, in welcher der Berlegte von feinem 
Arbeitgeber noch zum früheren Lohne beigäftigt wird. In anderen früheren 
Fällen Hatte allerdings das ABA. bedenklicher Weiſe einen folden vertrags- 
mäßigen Verzicht auf Grund einer unrihtigen Yuffaffung des Wortes „Racteil” 
in $ 99 UB®. (vgl. unten N. 19) zugelaſſen, mas für das Gebiet der Ine 
valibenverfierung jedenfalls unpräjubiziel bleiben muß. 

1) Keine Kapitalabfindung für die Rente, außer in den geſetzlich zugelaffenen. 
Fällen: AR. 97 (Unfalverfiherung) &. 468 Rr. 1649. Rein Heilverfahren gegen 
Rentenverzicit; vgl. unten $ 81 N. 24. 

”) Bgl. $ 397 Abf. 1 BGB. Auf dem Gebiete der Unfallverficherung konnte 
das RB. feine zitierten Entfeibungen auf $ 99 NB®. (jet $ 141 BUBB.) 
fügen, welcher, im Übrigen mit $ 180 Abf.1 IBG. mefentlic, Abereinftimmend, 
neben den Arbeitgebern auch ausbrüdlih den Berufsgenoſſenſchaften Über 
einfünfte „zum Nachteil der Verſicherten“ verbietet. Der $ 180 cit. erwähnt: 
bie Verfiherungsanftalten nicht und es Kann zweifelhaft fein, ob bie Analogie 
der einzelnen Stelle außreicht, um ein ber Unfallverfiherung entſprechendes Er» 
gebnis gu erzielen (bafür Piloty zu $ 180 gegen Graßmann Anm. 1 unb- 
Appelius in Mainzer Ztſchr. Bb. 12 ©. 74), welches aber jedenfalls durch bie 
im Xegt verwendete Rechtäanalogie getragen wird. Über die Auslegung ber- 
Worte „zum Nachteil der Verſicherten“ vgl. oben $ 45 R. 6 und $ 46 R. 16. 
Der ſchenkungsweiſe Verzicht, melden ein zu Vermögen gelangter Rentner aus 
fogiatpolitifc—hen Motiven der Anftalt gegenüber erklärt, ift jedenfalls nicht zu 
beanftanben; vgl. Appeltus ©. 74 Sp. 2. Über vertragsmäßige Berzichte auf 
bie Anmartfhaft oben $ 53 bei N. 48. 


» 
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ftalt nad; pflichtmäßiger Überzeugung (vgl. oben N. 16 a. €.), bei 
dem Vertrage tatfählih davon ausgehen, daß der Rentenanfpruch 
in Wirklichkeit nicht befteht.2°) Bei dem DVergleih, welcher feiner 
Natur nad) vertragsmäßigen Charakter hat, kommt als bejonderes 
Moment in Betracht, daß er fi auf einen ftreitigen ober doch un⸗ 
gewiflen?') Anſpruch bezieht, der durch gegenfeitiges Nachgeben in 
gewiffen Umfange fejtgeftellt werben foll.2) Der Abſchluß eines 
ſolchen wird daher durch die fozialpolitiiche Zweckverpflichtung der 
Verfiherungsanftalten an fi nicht ausgeſchloſſen.) Nur infofern 
ift derſelbe unzuläffig, als er pflichtwidrig eine Benachteiligung des 
Rentenberechtigten „bezwedt“?*) oder fonft gegen zwingende Ber 
fimmungen bes Gefeges verftößt.?) Im übrigen bleibt die An— 


20) Anderd, wenn bad negative Anerfenninid nur eine Form für den Ers 
laßvertrag bilden fol; vgl. Pland, Kommentar zum BGB. Bd. 2 ©. 180. 


21) Ungewiß nad pflihtmäßiger Prüfung durch die Verfiherungsanftalt; 
vgl. oben R. 16. 


2) $ 779 BO8.; AR. 94 &. 127 Rr. 357 (oben R.3). 


2) „Erledigung der Berufung durch Vergleich”: $ 15 Schiedsg. O.; Aufs 
nahme von Vergleichen in dad Sitzungsprotokoll: $ 16 ebenda, $ 37 Reichs⸗ 
verſ. Amis · O. Über Zuläffigkeit von Vergleichen in der Beſcheidsinſtanz bie 
R.22 cit. Entſch. Nr. 357; über ſchiedsgerichtliche Vergleiche auch das Rundſchr. 
RIA. v. 5. Aug. 1892, AN. ©. 106, in welchem minbeftend ald zwedmäßig 
empfohlen wird, „nidt Iebiglih die Endſumme“ (und den Anfangdtermin), 
ſondern zugleich die für bie Rentenverteilung maßgebenden Faktoren“ fefts 
zuftellen, wodurch bie teilmeije Entlaftung ber feftftellenden Anftalt von vorn⸗ 
herein ſicher geftellt wird. Cine beſondere Form für ben materiellrechtlichen 
Vergleich fieht daB BOB. nicht vor. Das RD. empfiehlt Schriftlichteit (AR. 
00 &. 615 Nr. 807 mit AR. 04 ©. 412 Nr. 2048). 


2%) AN. 92 S. 329 (Unfaliverfiherung) Nr. 1179; dazu oben R. 16 und 21. 
Der bloße fpätere Nachweis, daß ber Anipreder tatſächlich günftiger gefahren 
wäre, wenn er fich nicht verglichen Hätte, kann natürlich ben Vergleich, feinem 
Weſen nad, nicht entkräften. Immerhin wirken berartige Vergleiche fozial- 
politifh ungünftig; baher find die auf Einfränkung ber Vergleiche überhaupt 
gerichteten Mahnungen Iſenbart⸗Spielhagen's Anm. 1 Abſ. 3 zu $ 15 
Schiedsg O. wohl zu beachten 

») &o dürfen auch im Vergleichswege Renten nicht unter dem nad} $$ 35 ff., 
189, 192 IVG. zu berechnenden geſetzlichen Mindeſtbetrage feftgejegt werben: 
Rundſchr. RBA. v. 5. Aug. 1892, AR. S. 106 Abſ. 1. Keine unbebingt lebens- 
langlichen Invalivenrenten gegen $ 47 IB®.: AR. 96 (Unfallverfiherung) 
&.260 Nr. 1469. Über unzuläfftge Rapitalabfindungen vgl. oben R. 18. 

Rofin, Recht der Urbeiterverfierung. Banb II. 47 
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fechtung eines vertragsmäßigen Verzichts oder Vergleichs nach den 
Zorausfegungen des bürgerlichen Rechts vorbehalten.2*) 

II. Bererbung. Gegenüber ben Erben wird der Renten- 
anſpruch in gewiſſem Umfange an die Vorausjegung perjönlicher 
Geltendmachung dur den Verfiherten felbft gebunden.??) Hiernach 
ergibt fi: 

1. Der beim Tode des Bezugsberechtigten (mit welchem an ſich 
der Rentenanfprucd endet) bereits ausgezahlte Monatsbetrag der 
Rente braucht nicht wiebererftattet zu werben?*) und bildet, ohne 
Beſchränkung der Vererblichfeit, einen Teil des allgemeinen Nad- 
laſſes. 

2. Der Bezugsanſpruch auf die noch nicht abgehobene Rente 
beſchränkt ſich, was den letzten Monat anlangt, auf die Zeit bis 
zum Tobestage,2°) vererbt aber im übrigen gleichfalls ohne Ein— 
ſchränkung nach den Regeln des allgemeinen bürgerlichen Rechts.) 

3. In Bezug auf den Bewilligungsanſpruch enthält der $ 41 
Abf. 4 JVG. eine Sondervorſchrift. Danach ift der beim Tode des 
Berechtigten noch nicht angemelvete Rentenanſpruch unvererbli und 
geht mit diefem Momente unter. Der bereit angemeldete ift zwar 
an fi vererblih ;°') doch find die bürgerlichrechtlichen Vorſchriften 


*) Laß S. 186, 138; 3.8. Rekurs-Entſch. Nr. 1179 (oben N. 24): „Miß⸗ 
verftänbnis“. 

a0) „Böchft- perſonliche Natur ber Rentenforberung*, 3.8. AR. 97 Ar. 555 
&.274 Seile 4 von unten; bazu oben $ 66 R.12. Die Gründe find in MR. 
93 ©. 143 Nr. 289 (vgl, oben $ 66 N.10) entwidelt. — Über die Erden als 
„Berechtigte“ im Sinne des $ 193 IB®. vgl. oben $ 63 R. 1 litt. c. 

=) $ 38 Sag 2 IB®.; vgl. oben $ 65 V, 2. 

2) Bol. dazu oben $ 65 R. 37. 

3) Gebharb-Düttmann Anm. 7 Abſ. 2 zu $ 41 wollen aud in biefem 
Sale ein ber Ziff. 3 des Xerted entſprechendes vorrecht des Ehegatten an 
erfennen, das de lege ferenda zwedmäßig fein mag, im gegebenen Geſetze aber 
nicht begründet iſt („zur Fortfegung des Verfahrens und im Falle ufm.”). 
Auch läßt fi der Standpunkt bes Geſehgebers dadurch erklären, daß er bie 
von ihm beliebte Abweichung von ber bürgerlichen Erborbnung nur folange 
wollte, als beren tatſachiiche Würbigung und Verüdfigtigung nod im Fef⸗ 
ftefungäverfahren möglich ift. 

3) Ausführlich begründet fchon für das frühere Recht in AR. 93 ©. 73 
Nr. 230 mit Bezug auf Bd. J 8.477. Daß die Rente auch Hier nur bis zum 
Zobeötage geſchuldet wirb, ergibt unmittelbar ber Wortlaut; vgl. oben $ 65 
R. 36. Über Rachentrichtung von Beiträgen durch bie Erben vgl. oben $ 52 
R. 46. — Fraglich ift, ob in Weiterentroidlung bes dem $ 41 Abf. 4 zu Grunde 
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über die Erbberetigung durch das IVG. modifiziert, indem hier 
an erfter Stelle der Ehegatte berufen ift, „fofern derfelbe mit dem 
Rentenberechtigten bis zu deſſen Tode in häuslicher Gemeinfchaft 
gelebt hat”.??) Erſt „wenn ein folder nicht vorhanden ift, tritt 
die Rechtsnachfolge nad den Beftimmungen bes bürgerlichen 
Rechts ein”. 

a) Die allgemeine Erbfolge wird durch das „Vorhandenfein“ 
eines nad) dem Geſetz bevorrechtigten Ehegatten ausgeſchloſſen, gleich- 
viel, ob berjelbe von der ihm gewährten Berechtigung zur Fort- 
ſetzung des Verfahrens Gebrauch macht oder nit. „Nach den Be- 
ſtimmungen des bürgerlihen Rechts“ treten aber nicht bloß die 
geſetzlichen Erben,“) fonbern eventuell auch die Teftamentserben’*) 
ein; es fteht auch nichts entgegen, daß der Berechtigte den an- 
gemelveten Bewilligungsanſpruch zum Gegenftande des Vermächt- 
niffes an einen Dritten macht. 

b) Der Übergang des Anſpruchs an ben in erſter Reihe be- 
rufenen Ehegatten bildet eine fozialpolitifche modifigierte, erbrechtliche 
Spezialſukzeſſion in denfelben, welche für den Ehegatten ein gegen- 
über legtwilligen Verfügungen des Erblaſſers unentziehbares Recht 
begründet.) Der Anſpruch gehört infomeit nicht zum allgemeinen 
Rachlaß und haftet deſſen Gläubigern nicht. Die im Geſetz ge- 
liegenden Gedankens Chegatte und Erben zur Inanfpruchnahme ber Rente uns 
widerruflich aud nur in dem Umfange (3. B. von bem Anfangätermine an) 
berechtigt find, mie fie der Erblafſer angefprocen Hatte, ober ob jene, wenn 
überhaupt die Anmeldung erfolgt war, ihren Mobalitäten nur mit berfelben 
Gebundenheit, aber auch Freiheit gegenüberftehen, mie der Erblaffer felbft, wenn 
ex gelebt Hätte. Das RUM. entſcheidet fi, wohl der Abſicht des Geſehes ent ⸗ 
ſprechend, tatſachlich für die Ietere Alternative, ohne jedoch die in Betracht 
Zommende Frage richtig zu formulieren (MR. 02 3.687 Rr. 1028; vgl. oben 
R. 8 mit 14). 

32) Die Beftimmung iſt neu; ber Romm.Ber. zu $29 Entw. IVO. ber 
gründet fie mit der Anlehnung an $ 44 Abſ. 4 IBG. Sie findet übrigens nad 
der Praxis des RBA. in ſchwebenden Sachen keine Anwendung, aud wenn im 
gangen nad) dem neuen IVG. geurteilt wird (AR. 00 &.610 Nr. 798; dazu 
oben 8 63 R. 1 litt. d a. E). 

3) Unter ihnen kann wiederum ber Ehegatte ohne Rüdfiät auf bie bes 
fonderen Borausfegungen des $ 41 Abſ. 4 IVG. erſcheinen; vgl. $ 1931 BOB. 

*) Ebenſo Zjenbart-Spielhagen Anm, 6 litt. d zu $ 41 380; AN. 
93 &. 141 Nr. 288. 

*) flbereinftimmend Piloty zu A6j.4 $ 41, Weymann Anm. 10. 

47° 
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machte beſondere Vorausfegung will denjenigen Ehegatten des Bor- 
zugsrechts entkleiden, welcher ſich zur Zeit bes Todes des anderen 
Ehegatten ſchuldhafterweiſe von ber häuslichen Gemeinſchaft mit 
demfelben, wenn auch nur tatſächlich?) „ferngehalten hat“.”) Iſt 
die häusliche Gemeinſchaft ohne jede Schuld der Ehegatten?) oder 
doch des ftberlebenden Chegatten??) aufgehoben, fo ſchadet das dem 
Vorzugsrechte des Iegteren nicht. J 

c) Entſcheidend für die Vererblichkeit in dem hier beſprochenen 
Falle ift, ob „der Rentenantrag des Verſicherten noch zu feinen 
Lebzeiten bei der zuftändigen Behörde eingegangen war". Nach dem 
Zufammenhange, in welchem der Wortlaut des $ 41 Abf.4 mit dem 
der Abfäge 1 und 3 fteht, kann im Gegenfag zu ber früheren 
Judikatur des RYA.) die Anmeldung bei einer unzuftändigen Be— 
börbe (vgl. oben $ 66 N. 28, 29) zur Herbeiführung der DVererb- 
lichkeit nicht genügen. Dagegen wird, wie früher, auch jegt bie 
Anmeldung durd einen geſetzlichen Vertreter ober einen Bevoll- 
mädtigten, fofern fie überhaupt genügt, um das Feſtſtellungs- 
verfahren in Gang zu bringen, auch die Vererblichkeit des Anſpruchs 
begründen.*') 

II. Verfügungen unter Lebenden.) Von ber „Über 
tragung, Verpfändung und Pfändung“ „der aus ben reichsgeſetz- 
lichen Beftimmungen ſich ergebenden Anſprüche“ insbejondere der 
Rentenanfprüde*?) handelt der $ 55 Abf. 1 mit 3 IVG. 


?°) Zft die Ehe geichieden, jo kommt ber Ehegatte als folder nicht mehr in 
Betracht; dad gleiche wird aber auch, ohne daß es auf bie Schuldfrage ankäme, 
gelten müflen, wenn nad $ 1575 888. nur bie eheliche Gemeinſchaft aufs 
gehoben wurde, weil das nur ein Surrogat der Scheidung ift. 

37) Bol. als Analogie $ 44 Abſ. 2 IB®.; dazu Mot. zu $ 31 Entw. IVG. 

”) So 3.8. wenn ber eine Ehegatte fich dauernder Arbeitögelegenheit an 
fremdem Orte widmet oder wegen geiftiger Krankheit im Irrenhaus ſich bes 
findet. In Bezug auf lehteren Fall gegenteiliger Anfiht Weymann Anm. 11. 

%) Anders Weymann a.a.D. und Gebharb-Düttmann Anm. 11. 

*%) AR. 97 ©.274 Wr. 555. Für Beibehaltung der bisherigen Praris 
Zfenbart»-Spielfagen Anm. 6 litt. c, trogdem fie anerfennen, daß „es 
eigenartig ift, daß Bier in einem Paragraphen biefelben Worte zweimal je 
mit verſchiedener Tragweite gebraucht werben“. Ebenſo Graßmann Anm. 7, 
dagegen aber Weymann Anm. 7. 

*) AN. 94 ©. 31 Nr. 319. 

#2) Der $ 55 IB®. bezieht ſich nur auf ſolche (AR. 93 Nr. 230 ©. 75 Abſ. 2). 

4) Die Erweiterung ift gegenüber $ 40 G. 89, welcher nur von ber „Rente® 
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1. Das Gefeg geht von ber grunbfäglichen Unübertragbarkeit 
ver Rentenanfprühe aus, bie e8 nur in beftimmten Ausnahmefällen 
durchbricht. Die ratio legis diefer Gebunbenheit ift jedoch eine 
etwas andere, als bie bei der Beſchränkung ber Vererbung hervor- 
tretenbe.*) Während nämlich mit bem Tode des Rentenberechtigten 
diejenige Perfon weggefallen ift, für melde dur den Renten- 
anſpruch geforgt werben fol, muß diefelbe bei der Regelung ber 
Zerfügung unter Lebenden als vorhanden vorausgefegt werben. 
Daher ann es ſich bei der Regelung der Vererblichfeit nur um eine 
Bindung des Anſpruchs an den Willen bes Verfiherten handeln, 
welder den für ihn entftandenen Anſpruch bereits ergriffen haben 
muß, bevor er im gefeglichen Umfange vererbt werben kann, während 
für den Verkehr inter vivos die Abficht des Gefeges dahin geht 
und gehen kann, die fozialpolitiihe Fürforge, ihrem Zwede ent- 
ſprechend, auch gegen den Willen des Berechtigten, an den Genuß 
durch denfelben zu binden. Daraus ergeben ſich wefentlihe Ber- 
ſchiedenheiten. Auf der einen Seite ergreift die Unübertragbarkeit 
im Sinne bes $ 55 IVG. auch den angemeldeten Bewilligungs- 
anſpruch und den Bezugsanfpruch ebenfo, wie den Rentenanſpruch 
vor der Anmeldung; auf der anderen Seite befteht aber fein Grund, 
in denjenigen pofitiven Ausnahmefällen, wo das Geſetz aus be— 
fonderen Rüdfihten und zu befonderen Sweden die Übertragung 
zum Genuß an einen anderen zuläßt, diefelbe noch von der bereits 
erfolgten Geltendmachung des Anſpruchs durch den Berechtigten ab- 
bängig zu machen.) Es ergibt fi daraus, daß ſowohl die Regel 


ſprach, neu. Die gegenwärtige Faffung ergreift namentlich aud den Anfprud) 
auf Beitragderftattung. 

+) Bol. die N. 42 zitierte Stelle. 

®) Für bie Pfändung ift dies beſonders klar, da doch das Geſetz keines⸗ 
wegs beabfichtigt haben Tann, es dem Anſprecher freizulaffen, dieſelbe buch 
Unterlaffung der Anmeldung illuſoriſch zu maden. Die Übertragung und Ber: 
pfändung, die zudem Willendäußerungen bed Berechtigten enthalten, merben 
aber ber Pfändung völlig gleich behandelt. Wenn dad RUN. unter dem früheren 
Recht (AN. 99 S. 556 Nr. 744) ausgeſprochen hat, daß ber Beitragserſtattungs- 
anſpruch jebenfalls fo lange unübertragbar ft, als er nicht angemelbet ift, fo 
ann das ben Fällen der aus nahmsweiſen Übertragung bed neuen Rechts 
nicht präjubizieren. Dementiprechend fchabet es in dieſen Fällen dem neuen 
Erwerber des Anſpruchs auch nicht? mehr, wenn der Verſicherte vor Anmeldung 
des Anſpruchs durch ihn felbft oder den Ceifionar verftorben ift (ogl. zu $ 55 
Ziff. 3 auch $ 50 Abf. 2). Dazu Weymann Anm. 9, 10 zu $ 112 IB®. 
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bes $ 55, mie die Beſchränkung derjelben den Rentenanſpruch 
in allen Stabien feiner Verwirklihung umfaßt, wie denn auch der 
Wortlaut des Abf. 1 und 3 nach diefer Richtung nicht unter 
ſcheidet. 

2. Nach dem Grunde der geſetzlichen Beſtimmungen ſoll der 
Rentenanſpruch dem Genuß desjenigen verbleiben, aus deſſen Ver— 
ſicherung er entſtanden iſt. Daraus ergibt ſich, daß, ſoweit er ſich 
kraft geſetzlicher Zulaſſung bereits in der Hand eines Dritten be— 
findet, zur Aufrechterhaltung der in $ 55 vorgeſehenen Gehunden- 
heit feine Veranlafjung mehr befteht. Erben, auf welche der Renten- 
anfprud) gemäß $ 41 Abf. 4 IBG. übergegangen ift, fowie die 
Perſonen, welche ihn in den Ausnahmefällen des $ 55 erworben 
haben, find in der weiteren Verfügung über denfelben ebenfo un- 
beſchränkt, wie die Pfändung ihnen gegenüber es ift.‘%) 

3. Die in $ 55 grundfäglich unterfagte „Übertragung“ ijt die 
in SS 398 ff. BGB. geregelte „Abtretung“ der „NRentenforderung“.*e) 
Auf den Rechtsgrund derfelben kommt es nicht an; die ſchenkungs- 
weife,t?) wie bie entgeltliche Abtretung find gleihmäßig verboten. 
Die Verpfändung des Rentenanſpruchs fält unter 88 1279. 
BGB.; Pfändung ift die Zwangsvollſtreckung zur Befriedigung 
eines Gläubigers bes Nentenberedhtigten, fofern fie gemäß $$ 808 ff., 
828 ff. CPO. in den Rentenanfprud erfolgt. Mit dem Ausſchluß 
der Pfändung ift der Rentenanfprud auch der Konkursmaſſe bes 
Rentenberehtigten entzogen.) Aud die Beſtellung eines Nieß- 
braucht?) wie jede andere Verfügung unter Lebenden ift nad ber 
Abſicht des Gefeges unzuläffig. Erfolgt eine folhe dennoch, jo ift 
fie ohne „rechtliche Wirkung", nichtig.) Sie gibt dem, zu deffen 


+) Ebenſo hinſichtlich der Erben Weymann Anm. 1 und Entſch. Stadi— 
bireftion Stuttgart o. 14. Oft. 1903, Mainzer Siſchr. Bb. 13 ©. 4; hinfichtlid, 
des Geffionars Piloty zu Abſ. 1 und 3 des $ 55. 

403) Bol. $ 55 Wbf. 2. 

*) Ifenbart:Spielhagen Anm. 4, Gebhard-Düttmann Anm. 4 
Abſ. 2. 

)H1A.1,4 Reichs-Konk.O.; Gebharb-Düttmann Anm. 4 Abſ. 2, 
Beymann Anım. 4. 

©) 51069 Abſ. 2 BGB. vgl. auch hinſichtlich der Verpfänbung ſchon $ 1274 
A.2 BGB. 

®) So aud) nad) $ 134 BGB.; der $ 185 fommt nidt in Betradt, da 
das Veraußerungsverbot des $ 55 IIG. nicht nur den Schuß des Verficherten 
bezwedt, fondern allgemeinen fozialpolittf—hen Zwecken dient. 
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Gunften fie erfolgt iſt, feinerlei Rechte und befreit die Verfiche- 
rungsanftalt nicht, melde auf Grund derfelben®') Zahlung ge= 
leiftet hat. 

4. Das Gefeg fennt gewiſſe Ausnahmen von feinem Ver— 
äußerungsverbote, welche in Abf. 1 Ziff. 1-3 und Abf. 3 enthalten 
find. Sie entfpringen teils einer NRüdfiht auf den Renten- 
berechtigten felbft, teils einer ſolchen auf diejenigen Perfonen, auf 
welche ber Rentenanfpruch übergehen fol. Soweit erlaubt, geht 
der Anſpruch zwar, wie erwähnt, ohne die ihm im der Hand des 
eriten Berechtigten innewohnenden Verfügungsbeihränkungen, im 
übrigen aber mit allen objeftiven Modalitäten (3. B. Poftauszahlung), 
fowie mit allen Schickſalsmöglichkeiten über, melde ihn von ber 
Perſon des Verjicherten aus noch treffen fünnen (5. B. Beendigung 
der Rentenzahlung durch Tod des Berechtigten — vgl. dazu oben 
N. 45 —, Entziehung, Ruhen der Rente). Die einzelnen Ausnahme 
fälle find: 

a) Zuläffig find Übertragung, Verpfändung, Pfändung uf. 
„sur Dedung eines Vorſchuſſes, welcher dem Berechtigten auf feine 
Anfprüche vor Anweifung der Rente von feinem Arbeitgeber oder 
einem Drgane ber DVerfiherungsanftalt oder dem Mitglied eines 
folgen Organs gegeben worben iſt“. Dedung ift Sicherung ober 
Abgeltung der auf Rückzahlung des Vorſchuſſes gerichteten For- 
derung. Vorſchuß bedeutet eine Zahlung, welche im Hinblid auf die 
zu erwartende, aber durch die formale Feftftellung ſich verzögernde 
Rentenleiftung vorgejtredt worden ijt.”?) Die Hingabe muß nad 
Entftehung des Anſpruchsꝰ) und vor ber erjtmaligen Anmeifung 
der Rentest) erfolgt fein. Übertragbar ober pfänbbar find dann 


) Unter dieſen Zatbeftand fällt der von Gebhard-Düttmann Anm. 4 
Abſ. 1 angeführte Fall nicht, daß die Anftalt auf Grund einer Bevollmächtigung 
in gutem Glauben die Zahlung an ben verbotämidrigen Geffionar anweift. 

52) Zu welchem Zwecke die vorgeſchoſſene Zahlung verwendet werben ſoll 
(Begmann Anm. 5), if gleichgiltig, wenn man bie N. 55 ausgeſprochene Bes 
ſchrankung annimmt. — Die Vorſchuſſe aus $$ 115, 117. Abſ. 3 JVG. (Piloty) 
find befonber3 geregelt und gehören dicht hierher 

>) Es könnte zweifelhaft jein, ob Vorſchaffe bei herannahendem 71. Lebens⸗ 
jahre ober vor Ablauf der 26. Wode einer Krankheit nicht bod unter Siff. 1 
geftellt werben fönnten; doch wird es eher im Sinne des Gefeßes fein, derartige 
gewagte Geſchafte nicht zu begünftigen. 

*) Hierzu, ſowie zu N. 52 vgl. Mot. Abſ. 2 zu $ 40 Entw. IVG. 
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diejenigen Rentenleiftungen, welche bis zum Erlaß der definitiven 
Hahlungsanmelfung gemäß $ 123 IVG. verfallen find.) Der 
Vorſchuß muß gegeben fein von dem zur Zeit der Hingabe legten 
Arbeitgeber des Rentenanfprehers®®) ober einem Organe der An: 
ſtalt oder dem Mitgliede eines ſolchen. Hier ift augenſcheinlich ein 
Saflungsfehler des Gefeges feiner Abſicht gemäß im Wege ber Aus- 
legung zu berichtigen. Es iſt nicht einzufehen, warum die untere 
Verwaltungsbehörde,") an welde die Anmeldung des Anſpruchs 
zuerſt gelangt, ausgeſchloſſen, dagegen die Einzugsftelle oder der 
Ausſchuß, welche mit der Feftftellung desjelben garnichts zu tun 
haben, inbegriffen fein folen. Man wird fi) daher nicht ſcheuen 
dürfen, den „Organen der DVerfiherungsanftalt” die beim Feſt— 
ftelungsverfahren beteiligten Organe zu fubftituieren. Dabei ift 
ar, daß, ſoweit ber Vorſchuß von dem betreffenden Organe felbit 
aus feinen dazu verfügbaren Mitteln gegeben ift, mangels einer 
juriftifchen Perfönlichfeit desſelben als erftattungsberedhtigt der von 
ihm vertretene Verband angefehen werden muß. Zu den Mit- 
gliedern der Organe gehören aud bie der Vermaltungsbehörde, 
Rentenftelle, dem Vorftand uſw. angehörigen Laienbeifiger. 

b) Zuläfiig find Übertragungen und Pfändungen „zur Dedung 
der im $ 850 Abf. 4 CPO. bezeichneten Forderungen“. In der 
angeführten Stelle, welche lediglih von der Pfändung handelt, 
werben mit Bezug auf biefelbe in gemiffer Weiſe privilegiert die 
Forderungen ber Verwandten, des Ehegatten und des früheren Ehe— 
gatten auf die kraft Gefeges zu entrichtenden Unterhaltsbeiträge, fo- 
wie die Unterhaltsforderungen des unehelihen Kindes gegen ben 
Vater. Privilegiert find nur diejenigen Beiträge, welche für bie 
Zeit nad) Erhebung der Klage und für das diefem Zeitpunfte vor- 
ausgehende legte Vierteljahr zu entrichten find. Das Privileg des 

») Diefe Beſchrankung ergibt ſich auß dem Zweck ber ganzen Beitimmung. 
Es fol vorſchußweiſe vorweggenommen werben bürfen, was bis zum Eintritt 
der regelmäßigen Rentenzahlung infolge der Dauer des Verfahrens einbehalten 
wird. Annäherung an biefe Auffafjung bei Weymann Anm. 5. 

®) Grundfäglid ebenſo Weymann Anm. 6. 

®) Begen bie Erftredung ber Beftimmung auf biefe Gebharb-Düttmann 
Anm.5 und Ifenbart:Spielhagen Anm 6, legtere unter Hinweis auf den 
Ausnahmecharakter ber Borigrift. Dieſes Auslegungsmotiv wird jedoch dadurch 
paralyſiert, daß die Ausnahme, der Tendenz des ganzen Geſetzes entſprechend, 
den Inlereſſen des Verſicherien dienen foll. 
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unehelichen Kindes fällt weg, inſoweit der Schuldner zur Beſtreitung 
feines notdurftigen Unterhalts und zur Erfüllung ber ihm feinen 
Verwandten, feiner Ehefrau ober feiner früheren Ehefrau gegenüber 
gefeglih obliegenden Unterhaltspflicht der zu pfändenden Bezüge 
bedarf. Handelt es ſich um eine Pfändung des Rentenanſpruchs 
wegen ber bezeichneten Unterhaltsforberungen, fo werben die in der 
CPO. aufgeftellten zeitlihen Beſchränkungen und Wegfalsgründe 
auch bier Anwendung zu finden haben. Das IVG. will aber, 
feinem jegigen Wortlaut nach,“e) aud die freimillige Übertragung 
und Verpfänbung zur Dedung der bezeichneten Forderungen zulafien. 
In diefen Fällen können die zu Ungunften des unehelichen Kindes 
gegen die Pfändung aufgerichteten Schugbeftimmungen natürlich 
nit Play greifen; dagegen wird die Übertragung ufw. auch hier 
nur zuläffig fein, fomweit die zeitliche Begrenzung der zu deckenden 
Forderungen inne gehalten wird, wo bann an die Stelle ber 
Klageerhebung der Zeitpunft der Übertragung oder Verpfändung 
treten wird. 

©) Zuläffig ift die Übertragung uw. „zur Dedung von For- 
derungen der nad $$ 49, 51 erfagberechtigten Gemeinden und 
Armenverbände, ſowie der an deren Stelle getretenen Betriebsunter- 
nehmer und Kaflen”. Diefer Ausnahmefal wird im Zufammen- 
Hange mit den $$ 49 und 51 fpäter befprodhen werben. Bemerkt 
fei nur, daß die Ausnahmebeftimmung, melde einen gegen den 
Rentenberechtigten gerichteten Charakter hat, in feinem Falle aus- 
dehnend interpretiert und daher z. B. auf Krankenkaſſen, welche 
ven Rentenberechtigten unterftügt haben, nicht übertragen werben 
darf.) 

d) Allgemein darf „der Berechtigte den Anſpruch auf die Rente 
ganz oder zum Teil auf andere übertragen, fofern dies von ber 
unteren Verwaltungsbehörbe genehmigt wird" (Abf. 3). Die Be- 
fimmung fol „dem mwohlverftandenen Intereſſe des NRenten- 

®) Der Tert des früheren $ 40 ©. 89 bezog die Ausnahme nur auf bie 
Pfändung; vgl. dazu bie Mot. Abf. 1 zum Entmurf. 

) Bol. AR. 95 ©. 109 Nr. 414, wo eine Zuſchußkaſſe, melde eine dem 
$ 35 bj. 2 ©.89 (vgl. $49 Abſ. 2, $ 51 IWG.) gleicjlautende Beftimmung 
für die mit ihr verbundene Krantenfaffe in ihr Statut aufgenommen und als 
Erſatz für daß einem Rentenberechtigten gewährte Krankengeld bie Übermeifung 
der für die Zeit der Unterftügung noch nicht zur Auszahlung gelangten Rente 
beanſprucht hatte, im Sinblid auf $ 4U ©. 89 zurüdgemiefen wird. 
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empfängers” dienen, dem dadurch z. B. „die Aufnahme in ein 
Siehenhaus oder eine Verforgungsanftalt ermöglicht werben” 
Toll;60) doch ift dies für die genehmigende.Behörbe nur inftruftionell. 
Daß deren Funktion auch auf die Rentenftelle gemäß $ 80 Halb» 
fa 2 übertragen werben darf, wurde in ber Kommiſſion aus- 
drücklich Tonftatiert.*') Die Genehmigung fann mit einer Be 
friftung oder mit jeder an fi) für die Abtretung von Forderungen 
zuläffigen Bebingung beſchwert werben.2) Der Übertragung jteht 
aud die Verpfändung und jede fonftige freiwillige Verfügung gleich; 
dagegen genügt die Genehmigung der Behörde nicht etwa, um ben 
beſchränkten Umfang der Pfändung zu ermeitern. 

IV. Aufrechnung. Nah $ 394 Sag 1 BGB. findet gegen 
eine Forderung, foweit diefelbe der Pfändung nicht unterworfen ift, 
die Aufrechnung nicht ftatt. Demgemäß würde eine Nihtauszahlung 
von Nentenbeträgen auf Grund einer Aufrechnung (abgeſehen von 
den auf Grund von $ 55 Abf. 1 Ziff. 1 privilegierten Vorſchüſſen 
der Verfiherungsanftalt) in vollem Umfange unzuläffig ſein,“) 
wenn nicht $ 55 Abf. 2 eine Reihe von Ausnahmen geftattet 
hätte.) Er bezeichnet eine Reihe von Forderungen der Verfiche- 
rungsanftalten, welche hiernach zur Aufrechnung gegen den Nenten- 
anfprud) (Bewilligungs- oder Bezugsanfprud)) verwendet werden 
können.) Diefelben find: 

ec) Mot. Schlußabſatz zu $ 4U Entw. IVG. 

°) Der Komm.Ber. zu $ 40 Hält im Hinblid auf $ 5la Abi. 2 Entw. ber 
Sandesgentralbehörbde die Anordnung ber Übertragung auf die Rentenftelle offen; 
das wird jet gemäß $ 80 modifiziert werben milffen. Dgl. oben $ 27 II und 
ienbart-Sptelhagen 2. Aufl. Anm. 1. 

©) Piloty zu Ab. 1,3; Gebhard: Düttmann Anm. 15. Nah $ 13 
wurtt. Bollz.Berf. v. 25. Non. 1899 fol das Oberamt vor ber Genehmigung 
den Anftaltsvorftand hören. 

*) Grundſatzliche Unzuläffigkeit der Aufrehnung aud nad früherem Recht 
(AN. 94 ©. 162 Nr. 392, AR. 95 ©. 244 Nr. 451). 

“) Mot. Abſ. 3 zu $ 40 Entw. JVG. Soweit bie Aufrechnung nicht zulaſſig 
ift ober nicht durchgefüßrt wird, bleibt die fonftige Durchſehung ber Forderung, 
inäbefonbere ber Cipilrechtsweg, offen; vgl. die Schlußabfäge von Rr. 392, ſowie 
von AN. 96 ©.429 Nr. 533. 

ma) Die vom ABA. aufgeftellten Brundfäge über bie ſchonende Durchführung 
der Aufrechnung werden für alle Fälle des neuen Rechts inftruftionelle Be 
deutung beanſpruchen dürfen; vgl. Laß S. 376; Sandbuch der Unfallverſicherung 
Anm. 7 zu $ 68 UVG.; AR. 03 ©. 263 Nr. 1029, ©. 602 Nr. 1099. Jedenfalls 





867. Rechtliche Gebundendeit des Anſpruchs. 747 


1. „Erfagforderungen für bezogene Unfallrenten und Ent» 
ſchädigungen, foweit der Anſpruch auf dieſe nach $$ 54, 113 Abf. 20°) 
auf die Verfiherungsanftalt übergegangen iſt“. Der Tatbeftand 
diefer Ausnahme ift dahin aufzufaflen, daß der Rentenberechtigte im 
Widerfpruh mit der erwähnten cessio legis in eigener Perſon 
Zahlungen, welche der Anftalt zukommen, „bezogen“ haben muß;%e) 
der daraus gegen ihn entipringende Bereicherungsanſpruch der 
Anftalt kann von ihr zur Aufrechnung gegen bie Rentenforderung 
verwendet werben. Im übrigen wird diefer Fall mit der Materie 
der 8$ 54, 113 im Zufammenhange beſprochen werben. 

2. Forderungen „auf geſchuldete Beiträge‘. In Betracht 
fommen nur ſolche Beiträge, für welche der Verficherte ſelbſt rechtlich 
der Schuldner ift. Freiwillige Beiträge ſcheiden danach ganz aus, 
weil fie überhaupt nicht gejchuldet werden. Ebenſowenig ſchuldet 
aber, auch nicht zu dem ihn belaftenden Teile, der Zwangsverſicherte 
die Beiträge, die fein Arbeitgeber für ihn zu entrichten hatte (vgl. 
oben $ 44 bei N. 3). Es kommen daher nur folhe Beiträge in 
Betracht, welche ein Hausinduftrieller für feine eigene Verſicherung 
ſchuldet,“) ſowie diejenigen, welche in der wenigen Ausnahmefällen 
bes Gefeges‘°) von einem Zwangsverſicherten ſelbſt entrichtet werben 
müffen. Derjährte Beiträge können nicht zur Aufrechnung ver- 
wendet werden.) Zur Aufrechnung dienlich find aber nicht bloß. 
ſolche Beiträge, welche der Verficherte gerade der feftitellenden, 
fondern auch ſolche, welche er irgend einer anderen Verfiherungs- 
anftalt ſchuldet. Denn die erftere muß, ſowie fie von der An= 
meldung des Anſpruchs an formal als alleinige Schulonerin dem Ver⸗ 
fiherten gegemübertritt, auch berechtigt fein, die der ganzen Renten- 


ift ein auffitlies Einſchreiten ausgeſchloſſen, wenn der Berechtigte mit dem 
Abzug höherer Beträge einverftanben ift; vgl. Nr. 1099. 

%) Die Gitate Hätten umgeftellt werben müflen. 

8) Bgl. die N. 64 zitierten Entſcheidungen 

*) Analog $ 394 Satz 2 BGB.; doch Hat, wie fi aus dem Tert ergibt, 
die Beftimmung für das Invalidenrecht erheblich geringere Bedeutung. 

er) Bat. oben $ 49 N. 108; dazu bie Mot. Abf. 3. 

=) $ 142 lehtet Sag und $ 151 3iff. 2 (lettere Stelle aud) von Weymann 
Anm. 13 hervorgehoben); ngl. oben $ 48 II 2a und b. 

) Daß folgt aus der Wirkung der Verjährung bes $ 168 IVG.; vgl. 
oben $ 521, 4. In Betreff der fonft zur Aufrechnung zugelaffenen Forderungen 
gilt im Falle der Verjährung ber $ 890 Sa 2 BGB; Weymann Anm. 17. 
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ſchuld entfprechende Beitragsforderung, unter Vorbehalt der Ver- 
rechnung unter den Anftalten felbft, zur Geltung zu bringen. Die 
Aufrechnung der Beiträge erfolgt auf geſchuldete Rentenleiftungen,'°) 
nicht auf ſolche, welche im ganzen ober doch im diefer Höhe erſt 
unter der Vorausfegung der nachträglichen Beitragäleiftung geſchuldet 
werben; „bie Beitimmung ift daher nicht etwa dahin zu verftehen, 
Daß nunmehr eine Bewilligung der Rente vor erfolgter Nachbringung 
geſchuldeter Beiträge unter Aufrechnung der letzteren auf die Rente 
zuläffig fein fol*."') 

3. NRüdforberungen gezahlter Vorjhüffe.) Es kann fi hier 
immer nur um Borfchüffe handeln, welche im Namen ber Berjihe- 
rungsanftalt von deren Drganen gegeben werben ober, was ich 
gleichfalls hier für mitinbegriffen halte,’?) durch Erftattung an den, 
welcher den Vorſchuß zunächſt gegeben hat, auf die Anftalt über- 
gegangen find. Someit dieſelben ſchon den Worausfegungen des 
Abf. 1 Ziff. 2 genügen, bedurfte es gemäß $ 394 BGB. ihrer be 
fonderen Hervorhebung nit; man wird daher annehmen Fönnen, 
daß auch darüber hinausgehende Vorſchüſſe der Anftalt auf die 





9) So 4. B. bei einem Aiterärente beziehenden Hausinduſtriellen, der noch 
verficherungspflichtig gearbeitet Bat; vgl. auch R. 7I. 

1) Zitat aus Iendart-Spielagen Anm. 10; vgl. oben $ 53 N. 4. 
Dagegen fteht nad; Grakmann Anm. G „nichts im Wege, bie Rentendemilligung 
inftanziell unter Aufrechnung ber Beiträge auf Antrag ber Berfierungsanftalt 
auszuſprechen“. Brundjäglih wird Ifenbart-Spielhagen, wie im Tert, zur 
zuftimmen fein; doch wird allerdings in Notfällen auf dem Mege des Bor: 
ſchufſes nach $ 55 Ziff. 1 bezw. auch Abſ. 2 behufs Beibringung der rüdftändigen 
Marten, ſei es, daß biefelben vom Anfprecher felbft geiculbet werben ober 
freiwillig zur Ergänzung des Anſpruchs nachgebracht werden follen, geholfen 
werden fönnen. Wird eine Rente, wenn wenigſtens bie Wartezeit belegt ift, 
ohne Nachbringung der rüdftändigen Beiträge tm niedrigeren Betrage feft- 
geitellt, jo Tönnen dann die vom Bezugsberechtigten felbft no gefhulbeten 
rüdftänbigen Beiträge durch Aufrechnung auf bie Rente eingezogen werben, 
‚ohne daß naturlich daraus nod) ein Anſpruch auf Erhöhung der rechtskraftigen 
Rente abgeleitet werben fann. 

2) Sonderbeſtimmungen und daher nicht (anders bie Kommentare) unter 
dieſe Ziffer, wohl aber zum Kell unter Ziff. 4 bes Terteß gehörig find die in 
$$ 115, 117 X6f. 3 entgaltenen; vgl. auch $ 18 Abſ. 4. 

2) Dagegen wohl Weymann Anm.2 und Piloty S 149; doch mird 
im Intereffe des Berfigerten (vgl. oben N. 57) fehr wohl eine Gr: 
ftattung des Vorſchufſes einer unteren Bermaltungsbehörbe burd bie Anftalt 
mit der Wirkung der Aufrechnung durch diefe geregtfertigt werben Lönnen. 
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Rentenleiftung, 3. 8. ſolche, welche nach erfolgter Rentenanmweifung 
im Laufe eines Monats auf die nächſte Monatsrate in Notfällen 
gegeben werben, zur Aufrechnung benußt werden fünnen.’*) 

4. Rüdforderungen „zu Unrecht gezahlter Rentenbeträge‘. Cs 
handelt fi um Beträge von Invaliden- und Altersrenten, welche 
die Verfiherungsanftalten zu Unrecht?) an den Rentenberedtigten 
gezahlt haben. In gewiſſem Umfange hatte das ABA. ſchon unter 
dem früheren Recht eine ſolche Aufrechnung zugelaſſen, jedoch nur 
unter der Vorausfegung, daß die früheren Zahlungen „unter dem 
Zwange des Gefeges“,’*) nicht aber aus geſchäftlichem Jrrtum??) ge» 
leiftet worden waren und daß fie „in demfelben Verfahren erwachſen 
waren und auf ber gleichen Rechtsgrundlage beruhten“.’) Diefe 
Beſchränkungen werben ſich jegt bei dem allgemeinen Wortlaut des 
Gefeges nicht aufrecht erhalten Laffen.’°) 

5. Forderungen auf Erftattung von Verfahrenskoften. Es 
tommen bier diejenigen Vorſchriften in Betracht, nach denen (3. B. 
$ 64 Abf. 5) den DVerficherten gewiſſe Koften des Verfahrens aus- 
nahmsweife zur Laft gelegt werben können, welche fie durch ihr 
eigenes ſchuldhaftes Verhalten veranlaßt haben. Nach ver allgemeinen 
Grundlage, auf welder $ 55 Ab. 2 IVG. ruht, muß aber voraus= 


”) Dem find aud Gebharb-Düttmann Anm. 11 geneigt. 

”) Nicht hierher gehört die Anrechnung zu Recht gezahlter Rentenbeträge 
im Falle ber Konkurrenz von Alterd« und Invalibentente (vgl. oben $ 62 R. 14); 
wohl aber ber Fall, daß zu Unrecht Alters und Invalidenrente neben einander 
gegahlt worden find (AR. 03 ©. 601 Nr. 1099). 

*%) Die hierher gehörigen Fälle werben fpäter erörtert werben (ogl. oben 
N. 72); Verzicht auf die Rüdforberung im Rahmen bes $ 118. 

7) AR. 00 ©. 612 Nr. 801 unter Bezugnahme auf bie Praris der Unfalle 
verfijerung. Die Entſcheidung, am 16. Jan. 1900 ergangen, bezieht ſich aber 
doc auf einen Zatbeftand des alten Rechts. 

=) AR. 95 S. 244 Rr. 451: Cindehaltung einer auf Grund bed Bundes - 
ratsbeſchlufſes o. 1. März 1894 einem Dausweber gewährten Rente in Auf⸗ 
rechnung einer früher auf Grund be Gefehes ſelbſt vom Schiedsgericht vorläufig. 
bemilligten, vom RVA. aber wieder aberfannten Rente. AR. 98 S. 394 Rr. 674: 
Einbehaltung einer Invalidenrente wegen einer in einem früheren Verfahren 
wegen eines anderen Invalibltätägrunbes zu Unrecht abgehobenen Rente. 

”) Ebenfo Iſenbart⸗Spielhagen Anm. 9 (indbefondere auch gegen Aufs 
rechterhaltung der Entſch. Nr. 801) und GBebharb-Düttmann Anm. 12; 
dagegen aber Weymann Anm. 9. Auch AR. 03 ©. 601 Nr. 1099 (vgl. oben 
R. 75) erkennt jet bie Nufrechenbarfeit „verfeßentlich“ zu viel gejahlter Renten« 
beträge an; dazu auch AR. 04 ©. 196 Nr. 2031 (Unfalljade). 
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gejegt werben, daß die zu erftattenden Koften ſonſt der Verficherungs- 
anſtalt zur Laft fallen; hat daher 3. B. das RVA., deſſen Koften 
vom Reiche getragen werben, die Erftattung auferlegt, jo bürfte dies 
für einen Abzug nicht ausreichen.°°) 

6. Forderungen „auf die von den Organen ber Verfiherungs- 
anftalten verhängten Geldſtrafen“.“) Sind die Geloftrafen von 
‚anderen Stellen verhängt, jo findet eine Aufrechnung nicht ftatt, 
aud wenn biefelben in bie Kafje der Verfiherungsanftalt fließen 
Sollten.®?) 


3. Kapitel, Hefifielungsverfaßren.') 


8 68. Vorbereitendes Verfahren. 


I. Der duch den Vorftand der Verfiherungsanftalt zu be— 
wirkenden Feitftellung des Rentenanſpruchs geht ein vorbereitendes 
Verfahren bei ber unteren Verwaltungsbehörbe oder der Renten- 
Stelle voraus. Dasfelbe läßt ſich in vier Abfchnitte zerlegen: Ent— 
gegennahme des Antrags, Klarftelung bes Sachverhalts, Begut- 
achtung, Überfendung an den Anftaltsvorftand. Die Normen für 
das Verfahren find teils im Geſetz felbft, teils aber in Ausführungs- 


©) 5159 Abſ. 2 IVG.; $ 19 Abſ. 2 des fog. Mantel-®. Die Auffaffung 
bes Xerted weicht von ber der Mot. a.a. OD, beten Ausführungen von den 
Kommentaren wiederholt werben, ab. Allein ed muß erwogen werben, daß die 
Einbehaltung von Rente wegen Koften, die dem Reiche ober einem Einzelftante 
ald Träger des Verfiherungsamtsd erftattet werben follen, burch bie Anftalt 
wohl Abzug, aber nicht mehr Aufrechnung ift. Auch eine Aufrechnung nad) 
vorheriger Erftattung durch bie Anftalt wird hier (anderd als bei R. 73) ab 
gewieſen werben müffen. 

©) Die Mot. weiſen auf die nad) ben Bundesratsbeſchlüſſen betr. bie Haus: 
inbuftrie oder nad $ 161 Abſ. 3 gegen Berfiherte zu verhängenden Gelb: 
firafen Bin. 

©) $ 178 Abſ. 2 IBG.; Gebharb-Düttmann Anm. 4. 

Rot. Bd. 15 9. Seelmann, Das Streitverfahren in ben Reichs- 
verfigerungägefegen, 2. Aufl. 1904. 
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beſtimmungen enthalten, welde auf Grund von geſetzlicher Er- 
mädtigung erlaffen werben. Dabei findet die nähere Regelung des 
Verfahrens vor ber unteren Verwaltungsbehörde durch die Landes- 
zentralbehörbe,) die bes Verfahrens der Rentenftellen durch den 
Vorſtand der Verfiherungsanftalt ftatt.?) 

1I. „Der Anſpruch auf Bewilligung einer Rente” ift von dem 
Rentenanfpreher bei der zuftändigen Stelle „anzumelden“ ($ 112 
Abf.1 IVG.). Über die Bebeutung diefer Anmeldung ober dieſes 
„Antrags auf Bewilligung einer Rente" ($ 57 Ziff. 1 IVG.) in 
formeller und materieller Beziehung ift bereits oben in $ 66 I, 
III gehandelt worden. Für das Verfahren kommt folgendes in 
Betracht: 

1. Die Anmeldung hat grundſätzlich bei der zuſtändigen unteren 
Verwaltungsbehörde ober Rentenſtelle zu erfolgen ($ 112 Abf. 1 
Sag 1 IJVG.). Beſteht eine Rentenftelle für den Bezirk, fo ſchließt 
fie die Kompetenz ber Verwaltungsbehörde aus (vgl. oben $ 27 II). 
Welche Behörden als untere Verwaltungsbehörben berufen werben 
können und berufen worben find, ift gleichfalls bereits oben $ 26 
1, 3 zur Sprache gefommen.t) Crgänzend tritt aber hier die Be— 
fimmung des $ 112 Abſ. 1 Sa 2 IVO. hinzu, wonach durch die 
Landeszentralbehörde angeorbnet werben kann, daß fpeziell die An= 
meldung rechtswirkſam auch bei einer anderen von ihr zu be— 
zeichnenden Behörde erfolgen darf.?) Gemeint ift unter dieſer 

2) $ 64 Abſ. 6 IVG. Für Preußen die Anweiſung v. 6. Dez. 1899 mit 
Kommentar von Seelmann (1903) und von Gebhard» Düttmann ©. "194 ff. 
Dazu aud bie Kritit von Seelmann in ArbB. 00 ©. 21 ff. und beffen neuen, 
beachtenswerten Entwurf in ArbB. 03 S. 1 ff. mit Bemerkungen von Bazille 
&.193 ff. Anträge der preuß. Sandeöverfierungsanftalten auf Abänderung 
der Anmelfung nebft Begründung in ArbV. 04 S. 189. — Bayern hat feine be 
fonbere Regelung eintreten lafien (Graßmann Anm. 7 zu $ 64). Sachſen: 
BD. 0. 30. Rov. 1899 Ziff. 6—12 bei Sala S. XII. Württemberg: Volz.Berf. 
v. 25. Nov. 1899 $$ 20 ff. bei Biefenberger S.322 ff. Baden: Vollz.VO. 
2. 28. Rov. 1899 $$ 28 ff. bei Mufer ©. 188 fi. 

) $85 Abſ. 2 IJVG. Nach dem Auffag von Seelmann in Mainzer Ziſchr. 
Bd. 13 S. 65 hat die Anftalt Echlefien (vgl. oben $ 26 N. 7) eine bezugliche 
Anmeifung erlaffen. 

%) Beftellung eines Kommiſſars, wenn bie untere Vermaltungäbehörbe ein 
Kolleglum Bifbet (preuf. Anw. Ziff. 1 Abi. 2). 

®) „Darf*, jo ba der Anſprecher die Wahl Hat, die untere Bermaltungd- 
behörbe bezw. Rentenftelle oder bie „andere“ Behörde anzugehen. Cine aus⸗ 
ichließliche Kompetenz ber legteren barf nicht begründet werben. 
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„anderen Behörde" eine ſolche, melde innerhalb des Bezirks ber 
unteren Verwaltungsbehörde oder Nentenftelle einem engeren Ver— 
maltungsfprengel vorfteht und daher dem Rentenanſprecher näher 
gerüdt if, ala jene‘) Dementiprehend haben die Landes- 
ausführungsvorfehriften vielfach auch bie Ortsbehörden zur Ent« 
gegennahme von Rentenanträgen berufen.) Diejelben treten aber 
nad Maßgabe des Gefeges nicht in vollem Umfange in bie 
Funktionen der unteren Verwaltungsbehörden ober Rentenftellen ein, 
haben vielmehr die Anmeldung zur weiteren Behanblung®) an die 
für ihren Bezirk zuftändige untere Verwaltungsbehörbe oder Nenten- 
ftelle weiterzugeben. Dagegen hat der Eingang bes Antrags bei 
diefen „anderen“ Behörden alle Rechtswirkungen, welche fonft der 
Anmeldung nah $ 112 Abf. 1 Sag 1 IVG. zulommen.?) 

- 2. Zuftändig im einzelnen Falle ift diejenige untere Ver— 
waltungsbehörbe, Rentenftelle oder von der Lanbeszentralbehörde 
beftimmte „andere Behörde", in deren Sprengel der „Wohnort oder 
Beſchäftigungsort des Verfiherten“ gelegen ift.') Als Wohnort 


©) Bol. Mot. Abſ. 1 zu $ 75 Entw. IB®.; dazu noch unten R. 10. 

N) Preußen Ziff. 3: ®emeinbevorftand (Magiftrat, Würgermeifter, Guts-⸗ 
vorfteher), in Landgemeinden auferbem bei ber Ortspoligeibehörbe. — Sachſen 
‚Biff. 6: Gemeindebehörbe. — Württemberg $ 20: Ortsbehorde für bie Arbeiter- 
verfierung. — Baden $ 28: Bürgermeifter. 

®) In Preußen: Beteiligung ber Ortöbehörbe an ber Klarſtellung des Sad 
verhaltd; ol. unten R. 27. 

®) Bsl. $ 41 Abſ. 1, 3, 4; dazu oben $ 66 IV, 2 und 3, beſonders R. 28, 
ſowie $ 67 Il, 2e. Richt ald Anmeldungsbehörbe erſcheint die dem Anfpredjer 
oorgefegte Dienftftelle*, durch deren Vermittlung Perfonen, welde im Dienfte 
des Staates uſw. ftehen, in Württemberg $ 20 Abſ. 1 und Baden $ 28 Abf. 3. 
ihren Antrag bei den Anmelbeftellen einreichen ſollen. In Sachſen $ 10 fol 
der Dienftftelle dementſprechend nur Gelegenheit zur Außerung gegeben werden. 

' In $ 112 Abſ. 1 IB®. ift biefe Kompetenzbeftimmung außbrüdlic nur 
für die untere Verwaltungäbehörde und Rentenftelle gegeben. Sie muß aber 
aud für die zu beftimmenbe „andere“ Behörbe gelten (ngl. oben N. 6). Anderen ⸗ 
falls würde, ba bie legtere die Anmeldung an bie für ihren Bezirk zuftändige 
untere Vermaltungäbehörbe ober Rentenftelle und biefe wieberum die Alten an 
bie für ihren Bezirk zuftändige Anftalt weiterzugeben Hat, durch bie Ans 
gehung der „anberen” Behörde die Kompetenz ber vom Geſetz zur Entſcheidung 
berufenen Berfierungsanftalt unter Umftänben geändert werben Zönnen. Beb+ 
Harb-Düttmann Anm. 12 Abſ. 1 zu $ 112 IB®. nehmen das in ber Tat ald 
möglid an. Daß das aber nicht die Abficht des Geſetzes war, ergibt fih aus 
$ 75 Abf. 1 Ent. IB®. und den oben N. 6 zitierten Motiven bazu, fowie aus 
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kommt berjenige in Betracht, welchen der Anfpreder zur Zeit des 
Antrags innehat; ihm fteht in Ermangelung eines folden der Ort 
des gemöhnlicden Aufenthalts gleich (vgl. Bd. I ©. 131 N. 9). Ber 
Thäftigungsort ift nicht ber Ort jeber, fondern nur ber einer ſolchen 
Beſchãftigung, welche Verfiherungspflicht oder Verſicherungsberechti— 
gung begrundet.!) Dabei beftimmt ſich derſelbe des näheren nach 
den in $ 65 Abf. 3 und 4 IVO. gegebenen Vorfchriften (vgl. oben 
$ 37). Gemeint ift aber auch bier zunächft der Beſchäftigungsort 
zur Zeit des (Nltersrenten-) Antrags felbft, bei dem Antrag auf 
Invalidenrente aber der Ort derjenigen Beihäftigung, während 
deren die Invalidität oder doch der unmittelbar fie herbeiführende 
Zuſtand eingetreten ift."?) Kat der Anfprecher hiernach ſowohl einen 
in Betracht kommenden Wohn- ala Beichäftigungsort, fo fteht ihm 
die Wahl zwiſchen ben beiden kompetenten Anmelbungsftellen frei. 
Ändert fi der Wohn- oder Beichäftigungsort nad erfolgter An« 


der Faflung diefer Stelle im Entwurf der Kommiifion, wo offenbar ſtets davon 
außgegangen wird, daß bie von ber „anderen“ Behörde weitergeleitete Ans 
meldung an bie nad $ 75 Abſ. 1 Satz 1 prinzipaliter zuftändige Behörbe ges 
langt. Daß darin durch den die jegige Faffung Sringenden Antrag v Lobell 
und Genoffen Nr. 282 Ziff. 14 eine Anderung herbeigeführt werben follte, ift 
um fo weniger wahrſcheinlich, als berjelbe in zweiter Plenarberatung vom 
Praſidenten als „rebaltioneled Amenbement* bezeichnet und ohne Diskuſſion 
angenommen worden ift. Auch bie Ausführungsbeftimmungen gehen von ber 
bier vertretenen Auffaflung aus. Insbeſondere ift die Beftimmung in Ziff. 3 
ber preuß. Anwelfung, nad) welcher die Anmeldung aud bei bem @emeinbes 
vorftande des früheren Wohn- ober Beſchaftigungsortes erfolgen darf, nur auf 
diejenigen Fälle zu beziehen, in denen auch nah $ 112 Abi. 1 Satz I ber 
frühere Wohn oder Beihäftigungsort bie Zuftänbigfeit begründet. — Die 
Zuftändigfeit der Anmelbungäftelle wird Übrigens daburch nicht geändert, daß 
es fih um Wiederholung eines früher von einer anderen Berfiherungsanftalt 
abgelehnten Invalidenrentenanſpruchs handelt (AR. 95 ©. 34 Rr. 404, S. 255 
Rr. 465). 

1) Bebhard> Düttmann Anm. 6 Abſ. 2 zu $ 112 IBG.; Seelmann 
Anm. 1 Abſ. 3 zu Sf. 2 der preuß. Anweiſung. 

2) Nicht iſt der Ort ber lehten Beihäftigung für alle Dauer mafgebend. 
Das wird durch die Worte: „wenn er einen folden im Inlande nicht mehr 
Hat® bemwiefen. Auch die Kommiffionsverhandlungen zu $ 75 Entw. 8VG., 
von denen fi) W. in Arb®. 00 8.781 und Weymann Anm. 5 zu $ 112 
IB. wohl zu ſehr beftimmen Iafien, ergeben jene Tragweite des Geſetzes nicht. 
Im weſentlichen übereinftimmend mit bem Texte Gebharb-Düttmann und 
Seelmann in Abf. 3 bezw. 2 der oben R. 11 angeführten Stellen. 

Rofin, Recht ber Mrbeiterberfiberung. Band II. 4 
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meldung, fo ift das auf die einmal begründete Zuſtändigkeit ohne 
Einfluß.) Liegt fomohl der Wohnort als au ber nad obigem 
maßgebende Beihäftigungsort im Auslande, fo ift ber legte 
inländiſche Wohnort ober ber Drt ber legten inlänbifchen verfiche- 
rungsbegründenden Beihäftigung enticheibend.'*) 

3. Das Geſetz ſchreibt Feine Form der Anmeldung vor, während 
die Landesausführungsbeftimmungen regelmäßig eine fchriftliche 
Eingabe oder Aufnahme eines Protofolls feitens der Anmeldungs- 
ftelle vorausfegen. Doch fieht die Spruchpraris des NBA. auch in 
der Vorſchrift der Protofollaufnehme mır eine an die Behörde ge- 
richtete Inftruftion, deren Nichtbefolgung für die Rechtswirkſamkeit 
der Anmeldung ohne Bebeutung ift.'”) AL Inhalt der Anmeldung 
genügt ber verſtändliche „Anſpruch auf Bewilligung einer Rente” 
E 112 Abſ. 1 IVG.); gleichfalls nur mit der Bedeutung einer 
Sollvorſchrift fordern die Ausführungsbeftimmungen die nähere Be— 
zeichnung der Rente als Invaliven- oder Altersrente'°) und fpeziell 
die preußifche unzwedmäßigerweife'') „bie Bezeichnung des Tages, 
von welchem ab die Rente gefordert wird“. Bloß inftruftionell ift 
enbli auch bie gejegliche Beftimmung,'®) daß die Anmeldung „unter 
Einreihung der zur Begründung dienenden Bemweisftüde” zu erfolgen 
habe; das Geſetz felbft hebt als ſolches „insbejondere die legte 
Quittungsfarte” hervor, während bie Ausführungsbeftimmungen in 
weiterem, mehr oder weniger erfhöpfendem Umfange diejenigen 
Schriftſtücke bezeichnen, welche nach Lage des Einzelfalles erforderlich 
find. Danach kommen insbefondere beim Anſpruch auf Altersrente 


) AN. 01 ©. 401 Rr. 896 litt. c. 

) Zuftänbigleit bei der Berficherung der Bebienfteten deutſcher Behörden 
im Auslande (vgl. oben $ 13 R. 33). 

") Vorausgeſetzt ift, daß es fi) um eine wirklich beabfichtigte Anmelbung 
handelt und ber Anſprecher fid nicht etwa bei der Ablehnung der Protolollierung 
im Sinne einer Rüdnafme des Antrags beruhigt Hat (UR. O1 &. 640 Rr. 48, 
S. 436 Rr. 915). 

") Die Anmelbung ift m. €. nicht rechtsunwirkſam, wenn ber Anfpreder 
die verlangte Rente nicht näher bezeichnet. Er Tann fich jeldft darüber unklar 
fein, und es kann ein Fall vorliegen, wo erft bie nähere Prüfung die Ent⸗ 
felbung für die eine ober andere Rentenart ergibt. 

m) AR. 02 ©. 688 Rr. 1023; vgl. oben $ 67 R.8, 14. 

=) UN. 95 S. 256 Rr. 466, wo es ſich ſpeziell um bie Einreichung eines 
arztlichen Atteſtes über bie Ermerbäunfähigleit Handelt. 
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der Geburtsſchein, beim Invalidenrentenanſpruch ärztliche Zeugnifie 
über die Ermerbsunfähigfeit, in beiden Fällen in Betreff der Dauer 
der Verfiherung die Aufrechnungsbefceinigungen über frühere 
QDuittungsfarten in Betradht.'?) 

II. Nach Eingang der Anmeldung bat „bie untere Ber: 
waltungsbehörbe oder Rentenftelle die zur Klarftellung bes Sach- 
verhalts erforderlichen Erhebungen anzuftellen“ ($ 112 Abj. 2 IVG.). 
Zwed derjelben ift es, die Sache möglichft foweit zu fördern, daß 
„ber Anftaltsvorftand auf Grund des vorgelegten Materials in der 
Rage ift, ohne weitere Rüdfragen ſofort zu entſcheiden“.?e) Hier 
nad wird die Behörde zunächft die Vollſtändigkeit und Nichtigkeit des 
Antrags und der eingereichten Beweisſtücke prüfen und gegebenen- 
falls durch Verhandlung mit dem Antragfteller die notwendige Er— 
gänzung und Berichtigung herbeiführen. Wird ber Iegtere zur Nach- 
bringung fehlender Beweisſtücke aufgefordert, jo darf ihm doc 
keineswegs ein Präjubiz dahin geftellt werden, es werde anderenfalls 
fein Antrag bei Seite gelegt oder als zurüdgenommen angejehen 
werben;?') vielmehr hat die Behörde, „Sofern fi das Geſuch nicht 
von vornherein als unbegründet darftellt, dem Antragfteller zur 
Beiſchaffung der Belege tunlichft behilflich zu fein”) und diefelbe 
eventuell jelbft in die Hand zu nehmen. Ergeben fi weiterhin 
Bedenken, fo find diefelben auf ſachdienliche Weife aufzuklären, fei 
es durch Einholung der früheren Duittungsfarten,2°) fei es durch 


?) Die preuß. Anm. Ziff. 2 Abſ. 2 verlangt ftatt der legten Quittungskarte 
‚bei Seeleuten das Seefahrtbuch und etwa vorhandene Nachweiſungen und hebt 
dann noch Krankheitsbeſcheinigungen und Militärpapiere, ſoweit fie bei früheren 
Aufrehnungen noch nicht berüdfichtigt find, fowie etwaige Nachweife über Bes 
ſchaftigungen gemäß $$ 189, 190 IB®. hervor. Dagegen erllärt fie den An: 
ſprecher zur Beibringung eined ärztlichen Zeugniſſes über feine Invalidität nur 
für „befugt“. Andere Ausführungdbeftimmungen verlangen noch etwalge Bes 
ſcheinigungen über die Beteiligung bei befonberen Kaſſeneinrichtungen ($ 9 
Abſ. 2 IV). Bgl. noch im ganzen bie Anmerkungen bei Bebharb- Dütt- 
mann und Seelmann. — fiber die fpätere Rüdgabe ber eingereichten Urs 
kunden durch die Anftalt vgl. näheres in AN. 98 ©. 637 Rr. 698. 

20) Badiſcher Min.Erl. v. 16. Dez. 1899 bei Mufer ©. 193. 

21) Dagegen hinſichtlich des ärztlichen Zeugniffes Bebharb-Düttmann 
Anm. 2 zu Ziff. 2 der preuß. Anweifung; jedoch Seel mann Anm. 14. 

=) $ 31 Abf. 5 der bad. Bolz.BD. 

2) Seelmann Anm. 12 zu Siff. 2. Die württ. Vollz Verf. $ 22 Abſ. 3 
verlangt ſtets Einholung ber früheren Quittungslarten. 

48° 
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Vernehmung von Auskunftsperjonen, fei es insbefondere durd eine 
von Amts wegen zu veranlafjende ärztliche Unterfuhung des An= 
tragftellers,**) melde nach Maßgabe des Falles und der Aus- 
führungsbeftimmungen dem Amtsarzte?) oder dem DVertrauensarzte 
der Berfiherungsanftalt?°) aufgetragen werben kann.) 


Für die Erledigung biefer Geſchäfte gelten im Zweifel die fonft 
für den Geſchäftsgang bei der Behörbe beftehenben Beftimmungen 
(Preußen Ziff. 1 Abſ. 2). Anträge auf Bewilligung von Renten 
find als eilige Sachen zu behandeln (Ziff. 18). Nah $ 64 Abf. 4 
bezw. $ 84 Abſ. 2 JVG. ift die untere Verwaltungsbehörbe ober 
Rentenftelle „befugt, Zeugen und Sachverſtändige uneiblich zu ver- 
nehmen“. Da es zur Entgegennahme freiwilliger Ausfagen feiner 
Ermächtigung feitens des Gefetzes bedurft hätte, jo muß in derſelben 
notwendig die Begründung einer Ausfunftspflicht für die zu ver- 
nehmenden Perfonen gefehen werben, deren Umfang im einzelnen 
fih nah Analogie der CPO. beftimmen wird.) Die Erzwingung 
der Ausfage wird buch die Behörde mittels ber ihr landes- 
vechtlich,*) eventuell nah der CPO. zuftehenden Zwangsmittel 
erfolgen. Dagegen ift fie zu eidlichen Vernehmungen aud im 


*) Eine nähere Beftimmung ber Fälle, in denen eine ärztliche Unterfuchung 
erforberlich ober überflüffig if, vgl. bei Gebharb-Düttmann Anm. 5 zu 
Ziff. 4, Seelmann Anm. 5, ferner 5.8. in $ 32 der bad. Bollz.BO., fowie 
in ber Anweiſung der Verfiherungsanftalt Schlefien (Mainzer Ziſcht. Bd. 13 
S. 66; vgl. oben N. 3). Die Faffung der preuß. Anm. Hiff. 4 Schlußabfat ift 
zu weit. 

») Baben $ 32. 

20) Preußen a. 0. D.; dazu kritiſch die Anmerkungen von Gebhard» Dirtt- 
mann und Seelmann. 

21) Nach ber preuß. Anw. Ziff. 3 Hat die Gemeindebehdrde („andere” Ber 
hörbe) die Prüfung und VBervolftändigung der Beweidftüde zunächſt in bie 
Hand zu nehmen. Auch kann nad) Ziff. 5 der Regierungspräfident anorbnen, 
daß dieſelbe auch die nach Ziff. 4 nötigen Ermittlungen an Stelle der unteren 
Verwaltungsbehörde vor Abgabe der Anmeldung an dieſe vorzunehmen Bat. 

2) Übereinftimmend Piloty zu $ 64 Abſ. 4. Dagegen gemäßten Wey- 
mann Anm. 3 Abſ. 2 zu $ 64 IB®. und Seelmann, Anm. 2 zu Ziff. 7 der 
Anweifung, ber unteren Berwaltungäbehörbe feinen eigenen Zeugniszwang. 
fonbern vermeifen fie dieſerhalb auf bie Requifition bed Amtögerichtd. Del. 
Dagegen analog Wb. I ©. 747. 

2a) Ehenjo Graßmann Anm. 5 zu $ 61. 
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Wege eines Erſuchens an die Gerichte nicht für befugt zu er- 
adten.??) 

IV. Sobald die tatfählihen Verhältniſſe genügend geklärt find, 
hat die Behörde oder Nentenftelle ihr Gutachten zu erftätten ($ 112 
Abſ. 2, $ 57 Ziff. 1 IVG.). 

1. Das Gutachten wird jedenfalls dann von der einfachen Be— 
hörde (ohne Zuztehung der Laienbeifiger) erftattet, wenn „piefelbe 
nad pflihtgemäßer Prüfung fi für die Bewilligung der Rente”) 
ausiprehen zu ſollen glaubt“ (Preußen Ziff. 6). Das Gefeg be 
zeichnet in $ 58 Abf. 1 zunächft eine Reihe von Fragen, auf welche 
fi das Gutachten befonders beziehen fol. Dahin gehört in erfter 
Neihe „die Verfiherungspflicht oder das Verſicherungsrecht“ bes 
Antragftelers, und zwar darf fi das Gutachten darüber, ob ber- 
felbe verfiherungspflichtig oder verfiherungsberechtigt war, nicht bloß 
auf die Zeit vor Eintritt des Anſpruchsgrundes beſchränken, fordern 
muß, ſoweit Bedenken obwalten, fih auf die ganze Zeit der vor- 
liegenden Verfiherung erftreden, wobei allerdings die Vermutung 
des $ 147 (vgl. oben $ 51) der Behörde ihre Aufgabe erleichtert.%%e) 
. Vorgefhrieben ift dann weiter, abgefehen von bejonderen, fpäter zu 
beſprechenden Modalitäten des Falles,“) die Begutachtung des 
Maßes der Erwerbsfähigkeit bei Invalidenrentenanfpredern,??) mo» 
bei ſowohl die quantitative Schägung, wie die urfählice Be— 
gründung®®) gemäß $ 5 Abf. 4 JVG., als auch der Beginn?) 
und die mutmaßliche Dauer der Invalidität in Betracht kommt. 
Die Begutahtung fol ſich aber endlih nad $ 58 Abf. 3 IVG. 
„über alle diejenigen Fragen verbreiten, welche für Die Entſcheidung 
des Vorftandes der Verfiherungsanftalt von Belang erfcheinen“, 


*) Anderd Weymann a. a. O. 

20) Unter „Rente” iſt Hier die a priori ohne Zeitbeſchränkung laufende zu 
verftehen; vgl. dazu unten N. 37. 

*e) Präjubizielle Wirkung der nad $ 155 ergangenen Entſcheidungen: vgl. 
oben $ 58. 8.59. 

9) Erftredung bed Gutachtens „barauf, ob und inwieweit von ben Ber 
fugniffen der $$ 17, 22 Gebraud zu maden ift“. 

32) Bei der Alterörente Tann die Frage der Erwerbsunfähigkeit im Hinblick 
auf ben Ausſchluß ber Verſicherungspflicht oder des Verſicherungsrechts durch 
dieſelbe in Betrat Tommen. 

320) Vgl. analog AR. 02 &.507 Nr. 993 a. E. 

=) AR. 01 S. 485 Nr. 918, 
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fo 3. 8. über die Frage der Vollendung der Wartezeit, ber wi: 
ftändigen Beitragsentrihtung ufm.”*) Nach der preußiſchen R 
weiſung Ziff. 6 „find für die gutachtliche Außerung die berieke 
anliegenden Formulare zu verwenden“, welche jedoch in Baug = 
Volftändigkeit und Faſſung in der Literatur mehrfach einer ir 
unberehtigten Kritik unterzogen worden find.) 

2. Dem Gutachten der einfachen Behörde fteht das dunh ‘2 
verftärkte Behörde (vgl. oben $ 26 II) abgegebene gegenüber. 

a) Vorausfegungen und Umfang einer Zuziehung der &uir 
beifiger nad) dem Gefege feitzuftellen, ift nicht ohne Schwierige 
Der $ 59 Abſ. 1 IVG. lautet: „Iſt die untere Bermaltungabehit: 
in den Fällen bes $ 57 Ziff. 1“ (hierher gehörig und auf Die Rent: 
bemilligung bezüglih) „und 2 der Anfiht, daß das Gutachten gt 
die Gewährung einer Rente oder“ (bas folgende auf Ziff 2 k 
züglich) „abzugeben fei, fo hat fie vor Abgabe ihres Gutachtens de 
in $ 58 bezeichneten Fragen unter Zuziehung je eines Vertreim 
ber Arbeitgeber und ber Verficherten ($ 61) im münbliger We 
handlung zu erörtern". Im engftem Zufammenhange mit dit 
Beſtimmung fteht die für ihre Erläuterung unentbehrliche des SIE 
Abi. 3 IVG.:”) „Glaubt der Vorftand dem für die Gewähnx 
einer Rente abgegebenen Gutachten der unteren Verwaltungsbehört 
oder der Rentenftele nicht entfprechen zu können, fo ift bie Eak: 
ſoweit es fih um bie Frage der Verſicherungspflicht (89 IT), M 


=) Die Frage der Wartezeit wird ausdrüdtih in $ 23 Abſ. 1 der mitt 
Vollz Verf. und in $ 31 Ziff. 1 der badiſchen Bollz.BO. Hervorgehoden. Be 
bie preuß. An. Si. 10 fagt, daß fid) das Gutachten auf die Erfüllung M 
Wartezeit nicht zu erftreden Habe, fo bezieht fi) das nur auf das Gutadis 
de verftärkten Behörde; im übrigen muß eventuell eine bezüglice ubenn 
unter Frage 11 bezw. 7 bes Formulars erfolgen, mas, mie es ſcheint, Et 
mann Anm. 2 und Gebhard-Düttmann Anm. 16 nicht beachten. IM 
fonftige bebeutfame Punkte, auf bie ſich das Gutachten zu exftreden hat, ©- 
noch bie mürttembergifcje unb dadiſche BD. $ 23 bes. $ 31, fomie ausführt 
Gebhard: Düttmann Anm. 16. Über die Berechnung der Rentenhöht, ““ 
meit es ſich um vein kallulatoriſche Momente Handelt, wird ſich das Gulattt 
nad) übereinftimmender Anordnung ber Ausführungsbeftimmungen mist F 
äußern haben; vgl. auch Gebharde Düttmann Anm. 4 zu Ziff. 3 der met 
Anmeifung. 

>) Seelmann AB. 00 S. 22, Gebhard-Düttmann Arm. 164° 
Dazu Bazille's Formular in Arh®. 02 ©. 689. 

”) Komm.Ber. vorlegter Abfat zu $ 40d. 
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des DVerfiherungsrehts ($ 14) ober um das Maß der Erwerbs- 
fähigfeit des Nentenbewerbers ($$ 5, 15, 16) handelt, an die untere 
Verwaltungsbehörbe oder die Rentenftelle zur Anhörung der Bei- 
figer ($ 59 Abf. 1) zurüdzugeben, falls legtere noch nicht gehört 
find“. Aus dem Zufammenhalte beider Stellen und der Materialien 
ergibt fih am paſſendſten folgendes: 


aa) Eine Zuziehung ber Laienbeifiger hat nur dann zu er- 
folgen, wenn die Behörde fih „gegen die Gewährung einer Rente” 
ausſprechen zu ſollen glaubt. Sie kann alſo zunächſt dann unter 
bleiben, wenn nur die Gewährung einer anderen Art der Rente, 
als beantragt ift, befürwortet werben foll, jo wenn ftatt der Alters- 
rente die Invalidenrente ober umgekehrt oder ftatt einer Kranken- 
rente ($ 16) die Dauerrente ($ 15) empfohlen wird. Ebenſo aber 
auch, wenn in Umkehrung bes legten Falles ftatt ber beantragten 
Dauerrente die Kranfenrente „für die weitere Dauer der Ermerbs- 
unfähigfett” gewährt werben foll, zumal bei der fpäteren Entziehung 
derfelben die Mitwirkung der Laienbeifiger gemäß $ 57, Ziff. 2 mit 
$ 59 Abf. 1 geſichert ift. Dagegen wird die Zuziehung der Bei— 
figer erfolgen müffen, wenn ftatt der Dauerrente von vornherein 
nur die Gewährung einer Kranfentente bis zu einem beftimmten 
vergangenen Zeitpunkt vorgefjlagen wird, weil die Erwerbs- 
fähigfeit bereits wieder als hergeſtellt erachtet wird.) Nicht er- 
forderlich ift auch dann die Anhörung der Beifiger, wenn nur „die 
Gewährung eines geringeren, als des beantragten Rentenbetrages’?*) 
in Frage fteht, ein Fall, der auch dann gegeben ift, wenn ber be= 
antragte beftimmte Zeitraum der Gemährung verkürzt ober ber 
Beginn der Rente zu Ungunften bes Anſprechers verſchoben 
werben fol.?%) 


#") Übereinftimmend in beiden Fällen Ijenbart-Spielhagen Anm. 2 zu 
859 I®®., in Bezug auf den legten Fall die Entſch. RBA. v. 15. Oft. 1901 
in Mainzer Ziſchr. 8b. 13 ©. 98. 

%) Der Entw. IB®. $ 5le Abſ. 4 erforderte auch für dieſen Fall das 
Ratengutachten. 

%) Übereinftimmend Iſenbart ⸗Spielhagen a. a. D. gegen einen in 
KAr6B.02 S. 173 abgebrudten Beſcheid des RP. v. 14. Jan. 1902. Iſt bie 
Befttmmung des Seitpunfts, wann Erwerbsunfahigkeit eingetreten iſt, wegen 
ihrer Ruckwirkung auf die Frage der Verſiche rungspflicht (und bie Wartezeit) 
maßgebend für das Schiefal bes ganzen Anfpruchs, jo muß natürlid) bie Zur 
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bb) Auch wenn hiernach und infoweit ein Fall der Zuziehung 
der Laienvertreter vorliegt, follen doch mit ihnen nur beftimmte 
Fragen des Sachverhaltes erörtert werden. Zwar fönnte man da- 
gegen anführen, daß der Wortlaut des $ 59 Abf. 1 bie Erörterung 
der „im $ 58 bezeichneten Fragen” verlangt und daf zu dieſen nad) 
8 58 Abf. 3 ſchlechthin alle „diejenigen Fragen gehören, welche für 
die Entſcheidung von Belang erſcheinen“ (vgl. oben IV, 1). Allein 
eine nähere Prüfung zwingt zu dem Schluffe, daß das Geſetz felbft 
unter den „in $ 58 bezeichneten Fragen“ nur die in $ 58 Abf. 1 
und 2 (hier kommt nur Abſ. 1 in Betracht) im einzelnen bezeichneten 
Fragen verfteht. Dafür ſpricht ſchon der Wortlaut, weil anderen 
falls das Geſetz wohl fürzer vorgefehrieben hätte, daß die Behörde 
„das (beabfichtigte ablehnende) Gutachten” unter Zuziehung uſw. 
zu erörtern habe, und nicht, daß fie „vor Abgabe ihres Gut- 
achtens die... . bezeichneten Fragen erörtern” müſſe. Dem ent- 
ſpricht, daß in der Tat bei der Kommiffionsberatung des Gejeges 
der jegige $ 59 Abf. 1 von der Subkommiſſion als $ 40d in einer 
Faffung angenommen worden war, nad welder nur die in $ 406 
Abf. 1 (= dem jegigen $ 58 Abf. 1 und 2) bezeichneten Fragen 
unter Zuziehung der Laien erörtert werden follten, und daß nicht 
erhellt, man habe mit der fpäteren Anderung des Allegats auch eine 
Veränderung des Sinnes beabfihtigt.*) Im Gegenteil fommt ber 
dem $ 59 Abf. 1 augenſcheinlich parallel konſtruierte $ 112 Abſ. 3*') 


niehung ber aienbeifiger erfolgen. Val. AR. O1 S. 485 Nr. 913; dazu oben 
NR. 33 und unten R. 43. 

*) Bol. Bazille in Ar5B.02 S. 609. Gs ift jedoch zweifelhaft, ob mit im 
und ber unten R. 44 zitierten Entſcheidung wirküch ein Rebaftionsverfehen 
(8 58" ftatt „$ 59 Abf. 1 und 2“) anzuneßmen ift. Cr überfieht, daß im 
viertleßten Abfat des Komm.Ber zu $40d ermähnt ift, es ſei das „zmeite” 
hier in Rebe ftehenbe) „Alegat richtiggeftellt" worden. Wenn nun diefe be 
abfigtigte Richtigftellung dahin erfolgt if, daß dad Zitat „$ 40c Abſ. 1“, nad; 
ber Zerlegung dieſes Abſatzes in zwei Abläge, nicht in „$40c Abſ. 1 und 2, 
fonbern ſchlechtweg in „$ 40c abgeändert wurbe, fo liegt bie Möglichkeit nicht 
allzufern, daß bie Rommiffion unter ben „in $ 40c bezeichneten Fragen“ 
bewußt mur bie bort ausbrüdli (in ABf. 1 und 2) ihrem Inhalte nach be- 
fimmten, nicht aber die in A6f. 3 mur allgemein als möglijermeife bebeutjam 
Singeftellten verſtanden Hat. 

1) Bol. oben N. 36 gegen Bazille &. 610. Alerbings werben die Kons 
fequenzen dieſes Parallelismus aud) bei der fpäteren genaueren Erörterung bes 
$ 112 bf. 3 gegogen werben müffen. 
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entſcheidend dafür in Betracht, daß nur die in der legten Stelle 
ausdrüdlic (wenn auch nicht in vollem Umfange) aus $ 58 Abſ. 1 
und 2 (vgl. oben IV, 1) wiederholten Fragen als Gegenftand der 
Begutachtung durch die Laien vorgefchrieben fein follten.*2) Es find 
dies augenſcheinlich diejenigen Fragen (Verficherungspflicht, Verfiche- 
rungsrecht, Grmerbsunfähigfeit), die man in erfter Reihe als geeignet 
zur Begutachtung durch Laien angefehen hat. 

Wenn hiernach andere Fragen, ald die in $ 58 Abf. 1 an- 
geführten, der Begutachtung durch die Beifiger nicht unterftellt find, 
fo folgt daraus mit Notwendigkeit, daß, werm die Ablehnung einer 
Rente feitens ber Behörde wegen der Verneinung einer ſolchen 
anderen Frage, jo namentlid wegen reiner*) Nichterfüllung der 
Wartezeit, befürwortet werben foll, eine Zuziehung der Laien über- 
haupt nicht erforderlich ift.*) Denn es wäre augenſcheinlich unfinnig, 
in folgen Fällen, weil nah dem Wortlaut des $ 59 Abſ. 1 das 
Gutadten gegen die Gewährung einer Rente abgegeben werben 
fol, die Beiſitzer zuzuziehen, fie aber dann nur über die unftreitigen 
Fragen des $ 58 Abſ. 1, dagegen nicht über die zur Abmeifung 
führende Frage der Wartezeit zu hören.) ft dies richtig, fo Liegt 
& aber au, im Anſchluß an den Wortlaut des $ 112 Abſ. 3 
IBG.%) nahe, jede einzelne, im $ 58 Abf. 1 begriffene Frage für 
fi zu erfaffen und fie nur fomeit der Begutachtung durch die Laien 
zu unterftellen, als ihretwegen die Abweiſung des Rentenanfpreders 
erfolgen fol. Man gelangt nad) alledem dahin, dem $ 59 Abi. 1 
cit. folgenden genauen Wortlaut unterzulegen: „Sit die untere Ber- 
waltungsbehörde im Falle des $ 57 Ziff. 1 der Anficht, daß das 
Gutachten gegen die Gewährung einer Rente abzugeben fei, fo hat 
fie, fomeit es fi dabei um eine der in $ 58 Abf. 1 bezeichneten 
Fragen handelt, dieſelbe unter Zuziehung ufw. zu erörtern“. Ob 
über biefen Umfang hinaus eine ausgebehntere Zuziehung ber Laien 


©) Bol. insbeſondere das Wort „fomeit“ in $ 112 Abſ. 3. 

*) Anders, wenn die Erfüllung der Wartezeit ald Konfequenz einer Ber 
neinung ber Berfierungäpfliht wahrend Beftimmter Zeit in Abrede geftellt 
wird: Bazille S. 614 a. E. 

4) Schreiben des RB. v. 10. DM. 1901 bei Reger 8b. 22 ©. 395. 

4) Bol. dazu die im Refultate allerdings anders gerichtete Ausführung 
bei Seelmann Anm. 2 a. €. zu Ziff. 10 der preuß. Ynmeifung. 

+) „joweit — ober — ober“. 
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wünſchenswert erfcheint,*”) kann hier auf ſich beruhen bleiben; denn 
es geht ſchon aus dem an anderer Stelle (vgl. oben $ 26 N. 21 
und 21a) Erörterten hervor, daß nicht allein die Verficherungs- 
anftalt das Gutachten der Beifiger über alle ihr wichtig ſcheinende 
Fragen unbebingt verlangen,**) fondern daß auch die Behörde die- 
felben über alle, auch nicht unter $ 58 Abf. 1 fallenden Fragen von 
fih aus hören kann, da das Gejeg mit feinen Vorfchriften augen- 
foheinlih nur ein Minimum von Sicherung des Rentenanfpreders 
beabſichtigt. Im Anſchluß daran ift es dann aud der Zentral- 
behörbe ermöglicht, im Wege ber Inftruftion eine Zuziehung der 
Vertreter im Falle des beabfichtigten Gegengutachtens*®) nicht bloß 
zur Erörterung der entſcheidenden, fondern ſämtlicher Fragen bes 
8 58 Abſ. 1°%) ober foger fämtlicher überhaupt in Betracht 
kommender Fragen?') anzuordnen. 

b) Zur Herftellung des Gutachtens der verftärkten Behörde 
wird mit Beichleunigung??) ein Termin zur mündlichen Verhand- 
kung anberaumt. Nach näherer Vorſchrift der Ausführungsbeftim- 
mungen, insbefondere ber preußiſchen Ziff. 7 ff., werben zu biefem 
Termine Zeugen und Sachverſtändige geladen. Der Anſprecher 
braucht nach $ 59 Abſ. 1 IVG. zunädft nur von dem Termine 
formlos benachrichtigt zu werben; feine förmliche Ladung ift nur, 
„wenn es die Aufklärung des Sachverhalts erfordert” oder er jelbft 
fie beantragt, vorzunehmen.%) Die Verhandlung ift nicht öffentlich. 
Nach einem Berichte des Beamten aus den Alten wird ber anweſende 
Antragfteller gehört. Er kann feinen Antrag ergänzen, berichtigen 
oder abändern, auch nee Zeugen felbft vorführen. Iſt die Sade 

) Bazille Arbs. o2 8.613 Sp. 2. 

+) Ein ſolches Verlangen wird aud allgemein im voraus geftellt werben 
tönnen, jedenfalls gegenüber der dem Anweiſungsrechte bed Anftaltövorftandes 
unterliegenden Rentenftelle. 

) Entiprehend ift durch den babiihen Min.Erl. v. 16. Dez. 1899 bei 
Muſer ©. 193 vorgefchrieben, daß bie Beifiger auch dann zugejogen werden 
follen, wenn bie Begründetheit des Anſpruchs nur zweifelhaft erfcheint. 

5°) Auf diefem Stanbpuntte fteht die preuß. Anmeifung Siff. 10. 

5) So offenbar Württemberg $$ 23, 24 und Baben $37 Abf. 1. 

»2) Nah Preußen Ziff. 6 fol der Termin binnen 4 Wochen nad dem Ein: 
gang der Anmeldung ftattfinben. 

322) Zwiſchen der Benachrichtigung ober der Zuftellung der Ladung und dem 
Berhandlungstermin ſollen in ber Regel mindeſtens drei Tage liegen: preuß. 
Anm. Ziff. 7. 
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ſpruchreif, fo ergeht die Beſchlußfaſſung über das Gutachten. Bet 
derſelben jind der Beamte felbft (vgl. oben $ 26 N. 19) und bie 
Laienbeifiger beteiligt... Die Abftimmung muß in follegialer Sigung 
erfolgen; eine nachträgliche ſchriftliche Außerung des einen ober 
anderen Beteiligten ift unzuläffig.®°) Über die Verhandlung ift 
unter Zuziehung eines Protofollführers ein Protokoll aufzunehmen, *): 
welches vom Vorfigenden und Protofolführer zu unterzeichnen ift. 
Aus dem Protokoll muß erfichtlic fein, wie jeder ber beiden Ver- 
treter über bie in Betracht kommenden Fragen abgeftimmt hat 
(8 59 Abf. 1 Schlußſatz IVG.). 

3. Die Vorſchriften des Gefeges>°) über die Erftattung bes 
Gutachtens dur die einfaches) oder verftärkte®”) Behörde find 
derart zwingend, daß ihre Nichtbeachtung einen weſentlichen, das 
Rechtsmittel der Kevifion ($ 116 Ziff. 2) begründenden Mangel des 
Verfahrens bilbet, auf deſſen Geltendmachung der Anfprecher nicht 
verzichten Tann.) Doch wirkt der Revifionsgrund nur zu Gunften 
des letzteren, nicht der DVerficherungsanftalt.°°) Hat indeſſen die 
Revifion der Verfiherungsanftalt aus anderen Gründen Erfolg 
gehabt, jo muß die Rüdverweifung der Sache an den Anſtalts- 
vorftand zur nachträglichen Erhebung des erforderlichen Gutachtens. 
erfolgen.) 

V. Den Schlußaft des vorbereitenden Verfahrens bildet die 
Überfendung der erwachſenen Verhandlungen an bie Verficherungs- 
anftalt, und zwar an diejenige, welche für den Bezirk ber unteren 
Verwaltungsbehörde oder Rentenftelle zuftändig if.) Die legtere 


>) AN. O1 S. 197 Nr. 879. 

5) Preußen Ziff. 10. Nah AR. 01 S. 434 Nr. 912 müffen in den Fällen 
des $ 59 Ab. 1 und des $ 112 Abf.3 IVG. die Alten darüber Aufſchluß 
geben, ob das Gutachten der unteren Verwaltungsbehörde in ber vorgefchriebenen 
Weiſe zu Stande gefommen ift. 

®) Nicht bie bloß inftruftionellen der Ausführungäbeftimmungen; vgl. oben. 
N. 51, 52. 

*) AR. O1 ©. 196 Rr. 877. 

>) AN. O1 S. 196 Nr. 878. 

) Bl. die in R. 56, 57, 58, 59, fowie in $ 26 R.19 zitierten Ent⸗ 
ſcheidungen. 

.) AR. 01 S. 435 Nr. 914; vgl. auch AN. 96 S. 471 Nr. 585. 

%) AR. 02 S. 598 Rr. 1012 a. E. 

©) $ 112 Abſ. 2 a. E. IBG. Der Entwurf $ 75 Abf. 2 verordnete bie 
Überfendung an diejenige Anftalt, in beren Bezirke bie Rentenftelle ihren Sig 
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muß jeden Antrag an die Anftalt gelangen laſſen; es fteht ihr weber 
im Laufe des Verfahrens (vgl. oben N.21) noch nad) dem Ausfall 
des Gutachtens frei, den Anſpruch zurückzuweiſen.“) Allerdings 
kann der Anfprecher jederzeit auf Belehrung über deſſen Ausfichts- 
Iofigfeit feinen Antrag zurüdnehmen; doch wird auch in diefer Be— 
ziehung jeder Schein einer autoritativen Einwirfung zu ver- 
meiden fein.®) 

VI. Die Koften des Verfahrens vor der Rentenftelle trägt 
normalerweife die Verfiherungsanftalt, deren Organ fie ift (ogl. 
oben $ 27 IV). Aber auch gegenüber der unteren Verwaltungs 
behörbe muß nad) $ 64 Abſ. 3 IVG. die Verficherungsanftalt „die 
duch das DVerfahren‘*) entjtehenden baren Auslagen erftatten“. 
Nur ift nah $ 64 Abſ. 5 der Anftaltsvorftand befugt, unter gemifjen 
Vorausfegungen beftimmte Koften des Verfahrens den Beteiligten zur 
Laſt zu legen. 

1. Im Verhältnis zwifchen Anftalt und unterer Verwaltungs- 
behörbe hängt bie Koftenverteilung von der zweifelhaften Auslegung 
des Begriffs der „durch das Verfahren entftehenden baren Aus- 
lagen“ ab. Die Zentralbehörden der Einzelftaaten haben ſich viel- 
fach für befugt erachtet, bei Ausführung des $ 64 Abi. 6 IVG. 
aud den Umfang ber hierher gehörigen, von der Berfiherungs- 
anftalt zu erftattenden Koften näher zu beftimmen.*) Ich möchte in 
der Tat, ſchon in praktiſchem Intereffe, annehmen, daß $ 64 Abſ. 6 
cit. dur die Worte „Im übrigen“, melde fi augenſcheinlich auf 
alle vorhergehenden Abfäge beziehen, beabfichtigt hat, in die dem 
Zentralbehörden übermiefene Regelung des Verfahrens auch eine 
Deklarierung (vgl.Bd.I S.84ff.) der Durch dasselbe entftehenden Koften 
mit einzubegreifen.%) Allerdings bleiben bie Ausführungsbeftim- 


hat. Die Anderung erfolgte in der Rommiffion im Hinblick barauf, daß einzelne 
untere Bermaltungäbehörben, beren Bezirke zu ber Berfiherungsanftalt Branden- 
burg gehörten, ihren Sig in Berlin hätten. 

©) So ausbrüdlih Sachſen $ 9. 

©) Seelmann Anm. 6 zu Siff. 6. 

) Nicht bloß ſoweit das Verfahren unter Zuziehung ber Beifiger vor ſich 
ging; zu einer folhen Beſchränkung ſcheint vielfeiht ber ſachſiſche Min. Erl. v. 
31. San. 1901, Ar6B. &.219 Ab. 3 zu neigen. 

%) Preußen Ziff. 20 Abf. 2; Sachen: Der N. 64 zitierte Erlatz; Württem: 
berg $ 30, Baden $ 38. 

%) Übereinftimmenb die Ausführung der Anftalt Berlin in ArbV. 01 ©. 682, 
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mungen auch dann durch den erfennbaren Sinn des Gejeges gebunden, 
und bier möchte ſoviel doch annähernd feftftehen, daß bie allgemeinen 
Koften für die perfönlice und ſächliche Ausſtattung der Behörde, im 
Gegenfag‘?) zu den durch die einzelne Rentenfache verurfachten 
Auslagen, der Verfiherungsanftalt nicht zur Laft gelegt werben 
tönnen.®®) 

2. Bon den ihr zur Laft fallenden Koften kann die Verfiche- 
rungsanſtalt gewiſſe auf die Beteiligten abwälzen.°) Zu den letzteren 
gehören nicht bloß der Rentenanfprecher ſelbſt, fondern auch andere 
am Verfahren Beteiligte, wie Bevollmächtigte, Zeugen oder Sad» 
verftänbige.%) Vorausgefegt wird ein Antrag der unteren Ver- 
waltungsbehörbe oder Nentenftelle;?') der Beſchluß erfolgt Durch den 
Vorftand der Verfiherungsanftalt, gegen welchen Beſchwerde an das 
auffihtsführende Verfiherungsamt ftattfinbet.”?) Zur Laft gelegt 
werben können ſolche Koften des Verfahrens, „welche durch Mut» 
willen oder dur ein auf Verſchleppung ober Irreführung be= 
rechnetes Verhalten“ bes betreffenden Beteiligten veranlaßt. 
worden find. 

3. Zu den Koften des Verfahrens, melde die Verfiherungs- 
anftalt zu tragen hat, werben doch diejenigen nicht gehören können, 
die der Anfpreher im Sinne des Gefeges felbft behufs der An= 


dagegen Ijenbart-Spielhagen Anm. 7 zu $ 64 380. und Gebhard⸗ 
Düttmann Anm. 30 zu Ziff. 20 der preuß. Anmelfung. 

©) Bgl. dazu in gemiffer Analogie oben $ 28 IV, 2, fomie AR. 92 &.14 
Siff. 2. 

®) Das ift jebenfalld auch der Grundgedanke der in Preußen getroffenen 
Regelung. Hinſichtlich der Formulare (litt. d) vgl. noch das Erk. Kammerger. 
dv. 25. Sept. 1901, ArbV. S. 681; doch erſcheint die Zulaſſigkeit des Rechts⸗ 
weges gegenüber der angezogenen Judikatur des Reichsgerichts zweifelhaft: vgl. 
8.1 S. 787. 

®) Zwangöbeitreibung vgl. oben $ 52 R. 2, Aufrechnung gegen ben Renten» 
empfänger oben $ 67 IV, 5. 

’) So aud die Kommentare; zweifelnd Wg. in Mainzer Ziſchr. Vd. 13. 
S. 163. 

7) 564 bj. 5 mit $ 85 Abf.2 IB®. Daß biefe Beftimmung auch beim 
erfahren vor ber Rentenftelle Anwendung zu finden hat, folgt daraus, daß fie: 
mit dazu dienen fol, „eine tunlichft vorfictige Anmenbung ber Vorſchrift als 
einer Außnahmebeftimmung zu fihern”: Romm.Ber. zu $ 40h; Mg. a.a.D. 
©. 161 ff. 

7) ZfenbartsSpielhagen Anm. 6. 
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beingung und Begründung feines Antrags aufwenden muß. Dahin 
gehören insbefonbere die Koften für Beſchaffung der nah $ 112 
Abſ. 1 JVG. erforberlihen Beweisftüde,') alfo auch des nötigen 
ärztlichen Atteftes.'*) Im übrigen entfcheibet fich Die viel behandelte?) 
Frage, inwieweit bie Anftalten bie Koften folher Attefte zu tragen 
haben, m. €. dahin, daß, wenn der Anſprecher auch auf Erfordern 
das zur erften Begründung bes Antrags nötige Atteft nicht bei— 

‚ bringt, die Behörbe behufs Klarftellung des Sachverhalts allerdings 
auf Koften der Verfiherungsanftalt die Beſchaffung eines ſolchen in 
die Hand nehmen muß, daß aber diefe Auslagen unter Anwendung 
des $ 64 Abf.5 IVG. dann dem Rentenanfprecher aufgebürbet 
werben können, wenn er nad) feinen Verhältniſſen'e) in der Tage 
geweſen wäre, das Atteft felbft zu befehaffen und vorzulegen. Denn 
der Begriff der „buch Mutwillen veranlaßten Koſten“ ift aud) dann 
‚gegeben, wenn es fih um Koften handelt, die ohne das zu miß- 
bilfigende Verhalten des Beteiligten zwar gleichfalls entftanden, aber " 
nicht der Verfiherungsanftalt zur Laſt gefallen wären. 


3 69. Beſcheid. 


I. Auf das vorbereitende Verfahren bei ber unteren Ver— 
waltungabehörbe ober Rentenftelle folgt das Beſcheidsverfahren bei 
dem Vorftand der Verfiherungsanftalt. 

1. Erteilt wird ber Beſcheid von dem Vorftande derjenigen 
Verfiherungsanftalt, an welche, den gejeglichen Beftimmungen gemäß, 
die foweit vorbereitete Anmeldung von einer unteren Verwaltungs- 
behörbe ober Rentenftelle ihres Bezirks überfendet worden ift (vgl. 
oben $ 68 V). Im welcher Bufammenfegung ber Vorſtand den 
maßgebenden Beſchluß faßt, ob durch den Vorfigenben allein, ob in 


m) Gebühren: und Stempelfreifeit $ 171 IB®. 

") Rundſchr. RBA. v. 5. Nov. 1900, AR. ©. 826. 

"9) Bol. die dem cit. Rundſchr. anliegenbe Entfjeibung im vorletzien Abſah; 
dazu Fuld in Mainzer Sfr. Bb.11 ©. 185 und Seelmann ArbB.01 
S. 42 ff, 705. Bol. oben N. 24. 

) Dahin gehört auch ber Fall, wenn der Anſprecher ein koſtenfreies Atteſt 
des Armenarztes hätte beibringen Tönnen. 
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tollegialer Form, ob unter Zuziehung der Laienmitglieder,') läßt 
das Geſetz ($ 112 Abſ. 3—5) dahingeftellt, jo daß die Statuten der 
einzelnen Anftalten entſcheiden.ꝰ) 

2. „Der Vorftand der Verficherungsanftalt hat den Antrag zu 
prüfen.) Diefe Prüfung ift in tatſächlicher und rechtlicher Ber 
ziehung durchaus felbftändig; der Vorftand ift weber an das Gut- 
achten der vorbereitenden Stelle, noch an bie Auffafjung fonftiger 
Behörden gebunden, von denen etwa die dem Antrage zur Be- 
gründung beigegebenen Beweisſtücke herrühten.t) Soweit nötig, hat 
er das Aktenmaterial, insbefondere durch Einforderung ber früheren 
Quittungsfarten?) zu ergänzen. Weitere Erhebungen, welche etwa 
erforberlih werden, hat er, eventuell duch Inanſpruchnahme ver 
vorbereitenden Stelle ober durch befondere Ausübung des Erſuchungs⸗ 
zehts,°) zu veranlafien. 

3. Um das Intereffe des Anfpreders an der für das vor- 
bereitende Verfahren vorgeſchriebenen Mitwirkung der Laienbeifiger 
zu fihern, verlangt $ 112 Abf. 3 (vgl. oben $ 68 N. 36) für ge- 
wiffe Fälle zwecks Nachholung derſelben eine Ausfegung ber Be- 
ſcheidserteilung. Hiernach hat ber Vorſtand die Sache nah ab- 
geiloffener Prüfung zunächſt an die vorbereitende Stelle zur An« 
Hörung der Beiſitzer zurüdzugeben, wenn er bie Gewährung einer 
Rente ablehnen will und es fi dabei um bie Frage ber Verfiche- 
rungspflicht und bes Verſicherungsrechts oder das Maß der Erwerbs« 
fähigkeit des Rentenanſprechers handelt, auch die Beifiger vor Ein- 
reihung der Akten noch nicht gehört find. Wenn der Tert des 
Gefeges diefe Beſtimmung mit den Worten einleitet: „Glaubt der 
Vorſtand dem für die Gewährung einer Rente abgegebenen Gut- 


2) Die Bilbung von Rententammern mit Raienbeifipern, welche $ 75 Abſ. 3 
Entw. IVG. hatte, kennt dad Geſet nicht mehr. 

2) Weymann Anm. 18 zu $ 112; vgl. oben $ 33 IU, 3. Die Sapungen 
ber Anftalt Baden fielen in $ 7 Siff. 3 dem Borfigenden die Herbeiführung 
einer Tollegialen Veſchlußfaffung anheim. 

2) So $ 75 Abſ.2 ©.89, welcher jegt ald felbftverftänblih (vgl. Geb⸗ 
Hard» Düttmann Anm. 15 zu $ 112) weggeblieben ift. 

) AR. 99 S. 534 Nr. 743 bezüglich auf behörbliche Arbeitäbefcheinigungen. 

®) Hervorgehoben in $ 75 Abi. 2 ©. 89; dazu oben $ 68 R. 23. 

*) 5172 3860. Keine eidliche Zeugenvernehmung im Wege der Requifition; 
vsl. oben $ 25 R. 16, 17. 
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achten ber unteren Verwaltungsbehörbe ober ber Nentenftelle nicht 
entſprechen zu können“, fo ift die darin enthaltene Vorausfegung 
eines befürwortenden Gutachtens?) zu eng gefaßt. Denn es ift zu- 
nächſt Mar, daß die Rückverweiſung aud dann und um fo mehr 
erfolgen muß, wenn das Gutachten aus Anlaß einer Verneinung 
der oben gedachten Hauptfragen im ablehnenden Sinne erfolgt und 
doch gegen die ausbrüdlihe Vorſchrift des Gefeges Die Zuziehung 
der Beifiger unterlafien worden ift.:) Im weiteren aber wird, 
wenn bas oben (vgl. $ 68 bei N. 41 ff.) Erörterte richtig ift, nad 
der Abficht des Gejeges die Rückverweiſung auch in folhen Fällen 
Platz greifen müflen, in denen bei ablehnendem Gutachten die Zu- 
ziehung ber Laien mit Recht unterblieb, weil die Ablehnung ſich auf 
eine Frage gründete, für welche das Geſetz die mündliche Verhand— 
lung nit vorſchreibt,“) und. num der Vorftand unter Verwerfung 
der gegebenen Begründung die Ablehnung wegen Verneinung einer 
der obigen Hauptfragen ausiprechen will. Im übrigen ift der Fall 
der beabſichtigten Ablehnung einer Rente und die Bedeutung jener 
Hauptfragen nad; Maßgabe des oben $ 68 IV, 2 Erörterten zu 
beftimmen. Die Rüdverweifung hat nur mit Bezug auf diejenige 
der drei Hauptfragen®) zu erfolgen, welche für die Ablehnung ent- 
ſcheidend fein fol;'%) für das Verfahren bei Nahholung der münd- 
lichen Verhandlung gelten bie allgemeinen Borfchriften.'®) Nicht 
erforberlich ift die Rücverweifung, wenn bei fonft gegebenen Bor- 
ausfegungen die Beifiger über bie entſcheidende Frage bereits gehört 
waren, 3.8. der untere Verwaltungsbeamte fie bei bejahendem Gut- 
achten wegen Zweifelhaftigfeit der Sache freiwillig ober inftruftions- 
gemäß (vgl. oben $ 68 N. 49) zugezogen hatte, ober wenn ber 
Beamte die Rente ablehnen wollte, die Beifiger ihn aber dann über- 








7) Daß im Falle eined folden die Zuziehung der Laien unterbleiben konnte, 
vol. oben $ 68 IV, 1. 

©) Gebhard» Düttmann Anm. 16 Abf. 1. 

%) 3.8. Nichterfüllung der Wartezeit; vgl. oben $ 68 N. 43, 44. 

%) Kommt keine der brei Hauptfragen (4.8. Note 9) für die Ablehnung 
ſeitens des Borftandes in Betracht, fo braucht bie Rüdvermeifung nidt, kann 
aber gemäß $ 59 Abſ. 2 erfolgen. 

0) „fomeit — oder — ober”; vgl. oben $ 68 R. 46. 

108) Insbeſondere genügt nicht eine bloße Anhörung ber Veifiger durch den 
Beamten, fondern es ift ein gemeinfdaftliches Gutachten des Kollegiums ab- 
zugeben (AR. 03 ©. 390 Rr. 1055). 
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fimmt hatten. War die Rückverweiſung nach dem Geſetz erforderlich 
und ift fie nicht erfolgt, fo wird dadurch ein mejentlicher Mangel 
des Verfahrens und, falls bemfelben nicht noch in der Berufungs- 
inftanz abgeholfen wird, ein Revifionsgrund gegeben.!') 

4. Die Erteilung des Beſcheides ift eine Pflicht des Anſtalts- 
vorftandes und ein Recht des Verfiherten, auf welches derſelbe nicht 
verzichten fann.'?) Nach feinem Inhalte ift der Beſcheid von drei— 
facher Art: ein „anerfennender” ($ 112 Abſ. 4 IBG.), ein „ab- 
lehnenber” ($ 112 Abſ. 5) und ein teils amerfennender, teils ab⸗ 
lehnender Befcheid.'?) Jeder Beſcheid!) muß den Berufungshinweis 
d. h. die Bezeichnung der Berufungafrift und des für die Berufung 
zuftändigen Schiebsgerichts enthalten ($ 114 Abf.4 IJVG., vgL 
unten $ 70) und dem Anſprecher ſchriftlich zugeftellt werben ($ 170 
JIVG.). Im übrigen gilt für Inhalt und Form folgendes: 

a) Soweit der Beſcheid den Anſpruch auf Rente anerkennt, 
muß er zugleich die Höhe und ben Beginn ber Rente feftftellen ; 
die erfte muß durch Angabe der Berechnungsart begründet merben.'5) 
Durch die Rechnungsvorſchriften des RPA. v. 1. Dez. 1899'°) find 
Mufter für die Anerkennungsbefcheide und zwar getrennt für die 
Dauerrente (Anl. VAN. 00 S. 235), für die Krankenrente (Anl. VI 
AN.S.237) und für die Altersrente (Anl. VII S. 239) vor- 
geſchrieben worden. Jever Beſcheid enthält den Namen ber Ver— 
fiherungsanftalt, die Gefhäftenummer und ein Rentenzeihen. Das 


m) AN. O1 S. 196 Rr. 878; vgl. oben $ 68 IV, 3. 

2) Handbuch der Unfallverfiherung Anm. 2 zu $ 61 UB®.; Laß, Prozeß ⸗ 
recht ©. 136. . 

33) Der letztere tritt in $ 114 Abſ. 1 IVO. hervor, wenn bier von einem 
Veſcheide die Rede ift, durch welchen die Höhe und der Beginn ber Rente feft- 
gefteltt und gegen ben bod Berufung eingelegt wird. Cbenbahin gehören in 
$ 129 Abſ. 3 die Fälle, in welchen der Anfprud auf Rente zum Zeil anerfannt 
wird. Die Abſate 4 und 5 des $ 112 erfaflen ihrem Wortlaut nach allerdings 
nur die Fälle der totalen Anerkennung und Ablehnung, find aber finngemäß 
aud für den dritten Fall zu kombinieren. 

") Nicht bloß der ablehnende ober teilweis ablehnende; benn es muß, abs 
gefehen von der noch zu erörternden Möglichkeit einer Anſpruchserweiterung in 
der Berufungdinftanz, enbgiltig dem Anſprecher die Entſcheidung barüber übers 
laflen bleiben, ob ber Beſcheid feinem Anſpruch gerecht wirb. 

”) Eine weitere Begründung mird Hier nicht erfordert; anders vielleicht 
Graßmann Anm. 10 Abf. 2. 

") AR. 00 ©. 219 ff.; vgl. oben $ 35 V. 
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letztere indivibualifiert mit den Buchſtaben „J, K und A“ die 
Rente nad) ihren 3 Arten, fügt die Nummer der Anftalt, die der 
Rente und ben Geburtsjahrgang des Rentenempfängers bei.) Die 
Berechnung befindet ſich auf der Ruchſeite des Veſcheides und be 
rüdfitigt zugleih die nach $ 38 IJVG. eintretende Abrundung 
(vgl. oben $ 65 V). Der Tert des Beſcheides wirft, abgefehen von 
Rentenbeginn und Berufungsflaufel, den jährlichen, wie ben monat- 
lichen Betrag der Rente aus und bezeichnet bie bei Empfang des 
Beſcheides bereits fällige und alsbald zu erhebende Summe. 


b) Wenn der Beicheid den Rentenanſpruch ganz oder teilweife 
ablehnt, muß er mit Gründen verfehen fein.'*) Diefelben mulſſen 
eine vollftänbige Würdigung bes ber Ablehnung zu Grunde liegenden 
tatſächlichen umd rechtlichen Materials enthalten, jo daß dem An- 
fprecher eine eingehende Prüfung zweds feines Entſchluſſes bezüglich 
der Einlegung einer Berufung ermöglicht if.) Die tatfächlichen 
Unterlagen der Entſcheidung, insbejondere auch bie die Ermwerbs- 
unfähigfeit verneinenden ärztlichen Gutachten müfjen dem Anſprecher 
ihrem weſentlichen Inhalte nach mitgeteilt werben.) 


5. Dur die Rechnungsvorſchriften wird aud eine befondere 
Buchführung über die Renten angeorbnet ($ 1 litt. d). Danach 
find zum Nachweiſe der Renten Rentenliften nach vorgefchriebenem 
Mufter (Anl. IV) zu führen. Sie werben nach den brei Arten der 
Renten und nad) den Geburtsjahren der Empfänger getrennt ($ 16). 
Die Ausfülung erfolgt nach Feftftellung der Rente ($ 17). Die 
Rentenlifte enthält die Laufende Nummer, den Namen des Bes 
rechtigten, ben Rentenbeginn, den jährlichen Betrag der Rente in 
Höhe des zwölffachen des abgerundeten Monatsbetrages und die 
nötigen Eintragungen in Bezug auf Zeit und Grund bes fpäteren 
Wegfalls der Rente. 


7) &o Bedeutet 3.0. S113640 Invalidenrente 3640 des GehuriBjaßegange 
I] 1850 


1850, feftgefegt von ber Verfiherungsanftalt Nr. 31 (Elſaß ⸗Lothringen)“. 

") 8112 Abſ. 5, Bezüglich auch auf teilweiſe Ablehnungen; vgl. oben R. 13. 
So aud Gebhard» Düttmann Anm. 21, Weymann Anm. 31 Abſ. 3, leterer 
aber nur bezüglich „erheblicher Abweichungen“. 

») Analog AN. 97 &. 316 Rr. 568. 

20) AR. 99 S.533 Nr. 714; doch foll die Mitteilung Kußerungen, welde 
den Empfänger beunrußigen ober verlegen könnten, vermeiden; vgl. aud AR. 
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6. Nah $ 122 JVG. Liegt dem Anftaltsvorftande eine Pflicht 
zur Benachrichtigung ber unteren Verwaltungsbehörde oder Renten- 
ftelle ob, welche fi, wenn man den Wortlaut bes Gefeges nach der 
Abſicht des Geſetzgebers ergänzt, folgendermaßen geftaltet. Zunächſt 
hat der Anftaltsvorftand derjenigen Berwaltungsbehörbe ober Renten- 
ftelle, auf deren Begutachtung Hin feine Entſcheidung ergangen tft, 
von biefer und ihrer etwaigen Abänderung in höherer Inftanz?') 
Nachricht zu geben (Sag 1). Es mird dies ſchon „durch das be 
zechtigte Intereſſe“ gerechtfertigt, welches jene Stelle „an der Art 
der Erledigung ber von ihr vorbereiteten und begutachteten Renten- 
anträge hat“.2?) Darüber hinaus erjcheint e8 aus Gründen der 
Verwaltung, insbefondere ber Armenpflege, erforberlih, die untere 
Verwaltungsbehörde?) über die Rentenverhältnifie „ber Bewohner 
ihres Bezirks” regelmäßig in Kenntnis zu fegen.?) Demzufolge 
ordnet der Wortlaut des Geſetzes felbit an, dab, wenn in Gemäßheit 
von Satz 1 die Benachrichtigung an eine Rentenftelle ergangen iſt, 
daneben noch „ber fir den Wohnort des Rentenempfängers zu- 
fändigen unteren Verwaltungsbehörbe über die dem Berechtigten 
zuftehenden Bezüge Mitteilung zu machen” ift (Sat 2). Sicher 
erſcheint demgegenüber der Analogiefchluß, daß dieſe Benachrichtigung 
ber Wohnortsbehörbe auch zu erfolgen hat, wenn die Anzeige auf 
Grund von Sag 1 der Verwaltungsbehörde des Beichäftigungsortes 
zugumelfen war.) Ob aber bie weitere Forderung, ber Vorftand 
ſolle die Wohnortsbehörde in jedem Falle auch von der Ablehnung 
eines Nentenantrags benachrichtigen, ſich noch begründen Läßt,2*) 
kann eher zweifelhaft, wird aber doch wohl, zumal im Hinblid auf 


02 S. 187 Rr. 1907 (Unfallſache) und Bebharb-Düttmann Anm. 9 a. E. zu 
$ 106 (Intereffe ber unerlaßlichen Offenheit ber Arzte). 

2) Bebhard-Düttmann Anm. 2. 

22) Mot. Abf. 2 zu $$ 86, 87 Entw. IVG. 

=) Sache biefer tft e8, bie fonftigen noch intereffierten Organe, 3.8. ber 
Armenpflege, weiter zu benadrichtigen. Die mürtt. Vollz. Verf. $ 35 fchreibt 
weitere Benachrichtigung ber Drtöbehörbe für bie Arbeiterverfiherung und 
‚eventuell ber vorgefegten ftaatlichen Dienftftelle vor. 

*) Mot. a. a. O. Abſ. 3. 

2) Ebenſo Iſen bart⸗Spielhagen Anm. 3 und Gebhard⸗Duttmann 
Anm. 1. 

*) Bejahend Ifenbart-Spielhagen Anm. 4; Gebhard: Düttmann 
Anm. 1 nur empfehlend. 
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8120 386"), zu bejahen fein. Endlich ſchreibt Sat 3 des $ 122 
„das Gleiche“ d. h. die Benachrichtigung der Wohnortsbehörde vor, 
wenn auf Grund tatſächlicher oder rechtlicher Vorkommniſſe eine Ver- 
änderung in den Rentenverhältniffen?®) eines Bezugsberechtigten ein- 
tritt, auf Grund deren eine Beriätigung ber erften Mitteilung er- 
forderlih wird. Näheres über Form und Inhalt aller dieſer Ber 
nachrichtigungen ſchreibt das Geſetz nicht vor; der Zweck berfelben 
muß über das Maß ihrer Vollſtändigkeit entfceiden.”) 

II. Die Erteilung des Rentenbefcheides geht vom Vorſtande der 
Verfiherungsanftalt auf die Rentenftelle über, wenn biefer gemäß 
8 86 Abf. 1 JVG. (vgl. oben $ 27 II a. €.) von der Landes- 
zentralbehörbe ihres Sites ftatt der bloßen Vorbereitung und Be- 
gutachtung die Entſcheidungsgewalt übertragen iſt. Für das Ver- 
fahren ber entſcheidenden Rentenftellen gelten nad $ 129 Abſ. 1 
IVG. die auch für den Anftaltsvorftand maßgebenden geſetzlichen 
Beltimmungen, insbejonbere die beſprochenen $$ 112 Abf. 3-5, 
114 Abf. 4 und 122; im übrigen wird dasfelbe nach Maßgabe der 
in $ 86 Abſ. 2 Sag 2 IVO. erteilten Ermädtigungen. geregelt. 
Hiernach wird die Verfahrensorbnung bei ſtaatlich ungemiſchten Ver- 
fiderungsanftalten von der Landeszentralbehörbe bes Anftaltsfiges 
Cogl. oben $ 28 N. 3) erlaſſen. Beſtehen bei einer ſtaatlich ge- 
mifoten”) Anftalt in den zu ihr gehörigen Lanbesteilen verſchie- 
dener Staaten entſcheidende Rentenftellen, fo müflen fi die ber 
treffenden Landeszentralbehörben, im Interefje der Einheitlichfeit des 
Verfahrens bei berfelben Verfiherungsanitalt,?') über die für alle zu 
erlaſſende Berfahrensordnung einigen, widrigenfalls ber Reichs- 
kanzler entſcheidet. Hat aber nur eine von mehreren, bei einer An- 
ftalt beteiligten Zentralbehörben für ihr Gebiet die Rentenftellen zur 
Entſcheidung berufen, fo wird auch dieſe allein zum Erlaß der Ber- 


21) Verfahren im Falle der Wiederholung eines Antrag auf Invalibenrente; 
vol. $ 83 ©. 89 und bie angeführten Mot. Abſ. 2. 

26) Näheres über bie Fälle ber Mitteilung bei Veränderungen, nicht immer 
übereinftimmend, Ifenbart» Spielhagen und Gebhard» Düttmann Anm. 5 
bezw. 4. Die Beftimmung des Geſetzes ift im Sinne des Textes ausdehnend 
au interpretieren. 

») Gebhard» Düttmann Anm. 3. 

30) Das Gefeg jagt „gemeinfamen“; vgl. oben $ 31 9.12. 

”) So mit Recht Graßmann Anm. 1 zu $ 86. 
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fahrensorbnung zuftändig fein.) Beſonderheiten treten nach dem 
Geſetz in folgenden Punkten ?®) ein: 

1. Die Auferlegung von Koften des Verfahrens auf Beteiligte, 
welche biefelben frivol veranlagt haben, erfolgt hier nicht durch den 
Anftaltsvorftand auf Antrag der Rentenftelle, ſondern durch die 
Tegtere felhft ($ 86 Abf. 2 Sag 1). 

2. Der Erlaß bes Beſcheides geſchieht im allgemeinen durch den 
Borfigenden der Rentenftelle allein oder feinen Stellvertreter. Wenn 
aber nad deſſen Anſicht die beantragte Rente”) verfagt werben 
fol, ober die Gewährung eines geringeren, ala bes beantragten 
Rentenbetrages in Frage fteht,?°) fo erfolgt die Entſcheidung der 
Rentenftelle in verftärkter Belegung nad) Stimmenmehrheit unter 
Zuziehung je eines Vertreters ber Arbeitgeber und der Ver— 
ficherten. 

3. Wird der Rentenantrag abgelehnt, fo ift der Verfiherungs- 
anftalt durch Überfendung einer Nusfertigung oder Abjchrift des 
dem Anfpredher erteilten Beſcheides Mitteilung zu machen.) Wenn 
Dagegen ber Anfpruh auf Rente ganz ober zum Teil anerkannt 
worden ift,?”) fo hat der Vorfigende der Rentenftelle nad Ertei- 
lung des Beſcheids an den Anfprecher dem Anftaltsvorftande unver 


32) Das Geſetz erwähnt diefen Fall nicht, fonbern geht augenſcheinlich in 
Abſ. 2 davon aus, da allen Rentenftellen einer Berfiherungsanftalt bie Ente 
ſcheldungsgewalt übertragen werben fol. Es liegt aber Fein Grund vor, auch 
im Fall des Textes mit ben Kommentaren, 3. 8. Zfenbart-Spielhagen 
Anm. 5, bie einzelne Regierung in ihrer Selbftändigfeit als beſchränkt zu erachten. 

©) Rein Anweiſungsrecht bes Anftaltövorftanbes; vgl. oben $ 27 R. 35. 

%) Alfo hier auch, wenn ftatt ber beantragten eine Rente anderer Art ges 
währt werden ſoll. 

*) Hierhin gehört auch ber Fall bed fpäteren Rentendeginnd. Daß bie 
Mitwirkung der Laien Hier, wo ed ſich um eine Entſcheidung über den Renten» 
anfprud; im ganzen handelt, nicht auf einzelne Fragen beſchrantt fein Tann, ift 
jeldftverftändlih. Aus dem „in Frage ſteht“ folgt, daß, wenn der Vorftgende 
die Sade an bie Veifiger gebracht Hat, die Entſcheidung jedenfalls Tollegial er» 
gehen muß, auch wenn fi die Mehrheit für die Rente erflärt. 

3%) Die Mot. Abf. 4 zu $ 958 Entw. JVG. ſprechen nur aus, daß in dieſem 
Falle die Mitteilung genügend iſt. Daß fie erfolgen muß, ſchreibt das Geſetz 
nicht vor, ift aber mit Gebhard» Düttmann Anm. 3 aus ihm zu entnehmen. 

3) Die Zubilligung der Rente wird erfolgen müffen, wenn bie Anftalt 
in dem Berfahren ben Anfprud; ganz ober teilmeife anerkannt Hat. Überein- 
flimmend Weymann Anm. 2 zu $ 129 ITG.; dazu unten $ 70 VII, 5 und 
5 72 R. 4. 
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züglich die gefamten Verhandlungen zu überfenden. Dabei hat er, 
weil das für bie Entſchließung des Vorftandes über Einlegung ver 
Berufung bebeutfam werben Tann, bei ben von der verftärkten 
Rentenftelle erlafjenen Entſcheidungen?) zu vermerken, wenn fie 
gegen feine (bes Vorfigenden der Rentenftelle) Stimme ergangen find. 


8 70. Berufung. 


I Quellen und Weſen des Verfahrens. Mit der Be- 
rufung, deren Begriff mit dem zivilprozefjualiichen übereinftimmt, 
geht das Feitftellungsverfahren in ein dem Civilprozeß ähnliches 
Streitverfahren über, indem jetzt auch der Anftaltsvorftand, welcher 
als Feitftellungsorgan den Beſcheid erteilt hatte, in die Stellung 
des Vertreters einer reinen Prozeßpartei zurüdtritt. Die das Be- 
rufungsverfahren beherrſchenden Normen find teils im Geſetze 
felöft,!) teils in der auf Grund von $ 106 Abf. 6 IVG. mit Zu= 
ſtimmung des Bundesrats erlaffenen Kaiſerlichen BO. betr. das Ver- 
fahren vor den Schiedsgerichten für Arbeiterverfiherung v. 22. Nov. 
1900 (SHED.; vgl. oben $ 28 N. 1) enthalten. Zur Ergänzung 
biefer wenig umfangreichen Vorfehriften zieht die Praris des RVA. 
in „eklektiſcher“ Weife?) die Regeln der CPO. heran.) Es recht⸗ 
fertigt fi) dies dadurch, daß die CPO. als Reichsgeſetz dem reiche- 
gejeglichen Feftftellungsverfahren näher fteht, als 3. B. die Verwal- 
tungsprozeßgejeße der Einzelftaaten,*) und daß fie bemielben in 
weitem Umfange auch innerlich Tongenial ift. Denn wie der Civil- 


*) Die Faflung des Geſetzes ift irreführend. Daß $ 129 Abi. 3 auch ſolche 
Zälle umfaßt, in denen bie Laien nicht mitgewirkt haben, ift anerfannt. 

') In Betracht Tommen für ben vorliegenden Paragraphen beſonders $ 104 
Siff. 3, $ 106 Abf. 2, 4, $$ 114 unb 115, $ 129 Abf.4, 5 IB. 

2) Laß, Prozeßrecht in Unfallverfiherungsfagen ©. 10. 

3) Eine außbrüdlihe Vermeifung auf bie Vorſchriften ber CPO., aber unter 
Vorbehalt ihrer Abänderung durch Kaiſerliche Verorbnung, enthält $ 119 IB®. 
in Betreff der Wieberaufnahme des Verfahrens. Die SchGO. zieht in $ 4 
Abſ. 1 und 518 Abſ. 1 befttimmte Normen der CPO. heran, ebenfo in $ 1 
Abſ.3 und $ 13 Abſ. 2 ſolche des GVG. 

4) Dennod weiſen auch dieſe gewiſſe Beruhrungspunkte mit dem ſozial⸗ 
politiſchen Seftftelungäoerfahren auf. So ihließt ſich 3.8. in $ 116 Abf. 8 
IBG. die Formulierung der Revifiondgründe an $ 94 des preuß. Landes- 
vermaltungägefeged v. 30. Juli 1883 an (Romm.Ber. zu $ 68 Entw. G. 89). 
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prozeß zumeift ber Feſtſtellung vermögensrechtlicher Anſprüche und 
Verbindlichkeiten dient, fo ift nach dem bereits Erörterten auch bie 
duch das IVG. geordnete Rentengewährung in die Form fubjet- 
tiver Anfprüche gekleidet. Immerhin bleibt der bebeutfame Unter- 
ſchied beftehen, daß die vermögensrechtlichen Anfprüche des Civil» 
prozeſſes privatrechtliher Natur find, an deren Verwirklichung ber 
Staat materiell nicht intereffiert iſt,) während die Invaliden- und 
Altersrenten eine öffentlichredhtliche Furſorge darftellen, zu deren 
Durchführung im ſozialpolitiſchen Intereſſe des Staates jelbft auch 
das verfiherungsrechtliche Feftftellungsverfahren dienen fol.) Dies 
führt namentlich zu einer weit über das Maß bes Civilprozeffes ?) 
hinaus gefteigerten, von Amtswegen eintretenden Tätigkeit des Ge« 
richts behufs des äußeren Fortgangs bes Verfahrens und ber Bes 
ſchaffung des Tatfachenmaterials, damit auf folde Weile möglichſt 
das materielle Recht verwirklicht werde.) Hierdurch werben der 


®) Göthe, Wahrheit und Dichtung, 12. Buch: „Dem Stante liegt nur baran, 
daß ber Beſitz gewiß und fider fei; ob man mit Recht befige, Tann ihn weniger 
tammern.“ 

9) AR. 92 S. 188 Re. 187: „in Anbetracht des Umſtandes, daß es ſich 
bei Anwendung des 3. u. ABB. um bie Betätigung öffentlichreghtliger Fur- 
forge für bie an firenge Rechtsformen nicht gewöhnte arbeitende Bevölkerung 
handelt.” Ferner aus ber Praxis der Unfallverfiherung: Rundſchr. RBA. v. 
2. Zuli 1887 (AN. 88 S. 236): „Ihiebögerichtliches Verfahren, beftimmt zur 
Entſcheidung über bie, nicht nad privatrechtlichen Geſichtspunkten zu beur⸗ 
teilenben, ſondern aus einer ſogialpolitiſchen Furſorgepflicht entſpringenden, und 
durch daB Befeg mit offentlichrechtlicher Natur und Gewahr außgeftatteten Unfall: 
entfgädigungsaniprüde"; AR. 90 ©. 486 Nr. 845: „in dem eine öffentliche 
sechtliche Fürforge betreffenden Verfahren“. 

7) Über analoge Anwendung ber Strafprogegorbnung im ſodialpolitiſchen 
Fefftellungsverfaßren vgl. Lab ©. 9. 

9) Das RB. hebt, zum Leil in Verbindung mit dem Gefitspuntt ber 
oͤffentlichrechtlichen Fürforge, wiederholt hervor, daß im Seftftellungäverfahren 
„materielles Recht geſchaffen, „materielle Wahrheit ergrünbet, erftrebt, erforicht”* 
werden fol (ngl. bie N. 6 zitierten Stellen, ferner Runbfchr. v. 6. Aug. 1892 
Siff. 9, AR. 92 S. 109; AN. 93 ©. 52 Rr. 207, &. 105 Rr. 257, ©. 171 Rr. 314; 
AR. 98 ©. 324. Nr. 314). Wenn indeffen in AN. 90 ©. 486 Nr. 845 im Gegen» 
ſat dazu gefagt wird, „daß es ſich im Civilprozeß im allgemeinen um 
formelle Wahrheit Handelt“, jo geht das zu meit, da doch auch der Civilprogeß 
im ganzen, d. 5. als eine für alle Fälle beftimmte Ordnung eine möglichft 
große Annaherung an bie materielle Wahrheit bezweckt. Bol. R. Schmidt, 
Lehrbuch des Civilprozeßrechts S. 356, ſowie Pland, Lehrbuch I S. 195, 196. 
Daß fih in gemiffem Umfange auch das Feftftellungsverfahren mit formeller 
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analogen Anwendung der CPO. Schranken gezogen, während body 
aud wiederum das fozialpolitifche Feitftelungsverfahren als ge- 
orbnetes Streitverfahren mit dem Zwecke der Nechtsficherheit ge- 
wifle formale Einrihtungen nicht entbehren kann, melde, wie im 
Civilprogeß, fi der unbedingten Verwirklichung des materiellen 
Rechts entgegenitellen.?) 


II. Berufungsgeriät. Über die Verufungen entſcheiden 
die Schiedsgerichte. Die Verfaflung derfelben ift bereits oben $28 
beſprochen worden. Ortlich zuftändig im einzelnen Falle ift das- 
jenige Schiedsgericht, zu deſſen Bereich der Bezirk!o) der unteren 
DVerwaltungsbehörbe oder Rentenftelle gehört, welche feiner Zeit Die 
Sade inftruiert hat.!) Entfteht umter mehreren Schiebsgerichten 
ein negativer '?) Kompetenzkonflikt, fo wirb derfelbe dur das RVA. 
entf&ieben."?) Der Fall ift auch dann gegeben, wenn nad Eingang 
der Berufung der Vorfigende des angegangenen Schiedsgerichts 
dasfelbe für örtlich unzuftänbig erachtet, die Berufung deshalb an 
das feiner Anſicht nach zuftändige Gericht abgibt und nun aud) ber 
Vorfigende des legteren deſſen Zuftändigfeit verneint. Ein Beſchluß 
ober Urteil der Gerichte felbft darf im diefem Falle nicht herbei= 
geführt werben.'*) 


Wahrheit begnügen muß, vgl. die folgende Note. Das grunbfäglic Ente 
ſcheidende für den Charakter deöfelben bleibt pofitiv und negativ bie in ihm 
fih verwirklichende öffentliche Fürforge. Bol. auch unten $ 73 R. 79. 

) In Betracht kommt namentlid; bie Rechtskraft ber Entſcheidungen und 
die beſchrankte Möglichkeit einer Wiederaufnahme des Verfahrens, der grunbfäg« 
liche Ausſchluß der reformatio in pejus und bie Begrenzung der Entſcheidungen 
durch bie Aniprüce der Parteten ($ 19 SHBD.); vgl. auch Bb.1 ©. 759. 

0) Über die Faffung des Gefees ngl. oben $ 68 R.6l, über die Unvers 
Anderlichkeit der Kompetenz gegenüber fpäteren Domizil ufw. Beränderunges 
ebenda N. 13. Beſonders hervorzuheben ift, daß für bie Kompetenz des Schieds- 
gericht8 ausſchließlich diejenige Vorbereitungsſtelle entſcheidet, weiche mit dem 
Antrag wirklich befaßt war, aud wenn eine andere nad) $ 112 Abſ. 1 IB®. 
damit hätte befaßt werden Fönnen. 

m) H114 Ab. 2 Sag 1,$ 5 Abſ. 2 Sap 1 SHOD. 

”) Ein pofitiver Konflikt fann nicht vorfommen, da fein Schiedögericht von 
fi) aus eine Sade an ſich zu ziehen vermag. 

») 86 Sap 1 SHWED. Die Kompetenz des IIN. ift in Streitſachen aus 
der Inpalibenverfiierung ausgeſchloſſen Sap 2. 

1) AR.O1 ©.401 Rr. 896. Das Verfahren nad) $ 8 SHBD. greift nicht 
Pla, da ſich dasſelbe nur auf den Fall ſachiicher Unzuftändigteit bezieht. 


8 70. Berufung. 777 


II. Berufungsparteien, berufungsfähiger Beſcheid 
und Berufungsgründe. In Betracht kommt: 

1. Berufungsparteien find in dem hier zunächſt voraus= 
gejegten Normalfalle auf der einen Seite der Nentenanfprecher, auf 
der anderen die Verfiherungsanftalt. Letztere, nicht der fie vertre- 
tende Vorſtand, hat materiell die Parteirolle. Aus der Partei- 
ftellung der Anftalt ergibt fih für das Berufungsverfahren ihre 
Gleichberechtigung mit dem Rentenanſprecher im Sinne einer gleich- 
mäßigen Unterordnung unter das Schiedsgericht; es fteht ihr nicht 
frei, bei der Verhandlung ober Beweiserhebung die Rolle des leiten- 
den Teils zu ufurpieren.'>) 

2. Auf den Fall, daß der grundlegende Beſcheid von dem An- 
faltsvorftande ſelbſt erlaſſen ift, bezieht fih $ 114 Abſ. 1 Satz 1 
IVG.: „Gegen den Beſcheid, durch welchen der Anfprud auf In- 
validen- oder Altersrente abgewieſen wird, ſowie gegen den Be- 
ſcheid, durch welchen die Höhe und der Beginn der Rente feft- 
geftellt wird, fteht dem Nentenbewerber die Berufung auf ſchieds- 
gerihtlihe Entfeheidung zu.“ Darin liegt: 

a) Gegen den Beſcheid des Anftaltsvorftands fteht nur dem 
Rentenanſprecher die Berufung zu. Der Vorftand felbft hat weder 
zu Ungunften, noch auch zu Gunften!®) bes Anfpreders ein Bes 
rufungsrecht. 

b) Vorausſetzung für die Berufung des Anſprechers iſt ein nad 
dem Sprachgebrauch des RVA. fogen. „berufungsfähiger“ d. h. 
ein folder Beſcheid, durch melden demfelben das inftanzielle Ver- 
fahren zunächft vor dem Schiedsgerichte eröffnet wird. Ein folder 
liegt ſtets dann vor, wenn im Falle objektiv gegebener Pflicht zur 
Beſcheidserteilung der Anftaltsvorftand auf einen vor ihn gebrachten 
Rentenanſpruch eine endgiltige Entſchließung verlautbart hat. 

aa) Ein berufungsfähiger Beſcheid im hier vorausgefegten Sinne 
ift gegeben, wo für den Anftaltsvorftand eine gejeglihe Pflicht zur 

) AR. 92 S. 130 Abſ. 3 Nr. 180; dazu Laß S. 129 ff. und die dort an« 
geführte Judikatur in Unfallſachen, namentli über die verneinte Befugnis der 
Verfiherungdträger, felbftändig (ohne Antragftellung beim Schiebögericht) ärztliche 
Gutachten zur Entkräftung eine vom Schiebögericht eingeholten Obergutachtens 
zu erheben und vorzulegen. 

’) Bgl. analog die auf das Rechtsmittel der Reviſion bezüglihen Ent- 
Feibungen (AR. 91 &. 159 Nr. 49, AR. 93 ©. 112 Nr. 256). Zum Ausgleich 
dient bie ber Anftalt zufommende Möglichkeit neuer Beſcheidserteilung. 
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Belcheidserteilung beftand (vgl. oben $ 69 N. 12). Wenn das 
ABA. in Eonftanter Judikatur die Bedingung für das Vorliegen 
eines berufungsfähigen Beſcheides dahin formuliert, daß „entweder 
die Pflicht ober doch die Abſicht der Beſcheidserteilung beftand“,!", 
fo beziehen fih bie Fälle, in denen die Abficht der Beſcheids- 
exteilung genügt, auf die nach der Praris des Amtes den Anftalts- 
vorftänden freigeftellte Neueröffnung des Verfahrens nad voraus- 
gegangener rechtskräftiger Abmweifung, und werben in biefem 
ſyſtematiſchen Zufammenhange ihre Erledigung erfahren. 

bb) Berufungsfähige Beſcheide find in dem hier beſprochenen 
Bufammenhange folde, durch welche ein Rentenanfpruch feitens des 
Anftaltsvorftandes erledigt wird. Es gibt noch andere Beſcheide in 
Rentenfachen, namentlich ſolche, welche „über die Entziehung ber 
Rente und die Einftellung von Rentenzahlungen“ ergehen ($ 121 
IJVG.), die mit der Berufung angefochten werden fünnen. Dagegen 
findet der berufungsfähige Beſcheid außerhalb des Rentenverfahrens 
feine Stätte'®) und bie fhledsgerichtliche Entſcheidung infomeit feine 
Anmwendung.'?) 

cc) Nur die auf Rentenanfprüde ergebenden endgiltigen 
Entſcheidungen find berufungsfähig. Nicht in diefer Weile anfehtbar 
find demnach alle Zwifchenverfügungen, welche der Vorftand in einem 
noch bei ihm ſchwebenden Ermittlungsverfahren an den Anfpreder 
erläßt und durch die er ihn 3. B. zur Einreichung gewiſſer Urkunden 
oder zur Geftellung behufs ärztlicher Unterfuchung oder Beobachtung 
auffordert. Endgiltig find dagegen in dem hier gebrauchten Sinne 
nicht bloß folche ablehnende?0) Beſcheide, weldhe den erhobenen An⸗ 

) AR. 00 S. 411 Nr. 796 und die bort zitierten früheren Entſcheidungen 
(AR. 93 ©. 107 Nr. 259, AN. 94 &. 33 Nr. 322, AR. 95 ©. 255 Nr. 464). 

") So nicht In Angelegenheiten des Heilverfahrens, ber Invalidenhaus - 
fürforge, der Gewährung von Mehrleiftungen nad $ 45 IB®., der Vergütung 
des Werts ungiltiger Beiträge (vgl. oben $ 58). In Beitragserſtattungsſachen 
findet nit Berufung, fondern Beſchwerde ftatt ($ 128 Abſ. 4). Bol. Geb⸗ 
hard Düttmann Anm. 4 zu $ 114. 

") AN. 96 6.502 Rr. 539: Verurteilung der Berfiherungsanfalt zur 
Tragung ber Koften des Heilverfahrend unzuläffig; AR. 99 S. 778 Nr. 782: 
Kein Erkenntnis über Rüderftattung von Beiträgen in Verbindung mit ber Abs 
weifung des Rentenanfprudjs. 

20) Der materiellen Ablehnung fteht es gleich, wenn im falle vorliegender 
Pflicht zur Beſcheidserteilung ber Vorſiand es a limine ablehnt, in eine Prüfung 
des Rentenanſpruchs einzutreten (AR. 95 ©. 255 Rr. 464). 
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fpru auf die Dauer abweifen, ſondern auch ſolche, welche nur eine 
„Abweifung zur Zeit" enthalten, weil gewiſſe Vorausfegungen des- 
Anſpruchs, 3. B. Erwerbsunfähigkeit, Entrichtung von Beiträgen für 
nachgewiefene, zur Wartezeit gehörige Beſchäftigungswochen, noch 
nicht gegeben find. Wie aber $ 114 Abf. 1 deutlich erkennen läßt, 
gilt im Falle der Anerkennung als endgiltig und berufungsfähig 
nur derjenige Beſcheid, durch melden, der gefeglihen ($ 112 Abf. 4) 
Pflicht entiprechend, zugleich Höhe und Beginn der Rente feftgeftellt 
wird. Beſcheide, weldhe ein nadtes Anerkenntnis enthalten, oder denen 
ein Ausſpruch über Höhe oder Beginn der Rente überhaupt mangelt, 
müffen erft, um berufungsfähig zu werben, eventuell nad Anrufung 
der Auffichtsbehörbe, gefegmäßig ergänzt werben.') 


dd) Ein berufungsfähiger Beſcheid muß dem Anfpredher ver- 
lautbart, d. 5. irgendwie offiziell befannt gegeben worben fein. Da- 
gegen tft die in $ 112 Abſ. 4 erforderte fehriftliche Zuftellung, fo- 
fern nur die Pflicht zur Vefcheibserteilung objektiv gegeben war, 
ebenfowenig unumgänglich, wie bie Erfüllung der fonftigen in $$ 112 
und 114 IVG. aufgeftellten formellen Erforderniſſe des Befcheides.2?) 
Das letztere gilt insbefondere von dem Mangel des in $ 114 Abf. 4 
vorgefchriebenen Berufungshinweifes,?) einſchließlich der Bezeichnung: 





2) Anderenfalls fehlt die Grundlage für die Verhandlung in der Berufungs ⸗ 
Inftanz. Die Frage ift nicht unzweifelhaft. Doc, ſpricht für die Auffaffung des 
Zegted außer dem Wortlaut von $ 114 Abf. 1 auch noch dad „jobann“ in 
$ 112 Abſ. 4 Say 2 IV®. Analog läßt fih auch AR. 99 ©. 454 Rr. 734 
heranziehen. 

22) Bol. die oben N. 17 zitierten Entſcheidungen. In Betreff der Zuſtellung 
eines ſchrifllichen Veſcheides insbeſondere bie Entſch. Rr. 796, wo bie Abmeifung 
bed Anfprechers im Wege mündlicher Eröffnung per requisitionem eines Stabts 
magiftrat3 und demnachſt wieberholt durch Bekanntgabe mittels formlofer Rand⸗ 
verfügung erfolgte. Es wird bier ein berufungsfähiger Beſcheid ſchließlich doch 
nur um deswillen nicht angenommen, weil in concreto weber Pflicht noch Ab⸗ 
ficht der Beigeiberteilung beftand. Die Entſch. AR. 93 S. 111 Nr. 164 kann 
nicht gegen unfern Text verwertet werden, weil fie einen Mberhaupt nicht vers 
lautbarten, fondern nur zu den Alten beſchloſſenen, anerfennenden Beſcheid be 
Hanbelt, defien Berbinbungäfraft gegenüber ber Anftalt verneint wid, während 
die Berufungsfähigfeit gar nidt in Frage kommen konnte. 

©) AR. 94 ©.33 Nr. 322; Laß ©. 389. Gegenüber ber Pfliht zur Ber 
ſcheidserteilung Tann ſelbſt die ausbrüdliche Erklärung, keinen berufungsfähigen 
Veſcheid erteilen zu mollen, bei formlofer Ablehnung nit in Betradt kommen 
(AR. 98 S. 243 Nr. 631, S. 249 Rr. 632). 
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des Berufungsgerihts;?*) es muß aber ebenfo gelten, wenn dem 
anerkennenden Beicheide die „Art der Berechnung“ ($ 112 Abf. 4) 
ober dem ablehnenven die Begründung ($ 112 Abf. 5) nicht bei- 
‚gefügt ifl. Denn da alle dieſe Formalien nur im Intereſſe des 
Anſprechers vorgefchrieben ſind,“) fo kann er zwar auf nadträg- 
licher Erfüllung berfelben beftehen;2°) er kann aber auch, ohne bie 
Berfäumnis zu rügen, Berufung einlegen, ohne dabei, da ihm der 
formell unvollftändige Beſcheid nicht präjubiziert, an die gejegliche 
Berufungafriſt gebunden zu fein.) Die Anftalt ihrerfeits darf in 
dem darauf eintretenden Berufungsverfahren den von ihr ver- 
ſchuldeten formellen Mangel des Beſcheides nicht im Sinne einer 
Nichtigkeit desfelben zu ihren Gunften verwerten.2®) 

c) Die Berufung fteht dem Anſprecher gegen den Tenor bes 
Beſcheides zu; die Gründe als ſolche unterliegen der Anfechtung 
nicht.) Anders, wenn die Gründe als Mittel für die Auslegung 
des Beſcheides felbft in Betracht kommen; dann kann die fo er- 
mittelte Tragweite bes Beſcheides durch Berufung angefochten 
werben.) Wichtig wird dies im Falle des ablehnenden Beſcheides, 
welcher nicht bloß mit dem Antrage auf Zuerfennung einer Rente, 
fondern auch aus dem Grunde angefochten werben Tann, weil auf 
Abweifung für die Dauer und nicht bloß auf Abweiſung zur Zeit 
erkannt worden ift. Denn da die Abweifung zur Zeit ober auf 


2%) AR. 99 S. 445 Nr. 721, auf das ältere Recht begügli, welches aud) 
die Aufnahme von Namen und Wohnort des Schiebögerichtävorfigenben in den 
Beſcheib verlangte; jegt auch AR. 04 ©. 415 Ar, 1124. 

=) AR. 94 ©. 33 Nr. 322 und das bortige Zitat. 

2%) AR. 00 S. 411 Nr. 796, AN. 94 &.33 Nr. 322, 

”) Dad wird in Nr. 721 und 1124 mit Bezug auf den bort behandelten 
Fall (vgl. oben N. 24) hervorgehoben. Es muß aber auch für bie übrigen, 
hier in Rebe ftegenden Fälle gelten. Die Worte ber Entſch. Kr. 322 AR. 94 
&.35 Zeile 4: „wenn rechtzeitig eingeht” enthalten daher feinen allgemeinen 
Rechtsſatz, fondern nur den Tatbeſtand des konkreten Falles (S. 34 Zeile 11). 
gl. auch analog unten 3. 43. 

=) AR. 93 ©. 107 Re. 259. 

%) AR. 91 ©. 149 Rr.3l: Anfechtung ber Rentenberechnung (durch ben 
Staatskommiſſar nach früherem Recht) bei gleicher Rentenhoͤhe; AR. 03 ©. 398 
Re. 1057. 

%) Weymann Anm. 26 Ziff. 5 zu $ 112 überfieht, daß es fi Hier in 
Wahrheit nit um eine Anfechtung ber Gründe, jondern bed durch die Gründe 
ertlarien Tenors Handelt. Dazu die zit. Entf. Rr. 1057. 
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Dauer nicht notwendig im Tenor des Beſcheides feftgelegt werben. 
muß, fondern auch Iebiglih in den Grünben besfelben zum Ausbrud 
gebracht werden kann,“) fo kann ber Anſprecher, welcher teils aus. 
Gründen abgemwiefen worben ift, die feine dauernde Abweiſung recht» 
fertigen, teils aber aus folden, die feinen Anſpruch wenigftens zur 
Zeit als nicht beftehend erjcheinen laſſen, ein berufungsfähiges. 
Intereſſe daran haben, behufs Vermeidung einer unveränderten 
Rechtskraft des Beſcheides eine Deklarierung desfelben in der Ber 
rufungsinftanz aus den allein von ihm zugegebenen Gründen ber 
zweiten Art zu verlangen.) 

Gegen den Beſcheid, durch melden die Höhe und der Beginn 
der Rente feftgeftellt wird, fteht dem Anſprecher die Berufung zu- 
nädft dann zu, wenn entweber fein geftellter Antrag teilweiſe ab- 
gewiefen worben ift, oder wenn, ohne daß er überhaupt einen Antrag. 
geftellt hatte, Rentenhöhe oder Rentenbeginn hinter feinen Erwar- 
tungen zurüdgeblteben ift. Fraglich if, ob au dann, wenn ganz. 
nad dem geftellten Antrag erkannt ift, die Berufung lebiglih zu 
dem Zwecke zuläffig if, um im Wege ber Anſpruchserweiterung in 
der zweiten Inſtanz mehr durchzuſetzen. Obgleich das RVA. im 
allgemeinen bie Zuläffigfeit einer Anſpruchserweiterung in ber Be⸗ 
rufungsinftang anerfennt,??) hat es doch die aufgeworfene Frage mit 
Bezug auf den Nentenbeginn nachdrücklich verneint.) Doch er- 
feinen die Gründe diefer Entſcheidung nicht durchſchlagend. Wenn 


1) AN. 98 ©. 248 Nr. 631, AR. 01 6.205 Nr. 888; dazu auch AR. 93 
©. 170 Rr. 314. 

%) So der Sache nad} (vgl. oben R. 30) richtig Weymann a.a.D. Auch 
die Entf. Nr. 838 führt, konſequent weiter verfolgt, zu gleichem Rejultate 
(ogl. auch den Vorbehalt in Nr. 1057). Wie diefe und das bei Weymann ans 
genommene Beifpiel erkennen lafien, ergeben ſich Fälle des Textes namentlich) 
aus einer Kombination des Mangels der erfülten Wartezeit mit der Annahme 
eines vorzeitigen Eintritts der Invalidität. Auch Iſenbart⸗-Spielhagen 
Anm. 20 Ziff. 1, 2 zu $ 112 („Lediglich deshalb“) würben wohl zu der hier 
vertretenen Anficht gelangen. 

3) Unfallfachen: AR. 88 S. 276 Rr. 540, AN. 91 &. 356 Rr. 1068: Höhe 
der Rente; Laß S. 440 ff. 

%) Entſch. des verftärkten Reviſionsſenats v. 13. Jan. 1903, abgebrudt in 
Mainzer Ziſchr. Pd. 13 ©. 67, nachher auch in AN. 03 ©. 391 Nr. 1056 Abf. 2. 
Die Entfgeidung befindet fi im Widerſpruch mit der tatſachlichen Stellung« 
nahme des Amtes in AR. 02 ©. 687 Nr. 1028 (vgl. dazu oben $ 67 R. 14). 
Die das RBA. auch Grapmann Anm. 11 zu $ 112 mit Anm. 1 zu $ 114 IB®. 
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dabei im wefentlihen auf die Jubifatur des Reichsgerichts in Eivil- 
prozeßſachen Bezug genommen wird, fo fommt dagegen in Betracht, 
daß felbft diefe von angefehenen Gerichten und Schriftftelleen nicht 
‚gebilligt wird,“) und daß jedenfalls gerade hier ber Fürforge- 
charakter des Feftitellungsverfahrens eine Abweichung vom Civil- 
prozeß dahin rechtfertigen würde, daß ber Anſprecher nicht gemötigt 
wird, auf feinen dem materiellen Recht entiprechenden weiter 
‚gehenden Anfprud zu verzichten ober doch mit demſelben nochmals 
in bie erfte Inftanz zurüdzugehen und fi dabei der Gefahr eines 
Einwandes ber rechtskräftig entjchlebenen Sache ausfegen.”*) Dazu 
tommt, daß, wie Das RVA. felbft hervorhebt, der Antrag auf Renten- 
gewährung einen ganz anderen Charakter hat, als der Klageantrag 
des Civilprogefies, da der Anſprecher ein „Art und Maß bes 
Geforberten näher bezeichnendes beftimmtes Klagebegehren nicht zu 
ftelen braucht, fondern ber in irgend einer Form ausgedrüdte Antrag 
‚auf Beroilligung der Rente genügt“ (vgl. oben $ 68 bei N. 16, 17). 
Die Behauptung, daß auch auf dem Gebiete des fozialpolitiichen 
Verfahrens jebes Rechtsmittel die „Nihtberüdfichtigung eines ſchon 
dem erften Richter unterbreiteten Anſpruchs erfordere“, ift eine 
petitio prineipii, da es gerade darauf ankommt, nachzumeifen, daß 
nicht im Feftftelungsverfahren ſchon die objektive Abweichung des 
«rften Urteils vom materiellen Rechte eine genügende „Beſchwer“ 
für die Berufung bildet.) Fur den bier vertretenen Standpunkt 
entſcheidet aber pofitiv, daß $ 114 Abf. 1, indem er bie Berufung 
„gegen den Beſcheid“ gibt, „durch melden die Höhe und der Beginn 


ꝛe) Das hebt dad RBA. feldft hervor; vgl. Saupp- Stein, Kommentar 
zur CPO,, 4. Aufl, zu $ 511 Anm. Is (nit 3, 4) ©. 9. 

%) Wie auß den Worten des Erkenntnifſes, „daß jet mehr, als bis bahin 
gefordert und ein Anſpruch geltend gemacht wurbe, über den ber Vorſtand ber 
beflagten Berfiherungsanftalt mangels eines Antrags überhaupt nicht entſchieden 
Hatte“, hervorgeht, nimmt bad RVA. an, daß ber Anfprecher nad Rechtskraft 
bed erften Veſcheides die Rente für den früheren Zeitraum noch nadforbern 
konne. Jedenfalls aber bleibt er dann doch dem Einwande (gleicviel, ob der» 
felbe durchdringt) außgefeßt, ber Beſcheild habe, indem er die Rente von einem 
gewiffen Zeitpunkt an feftftellte, fie für bie frühere Zeit aberfennen wollen. 

3) Die damit im Zuſammenhange ftehenden Ausführungen am Schluß, 
„baß auch beim Verfahren in Invalidenſachen ein vom Kläger hinſichtlich des 
Beginnd ber Rente ufw. geftellter Antrag infomeit maßgebend ift, als darüber 
hinaus nichts bewilligt werben darf“, treffen den vorliegenden Fall gar nicht, 
Za ja für bie Berufungsinftang ein entfpregjender Antrag vorliegt. 
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der Rente feftgeftellt wird”, gar feinen Unterſchied macht,*) und 
daß dementſprechend nach $ 114 Abſ. 4 (vgl. oben $ 69 N.14) au 
der nad Antrag anerkennende Beiheld bie Berufungsflaufel ent- 
halten muß. 

8. Iſt der Beſcheid von einer entſcheidenden Rentenftelle er- 
laſſen, fo finden für die Berufung des Anſprechers nad 8 129 
Abf. 1 JVG. die erörterten Grunbfäge in gleicher Weiſe Anwendung. 
Daneben fteht aber hier nad $ 129 Abſ. 4 auch dem Vorftand der 
BVerfiherungsanftalt die Berufung zu. Diefelbe wendet fi bier 
nit gegen einen „berufungsfähigen Beſcheid“, fondern gegen die 
„Entſcheidung der Rentenftelle”, welche dem Vorſtand durch Über- 
ſendung der Verhandlungen ober Nentenftelle befannt geworben ift. 
Die Berufung des Vorftandes Tann darauf geftügt werden, daß 
„Der Anfprud auf Rente ganz ober zum Teil anerfannt worden 
tft”, während er ganz ober zum Teil oder zu einem größeren Teil, 
als geichehen, abgewieſen werben follte. Eine Berufung zu Gunften 
des Verſicherten, insbeſondere im Falle gänzlicher Abweifung, fteht 
aud bier dem Anftaltsvorftend nicht zu. 

IV. Einlegung der Berufung und zwar 

1. Berufungsfrifl. — a) Die Dauer derfelben beträgt 
Sowohl für den Anſprecher, wie für den Vorftand einen Monat;?%) 
nur Seeleuten, „melde fi außerhalb Europas aufhalten“, kommt 
die allgemeine Vorſchrift des $ 167 Abf. 3 IVG. zugute, wonach 
für fie die Frift zur Einlegung von Rechtsmitteln drei Monate be 
trägt.) Auch kann ſelbſt dieſe längere Friſt für fie von derjenigen 
Behörde, gegen deren Beſcheid das Rechtsmittel ftattfindet, noch 
weiter erſtreckt werden. Die Erftredung muß vor dem Ablauf der 
urſprunglichen oder ſchon verlängerten Frift erfolgt fein, kann aber 
im übrigen auch ohne Antrag‘) vorgenommen werben. Zweifel⸗ 


%) „Ubi lex non distinguit, non est nostrum distinguere! 

*) ð 114 Abſ. 2 Sah 2, $ 129 Rb.5 I8G.; $ 5 Ab. 1 Sho0O. Nah 
$ 77 %61.2 ®.89 betrug die Feift 4 Moden. Auf die am 1. Jan. 1900 
ſchwebenden Saden fand die verlängerte Frift Anwendung (AR. 00 S. 410 
Rr. 795, S. 612 Rr. 800). 

“) Rad) $ 36 SHOD. gilt $ 167 Abſ. 3 IS. für alle „in biefer Ber- 
‚sebnung beflimmten eiften“. Auf Rechtömittelfeiften findet er aud Ans 
wenbung, wenn ſie landesrechtlich zur Ausführung des IVG. beftimmt find; 
vgl. Gebharb-Düttmann Anm. 14 zu $ 167. 

*) Gebhard» Düttmann Anm. 16. 
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haft ift bie Dauer ber Friſt, wenn fi der Seemann mur zeitweilig 
während ber Dreimonatsfrift außerhalb Europas aufgehalten hat. 
Es wird anzunehmen fein, daß die regelmäßige Frift von einem 
Monat dann Play greift, wenn ber Seemann von ber Zuftellung 
des Beicheives an ununterbroden einen Monat hindurch in Europa 
zugebracht hat; hat er aber vorher Europa verlaffen, oder war er 
innerhalb des erften Monats nad) der Zuftellung irgend eine zeit- 
lang von Europa abwefend, jo wird ihm in allen Fällen die Drei- 
monatsfrift zugute kommen, auch wenn er jpäter nod) innerhalb der⸗ 
felben für bie ununterbrochene Dauer eines Monats nah Europa 
zurüdgefehrt ift.'?) 

b) Die Berufungsfrift beginnt ihren Lauf im Falle ver Be 
rufung des Anfprechers mit der Zuftellung bes formgerechten Be— 
ſcheides an ihn ($ 114 Abſ. 2 Sag 2 mit $ 129 Abſ. 1 IVG.). 
Daß gegen formel unvollftändige ober nicht zugeftellte Beſcheide 
Berufung ohne beſchränkende Frift zuläffig iſt, wurde bereits oben 
U, 2 litt. dd hervorgehoben; in gleicher Weife iſt eine Zurüd- 
weifung ber Berufung als verfpätet dann nicht angängig, wenn die 
Zeit der Zuftellung nicht nachweisbar if.) *) Für die Berufung 
des Vorftandes läuft die Frift von dem Tage an, an mweldem die 
Verhandlungen der Rentenftelle bei ihm eingegangen find ($ 129 
Abſ. 5 IVG.). Über den Tag diefes Eingangs hat der Vorftand 
als Behörde zugleich mit Einreihung ber Berufungsſchrift amtliche 
Auskunft zu erteilen ($ 7 Abſ. 4 SchGO.). 

ec) Für die Berechnung der Berufungsfriften gelten die Vor— 
ſchriften des BGB.) Auch der $ 222 Abf.2 CPO., wonach, 
wenn das Ende der Frift auf einen Sonntag oder allgemeinen 
Feiertag fällt, Diefelbe mit dem Ablauf des nächftfolgenden Werk- 
tages endigt, findet analoge Anwendung.) Welche Tage als all- 


©) In leterem Punkte vieleicht abweichend Gebhard- Düttmann Anm. 15. 

4) AN. 92 S.23 Nr. 107, AN. 98 S. 322 Nr. 648, AN. 99 S. 446 Rr. 724. 
Zu Rr. 618 vgl. jegt $ 170 Abſ. 1 Sa 2 I06. 

+) Nah Laß S.397 unb ber bort zitierten Judikatur findet eine rechtö- 
wirffame Einlegung der Berufung vor Zuftellung des Beſcheides nicht flatt. 
Auf bie oben N. 22 behandelten Falle, in denen bie Zuftellung eines fürms 
lichen Beſcheides, trog vorhandener Verpflichtung dazu, überhaupt nicht beab- 
ſichtigt war, Tann das natürlich feine Anwendung finden. 

«) $ 222 Abſ. 1 CPO. mit $ 188 Abj.2 BO2. 

4) AN. 92 ©. 15 Rr. 98 Abſ. 2. 
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gemeine Feiertage gelten, beftimmt fih nah den Verhältniſſen 
am Orte derjenigen Stelle, bei welcher die Berufung eingelegt 
wird.) 

d) Die Einlegung der Berufung muß binnen der beftimmten 
Feift „bei Vermeidung des Ausſchluſſes“ ($ 114 Abſ. 2, 8 129 
Abſ. 5) erfolgen. Die Berufungsfrift ift eine Notfrift im Sinne 
der EPD.;*) fie kann, abgejehen von dem die Seeleute betreffenden 
alle des $ 167, nicht durch die Behörde verlängert werden und tft 
ebenfo der Parteimillfür entzogen. Die Parteien können weder ihre 
Verlängerung vereinbaren, noch nüßt es ber fäumigen Partei, daß 
die andere die Verfäumnis nicht rügt oder gar die Nechtzeitigkeit 
der Berufung anerkennt; vielmehr findet die Prüfung der legteren 
von Amts wegen, eventuell noch Durch das Revifionsgericht ftatt.t%) 
Abweichend vom Civilprozeß kann auch eine Verlängerung ber Frift 
nicht im Wege der Anfhlußberufung erzielt werben; bie 88 521, 
522 CRD. finden keine analoge Anwendung.) Über die Möglichkeit 
einer Wiebereinfegung in den vorigen Stand gegen Friftverfäumnis 
wird fpäter im Bufammenhange geſprochen werben. 

2. Einlegungsftelle ift diejenige Amtaftelle, bei welcher die 
Berufung, um rechtswirkſam zu fein, innerhalb der Berufungsfrift 
eingegangen fein muß. Einlegungsftelle ift zunächſt das zuftändige 
Schiedsgericht ($ 114 Abf. 2 Satz 2) und zwar für den berufenden 
Anſtaltsvorſtand ausſchließlich ($ 129 Ab. 5). Zu Gunften des 
Anſprechers läßt aber $ 114 Abf. 3 auch jede „andere Behörde” als 
Einlegungsftele zus); Diefelbe hat Fraft Amtspfliht die Be— 
rufungsſchrift ungefäumt an das zuftändige Schiensgericht abzugeben, 
ohne daß doc Die Verzögerung dem Berufenden noch nachteilig 
werben könnte. Als Behörden im Sinne bes $ 114 cit. kommen, 


N) Die biöherige Judikatur des RBA. ſpricht vom Orte des entſcheidenden 
Schlebsgerichts das muß jeft im Hinblick auf $ 114 Abſ. 3 eine Ermeiterung 
erfahren. Im einzelnen: Dreilönigstag Fein allgemeiner Feiertag in Berlin, 
wohl aber Frohnleihnam in einem Bezirk mit überwiegend katholiſcher Bes 
völferung; vgl. AR. 92 ©. 15 Nr. 98 Abſ. 3, AN. 94 S. 122 Nr. 353, dazu 
2af ©. 158 ff, Appelius- Düttmann &. 34. 

*) Lap ©. 157, 395 ff. 

m) AR. 02 S. 509 Rr. 995. 

®) AN. 91 ©. 161 Rr. 52. 

sa) Die Beftimmung findet auch auf ſchwebende Sachen Anwendung (AR. 
0 &.612 Rr. 800). 

Rofin, Recht der Arbeiterverfiherung. Band II. 50 
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wie $5 Abſ. 1 SHED. finngemäß ergänzt,’') nur „inländiſche“ in 
Betracht, im übrigen nicht bloß ftantliche,2) fondern alle öffent« 
lichen, auch Gemeinbehörden nach Maßgabe des Reichs- oder Landes- 
vechts, fpeziell nah dem IVG. ſelbſt die Verfiherungsämter,5®) 
die im betreffenden Falle nicht zuftändigen Schiedsgerichte,“?) die 
Rentenftelen und die Vorftände ber Verfiherungsanftalten, insbe: 
fondere diejenigen, melde ben angefochtenen Beſcheid erlaffen 
haben.) Die Berufungsfärift muß innerhalb ber Friſt bei 
der Berufungsftelle „eingegangen“ fein ($ 114 Abſ. 3), was duch 
den nad $ 7 Abſ. 1 Satz 1 SchGO. vorgeſchriebenen Präfentations- 
vermerk Tonftatiert werden fol. Es genügt daher nicht Die Abfen- 
dung, insbefondere Aufgabe zur Poft®°) innerhalb der Frift; an- 
dererſeits {ft es auch nicht nötig, daß die Schrift noch innerhalb ver 
Frift in den „inneren Gejhäftsgang” ber Berufungsftelle, zu deren 
Vernehmung gelangt ift; es genügt, wenn fie in ben Beſitz ber 
Stelle gefommen, von ihr empfangen worden ift.%) 

3. Form und Inhalt der Berufung. Hierauf beziehen 
fi Abſ. 3 und 4 des $ 5 SchGO. „In der Berufung follen ber 
Gegenftand des Anſpruchs bezeichnet und die für die Entſcheidung 
maßgebenden Tatſachen unter Angabe ber Beweismittel angeführt 
werben; auch ift die Verfiherungsanftalt” (ober Rentenftelle), „welche 
den angefochtenen Beſcheid erteilt hat, zu benennen.“ „Die Berufung 


) Dazu Appelius-Düttmann ©. 35. 

») Dos meint Graßmann Anm. 6 zu $ 114. 

“) AR. 02 S. 599 Rr. 1013. 

5%) Daher genügt unter allen Umftänden die Einlegung der Berufung bei 
dem im Beſcheide bezeichneten Schiebägericht, auch wenn biefed in Wirklichkeit 
nicht daß zuftändige ift. Notmendig H bie Einlegung bei demfelben nad) Inr 
valibenrecht nicht; anders die bei Laß S. 30 zitierte frühere Judilatur in 
Unfallfagen. 

4) Daß ber Anftaltävorftanb vermöge feiner ſozialpolitiſchen Zwedverpflichtung 
unfrankierte Briefe, vorbehaltlich des Rückgriffs, annehmen muß und eventuell 
bie zurüdgemiefene Berufungsfgrift ald eingegangen gilt, hat AR.02 &. 598 
Nr. 1013 mit AN. 99 S. 456 Rr. 737 angenommen. 

®) Die Poft, melde nur Übermittlerin ift, zu deren Kenntnis ber Inhalt 
der Poftfachen nicht beftimmt ift, Tann nicht ala „andere Behörde" im Sinne 
von $ 114 Abſ. 3 IBG. angefehen werben: Sfendart-Spielhagen Anm. II 
m $ 114. 

%) AR.02 ©. 598 Rr. 1018: Niederlegung im Amtözimmer, Dienftraum, 
Brieflaften uſw. Laß S. 400 ff. 


8 70. Berufung. 787 


ann ſchriftlich oder zu Protokoll des Schiedsgericht, einer anderen in- 
Länbifchen Behörde u. |. w. erhoben werben. Bei ſchriftlicher Erhebung 
it dem Schriftſatz eine Abſchrift beizufügen.” Dazu kommt noch $ 10 
Abſ. 1 SHED., nah welchem „Verufungen von den Beteiligten 
unterzeichnet fein müſſen“. 

Die Praris des RVA. hat zu Gunften der rechtſuchenden 
Arbeiterbevölferung im Falle der Berufung des Anſprechers den an⸗ 
geführten Beftimmungen, auch über deren Wortlaut hinaus,?") weit- 
reichend den Charakter bloßer Inſtruktionen beigelegt, deren Nicht» 
beobachtung die Rechtswirkſamkeit der Berufung unberührt läßt. 
Als unbedingt erforderlich fieht es eigentlich nur an, daß der An- 
ſprecher in einer über das bloß mündliche Vorbringen hinausgehen- 
den ſchriftlichen Form>5’*) feine Unzufriedenheit mit dem ergangenen 
Beſcheide zum Ausdrud bringt. Hiernach genügt allerdings die bloß 
mündliche Erklärung des Berufungsmillens bei einer Berufungaftelle 
nicht, wenn biefe nicht innerhalb der Berufungsfriſt ein Protokoll 
darüber aufnimmt.) Auch wird in irgend welcher Weife ver Wille, 
eine günftigere Entſcheidung zu erreichen, hervortreten müſſen;“) 
Doch bebarf es dazu nicht unbedingt der genauen Bezeichnung des 
Berufungsanſpruchs und der denfelben ftügenden, aus ber erften 
Inſtanz wieberholten oder auch neuen’) Tatſachen und Beweis— 


sr) Über „Sollen“ unb den häufigen Gebraud) des Infinitivs als inftruftionelle 
Rebeform, während allerdings „Müffen“ imperativen Charakter Bat, vgl. neuer- 
dings meinen Aufjag über „Polizeiverorbnungen und Berufögenoffenfchaften 
nad) $ 1200 Gewerbe⸗O.“ in ber Ziſchr. |. Bergrecht Bd. 42 S.448 ff. Dazu 
auch AR. 02 S. 510 Rr. 996. 

519) Zelegramm gilt ald Schriftform: Laß S. 391. — Die Sprache ber Ber 
zufungafchrift muß deutfch fein, bei Vermeidung ber Nigptberüdfichtigung: $ 34 
SHSD. und dazu AppeliussDüttmann Anm. 2 in Betreff des Gebrauchs 
der franzöfiihen Sprade in Elfaß-Lothringen. 

) AN. 02 S. 509 Nr. 995, S. 510 Nr. 996 (letztere auf die Einlegung der 
Reotfion bezüglich). Die Analogie der Zuläffigkeit bloß mündliher Renten: 
anträge (vgl. oben $ 68 N. 15) läßt das RB. nicht gelten. Die Verpflichtung 
zur protofollarifhen Entgegennahme von Berufungdeinlegungen beftimmt ſich 
nad) den dienſtpragmatiſchen Vorſchriften; hinſichtlich der Schiedsgerichte vgl. 
AR. 95 S. 109 3iff. 2. 

%) AR. 92 ©. 34 Nr. 154, AN. 01 ©. 402 Nr. 896, AN. 02 S. 722 Nr. 838. 

8) Auch neue tatſachliche Anführungen über Verhäftniffe, welche erft nad 
Stellung des Rentenantrages bei der unteren Verwaltungsbehörde eingetreten 
find (inzwiſchen eingetretene Grmerbäunfäigfeit, wenn wegen Mangels berfelben 

50* 
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mittel. Die legteren können noch im Laufe ber Verhandlungen 
nachgebracht werben, während als Berufungsanfprud eventuell das 
Verlangen der gejeglihen Rente zu gelten hat.) Aud die 
jegt®®) neu geforderte Bezeichnung ber Verfierungsanftalt oder 
Nentenftelle, welche den angefochtenen Beſcheid erlafien hat, kann 
nicht als wefentlich gelten, fofern nur die Identität des Beſcheides 
ermittelt werben kann. Fehlt e8 an ber Unterfchrift des Berufenden, 
fo kann Diefelbe auch noch nach Ablauf der VBerufungsfrift nach⸗ 
geholt werben.) Eine Bezeichnung der Eingabe als „Berufung“ 
ober eine ausdrückliche Rechtsmittelerklärung ift nicht erforberlich.2) 
Für den Fall, daß der Berufung eine Abfehrift nicht beigefügt ift, 
beftimmt $ 7 Abſ. 1 SchGO. felbft, daß das Schiebsgericht eine 
ſolche zu fertigen hat und die Koften derfelben von dem Berufenden 
einziehen darf. Nach allebem konnte ſchließlich das ABA. dazu ger 
langen, in ber bloßen, unter Briefumfchlag erfolgten Einfendung bes 
angefochtenen Beſcheides und eines ärztlichen, zu Gunften des An- 
ſprechers Iautenden Atteftes ober auch nur eines der beiden Schrift- 
ftüde eine rechtswirkſame Einlegung ber Berufung zu erbliden.‘°) 
Die Frage, ob alle dieſe Erleichterungen auch dem berufenden 
Vorſtande zu Gute kommen müffen, ift von feiner großen praf- 
tiſchen Bedeutung. Grundfäglih wird das bei der anerfannten 
Gleichberechtigung der Parteien behauptet werden müffen;°') doch 


ablehnender Beſcheid ergangen war), müſſen bis zur Urteilsſprechung berüdfichtigt 
werden (UN. 93 ©. 125 Nr. 274). 

0) 2a 8.39 a. €. 

608) Entgegen dem $ 4 Abf.3 SHELD. v. 1899. 

©) Der $ 10 SHGD. ſelbſt bezieht fic überhaupt mur auf eigentliche Ber 
zufungsigriften, während bei Protofollen bie Unterſchrift oßnehin nur nad 
Maßgabe ber im einzelnen beftehenben Rechtsvorſchriften nötig ift (fo bie Re 
turs· Entſch. in Unfalfachen AR. 92 S. 827 Pr. 1171). Xgl. im ganzen Lak 
S. 393 und Appelius-Düttmann ©. 35, ſowie Iſen bart ⸗Spielhagen 
Anm. 6 zu $ 5 SchGO. und bie bei diefen angeführte Zubilatur. 

9) AN. 92 S. 84 Nr. 154. 

9) AN. 97 S.403 Nr. 1633 (Unfallfahe); Laß S. 891 f, Appeliuss 
Düttmann ©. 35, Ifenbart-Spielhagen Anm. 4 zu $5 SHED. — Eine 
an ben Borftand gerichtete „Anfrage“ bed Anſprechers Tann unter Umftänden 
feine Unzufriedenheit mit dem Befcheibe zum Ausdruck bringen und baher ald 
Berufung gelten (AN. 02 &. 403 Nr. 897). 

4) Strengere Anfchauungen gegenüber dem früheren Staatskommiſſar (AR. 
98 ©. 318 Nr. 641, ©. 319 Nr. 642). 


8 70. Berufung. 789 


wirb das Verfiherungsamt in der Lage fein, hier im Wege der 
Auffiht auf die Einhaltung auch der bloß inftruftionellen Vor⸗ 
ſchriften zu bringen. 
4. Wirkung. Nah $ 114 Abſ. 1 Sag 2 hat die Berufung 
Des Anfprechers Feine aufjgiebende Wirkung ($ 129 Abſ. 1). Sit 
Daher durch den angefochtenen Beſcheid dem Anſprecher überhaupt 
eine Rente nad) Beginn und Höhe zugefprochen worden, jo muß die 
Ausführung desfelben trog der mehr begehrenden Berufung einft- 
weilen erfolgen. Legt der Vorftand nah $ 129 Abf. 4 Berufung 
ein, fo kommt derjelben in gewiſſem Umfange aufſchiebende Wirkung 
zu; es müflen nämlich zwar die dem Anfprecher zugefprochenen Be— 
träge, foweit fie vom Erlaſſe der Entſcheidung an laufen, ihm trotz 
der Berufung gezahlt werben, während allerdings diejenigen Be— 
träge zurüdgehalten werben fünnen, welche gemäß der Entſcheidung 
für bie Zeit vor dem Erlaß derſelben nachträglich zu entrichten find. 
5. Rüdnahme der Berufung.) Die eingelegte Berufung 

Tann nicht allein, wie $ 16 Abſ. 2 Ziff. 1 SchGO. ausprüdlih er- 
kennen läßt, unbebingt®*) in der mündlichen Verhandlung vor dem 
Schiedsgericht, fondern auch fon vor derfelben wieder zurüd- 
genommen werden. Die in der münblihen Verhandlung erklärte 
Zurüdnahme ift duch Aufnahme in das Protofol feftzuftellen; über 
die Form einer fonftigen Zurüdnahme bes Rechtsmittels beftehen 
beſondere Vorſchriften nicht. Jedenfalls muß fie gegenüber dem 
Gericht abgegeben, ſchriftlich eingereicht ober vor den zuftändigen 
Beamten des Gerichts zu Protofol erklärt werben.) Rücknahme- 
erflärungen, welche bei einer anderen Behörde eingereicht ober zu 
Protokoll erklärt find, erlangen als ſolche erft Wirkſamkeit, wenn fie 
mit Willen der Partei an das Schiedsgericht gelangt find.) Die 

©) Laß S. 242 ff., 450. — Über vertragsmäßige Verzichte auf Einlegung 
ber Berufung vgl. oben $ 67 I, 2. Eine analoge Anwendung von $ 514 CPO. 
wird nicht ftattfinden, da derfelbe (vgl. Reinde, Kommentar, 4. Aufl.) gericht 
lie Formen vorausfeßt, welche im Beſcheidsverfahren ber Invalidenverfiherung 
überhaupt und namentlich auch durch bie gleichzeitige Parteiftellung des Anz 
ſtaltsvorſtandes ausgeſchloſſen erfcheinen. Der Verzicht auf dad Recht ber Bes 
rufung vor Einfegung bed Rechtsmittels wird alſo ſtets nur materiellrechtlicher 
Beurteilung nad) Maßgabe der angeführten früheren Erörterungen unterliegen. 

ue) Keine analoge Anmenbung von $ 515 Abſ. 1 CPO. 
ar Fra zu Prototol bed Schiebögerichtövorfigenden (AR. 99 S. 446 

9) Laß 8.248. 


790 IV. Bud. Renten. I. Kap.: Seititelungsverfagren. 


Erflärung muß ausdrüdlih, uneingeſchränkt und ohne Vorbehe 
abgegeben werben.) Die Wirkung befteht in dem endgiltigen Ver- 
luft des Rechtsmittels mit fpfortigem Eintritt der Rechtskraft ter 
angefochtenen Entfeidung.) Wiebereinlegung des Nechtsmittis 
ift felbft während des ferneren Laufes der Berufungsfrift mit p 
läffig.”) Wohl aber kann die Partei die Rüdnahme als nicht ge 
ſchehen oder als unverbindlich, weil mit materiellen ober Forn 
mängeln behaftet, anfechten.’') Über die Anfehtung hat dann has 
Schiedsgericht durch Urteil zu entjcheiben.'?) 

V. Vorbereitung der mündliden Verhandlung un 
Vorbeſcheid. Beides liegt dem Vorfigenden des Schiedsgerichts ch. 

1. Heranziehung der Vorverhandlungen. Danmtr 
begreift die SHGD. 8 7 Abf. 5 fämtliche,”?*) bei der Verſicherung- 
anftalt und der Rentenftelle vorhandenen Schriftflüde, die ſich ar 
den geltend gemachten Anfpruch beziehen, einſchließlich der in den 
Voraften befinblihen. Die Einlieferung derjelben an das Schieds 
gericht erfolgt entweder Fraft unmittelbarer gejegliher Pflicht odet 
in Folge Aufforderung des Vorfigenden. Dabei find folgende Fäle 
zu unterſcheiden: 9) 

a) Legt der Anſtaltsvorſtand Berufung gegen die Entſcheiduna 
ber Rentenftelle ein, fo hat er bie bei ihm befinblichen, ihm vor 
der Rentenftelle überfandten (vgl. oben $ 69 a. €.) Borverhand- 
Lungen, verfehen mit dem Vermerfe des Eingangs bei ihm (vgl 
oben IV, 1b), ſchon mit der Berufungsſchrift dem Schiedsgericht 


®) AN. 95 S. 100 Abſ. 2 Rr. 410. 

®) Analogie von $ 515 Abſ. 3 Cap 1 CPO. gl. AR. 99 S. 446 Rr. 7, 
AR. 02 S. 512 Nr. 998 (auf Revifion bezüglich), AR. 02 &. 687 Ar. 1023 un 
oben $ 67 N. 14. 

”0) So bie angeführte Entf. Nr. 998. 

”) Für die Anfechtung des bie Rüdnahme feftftellenden Protokolls gilt 
nidt $ 164, fondern $ 415 Abf. 2 CPO. (AR. 97 S. 384 Rr. 593). Materielle 
Anfehtungägründe z. B. in biefer und der Entſch. AR. 99 S.446 Rr.,723 
(Mifverftändni bei der Verbolmetihung, Berfügungsunfähigfeit, Willenlofigkeit:. 
Dahin gehört auch der Fall, daß bie Rücknahme ber Berufung auf Grund eines 
vertragamäßigen Verzichis ober Vergleichs mit der Anflalt erfolgt ift unb biee 
Verträge fi ald materiell unverbindlich (vgl. oben $ 67 I, 2) ermeifen. 

72) Vgl. die angeführten Eniſch Nr. 410, 593 und 723. 

7a) Dazu AN. 93 ©. 77 Nr. 232. 

=) Bol. außführlih Ifenbart-Spielhagen zu $ 7 SHON. 
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b) Legt der Anfprecher gegen einen Beſcheid des Anftaltsvor- 
ftandes Berufung ein, fo erfucht der Vorfigende den legteren um 
Einfendung der Vorverhandlungen. Es geſchieht dies zugleich mit 
der Mitteilung einer Abſchrift der Berufungefchrift und eventuell 
dem Anheimftellen, auf diefelbe eine Gegenfchrift einzureichen (ogl. 
unten Ziff. 3, 5; $ 7 Abſ. 2 SHED.. 

ec) Legt ber Anfpreher gegen einen Befcheid der Rentenftelle 
Berufung ein, fo ift weiter zu unterſcheiden. War der Befcheid nur 
feilweife ablehnend, fo befinden ſich die Vorverhandlungen infolge 
der gleichzeitigen teilmeifen Zubilligung der Rente beim Anftaltsvor« 
ſtande (vgl. oben $ 69 a. €). Wenn daher der Iegtere nicht ſchon 
feinerfeits Berufung eingelegt und die Aften gemäß litt. a dem 
Schiebsgericht überreicht hat, fo tritt in biefem Falle das gleiche 
erfahren, wie bei litt. b ein ($ 7 Abſ. 2 SchGO.). War aber 
der Beſcheid der Rentenftelle gänzlich ablehnend, fo waren die Akten 
bei der legteren zurüdgeblieben, von der fie der Vorfigende nunmehr 
einforbert ($ 7 Abſ. 3 SchGO.). 


2. Abweifung dur Beſcheid. Im gewiſſen engbegrenzten 
und nicht auszubehnenden Ausnahmefällen’*) gewährt $ 8 SchGO. 
die Möglichfeit des Verfuchs, Die Sache ohne weiteres Verfahren, 
insbefondere ohne mündliche Verhandlung, durch Beſcheid des Vor« 
figenden zu beendigen. Dabei ift in weitem Umfange der $ 64 des 
preuß. Landesverwaltungsgefeges v. 30. Juli 1883 vorbilblich ge= 
wejen. 

a) Vorgejehen ift nur ein bie Berufung zurückweiſender Be- 
ſcheid. Einen Beſcheid, durch melden bei rechtlich begründet er⸗ 
ſcheinendem Anſpruch dem Anſtaltsvorſtande, die Klaglosſtellung des 
Klägers“, d. h. die Gewährung der Rente aufgegeben wird, wie ihn 
das preußifche Verwaltungsrecht kennt, läßt die SchGO. nicht zu. 

b) Zuläffig”°) ift der abmeifende Beſcheid, wenn die Berufung 
nicht rechtzeitig eingelegt ift. Das Material zur Beurteilung diefer 





”) Die SchGO. v. 1890 ließ in $ 6 eine Abmweifung buch Beſcheid auch 
dann zu, wenn „fi bie Berufungsanträge fofort als rechtlich unzuläffig ober 
offenbar unbegründet herauöftellen". Die Praxis bes RUN. ſuchte bereits auf 
eine einfgränfenbe Anwendung biefer Befimmung Sinzumieten; ngl. AR. 98 
&. 320 Nr. 644, AR. 99 ©. 447 Nr. 729. 

”) Für den Fall einer bloß mundiich eingelegten Berufung ift bie Abwelſung 
durch Beſcheid nicht vorgefehen. In den Gründen ber Entſch. bayr. ELBA. v. 
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Frage wird fih unter Umftänden ſchon aus der VBerufungafchrift 
und deren Anlagen,’*) eventuell aber aus den Vorverhanblungen er- 
geben; äußerftenfalls find auch Erhebungen des Borfigenden, melde 
den Tag der Zuftellung ber angefogtenen Entſcheidung ober den 
Tag des Eingangs der Berufung bei ber „anderen Behörde“ ber 
treffen, nicht ausgefehlofen.") Abweiſung durch Beſcheid ift ferner 
zuläffig, wenn „das Schiedsgericht gefeglih zur Entſcheidung über 
die der Berufung zu Grunde liegenden Beſchwerdepunkte nicht zu⸗ 
ftändig iſt“. Diefe Klaufel umfaßt nur, aber m. E. au alle 
Fälle fachlicher") Unzuftändigfeit, alſo nicht bloß diejenigen, in 
denen es an einem geſetzlichen Berufungsgrunde mangelt,’%) ſondern 
aud alle die, in denen ein berufungsfähiger Beſcheid nad) Maßgabe 
des oben III, 2 litt. b Erörterten nicht vorliegt.) 


9. April 1890 (Mitt. S. 36 Nr. 99) wird biefelbe für das Unfallrecht ald un: 
zuläffig vorausgeſetzt. Der Fall wird jedoch kaum praktiſch werden. Denn 
entweber wird von der Einlegungäftele noch rechtzeitig eine jchriftliche Fixierung 
der mündlichen Berufung veranlaßt werben, ober es geht beim Schiedsgericht 
verfpätet eine Schrift ein, welche fid auf eine frühere, wäßrenb ber Friſt er- 
folgte mündlie Berufungdeinlegung beruft. Dann ift dieſe Schrift die eigent- 
liche Berufung, melde nah $ 8 Abſ. 1 durch Beſcheid zurüctgewieſen werben 
Yann. Bgl, bie oben R. 58 zitierte Entſch. Rr. 995. 

0) Dann Tann auch von einer Einforberung ber Borverhandlungen abgejehen 
werben: Ifenbart»Spielhagen Anm. 5 zu $8 SHED. — Auch wenn mit 
der verfpäteten Ginlegung ber Berufung ein Reftitutiondgefud verbunden wird, 
kann ein zugleich das letztere zurücmweifenber Veſcheid ergehen: Laß S. 409. 

m) Zfendart-Spielfagen Anm. 3 zu $ 8. Die auf das fruhere Recht 
(ogl. oben R. 74) bezüglie und fachliche Erhebungen ausſchließende Entſch. 
Mr. 644 fteht nicht entgegen. 

) Nicht örtlicher; vgl. oben N. 14. 

=) Wenn 5. 8. nur gegen die Gründe ber Entſcheidung oder feitens des 
Vorſtandes zu Bunften des Anſprechers Berufung eingelegt wird; vgl. oben 
III 2c und III, 3. 

0) Für den Fall, daß bei einer formlofen Zurüdmelfung des Anſprechers 
weber Pflicht noch Abſicht der Beſcheidserteilung beftand, mil MR. 00 S.412 
Abſ. 2 Nr. 796 einen anderen, noch weitergehenden Standpunkt vertreten und 
annehmen, daß hier „ber Borderricter" (Borfigende) „die Berufung als formell 
unzuläffig im Berfügungsmege” (gegen ben nur veſchwerde zuläffig wäre) 
kurzer Hand abweiſen mußte”. Ich ſehe jedoch nicht ein, auf melde Bes 
ſtimmung ein ſolches Verfahren geftügt werben Tönnte; vgl. dagegen $ 535 CPO. 
und danach über die Berwerfung der Berufung wegen Mangeld eines berufungds 
fähigen Urteils 5.8. Baupp-Stein, Kommentar, 4. Aufl. Anm. III Abf. 1 
mit Xnm.I zu $535 und Anm. II a. E. zu $ 216. Auch ift nicht anzunehmen, 
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ce) Die Abweifung durch Beſcheid iſt Sache des Vorfigenden. 
Er ift aber unter ben gefeglichen Vorausfegungen nur dazu be» 
rechtigt, nicht verpflichtet, Tann vielmehr auch die Sache dem orbent- 
lichen Verfahren überlafien. Der Beſcheid muß mit Gründen ver- 
fehen fein und bie Eröffnung enthalten, daß „ber Berufende befugt 
iſt, innerhalb zwei Wochen vom Tage der Zuftellung des Beſcheides 
ab bei dem Schiedsgerichte die Anberaumung eines Termins zur 
mündlichen Verhandlung zu beantragen") Der Tenor des Bes 
ſcheides wird dahin zu faflen fein, daß Die Berufung als unzuläffig, 
Des näheren als verfpätet ober als ſachlich unſtatthaft zu ver- 
werfen fei.°2) 

d) Geht innerhalb der zweiwöchentlichen Notfrift®*) beim 
Schiedsgericht *). ein Antrag auf mündliche Verhandlung ein, fo 
verliert der Vorbeſcheid von felbft jede Rechtswirkung und es tritt 
das regelmäßige Verfahren gemäß 85 9ff. der SHED. ein. Ein 








Daß, wenn auf ber einen Seite pofitiv das Schiebögericht ein formlofes 
Schreiben bei angenommener Pflicht oder Abſicht ber Vefgeibserleilung durch 
Urteil ald berufungsfähig behandeln Tann (vgl. oben N. 17, 23), auf ber andern 
Seite bie für den Verſicherten fo bebeutfame negative Feftftellung, daß meber 
Pflicht noch Abſicht der VBeicheibserteilung vorhanden war, dem bloßen Bers 
fagungswege überlafien bleiben ſollte. Diejen Einwendungen entſprechend, ift 
auch tatſachlich das Verfahren in AR. 01 S. 200 Rr. 882, ſowie auf dem Ge- 
biete der Unfallverfiherung in AR. 87 S. 357 Rr. 427 und AR. 00 ©. 669 
Nr. 1806 Ziff. 1 geftaltet: die Berufung gegen ein formlofes Schreiben des Ber: 
fierungsträger8 wird durch Urteil bed Schiedsgerichts ald unzuläffig ver: 
worfen, gegen welches Revifion bezw. Rekurs eingelegt wurbe. (An deſſen Stelle 
würde nad $ 8 SHBD. der Borbefgeld bes Borfipenden treten Können). Im 
Sandbud der Unfaliverfi—herung if Anm. 2 zu $6 SchSO. unklar; für bie 
Hier vertretene Anfiht wohl Wppelius-Düttmann ©.32 a. C. Zur Sade 
nod unten $ 72 III, 4. 

*) Ein Hinweis auf die Möglichkeit ber Verurteilung einer Partei zur 
Koftentragung (wegen frivolen Antrags nad $ 64 Abſ. 5 IVG.) iſt unzuläffig 
(AR. 99 6.382 Rr. 713). 

=) Bgl. $ 535 CPO. 

») Laß ©. 4ll. 

“) Über Aufnahme des Antrags zu Protokoll vgl. oben R.58. Die un- 
richtige Bezeichnung des Antrag? ala „Berufung“ ſchueht feine Rechiswirtſamteit 
nicht aus (MR. 94 ©. 160 Nr. 390). Der $ 114 Ubi. 3 („andere Behörber) 
findet feine Anwendung: Ijenbart:Spielhagen Anm. 7. Es genügt nicht, 
wenn ber Antrag auf mündliche Verhandlung glei in der Berufungsſchrift 
geftellt wird (Erk. preuß. OVG. v. 6. Nov. 1895, Bd. 30 ©. 457). 
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demnächft ergehendes Enburteil des Gerichts, welches feinerfeits in 
Übereinftimmung mit dem Vorbeſcheid die Berufung als unzuläftg 
vermirft, ift mit der Revifion anfehtbar. Wird ein Antrag frih- 
zeitig nicht geftellt, fo geht ber Inhalt des Vorbeſcheides in Rechts 
kraft über.) in nad Ablauf ber Frift geftelter Antrag ift als 
folder zurüdzumeilen; doch darf die Ablehnung nad ausdrücklicher 
Vorſchrift von $ 8 Abf. 4 SchGO. nicht wiederum durch einen Be 
ſcheid des Vorfigenden allein, jondern nur „Durch Entſcheidung des 
Schiedsgerichts“ erfolgen. Darunter aber ift nit ein auf münd- 
liche Verhandlung mit den Parteien gegründetes Enburteil, ſondern 
ein ohne ſolche ergehender Beſchluß des Schiebsgerichts zu ver- 
ftehen,*°) welcher gemäß $ 83 Abſ. 2 SchGO. (vgl. oben $ B 
N. 60) mit der Beichwerbe an das RVA. angefochten werben fann. 
Ein Vorbeſcheid, welcher aus einem anderen, als den beiden gejeglih 
zuläffigen Gründen (vgl. oben litt. b) die Berufung zurückweiſt, 
entbehrt von vornherein ber Rechtswirkſamkeit. Ein Darauf er- 
folgender Antrag auf mündlie Verhandlung darf daher auch dann 
nicht abgelehnt werben, wenn er nad) Ablauf der zweimöchentlichen 
Friſt eingeht.®") 

3. Schriftenwechſel. Derfelbe foll der Aufklärung des für 
die Entſcheidung bedeutfamen „tatfächlichen Verhältniſſes“ ($ 9 Abſ. 4 
SchGO.) dienen. Er fol daher vor der Anberaumung des Termins 
zur mündlichen Verhandlung durch den Vorfigenden ſtets Dann in 
die Wege geleitet werben, wenn nicht der Fall einfach ift oder das 
tatfächlihe Verhältnis aus vorliegenden Akten und Urkunden *) ji 


*) AN. 92 S. 17 Nr. 101, AR. 9 ©. 121 Nr. 352. Benachrichtigung des 
Gegners: Appelius:-Düttmann Anm. 5. 

®) Bol. das Bei Stier-Somlo, Kommentar zum preußiſchen Landes⸗ 
verwaltungägefeg, Anm. 2 zu $ 64 zitierte Erf. des Bundedamts für das 
Heimatwefen v. 21. April 1884, preuß. Verwaltungsblatt Bb. 15 S. 479. Der 
Ausbrud „Entfgeidung* in $ 8 Abj.4 ShBD. fteht nicht entgegen, da er 
aud allgemeinere Bedeutung haben kann (vgl. $ 106 Abſ. 3, 4 IBS.; 5 0 
Ab. 1 Sap2 SHGD.). Dagegen wohl Ijendart-Spielhagen Anm.8 a. €. 
Doch fprehen aud innere Gründe für die hier vertretene Auslegung bes Ge— 
fees, welches doch nicht mehr beabfichtigte, als durch kollegiale Entichliekung 
eine erhöhte Garantie zu gemähren. 

s) Jjenbart-Spielhagen Anm. 9, der Hier felbft eventuelled Gin 
greifen des ABA, gemäß $ 33 SHBO. annimmt. 

) Diejelben tönnen mit der Berufung ober den Vorverhandlungen ein« 
gereicht ober fonft vom Zorfigenden (gl. unten Ziff. 4) eingeholt fein. 
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fofort feftftellen läßt. Der Schriftenwechfel umfaßt zunächſt die Ein- 
reihung einer „Gegenfchrift" auf die Berufung; darüber hinaus 
können bis zur vollftändigen Aufklärung des Sad» und Streit- 
verhältnifjes die Parteien durch den Vorfigenden auch zu „weiteren 
Schriftſãtzen“ (Replit, Duplit) veranlagt werden. Zunächſt teilt 
danach der Vorfiende die eingereichte ober gerichtsfeitig angefertigte 
Abſchrift der Berufung dem Berufungsbeflagten mit der Anheim- 
gabe mit, eine Gegenfchrift in beftimmter Frift einzureichen.) Die 
Friſt ift eine richterliche, welche „in der Regel auf nicht länger ale: 
zwei Wochen zu bemeflen ift”. Sie kann auf Antrag auch nach- 
träglih aus wichtigen Gründen durch ſchriftlich zugeftellte Ver— 
fügung®°) verlängert werden. Der Anheimgabe ift die Verwarnung 
beizufügen, „daß, wenn die Gegenfchrift innerhalb der Friſt nicht 
eingeht, die Entſcheidung nad) Lage der Akten erfolgen werde”. 
Doch handelt es ſich dabei „Iediglih um eine Ordnungsvorſchrift 
zwecks Förderung des Ganges des DVerfahrens”.") Daher fällt 
beim Ausbleiben der Gegenſchrift nicht etwa die mündliche Ver- 
handlung zu Gunften einer lediglich auf Grund der Akten ergehenden 
Entſcheidung fort; auch wird das Gericht nicht dadurch feiner fonft 
beftehenden Verpflichtungen zur Erforſchung des Sachverhalts ent⸗ 
bunden; es muß daher namentlich auch von einer nachträglich ein- 
gehenden Gegenſchrift Kenntnis nehmen und diefelbe nod, wenn 
möglih, vor dem Termine dem Gegner mitteilen. Nur braucht 
nad fruchtloſem Ablauf der Frift mit der Anberaumung ber münd- 
lien Verhandlung nicht länger gewartet zu werben, und ber 
fäumige Teil hat e3 fich felbft zuzufcreiben, wenn diejenigen Tat- 
ſachen bei der Entſcheidung nicht berüdfichtigt werben, welche durch 
den Mangel einer Gegenſchrift in den Akten”) dem Geriht un= 
befannt geblieben find, oder wenn durch das verfpätete Vorbringen 
Terminsvertagungen eintreten und Koſten ihn belaften.) Der 
Gegenfchrift ift eine Abſchrift beizufügen, Die event. vom Gericht 

IM. 1 SHEDO. Borausgefegt ift, daß eine Abweiſung durch Ber 
ſcheid nit erfolgt. Berbindung mit ber Aufforderung zur Akteneinreihung. 
vgl. oben V, 1 litt. b. 

Laß S. 414. 

M) AN. 88 ©. 348 Nr. 637. 

v2) Vollftändigfeit derſelben im übrigen vorausgeſetzt (AN. 93 S. 77 Nr. 232). 


») Bol. daB N. 91 zitierte Erk.; Laß a. a. O, Appeliuß-Düttmann 
Anm. 12 3u$ 9. 
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koſtenpflichtig angefertigt wird. Ihre Zuftellung an den Gegner 
wird, wenn nötig, mit der Anheimgabe der Einreichung einer Replik 
verbunden. Für diefe und den weiteren Schriftenwechſel gelten 
die mit Bezug auf die Gegenfchriften gegebenen Vorſchriften 
‚analog.*) 

4. Weitere Vorbereitung der mündlichen Verhand- 
Tung. Auch abgefehen von dem Schriftenwechfel liegt es dem Bor- 
figenden kraft feiner allgemeinen Stellung ob, ſchon vor der Sigung, 
foweit mögli) und angemeflen, Die Sache derart vorzubereiten, dab 
in der Sitzung felbft eine den Rechtsſtreit völlig erledigende Ent- 
ſcheidung erfolgen kann und jede Verzögerung vermieden wird. In 
Betracht zu ziehen find dabei fämtlihe Sach- und Rechtsverhältniſſe, 
welche für die mündliche Verhandlung und die Entſcheidung von 
Bebeutung werben können.“) Zur Vorbereitung derſelben gewährt 
‚aber das Gefeg dem Vorfigenden die Befugnis, auch ohne vor 
berigen Beweisbeſchluß des Gerichts nicht bloß Zeugen und Sadj- 
verftändige zur mündlichen Verhandlung vorzuladen, ſowie das 
perſönliche Erſcheinen eines Beteiligten Beweifes halber anzuordnen 
($ 17 Abſ. 2 SchGO.), fondern auch geeignetenfalls darüber 
hinaus fon vor Anberaumung bes Verhandlungstermins einen nach 
feinem Ermeſſen nötigen Beweis felbft zu erheben ($ 17 Abf. 3 
Sat 3 SchGO.). So wird er namentlich Akten, Urkunden und 
Auskünfte jeder Art von Behörden erfordern, Arheits- und Kranfheits- 
beſcheinigungen erheben, ärztliche Attefte über die Erwerbsunfähigkeit 
des Anſprechers einziehen, Zeugen vernehmen,“) kurz alles veran- 
laffen dürfen, mas das Gericht felbft fpäter in Bezug auf die Be— 
weisaufnahme beſchließen Eönnte.”) In diefer Befugnis kann der 
Vorfigende duch Anträge oder Widerfprüche der Parteien nicht be 


9%) Appelius-Düttmann Anm. 10 Schlußabfag feinen das nidt ans 
junehmen. 

%) Prinzip und Einzelheiten bei Laß ©. 418 ff. 

*) Sfendart-Spielfagen Anm. 2 Abſ. 2 zu $ 17 SchoO. Doch wird 
gerade bei ber Bernehmung von Zeugen und Sadverftändigen daran feftgehalten 
werben müffen, daß, wie auch $ 17 Abſ. 2, 3 ergeben, diefelbe „in der Regel* 
um bed unmittelbaren Eindrucks willen in der mündlichen Verhandlung er- 
folgen foll. 

7) AR. 93 S. 105 Nr. 257, AR. 95 ©. 256 Nr. 466; dazu aus dem @ebiek 
der Unfallverficerung AN. 90 S. 487 Nr. 848, AN. 88 S. 286 Siff. 3. Laß 
©. 420 f. 


$ 70. Berufung. 797 


ſchränkt werben, denen es anbererfeits überlafen bleibt, demnächſt 
ihre Bedenken gegen die Bedeutung ber erfolgten Beweisaufnahme 
vor dem Schiebsgericht felbft vorzubringen, weldes in feiner freien 
Sach· und Beweiswürbigung durch Die vorbereitenden Entſchließungen 
des Vorfigenden nicht beengt wird.?°) 

5. Zur vorbereitenden Tätigkeit des Vorfigenden gehört aud). 
die Information der Parteien über alles dasjenige Prozeß- 
material, welches für die Entſcheidung von Erheblichkeit werden und 
ihnen daher zu einer Erflärung in der mündlichen Verhandlung. 
Veranlafjung geben könnte. Dementfprechend ift auch in ven Fällen, 
in denen ein weiterer Schriftenmwechfel nicht für erforderlich erachtet 
wird, bie Berufung, die Gegenſchrift ober ein fernerer Schriftſatz, 
dem Gegner abſchriftlich zuzufertigen.’) Dasfelbe gilt von ben 
Anlagen der Prozeßſchriften z. B. Arbeitsbeicheinigungen, behörd⸗ 
lichen Auskunften, Gutachten.) Auch diejenigen Urkunden oder 
Beweisverhanblungen, welche der Vorfigende bei feiner vorbereitenden 
Tätigfeit eingeholt bezw. aufgenommen hat, unterliegen ber gleichen. 
Mitteilungspflicht."") Die Mitteilung erfolgt regelmäßig durch Zus 
fertigung einer Abſchrift; es genügt auch Geftattung der Einficht bei 

) Bol. die zit. Entf. Nr. 466, Lak ©. 121. 

) SchGO. 97 Abſ. 2, HI Abſ. 1, 3; AR. 92 ©. 126 Re. 174, AN. 93. 
©. 137 Rr. 283, AN. 95 ©. 35 Nr. 405. 

200) AN. 99 ©. 448 Nr. 728, AN. 92 S. 129 Nr. 180 (edenfo, wenn bad 
Material ohne Begleitung einer eigentlichen Prozebſchrift eingeht). Nur auf 
die Unfallverficherung bezüglih (ebenſo Weymann Anm. 6a zu $7 SchGO. 
und Gebhard-Düttmann Anm. 9 zu $ 106 IBG. gegen Iſenbart- 
Spielhagen Anm. 5 zu $ 106), aber analog anwendbar ift $ 9 Abf. 4 des 
Mantel«®., welder vorfgreibt: „Dem Schiedsgericht eingereichte Urkunden find 
ſowohl der Berufsgenoffenfchaft, al auch dem Derlegten rechtzeitig mitzuteilen ;. 
inwieweit ärztliche Zeugniffe in gleicher Weife mitzuteilen find, unterliegt zu- 
nachſt ber Eniſcheidung bed Vorfigenden. Das Sqhiedsgericht ift befugt anzus 
ordnen, baß bie unterlaffene Mitteilung nachzuholen iſt.“ Hinfihtlic der Bes 
ſchrankung bei Mitteilung ärztlicher Guiachten vgl. ſchon oben $ 69 N. 20. Auch 
die angeführte Beftimmung des Mantel-®. Hat aber nicht die Bebeutung, das. 
Recht des Verſicherten auf Kenntnidnahme von ben Unterlagen ber Verhandlung 
und Entſcheidung fachlich einzuſchränken (AN. 01 S. 629 Nr. 932). 

”) AN. 93 ©. 105 Nr. 257; vgl. auch AN. 97 ©. 350 Nr. 580 und im 
ganzen zu N. 99—101 AR. 03 &. 394 Nr. 1059. Haben bie Parteien gemäß. 
$ 17 Abſ. 4 SHED. Ladung zum Beweistermin erhalten, jo kann ihnen bie 
Erbittung einer Abſchrift der Beweisverhandlung überlaffen bleiben: Ifenbarts 
Spielhagen Anm. 3 Abſ. 2 zu $ I SchGO. 
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Gericht, fofern diefelbe den bezeichneten Zwed erfüllen und der Partei 
billig zugemutet werben Fann.!”) Unterbleibt die Belanntgabe, fo 
kann darin ein weſentlicher, die Revifion begründender Mangel des 
Verfahrens liegen, fofern beim Ausbleiben der Partei in der münd- 
lichen Verhandlung'®) die ihr nicht mitgeteilte Tatfache zu ihren 
Ungunften im Urteil verwertet wird.!9) 

6. Nachträgliche Einholung eines Gutahtens ber 
unteren Verwaltungsbehörde oder Rentenftelle. Ergibt 
fih bei Prüfung der Vorverhandlungen, daß in erſter Inftanz ein 
wefentliher Mangel des Verfahrens dadurch herbeigeführt worden 
ift, daß den Vorfehriften über die Begutachtung des Rentenantrags 
dur die untere Verwaltungsbehörde ober Aentenftelle, eventuell 
unter Zuziehung der Laienbeifiger, nicht genügt ift (vgl. oben $ 68 
IV, 3 und $ 69 N. 11), fo ift es Pflicht bes Echiebögerichts,'®) 
diefen Mangel duch nachträgliches direktes Erſuchen der Behörde zu 
befeitigen, damit er nicht gegebenenfalls feinem eigenen Urteil als 
Revifionsgrund entgegengefegt werben fünne.!%) Auch bier ift es 
Sade des Vorfigenden, diefer Pflicht ſchon bei Vorbereitung ber 
miünbliden Verhandlung zu genügen.'‘') 


VI Mündlihe Verhandlung. 


1. Notwendigkeit. Abgeſehen von dem Falle, daß das Be- 
zufungsverfahren durch einen widerſpruchslos aufgenommenen ab- 
weifenden Vorbeſcheid des Vorfigenden beendet wird, „erfolgt bie 
Entfheidung auf Grund münbliher Verhandlung vor dem Schieds- 


10) AR. 93 S. 105 Rr. 257, AN. 01 S. 629 Nr. 932; Laß S.421. Analoge 
Anwendung von $ 299 CPO. überhaupt: Appelius-Düttmann Anm. 6 zu 
$ 9 und ben bort zit. Beſcheid ABA. o. 20. Febr. 1892. 

08) Erſcheint fie, jo kann fie eventuell Bertagung beantragen: Ifenbart« 
Spielhagen Anm. 2 Nbf.3 zu $ 17 SH®D. 

10) Vgl. die angeführten Entſcheidungen 5. 8. Nr. 174, 932. 

108) Vgl. bie Entſch. RUN. v. 15. Oft. 1901 in Mainzer Ztſchr. Bd. 13 
©. 98 Sp. 1 und AR. 04 ©. 417 Rr. 1127 a. E.; Ifenbart-Spielhagen 
Anm. 3 litt. n gu $59 IBG., Bebharb-Düttmann Anm. 16 zu $ 112. 

100) Iſt dagegen in erfter Inftanz nach damaliger Sachlage Nichts verfäumt, 
fo befteht eine felbftändige Pflicht des Schtedägerihts, ein Gutachten der ver- 
Rärkten Behörde zu erfordern, in feinem Falle. Bgl. Iſenbart⸗Spielhagen 
Anm. 2 Abſ. 3 zu $ 59 JVG. und die dort gegebenen Beiſpiele. 

m) Gebhard» Düttmann a. a. O. 
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gerichte“ ($ 11 Abſ. 1 SchGO.). Ein Verzicht auf die mündliche 
Verhandlung duch die Parteien ift unftatthaft.'°) 

2. Der Termin zur mündlichen Verhandlung wird von dem 
Vorfigenden anberaumt ($ 11 Abſ. 1 Sat 2 SchGO.). 

a) Die Anberaumung erfolgt nad Maßgabe bes bereits Cr- 
örterten entweder nach durchgeführten Schriftenwechiel oder ohne 
ſolchen. Iſt ein ablehnender Vorbeſcheid des Vorfigenden ergangen, 
fo erfolgt die Anberaumung nad einem diesbezüglichen friftzeitigen 
Antrage des Berufungsklägers, falls nicht noch jegt der Vorfigende 
Die Einleitung eines Schriftenwechjels für geboten erachtet (vgl. oben 
V, 2,3). 

b) Ortlich wird der Termin auf den Sig des Schievsgerichts 
anberaumt, wo in ber Regel die mündliche Verhandlung" ftattfinbet. 
Jedoch ift der Vorfigende befugt, das Schiedsgericht zu einer Sitzung 
an einen anberen Drt feines (nicht aber eines anderen) Bezirks zu 
berufen, wenn das aus ſachlichen Gründen, für melde $ 12 SchGD. 
‚Zeifpiele anfühet, zwedmäßtg erfcheint.'®) 

©) Zeitlich beftehen für das fozialpolitiiche Berufungsverfahren 
feine dem Civilprozep ähnliche Einlaſſungs- oder Ladungsfriften.!0) 
Die Frift zwiſchen Termin und Ladung beftimmt daher ber Vor- 
figende nad) freiem Ermeſſen; doch muß biefelbe jo geräumig fein, 
um den Parteien das rechtzeitige Erſcheinen ober die Beftellung eines 
Vertreters, eine genüigenbe Vorbereitung und die Sorge für etwa 
noch vorhandenes Beweismaterial, eventuell bie Einreichung eines 
Schriftfages zu den Akten zu ermöglichen. Würde duch eine zu 
kurze Ladungsfrift eine Beſchränkung der Parteien in der Rechts— 
verfolgung ober Derteibigung herbeigeführt, fo wäre bamit ein 
wefentliher Mangel des Verfahrens und ein Nevifionsgrund ge» 
geben.'!!) 


106) Anders früher nad $ 10 SED. v. 1890. 

0) Hinſichtlich der Vergütung für Lofaltermine an den Vorfigenden vgl. 
oben $ 28 N. 17. Näheres über Höhe und Feſtſetzung berfelben, fomte ber 
Gebühren bes Protofolführers 5.8. bei Ijenbart-Spielfagen Anm. 1 zu 
$ 12 S68D. 

0) Dgl. $$ 217, 262, 498 CRD. 

m) Runbfehr. RVA. v. 6. Aug. 1892 Ziff. 7, AN. S. 110 (Friſt von 8 bis 

14 Tagen übli); AN. 92 S.129 Nr. 179, AN. 99 S. 448 Nr. 727, AR. 01 
©. 404 Rr. 898. 
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d) Die Beteiligten, insbejondere die Parteien müſſen be 
Vermeidung der Revifion "2) von dem Termin „in Kenntnis 
gefegt” werben, worüber ein Ausweis zu ben Aften gebradht 
werden muß ($ 11 Abſ. 2 SchGO.). Die Verordnung vermeidet 
den Ausbrud „vorladen”, um Harzuftellen, daß im ſozialpolitiſchen 
Verfahren, wie fein Verfäumnisurteil, fo überhaupt Feine Pflicht zur 
Wahrnehmung des Termins für die Parteien befteht, falls jie dies 
nicht in ihrem Intereſſe für erforderlich halten. Daher ift die Kit- 
teilung auch nicht mit einer „Berwarnung”,''?) fonbern nur mit 
dem „Bemerken“ verbunden, „daß im Falle des Ausbleibens nah 
Rage der Aften werbe entſchieden werben”, eine Formel, deren Be 
deutung und Tragweite bereits oben (bei N. 91 ff.) erörtert wurde 
Die Ladungen (im bezeichneten Sinne) erfolgen von Amts wegen 
durch das Gericht; fie folen „in der Regel mittels eingefchriebenen 
Briefes" (511 Abſ. 2 SchGO.), eventuell in den fonftigen für bie 
Zuftelung zuläffigen Formen gejhehen.''*) 

e) Wenn aus befonderen Gründen das Schiebagericht bezw. 
der Vorfigende das perfönliche Erſcheinen eines Beteiligten, namentlich 
des Rentenanfprechers für erforderlich erachtet, jo kann dasſelbe bei 
der Ladung angeorbnet werben.'!3) In diefem Falle ift das Er- 
feinen Pfliht, und es können fi daher an das Ausbleiben im 
Termine nadhteilige Folgen in der Sache jelbft anknüpfen, welche 
die SHED. $ 11 Abſ. 3 in das mit der Ladung dem Adreflaten 
zu eröffnende Präjudiz kleidet, „daß aus feinem Nichterfcheinen un- 
günftige Schlüffe für feinen Anfpruc gezogen werben lünmen”.'%, 
Die Verwarnung ift nötig, um eine ihr entiprechende Entſcheidung 
zu begründen ; eventuell kann aus ihrem Fortbleiben bei der Ladung 





1m) AR. 92 ©.129 Rr. 179. 

123) Dgl. zu alledem Laf ©. 422. 

1) Einzelheiten (Unbeftellbarkeit de Briefeö ufw.) bei Laß S. 424. 

2) $ 11 Abſ. 3 mit $ 17 Abſ. 2 SHED. Die Borladung kann zu ver 
ſchiedenen Zweiten, zur Auftlärung von Parteibefauptungen und bed Garh 
verhalts ober zu Beweiszwecken (ärztliche Unterfuhung, Augenſchein. Gegen 
überftellung) erfolgen. gl. auch oben V, 4, ſowie Laß ©. 423 f. 

11%) Einer fpegialifierten Bejeihinung der an dad Richterſcheinen im Eimel- 
falle anzufnüpfenden Nachteile (ungünftigen Shlüffe), wie fie $ 10 #6. 3 
SHOD. v. 1899 vorſchrieb, bedarf es jegt nicht mehr; dazu Appelius- 
Düttmann Anm. 8 zu$ 11 und Anm. 6 zu $ 17 SchSO, verglichen mit 
Laß S. 425 a. €. 
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ein Revifionsgrund entnommen werben.) Dagegen ift ihre Ver- 
wirflihung beim Ausbleiben der Partei nit unbedingt nötig, 
ſondern fteht im Ermefjen bes Gerichts.''%) Auch rechtfertigt fie um 
ihrer felbft willen noch nit die Aberfennung des erhobenen An- 
ſpruchs; es gibt auch hier fein formaliftifches Verfäumnisurteil, viel- 
mehr ftellt das unentſchuldigte Ausbleiben bes Anſprechers trog ger 
böriger Verwarnung nur ein einzelnes gegen ihn ſprechendes Moment 
dar, weldes im Zufammenhange mit dem fonftigen Ergebnis ber 
Verhandlungen gewürdigt werben muß. Der Mangel einer folchen 
ſachlichen Würdigung im Erfenntniffe kann eventuell die Revifion 
begrünben."'%) Übrigens fönnen fic die dem Gericht vorbehaltenen 
„ungünſtigen Schlüffe” immer nur auf Tatſachen beziehen; was 
daraus für die maßgebenben Rechtsbegriffe und Rechtsverhälmifie 
zu folgern ift, bedarf befonderer im Grfenntnis zu begründenber 
Erwägung.'?°) 

St das perfönlihe Erſcheinen des Rentenanfprechers gerichts- 
feitig angeordnet worden, oder wird Dasfelbe, wenn auch freiwillig 
erfolgt, demnächſt vom Gericht als erforderlich erachtet, jo hat der 
Erſchienene Anſpruch auf Entihädigung nad Maßgabe der für die 
Beugengebühren beftehenden Normen, gleichviel ob der Rechts- 
freit ehließlich zu feinen Gunften oder Ungunften entſchieden 
worden ift.'?') 








1m) AR. O1 ©. 431 Rr. 908. 

1) So in einer Unfallſache AN. 90 S. 486 Nr. 845. 

m) AR. 02 ©. 512 Nr. 999. Zeilmeife zu eng gefaßt Jienbart- Spiels 
bagen Anm. 8. 

120) &o können fid die ungünftigen Schlüffe nicht unmittelbar auf bie Ans 
nahme der Eigenfhaft als felbftändiger Gewerbetreibender beziehen, ſondern 
nur auf gemiffe tatſächliche Vorausfegungen dieſes Rechtäbegriffes (AR. 92 
&.53 Rr. 142). Wohl aber Annahme mangelnder Erwerbsunfähigkeit (arg. 
AN. 97 S.350 Rr. 580). Dod wird die Grenze immerhin flüffig fein. 

21) So nad dem Rundſchr. RIM. v. 27. Febr. 1893 3iff.4, 6, AN. 
S. 62 f, vgl. mit Handbuch der Unfallverfierung Anm. 4 zu $ 50. Der 
oßnehin flüffige Unterfhied, ob die Vorladung „im Intereffe ber Berfolgung 
von Parteirechten, z. ®. zur Erläuterung oder Ergänzung der Berufung“ ober 
„im Wege des Beweisverfahrens“ erfolgt, melden auf dem Gebiete der Unfalls 
verfierung dad Rundſchr. v. 3. Jull 1889, AN. S.253 und AN. 90 ©. 485 
Nr. 843 (übrigens wohl mehr zweas Prüfung „bevor die Anordnung ergeht“) 
macht, wird auf das Gebiet der Invalidenverficherung nicht zu übertragen fein. 
Die Ignorierung dieſes Unterſchiedes entjpricht jet aud dem $ 9 Abj.5 MG., 

Rofin Recht der Arbeiterverfiherung. Band II. 5l 
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3. Offentlichkeit, Sigungspolizei und Gerichts- 
ſprache. 

a) Die mündliche Verhandlung erfolgt in öffentlicher Sitzung. 
Die Offentlichkeit kann durch einen öffentlich zu verfündenden Be— 
ſchluß ausgeſchloſſen werben, wenn das Schiedsgericht dies aus 
Gründen des öffentlichen Wohle oder der Sittlichfeit für angemefjen 
erachtet ($ 13 Ab. 1 SHGD.). Die SS 175, 176 GIG. werden 
analoge Anmendungen finden.) Die Befchlüffe und Entſchei— 
dungen des Gerichts müffen in öffentliher Sigung verkündet werden 
(23 Sap 1). 

b) Hinſichtlich der Sigungspolizei wird in $ 18 Abſ. 2 SchGO. 
auf die $$ 177 ff. GVBG. verwiefen. Jedoch geht die Beſchwerde 
gegen Drönungsftrafen an die höhere Verwaltungsbehörde des 
Schiedsgerichtsſitzes, melde endgiltig entſcheidet. Einzulegen ift fie 
bei der entſcheidenden Stelle binnen zwei Wochen nah ber Zu- 
ftellung der Strafverfügung. Die Strafen fließen in die Kaffe der 
Anftalt und werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben ($ 13 Abf. 2, 
3 SHOD.; vgl. oben $ 56). 

©) Auh in Betreff der Gefhäftsfprahe vor dem Schieds- 
gerichte und ber Zuziehung eines Dolmetfchers finden bie Vorſchriften 
des GVG. 88 186 ff. entipredhende Anwendung ($ 34 SchGO.). 
welcher befagt: „Das Schiebögericht ift befugt, den Berlekten, deren Erſcheinen 
bei der Verhandlung als erforderlich bezeichnet iſt ober angeſehen wird, eine 
rReiſeentſchabigung zugubilligen." Der Zweck biefer Beftimmung, welde ſich 
ihrem Wortlaut nad nur auf die Unfallverfiherung bezieht, indeffen, richtig 
verftanden, auch auf die Invalidenverfiherung analog angewendet werben kann 
(ogl. oben N. 100 und jegt AN. 03 ©. 553 Nr. 1086), geht, wie die Materialien 
(Komm.Ber. Ziff. 3 zu $ 8 Entm.) ermeifen, nur dahin, die beiden Fälle der 
Zorladung und der nachtraglichen gerichtlichen Notwenbigteitäerklärung des 
freiwilligen Erſcheinens („al erforderlich angeſehen wird“) völlig gleichzuftellen. 
Dagegen wurbe, wie der ausbrüdliche Hinweis auf die bißherige Prazis ergibt, 
keineswegs beabfigtigt, die Rechte ber Verſicherten auf Entſchädigung herab ⸗ 
zumindern. Es märe daher verfehlt, auch nur für bie Unfallverſicherung aus 
dem mitgeteilten Wortlaut den Schluß zu ziehen, daß der Verletzte in allen 
Fällen ohne eigenen Anſpruch Gebühren, und zwar beſchränkt auf Reifekoften, 
nur nad) Ermefien des Gerichts erhalten fönnte. Vielmehr wirb im übrigen 
bie bisherige Praxis beizubehalten fein. — In den Ergebniffen übereinftimmend 
Iſenbart-Spielhagen Anm. 3 zu $ MO SHED. im einzelnen abweichend 
Appelius-Düttmann Anm. 1 zu-$ 20. fiber die Bewährung eines Koſten ⸗ 
vorſchuſſes an den Geladenen Appeliuss-Düttmann Anm. 7 zu $ 11. 

2) Einzelnes bei Laß S.53 ff. 
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4. Gang der mündliden Verhandlung In Bezug 
auf denfelben enthält $ 14 SchGO. nur bürftige Vorfchriften, 
welde aus denen der CPO. entſprechend zu ergänzen find.'2°) 
Die Leitung der Verhandlung liegt dem Vorfigenden ob ($ 106 
Abſ. 1 IVG.). In Betracht kommt insbefondere: 

a) Die Sadhe ift zur Verhandlung aufzurufen, mwibrigenfalls 
die mangels deſſen ferngebliebene Partei einen Revifionsgrund 
haben mwürde.'2*) 

b) Nad Prüfung der Legitimation der Erſchienenen 29) beginnt 
die Verhandlung, abweichend vom Civilprozeß, mit einer aus den 
Alten gegebenen Darftellung des Sachverhalts. Diefelbe erfolgt 
duch den Vorfigenden oder einen von ihm zum Berichterftatter 
ernannten Beifiger. 

e) Demnädft find die erfchienenen Beteiligten, zunächſt der 
Berufungsfläger, zu hören. Doch hat in Bezug hierauf die münd- 
liche Verhandlung eine wejentlich andere Bedeutung, als im Civil- 
prozeß.'?%) In diefem bildet die mündliche Verhandlung die aus- 
ſchließliche Grundlage für die Entſcheldung, derart, daß das 
Parteivorbringen nur infoweit zu berüdfichtigen if, ala es dem 
Gericht mündlich vorgetragen wurde, während ber Inhalt der 
hinterlegten Schriftfäge „nur den Wert einer Ankündigung“ befigt. 
Im fozialpolitifhen Verfahren dagegen fol zwar die münbliche 
Verhandlung vor und mit dem Gericht den Parteien gleichfalls die 
Möglichkeit gewähren, ihre Sache beffer und unmittelbarer, als 
durch bloße Schrift, aufzuklären und ihr Recht perfönlich zu ver- 
treten; allein grundſätzlich foll doch das Tatjachenmaterial in einer 
für das Urteil maßgebenden Weife ſchon im den vorbereitenden 
Schriftſätzen dem Gericht vorgetragen fein, derart, daß die münd- 
liche Verhandlung nur einen Abſchluß und gegebenenfalls eine 
Ergänzung ber fehriftlichen bildet. Daher auch der vorausgehende 





») Sfenbart-Spielhagen Anm. 2 zu $ 11 SchGO. und bie dort an— 
‚geführten Paragraphen ber CPD. Analoge Anmenbung findet außerdem auch 
8295 CPO. (alsbaldige Rüge der Verlegung einer Formvorſchrift): AR. 91 &.149 
Rr. 32, wo es fi) um Parteianhörung ohne vorherige Berichterftattung handelte. 

ı) Laß S.437 mit AN. 94 S. 331 Nr. 1364 (Unfallſache). 

1) Lab ©. 438. 

20) Reinde, Kommentar zur CPO., 4. Aufl, Anm, IIIa zu $ 128, Laß 
S. 56 fl. 


sı* 
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Vortrag des Referenten aus ben Alten, welcher erfolgen muß, auch 
wenn die Parteien, was ihnen freifteht, gar nicht erſchienen find 
und damit nach Maßgabe ver ihnen befannten gegenwärtigen Sach- 
und Streitlage auf ihren eigenen Vortrag in der mündlichen Ver⸗ 
handlung verzichtet haben. Der fchriftliche Afteninhalt bildet alſo 
anders als im Civilprozeß, foweit er in der mündlichen Verhandlung 
nicht ergänzt, erläutert ober berichtigt wird, eine jelbftändige Grund- 
lage der richterlichen Entſcheidung. 

d) Die mündliche Verhandlung ift aber nicht bloß eine Ver- 
handlung unter den Parteien, fondern auch eine folde des Gerichts 
mit den Parteien. Das wird, abgefehen von dem Vortrag des 
Berichterftatters, namentlich bewirkt durch das dem Vorfigenben 
zuſtehende Fragerecht, deſſen Ausübung er auf Verlangen auch 
jedem Beifiger zu geftatten bat. Dieſes Fragerecht geht aber 
wieberum viel weiter als im Civilprogeß,'?') wo e8, beſchränkt durch 
den Rahmen des Verhandlungsprinzips, überall das prozeſſuale 
Dispofitionsrecht der Parteien zu wahren hat. m fozialpolitifchen 
Verfahren liegt es dagegen dem Gericht von Amtswegen ob, ben 
Sachverhalt in erforberlihem Umfange eingehend und erfhöpfend 
arzuftellen'**) (arg. $ 17 Abſ. 1 SchGO.), und das Fragerecht 
ann daher nicht bloß angewendet werden, um „die Klarftellung 
der geftellten Anträge, wie die Ergänzung ungenügenber Tat- 
angaben und fehlender Beweismittel zu erftreben“, fondern es kann 
aud, „über den von den Parteien vorgebrachten Streitftoff hinaus» 
gehend, die Stellung neuer ,ſachentſprechender“ Anträge ) ober bie 
Behauptung neuer Tatfachen erzielen wollen“. Auch in biefem er- 
weiterten Umfange ift aber das richterliche Fragerecht zugleich auch 
Fragepfliht, jo daß die Unterlaffjung feiner duch die Sachlage 
veranlaßten Ausübung einen mejentlihen Mangel des Verfahrens 
begründen Tann. '°") 

e) Das Gericht kann fomohl von Amtswegen,'’') als auf 
Antrag einer Partei die mündliche Verhandlung vertagen. Ber- 





”) Reinde, ITA zu $ 139, Laß ©. 67. 

8) AR. 00 ©. 722 Nr. 839; vgl. oben N. 8 und Laß 3.67, 69. 

”) AN. 91 6.857 Rr. 1069 (Unfallfage), Laß S. 68, 69. 

0) Val. die N. 123 zitierte Entſch. 339. 

»ı) Bertagung von Amts wegen vor Gintritt in die Verhandlung, 3. 8. 
wegen unzureichender Ladefriſt: Lak S.423. — Analoge Anwendung vor 
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anlaffung dazu wird nad dem Grundſatz, daß „die Entſcheidung 
nicht erlaffen werben darf, ohne daß die Parteien Gelegenheit 
gehabt haben, zu dem wefentlihen Inhalte der Verhandlungen 
Stellung zu nehmen," namentlid dann vorliegen, wenn bei weſentlich 
neuem Vorbringen einer Partei?) die andere entweder nicht er- 
ſchienen ift ober ſich auf dasfelbe nicht fogleich erflären kann. Das 
neue Material ift dann der nicht erfchienenen Partei zu ihrer In« 
formation mit der Ladung zum neuen Termin mitzuteilen.'*) Wird 
eine Vertagung im Termin verfündet, fo muß doch auch die nicht 
erſchlenene Partei von dem neuen Termin in Kenntnis geſetzt 
werben.!?) 


5. Situngsprotofoll ($ 16 SchGO.). Die mündliche 
Verhandlung erfolgt bei Vermeidung der Revifion'?°) unter Zu— 
ziehung eines vereibigten Protofollführers,!2%) welcher unter Kontrolle 
des Vorfigenden ein Protokoll aufzunehmen hat. Dasfelbe foll nad 
der Vorſchrift der SchGO. befonders enthalten: die Namen bes 
Vorfigenden und der mitwirfenden Beifiger, die Eigenſchaft der 
letzteren als Arbeitgeber ober Arbeitnehmer und bie Bezeichnung 
ihres Berufes; im übrigen wird $ 159 Abſ. 2 CPO. analog zur 
Anwendung kommen. Der Gang der Verhandlungen ift nur im 
allgemeinen anzugeben ; doch hebt auch die SchGO. eine Reihe von 
Punkten hervor, welde notwendig duch Aufnahme in das Protokoll 
feftzuftellen find. Es gehören dahin: Erklärungen der Parteien, 
welche die Zurlicnahme einer Berufung bezweden (vgl. oben 
bet N. 66); fernere Anerkenntniffe, Verzichtleiftungen, Vergleiche; 


88 148, 149 EPO. (Ausfegung der Verhandlung): Appelius- Düttmann 
Anm. 2 zu $ 11 SHB8D. 

m) Etwaige Koftenbelaftung der fäumigen Partei: vgl. oben R.33; dagegen 
keine Zurückweiſung nachträglichen Borbringens in Analogte von $$ 279, 374 
EPO.: Laf S. 129. 

2) AR. 95 ©. 35 Nr. 405 mit AR. 03 ©. 394 Rr. 1059 (aus biefer das 
Zitat); vgl. oben N. 99, 101, fowie grunbfäglih bie Ausführungen Siff. 24 
und 40. 

1) UN. 92 S. 1 Re. 87: Feine Analogie von $ 218 CPO. 

38) Iſenbart⸗Spielhagen Anm. 1. 

1) Derfelbe ift entweder ein ftänbiger Hilfabeamter des Schiedsgerichts 
(ogl. oben $ 28 N. 19) ober vom Borfigenben im einzelnen Falle angenommen 
und auf „getreue Erfüllung ber Pflichten eines ProtofoNführers* vereibigt: Laß 
&.47, Appelius- Düttmann Anm. 2. 
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ſolche Anträge und Erflärungen der Parteien, melde von den 
Schriftſätzen abweichen (vgl. oben Ziff. 4e); aus den Beweisver- 
handlungen die Ausſagen der Zeugen und Sachverſtändigen, fomeit 
biefelben früher nicht abgehört waren oder von ihrer früheren 
Ausfage abweichen, fowie die Ergebniffe eines Augenfcheins; !?”) 
endlih die Beihlüffe des Schiebsgerihts und die Urteilsformel. 
Daß das Protokoll den Beteiligten vorzulefen fei, fchreibt die 
SchGO. nur mit Bezug auf feftgeftellte Vergleiche, Anerkenntniffe 
ober Verzichtleiftungen vor; in Bezug auf die übrigen Erklärungen 
der Parteien und die Bemeisverhandlungen wird die Vorlefung auf 
Antrag gewährt werden müflen.'”) Daß biefen Vorfchriften ent- 
ſprechend die Vorlefung ftattgefunden hat, ift im Protokoll zu bemerken ; 
ebenfo daß die Genehmigung erfolgt ift, oder melde Einwendungen 
erhoben worden find. If ein Protofoll überhaupt nicht aufge 
nommen ober tft es in Bezug auf weſentliche, dem Urteil zu Grunde 
gelegte Tatſachen unvollſtändig, fei es, daß biefelben ber gefeglichen 
Vorſchrift zuwider überhaupt nicht protokolliert find!) oder daß 
deren vorgeſchriebene Vorleſung unterblieben ift,') fo liegt darin 
ein wefentlicher, die Revifion begründender Mangel des Verfahrens, 
welcher, abweichend vom Civilprozeß, auch nicht durch die Aufnahme 
der betreffenden Tatſache in den Tatbeftand des Urteils geheilt 
werden Fann.'*') Das Protofol ift von dem BVorfigenden und dem 
Protofolführer zu unterzeichnen. 

VI. Beweis. Die maßgebenden Beltimmungen find in 
§ 106 Abſ. 2 IVG. und 88 17, 18 SHGD. enthalten; in weitem 
Umfange fommt die EBD. zur analogen Anwendung. 

1. Das Prinzip der amtliden Wahrheitserforfhung 
iſt für die Bemweiserhebungen in $ 17 Abſ. 1 SchGO. befonders 
ausgeſprochen. Danach „hat das Gericht den zur Alarftellung des 
Sachverhalts erforberlichen Beweis in vollem Umfange zu erheben, 

121) Mahnung zu getreuer Protofollierung ber Veweisaufnahmen: Rundſchr. 
RVa. v. 6. Aug. 1892 Ziff. 9, AR. S. 109. 

0) Laß ©. 444. 

=) AR. 98 ©. 321 Nr. 646, bezüglich auf Seugenvernefmungen. 

“o) AN. 00 &. 722 Re. 839; dgl. dazu den Raditrag. 

1) Bol. die Entſch. Nr. 839, abweichend Laß, wo wohl bie Entſch. R®er. 
3b. 10 &. 366 unrichtig gewürdigt iſt. — Gegenbeweis gegen das Protofoll in 
Bezug auf bie Förmlicfeiten nur nad) $ 164 EPO., dagegen mit Bezug auf 
ben materiellen Inhalt aud) nad $ 415 Abſ. 2 CPO.; vgl. oben R. 7I. 
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ohne Rüdficht darauf, ob diefer Beweis von ben Parteien ange- 
treten ift oder nicht". Was zur Nlarftellung des Sachverhalts er= 
forderlich ift, beftimmt fi nach „ſachlichem, auf Gründe geſtützten“ 
Ermefien *?) und unterliegt daher der Nachprüfung durch das 
Revifionsgericht, welches bei Verlegung der Aufklärungspflicht bie 
Vorentfcheidung wegen wejentlihen Derfahrensmangels aufheben 
Tann.) Ein Fall diefer Art ift namentlih auch dann gegeben, 
wenn das Gericht bei widerſprechenden Ergebniffen einer Beweis» 
aufnahme ohne den Verfuch weiterer Aufklärung einfeitig nur das 
eine Bereisergebnis feiner Entſcheidung zu Grunde gelegt hat.'*) 

2. Das Prinzip der freien Bemweiswürbigung,') 
welches nad $$ 286, 287 CPO. aud den heutigen Clvilprozeß 
beherrſcht, iſt in $ 19 Sat 1 SchGO. zum Ausdruck gefommen, 
wonad das Schiedsgericht (Innerhalb der erhobenen Anfprüche) 
„nach freiem Ermeſſen entſcheidet“. Die „Freiheit“, welche hier dem 
Schiedsgericht gewährleiſtet ift, bezieht fi aber grunbfäglih nur 
auf die Bildung der richterlichen „Überzeugung“, welche fie 
namentli von ber Beſchränkung durch formelle Beweisregeln freis 
ftellt, mindert aber nichts an biefer Überzeugung felbft als Boraus- 
fegung ber richterlichen Entſcheldung. Auch im Rentenprozeß muß 
das Schiedsgericht auf der Grundlage der gefamten Verhandlungen 
von der Wahrheit einer Tatfahe überzeugt fein, um fie feinem 
Urteil zu Grunde zu legen. Nur fchließt das — wie auch nicht 
anders im Civilprozeß — nad der ganzen Art menfchlichen Wiffens 
die bloße Möglichkeit eines anderweitigen Sachverhalts nicht un 
bedingt aus, fofern nur „fo überzeugende Gründe vorliegen, daß 
im gewöhnlichen Leben am Vorhandenfein des Tatbeftandes nicht 
in) Der $ 16 Abſ. 1 SchSO. v. 1890 verpflichtete das Geticht, „den nach 
feinem Ermeſſen zur Klarftellung des Sachverhalts erforderlichen Beweis In 
vollem Umfange zu erheben uſw.“; doch Hatte ſchon AN. 99 S. 450 oben Rr. 729 
bie Worte Im Sinne des Texies auögelegt. Sept ift das burd bie Weglaffung 
ber Worte „nach feinem Ermeffen“ ausdrücklich deftätigt. 

“) AR. 93 ©. 78 Rr. 232, UN. 98 6.324 Nr. 651, AR. 99 ©. 642 
Nr. 770 und bie fonftigen bei Ifenbart-Spielhagen und Appelius— 
Düttmann Anm. 1 zu $ 17 zitierten Entſcheidungen; vgl. aud) bie folgenbe Rote, 

"*) So namentlih, wenn das Schiedsgericht den Cindrud ber Hinfälligen 
Perfönlichteit des Anſprechers ohne weiteres über das begründete Gutachten 
der Sachverſtändigen fept (UN. 99 ©. 449 Nr. 729, AN. O1 S. 404 Nr. 899). 

) Bel. meinen Auffag über „den Begriff bed BetriebBunfalls" im 
Archiv f. Öff. Recht Bd. 3 S. 355 ff. 
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gezweifelt würbe".'%) In diefem Sinne, aber auch nur in biefem, 
kann ber Sat, welden das NVA. auf dem Gebiete der Unfall- 
verfiherung öfters ausgeſprochen hat,'*) daß das Gericht feine 
„Überzeugung unter Umftänden auch aus Wahrſcheinlichkeits- 
momenten entnehmen kann,“ auf das Gebiet der Invalidenverfiche- 
rung übertragen werben. 

3. Freie Beweiswürdigung und amtliche Wahrheitserforfhung 
ſchränken die Frage nach der Bedeutung der Beweislaſt in 
engere Grenzen ein, heben fie aber doch keineswegs vollftändig 
auf.) Vielmehr tritt diefelbe namentlich in folgenden Punkten 
hervor: 

a) Kann das Schiedsgericht tro Anwendung der ihm zu Ge- 
bote ftehenden Beweismittel fih nach pflihtmäßigem Ermeſſen nicht 
entſchließen, eine Tatfahe als wahr anzunehmen, fo gereicht dies 
derjenigen Partei zum Schaden, welche fie dem Richter hätte be— 
weiſen müffen. Für die Verteilung ber Bemeislaft'*) aber gelten 


”*) Ext. wartt. LUM. v. 7. Febr. 1889 bei Neger Bb. 10 ©. 256. 

17) AN. 86 S. 228 Re. 202; ogl. meinen Aufat ©. 356, Laß S. 80. 

“) Vgl. darüber meinen Aufia ©. 359, fowie für bad Gebiet des preuf. 
Verwaltungsrechts Jebens, Bemeislaft und Kommunalabgabepflicht, im preuß. 
Bermaltungsblatt Bd. 21 S.381. Da auch das ABA. wenigftens geundfäglich 
auf demfelben Standpunkt fteht, zeigen folgende Säge. So fagt ed in AR. 92 
S. 333 Nr. 1183 (Unfallſache), nachdem es auf bie amtliche Beweiserhebung 
des Schiedsgerichts hingemiefen hat: „Hiernach kann von einer Beweispflicht 
und Beweislaſt desjenigen, ber einen Entſchädigungsanſpruch nad den Unfall- 
verſicherungsgeſeten geltend macht, nur in einem weiteren Sinne, und zwar 
infofern geſprochen werben, als ſich die Zuruckweiſung des Anſpruchs ergibt, 
wenn nad) pflihtmäßiger Prüfung des gefamten Ergebniſſes der Verhandlungen 
unb Ermittlungen bie Überzeugung nicht zu gewinnen ift, daß der Nadweld 
ber zur Begründung bed Anſpruchs erforderlichen Tatumſtände erbracht ei; 
babei wird dann allerdings dem Umftande ebenfalls Bedeutung beizulegen fein, 
ob ber die Entihäbigung Fordernde felbft das Erforderliche getan bat, um ben 
Nachweis folder nad dem fonftigen Akteninhalt und dem Ergebniß ber Ber: 
handlungen nicht wahrſcheinlich gemachten Zatumftände zu führen.“ Und in 
AR. 98 S. 392 Nr. 671 werben bie Nachteile, melde den Anfprecher, welcher 
fi} der ärztlichen Unterſuchung entzogen hat, treffen, darauf gegründet, „weil ed 
ihm zur Laſt fält, daß ein für bie Begründung feines Anſpruchs notwendiger 
Beweis nicht erbracht ift bezw. nicht erbracht werben fann“. Mg. dazu auf 
den AR. 04 S. 265 erfolgten Abbrud des reichsgerichtlichen Erkenntniſſes v. 
3. Oft. 1899 über die Beweislaſt im privatrechtlichen Unfallverſicherungsprozeſſe 

"0) Diefelbe lehrt ſich um durch geſehliche Wermutungen; vgl. insbefonbere 
zu $ 147 I86. oben $ 55 N. 16 und die bort weiter angeführten Stellen. 
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auch für den Rentenanſpruch grundfäglih die Regeln des Eivil- 
prozeffes, wonach, „wer einen Anfprud geltend macht, die zur Be- 
gründung deafelben erforberlichen Tatſachen zu beweifen, wer bie 
Aufhebung eines Anſpruchs ober die Hemmung der Wirkſamkeit des- 
felben geltend macht, die Tatſachen zu beweiſen hat, welche zur Be⸗ 
geündung der Aufhebung oder Hemmung erforderlich find.“!°%) 

b) Auch neben dem Prinzip der amtlichen Wahrheitserforſchung 
bleibt den Parteien, bei Vermeidung nachteiliger Folgen in Bezug 
auf das Veweisergebnis, die Pflict der Mitwirkung bei Aufklärung 
des Sachverhalts, foweit das Gericht eine folde als nötig erklärt. 
Es gilt dies namentli für den Anſprecher, welcher zweds Feft- 
ftellung der von ihm behaupteten Invalibität fi der angeordneten 
ärztlichen Unterfuhung,'S') der Beobachtung im Krankenhaufe '32) oder 
einzelnen diagnoſtiſchen Mafregeln '°?) ufw. nicht entziehen darf. Es 
finden hier die bereit oben (VI, 2e) mit Bezug auf das angeorbnete 
Erſcheinen des Anſprechers im Termine zur mündlichen Verhandlung 
erörterten Grundfäße direkte ober doch analoge Anmwendung,'*) fo 
daß, wenn der Anſprecher ohne billigerweife ausreichende Gründe'>’) 
fi nach erfolgter Verwarnung den angeorbneten Beweismaßregeln 
entzieht, ungunſtige Schlüffe für die Frage feiner Invalidität ge- 
zogen werben Fünnen. Dabei hat das Schiedsgericht infolge des 
Verhaltens des an fich beweispflictigen Anfprechers feine Veran- 


0) So treffend zufammengefaßt im $ 193 Entw. B®B.; dazu auch $ 194 
Abſ. 1: „Wer die rechtliche Wirkung eines Tatbeſtandes wegen befonberer, bie 
regelmäßige Wirffamfeit außfchließender Tatſachen verneint, hat dieſe befonderen 
Tatfadhen zu bemelfen.“ 

10) AN. 98 S. 391 Ne. 671 mit AR. 97 S. 350 Rr. 580 (vgl. oben R. 120): 
Veftellung in einer Klinif; Rotwenbigfeit einer Mitteilung des Ergebniffes. 

) AN. 01 6.431 Rr. 908: Unterſchied von der Unterbringung im Kranken⸗ 
Haufe zwed8 Heilbehandlung nach $ 18 Abj.2 IB®.; vgl. auch vandbuch der 
Unfallverfiherung Anm. 2 ff. au$ 7 USG. und Kries, Krantenhausbehanblung 
(1899 ©. 22. 

2) AN. 98 S. 392 Rr. 672: Magenausfpülung. 

14) Daß ber $ 17 Abſ. 2 SED. auch auf Bemeisaufnahmen außerhalb 
des Gerichts direkt anwendbar ift, hebt AR. 97 ©. 350 Nr. 580 ausbrüdlic 
hervor, während die Analogie zwiſchen der Anorbnung des perfönlihen Er- 
ſcheinens und ber Beobachtung im Krankenhauſe in AR. 02 3. 513 Nr. 999 
hervoriritt. 

uꝛe) AN. O1 S. 432 Nr. 908, wonach ſogar zu erwägen iſt, „ob eine ſolche 
Entſchuldigung nit fon in ber Gemütöverftiimmung des Klagers begründet 
äft“ (e8 Handelt fi) um Beobadtung im Rrantenhaufe). 
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lafjung weiter, von Amtswegen der Frage näher zu treten, „ob die 
Invalidität nicht etwa doch auf andere Weife feitgeftellt werden 
tönnte,“'°%) während ihm allerdings im Falle einer begründeten 
Weigerung eine ſolche Verpflichtung nah dem Prinzip des $ 17 
Abſ. 1 SchGO. obliegt.) 

4. Der Umfang der Beweisaufnahme ergibt ſich aus der 
Lage des Sad- und Streitverhälmifies. Einſchränkend wirken 
Notorietät und Geftänbnis. 

a) Für die Offenkundigfeit von Tatſachen bei Gericht gilt 
8 291 CPD. Nicht als offenkundig ift eine nur einem Gerichts- 
mitgliede (Beifiger) bekannte Tatſache zu behandeln; der Beifiger 
ift als Zeuge zu vernehmen, dann aber kraft Gefeges von der Mit- 
wirkung ausgef&hloffen.'%). 

b) Die Vorfgriften der CPO. $$ 288-2 über das Ge» 
ftändnis find mit dem Prinzip der amtliden Wahrheits- 
erfor hung nicht ohne meiteres vereinbar. Tatſächliche Zugeftänd- 
niffe einer Partei find daher nicht in jedem Falle maßgebend und 
verbindlich, und namentlich in Bezug auf ihre Übereinftimmung mit 
dem fonftigen Afteninhalt zu prüfen.') Der Widerruf eines Ge- 
ftändnifjes ift nicht am die beſchränkenden Vorausfegungen des $ 290 
CPO. gebunben.!*%) 

5. Auch binfihtlih der Beweismittel und ihrer Auswahl 
ift das Schiedsgericht frei und nicht an Anträge der Parteien ge- 
bunden.') Nach der Anordnung der EBD.!t) fommen in Betradt: 

=) AR. O1 ©.432 a. €. Nr. 908. Demeniſprechend formuliert das ABA, 
in ben angeführten Entſcheidungen, verglichen mit AR. 00 ©. 675 Rr. 819 und 
Laß 6.338, daß im vorauögejegten Falle „ohne weiteres die nad) Lage ber 
Alten ungünftigften Schlüffe gezogen werben koͤnnen“. Wie weit das Gericht 
in feinen „ungünftigen“ ($ 11 6.3 ShBO.) Schlüffen gegen und ob es bis 
au den ungünftigften (3.8. hinſichtlich des Beginnd ber Erwerbsunfähigkeith 
dorſchreiten will, hängt von feinem pflictgemäßen Ermeflen ab. Der Hinweis 
auf bie Lage der Akten bringt bie Verüdfichtigung ber fon vorliegenden, 
fonftigen Ermittelungen (vgl. oben bei R. 119) zum Ausdruck 

») AR. O1 Nr. 908 &.433 oben. Coentuel kommt ber Grunbfag litt. a 
des Textes zur Anwendung. 

15%) UN. 94 ©. 30 Nr. 318. 

1) AN. 98 ©. 324 Nr. 651. 

) Laß ©. 78. 

“) Laß 197. 

a) Sinfichtlih des von ber CPO. an erfter Stelle angeführten Augen⸗ 
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a) Zeugen. Die „Befugnis, Zeugen (und Sachverſtändige) 
zu vernehmen und ihre Ausſagen eidlich erhärten zu laſſen,“ ift in 
$ 106 Abf.2 dem Schiedsgericht beigelegt. Der Ausbrud „er- 
härten“ fol nad) den Materialien'®2) bedeuten, daß die Vereidigung, 
entgegen dem $ 891 CPO., nach ber Vernehmung zu erfolgen 
hat.) Wie aber die Vergleihung mit $ 74 Abf. 2 ©. 89 er- 
gibt,'*) den in biefem Punkte abzuändern feine Abſicht beftand, iſt 
die Vereibigung von Zeugen und Sachverftändigen im Rentenprozeß 
überhaupt dem freien Ermeſſen des Gerichts überlaffen.'®) 

Hinfihtlih der Verpflichtung, fih als Zeuge (oder Sachver-⸗ 
ftändiger) vernehmen zu laffen, verweift $ 18. Abſ. 1 Sag 1 SHED. 
auf die Beftimmungen der CPO. icc) In der Form einer felbftän- 
digen Vorfärift fügt dann SchGO. $ 18 Sat 2 hinzu, daß „Ins- 
befondere das Schiebsgeriht befugt fein fol, gegen Zeugen (und 
Sachverſtändige), melde ſich nicht ober nicht rechtzeitig zu ben 
Sitzungen einfinden oder ihre Ausfage oder bie Eibesleiftung ohne 
Angabe eines Grundes, oder nachdem der vorgeſchützte Grund für 
unerheblich erflärt ift, verweigern,“ felbft 1") „eine Gelbftrafe bis 
zu 300 Mark fejtzufegen.” Cine Wiederholung oder Erhöhung der 
Strafe, eine Umwandlung derfelben in Haft bei Unvermögen ober 





ſcheins (in Betracht Tommt inöbefondere der am Anſprecher felbft) ift Hier nichts 
veſonderes zu erwähnen; vol unten Ziff. Ga. 

2) Romm.Ber. zu $ 74 Entw. IVG. 

123) Die vorherige Bereidigung wird mit Ifendart-Spielfagen Anm. 4 
zu $ 106 IBG. nicht ald Reviſionsgrund anzufehen fein. 

') „Das Schiebögeriht ift befugt, Zeugen und Sachverſtändige, auch 
eiblich, zu vernehmen” (AN. 93 ©. 54 Nr. 210; dazu jegt AN. 04 &. 416 Rr. 1126). 

16) Einzelheiten zum Zeugenbeweis: Bernehmung eined (nicht geſetlichen) 
Parteivertreter8 als Zeuge ift zuläffig (AN. 98 ©. 323 Nr. 650); Richivorlegung 
der Generalgeugenfragen bildet feinen Revifionsgrund (AN. 93 ©. 54 Nr. 210). 

166) Keine Zeugniöverwelgerung des Arbeitgeberd, wegen ber Befürchtung 
aus $ 176 IBG. beftraft ober zur Nachentrichtung von Beiträgen angehalten 
zu werben: vgl. die oben $ 45 N. 34 zitierten Entſcheidungen. — Ob ein 
Zeugnisverweigerungsrecht aus $ 383 Abſ. 1 Rr.3 CPO befteht, enticheibet 
ih im Falle einer Veränderung in der Perſon ber Parteien (Grbeneintritt) 
danach, welches Bermwandtichaftäuerhältnis zu ber Zeit vorhanden iſt, zu welcher 
die Ausfage erfordert wird (AN. 03 ©. 393 Nr. 1058). — Bernehmung nad 
Rücnahme der Weigerung notwendig (AR. 93 &. 77 Nr. 232). 

’) Keine Requifition des Amtögerichts mehr nötig, wie nad $ 17 Abi. 3 
SHOD. v. 1890, 
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eine Auferlegung der durch das Ausbleiben ober die Weigerung ver- 
urfachten Koften, wie fie die hier in Betracht kommenden 88 380, 
390, 409 EBD. vorfehen, wird, nach dem ausſchließenden Wortlaut 
der angeführten, die Straffolgen normierenden Sonderbeftimmung 
nicht zuläffig ſein.ics) Wohl aber kann im Falle wiederholten Aus- 
bleibens eines Zeugen die zwangsweiſe Vorführung desfelben und 
im Falle wiederholter Ausfageverweigerung die Zwangshaft an= 
geordnet werben; jedoch nicht durch das Schiedsgericht felbft, welches 
vielmehr um „bie Verhängung und Vollſtreckung dieſer Zwangs- 
maßregeln” das Amtsgericht zu erfuchen hat, in befien Bezirk der 
Zeuge!) feinen Wohnfig ober Aufenthalt hat.!”%) Alle Entſchei- 
dungen des Schiedsgerichts, welche die Zeugenpflicht felbft oder die 
Folgen ihrer Verlegung betreffen, ergehen in Form von „Befchlüffen”. 
Gegen diefelben findet binnen zwei Wochen nach der Zuftellung die 
Beſchwerde an das RVA. ftatt, welde ſchriftlich beim Schiedsgericht 
‚einzulegen ift."") Erfolgt nachträglich eine genügende Entſchuldigung, 
jo find die getroffenen Anordnungen vom Schiedsgericht ober auch 
von deſſen Vorfigendem wieder aufzuheben ($ 18 Abſ. 3 SchGO.). 

Die Zeugen (und Sachverftändigen) erhalten Gebühren nah 
Maßgabe der Gebührenordnung für Zeugen und Sachverftändige.!"?) 


w) Abweichend Appelius-Düttmann Anm. 9 und nur hinſichtlich der 
Koftenauferlegung zuftimmenb Ifenbart-Spielhagen Anm. 2, 4, 5 zu $ 18 
SchGO. Gerade in Bezug auf die letztere kommt aber in Betracht, daß unter 
den befonderen Borausfegungen des $ 65 Abj.5 I8G. mit $ 20 Abi. 3 
SchGO. und $ 104 Abf. 5 Ziff. 3 IVG. aud einem Zeugen Koften im Wege 
der Srivolitätäftrafe auferlegt werben tönnen; vgl. oben $ 68 N. 70. Gegen 
die Argumentation ber beiden genannten Kommentatoren aus $ 18 Abſ. 1 Say 3 
SchGO. ift zu bemerken, daß bie Berhängung der Haft an Stelle ber Geld- 
ftrafe bei Unvermögen keine Zwangsmaßregel darftellt. 

1%) Wenn die SHBO. daneben auch ben Sadjverftänbigen erwähnt, fo 
geht das fehl, da 8409 CPO. Imangdmahregeln gegen dieſen nicht Yennt; das 
Verfehen erflärt ſich durch ben Anſchluß des Wortlaut? an ben anders ger 
Iagerten (vgl. oben R. 167) Text ber SHBD. v. 1890. 

"0, $I8A.1 Sag ICHBO. Wegen der Nilitärperfonen Sag 4, wegen 
Smangöbeitreibung und Kaffe Abf. 4 Sat 1. 

m) $ 18 Abſ. 2 SHOO.; Lak ©. 504. 

2) ROBL. 98 ©. 689. Kommentiert in Funke-Hering, Die gerichtlichen 
Koſten bes Verfahrens vor dem RBA. und den Schledögerichten (1902) S. 6 ff. 
Näheres über die Gebühren ber Arte Ifenbart-Spielfagen Anm. 9, 
Appelius-Düttmann Anm. 15 zu 518 C5BOD., FunkerHering S. 15 ff. 
100 ff. Über Feftfegung und Veſchwerde gemäß $ 20 SchGO. vgl. unten IX. 
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b) Sachverſtändige. Die für fie und die Zeugen gemein- 
famen Grundfäge vgl. unter litt. a. In Betracht Fommen 
namentlich ärztlihe Sachverftändige. Bei der Auswahl derſelben 
tommt dem Schiedsgericht jegt eine Einrichtung zugute, welche in 
88 MG. für das Gebiet der Unfallverfiherung'??) getroffen ift. 
Danach wählt das Schiedsgericht bei Beginn eines jeden Gefchäftsjahrs, 
in der Regel nad) Anhörung der zuftändigen Nrztevertretung, aus 
der Zahl der am Sige des Schiedsgerichts wohnenden approbierten 
Ärzte diejenigen aus, melde als Sachverſtändige bei den Verhand- 
lungen vor dem Schiedsgericht in Unfallſachen in der Regel zu- 
zuziehen find. Es wird nur natürlich fein, daß das Geriht auf 
diefe Vertrauensärzte auch in Invalidenſachen bei Bedarf refurriert, 
ohne doch formell dazu verpflichtet zu fein. Die Beftimmung 
bes $ 8 MG., wonach den zugejogenen Sachverſtändigen zur Abgabe 
ihres Gutachtens Einfiht in die Alten des Schiedsgerichts und der 
Berufsgenoſſenſchaft zu gewähren ift, wird auch in Invalidenſachen 
und mit Bezug auf die Akten der Verficherungsanftalt Anwendung 
finden. In allen Fällen muß den Parteien Gelegenheit gegeben 
werben, ſich über das erftattete Gutachten zu äußern.'”*) 

©) Urkunden. Als folde werben namentlich ſtandes und 
pfarramtliche Befcheinigungen, ärztliche Attefte, Zeugniſſe über Be 
ſchäftigung, Alten ufw. in Betracht fommen. Die Vorſchriften der 
CPO. über die Antretung des Urkundenbeweiſes kommen formell nicht 
zur Anwendung; es genügt namentlich bei Akten ein einfacher Hin- 
weis auf den erheblichen Inhalt derſelben, um das Gericht vermöge 
feiner amtlichen Aufllärungspflicht zur Herbeiſchaffung zu ver« 





2) Daß $ 8 MO. ſich nur auf die Unfallverfiherung bezieht, meinen auch 
Gebhard: Düttmann Anm. 9 zu $ 106 IB®, Appelius: Düttmann 
Anm. 8 zu 58 MO. und Weymann Anm. 3 zu $ 106 IVG. Den gleichen 
Standpunkt teilt auch die bet Hoffmann, Arbeiterverficherungdgefege, abge⸗ 
brudte Anmweifung bed preuß. Handelsminiſters zu $ 8 cit. v. 29. Dez. 1900 
Hiff. 1. Die praktifche Differenz ber Anfichten ift übrigens nicht fehr bebeutenb, 
da nah $ 8 MO. die beftellten Vertrauensärzte auch nur „in ber Regel” 
zuzuzie hen find. 

) Bgl. dazu oben N. 100, 151. Iſt die Partei nicht anweſend geweſen, 
als die Einholung eines Gutachtens beihloffen wurde (hier Außerung des Ober- 
meifter8 der Schneiberinnung), fo durfte in der nächſten münblihen Ber» 
handlung bad Urteil nicht geſprochen werben, ohne daß das Gutachten ber 
wiederum nicht erfhienenen Partei mitgeteilt war (AR. 03 &. 394 Nr. 1059). 
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anlaffen.''°) Dagegen werben die Normen der CPO. SS Alf. 
über die Beweiskraft von Urkunden und die Editionspfliht im all- 
gemeinen analoge Anwendung finden können, foweit nicht im ein- 
zelnen Falle die amtliche Erforſchung des Sachverhalts in Ver— 
bindung mit der freien Beweiswürdigung entgegenfteht.'7*) 

d) Eid. Das RUN. hat die Anwendung nicht allein des zu- 
geſchobenen, fondern auch des richterlich auferlegten Eides als un- 
vereinbar mit dem „Grundfage der Herftellung materieller Wahrheit 
und der hierzu umerläßlichen freien Beweiserhebung und Bemeis- 
mürbigung“ erachtet,''") obgleich aus dem Kreife der Schiebsgerichte 
das Bebürfnis nach diefem Beweismittel betont wurde. Es wäre 
m. E. immerhin zu erwägen gewefen, ob nit in gewiſſem Sinne 
umgefehrt der Ausfchluß des auferlegten Eides eine Beſchränkung 
des Richters in der Wahl feiner Überzeugungsmittel bei Bweifels- 
fällen bildet, und ob deshalb nicht wenigftens diefe Art des Eides 
aus dem Civilprozep hätte herübergenommen werben fünnen.!?°) 

6. Beweisverhandlung. Die Beweisaufnahme erfolgt: 

a) in der Negel in der mündlichen Verhandlung ($ 17 Abf. 3 
Sag 1 SchGO.). Sie fteht dann unter allen für diefe geltenden 
Vorſchriften, namentlih auch hinſichtlich der Zuziehung eines ver- 
eidigten Protofollführers. Über die Aufnahme der Ausfagen von 
Beugen!%) und Sachverſtändigen, ſowie der Ergebniffe eines Augen- 
ſcheins ins Protofoll vgl. oben N. 137, 139. 

b) Das Gericht Tann aber auch beſchließen, den Beweis durch 
ein Mitglied, insbejondere den Vorfigenden oder gemäß $ 172. IVG. 
im Wege der Nechtshilfe durch eine „Öffentliche Behörde“ erheben 
zu laffen. Andere Schiedsgerichte können aber nach der Praris des 





) AN. 99 S.642 Nr. 770. 

0) Laß S. 218 ff.; dazu AR. 04 S 420 Ar. 1131 im Nachtrag. 

m) Rundſchr. v. 6. Aug. 1892, AR. S. 110 Ziff. 8 mit Rundſchr. in Unfall 
ſachen v. 2. Juli 1887, AR. 88 S. 236 iff. 4. 

28) Bol, auch v. Stengel, Lehrbud des deutſchen Verwaltungsrechts 
©. 238. 

1788) Sollen Zeugenaugfagen, melde in der mundlichen Verhandlung erhoben 
find, fi) aber auf einen anderen, als ben den Parteien mitgeteilten Bemetzfag 
beziehen, dem Urteil zu Grunde gelegt werben, fo müffen fie zuvor derjenigen 
Partei, zu deren Ungunften fie lauten, und zwar aud wenn biefe zum Termin 
geladen, aber nicht erſchienen war, mitgeteilt werden (vgl. oben R. 101 ff., 131; 
AR. 03 ©. 551 Nr. 1084). 
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RVu. auf dieſem Wege nicht in Anſpruch genommen werben (vgl. 


oben $ 25 N. 11); auch erfcheint eine Beweisaufnahme duch Er— 
ſuchen des Anftaltsvorftandes, welcher Partei tft, oder durch feine 
.; Organe als ausgefäloffen."%) Die Bemeisverhandlungen, auch vor 
der erfuchten Behörbe,'*°) müflen nah $ 17 Abſ. 4 SchGO. unter 
Zugiehung eines vereidigten ober, wie bier erleichtern hinzugefügt 
wird, duch Handſchlag zu verpflichtenden Protofolführers und unter 
Benachrichtigung der Parteien aufgenommen werben.'*') Die Unter 
laſſung begründet einen wefentlihen Mangel des Verfahrens, welcher 
jedoch, ſoweit die Nichtbenachrichtigung der Parteien in Frage 
fteht, im Wege des $ 295 CPO. (vgl. oben N. 128) geheilt 
werben fann.'%2) 

ce) Geeignetenfalls fteht die Bemweiserhebung Auch dem Vor⸗ 
figenden ſchon vor Anberaumung des Termins zur mündlichen 
Verhandlung zu.'%) Die Vorfchrift des $ 17 Abi. 4 SchGO. gilt 
auch hierfür. 

VII. Entſcheidung. Den Verfügungen und Beſcheiden des 
Vorfigenden ftehen die „Entſcheidungen“ des kollegialen Schieds- 
gerihts gegenüber. Diefelben zerfallen, im weiteren Sinne ges 
nommen,!®) in Bejchlüffe und Entſcheidungen im engeren Sinne 


0) AR. 01 &.199 Nr. 881 (Rontrolbeamte); vgl. auch oben $ 25 R.4 
und $ TOR. 15. 

0) UN, 986 ©. 356 Nr. 519, wodurch die Entſch. in Mainzer Ztſchr. Bd. 5 
S. 163 außer Kraft tritt. Auch die von Appelius-Düttmann Anm. 12 
noch aufrecht erhaltene Beichränkung kann nicht gebilligt werben. Die vequirierte 
Behörde muß auf bie Beftimmung Bingewiefen werben. 

1) Die oben R. 101 ff. entwidelten Säge finden analoge Anwendung; vgl. 
auch R. 1788. 

2) AN. 96 S. 356 Nr. 519; Laß S. 82, 429 f. 

=) 517 26.3 Say 3 Sch6O. Bol. dazu, fowie über die burg Abſ. 2 
begründete Befugnis des Borfigenden, zur mündlichen Verhandlung aud ohne 
vorauögehenben Beihlub des Schiebägeritd Zeugen und Sachverftändige vor- 
aulaben, jowie das perſönliche Erſcheinen eines Beteiligten anzuorbnen, oben V, 4. 

1) Bon Entfeibungen im melteren Sinne fpricht $ 106 Abſ. 3 IB®. und 
ebenfo Abf. 4 in feinem erften Zeile. Die ferneren, durch dad JVG. erft angefügten 
Worte fallen dann aus dieſem Sprachgebrauch heraus und beziehen fi, wie 
25 Abſ. 4 SHBD. ergibt, nur auf die Entiheibungen im engeren Sinne. 
Im weiteren Sinne wird der Ausbrud aud in $ 7 Abf. 4 fowie in $ 20 Abf. 1 
SHBD. gebraucht; vgl. oben N. 86. 
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ober Urteile.) Nach der Geftaltung bes fchiebsgerichtlichen Ber- 
fahrens find Beſchluſſe namentlich die Beweisbeiclüffe,'*) ferner bie 
Beſchluſſe, welche die Vertagung oder Ausfegung des Verfahrens 
bezwecken (vgl. oben N. 131); auch die Entſcheidungen über die Er⸗ 
fülung der Beugenpfliht ($ 18 Abf. 2 SchGO., vgl. oben bet 
N. 171), ſowie diejenigen, dur melde nad Erlaß eines Bor- 
beicheives der Antrag auf mündliche Verhandlung ala verfpätet 
zurückgewieſen wird (vgl. N.86, 184), ergehen in Form von Beſchlüſſen. 
Hiernach verbleiben als Urteile (Endurteile, Endentſcheidungen) des 
Schiedsgerichts diejenigen Entſcheidungen im weiteren Sinne, welche 
auf Grund münblicher Verhandlung endgiltig über den Berufungs- 
anfprud ganz ober zum Teil oder doch dem Grunde nad erfennen 
und mit dem Rechtsmittel der Revifion anfechtbar find. Bon diefen 
gilt insbeſondere folgendes: 

1. Nah $ 115 IVG. hat auch das Schiedsgericht, wenn es 
den Anſpruch auf Rente für begründet erachtet, zugleich die Höhe 
und den Beginn der Rente feitzuftellen.') Nur „in befonderen 
Ausnahmefällen, welche das Reihsverfiherungsamt näher beftimmen 
darf“, ift es dem Gericht geftattet, den Anſpruch auf Rente nur 
dem Grunde nach anzuerkennen und nicht gleichzeitig über Höhe und 
Beginn der Rente zu entſcheiden. Dieſes Urteil, welches feinem 
Weſen nad) ein Zwiſchenurteil ift, gilt doch nach Analogie von 
$ 304 EBD. in Betreff der Rechtsmittel als Enburteil und ift daher 
mit der Nevifion anfechtbar. Wird es rechtskräftig, weil entweber 
Revifion nicht eingelegt ift oder das RVA. auf Revifion der Ver— 
fiherungsanftalt '°”) dasfelbe beftätigt hat, und zwar gleichfalls, ohne 





ma) So $ 23 Say 1 SHBD.: „Den Beſchluß ober die Entideibung.* 
Entſcheidung im engeren Sinne aud in $ 19 Satz I und $ 24. 

100) „Beweißbefhlüffe, die im Laufe bes ſchiedsgerichtlichen Verfahrens er- 
gehen, unterliegen als lebiglic die Endentſcheidung vorbereitende gerichtliche 
Anordnungen der Anfechtung mittel eines felbftänbigen Rechtsmittels nicht; 
vielmehr konnen Beſchwerden, welde aus dem Beweisverfahren, ber Beweids 
erhebung wie ber Beweismürbigung hergeleitet werben, nur mit einem gegen bie 
Endeniſcheldung ſelbſt zuläffigen Rechtsmittel geltend gemacht werden" (Handbuch 
d. Unfallverfiherung Anm. 6 zu $ 16 SHED. v. 1885). 

186) Den gleichen Orundſatz fuchten auch ſchon früher zur Geltung zu bringen: 
Rundſchr. ABA. v. 6. Aug. 1892 Ziff. 10 ©. 111, AR. 97 ©. 316 Rr. 569, 
AN. 99 S. 454 f. Nr. 734, 735. 

") Mot. Abſ. 2 Sap 6 zu $$ 79, 80 Entw. IB. 
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feinerfeits Beginn und Höhe der Rente feftzufegen,'*) jo hat nun 
mehr der Anftaltsvorftand ober die entſcheidende Rentenftelle dies zu 
tun und damit das Zmifchenurteil zum wirklichen Endurteil zu exe 
gänzen. Es gefchieht dies aber durch berufungsfähigen Beſcheid, 
gegen den num wiederum die orbentlichen Rechtsmittel, zunächſt bie 
Berufung, ergriffen werben können. 

Das Geſetz forgt aber zugleich dafür, daß auch im Falle der 
Einlegung der Revtfion gegen das Zwiſchenurteil der Anſprecher 
nicht ohne vorläufige Bezüge bleibt. Da nämlich durch jenes Urteil 
bereits ein ſtarkes Gewicht zu feinen Gunften in bie Wagſchale fällt, 
fo muß ihm der Anftaltsnorftand ') „unverzüglih“ d. h. alsbald 
und ohne weitläufige Ermittelungen durch einfache Verfügung „vor 
läufige Rentenbeträge bewilligen‘. Die Höhe berjelben, melde 
„angemefjen“ '%) fein fol, beftimmt fi) nach dem Ermefien des Bor- 
ftandes; „die Zahlung des Minbeftbetrags der Rente vom Tage der 
ſchiedsgerichtlichen Entſcheidung an wird die zuläffige Untergrenze 
bilden“.'”) Ein Rechtsmittel findet gegen bie gefchehene Bewilligung 
in Bezug auf Höhe und Beginn der Zahlungen nicht ftatt; die 
Weigerung der Bewilligung felbft kann durch Anrufung der Aufs 
fihtsinftang gebrochen werben.!) Die vorläufigen Rentenbeträge 
ftehen binfichtlih ihrer Auszahlung unter allen für bie definitive 
Rente geltenden Regeln. Wird eine folde fpäter, nachdem das 
Zwiſchenurteil in Rechtskraft erwachfen, bewilligt, fo find Die vor- 
läufig gezahlten Beträge auf bie endgiltig angewieſene Rente an- 
zurechnen; ein Verzicht hierauf fteht der Anftalt nicht zu. Wird 
aber auf Revifion der letzteren das Zwiſchenurteil aufgehoben, fo 
ann zwar die Anftalt im Wege des Civilprozefjes'%) jene Beträge 
zurüdfordern; auch kann fie, wenn dem Empfänger fpäter aus 
anderem Grunde Rente bewilligt wird, diefe mit der Rüdforberung 


we) Das bebeuten bie Worte „fofern das nicht bereits früher geſchehen ift“. 

19) Die entſcheidende Rentenftelle wird Hier nicht in Betracht kommen. 

»o) „vorläufig angemeflen erideinenbe Beträge: Mot. zu $$ 79, 50 
Entw. I8B. 

») Zjenbart-Spielhagen Anm. 6. 

wa) Gebhard» Düttmann möchten biefelbe auch wegen ber Höhe ber Be 
träge zulafien; Anm. 8. 

”2) AR. 93 ©. 76 Rr. 230 Schlußabfag, AR. 97 &.275 Abſ. 3 Nr. 556, 
Mot. zu $ 81a Entw. IVG. 

Rofim, echt ber Urbeiterberficperung. Banb U. 5 
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gemäß 8 55 Abf. 2 aufrechnen; e) doch ift fie nah $ 118 IVG. 
in diefem Falle!) auch befugt, nad Würdigung der befonderen 
Umftände'®) von einer Wiebereinziehung abzufehen. 

Verſchiedene Punkte bleiben zweifelhaft: 

a) Klar ift, daß die dem ABA. vorbehaltene nähere Beftimmung 
der Ausnahmefälle, in denen das Schiedsgericht über den Grund 
des Anſpruchs vorab entfcheiden darf, nur allgemein erfolgen 
kann.iec) So lange aber das RVA. von feiner Befugnis noch 
feinen Gebrauch gemacht bat, bleibt es fraglich, ob die Worab- 
entſcheidung im einzelnen Falle nach dem eigenen Ermeſſen des 
Schiedsgerichts zuläffig oder in allen Fällen unzuläffig ift. Der 
Wortlaut der Motive klingt etwas nach ber legten Alternative,!9) 
der des Gefeges mehr nad) der erften, die wohl auch in Überein- 
ſtimmung mit den Kommentaren als die richtige zu erachten fein 
wird. Doch wird dann das Schiedsgericht gehalten fein, den Fall 
als Ausnahmefall in den Gründen feines Exfenntniffes befonvers 
zu rechtfertigen.) 

b) Gilt e8 als weientliher Mangel des Verfahrens, wenn das 
Schiedsgericht in anderen, als befonderen Ausnahmefällen bie Feft- 
ftellung von Rentenbeginn und Rentenhöhe unterläßt? Ich möchte 
das für den Fall annehmen, daß das RVA. die zuläffigen Aus- 
nahmefäle abſchließend beftimmt haben wird, es dagegen vorher, 
der bisherigen Praxis entſprechend, auf die Würdigung des einzelnen 
Falles ankommen Lafjen.!”) 





18) Bel. oben $ 67 R. 76 mit 72: Die in $ 115 beſonders geregelte „An- 
rechnung“ fällt nit unter $ 55. 

0) So bie R. 92 zitierten Motive. 

») Zjenbart-Spielhagen Anm. 2, Bebharb-Düttmann Anm. 2; 
Weymann Anm. mill einen allgemeinen Beſchluß biefer Art zulafien, doch 
wird das durch die Motive nicht begründet. 

we) Zfenbart-Spielhagen Anm. 3. 

won) „Rur unter befonderen Ausnahmefallen, beren nähere Feftftellung dem 
RBA. überlaffen bleiben kann, dürfen uſw.“ (Mot. zu $$ 79, 80 Entw. IB®.). 

10e) Beiſpiele folder Außnahmefälle bei Ijendart-Spielhagen unb 
Sebhard» Düttmann Anm. 3, Weymann Anm. 4. 

») „Fehlen einer Beftimmung über die Höhe ber Rente felbft dann fein 
weientliher Mangel des Verfahrens, wenn bad Sciebögericht den Beginn 
einer von ber Anftalt feftgeftellien Rente abgeändert hat“ (MR. 99 S. 455 
Nr. 735); „Fehlen einer Beftimmung über den Beginn der Invalidität und 
der Rente im Urteil als mefentliher Mangel des Verfahrens"; Würbigung bed 
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-c) Das Geſetz ftellt die Anerkennung des Rentenanſpruchs 
dem Grunde nad} einerfeits, und die Feitftellung von Beginn und 
Höhe der Rente anbererfeits gegenüber. Iſt daraus zu fchließen, 
daß nur in dieſer Weife gefchieden werden Tann, ober ift im 
Gegenteil aus der Abfiht des Gefeges, das Urteil des Schieds- 
gerichts möglihft allumfafjend zu geftalten, der Schluß zu ziehen, 
daß neben der Anerkennung des Anſpruchs an fi wenigftens 
Beginn oder Höhe der Rente fetzuftellen ift, falls dies ohne Auf- 
enthalt gefchehen kann? Ich bin geneigt, das Letztere anzu- 
nehmen.%) Für folde Fälle müſſen fih dann freili die Ver— 
pflichtungen des Vorflandes zur vorläufigen Rentenbewilligung 
modifizieren, zumal dann auch am die Möglichfeit einer Revifion 
des Rentenanfprechers gedacht werben muß. ft demnach der 
Beginn der Rente feftgefegt und hat nur der Anfprecher Revifion 
eingelegt, jo müfjen die vorläufigen Rentenbeträge gemäß $ 116 
Abſ. 1 IVG. vom feftgefegten Rentenbeginn an gewährt werben. 
Iſt aber die Höhe feitgefeßt, fo ift diefe in allen Fällen mindeftens 
von der fchiedsgerichtlihen Entſcheidung an zur Auszahlung zu 
dringen. 

2. Zu einem ähnlichen praktiſchen Refultate, wie in den foeben 
unter litt. e beiprodenen Fällen auf dem Wege des Zwiſchen—⸗ 
urteils, Tann man im Intereffe des Verfiherten auch auf dem Wege 
eines iedsgerichtlichen Teilurteils gelangen. Regelmäßig foll 
nad $ 115 Sak 1 IVG. das die Höhe und den Beginn der 
Rente feftitellende Erkenntnis ein Vollurteil fein, d. h. den erhobenen 
Rentenanfpruch in vollem Umfange erfchöpfen. Indeſſen geftattet 
auf dem Gebiete des Givilprozefjes der $ 301 CPO. die Erlafjung 
eines Teilurteils, wenn nur ein Teil eines Anſpruchs zur End» 
entſcheidung reif ift; die Erlaſſung desſelben kann unterbleiben, 
wenn das Gericht fie nach Lage der Sache nit für angemefjen 
erachtet. Eine analoge Anwendung diefer Veftimmung in dem 
Sinne, daß wenigftens in Ausnahmefällen im Intereſſe einer 
ſchleunigeren Verwirklichung der dem Verſicherten zuftehenden Rechte 


Einzelfalls: AN. 99 ©. 454 Nr. 734. Ifenbart-Spielhagen Anm. 2 zu 
$ 115 mit Anm. 1 zu $41 ebenfo wie hier, während Piloty ſchlechtweg fagt: 
nBerftöße gegen Say 1 und 2 Bilden nad) ber Novelle Revifionägründe; Entſch. 
Re. 735 teifft nicht mehr zu.“ 
2%) Übereinftimmend Gebharbs Düttmann Anm. 4. 
- 52* 
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ein Teiluxteil erlaffen werben kann, hat das ABA. auf dem Gebiete 
der Unfallverfiherung zugegeben”) und es wird feinem Bebenfen 
unterliegen, das Gleiche auch auf dem Gebiete der Invalidenverice 
rung gelten zu lafjen.?®) Hiernach kann aus befonderen Gründen”) 
dur Teilurteil eine Rente von befiimmtem Seitpunft an ober in 
beftimmter Höhe feftgeftellt werben, während bie Frage, ob dieſelde 
auch für einen früheren Zeitraum oder in meiterer Höhe zu ge 
währen fei,%) dem abichliegenden Enburteil überlafjen bleiben 
ann. Anders, als bei dem Zwiſchenurteil der Ziff. 1, geht bier 
das Verfahren in der ſchiedsgerichtlichen Inftanz weiter, ohne dai 
ein fernerer Beſcheid der Verfiherungsanftalt dazwiſchen tritt. 

3. Dagegen find, von den erörterten Fällen abgefehen, die 
Schiebsgerichte verpflichtet, ein erichöpfendes, einheitliches Urteil 
über ben vor fie gebrachten Streitftoff abzugeben.) Daher find 
im übrigen, unter Ablehnung der Analogie von $$ 275, 308, 58 
539 CPO. Teil- oder Zwiſchenurteile, Zurüdverweifungen in die 
Beſcheidsinſtanzꝰe) oder auch bedingte Urteile, durch melde bie 
Zubilligung einer Rente an die nachträgliche Erfüllung gemier 
Borausfegungen gefnüpft wirb,”") unzuläfiig. Derartige Urteile 
unterliegen, infofern fie das Verfahren in der ſchiedsgerichtlichen 
Inſtanz abfehließen folen und daher in der Form von Endurteilm 





0) AR. 97 ©. 406 Rr. 1636, Laß ©. 2931. 

2) Die in ben folgenden Roten zitierten Entſcheidungen beziehen fd. 
ſoweit fie von „Zeilurteilen“ ſprechen, doch nicht auf diefen Fall. 

20) Uber den Fall des teilweiſen Anerkenntnifies vgl. unten R. 213. 

®*) ®gl. namentlid bie von Gebharb-Düttmann Anm. 3 gu $ 115 
(oben R. 198) angeführten praktifhen Veiſpiele. 

20) AN. 97 ©. 316 Rr. 569 und die dort weiter zitierten Entſcheidungen 

=*) Rein teilweiſes Urteil über einzelne Grundlagen bed Anſpruchs, namentlih 
nicht bloß über die Frage der Berficerungäpfliht (AR. 94 S. 32 M.l. 
AN. 97 &.518 Nr. 611, AR. 99 ©. 452 Nr. 733) oder aber die ber Grwerhk 
unfäßigfeit (AN. 97 ©. 316 Rr. 569 mit AR. 99 &. 455 Ar. 735) unter Juri: 
vermeifung der Sade im übrigen an ben Borftand. Keine ledigliche Kar 
hebung des Beſcheldes (AR. 99 S. 453 Rr. 733 litt. b mit AR. 9 6. #1 
Nr. 731). Bol. jet aber AR. O4 ©. 417 Nr. 1127 Im Rachtrag 

20) Nachbringung von Marken ober Arbeitsbeſcheinigungen (AR. 6.12 
Nr. 350); dagegen Ausſetzung bed Verfahrens bis zur Rachbringung und bar 
Entfgeidung: vgl. oben $ 53 N. 4. Vorjchuffe zwects Rachbringung der Barker: 
vgl. oben $ 67 III, 4a und Weymann Anm. 2 zu 115. 
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ergehen, wegen weſentlichen Mangels im Verfahren der Aufhebung 
im Wege der Revijion.?%®) 

4. Erfhöpfend muß das ſchiedsgerichtliche Urteil auch in Bezug 
auf das tatfählihe und Beweismaterial fein, welches die ftatt- 
gehabten Verhandlungen ergeben haben. Daß danach auch Tate 
fachen, welche erft nad} der Stellung des Nentenantrages eingetreten 
find, berüdfichtigt werden müflen, ift bereits oben N. 59a hervor- 
gehoben worden. Dagegen ift dasjenige Material von der Berüd- 
fihtigung ausgeſchloſſen, welches erft nad) dem Schluß der münd⸗ 
lichen Verhandlung, auf welche das Urteil ergeht (vgl. $ 278 Abf. 1 
CPO.), dem Gerichte zugelommen ift.2®) 

5. Die Entſcheidungen des Schiebsgerichts ergehen „nad freiem 
Ermeſſen“ ($ 19 Sag 1 SHED.), d. h. nad freier Würdigung der 
vorliegenden Tatjahen und Beweiſe. Diefe inhaltliche Würdigung 
entfällt jedoch, ſoweit von Seiten ber Verfiherungsanftalt ber 
Rentenanſpruch als folder anerfannt worden iſt. Anders als beim 
bloßen Zugeftändnis von Tatſachen (vgl. oben VII, 4 litt. b), hat 
das Schiedsgericht das Anerfenntnis, wenn und foweit es ſich 
mit dem Antrage des Gegners dedt und gegen feine formelle und 
rechtliche Giltigfeit Bedenken nicht obwalten, ohne weitere Prüfung 
feiner Begründung dem Urteil?!) zu Grunde zu legen?!) Inſofern 
gilt die Analogie von $ 307 EPD., von der jedoch darin abzu= 
weichen fein wird, daß dem in der mündlichen Verhandlung ab- 
gegebenen?!) Anerfenntnis hier ein in den Schriftfägen niedergelegtes 
gleichzuſtellen, ein Antrag des Gegners nicht zu erfordern und beim 
teilweifen Anerfenntnis der Erlaß eines Teilurteils*"?) dem Ermeſſen 
des Gerichts anheimzugeben fein wird. 


=) AN. 99 &.452 Nr. 739. Anders bei einem Zwiſchenurteil über ein 
Reftitutionsgefuch, deffen Zuläffigkeit hier dahingeſtellt bleibt, aber zu verneinen 
iſt (AR. 93 ©. 118 Nr. 266), oder falls ein Veweisbeſchluß in Form eines 
Zwiſchenurteils ergehen follte. 

) Gutachten, welches erft nad; Verkundigung bed Urteils eingereicht 
wurde, aud wenn bad Ergebnis in der mündlichen Verhandlung verlautbart 
war (AR. O1 S. 405 Rr. 900). 

210) Anders, als beim gerichtlichen Bergleih, muß beim Anerfenntnis ein 
Urteil ergehen (AR. 92 ©. 127 Rr. 177). 

m) AN. 93 &. 115 Nr. 268, 

22) Aufnahme ind Protokoll vgl. oben R. 140, 141. 

23) Diefen Fall eines Teilurteils hebt die oben R. 201 zitierte Entſch. aus: 
druclich als zuläffig hervor. 
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6. „Das Schiedsgericht entſcheidet innerhalb der erhobenen An⸗ 
ſprüche“ ($ 19 Sag 1 SchGO.). Daher kann es zunädft grund- 
ſätzlich auf feine, ihrer Art nach andere Leiftung erkennen, als der 
Berufungskläger beantragt hatte,21) und ihm ebenfowenig über feine 
Anträge hinaus ein Mehr zufpredhen z. B. einen früheren Beginn 
der Rente feitftellen. Doch kommt, um dem an die Spige geftellten 
Grundfaß für das fozialpolitifche Verfahren feine Schärfe zu nehmen, 
in Betracht, daß der Berufungskläger nicht notwendig beftimmte An- 
träge zu formulieren braucht, in welchem Falle das gefeglihe Aus- 
maß des Anſpruchs als beantragt gilt (vgl. oben N. 59, 60), daß 
ferner zu Gunften des Verſicherten eine wohlwollende Interpretation 
feiner Anträge Plag greifen muß 5) und daß endlich die richterliche 
Fragepflicht ſelbſt auf die Stellung fachgemäßer Anträge hinzuwirken 
bat (vgl. oben N. 129). 

Anbererfeits gilt auch für das fozialpolitiihe Verfahren das 
Verbot der reformatio in pejus. Die ein Rechtsmittel einlegende 
Partei kann, falls die Gegenpartei ſich nicht auch beſchwert hat, ihre 
durch das angefochtene Urteil geſchaffene Rechtslage keineswegs ver- 
ſchlechtern.eie) 

7. Beratung und Beſchlußfaſſung ($ 19 Abſ. 2SchGO.). 
Diefelbe vollzieht ſich in nicht öffentlicher Sigung. Die Anweſenden 
find zur Amtöverfchwiegenheit verpflichtet.) Mitwirken dürfen, 
bei Vermeidung der Revifion, nur folde Mitglieder, vor welchen die 
mündliche Verhandlung, auf die das Urteil ergeht, ftattgefunden 
hat.217%) Andere Perfonen follen aud nicht anweſend fein; doch 
hat das RVA. in der Anmefenheit des Protofolführers feinen 
weſentlichen Mangel des Verfahrens erblidt,2!%) und ebenfo, wie im 

2) AR. 96 ©. 502 Nr. 539. Insbeſondere auch feine Invalidenrente anftatt 
der beantragten Alterdrente (von Klageanderung abgejehen). 

225) Bol. den Fal AR. 95 S. 211 Rr. 4%. Prüfung der Verzichtsabſicht 
bei beantragtem fpäteren Rentenbeginn: vgl. oben $ 67 R.8. Im ganzen 
Ifenbart:Spielhagen Anm. 2 zu $ 19 SYD. 

?1) Kein jpäterer Nentenbeginn, ald im Beſcheid dem Berufungdfläger zus 
erkannt (AR. 96 ©. 177 Nr. 486). Dazu (auf die Revifion bezuglich) AR. 00 
S. 412 Nr. 797, AR. 01 5.400 Nr. 894. Bol. oben $ 63 N. 1 a. E., aber 
jetzt auch den Nachtrag. . 

am) Daher au dad Recht der Zeugnisverweigerung nach $ 383 Nr. 5 CPO.; 
208 S. 94. 

ara) AN, 97 S. 316 Rr. 568. 

2) Co in Abweichung von $ 195 680. AN. 95 &. 36 Nr. 407. 
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Civilprozeß, wird auch hier der Vorſitzende den zu ihrer Ausbildung 
beim Schiedsgericht beſchäftigten jungen Juriften den Zutritt geftatten 
Ddürfen.21%) 

Die Entſcheidung erfolgt nad) Stimmenmehrheit ($ 106 Abſ. 4 
IJVG.). Der etwa beftellte Berichterſtatter ſtimmt zuerft, der Vor⸗ 
figende, auch wenn er felbft referiert hat, in allen Fällen zulegt. Im 
übrigen ftimmt der dem Lebensalter nad) jüngere Beifiger ftets vor 
dem älteren ($ 22 SchGO.). Bei Abftimmungen über Summen, 
3. B. über die etwa in Betracht kommenden Jahresarbeitsverbienfte, 
werben, wenn von mehr ala zwei Meinungen Feine die abjolute 
Mehrheit hat, die für die größte Summe abgegebenen Stimmen jo 
lange den für die zunächft geringere abgegebenen hinzugerechnet, bis 
ſich eine Mehrheit ergibt ($ 19 Abſ. 1 Sag 2 SchGO.). 

8. Verkündigung ($23 SHBD.). Belhlüffe?) und Ent 
ſcheidungen müflen in öffentlier Sigung verfünbigt mwerben.??') 
Die Verkündigung erfolgt durch den Vorfigenden. Die Ber- 
kündigung kann auf eine fofort anzuberaumende fpätere Sigung 
vertagt werben, welche in der Regel binnen einer Woche ftatt- 
finden foll (ogl. oben N. 134). Die Belegung des Gerichts kann 
in dem neuen Termine eine andere fein. Wird die Verkündigung 
der Gründe für angemeffen gehalten, fo erfolgt fie durch mindliche 
Mitteilung des weſentlichen Inhalts. Cine Verkündigung bes 
Stimmenverhältnifjes, mit welchem die Entſcheidung gefaßt wurde, 
findet nicht ftatt und darf nicht verlangt werben; doch darf der 
diffentierende Richter fein Separatvotum zu den Aften geben.??2). 

9. Form und Ausfertigung (89 4, 3 SchGO.). Die 
Entſcheidungen enthalten bie Urteilsformel und von ihr äußerlich 
gefondert den Tatbeftand umd die Entfcheidungsgründe. Der Tat 
beftand bedeutet eine gebrängte Darftellung des Sach- und Streit 
ftandes auf Grund ber gefamten Verhandlungen unter Hervorhebung 
der in der Sache geftellten Anträge.) Den Mangel einer Bes 


?») $ 195 GVG.; Laß S. 9. 

220) Fur dieſe gilt aber der Brundfag, mie $ 13 Abſ. 1 ShELD. ergibt, nur, 
wenn fie auf münblic;e Verhandlung ergehen; vgl. dagegen oben N. 86; 

21) Auch wenn für die Verhandlung die Öffentlichleit ausgeſchloſſen war; 
vgl. oben VI, 3a, 

m) Laß 8.95. 

23) Abfaffung des Tatbeſtandes: AR. 94 ©. 270 Nr. 1338 (Unfallfage). 
Bedeutung im Gegenſatz zum Civilprogeß: vgl. oben R. 141. 
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gründung des Urteils rechtfertigt die Revifion.”*) Cine Rechts- 
mittelbelehrung ift hier nicht erforderlich und auch nicht unter allen 
Umftänden empfehlenswert.) 

Zunädft werben die Entſcheldungen in der Urſchrift abgefegt. 
Diefelbe ift vom Vorfigenden und bei feiner Behinderung von dem 
älteften Beifiger zu unterfchreiben. Auf Grund der Urfchrift erfolgt 
die Ausfertigung, welche ſpäteſtens innerhalb drei Wochen nad) der 
Verkündigung den Parteien zugeftellt werben fol ($ 106 Abf. 4 
IBG.). Über die Form der Ausfertigung enthalten $$ 25 Abj. 1,2 
nähere Vorfhriften.22) Vollzogen wird diefelbe durch den Vor- 
figenden und im Falle feiner Behinderung bier durch feinen regel- 
mäßigen Stellvertreter. Auf die Ausfertigung kann nicht verzichtet 
werben.2?). 


IX. Roften. Die durch die ſchiedsgerichtliche Tätigkeit ent- 
ftehenden Koften zerfallen in die „Roften des Schiedsgerichts“ d. h. 
die allgemeinen Koften der Gerihtshaltung und die durch die ein- 
zelnen Streitfäle veranlaßten Koften des ſchiedsgerichtlichen Ver- 
fahrens. Won den erfteren, melde der Verfiherungsanftalt, jetzt 
nad näherer Maßgabe von $ 10 MG., zur Laft fallen ($ 107 
Abf. 1 IWG.), ift bereits oben in $28 IV, 2 ausreichend die Rede 
geweſen; bier kommen nur die Verfahrenskoften in Betracht, welche 
wiederum in bie gerichtlichen und außergerichtlichen zerfallen. 

1. Die geritlihen Koften des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens"""«) 
find in Ziff. II der zu $ 10 MG. ergangenen Ausführungsbeftim- 
mungen des RVA. (vgl. oben $ 28 bei N.54) im einzelnen aufs 
geführt. Es gehören dahin namentlich die Koften des angeorbneten 
ober nachträglich für erforderlich erachteten Erſcheinens der Partei 
(ogl. oben N. 121 und unten N. 240a), die Gebühren der Zeugen 
und Sachverſtändigen (vgl. oben N. 172), fowie die fonftigen Koften 
der Beweiserhebung, einſchließlich der Koſten der vom Schiedsgericht 


ꝝi) AR. 97 S. 316 Nr. 568. Bezugnahme auf bie ausführliche und er: 
ſchopfende Begründung des Vorbeſcheids des Borfigenden zuläffig (AR. 98 
©. 322 Rr. 6471. 

25) Rundſchr. RVA. v. 6. Aug 1892 Ziff. 11 AR. S. 111. 

226) Über dad Siegel vgl. oben $ 23 N. 46. 

a) AR. 93 S. 139 Rr. 285. 

me) Vgl. zum Folgenden die bereits oben R. 172 zitierte ausführliche Zus 
fammenftellung von Funke und Sering. 
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angeordneten Unterſuchung und Beobachtung des Rentenanfprechers,?°*) 
endlich auch die Reifekoften und Tagegelder der Gerichtsperfonen?*) 
für auswärtige Bemeistermine und die Nechtshilfefoften im Falle 
einer durch eine erfuchte Behörde ausgeführten Bemweiserhebung.2?°) 


a) Auch die gerichtlichen Verfahrenskoften fallen grundfäglich 
ver Verfiherungsanftalt zur Laft, ſodaß infomweit zu Gunften ber 
Verſicherten Koftenfreiheit befteht.°') Die Auszahlung erfolgt ent 
weber durch das Schiedsgericht aus den ihm durch die Anftalt zur 
Verfügung geftellten Vorſchuſſen oder unmittelbar durch bie Iegtere 
an den Empfangsberehtigten. Durch das Schiebögeriht werben 
namentlih die Koften für das Erſcheinen der Partei, die Zeugen- 
gebühren und die Terminsgebühren der Sachverſtändigen, die Koſten 
der vor dem Schiedsgericht ober einem Mitglied desſelben ftatt- 
gehabten auswärtigen Beweistermine, ſowie etwaige fonftige Koften 
herichtigt, deren fofortige Auszahlung geboten ift; von der Anftalt 
unmittelbar werden alle übrigen Koften, z. B. die Vergütungen für 
die außerterminlihen Gutachten der Ärzte, entrichtet. Die vom 
Schiedsgericht ausgezahlten Koften werben zu Laften der DVerfiche- 
zungsanftalt gebucht; am Schluß eines jeden Quartals, falls nicht ein 
anderer Zeitraum vereinbart ift, wird ſeitens bes Schiedsgerichts- 
vorfigenden ber Anftalt eine Zufammenftellung zweds Erftattung 
binnen beftimmter Frift zugefertigt. Die unmittelboren Auszahlungen 
erfolgen auf Grund ber befonberen Überfenbung einer Ausfertigung der 
Koſtenfeſtſetzung.ꝰ) 

220) Dahin gehören auch die Koſten für die Reife des Verſicherten zum 
Drte der Unterfuhung und Beobachtung fowie die der Rüdreife; ngl. bie Ber 
flimmungen von 1902 unter II, 2d und das Rundſchr. RBN. v. 27. Febr. 
1893 Ziff. 2, AR. 93 &.62. Im ganzen Funke⸗Hering ©. 105 ff. 

72) In Bezug auf die Diäten des Vorfigenden vgl. noch oben $ 23 N. 17. 
In Bezug auf die Höhe find die für fein Hauptamt geltenden Gebührenfäge 
maßgebend: Ifenbart:Spielhagen Anm. 3 Abſ. 3 zu $ 20 SH8D. Im 
einzelnen Funke⸗Hering S. 113 ff. 

20) Bol. über den Umfang der gerichtlichen Koſten noch befonders das 
Rundſchr. v. 1893 Ziff. 2, Zap S. 283 ff, Funke-Hering S. 1 ff. 

=) $ 107 Abſ. 1 IVG.; $ 20 Abſ. 1 SHWD.; vgl. oben $28 N. 55. Ein 
Ausſpruch im Urteil, daß die Anftalt die gerichtlichen Koſten zu tragen habe, 
erfolgt nicht; vgl. dad Rundſchr. v. 1892 Ziff 

an) Beftimmungen von 1902 unter IV, 2—5; vgl. oben $28 N. 56. 
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b) Die Feftfegung der gerichtlichen Verfahrenskoſten im ein- 
zelnen, 3.8. der Zeugen und Sachverftändigengebühren oder ber 
Koften für das Erſcheinen der Partei, erfolgt nah $ 20 SchGO. 
in erfter Reihe durch ben Vorfigenden des Schiedsgerichts. Die- 
felbe fann von dem Empfangsberechtigten unverzüglich *°°) angefochten 
werben, worauf ein Beihluß??*) des Schiedsgerichts, welcher ohne 
münblie Verhandlung erfolgen Tann,2°) herbeizuführen if. Der 
Verfiherungsanftalt fteht die Anfechtung zu, nachdem ihr zwecks un- 
mittelbarer Auszahlung die Sonderausfertigung der Koſtenfeſtſetzung 
zugegangen ift; in Bezug auf die vom Schiedsgericht ausgezahlten 
Koften gilt die Quartalszufammenftellung „als Feitfegung der Koften 
im Einne des $20Abf. 1 SHGD“. In beiden Fällen will das ABA. 
eine Anfechtungsfrift von einem Monat gelten lafjen.2°%) Gegen den 
Beſchluß des Schiebsgerihts felbft findet Beſchwerde an das Reichs- 
(nit Landes-) Verfiherungsamt ftatt. Sie ift binnen einem Monat 
nach der Zuftellung beim Schiedsgericht einzureichen, welches ent⸗ 
weder felbft, wozu es ausdrüdlich für befugt erflärt if, der Be- 
ſchwerde ftattgibt oder fie mit einer gutachtlichen Außerung unter 
BVeifügung der Verhandlungen dem RWA. einreicht. 


ec) Der $ 64 Abf. 5 IVG., nad) welchem den Beteiligten ſolche 
Koſten des Verfahrens zur Laft gelegt werden können, welche durch 
Mutwillen oder durch ein auf Verſchleppung ober Jrreführung ber 
rechnetes Verhalten derjelben veranlagt worden find, findet nad; 
& 104 Abf. 5 Ziff. 3 auch auf die gerichtlichen Koften des ſchieds ⸗ 
gerihtlihen Verfahrens Anwendung. Dabei ift die „Auferlegung 

2) Das ift m. E. der Sinn der Verorbnung, wenn fie für die Anfechtung 
feine befonbere Frift beſtimmt; andere Auswege fuht Jſenbart⸗Spielhagen 
Anm. 4 zu $ 20 CHRO. Über „unverzügli" = „ohne ſchuldhaftes Zögern“ 
vgl. $121 BOB. 

24) Der Wortlaut der BO. ſpricht von „Entſcheidung*; vgl. oben R. 184. 

22) Rundſcht. v. 1893 Ziff. 3 Ab. 2. 

2) Beftimmungen von 1902 unter IV, 4, 5. Die BO. weiß von biefer 
Monatzfrift nichts; vgl. oben R. 283. — Manches bleibt unklar; fo 4.8. bie 
nähere Behandlung ber von einer erſuchten Behörde bereits veraußlagten Koften 
ober das Verfahren im Falle einer nachträglichen durd dad Schiedshericht oder 
das RBA. erfolgenden anderweiten Seftfegung bereit ausgezaflter Beträge. 
(Zeugengebüßten find nad) der preußiſchen, bei Hoffmann S. 665 abgedrudten 
Geſchaftsanweiſung v. 2. Febr. 1901 I, 3 fpäteftens am Schluß der Sigung zu 
aahlen). — Zu IV, 4 A6f. 2 vgl. noch AR. 03 ©. 602 Nr. 1100. 
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der Koften gemäß $ 64. Abf. 5 dem Vorfigenden des Schledsgerichts“ 
zugewieſen. Das weitere, dabei zu beobachtende Verfahren bleibt 
ungeregelt und ift in hohem Maße zweifelhaft. Eine Auferlegung 
der Koften im Uxtell, wie fie für den früheren $ 74 Abſ. 6 G. 89 
vom RUN. vertreten wurbe,2?) kann nad) der eingetretenen Rechte= 
änderung m. E. nicht mehr in Betracht fommen;??%) eine Heran- 
ziehung des $ 178 IVG. aber, wie fie von den meiflen Kommen 
tatoren verteidigt wird,2°) erſcheint ausgeſchloſſen, weil die Auf- 
erlegung von Koften gemäß $ 64 Ab. 5 mit $ 104 Abi. 5 IVG. 
nicht die Feſtſetzung einer Strafe, fondern nur die Erftattung wirk- 
licher Auslagen, wenn aud mit einem gemiffen pönalen Charakter, 
darftellt (vgl. Bd. I &. 631). Dagegen bin ich geneigt, aus dem 
Zufammenhange, in welchem die angeführten Vorfchriften des Ge— 
feges in $ 20 Abf. 3 SHGD. wiederholt werden, den Schluß zu 
ziehen, daß das Verfahren bei der Feſtſetzung gerichtlicher Koſten 
nad $ 20 Abſ. 1, 2 SchGO. aud hier Anwendung zu finden haben: 
wird. Die auf ſolche Weiſe einem Beteiligten zur Laft gelegten 
Koften find durch das Schiedsgericht unmittelbar von dem Ver 
pflichtetert wieder einzuziehen.?*%) 

2. Zu dem außergerichtlichen Koften gehören die Koften des 
perſönlichen Erſcheinens einer Partei, fofern dasjelbe weder an⸗ 
geordnet war noch nachträglich vom Gericht als erforberlih fir 
feine Urteilsbildung erachtet wirb,*%®) die von der Partei für An- 
fertigung von Schriftfägen, Abſchriften, für Beſchaffung von Ur— 
kunden und Gutachten und für Porto gezahlten Beträge, endlich die 


=) Rundſchr. v. 1893 Ziff. 2 mit Rundigr. v. 6. Aug. 1892 Ziff. 10 Abſ. 2, 
AR. S. 111; noch jet 3.8. Ifenbart-Spielhagen Anm. 2. 

2) Zu berüdfictigen ift namentlich, daß jeht nicht mehr bad Schieb- 
gericht, fondern der Borfigende die Befugnis zur Koftenauferlegung befigt und 
baß unter den Beteiligten des $ 64 Abf. 5 IB®. nicht mehr Bloß, wie nach 
$ 74 Abſ. 6 ©. 89, die Parteien zu verftehen find; opl. oben $ 68 R. 70. 

2) Bol. 3.8. Iſenbart-Spielhagen Anm. 19 zu $ 104 mit Anm. 5 
zu $ 178 I8G.; Gebhard-Düttmann Anm. 5 zu $ 178. DBgl. dagegen 
BWeymann Anm. 6 zu $ 104, welcher annimmt, daß es gegen die Entſcheidung 
des Vorſihenden fein Rechtsmitiel gibt. 

20) Beftimmungen von 1902 unter IV, 6. Indes begieht ſich der dort 
allein zitierte $ 10 Abſ. 4 MO. nur auf die Unfallverficherung; vgl. $ 20 Abſ. 3 
SHED. und Weymann Anm. 6 zu $ 10. 

00) AN 03 & 553 Nr 1086; vgl. oben N. 121. 
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Koften für die Vertretung ber Partei durch gefegliche oder gemillfürte 
Vertreter, Rechtsanwälte ufm.2*) 

a) Die Verpflihtung einer Partei, dem Gegner feine außer- 
gerichtlichen Koften zu erftatten, kann nur durch Urteil des Schieds- 
gerichts ausgefprohen werben. Das Koftenurteil fol grundſätzlich 
gleichzeitig mit der Entſcheidung in der Hauptfache ergehen und fo= 
wohl bie Koftenerftattungspflicht, wie auch den Betrag ber zu er- 
ftattenden Koften feftfegen.?*?) ft dies unterblieben, fo kann auch 
in Analogie von 8 321 Abſ. 1, 4 CPO. eine nadträglide Ent- 
ſcheidung auf Grund ftattgehabter mündlicher Verhandlung erlaſſen 
werben.2#?) 

b) Eine Erftattung außergerichtlicher Koften darf nur ber 
unterliegenden Partei auferlegt werben.2'‘) Ob und inwieweit eine 
Partei als unterliegend anzufehen ift, entſcheidet das Gericht nad 
freiem Ermefien, fo daß auch ein mur teilmeijes Obfiegen als aus- 
reichende Begründung der Erftattungspfliht in Betracht kommen 
Tann.?*) 

c) Eines Antrages der obfiegenden Partei, die Koftenerftattung 
auszufprechen, bedarf es nicht, vielmehr hat das Gericht von Amts 
wegen zu prüfen, „ob und in welchem Betrage die unterliegende 
Partei dem Gegner die erwachſenen Koften zu erftatten hat“. Die 
Verurteilung wird in ben Tenor der Entſcheidung aufgenommen, 
anderenfalls zwedmäßigerweife menigftend in ben Gründen das 
Abfehen von einer ſolchen gerechtfertigt.2'%) 

d) Die Feftfegung des Betrages erfolgt nach freiem Ermeflen, 
über welches in den Gründen nähere Angaben zu machen find. 
Dabei find diejenigen Beträge zur Erflattung aufzuerlegen, deren 
Aufwendung zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung und Rechts- 
verteidigung notwendig war.2*') \ 


1) Laß S. 558; Iſenbart-Spielhagen Anm. 1 zu $21 ScheO. 

22) 5 21 Af.1 SHSD.; Rundſchr. v. 1892 Ziff. 10, Rundfer. v. 1898 
Sif. 7. 

2”) Sfenbart-Spielfagen Anm. 6 Abſ. 4 zu $ 21 SH8D.; Lak 
S. 563 ff, AR. 93 S. 134 Nr. 281. Bol. auch unten $ 73 X, 2. 

521 Ab. 1 SHBD.; Rundſchr. v. 1893 Ziff. 6. 

2) Laß S. 558. 

=) Rundſchr. von 1898 Siff. 6. 

a) Dal. $ 91 CPO.; vandbuch ber Unfaiverfigerung Anm. 12 zu $ 18 
SHED. v. 1885; Laß S. 558. 
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e) Speziell „die Gebühren der Rechtsanwälte im Verfahren vor 
den Schiedägerichten werben nah $ 20 MG. durch Kaiſerl. VD. 
mit Zuftimmung des Bunbesrats fefigefegt". Diefelbe ift unterm 
22. Dez. 1901 ergangen.) Nah ihr bemißt fi die Ver— 
gütung eines Rechtsanwalts auf den Betrag von 3-30 M.; 
außer diefem Pauſchquantum kann nur für die Teilnahme 
an Beweisverhandlungen außerhalb ber Gerichtsftätte, wenn die 
Anmefenheit eines Rechtsanwalts geboten war, eine angemefjene 
Entſchãdigung zugebilligt werden. Nach $ 20 Abſ. 2 ME. ift eine 
Vereinbarung über höhere, als die in der Verordnung feftgefegten. 
Beträge nichtig. Es foll dies aud im Verhältnis zwiſchen dem 
Rechtsanwalt und feinem Mandanten Honorarverträge über das 
Maximalmaß hinaus ausſchließen; auch fol die allgemeine Faſſung 
der Beftimmung und ihre Formulierung in einem beſonderen Abſatz 
anzeigen, daß dieſelbe auch für das Verhältnis der Parteien zu 
anderen Bevollmächtigten, Volksanwälten, Rechtskonſulenten ufw. 
Anwendung finden fol.) Innerhalb des durch die Verordnung 
geftedten Rahmens wird die Höhe der vom Gegner zu erftattenden 
Rehtsanwaltsgebühr nach freiem Ermeſſen duch das Schiedsgericht 
im Urteil feftgeftellt; für das Verhältnis zwiſchen dem Anwalt und 
feiner Partei entſcheldet dagegen infoweit die privatrechtliche, 
eventuell im Wege der Civilffage geltend zu madende Ver- 
einbarung.2°%) 

f) Die Beitreibung der von einer Partei zu erftattenden außer⸗ 
gerichtlichen, Koften erfolgt durch Vermittlung des Schiedsgerichts in 
derfelben Weife, wie die der Gemeindeabgaben (vgl. oben $ 56 D. 
Das Schiedsgericht erfucht die Gemeindebehörde um Vollſtreckung. 
Doch ift hierzu, anders ala mit Bezug auf die Verurteilung, ein 
Antrag des Forberungsberechtigten nötig ($ 20 Abſ. 2 SHED.). 


87. Reviſion. 


I. Revifion ift dasjenige Rechtsmittel, durch welches der Rechts» 
ftreit über Rentenanfprüche von den Schiedsgerihten an das Reichs- 


2) REBL. 8.497; AR. 02 ©. 177. 

3) Komm.Ber. zu $ 17a Entw. NG. 

=) 2a ©. 560; Ifenbart-Spielhagen Anm. 5 Abf. 1 zu $21 Sh®D.: 
„Sie vegelt nicht uf.“ 
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verfiherungsamt gebracht wird. Geregelt wird dasſelbe duch 
88 116, 117 IWG., fowie durch die auf Grund des $ 110 Abſ. 4 
IVG. ergangene Kaiferl. VD. betreffend den Gefchäftsgang und das 
Verfahren des RVA. v. 19. Dft. 1900 (vgl. oben $ 29 N. 3), be= 
ſonders SS 29 ff., 33 ff. Im erheblichem Umfange wird das Rechts- 
mittel der Revifion von den gleichen Grundfägen beherrfcht, wie das 
der Berufung; die folgende Darftellung wird daher namentlich die 
fi) ergebenden Abweichungen hervorheben. 

II. Reoifionsgericht ift das Reicheverjiherungsamt, unter Aus- 
ſchluß der Lanbesverfiherungsämter ($ 110 Ziff. 4, $ 116 Abſ. 2 
Cap 1 JVG.). Die Entſcheidung über die Revifionen erfolgt durch 
die bei ihm gebilveten Senate, und zwar je nad Lage des Falles 
durch die ordentlichen Spruchſenate, den verftärkten oder den er— 
weiterten Senat einerfeits, ober den (verengerten) Beſchlußſenat 
andererfeitö (vgl. oben $29 II 1, 4). 

II. Grundlegend fommt in Betradt: 

1. Revifibel d. h. mit der Revifion anfehtbar find die „Ent- 
ſcheidungen des Schiebsgerichts" ($ 116 Abf. 1 Satz 1 IVG.). & 
find dies die Endurteile') desfelben, deren Begriff und Umfang 
oben $ 70 VIII, 1-3 feftgeftellt wurde. Befonderheiten gelten für 
die Anfechtung der Koftenentfheidungen (vgl. unten Ziff. 4). 

2. Das Rechtsmittel der Revifion fteht beiden Teilen zu ı$ 116 
Abſ. 1 Sag 1 JVG.), auf der einen Seite alfo dem Nenten- 
anfprecher, auf der anderen der Verfiherungsanftalt. Wie bei der 
Berufung fann auch bier jeder Teil nur wegen der ihn felbft be- 
laftenden Beſchwerden Revifion einlegen; insbefondere fteht der 
Anftalt die Ergreifung des Rechtsmittels zu Gunften des Anfprechers 
nicht zu (vgl. oben $ 70 N. 16 und III, 3 a. E.). 

3. In Bezug auf die Gründe, auf melde die Revifion geftügt 
werben kann ($ 116 Abf. 3 IVG.) weicht die letztere von ber Be- 
rufung erheblich, wenn aud nicht fo weitgehend wie im Civilprozefie, 

M Reine Revifion bloß gegen bie Bründe der Entſcheidung (AN. 03 ©. 392 
Nr. 1057), aber unter Beachtung des oben $ 70 IL, 2c Bemerkten. Dana 
würde m. €. die Anftalt Revifion einlegen fönnen, weil der Anfpreder nad 
dem aus ben Gründen erflärten Tenor gegen den urfprünglichen Beſcheid nicht 
auf die Dauer, ſondern nur zur Zeit abgemiefen wurde. Diefer Fall wäre in 
der zitierten Entfgeibung gegeben gewefen, wenn nicht Bloß Erwerbsfahigkeit, 
ſondern Verſicherungspfüchtigkeit feſtgeſtellt geweſen wäre. gl. aber jeht 
AR. 04 ©. 421 Nr. 1132 im Nachtrag. 
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ab. Danad find die Revifionsgründe einerſeits materieller, anderer 
ſeits formeller Art; die materiellen Revifionsgründe wiederum be- 
ziehen fich entweber auf die rechtliche Beurteilung oder auf die tat= 
ſächliche Würdigung, welche das Schiebsgericht dem Rechtsftreit hat 
zu Teil werben lafjen. 

a) Die Revifion kann zunächſt darauf geftügt werden, daß die 
angefochtene Entſcheidung auf der Nichtanwendung oder auf der 
unrichtigen Anwendung bes beftehenden Rechts beruhe (error in 
judicando und zwar error in jure) ($ 116 Ziff. 1). Die Faſſung 
ſchließt an $ 94 Ziff. 1 des preußifchen Landesverwaltungsgejeges 
v. 80. Juli 1883 an;?) ihm entſprechend find unter dem beftehenden 
Recht auch die Fraft gefeglicher Ermächtigung erlaffenen unter 
geordneten Rechtsnormen, insbefondere Verordnungen (3. B. bie 
Bundesratsverorbnungen über vorübergehende Beichäftigung ober 
über Hausgewerbetreibende) zu verftehen. Die angefochtene Ent» 
ſcheidung muß aber auf dem betreffenden Rechtsirrtum „beruhen“, 
derart, daß derfelbe für ihren Inhalt urſächlich wirkſam ger 
weſen ift.?) 

b) Revifionsgrund ift ferner, daß die angefochtene Entſcheldung 
auf einem Derftoße wider den Klaren Inhalt der Akten beruht 
(error in judicando und zwar error in facto) ($ 116 Ziff. 1). 
Hinſichtlich des „Beruhens“ gilt das in litt. a Bemerfte. Es er- 
weitert aber dieſer Nevifionsgrund das Rechtsmittel über das gleich- 
namige civilprozeſſualiſche hinaus und ſchließt fih an den früheren 
altpreußifhen Prozeß an, welcher in der BO. v. 14. Dez. 1833 aus 
gleihem Grunde die „Nichtigfeitsbefchwerde" zuließ.) Danach ift 
6, in Abweichung von der Berufung und dem Refurfe der Unfall- 
verfiherungsgefege, zwar nicht möglich, die Revifion auf neue Tat- 
ſachen ober Beweismittel zu gründen;“) wohl aber kann auch vom 
Gebiete des Tatfahenmaterials aus das ergangene Erkenntnis 
wenigftens dann mit Erfolg angefochten werden, wenn der vom 
Vorderrichter zu Grunde gelegte Tatbeftand offenbar und zmweifela- 


2) Aus biefer Beftimmung ftammt auch die äußere Trennung ber materiellen 
und ber formellen Revifionsgründe, melde in $$ 549, 550 EPO., denen fi 
88 68, 69 Entw. ©. 89 anichloffen, fehlt. 

3) Mot. Abf. 1 zu $$ 67-71 Entw. G. 80. AR. O1 S. 206 Nr. 888. 

H Abg. Dr. Porſch, Sten.Ber. 89 ©. 1477 C. 

4) AR. 91 ©. 152 Nr. 38. 
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frei dem Inhalte der vorinftanzlihen Akten widerſpricht. Ein Fall 
folder Art ift namentlih in dem „völligen Übergehen eines in 
Bezug auf eine erhebliche Tatſache aufgenommenen Beweiſes, welcher 
eine entgegengefegte Entſcheidung würbe haben begründen können“, 
gefunden worden.) 

e) Endlich kann die Nevifion darauf geftügt werden, daß das 
Verfahren an wefentlihen Mängeln leive (error in procedendo) 
($ 116 Ziff. 2. Die Faſſung ſchließt wiederum an bas preußiſche 
Landesverwaltungsgeſetz (3 94 Ziff. 2) an.) Daß die Mangelhaftig- 
keit des Verfahrens im gegebenen Falle auf den Inhalt der Ent- 
ſcheidung kauſal eingewirft habe, braucht hier nicht beſonders bar- 
getan zu werben.) Welche Mängel aber als weſentliche anzufehen 
find, unterliegt dem Ermeſſen des Revifionsgerihts. Die hier maß« 
gebenden Geſichtspunkte und die Darauf bezüglichen vielfachen Ent- 
ſcheidungen des RVA. find bereits oben in $ 70 bei Darftellung 


®) UN. 92 ©. 54 Re. 144. In diefem Falle hatte fi beim Schiedsgericht 
ein offenbarer Widerſpruch zwiſchen der amtlihen Angabe eined Gendarmen 
und ber eidlichen Ausfage eines Burgermeiſters ergeben, und das Schiedsgericht 
Hatte feine Entfgeivung lediglich auf die Bekundung des Bürgermeiflers geftügt, 
ohne die Auskunft des Gendarmen zu berüßten. Gerabe in biefem alle 
geigt fi), daß der Revifionsgrund bed Altenverftohe eine gewiffe innere Ber- 
wandtſchaft befigt mit dem Revifionsgrund bed Verfahrensmangels, fofern der 
letztere in einer Verſaumung ber richterlihen Auftlarungspflicht gefunden wird, 
vgl. oben $ 70 N. 143, 144. — Die preuß. BO. v. 1833 zählte in $5 Siff. 10 
abjhliegend die Fälle auf, in denen ein Aftenverftoß angenommen werben 
follte. Da biefe Einzelfälle aber zum Zeil eng mit dem früheren preußiſchen 
Prozeß zufammenhängen und in dad IVG. nicht aufgenommen find, jo kann 
ihnen aud nit, wie v. Rujama in ArbV. 01 S. 536 meint, dieſelbe ab⸗ 
ſchließende Bedeutung für den Invalidenprozeß zulommen. IS Belfpiele 
allerdings find Ziff. 10 litt, a und b beachtendmert, wo es Heißt: „Diefer Fall 
(deö Aftenverftoßes) tritt ein: a) wenn eine in ben Projehihriften enthaltene 
ober zu Protokoll erklarte und mit Angabe ber Beweismittel unterftüte Tate 
ſache, melde eine entgegengefegte Entſcheidung begeünben würde, in ben Arteils⸗ 
gründen gar nicht erwähnt ift; b) menn ber auß einer beftimmten Erflärung 
einer Partei entnommene Entſcheidungsgrund dem mörtlihen Inhalte biefer 
Erklärung entgegen iſt oder wenn eine Tatſache, im Falle eine Beweisaufnahme 
flattfand, gegen den mörtliien Inhalt ber beigebrachten oder aufgenommenen 
Veweismitiel feftgeftellt worben ift." — Schreibfehler im Gchiedögeritäurteil 
als Aktenverftoß (AR. 95 &. 32 Nr. 402, AR. 99 ©. 452 Nr. 732). 

) Bol. dazu $ 551 CPO. 

) So bie oben N. 3 zitierten Motive. 


$ 71. Revifion. 833 


des ſchiedsgerichtlichen Verfahrens gewürdigt worben.®) Ergänzend 
möge bier noch hinzugefügt werben, daß zu den „Mängeln bes 
Verfahrens" au die vorſchriftswidrige Belegung des Schiens- 
gerihts zu rechnen ift.”) Der Revifionsgrund wegen weſentlicher 
Verfahrensmängel geht nach Analogie der CPO. $ 295 verloren, 
wenn die Partei auf die Vefolgung der verlegten Vorfchrift ver» 
sichtet oder den Mangel nicht alsbald gerügt hat, es fei denn, daß 
ſolche Vorſchriften verlegt find, auf deren Befolgung eine Partei 
nit wirkſam verzichten kann (vgl. oben $ 70 N.123, 182). 

4. Auch die den Koftenpunft betreffenden Entſcheidungen 10) 
(ogl. oben $ 70 IX, 2) fönnen nur aus den angeführten drei 
Revifionsgründen angefochten werden.!) Doch greift hier noch eine 
weitere Beſchränkung Plag. Weil nämlich der Koftenpunft nur 
ſchwer getrennt von der Hauptſache verhandelt werben Tann, hat fi 
ſowohl im Civil-⸗, wie im verwaltungsgerihtlichen Prozefje'?) ber 
Grundſatz herausgebilbet, daß die Anfechtung der Entſcheidung über 
den Koſtenpunkt unzuläffig ift, wenn nicht gegen bie Entſcheidung 
in der Hauptſache ein Rechtsmittel eingelegt wird. Dieſes Prinzip 
bat das RVA. auch auf die Revifion in Imvalidenfahen über» 
tragen.'?) Nicht notwendig aber ift, daß bie Revifion in der Haupt» 


®) Bel. namentlich Fälle eines anerkannten Reviſionsgrundes oben $ 70 
R. 104, 106, 111, 112, 117, 119, 124, 130, 135, 141, 143, 144, 182, 199, 208, 
224, folde eines nicht anerfannten R.163, 165, 218. Dazu aud bie aus⸗ 
führligen Sufammenftellungen der Judikatur Bei Ifenbart-Spielhagen 
Anm. 12, Gebhard» Düttmann Anm. 14, Graßmann Anm. 8 zu $ 116 IVG. 

9) Bal. 3. 8. oben $ 70.R. 2178. Dazu AR.92 S. 23 Rr. 108: Mehr 
als die vorgeſchriebene Zahl von Veifigern; AR. 93 &.77 Ne. 231: Mangel 
der deutſchen Staatdangehörigteit bei einem Beifiger; AN. 94 S. 30 Nr. 317: 
Zeilnahme eines unverfierten Hauswebers ald Beiftger. 

'%) Dazu im allgemeinen Rundſchr. RBA. v. 27. Febr. 1893, AN. 61 iff. 9; 
Laß S. 565 f. 

MAN. 92 ©. 131 Nr. 182. 

2) 8 99 GPO.; $ 105 des preuf. 2B®. 

») AR. 92 ©. 130 Pr. 181. Die neue Faffung des $ 99 CPO. laßt in 
Abſ. 2, 3 zwei Ausnahmen zu, in denen ber Koftenpunft allein Revifiond- 
gegenftand fein kann: wenn bie Sauptfache durch agnitoria erledigt oder eine 
Entfceidung in der Hauptſache nicht ergangen if. Belde Ausnahmefälle tönnten 
jest ſehr wohl auch im Invalivenprogeß entſprechend anzunehmen fein, und zwar fo, 
daß auch im zweiten Falle Revifion ftattfindet, da da Rechtämittel ber fofortigen 
Beſchwerde Hier unbefannt ift (UN. 98 ©. 134 Nr. 281). Das RBA. Hat jedoch 

Rofin, Recht ber Arbelterverfiberung. Band II. 53 
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ſache von berfelben Partei eingelegt wird, welche fi im Koſten ⸗ 
punkte beſchwert fühlt;'*) ja es wirb die Erfenntnis dieſes Punktes 
billigerweife dazu führen müflen, hier auch ausnahmameife eine An⸗ 
ſchlußreviſion wegen bes Koftenpunftes zuzulaffen, wenn die Gegen- 
partei in der Hauptſache erft dann Revifion einlegt, wenn die Rechts- 
mittelfrift für die im Koftenpunft beſchwerte Partei bereits abgelaufen 
ft. Iſt in der Hauptſache und im Koftenpunfte Revifion eingelegt, 
fo fteht der Entſcheidung allein im Koſtenpunkte nichts entgegen, 
wenn demnächft in der Reviſionsinſtanz der Streitpunkt in der 
Hauptſache ſich ohne Urteil erlevigt.') 

Der Grundfag, daß die Revifion im Koftenpunfte eine folde 
in der Hauptſache vorausfegt, gilt au, wenn die Entſcheidung über 
die Koften in befonderem Urteil ergangen ift.'%) Die Revifions- 
frift betreffend das Koftenurteil läuft zwar erft von der Zuftellung 
des Iegteren an; doch muß das Rechtsmittel zurücdgemiefen werben, 
wenn zur Zeit des Eingangs besfelben beim RVA. die Revifiong« 
entſcheidung in der Hauptſache bereits ergangen ift.'?) 

IV. Für die Einlegung der Revifion gelten weitreichend bie für 
die Berufung entwidelten Grundfäge: 

1. Dauer, Lauf und Berechnung der Revifionzfrift beſtimmen 
fi) in derſelben Weife, wie bei der Berufung ($ 116 Abſ. 2 Satz 2 
RG.) Schiedsgerichtliche Entſcheidungen, welche formell unvoll- 


in AN. 03 ©. 552 Nr. 1085 anders entidieben, weil die zitierten neuen Bors 
ſchriften der CPO. „Ausnahmebeſtimmungen feien, welde ben befonberen Ge⸗ 
faltungen und Formen des bürgerlichen Rechtsſtreits Rechnung tragen". Das 
letztere ift nicht näher begründet; vielmehr find die Motive, welche den Bor- 
ſchriflen der Novelle zur CPO. zu Grunde liegen (vgl. Reinde, Kommentar, 
4. Aufl.), ſehr wohl aud auf den Invalidenprogeß übertragbar. Dabei kommt 
in Betracht, daß ber Ausihluß eines felbftändigen Rechtmittels gegen den 
KRoftenpunft felbft eine Art Ausnahme barftellt, ber gegenüber $ 99 Abf.2, 3 
CPO. eine Rüdkehr zur Regel bedeutet. Die Entſch. Nr. 1085, auf den Fall 
des Anerkenntniſſes bezüglich, Hinterläßt benn aud einen entſchieden unbilligen 
Eindrud. 

*) AR. 89 S. 317 Nr. 706 (Unfalfade); Laß S. 565. Jetzt auf AR. 03 
S. 553 Rr. 1086. 

2) AR. 92 S.132 Nr. 183, 

") Entſch. RGer. CivS. Bb. 10 S. 309, AR. 93 ©. 134 Nr. 281 mit AR. 
92 ©. 131 Rr. 182. 

m) AR. 90 ©. 485 Nr. 844 (Unfallſache); Laß S. 565 f.; dazu AN. 93 
©. 132 Nr. 183 geile 9, 10. 
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ftändig oder nicht zugeftellt find, fegen auch hier die Revifionsfrift 
nicht in Lauf;'*) dagegen (vgl. oben $ 70 N. 44) wird jedenfalls 
bier im Hinblid auf die Bedeutung, welche die Verfündigung ſchieds- 
gerichtlicher Urteile hat, eine nach biefer aber vor Zuftellung des 
Urteils eingelegte Revifion als vollwirkſam zu erachten fein.) Ein⸗ 
Tegungsftelle ift das Reichsverſicherungsamt; doch findet der $ 114 
Abſ. 3 IVG. auch hier entfprechende Anwendung ($ 116 Abf, 2 
Satz 2 IVG.). 

2. Die Schriftform ift auch für die Revifion erforderlih (VD. 
8 29 Abf. 1); die übrigen Vorfhriften über Form und Inhalt der 
Nevifionsfhrift haben dagegen auch hier nur inftruftionelle Bedeu— 
tung;2°) insbefondere gilt dies von der im $ 117 Abf. 1 Sag 1 
IJVG. und $ 29 Abſ. 2 Sag 1 VD. enthaltenen, nad) welcher bei 
Einlegung der Revifion anzugeben ift, worin die Nichtanwendung 
ober die unrichtige Anwendung des beftehenden Rechts oder der Ver- 
ftoß wider den Haren Inhalt der Akten oder worin die behaupteten 
Mängel des Verfahrens gefunden werden.?!) 

3. Die Nevifion hat regelmäßig feine aufſchiebende Wirkung; 
doch gilt bei der Revifion des Anftaltsvorftandes auch hier der Sag, 
daß die auf die Zeit vor Erlaß der angefochtenen Entſcheidung ent= 
fallenden Beträge einftweilen zurüdgehalten werben können ($ 116 
Abſ. 1 Satz 2 IVG.). 

—V. Eine gewiſſe Analogie zu der im ſchiedsgerichtlichen Ver— 
fahren ſich findenden Abmeifung durch Vorbeſcheid des Vorfigenden 
bietet im Revifionsverfahren „die Zurüdmweifung des Nechtsmittels 
ohne mündliche Verhandlung“ ($ 117 Abf. 2, $ 110 Abf.2 IVG.; 
88 25, 30 Abſ. 1, 33 Abſ. 1 VO.). Diefelbe erfolgt durch den Bes 
ſchlußſenat (vgl. oben $ 29 II, 4b) ohne Ladung der Parteien 
und ohne daß die Reviſionsſchrift dem Gegner mitgeteilt zu werben 
braudt. Eine nachträgliche Provokation des Zurüdgemiefenen auf 
mündliche Verhandlung findet hier nicht ftatt. Die Zurückweiſung 


%) Laß S. 468 f. und bie bort zitierten Unſallentſcheidungen. 
") Laß ©. 466. Keine Anfchlußrenifion; vgl. oben $ 70 N. 50, aber auch 
$ 71 hinter R. 14. 
©) 829 Abſ. 2 Sag 1 BD.: Bezeichnung des Anſpruchs; Say 2: Bel 
fügung einer Abſchrift; $ 31: Unterzeichnung der Scriftfäge. 
2) AN. 93 &. 126 Rr. 275. 
53* 
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durch Beſchluß darf erfolgen, wenn die Revifion verfpätet ein⸗ 
gelegt iſt, wenn die Revifionsfchrift Feine Reviſionsgründe angibt 
ober wenn fi alsbald aus ber Prüfung ber Anträge umd Alten 
ergibt, daß ſolche nicht vorliegen. Es fteht aber im Ermeſſen bes 
RVa., aud in diefen Fällen die normale Prozedurform eintreten 
zu laffen,2?) und tatſächlich macht dasſelbe von feiner Befugnis nur 
im Falle verfpäteter Revifionseinlegung Gebrauch.). 


VI. Für die Vorbereitung der mündlichen Verhandlung fommen 
analoge Grundfäge, wie im ſchiedsgerichtlichen Verfahren in Betracht. 
Auf die Herbeifhaffung der Vorverhandlungen, insbefondere ber 
Vorakten der Verfiherungsanftalt und des Schiedsgerichts (nebft 
einer Abfchrift des angefochtenen Urteils) beziehen fi $ 29 Abſ. 3, 
8 33 Abſ. 2 VD. Der Schriftenwechfel wird durch $ 30 BD. ge 
regelt; die Frift zur Einreihung ber Gegenſchrift ift zunächſt auf 
eine Woche bis zu einem Monat zu bemeſſen. Für die Ladung der 
Parteien und die Anordnung des perfönlicen Erſcheinens eines 
Beteiligten it $ 33 Abſ. 1 VO. maßgebend. Nah $ 33 Abf. 3 
RO. hat der Berihterftatter vor dem Termin einen fchriftlichen Be- 
richt nebft Gutachten, fowie ber Mitberichterftatter ein fehriftliches 
Gutachten vorzulegen. Über die Öffentlichkeit der mündlichen Ver- 
handlung vgl. 88 35 Abf. 1, 40, 42, über die Geſchaͤftsſprache $ 49 
VD. Die zur Verhandlung gelangenden Sachen werben der Regel 
nad in der dur Aushang vor dem Sigungazimmer bekannt zu 
machenden Reihenfolge erledigt ($ 35 Abf. 2 VO.). Der einleitende 
Vortrag erfolgt durch den Berichterftatter ($ 36 Abſ. 1 BO.) Auf 
die Mitwirkung eines Protofolführers und die Aufnahme des Pro- 
tokolls bezieht fih $ 37 VO.; das legtere ift im Fall der Urteils⸗ 
ſprechung auch von den Berichterftattern zu vollziehen. Die Sigungs- 
polizei wird durch $ 38 VD. geregelt; die vom RVA. feftgefegten 
Strafen werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben und fließen in 
die Reichskaſſe. Der auf die Vernehmung der Zeugen und Sad- 
verftändigen und ihre Gebühren bezügliche $ 39 VO. entſpricht dem 
$ 18 SHGD. Im übrigen enthält die VO. Vorfehriften über die 
Beweisaufnahme, welche im Revifionsverfahren überhaupt in ben 








22) Anhörung bes Revidenten vor Zurüdweifung wegen Berfpätung fordert 
als zwedmäßig Weymann Anm. 5 zu $ 117 3V6. 
2) Sfenbart»Spielhagen Anm. 4, Weymann Nam. 5 zu $ 117 386. 
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Hintergrund tritt, nicht; e8 Tommen bie für das ſchiedsgerichtliche 
Verfahren entwidelten Grundfäge analog in Betragt.2*) 

VI. In Betreff der Entſcheidungen gilt folgendes: 

1. Der Grundfag, daß bei den Entſcheidungen, melde auf 
mündliche Verhandlung ergehen, nur Mitglieder mitwirken dürfen, 
vor denen dieſe Verhandlung ftattgefunden hat, ift in $ 41 Abſ. 3 
VD. ausgeſprochen. Die Beratung erfolgt in nicht öffentlicher 
Sigung, bie Verkündung wiederum in öffentlicher. Wird die Ver- 
kundung auf eine fpätere Sigung vertagt, fo foll biefe in der Regel 
binnen einer Woche ftattfinden ($$ 40, 42 Abf. 1 VO.). Über die 
Verkündung der Gründe $ 42 Abj.2 VD. Die Urteile werben 
nebft Gründen von den Berichterftattern entworfen und in ber 
Urſchrift von dem Vorfigenden, der Beriäterftattern und einem 
weiteren an ber Urteilsſprechung beteiligten Mitglieve unterzeichnet. 
Über die Form der Ausfertigung und bie Vertretung bes behinderten 
Vorſitzenden bei der Unterſchrift find in 88 43, 44 BD. Regeln 
enthalten. Dem Schiedsgericht iſt Abſchrift bes Urteils zu erteilen 
& 42 Ab. 3 VD.) 

2. „Das RVA. entfheidet innerhalb ber erhobenen Anfprüche 
nad) freiem Ermeſſen“ ($ 41 Abſ. 1 BO., vgl. oben $ 70 VIIL, 
5, 6). Die Elemente bes Urteils find zunächſt die Zurüdwelfung 
der Revifion einerfeits und die Aufhebung des angefochtenen Urteils 
anbererfeits ($ 117 Abf.2, 3 JVG.). Das Ietere findet ftatt, 
wenn ein Revifionsgrund als vorliegend anerkannt wird.“⸗) Dabei 
iſt aber das RVA. nicht auf diejenigen Gründe beſchränkt, welde 
von der Revifionsfhrift geltend gemacht worden find, fonbern zur 
umfafienben eigenen Prüfung der Entſcheidung und bes Verfahrens 
berechtigt und verpflichtet ($ 117 Abſ. 1 Sat 2 IVG.). 

3. Kommt das RBA. zur Aufhebung der angefochtenen Ent« 
ſcheldung, fo ift nunmehr für eine freie Beurteilung auch bes Tat- 
beftandes die Bahn eröffnet. Die tatfächlichen Zeftftellungen bes 
Vorderrichters binden in dieſem Stadium den Revifionsrichter nicht 
mehr und er kann jetzt felbft neue Tatſachen und Beweismittel 
berüdfichtigen, fei es, daß die Parteien ſolche bereits für diefen Fall 
vorgebracht haben ober doch mit der Möglichkeit einer ferneren 
Heranziehung folder zu rechnen iſt. 

2») Laß S. 480 ff. 
8) Analoge Anwendung von $ 563 CPO.! 
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4. Auf diefer Grundlage fteht e8 je nach Lage der Sache dem 
NRBA. frei, nach Aufhebung der Vorentſcheidung „zugleich in der 
Sache jelbft zu entſcheiden ober dieſelbe an das Schiedsgericht oder 
an den Vorftand zurüdzuverweifen" ($ 117 Abſ. 3 Sag 1 JVG.). 
Maßgebend für die eine ober die andere Alternative ift das un⸗ 
gebundene Ermefjen des Nevifionsgerihts, mag die Aufhebung bes 
Urteils wegen error in judicando oder in procedendo erfolgt 
fein.??) Regelmäßig wird das RVA. dann jelbft entſcheiden, die 
Rente zuſprechen ober den Anſpruch abweifen, wenn die Sache auf 
Grund des vorliegenden Aftenmaterials ober auch neuer, fofort 
Uquider?°) Tatſachen fpruchreif ift, anderenfalls, wenn nod weitere 
Aufflärungen des Sachverhalts erforberlich find, die Zurüdverweifung 
vorziehen. 

5. Die Zurüdvermeifung erfolgt nad dem Tert bes Gejeges 
„an das Schiedsgericht oder an den Vorſtand“. Ob an die zweite 
ober bie erfte Inftanz, fteht im Ermeſſen des Revifionsgerichts, 
welches fi danach beftimmen wird, ob hier ober dort die beſſere 
und raſchere Aufklärung des Sachverhalts zu erwarten ift. Jeden⸗ 
falls Tann aber nur an dasjenige Schiebsgericht ober denjenigen 
Vorftand zurüdverwiefen werden, melde vorher mit der Sade 
befaßt gemefen find oder bei inzwiſchen eingetretenen Drganifationg- 
veränberungen an bie Stelle jener getreten find.) Iſt in erfter 
Inſtanz von einer entſcheidenden Rentenftelle erfannt, fo kommt dieſe 
entfprehend für die Rückverweiſung in Betracht. 

6. Findet eine Rückverweiſung ftatt, fo fann das REN. zu 
gleich ‚beftimmen, daß dem Rentenanſprecher eine ihrem Betrage nah 
beftimmte Rente vorläufig zu zahlen ift ($ 117 Abſ. 3 Sat 2 JVG.). 
Die hieraus ſich ergebenden Rechtsverhältniffe beftimmen ſich analog 
dem oben $ 70 VIII, 1 Entwidelten. Die Beftimmung erfolgt in 
dem die Rücvermelfung ausſprechenden Urteil; für eine nachträgliche 
Ergänzung besfelben in diefer Richtung Ift fein Raum.?') 

2) Laß ©. 492; vgl. dagegen $ 564 Abſ. 2 mit $ 565 Abf.3 CRD. 

2%) AR. 94 8.129 Rr. 358 mit AR. 98 Nr. 260 ©.108 a. €. Daß dad 
NRBA, neue Tatfahen nur berüdfichtigen dürfte, wenn fie liquide find, wie 
Ifenbart-Spielhagen Anm. 8 Abſ. 4 zu $ 116 IVG. meinen, tft in biefen 
Erlenntniſſen nicht ausgefprochen. 

2) Iſenbart-⸗Spielhagen Anm. 6, 7 zu $ 117 38G.; Piloty zu 
8117 5.8. 

") AR. 00 ©. 614 Nr. 805. 
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- T. Diejenige Inftanz, an welche die Rückverweiſung erfolgt ift, 
ift bei ihrer demnächſt neu ergebenden Entſcheidung (ſchiedsgericht · 
liches Urteil oder Beſcheid) an die rechtliche Beurteilung bes Falles 
gebunden, auf welche das ABA. die Aufhebung des Urteils geftügt 
bat. Anderenfalls würde die neue Entfheidung wiederum der Auf 
hebung unterliegen.?°) Bindend ift aber die rechtliche Beurteilung 
nur infomweit, als bie Aufhebung ber Vorentſcheidung auf fie ger 
gründet ift; ungebunden ift ferner die nun mit der Sache befaßte 
Inſtanz in Bezug auf die Würdigung der Tatfahen und Beweife, 
welde in dem Revifionsurteil hervortritt. Ungebunden ift fie endlich 
duch die rechtliche und tatſächliche Beurteilung, welde in dem 
früheren Verfahren die VBorinftanzen dem Falle haben zu Teil werden 
laffen; doch begründet es anderfeits feinen Mangel des Verfahrens, 
wenn bie neu befaßte Inftanz Punkte, welche im früheren Revifions- 
verfahren unbeanftandet geblieben waren und auch jegt nicht weiter 
in Streit gezogen werben, ohne weiteres als feitftehend behandelt 
und ihrem Urteil zu Grunde legt.2%) 

VII. Das Verfahren vor dem RVA. ift koſtenfrei; ein Erſatz 
der durch diefes Verfahren dem RVA. verurfachten baren Auslagen 
durch die Parteien findet nicht ftatt. Doch können auch bier frivol 
verurſachte Koften zu Gunften der Reichskaſſe den Beteiligten aufs 
erlegt werben ($ 48 VO.). Hinfichtlich der außergerichtlichen Koſten 
gilt nah $ 41 Abſ.2 VD. Analoges, wie im ſchiedsgerichtlichen 
Verfahren. Die nachträgliche Ergänzung des Urteils in Bezug auf 
den Koftenpunft wird in $ 46 VO. befonbers geregelt; einer vor- 
gängigen mündlichen Verhandlung bedarf es hier nit. Der Er- 
gänzungsbefhluß wird auf der Urfehrift des Urteils und den Aus« 
fertigungen vermerkt.) 


872. Rechtskraft und Ernenerung des Verfahrens. 


I. Die Entſcheidungen im Feftftellungsverfahren ber Invalidens 
verfierung find, ſoweit fie prozeffualifh nicht mehr angefochten 
werben Fönnen, zugleich materiell rechtskräftig d. h. fie ftellen das 


=) Beifpiel: Crt. RVA. v. 26. Rov. 1902, Mainzer Stiche. Bb. 13 ©. 98 f. 
”) AR. 99 ©. 450 Nr. 730. ° 
20) Vol. $ 321 EPO. und unten $ 73 X, 2. 
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abgeurteilte Rechtsverhaͤltnis ein für ale Mal unter ben Parteien 
feft und ſchließen inſoweit jedes erneute Zurüdgehen auf bie materielle 
Sad- und Rechtslage aus (vgl. Bd. J S. 7709 ff., 759 ff). Nur 
außerhalb der Grenzen der Rechtskraftwirkung ift ein fpäteres Ver- 
fahren zur anberweitigen Befriedigung der Partelinterefien zuläffig. 
Allerdings erfährt auch diefer Grundfag gewiſſe Ausnahmen, in 
denen aus befonderen Gründen die Rechtskraftwirkung einer er- 
gangenen Entſcheidung bei Seite geihoben wird. Man kann alle 
in diefem Paragraphen zu behandelnden Fälle, in denen neben oder 
auch trotz einer rechtskräftigen Rentenentiheibung nochmals die Ber- 
wirklichung der ſchon in einem früheren Verfahren befangen ge- 
wefenen Intereſſen erftrebt wirb, unter dem allgemeinen Begriffe 
„Erneuerung des Verfahrens” zufammenfaflen. Arten derſelben find 
dann die Wieberholung, die Wiebereröffnung und die Wieber- 
aufnahme des Verfahrens. Wiederholung des Verfahrens ift die 
mit einer früheren abweifenden Entſcheldung, welche aber ben Renten- 
anfpruch nur zur Beit aburteilte, vereinbare Wieveranbringung eines 
Rentenantrags; ein Spezialfall derſelben ift in $ 119 IVG. ge 
regelt. Wiedereröffnung ift die von der Verfiherungsanftalt umter 
Verzicht auf die ihr günftige Rechtsfraftwirkung freiwillig in die 
Wege geleitete Erteilung eines neuen Rentenbeſcheides; fie ift im 
Geſetz überhaupt nicht geregelt. Wiederaufnahme des Verfahrens ift 
der Prozeß zur ausnahmsweiſe zwingenden Umftopung einer früheren 
rechtskräftigen abweiſenden ober zubilligenden Rentenentſcheidung; fie 
ift in $ 120 IVG. georbnet. 

IL. Die materielle Rechtskraft der Rentenentſcheidungen ift fo- 
wohl im Gefege felbft ($ 119 IVG.), wie auch in den Materialien‘) 
und in der Jubifatur?) zur ſicheren Anerkennung gelangt. 

1. Rechtskräftig find zunächft die Revifionsentfheidungen bes 
RBA., einſchließlich der Vefchlüffe auf Zurücweifung bes Rechts 
mittel ohne mündliche Verhandlung (vgl. oben $ 71 V), und zwar, 
da fie nicht weiter anfechtbar find, fofort mit ihrem Erlaß. Die 
Endurteile der Schiedsgerichte, einfchließlich der Teil- und Zwifchen- 
urteile, ſoweit folge zuläffig find (vgl. oben $ 70 VIII, 1—3), er⸗ 

') Mot. Abſ. 4 zu $$ 67-71 Entw. ©. 89; vgl. Bd. I S. 763 R. 53a. 

N AR. 9 S.164 Rr.58, AN. 92 ©. 1 Rr.85, ©. 17 Rr. 101, ©. 138 


Ar. 186, AR. 93 ©. 106 Rr. 258, AR. O1 S. 200 Nr. 882 u.a.m.; vgl. ſchon 
8.16.7000. 45. 
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langen Rechtskraft gegen jede Partei mit Ablauf der ihr zugute 
Tommenben Revifiongfrift.) Auch die abweifenden Vorbeſcheide ver 
Schiebsgerichtsvorfigenden find rechtskräftig, wenn gegen fie nicht 
rechtzeitig mundliche Verhandlung beantragt ift (vgl. oben $ 70 
N. 85). Für die Beſcheide der Rentenftellen gilt mit Bezug auf bie 
Möglichkeit der Berufung dasfelbe, wie für die ſchiedsgerichtlichen 
Urteile mit Bezug auf bie Revifion. Zu den rechtskraftfähigen Ent- 
ſcheidungen gehören aber enblih auch die Beſcheide der Anftalts- 
vorftände,t) trotz der Eigentümlichkeit, daß fi in diefen Organen 
richterliche und Parteiftellung vereinigt. Danach wird der ablehnende 
Inhalt der Anftaltsbefceide gegen den Anfprecher rechtskräftig mit 
dem Ablauf der Berufungsfrift. Anerfennende Beſcheide erlangen 
Rechtskraft und Unabänderlicfeit, da fie vom Vorftande felbft nicht 
angefochten werben können, gegen biefen bereits mit ihrer Zu⸗ 
ftellung?) an den Anfpreder. Die etwaige Mangelhaftigkeit ihrer 
Form, 3. B. das Fehlen des Berufungshinweifes ober der Nenten- 
berechnung (vgl. oben $ 70 N. 23 ff.) tut dem feinen Eintrag; doch 
wird entſprechend dem oben & 70 N.21 Erörterten anzunehmen 
fein, daß Beſcheide, melde nur ein nadtes Anerkenntnis des Anſpruchs 
dem Grunde nah enthalten, vor ihrer gefegmäßigen Ergänzung 
in Bezug auf Beginn und Höhe der Rente, auch die Anftalt nicht 
verbinden. 

3) Dem Friftenablauf fteht die Rucknahme bed Rechtsmittels gleich; vgl. 
oben $ 70. R.69, 70. Wird dad Rechtsmittel als verfpätet zurüdgemieien, fo 
datiert die Rechtskraft vom Ablauf der Friſt an. Del. nod unten R. 81. 

+) Daß unter bie „redtöfräftigen Entfgeibungen“ des $ 119 IB®. auf 

vie unanfechtbaren Beſcheide fallen, fprechen ſchon die N. 1 zitierten Motive 
aus; vgl. Bb. 1 a.a.D. und Mugban Arbs. 91 ©. 221; unrichtig Piloty 
S. 242 und Graßmann Anm, 2 zu $ 119. Bol. aud analog AR. 03 ©. 156 
Rr. 302. 
9) Nic zugeftellte Veſcheide präjubigieren der Anftalt nit (AR. 98 &. 111 
Nr. 264; vgl. aber dazu oben $ 70 R.22). Das im Xert miebergegebene 
Prinzip wurde zuerft kurz formuliert in AR. 92 S. 1 Rr.85; dazu die auss 
fahrliche Rectfertigung in der Bd. J S. 760 N. 45 zitierten Abhandlung im 
Sogialpolitifpen Gentralblatt und AN. 98 &. 398 Nr. 673 Abf. 4; auch Lak 
&.77. Die binbende Kraft des anerkennenden Beſcheides bleibt auch in ben 
höheren Inftanzen erhalten, wenn (früher) ber Staatskommifſar (AR. 92 S. 138 
Nr. 186), jet der Anfprecher, 3. B. wegen ber Höhe der Rente Berufung eins 
gelegt Hat (MR. 96 ©. 394 Nr. 527). Über bie Wirkſamkeit des Moments des 
Anerkenntniffes neben dem ber Rechtskraft vgl. ſchon Bb. I S. 763 f. und AR. 
92 ©. 133 Rr. 186. 


x 
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2. Rechtskräftig wird in allen erörterten Fällen grundſätzlich 
nur der Tenor der Entſcheidung, nicht deren Gründe.) Doch wurde 
ſchon anderweitig hervorgehoben, daß das einer Verwertung ber 
legteren zur Ermittlung der Tragweite des Erkenntniſſes nicht ent« 
gegenfteht.°*) Insbeſondere ergibt fi) aus ihnen, ob und inwieweit 
bei einem abmeifenden Erkenntniſſe die Verneinung des Anſpruchs 
nur ein anderer Ausbrud für die Feftftelung von Mängeln im Be— 
ſtand und Umfang der Anwartſchaft ift, welde danach von ber 
Rechtskraft der Entſcheidung mitergriffen wird. Damit im Zu= 
fammenhange fteht dann die weitere, aus den Gründen zu ent 
ſcheidende Frage, ob und in welchem Umfange eine fpätere Ent« 
ftehung und Geltendmadhung des zur Zeit abgelehnten Anſpruchs als 
durch das Erkenntnis vorbehalten zu gelten hat (vgl. oben $ 70 
NR. 29, $ TI N. 1, unten Ziff. 4). 

3. Wenn als Vorausfegung der Rechtskraftwirkung die Fden- 
tität der Streitfahen aufgeftellt wird, To ergibt fi zunädft bie 
Frage, ob und inwieweit eine ſolche durch die Verſchiedenheit der in 
der Invalidenverficherung begriffenen Anfprüche (auf Dauer-, Kranken- 
und Altersrente) ausgefhloffen wird. Dabei kann es nun nicht 
zweifelhaft fein, daß zwiſchen zwei Rentenſachen, von denen bie eine 
den Anſpruch auf Krankenrente, bie andere aber den auf Dauerrente 
betrifft, Rechtskraftwirkung möglich ift, weil das Geſetz grund- 
fäglih (ngl. oben $ 61 N. 16) den Anſpruch auf Imvalidentente, 
fei e8 wegen bauernber ober wegen vorübergehender Invalidität, 
als einheitlichen behandelt.) Die gleihe Möglichkeit muß aber 
aud im Verhältnis des Anſpruchs auf Altersrente zu dem auf 
Invalidenrente behauptet werben, foweit in dem Verfahren über Die 
eine oder die andere über Beftand und Umfang der Anwartſchaft in 
einer für bie konkreten Anfprüde präjudizielen Weife gleihmäßig 
abgeurteilt worden ift (vgl. oben Ziff. 2). Zwar bat das RUN. 


%) AR. 93 S. 170 Nr. 314, AR. 03 ©. 392 Nr. 1057; vgl. oben $ 70 
R. 50 ff. 

%) Unter mehreren für die Auslegung in Betracht kommenden Entſcheidungen 
ift eventuell bie letzte (das Revifionserfenntnis) maßgebend (AR. 98 ©. 248 
Nr. 631, AN. O1 S. 205 Nr. 888). 

?) Anwendung einer ſolchen Rechtskraftwirkung z. B. in Bezug auf den 
Beginn ber an eine Krankenrente anfchließenden Dauerrente: AN. 02 ©. 290 
Rr. 959; vgl. oben $ 66 N. 34. 
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gelegentlich anders entfdhieden;®) doch kommt ihm gegenüber in 
Betracht, daß, wenn auch die beiden Anfprüche auf Alters und 
Invalidenrente nad) ihrem Anſpruchsgrunde verſchiedener Art (vgl. 
oben $ 62 II, 1) und mit Bezug auf die Dauer der Wartezeit 
verſchieden geftaltet find, fie fich doch als „Ausfluß einer einheitlichen 
Verficherung” darftellen®) und daß daher, foweit einmal über biefe 
gemeinfame Grundlage beider entſchieden ift, aud eadem questio 
und res judicata gegeben if.) Daß diefes Refultat den praf- 
tiſchen Bedürfniſſen, denen die Rechtskraft zu dienen hat, entipricht, 
ft Har; denn es müßte unzuträglich werden, wenn die Fragen ber 
Verfierungspfliht oder Verſicherungsberechtigung ober des Er- 
löſchens der Anwartſchaft ufw., welche in dem Verfahren über die 
eine Rente in ganz gleich präjubizieller Weiſe bereits erledigt find, 
in dem über bie andere von neuem wieber aufgeworfen werden 
tönnten.!9) 


%) AR. 93 S. 170 Nr. 314: Das Schiebägericht Hatte den Kläger ald einen 
Berfiherten im Sinne des $ 156 ©. 89 ($ 139 IVG.) deshalb nicht angefehen, 
weil bie Frage, ob er zu ben Verſicherten gehöre, bereit? aus Anlaß der Bes 
urteilung feine® Altersrentenanſpruchs teditäfräftig verneint worden fei. Das 
RIA. Hat das verworfen; ngl. auch UN. 04 ©. 362 Nr. 1119. 

0) Bol. dazu aud UN. 93 ©. 53 Nr. 207. 

%) Daß RBA. will das im Schlußabfag des zit. Erfenntniffes nicht gelten 
laſſen, indem es den Begriff des „anbermweiten Verfahrens” rein formell auffaßt. 
Die in Abſ. 2 enthaltene Ausführung, dab Gründe nicht rechtäkräftig werben. 
(vgl. oben N. 6), ſchlägt nicht durch, weil eben, wenn man der hier vertretenen 
Anfıht folgt, die Feftftellungen des Vorerkenntniffes über die Anwartſchaft 
might bloße, ber Rechtälraft unb eventuel der Berufung unfähige Entſcheidungs ⸗ 
gründe find (ngl. 3.8. Note 8, ſowie auch unten $ 80 R.73). 

0) Zu demſelben Refultate gelangt man aud durch die Ermägung bed: 
gemeinfamen Berhältnifies, in welchem mit Bezug auf die Rechtskraft bie Ent 
ſcheidungen in Rentenfachen der einen ober anderen Art zu den bie aftive Vers 
figerung (bie Anwartfhaft) betreffenden Entſcheidungen und Maßregeln ftehen. 
Dabei ift zunäcft zu beachten, daß bie Entſcheidungen aus $ 155 IVG. Rechts- 
kraft befigen für beibe Arten bes Rentenverfahren (vgl. oben $ 58 N. 49) und- 
daß ſchon danach nicht wahrſcheinlich iſt, es werde dem fo viel beſſer ausge⸗ 
ſtalteten Rentenverfahren ber einen Art in Anwartſchaftsfragen jede präjudizielle 
Wirkung für das Rentenverfahren ber anderen Art fehlen. Sodann aber 
präjubigiert auch jede Art bed Rentenverfahrens, wie oben $ 58 hinter N. 49 
näher außgeführt, dem Verfahren nad) $ 155 JVG., woraus fi dann bie 
unmittelbare Konfequenz ergibt, daß fie unter einander infoweit Rechtskraft bes 
figen müflen. In der Tat kann daher auch weiter fein Zweifel fein, daß bad. 
„endgiltig” am Schluß von $ 160 IB®. (vgl. dazu oben $ 59 N. 5) jebe eins 
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4. Iſt die Abweiſung eines Anſpruchs ihrer feftgeftellten Trag- 
weite nach (vgl. oben Ziff. 2) nur eine Abmeifung „zur Zeit“, fo 
fteht fie inſoweit einer „Wiederholung“ des Rentenantrags nicht 
entgegen. Anbererfeits wird aber auch durch dieſe Wiederholung 
die Rechtskraft der früheren Entſcheidung nicht berührt. Es prä- 
jubtziert dem neuen Verfahren, daß in dem älteren die Nichteriftenz 
des Anfpruche bezw. der Anwartſchaft wenigſtens zu beftimmter 
Bett nad) Maßgabe des bis dahin verwirklichten Tatbeftandes feſt · 
geftellt ift,'") und es kann der neue Antrag nur auf folde rechts- 
begrundenden Tatſachen geftügt werben, welche nach dem Erlaß ber 
früheren Entſcheidung eingetreten find.) Die Wieberholung bes 
Rentenantrags wird formell in demfelben Verfahren, wie jeder neue 
Rentenantrag verhandelt; insbeſondere findet die Einreihung bei 
Berwaltungsbehörde oder Nentenftelle =) ftatt, und der Vorftand 
iſt mangels entgegenftehender Rechtskraft zur Erteilung eines neuen 
Beſcheides verpflihtet.'?) 

5. Die Rechtskraft wirkt zwiſchen denfelben Parteien. Auf der 
Seite des Anſprechers teilen deſſen Parteirolle aud feine Rechts- 
nachfolger. Auf der Seite der Anftalt aber muß die bereits oben 
$ 66 II erörterte Tatfache, daß die Perfon der feftftellenden Anftalt 
rein nach formalen Gefihtspunkten vom Geſetz beftimmt wird, in 


selne Art des Rentenverfahrend für fih umfaßt. — Ob die Ergebniffe bes 
Zertes (Ziff. 2, 3) dem vielumfirittenen Inhalt bed $ 322 EPO. entfprechen, 
Yann hiernach bahingeftellt bleiben, fofern fie nur auf dem Gebiete der Ins 
valibenverfigerung dem Wefen bed hier im Streit begriffenen Rechts und ber 
eigenartigen Geftaltung des Verfahrens (dem 3. B. bie in $$ 256, 280 CPO. 
‚gegebenen Bentile fehlen) gerecht wird. 

11) Über bie Bedeutung befien für den Beginn ber im neuen Berfahren feſt⸗ 
gufegenden Rente vgl. unten R. 81. 

") AR. O1 &.200 Rr. 882. Im Ginblid darauf, daß biefen Tatſachen in 
gewifſem Umfange (vgl. unten V, 2a) rüdwirtende Kraft zulommen Tann, ift 
die Faffung des maßgebenden Prinzips (vgl. bei R. 11) in biefer Entideibung, 
fowie in AR. 95 ©. 255 Nr. 464 („ein auf diefen Seltraum fig 
fügender Rentenanſpruch endgiltig verneint; dad Weftehen eines Anſpruchs 
für den von der Entfdeidung umfaßten Zeitraum verneint“) nicht allgemein 

effend. 

2) Die drtlihe Zuftändigkeit beftimmt fi nad Maßgabe der bei ber 
Wiederholung vorliegenden Berhältniffe; vgl. oben $ 68 R. 10 a. €. 

2) URN. 95 ©.255 Rr.464, AR. 96 ©. 254 Nr. 496, AR. 97 S. 5% 
Nr. 624, AR. 98 5.248 Nr. 631, ©. 249 Nr. 632, AR. 01 S. 205 Rr. 888. 
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Verbindung mit der unter den Anftalten beftehenden Laftengemein- 
ſchaft, dazu führen, daß bie Rechtskraft der Rentenentſcheidungen 
für und gegen jede Anftalt wirkt, welche in Zukunft mit der Sade 
befaßt wird (vgl. au Bh. I ©. 782f.). 

6. Die Geltendmahung der Rechtskraft erfolgt von Seiten bes 
Anftaltsvorftandes in Form der Ablehnung eines neuen ſachlichen 
Beſcheides, in den höheren Inftanzen eventuell mittels Einrede.') 
Dagegen wird es in Ermangelung eines geordneten Prozeßverfahrens 
bei ber Beſcheidsertellung durch eine entſcheidende Nentenftelle nicht 
moglich fein, an der Vermeifung der Anftalt auf die Einrede 
der Rechtskraft feftzuhalten; vielmehr wird die legtere von Amts- 
wegen durch bie Nentenftelle zu berüdfichtigen fein, zumal dieſelbe 
bier ganz an die Stelle des Vorftands zu treten hat. Auf die buch 
die Rechtskraft ihr erwachfenen Rechte kann die Anftalt verzichten; 
daraus ergibt fi) die Möglichkeit einer „Wiedereröffnung“ des Ber- 
fahrens feitens der Anftalt durch Erteilung eines neuen fachlichen 
Beſcheides, wovon unter III beſonders zu handeln if. Auf Seiten 
des Bezugsberechtigten beantwortet ſich die Frage nad dem Verzicht 
auf die Rechtskraft nach allgemeinen Grunbfägen.'®) 


III. Die Befugnis der Anftalten, unter Verzicht auf bie Rechts- 
kraft einer früheren Entſcheidung dem Anfpreder einen neuen Bes 
ſcheid zu erteilen und damit das Verfahren „wieder zu eröffnen“, 
if vom RVA. mit Recht!) in ftändiger Praxis anerkannt worben. 

1. Der neue Beſcheid darf nach dem zu I, II Erörterten nie 
mals einen dem Anſprecher ungünftigeren Inhalt haben; aber er, 
braucht ihm auch nicht materiell günftiger zu fein. Wieberholt im 
legteren Falle die Anftalt ihren früheren Beſcheid inhaltlich unver- 
ändert, fo hat das doch für ben Anfpreder den formellen Vorteil, 
ihm den Rechtsmittelzug von neuem zu eröffnen. Zu einem folden 
Verfahren fann fi die Anftalt z. B. veranlaßt jehen, wenn der 
Anfpreher die Berufungsfrift entſchuldbarer Weife, wenn auch ohne 


") Laß S. 185. 

») Daher namentlich fein vertragsmäßiger Verzicht, durch welchen ber 
Anftalt die Möglihleit eines neuen ungünfligeren bezw. entziehenben Veſcheides 
eröffnet wird. gl. oben $ 67 R. 16, 17. 

10) Dagegen Piloty, Alnfaliverfiherungsreht Bd. 3 ©. 623; vgl. jedoch 
Laß S. 861 R. 2. 
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daß ein Reftitutionsgrund vorliegt, verfäumt hat'?) oder wenn fie 
ihm fonft, auch ohne von ber Berechtigung feines Anſpruchs felbft 
überzeugt zu fein, eine nochmalige ſachliche Prüfung desſelben er= 
möglichen will (vgl. unten N. 82). 

2. Der wichtigfte Fall wird aber dann gegeben fein, wenn bie 
Anftalt, etwa auf Grund neuer Beweismittel, welche indes eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens nicht begründen, oder au nur auf 
Grund neuer Würdigung des Tatbeftandes zu ber Überzeugung 
Iommt, daß dem Anfpreder über die frühere rechtskräftige Ab- 
lehnung hinaus ein Anſpruch auf Rente materiell zuftand.'*) Der 
neue Beſcheid tritt nad) der Praris des RVA. völlig an die Stelle 
bes früheren und hebt denfelben mit ber ganzen ihm zuftehenden 
Rechtskraftwirkung!e) ex tune in vollem Umfange auf, wie wenn 
er nie ergangen wäre; in dem auf ihn folgenden Rechtsmittelver 
fahren ftehen ihm daher auch die entſcheidenden Inftanzen mit der= 
felben Freiheit, wie einem neuen, gegenüber und können baber bei 
Zeftftellung von Beginn und Höhe der Rente auch nod über bie 
Zubilligungen des zweiten Beſcheides hinausgehen.) Die Erteilung 
eines neuen günftigeren Beſcheides in dem Sinne, daß doch darüber 
hinaus die Anftalt an der Rechtskraft der früheren Entſcheidung 
fefthalten will, erfennt das RVA. mit Recht nicht an. Zwar trifft 
die Begründung des Gerichts, „Daß zwei Beſcheide über denſelben 
Anfprudy nicht beftehen können,“?i) nicht zu,2?) und auch an fi 
würde ein Teilverzicht auf die durch die Rechtskraft begründeten 
Rechte nicht auszuſchließen ſein; allein die Auffaſſung des Amtes 


m) Bel, dandbuch der Unfallverſicherung Anm. 2 a. €. zu $5 der SHSD. 
v. 1885, Laß ©. 551, 553. Über die Einwirkung eines Wiederholungsbeſcheides 
auf bie Anwendung von $ 193 IJVG. vgl. die oben $ 60 Anm. 1 litt. h 
sitierten Erkenniniſſe. 

*) AN. 91 6.159 Nr. 49, S. 164. Nr. 58, AN. 92 ©. 17 Rr. 101, AR. 93 
©. 106 Rr. 258, AN. 96 S. 309 Rr. 517, AR. 99 ©. 445 Nr. 722, AR. 00 
S. 692 Nr. 825, 826. 

’) Daher Beginn der neu feftgeftellten Rente auch vor dem Datum ber 
erften Ablehnung (AR. 99 S. 445 Nr. 722); vgl. dagegen oben R. 11. 

2) AN. 96 S. 309 Nr. 517 mit AR. 93 ©. 106 Rr. 258. Vol. aber auf 
unten $ 73 R. 115. 

21) AN. 93 Nr. 258 ©. 107 Seile 1, 2. 

22) Es beftünbe über den Anſpruch aud in dieſem Falle nur ein Beſcheid, 
namlich der zweite, defien Tragweite und Bedeutung nur aus dem erften erklärt 
werben würbe. Daß ift aber beim Wieverholungäverfahren auch nicht anders, 
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trifft im Ergebniffe Doch den fozialpolitifcden Willen unferes Geſetzes. 
Dasfelbe kann zwar um der Rechteficherheit willen das Prinzip der 
Rechtskraft nicht entbehren, nad) welhem unabänderlie Entſchei— 
dungen für wahr zu gelten haben. Erkennt aber die Anftalt jelbft 
on, daß das formelle Recht dem materiellen nicht entipricht, fo darf 
fie fih auch der vollen Verwirklichung des legteren und damit der 
wohltätigen Abficht des Geſetzes nicht widerfegen; eine einfeitige 
Verfügung der Anftalt über die legtere im Sinne einer Miſchung 
von formellen und materiellen Rechtsbeftanbteilen läßt das Geſetz 
nit zu. 

3. Wie auf die unbedingte, jo vermag die Anftalt auch auf bie 
bedingte Rechtskraft zu verzichten und kann daher aud im Laufe 
eines Verfahrens einen dem Anfprecher günftigeren neuen Beſcheid 
erlaffen.??) Hatte der Anſprecher gegen ben erften Beſcheid bereits 
Berufung eingelegt und ſchwebt die Verhandlung über diefelbe beim 
Schiedsgeriht, fo wird regelmäßig zwar die Abgabe eines gericht- 
lihen Anerfenntniffes (vgl. oben $ 70 VII, 5) dem gleichen Zwecke 
unmittelbarer dienen fünnen. Sieht ſich indes aus befonderen praf= 
tiſchen Gründen z. B. zwecks Beichleunigung die Anftalt zum Erlaß 
eines neuen Beſcheides veranlaßt, fo wird dadurch allerdings das 
ſchwebende Verfahren nicht ohne weiteres beendet; doch wird ber 
Vorfigende dem Berufungskläger die Rüdnahme der Berufung an- 
heimgeben. Erfolgt eine ſolche nicht, fo wird das vom Schieds- 
geriht zu erlaffende Urteil die Berufung als buch ben inzwiſchen 
rechtskräftig gewordenen zweiten Beſcheid fachlich erledigt erklären, 
Hat der Anfpreher auch gegen den zweiten Beſcheid Berufung ein= 
gelegt, To hat das Gericht beide Berufungsfachen mit einander zu 
verbinden und eventuell über die Berufungsanträge, foweit fie über 
den zweiten Beſcheid hinausgehen, fachlich zu erfennen.?*) 

4. Die Anftalt hat zwar das Recht zur freiwilligen Wieder 
eröffnung des Verfahrens, aber Feine Pflicht dazu.) Sie kann 
einen mit einer rechtskräftigen Ablehnung Follidierenden neuen An⸗ 


>) Daß biefe Möglichleit die ber Anſtalt nicht zuſtehende Befugnis erfekt, 
zu Gunften des Anſprechers Rechtömittel einzulegen, vgl. oben $ 70 R. 16. 

24) AN. 95 S. 99 Nr. 410 mit AR. 93 ©. 115 Nr. 268 und AR. 94 ©. 121 
Nr. 352. 

2) AN. 91 S. 164 Rr. 58, AN. 98 ©. 106 Rr. 258, ſowie bie oben R. 2 
nitierien Entſcheidungen. Bgl. aber $ 73 N. 115. 
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trag unter Hinweis auf bie erftere ohne weiteres abweiſen. Nach 
der Praxis des RVA. muß fie dies jedoch durch formlofes Schreiben, 
nicht durch berufungsfähigen, insbefondere mit der Berufungsflaufel 
verfehenen Beſcheid tun.) Eine Berufung gegen eine ſolche Ab- 
lehnung ift unzuläffig. Wird fie trotzdem eingelegt, fo ift fie nad 
Anficht des RVA. vom Schiedsgericht Furzer Hand im Verfügungs- 
wege zurüdzumeifen.2') Meint der Anſprecher, daß der Einwand der 
Rechtskraft nicht durchgreift, fo mag er ſich an das Verfiherungs- 
amt wenden, welches zutreffenden Falls die Anftalt zur Erteilung 
eines berufungsfähigen fachlichen Beſcheides anhalten wird.) Wenn 
aber die Anftalt, obgleich fie die Wiedereröffnung des Verfahrens. 
ablehnen will, dies in der Form eines den Anfpruch abweiſenden 
berufungsfähigen Beſcheides tut, jo erreicht fie ihren Zweck nit; 
das Verfahren gilt als wiebereröffnet, auch wenn fich der neue Be- 
ſcheld ausbrüdlih auf die Rechtskraft des früheren berufen bat. 
Diefe Begründung bindet auch hier die weiteren Inſtanzen in Feiner 
Weiſe, die vielmehr nunmehr rein ſachlich über den Anſpruch zu 
erfennen haben.?°) 

Die dargeftellte Praris des NBA. ift jedoch wenigſtens zum. 
Teil in der Begründung unhaltber und in ſich widerſpruchsvoll. 
Unhaltbar ift zunãchſt der Stanbpunft, dem Anftaltsoorftand, welchem 
„die Abfiht der Beſcheidserteilung“ im Sinne einer Wiedereröffnung. 
des Verfahrens völlig fehlte, Tebiglih wegen ber Form ber Ab» 
weiſung biefelbe zwangsmeife unterzuſchieben. Die Begründung, daß 
die „Gewährung eines Rechtsmittels gegen einen Beſcheid, ber in ber 
Begründung als unanfechtbar bezeichnet wird, ein Widerſpruch in ſich 
ſelbſt ift“, ift fon von Weymann?) mit Recht als „Trugihlug“ 
Garakterifiert worden. Denn der zweite Beſcheid „bezeichnet als un⸗ 
anfechtbar nicht fich felbft, ſondern eben ben früheren Beſcheid“, und 
die Gewährung der Berufung, welde er enthält, eröffnet nur bie 
ſehr fachgemäße Möglichkeit, die ſchwierige Frage der Rechtskraft zur 
ſchiedsgerichtlichen Entfheidung zu bringen. Dem entiprechenb hat. 


=) AN. 93 S. 106 Rr.258, S. 107 Nr. 259, AR. 00 ©. 411 Rr. 796, 
©. 692 Nr. 826. 

=) AR. 00 S. a411 Rr. 796; val. oben $ 70 R. 80. 

2) AN. O1 S. 205 Rr. 388. 

®) AR. 93 S. 106 Nr. 258 mit AN. 00 ©. 692 Nr. 826. 

=) &.330 Abſ. 2, Anm. 25 III zu $ 112 380. 
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denn auch das ABA. auf dem Gebiete der Unfallverfiherung in 
einem ganz gleichen Falle?!) angenommen, daß es „lediglich in der 
Abficht des Seftionsvorftandes lag, den Klägern ausſchließlich dare 
über den Inftanzenmweg zu eröffnen, ob ber erneuten Anmeldung bie 
Rechtskraft des früheren Beſcheides entgegenftehe". Dabei fieht es 
nad) den Ausführungen diefer Entſcheidung jo aus, als wenn das 
befprochene, entgegengefegte, die Invalidenverſicherung betreffende 
Urteil Nr. 258 lediglich einen Fal entſchieden hätte, in welchem „ver 
Vorftand durch nochmalige Eröffnung des Inftanzenzuges alle fach 
lichen und rechtlichen Momente, welche den geltend gemachten An= 
ſpruch felbft betreffen, zur Grörterung babe gelangen laſſen 
wollen.) Diefer Verfuh einer Vereinigung beider Ent« 
ſcheidungen muß nad dem Maren Inhalt des Revifionsurteils 
Nr. 258 als mißlungen bezeichnet werben ;?*) das legtere ift aber 
auf dem Gebiete der Invalidenverſicherung bisher nicht zurüd- 
genommen,?*) vielmehr fachlich in einer neuen, erft im Jahre 1900 
ergangenen Entſcheidung aufrecht erhalten worben.”°) 

Daß die Abweifung einer Berufung als unftatthaft im Ver- 
fügungsmwege nicht durch die Gejege geftügt werden kann, ift bereits 
oben $ 70. R. 80 zur Sprache gelommen. Es ift aber auch klar, 


9) AR. 95 S. 258 Nr. 1464, Laß ©. 552. 

=) Bol. das in der Entfgeibung Rr. 1464 enthaltene Zitat der beiden 
Reviſionsentſcheidungen Nr. 258, 259 (oben R. 26). 

=) Allerdings findet fi in ber Ren.-Entfd. Nr. 258 am Schluß bes vor» 
Iegten Abfages der Saf: „Die gegen den Veſcheid eingelegte Berufung muß 
daher nach den obigen Ausführungen ala zuläffig erachtet werben, und 
zwar umfomehr, ald der zwiſchen dem erften und bem dritten ergangene 
zweite Beſcheid v. 16. April 1892 die Berufungsflaufel nicht enthielt, der Vor⸗ 
ftand der Bellagten alfo mit der Erteilung eines weiteren, berufungsfähigen 
Beſcheides offenbar ein neues Verfahren zu eröffnen beabſichtigt hat.” Die 
mobigen Ausführungen” find bie im Text befämpften von der Formalwirkung 
des neuen berufungsfähigen Beidelbes, und das Wort „umjomehr“ zeigt 
deutlich, daf bie weiler herangezogene „Möfiht“ des Borftandes nicht ald 
entſcheidendes, fonbern nur als unterftügendes Moment in Betracht kommt. 
Im übrigen beſtand die Abſicht des Vorſtandes, von ber am Schluß die Rede 
iſt, wie bei ber Rekurs-Entſch. Nr. 1464, nur darin, dem Kläger, ber ſich 
durchaus nicht beruhigte, ben Inſtanzenweg über die Frage ber Rechtskraft, 
nicht aber über „alle fachlichen und rechtlichen Momente* zu eröffnen. 

*) So auch Weymann ©. 331 oben, der aber auf bie Rekurs-Entſch. 
Re. 1464 nicht eingeht. 

=) AR. 00 ©.692 Rr. 826; vgl. oben R. 29. 

Rostn, Becıt ber Urdeiserverfiherung. Band IL. 4 
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daß, wenn das RVA. au ein formlofes Ablehnungsfchreiben als 
berufungsfähigen Beſcheid behandelt, fobald eine Pflicht zur Ber 
ſcheidserteilung vorlag, dies gerade in den Fällen zur Geltung ge- 
langen muß, in denen der Vorftand zu Unrecht das Entgegenftehen 
einer rechtskräftigen Entjcheidung angenommen hat. Wenn aber dies 
das RVA. felbft anerfennt,?) fo ift es dod ein Widerſpruch, dem 
Anſprecher über die Frage, ob Rechtskraft oder nicht und im legteren 
Falle Pflicht zur Beſcheidsertellung vorlag, den Rechtsweg vor dem 
Schiedsgericht und die Entſcheidung besfelben zu verfagen. Gleich 
dem Anſprecher hat aber auch die Verfiherungsanftalt felbft ein 
Net auf diefen Inftanzenweg, und e8 kann daher dem RVA. 
wiederum nicht freiftehen, im Auffihtswege ihr die Geltendmachung 
der Rechtskraft vor dem Schiebsgerichte abzufchneiden.’) 

Hiernad) kann die Praris des RVA. m. E. nur in folgendem 
Sinn und Umfange aufrecht erhalten werben: Die Vorſchrift, daß 
die Ablehnung eines neuen fachlichen Beſcheides wegen entgegen- 
ftehender Rechtskraft in Geftalt eines formlofen Schreibens (ohne 
Berufungsklaufel) erfolgen fol, mag troß vorhandener rechtlicher 
Bedenken, melde aus der allgemeinen Faſſung von $ 112 Abf.5 
und $ 114 Abf. 4 JVG. zu entnehmen wären,?) als zmedmäßig 
eradhtet werben, weil dadurch der Rückſchluß auf den Mangel der 
Abſicht, eimen Wiedereröffnungsbeſcheid im Sinne von Ziff. 1 der 
obigen Grörterungen zu erteilen, erleichtert?) und das Verfahren in 
der Berufungsinftanz durd die Ermöglichung eines abweiſenden 
Vorbeſcheides vereinfaht wird. Indeſſen Tann eine folde formlofe 
Abweiſung immer nur als der Verſuch, die Sache ohne den 
weiteren Inftanzenweg abzumachen, angefehen werben. Behauptet 
der Anſprecher, daß Rechtskraft nicht entgegenftehe und deshalb 


3%) AN. 95 ©. 255 Nr. 464, AN. 98 ©. 248 Nr. 631, ©. 249 Rr. 632; vgl. 
auch AN. 97 S. 594 Nr. 624 und oben $ 70 R. 17, 22, 23. 

3) gl. oben $ 34 II, 2; ®b. IS. 707 R. 16. 

») Beymann 8. 3%. 

%) Immerhin kann auch bei trogbem nachweisbarer Abficht, dad Berfahren 
im Sinne vollftändiger fachlicher Neuprüfung wieder zu eröffnen (4. 8. wenn 
bie Bezugnahme auf bie frühere Entſcheidung erkennbar nur im Sinne fachlicher 
Wiederholung der Gründe erfolgt ift), der Mangel bes Verufungshinweiſes 
nicht ſchaden, weil ſchon die bloße Abſicht, einen berufungsfähigen Beſcheid zu 
erteilen („Pfligt oder Abfiht; eine der beiden": AN. 95 ©. 255 Rr. 464, 
AR. 00 S. 411 Ne. 796; ogl. oben $ 70 R. 17, 22) genügt. 
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Pflicht zur Beſcheidsertellung vorhanden geweſen fei, fo Tann er den 
Beſcheid als berufungsfähigen behandeln und Berufung einlegen. 
Diefelhe kann, wenn Rechtskraft tatſächlich vorliegt, zwar nicht durch 
Berfügung, wohl aber durch Vorbefcheid des Vorfigenden, unter 
Vorbehalt des Antrags auf mündliche Verhandlung, als unftatthaft, 
weil dann eben objektiv fein - berufungsfähiger Beſcheid vorlag, 
zurüdgemwiejen werben. Hat aber ber Vorftand Rechtskraft in ver 
Tat zu Unrecht eingemendet, fo hat das Schiedsgericht den dann 
objektiv ala berufungsfähig erwiefenen Beſcheid aufzuheben und in 
der Sache felbft zu erfennen. Hat der Vorſtand einen der Form 
nad berufungsfähigen Beſcheid erteilt, aus dem aber klar hervor- 
geht, daß er auf die Rechtskraft nicht verzichten wollte, fo Tann 
derſelbe nicht als Wiedereröffnungsbeſcheid, ſondern nur im Sinne 
ver Rekursentſcheidung Nr. 1464 (vgl. oben N. 31) behandelt 
werden; das weitere Verfahren ift das gleiche, wie bei formlofer 
Abmeifung, nur daß hier ein Vorbeſcheid wegen mangelnder Be— 
zufungsfähigfeit nit Plag greifen kann. Ein auffihtsamtliches 
Eingreifen ift bei dem geſchilderten Verfahren nicht unbedingt nötig 
und kann, wenn der Vorftand Rechtskraft behauptet, jedenfalls nicht 
im Sinne einer präjudiziellen Verwerfung des Einwandes durch 
Zwang zu einem berufungsfähigen fachlichen Beſcheide geltend. ge= 
macht werben.’ 

5. 68 fann zweifelhaft fein, ob der Verzicht auf vorliegende 
Rechtskraft nur gerade von derjenigen Anftalt erfolgen kann, welche 
an dem früheren Verfahren beteiligt geweſen ift. Ich nehme im 
Hinblid auf das oben II, 5 Entwidelte das nicht an und halte jede 
Anftalt dazu für kompetent, deren Zuftändigfeit fpäter gemäß $ 112 
Abſ. 1, 2 begründet iſt. Es entſpricht das auch dem praftifchen 
Bedürfnis, da fih ein Verzicht auf Rechtskraft z. B. in Bezug auf 
ven Nentenbegiun mit einem Wiederholungsbeſcheide (vgl. oben 
UL, 4) verbinden kann und es im konkreten Falle zweifelhaft fein 
kann, ob nad) Lage der Sache ein Wiederholungs- oder ein Wieber- 
eröffnungsbefgeid in Frage fommt. Beantragt der Anfprecher felbft, 
unter Anerfennung der ihm entgegenftehenden Rechtskraft, Wieder⸗ 
eröffnung, fo wird er feinen Antrag direft an den Anftaltsvorftand 


4%) In diefem Punkte meiden bie Ausführungen von Weymann a. a. O. 
befonder8 von unferem Texte ab. 
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richten dürfen, welder dann erforberlihenfalls die Beratung 
der Verwaltungsbehörbe oder Rentenftelle in Anſpruch nehmen kann. 

Entſcheidende Rentenftellen werden Wiedereröffnungsbeſcheide 
felbftändig nicht erteilen dürfen, da fie nur Richter- aber nicht zu- 
gleih die hierzu nötige Parteiftellung haben. Sie bebürfen daher 
der Zuftimmung des Anftaltsvorftandes."') Dagegen werben fie ver- 
pflihtet fein, auf Erſuchen des Anftaltsvorftandes einen Wieber- 
eröffnungsbeihelb nah Maßgabe des vom Vorſtande neuerdings 
abzugebenden Anerfenntnifjes zu erlaffen.*2) 


IV. „Auf die Anfechtung der rechtskräftigen Entſcheidung über 
einen Anſpruch auf Rente finden die Vorfehriften der CPO. über 
die Wiederaufnahme des Verfahrens entſprechende Anwendung, ſoweit 
nit duch Kaiferl. BD. mit Zuftimmung des Bunbesrats ein 
anderes beftimmt wird” ($ 119 IVG.). Eine Kaiferl. VO., wie Die 
bier vorgefehene, ift bisher nicht ergangen.) Dagegen bat bie 
Judikatur des NBA. in einer Reihe von Entfheidungen die „ent 
ſprechende“, daher nicht notwendig unveränderte,'*) Anwendung der 
EPD., jegt $$ 578—591 entwidelt. 

1. Die Wieveraufnahme fteht zufammen mit ber Wieber- 
eröffnung der Wiederholung des Verfahrens dadurch gegenüber, 
daß fie die VBefeitigung einer entgegenftehenden rechtskräftigen 
Entſcheidung bezweckt.“) Dagegen unterſcheidet fie fih von ber 
Wiedereröffnung durch ihren, beide Parteien gleihmäßig zwingenden 
Charakter. Daher kann fie auch zu Gunften der Anftalt und zu 
Ungunften des Anſprechers Anwendung finden, während der Vor— 
ftand ihrer nicht bedarf, wenn er freimillig, auch aus Wieber- 
aufnahmegründen, den Anfpreder günftiger im Vergleih zu einer 
früheren rechtskräftigen Entſcheidung ftellen will. 


+) Zfendart-Spielhagen Anm.20 Be zu $ 112, Anm. 16 zu $ 129 I8®. 

) Vol. oben $69 R.37a. Abweichend Jfenbart -Spielhagen zu $ 129 
I8G., welche annehmen, daß bie Rentenftelle trotz des Erſuchens des Borftandes 
um Wiedereröffnung den Anfprud) abweifen konne und erſterer bann Lediglid, 
nachdem ber Anſprecher Berufung eingelegt, auf das Anerkenntnis vor dem 
Schiebägericht angemiefen fei. 

43) Über einen Entwurf zu einer ſolchen vgl. Bd. J S. 779 R. 34. 

4) AR. 93 ©. 108 Rr. 260, UN. 96 ©. 394 Rr. 527; Zap 6.529 ff. 

a) AN. 95 ©. 253 Nr. 462, AN. 97 ©. 273 Nr. 553. 
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2. An die Stelle der „Klage“, durch welche im Civilprozeß das 
Verfahren wieder aufgenommen wird, tritt der formlofe Antrag,*) 
welcher ausreichend ift, fofern nur aus ihm mit genügenber Deut- 
lichkeit der Wille des Antragftellers, die ihm nachteiligen Wirkungen 
ber früheren vechtsfräftigen Entſcheidung dur Wiederaufnahme be— 
feitigt zu fehen, hervorgeht.) Im übrigen find für die Invaliden- 
verfiherung die Vorjchriften der SS 587, 588 inftruftionell und 
können im Laufe des Verfahrens nachgeholt werben. 

3. In Bezug auf die Zuſtändigkeitsvorſchriften des $ 584 er- 
geben fi folgende Abweichungen: 

a) Die vom Civilprozeß abweichende Stellung des RBA. als 
Revifionsgeriht hat Veranlaffung gegeben, dasſelbe, und nicht das 
Berufungsgeriät, in allen Fällen als zuftändig anzufehen, wenn es 
entweder die angefochtene Entſcheidung felbft oder auch nur eine ber 
mehreren angefochtenen Entſcheidungen gefällt hat.) Nur, wenn 
das NBA. im früheren Verfahren die Revifion lediglich als ver- 
fpätet zurüdgemiefen hat, wird bie Zuftänbigfeit des Schiebsgerihts 
anerfannt.*) 

b) Liegt nur ein rechtskräftiger Ahlehnungsbefcheid des Vor- 
ſtandes ober einer entſcheidenden Nentenftelle vor, fo muß der An— 
fprecher den Wieberaufnahmeantrag an diefe Organe richten. Doc 
kann er fih im erfteren Falle direft an den Vorftand wenden; eine 
Angehung der begutachtenden Berwaltungsbehörde oder Rentenftelle 
ift nicht nötig.) Auf den Antrag ift pflichtmäßig ein neuer, 
eventuell die Wiederaufnahme ablehnender Beſcheid zu erteilen.) 

*) AN. 96 ©. 394 Rr. 527. 

) AR. 95 S. 255 Nr. 1460 (Unfallfache). 

) AR. 93 ©. 108 Rr. 260, S. 109 Rr. 261; Verbindung von Reftitutions- 
und Nichtigkeitöflage beim RBA. gegen $ 578 Ab. 2 CPO. (AR. 95 S. 252 
Ar. 1458; Unfaljache). 

+) AR.97 ©. 185 Rr. 546. 

) Bol. AR. 96 S. 394 Rr. 527. Ebenſo Gebhard-Düttmann S. 542 
au $ 585 CPO. gegen Mugdan ©. 224. Die Kompetenz bed Schiedsgerichts 
«vgl. oben $ 70 II) wird fih dann nad der Verwaltungsbehörde uſw. des 
eriten Verfahrens beftimmen. 

5%) Dazu, einen Beſcheid überhaupt zu erlafien, Tann ber Vorſtand im Aufs 
fichtswege angehalten werben; vgl. Laß ©. 532. In Betracht kommt aber auch 
hier bie Berufungafäpigteit formlofer Ablehnungen bei vorliegender Pflicht zur 
Befggeiderteilung. 
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Will der Vorftand das Verfahren gegen einen rechtöfräftigen An- 
erfennungsbejheid wieder aufnehmen, fo muß er gleichfalls, falls 
derfelbe von einer entſcheidenden Rentenftelle erlaffen war, bei dieſer 
einen Antrag formieren. Hat er dagegen benfelben jelbft erlafjen, 
fo erfolgt die Wiederaufnahme durch Zuftellung des neuen Wieber- 
aufnahmebeſcheides jelbft.°') 

3. Die Notfrift eines Monats für Anbringung des Antrags, 
welche $ 586 Abf. 1 CPO. vorfchreibt, gilt auch für das Invaliden- 
verfahren.) Auch die fünfjährige Friſt des Abſ. 2 ift anwendhar.??) 
Es wird aber auch der $ 114 Abſ. 3 IVG. zur Anwendung fommen, 
nad; welhem die Frift duch Anbringung des Antrags bei einer 
„anderen, als der zuftändigen Behörbe, gewahrt wirb“.’') 

4. Was die Gründe für die Wiederaufnahme anlangt, fo finden 
zunächſt die für die Nichtigkeitsklage ($ 579) entiprehende An= 
wendung.) In Bezug auf die Reftitutionsklage hat das RVA. 
zunädjft ftreng an dem Grundfage des $ 582 feftgehalten, wonach 
biefelbe nur zuläffig ift, wenn bie Partei ohne ihr Verſchulden 
außer Stande war, den Reftitutionsgrund in dem früheren Ver— 
fahren geltend zu maden.) Auch die allgemeinere Beftimmung des 
& 581 betreffend die vorherige Aburtellung ftrafbarer Handlungen, 
auf welche die Reftitutionsflage gegründet wird, hat Anwendung ges 
funden.””) In Bezug auf die einzelnen Reftitutionsgründe”*) fommt 
folgendes in Betracht: 

a) Ein Fall der Ziff. 2 in $ 580 EVD.) liegt für das Gebiet 
der Invalldenverſicherung namentlih dann vor, wenn Arbeits- 


v) AR. 96 S. 394 Rr. 527. Ebenfo aud, wenn dad Verfahren über ben 
erften zubilligenden Befcheid, nachdem ber Anſprecher wegen ber Höhe Ber 
rufung eingelegt Bat, vor dem Schiedsgericht ſchwebt; vgl. oben R. 5. 

52) AR. 93 S. 109 Nr. 261, AN. 94 S. 194 Rr. 377, 

») Laß S. 538 und das bort zitierte Präjubiz. 

») Gebharb- Düttmann ©. 542 zu $ 586 EPO. Dazu auch AR. 95 
©. 255 Rr. 1460 (Unfallfage). 

») Zu $ 579 Sf. 1 CPO. vgl. oben $ 719.9. 

5) AR. 94 S. 150 Nr. 378, AN. 96 ©. 394 Nr. 527, AR. 99 ©. 455 
Nr. 736, S. 641 Rr. 770: Es ändert nichts, aud wenn bie Partei keine Ver⸗ 
anlaffung zu haben glaubte, dad Beweißmittel norzubringen. 

) AR, 97 &. 351 Nr. 581. 

) Der $ 580 Ziff. 1 EWO. kommt nicht in Betracht, ba bie Praxis des 
RBA. Parteieide nicht zuläßt; vgl. oben $ 70 VII, 5d. 
%) Näheres bei Laß S. 545. 
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beſcheinigungen ober fonftige Zeugniffe, auf Grund beren die Ent 
ſcheidung ergangen ift, ſich nachträglich als gefälſcht herausftellen.%) 
Dagegen ift die Wiederaufnahme nicht gerechtfertigt, wenn bie zu 
Grunde gelegten echten Arbeitsbejceinigungen infolge eines Ver» 
ſehens oder fonft bei gutem Glauben bes Ausftellers einen un- 
richtigen ober doch irreführenden Inhalt erhalten hatten.®) 

b) Unter $ 580 Ziff. 3%) ift der Fall der Auffindung neuer 
Zeugen nicht begriffen. Hier kann zu Gunften des Anfpredhers nur 
die Wiedereröffnung des Verfahrens durch den Anftaltsvorftand 
helfend eintreten.®?) 

c) Zu den neu aufgefundenen Urteilen des 8 580 Ziff. 7a 
gehören aud rechtskräftig gewordene Rentenbeſcheide.) Cine neu 
aufgefundene Urkunde im Sinne von Ziff. 7b ift nicht eine folde, 
welche zur Zeit des früheren rechtskräftigen Urteils noch gar nicht 
eriftierte, fondern welche ſich der Anſprecher erft neuerdings aus⸗ 
ftelen läßt. Daher fann die Wiederaufnahme auf neu ausgeftellte 
Arbeits ober Krankheitsbejheinigungen oder neue ärztlihe Gut- 
achten nicht geftügt werben.) Daß die neu aufgefundene Urkunde 
(Wochenzettel) vom Kläger felbft ausgeftellt war, ſchadet dagegen 
nicht8.0°) 

5. Die in $ 590 Abf. 2 dem Gericht anheimgegebene Trennung 
des judieium reseindens und reseissorium zur Verhandlung 
hintereinander entſpricht den das Invalidenverfahren beherrſchenden 
Grundſätzen der Beſchleunigung nicht.“) Gegen das im Wieber- 
aufnahmeverfahren ergangene Urteil finden gemäß $ 591 EBD. bie- 
ſelben Rechtsmittel ftatt, wie überhaupt gegen Urteile derjenigen 


) Mot. Abſ. 4 zu 89 67—71 Entw. ©. 89. 

9) AR. 96 S. 394 Rr. 527 mit AR. 92 ©. 1 Nr. 85. 

©) Anmenbungäfall: AR. 93 &. 108 Rr. 260. 

) AR. 98 &, 110 Nr. 262, AR. 01 &. 200 Rr. 882. 

) AR. 97 S. 407 Rr. 1638 (Unfallfae). Cine Berufung auf anderweitige 
Ucteile des RBM,, in benen Berufögenoffen ves Mägers ald verficherungäpflichtig 
erflärt wurden, begründet bie Reftitution nicht (AR. 92 S. 76 Nr. 148). 

%) AR. 93 S. 60 Rr. 217, AN. O1 S. 200 Nr. 882. Die Debultion von 
Ziendart-Spielhagen S. 718 Ziff. 2 in Betreff der Poſtablieferungsſcheine 
iſt Im Hinblid auf Ar. 770 (vgl. oben R.56) bedenklich. Dazu die oben $ 70 
R. 22 zitierten Bemerkungen Weymann’3. 

) AR. 93 ©. 109 Nr. 261. 

) Laß S. 589, Bebharb-Düttmann ©. 548. 
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Inſtanz, von welcher es erlafjen ift. Dabei hat die höhere Inſtanj 
von Amts wegen bie Stihhaltigfeit der Wieberaufnahmegründe zu 
prüfen.) 

V. Für die praktiſche Anwendung ift noch folgendes zu ber 
merfen:®) 

1. Die Abweiſung kann zunächſt bei feftgeftellter anſpruchs- 
teifer Anwartſchaft um beswillen erfolgt fein, weil ber Anſpruchs- 
grund als noch nicht eingetreten angenommen wird. Handelt es fi 
bier um einen Anſpruch auf Alters oder Krankenrente, der zurüd- 
gewieſen wurbe, weil das Alter von 70 Jahren noch nicht erreicht 
war ober Die Erwerbsunfähigkeit noch nicht ununterbrochen 26 Wochen 
fortgedauert hatte, jo kann felbftverftändlich der Antrag, wenn biefe 
Vorausfegungen nachträglich eingetreten find, ohne weiteres wieder- 
holt werben. Ebenfo kann, wer eine Dauerrente angeſprochen hat, 
aber wegen des noch nicht dauernden Charakters feiner Erwerbs- 
unfähigteit abgewiefen worden ift, Kranfenrente fordern, ſobald 
26 Wochen feit Eintritt feiner Erwerbsunfähigfeit verfloflen find.) 
Im übrigen aber, befonders alſo in dem Falle, wenn der Anſprecher 
noch zu mehr als'/, ($5 Abf. 4 IVG.) erwerbefähig angenommen 
worden ift, unterliegt die Wiederholung eines Antrags auf Be— 
willigung einer Dauerrente der befonderen in $ 120 IVG. vor- 
geſchriebenen Beſchränkung. 

An und für ſich könnte „ein Antrag auf Bewilligung einer 
Invalidenrente, welder wegen des Fehlens bauernder Erwerbs - 
unfähigteit emdgiltig?”) abgelehnt worden war" ($ 120 IBG.), 
jeberzeit unter dem Nachweis wiederholt werden, daß der Anſprecher 
nunmehr dauernd erwerbsunfähig fei.””) Daß er in der Zwifchen- 
zeit dauernd erwerbsunfähig geworden fei,'') braucht er nicht be= 
ſonders nachzuweiſen, weil fi das aus dem Zufammenhalt feiner 
jegigen Erwerbsunfähigfeit mit dem Inhalte des früheren Erkennt- 





) AR. 99 S. 641 Rr. 770. 

“s) Bol. auch die Hervorhebung der verſchiedenen Falle in AR. 98 ©. 243 
Rr. 631 Abſ. 4 a. €. 

®) Zu den beiden Ieptgebadhten Fällen vgl. Mot. Abi 3 zu 8583, 34 
Entw. IVG. 

:0) Bedeutet „rechtskräftig“, aber Leinen Gegenfag zur Abweiſung auf Zeit. 

00) AR. 95 S. 248 Nr. 631 Abſ. 3. 

21) Bgl. dazu oben $ 60 Ul und $ 72 R. 12. 
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niffes von felbft ergibt. Allein da die Feitftellung, daß ein Menſch 
zu einem gewiffen Zeitpunfte erwerbsfähig ift, minbeftens für eine 
gewiſſe mäßige Frift die tatſächliche Vermutung ber Fortdauer diefes 
Zuſtandes begründet, fo ftellt ſich bie alsbaldige Erneuerung der 
Behauptung, erwerbsunfähig zu fein, zunächſt als ein Widerſpruch 
mit dem vechtöfräftigen Erkenntnis und als eine vorausſichtlich un- 
nüge Beläftigung der Feftftellungsinftanzen dar, welcher vorgebeugt 
werben follte. Indem nun ber $ 120 JVG. die gedachte mäßige 
Friſt auf ein Jahr firiert, gelangt er zu folgenden Rechtsfägen: 
Iſt feit der Zuftellung der rechtskräftigen Entſcheidung ein Jahr 
verfloffen, fo fteht der Wiederholung des Antrags mit der einfachen 
Behauptung nunmehr vorhandener dauernder Erwerbsunfähigkeit 
nichts weiter entgegen.'?) Bor Ablauf biefer Frift ift zwar bie 
Wiederholung des Antrags auch nicht ausgefchlofien;"’) fie muß ſich 
‚aber mit der „glaubhaften Beſcheinigung“ verbinden, „daß in- 
zwiſchen“ d. h. feit dem Erlaß”**) der rechtskräftigen Entſcheidung 
„Umftände eingetreten find, aus denen ſich das Vorhandenfein der 
dauernden Erwerbsunfähigkeit des Antragftellers ergibt.“ Die Bei— 
bringung eines neuen ärztlichen Atteftes, wonach jegt Invalidität 
vorhanden, genügt dazu nicht; „Umftände" find vielmehr neue, das 
‚gleihmäßige Fortleben des Anfprechers unterbrechende Ereigniſſe, 
welche den Eintritt der Invalidität begründen ober doch das jegige 
„Borhandenfein“ derfelben erfennbar machen.') Die glaubhafte 


7) AR. 97 ©. 273 Rr. 558. 

”) AR. 95 ©. 253 Rr. 462 Abſ. 3. 

>e) Es ift nicht nötig, das Wort „ingwilchen* mit Gebhard» Düttmann 
Anm. 6 fo zu interpretieren, daß aud dieſe Friſt mit ber Zuftellung ber 
Entſcheidung beginnt und Umftänbe, die zwiſchen Abgabe und Zuftellung liegen, 
aunbiligermeife unberüdfichtigt bleiben müffen. Ebenſo hat es fein Bebenken, 
hier von ber Abgabe bed Schiebägerichtäurteild an zu rechnen, wenn bad Re 
wifionderfenntnid dasſelbe lediglich beftätigt hat. Dgl. unten R. 81. 

”) Auch dad Ieftere genügt nad) dem Wortlaut bed Geſehes. So Gebr 
hard⸗Duttmann Anm. 6 zu $ 120 IB®.; anders mwenigftens bie Fafſung bei 
Zfenbart:Spielhagen Anm. 5 Abf. 1 und Weymann Anm. 1 litt. d. 
Nach der Fafſung des Textes würde z. B. eine glaubhafte Beſcheinigung ber 
TZatſache genügen, daß ber Anſprecher nad; Abgabe ber erften Entſcheidung 
ernfthaft verſucht hat, feine Tätigkeit wieber aufzunehmen, babei aber mit feinen 
Kräften unterlegen iſt. Ebenſo wurde eine ärztliche Beideinigung genügen, 
wonach neuerdings erkennbare Symptome hervorgetreten find, welche ben 
Schluß auf vorhandene Ermwerböunfähigfeit zwingend machen. 
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Befceinigung, welche durch irgendwelche Zeugniffe erbracht werben 
kann, begründet bie Vermutung, nicht den Beweis ber Richtigkeit. 
Ob fie genügt, unterfteht dem Ermefjen der unteren Berwaltungs- 
behörbe oder Rentenftelle, bei welcher ber wieberholte Antrag ein- 
gereicht ift und welche auch die Ergänzung einer mangelhaften Bes 
ſcheinigung wird herbeiführen dürfen.) Sind aber nad alledem 
folche Umftände nicht befcheinigt, jo muß”®) die Behörde oder Renten- 
ftele den Antrag durch Verfügung abmweifen, wogegen dem An- 
ſprecher kein Rechtsmittel zufteht. Erachtet die Behörde die Bejchei- 
nigung ala ausreichend, fo wird der Antrag nah $ 112 IVG. 
behandelt, beſchieden bezw. an den Vorftand zur Beſcheidung ab- 
gegeben.) Iſt er direkt an den Vorftand eingereicht, jo kann 
diefer ihn an die Verwaltungsbehörde zum Verfahren nah $ 120 
abgeben, muß ſich aber dann jeder weiteren Behandlung der Sade 
enthalten, wibrigenfalls er zur Befcheibserteilung verpflichtet wird.’°) 
Ein Beſchwerderecht gegen die Weitergabe der Sache an ihn hat der 
Vorftand nicht;??) weder er, noch eine ber folgenden Inſtanzen kann 
fih der fachlichen Würdigung, ob Erwerbsunfähigfeit nunmehr vor⸗ 





”) Weymann Anm. 6, 5 Abſ. 3. 

”) Das tritt minbeften® zu wenig hervor in AR. 95 ©. 253 Rr. 462, 
©. 254 Nr. 463, AR. 97 S. 273 Re. 553, wenn bort bie Beftimmung bes 
$ 120 386. als eine „Iebiglihe Orbnungsvorfchrift“ bezeichnet wird, von 
welcher bie untere Verwaltungsbehörbe nad) ihrem Ermeſſen Gebrauch machen 
tann. Das Ermeflen der Behörde waltet ob bei Beurteilung ber frage, ob 
die vorausgefegte glaubhafte Beſcheinigung vorliegt, nicht aber in Bezug auf 
die daraus zu ziehenden Konfequenzen. 

m) Bgl. noch Seelmann in ArbB. 00 ©. 168. 

”) AN. 97 ©. 382 Nr. 591. Die Anftalt hatte zunächft ein für ben Kläger 
ungünftiges Phyfilatsatteft eingeholt und bann erft die Alten an bie Ber- 
mwaltung8behörde „mit dem Erſuchen abgegeben, ben Kläger mit Rüdficht auf 
Diefeß Ießtere Gutachten gemäß $ 84 ©. 89 ($ 120 IB.) zu beideiden". Das 
RUN. reprobierte dieſes Verfahren, wies aber doch mit dem Schiedsgericht die 
Berufung mangels eines berufungsfähigen Beſcheides als unzuläffig zurhd, weil 
awar Pflicht zur Beſcheidserteilung beftand, aber es hier doch „überhaupt ax 
irgend einer Äußerung des Anftaltövorftandes fehlte”. M. €. hätte das „Er: 
fuchen“, wenigſtens wenn es dem Anſprecher mitgeteilt war, ald berufungs: 
fähiger Beſcheid behandelt werben fönnen (vgl. ben Fall AR. 00 ©. 411 
Nr. 796, oben $ 70 N. 22), oder ed mußte der Vorftand im Auffihtömege zur 
Beſcheidung des Kläger? angehalten werden. Das reproblerte Verfahren des 
Vorſtandes durfte doch nicht feinen Zweck erreichen! 

») Weymann Anm. 5a Abj. 4. 
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handen, entziehen; die beſonderen Vorausfegungen des $ 120 kommen 
für fie nit mehr in Betracht.) 

Der nad» oder zuläffiger Weile vor Ablauf des Sperrjahres 
angebrachte Wieverholungsantrag ift in vollen Umfange und unter 
Heranziehung ber auch früher bereits beigebrachten und gewürbigten 
Beweiſe fachlich zu prüfen. Danach können die Inftanzen trog der 
Feftftellungen des früheren Erfenntniffes, welche inſoweit nur bie 
Bedeutung rehtökraftunfähiger Gründe haben, auch dazu gelangen, 
den Beginn der dauernden Erwerbsunfähigkeit vor den Erlaß jenes 
Urteils zu verlegen und danach die Fragen der Wartezeit, der An⸗ 
wartſchaft und des Anſpruchs zu beftimmen. Nur in Bezug auf 
den Beginn der feftzufegenden Rente find fie formell dur die 
Rechtskraft infofern gebunden, als fie denfelben früheftens auf den 
Tag nah Erlaß des früheren rechtskräftigen Erkenntniſſes firteren 
bürfen.‘') Won dieſem Poftulat fönnte nur durch die beſcheidende 
Anftelt durch Verzicht auf die Rechtskraft im Sinne einer gleich“ 
jeitigen Wiedereröffnung des Verfahrens abgewichen werben.°2) 

2. Die Ablehnung eines Anſpruchs kann wegen Mangels einer- 
anfpruchsreifen Anwartſchaft (Wartezeit) erfolgt fein. Hier find 
folgende Fälle zu unterſcheiden: 

a) Die Wartezeit ift bei anerfanntem Anſpruchsgrunde nur- 
darum nicht als erfüllt angenommen worden, weil es an der Ent- 
richtung ber Beiträge mangelte, während eine an fi) genügenbe An⸗ 
zahl verfiherungspflictiger Beſchäftigungswochen feftgeftellt wurde 
(ogl. oben $ 53 N. 4). Hier fteht das rechtskräftige Erkenntnis. 
der Nachentrichtung der Beiträge im Rahmen des $ 146 JVG. 
nicht entgegen. Denn dieſe felbft ift eine dem Erlaß des Erkennt - 
niffes nachfolgende, von ihm vorbehaltene neue rechtöerzeugende Tat- 
face, während die ihre Wirkſamkeit überhaupt und ihre Rüdwirkung. 
ingbefondere begründende Beitragsberechtigung (Verficherungspflichtig« 
feit) gerade durch das Erkenntnis feftgeftelt wurde. Daher kann 

) AR. 95 ©. 258 Rr. 462, ©. 254 Nr. 463. 

9) AN. 95 &.253 Nr. 462, AR. 97 &. 272 Rr. 552, &. 273 Nr. 553; vgl. 
dazu oben $ 66 N. 34 und $ 72 N. 11. In Rr. 462 wird befonderd hervor⸗ 
gehoben, daß nicht ber Tag der Zuftellung ober ber Rechtskraft entſcheidet, unb- 

- baß dad Datum bed Schiedsgerichtsurteils in Betracht fommt, wenn dieſes. 
durch das rechiskraftige Reviſionserkenntnis lediglich aufrecht erhalten wurde. 

) AN. 95 S. 258 Nr. 462 Abſ. 4 Seile 10, 11. 
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hier auch, wenn nach gefchehener Nachentrichtung ber Beiträge der 
Antrag wieberholt wird, der Beginn der Rente, ohne daß eine 
Rechtskraft entgegenftünde, vor den Erlaß des erſten Erkenntniſſes 
auf denjenigen Zeitpunkt firiert werben, welcher durch den Eintritt 
des Alters ober der Invalidität materiell gerechtfertigt wird, ſoweit 
nicht etwa $ 41 Abſ. 3 IJVG. entgegenfteht."?) 

b) Die Wartezeit ift bei gleichfalls feftgeftelltem Anſpruchsgrunde, 
abgefehen von dem Falle a, um deswillen nicht erfüllt gemefen, weil 
es an ber nötigen Zahl von Beitragswochen (Beichäftigungs-, Krank - 
heits- uſw., freiwilligen Berfiherungswochen) fehlte. Hier muß aber 
zwifchen den einzelnen Anſpruchsgründen unterfchieven werben. Bei 
ver Altersrente kann einfach die Wartezeit durch fpätere Beitrags- 
wochen erfüllt und dann die Rente vom Zeitpunkte der Erfüllung 
an gefordert werben (vgl. oben $ 62 IV, $ 66 III, IV). Bei ver 
Krankenrente ift wenigftens in gewiſſem Umfange die Möglichkeit 
eröffnet, die laufenden Wochen der Krankheit noch auf die Wartezeit 
in Anrechnung zu bringen und biefe damit zu vollenden (vgl. oben 
$11N.11, $ 88 hinter N. 64, $ 61 N. 14, $66 III, IV). Die 
Rechtskraft der Vorentſcheidung fteht dem nicht entgegen. Bei der 
Dauerrente fehlen derartige Möglichkeiten (vgl. litt. d). 

c) Wenn ein Anſpruch auf Dauerrente wegen mangelnder 
Wartezeit (litt. b) abgelehnt, die Frage der Invalidität aber im 
Erkenntnis „bahingeftellt” geblieben ift,*) fo ift gleichfalls eine 
Wiederholung des Anfpruc nach ausreichender Fortfegung ber Ver⸗ 
ficherung möglich (vgl. oben II, 4 N. 12). Dagegen kann wegen 
der Rechtskraft des Vorerkenntniſſes, abgejehen von ber nadhträg- 
lichen Beitragsentrichtung für feftgeftellte Pflichtwochen (litt. a), 
der wiederholte Antrag nicht auf den Nachweis geftügt werben, daß 
aus dem von ber früheren Entſcheidung umfaßten Zeitraum noch 
weitere Beichäftigungs- ober Krankheits- uſw. Wochen zu berüd- 
fihtigen wären.) Auch das mird anzuerkennen fein,*) . daß 

©) Bgl. im ganzen AR. 97 S. 594 Rr. 624, AR. 98 S. 248 Nr. 631 (Miterd- 
vente), AR. 93 S. 65 Nr. 219, AR. 98 ©. 249 Nr. 633 (Invalibenrente); 
Mot. Abf. 2 zu $$ 83, 84 Entw. IB®. 

9) AR. 98 S. 248 Nr. 631 (oben R. 688) zweiter angeführter Fall; AR. 95 
S. 255 Nr. 464, AR. 01 S. 200 Rr. 882. 

®) Died bad Ergebnis von Nr. 882. Die Berhdfichtigung der fraglichen 
Wochen zur Rentenftelgerung, wenn im übrigen ber Anſpruch als folder feſt⸗ 
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die Möglichkeit, felbft in den Grenzen bes $ 146 freimillige 
Beiträge für Wochen, melde vor die erfte Entſcheidung fallen, 
nachzubringen, fortfollen muß. Denn wenn aud die tat 
ſächliche Beitragsentrichtung eine neue, von dem Vorerkenntnis 
nicht erfaßte Tatſache darftellt, fo fehlt es doch hier anders, als bei 
nachzubringenden Pflichtbeiträgen, an einem Vorbehalt der Beitrags» 
berechtigung, melde die Bedingung für die Wirkfamfeit der nad« 
träglichen Beiträge bilbet und ihrerfeits von ber Vorentſcheidung er» 
geiffen wird. Nur wenn etwa die letztere für einen beftimmten 
Zeitraum die Verfiherungsberedhtigung des Anfprechers feftgeftellt 
hätte, ließe fi m. €. eine andere Auffaſſung verteidigen. 

d) ft aber gegenüber einem Anfprud auf Invaliven- oder 
auch auf Altersrente®*) der Eintritt dauernder Erwerbsunfähigkeit 
vor Erfüllung der Wartezeit (litt. b) feftgeftellt, jo bedeutet das 
ein rechtskräftig") Eonftatiertes Erlöſchen der Anwartſchaft durch 
Entkräftung, welche die Fortfegung der Verficherung in jeber Form 
ausfchließt.*) Die Abweiſung ift daher vom Standpunkte des Er- 
tenntniffes aus feine bloß zur Zeit, fondern auf die Dauer er- 
folgende. Immerhin liegt doch im Begriff der Invalidität des $ 15 
IVO. das Moment der Dauer nur im Sinne menſchlicher Voraus- 
fit, welche, wie $ 47 Abf. 1 JVG. felbft Eonftatiert, durch ben 
Verlauf der Dinge mwiberlegt werden kann. Inſoweit kann doch 
aud jenem Erkenntnis hinterher der Stempel eines nur „zur Zeit“ 


fteht, wird man mit Iſen bart⸗Spielhagen Anm. 20 Bd Abſ. 3 a. €. zu- 
geben konnen. 

*) So Gebhard: Düttmann Anm. 24 I, 3 litt s, bp a. €. zu $ 112, 
Anm. 3 Abſ. 2, Anm. 8 vorlegter Abſatz zu $ 146 IVG. 

==) AR. 92 ©. 125 Rr. 173 Schlußabjag. 

9) Über die Möglihleit einer Anfechtung bed Exfenntniffes zwecks Feft- 
ſtellung einer bloßen Abweiſung zur Zeit vgl. oben $ 70 III, 2c. 

®) Bol. oben $ 53 R.45 und AR. 98 ©. 248 Rr. 631 (oben R. 688), den 
dritten, bort angeführten Fall. Ifenbart-Spielhagen Anm. 20 Bd Xbf.3 
zu $ 112 IB®. wollen, wenn id) fie recht verftehe, den hier in Rebe ſtehenden 
Fall gleich dem Fall c unferes Textes behandeln und damit bie Rechtskraft ⸗ 
wirkung ber feftgeftellten vorzeitigen Ermerbäunfähigleit als ſolchen preiögeben 
(‚mit ber Behauptung erneuert, daß bie frühere Annahme, ber Aläger ſei 
dauernd invalibe, eine irrige gemefen fei“; vgl. auch bie entiprechende Stelle der 
1. Auflage). Allein fie ift nad) ber Auslegung des Erfenntniffes nicht bloß 
rechtstraftunfahiger Entſcheidungsgrund, fondern fubftantiell Regierung des Ver 
ſicherungsrechts, der Anwartſchaft; vgl. oben II, 2. 
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abweifenden aufgevrüdt werden, wenn ber Anfprecher zweifellos durch 
eine Veränderung feines Zuftandes wieder erwerbafähig war. Wird 
darauf die Verfiherung weiter fortgefegt, fo ift auch eine Wieber- 
holung des Antrags nicht ausgefchloffen.*) 

3. Auch das eine Rente bemilligenbe rechtskräftige Erkenntnis 
kann einem fpäteren Verfahren präjubizieren.) Insbeſondere ift 
ein neuer Antrag zur Erlangung einer günftigeren Beſtimmung bes 
Nentenbeginns auf Grund neuer Tatfahen und Beweismittel oder 
der Rentenhöhe auf Grund des Nachweiſes früher nicht berüd- 
fihtigter Beitragswochen®') ober bei ber Altersrente auf Grund 
neuer Verſicherungswochen ausgefchloffen. Die Rentenbewilligungen 
find auf dem Gebiete der Invalidenverfierung ftets definitive.) 
Auch eine Nahbringung verfäumter Pflichtbeiträge für feftgeftellte 
Beſchäftigungswochen (litt. a) wird bier nicht zuläffig fein.°®) 
Analoge Beſchränkungen ergeben fi für die Verfiherungsanftalten; 
von Ihrem Rechte auf „Entziehung der Invalidenrente“ ($ 47) wird 
Später bejonbers die Rebe fein. 
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I Prozepfähigfeit und gefeglihe Vertretung. 

1. Welche Perfonen für das Seftitelungsverfahren als An- 
ſprecher prozeßfähig und melde eventuell als ihre gejeglichen Ver⸗ 
treter berufen find, beftimmt fih im Prinzip nad) den allgemeinen 
Grundfägen des bürgerlihen und Prozeßrehts.') Dies gilt ing- 


9) AR. 96 ©. 254 Nr. 496, dazu oben $53R. 46; AR. 00 ©. 692 Rr. 826. 

0) So auch zu Bunften des Anſprechers im Verhältnis von Alterd« und 
Invalidenrente; vgl. oben II, 3. Rechtskraftwirkung ber Feſtſtellung einer 
Kranfentente für ben Beginn ber fpäteren Dauerrente:’oben R.7. Für bie 
Beftimmung bes Zeitpunkts als folgen, an welchem Invalidität eingetreten ift, 
gilt aud) hier das oben N. 81 Entwidelte, 

91) Wieberaufnaßme und Wiedereröffnung bleiben vorbehalten! 

92) Anders, wie es ſcheint, Piloty Abſ. 1 zu $ 120 IB®. Die nad) dem 
Mafe der Ermerböunfähigteit abgeftufte Rente ber Unfallverficherung unterfteht 
anderen Regeln! 

v) In Betracht kommt Hierfür juriftifc auch das Erldſchen der Anwartichaft, 
welches wenigftend bei Bewilligung einer Invalidenrente anzunehmen ift; vgl. 
dazu bie Ausführungen oben $ 53 bei R. 52, auch $ 67 R. 71 a. €. 

) AR. 93 ©. 114 Re. 267 Abſ. 2. Wenn hier „dad am Wohnſitz geltende 
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beſondere für minderjährige Anſprecher,)) wobei zu bemerken iſt, 
daß die einem Minderjährigen nah 8 113 BGB. erteilte Er— 
mädtigung „in Dienft ober in Arbeit zu treten”, bie Prozeß- 
fähigleit in Invalidenſachen an fi nicht begründet.?) Für die 
gejeglihe Vertretung entmündigter oder ſolcher Großjähriger, welche 
ihre Angelegenheiten nicht zu beforgen vermögen, kommt Vormund- 
ſchaft oder Pflegihaft in Betracht; mit befonderem Bezug auf das 
Rentenverfahren ift feitgeftellt worden, daß auch für Geiftesfranfe 
und Geiſtesſchwache nicht notwendig das Entmündigungsverfahren 
eingeleitet werden muß, wenn es fi um Durchführung ihres Renten- 
anfpruchs handelt, fondern daß auch ihnen, ebenfo wie Tauben, 
Blinden oder Stummen, welche ſich nicht felbft vertreten können,“) 
gemäß $ 1910 Abſ. 2 BGB. ein Spezialpfleger „zur Wahrnehmung 
ihrer Rechte im Invalidenrentenverfahren, forte zur Erhebung und Ver- 
waltung der Rente”, beftellt werben kann.“) Eine Ehefrau hat im 
Seftftellungsverfahren unbebingte Prozeßfähigkeit, ohne daß es einer 
Zuziehung des Chemannes bedarf.) Es ift das nit bloß ein 
Ausdrud des in $ 52 Abſ. 2 CRD. enthaltenen prozeßrechtlichen 
Sages, fondern die Folge eines allgemeinen materiellrechtlichen 
Prinzips, welches im Wege der Rechtsanalogie aus der perſönlichen Ge- 
dundenheit des Rentenanſpruchs an Willen und Genuß des Be- 
bürgerliche Recht” ald maßgebend Hingeftellt wird, jo fommt demgegenüber nad) 
Art. 7 ff. EB. BGB. das Reit der Stantdangehörigteit in Betracht; vgl. aber 
auch $ 55 CPO. Anordnung einer Vormundſchaft oder Pflegſchaft über einen 
Ausländer: Art. 23 EG. — Einzelheiten bei Laß $ 21. — Unterzeichnung der 
Schriftſatze (vgl. oben $ 70 IV, 3) durch ben geſetzlichen Vertreter: SHBD. 
$ 10%. 1, RBAD. $ 31. Anmelbung des Anſpruchs durch geſebliche Vers 
treter zuläffig (AN. 94 S.31 Nr. 319). 

) Ein Anſpruch auf Invalidenrente für einen Minderjährigen (Eintritt in 
die Berfiherungspflicht zu 16 Jahren und 200 Wochen Wartezeit) möglih! — 
Über die elterlie Gewalt der Mutter vgl. das Rundſchr. RBA. v. 8. Dez. 
1899, AN. 00 &. 329. 

3) AR. 87 ©. 134 Nr. 328, AR. 94 &.271 Rr. 1337 (unfallſachen); jept 
AN. 04 S. 415 Rr. 1125. 

9 Aud nah früherem preußiichen Recht war für Taubftumme Prozeß ⸗ 
unfäbigfeit nicht unbedingt gegeben (AR. 93 ©. 114 Rr. 267). 

®) Beihluß des Kammergerichts v. 18. Nov. 1901 in AR. 03 ©. 376; vgl. 
auch Beſchl. RGer. v. 6. Dit. 1902, Entſch. Bd. 52 S.240. Dazu Seelmann 
in ArbV. 02 S. 285, W. S. 789 und bie bort angeführten Entſcheidungen, auch 
AR. 01 S. 201 Nr. 888. 

%) AR. 87 ©. 351 Nr. 412 (Unfalfache). 
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rechtigten zu erſchließen) und als Rechtsſatz des IVG. gemis 
Art. 32 EG. BGB. auch gegenüber den guterrechtlichen Vorſchriften des 
BGB.) zur Anwendung zu bringen iſt. Dieſes allgemeine, in ſeinen 
Wirkungen über dad Rentenverfahren hinausreihende”) Prinzip geht 
aber dahin, daß Recht und Anſpruch aus der Invalidenverficerm, 
und zwar ſowohl Berwilligungs- wie Bezugsanſpruch, welche einem 
Ehegatten zuftehen, von jedem Anteilsrechte, Verwaltungs: oder 
Genußrechte des anderen Ehegatten freigeftellt fein follen.'°) 


») Ebenſo Wörrlein ArbB. 01 &.596, Sfenbart-Spielpagen Anm. li 
zu $ 123, Anm. 7b zu $ 42 388. 

®) Dagegen wollen Meyer Arbs. 01 &.493 und Weymann Im |; 
au $ 42 grundſatlich bie epegüterrechtlien Vorſchriften des DSB. auf iu 
Rentenrecht bezw. den Grftattungdanfpru der Ehefrau anmenden. Weyer 
behanbelt baher ben Rentenanſpruch ais eingebrachtes Gut gemäß $ 1363 88%. 
und läßt auch $ 1369 nicht gelten (vgl. unten R. 10). Gr zieht daraus die 
KRonfequenz, baß ber Ehemann kraft eigenen Rechts Rentenanträge für feine 
Ehefrau gemäß $ 1380 WG, ftellen kann; andererſeits würbe gemäß $ 14 
Abſ. 2 der Frau für die Geltendmachung bes Rentenanſpruchs ohne Zuftiusun 
des Mannes die Aktivlegitimation fehlen. 

%) Wirkſam namentlich auch für die Abhebung von Rentenzaßlungen ($ 13 
388.) und den Grftattungsanfprug ($ 42 IB®.). 

’) Für den gefeglihen Güterftand ift danach Anwartſchaft und Anfpruh 
GBewilligungs· wie Vezugsanſpruch) vorbehaltenes Gut, mögen fie vor oder 
nad) ber Eheſchließung entftanden fein. Es muß das, wie im Zegt, ald Bedte 
ſatz des Invalivenverfiherungägefeged angenommen werden; bad BSR. wiäl 
nicht aus, um ihn zu begründen. Letzterem zufolge unterftellt auch Pland (dw 
mentar Anm. 3 zu $ 1363) „den Anfprud auf bie Invalidenrente, jomeit birit 
nicht nad $ 1867 zum BVorbehaltögut gehört, der Rußniekung bed Kansei‘, 
während die R. 6 zitierte Entſch. des RBA. unbedingt aud; zur Grhebung mon 
Renten bie Zuziehung des Mannes nicht für erforderlich erflärt. Zu $ 136 
(Ann. 2 Abſ. 2) fagt aber Pland: „Die Penfion, welde bie Fran fig ver 
dient hat, die Unfals, bie Invalibitätss, die Alterrente, das Sant 
zählen zweifellos zum Borbehaltägute. Someit die Frau bie Penfion un 
ſchon zur Zeit der Eingehung ber Ehe bezieht, wirb die Penfion eingebradteh 
Gut. Denn $ 1367 bezieht fi nur auf den Erwerb während der Ehe“ (ml 
aud Dernburg 8b. 4 ©. 129). Hiernach wäre ſchon der bei Eingehum der 
Ehe bewilligte (marum nicht „entflandene“ und daher „ermorbene" ) enter 
anſpruch aud) für feine wahrend ber Ehe verfallenden Bezüge dem Kech Deb 
Mannes unterworfen. CB tönnte aber, wenn man mur aus $ 1367 BOB 
argumentiert, ſehr wohl in Frage fommen, ob es nicht auf bie 
ber Anmartihaft anfommen müßte, von ber bod) gemii mehr, ald som Ir 
ſpruch zu fagen wäre, daß fie „burd; Arbeit ermorden if“ (ngl and Ber’ 
mann a..a. D.). Enblid) aber ift e3 durcheus nicht fo sweifellos, wie Plant 
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2. Die Verhandlung mit einem prozeßunfähigen und nicht 
genügend vertretenen Anfpreiher bringt einen Revifiong- und eventuell 
Wiederaufnahmegrund ($ 579 Ziff. 4 CPO.) mit ſich.!) Zur Vera 
meidung besfelben haben die Feftftellungsinftanzen '%) die Prozeß- 
fähigkeit einer Partei und die Legitimation Ihrer gefeglichen Vertreter 
von Amtswegen zu prüfen und ihre Klarftelungspflicht (vgl. oben 
$ 70 VI, 1) aud hierauf zu erftreden. Die Zeftftellungen 
find, möglihft durch Aufnahme ber betreffenden Urkunden, akten⸗ 
mäßig zu maden.'?) Ein vorhandener gefeglicher Vertreter ift von 
Amtsmegen heranzuziehen!) Mangelt es gegebenenfalls an einem 
Vormund oder Pfleger, fo ift die Beftellung eines folhen, von den 
vorbereitenden Inſtanzen ſchon vor Abgabe ihres Gutachtens,'S) bei, 
den zuftändigen Behörden zu beantragen.'‘) Dem Schiebsgeriht!") 
ift duch $ 10 Abſ. 4 SchGO. die befondere Befugnis erteilt, bis 
zum Eintritt des gefeglichen Vertreters ber prozeßunfähigen Partei 
einen befonderen Dertreter felbft zu beftellen. Das gleiche gilt, 
wenn der Aufenthaltsort des geſetzlichen Vertreters unbefannt oder 
vom Sige des Schiebögerichts weit entfernt ift. Der befonbere 
Vertreter ift zur Wahrnehmung aller Parteirechte zweds Durchführung 


meint, daß man bie Anwartſchaft auf Rente in allen ihren Formen (ind» 
befonbere die durch freiwillige Beiträge erlangte) ald „durch Arbeit erworben“ 
bezeichnen Tann (ogl. Meyer 0.0.0.) Schon aus biefen Bebenten rechtfertigt 
es fi, von $ 1367 ganz abzufehen und allein auf dem IVO. zu fußen. Dazu 
tommt, daß das aus ihm entmidelte Prinzip auch für die Syſteme ber Güter 
gemeinfchaft und hier aud zu Bunften des Ehemannes feine Wirkung entfaltet, 

) AN. 93 ©. 114 Re. 267, AR. 98 &. 321 Rr. 645. 

") Für das Schiedsgericht ausdrucklich die SHSO. $ 10 Abſ. 3. 

9) Rundſchr. RBA. v. 30. März 1899 (Unfallſache) AN. 99 S. 464 Siff. 1 
Abi. 2 a. €. 

") AR. 93 S. 114 Nr. 267. Stellt fi Heraus, baß eine progehunfähige 
Perfon Berufung eingelegt Hat, fo ift ber geſehliche Vertreter um Genehmigung 
des bisherigen Verfahrens und Eintritt in das Berufungsverfahren zu befragen. 
Die Genehmigungserlärung Tann rechtswirkſam aud nad Ablauf der Bes 
rufungsfrift eingehen; vgl. das N. 18 zitierte Rundſchr. Siff. 1 Abſ. 3. 

») Seelmann ArbV. 02 ©. 285, W. ©. 786 und ArbV. 03 6.425. Dort 
aud Näheres über bad Verfahren, 

ic) Entſch. Rr. 267; AN. 03 ©. 395 Nr. 1060 a. E. Ebenſo wird auch? in 
den Fällen zu verfahren fein, welche $ 241 CPO. vorausfegt; Appelius= 
Düttmann Anm. I, 10 a. €. zu $ 5 ShED. 

* 2) Das Gleiche wird für das RBA. gelten. Die Befugnis wird vom Bors 
figenben außgeübt. 

Rofin, Recht der Urbeiternerfiherung. Band IL. 5 
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des Seftftellungsverfahrens, aber nicht zur Empfangnahme von 
Zahlungen ermädtigt. Die Koften besfelben gelten als außergeriät- 
liche Koften. 

Das Auftreten eines geſetzlichen Vertreters im Prozeß hindert 
nit, den Vertretenen felbft zu hören und fein Erſcheinen zu Klar⸗ 
flellungs- und Beweiszweden anzuorinen.”) Im Falle ein be 
fonderer Vertreter nah $ 10 Abf. 4 SchGO. beftellt if, muß 
die prozegunfähige Partei auf ihr Verlangen felbft gehört werden. 

DI. Gewilltürte Vertretung. Auch diefe ift als zuläffig 
anerfannt.'?) 

1. Die Partei kann jede prozeßfähige Perfon zu ihrem Bevoll- 
mädhtigten beftellen;; ein Anmaltszwang?®) befteht in keinem Abſchnitt 
des Verfahrens. Bevollmächtigte und Beiftände, welde das münd- 
liche Verhandeln vor Gericht geihäftemäßig betreiben (Rechts- 
konſulenten) können vom Schiebsgeriht und RUN. zurüdgemwiefen 
merben.?!) Die Zurüdweifung kann nur im konkreten Falle, nicht 
allgemein für alle oder auch nur für einen beftimmten Rechte- 
konſulenten erfolgen.) Eine Anfechtung diefer Anordnung findet 
nit ftatt.2?) Perfonen, denen das münblie Verhandeln vor 
Geriht durch eine Anordnung der Juftizverwaltung geftattet if, 
Tonnen nicht zurücdgemwiefen werden ($ 10 Abſ. 2 SchGO., 8 31 
Abſ. 2 RZAD.) 

2. Für die Rechtsverhältniſſe der Vollmacht gilt im allgemeinen 
das bürgerlihe Redht und die EPD. Der Umfang der Vollmacht 
beftimmt fi nad) der Parteiabfiht; zur Auslegung können bie Vor 


2) Laß S. 44. Die präjubizieen Ladungen find an ben gefeglihen Ber: 
treter zu richten, ber für ihre Durchführung zu forgen hat. 

#) Über die Unterzeichnung von Schriftfägen durch Bevollmachtigte“, ſowie 
über die Anmeldung des Anſpruchs durch folge bie R.1 a. E. angeführten 
Stellen. Oemeinbevorftand ais „Privatbevolmägtigter" zur Anmeldung, tm 
Gegenſatz zu feiner amtlichen Mitwirkung bei Aufnahme des Antrags (AR. 91 
©. 163,Rr. 56). Bl. im ganzen Laß ©. 108 ff., 405 ff. 

2°) Über die Gebühren der Anwälte vgl. oben $ 70 IX, 2 litt. o. 

2) Die ift Sache des Kollegiums, nicht des Borfigenden: 
2aß S. 109. 

m Lap ©. 1097. 

: 9) 81570. 3 CPO.; Ifenbart-Spielpagen Anm. 6 Abſ. 2 zu 
8 10 —— Appelius-Düttmann Anm. 4. 
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ſchriften dee 88 81—83 EBD. herangezogen werben.) Die Legiti- 
motion eines Vertreters iſt danach von Amtswegen zu prüfen ($ 10 
Abſ. 3 SchGO.); die Aufflärungspflicht der Feftftellungsinftanzen 
findet auch bier Anwendung.) 

3. Für das vorbereitende und Beſcheidsverfahren beftehen Vor⸗ 
ſchriften über die Form der Vollmacht nit. Der Bevollmächtigte 
muß daher bier ftet3 zugelafien werben, wenn nad ber konkreten 
Sachlage Zweifel über die erteilte Ermädtigung nicht obwalten 
tönnen.22) Dagegen erforbert das Verfahren vor den Schiebs- 
geriäten und dem RUN. eine fhriftliche oder zu Protokoll erflärte?") 
Erteilung der Vollmacht ($ 10 Abf. 1 Sag 2 SchGO., 8 31 Abſ. 1 
Sag 2 RLAD.). Für die auf Grund münblicher Ermächtigung vor⸗ 
genommenen Prozeßhanblungen, insbeſondere Redtsmitteleinlegungen, 
kann die fchriftlihe Vollmacht bis zum Urteil nachgebracht werden; 
die Nechtzeitigkeit der Einlegung wird dadurch nicht berührt, daß 
die Vollmacht erſt nad Ablauf ber Frift beim Gericht eingeht.?°) 
Über die Echtheit der Unterfchrift entjcheivet das freie Ermefjen des 
Gerihts; ein Recht des Gegners auf Beglaubigung im Sinne des 
& 80 Abſ. 1 CPO. wird nicht anerfannt.??) Ehegatten, Aſzendenten 
und großjährige Defzendenten können aud ohne ſchriftliche Voll» 
macht zur Vertretung zugelaffen werden ($ 10 Abſ. 1 Sa 3 SchGO., 
$ 31 Abf. 1 Sag 3 RLAD.). 

4. Für die Prozefführung ohne Auftrag ift ebenjo, mie für 
das Auftreten eines Bevollmächtigten ohne Beibringung einer Voll⸗ 
macht der $ 89 CPO. in dem Sinne regipiert worden, daß „das 





2%) Allgemein gehaltene Vollmacht ermächtigt zur Einlegung von Rechts ⸗ 
mitteln, Vollmacht für das Berufungdverfahren nit zur Einlegung ber 
Revifion. Befugnis zur Beftellung eined Subftituten und zum Vergleichs- 
abſchluß grundſablich eingefchloffen (UN. 88 &. 215 Rr. 517; Urtfalljache), Zap 
S.110, 118. 

2) AR. 97 ©. 317 Re. 570, AR. 00 ©. 721 Nr. 838. 

?) Daher bei Vermeidung aufſichtlichen Einfchreitend nit ohne Not und 
mit ber Wirkung einer Verzögerung Beibringung einer Vollmacht zu fordern 
(AR. 91 ©. 163 Nr. 56, AN. 94 &.31 Rr. 319). Andererſeits Tann unter bes 
ſonderen Umftänben auch bad Erforbern einer Beglaubigung der Vollmacht im 
Beſcheidsverfahren der Anftalt nicht verwehrt werben: Laß ©. 112. 

=) AN. 00 &. 721 Rr. 838. 

2) AR. 92 6.27 Rr. 112; vgl. analog oben R. 14. 

2) UN. 88 ©. 280 Rr. 545 (Unfalfage). 

55* 
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Gericht die ohne Auftrag und Vollmacht auftretende Perfon in der 
Regel einftweilen zulafien muß”. Die Genehmigung der Partei ift 
dann von Amtswegen herbeizuführen. Dana) wird fogar auch die 
auftragslofe (vgl. N. 28), aber rechtzeitige Rechtsmitteleinlegung voll- 
wirkſam, wenn bie Ermächtigung überhaupt erft nad Ablauf der 
Rechtsmittelfriſt gleichzeitig mit der Ausftellung der ſchriftlichen Vol- 
macht erfolgt ift.’) 

5. In Bezug auf die Zuftellung hat das RVA. die Anwend- 
barkeit des $ 176 EBD. verneint und danach die Zuftellung an die 
Partei felbft au dann für rechtswirkſam erklärt, wenn ein zur 
Empfangnahme ermächtigter Bevollmächtigter vorhanden ift.”!) Da⸗ 
gegen ift $ 189 Abf. 1 CPO. für das Feftftellungsverfahren an- 
genommen und aud auf den Fall erftredt worden, wo es fih um 
eine Zuftellung an cine Perfon handelt, die zugleih in eigenem 
Namen und als Vertreter eines Beteiligten auftritt.?) 

II. Rechtsnachfolge. Es kommt hier der Eintritt des Ehe- 
gatten ober der Erben nah $ 41 Abſ. 4 und die Einzelnachfolge 
unter Zebenden nad $ 55 Abf.1, 3 IVG. in Betracht. 

1. Eine Anmeldung des Rentenanſpruchs dur den Ehegatten 
ober die Erben des Verfiherten fommt gemäß dem oben $ 67 II,3 
Entmwidelten nit in Frage. ft aber das Verfahren duch den 
Antrag des Anſprechers felbft bereits in Gang gebracht, fo find die 
genannten Rechtsnachfolger nach Maßgabe der in ihrer Perfon zu= 
treffenden Vorausfegungen (vgl. oben a. a. D. litt. a und b) „zur 
Fortfegung des Verfahrens beredtigt". 

2. Zunädft wird mit dem Tobe des Anfprehers das Fet- 
ftellungsverfahren gemäß $ 239 Abf. 1 CPO. und zwar, abweichend 
von $ 246 EPD. aud im Falle einer Vertretung desſelben durch 
einen Prozeßbevollmächtigten,“) unterbrochen. Die Wirkungen ber 
Unterbrehung beftimmen fih nah $ 249 CPO. Ein während 
der Unterbrehung des Verfahrens in Unkenntnis von dem Tode 





>») AR. 97 S. 317 Rr. 570, UR. 00 ©. 721 Rr. 838. 

2) Laß ©. 111; Ifendart-Spielfagen Anm. 16 zu $112 II®. Die 
Grmägtigung zur Empfangnafme von Zuftellungen gilt als erteilt, wenn fie 
in ber Volmacht nicht ausbrüdfid außgeichloffen ift; ngl. Lap a. a. D. 

=) AN. 92 ©. 138 Rr. 185. 

=) AR.87 ©. 166 Nr. 368 (Unfalfage); Sfenbart-Spielfagen Anm. 10 
abſ. zu $ 114 380. 
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des Anſprechers erlaffenes d. h. verfündigtes Urteil ift regelmäßig 
nichtig”) War der Anfpreher nah Verkündigung des Urteils, 
aber vor der Zuftellung, verftorben, fo ift die legtere an ben Che- 
gatten oder die Erben zu bemirken.?) Bei dem Beſcheid, bei 
weldem eine Verkündigung nicht ftattfinbet, tritt dagegen die Zu— 
ftelung an die Stelle der Iegteren, fo daß ein in Unkenntnis von 
dem inzwifchen erfolgten Tode an den Anſprecher gerichteter und 
3. 3. dem Bevollmächtigten oder den Erben zugeftellter Renten 
beſcheid ohme rechtliche Wirkung ift.?) 

3. Die Aufnahme bes Verfahrens, gleichviel in mwelder Lage 
ſich dasſelbe befindet,?”) fteht zumächft den Rechtsnachfolgern zu. 
Eine Ermittlung ber legteren durch die Feftftellungsinftanz, um ihnen 
die Aufnahme anheimzuftellen,?®) ift zwar nicht ausgefchloffen, aber 
aud nicht als Pflicht begründet.) Die Aufnahme fteht bei mehreren 
Erben auch einem einzelnen von ihnen zu, bebarf aber jevenfalls 
einer ausbrüdlichen Erklärung in Form eines an bie Inftanz zu 
richtenden Antrags.) Das aufgenommene Verfahren geht in regel- 
mäßigem Gange weiter; insbeſondere ift jegt den Berechtigten der 
noch ausftehende förmliche Beſcheid zu erteilen.*') 

4. Auf der anderen Seite fann*?) aber aud die Anftalt das 
Verfahren gegen die, in biefem Falle natürlih von ihr zu er- 

*) Sandbud der Unfallverfiherung Anm. 4 Abſ. 1 a. E. u $ 4 SHBD.; 
dazu $ 249 Abſ. 3 CPO. 

*) Iſenbart ⸗Spielhagen Anm. 16 a. ©. zu $ 114; über eine Ronfequeng, 
welche ſich daraus zu $ 44 IB®. ergibt, vgl. unten. 

3) Das ift wohl auch der Standpunkt von Sfenbart-Spielbagen, wie 
er fih aus Anm. 4 Abſ. 2 zu $ 170 IVG. und Anm. 5 zu $ 10 SHBED. ergibt, 
während bie allerbings bebentlihe Faffung von Anm. 18 Abf. 2 zu $ 112 IB®. 
wohl nur auf den Fall der Aufnahme zu beziehen tft. gl. auch noch analog 
oben $ 71 R. 19, ſowie über die Zuftellung des Beſcheides als Aufnahmeatt 
unten N. 46. Daß ein beichloffener, aber nicht mehr zugeftellter Veſcheid zu 
Sunften der Erben keine Rechtskraft begründet, vgl. oben $ 72.5. 

9) AR. 93 ©. 141 Rr. 288. 

’*) Mit eventueller Belehrung über die Rechtslage, beſonders im Hinblid 
auf den etwa Tonkurrierenden $ 44 Abf. 4 IBG, (ANR.00 ©. 840 Rr. 862 a. E.). 

) AR. 95 ©. 238 Rr. 444 mit AR. 91 ©, 164 Rr. 57. 

+) AN. 95 ©. 238 Nr. 444. 

) UN. 91 S. 164 Nr. 57, AR. 93 &. 76 Nr. 230, ©. 142 Nr. 289. 

+2) „Bei beingendem Grunde? (AR. 93 Rr. 230 ©. 76 Abſ. 3 a. E.). 
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mittelnden, Rechtsnachfolger aufnehmen.) Dabei finden bie 
Abſ. 2—4 des $ 239 CRD.) feine Anmenbung, derart, daß die 
Beendigung ber Unterbrehung bereits mit der Aufnahmeerflärung 
des Vorftandes an bie betreffende Inſtanz eintritt.) Schwebt das 
Verfahren beim Vorftande felbft, fo wird es durch unmittelbare Be- 
ſcheidserteilung aufgenommen.*) 

5. Die Prüfung und Entſcheidung der Frage, ob diejenigen 
BVerfonen, von welchen ober gegen welche das Verfahren aufgenommen 
worden ift, gemäß den materiellrechtlichen Vorfchriften des $ Al 
Abf. A JVG. oder des „bürgerlichen Rechts" wirklich als Rechts- 
nachfolger legitimiert find, bildet einen Inzidentpunkt des Feſt⸗ 
ftellungsverfahrens und ift als folder in biefem zur Entſcheidung zu 
bringen.) Doch wird ed auch für zuläffig erachtet werden 
Tönnen, daß die den Rentenanſpruch anerkennende Entſcheidung bei 
begrünbetem Zweifel ober entftehendem Streite bie Perfon des 
empfangsberechtigten Rechtsnachfolgers dahingeſtellt läßt, worauf bie 
Anftalt gemäß $ 372 BGB. den Betrag hinterlegen und bie Aus- 


MAR. 98 ©. 78 Rr. 280, S. 141 Rr. 288 und befonderd AR. 98 ©. 322 
Rr. 649. 

) Wohl aber Abi. 5; vgl. Jjenbart»Spielhagen Anm. 16 zu $ 112. 

4) AR. 98 ©. 322 Rr. 649. 

+) Doch kann die Anftalt den nad) $ 44 Abſ. 4 zu begrünbenden Ex- 
Rattungsanfpruch nicht elibleren, „indem fie von ihrer prozefſualen Befugnis, 
das durch ben Tod des Verſicherten unterbrodene Rentenverfahren ihrerſeits 
aufzunehmen, Gebrauch macht und ohne Antrag die Rente zuerkennt, vielleicht 
meil biefe niebriger ift, ald bie Weitragserflattung“ (HR. 98 Rr. 664 ©. 370 
Abf. 2). uch wenn der Erftattungbanfpeud der Witwe niebriger if, alß ber 
für dieſelbe nach $ 41 Abſ. 4 begrünbete Rentenanfpruc, fol doch nidt von 
Amts wegen zur Feftftellung bed Ieiteren geichritten werben (AR. 00 ©. 840 
Nr. 862); vgl. oben N. 88. — Schwebt daß Verfahren bei der Rentenftelle ober 
einer höheren Inftanz, fo wird der Anftalt die Aufnahmebefugnis, aud wenn 
$44 Abſ. 4 in Frage ſteht, nicht verweigert werben bürfen; bie Sache liegt 
Hier für die Erftattungsberefjtigten doch nicht anders, wie wenn bie Redhtd- 
nachfolger gemäß $ 41 bj. 4 bie Aufnahme erklären (vgl. für jegt Mot. 
2.3 a. €. zu $31 Entw. 3BB.). 

MAR. 98 ©. 141 Rr. 288; vgl. auch AR. 00 ©. 610 Nr. 798. Wird der 
Anfprud durch Beſcheid abgemjefen, jo muß bie Begründung ergeben, warum 
der Nachweis ber Rechtsnachfolge nicht als geführt erachtet worden ift; vgl. 
a.a. O. ©. 142 Abſ. 2. — Beiladung Beteiligier von Amts wegen: Laß 
&.125 ff. Ausſetzung bed Verfahrens: oben $ 70 R. 181. 
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tragung der Sade vor den Civilgerihten den Beteiligten überlafjen 
tann.*) 

6. Daß in den Fällen des $ 55 Abi. 1 und 3 JVG. auch ber 
Bewilligungsanſpruch auf dritte Perfonen übergehen und daher auch 
von ihnen im Seftftellungaverfahren verfolgt werben Tann, ift bes 
reits oben in $ 67 N. 45 zur Sprade gelommen. Die daraus fi 
ergebenden Beſonderheiten bes Verfahrens werben fi eng an bie 
jenigen anſchließen, welche bei Geltendmachung des Deberweifungs- 
anſpruchs von Armenverbänden uſw. nah $ 49 ff. IVG. eintreten 
und fpäter zur Darftellung gelangen werben. Nur werden Streitige 
keiten, welche ſich auf die Tatſache und die Höhe des Rechtsüber- 
ganges beziehen, hier nicht in dem jest duch $ 50 Abſ. 3 IVG. 
neu geregelten Verfahren, fondern im Wege des Civilprozeſſes ihre 
Erledigung zu finden haben.) 


IV. Unzuftändigfeit und Prorogation. Unzweifelhaft 
und in der Praris des ROA. anerkannt ift, daß die Beftimmungen 
über die örtliche Zuftändigfeit der Schiedsgerichte (gl. oben $ 70 IT) 
zwingender Art find und einer Abänderung durch Parteiberedung 
nicht unterliegen.) Dagegen hat das RVA. fir die Zuftänbigfeit 
des Anftaltsvorftandes unter der Herrſchaft des ©. 89 allerdings 
angenommen,') daß biejelbe, fo wie fie im Gefeg beftimmt iſt, 
„weder eine unbebingte, nod eine ausſchließliche“ ift. Vielmehr fei 
bei finngemäßer Anwendung von $ 38 CPO. davon auszugehen, 
daß auch eine an fi für die Entſcheidung unzuftändige Anftalt 
durch ausprüdlihe oder ſtillſchweigende Vereinbarung zuftändig 
werben kann, und eine ſolche Vereinbarung fei ohne weiteres dann 


) &o nad Analogie von AR. 98 ©. 636 Rr. 697 Abf. 3. 

) Ebenfo, wie dies nad) $ 35 ©. 89 auch bei ben Anfprücen ber Armen 
verbände der Fall war (AR. 95 ©. 229 Rr. 436). Die von der früßeren 
Praris des näheren hierzu ſowie zu $EUB®. (jet aber $ 26 Abi. 2 EURE.) 
entwidelten Orunbjäge werben analog in Betracht zu ziehen fein; ngl. Handbuch 
der Unfallverfiherung zu $ 8 UB®. und Laß ©. 354 ff. 

>) AR, 98 ©. 320 Nr. 643, AR. 01 S. 403 Nr. 896 a. E. — Prüfung ber 
Zuſtandigkeit von Amis wegen, event. noch durch bie Reoifionsinflang, lehleres 
nad) Analogie von AR. 02 S. 509 Rr. 995 (vgl. oben $ 70 N. 49). Revifiond- 
geund: $ 551 If. 4 EPO, aber nicht Wieberaufnafmegrund (Schmidt, 
Lehrduch ©. 573). 

m) AR. 94 &.119 Rr. 349; vgl. auch AR. 95 ©. 212 Rr. 421, auch bie 
R. 50 zitierte Entſch. Rr. 643. 
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anzunehmen, wenn eine Anftalt, ohne ihre Unzuftändigfeit hervorzu- 
heben, eine ſachliche Entſcheidung über den Rentenanfpruch getroffen 
hat.2) Hiernach hat das RVA. im Nefultat den Einwand ber Un- 
zuftändigfeit verworfen, den eine Anftalt in der Berufungeinftanz 
erhoben hatte, nachdem fie felbft aus ſachlichen Gründen einen ab- 
lehnenden Beſcheid erteilt hatte. 

- Die Änderungen, weldje die gefeglihen Beftimmungen über die 
Anftaltsfompetenz im IVG. erfahren haben (vgl. oben $66N. 4), 
können an fi feinen Grund abgeben, diefe auf allgemeine Er- 
mwägungen geftügte Praris zu verlaffen.”) Was aber diefe legteren 
ſelbſt anbetrifft, fo ift es allerdings nicht ohne erhebliche Bedenken, 
die fog. prorogatio fori, welche ſchon im Civilprozeß eine auf 
pofitiver Geſetzesvorſchrift beruhende Ausnahme ift, auf das dem 
Verwaltungsrecht angehörige Fetftellungsverfahren zu übertragen.’*) 
Allein das praftifhe Refultat, zu dem das RVA. in den (N. 51) 
angeführten beiden Entſcheidungen gelangt, rechtfertigt ſich auch 
ohne allgemeine Kerübernahme des Prorogationsinftituts aus der 
eigentümlihen Natur bes Feſtſtellungsbeſcheides, welder aud bei 
materiell ablehnendem Inhalte ein der Rechtskraft fähiges An- 
erfenntnis ber formalen Verpflichtung, zum Antrage fachlich Stellung 
zu nehmen, enthält, bei welchem die Anftalt vom Anfpreher im 
Intereſſe der Rechtsſicherheit, auf welche er ſich verlaffen durfte, feft- 
gehalten werben kann.) Daraus ergibt ſich aber zugleih, daß 
über jenes praktifhe Reſultat hinaus die Ausführungen des NBA. 


”) Hier follte augenſcheinlich bie Analogie von $ 39 CPO. Platz greifen. 

#2) Dementipredend halten auch bie Kommentare zum IB®. an ber bis⸗ 
herigen Praxis feft; fo Gebhard-Düttmann Ann. 14 Schlußabfag, Graß⸗ 
mann A6[.8, Weymann Anm. 16 zu $ 112, Bei Ifenbart-Spielhagen 
Ann. 8 Schlupabfag, Anm. 12 Abf. 4 zu $ 112, Anm. 1 0.@. zu $ 5 SED. 
iſt es nicht ganz fiher, ob fie etwa ben bisherigen Stanbpuntt bes ACH. 
infolge der neuen Zuftänbigfeitäßeftimmungen vermerfen (jo werben fie von W. 
in ArbV. 03 S. 408 verftanden), ober ob fie, mas wahrſcheinlicher if, nur 
hervorheben wollen, baß diejenigen Ausführungen ber zitierten Erkenntnifie, 
welche direlt bie $$ 75 ff, 99 ©.89 Setteffen, ihre praftifce Bedeutung ver« 
Ioren Haben. Gegen bie biäherige Praxis W. in Ar5B. 03 ©. 406 ff. 

=) ®gl. die entſprechenden Ausführungen im Erk. preuß. OB®. v. 23. Juni 
1879, 8.5 S. 469; Schmidt, Civilprogeß S. 226. 

) Dazu Bd. J S. 764 und oben 872 N. 5 a. E. Das Urteil enthält eine 
Art techtstraftiger, auch bie übrigen Anftalten dindender, formaler Zugehdrigkeits · 
feftftellung des Verſicherten zu der beſcheidenden Anftalt; ngl. ®b. LS. 751, 782. 
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über die Prorogation Feine weitere Anwendung auf Fälle erhalten 
Zönnen, für melde die hier gegebene Begründung nicht zutrifft. 
Daher gibt e8 keine verbindliche, auf fein eigenes früheres Einverftänbnis 
‚geftügte Prorogation gegen den Widerſpruch des Verfiherten;?°) beim 
Verfahren vor entſcheidenden Rentenftellen findet $ 38 CPO. keine 
Anwendung, und namentlich können die Zuftänbigfeitsbeftimmungen 
für das vorbereitende Verfahren durch Feinerlei Willensbeftimmung 
des Verficherten und ber beteiligten Anftalten durchbrochen werben.’') 
Nur das wird man als Konfequenz aus der Zuſtändigkeitswirkung 
des Anſtaltsbeſcheides anzunehmen haben, daß mit Eintritt derjelben 
rüdwärts aud die Zuftändigfeit des vorbereitenden Verfahrens mit 
allen an fie gefnüpften materiellen Rechtswirkungen?*) begründet 
wird.) 

V. Für die Ausſchließung und Ablehnung der Richter 
hei den Schiebsgerichten und dem Reichsverſicherungsamt ®) follen 
nah $ 4 SchGO. und $ 34 RVAO. die Beſtimmungen in den 
88 41ff. CPO. entiprehende Anwendung finden. 

1. Die Vorſchriften des $ 41 CPO. über die Gründe, aus 
denen ein Richter von der Ausübung bes Richteramts kraft Geſetzes 
ausgeſchloſſen iſt, find in der Praxis des RVA. folgendermaßen zur 


DY Abweichend Gebharb» Düttimann und Weymann a. a. O. 

#) Im Gegenjag dazu möchte Weymann a. a. O. bie Anftalt für ver- 
pflichtet erachten, bie von ber vorbereitenden Behörde angenommene Zus 
ftändigfeit ohne Nachprüfung für ſich gelten zu laflen. 

%) Bol. $ 41 W6f. 1, 3, 4; vgl. oben $ 66 IV, 2,8, $ 67 U, 8c. 

%) Dabei wird von bem Falle (vgl. N. 57) ausgegangen, daß eine uns 
zuftänbige Anftalt gemäß $ 112 Abſ. 2 IVG. mit dem Antrag befaßt worden 
iſt, weil derſelbe von einer unzuftänbigen unteren Verwaltungsbehörde ufm. 
vorbereitet wurde. Es ift aber auch ber anbere fall denkbar, baf bie vor⸗ 
bereitenbe Behörde zuftänbig war, aber den Antrag nicht an bie nad $ 112 
Abſ. 2 für fie in Betracht kommende, fondern an eine frembe Verſicherungsanſtalt 
abgegeben hat (vgl. W. in ArbB. 03 S. 407). Auch hier greift der Grundſatz ber 
R. 51 zitierten Entfheibungen Play. Die Einwendungen Wes ©. 408 a. €. 
erledigen fi wohl dadurch, daß ſich die Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts 
gemäß $ 114 Abf. 2 IVG. nicht nad} der Anftalt, fondern nach ber vorbe⸗ 
teitenden Stele beftimmt (ogl. oben $ 70 IN. Enblich fei nod bemerkt, daß 
der Grunbfag von ber Zuftänbigfeitsmirfung des Anſtaltsbeſcheides auch in 
denjenigen Fällen Play greifen muß, in benen beim Wiebereröffnungs: unb 
Wie deraufnahmeverfahren bie Anftalt ohne vorheriges Gutachten Beſcheid erteilt 
ogl. oben $ 72 III, 5 und R. 49, 51). 

) Dazu im ganzen Laß ©. 141 ff. 
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Geltung gelangt: Mit Bezug auf Ziff. 1 hat fih das NBA. der 
Auffaffung bes Reichsgericpts®") dahin angejäloffen, da bie hier 
vorausgefeßte Mitbeteiligung des Richters am Rechtoſtreite eine ım- 
mittelbare fein muß, fo daß der Richter für feine Perfon, nicht 
aber als geſetzlicher Vertreter eines Anderen, °?) in bie Lage kommen 
Tann, fei es ala mitberetigt in der Sache zu lagen, fei es al mit- 
verpflichtet (Mitſchuldner, Bürge) bezw. regregpflichtig*®) beflagt zu 
werden. Das bloße, wenn aud erhebliche Intereſſe am Ausgange 
der Sache reiht nicht hin und kann höchftens einen Grund zur Ab- 
Iehnung abgeben. Dagegen würde gemäß Ziff. 4 der Vertreter 
eines Armenverbanbes wegen $ 49 Abi. 2 JVG. ausgeichlofien fein, 
vorausgeſetzt jedoch, daß im diefer Sache der Überweifungsaniprug 
des Verbandes bereits zur Geltung gelangt ift.*) Zu Biffer 5 hat 
das RBA. im Hinblid auf $ 193 GIG. den im ſchiedsgerichtlichen 
Verfahren tätig geweſenen Dolmetſcher von der Mitwirkung als 
Beiſitzer ausgeichloffen.*) Im Übrigen hat es bie Beittimmung*®) 
auch dann für anwendbar erklärt, wenn nicht eine förmliche Ver⸗ 
nehmung vor Gericht ftattgefunden hat.) Die Vorſchrift der 
Biffer 6 wird, was die Befegung des Schievsgerichts anlangt, durch 
die allgemeine Intompatibilitätsbeftimmung des $ 104 Ziff. 1 IVG. 
gebedt;*°) bes Weiteren fommt in Betracht, daß die Tätigkeit ber 
unteren Verwaltungsbehörden und ber bloß begutachtenden Renten- 
fielen nicht als „entſcheidende“ im Sinne der Ziffer 6 anzu- 
fehen ift.) 
2. Die Frage, ob „Beforgnis der Befangenheit” vorliegt ($ 42 

CPO.) ift nad den Verhältniffen des einzelnen Falles zu be— 

*) Entid. Bb. 7 &.34. 

+) Sier eined Armenverbandes; vgl. unten R. 64. 

©) &o wäre 1. B. ald Arbeitgeberbeiftper ausgeſchloffen, wer bei Ablehnung 
des Rentenantrags auf Schabenderfag wegen unterlafiener Martenverwendung 
haftbar wäre; ngl. oben $ 45 I, 4. 

) AR. 94 Re. 355 ©. 124 Abſ. 4 und 5. 

©) AR. 01 &.401 Nr. 895. 

*) Ausſchluß eined Zeugen vom Beifiperamt (AR. 93 ©. 53 Rr. 209, 
AR. 94 &. 30 Nr. 318; vgl. oben $ 70 N. 158). 

*) Einholung einer ſchriftlichen Auskunft bes Arbeltgebers über korperliche 
Leiftungsfäßigkeit (AR. 97 ©. 471 Rr. 605). 

@) Über beren Auslegung vgl. oben $ 28 R.15, 16, 29. Mitwirkung beim 
Feſtſtell ungobeſcheid einer zugelaffenen Raffeneinzichtung (MR. 98 &. 156 Nr. 302). 

®) AN. 92 ©.53 Nr. 143, AR. 94 ©. 1% Rr. 355 vorlegter Abfap. 
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urteilen.) Dabei ift nicht bloß die Anwendbarkeit des $ 43 CPO. 
angenommen, fonbern auch feftgeftellt worden, daß eine Ablehnung 
jedenfalls dann nicht mehr möglich iſt, wenn bie Inftanz, in welcher 
der Richter mitgewirkt bat, beendet ift.") 

8. Das Verfahren bei Ablehnung eines ausgeſchloſſenen oder 
befangenen Richters (88 44 ff. CPO.) ift durch die angeführten Ver» 
orbnungsbeftimmungen wejentlich mobifiziert worden. Wird ein 
Mitglied des RRA. abgelehnt, fo entſcheidet über das Ablehnungs- 
gefuch der betreffende Senat durch Beſchluß. Auch beim Schieds- 
gericht erfolgt die Entfeeidung duch Beſchluß, welcher, wenn das 
Ablehnungsgefuh für unbegrünbet erklärt witb,'?) in Abweihung 
von $ 46 Ab. 2 CPO. nicht für fi allein,“) fondern nur mit 
der Entſcheldung in der Hauptſache angefochten werben fann.'*) 
Wird ein Beifiger abgelehnt, fo beſchließt der Vorſitzende allein ;'°) 
wird ber Vorfigende abgelehnt, fo beſchließt das Gericht ohne ihn, 
wobei der dem Lebensalter nach ältefte Beifiger den Vorſitz führt 
und bei Stimmengleihheit das Geſuch für vermorfen gilt. 

VI. Auf die voranftehenben, die Partei» und Gerichtsverhält- 
niffe betreffenden Erörterungen folgen jetzt die das Verfahren ſelbſt 
angehenden Bejonberheiten. Zunächſt die Verbindung mehrerer 
Brozeffe. In Bezug hierauf hat das RVA. für die Berufungs«, 
wie au für die Reviſionsinſtanz bie entſprechende Anwenbbarfeit 
von $$ 147, 150 CPO. anerkannt. Dabei wurde das Vorliegen 
eines „rechtlichen Zufammenhanges” z. B. in dem fehon (oben $ 72 
N. 24) erwähnten Falle angenommen, wenn von dem Anſprecher ſo⸗ 
wohl gegen den erften, wie auch gegen den im Laufe bes Ver— 
fahrens ergangenen Wiebereröffnungsbefheid Berufung eingelegt 
wurde. In einem anderen Falle wurden die Altersrentenſachen 


%) Beifpiefe auß ber Pragiß in Unſallſachen bei Laß &. 145. 
) AR. 98 ©. 316 Rr. 1714 (Unfalfage), AR. 94 &. 124 Rr.355 Schluß 





af. 

=) Wird es für begründet erklärt, fo findet fon nach 546 Ab. 2 CPO. 
fein Rechtsmitlel ftatt. 

”) Namentlich nicht durch Beſchwerde aus $ 38 SHED.; vgl. oben $ 28 
N. 60 (AR. 88 S. 207 Nr. 508; Unfallſache). 

”) Revifion: vgl. oben $ 71.N.9 und bie in ben vorangehenden Noten, 
beſonders N. 65, angeführten Entſcheldungen. Wiederaufnahme: oben $ 72 
R.55. 

”) Reine Provokation auf Gerichtsbeſchluß! 
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zweier Eheleute mit einander verbunden, in benen beiden ein ver- 
fiherungsverpflichtiges Arbeitsverhältnis zum gemeinſchaftlichen Sohne 
in Frage ftand.’) Auch gleichzeitig erhobene Anſprüche derſelben 
Perſon auf Imvaliden- und Altersrente werben zweckmäßig ver- 
bunden werden") Die Verbindung zum Zweck der gleichzeitigen 
Verhandlung und Entſcheidung erfolgt durch das Gericht d. h. deſſen 
Kollegium, Tann aber vorläufig auch durch deflen Vorfigenden 
im Wege der ihm zuftehenden vorbereitenden Tätigfeit veranlakt 
werben.”®) 


VI. Klageänderung. In der mohlberehtigten Abficht, 
dem Anſprecher möglichft vafch die ihm vom Geſetz zugedachte Für- 
forge zu gewähren,?°) hatte ſchon die frühere Praris des RVA. es 
ausgeſprochen, daß „die Grundfäge der EBD. über die Unzuläffigkeit der 
Änderung des Klagegrundes ($ 235 Abſ. 2 Nr. 3, $ 489) im Feit- 
ftellungsverfahren ber Arbeiterverfiherung nicht mit gleicher Strenge 
zur Anwendung fommen könnten.) Für diefes Prinzip bleibt auch 
gegenüber den an ſich milderen Vorfchriften der neuen CPO. $ 264, 
527 Raum. Hiernach wird es dabei zu verbleiben haben, daß 
wenigftens noch in der Berufungsinftanz der Anfpreher auch ohne 
Einwilligung der Anftalt feinen Anſpruch vertaufchen®') und fomohl 
in der Berufungsfchrift, wie auch noch in der münblichen Ver— 
handlung 2) ftatt der Imvaliden- die Altersrente und umgefehrt 


*) AR. 99 S. 641 Rr. 770 Abſ. 2, 3. Ahnliches muß wohl auch im Falle 
AN. 92 S. 133 Rr. 185 (vgl. oben N. 32) vorgelegen haben, weil das eheliche 
Berhältnis unter zwei Rentenanfprediern wohl faum als ein rechtlicher Zu 
jammenhang der Anfprüde felbft angejehen werben fönnte. 

7) Bol. dazu oben $ 62 V, 1; Appelius-Düttmann Anm. 2 Abſ. 5 zu 
$ 11 SH8D. 

”) Laß ©. 88, 419, 477. 

7) Daß RBX. (AR. 93 ©. 52 Nr. 207) grundet aud bie Zuläffigteit der 
Nlageänberung auf das Prinzip ber materiellen Wahrheitserforihung, welches 
aber doch an fi nur bahin führen würbe, bie materielle Wahrheit hinfichtlich 
bes rechtshangig gemorbenen Anſpruchs zu erforſchen; vgl. oben $ 70 R.8. 

%) So bie N. 79 zitierte Entf. Rr. 207, geftügt auf AR, 91 S. 219 
Nr. 986 (Unfallface). 

91) Bgl. dazu aber Schmidt, Lehrbuch bes Civilprozehrechts, Ergänzungd- 
Heft ©. 114. 

9) Aber Anhörung der Gegenpartei! AR. 95 S. 85 Rr. 405; vgl. oben 
8 708.138. 
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fordern darf.) Dod wird, wenn nicht die Anftalt ben neuen 
Anſpruch anerfennt,**) bei der erhöhten Bebeutung, welche das neue 
IVG. dem Gutachten der unteren Berwaltungsbehörbe oder Renten» 
ftelle beilegt,°) das Iegtere vor dem Urteil bei Vermeidung der 
Reviſion nachgeholt werden müffen.*%) Durch die Zuläffigkeit einer 
Anſpruchsvertauſchung wird aber natürlih um fo mehr die Zu— 
läffigfeit einer Anfpruchgerweiterung durch Zurückſchiebung des be= 
antragten Nentenbeginns*) und einer veränderten Anſpruchs- 
begründung®*) gebedt. Dagegen ift in der Revifionsinftanz wegen 
der beſchränkten Natur des Nechtsmittels die Klageänderung in 
jedem Sinne ausgejlofien,*) fomeit ihr nicht durch die eintretenbe 
freie Beurteilung ber Weg geöffnet wird.) 


5) AN. 93 S. 52 Nr. 207, AN. 95 ©. 35 Nr. 405, UN. 96 ©. 396 Nr. 528, 
©. 471 Rr. 535; vgl. auh AN. 99 ©. 558 Rr. 747. Rentenbeginn bei Ans 
ſpruchsvertauſchung: vgl. oben $ 66 R. 31. 

©) Bel. oben 8 TON. 211 mit $ 68 R. 59. AN. 96 ©. 471 Nr. 585: 
Nichtanhörung der Vertrauensmänner ($ 75 ®.89) megen der zulegt ger 
forderten Invalidenrente „bei vollftändigem und bebenfenfreiem Ginverftänbnis 
unter den Beteiligten“. 

8) gl. oben $ 68 R. 56—58. Anders in Betreff der Außerung ber unteren. 
Bermaltungäbehörbe über bie zulegt geforberte Altersrente AN. 93 ©. 52 a. €. 
Ne. 207; vgl. aber die N. 84 zitierte Eniſch. Nr. 585. 

®) Die Kommentare ftelen biefe Forderung regelmäßig nicht auf; nel. 
ausbrüdlich (wegen der Zuziefung der Laienvertreter) Ifenbart:Spielr 
bagen Anm. 2 Abf. 3 zu $ 59 IBG. Gegenüber Gebhard-Düttmann 
Anm. 2 litt. d Abſ. 2 zu $ 18 SchGO. füaen aber doch Appelius⸗Dütt⸗ 
mann Anm. 2 litt. d Ab. 1 zu $ 19 SH®D. Hinzu, „das Schiedsgericht 
möüffe die wefentlichen Exforberniffe der Vorbereitung birelt nachholen lafien“. 
Aber das Wefentlichfte der Vorbereitung ift dod) das Gutachten ber den Vers 
bältnifien des Anſprechers nächftftehenden unteren Behörde. Vom Stanbpunfte 
der Kommentare aus müßte man bie Nachholung ber Vorbereitung (vgl. oben 
8 70 V, 6) überhaupt fallen laffen, fobalb einmal die Sache an dad Schieds- 
gericht gebiehen ift. — Die Zurüdwelfung ber Sache in die I. Inftanz zwecks 
Erteilung eines Beſcheides tft dagegen nicht nötig, da bie Anftalt in ihrer Ver⸗ 
teibigung durch bie Klageänberung nicht bei imert wird (UN. 93 ©. 52 Rr. 207). 
Auch die eniſcheidende Rentenftelle wird ſich hier ausnahmsweiſe auf bie Ber 
gutachtung zurüdzuziehen haben. 

9) Bol. fhon oben $ 67 R.14. 

©) Dazu oben $ 70 0.598 mit 209. 

) Für die Anſpruchsvertauſchung AR. 95 S. 36 Rr. 406; für bie Anſpruchs ⸗- 
erweiterung oben $67 N. 14; für die veränderte Begründung oben $ 71 N. 4a. 

”) ®gL oben $ 71 VII, 3, 4; Gebhard-Düttmann Anm. Ga. & zw 
$ 117 330, 
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VIN. Verfahren bei Aufrehnung. Die materiellen Er- 
örterungen über die Aufrechnung®') haben ergeben, daß diefelbe, je 
nad den Umftänden, fomohl dem Bewilligungs- als auch dem Be— 
zugsanſpruch entgegengefegt werben kann. Genau genommen gehört 
nur das Verfahren im erften Falle an diefe Stelle des Werkes, 
während ber zweite ſich inhaltlich als Einftellung der Rentenzahlung 
qualifiziert; doch follen des Zufammenhanges wegen beide Fälle hier 
behandelt werben. 

1. Das Geſetz enthält Teinerlei Vorſchriften über das Ver— 
fahren bei Aufrechnung, und Praris wie Theorie haben bisher zu 
fideren und unanfehtbaren Refultaten nicht geführt. Eingehender 
hat nur Weymann die Frage behandelt.) Er kommt zunächft für 
den Fall der Aufrehnung „auf Erfagforderungen für bezogene Ent- 
ſchädigungen, ſoweit der Anſpruch auf diefe nad $ 54 JVG. auf 
die Verfiherungsanftalt übergegangen ift“ (vgl. oben $ 67 IV, 1) 
zu bem Ergebnis, „vaß über die Frage ber Zuläffigfeit der Auf- 
rechnung an fi nur die Inftenzen der Invalivenverfiherung, über 
die Frage der Begrünbetheit der zur Aufrechnung geftellten Forderung 
nur die ordentlichen Gerichte zu befinden haben’, woraus dann ge 
folgert wird, „baß, wenn die Inftanzen der Invalivenverficherung 
die Aufrehnung als an fich zuläffig anerkennen, der aufzurechnende 
Betrag zu Binterlegen ift, bis bie orbentlichen Gerichte die Auf» 
rechnung als begründet anerkannt haben“. „Hinfichtlic der Wieder- 
einziehung von zu Unrecht gezahlten Nentenbeträgen im Wege der 
Aufrehnung würde an fi das gleiche gelten müffen”; doch meint 
in Bezug auf diefen und die übrigen Fälle Weymann ſelbſt an- 
nehmen zu müffen, daß fih das RVA. nad feinen bisherigen 
Äußerungen feiner Auffaſſung nicht anſchließen werbe. 

Auch ih halte und zwar für alle Fälle, das von Weymann 
verfochtene Verfahren als nicht im Sinne des Geſetzgebers liegend. 
Es ift umftändli und widerſpruchsvoll,“) auch nicht genügend be 


») 955. 5j. 2 IBG.; vgl. oben $ 67 IV. 

*) Anm.1 zu $ 54, Anm. 10 zu $ 55 I8®. 

9) Vgl. dazu Weymann ſelbſt Anm. 1 Schlußabjag zu $ 54. Im übrigen 
möge nur nod) auf die undefriebigende Stellung Bingemiefen fein, welde in 
dem Weymann’ fen Verfahren die Hinterlegung des aufzurecinenden Bes 
trages einnimmt. Iſt fie eine Pflicht ober nur ein Recht der Anflalt?- Rad 
Anm. 10 Rbf. 1 zu $ 55 „ift zu hinterlegen“, ber wozu, da doch die Anftalt 
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gründet) und führt im praftifgen Nefultate dazu, daß die pofitive 
Durhführung der Aufrehnung von der Art der Gegenforberung 
abhängig ift und mit ihr wechſeln müßte.) Im Gegenfag dazu 
halte id} den durch $ 55 Abf. 2 begründeten Aufrechnungsanſpruch 
als folgen für einen einheitlichen, in „ſondergeſetzlicher Beftim- 
mung”) wurzelnden, durch welchen ausnahmsweiſe, aber im all« 
gemeinen öffentlichen Interefie bie Rentenpflict ber Verfiherungs- 
‚nftalten in beftimmtem Umfange verneint wird. Daraus ergibt 
fich aber grunbfäglih, daß ber ganze Aufrehnungsanfpruch”) im 
Sinne des Gefeggebers zu demſelben Verfahren zu vermeifen ift, 
welches für die pofitive Feftftellung jener Rentenpflicht gegeben ift, 
ſodaß die Frage des Beftehens der Gegenforberung, welche Wey- 
mann ausichließen wil, nur einen Inzidentpunkt für die auf Be- 
jahung oder Verneinung ber Rentenpflicht gerichtete Entſcheidung 
abgibt. Es fließt fi dieſe Auffaffung eng an diejenige an, 


ſicher if? Rach Anm. 1 Abſ. 4 zu $ 54 aber iſt Die Anftalt zur Sinterlegung 
nur „befugt”. Aber dann wird fie Diefelbe unterlaffen, da fie ja nah Wey⸗ 
mann nicht Binterlegt, um fi von einer anerfannten Schuld zu befreien, 
fogl. 3.8. oben N. 48), ſondern um den hinterlegten Betrag einer beftritienen 
Schuld demnachſt wieder zuruckzunehmen. Weym ann ſpricht fi aud nicht 
aus, wer in bem anzuftrengenden Civilprozeß als Kläger gedacht iſt. Rad 
dem Dbigen kommt die Sade darauf hinaus, daß die Anftalt durch bie Zus 
laſſigleitserllarung der Feſtſtellungsinſtanzen einftweilen von der Zahlung dis⸗ 
penſiert bleibt und ber verficherte fie beim Civilgericht einklagen muß, gewiß 
ein Ergebnis, das dem ganzen Aufbau des fozialpolitifchen Verfahrens wiberftrebt! 

9) Weymann führt Anm. 1 Abſ. 1 zu $ 54 aus, daß „bie Renten 
Anftanzen, jedenfalls die Schiedsgerichte, ungeeignet find zur Betätigung auf 
einem privatrechtlichen Bebiete, wie die Gruppe ber Aniprüche aus unerlaubten 
Handlungen“. Allein, abgefehen bavon, daß bie Fragen des Invaliden 
verſiche rungsrechts leider häufig genug ſchwieriger find, als bie des Privat 
rechts, Tommt doch die Aufrechnung aus $ 55 mit $ 54 nur in Betracht, menn 
ber Schabenderfagpflictige bereits an ben Rentenbereditigten gezahlt hat (vgl. 
oben $ 67 IV, 1), die Rechtäftagen ber unerlaubten Handlungen aljo regel» 
mäßig bereit erledigt find. 

%) So müßte 3. B. bei ber Aufrechnung „auf geſchuldete Beiträge" bie 
Trage nach der „Begrünbetheit“ der Beitragsforderung vor bie nad $ 155 
BB. zuftändigen Inftanzen ewieſen fein. 

) Rot. Abſ. 3 zu $ 40.Entw. IB. 

9) Anders, wenn bie Begenforderung ohne Aufrechnung geltend gemacht 
wird; vgl. oben $ 67 R. 64. 
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welche aud das RVA. in verfchiebenen Fällen über die pro— 
zeſſualiſche Behandlung des Aufrechnungsanſpruchs verlautbart hat.’*) 

2. Aus dem gefundenen Refultate ergibt fich aber zugleich auf der 
anderen Seite, daß für die Beurteilung des Aufrechnungsanſpruchs 
nicht die Entſcheidung der Auffihtsbehörbe, fondern nur die der 
Renteninftanzen maßgebend fein kann. Cs ift biefe Hervorhebung 
von Wichtigkeit, weil für die Durchführung der Aufrechnung gegen- 
über einer bereits laufenden Rente das RUN. einen zum Teil 
anderen Standpunkt eingenommen hat.) Es hielt zwar in allen 
Fällen die Aufrehnung im Wege ber Bejcheingerteilung für zuläffig, 
in vielen auch, namentlich wo bie Beantwortung ſchwieriger Rechts- 
und Tatfragen in Betracht kommen kann, für dringend empfehlens- 
wert, behält fi auch in allen Fällen vor, die Anftalten zur Er— 
teilung eines berufungsfähigen Beſcheides im Auffihtsmege an= 
zubalten, und läßt endlich Berufung und Revifion auch gegenüber. 
einer formlofen Mitteilung der Aufrechnung zu, wenn die Anftalt 
dabei die Abſicht hatte, den Rechtszug zu eröffnen, wobei e& 
wieberum dieſe Abficht nicht bloß aus dem, was bie Anftalt wirklich 
wollte, erfchließt, fondern auch aus dem, was fie im Intereſſe bes 
Rentenbeziehers billigerweife hätte wollen follen: aber grundſätzlich 


“) AN. 94 ©. 162 Nr. 392 (ogl. oben $ 67 N. 658 mit 64): Die mit ber 
Rentenfeftfegung befaßten Inftanzen find nicht nur dann zur Entſcheidung zus 
ftänbig, wenn es ſich um Ablehnung oder Aberfennung ber Rentenbereiitigung 
ſelbſt Handelt, fondern aud in ben Fällen, mo bie Rentenberechtigung an fid- 
might befteitten ift, und nur bie Auszahlung der Rente aus beftimmten Rechtdr 
gründen verweigert wird“ (vgl. übereinftimmend Ifenbart: Spielhagen 
Anm. 4 gegen Weymann Anm. 1 zu $ 54 I3BG.). ferner AR. 96 ©. 242 
Nr. 1491 a. E. (Unfallſache): „Der vom Kläger mittelft Berufung angefochtene 
Beieid“ (mittelft beffen die Auftechnung zur Geltung gebracht war) „hat aber 
auch eine Entſchadigungsfeſtſtellung zum Gegenftande, indem er zum Imede der 
Aufrechnung die dem Kläger zuftehende Rente zeitweile gemindert Hat." AR. 97 
6.275 Nr. 556 Schlußabſatz: Ausnahmefall von der Kompetenz ber bürgerlichen. 
Gerichte, „daß nämlid) bie Wiedereinziefung durch Aufrechnung bewirkt werben. 
ann“. Für den Fall bed $ 113 Abf. 2 mit $ 55 Abſ. 2 kann analog auch 
AN. 03 ©. 521 Nr. 1070 a. E. herangezogen werden, worüber Näheres unten, 
Ebenſo vgl. zu $ 18 Schlupfag AN. 03 ©. 536 Nr. 1071 unten $ 81 R. 105. 
Dgl. endlich AR. 95 S. 228 Nr. 435, wo ald Aufgabe der Renteninftanzen die Ent- 
ſcheidung bezeichnet wird, „ob und Inwieweit bem Verſicherten eine Rente gebührt 
ober nicht"; AN. 97 ©. 467 Abſ. 2 Nr. 1648 (Unfallſache) u.a.m. Zu alledem noch 
Bd. I &. 785 ff. — Abweichend aber jet AR. 04 ©. 483 Rr. 1140 Im Nachtrag 

9%) AN. 96 ©. 241 Rr. 1491 mit AR. 00 ©. 612 Nr. 801. 
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geht es doch davon aus, „daß an fi) gegen Verfügungen, durch 
welche die Aufrechnung ausgefprohen wird, dem Rentenberechtigten 
nur die Beſchwerde an das ABA. oder LVA. gemäß $ 108 IVG. 
zuſteht“. ico) Wenn aber „bie Aufrechnungsbefugnis von der Be- 
antwortung jehwieriger Nechts- und Tatfragen abhängen kann, zu 
deren erfehöpfender und fachgemäßer Prüfung nicht das einfache 
Verwaltungsbeſchwerdeverfahren, fondern das inftanzielle Verfahren 
ala das richtige erſcheint“, fo ift doch gewiß nicht anzunehmen, daß 
der Gejeggeber den Eintritt des legteren von bem Belieben des 
Aufrehnungsberehtigten und dem Ermeſſen der Aufſichtsinſtanz ab⸗ 
haͤngig machen, ſondern dem Rentenberechtigten wie der Anftalt als 
feftes Recht gewähren wollte, welches inſoweit das präjubizielle Ein- 
greifen der Aufſichtsinſtanz ausfchließt.'") Ein foldes kann 
höchſtens !"2) fomweit in Frage kommen, als es fi nicht um das 
Necht, fondern lediglich um die ſchonende Durchführung der Auf- 
rechnung handelt, welche man als eine ſozialpolitiſche Pflicht der 
Anftalt,!®) aber nicht als einen Anſpruch des Rentenberechtigten 
anerkennen kann. 


3. Hiernach hätte fih das Verfahren bei Aufrechnung dahin zu 
geftalten: Soll und Tann diefelbe bereits gegenüber dem Bewilli⸗ 
gungsanfpruch geltend gemacht werben, jo ift zwar die Rente im 
Beſcheide zu bemilligen, zugleich aber auch in demjelben aus» 
zuſprechen, daß und inwieweit die Zahlung derfelben wegen ber be— 


0) So aud bie Auffaffung von Gebhard-Düttmann Anm. 8 Abſ. 4 
zu $55 IVO. Dagegen überichägen fie doch fehr die Art des Zuftandelommens 
unferer fozialpolitiiden Gefege, wenn fie meinen, man müfle „zu biefem Er⸗ 
gebniſſe auch auf Grund der Erwägung gelangen, daß bei der Einführung bed 
Rechtömitteld der Berufung gegen bie Einftellung von Rentenzahlungen auf 
Srund de $ 48 (vgl. $ 121) die Ausdehnung auf die Aufrechnung, falls fie 
Beabfichtigt wäre, nafegelegen hätte“. 

0) Bl. oben $ 34 UI, 2 mit Bb.1 &. 707 R.16. In demſelben Sinne 
mit Bezug auf das Ruben des Rentenanſpruchs nad) früheren Recht: AR. 92 
S. 117 Rr. 162 Abſ. 3. 

ı@) Wenn man ed mit dem ABA. (vgl. namentlich AN. 88 S. 198 Rr. 505) 
überhaupt zulafien will; vgl. oben $ 3 I, 1. 

») Diefelbe Tann, gerade im Sinne bed Texte, auch gegenüber ben im 
Parteiverhaltnis rechtskraftigen Entſcheidungen jederzen. den Umſtanden ent ⸗ 
ſprechend, zur Geltung gebracht werben. 

Rofin, Reit der Arbelterverfiherung. Bb. IT. 56 
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anſpruchten Aufrechnung auszufegen fei.'*) Die untere Ver— 
waltungsbehörbe oder Rentenftelle hat gemäß $ 58 Abi. 3 IVO. 
die Verfiherungsanftalt auf die ihr bekannt gewordenen Auf- 
rechnungsgrunde binzumeifen.'°) Bei ber enticheidenden Renten 
ftelle hat die Anftalt ihren Aufrechnungsanſpruch geltend zu machen. 
Gegen die Berechtigung der Aufrechnung im Ganzen und die Höhe der- 
Telben finden dann die gegen den Beſcheid als ſolchen zuläffigen Rechts- 
mittel ftatt.'%) Die Einftellung einer laufenden Rente erfolgt pflicht- 
mäßig duch Beſcheid des Vorjtandes, wobei $ 121 IVG. analog 
in Betracht fommt. Nur werden die pofitiven Vorſchriften des- 
ſelben über die vorherige Begutachtung der Entſcheidung bier in 
Wegfall fommen können. 

IX. Die Zuläffigfeit von Ver zichten und Vergleihen in 
Bezug auf den Rentenanfpruch und die Möglichkeit ihrer Anfechtung 
aus fozialrechtlihen und allgemeinredtlihen Gründen tft bereits 
oben?) erörtert worden. Für das Verfahren kommt noch folgendes 
in Betradt: 

1. Mt in erfter Inftanz vor Erteilung eines Beſcheides zwiſchen 
dem Anftaltsoorftand und dem Anfprecher ein Vergleich über Höhe 
ober Beginn ber Rente geſchloſſen worben,'°®) fo ift auf Grund des- 
felben feitens des Vorftandes ein berufungsfähiger Beſcheid zu er- 
laffen.!®) Kommt eine entſcheidende Rentenftelle in Betracht, fo it 
diefe vom Vorſtand um Erlaß eines dem Vergleich entiprechenden 
Beſcheides zu erfuchen. Somohl vor ber Rentenftelle, als auch, im 


10) AN. 94 S. 162 Nr. 392, AR. 96 ©. 429 Nr. 533; auch AR. 93 
S. 76 0. E. Rr. 230 mit Beymann Anm. 10 zu $ 55. 

’) Gebhard» Düttmann Anın. 16 Siff. 6 zu Rr. 10 der preuß. Ber 
fahrendanweifung;; oben $ 68 R. 34. 

10%) Durch eine Klaufel tm Beſcheid ſelbſt kann daher nicht, mie Bebharb- 
Düttmann Anın. 8 Abf. 4 zu $ 55 wollen, die Berufungsfäpigteit ausgefhloffen 
werben. — Über die jet abweichende Praris des RB. vgl. oben R.98 a. €. 

vor) Bot. oben $ 67 I. Spezielle Unmwenbungsfäle: Bertragsmäßige Ber- 
sihte auf Einlegung der Berufung, oben $ 70 R.65; Rüdnahme ber Berufung 
Guf Grund eines vertragämäßigen Verzichts oder Bergleihß, oben $ 70 R. 7L; 
Verzicht auf bie Rechtskraft durch den Wezugäberegtigten, oben $ 72 R. 15. 

100) fiber Form und Inhalt oben $ 67 N.23. Bor Erſtattung des vor 
bereitenden Gutachtens wird wohl ein Vergleich nicht zuläffig fein. 

10) AR. 94 S. 127 Rr. 357 (oben $ 67 R. 22); dazu aus bem @ebiete der 
Unfallverfiherung AN. 92 S. 329 Rr. 1179 und die bort zitierten Entſcheidungen; 
AN. N S. 466 Nr. 8648 (vgl. oben $ 67 R. 15). 
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Falle der Einlegung von Rechtsmitteln, vor den höheren Inftanzen 
hat der Anfprecher Gelegenheit, den Vergleih nah Maßgabe des 
materiellen Rechts anzufechten,!!%) während er mangels folder An- 
fehtungsgründe an benfelben gebunden bleibt.'') Bei völligem 
Verzicht auf den Rentenanfprud), welcher einer Rüdnahme der An- 
meldung gleichfteht, bedarf es eines abweiſenden Beſcheides nicht; "'2) 
doc ift auch hier ein folder pflichtmäßig zu erteilen, ſobald Streit 
über den Inhalt oder die Giltigkeit des Verzichts entfteht.!'°) 
Ebenſo bebarf es jedenfalls eines Beſcheides, wenn eine feitgeftellte 
Rente auf Grund eines Verzichts entzogen werben fol.) Iſt 
nad Erlaß eines Beſcheides ein Vergleich geſchloſſen, durch welchen 
der Anſprecher gegen das Verſprechen eines neuen Beſcheides auf 
ein Rechtsmittel gegen den früheren ober das ihn beftätigende Er— 
kenntnis verzichtet, fo entjpringt daraus für die Anftalt die Pflicht 
zur Erteilung des neuen Beſcheides im verfprodenen Sinne.!'®) 





110) unbeſchadet ber von Amts wegen zu berüdfihtigenden Verbotswidrigkeit 
durch die Höheren Renteninftanzen und be auffichtsamtlichen Einſchreitens 
Eine Ausfhliegung der Berufung im Vergleich und dementſprechend im Beſcheid 
ft gegen Bebharb-Düttmann Anm. 18 zu $ 112 zmeifelloß unzuläffig. 

an) Laß ©. 138. 

11) Er konnte, wie Gebharb-Düttmann a. a. D. hervorheben, im Sin- 
blid auf $ 120 IVG. dem Verfierten auch Nachteil bringen. 

) Laß ©. 135. 

) AR. 97 ©. 460 Nr. 1648 (Unfalljache; ngl. oben R. 110). Bier vollzieht 
Fi der Übergang in die Materie des Entziehungsverfahrens. 

19) Bel. den Fall in AR. 99 ©. 445 Nr. 722. Es liegt Bier eine Art 
BWiebereröffnung des Verfahrens vor, melde aber ihre bejonbere rechtliche 
Grundlage in dem vorher adgeichloffenen Vergleiche findet. Daher befteht Hier 
ausnahmsweiſe (vgl. oben $ 72 N. 25) eine Pflicht zur Wiedereröffnung für 
die Anftelt. "Daher wird man aber auch anbererfeitd annehmen müflen, daß, 
wenn (anders als in dem zitierten Falle Nr. 722) bie Anftalt im Vergleich 
fofort eine beftimmte Rente zugefagt und der Anipreder biefe angenommen hat, 
der Ießtere und entjprejend bie Höheren Inftanzen in bem- wiebereröffneten 
Verfahren (vgl. dagegen oben $ 70 R. 20), abgejehen von Anfechtungsgründen, 
ſachlich an die vergleihämäßigen Feſtſtellungen gebunden find. Wil man 
hierin einen Widerfprud mit ben oben $ 72-1, 2 gegebenen Ausführungen 
finden, welcher durch bie Tatſache ber verbinblichen Mitwirkung bes Verficherien 
beim Vergleiche nicht völlig ausgeglichen werde, fo ift berfelbe doch nicht größer, 
als im Falle der verbindlichen Kraft eines Vergleichs vor jeber Beſcheids⸗ 
erteilung, unb notwendig mit der Sulaffung von Parteibiöpofitionen (Ber 
gleichen) In einem fogialpolitifgien Fürforgeverfaßten gegeben. Gegen offen- 

56* 
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Dasfelbe gilt bei Abſchluß eines Vergleiches über Wiedereröffnung 
des Verfahrens nad rechtskräftiger Beendigung eines früheren. 

2. Von gerichtlichen Verzichtleiftungen und Vergleichen im 
Berufungsverfahren handeln die SS 15 und 16 Abſ. 2 Ziff. 1 
SchGO. Über die Aufnahme derfelden in das Protokoll der münd- 
lichen Verhandlung und Verlefung des letzteren ift bereits oben 
8 70 VI, 5 geſprochen worden. Verzichtleiftungen bilben in gleicher 
Weiſe wie Anerkenntniffe (vgl. oben $ 70 VIII, 5) die Grundlage 
für ein ihnen entſprechendes Urteil,''*) fo daß fi) die Prüfung ihrer 
formellen und materiellrechtlichen Giltigfeit ſchon innerhalb des Ver— 
fahrens vollzieht. Gegen das Urteil finden die gewöhnlichen Rechts- 
mittel ftatt. Beim Vergleich dagegen ergeht ein Urteil nicht; "7) 
er tritt an Stelle des Urteils, ohne daß jedoch gegen ihn das 
Rechtsmittel der Revifion ftattfände.") Soll aber ber vor einem 
Schiedsgericht abgejchloffene Vergleich angefochten werben, fo hat 
nad der Praris des RUN. in Unfallſachenn!e) doch das Schieds- 
gericht zunächft auf Antrag oder auf Erſuchen des RBA. eine fürm- 
liche Entſcheidung zu erlaffen, welche dann mit der Revifion an= 
gefochten werben kann. Für Vergleihe und Verzichtleiftungen in 
der Revifionsinftang wird nach den unvollftändigen Beftimmungen 
in 8.37 Abſ. 1 RVA. Entfprechendes zu gelten haben. 


X. Berichtigung und Ergänzung von Entfheidungen. 
Hierüber find ausdrüdlihe Beftimmungen nur für das RUN. in 
$$ 45, 46 RVAO. getroffen. 

1. Schreibfehler, Rechnungsfehler und ähnliche offenbare Un- 
richtigfeiten, welche in einem Urteile des ABA. vorlommen, find 
jederzeit auch von Amts wegen zu berichtigen. Über bie Berichtigung 
Tann ohne mündliche Verhandlung entſchieden werden. Die Bes 


bare Benachtelligungen bleibt auch ber Verſicherte in allen Fällen gemäß den 
oben $ 67 N. 16, 21 angenommenen Grundſatzen geſchutzt. Daß der Vergleich 
die Erteilung eines ungünftigeren Beſcheldes nicht vorbehalten darf, tft bereits 
oben $ 72 N. 15 (vgl. hier N. 107) ausgeſprochen. 

N) AN. 94 ©. 126 Rr. 356. 

Um) AR. 92 ©. 128 Ar. 177: ogl. oben $ 70 R.210. Ein die Berufung 
erlebigender Vergleich ſoll ſich nah $ 15 SchGO. aud auf bie etwaigen aufers 
gerichtlichen Koften erſtreclen. Anders bei Vergleichen, die fi nur auf einen 
Ureitigen Punkt (4. B. Rentenbeginn oder Rentenhöhe) beziehen. 

m) und 1) Bol, Laß ©. 138. 
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richtigung erfolgt duch Beſchluß, welder ausfchließlih von dem 
Vorfigenden und denjenigen Mitgliedern des Senats, die das Urteil 
unterzeichnet haben ($ 43 RBAD,, vgl. oben $ 71 VII, 1) erlaſſen 
und auf der Urſchrift des Urteils und den Ausfertigungen vermerkt 
wird ($ 45 RBAD.). Die grundfäglicen Beftimmungen dieſer Vor⸗ 
ſchrift entfpredhden dem $ 319 Abf. 1, 2 CPO., deffen analoge An« 
wendung auf das Verufungsverfahren des ABA. ſchon früher mehr- 
fach ausgefprochen hatte.'?%) Die Berichtigung hat bier „von dem 
Gerichte", jedoch nicht notwendig in derfelben Befegung,!2') zu er⸗ 
folgen. Gegen den Beſchluß des Schiedsgerichts, durch welchen ein 
Antrag auf Berichtigung zurüdgeriefen wird, findet nad $ 319 
Abſ. 3 CPO. kein Rechtsmittel ftatt. Gegen den Beſchluß, welcher 
eine Berichtigung ausfpridt, findet nad der CPO. die „Tofortige 
Beſchwerde“ ftatt, welche das Rentenverfahren nicht fennt; es dürfte 
ftatt deſſen die einfache Beſchwerde nah $ 33 Abſ. 2 SchGO. zu. 
zulaſſen ſein.) Statt des Antrags auf Berichtigung kann auch, 
wie im Civilprozeß, gegebenenfalls das Rechtsmittel der Revifion 
gegen das Urteil eingelegt werben.'2?) Nicht umter den Begriff der 
Berichtigung fällt eine durch die ſchriftliche Ausfertigung herbei- 
geführte Korrektur einer anders verkünbeten Entſcheidung, bei welcher 
ein materieller Irrtum in der Erkenntnis und im Willen des 
Richters unterlaufen war. Ein foldes Urteil ift im Wege der Re- 
viſion zu befeitigen.'**) Im Falle der erfolgten wirklichen Be— 
richtigung läuft die Revifionsfrift gegen den unberichtigten Teil des 
Erkenntniſſes vom Tage der urfprünglien Zuftellung an.'°) 
Analoge Grundſätze, wie in der Berufungsinftanz, werben auch für 


0) AR. 98 S. 70 Rr. 227, AR. 94 ©. 190 Rr. 351, AR. 95 &. 32 Rr. 402, 
AR. 99 ©. 452 Nr. 732. 

m) La ©. 236 Biff. 6. 

1m) Ebenfo Laß ©. 238. In AR. 92 ©, 329 Rr. 1178 (Unfallfae) wird 
die Frage der Beſchwerde dahingeſtellt gelaffen; AR. 93 Nr. 227 S. 71 Zeile 6 
ſpricht von einer Revifton gegen ben Berichtigungsbeſchluß. 

123) Bol. bie oben $ 71.R. 5 zitierten Entſcheidungen. 

9) AR. 94 ©. 120 Nr. 851. Hier wird in ber Ausfertigung ein anderer 
Anfangsiermin der Rente feftgeftellt, weil bei dem mundlich verfünbigten eine 
beicheinigte Krankheit überfehen war. 

12) Keine Wiebereinjegung wegen Berfäumung der Berufungäfrift, weil der 
Anftaltövorftand wegen ber Berichtigung eine Zeit lang bie Ausfertigung und 
feine Aften hatte entbehren müflen (AR. 93 &. 70 Rr. 227). 
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die Berichtigung der erftinftanzlichen Beſcheide zu gelten haben. '2) 
Eine Berichtigung des Tatbeftandes analog dem $ 320 EBD. hat 
das RVA. nicht für anwendbar eradhtet;'?") fie kann danad in 
feiner Inſtanz Platz greifen. 

2. Wenn .in einem Urteil des RVA. ein von einer Partei 
geltend gemachter Haupt» oder Nebenanſpruch ober der Koften- 
punft'2°) ganz oder teilmeife übergangen ift, fo iſt, aber im Gegen- 
fa zur Berichtigung nur auf Antrag, ein nachträgliches Ergänzungs« 
urteil'2°) zu erlaffen. Dasfelbe wird hier durch den vollftändig be⸗ 
fegten Senat gefproden'?°) und auf der Urfehrift des Urteils und 
den Ausfertigungen vermerkt. Über den Antrag kann ohne vor- 
gängige mündliche Verhandlung entfehieden werben, fomeit es ſich 
um einen Nebenanfprud oder den Koftenpunkt handelt ($ 46 
RLAD.). Die Beſtimmung entſpricht dem $ 321 CPD., läßt aber 
die dort in Abſ. 2, 3 vorgefchriebenen Formalien und namentlich die 
einwöchige Frift nad der Zuftellung bes Urteils, binnen welder 
die Ergänzung beantragt werben muß, fallen. Die VBorfehriften des 
$ 46 ROA. in Verbindung mit $ 321 EPD. werden auch für das 
ſchiedsgerichtliche und das Beicheidsverfahren mit gewiſſen beiber- 
feitigen Mobififationen Anwendung zu finden haben. Danach wird 
in der ſchiedsgerichtlichen Inftanz mangels einer ausdrücklichen Aus- 
nahmevorfärift, wie fie $ 46 RVAO. enthält, in allen Fällen eine 
mündliche Verhandlung dem Nachtragsurteil voranzugehen haben.'?!) 





120) Beſchwerde an die Aufſichtsinſtanz wegen Berichtigung durch ben Bor« 
ftand; vgl. im ganzen Laß ©. 234, 238. 

“) AR. 93 ©. 69 Nr. 226, bezüglich auf eine abgelehnte Tatbeſtands ⸗ 
berichtigung In der Verufungäinftang. @rünbe: Das in ber Hauptjadhe fgrifts 
liche Verfahren und die Heranziehung des ganzen Alteninhalis in ber Revifiond« 
inftanz. Es findet danach nur Revifion ftatt, bei welder zu prüfen, ob bie 
unrichtigkeit des Tatbeſtandes einen jo wefentlihen Mangel des Verfahrens 
darftellt, der die Aufhebung des Urteils rechtfertigt. 

228) Bol. über diefen ſchon oben $ 71 R. 30. 

#) So richtiger ald „Erganzungsbeſchluß“, wie $ 46 Schlußfag RAD. 
fagt. Vgl. $ 517 Sag 2 CPO. und Reinde, Kommentar, 4. Aufl, zu $ 321. 
Auch AR. 93 S. 134 Nr. 281 ſpricht von einem ſchiedsgerichtlichen „Ractragd- 
urteil“. Dazu aber über bie unfichere Praxis auf bem Gebiete der Unfall» 
verfiherung Laß S. 240 f. 

=) Appelius-Düttmann zu $ 46 RBAD. 

»ı) Bol. oben $ 70 R. 243 und bie bort zitierte Anſicht von Iſenbart⸗ 
Spielhagen, aber wiederum auch Laß S. 240 f. 
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Dagegen wird ambererfeits bie Praris des ABA. in Unfallfachen, 
wonach in den unteren Inſtanzen die Ergänzungsentſcheidung auch 
ohne Parteiantrag in die Wege geleitet werben Tann, auch auf das 
Gebiet der Invalidenverſicherung übertragen werden Tönnen.!?2) 
Eine Frift für einen etwaigen Antrag befteht auch bier nicht.'°°) 
Für die Rechtsmittel gegen die urfprünglihe und die nachträgliche 
Entſcheidung findet $ 517 CPO. entſprechende Anmendung.'**) 

XI Zuftellungen. Ale Entſcheidungen, für deren An- 
fechtung eine beftimmte Frift gejegt ift, insbefondere aljo auf dem 
Gebiete des Feitftellungsverfahrens die Rentenbefcheide, die Schieds- 
gerichtsurteile und die Vorbeſcheide der Schiebsgerichtsnorfigenden,!?°) 
müffen zugeftellt werden, damit dadurch der Beginn bes Friften- 
laufes bekundet werbe.!3%%) Gegenftand der Zuftellung ift die be— 
treffende Entſcheldung, deren Übereinftimmung mit den gefeglichen 
Formvorfchriften vorausgefegt.'?%) Ale Zuftelungen in Arbeiter 
verfiherungsfachen erfolgen von Amts wegen; auf fie fann duch Die 
Parteien nicht verzichtet werben.'?) Zu richten find die Zuftellungen 
an bie empfangsberechtigte Partei; bei gefchäftsunfähigen Perfonen 
an beren gefeglichen Vertreter (vgl. oben I). Mehrere Perfonen, 
welche eine Partei bilden, fowie Streitgenofjen erfordern je eine 
gefonderte Zuftelung.'*) Für die Form ber Zuftellung find in 
8 170 IVG. einige Beftimmungen getroffen, nad} denen fich folgendes 
ergibt: 


»2) AN. 97 &. 407 Rr. 1637 (Unfallſache); Laß S. 240, 565. In AR. 98 
©. 134 Rr. 281 wirb (nur) berichtet, daß das ſchiedsgerichtliche Nachtragsurteil 
auf Antrag ergangen fei. 

2) Laß 6. 240. 

w) Lap S. 241 f. 

1) Die Bebeutung des $ 170 IVG. reicht aber über das Feftſtellungs ⸗ 
verfahren hinaus. Vgl. ein Verzeichnis der fonft noch in Betracht kommenden 
Entieidungen bei Bebharb- Dittmann Anm. 2 Abſ. 1. 

25a) Iſt das Datum ber Zuftelung überhaupt nicht nachweisbar, fo kann 
das eingelegte Rechtsmittel nicht als feiftwidrig behandelt werben; vgl. Die oben 
$ 70.8. 43 zitierten Entfeidungen. 

=) Anders, wenn 3. B. dad vorgefchriebene Siegel mangelt oder durch 
„L B.“ erfegt ift; Laß ©. 252. 

a) AN. 93 ©. 139 Rr. 285. 

=s) AN. 87 S.38 Rr. 297 (Unfallſache). Zuftelung an den gemeinſchaft ⸗ 
lien Bevollmächtigten und Stellung des Bevollmächtigten bei ber Zuſtellung 
überhaupt; vgl. oben II, 5. Wirkung des Todes auf bie Zuftellung: oben 
R. 35, 36. 
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1. „Zuftellungen, melde ben Lauf von Friften bedingen, können 
duch die Poft mittels eingefchriebenen Briefes erfolgen". Cs 
handelt ſich bier um diejenige Art der Sendung, welche nad) $ 13 
der jegt giltigen Poftordnung vom 20. März 1900 zur Poft aufs 
gegeben und nad; $ 39 Ziff. I mit VII beftellt wird.) Für das 
Nähere find danad die poftaliichen Vorſchriften, einſchließlich der 
ergangenen Ausführungs- und Dienftoorfcriften maßgebend. Sie 
entſcheiden namentlich darüber, an welche Perfonen, „wenn ber 
Empfänger ober fein Bevollmächtigter in der Wohnung nicht ans 
getroffen wirb“, die Erfagzuftelung mit Rechtswirkung geſchehen 
darf.) Bewieſen wird die Zuftellung durch die Empfangs- 
befcheinigung,'*') welche nah $ 39 X. der Poftorbnung diejenige 
Perſon, an welche die Beftellung erfolgt, für die Poſt zu vollziehen 
hat. Die betreffende Auskunft wird im Streitfalle dem RVA. und 
den Schiebsgerichtsvorfigenden von den Poftanftalten erteilt, infofern 
die Anfragen erfehen laſſen, daß es fih um Berufungen, Re 
vifionen ufw. in Arbeiterverfiherungsfahen handelt; aus dem Tage 
der Pofteinlieferung darf ber Zeitpunkt der Zuftellung nicht ohne 
weiteres gefolgert werben.'*?) Erft nach Ablauf von zwei Jahren 
feit ihrer Ausftellung *?) begründen Pofteinlieferungsfcheine nad 
einer jegt'*) in das Gejeß aufgenommenen Beftimmung die Ber- 
mutung für die in ber orbnungsmäßigen Frijt nach der Einlieferung 
erfolgte Zuftelung, welche indeſſen durch Gegenbeweis bes Adreſſaten 
wiberlegt werben kann. 

0) Für Bayern vgl. Graßmann Anm. 1. 

0) Eine Reihe von Entſcheldungen des RVA. behandeln zweifelhafte 
Punkte. So Begriff der „Wohnung" AR. 97 S. 317 Rr. 571 mit AR. 98 
&. 172 Rr. 1223 (Unfaljade). „Ermachfened Familtenglieb“: AR. 90 ©. 190 
Rr. 817 (Unfaljade). Veftellung an die Ehefrau eines im Krankenhauſe ber 
finblijen Anſprechers in beffen Wohnung: AN. 99 ©. 447 Rr. 725. Näheres 
hierzu, wie überhaupt, bei Laß $ 44 und im Handbuch ber Unfallverficherung 
zu $ 110 088. Über Wiebereinfegung wegen ſchuldloſer Unkenntnis der Grs 
fagzuftellung vgl. unten XI, 1. 

"N, Nicht notwendig, aber natürlich zuläffig, iſt das Erforbern eines Rod 
eins; ogl. 58 26, 39 IX der Poftorbnung. 

2) AR. 99 ©.446 Nr. 72. 

) Die Frift erklärt fi dadurch, daß nad) Ablauf derſelben die Empfangds 
befcheinigungen bei ber Poft vernichlet werben, Mot. Abſ. 1 zu $ 139 Entw. 
I8® 


1“) Bgt. dagegen früher AR. 98 ©, 322 Nr. 648. 
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2. Wie das Wort „können“ in $ 170 Sag 1 ermeift, ift die 
Zuſtellung durch Einſchreibebrief nicht ausfhließend; vielmehr find 
auch alle anderen gefeglich geregelten Zuftellungsarten, insbefondere 
neben denjenigen der Poftordnung auch diejenigen der Civilprozeß⸗ 
ordnung’) einheitlich als vechtsgiltige Zuftellungen anzufehen.!*) 
Auch noch darüber hinaus iſt ganz allgemein „eve Art der Zur 
ftellung, durch melde die Tatjahe und das Datum des Empfanges 
des zuzuſtellenden Schriftftüdes erfichtlih gemadt wird, für aus- 
reichend erachtet" worden.) Im Zufammenhange damit fteht 
dann der weitere, das Zuftellungsweien im Sinne des Geſetzes er- 
leichternde Sag, daß, auch wenn bie erfolgte Zuftellung nah Maß- 
gabe der für fie geltenden gefeglichen oder reglementariſchen Vor⸗ 
ſchriften rechtsunwirkſam wäre, diefelbe doch mit dem Zeitpunfte als 
bewirkt gilt, mit welchem der Adreſſat nachweislich und in dem Be— 
wußtſein der durch das zuftändige Organ erfolgten Zuftellung in 
den Befig des Schriftftüds gelangt if.) Für ben Fall, daß der 
Adrefjat die Annahme des Schriftftüde verweigert, kommen zunächſt 
die für die betreffende Zuftellungsart geltenden Normen in Betracht, 
infofern diefelben auch in diefem Falle no eine ala Zuftellung zu 
erachtende Handlungsweife ermöglichen.) Im übrigen bat der 





”) 55 208 ff. CPO.: Zuftelung durch den Gerichtsdiener ober bie Poft 
mit Zuftelungsurkunde ($$ 25, 40 Poft-O.). 

"e) AR. 03 S. 474 Re. 2004: Rechtsgiltige Zuftellung an ben Gauswirt 
nad) $ 181 Abf. 2 CRD. 

MM) AR, 92 &.23 Nr. 107, AR. 94 ©. 32 Nr. 320. Demnad; weitere Zus 
ftelungsformen, 3. B. Überfenbung durd einen Boten mit Empfangöbeftätigung, 
Behänbigung zu Protofol einer Behörde, z.B. bes Bürgermeifterd (vgl. Mite 
teilungen des bayı. LBA. Bd. 1 S. 8 Nr. 4), Aberſendung unter Belfügung einer 
NRüdpoftlarte. Val. Ifenbart-Spielhagen Anm. 3 Abſ. 1, Anm. 4 Abf. 4; 
Gebhard» Düttmann Anm. 3 mit Appeltus-Düttmann Anm. 1 II zu 
$5 SHBD.; Graßmann Anm. 1; dazu die N. 140 angeführten Stellen bei 
Laß und im Handbuch der Unfallverfiherung. 

"e) So in Abweichung vom Civilprozeßrechte in einem Falle, wo die Zu: 
ftelung an die Hauswirtin erfolgt war, nachdem ber Abrefjat feinen Wohnort 
bereus verlegt hatte (AR. 94 ©. 32 Rr. 320). 

6) Bol. $ 186 CPO., nad welchem bei Weigerung „ohne geſetzlichen 
Grund" dad Schriftſtuck am Orte der Zuftellung zurüdzulaffen iſt. Bgl. die 
Bezugnahme hierauf in $ 40 Poſt⸗O. (Beftellung der Briefe mit Zuſtellungs⸗ 
urtunde); dagegen $ 45 I, 2. 
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Sat zu gelten, daß eine ſchuldhafte Annahmeverweigerung dem 
Empfange glei} zu behandeln ift.'°0) 

3. Perfonen, welche nicht im Inlande ihren dauernden Aufe 
enthalt haben,'') fönnen nad dem Ermefjen der die Zuftelungen 
bewirkenden Behörden oder Organe von denſelben aufgefordert 
werben, einen Zuftelungsbevolmädhtigten im Inlande zu beftellen. 
Die Aufforderung, in welcher eine beftimmte Frift gefegt fein muß, 
iſt dem Betreffenben zuzuftelen. Verläuft die Friſt fruchtlos, fo 
ann die Zuftelung durch öffentlichen Aushang während einer Woche 
in ben Gefchäftsräumen ber zuftellenden Behörden ober Organe 
erfegt werben. Die Zuftellung durch Aushang findet gleichfalls 
Anwendung, wenn der Aufenthalt des Empfängers, gleichviel ob im 
Auslande oder auch im Imlande,'°2) unbekannt und nicht zu er- 
mitteln'>®) ift. 

XII Wiedereinfegung gegen Friftverfäumnis. Die 
DWiebereinfegung in den vorigen Stand gegen die Berfäumung pro= 
zeſſualiſcher Notfriften '°*) ift aus der CPO. 85 33 ff. in das Fefl- 
ftellungsverfahren duch die Praris des ABA. herübergenommen 
worben.'°) 

1. Als Gründe für die Wiedereinfegung hat das RVA. gemäß. 
8 233 CRD. ftörende Naturereigniffe, unabwendbare Zufäle und 
ähnliche, außerhalb des Willens liegende objektive Umftände an- 
erfannt '°) und dieſelben auch auf dem Gebiete der Invaliden- 

wo) Mot. Abſ. 3 zu $ 139 IB®. mit Ifenbart-Spielhagen Anm. Sf. 
und Gebhard-Dattmann Anm. 4 Abſ. 5. 

301) Das Geſetz jagt „wohnen“; vorübergehende Berlaffen des Inlandes 
genügt nicht. Das meinen wohl Iſenbart ⸗Spielhagen Anm. 7. 

m) Feſtzuhalten gegen AR. 91 ©. 164 Rr. 57 Abf. 2. 

229) Bat. $ 155 Abſ.z GUBG. Die Auslegung, melde dad ABA. in 
AR. 03 S.594 Rr. 2028 diefer Veftimmung gegeben Hat, wird au auf daß 
Gebiet der Invalidenverfiherung zu übertragen fein. 

») Das find die Berufungsfriſt, die Reviſionsfriſt, die Frift für den Ans 
trag auf münblide Berhanblung bei abweiſendem Vorbeſcheid des Schieds- 
gerihtönorfigenden und bie Friften für die Wiederaufnahme des Verfahrens. 
Nicht dazu gehören die materiellen gefegli—en Ausſchlußfriſten, 3.8. bie des 
$ 42 IIG. (UN. 96 S. 359 Nr. 523). 

’) So zunähft auf bem @eblete der Unfallverfiherung; vgl. Handbuch 
S. 344, 351, Laß $ 30. Bermeifung auf dad Unfallreht in AR. 92 S. 27 
Rr. 113. 

©) AR. 92 ©. 27 Rr. 113, UN. 93 ©. 138 Rr. 284. 
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verficherung mehrfach im einzelnen näher beftimmt.!?”) Zmeifelhaft ift: 
neuerdings geworben, ob ſchon die Tatſache an ſich, daß die Partei 
von der Zuftellung ohne ihr Verſchulden Feine Kenntnis erlangt hat, 
zur Begründung ber Wiebereinfegung im Feftftellungsverfahren aus= 
zeichen fol.) Die CPO. kennt in $233 Abf. 2 diefen Reftitutions- 
grund nur in dem Spezialfall der Einſpruchsfriſt bei Verfäumnis- 
urteilen; dagegen jtellt ihn die Strafprozeßordnung $ 44 Sag 2 
und nad ihr der $ 112 Sat 2 des preuß. LVG. allgemein dem 
„unabwendbaren Zufall“ gleih. Die Motive Abf. 3 Sag 1 zu 
$ 139 Entw. JIVG. meinen, es „beitänden in ber Praris feine 
Zweifel mehr darüber, daß bie allgemeinen Grundfäge der Wieder- 
einfegung Anwendung finden, wenn der Empfänger ohne fein Ver- 
ſchulden von, der Zuftellung feine oder verjpätete Kenntnis erhalten 
bat”. Ob aber die bier in Bezug genommenen „allgemeinen Grund» 
füge" dahin führen würden, das mangelnde Verſchulden allein dem 
unabmwendbaren Zufall gleichzuftellen, ift doch ſehr zweifelhaft. Die 
frühere Praris des ABA. „hat diefen Sag in feiner Allgemeinheit 
nicht aufgenommen“ ;'°%) doch würde man es allerdings im Hinblick 
auf den fürforgenden Charakter des Feftftellungsverfahrens!%0) als 
gerechtfertigt erachten Tönnen, wenn das Amt hier den angeführten 
Grundſatz des Straf und Verwaltungsrechtsverfahrens, im Gegen- 
fat zur CPO., rezipierte.'") Geſchieht es, fo wird trotzdem bie 
Reftitution zu verweigern fein, wenn ber Adreſſat die gefchehene Zu— 
ſtellung vermuten mußte, ohne Die gebotenen Erfunbigungen an= 

“) Krankheit ald Reftitutiondgrund, wenn nad) billiger Beurteilung (vgl. 
Weymann Anm. 13 zu $ 114) diefelbe zur Beforgung ber Rechtsangelegenheiten 
auch durch Dritte unfählg machte (UR. 92 S.27 Nr. 113, ©. 133 Rr. 187, 
AN. 93 S. 138 Nr. 284). Störung im Poftbetriebe, wenn fi) der Betreffende 
nicht gerade auf bie Iele planmäßige Beförberungägelegenheit verlaffen hatte 
(AR. 00 ©. 723 Nr. 840, AR. 02 ©. 511 Rr. 997). Ein Beifpiel eines nick 
anerfannten Grunbes vgl. oben $ 125. fiber bie Praxis der Unfallverfiherung 
im einzelnen Laß ©. 162 ff. 

we) Wichtig für die Fälle der Erfagzuftellung, der Zuſtellung an Zuftellungs= 
bevollmachtigte, des Öffentlichen Aushangs. 

") So nad Laß S. 161 Anm. 1, dazu bie beiden bei Weymann Anm. 1 
m $ 170 aus ber Anlage zum „Rompaß“ zitierten Entſcheldungen. Die Res 
kursentſcheidung AR. 03 S. 475 Rr. 2004 läßt die Frage gleichfalls dabingeftellt.. 

160) Vgl. dazu oben $ 70.0.6, 8. 

2) Dasfelbe wunſcht Weymann a. a. D. 
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zuftellen.'*%) Dagegen darf ein Verfehen oder Verſchulden des Er- 
fagmannes nicht ohne weiteres dem Adreſſaten felbft zur Laſt gelegt 
werben.!®) 

2. Das Geſuch um Wiebereinfegung muß bei derjenigen Inftanz 
eingereicht werben, welche über die nachgeholte Prozeßhandlung zu 
entſcheiden hat ($ 237 CPO.), und zwar das Reſtitutionsgeſuch 
wegen verjäumter VBerufungsfrift, infolge der Eigenart des Rechts- 
mittels der Nevifion, aud dann beim Schiedsgericht, wenn bereits 
deſſen Urteil auf Zuruckweiſung der verfpäteten Berufung ergangen 
if.) Die zweiwöchige Frift des $ 234 Abſ. 1 CPD.'®) hat in⸗ 
defien das RBA. nicht aufgenommen, vielmehr nur verlangt, daß 
das Neftitutionsgefuh in einer nad den Verhältniſſen zu bes 
urteilenden, angemeſſenen Frift eingereicht werbe.!%) Gegen bie 
Entfeidung über dasfelbe findet in feinem Falle ein bejonderes 
Rechtsmittel (Befchwerbe) ftatt; vielmehr finden für die Anfechtung 
die Vorfehriften Anwendung, melde für die nachgeholte Prozeß- 
handlung gelten.!?) 


XIII. Eine Befonderheit des Feftftellungsverfahrens, welche 
aber auch über deſſen Rahmen hinaus wirkſam wird, ift die in 
$ 171 38. angeornete „Gebühren- und Stempelfreiheit*. 

1. Zugeſichert wird gewiſſen Schriftftüden die Freiheit von Ge- 
bühren und Stempelabgaben. Gebühren!) find öffentlichrechtliche 
Abgaben, melde aus Anlaß befonderer Inanſpruchnahme öffentlicher 
Drgane oder Anftalten zu zahlen find. Stempelabgaben find gewiſſe 

) So bie Rekurs · Entſch. in der Rompap-Anlage IX &. 71 3.138 (hier 
nad) dem Gefamtregifter für 188699 zitiert). 

s) Entſch. des preuß. OVG. v. 2. März 1894, Bd. 26 ©. 430. 

) AR. 92 6.27 Rr. 118. Wird der Antrag auf Wiebereinfefung ein- 
gereicht, nachdem bereitö dad Berufungsverfahren eingeleitet, jo muß berfelbe 
vor ber mündlichen Verhandlung dem Gegner mitgeteilt werben (AR. 93 S. 137 
Nr. 283); vgl. oben $ 70 N. 9. 

1) Ebenſowenig bie Frift des $ 235 Abi. 3 CPO., und zwar aud nit 
für dad Reſtitutionsgeſuch des Anſtaltsvorſtands, weil die gedachte Beftimmung 
ein Zuſtellungsweſen mit Parteibetrieb vorausfent. 

er) AR. 92 ©. 133 Nr. 187; vgl. oben $ TOR. 6, 8. 

) $ 238 Abſ. 2 CPO.; AR. 88 ©. 207 Rr. 508 (Unfallfade); La 
©. 167. 

1) Auch „Sporteln“ vielfach genannt; vgl. $ 31 der württ. Vollzugs⸗VO. 
v. 25. Nov. 1899. 
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zerkehrsſteuern, welche in der Form einer Verwendung von Stempel» 
eichen erhoben werben.) Gleichgiltig ift, an wen die Gebühr zu 
ntrichten wäre, ob an eine Staats- obere andere öffentliche Kaſſe 
der aud an die Privatlaffe eines öffentlichen Funktionärs.no) Ent- 
cheidend dagegen ift der Öffentlichrechtliche (fteuerrechtliche) Charakter 
ver Forderung. Daber ift 3.8. der $ 171 IVG. „in feiner An= 
vendung auf Phyfilatsattefte dahin aufgefaßt worden, daß die bes 
ımteten Ärzte, wenn fie nicht in ihrer Eigenſchaft als öffentliche 
Beamte eine ihnen obliegende Beſcheinigung ausftellen, ſondern als 
ärztliche Sachverftändige ein Gutachten erjtatten, dieſes Gutachten 
zwar ftempelfrei, jedoch nicht unentgeltlich auszuftellen haben“, weil 
jenes Entgelt feine „öffentliche Abgabe, vielmehr eine reine Privat- 
forberung barftelt“.'"!) Ausgeſchloſſen find ferner nur Abgaben für 
Die Herftellung, nicht für die Beförderung ber in $ 171 genannten 
Schriftftüde; Portofreigeit ift ihnen damit nicht zugejihert.'2) Da- 
gegen ift wiederum aud bie Tätigkeit der deutſchen Behörben tm 
Auslande, 3. B. der Konfularbehörden'??) oder der Behörben ber 
Schutzgebiete im Rahmen des $ 171 gebührenfrei geftellt. 

2. Nah 8 171 Sag 1 find „alle zur Begründung und Ab- 
widelung der Rechtsverhältniſſe zwiſchen den Verfiherungsanftalten 
einerjeit3 und ben Arbeitgebern oder Berficherten andererfeits er- 
forberlichen ſchiedsgerichtlichen und außergerihtlichen Verhandlungen 
und Urkunden gebühren- und ftempelfrei". Die Beftimmung foll 
im weiteften Umfange den ganzen Verlauf der Invalidenverficherung, 
ſowohl auf der Seite der Aktivität wie der Paffivität, umfaffen und 





1%) ». Stengel, Wörterbuch) des deutſchen Verwaltungsrechts Bd. I &. 466 
bezw. U &. 543. 

0) Gebhard: Düttmann Anm. 2, Brafmann Anm. |. 

"AR. 91 6.137 Re. 24. Das gleiche gilt natürlich nod mehr von 
Atteſten der Privatärgte. In biefer Beziehung Tann die Faffung bei Gebhard⸗ 
Düttmann Anm. 7 Mifverftänbnis erregen. 

2) Es gelten vielmehr die allgemeinen Grundſaͤtze, wonach Portofreiheit 
nur für Sendungen von oder an Neichäbehörden in reinen Reichs - Dienſt⸗ 
angelegenheiten, ausſchließlich der Stabtpoftiendungen, bejteht. Schiedsgerichte 
find in diefer Beziehung keine Neichsbehörden (vgl. oben $ 28 R. 46 mit 8b. I 
&.733 R.26). Nur der Schriftwechſei der Borfigenden mit dem RB. aus 
Anlop der Überfenbung der Geſchaftoberichte Ht portofrei: Handbuch der Un- 
falverfiherung Anm. 3 zu $ 102 N8®. 

m) Bol. den im Handbuch Anm. 1 a. €. zitierten Erlaß des Reichslanzlers 
». 21.DM. 1892. 


Rentenanſpruch (Bezugsanfprud) entgegen. Berfagung und Ex 
siehung werben nur wirkſam in Bezug auf Die Jmvalibenent. 
das Ruhen dagegen ift bei beiden Rentenarten möglich. Verſagut; 
ift danach die Abweiſung eines Invalidenrentenanſpruchs trog dr 


laſſen, in denen bie Abficht des Täters nur auf das ihn be 
ſchädigende Ereignis oder bie ihn beſchädigende Handlung, nid 
aber auf die Beſchädigung felbft gerichtet geweſen ift, mochte er ih 
immerhin die legtere als möglich vergegenwärtigt haben.') Dahr 
kann demjenigen die Rente nicht verfagt werben, wer in Gefahr 
ober um einer Verfolgung®) zu entgehen, aus dem Fenſter ſpringt) 
und fi) Dabei verlegt oder wer, um einen Anderen zu vetten, in 
Waſſer geht ober in ein brennendes Haus eilt und fich Dabei ein 
zur Invalidität führende Krankheit oder Brandwunde zugieht. 

©) Der vorausgefegte, auf die Selbftverlegung gerichtete dolus 
muß ein dalna malna in hem Sinne nemeien fein. hak er mi 


Familie ein feiter Rechtsanſpruch auf gewiffe Bezüge gemilm © 
Hier dagegen, wo es fih nur darum handelt, Die Grenzen fir x 
wiffe unterftügende Leiftungen der Verfiferungsanftalt feituwt: 
(ogl. oben N. 31), innerhalb deren fie Bedenken hinfichtlich der Te 
fonen durch ihr Ermeſſen auszugleihen vermag, wird jedenfalls «> 
weitere Auslegung gerechtfertigt fein. Zu berüdkfichtigen ik aber x 
derfelben, daß das Gejeg nicht einzelne Familienangehörige, jen 
die gemeinfam „mwohnende Familie“ begünftigen will, woraus 
im Anſchluß an $18 Abſ. 2 IVG., ergibt, daß nur Diejenigen 
fonen in Betracht fommen, welche zur Zeit der Inwalidifierung 
Haushalt des Verfiherten teilten und zugleid mit ihm verwcẽ 
ober verſchwägert find.°) 

b) Die Familienrente fol einen Erfag dafür bieten, dab de 
bisher vom Verſicherten zum Unterhalt feiner Familie angemen::: 
Arbeitsverbienft nunmehr wegfält. „Bisher“ ift: Bis zum Einmi 
der durch das Verbrechen uſw. ausgelöften Gefundheitsbefchädicu:, 
welche ſchließlich zur Erwerbeunfähigfeit führte. Der Unterhalt tx 
Familie muß aus dem Arbeitsverdienfte, nicht aus foniticee 
Vermögen beftritten fein. Beides ift jedoch nicht peinlidh v 
urgieren; es genügt, daß der Verficherte, feinen Kräften und dea 
Verhältniſſen entſprechend, einen weſentlichen Beitrag zum Unterh:: 
der Familie geleiftet hat; alles übrige fann dann Durch das 
mefjen ber Anftalt ausgeglichen werden. Daher it zwar Familien 
vente nicht zuläffig, wenn ſich der Verſicherte audh vorher fein 
Pflichten entzogen hatte, wohl aber au) dann, wenn feine Leijtun!T 
allein nit ausreihten und auch andere Familienmitglieder 0:1 
gar die Armenverwaltung unterftügend eingreifen mußten.’t) 

c) Die Familie muß im Inlande wohnen. Die Rente dar 
derſelben daher nur bewilligt und weiter gezahlt werben,”) wer 
bezw. fo lange fie ihren (gemeinfamen) Haushalt (vgl. oben a) im 
Deutfhen Reiche befigt. 








=) Im weſentlichen übereinftimmend Weymann Anm. 8 zu $ IT mö 
Anın. 15 zu $48. Daß „Familie“ auch eine einzelne Perfon, insbeſondere der 
Ehegatte fein ann, Hedt er gleichfalls Anın. 8 a. €. richtig hervor. . 

*) Zu ben Sägen des Lertes vgl. analog die unmittelbar auf $ 43 2 ? 
bezugliche Entſch. AR. 02 ©. 513 Nr. 1000; dayu Weymann Anm. 3. 

%) Gine Anwendung von $ 43 Ziff. 4 würde fich fon hiernach erübrigen; 
gl. unten N. 45. 











Familie ein fefter Rechtsanſpruch auf gewiffe Bezüge gewährt & 

Hier dagegen, wo es fi mur darum handelt, die Grenzen für ı- 

wiſſe unterftügende Leiftungen der Verfiherungsanftalt feſtzuftel 

(ogl. oben N. 31), innerhalb deren fie Bedenken hinſichtlich der Fa: 
fonen dur ihr Ermeſſen auszugleichen vermag, wird jedenfalls er 
weitere Auslegung geredtfertigt fein. Zu berüdfichtigen ift aber m. 
derfelben, daß das Geſetz nicht einzelne Familienangehörige, jonder 
die gemeinfam „mwohnende Familie“ begünftigen will, woraus hä 
im Anſchluß an $18 Abſ. 2 IVG., ergibt, daß nur Diejenigen t: 
fonen in Betracht kommen, welde zur Zeit der Invalidifierung der 
Haushalt des DVerficherten teilten und zugleich mit ihm verwardi 
ober verfehwägert find.) 

b) Die Familienrente fol einen Erſatz dafür bieten, Das ter 
bisher vom Verſicherten zum Unterhalt feiner Familie angewendere 
Arbeitsverbienft nunmehr wegfällt. „Bisher“ ift: bis zum Eintri: 
der durch das Verbrechen uſw. ausgelöften Gefunbheitsbefchädiaun: 
welche ſchließlich zut Erwerbsunfähigkeit führte. Der Unterhalt vr 
Familie muß aus dem Arbeitsverdienfte, nit aus ſonſtigen 
Vermögen beftritten fein. Beides ift jedoch nit peinlich u 
urgieren; es genügt, daß ber Verficherte, feinen Kräften umd der 
Verhältniffen entſprechend, einen mweentlihen Beitrag zum Unterhalt 
der Familie geleiftet hat; alles übrige fann dann durch Das Er 
mefjen ber Anftalt ausgeglichen werben. Daher ift zwar Familien⸗ 
vente nicht zuläffig, wenn fi ber Verſicherte auch vorher feines 
Pflichten entzogen hatte, wohl aber aud dann, wenn feine Leiftunas 
allein nicht ausreihten und aud andere Familienmitglieder oder 
gar die Armenverwaltung unterftügend eingreifen mußten.**) 

c) Die Familie muß im Imlande wohnen. Die Rente dar 
derfelben daher nur bewilligt und meiter gezahlt werben,”®) wenn 
bezw. fo lange fie ihren (gemeinfamen) Haushalt (vgl. oben a) im 
Deutſchen Reiche befigt. 





») Im weſentlichen übereinftimmend Weymann Anm. 8 zu $ 17 mit 
Anm. 15 zu $48. Daß „Familie“ auch eine einzelne Perfon, insbeſondere der 
Ehegatte fein fann, hebt er gleichfalls Anm. 8 a. €. richtig hervor. 

%) Zu den Säben des Tegtes vgl. analog die unmittelbar auf $ 48 bj. ? 
bezüglice Entſch. AN. 02 ©. 513 Nr. 1000; dazu Weymann Anm. 8. 

%) Gine Anwendung von $ 43 Ziff. 4 wurde ſich fon hiernach erübrigen; 
vgl. unten N. 45. 














mittel dagegen zuftünde.*") Iſt die Familie am Verbrechen rı 
weſentlich beteiligt gewelen, fo wird ihr regelmäßig, auch ohm: 'v 
das durch progeßgerichtliches Urteil feſtgeſtellt zu fein brast, x 
Begünftigung nicht zu gewähren fein.) 

5. Hiernach ergibt fi die Rechtsnatur der Familienen:“ 
nad $ 17 Abſ. 3: fie ift eine der Familie aus Der erfparten 
des Verficherten gewährte freiwillige rentenweiſe Unterftügung. 
ift feine Invalidenrente, weder für die Familie, Die night inx 
zu fein braucht und nicht verſichert war, noch aus der Perim = 
Verficherten, dem ja die Rente verfagt if.) Sie ifl vielmehr = 
durchaus freiwillige Unterftügung, auf welche, fo Lange fie nicht = 
gezahlt ift, weber die Familie felbft, noch der Verficherte, noch ir. 
ein Dritter ein Recht ober einen Anfprud hat oder erlangen f 
Wenn demgegenüber das Geſetz von einer „Überweifung“ der „Ki 









+) Aud) nicht dem Berfiherten! Andererfeits ift auch eine nadhträgfite € 
Böhung ber der Familie bewilligten Quote im geſetlichen Umfange nit => 
geſchlofſen. 

+2) Vgl. den Komm. Ver. ſowie bie N. 34 zitierte Entſcheidung. 

) Bel. zum Folgenden die audführligen Grörterungen von Begmir’ 
Anm. 9, melde aber nicht frei von Infonfequenzen find, die gerabe eine „T 
folgerichtig durchzufuhrende· Formulierung verhindert Haben. 

4) Anders die dem Berfüherten gewährte Duote, aud menn fir = | 
$ 48 Abf. 2 auf die Familie übergeht. i 

*) So richtig Weymann Anm. 9A und E; aber nad) B „int die ii 
wieſene Rente die Rente bed Berficerten“ und nad; D ift bie gamilie me 
Bezuge ber Rente berechtigt, woraus fi am Schluß von B und D unsiei* 


®onfenuensen eraehen. Xnäheianhere Kann eine Anmenbuma mon 66 497. 5 


zur Auszahlung und zur Verteilung unter die Laſtenträger gelangen 
fol. An wen die Auszahlung erfolgen foll, ob an alle Zamilim- 
glieder gemeinfam ober an einen von ihnen ufw., wird für bie Ar 
wenbung bes $ 17 Sag 3 dem Befinden ber VBerficherungsankıt: 
zu überlaffen fein.) Eine Rapitalzuwendung an die Familie erfdye 
An allen Fällen ausgefchloffen.®') 


87. Gntziehung der Invalideurente. 


I. „Entziehung der Imvalidentente* ($ 47 IVG.) ift Die gäm 
liche und dauernde Aberfennung einer bemilligten Inpalidenren: 
wegen Fortfalls des Anſpruchsgrundes. 

1. Die „Entziehung“ im Sinne von $47 Abf.1, 3 mit $ 121 
IVG. findet Feine Anwendung auf die Altersrente. Wohl ab: 
unterliegt ihr die Invalidenrente gleihmäßig in ihren beiden Formen 
der Dauer-, wie au ber Krankentente.') 

2. Die Entziehung ift eine gänzlie und dauernde. Eine Min: 
derung ber bemilligten Rente wegen einer teilweifen Beflerung im 
Zuftande des Nentners ift nad Invalidenrecht, anders als nad 
Unfallrecht, nicht zuläffig?) Als dauernde Maßregel fteht Die Ent: 


) Auch eine reelle Teilung ber Rente unter mehrere Familienglieber wid 
gegen Ifenbart-Spielhagen Anm. Il a. ©. nicht unbebingt ausie 
fließen fein. 

®n) Anders Weymann Anm. 9 B, welder eine Kapitalabfindung zuiäft. 
wenn ber Verſicherte bad Inland verläßt. Bol. aber $ 26 IBB®.: „ber Be 
zetigte” und oben R. 45. 

Y) Für $ 33 Abſ. 1 ©. 89 konnte dies zweifelhaft erfheinen; dagegen J ®. 
Boſſe-v. Woedtke Anm. 2. Dafür AR. 95 S. 252 Rr. 460 und AR. 7 
S. 358 Rr. 588. Iekt hat man im Xegt des $ 33 Abſ. 1 cit.: ei 
nicht mehr als dauernd erwerbäunfähig ($ 9) eriheinen läßt" das 
„dauernd“ geftrichen unb neben bem $ 15 I8®. — $ 9 &.89 auch ben $ 1 
IBG. angezogen, gerade um aud ben Fall ber Entziehung einer 
mit unter $$ 47, 121 IB®. zu ftellen (Mot. Abſ. 1 zu $ 33 Entw. I8S.). 
man übrigens daran in jeder Beziehung mohlgetan Hat, läßt fi bezweifeln; 
vgl. die zitierten Ausführungen von Boffe:v.Woebtte und Gebhard- 
Düttmann Anm. 5 Abſ. 2 zu $ 47. 

2) Anders Piloty 5.129, ſowie Weymann Anm. 4, welder auf bem 
Ummege be $18 IBB. bie Anftalten ermädtigen will, gleichzeitig mit der 
Entziehung einen Bruchteil ber Rente zur Forderung ber völligen Genefung zu 
gewähren. 


Hit 


2 





9. Die „Seranberung bezieht Id auf Den Bejundbpeiissun 
des Rentners im ganzen, nicht auf die einzelne Krankheit, 
zur Imvalidifierung geführt hat. Daher findet Belafjung, nid 
Entziehung und Neubewilligung der Rente ftatt, wenn die fi 
Krankheit zwar behoben, aber inzwiſchen von einer neuen, 
werbsunfähigfeit begründenden abgelöft wurbe.'*) Daber if jr: 
die Nentenentziehung fo lange noch nicht gerechtfertigt, als x 
Rentner beim Nachlaſſen feiner Krankheit dohd noch der Schr: 
bedarf, fo daß die Wiederaufnahme der Arbeit feine Gefunbheit x 
fährben würbe.') Daher ift aber auch andererfeits Die Ent; 
zuläffig, wenn ſich der Rentner an einen gewiſſen Defekt 5.3 
Verluft des linken Armes durch Anpaſſung foweit gewöhnt hat, x 
dadurch die urſprunglich bewirkte Herabfegung der Ermerbsfätitz 


in elnom Fir Ina (Hook aeniinenhen Mae mranenlichen erihein.” | 
















9. Die eingetretene Veränderung im Körperzuſtande bes Amir: 
muß eine folde fein, „melde ihn nicht mehr als ermerbiurt:. 
(8$ 15, 16) erfcheinen läßt“. Der Rentner darf alfo weder hir: 
($ 15), noch auch vorübergehend ($ 16) erwerbsunfähig fein, 3. 
zunädft,2°) er muß wieder erwerbsfähig geworben fein. Ti 
werbsfähigteit ift aber ihrem Begriffe nach nicht die unbeidtit. 
fonbern die nad) $$ 15, 16 IVG. buch den Hinweis auf 85 Abn 
IVG. auf mindeftens ein Drittel der normalen beftimmte. Er: 
muß die Erhöhung der Grmerbsfähigfeit auf bie Beſſerung d 
Körperbefindens als Urſache zurüdzuführen fein (vgl. oben 3.1 
Hiernad) finden bie in $ 60 biefes Werkes entwidelten Berehnir: 
mit gewiſſen durch das Weſen der Entziehung gegebenen, theoten 
nicht ganz unzmweifelhaften, näheren Beitimmungen Ammenbung: 

a) Da es fih um eine Erhöhung ber Ermerbsfähigfet de? 
Beſſerung des Befindens, alfo um einen Vergleich des gegenwärt:!” 
mit dem zur Zeit ber Nentengewährung beftanbenen Jufz 
handelt, fo muß aud) der Maßſtab für die Bemeflung feinem RX 
nad) derjelbe fein, wie der damals angewandte. Hieraus ergibt "> 
daß der normale Berufsgenoffe, welder zur Vergleichung be 
gezogen wird (vgl. oben $ 60 VI, 1), aud) jegt nur nach ber ® 
zufsftellung und Beigjäftigungsart beftimmt werben darf, weldche 
Rentner vor Eintritt der Ermerbsunfähigfeit ausübte, nicht de | 
nad) derjenigen Arbeiterflaffe, in welche derſelbe erſt nach Erlanı= 
der Rente eingetreten ift.°) 

b) Bei ber Bemeffung ber eigenen Verbienftmöglihfeit % 
Rentners kommen nad) näherer Beitimmung von $ 5 abſ. 4 Cu? 
(gl. oben $ 60 V) alle diejenigen Arbeiten in Betracht, bie Er 
nad) Maßgabe feines gebeflerten Körperzuftandes gegenwärtig mögl 
find. Danach müffen, in Konſequenz alles Entwidelten, ale W 
jenigen, feit der Rentenbewilligung neu eröffneten Grmerbsmiul 
keiten ausſcheiden, welche nicht eine Folge des gebeſſerten Bernd 
















2%) Dazu unten VII und AR. 99 Rr. 749 ©. 561 Abſ. 2 a. ©. 


®) Dies wird allein von Jſenbart-Spielhagen Anm. 1 3M.1 nt 
ben. Für bie Nusfheiung bed ungünftigeren Berufämedikß =“ 


. Mamallala eri 
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Tondern im weſentlichen durch eine beſondere Ausbildung®') odet 
durch einen Wohnortswechſel gewonnen find. Anbererfeits Fönnen 
auch diejenigen technifchen Fertigkeiten, welche etwa in einem gewiſſen 
Refte zur Zeit der Rentenbewilligung. noch vorhanden waren, aber 
Jeitdem infolge von Nitausübung (vgl. auch oben $ 60 V, 7) in 
BVergefienheit gefommen find, nicht mehr angerechnet werben. 


c) Was der normale Berufsgenoffe und andererjeits der Rentner 
durch feine in Betracht kommenden Tätigkeiten verdienen kann, ift 
gleichmäßig, und daher unbevenklih, nach den gegenwärtigen Zeit- 
verhältniffen und ebenfo auch nad den Verhältniffen des gegen- 
wärtigen Wohnorts des Rentners“) zu berechnen. Daß auf ber 
Seite des Individuums aud hier (vgl. oben $60 V, 1, 2) der zu= 
fällige tatſächliche Erwerb und die momentan vorhandene Arheits- 
‚gelegenheit nicht unbebingt für die Höhe der allgemeinen Erwerbs- 
fähigfeit entſcheidend ift, wird durch die Materialien beſonders be- 
ftätigt.”) Ebenſo entſcheidet auch bier Iebiglih das durch $ 5 
Abſ. 4 JVG. beftimmte Drittelungsergebnis; ob danach für den als 
wieber erwerbsfähig zu Erachtenden die Verbienftmöglickeit hinter 
der bisher gezahlten Rente zurüchleibt, braucht von Rechts wegen 
Die Entziehung der Rente nicht zu hindern.) 


II. Sind die bezeichneten Vorausfegungen vorhanden, „jo 
kann die Rente entzogen werden“. Diejes „kann“ gewährt dem 
Borftande der Verfiherungsanftalt ?°) ein gewiſſes Ermeſſen, welches 
ein weſentliches Mittel ift, die bei VBeftimmung der Borausfegungen 
für die Rentenentziehung beftehenden theoretiſchen Schwierigkeiten in 
der Praris auszugleihen. Hiernach ift der Vorftand in ber Lage, 


3) Die Tatſache, daß etwa die Ausbildung nur auf Grund des gebefferten 
Befindens möglich war, tommt nicht Hier, fonbern bei ber oben R. 21 berüßeten 
Frage ber eingetretenen Beflerung felbft zur Beachtung. Der Standpunkt des 
Zertes kommt vielleicht in den Worten der Entſch. Nr. 1074: „ed wirb unter 
‚anderem von Bedeutung fein, welches Maf von Vorbilbung oder handlicher 
Fertigkeit dazu nötig iſt“ zur Grſcheinung. 

s) Zjenbart-Spielhagen Anm. 1a. 

=) KommBer. Abf. 3 zu $ 24 Entw. &. 89; AN. 95 S. 251 Rr. 459, 
AN. 03 ©. 539 Nr. 1074. " 

%) Weymann Anm. 2; vgl. aber unten N. 36. 

3) AN. 02 Nr. 994 ©. 508. Nur diefem, woraus fi) Konſequenzen für 
das Verfahren ergeben. ” " 

58* 


916 IV. Bud. Renten. IV. Xap.: Sortfall der Rente. 


„beim Vorliegen ftarker Billigleitsgründe”) mit einer gewiſſen Milde 
ober bei zweifelhafter Sachlage abwartend zu verfahren“.?) Anderer- 
ſeits ift aber doch der Vorftand außerhalb diefer befonderen Gründe 
pflihtmäßtg gebunden; **) das ergeben ſowohl Wortlaut wie Sinn 
anderer Stellen des Gefeges,”) wie auch die Materialien.) Bei 
biefem Pflichtcharakter der Vorſchrift kann auch der Vorftand nicht 
vertragsmäßig im Sinne einer Invalidenrente auf Lebenszeit auf 
die Ausübung der ihm anvertrauten Befugnis verzichten (vgl. oben 
$ 67 R. 25); daher ift ebenfowenig ber Schluß aus der geſetzmäßig 
begrenzten Würdigung auf die Möglichkeit einer teilmeifen Ent- 
ziehung der Rente gerechtfertigt (vgl. oben N.2). Vielmehr würbe 
ein Einfchreiten der Auffichtsbehörbe ftattfinden Fünnen, wenn bie 
Verfiherungsanftalt in falſcher Praris fi ihrer nicht felten un= 
angenehmen *) Pflicht der Aentenentzichung entfchlüge. 

IV. Für das Verfahren im Falle der Rentenentziehung gilt 
folgendes: 

1. Nach $ 57 Ziff. 4 mit $ 79 Abf.1 IVG. ift den unteren 
Verwaltungsbehörden und ben Rentenfteller die Pflicht auferlegt, 
den Vorftand der Verfiherungsanftalt von den zu ihrer Kenntnis 
kommenden Fällen zu benachrichtigen, in melden Grund zu ber 
Annahme vorliegt, daß die Invalidenrente zu entziehen fein were. 
Benahrihtigungspflichtig ift diejenige Behörde, in deren Bezirk der 
Rentner feinen Wohnort oder gewöhnlichen Aufenthaltsort hat (arg. 
$ 121 Abſ. 2 IWG.); Adreſſat derjenige Vorftand, welcher für Die 


#) Bol. 3.8. oben N. 34. 

»m Boffesv. Woedtke Anm. 4 a. E; aud Gebhard: Düttmann Anm. 6, 
Weymann Anm. 2. 

%) Anders Piloty, nad) welchem „eine Pflicht zur Entziehung in feinem 
Falle befteht und fi mit dem Eintritt der in $ 47 Abf. 1 beichriebenen Ber- 
änderung das Recht des Rentners in eine zur Dispofition bed Verſicherers 
ftehende, widerruflige Vergünftigung verwandelt“. An bie Züchtung 
eines ſolchen Heeres abhängiger Almofenempfänger hat ber Geſetzgeber ſicher 
nicht gedacht 

ꝛe) 8 57 Siff. 4: „daß die Invalidenrente zu entziehen ift“; $ 68 
21.3, 5 9. 

+) Mot. Abſ. 1 zu $ 24 Entw. G. 89: „ungerechtfertigte Belaftung der Ber- 
ſicherungsanſtalt · „Redtägrund ber Rente Hinfälig mit dem Forifau ihrer 
Borausfegung”. 

+) Bebhard- Düttmann Anm, 3 Abſ. 2 
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Entzlehung bezw. den Antrag auf diefelbe zuftändig it. Da nah 
$ 172 Abſ. 1 bie öffentlichen Behörben ohnehin verpflichtet find, ben 
Verfiherungsanftalten auch unaufgefordert alle Mitteilungen zu— 
kommen zu laffen, welche für ihren Gefchäftsbetrieb von Wichtigkeit 
find, fo kann die befondere Hervorfehrung dieſer Pflicht in $ 57 
Ziff. 4 nur in dem weiteren Sinne gemeint fein, daß untere Ver- 
waltungsbehörbe oder Rentenftelle auch gehalten fein follen, möglichſt 
durch eigene Nachforſchung, unter Heranziehung der ihnen unterge- 
orbneten Stellen,“%) den Zuftand der ihrem Bezirk angehörigen 
Rentner zu Tontrollieren.t) 

2. Die Einleitung des Entziehungsverfahrens felbft fteht allein 
dem Vorftande der Verficherungsanftalt zu. Ohne deſſen Smitiative 
haben, abgefehen von der in Ziff. 1 erörterten Benachrichtigung, 
weber die unteren Verwaltungsbehörben noch auch die Rentenftellen, 
ſelbſt wenn ihnen nah $ 86 IVG. die Entſcheidungsgewalt über- 
tragen ift, weiter zu progebieren. Daher fteht es den begutachtenden 
Inſtanzen nicht zu, vor der Benachrichtigung von ſich aus bereits 
in eine weitere abſchließende Erörterung des Falles einzutreten und 
zugleich mit der Benachrichtigung ein formelles Gutachten über den- 
felben abzugeben,*) und ebenfowenig können die entſcheidenden 
Rentenftellen die Entziehung ohne Antrag des Anftaltsvorftandes 
ausſprechen.“) Zuftändig iſt aber ftets der Vorſtand derjenigen 
Anftalt, welche die Rente bewilligt hat, auch wenn er gemäß $ 112 
IVG. nad) den gegenwärtigen örtlichen Beziehungen des Rentners 
für ein neues Bewilligungsverfahren nicht mehr kompetent wäre. 





+2) Nach $ 31 der mwürtt. BVollz.Berf. v. 25. Nov. 1899 find bie Ortd- 
behörben zur Anzeige an das Oberamt verpflichtet. 

*) Ebenfo Piloty, Gebhard» Düttmann Anm. 6 Abj. 3, Weymann 
Anm. 4a zu $ 57. 

) Anders Piloty; vgl. aber bie genaue Scheidung ber Benachrichtigung 
in Ziff. 4 bes $ 57, welche ſchon erfolgen foll, wenn „Grund zu ber Ans 
nahme vorliegt, ba bie Rente zu entziehen if“ und des Gutachtens in 
Siff. 2, welche eine beftimmte Beurteilung des Verhältniffes ergeben ſoll. Über- 
einftimmend die preuß. Min.Anw. Ziff. 15 (dazu Gebhard» Düttmann 
Anm. 22 unter Hinweis auf bad Ermeſſen des Borftandes), fomie bie badiſche 
Bolz.BO. $ 36. 

*) Es ergibt fi das gleichfalls ſchon aus dem, ausſchließlich dem Vor⸗ 
ſtande zuftehenden Ermeffen; vgl. oben N.35 und Ijenbart»Spielhagen 
Anm. 7 zu $ 121. 
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Hat fih ein unzuftändiger Vorftand der Sache unterzogen, fo ift das 
ganze Verfahren wegen mefentliden Mangels nichtig; es bleibt 
nad Aufhebung desfelben der zuftändigen Anftalt überlaſſen, ein 
neues felbftändiges Verfahren in Gang zu bringen.*°) 

3. Iſt ein bezüglicher Antrag des Vorftands eingegangen, fo hat 
fih nunmehr die untere Verwaltungsbehörbe oder Rentenftelle der 
Begutachtung gemäß 557 Ziff. 2 IVG. zu unterziehen. Kompetent 
ift dafür die Behörde, in deren Bezirk der Rentner feinen Wohnort 
ober gewöhnlichen Aufenthaltsort hat. Notwendig ift in erfter Reihe 
auch bier die Aufklärung des Sachverhalts,“) melde namentlich 
durch geeignete Erhebungen über die angebliche Beſſerung im Ge- 
fundheitszuftande des Rentners‘) und über feine gegenwärtigen 
Arbeitsverrichtungen*) zu bewirken iſt. Entzieht fi) der Rentner 
ohne triftigen Grumd den durch die Sachlage gerehtfertigten Unter- 
fuhungsmaßregeln, jo können auch im Entziehungsverfahren un- 
günftige Schlüffe daraus gezogen werden.) Für die Erftattung des 
Gutachtens find hier Formulare in der preußiſchen Anweiſung nit 
vorgeichrieben. ebenfalls bat ſich gemäß $ 58 Abf.2 IVG. das 
Gutachten „auf das Map der Erwerbafähigfeit des Rentenempfängers 
($ 47 Abf. 1)“ einfchließlich der Frage, ob und inwieweit die vor⸗ 
handene Erhöhung derjelben urſächlich auf eine günftige Veränderung 
im Befinden des Rentners zurüdzuführen ift,') zu erftreden. Iſt 
die Behörde der Anficht, daß das Gutachten für die Entziehung der 
Rente abzugeben fei, fo tritt über bie Frage der Erwerbsfähigkeit 
(ogl. oben $ 68 IV, 2 litt. bb) mündliche Verhandlung mit ben 


+) AR. 01 S. 198 Nr. 880. Keine Prorogation zu Ungunften des Ber- 
figerten; vgl. oben $ 73 N. 56. 

#7) Zwar ift $ 112 Abf. 2, jedenfalls im Hinblick auf bie Schlußbeftimmung, 
in $ 121 Abſ. 3 nicht angezogen; ogl. aber $ 59 Abf. 1 und Ziff. 15 der preuß. 
Anmelfung. 

*) Hinfihtlih der etwa notwendigen Erhebung ärztlicher Gutachten vgl. 
$ 15 ber preuß. Anmeifung und oben $ 68 R. ff. 

) if. 15 der preuß. Anweifung. 

%) Borausfegungen dafür wie oben $ 70 R. 152 mit 116. Namentlich auch 
Hier Würdigung im Zufammenfange mit ber ganzen Sachlage AR. 00 ©. 675 
Rr. 819). 

5) Ebenſo Gebhard-Düttmann Anm. 3 zu $ 58, Seelmann 6.48. 
Dagegen Iſenbart⸗Spielhagen Anm. 6 zu $ 58, weil eine berartige Begut⸗ 
achtung nicht ausdrudlich vorgeſchrieben ift. Das liegt aber ſchon In ber Bezug: 
nahme auf $ 47 Abſ. 1; vgl. aud) oben $ 68 N. 32a. B 
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Beifigern gemäß $ 59 Abf. 1 IVG. ein. Hat die einfache Behörbe 
ihr Gutachten gegen die Entziehung abgegeben und will der Vor⸗ 
fand trogdem entziehen, weil er bie Erwerbsfähigfeit gemäß $ 47 
Abf. 1 für gegeben erachtet, jo muß er gemäß $ 121 Abſ. 3 mit 
$ 112 Abſ. 3 die Sache zur Begutachtung durch die verftärkte Be- 
hörde zurücgeben, bei Vermeidung weſentlicher Nichtigkeit.) Ber 
ruhigt fi aber ver Vorftand für jegt bei dem verneinenden Gut- 
achten der einfachen oder auch verftärkten Behörde und kommt er 
fpäter wieder auf feine Abficht zurüd, fo muß das Begutachtungs- 
verfahren von neuem in die Wege geleitet werben.?) 

4. Die Entziehung der Rente durch den Vorſtand erfolgt im 
Wege des berufungsfähigen Beſcheides, welcher mit Gründen zu ver» 
fehen iſte) und die in $ 114 Abſ. 4 vorgefchriebene Berufungs- 
Haufel enthalten muß. Ergeht ein Entziehungsbeſcheid, während das 
Berilligungsverfahren noch ſchwebt (vgl. oben bei N.6, 7), fo 
empfiehlt es ſich, bemfelben eine befondere Belehrung darüber bei« 
zufügen, daß im Falle der Beſchwerung eine felbftändige Anfechtung 
des Entziehungsbefcheides trog des ſchwebenden früheren Verfahrens 
nötig fei; ebenfo ift ber mit dem letzteren befaßten Inftanz Anzeige 
zu erftatten.”) Bon dem erlaflenen Beſcheide ift gemäß $ 122 
IVG. (vgl. oben $ 69 I, 6) Benachrichtigung zu erteilen. Der 
Wegfall der Rente ift zu gegebener Zeit in der Nentenlifte zu ver- 
merlen und der Rechnungsftelle Anzeige zu machen.) 

5. Die nad $ 86 IVG. mit Entſcheidungsbefugnis ausgerüftete 
Rentenftelle prozebiert auf Antrag des Anftaltsvorftandes (vgl. oben 
Ziff. 2), und zwar ift fie nach $ 86 Abſ. 1 Schlußfag verpflichtet, 
auf ſolchen Antrag einen Beſcheid zu erlafien, während fie allerdings 
in Bezug auf deffen Inhalt an Weifungen des Vorftandes nicht ges 
bunden ift. Da die Entfeidungsgewalt an Stelle der Begutachtung 
tritt, fo folgt daraus, daß auch hier die Rentenftelle des Wohnorts 


) AR. 02 ©. 507 Rr. 994. 

9) Bol. Mainzer Ziſchr. Bd. 13 S. 185. 

") Analogie von $ 112 Abf. 5, gemäß ausbrüdli—er Beftimmung von 
$ 121 2b. 1. 

) Bgl. bie Zitate in N. 6. 

%) & 20 der Rechnungdanweifung v. 1. Dez. 1899 und Bemerkungen bazu, 
AR. 00 ©. 225, 233, 253; vgl. oben $69 I, 5 a. E. Formular der Wegfalls 
anzeige S. 45. 
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für ben Entziehungsbeſcheid zuftänbig ift, aud dann, wenn fie nicht 
im Bezirk der zum Antrag berechtigten rentenpflichtigen Anftalt be 
legen iſt (ogl. oben Ziff. 2 a. €). Dann ann aber aud kein 
Zweifel darüber beftehen, daß die in $ 129 Abſ.3 IVG. am- 
georbnete umverzügliche Einfendung der Verhandlungen nad Erlaf 
bes Befceibes®!) hier nicht nad dem Wortlaute des Geſetzes an 
„ben Vorſtand derjenigen Verfiherungsanftalt, die für den Bezirk 
der Rentenftelle zuſtändig tft“, fondern an den Vorfland der Anftalt, 
welche den Antrag geftellt hat, zu erfolgen hat.) Die Entſcheidung 
ergeht in verftärkter Befegung (vgl. oben $ 69 II, 2), wenn nad 
Anſicht des Vorfigenden die Rente entzogen werben fol. ft die 
demnaͤchſtige Entſcheidung des Kollegiums, mag fie für ober gegen 
die Entziehung Iauten (vgl. oben $ 69 N. 35), gegen die Stimme 
des Vorfigenden ergangen, fo ift das bei Überfendung der Ver- 
handlungen dem Vorftande zu bezeichnen ($ 129 Abf.2, 3). 

6. Zi die Entziehung der Rente erfolgt, fo fteht dem Rentner, 
iſt dagegen der Antrag auf Entziehung durch Entſcheidung der 
Rentenftelle abgelehnt worden, fo fteht dem Vorftande die Berufung 
zu ($ 121 Abſ. 3, $ 129 Abſ. 4 IVG.). Bon einer aufſchiebenden 
Wirkung der Berufung Tann im letteren Falle feine Rebe fein. 
Zweifelhafter ift der erfte Fall. Die meiften Schriftfteller verfagen 
bier dem Rentner den Suspenfiveffelt, weil $ 114 Abſ. 1 Sat 2, 
auf melden fih $ 121 Abf. 3 beziehe, ſchlechthin erkläre, daß „bie 
Berufung feine aufſchiebende Wirkung haben“ folle.”) Allein ber 
$ 121 Abf. 3 vindiziert dem $ 114, und aud) diefem nur im ganzen, 





#n) Diefelbe Hat ſowohl zu erfolgen, „wenn die Entziehung einer Invaliden- 
zente abgelehnt“, als wenn fie „außgeiptogen“ IR. Im erften Falle muß ſich 
ber Vorftand über bie Berufung [Slüffig miadjen, im Iegteren — nad) ber hier 
vertretenen Anfiht, wenn ber Rentner keine Berufung einlegt — bie Einftellung 
ber Rentenzahlung verfügen und bie Poft mit Anmeifung verfehen. 

®) Man muß, wenn man nicht zu Wiberfprüden, namentlid) mit ber R. 46 
äitierten Entfeibung gelangen wi, eine terige Faffung des Gefeped annefmen, 
welche bie Fälle der Entziefung und Einftelung außer Augen ließ. 

%) Gebharb>Düttmann Anm. 16 Nbf.3 zu $ 47, Anm. 6 Abſ. 2 u 
$ 121 (biefeiben nehmen, geftügt auf $ 116 Abf. 1 Sat 2, weiter an, daß, wenn 
bie Berufung Erfolg hat und dann die Anftalt Revifion einlegt, die Rente für 
die weitere Zeit vorläufig wieber angewieſen werben muß). Ferner Weymann 
Anm. 11 zu $ 114 und v. Franken berg im Archiv für öffentl. Recht Ub. 14 
©. 227. 
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„entſprechende“ d. h. aber finngemäße Anwendung, und wenn nun 
$ 114 Abſ. 1 Sat 2 in Sachen ber Rentenbemilligung der Berufung 
des Anſprechers gerabe zu Gunften bes Iegteren aufſchiebende Wirkung 
verfagt,“) fo wäre e8 doch ſicher Feine dem Willen des Gefehgebers 
entſprechende Anwendung des $ 114, wenn man biefen Teil des— 
felben auch da aufrecht erhielte, wo er ſich zum Nachteil des Ver⸗ 
ſicherten menbet.*') 

Zuftändig iſt das Schiedsgericht, in deſſen Sprengel der Rentner 
bei Einleitung des Entztehungsverfahrens feinen Wohnort Hatte, 
welches aljo der am erfahren beteiligten unteren Verwaltungs- 
behörbe oder Rentenftelle entipricht.*?) Hat der Rentner nad; Ein- 
leitung des Verfahrens feinen Wohnfig verlegt, To übt das auf die 
Kompetenz feinen Einfluß mehr aus.) Für die Einforderung der 
Vorverhandlungen gilt nad Verſchiedenheit der Fälle das oben $ 70 
V, 1 Entwidelte derart, daß bei Einlegung der Berufung durch den 
Vorſtand dieſer die Voraften alsbald mitzufenden hat, während fie 
in ben übrigen Fällen (vgl. oben N. 58) von ihm unter Mitteilung 
der Berufungsfhrift eingeforbert werden.) Eine Abweihung vom 
Bewilligungsverfahren ergibt fih infofern, als beim Fehlen des 
‚gefegmäßigen Vorgutachtens dasſelbe nicht vom Schiedsgericht nadj= 
träglich einzuholen, vielmehr der Beſcheid aufzuheben ift. Es hängt 
Das mit dem gemäß $ 47 Abf. 1 JVG. ausfäließlih dem Vor- 
ftande (vgl. oben N. 35) eingeräumten Ermeſſen zufammen, deſſen 
Ausübung duch das Vorliegen des Gutachtens bedingt iſt. Dem 
Vorſtande iſt anheimgeftellt, nach Einforderung des Gutachtens in 
neuem felbftändigen Verfahren zur Frage der Entziehung Stellung 
zu nehmen.) 


%) Bgl. oben $ 70 IV, 4: dazu Mot. Abſ. 3 zu $ 62 Entw. UB®. v. 1884. 

ei) Ebenfo Boffe «v. Woedtke Anm. 1Abf.2 zu $ 85. Dgl. dazu noch 
unten R. 73. 

9) AR. 03 ©. 540 Nr. 1075. Bol. oben $ 73 R.59. Über die KRoften- 
tragung oben $ 28 N. 54a. 

®) Bgl. die Entſch. Rr. 1075 a. €. und oben $ 70 R. 10. 

87 SHBD.; Ijenbart-Spielhagen Anm. 1a dazu. 

HLAR. 02 ©. 507 Nr. 994. Gin Wiberfprud mit dem Prinzip, daß das 
Schiedsgericht nit in bie erfte Inftanz zurückverweiſen darf (vgl. oben $ 70 
N. 206), liegt nicht vor, weil mit dem Urteil bes Schiedsgerichts die ſe Sache 
beendet ift. Bgl. übrigens AN. 04 S.418 Nr. 1128 im Nachtrag. 
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willigungsverfahrens, ebenſo für die Wiederaufnahme ($ 121 An.: 
IVG.). Die Anwendung bes $ 117 Abſ. 3 kann nicht in 
tommen. Auch der Revifion des Rentners kommt nad) obigem c“ 
ſchiebende Wirkung zu. 

7. Es ift vorgefchlagen worben,) das erftinftanzlicde Beriaxz 
bei der Entziehung der Renten, fpeziel der Kranfenzenten, 
Verwendung des Verzichts feitens bes Rentners zu vereiniah 
Inwieweit ift das zuläffig und erreihbar? Zunächft wird daran it 
zuhalten fein, daß es weder den Vorftänden, noch den font > 
teiligten Behörden als Trägern einer fozialpolitiihen Aufgab: = 
fteht, eine befonbere Einwirkung auf den Rentner zwecks Her 
führung einer Verzichtserflärung auszuüben;‘?) gegen eine Anı 
unter Hinweis auf den Sachverhalt wird nichts zu erinnern i 
Ferner dürfte ficher fein, daß auch nad Abgabe des Verzichts x 
Erlaß eines Entziehungsbefcheides unentbehrlich ift (vgl. oben S ': 
N. 114). Ebenſowenig kann die Einholung des Vorgutadhtens = 
fi unterbleiben,°°) bei deſſen Vorbereitung es der Behörde ı 
benommen fein muß, die Möglichkeit einer Anfehtung des der Art: 
gegenliber abgegebenen Verzichts (vgl. oben $ 67 I, 2 mir SH 
IX) unter Anhörung des Rentners ins Auge zu fafen.’%) Wenn 
aber weiter die Anficht vertreten wird, daß bei vorliegendem er: 
jedenfalls die Anhörung der Beijiger zu unterbleiben habe," | 
wird man dem für die Fälle beitreten können, daß der Rentner ı= 
weder vor der begutachtenden Behörde ſelbſt feinen Verzicht de 
denfenfrei erklärt ober fi zu dem vorher gegenüber ber Ant: | 
erklärten befennt und aud die Behörde bei pflihtmäßiger Prü‘ 
feinen Anlaß fieht, denfelben zu beanftanden. Denn in allen di 
Fällen fommt die den Beſitzern vorzulegende Frage der Ermert: 
fähigkeit (vgl. oben Ziff. 3) zunächſt nicht in Betradht.??) Al 

*) Gebhard-Düttmann Anm. 5 Abſ. 2 zu $ 47 386; Appelius 
Mainzer Ziſchr. Bd. 12 ©. 73. 

*) Zfenbart-Spielhagen Anm. 2 zu $ 59; Appelius S. 74 Er... 
vgl. oben $ 67 I, 2, auf N. 24. 

®) So wohl aud Gebhard» Düttmann a.a.D. 

Mg. in Mainzer Ziſchr. Bb. 12 &. 122 f.; vgl. den Nachtrag. 

”) Sp aud Appelius in Mainzer Ztſchr. Bd. 12 S. 74. 

”) Zfenbart»Spielhagen und Appelius a. a. O. 

72) Auf dieſe Begründung kommen wohl au die Ausführungen rw 
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dings ift dann die Gefahr vorhanden, daß, wenn dem Rentner in 
den höheren Inftanzen die rechtliche Beſeitigung des Verzichts durch 
Anfechtung gelingt, und damit die materielle Frage nach den Vor⸗ 
ausfegungen bes $ 47 Abf. 1 hervortritt, die Vernichtung bes Ver⸗ 
fahrens unter Vorbehalt eines neuen erfolgen muß (vgl. oben N. 65). 
Daher wird auch die fofortige münblie Verhandlung mit den Bei 
figern geboten fein, wen ber Rentner unter Beftreitung feiner Er⸗ 
werbsfähigkeit ſchon vor der Behörde feinen ber Anftalt erklärten 
Verzicht anficht oder verleugnet. 

V. In gewiſſer Anknüpfung an $38 Sat 2 IVO. (vgl. oben 
$ 65 N. 34) beftimmt $ 47 Abf. 3, daß die Entziehung der Rente 
mit dem Ablauf des Monats in Wirkfamkeit tritt, in welchem ber 
die Entziehung ausſprechende Beſcheid zugeftellt worden if.) Es 
gilt dies gleichviel, ob bei der Zuftellung bes Beſcheides die laufende 
Monatsrate bereits zur Auszahlung gelangt ift oder nicht. Legt ber 
Rentner gegen ben Beſcheid Berufung ein, fo muß allerdings die 
Rente vorläufig weiter gezahlt werben.) Sie kann aber zurüd- 
gefordert werben (vgl. oben $ 70 N. 192 ff.), wenn der Beſcheid 
definitiv in Rechtskraft erwächſt. Ob die Verfiherungsanftalt auf 
dieſe Rückforderung verzichten Tann, ift zweifelhaft. Bei der ge= 
botenen wohlmollenden Interpretation des Gefeges kann man e8 an⸗ 
nehmen, da $ 121 Abſ. 3 die „entfpreddenbe” Anwendung von $ 118 


Appelius hinaus, bem jedoch barin nicht zugeftimmt werben kann, daß das 
Verfahren bei vorliegenbem Verzicht „nicht das Entziehungsverfahren, mohl 
aber bad Einſtellungsverfahren der $$ 57, 121 ift, oboleich ber Verzicht nicht 
An dem bort angezogenen $ 48 aufgeführt iſt· Denn ſachlich menigftens hat 
ber Verzicht mit den in $ 48 aufgeführten Gründen des Ruben ber Rente 
nichts gemein, ba er auf eine dauernde Aufhebung bed Rentenanſpruchs ger 
richtet iR. Sur Sache ogl. jegt UN. 04 ©. 418 Rr. 1128 im Nachtrag. 

mne) Es entſcheidet aljo nicht ber materielle MWiebereintritt ber Erwerbs⸗ 
fähigkeit (AN. 95 ©. 252 Nr. 460 Schlupabfag); Gebhard» Düttmann Anm. 16 
Abſ. zu $ 47. 

®) ». Frankenberg (oben R.59) führt dagegen bie Möglichleit ber, Ber- 
foleppung ins Feld. Allein, abgefehen von ben Verſchleppungeſtrafen 18 64 
Abſ. 5 mit 104 Ziff. 3), entipricht es bod dem in $ 47 Abſ. 1 hervortretenden 
Prinzip möglichfter Schonung ber im Befig befindlichen Rentner mehr, un- 
gerechtfertigte Entziehungen tunlichſt unſchädlich zu machen, aud wenn infolge 
deſſen einmal eine Rente länger, als nötig, und uneinbringlich gezahlt werben 
muß. Dabei ift zu berüdfichtigen, baf die miedereingetretene Ermerböfähigteit 
doch nur bie gefeglige Y/,- Ermerbsfähigteit zu fein braucht. 
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vorſchreibt und eine andere Anwendung besfelben, abgefehen von 
dem bier vorliegenden Falle, nicht gedacht werden kann (vgl. oben 
IV, 6 a. €). Wird in den höheren Inftanzen feftgeftellt, daß ver 
Wiebereintritt der Ermwerbafähigfeit zwar nicht vor dem Ablauf des 
‚Yuftellungsmonats, wohl aber im fpäteren Laufe des Verfahrens 
erfolgt ift, fo wird Die Entziehung analog mit dem Ablauf desjenigen 
Monats wirkſam werben, in welchem das betreffende Berufungs- 
ober Revifionsurteil dem Rentner zugeftellt wird. Das gleiche muß 
‚gelten, wenn ber von ber entſcheidenden Rentenftelle abgemiejene 
Vorftand durch Berufung ober Revifion die Entziehung ber Rente 
erreicht hat. 

VI. Iſt eine Invalidenrente entzogen, jo kann doch fpäter wieber 
ein neuer Invaliditätsfall zur Neubewilligung einer ſolchen führen. 
Man könnte de lege ferenda daran denken, ob es ſich empfehlen 
würde, dem Antrag auf Neubemilligung ähnliche zeitliche Grenzen 
zu ziehen, wie fie in $ 120 IVG. der Wiederholung eines Antrags 
auf Erftbewilligung gezogen werben (vgl. oben $ 72 V, 1); de lege 
lata erſcheint eine analoge Anwendung, da $ 121 Ab. 3 dieſelbe 
nit erwähnt und zudem $ 120 eine befonbere Ausnahmebeftimmung 
darftelt, jedenfalls ausgeſchloſſen. Daher ift es möglich, jede neue 
Erwerbsunfähigteit als Anſpruchsgrund zu berüdfichtigen, mag ihr 
Eintritt noch fo nahe bei demjenigen Zeitpunkt liegen, welcher im 
vorangegangenen Entziehungsverfahren als der des Wiebereintritts 
der Ermerbsfähigkeit angenommen worben ift.") Indeſſen wird 
auch bier, analog den oben $ 72 bei N. 81, 82 gegebenen Ent- 
widlungen, die Bedeutung der Rechtskraft des Entziehungsverfahrens 
darin ſich äußern, daß der Beginn der neuen Rente?°) früheftens 
‚auf den Tag nach der die Entziehung endgiltig ausſprechenden Ent- 
ſcheidung '%) oder auf den Tag nad der Einftellung der Renten- 

”) Daß derſelbe geraume Seit vor dem Entziehungsbeſcheide liegen Tann, 
‚ergibt R. 720. 

=) Eine neue Krankensente Tann natürlich auch Hier erft beginnen, wenn bie 
‚neue Erwerbäunfähigkeit 26 Woden angebauert hat. 

”) Nicht „nach dem Entziehungs beſcheide“, mas mit bem Grundſatz ber 
unten R. 80 zitierten Entſch. Rr. 747 zufammenhängt. Denn danach fagt bas 
Berufungäurteil, weldes ben Entziehungsbeſcheid beftätigt, zugleich aus, daß 
zur Zeit desſelben ein neuer Rentenanfprud; noch nicht beftand. Anders aller- 
dings das lediglich beftätigenbe Revifionserfenntniß nad) $ 72 R.81 a. €, 
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zahlung, falls dieſer von Rechts wegen’?) fpäter fält, zu firieren 
if. Wird fehon im Berufungsverfahren über die Entziehung einer 
Imvalidenrente der Eintritt eines abermaligen Invaliditätsfalles feft« 
geftellt, fo tft nach dem Prinzip der vollftändigen Erſchöpfung bes 
Streitftoffes?*) von Amts wegen bie Rente in bemfelben Urteil, 
früheftens vom Tage nah der Wirkfamfeit der Entziehung an,'°) 
mwieberzugemähren.®) Über die Anrechnung der Zeit des früheren 
Rentenbezugs, welche $ 47 Abſ. 4 IVG. für den Fall vorfieht, daß. 
nad einer rentenfreien Zeit eine neue Invalidenrente bewilligt wird, 
tft bereits an anderer Stelle gehandelt worden.) Schließt fi, wie 
dies nad) den eben gepflogenen Erörterungen vorfommen kann, bie 
neue Rente unmittelbar an die erfte an, fo wird das Redte- 
verhältnis m. E. einfach als Fortgewährung der letzteren zu be— 
handeln fein.®2) 

VU. Der $ 47 mit $ 121 IVG. bezieht ſich jedenfalls zunächſt 
auf den Fall, daß „ver Rentenempfänger weber vorübergehend, noch 


m) Das Heißt: gemäß $ 47 Abſ. 3, micht Bloß tatſächlich wegen ber auf⸗ 
ſchiebenden Wirkung eine Nedjtömittels, welches dann vermorfen murbe. 
Die Bebeutung bed Termins ber (fpäteren) Renteneinftellung grünbet fid. 
natürlich auf die Unzuläffigteit einer doppelten Rentenzahlung. 

©) Bl. oben $ 70 VII, 4 mit $ 70 R. 59a. 

”) Liegt biefer Fall vor, fo führt er zur Fortgemährung der Rente und- 
damit zur Aufhebung des Entziehungsbeſcheides bezw. zur Zurückweiſung der 
vom Borftande eingelegten Berufung. Bol. im übrigen über bie Form des 
Urteils die unten N. 80 zitierte Entfch. 747 Sclußabfag, wo fein Gewicht 
darauf gelegt wird, ob auf Zurüdmeifung ber Berufung des Rentner und 
qugleich Reubewilligung der Rente ober auf Abänderung bed Entziefungäbefcheibes- 
in dieſem Sinne tenoriert wird. 

©) AR.99 &. 558 Rr. 747: Entziehung durch Beſcheid vom 1. Zult 1897 
ad, Wiedergewährung [Kon vom 8. deöfelben Monats ab. Der Geſichtspunkt 
der Klageänberung würde in feinem Falle entgegenftehen (vgl. oben $ 73 R. 82). 
Es tommt aber aud in Betracht, daß in dem prozefſualiſchen Verlangen des 
Rentner? nad Fortgewähr ber Nente das ber eventuellen Neubewilligung 
(wenigften8 in Höhe ber alten Rente) implicite mit entfalten if. Daher 
bebarf es auch keines außbrüdlien Antragd auf bie letztere und ebenfomenig 
wird hier (entgegen oben $ 73 N. 84—86) eine Einholung bed Vorgutachtens 
im verlangen fein. 

#1) Bol. oben $ 54 IV, 4 litt. aa unb ben unter bb behandelten erften Fall. 

©) Daher Bleicftelung mit ben beiden weiteren in $ 54 IV, 4 unter bb 
behandelten Fällen. Es liegt eine gewiſſe Analogie mit bem oben bei N. 18 
Sehanbelten Falle vor. 
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dauernd erwerbaunfähig, vielmehr wieder erwerbsfähig ift“ (vgl. 
oben N. 29). Es frägt ſich aber, ob biefe Beftimmungen ummittel- 
bar oder analog auch auf die Fälle bleibenber, aber in Bezug auf 
vie VBorausfiht ihrer Dauer wechſelnder Ermwerbsunfähigfeit An- 
wendung finden. Mit Bezug auf $ 47 Abf. 4 ift hiervon ſchon 
oben $ 54 IV, 4 litt. bb geſprochen worden, wozu im übrigen 
noch folgendes zu bemerken ift: Außer Betracht bleiben kann der 
Fall, daß eine für dauernd erachtete Invalidität noch innerhalb der 
erften 26 Wochen nah ihrem Eintritt durch eingetretene Befjerung 
in eine bloß noch als vorübergehend anzufehende übergeht. Der⸗ 
ſelbe würde m. €. unter $ 47 fallen;*?) er wirb aber praftifch mit 
Rüdfiht auf die Kürze des Fritifchen Zeitraums nicht leicht vor⸗ 
kommen. Geht vorübergehende Erwerbsunfähigkeit, für welche Rente 
gewährt wird, in dauernde über, fo nehme ich im Anſchluß an die 
frühere Jubilatur des RIA.*) an, daß hier®°) im Sinne des Ge— 
feges überhaupt Fein rechtlicher Wechfel des Anſpruchsgrundes, 
fondern eine einfache Fortgewähr der Rente ftattfindet. Die Ber- 
fiherungsanftalt mag im Intereſſe der Rechnungsverwaltung®*) und 
ihrer Kontrolle den Fall in den Rentenliften umfcreiben und aud 
ven Rentner darüber benachrichtigen, daß er jegt ald dauernd er- 
werbsunfähig anerfannt werbe: ein förmliches Rechtsverfahren im 
Sinne einer Entziehung ber Kranfen- und Bewilligung der Dauer- 
vente findet nicht ftatt. Stellt man fi aber auf den Standpunkt 
der neueren Judikatur des RVA. (vgl. oben $ 54 N. 57), welde 
auf diefen Fall den $ 47 Abſ. 4 für anwendbar erklärt, dann muß 
man auch die Konſequenz ziehen®‘) und den Anftalten die Befugnis 


©) Aus ber Streigung bed Worted „dauernd“ konnten Feine entgegen: 
gejegten Schlüfle gezogen werben, da biefelbe andere Bedeutung hatte; vgl. 
oben R. 1. 

®) Bgl. das oben N. 29 und in $ 54 R. 54 citierte Erf. Rr. 749 im vom 
legten Abſatz, wo aud die Worte des $ 16 IB®. „für bie weitere Dauer 
feiner Erwerböunfäpigkeit“ in biefem Sinne mit Recht verwertet werden. 

%) Bon dem Normalfall bes $ 47 Abſ. 1 warde fi biefer Fall zudem 
durch bie voraußgefegte Anderung zum Schlimmeren unterfdeiben. 

Sa) Vgl. auch unten $ 78 R.42. Die mathemattihe Denkichrift zum Entw. 
IBG. ©. 23 Anm. *) fteht offenbar auf biefem Standpunkt und ſetzt voraus, 
daß das RBA. zur Durchführung beöfelden „unfchwer geeignete Grunbfäge 
wird aufftellen Tönnen*. 

2) Dagegen ober doch zweifelnd bie oben $ 54 N. 55 zitierten Kommentare. 
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zuerfennen, in Anwendung von $ 47 Abf. 1 von Amts megen bie 
bisherige Krankenrente zu entziehen und, werm man nicht formaliſtiſch 
auf $ 112 Abf. 1 beftehen will, die neue Dauerrente zu bemilligen. 
Eines Vorgutachtens wird e8 nicht bebürfen. Für den legten Fall 
endlich, in weldem die dauernde Erwerbsunfähigkeit nach Ablauf 
von 26 Wochen duch Beflerung in eine vorübergehende übergeht, 
ſcheint es mir noch ficherer, rechtlich Tediglich eine unveränderte Fort« 
gewähr der Nente zu ftatuieren, bis durch gänzliches Schwinden der 
Erwerbsunfãhigkeit bie Möglichkeit einer Entziehung der Rente nad 
$ 47 Abf. 1 mit $ 121 IVO. eintritt.) 


8 76. Ruben der Renten. 


Das „Ruben der Rente" wird in $ 48 ZUG.) vom Stand» 
punkte des materiellen Rechts aus behandelt; ihm entfpricht auf der 
formellen Seite „die Einftellung ver Rentenzahlungen“, welde 
in $ 121 IVG. und einigen anderen dazu gehörigen Stellen ge- 
regelt wird. 

1. Das Ruben ber Rente?) bebeutet die formell feftzuftellenve 


er) Bet. oben $ 54 bei R.59 und $ 61 bei R. 11-18. 

) Derfelbe entſpricht mit gewifien Abänderungen dem $ 34 &.89. In 
Bezug auf bie Übergangsfragen fei nur folgendes bemerkt: Daß ber $ 48 IB®. 
auch auf bie fon vor dem 1. Januar 1900 bemilligten Renten Anwendung 
findet, wenn ber Zatbeftand des Rubens erft nad) diefem Datum eintritt, bürfte 
im allgemeinen nicht zu bezweifeln fein; hinſichtlich der penfionsäßnligien Ber 
süge der Ziff. 2 vgl. unten R.21. (Da die Ruhegründe in Siff.3 und 4 ſich 
als ſolche ſchon im &.89 finden, fo kommen bie zu verſchiedenen Ergebnifien 
führenden Erwägungen von AR. 02 S. 372 Nr. 1972 und AR. 01 ©. 558 
Nr. 1875, welche fi auf die entſprechenden Ziffern 1 und 2 in $ 94 des neuen 
SUBG. beziehen, Hier nicht in Betracht). — Über die Anwendung ber günftigeren 
Beftimmungen hinfichtlich bed Höchftbetrage® nad Ziff. 1 und 2 auf Renten, 
welde bereits am 1. Jan. 1900 rubten, vgl. AR.O0 S. 458 Ziff. 4 und ber 
ſonders Ifenbart:Spielhagen Anm.7. — Nah AR. 00 ©. 693 Nr. 828 
findet gemäß $ 198 I8®. der $ 48 Siff. 2 auf ſoihe am 1. Jan. 1900 
jchwebende Anfprüde, melde überhaupt nach bem IBE. zu beurteilen find, 
mit der Wirkung Anwendung, daß aud ſchon für bie Zeit vor dem 1. Ian. 
1900, ſobald Penfionen mit Renten zufammentreffen, daraus bad Ruben ber 
Rente fih nur dann ergibt, wenn bie Boraudfegungen des neuen Rechts 
vorliegen. 

2) Einen beſonders geregelten Fall des Rubens infolge Zuſammentreffens 
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zeitmeife Unwirkſamkeit des an fi zu Recht beftehenden Bezugs- 
anſpruchs. Darin liegt: 

1. Die Möglichkeit des Rubens ift nicht, wie Verfagung und 
Entziehung, auf Invalidenrenten beſchränkt, fondern findet bei dieſen, 
wie bei Altersrenten Anwendung. 


2. Mit der Entziehung hat das Ruben, im Gegenfat zur Ber- 
fagung, das gemeinfam, daß es ben Bezugsanſpruch ergreift?) 
und daher für feinen Eintritt eine erfolgte Bewilligung der Rente 
vorausfegt (vgl. oben $ 75 I, 3). Da es aber nicht, wie die Ent- 
siehung, die Bewilligung als ſolche von einem beftimmten Zeitpunkte 
an für die Dauer verneint, fondern nur eine begrifflich vorüber- 
gehende Unwirkſamkeit des anerfannten Anſpruchs enthält, fo ift 
auch eine Entſcheidung, welche uno tenore die Rente bewilligt und 
zugleich deren Ruhen ausfpricht, als Bewilligungs- und als Ein- 
ftelungsbefcheid zu beurteilen. Damit fteht weiter im Zufammen- 
hange, daß, aud wenn das Ruben fofort mit dem erften Beginn 
des Rentenbezugs einfegt, doch im Hinblid auf das fpätere mögliche 
Wieberaufleben der Rente deren Feftftelung erfolgen muß.*) Ebenfo, 
daß, wenn in einem ſolchen Falle die Feftftellung der Rente ohne 
gleichzeitige Berücfichtigung ihres Ruhens erfolgt if, daraus Fein 
Einwand der Rechtskraft gegen den fpäter nachzuholenden Ein- 
ftelungsbef&eid entnommen werben kann, weil eben die Bewilligung, 
den Ausfprud des Nichtruhens nicht in ſich fließt.) Endlich, daß, 
wenn während bes Rubens einer Rente die Borausfegungen ihrer 
Entziehung eintreten, diefelbe ausgeſprochen werden muß, „felbft 
wenn bie Umftände, welche das völlige Ruhen der Rente herbei- 
führen, vorausſichtlich dauernd fein follten“.%) 


von Invaliben« und Alterörente enthält $ 48 Abf. 3. Derfelbe ift bereitö oben. 
862 V,2 mit $ 65 0.34 erörtert morben unb fommt Bier nicht mehr in 
Betracht. Ebenfo ſcheidet Hier $ 48 Ziff. 1 aus, melder weiter unten in anderem 
ſyſtemattſchen Zufammenhange (Invalidens und Unfallverfiherung) behandelt 
werben foll. 

2) 8 48: „Das Recht auf Bezug der Rente ruht”; $ 48 Sf. 1 und 2: 
„unter Hinzurechnung ber zugeiprochenen Rente“; zu $ 38: „Ruben des Renten 
anſpruchs · vgl. oben $ 66 I Ab. 1 a. €. 

+) Mot. zu $ 25 Entm. ©. 89. 

>) AR. 99 &. 590 Nr. 754. 

%) Gebhard» Düttmann Anm. 3 Abi. 2 zu $ 48. 
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3. Die zeitweife Unmirffamfeit, welche das Ruhen der Rente 
mit fi bringt, ift eine Unwirkſamkeit des Bezugsrechts für eine 
beftimmte Zeit, nicht bloß in einer ſolchen. Das bedeutet, daß bie 
vom Ruben betroffenen Rentenbeträge nicht nachgefordert werben 
önnen, wenn die Vorausfegungen bes Ruhens mieber fort 
gefallen finb.’) 

4. Während begriffli®) die Zeitweiligfeit dem Ruhen eigen- 
tümlich iſt, Tann ſich dasfelbe quantitativ auf die ganze Höhe der 
Rente oder nur auf einen Teil berjelben erftreden. Im letzteren 
Falle bleibt der Anfpruch auf den Reftbetrag in voller Wirkſamkeit. 
Die Grenze zwiſchen dem zahlbaren und dem ruhenden Betrage kann 
fh aud während bes Beftehens der für das Ruhen maßgebenden 
Tatſachen verſchieben. Wöliges Ruben tritt nad $ 48 Ziff. 8 
und 4, möglicherweife nur teilmeifes nad Ziff. 2 (und 1) ein.) 

5. Die Rechtskonſtruktion des „Rubens“ ift im Geſetz ſchon 
durch den gebrauchten Ausbrud im Anſchluß an ähnlihe Er- 
ſcheinungen auf anderen Rechtsgebteten!‘) gegeben und in ben 
Motiven dementſprechend entwidelt; es Liegt Fein Grund vor, von 
ihr abzuweichen. Danach bleibt der Bezugsanſpruch an fich rechtlich 
beftehen; er erlifcht nicht, um nad Ablauf des Ruhens wieder neu 
zu entftehen.") Es entipricht aber auch nicht der Auffaffung des 
Geſetzes zu jagen, daß durch das Ruhen einzelne zeitlich beftimmte 
„Ansprüche auf Rentenbezug als ſolche vernichtet werden;'2) denn 
das Geſetz zerlegt den einheitlichen Bezugsanſpruch nicht in eine 


) AN. 98 Nr. 694 ©. 634 a. E. auf Ziff. 4 bezüglich. 

*) Bel. das in allen 4 Ziffern wieberkehrende Wort „folange”. Natürlich 
iſt dadurch nicht ausgeſchloffen, daß tatſachlich daB Ruben der Rente folange 
dauert, alB das Bezugärecht befteßt. 

) Bol. Ziff. 1 und 2: „folange und fomeit“. 

0) Bot. 3.8. Windfgeib, Pandektenrecht, 7. Aufl, 8b. I S. 161. 

2) Mot. Abſ. 5 a. €. zu $3 Entw. G. 89; AN. O1 Rr. 1875 S. 552 Abſ. 2 
«vgl. oben R. 1); Gebhard- Düttmann Anm. 4 Abſ. 3; Weymann Anm. 2 
Ab. 2; anders bie Hiermit zurüdgenommene gelegentlie Außerung in Wh. I 
©. 472. 

22) &o daB ABA. in ber R. 11 zitierten Stelle: „indem nur die Anfprüce 
auf einzelne zeitlich beftimmte Rentenbezuge Binfällig werben"; Weymann 
a. a. O.: „nicht ein zeitweifer bezw. teilmeifer Ausſchluß ber Ausübung bed 
Rechts, fondern eine teilweife Vernichtung bed Rechts ſelbſt, allerdings nicht 
des Rentenrechts als Ganzen, fonden nur einzelner daraus entipringenber Zeil« 
enfprüge". 
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Summe von Teilanfprüchen für kleinſte oder kleinere Zeitteile, welche 
im Falle des Rubens nicht einmal unbedingt mit den gefeglichen 
Auszahlungsperioden ober einem Mehrfachen derſelben zufammen- 
zufallen braudten.'”) Vielmehr wird dem an ſich zu Recht be— 
ftehenden Bezugsanfpru (vgl. oben N. 3) für gewiſſe Zeiten bie 
BWirkfamkeit,'*) d. h. die rechtliche Möglichkeit der Ausübung und 
Geltendmachung, dem Bezugsberechtigten der tatſächliche Genuß feiner 
Rente entzogen.!?) 

5. Anders, als bei der Entziehung, haben die materiellen Bor- 
ſchriften über das Ruhen der Rente auch ben Anftaltsoorftänden 
gegenüber in jeder Beziehung zwingenden Charakter, ohne ihrem 
Ermeſſen weiteren Spielraum zu laſſen (vgl. oben $ 75 III. Dem- 
gemäß find fie gegebenenfalls zum Erlaß des Einſtellungsbeſcheides 
verpflichtet,'%) und dem legteren kommt in Bezug auf die zeitliche 
Wirkfamfeit des Ruhens nicht diefelbe Tonftitutive Kraft zu, wie dem 
Entztehungsbefcheid (vgl. oben $ 75 V). Nichtsbeftoweniger werben 
doch auch hier die materiellen Beftimmungen des $ 48 erft durch die 
Vermittlung ihrer formalen Feſtſtellung wirkſam und find daher in- 


=) Schon ber $ 38, ber bie gange „gezahlte“ Monatsrate zufpricht, bezieht 
fi nur auf den Beginn des Rubens, nicht auf den Monat bes Wiederauflebend 
der Rente. Man vente aud) mit Bezug auf Ziff. 3 an eine tageweife Entlaffung 
aus ber Haft! 

“) So auch bie Mot. Abi. 5 a. E. zu $3 Entw. ©. 89: „der Anſpruch ruht 
nur, erliſcht aber nicht, fonbern tritt wieber in Kraft“; Mot. zu $ 25: „de 
bie einftweilen ruhende Rente fofort in Wirkſamkeit treten muß. 

1) Auch an praktiſchen Konſequenzen fehlt es ber Muffaffung bes Zertes 
nit; vgl. 3.8. mit Bezug auf $ 47 Abſ. 4 38G. oben $ 54. R.50, ein Er⸗ 
gebnis, welches Weymann teilt, aber von feinem Stanbpunfte aus ablehnen 
müßte. (Dagegen ift feine für $ 44, nicht aber für $42, gezogene Konſequenz 
mindeſtens fo zweifelhaft, daß fie zu einem Rüchchluß auf $ 48 nicht verwendet 
werben Yann). Daß aud) derjenige, deſſen Rente ruht, im Sinne des $ 45 
Abſ. 1 ober $ 47 Abſ. 2 zu den „Rentenempfängern“ gehört, dürfte ſicher fein. 
Die Auffaffung des RBA, daß die Beftimmungen bed $ 48 ($ 4 EURE.) 
nit „etwa nur bie Art und Weife bed Rentenbezugs betreffen, insbeſondere 
bloße Zahlungsmobalitäten feftfegen, wie fie 3. B. der $ 38 ($ 98 Guv0) 
enthält“, fonbern daß fie „in bad Rentenredht felbft eingreifen, dieſes inhaltlig 
anders geftalten“, ift auch mit ber hieſigen Konftruftion vereinbar, bie zwar 
feine Bernichtung, auch feine teilmeife Vernichtung, wohl aber eine , Abſchwächung“ 
(gl. Windſcheid a. a. O) des Bezugerechis annimmt. 

*) AN. 98 S. 633 Nr. 694. 
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foweit einer Begrenzung und Beftimmung durch das Verfahren aus- 
geſetzt. 

II. Nach $ 48 Ziff. 2 (vgl. oben N.2) ruht das Recht auf 
Bezug der Rente „für die in den $$ 5, 6 Abſ. 1, $ 7 bezeichneten 
Perſonen, fo lange und fomeit die denfelben gewährten Penfionen, 
Wartegelder oder ähnlichen Bezüge unter Hinzurechnung der ihnen 
nad dem gegenwärtigen Gefege zugefprochenen Rente den fieben- 
unbeinhalbfachen Grundbetrag der nvalidenrente ($ 36 Abf. 2, 3) 
überfteigen”. 

1. Betroffen find zunächſt die in $ 6 Abf. 1 genannten „Per- 
fonen, melden vom Reihe, von einem Bunbesftaat, einem Kom— 
munalverband, einer Verſicherungsanſtalt oder zugelaflenen beſonderen 
Kafjeneinrihtung oder welchen auf Grund früherer Beſchäftigung als 
Lehrer oder Erzieher an öffentlichen Schulen ober Anftalten Pen- 
fionen, Wartegelder oder ähnliche Bezüge bewilligt find“. Indem 

‚ ber Tert des jegigen Gefetes ſchlechtweg von „Perfonen“ und nicht 
mehr bloß, wie $ 34 Ziff.2 ©.89 von „Beamten und Perfonen 
des Soldatenftandes" fpricht, ftellt er die auch ſchon in der früheren 
Praris angenommene?) Identität des von $ 48 Ziff. 2 und $ 6 
Abf. 1 erfaßten Perjonenkreifes ausdrüdlich feſt. Daraus ergibt ſich 
aber zugleih, daß in demfelben die in $ 5 Abf.1, 2, 3 erwähnten 
Beamten der obigen Verbände ufm., Lehrer, Erzieher und Soldaten 
bereits mitbegriffen find und daß es daher infofern einer befonderen 
Anziehung des $ 5 eigentlich nicht mehr. bedurfte.) Wenn nun 


") Schon AR. 91 S. 160 Pr. 34 unterftellte dem $ 34 Sif.2 G. 89 nicht 
öloß eigentliche Beamte, fonbern auch andere im Staatäblenft angeftellte Per⸗ 
onen. Ebenſo AN. 93 Nr. 256 S. 104 Schlußabfag und AN. 94 Nr. 400 
&.178 Abf.2. In AR. 99 S. 592 Rr. 756 handelt es fi weiter um bie 
Witwe eined Stoatöbeamten. Das Prinzip in allgemeiner Faffung ift in Nr. 756 
Abi. 3, ſowie in AN. 93 S. 164 Rr. 309 Schlußabſatz und in AN. 96 Nr. 534 
S.430 Abſ. 8 ausgeſprochen. Dazu jeht auch AR. 04, 8.476 Rr. 1135. 

2°) Der Entw. IB®. zitierte in $ 34 Ziff. 2 nur bie $$ 4a, 4b, ent 
ſprechend dem jegigen $ 6 Abſ. 1 und $7. Die Anziehung des $ 4 des Entw. 
= $ 5 388.) findet ſich zuerft in einem Antrag VII, ber in zweiter 
Rommiffiondberatung geftelt wurbe, Hier aber dadurch geretfertigt war, baß 
derſelbe auch bie „penfionsfählgen Dienſtbezüge“ nod aktiver Beamter in An- 
rechnung bringen wollte. Der Antrag ſelbſt wurde abgelehnt, dabei aber auf 
Antrag eined Regierungdlommiffard dad Zitat bed $ 4 (5) Herübergenommen. 
„Anberenfall3 würde einem Beamten, der wegen einer erheblichen Nebentätigkeit 
‚werfierungäpfligtig war unb dieferhalb Invalibentente bezieht, bie finatliche 

59* 


932 IV. Bud, Renten. IV. Rap.: Bortfall der Rente. 


ver $ 7 IVG. einerfeits'?) „Beamte, welche von anderen öffent 
lichen Verbänden oder von Körperfchaften angeftellt find, fowie 
Lehrer und Erzieher an nicht öffentlichen Schulen oder Anftalten* 
und andererfeits „Perfonen“ erwähnt, „welchen auf Grund früherer 
Anftelung bei ſolchen Verbänden oder Körperfhaften, Schulen ober 
Anftalten Penfionen, Wartegelver oder ähnliche Bezüge bewilligt 
find“, auf beiden Seiten aber die Anwendung der Beſtimmungen 
des $ 5 Abſ. 1-3 bezw. $ 6 Abi. 1 auf fie von einem Beſchluſſe 
des Bunbesrats abhängig macht, fo kann es feinem Zweifel unter- 
liegen, daß die in $ 7 IVG. genannten Perfomenklaffen au dem 
$ 48 Ziff. 2 nur dann und infomeit unterliegen, als ein fie gleich- 
ſtellender Bundesratsbeſchluß bereits ergangen ift.) Im übrigen 
find die hiernach vom Geſetz ergriffenen Kategorien von Perfonen 
ebenfo wie die Begriffe der Penfionen, Wartegelder und penfiong» 
ähnlichen Bezüge?!) bereits oben in $$ 16—19 ausführlih und 


Penſion auf bie letztere nicht angerechnet werben koͤnnen.“ Der Regierungs- 
vertreter befand ſich offenbar im Irrtum; denn felbft wenn man bie Verſiche- 
rungopflicht der Beamten nach IE®. wegen „erheblicher Nebentätigkeit" annehmen 
will (vgl. dagegen oben $ 16. R. 42), würde doch der angeführte Fall durch das 
Zitat bes $ 4a (6) gededt geweſen fein; vol. Ifenbart-Spielfagen Anm. 8. 
Gebharb-Düttmann Anm. 20 Abf. 3, aber aud unten R. 20. 

w) Bgl. dazu oben $ 17 R. 7 und $ 18 V. 

%) Übereinftimmend AR. 93 &. 104 Rr. 256 Schlußabfag und Gebhard 
Düttmann Anm. 20 Abf. 1, dagegen Din. in Mainger Ziſchr. vd. 13 
&. 129. Danach ift es allerdings möglich, daß fich bei den unter $ 7 fallenden 
Verbänden die Anwendung von $ 48 Ziff. 2 nur auf penfionierte Beamte, nicht 
aber 3. ®. auf andere frühere Angeftellte oder auf Beamtenwitwen erftredt, 
fofern der ergangene Bundesratsbeſchluß nicht auch die legteren dem $ 6 Abf. 1 
unterftellt bat ober bie Gleichſtellung (mie indbefonbere gemäß bem früheren 
Recht des $ 7 ®. 89) nur unter dem Gefichtspuntte des $ 5 Abf. 1 (— Infofern 
ließe fi) ber Anführung beafelben in $ 48 eine gemiffe Bedeutung beilegen —) 
erfolgt ift; vgl. dazu oben $ 18 R. 44a, 45. — Dab die Befreiung von der 
Verficherungspfliht gemäß $ 6 Abſ. 1 Feine Borausfegung für die Anwendung 
des $ 48 Ziff. 2 ift und das Zitat des $ 6 nicht in biefem Sinne verftanden 
werben barf, ift felbftverftänblih: AR. 93 Rr. 309 S. 164 Schlußabſatz, Geb⸗ 
hard-Düttmann Anm. 20 Abf. 4. 

2) Durch die Anführung ber letzteren ift Die Möglichkeit des Ruhens gegen- 
über dem 8. 98 erweitert. Daß bie zur Befeitigung von Zweifeln beftimmte 
Hinzufügung auch auf Renten Anwendung findet, bie fon vor dem 1. Jan. 
1900 beroiligt waren, wird nicht zweifelhaft fein. Bel. oben R. 1 ſowie bie 
$ 18.8. 32 angeführten Motive und Gebhard» Düttmann Anm, 21. 
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unter gleichzeitiger Benugung ber auf $ 48 Ziff. 2 bezüglichen 
Judikatur erörtert worden. Htnfichtlich der angeführten Bezüge bleibt 
nur noch hervorzuheben, daß ber Gehalt, welden ein Beamter ufw. 
vor feiner Penfionterung noch bezieht, nicht unter $ 48 Biff. 2 mit 
einzubegreifen ift.2?) 

2. Trifft nun bei einer der genannten Perfonen mit der ihr 
gewährten Penſion ufw. eine Invaliden- ober Altersrente zu- 
jammen,2?) fo ift die Möglichkeit eines Ruhens ber Iegteren gegeben. 
Ob und inwieweit basfelbe wirklich eintritt, beftimmt fi nach einer 
anzuftelenden Berechnung, für welche folgende Grunbfäge maß- 
‚gebend find::”*) 

a) Zunädft ift der Betrag der Penfion ufw. mit dem Betrage 
ver Invaliden- ober Altersrente zuſammenzurechnen. Als Penfion uſw. 
tommt dabei nur dasjenige in Anſatz, was dem Betreffenden tatſächlich 
gewährt wird, nicht was ihm zu Recht gebühren würbe.2?) 

b) Mit der nad) litt. a ermittelten Summe wird der „7'/a 
fache Grundbetrag*) der Invalidenrente ($ 36 Abf. 2, 3)" ver- 
glichen. Gemeint ift natürlich diejenige Invalidenrente, welche der 
Betreffende gerade bezieht und deren Grunbbetrag daher aus dem 
erteilten Feſtſtellungsbeſcheide zu entnehmen ift.2%) Bezieht aber ber 





22) Bgl. die oben N. 18 angeführte Ablehnung des in ber Kommiſſions⸗ 
beratung eingebrachten Antrags VII. Dahingeftellt war bie Frage noch in 
AR. 93 S. 335 Nr. 658 geblieben, während fie in AN. 00 &. 693 Nr. 828 ver: 
neint wird. 

2) Es ift gleichviel, ob dieſelbe nad dem ©. 89 ober dem IVG. bemilligt 
iſt (ogl. oben N. 1, 21); der Ausdruck „nad) dem gegenwärtigen Gefeße” ift ein 
Nebattionsverfehen; vgl. Ifenbart-Spielhagen Anm. 6 litt. a. Gleiviel 
iſt auch, ob die Penfion ufw. vor oder nad) ber Entftehung bed Renten» 
anſpruchs gewährt wurde; Gebharb- Düttmann Anm, 20 a. €. Die Rente 
tann übrigens nicht bloß auf freimilliger, insbeſondere Weiterverfiherung bes 
ruhen, fonbern auch (3. 8. bei Beamtenwiten) auf ber Berfijerungapflicht; vgl 
aud) die oben R. 18 berüßete Streitftage über die Verfiherungspflict der Ber 
amten wegen erheblicher Nebentätigteit. 

24) Beredhnungsbeifpiele in AR. 00 ©. 693 Nr. 828 a. E. und AR. 08 
&.546 Abſ. 1 0. €. Rr. 1079. 

=) AN. 02 ©. 487 Rr. 987 Abſ. 2, AR. 08 ©. 547 Rr. 1079 Schlußabſatz. 

26) Zur Erklärung Ifenbart»Spielhagen Anm. 5, zur Kritik Wey- 
mann Anm. 6. 

26) Über die Grunbbeträge und beren Höhe vgl. oben $65 IV, 1. Der zus 
laſſige Höchftbetrag nach Ziff. 2 variiert danach zwiſchen 450 und 750 Matt. 
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ve Invaliden- 
der $ 7 IVO. einerfeits'?) „Beamte, welde ve npalibenzente be- 
lichen Verbänden ober von Körperfchaften " nen Borausfegungen 
Lehrer und Erzieher an nicht öffentlichen Atte wie diefe, erworben 
und anbererfeits „Perfonen“ erwãhn ung ift daher ber Zeit- 
Anftellung bei ſolchen Verbänden nſpruchs auf Bewilligung ber 
Anſtalten Penfionen, Wartegelt r, mie von anderer Seite ver- 
find“, auf beiben Seiten abe Eintritis bes das Ruben herbei— 
des $ 5 Abſ. 18 begw. $ 
des Bundesrats abhängig 1, fadhe Grunbbetrag wirb von der nach 
liegen, baß bie in $ 7 „me abgezogen. Ergibt ſich eine pofitive 
$ 48 Ziff. 2 nur danr yon der Rente?) gefürzt, welche infoweit 
ftelenber Bundesrat‘ "Jinaus etwa verbleibende Betrag der Rente 
find bie hiernak ‚33. abgerunbet?') und bem Rentner meiter 
ebenfo wie die 
aͤhnlichen De _ prem ganzen Betrage ruht nach $ 48 Ziff.3 bie 
Benfion - unge ber Berechtigte eine die Dauer von einem Monat 
vertrete Freiheitsſtrafe verbüßt ober folange er in einem Arbeits- 
zung? „der in einer Veflerungsanftalt untergebracht ift“.”) Die 
mr wl 
? —— 








er. ©. 96 bl. 1 zu $ 34 Entw. IB®. Daher wurden in 
oh die Worte „ihnen zuftehenden“ vor „Invalidenrente” geftricen. 

—— sol. oben $ 66 III. Nach dem Wortlaut von AR. 00 ©. 694 Rr. 828 

gienbart: Spielhagen Anm. 6 litt. b foll ber „Beginn des Bezugs ber 
te“ maßgebend fein. Sachlich foll damit (jedenfalls aud vom REAL) 

Stanbpunkt bed Textes vertreten fein, wie denn Ifenbart-Spielhagen 
wsorüdlih Hinzufügen, „daß ald Beginn bed Vezugs der Aiterörente ber Tag 

gelten hat, an bem bie Boraußfegungen für die Altersrente ge- 
geben find, nicht etwa ber Xag, von bem ab gemäß $ 41° (ogl. oben $ 66IV, 3) 
„er bie Altersrente gewährt werben Tann“. 

») Gebhard: Düttmann Anm. 17, Weymann Anm. 7. Über prattiihe 
Sämleeigleiten diefer Anſicht vgl. Sfenbart-Spielhagen, 1. Aufl, Anm. 6 
litt. b. 

) Über bie darin liegende Begünftigung gerade ber Berfiherungdanftalten 
dgl. Wot. zu $ 25 Ent. ©. 89. 

=) Bl. dazu oben $ 65 R.32. Daß dur bie Abrundung ber Sochſt⸗ 
Betrag (vgl. R. 26) überfchritten wird, verfehlägt Nichts (AR. 93 S. 72 Nr. 229). 

N Ratio legis: demjenigen, ber auf Koſten des Staats verpflegt wird, nicht 
noch überflüffigerweife die Rente zu gewähren; Min. v. Böttiher, Sten. Ber. 
zum G. 89 ©. 1361 C. Zur Kritit Weymann Anm. 12. — Zur befferen Durch ⸗ 
führung ber Beftimmung findet jegt eine Benachrichtigung der Berficherungs- 
anftalten ſeitens der Poft über diejenigen Rentenbeträge ftatt, welche länger als 
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Fälle der Unterbringung in einem Arbeitshaus oder einer Beflerungs- 
anftalt, ſowie der Begriff diefer Einrichtungen beftimmen fi nad 
Reichs⸗ oder Landesrecht.) Die zu „verbüßenden“ Freiheitsitrafen 
find die in Freiheitsentziehung beftehenden Kriminalftrafen®‘) der 
deutſchen Straf» und Polizeiftvafgefegbücher, namentlich Zuchthaus, 
‚Gefängnis, Haft, Feftungshaft. Nach der Abficht des Geſetzes (vgl. 
N. 32) müſſen auch die Freiheitsftrafen, die an Stelle uneinbring- 
licher Geldſtrafen getreten find, dazu gerechnet werben.) Nicht 
dazu gehört die Unterfuhungshaft; ob aber wenigftens infoweit, als 
fie durch Urteil auf eine verhängte Freiheitsſtrafe angerechnet wird, 
ift zweifelhaft; ?*) ich möchte e& eher verneinen, da ich nicht glaube, 
daß ein foldes, in allen Fällen rückbezügliches Ruhen der Rente in 
der Abficht des Geſetzgebers lag. Das Ruben tritt nur ein, wenn 
die zu verbüßende Strafe einen Monat überfteigt; ift Dies der Fall, 
fo ergreift das Ruhen (nad Maßgabe von $ 38) auch den erften 
Monat.?”) Erfolgt bei einer laut Erkenntnis längeren Freiheits- 
firafe im Laufe des erften Monats Begnabigung, fo greift $ 48 
Ziff. 3 nicht Platz; dasſelbe wird auch gelten müfen, wenn ber 
Sträfling im Laufe des erften Monats ftirbt. 

IV. Die ganze Rente ruht ferner, „folange der Berechtigte nicht 
im Inlande feinen gewöhnlichen Aufenthalt hat”. „Der Berechtigte“, 
gleichviel, ob er perfönlich Inländer oder Ausländer ift.*) Gleich- 
giltig ift au, aus welhem Grunde er fi nicht im Inlande aufs 
hält; aud wenn er zwangsweiſe, infolge behördlicher Ausweiſung 
das Neichögebiet verlaffen mußte, ruht feine Rente.) Entſcheidend 
ift aber nicht der juriftifhe Wohnfig im Inlande oder Auslande,*0) 


einen Monat nicht abgehoben find. Näheres im Rundſchr. RB. v. 24. Ian. 
1903, AR. 04 ©. 244. 

=) Bol. 95 55, 56, 362 Stroſs. und 5.8. $ 2 bes preuß. G. v. 2, Juli 
1900. Eine Zeitbauer ber Unterbringung ift hier nicht vorauögefeßt. 

3) Zwangshaft fällt nicht darunter: Weymann Anm. 12 Abſ. 4. 

») Ebenfo Weymann Anm. 12 Abſ. 3. 

”) Dafür Gebhard» Düttmann Anm. 24, Weymann Anm. 12. 

m) Gebhard» Düttmann Anm. 24. 

=) AR. 98 ©. 394 Rr. 675. 

*) Dafür fprict der Grund der Beſtimmung, ber vorzugämeife in ben 
Schwierigkeiten der Rentenzahlung nad) dem Auslande gefunden wird; vgl. das 
Ert. Rr. 675. 

«) Mot. zu $ 34 Entw. 6.89; ebenfo on AN. 98 ©. 633 Nr. 694. 
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fondern der gewöhnliche Aufenthalt (vgl. Bd. I ©. 131). Danach 
tritt ein Ruben der Rente nicht ein, wenn ſich zwar der Berechtigte 
im Auslanbe aufhält, diefer Aufenthalt aber, mag er aud an fih 
nit von kurzer Dauer fein, im Verhältnis zur gefamten Lebens- 
haltung des Berechtigten fih als bemußte Ausnahme von feinem 
regelmäßigen Aufenthalt in Deutſchland darftelt.") Ausnahmen 
von $ 48 Ziff. 4 können durch Beſchluß des Bundesrats in doppelter 
Richtung eintreten: 

1. Die Beftimmung kann für beftimmte Grenzgebiete außer 
Kraft gefegt werben. Don diefer Ermächtigung hat der Bundesrat 
verſchiedentlich Gebrauch gemacht.) 

2. Durch Beſchluß des Bundesrats kann ferner der $48 Ziff. 4 
im Wege des Gegenfeitigfeitsvorbehalts „für ſolche auswärtige 
Staaten, durch deren Gefeßgebung deutſchen Arbeitern eine ent 
ſprechende Fürforge für den Fall der Erwerbsunfähigfeit und des 
Alters gewährleiftet ift, außer Kraft geſetzt werden". Vorausgeſetzt 
iſt alfo eine im fremden Staate beftehende gefegliche Fürforge für 
Invalidität und Alter. Auf den Verſicherungscharakter, insbeſondere 
auf die Heranziehung der Arbeiter felbit zu Beiträgen, kommt 
natürlich nichts an. Die Fürforge muß aber gemährleiftet d. h. in 
Form eines fiheren Rechts zugemwiefen und nad dem Ermefjen des 
Bundesrats der deutfchen im weſentlichen gleichartig fein. Sie muß 
ferner die deutfchen Arbeiter den inländifchen gleichftellen und zwar 
nicht bloß im allgemeinen, fondern auch in dem Punkte, daß ihnen 
die Fürforge belaffen wird, wenn fie ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
wieder in Deutſchland nehmen.) Liegen diefe Borausfegungen 
fämtli vor, fo kann der Bundesrat beftimmen, daß auch für ſtaats- 
angehörige Arbeiter des betreffenden ausländifchen Staates die ihnen 
gewährte Alters- oder Invalidenrente nicht ruht, wenn fie in ihre 

4) In AR. 03 ©. 547 Nr. 1080 wird ein einjähriger Beſuch des Rentners 
bei feinen Kindern in Amerila nicht unter $ 48 geftellt. Über ben Begriff bes 
Inlands ogl. 8b. 1 &.129. Zu R. 40, 41 vgl. jegt noch den Naditrag. 

®) Seltende Zufammenfaffung in der Bel. v. 16. Oti. 1900, AR. ©. 740; 
Dazu nod) Bel. v. 1. Febr. 1904, AR. ©. 244. Das Großherzogtum Lugemburg 
iſt ganz ausgenommen, fonft Grenzgebiete von Dänemark, Niederlande, Belgien, 
Scweiz, Ofterreich · ungarn Rußland. 

+) Richt allgemein „im Auslande“. Das ift nicht nötig, Auch reicht es 
aus, baß die betreffende Beftimmung, wie bei und, nicht durch Gefeg, jondern 
durch Berorbnung eines Verwaltungsorgans getroffen wirb. 
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Helmat zurüdfehren. Ein Fall dieſes Beſchluſſes liegt bisher noch 
nit vor. 

V. Das Verfahren bei Einftellung von Rentenzahlungen ſchließt 
fih an dasjenige bei der Rentenentziehung an, auf deſſen Darftellung 
4ogl. oben $ 75 IV) im allgemeinen zu verweifen iſt. Hervor- 
zuheben ift noch folgendes: 

1. Ergeben fi) bereits bei den Verhandlungen ber unteren 
Verwaltungsbehörde oder begutachtenden Rentenftelle über die Be- 
willigung einer Rente Umftände, melde deren Ruhen bedingen, jo 
find aud diefe in den Rahmen der Erörterungen und des Gutachtens 
einzubeziehen.) Erfolgte die Vorbereitung durch die Verwaltungs- 
behörbe des Beſchäftigungsortes, jo wird über die Einftellung der 
Nentenzahlung nach der ausdrücklichen Vorfchrift des $ 121 Abſ. 2 
doch auch die Behörde des MWohnorts gutachtlich zu hören fein.) 
Seitens des Vorftands ergeht dann der Einſtellungsbeſcheid gleich“ 
zeitig mit dem Bewilligungsbeſcheid; es könnten auch beide Beſcheide 
formel in einen einzigen zufammengefaßt werben.) Die ent 
ſcheidende Rentenftelle wird mit Bezug auf die gleichzeitige Einftellung 
an die Vorausfegung eines, eventuell einzuholenden Antrags des 
Vorſtandes gebunden fein. 

2. Zwecks Einleitung eines fpäteren felbftändigen Einftellungs- 
verfahrens ift, wie bei den Entziehungsfällen, den unteren Ver— 
waltungsbehörben und Rentenftellen eine Benachrichtigungspflicht 
dem Anftaltsvorftande gegenüber auferlegt.) Auch bier ift dann 
das weitere zunächſt von der Initiative des Vorftandes abhängig.!*) 


) 558. Abſ. 3 IBG.; vgl. Gebharb-Düttmann Anm. 5 3u$48, ferner 
Anm. 16 Ziff. 5 zu Ziff. 10 der preuß. Anwelfung v. 6. Dez 1899. 

#) Ebenfo Gebhard» Dütimann Anm. 5; vgl. oben I, 2. 

“) Bebharb»Düttmann Anm. 5; Beiſpiel AN. 94 S. 177 Rr. 400. Das 
zuſtandige Schiedsgericht wird ſich einheitlich nad dem Bewilligungsbeſcheide 
richten. 

) 857 Siff. 4 mit $ 79 Abſ. 1. Anzeigepflicht ber mürttembergif—en 
Ortöbehörben auch hier, wie oben nad $ 75 R. 42. 

4) Bgl. oben $ 75 IV, 2. Daß dies dem Gejeg und der preuf. Anweiſung 
entfpricht, erfennen auf Gebhard: Düttmann ©. *206 an. Wenn biefelben 
trogdem im Hinblich darauf, daß die Vorftände das Ruben der Rente aud« 
ſprechen müffen, die Berwaltungäbehörben auffordern, Ermittlungen und Buts 
achten auch ohne Antrag einzufenden, jo ift es doch nicht Sache ber letzteren, 
fidh über die voraudgefegte pflihtmäßige Entſchließung ber Borftände und bie 
geſetzlichen Beftimmungen hinwegzuſetzen. 


938 IV. Bud. Renten. IV. Kap.: Fortfall der Rente. 


Stellt der Vorftand bei der Behörde des Wohnorts oder gemöhn- 
lichen Aufenthaltsorts *) den Antrag auf Begutachtung, fo foll die- 
felbe nad) Ziff. 16 der preuß. Anm. v. 6. Dez. 1899 nit an die 
vom Vorſtande bezeicäneten Einftellungsgründe gebunden, ſondern 
verpflichtet fein, eventuell von Amts wegen aud) andere zu berüd- 
ſichtigen. Zu dem Gutachten find die Beifiger nur dann zuzuziehen, 
wenn dies entweber vom Anftaltövorftande verlangt ober vom Be- 
amten der Behörde für zwechdienlich erachtet wird.) Daß aud- 
in ben Fällen bes Rubens ein fürmlicher Beſcheid zu erteilen und 
damit ein inftanzliches Verfahren zu eröffnen fei, ift jet‘) durch 
$ 121 Abf. 1, 3 ausbrüdtich beftätigt. 

3. Die entſcheidende Rentenftelle hat auf Antrag des Vorftandes 
pflihtgemäß ($ 86 Abf. 1 Sag 3 IVG.) den Einftellungsbefcheid 
zu erteilen. Verftärkte Belegung ift nicht vorgefchrieben ($ 129 
Abſ. 2). Hinſichtlich der Überfendung der Verhandlungen, „wenn 
die Einftellung von Rentenzahlungen abgelehnt oder ausgeſprochen 
ift“, gilt im übrigen dasſelbe wie bei der Rentenentziehung ($ 129 
Abi. 3). 

4. Keinerlei Beftimmungen enthält das Gefeg über das Ver— 
fahren beim Wieberaufleben ruhender Renten, ſowie (im Falle von 
$ 48 Ziff. 2) bei Eintritt einer Erhöhung ober Minderung bes 
ruhenden Teils der Rente. Es dürfte wohl nicht zweifelhaft fein, 
daß auch in biefen Fällen, und zwar, foweit es fih um eine Ver— 
änderung zu Gunften bes Rentners handelt, auf defien Antrag durch 
Beſcheid (Wiederaufnahmebeſcheid, Beſcheid über teilmeife Wieder- 
aufnahme ober weitere Einftellung) das inftanztelle Verfahren zu 
eröffnen iſt.) Im übrigen wird beim Verfahren auf weitere Ein- 
ftellung die Analogie des einfachen Einftellungsverfahrens Platz 
greifen, während die beiden anderen Fälle mehr dem Bewilligungs- 
verfahren fi anfhließen werden. Das meitere wird danach die 
Praris entwideln müffen. 

VI. Für das Ruhen ber Rente befteht feine dem Entziehungs- 
verfahren analoge Beftimmung, wonach dasſelbe Eonftitutiv an Hr 


©) Far Ziff. 4 wird der legte gewöhnliche Aufenthaltsort in Betracht kommen. 
®) gl. oben $ 26 R. 21, 218; W. in ArbB. 02 ©. 720. 

1) Auch früger: AR. 92 ©. 116 Nr. 162. 

3) Gebhard-Düttmann Anm. 5; Piloty zu $ 48. 
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Zuftelung des Einftellungsbejcheides geknüpft wäre.) Vielmehr 
richtet fi der Eintritt des Ruhens materiell nad) der Verwirklichung 
der dasfelbe herbeiführenden Tatfachen,*) fo jedoch, daß nad dem 
bereit8 (oben $ 65 V, 2) näher erörterten $ 38 Sat 2 IVG. „für 
denjenigen Kalendermonat, in weldem bie das Ruben bes Renten- 
anſpruchs bemirfende Tatſache eintritt, der gezahlte Monatsbetrag 
der Rente zu belaffen ift“.°) In Gemäßheit dieſer materiellen 
Grundfäge ift dann der in der Zukunft oder auch Vergangenheit?*) 
liegende Zeitpunkt für die Einftellung der Rentenzahlung, welche er- 
folgen foll oder hätte erfolgen follen, im Beſcheide ober in der Ent- 
ſcheidung feftzuftellen.””) Die in diefem Punkte rechtskräftig ge- 
wordene Feftftellung tritt an bie Stelle des materiellen Rechts.) 
Sind demgemäß für die Vergangenheit Zahlungen geleiftet, zu denen 
für die Anftalt feine Verpflichtung beftand, fo ift ein Rüdforberungs- 
recht für die legtere begründet, deſſen klageweiſe Geltendmachung 
jedoch grundfäglih vor die Civilgerichte gehört.) Die Meinung. 
von Gebhard-Düttmann, wonach zur Vermeidung einer folden 
ſchon vor dem Einſtellungsbeſcheide durch den Anftaltsvorftand als- 
bald eine vorläufige Zahlungseinftellung verfügt werben bürfe,) 
vermag ich nicht zu teilen, da ich nicht glaube, daß der Geſetzgeber 
fomeit von den Grundfägen des Entziehungsverfahrens abweichen 
wollte, um fogar ohne bie zur Sicherheit des Rentners vorgeſchriebene 


8) Bol. zu $ 47 Abſ. 3 IB. oben $ 75 V und $ 65 N. 34. 

) AR. 97 ©. 275 Nr. 556, AN. 98 Nr. 694 ©. 634 a. €, AR. 03 Rr. 1079 
©. 547 oben. 

®%) Das gilt auch in den Fällen ber weiteren Einftellung (Zert V, 4). 

*) Eine Präffufiofrift zu Ungunften ber Berfiherungsanftalten gibt ed nicht, 
obſchon fie zwedimäßig wäre; vgl. Gebhard» Düttmann Anm. 6. 

9) Bol. die N. 54 zitierten Entf&eibungen Rr. 556, 1079. Die Civilgerichte 
find ausgefchloffen. 

®) Spricht der Beſcheid bed Vorſtandes trotz bed früheren Eintritis bes. 
Ruhegrundes das Ruben nur für die Zukunft aus, fo find bie Redtömittels 
gerichte wegen ber Unzuläffigfeit ber reformatio in pejus baran gebunden 
(AR. 03 Rr. 1079 ©. 547); vgl. oben im Lext I, 5 a. €. 

%) So bie zitierte Enti. Rr. 556. Die Aufforderung zur Ruckzahlung hat 
daher durch formlofes Schreiben zu erfolgen. In Bayern find nah Graß— 
mann Anm. 1 a. €. die Verwaltungäbehörden zuſtändig. In Bezug auf ben 
Beginn des Rubens find bie über die Rüdzahlung entjcheidenden Inflanzen an 
die Seftftellung der Renteninftanzen gebunden. — Aufrechnung auf fpätere 
Rentenzahlungen: 855 Abf. 2 IB®.; vgl. oben 8 67 IV, 4 mit $ 73 VIII. 

*) Anm. 6 Abſ. 3 zu $ 48. 
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Prüfung defien Entkleidung vom Rentengenuß zu geftatten. Eine 
Niederſchlagung ber überhobenen Beträge durch die Anftalt ift zwar 
nicht ausbrüdlich zugelaflen, wird wohl aber in Analogie von $ 118 
BES. in den geeigneten Fällen auch feinem Bedenken von Auffichts 
wegen begegnen. 

VII In feinem Abf. 2 enthält $ 48 IVO. eine Beftimmung, 
nah welcher bie gemäß Ziff.3 ruhende Rente der Familie des 
Rentners „zu übermeifen iſt“. Diefelbe fließt fih in ihrem Wort- 
laut eng an bie bereits (oben $ 74 IV) erörterte Norm des $ 17 
Sat 3 IWG. an, weiſt aber doch in ihrem Inhalt nicht unmefent- 
liche Verſchiedenheiten auf, welche namentlich dadurch begründet 
werben, daß bier, anders als in $ 17, ber Familie ein wirkliches 
Recht auf die Rente des Häftlinge ufm. zugeſprochen ift. 

1. In Betraht kommen nur die Fälle von $ 48 Ziff. 3, in 
denen die Rente wegen Verbüßung einer Freiheitsftrafe oder wegen 
Unterbringung des Nentners in einem Arbeitshaufe ober einer 
Beflerungsanftalt ruht. Vorausfegung für die Übermeifung der 
Rente an die Familie ift, daß das Ruhen derfelben in der Perfon 
des Verſicherten auf Betreiben der DVerfiherungsanftalt entweber 
bereits feftfteht oder doch mindeſtens gleichzeitig feftgeftellt wird. 
Ein Recht, von fi) aus die Einftellung der Rentenzahlung an den 
Bezugsberechtigten zu betreiben, fteht der Familie nicht zu.) Chbenfo- 
wenig hat fie ein Recht auf diejenigen Rentenbeträge, welche der 
Verſicherte in der Vergangenheit troß des vorliegenden Ruhe 
‚grundes etwa bezogen bat, fofern die Anftalt von deren Wieder 
‚einhebung abfieht. 

2. Dagegen hat die Familie ein wirkliches Recht darauf, daß 
die infolge des Rubens an ben Bezugsberechtigten nicht ausgezahlten 
Beträge, beim Zutreffen der ſonſtigen Vorausfegungen, an fie zur 
Auszahlung gebracht werden. Diefem Rechte entiprechend ift bie 
Rente der Familie durch förmlichen Beſcheid unter Eröffnung des 
Rechtszuges für fie zu übermeifen.%) Die Übermeifung felbft 


) Zfenbart-Spielagen Anm. 4. 

2) AR. 02 ©. 513 Rr. 1000. Der Strafgefangene felbft hat kein Recht, 
die Übermweifung zu betreiben: AR. 02 ©. 374 Schlußabſatz Rr. 1927 (zu $ M 
-OUBB), dagegen Weymann Anm. 16. Rach Siff.16 Abſ. 2 der preuß. Anm. 
hat die untere Bermaltungäbehörde durch Rüdfrage bei ber Gemeindebehörde 
die nötigen Feftftellungen zu treffen. 
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ftellt fih juriſtiſch als eine Art richterlicher Ceſſion des Bezugs- 
anſpruchs dar. 

3. Der Umfang der Familie ift, wenn auch) bie vorliegende 
Geſetzesſtelle an ſich eine engere Auslegung geftattete,‘?) wegen bes 
redaktionellen und fyftematifhen®) Zufammenhanges derfelben mit 
$ 17 Sag 3 in demfelben Sinne aufzufaflen, wie er oben $ TA IV, 
3a für die letztgedachte Stelle entwicelt wurde.) Ebenſo gilt auch 
hier (vgl. oben $ 74 N.35) der Sat, daß das Recht der Familie 
von ihrem „Wohnen im Inlande“ fortgefegt abhängig iſt. Nicht 
ohne gewiſſe Schwierigkeit ift aber hier (vgl. oben $ 74 IV, 3b) 
die Auslegung der Vorausfegung, daß der Rentenberehtigte den 
Unterhalt feiner Familie „bisher aus feinem Arbeitsverdienfte be= 
fteitten® haben muß, weil ja der Rentner wenigſtens in denjenigen 
Fällen, in denen das Ruben nicht fogleih mit dem Beginne bes 
Rentenbezugs eintritt, einen Arbeitsverdienft von Bedeutung meift 
nicht gehabt haben wird. Dem Wortlaut und dem Sinne entipricht 
es am meiften, das „bisher“ wie bei $ 17 Sat 3 auf die Zeit der 
Entftehung des Rentenanſpruchs zu beziehen, zugleich aber für bie 
jenigen Fälle, in denen das Ruhen erft im Laufe des Rentenbezugs 
eintritt, vorauszufegen, daß inzwiſchen nicht eine fo weſentliche Ver— 
änderung der Umftände eingetreten ift, kraft deren anzunehmen wäre, 
der Tatbeftand des $ 48 Abf. 2 würde nicht gegeben fein, wenn es 
ſich jegt erft um die Bewilligung der Rente handelte.*°) 

4. Da es fi hier um ein wirkliches Recht der Familie auf den 


®) Bgl. oben $ 74 IV, 3a. Daß auch bei engfter Auslegung Ehefrau und 
unerwachſene Rinder ald Familie gelten, ſpricht AN. 02 Rr. 1000 S. 514 
Abſ. 2 aus. 

) Bol. 3.8. oben $ 74. R. 48. 

®) Auch Sfenbart»Spielbagen, melde ber engeren Auslegung huldigen 
(wg, oben $ 74 R. 32), ertennen Anm. 24 Abſ. 3 an, daß in Bezug auf ben. 
Begriff der Familie zwiſchen $$ 17 und 48 Übereinftimmung beftehen müfle. 

%) Das ift der Standpunkt von AR. 02 Rr. 1000 S. 514 f. Dort werben 
als Beifpiele derartiger Anderungen Heranwachſen der Rinder, Anfall von Ber- 
mögen“ angeführt. Auch mürbe $ 48 Abf.2, wie mir ſcheint, nicht Play 
greifen Tönnen, wenn aus ber verhängten Strafe ober, was ſtets der Fall fein 
wird, aus der Unterbringung in ein Arbeitshaus oder eine Beſſerungsanſtalt 
zu folgern ift, der Rentner gehöre jegt zu ber „Rlafie von Leuten, welde, auch 
wenn fie auf freiem Fuße find, nichts zum Unterhalt ihrer Angehörigen beizu⸗ 
tragen pflegen“. Bol. Komm. ver. S. 96 zu $ 34 Entw. IV®. und dad ans 
geführte Erkenntnis. 
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Rentenbezug handelt, muß anders, als bei $ 17 Sag 3 (vgl. oben 
$ 74 N. 50) feftgeftellt werben, in welchem Umfange bie einzelnen 
Familienangehörigen an diefem Rechte beteiligt find. Die Familie 
ift Keine juriftifche Perfon und daher nicht als ſolche berechtigt. 
Berechtigt find vielmehr nur die einzelnen Familiengliever, Diele 
aber in ihrer durch die Familie gegebenen perſönlichen Verbunden- 
beit. Es entfteht dadurch eine Rechtsform, welche man als deutſch- 
rechtliches Gefamthanbverhälmis‘") bezeichnen kann. Kein Familien- 
glied, vorausgefegt, da es mehrere find, hat ein Recht auf eine be 
flimmte Quote der Rente, vielmehr kann diefelbe, in Analogie von 
$ 432 BGB., nur gemeinſchaftlich in Anfprud genommen werden.) 
Kein Familienglied kann ferner irgendwie über feine Duote verfügen, 
ober dieſelbe vererben; vielmehr wächſt diefelbe beim Tode eines 
Familiengliebes, ſoweit noch andere vorhanden find, dieſen ohne 
weiteres zu. 

5. Die Familie, mag fie aus einer Perfon oder aus mehreren 
beſtehen, ift Ceſſionarin ber Rente, welche hiernach mit allen 
objektiven Modalitäten (3. B. Poftauszahlung), fowie mit allen 
Schickſalsmöglichkeiten, die fie von der Perfon des Verficherten aus 
noch treffen können (3. B. Tob, Entziehung) auf fie übergegangen 
ift (ogl. oben $ 67 III, 4. Da es ſich aber hier, anders als bei 
$ 17 Sag 3 JVG., um ein wirkliches Recht auf die Rente handelt, 
fo ift damit auch die Möglichkeit einer Anwendung fonftiger, bie 
Rentenanfprüche betreffender Beftimmungen des Geſetzes gegeben, 
welde für die Familienrente des $ 17 Sat 3 verneint werben 
mußte (vgl. oben $ 74 N.45). Doh wird es immerhin einer 
Prüfung im einzelnen bebürfen, inwieweit jene Beftimmungen nad 
der gejeßgeberifchen Abficht etwa nur auf den Rentenanſpruch des 
Verſicherten felbft und nicht auf Anſpruche dritter Perfonen, mögen 
fie immerhin ſozialpolitiſch beſonders begründet fein,*) Anwendung 
finden follen.’°) 

eij Gierke, Deutſches Privatrecht, I ©. 660 ff. 

®) So wohl auch Erf. Rr. 1000 ©. 514 Abf. 2. 

®) Durch ihren Rehtögrund im Sozialrecht unterſcheidet ſich die Familien: 
rente nicht allein von ben Anfprücen fonftiger Ceffionare ($ 55) und Erben,. 
fondern aud von dem Anfprud des Ehegatten nad $ 41 Abi. 4, der. feiner 
Ratur nad) ein erbrechtlicher, wenn auch fogialpolitiich mobifizierter ift; vgl. oben 

67 U, 3b. 

s ”) Für anmenbbar auf bie Familienrente des $ 48 Mb. 2 Halte ich danach 
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6. Tritt der Verfiherte durch Beendigung feiner Strafhaft ufw. 
ſelbſt wieder in den Genuß feiner Rente, fo hört mit bemfelben 
Tage”') die Familienrente auf. Ein Beſcheid ift der Familie hierüber 
ebenſowenig zu erteilen, wie ihr ein inftanzielles Verfahren bes- 
wegen zufteht. Auch wenn die Rente dem Verficherten entzogen 
wird oder derſelbe ftirbt, wird es eines beſonderen Beſcheides auf 
Einftelung der Familienrente nicht bebürfen. 


5. Kapitel. Rentenzaßlung. 


8 77. Auszahlung durch die Poſt. 


Die Materie der Poftauszahlung hat bereits in Bd. I 
S. 790 ff.) eine allgemeine grundſätzliche Behandlung erfahren, bei 
welcher insbeſondere auch die aus der Verwendung ber Poft zwiſchen 
ven Beteiligten ſich ergebenden Rechtsverhältnifie auf S. 7% ff. 
juriſtiſch erörtert worden find. Über die Einzelheiten des Vollzugs ?) 
bleibt hier noch folgendes hervorzuheben: 


die 85 49 ff., freilich nur dann, wenn, falls es fih um mehrere Familienglieder 
handelt, dieſelben in der gleichen Verbindung unterftügt werben, in welder fie 
nad $ 48 die Rente beziehen. Ebenſo erſcheint $ 55 anmwenbbar, da es fid bei 
der Familienrente um befonbere ſozialpolitiſche „aus ben reichägefeglihen Bes 
Rimmungen fich ergebende Anfprüce“ handelt (vgl. R.69). Rad; ber gleichen 
Auffaffung kann auch $ 48 felbft, z. B. dann in Betracht kommen, wenn bie bie 
Familienrente allein genießende Ehefrau in Strafhaft kommt. Dagegen Tann 
nad) ber Abſicht von $ 47 Abſ. 4 (vgl. „dem Verſicherten“) bie Zeit des Beyugs 
der Familienrente für eine fpäter zu bewilligende Rente wohl dem Verſicherten 
feiöft (ogl. oben $ 54. 50), aber nicht einem Familiengliebe angerechnet werben. 

”) Eine Anmwenbung von $ 38 Sa 2 kann Bier nicht in Frage kommen. 

Bgl. auch Bd. I S.454, 481, fomie in diefem Bande $66R. 8. Ferner 
Bd. 1 6.768 f. 

2) Diefelden werben namentlich geregelt durch bie neuefte Geſchaftsanweiſung 
betr. die Auszahlungen durch bie Poſt“ v. 9. Nov. 1901 (BAP.) nebft Runbs 
reiben von bemfelben Tage (AR. 02 ©. 189 ff.). Dazu aud einzelne Bes 
fimmungen ber Rechnungsvorſchriften v. 1. Dez. 1899 (AR. 00 ©. 219 ff.). 
Hinfigtlich der nicht unzweifelhaften Befugnis des RVA. zum Erlaß der GAp. 
2gl. ©. 1 S. 705 R.9. 
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I. Umfang der Poftauszahlung. 

1. Der Poftauszahlung unterliegen kraft gejeglicher Notwendig- 
keit (ogl. 8b. I S. 794) die „Renten“ ($ 123 Abſ. 1 IVG.), gleich- 
viel welcher Art und gleichviel auch, ob der Verſicherte oder eine 
andere Perfon zum Bezuge berechtigt iſt. Ausgezahlt durch die Poft 
werden daher Dauerrenten, Krankenrenten und Altersrenten, und 
zwar nicht bloß in ihren für die Zukunft laufenden, fondern auch 
in den zur Zeit der Anweiſung rüdftändigen Beträgen, ferner die— 
jenigen Nentenbezüge, melde gemäß $ 41 Abf. 4 IVG. dem Ehe- 
gatten oder den Erben eines verftorbenen Verficherten zufallen, und 
diejenigen, melde gemäß $ 55 im gefeglichen Umfange unter 
Lebenden auf britte Perfonen übergegangen find.) Durch die Bolt 
werben auch bie Familienrenten und zwar fomohl die nad) $ 48 Abf. 2, 
wie die nah $ 17 Ca 3 zahlbaren entrichtet‘) 

2. Zahlungen für im Auslande befindliche Perjonen erfolgen 
nad) der Praxis des RVA.d) in der Regel nicht durch die gefeglich- 
georbnete Poftauszahlung, fondern auf irgend eine zweckentſprechende 
Art auf Gefahr und Koften der Empfänger. Doch wird es al 
zuläffig erachtet, auch ſolche Zahlungen durch Vermittlung ber 
inländifhen Poftanftalten an einen im Inlande wohnhaften Bevoll- 
mädhtigten leiften zu laffen. Ebenfo darf die Zahlung von Renten 
an Perfonen, welche in bevorzugten Grenzgebieten wohnen,°) durch 
eine dem Wohnort des Bezugsberehtigten benachbarte inländiſche 
Poſtanſtalt erfolgen, über welche der Anftaltsvorftand und der Ber 
rechtigte fih zu einigen haben. 

I. Die durch die Zahlungsfunktion der Poft notwendig 
werdenden Anweiſungen an die leßtere werden von dem Vorſtande 
derjenigen Verfierungsanftalt erlaffen, welche die Rente feftgeftelt 
hat oder gegen melde fie durch Urteil feftgeftellt wurde. Der ent- 
ſcheidenden Rentenftelle fteht das Anweiſungsrecht nicht zu; an ihrer 
Statt vielmehr dem Anftaltsvorftande, in deſſen Bezirk fie ber 
legen ift.') 


>) Bol, 8.16.7920. 9, Iſen bart -Spielhagen Anm. 10, Geb hard⸗ 
Düttmann Anm. 9. 

*) Dazu oben $ 76 VII, 5 und $ 74 IV, 5b. 

*) GAB. $ 10; dazu 80. I ©. 793 1. 

q̃ $ 48 Siff. 4 IB. und oben $ 76. N. 42. 

2) $ 123 Abf. 1 IB, welcher auf $ 112 Abſ. 2 verweift; ferner $ 12% 
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UI. Die Amweiſungen auf Auszahlung gewiffer Summen 
(„Zahlungsanmeifungen“) individualiſieren fich nach dem „Zahlungs- 
empfänger“ und find für jeden ſolchen befonders auszufertigen.®) 
Der Zahlungsempfänger ift aber nicht unbedingt ibentifh mit dem⸗ 
jenigen, zu deſſen Gunften die Zahlung erfolgen fol (vgl. oben I, 1). 
Abgefehen von gewillkürter Bevolmädtigung®) kommt bier die ge— 
ſetzliche Vertretung geſchäftsunfähiger oder geſchäftsbeſchränkter Per- 
fonen in Betracht. Hierüber, fowie über bie jelbftändige Empfange- 
berechtigung von Ehefrauen gilt das oben $ 73 I über die Prozeß⸗ 
fähigkeit Entwidelte analog. 

IV. Die Auszahlung wird „in der Regel durch diejenige Poſt- 
anftalt (vgl. Bd. I S. 796) bewirkt, in deren Bezirke der Empfangs- 
berechtigte zur Zeit des Antrags auf Bewilligung ber Rente feinen 
Wohnfig hatte" ($ 123 Abſ. 1 IVG.). Die Beftimmung bezieht 
fi auf den einfachften Fall, daß dem bezugsberechtigten Verficherten 
alsbald nah Bewiligung der Rente biefelbe zur eigenhändigen 
Empfangnahme angemiefen wird. Auch für dieſen Fal gilt fie nur 
„in der Regel”, fo daß aus befonderen Gründen auch eine andere 
Poſtanſtalt, als die des Wohnfiges mit der Auszahlung beauftragt 
werben kann.“) Sol die Zahlung an einen Vertreter oder an einen 
Rechtsnachfolger geleiftet werben, fo wird in der. Regel befien 
Wohnfig entſcheidend fein. Derlegt der Zahlungsempfänger ’) feinen 
Wohnfig, jo ift die Auszahlung an das Poftamt des neuen Wohn- 


Abſ. 3. Daß bie anmeifende Anftalt zugleid) bie materiell zahlungspflichtige ift, 
vgl. oben $ 66 II. 

®) BAP. $ 1 Abſ. 1, 4: Nur eine Anmeifung, aud wenn der Empfänger 
mehrere Zahlungen für mehrere Berechtigte zu erhalten Hat. — Berhältnifie 
gemeinf&aftliger Empfangäberegtigung Mehrerer, weiche fih durch gefebliche 
ober gemwillfürte Stellvertretung vereinfachen werben ober laffen, können ſich bei 
der Familienrente (vgl. oben $ 76 N. 68, auch $ 74 N. 50) ober bei ber Erb: 
folge ($ 2039 BOB.) ergeben. 

®) But. 4.8. für im Yußlande befindliche Perfonen oben I, 2. Daß bie 
Anmeifung auf den Bevollmächtigten geftellt werden muß, ſchreibt $ 10 Ziff. 2 
SAP. ausbrüdli vor. Auch fonft erfcheint eine Anweifung zu Händen eines 
gerilffürten Bevollmächtigten nicht unbedingt auögefchlofien; vgl. Gebhard⸗ 
Düttmann Anm. 7 unb oben $ 67 R.51. 
. 9%) 3.8. wenn ihr der Empfänger tatſächlich näher wohnt, als der für feinen 
Wohnſitz zuftändigen; Gebharb-Düttmann Anm. 7. 

1) So zwecks Berallgemeinerung im Anſchluß an $ 5 GAB. befier, als 
„Empfangäberegtigte” nad) $ 123 A5f. 2 38®. 

Rofin, Redt ber Urbeiterberfiderung. Bb. II. 60 
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orts zu überweifen. Über Das zur Auszahlung in ausländiſche 
Grenzbezirke zu wählende Poſtamt vgl. oben I, 2. Der Anftalts- 
vorftand hat dem DVerfiherten bie mit der Zahlung der Rente be- 
auftragte Poftanftalt zu bezeichnen.) Dementſprechend enthalten bie 
Rentenbeſcheide (vgl. oben $69 I, 4a) bereits im Vorbrud die der 
obigen Regel entiprediende Bemerkung, daß „die Rente durch 
die Poftanftalt Ihres Wohnorts (Wohnung) ausgezahlt werben wird“. 

V. „Auszahlung durch die Poſt“ bedeutet regelmäßig Abholung 
des Geldes durch den Zahlungsempfänger bei der zuftändigen Poft- 
anftalt. „Die an ſich wünfchenswerte Regelung der Rentenauszahlung 
durch die Poftbriefträger gegen Quittierung in ven die Namen der 
Rentenempfänger enthaltenden Poftliften hat fi noch nicht bewerk- 
ftelligen lafjen“.'2) Nur für die Landbeſtellbezirke ift eine Über- 
bringung des Geldes durch die Lanbbriefträger in gewiſſem Umfange 
vorgejehen, fo zunächft bei einmaligen Zahlungen, fowie bei fort 
laufenden dann, wenn die Empfänger ſchriftlich oder mündlich bei 
der zuftändigen Boftanftalt dies beantragen und durch eine Be- 
ſcheinigung des Gemeinde oder Amtsvorftehers nachweiſen, daß fie 
wegen ihres Förperlichen Zuftandes oder aus befonberen anderen 
Gründen zur Abhebung der Rentenbeträge felbft oder durch Familien- 
angehörige außer ftande find.'°) 

VI. Die Zahlungen erfolgen gegen Quittung. Die dafür vor- 
geſchriebenen Formulare werben den Empfängern von der Ber- 
fiderungsanftalt geliefert.'‘) Die Unterfchrift des Empfängers unter 
der Quittung muß durch einen bei der Zahlung nicht beteiligten, 
zur Führung eines öffentlichen Siegels berechtigten Beamten (Be- 
ätefsvorfteher, Beamte der Armenpflege, Schiedsmann, Geiftliche, 
Standesbeamte, Steuereinnehmer, Gemeindevorfteher, Polizeibeamte, 


1) $ 123 Abſ. 1 Sag 2 IB®. Der frühere Berehtigungdausweis, an beffen 
Inhaber bie Poft Zahlung zu leiften berechtigt war (Wb. I ©. 768 f.), ift fort- 
gefallen. Eine Berechtigung „an den Inhaber des Feftftellungäbefcheibes ober 
ber Mitteilung über bie Sahlungsftele ofne weitere Prüfung ber Legitimation 
auszubezahlen" (Graß mann Anm. 3) befteht nicht; bie Mot. Abi. 1 zu $$ 86, 
87 Entw. IB®. befagen das nidt. Über Zahlungen an ben Überbringer ber 
Rentenquittung vgl. $ 370 BGB. 

n) Zfenbart-Spielhagen Anm. 4a. 

3) Rundfehr. zur GAB. Ziff. 6, 7; dazu Mainzer Itſchr. Bd. 12 ©. 33. 

) 83 GAP. Die verjdiebenen Formulare auf S. 199, 201, 207, 209, 
215, 217. 


8 77. Auszahlung durch bie Poft. 947 


Kontrollbeamte der Verfiherungsanftalt uſw.) unter Beidrüdung bes 
Dienftfiegels beglaubigt fein. Diefe Beglaubigung dient bei laufenden 
Zahlungen zugleich zur Beftätigung, daß ber Bezugsberechtigte die 
Zeit der Fälligkeit noch erlebt hat.) Daher muß hier, wenn an- 
ftatt des Iegteren zu Händen einer anderen Perfon (Bormund, 
Pfleger uſw.) zu zahlen ift, der beglaubigende Beamte noch bes 
ſonders beftätigen, daß ber Rentenberechtigte „am 1. des betreffenden 
Monats am Leben gemefen iſt“. Anbererfeits können bei einmaligen 
Zahlungen die Verficherungsanftalten bei der Ausftellung der An- 
weifung auf Die Beglaubigung verzichten.') Bei Zahlungen an 
inlãndiſche Bevollmächtigte von im Ausland befindlichen Berechtigten 
muß die erforberliche Lebensbeſcheinigung durch eine beutfche Ge— 
ſandtſchaft oder einen deutſchen Konful auögeftelt werben; Be— 
ſcheinigungen ausländiſcher Behörden gelten im allgemeinen nicht 
als ausreichend. Bei Zahlungen in ausländiſche Grenzbezirke be— 
zeichnet die Verfiherungsanftalt der Poft in der Bahlungsanmeifung 
die Erforderniffe, welche hinfichtlich der Beglaubigung der Duittungen 
zu ftellen find ($ 10 GAP.). 

VI. Nah alledem kommen nach Verſchiedenheit der Fälle 
folgende Anmeifungen und Verfahrensarten in Betracht: 

1. Die Zahlungsanmeifungen find in den Anlagen zur GAP. 
formularmäßig feftgeftelt."') Sie unterfheiden fi zunädft nad 
ver Art der drei Renten und innerhalb jeder Art in Anmweifungen 
zu laufenden und zu einmaligen Zahlungen. Dabei find aber in 
die erfteren die einmalig fofort zu zahlenden Rentenrüdftände mit 
aufgenommen. Die Anmweifungen enthalten insbefondere das Renten- 
zeichen (vgl. oben $ 69 N. 17), welches in allen Mitteilungen an 
die Poft anzubringen ift ($ 17 Abſ. 4 Rechn. Vorſchr.), die Ber 
zeihnung des Zahlungsempfängers und der zu leiftenden Zahlımgen, 
ſowie die Unterſchrift des Anftaltsvorftandes.'?) Sie find) an Die 

») Komm Ber. zu $ 87 Entw. IVG. 

’) $ 3 GAR, ſowie bie Rüdfeiten der betr. Formulare. 

) Papier, Größe, Ausfülung: $$ 8, I SAP. 

2) Nur eventuell find aufzunehmen: ber Name der zahlenden Poftanftalt, 
fofern dies nicht der Wohnort des Empfängers ift ($ 1 A6f.5 GAB); An— 
gabe der Beſcheinigungen, mit melden bie Quittungen verjehen fein mäffen, 
ſowie ber Verzicht auf Beglaubigung der Unterſchrift (vgl. oben zu $ 10 GAR. 
VIa. €. und N. 16). fiber Kürzungen am Schluß bed Paragraphen. 

®) Vorangegangen ift bie Eintragung in die Rentenlifte: oben $ 69 I, 5. 

co* 
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obere Poftbehörbe, in deren Bezirk die Verfiherungsanftals 
ihren Sit hat, einzufenden, welche die Weiterbeförderung an die 
auszahlende Poftanftalt veranlaßt. Als Dbere Poftbehörbe gilt im 
Reichspoſtgebiet die Oberpoftbireftion, in Bayern das Oberpoftamt, 
in Württemberg die Generalbireftion.2) 

2. „Wegfallenweifungen“ find zu erlafjen, wenn aus irgend 
einem Grunde (Tod, Entziehung, Ruhen ufw.) die Zahlung der 
durd eine Zahlungsanmweifung angewieſenen Beträge ganz ober teil= 
weife einzuftellen if. Auch für dieſe find beſondere Mufter vor- 
gefhrieben. Die Überſendung geſchieht, wie bei Ziff. 1, an bie 
obere Poftbehörbe.2') 

3. Beantragt der Empfänger wegen Verlegung feines Wohn- 
fites oder aus fonftigen dringenden Gründen bei der Verfiherungs- 
anftalt die Überweifung der Auszahlung an eine andere Poftanftalt 
(gl. oben IV), fo ift ein verfchievenes Verfahren zu beobachten, je 
nachdem die legtere einem anderen Poftgebiete (Reichspoſt, Bayern, 
Württemberg) angehört, als die frühere Poftanftalt oder nicht. Im 
erften Fale ift eine Wegfallanweifung für die bisher beauftragte 
und eine Zahlungsanmeifung für die neue Poftanftalt der Oberen 
Poſtbehörde nach Ziff. 1, 2 einzufenden, im zweiten Falle ift nur 
die obere Poftbehörbe des bisherigen Zahlungsorts um Ver— 
anlafjung bes weiteren zu erfuchen. Anträge auf eine ſolche Über- 
weifung fünnen aber auch bei der auszahlenden Poftanftalt ſelbſt 
angebracht werben, welche biefelben mit ihrer Zahlungsanmeifung 
an die für fie zuftändige obere Poftbehörbe abgibt. Die letztere 

. veranlagt entweder (im vorbeſprochenen zweiten Falle) direft das 
weitere ober erwirkt (im vorbeſprochenen erften Falle) bei der Ber- 
fierungsanftalt den Erlaß einer Wegfallanweifung und einer neuen 
Zahlungsanweiſung ($ 5 GAP.). 

4. „teten bei fortlaufenben Zahlungen, abgejehen von den Fällen 
der $$ 4 und 5" (Hier Ziff. 2, 3) „Umftände ein, welche eine Änderung 
der Zahlungsanweiſung nötig machen 3. B. Erhöhung oder Herab- 
fegung ber Rente im ſchiedsgerichtlichen Verfahren uſw., jo hat der 
Vorftand eine Wegfallanweiſung bezüglich der bisherigen Zahlungen 


20) GAP. $ 2 mit $ 18 der Rechnungsvorſchriften und Bemerkung zu $ 18. 


2) GUP. 5 4 mit $ 20 der Rechnungsvorſchriften. Formulare S. 198, 
206, 214. Cintragung in bie Rentenlifte 3.8. oben $ 75 R. 56. 
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und gleichzeitig eine neue Zahlungsanmweifung der Oberen Poſtbehörde 
einzufenden“.22) ft auf Grund ber früheren Anmeifung zu viel 
gezahlt worben, fo Tann die Wiebereinzahlung des überhobenen Be- 
trages tm Wege einer buch bie Poſt vermittelten Kürzung der 
fpäteren Auszahlungen bewirkt werben.2?) Die Zahlungsanweifungen 
enthalten für dieſen Fall einen entſprechenden Vordruck. 


8 78. Verteilung der Nenten.') 


I. Nah dem ©. 89 $$ 89, 92 wurde jede einzelne Jahresrente 
bezw. der auf fie in einem beftimmten Jahr von ber Poft aus- 
gezahlte Betrag auf das Rei “p diejenigen einzelnen Verfiche- 
rungsanftalten verteilt, denen für den betreffenden Verficherten Bei- 
träge zugeflofien waren. Bon der Vollrente wurden dem Reiche 
zunächſt 50 Mark als Reichszuſchuß zur Laft gelegt; der Reft traf 
die Verfiherungsanftalten nad dem Verhältnis der ihnen zu— 
gefloffenen Beiträge. Someit beitragsfreie Militärwochen in An- 
rechnung gefommen waren, übernahm das Reich gemäß $$ 28, 89 
außer dem Reichszuſchuß auch noch den auf die Dauer derſelben 
entfalenden Anteil der Rente d. h. e8 wurde wie eine Verfiche- 
rungsanftalt behandelt, welcher die entiprechende Anzahl Wochen- 
beiträge in 2. Lohnklafje zugeflofien waren.?) 

Diefer Verteilungsmodus hatte erhebliche Nachteile im Gefolge 
gehabt. Zunäcft formelle, indem ſich das für jede einzelne Rente 
vorzunehmende Verteilungsverfahren bei ber ſtets wachſenden Zahl 
der Nenten immer umftänblicher geſtaltete,“) ſodann materielle, in= 
dem die Belaftung der einzelnen Anftalten nah dem Maße der be- 


2) 86 GAB. Über Benachrichtigung des Rentenempfängers, wenn er infolge 
der Wegfallanweifung weniger, als biöher zu erheben Hat, ſowie über eventuell 
telegraphifhe Benachrichtigung ber Poftanftalt vgl. $ 7 GAR. 

2) Schonende Ausübung des Karzungsrechts: Rundſchr. Ziff. 6 und oben 
569 N. 64a. 

) Als Material kommt namentli in Betracht: Allgemeine Begründung 
zum Entw. JVG. Ziff. 5 Drudf. Nr. 93 ©. 192 ff., ſowie Mot. zu $$ 20, 21a, 
89—94. Mathematiſche Denfihrift zum Entwurf S. 74 ff. Komm. Ber. zu $$ 89 
bis 93 unb bie darin enthaltene regierungßfeitige Erflärung S. 152 ff. Runds 
ichreiben des RBA. v. 10. Aug. 1901 unter I (AN. 01 ©. 565 ff.). 

2) Bofferv. Woedtke Anm. 9 zu $ 89 ©. 89. 

*) Mot. zum Entw. IVG. ©. 218. 
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zogenen Beiträge in außerordentlich verfchiedener Weife die Ber- 
mögenslage der Verfiherungsanftalten überhaupt beeinflußte. Bei 
Aufnahme von Bilanzen, welde dem Entwurf JVG. zu Grunde 
gelegt wurden, ergab fih, daß eine Anzahl von Anftalten mit über- 
wiegend gewerblicher Bevölferung, darunter vor allem Berlin und 
die Hanfeftäbte, in höchſt günftiger, andere aber mit überwiegend 
landwirtſchaftlicher Bevölkerung, namentlich Oftpreußen und Nieber- 
bayern in höhft ungünftiger Vermögenslage fi befanden. Die 
Begründung zum Entwurfe führt, geftügt auf die mathematiſche 
Denkſchrift, eingehend aus, daß jene Verſchiebung vornehmlih im 
der für die einzelnen Anftalten verſchiedenen Alterögruppierung ber 
Verficherten ihren Grund finde, indem namentlich die Anftalten mit 
ſtarker landwirtſchaftlicher Bevöllcrung unverhältnismäßig durch die 
hier länger arbeitsfähigen höheren Altersklaſſen der Verſicherten be— 
laftet würden, deren Beiträge nad) ihrem Verficherungsmwerte minber- 
wertig, deren Ausficht aber, in den Beſitz einer Alters- oder auch 
Invalidenrente zu gelangen, erheblich größer fei, als bei den jüngeren 
Altersklaſſen, welche letzteren ihnen noch dazu durch den flarfen 
Abzug nah den inbuftriellen Gebieten des Reichs gefchmälert 
würden.) Bei Fortdauer dieſes Zuftandes müßte fi, auf der 
Grundlage der durch $ 97 ©. 89 gegebenen Möglichkeit einer für 
die einzelnen Anftalten verſchiedenen Beitragsbemeffung, der Erfolg 
herausftellen, daß die Anftalten für vorwiegend landwirtſchaftliche 
Bezirke zu einer ftarken Erhöhung ihrer Beiträge gedrängt würden, 
während die Anftalten mehr induftriellen Charakters diefelben außer⸗ 
ordentlich herabzufegen in der Lage fein würben.*) 

Um diefem Ergebnis vorzubeugen, will das IVG. ein Gegen- 
feitigfeitöverhältnis fämtlicher Verſicherungsanſtalten ſchaffen, durch 
welches eine wirkſame Ausgleichung ihrer Vermögenslage herbei— 


) „Fur die Verſicherungsanſtalten mit vorwiegend landwirtſchaftlicher Ber 
vdlkerung ergeben ſich im Durchſchnitt faſt doppelt jo viel Invalidenrenten und 
faft 4 mal fo viel noch erwerbsfahige Perfonen im Alter von 70 und mehr 
Jahren, als für die faft ausſchließlich gewerblichen Anftalten" (Mot. &. 208, 210). 

+) „Rad den biöherigen Erfahrungen würden im Beharrungszuftande unter 
Zugrunbelegung ber neuen Rentenfäge unb ber neueflen Erfahrungen bet durch⸗ 
ſchnittlich je 100 Mark Invalidenrente (ohne Reichszuſchuß) in landwirtſchaft ⸗ 
lichen Gebieten 21,55 Pf., in mehr induſtriellen Gebieten 12,79 Pf. und in den 
faft ausſchließlich gewerbligen Gebieten Berlin und Hanfeftäbte 9,06 Pf. im 
Durchſchnitte für jebe Marke zu erheben ſein“ (Mot. S. 195, 214). 
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geführt würde.) Ausgehend von dem Prinzip einer ftets für Das 
ganze Reich gleichen Beitragsbemeſſung (vgl. oben $ 42 Ziff. 5) 
beftimmt es, daß von feinem Inkrafttreten an ein erheblicher Teil 
aller Renten, auch der ſchon vorher bewilligten, als „Gemeinlaft" 
von fämtlichen Verfiherungsanftalten (nicht bloß von denen, bie für 
den betreffenden Verficherten Beiträge bezogen haben) nad einem, 
von ber Gefamthöhe aller ihnen zufließenden Beitragseinnahmen 
bergenommenen Maßftabe zu tragen feien. Diefer Mapftab wird 
dadurch verwirklicht, daß bei jeder Verficherungsanftalt alljährlich eine 
gleiche Quote der erhobenen Beiträge zu einem „Gemeinvermögen" 
ausgeſchieden und die Gemeinlaft jeweils auf die verſchiedenen Ge» 
meinvermögen aller Anftelten im Verhältnis zu deren Größe um- 
gelegt wird. 

II. Über die Bildung des Gemeinvermögens find die Beftim- 
mungen in 8 33 IVG. enthalten: 

1. Die Ausſcheidung des Gemeinvermögens erfolgt lediglich 
„buchmäßig“ ($ 33 Abf.2), hat alfo auf die Rechtsverhältniſſe des 
Anftaltsvermögens zu Dritten civilrechtlich feinen Einfluß. Gemein- 
vermögen ift vielmehr nur ein rechnungsmäßig in quantitativer®) 
Höhe feftftehender Teil des Vermögens der einzelnen Anftalt, welder 
verwaltungsrechtlih mit einem befonderen, auf die Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft aller Anftalten bezüglichen, Verwendungszwecke belaftet 
if. Das Gemeinvermögen bleibt daher Vermögen ber einzelnen 
Anftalt, welches fie, wie ihr fonftiges Vermögen („Sondervermögen“) 
„Telbftändig“ d.h. im Rahmen der ihr im allgemeinen zufommenben 
Selbftverwaltung (vgl. oben $$ 34, 35) finanziell verwaltet; es ift 
nit etwa ein civilzechtlich gemeinſchaftliches Vermögen aller Ber- 
fiherungsanftalten.”) Nur rechneriſch, nicht aber rechtlich, bildet bie 
Eumme aller, bei ſämtlichen Anftalten vorhandenen „Gemein- 
vermögen“ eine der Gemeinlaft entſprechende Einheit, welche aller- 

d) Mot. ©. 216, 228. 

®) Richt in quotitativer Höhe, d. 5. das Gemeinvermögen bilbet ſtets eine 
siffeenmäßig beftimmte Summe, aber nicht eine gemiffe Quote des Bejamt- 
vermögens ber Anftalt, wenngleich bie Sahresbeiträge quotitatio geteilt werben. 

?) Daß geht deutlich hervor aus $ 33 Abſ. 1I Sa IVG., wonach jede 
Anftalt „ihr Vermögen (Bemeinvermögen und Sondervermögen)" felbftänbig vers 
waltet, verbunden mit $ 126 Abf. 1 a. E, mo in Bezug auf bie einzelnen Ans 
alten von den „für die Gemeinlaſt beftimmten Teilen ihres Vermögens” 
geſprochen wird; vgl. unten R. 9. 
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Dings im Geſetz auch ala „das Gemeinvermögen“ oder ala „das 
Gemeinvermögen fämtlicher Anftalten“ bezeichnet wird.) Ihm wird 
dann, wiederum juriftif genau, „ber für die Gemeinlaft beftimmte 
Teil des Vermögens der einzelnen Verficherungsanftalt“ gegenüber- 
geftellt.) Es wird fi empfehlen, im folgenden beide Begriffe auch 
im Ausprud zu ſcheiden und die Summe aller einzelnen „Gemein- 
vermögen“ als „Gemeinmafle“ zu bezeichnen.!%) 

2. Von der Bildung des Gemeinvermögens blieb nad) der aus- 
brüdlichen'') Vorſchrift des 8 33 Abſ. 6 das am 31. Dez. 1899 
angefammelte Vermögen der einzelnen Verjicherungsanftalten un- 
berührt; es verblieb ausſchließlich dem Sondervermögen berjelben. 
Dagegen tritt nach $ 33 Abſ. 3 vom Jahre 1900 ab eine Teilung 
der bei jeber Verfiherungsanftalt gemachten „Ginmahme aus Beir 
trägen des Rechnungsjahres“ ein,'?) indem von derfelben */ı. des 
Gefamtbetrages buhmäßig dem Gemeinvermögen zugejchrieben werben. 
„Dem Gemeinvermögen find für feinen buchmäßigen Beftand von 
der Verfiherungsanftalt Zinſen gutzufcreiben“. Den Zinsfuß be 
ftimmt der Bundesrat einheitlich für ale Verfiherungsanftalten. Die 
Beftimmung erfolgt je für diefelben Zeiträume, melde nad $ 32° 


9) 5126 Abf.1 Satz 3: „bie auf das Gemeinvermögen ſamtlicher Anftalten 
entfollenden Zahlungen“; ferner $ 33 Abſ. 8, $ 125 Abf.1, 2, $ 126 Mil. i 
Sa 2. 

*) $ 126 Abſ. 1 Saf 3; vgl. oben R. 7. 

») Daß die Sonderung des Anftaltävermögend in Gemein und Sonder 
vermögen für die Gläubiger der Anftalt Leine rechtliche Bedeutung Hat, heben 
die Mot. zu $ 44 Entw. IBG. ausdrudlich hervor (vgl. oben $ 31 R. 24); 
insbeſondere bildet den Rentenberechtigten gegenüber das Kartell der Anftalten 
keine Pflichten, fondern nur eine Laſtengemeinſchaft; rechtspflichtig iſt nur bie 
anmeifende Anftalt allein (vgl. oben $ 66 I). Umgefehrt ift auf bie Beiträge 
nur bie einzelne zuftändige Anftalt forderungsberechtigt; vgl. oben $ 37 R. 1. 
Über die Folgen für die Garantie vgl. oben $ 31 R. 27. 

") Im Gegenfag zu ben Prinzipien des Entw. v. 1887; Mot. zum IBG. 
8.225 ff. 

") So $ 5 der Rechnungsvorſchriften v. 1. Dez. 1899 (MR. 00 ©. 221). 
„Als Einnahme aus Beiträgen des Rechnungsjahres gtlt der Unterſchied zwiſchen 
Kapitel I der Einnahme* (übericrieben „Beiträge“; vgl. S. 228) „und Kapitel I 
der Ausgabe.” Danach find von ber Beitragseinnahme bie im Jahre zurüds 
gezahlten Beiträge (nicht bie „Weitragderftattungen“ ber $$ 42 ff.) abzufegen, 
nicht aber die Koſten der Erhebung und Kontrolle, welde vielmehr als Bers 
mwaltungäfoften zur Sonberlaft gehören: $ 33 Abſ. 2 Say 2 IBG. mit Mot, 
&. 228 und AN. 01 ©. 565. 


$ 78. Berteilung der Renten. 953 


ec  AH.1IVG. zugleich als Perioden für die einheitliche Feſtſetzung 
r ber Beitragshöhe in Betracht kommen (vgl. oben $ 42 Ziff. 2, 
: 7,8). Dementfprehend hat der Bundesrat für die erfte elfjährige 
Periode bis Enbe 1910 (vgl. oben $ 42 N. 18) mittels Bel. vom 
31. Jan. 1901'°) unter I beftimmt, daß dem Gemeinvermögen am 
Schluſſe jeves Rechnungsjahres für denjenigen Beftand, den es am 
Anfang desfelben hatte, Zinfen von 3%, gutzuſchreiben feien.'*) 
Er hat aber auch weiter befiimmt, was wohl kaum durch den Wort« 
laut und Sinn bes Gejeges begründet ift, daß auch Zinfen für die 
Einnahmen aus den im Laufe des betreffenden Rechnungsjahres 
‚eingelommenen Beiträgen am Schluffe desſelben gutzufchreiben 
Jeien;'5) der Zinsfuß beträgt auch 3%/,, doch ift er nicht für das 
volle Jahr, fondern nur für °/, desfelben zu berechnen. Die hier 
nach notwendig werdenden Berechnungen werben in ein Abrechnungs⸗ 
buch eingetragen, welches über das Gemeinvermögen nad) einem vom 
RBA. vorgeſchriebenen Formular zu führen ift.'%) Bon der Summe 
‚aber, welche fi daraus ergibt, wird diejenige Zahlung abgefchrieben, 
welde aus dem Gemeinvermögen der Verfiherungsanftalt als ihr 
i Anteil an der Gemeinlaft für das verflofiene Rechnungsjahr an bie 
ö Poſt zu erftatten ift; die Differenz bildet den Salbovortrag für das 
neue Rehnungsjahr d. h. den Beftand des Gemeinvermögens, mit 

dem biefes in das neue Jahr eintritt. 
3. Im Bufammenhang mit der Revifion der Beitragshöhe (vgl. 
oben $ 42 Ziff.2, 7, 8) hat auch eine Prüfung ber Frage ftatt- 


1) AR. 01 S. 268, dazu Rundſchr. RVA. v. 25. ehr. 1901 S. 266. 

") Erzielt die Anftalt für ihre Bermögendanlagen mehr Zinfen, fo kommt 
das ihrem Sondervermögen zugute. — Abrechnung nicht vor dem 1. Märy bed 
folgenden Jahres: $ 10 der Rechnungsvorſchr. und Bemerkung dazu (AR. 00 
&. 293, 251) und Runbfehrelben v. 25. Febr. 1901 ©. 287. 

1) Bol. dagegen bie AR. 02 S. 241 Rr. 954 mitgeteilte, erfolglos gebliebene 
Beſchwerde einiger Anftalten, welche hervorhoben, daß auch eine Zinsberechnung 
für den auf bie Gemeinlaſt entfallenden Teil des gemäß $ 123 Abſ. 3 IVO. 
<ogl. unten $ 79) von ben Anftalten an bie Poft zu leiftenden Betrlebsfonds 
zu Laſten des Gemeinvermögens nicht vorgefehen fei. 

1) $5 ber Rechnungsvorſchr. und Vemerkung dazu. Das Formular AN. 00 
©. 232 ift infolge des bei N. 16 beſprochenen Punktes buch AR. O1 S. 267 
geändert worben, Als Aktiva kommen nunmehr folgende 4 Poſten in Betracht: 
der Beftand des Vorjahres, 3 % Zinſen davon für ein Jahr, *]ı. der Veitragd- 
‚einnahme des neuen Jahres, 3%, Zinfen Hiervon auf >, Jahre. 











ER 
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zufinden, ob die Gemeinmafle'?) „zur Dedung der Gemeinlaft aus- 
reicht” und auch für die Zukunft unter Beibehaltung des bisherigen 
Teilungsverhältnifies ($ 33 Abſ. 3 Sat 1, vgl. oben bei N. 12) 
ausreichen wird. Es ift danach, analog wie bei der Nachprüfung, 
der Beitragshöhe (vgl. oben $ 42 Ziff. 2, 7), mittels Aufſtellung 
einer Bilanz zu unterfuchen, ob die vorhandene Gemeinmaſſe nebft 
Binfen zuzüglich der ihr in Zukunft zu überweilenden Beträge aus- 
reiht, um alle ihr obliegenden Zahlungen aus laufenden und 
fünftigen Renten zu befriedigen.) Dabei ift für die Vergangen- 
heit das Vorhanbenfein von Fehlbeträgen und Überſchüſſen feftzuftellen. 
und zugleich für die Zukunft, unter Berüdfihtigung derfelben, die 
dem Gemeinvermögen zu übermeifende Quote fo zu berechnen, daß 
fowohl ein Plus als ein Minus möglicäft vermieden werde.) Da- 
nad ‚hat der Bunbesrat für die nächftfolgende zehnjährige Periode 
„über die Höhe des für das Gemeinvermögen bucdhmäßig .aus- 
zufceidenden Teils der Beiträge zu beſchließen“ ($ 33 Abf. D. 
Immer kann der Ausgleih nur in einer Veränderung der Über- 
weifungsquote für die Zukunft gefucht werben; niemals in einer. 
Inanſpruchnahme ſchon vorhandenen Sondervermögens für die Ge— 
meinlaft?%) ober vorhandenen Gemeinvermögens für die Sonderlaft 
der Verfiherungsanftalten. Soll die Überweifungsquote herabgefegt 
werben, fo ift dazu der Bundesrat allein zuftändig; ſoll fie erhöht. 
werben, fo bebarf es dazu ber Zuftimmung des Reichstages ($ 33 
Ab. 5). In Bezug auf diefe, namentlich für die Pflicht des Reichs- 
tages, bei Anerkennung ber rechneriſchen Grundlagen die Erhöhung. 
zu bewilligen,2') gilt analog das bereits oben $ 42 Ziff. 8 mit $ 32. 
II, 1 litt. aa Entwidelte. 

mm Das Gefeg ſpricht von „bem Bemeinvermögen"; vgl. dazu oben R. 8 
und ZfenbartsSpielhagen Anm. 20. Die Verteilung der Gemeinlaft auf 
bie einzelnen ®emeinvermögen nad) Verhältnis ihres Beftanbes ſchließt bie 
Unzulänglidteit des einzelnen Gemeinvermögens aus, 


%) Vol. bie mathematiſqh/ berſicherungstechniſchen Ausfüßrungen in ben Bot, 
&.29 u. €. 


») Dazu Ifenbart-Spielhagen Anm. 21. 
2) So ausdrucklich im Anſchluß an das Verbot ber Inanſpruchnahme bed 
am 31. Dez. 1899 vorhanden gemejenen Vermögens ber $ 33 Abſ. 6 IB®. 


2) Antrag v. Rihthofen-Damsdorf Nr. 281 Ziff. 3 mit Sten.Ber- 
6.2273 D und 2272 D (Min.Direltor v. Woebtte). 
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II. Hiernach geftaltet ſich bie Rentenverteilung ($$ 125, 126 
IV.) folgendermaßen: ??) 

1. Beforgt wird biefelbe durch die Rechnungsftelle des Reichs» 
verfiherungsamts ($ 124 Ziff. 1, 2, vgl. oben $ 29 II, 5). Die 
Verfiherungsanftalten haben derfelben die vom ABA. beftimmten 
Mitteilungen zu machen ($ 124 Abf. 2 IVG.); den Zwecken der 
Rentenverteilung dienen namentlih die Zählferten und Wegfalle 
anzeigen, welche gemäß $$ 19, 20 ber Rechnungsvorſchriften vom 
1. Dez. 1899 (AN. 00 S.225f.) für jede Rente formulargemäß. 
(S. 40—245) auszufüllen und an die Rentenftelle einzuſenden find. 

2. Auf ber anderen Seite erhält die Rechnungsftelle nad Ab- 
lauf jedes Rechnungsjahres von ben drei Bentralpoftbehörden?) 
Nahmeifungen über diejenigen Zahlungen, welche im Laufe des 
Jahres auf Grund der Anweifungen der Verfiherungsanftalten ge- 
leiftet worben find ($ 126 Sat 1). Hieraus ergeben ſich diejenigen 
Summen, welche auf Anmeilung jeder einzelnen Anftalt durch die 
Poſt zur Auszahlung gelangten. Liquibiert werben die tatſächlich 
in dem betreffenden Jahre geleifteten Zahlungen, gleichviel für 
welches Jahr fie geleiftet jind.**) Beſonders wichtig aber ift, daß, 
obwohl das am 31. Dez. 1899 vorhandene Vermögen ber Anftalten 
für die Gemeinlaft nicht herangezogen wurde (vgl. oben II, 2), doch 
den neuen Verteilungsgrundfägen alle feit 1900 geleifteten Renten» 
zahlungen unterworfen find, auch wenn fie auf Renten entfallen, 
welde ſchon unter dem ©. 89 bewilligt wurben.2?) Abgefegt werben 
von der auf bie einzelne Anftalt entfallenden Summe diejenigen 
Beträge, welche nach direkter Mitteilung derfelben ihr in dem be— 
tteffenden Jahre bar eritattet worben find.2°) 


®) Bgl. die Ergebniſſe des Rechnungsabſchluſſes nebft Erläuterungen und 
Xabellen für 1900 AR. 01 ©. 564 (oben N. 1), dazu ArbV. 01 ©. 517 ff., für 
1901 UN. 02 ©. 564, für 1902 AN. 03 ©. 478. 

2) ReichBpoftamt, bayr. Staatäminifterium des Ngl. Haufe unb des 
Außeren, mürttemberg. Minift. der auswärtigen Angelegenheiten. 

2) Dazu Gebhard-Düttmann Anm. 23 zu $$ 125, 126. UÜber die Ein 
beziehung der auf Grund von $$ 115, 116 Abi. 1, 117 Abſ. 3, 129 Abſ. 4 ge» 
leifteten vorläufigen Zahlungen, für welde eine Kapitalwertsberechnung noch · 
nicht ftattgefunben Hat, vgl. Mot. viertlegter Abſatz zu $$ 8994 Entw. IIG. 

2%) Mot. fünftlegter Abjag zu $$ 89-94 Entw. IVG. 

2) AR. 01 &.570, 577; AN. 02 ©. 566, 573; AR. 03 S. 480, 487. Auf 
&.570 UN. O1 Heißt es, es fei in Mbgug gebracht morben, was bar auß- 
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3. Die Subjefte bezw. Vermögensmaflen, auf welche die Ver- 
teilung erfolgt (Berteilungsfaftoren), find das Neid, die Gemein- 
maffe bezw. die in ihr begriffenen Gemeinvermögen ber einzelnen 
Anftalten und die Sonbervermögen?') derfelben ($ 125 Sat 1). 
Dementiprehend zerfällt die gefamte zu verteilende Laft in eine 
Reichslaſt, eine Gemeinlaft bezw. die Anteile der einzelnen Anftalten 
an derfelben, welde fie aus ihrem Gemeinvermögen zu erftatten 
Haben, und in die Sonderlaften der einzelnen Anftalten. 

4. Zweds Feſtſtellung des Verteilungsmaßftabes ift zunächſt 
‚allerdings von den einzelnen Renten auszugehen, welche eine Ver⸗ 
fiherungsanftalt bewilligt hat, und von dem Anteil, der davon den 
einzelnen Verteilungsfaftoren zur Laft fält. Dabei ergibt ſich für 
die Vollrente: 2°) 

a) Von der Invalidenrente entfällt zunächft auf das Reich der 
fefte Reichszuſchuß von 50 M. ($ 125 Abſ. 1 Sa 2 mit $ 35 
Sap 2). Das Reich wird aber auch ferner mit einem gewifjen 
Rentenanteil belaftet, welcher den ohne Beitragaleiftung zur An- 
rechnung fommenden Wochen militärifcher Dienftleiftung 2°) entſpricht 
«8 125 Abſ. 1 Sag 2 mit $ 40 Abſ. 2). Diefer Rentenanteil wird 
nad) dem Geſetz in der Art berechnet, daß für jebe beitragsfreie 
Militärwoche die Summe von 18 Pf. angefegt wird; doch kann der 
Bundesrat diefen Beitrag jederzeit, ohne an beftimmte Revifions- 
perioben gebunden zu fein, anberweit feftjegen. Nach ben bisherigen 
‚Erfahrungen ftellt der Betrag von 18 Pf. ungefähr denjenigen 


Rentenzahlungen für dad Jahr 1900 erftattet war. Gemeint find wohl bie 
Rentenrüczahlungen tm Jahre 1900, obgleich allerdings, genau genommen, Die 
Verteilung der Rüdzahlungen nad demjenigen Maßftabe erfolgen follte, welder 
für die Verteilung ber entfpredenden Zahlungen maßgebend war. Bol. aber 
‚analog bei R. 4. 

ar) Der $ 125 Sa 1 IB®. ſpricht von ber Verteilung „auf das Reid, 
das &emeinvermögen und da8 Sondervermögen“. Das ift unritig, da bie 
Summe aller Sondervermögen in feiner Beziehung, auch nicht einmal rechneriſch, 
‚eine Einheit bildet. 

=) „Wird nur ein Zeil der Rente gewährt, fo tft, ähnlich wie in den Fällen 
‚bed teilmeifen Rubens einer Rente ($ 34), ber Reichszuſchuß und der bei un- 
verfürztem Betrage der Rente auf bie Gemein» und Sonberlaft entfallende 
Anteil im Berhältniffe ber ganzen Rente zu dem bemilligten Teilbetrage ent» 
ſprechend zu kürzen“: Mot. Abf. 2 zu $ 11 Entw. JVG.; vgl. aber unten R. 41. 

%) Die beiben legten Worte fehlen im Text des Gejeges, find aber aus 
8 40 Abſ. 2 zu ergänzen. 
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Rentenbetrag dar, welchen eine Verfiherungsanftalt „vom Eintritte 
ber Ermerbaunfähigkeit, fpäteftens vom vollendeten 70. Lebensjahre” 
gewähren könnte, wenn fie von einem im militärpflichtigen Alter 
ftehenden Verfiherten eine einmalige Prämie in Höhe des aus- 
gefallenen Wochenbeitrags erhalten hätte.) Die 18 Pf. enthalten 
danach ſowohl den Steigerumgsfag der Invalidenrente in 2. Lohn- 
klaſſe mit 6 Pf., als auch einen entſprechenden Anteil an dem Grund⸗ 
betrage der Rente mit 12 Pf.”') 

Zur Gemeinlaft gehörig und daher rechnerifch zunächft??) das 
Gemeinvermögen der bemilligenden Verfiherungsanftalt belaftend ift 
der Grundbetrag ber betreffenden Invalidenrente, von dem aller- 
dings, fofern Milttärwoden vorliegen, foviel mal 12 Pf. abgezogen 
werben müffen, als Militärwochen in Anrechnung Tamen, da in- 
ſoweit bereits das Reich belaftet wurde.) Ferner wird die Ge— 
meinlaft gebildet durch diejenigen, auf der Zählfarte ausgeworfenen 
Rentenfteigerungen, welche auf Krankheitswochen ($ 40 Abf. 1) ent- 
fallen und durch die Rentenabrundungen ($ 38). Diefer Umfang 
der Gemeinlaft ift in $ 33 Abſ. 2 pofitiv und in $ 125 Abſ. 2 
Sag 1 negativ zum Ausbrud gebracht. 

Für Die Sondervermögen ber Verficherungsanftalten verbleiben 
danach nur die auf effektiven Beiträgen beruhenden Steigerungs- 
fäge, was in $ 33 Abſ. 2 negativ und in $ 125 Abf.2 Sag 1 
pofitiv zum Augbrud gebracht wird. Und zwar fallen dieſe Steige- 
rungsfäge von vornherein nicht ausfchlieglich dem Sondervermögen 
der bemilligenden Verfiherungsanftalt, fondern je dem Sonder 
vermögen derjenigen Anftalt zur Laft, welcher die entſprechenden 
Beiträge zugeflofien find ($ 125 Abſ. 2 Sat 2 Halbjag 1). 

b) Von ber Altersrente fommt zunächft gleichfalls der Reichs- 
zufhuß von 50 M. auf Rechnung des Reiche. Rechneriſch und 
rechtlich begründet ift aber ferner auch hier die Zumeilung von 
18 Pf. für jede Militärdienſtwoche an das Reih;**) doch ſcheint 








%) Mot. S. 320 mit math. Dentſcht. S. 79 ff. 

3) Mot. S. 320 Abſ. 2 Satz 1. 

3) d. 5. vorbehaltlich des Ausgleichs mit den anberen Gemeinvermögen; 
gl. unten Ziffer 8. 

3) AR. 01 S. 567 Abi. 3, S. 563 Abſ. 5. 

%) Die Beftimmungen in 40 Abſ. 2 und $ 125 Abſ. 1 Say 2 lauten ganz 
allgemein. Die Worte in letzterer Stelle: „für jede in Anrechnung kommende 
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es, als wenn die Praris bes RVA. dies ablehnte.) Bon dem 
Reſte?) entfallen drei Viertel auf das Gemeinvermögen ver be— 
willigenden Anftalt (vgl. oben N.32) und ein Viertel auf die 
Sondervermögen derjenigen Anftalten, welchen effektive Beiträge für 
den betreffenden Rentenempfänger zugeflofien find. Die Verteilung 
dieſes Viertels geſchieht im Verhältnis der Höhe der ber einzelnen 
Anftalt zugefommenen Beiträge.?') 


5. Im weiteren werben nun aber bei jeder Verficherungsanftalt 
die von ihr bemilligten einzelnen Renten und bie in ihnen ent- 
baltenen, die verfchiedenen Verteilungsfaftoren belaftenden, Renten- 


Beitragdwoce" entiprehen dem „in Anrechnung gebracht“ des $ 30 Abſ. 2; 
es ift fein Grund, fie nur mit $ 36 Abſ. 4 Sag 1 in Verbindung zu fegen. 
Für die Auffaffung bes Terted fpriht der Zuſammenhang mit dem alten Recht. 
Für das neue Recht ift aber auch innerlich Fein Grund vorhanden, ben von ben 
Verfierungsanftalten aufzubringenden Teil ber Altersrente anders zu behandeln, 
als die Orunbbeträge ber Invalibenrente. Endlich ergeben die in ber math. 
Denkirift S. 79 ff. angeftellten Berechnungen, daß man babei (vgl. 3.8. die 
tm Zegt bei litt. a angeführte Stelle) auch von ber Beteiligung des Reichs an 
der Altersrente wegen ber beitragsloſen Militärmogen außgegangen ift. Mit 
unferer Auffafiung ftimmen überein Ifenbart-Spielhagen Anm. 8 Abj.2 
und Gebharb-Düttmann Arm. 14 Abf. 2, dagegen Piloty S. 94 Tabelle B. 

*) So wird in AR. 01 S. 667 f. bei ber Darlegung ber Grunbfäge für 
„bie Bearbeitung der Renten“ die Reichslaſt von 18 Pf. nur in Bezug auf die 
Aalten und neuen) Invalibenrenten, nicht aber in Bezug auf bie Alterdrenten 
erwähnt; ebenfo fällt bei der Rapitalmertätabelle S. 570 a. G. „ba Reich auf 
Grund von $ 40” für die Miterörenten aus, was buch bie Tabelle S. 579 
Sp. 11, 18, 14 (vgl. entſprechend AN. 02 &.575, AR. 03 ©. 489) beftätigt 
wird. Auch bie Zählfarte für die Alterärente AR. 00 ©. 242 enthält feinen 
Borbrud für Angabe der Militärwoden, und ber Vorbrud für „Verteilung bed 
ZJahreöbetrages" fühet nur ben Reichezuſchuß, aber nicht, wie auf der Zäßffarte 
für die Invalidenrente, die „militärtf gen Dienftleiftungen“ an. 

*) Die Rentenabrunbungen werben bier trotz ber zweifelhaften Fafſung des 
Geſetzes ($ 33 Abſ.2 Sag 1) nicht vorher ausſchließlich für die Gemeinlaft ab: 
gezogen (AR. 03 ©. 576 Nr. 1094); Gebharb-Düttmann Anm. 15. 

=) 9 33 Abſ. 2, $ 125 Abſ. 2 Sa 1 und 2 Halbfag 2. Wenn in ber left: 
gedachten Stelle gejagt ift, daß die Berteilung „im Verhältnis bes Wertes 
Diefer Beiträge” gefgehen fol, fo Tann dod damit faum ber Verfiherungämert 
ber Beiträge gemeint fein, wie denn aud bie Zähllarte keinerlel Angaben zur 
Beftimmung beöfelben enthält. Übereinftimmenn Gebhard» Düttmann 
Anm. 17. Durch die Belaffung von ’/, ber Alterörenten ais Sonberlaft wollte 
man das Intereffe ber eingelnen Anftalten an eiher peinlichen Feftftellung biefer 
‚Renten erhalten (Romm.Ber. zu $$ 908, 21a ©. 76). 
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anteile Tapitalifiert d. h. es wirb nach den Grundſätzen der Wahr- 
ſcheinlichkeitsrechnung der Kapitalmert (Rentenwert) berechnet, welcher 
nebft Zinfen ausreicht, um die Rente bezw. die in ihr enthaltenen 
Zaftenteile dauernd zu deden ($ 125 Abf. 3). Hierdurch und duch 
das darauf gegründete fernere Verfahren follen zugleich die nach 
dem ©. 89 alljährlich für jede einzelne Rente wiederkehrenden 
Arbeiten entbehrlich werben.) Über bie Berechnung des Kapital» 
wert? teifft ber Bundesrat jederzeit abänberlihe Beſtimmungen 
4$ 125 Abſ. 3 Sat 2). 

Die hiernad für die Kapitalifierung anzumendenden Grundfäge 
hat ber Bundesrat „bis auf weiteres“ in der Bel. v. 31. Jan. 1901 
unter II niebergelegt.”) Maßgebend für die Berechnung find die 
Formeln, welde in der mathematifcden Denkſchrift zum Entwurf des 
IVO. G. Aff. 44ff.) mitgeteilt find, wobei ein Zinsfuß von 
3%/, anzurechnen ift. Der Kapitalmert einer Rente ift aber ver- 
ſchieden nach der vorausſichtlichen Dauer des Rentenbezugs oder, 
negativ außgebrüdt, der Ausſcheidewahrſcheinlichkeit, welche nad) der 
Höhe des Lebensalter bes Berechtigten für Alters- und Invaliden- 
tentenempfänger in fog. Ausfcheivetafeln feftgelegt wird. Die für 
maßgebend erklärten Ausfceidetafeln find der Bekanntmachung an— 
gehängt.) Zu kapitaliſieren find alle diejenigen Renten, welche der 
Rechnungoſtelle von den einzelnen Anftalten bekannt gegeben find; 
{pätere Änderungen in ver Rentenhöhe bleiben auf den einmal 
Tapitalifierten Rentenbetrag ohne Einfluß.) Ausgeſchloſſen von 
der regelmäßigen Kapitalifierung find aber die bemilligten Kranken⸗ 
renten; für fie fol ein Viertel bes Jahresbetrages als Kapitalmert 
zum Anſatz gelangen.*2) 


3») Mot. ©. 318 a. E.; Komm. Ber. ©. 153. 

*) AN. 01 8.268 ff.; dazu erläuternd ArbV. 01 ©. 149. 

4) „Als Lebensalter gilt dabei der Unterſchied zwiſchen dem Zugangsjahre 
und dem Geburtsjahre; dad Alter zur Zeit des Rentenbeginnd ober der Renten: 
bewilligung Tommt aljo nicht in Betracht“ (UN. O1 &.268 a. E. mit Arbv. O1 
S. 150). Belondere Formeln „behufs Berüdfihtigung der gemäß $ 41 Abf. 3 
nachzugahlenden Rentenbeträge und des Ginflufies der Seit, bie bei nachtraglich 
geltend gemadten Anſprüchen auf Invalivenrente von dem Eintritte ber 
werböunfäßigteit ab bis zur Rentenbemilligung verfloffen ift, auf die Höhe des 
Rentenwertö": AN. 01 S. 269. 

+) Dazu Ifenbart-Spielhagen Anm. 10a und 7 Abi. 2. 

) AN. O1 S.568; dazu ArbB. 01 &.149, 521. Anſchiuß an bie math. 
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6. Kapitaliſiert man innerhalb jeder Verfiherungsanftalt auf 
diefe Weife die in einem Rechnungsjahre bemilligten Renten und 
deren Anteile und fummiert man bie legteren je für die einzelnen 
Verteilungsfaltoren, fo erhält man für jede Verficherungsanftalt den 
Gefamtlapitalwert ihrer Renten mit K Mark und als Teile des— 
felben den Kapitalwert der Neichslaft mit Kr Mark, den Kapital 
wert der Gemeinlaft (vgl. oben N. 32) mit Kg Mark und den 
Rapitalwert der Sonderlaft fomohl der anweiſenden Anftalt mit 
Ks Mark, wie der anderen (fremden), an biefen Renten beteiligten, 
Anftalten mit Ks 1, Ks 2 ufm. Marl. 

Hier tritt nun aber nad $ 125 Abſ. 2 Sag 3 mit $ 126 
Abſ. 2 Halbſatz 2 fofort eine Vereinfachung ein. Es müffen nämlich 
immer bie fremden Verfiherungsanftalten die ihrem Sondervermögen 
zur Laſt fallenden Rentenkapitalanteile dem Sondervermögen ber 
anmeifenden Anftalt am Schlufle des Rechnungsjahres erftatten und 
fih dadurch ein für allemal von der ferneren Beteiligung an ber 
laufenden Rentenlaft diefer Anftalt freifaufen. Die Erſtattung er- 
folgt im weiteren Gange des Verfahrens gleichfalls duch Ver— 
rechnung?) bei Seftftellung derjenigen Zahlungen, welche bie ein- 
zelnen Anftalten aus dem abgelaufenen Rehnungsjahre der Poſt zu 
leiften haben, indem diejenigen Anftalten, welche nad mögliciter 
Aufrechnung (Stontration) der fih aus $ 125 Abf.2 Sag 3 er- 
gebenden Erftattungsforberungen und =Verpflichtungen fih no im 
Debet befinden, einen dieſem Debet entſprechenden Betrag von der 
Schuld ihrer Gläubigerinnen an die Poft übernehmen.) Durch 
die Erftattung fallen die Kapitalwerte Ks1, Ks2 uſw. als folde 
fort und wachſen der Sonberlaft der anweiſenden Anftelt Ks zu, 
fo daß bet jeder Anftalt nunmehr nur noh K, Kr, Kg und Ks 
zu berüdfichtigen find und „für jede Anftalt fernerhin nur ſolche 
Renten in Betracht kommen, welche fie jelbft angemiefen hat“ .) 

7. Zür das erfte Jahr 1900 nach dem Inkrafttreten bes JVG. 
mußte aber nicht bloß die Kapitalifierung und Verteilung der in. 


Denkſchrift S.23 f. Beim Übergang der Kranfenrente in die Dauerrente muß. 
danach jebenfalld neue Rapitalifierung erfolgen; ngl. oben $ 75 VIL, auch R. 85a. 

©) Mot. S. 321 Abſ. 1, Romm.Ber. S. 154; vgl. unten Ziff. 8 a. €. 

*) So aud bie Beifpiele bei Gebharb-Düttmann &.577; vgl. auch 
3.8. AR. 02 ©. 569 |. 

*) Mot. &. 320. 
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ihm bewilligten (neuen) Renten erfolgen, fondern aud aller der⸗ 
jenigen (alten) Renten, welche bereits in früheren Jahren angewiefen 
worben waren und am 1. Jan. 1900 noch gezahlt wurden. Auf die 
Beſonderheiten, welche fi) dabei ergaben und denen durch die Bel. 
des Bundesrats v. 31. Jan. 1901 und duch eine auf Vorſchlag des 
RVA. getroffene Vereinbarung der Berfiherungsanftalten *°) Rechnung 
getragen wurde, braucht hier nicht mehr näher eingegangen zu 
werben. Bewirkt murbe hiernach durch das erſte Verrehnungs- 
geihäft am Schluß des Jahres 1900, daf nunmehr gemäß $ 125 
Abſ.3 IVG. für jede Anftalt die Kapitalmerte und Kapitalwerts- 
anteile der von ihr angemwiejenen, während des Jahres 1900 nod*") 
laufenden (alten und neuen) Renten feitftand. 

Dagegen ift es für fpätere Rechnungsjahre (4. B. 1901) nicht 
mehr nötig, die Kapitalifierung der in ben Vorjahren bewilligten, 
noch laufenden Renten zu wiederholen, vielmehr werden die maß— 
gebenden Kapitalwerte fernerhin durch Fortichreibung evident ge= 
halten. Dies geſchieht nach Vorſchrift der Bundesratsbekanntmachung 
v. 81. Jan. 1901*%) dadurch, daß von den für das abgelaufene 
Jahr (3. B. 1900) ermittelten Kapitalwerten die entſprechenden, für 
basfelbe geleifteten Zahlungen an die Poft abgezogen und den fo 
erhaltenen Reftlapitalwerten 3%, Zinfen für ein Jahr und die 
Rapitalwerte fir die im Laufe des neuen Jahres (3. B. 1901) zu- 
gegangenen Renten hinzugefügt werben. 

8. In demfelben Verhältnis nun, in welchem bei jeder Anftalt 
Kr, Kg, Ks zu K ftehen, wird Die Summe der von ber Poſt 
bezw. ben brei Poftverwaltungen auf Anweiſung diefer Anftalt vor- 
geſchoſſenen Beträge auf das Neih, das Gemeinvermögen der An= 
ftalt und ihr Sondervermögen verteilt.) Dann bleibt nur voch 


*) AR. 01 ©. 566 ff.; Gebharb-Düttmann Anm. 25. 

*) Auch das „noch“ in $ 125 Abſ. 3 will nicht fagen, daß bie in Betracht 
Tommenben Renten noch bei Ablauf be Jahres ober zur Zeit bes Abrechnungs - 
geſchafts nod laufen müffen; vgl. ISfenbart-Spielhagen Anm. 11, Geb- 
hard» Düttmann Anm. 4. 

©) AR. 01 ©. 269; vgl. ſchon Mot. S. 319 Abſ. 2 und Komm.Ber. ©. 158 
Abſ. 4. Entſprechend bie Abrechnungen AR. 02 ©. 567, AR. 03 ©. 481. 

“) 5 126 Ab. 1 Say 2. Rechneriſch vollzieht fi die Sade fo, daß 
K=1 gefeft und danach Kr, Kg, Ks ala Dezimalbrüce beftimmt werden, 
mit denen ber Reife nad) die Summe ber Poſtauszahlung multipfigiert wird; 
vgl. die Tabellen AR.O1 ©. 584, 585. Die Formeln, welde die Mot. S. 319, 

Rofin, Weit ber Mrbeiterverfiherung. Band II. [31 
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übrig, den Ausgleich unter den Verjiherungsanftalten hinſichtlich der 
Gemeinlaft vorzunehmen. Dies geſchieht dadurch, daß die Summen, 
welche bei jeber Anftalt als ihr Anteil an der Gemeinlajt ermittelt 
find, zuſammenaddiert und die Gejamtfumme wieberum auf die Ge— 
meinvermögen ber einzelnen Anjtalten im Verhältnis ihres Beftandes 
am Schluß) des betreffenden Rechnungsjahres umgelegt werben. 
Über die Mobififation, welche bie für jede Anftalt ſich ergebenden 
Endziffern durch die Erftattung von Anteilefapitalien gemäß $ 125 
Abi. 2 Sap 3 IVO. erleiden können, vgl. ſchon oben Ziff. 6 
N. 44. 

9. Über die dem Reiche zur Laft fallenden Beträge ift zweds 
Erftattung an die Poft dem Reichskanzler (Reihsamt des Innern) 
Vorlage zu machen ($ 126 Abſ. 2 Schlußfag). Cbenfo erhält jede 
Verfiherungsanftalt von der Rechnungsſtelle Mitteilung über bie 
Höhe des fie treffenden Anteils an der Gemeinlaft, ihrer Sonberlaft 
und ber nad) $ 125 Abſ. 3 ihr zugute ober zu Laften kommenden 
Rentenanteilsfapitalien. Die Summe ver beiden erften Poſten, ver- 
mindert ober vermehrt um ben dritten, bildet den von ihr der Poſt 
geſchuldeten Erftattungsbetrag ($ 126 Abſ. 2 Sag 1). Dabei find 
die den Berechnungen zu Grunde liegenden Zahlen anzugeben.’') 
Gegen die Verteilung und Abrechnung ift die Beſchwerde beim RVA. 
zuläffig.??) Auch den Bentralpoftbehörben ift von der Rechnungs - 
ſtelle mitzuteilen, welde Beträge danach vom Reiche und von 
den einzelnen Berfiherungsanftalten im ganzen zu erftatten find 
($ 126 Abſ. 3). 


879. Grftattung an die Poſt. 


I. Der „vorfhußweifen" Auszahlung der Renten durch bie 
Poſt ($ 123 Abſ. 1 IWG.) entſpricht die alljährliche Erftattung der 
von der Rechnungsftelle berechneten und den einzelnen Verteilungs- 


ber Romm.Ber. S. 153 und AR. O1 &. 566 bringen, ‚Iommen ſachlich auf das ⸗ 
felbe Hinaus. In den Abrechnungstabellen werben übrigens bie Berechnungen 
für bie Reihölaft aus $ 35 und auß $ 40 ſteis getrennt gehalten. 

") AR. 02 ©. 567, AR. 08 ©.481. 

®) 8 126 Abſ. 2 Saf 2; dazu AR. 01 ©.568 a. €. 

“) $ 126 W6f.2 Gap 3; RBND. 9.47 und dam Brei oben 5 29 9.44 
HB 46. 
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faktoren zugewieſenen Beträge an die Volt. Die Ausgleihung 
zwiſchen den allgemeinen Reichsfonds, über melde das Reichsamt 
des Innern bubgetmäßig verfügt, und dem Reichspoſtfiskus ift 
innere Reichsangelegenheit. Auch über die vom Reihe an die 
bayriſche und mürttembergifche Poft zu leiftenden Erftattungen ift 
im Gefeg feine befondere Vorſchrift enthalten.) Dagegen ſchreibt 
dasſelbe vor, daß die Verfiherungsanftalten die von der Rechnungs⸗ 
ftelle ihnen mitgeteilten Beträge binnen zwei Wochen nah Eingang 
der Mitteilung den Zentralpoftbehörden zu erftatten haben ($ 127 
Sat 1). Die Erftattung erfolgt aus den bereiten Mitteln ber 
Anftalt ($ 127 Sat 2), ohne daß dabei, da die Teilung bes 
Anftaltsvermögens in Gemein- und Sondervermögen feine reelle, 
fondern nur eine buchmäßige ift, zwifchen Gemeinlaft und Sonder 
laft zu feheiden if. Da die Erftattung unbedingt binnen zwei 
Wochen nah Eingang der „Mitteilung“ ?) erfolgen muß, fo ift 
daraus zu fließen, daß die in $ 125 gegen die Verteilung und 
Abrechnung zugelaffene Beſchwerde feinen Suspenfiveffeft befigt 
und etwaige, im Beſchwerdewege feftgeitellte, TÜber- ober Unter- 
belaftungen bei der nächitjährigen Verteilung zur Ausgleihung zu 
dringen find.) Gegen Anftalten, melde mit der Erftattung im 
Rüchſtande bleiben, ift auf Antrag der entralpoftbehörde von dem 
Reichs· bezw. Landesverficherungsamte mit den geeigneten Zwangs- 
mitteln vorzugehen.*) 

II. Reichen die bereiten Mittel der Anftalt zur Erftattung nicht 
aus d. h. erweiſt fi) die Anftalt als zahlungsunfähig, fo liegt ber 
bereits oben $ 31 V, 2e erwähnte Fall des Eintritts der Garanten 
vor. Bei gemeinfamer Garantie iſt als Beteiligungsmaßftab aus- 
drüdlich die Bevölferungsziffer erklärt ($ 127 Abſ. 1 Satz 3, 4. 


”) Bel, dazu Bd. I ©. 635 R. 17. 

2) 8197 Abſ. 1 Sag I mit $ 126 Abſ. 2 Sof 1. 

>) Bol. dazu bie Tabelle X, AR. 01 S. 575 mit 593 Sp. 3, 6 unb ent⸗ 
ſprechend in ben fpäteren. Jahren. 

4) Der 5127 Abſ. 2 fpriht von „Einleitung bed Smangäbeltreibungss 
verfahrens“ und die Mot. zu $$ 79-81 Entw. ©. 89 fügen bie inhaltlofe Ber 
merkung Hinzu: „Die Formen, in melden dad Zwangsverfahren einzuleiten 
und durchzuführen ift, richten ſich nach allgemeinen Regeln.“ Daß bei bloßer 
Saumnis aud $ 108 Abſe in Betracht Fommen Tann, Heben Ijenbart- 
Spielhagen Anm. 4 zutreffend hervor. . 

ar 
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II. Der vorſchußweiſe Charakter der Poftauszahlung erfährt 
dadurch eine Minderung, daß nad $ 123 Abſ. 3 IVG. die Zentrale 
poftbehörben für berechtigt erklärt find, von jeber Verfiherungs- 
anftalt als Gegenvorfhuß auf ihre Grftattungsleiftungen einen fog. 
Betriebsfonds einzuziehen. Der Zufammenhang diefer Vorſchrift mit 
der zinslofen Vorſchußleiſtung der Poft einerfeitS und dem bei der 
Imvalidenverfiherung Platz greifenden NKapitalbedungsverfahren 
andererſeits ift bereits Bhb. I ©. 626 beſprochen worden. Doch ent- 
hält das IVG. gewiffe Änderungen gegenüber dem früheren Recht. 
So ftellt es als Marimum für die Höhe des Betriebsfonds nicht 
mehr die Summe der „im abgelaufenen Rehnungsjehr für bie 
Anftalt vorgeſchoſſenen Beträge“, ſondern die Summe der „für fie 
im laufenden Rechnungsjahre vorausfichtlich auszuzahlenden Beträge“ 
bin; m. a. W. der Betriebsfonds für cin Jahr fol nicht höher fein, 
als die für diefes Jahr vorausfichtlich an die Poft zu leiftenden 
Erftattungen.?) Die Berechnung des Betriebsfonbs erfolgt darnach 
duch die Rechnungsftelle ($ 124 Ziff. 2). Die Abführung an bie 
Poſt erfolgt jegt „in vierteljährli—hen oder monatlichen“ Teil= 
zahlungen pränumerandoe. Die Zulaffung monatlicher Zahlungen 
llegt im Intereſſe der Derficherungsanftalten,‘) welchem aud 
durch die Poftverwaltungen Rechnung getragen wurde.) Erweiſt 
fi eine Anftalt als zahlungsunfähig, fo kann kein Zweifel fein, daß 
auch auf die Pflicht zur Einzahlung des Betriebsfonds die Garantie 
nad Maßgabe des $ 127 ZUG. Anwendung finden muß.) Auch 
wenn der Betriebsfonds nicht rechtzeitig eingezahlt wird, muß bod 


) Iſenbart⸗Spielhagen Anm. 13. Auf die Höhe ber von ber ein- 
zelnen Anftalt ausgehenden Anweifungen kommt es nit an, was „im Er⸗ 
gebnis eine Erleichterung für diejenigen Anftalten bedeutet, zu beren Gunften 
der Ausgleich des $ 33 gefchaffen ift". 

) Die Materialien (Komm. Ver. zu $ 88 Entw. IVG. und Gten.Ber. 
S. 2399) find verworren; vgl. Ifenbart-Spielhagen Anm. 14; Gebhard⸗ 
Düttmann Anm. 18. 

?) Rad) der Mitteilung bei Gebharb-Düttmann Anm. 18 wird der 
jebeömalige Monatöbetrag des Betriebsfonds von dem Erlöfe auß dem Verlauf 
ber Verſicherungsmarken während des vorangegangenen Monatd entnommen unb 
nur der dann verbleibende Reft bed Monatderlöfes an die Berficherungdanftalien 
abgeführt. 

®) Bgl. dazu oben $ 31 R. 30. 
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die Poſt die ihr obliegenden Rentenauszahlungen leiften.?) Der ge- 
zahlte Betriebsfonds wird auf die Erftattungen des berefenden 
Jahres verrechnet.') 


) Beymann Anm. 7. 
10) Danach Tann, wenn bie für den Betriebsfonds notwendige Schägung zu 


Hoc gegriffen war, au eine Herauszahlung feitend ber Poft ftattfinden: 
Gebhard» Düttmann Anm. 3 zu $ 127. 


Zünftes Bud). 
Nebenleiſtungen. 
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I. Unter den Nebenleiftungen der Verjiherungsanftalten ftehen 
die Beitragserftattungen ($$ 42—44 IVG.) an Bedeutung obenan. 
Beitragserftattung aber tft die ausnahmameife hälftige Zurüd- 
zahlung rehtögiltiger Beiträge um deswillen, weil aus gefeglich be- 
ftimmten Gründen der Verſicherte einen Anſpruch auf Rentenbezug 
nicht erlangt. 

1. Die „Erftattung von Beiträgen“) im technifchen Sinne, 
welche ftets vechtögiltig geleiftete Beiträge vorausfegt, iſt wohl zu 
unterfheiden von der in $$ 158, 160 IVG. erwähnten „Zurüd- 
zahlung“ folder Beiträge, welche feinerzeit ohne Rechtsgrund ent- 
richtet wurden (vgl. oben $ 59 IV, 2). Die legteren werben ohne 
weitere Vorausfegung in vollem Betrage an Diejenigen zurüdgezahlt, 
welche feinerzeit an der Aufwendung für die Beitragsentrichtung be⸗ 
teiligt waren, während bie Erftattung rechtsgiltiger Beiträge nur 
unter befonderen gefeglichen Vorausfegungen zur Hälfte an beftimmt 
bezeichnete befonbere Anſpruchsberechtigte erfolgt.!*) 

2. Eine folde Rüderftattung rechtsgiltiger Beiträge, weil ber 
Verficherte nicht in den Genuß der Verfiherungsleiftung gelangt ift, 


3) Aberſchrift bei $$ 42, 128. 

1%) Daß der Anfprud der Arbeitgeber gegen die Verſicherten auf Erftattung 
der Hälfte ber von ifmen für Ieftere entrichteten Beiträge ($ 142 IB.) und 
umgelehrt „ber Anſpruch auf Grftattung ber Gälfte bes Betrags“ ($ 144 Ab. 2). 
welden der Verſicherte an Stelle bed Arbeitgeberd entrichtet hat, mit ber Belr 
tragserſtatiung der $$ 42 ff. nichts zu tun Bat, liegt auf ber Hand. 
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wiberfpricht dem Prinzip der Verfiherung,?) auf welchem das Bei- 
tragsſyſtem unferes Gefeges aufgebaut if. Denn einerfeits follen 
gerade im Wege ber Gefahrenausgleihung auch die Beiträge ber 
nur Aktiven zur Beftreitung ber Paffivitätsleiftungen verwendet 
werben,?) und anbererjeits erhält ſchon ver Aktive in der Anwarte 
ſchaft, dem Verfihertfein, die nächfte Gegenleiftung für feine Bei- 
träge.) Die im Gefeg trogdem anerlannten Fälle der Beitragd- 
erftattung find daher Ausnahmen, welche auf befonderen Billigfeits- 
erwägungen beruhen und über biefelben hinaus eine analoge Aus · 
dehnung nicht geftatten.?) 

3. Die gefeglihen Erftattungsfälle zerfallen in zwei ſyſtematiſch 
zu trennende Gruppen. Der $ 43 VG. gewährt die Erſtattung 
demjenigen, bei dem ber Verſicherungsfall der dauernden Invalibität 
zwar pofitiv eingetreten ift, ber aber doch nach der befonderen Be— 
ftimmung des $ 15 Abf.2 Sag 2 IVG. feine Rente erlangt, weil 
feine Invalidität durch Betriebsunfal herbeigeführt ift und bie ihm 
deshalb gewährte Unfalltente die Invalidenrente aufwiegt. Diefe 
„Erftattung bei Unfall“ gehört zur Materie der Grenzbeziehungen 
zwifchen Invaliden- und Unfallverſicherung und wird fpäter in 
diefem Zufammenhange behandelt werben. In dem vorliegenben 
Paragraphen werben daher nur die Erftattungen „bei Eheſchließung“ 
und „beim Todesfall“ dargeftellt. Die darauf bezüglichen SS 42 und 
44 BG. fehen im Gegenfag zu $ 43 JVG. von der Frage des 
Eintritts eines Verfiherungsfalles ab,) und fegen gemeinfam nur 
voraus, daß dem Verſicherten noch Feine Rente bewilligt ift. Liegt 
der Grund dazu in vorzeitigem Tode ober hat eine weibliche Ver— 
ſicherte vorher geheiratet, was regelmäßig ein Ausſcheiden aus ber 


2) Abg. Fehr. v. Richthofen-⸗Damsdorf, Sten.Ber. zum IB®. 
&.2291 A. 

3) So die Ausführungen der Regierungävertreter gegen den jetzigen $ 48 
IVG. im Komm.Ber. zu $ 31 Entw. IB®. 

*) Gebhard: Düttmann Anm. 2 zu $ 42. 

®) Bel. 3. B. unten R.7. Dazu AR. 99 S. 556 Nr. 745 und AR. OL 
©. 392 Rr. 891; dagegen nicht unbebenflih AR. 00 &. 362 Nr. 786 (vgl. 
unten R. 23). 

©) Daß im Gegenfag zu $ 43 „in ben Fällen der $$ 42 und 44 bie ver⸗ 
fierte Perfon vor Eintritt bes Berfiherungsfalles aus der Berfiderung aus⸗ 
Ieibet*, wie Ifenbart:Spielhagen Anm. 5a zu $43 fagen, Tann, mie 
fon $ 44 Abf. 4 ergibt, fo allgemein nicht anerlannt werden 
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Verſicherung mit fi bringt,”) fo foll ala „Erſatz für die Rente‘) 
die Beitragserftattung gewährt werden. 

I. Indem das Gefeg in gewiſſen Fällen ftatt der Rente Vei— 
tragserftattung gewährt, macht es die legtere zu einem „Neben- 
gegenftande der Verfiherung“?) und begründet für den Fall der 
Eheſchließung eine Art Ausfteuerverficherung, für den Fall des Todes 
aber eine Art Hinterbliebenenverfiherung (vgl. Bd. I ©. 54 N. 11, 
oben $ 2 Ziff. 2). Dementſprechend ift aber auch der Eonftruftive 
Aufbau der Erftattungsleiftung dem der Rentenleiftung parallel ge- 
ftaltet (vgl. oben $ 66 I, III). Dem Rentenanfprud fteht der 
„Erſtattungsanſpruch“ io) zur Seite; auch er wird materiell durd die 
Einwirkung der ihm eigentümlichen Anfpruchögründe (Eheſchließung, 
Todesfall) auf die fir ihn anſpruchsreife Anmartichaft des Ber- 
fiherten „begründet” ($ 128 Abſ. 3); dem Rentenanſprecher gleicht 
der Erſtattungsanſprecher, im Gefeg „Erjtattungsberechtigter" ($ 128 
Abſ. 3) genannt. Formel realijiert ſich auch der Erſtattungsanſpruch 
durch Anmeldung; er wird im Form des „Antrags auf Beitrags- 
erftattung" ($ 57 Ziff. 1, $ 86 Abſ. 1) „geltend gemacht“ ($ 42 
Abſ. 1, $ 43) oder „erhoben“ ($ 44 Abf. 3, $ 128 Abſ. 1) und im 
Falle feiner Begründung „anerfannt“ ($ 129 Abſ. 3, 4). 

111. Während die Anwartſchaft auf Veitragserftattung mit ber 
Anwartſchaft auf Rente grundfäglid ein einheitliches Recht bildet‘) 

?) Auf diefen regelmäßigen Fällen beruft der Iegißlative Grund des $ 42, 
wie ber Komm.Ber. zum ®. 89 &. 9, 40, 96, 98, 100 erfehen läßt. Demnad 
lautete $ 2a der Rommiffionsbefglüffe 1. Lefung: „Welblichen verſicherten Per 
fonen, bie bei ihrer Werheiratung aus der bie Verſicherungspflicht begründenden 
Belgäftigung ausſcheiden.“ Allein ſchon $ 23a der Kommiifionsbeichlüffe 
2. 2efung läßt diefe Vorausſetzung fallen und lautet wie der ſpätere $ 30 
G. 89. — Andere Fälle vorzeitigen Ausſcheidens aus dem verficherungäpflichtigen 
Berufe begründen keinen Erſtattungsanſpruch, fo inäbefondere nicht ber des 
Übergangs zur Selbftändigkeit. Gin darauf gericteter Antrag wurde in der 
Kommiffion zu $ 30 Entw. IB®. abgelefnt. 

9 5.8. UN. 95 Nr. 475 ©.284 61.2, AR. 97 ©. 414 Nr. 600 mit Bezug 
auf die dort zitierten Materialien. 

9) AR. 95 ©. 234 a. E. Rr. 475, AN. 96 S. 256 Rr. 498. 

") So $ 44 Abſ. 2 Satz 3, Abi. 3, 4; „Anſpruch auf Erftattung der Hälfte 
der geleifteten (ober entrichteten) Beiträge": $42 Abf.1, 544 Abſ. 1,2 Sep I; 
„Anſpruch auf Erftattung von Beiträgen“: $ 128 Abf. 1; „Aniprud auf Beir 
traggerftattung“: $ 128 Abſ. 3, $ 129 hf. 3. 

N) AR. 03 S. 395 Nr. 1061 mit AR. 95 ©. 283 Rr. 175. 
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und daher Erftattungsanwärter (deſſen Interefje zunächſt durch die 
ganze Einrichtung gefihert werben fol) in allen Fällen der Ber- 
fiherte felbft ift (gl. oben $ 53 bei N. 33a), tft derfelbe zugleich 
Anſprecher nur im Falle der Eheſchließung. Hier ift einer weib⸗ 
lichen Verſicherten, welche zur Che fehreitet, der Erſtattungsanſpruch 
gegen Verzicht auf „bie duch das frühere Verficherungsverhältnig 
begründete Anwartſchaft“ gegeben ($ 42 Abſ. 1 mit 2). Dagegen 
erwächſt im Todesfall der Erftattungsanfpruch natürlich nicht dem 
Anwärter felbft, fondern je nach Verſchiedenheit der Fälle dem Ehe- 
gatten oder Kindern des Derftorbenen. Diejelben erlangen ben 
Anspruch unmittelbar als eigenes Recht mit feiner Entftehung; er 
gehörte als folher niemals zum Vermögen des Verficherten, ber 
Darüber nicht verfügen Tonnte;'2) er gehört auch jegt nicht zu feinem 
Nachlaß und fällt den Anſpruchsberechtigten nicht ala Erben und 
ohne Rüdficht auf ihre Erbenqualität zu.'”) Dagegen leiten die 
Erftattungsberedtigten ihren Anſpruch allerdings aus der Anmart- 
ſchaft des Verficerten ab und find daher allen Einwendungen 
gegen Beftand und Umfang der Anwartſchaft, gleichwie der Ver— 
fierte felbjt, unterworfen. Im einzelnen treten als Anfprecher auf: 

1. Nach $ 44 Abſ. 1 fteht der Erftattungsanfprud), „wenn eine 
männliche Perfon verſtirbt, der hinterlaffenen Witwe oder, falls eine 
ſolche nicht vorhanden. ift, den Hinterlafjenen ehelichen Kindern unter 
15 Jahren zu. 

a) Anſpruchsberechtigt ift in eriter Reihe die Witwe aus der 
durch den Tod getrennten Ehe. Eine geſchiedene Frau ift feine 
Wittwe,'*) ebenfowenig eine folde, deren eheliche Gemeinſchaft mit 
dem Verfiherten gemäß $$ 1575, 1586 f. BGB. bis zum Tobe des 
legteren vechtlich aufgehoben war.') Dagegen wird, anders als in 
$ 41 Abſ. 4 JVG. (vgl. oben $ 67 N. 36), nicht erfordert, daß die 
Witwe tatfächlih bis zum Tode des DVerficherten mit ihm in häus— 
licher Gemeinſchaft gelebt hat.'%) Durch Wieberverheiratung der 
Witwe wird ihr Anſpruch nicht ausgefchloffen.'”) 

”) Beymann Anm. 1 zu 544. 

») Sfenbart»Spielhagen Anm. 4 litt. &. Daher Konkurrenz mit den 
Erben möglich: 8 44 Abſ. 4. 

*) AR. 00 S. 725 Rr. 842. 

") Appelius in Schmoller's Jahrbuch Bd. 25 3. 1159. 

”) Dazu de lege forenda Weymann Anm. 7. 

") Gebhard: Düttmann Anm. 5. 
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b) In zweiter Reihe kommen die Kinder des Verſicherten in 
Betracht, nicht auch deſſen Enkel, auch wenn ſie von vorverſtorbenen 
Kindern ftammen. Berufen ſind nur eheliche Kinder, aber auch ſolche 
aus einer früheren Ehe.) Vorausgeſetzt wird ein Alter unter 
15 Jahren, das fi nad) dem Todestage des Berficherten beitimmt. 
Mehrere folde Kinder teilen den Anſpruch nad Köpfen. 

ce) Die Kinder find berufen, falls eine Witwe in dem unter a 
entwidelten Sinne „nicht vorhanden iſt“.“) Es würde am nädjiten 
liegen, diefe Worte auf den Zeitpumft des Tobes des Verficherten 
zu beziehen und danach jeden felbftändigen Anfpruch ber Kinder 
auszufchließen, fobald nur zu jener Zeit eine Witwe des Verficherten 
gelebt hat.) Daraus aber würde fih im Zufammenhalt mit dem 
Rechtsſatz, nach welchem aud der Erſtattungsanſpruch erft nach der 
Anmeldung in den Erbgang kommt (vgl. unten N. 92), die un= 
erwünſchte Folge ergeben, daß, wenn die Witwe nad dem Ver- 
fiderten ftirbt, ohne den Antrag auf Exrftattung gejtellt zu haben, 
die Kinder in feiner Form zum Bezug der legteren gelangen könnten. 
Um dies zu verhüten, hat das AU. in einer durch ihren Zweck zu 
rechtſertigenden Interpretation unter Heranziehung ber Entitehungs- 
gefhichte der Beitimmung?') diefelbe dahin ausgelegt, daß Witwe 
umd Kinder neben einander berufen find, und ber Anfpruch ber 
Kinder nur ruht,“) fo lange die Witwe noch lebt und von ihrem 
Antragsrecht feinen Gebraud gemacht hat. Stirbt fie, fo können 
danach die Kinder immer noch, fofern nur die gefeglihe Antrags- 
feift ($ 44 Abſ. 3 IWG.) noch nicht abgelaufen ift, den Anſpruch 
als ihren eigenen geltend machen, indem fie ſich darauf berufen, daß 
jest d. b. dur Zeit ihres Antrags, eine Witwe nicht vorhanden 


N Bilotp S. 121. 

1) Darunter möchte Weymann Anm.8 aud ben Fall verftanden wiffen, 
„wenn bie Frau verſchollen ober höchſt wahrſcheinlich tot ift“. 

”) Dafür würden an ſich die Mot. bj. 1 zu $ 31 Ente. 388. ſprechen 
infofern fie zu dem jegigen Abf.2 Sag 3 mit 1 bemerken: „Der Enimurf 
ſchlagt vor, bier dem Witwer, nicht aber auch den hinterlafſenen Kindern, die 
auch im Abſ. 1 beim Vorhanbenfein ber Witwe keinen Erftattungsanfprud 
Haben, den Grftattungdanfprud; zu verleihen.“ 

21) Frühere Faffungen ber Anträge, melde zu $31 Abſ. 1 G. 89 führten, 
ließen die Worte „falls eine folde nicht vorhanden ift“ fort. 

2) So bie Konftrultion von Gebhard: Düttmann Anm. 6. 
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fei.?) Immerhin ift, wie man aud vom Standpunkte des RVA. 
annehmen muß, mit der Anmeldung des Anſpruchs feitens ber 
Witwe der Anſpruch der Kinder emdgiltig durch Prävention er- 
lojchen,2*) ſodaß, wenn fie demnächft verftirbt, die in $ 44 Abf. 1 
genannten Kinder nur, wenn und fomeit fie Erben der Witwe 
find?) zur Weiterverfolgung ihres Erſtattungsanſpruchs zugelafien 
werben können. 

2. Nah $ 44 Abſ. 2 IWG. entftehen Erftattungsanfprüche auch 
mit dem Tode einer verfiherten weiblichen Perſon. 

a) Zunächſt find nad Sag 1 berufen die von ihr „hinter- 
laſſenen vaterlofen Kinder unter 15 Jahren“. Vaterlos find von 
Rechts wegen alle unehelichen Kinder,2°) ferner diejenigen ehelichen 
Kinder, deren Vater bereits vor der Mutter) verjtorben ift. Hier— 
nad können die Kinder aus der durch den Tod der Verficherten. 
gelöften Ehe ausgejchlofien fein, weil ihr Vater noch lebt, während 
gleichzeitig die Kinder aus einer früheren Ehe erjtattungsberehtigt 
werben; benn ber Stiefvater fteht rechtlich dem Vater nicht gleich.?") 
Eine im IVG. neu hinzugefügte Beſtimmung (Sa 2) beruft aber 
aud die ehelichen Kinder einer Verficherten, wenn der Vater und 
„Shemann“ 2?) noch lebt, vorausgefegt,?°) daß fich derſelbe „von ber 

2) AR. 00 ©. 862 Rr. 786. Schon vorher ebenfo Ifen bart-Spielhagen, 
1. Aufl, Ann. 4 Abſ. 1a. E. Dem RBA. fliegen fih Gebhard» Düttmann 
Anm. 6 der Sade, wenn aud nicht ber Begründung, nad an, ebenjo Wey- 
mann Anm. 8. 

%) &o wohl au, wenn die Witwe bie Anmeldung wieder zurüdzieht. 

2) Died ift gar nicht der Fall, wenn die Kinder erftehelice des Mannes 
find, nur zum Teil, wenn fie zwar Rinder aus ber durch den Tod beö Vaters 
getrennten Ehe find, aber beim Tode ber Mutter mit über 15 Jahr alten Ber 
ſchwiſtern oder unehelichen Kindern der Mutter ober deren zweitem Ehegatten 
bei der Erbſchaft konkurrieren. 

2) AR. 98 ©. 372 Rr. 667. 

=) Vgl. die vorzitierte Entf. Rr. 667. Lebt der Bater beim Xobe ber 
Wutter noch, fo entfteht, falls nit die Fulle von Satz 2 und 3 vorliegen, übers 
haupt fein Erftattungdanfprud (AR. 96 &. 504 Rr. 542, wörtlich gleichlautend 
mit AR, 97 &. 274 Rr. 554), jo daß von einer analogen Anwendung des bei 
R. 23 dargelegten Rechtsſatzes feine Rede fein kann. . 

21) AR. 00 ©. 363 Rr. 787. Ebenſo fließen fonftige alimentationspflichtige 
Aizendenten den Anſpruch nicht aus. 

2) Auf Kinder auß einer früher geichiebenen Ehe ift die Beſtimmung nit 
analog anwendbar. 

2%) Wenn dad RB. in AR. 98 ©. 372 Nr. 667 eine erweiterte Anwendung 
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Häuslihen Gemeinfchaft ferngehalten und fi der Pflicht der Unter- 
haltung der Kinder entzogen hat“. Beide Teile diefer Boraus- 
fegung („und“ nicht „oder“) müflen zugleich erfüllt fein. Der erfte 
wird im weſentlichen fi mit dem Tatbeſtand des $ 1567 Ziff. 2 
BGB. deden, deſſen Auslegung daher hier verwertet werben kann; ”) 
der zweite feßt, wie das Wort „entzogen“ zeigt, eine ſchuldhafte Ver- 
fegung der den Kindern gegenüber beftehenden Alimentationspflicht 
voraus.) Mehrere Kinder, auch wenn fie aus verfchiedenen Chen 
find, ebenfo uneheliche und eheliche, wenn fie neben einander berufen 
werben, konkurrieren nach Kopfteilen. 

b) Neu eingefügt iſt auch $ 44 Abſ. 2 Sag 3 IVG., nach 
welchem, wenn bie verjtorbene „weibliche Perfon wegen Erwerbs: 
unfähigfeit ihres Chemannes bie Ernährerin der Familie war, ein 
gleicher Erſtattungsanſpruch dem binterlafienen Witwer zufteht“. 
Xorausgefegt ift eimerfeits, daß der Witwer erwerbsunfähig oder 
doch wenigftens in feiner Erwerbafähigfeit beichränft??) war und daß 


deshalb die verftorbene Verſicherte ganz ober doch in weſentlichem 
Umfange ®°) durch ihre Arbeitstätigfeit?*) den Unterhalt der Familie 
beftritten hat. Die „Familie“ wird hier im Zufammenhang mit dem 
von $ 31 Abſ. 2 ©. 89 :-: 544 Abſ. 2 Sag 1 380. auf Fälle einer Löfung 
des „rechtlichen Bandes zwiſchen Kind unb Vater” durch außbehnenbe Inter: 
yretation bed Worte „vaterlod" „vielleicht· ind Auge faflen wollte, fo erſcheint 
mir das jet durch bie limitative Ginzufügung von Say 2 ausgeſchloſſen 

%) Pland, Kommentar, Anm. 1a zu den Worten „bosliche Abſicht“: 
„Der Ehegatte muß das Bewußtiein haben, daß er bie durch bie Ehe be 
gründete Berpflihtung zur häuslichen Gemeinſchaft verlegt." Die Mot. zu $ 31 
Entw. IB®. ſprechen von einer „eheverlaflenen weiblichen Berfiherten“. 

3) Gebharb-Düttmann Anm. 13. Die in ber Entſch. Rr. 667 ermogenen 
Fälle, „wenn der Bater völlig verarmt, ermerbäunfähig oder für lange Zeit in 
Strafhaft genommen ift“, ſcheiden nad) den beiden Vorausſetzungen von Sag 2 
für diefen aus. 

2) Ebenfo Gebhard ⸗Dattmann Anm. 13. Bloke Erwerbsloſigkeit ger 
nügt nicht. 

9) Bel. oben $ 74 IV, 3b. Die Worte „ganz oder Überwiegend“ in $ 17 
ded neuen GUB®., auf melde in einzelnen Kommentaren Bingemwiefen wird, 
dönnen in ihter rein quantitativen Feffung nit unbebingt eniſcheidend fein. 
Es genügt auch eine qualitative Weientlicleit, wenn der zwar nicht bebeutenbe 
Beitrag der Ehefrau doch gerade notwendig war, um „eine Rotlage fernzuhalten"; 
vgl. AR. 03 S. 396 Nr. 1062. 

9) Richt durch fonftiges Vermögen, wie bie Parallelftellen in $$ 17, 18, 
48 388. jeigen. 
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gleichzeitig maßgebenden Umfang der eventuell Erftattungsberechtigten 
nur den Mann, die Frau felbft und die etwa noch vorhandenen un= 
erwachſenen Kinder umfafjen;??) zu dem Geſamtbedarf diefer Per- 
fonen, fie felbft mit inbegriffen, muß die Verſicherte weſentlich mit 
beigetragen haben; daß fie „gerade die Ernährerin des Mannes ge— 
weſen fei, wird vom Geſetz nicht geforbert“.?°) 

Daß auch neben dem Erſtattungsanſpruch des erwerbäunfähigen 
Ehemannes derjenige der unehelichen Kinder nad Sap 1 beftehen 
bleibt, wird in den Materialien ausbrüdlich hervorgehoben; ?") das 
gleihe muß von vaterlofen Kindern aus einer früheren Ehe der Ver- 
fiherten gelten. Dagegen werben, wie bie Materialien gleihfalls 
Eonftatieren,?®) die Kinder des Witwers aus ber Che mit der Ber- 
fiherten durch diefen felbft ausgefchloffen; nur wird man auch hier 
im Anſchluß an die Praris des NLA. zu Abf. 1 (vgl. oben N. 23) 
die Kinder zuzulafien haben, wenn der Witwer ohne Geltendmahung 
feines Anſpruchs in der Anmeldungsfrift verftorben ift. Zweifelhaft 
ift die Teilung, wenn der Witwer mit unehelichen ober erſtehelichen 
Kindern konkurriert; die Annahme einfacher Kopfteilung”) ſchädigt 
die duch den Witwer in ihrem Intereſſe mit vertretenen ehelichen 
bezw. legtehelichen Kinder. Ich würde es daher für zuläffig halten, 
dem Witwer fo viel Teile zu gewähren, als Kinder unter 15 Jahren 
aus feiner Ehe mit der Berficherten vorhanden find. 


IV. Der Erftattungsanfpruch entfteht materiel, wie ber Renten- 
anſpruch (vgl. oben $ 66 III), durch die Verwirklichung feiner Bor- 
ausfegungen, als welche auch bier die anfpruchsreife Anwartſchaft 
und ber Anſpruchsgrund erfcheinen. 

1. Anſpruchsgründe find beim Todesfall ($ 44) der natürliche 
ober infolge von Todeserflärung vermutete Tod, beim Ehefall ($ 42) 
die Eheſchließung. Die legtere kommt aber als Anſpruchsgrund aus> 
ſchließlich bei weiblichen Perfonen in Betracht, im übrigen aber 


=) Die im Haufe wohnende Mutter ber Frau gehört hier nicht zur Familie: 
Rr. 1062. 

36) So der Fall in Nr. 1062, wo der Mann eine Rente bezog, die faum zu 
feinem eigenen Unterhalte außreichte. „Zebenfalld mußte bie Frau für ſich ſelbſt 
forgen und fo zum Unterhalte der Familie beitragen.” 

”) Mot. Abf. 1 a. €. zu $ 31 Entw. IB®. 

3) Bol. dad Zitat oben in R. 20. 

») 60 Weymann Anm. 17. 
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gleichviel, ob fie Mädchen oder Witwen ober geſchiedene Frauen find. 
Hiernach kann ſich hei derfelben Frauensperfon der Erftattungs- 
anſpruch auch mehrfach verwirklichen. Iſt er bei der erften Che 
nicht geltend gemacht, fo kann er noch bet der zweiten Ehe erhoben 
werben und ergreift dann ſämtliche, für Die Frau, auch vor oder 
während ber erften Ehe, entrichteten Beiträge.) Die, auch als— 
Haldige, Wiederauflöfung der Ehe ſchadet den Anſpruch nidts;'') 
wohl aber wird derfelbe von der Nichtigkeit der Che mit ergriffen. 
Gleichviel ift, ob die Ehe mit einem Inländer oder Ausländer, im 
Inlande ober Auslande gefchloffen ift, fofern fie nur auch im legteren 
Falle nah deutſchem Recht (Art. 11 EG. BGB.) als rechtsgiltig 
geſchloſſen zu erachten if.) Bei den in Deutichland gefchloffenen 
Chen ift der ftandesamtliche Akt, nicht die firchlihe Trauung das 
Entſcheidende; auch der Beginn des wirtſchaftlichen Zuſammenlebens 
iſt urſächlich und zeitlich (für den Beginn der Anmelbefrift) unmaß- 
geblich.“) Nicht erforderlich ift, daß die Frauensperfon infolge der 
Eheſchließung aus einem bisher geübten verficherungspflichtigen Be— 
rufe oder doch wenigſtens aus ber bisherigen verfiherungspflichtigen 
Beihäftigung ausſcheidet.“) Zwar ift es richtig, Daß die geſetzliche 
Beftimmung von der Vorftellung folder Fälle ihren Ausgang nahm 
(vgl. oben N. 7), doch hat diefelbe im Gefege felbft Feinerlei Aus- 
drud gefunden, und man kann annehmen, daß das nicht ohne Abficht 
geſchehen if. Denn da man den fpäteren Wiebereintritt in Die ver- 
ficherungspflichtige Beichäftigung ober Berufsftellung doch nicht 
hindern Tann, jo würde die Aufnahme jener Vorausfegung für bie: 
jenigen, welche die Erftattung jedenfalls zu erlangen wunſchen,“) 


+) AR. 96 ©. 360 Pr. 524, AR. 03 5. 600 Rr. 1097. 

1) Weymann Anm. 4. 

*) Gebhard: Düttmann Anm. 3. 

MAR. 98 S. 374 Rr. 669. 

“) Dies fest Piloty S. 116 voraus; dagegen Weymann Anm. 4 
„leider“. Auch aus Nr. 669, welde einen Fall behandelt, wo eine Verſicherte 
ohne wirtſchaftliches Zuſammenleben mit ihrem Ehemanne nad) ber Heirat noch 
3 Monat in derfelben Stellung geblieben war, ergibt ſich bie gleiche Anficht 
des RBEA. 

*) Daß die Erftattung aus $ 42 im allgemeinen bie Berficherten ſehr an- 
lodt, ift befannt, obwohl für fie in ben meiften Fällen eine Weiterverfiherung 
vorteilhafter wäre. Bol. in letzterer Hinſicht die In ArbV. 04 &. 20 von 
Köftlin aufgeftellte „Belehrung“. 
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nur einen unfozialen Anreiz zur Unterbredung der fonft beibehaltenen 
Tätigkeit geboten haben. Nach alledem macht es feinen Unterſchied, 
ob die Frauensperfon bisher pflichtverſichert oder nur freiwillig ver⸗ 
fihert war und ob fie nad der Eheſchließung in ber Pflicht 
verficherung ober in der Selbftverficherung **) verbleibt. 

2. Der Anſpruchsgrund äußert Wirkung nur, wenn bei feinem 
Eintritt eine für ihn anſpruchsreife Anwartſchaft beftand. 

a) Die Wartezeit,*?) durch deren Ablauf die Anwartſchaft für 
ven Erſtattungsanſpruch reif wird, beträgt gleihmäßig 200 Beitrags- 
wochen.) Diefe Zahl ift gleich derjenigen, welche nach 829 Ziff. 1 
IBG. als Mindeftvauer der Wartezeit für die Invalidenrente gilt. 
Doch ift daraus mangels jeder entiprehenden Beftimmung des Ge- 
feges nicht zu folgern, daß nunmehr auch diejenigen Verſchärfungen, 
melde nad $ 29 Ziff. 1 und Abf. 2 für die Wartezeit der Invaliden- 
vente gelten, hierher zu übertragen find.) Ebenſowenig kommen 
hier die Verfürzungen der Wartezeit in Anwendung, melde für die 
Übergangsperiode durch $ 189 IVG. gewährt find.) 

b) Im die Anwartſchaft fönnen, behufs Feftftellung ihrer An- 
ſpruchsreife, auch bier nur folde Wochen eingerechnet werben, für 
welche zunãchſt kraft Beitragsberehtigung ein Beitrag wirklich ent- 
richtet iſt. Die Erneuerung verlorener ufw. Karten und Marken 
vollzieht ſich nach allgemeinen Grunbfägen.’!) Ebenſo werden aber 
auch hier in gleicher Weife, wie bei der Wartezeit für den Renten» 
anſpruch, fiftive Beitragswochen (Krankheitswochen ufw.) zur An- 
xechnung gebradht.”) Grundfäglih kommen nur ſolche Beiträge in 
Betracht, welche vor Eintritt des Anſpruchsgrundes entrichtet find.) 


*) BWeiterverfiherung und Fortfegung der Selbftverfiherung kann wegen 
Abſ. 2 niit in Frage Tommen! 

#1) Über analoge Anwendung diefes Begriffs auf bie 200 Woden ber 
88 42 ff. vgl. oben $ 38 R. 14 mit 10, Dazu AR. 97 S. 594 Nr. 623 und bie 
bort weiter zitierten Entſcheidungen. 

©) Rad) ©. 89 waren es 235 Wochen; vgl. dazu oben $ 63 R. 14. 

©) Übereinfimmend 5. 8. Ifenbart-Spielfagen Anm. 5 Schlußabſat 
m$ 42. 

*) Gebhard: Düttmann Anm. 7 zu $ 42. 

®) &o die ſpezlell auf einen Erſtattungsfall bezügliche Entſch. AR. 99 
©. 283 Nr. 704; vgl. oben $ 41.R.38. 

m) AR. 96 8.255 Rr. 498. 

) AR. 95 ©.283 Re.475. Danach find bie Worte „vor Eingehung der 
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Dies hindert jedoch auch hier (vgl. oben $ 52 II, 4 litt. b) nicht, 
rüdftändige Pflichtbeiträge auch noch fpäter und fogar nad; Ablauf 
der Anmeldefrift, vorausgejegt, daß nur die Anmeldung felbft recht⸗ 
zeitig geichehen ift, in den Friften des $ 146 IVG. nadzubringen.’*) 
Dagegen ift die Nahbringung für Wochen freiwilliger Verfiherung 
nad) Eintritt des Verfiherungsfalles unbedingt, auch vor Ablauf ver 
Anmelbefrift, ausgefchloffen.’°) 

ec) Wie für den Rentenanfpruh kommen endlich auch hier nur 
die „gegenwärtig rechtsgiltigen Beiträge" zur Anrechnung.) Dem- 
entſprechend find die Folgen einer durch Beitragsmangel erloſchenen 
Anwartſchaft ($ 46) und einer mangels Umtauſch ungiltig ge— 
worbenen Duittungsfarte ($ 135) auch bei Prüfung von Erftattungs- 
anſprüchen zu berüdjihtigen.?”) Iſt eine anfpruchsreife Anwart- 
ſchaft zur Zeit dev Eheſchließung vorhanden, fo ſchadet ihr fpäteres, 
ſelbſt noch vor der Anmeldung erfolgenbes Erlöfchen dem betreffenden. 
Erftattungsanspruch ſelbſt ) nicht mehr.) Dagegen Tann, wenn 
zur Zeit der Eheſchließung oder des Todes eine anfprudsreife An« 
wartihaft gemäß $ 46 ZUG. nicht mehr befteht, auch ein Er— 
ftattungsanfpruh nicht erhoben werben.) Nur wird man, 


Che" im IVG. eingefhoben worden; vgl. Mot. zu $ 30. Für den Todesfall 
güt der Sache nad; das gleiche; vgl. Rr. 475 a. ©. Daß die Eingehung einer 
Ehe vor Ablauf der in $ 42 georbneten Wartezeit einem fpäteren Rentene 
anſpruch nichts ſchadet, ift ſelbſtverſtändlich. 

“) AR. 97 ©.413 Rr.599. Hilfe durch Vorſchuß: oben $ 67 R. 7I, aber 
auch unten R. 95. 

®) AR. 95 ©. 283 Nr. 475; ferner AR. 00 &. 725 Nr. 841 (auch nicht für 
die Zeit zwifchen dem Berlaffen des Dienftes und der Eheihliekung); AR. 03 
©. 396 Rr. 1063 (noch weniger, wenn bie Anwariſchaft, zu welcher die bes 
treffenden Wochen gehören, erloſchen ift, unbeſchadet der nad; ber Praxis des 
RBA. begründeten Wirkſamkeit folder für einen fpäteren Rentenanſpruch; vgl. 
oben $ 54 R. 73). 

>) AR.97 ©. 594 Rr. 623; vgl. oben $ 38 R. 10. 

s) Entſch Nr. 623; vgl. dazu oben $ 55 R. 4, 15 und Abg. Hige in 
Sten.Ber. zum ©. 89 ©. 1154 C. 

*) Moglicherweiſe aber einem fpäteren Rentenanſpruch; vgl. oben $53 R. 40 
und Sfenbart-Spielfagen Anm. 18 Abf. 2 zu $ 46. 

*) AR. 02 &. 601 Rr. 1016; vgl. oben $ 66 R. 16 und $ 53 R. 40 a. G. 
Dagegen ‚verlangen Bebharb-Düttmann Anm. 7 zu $ 42 und Anm. 2 
Abſ. 2 zu $ 46 Fortdauer der Anwartſchaft Bis zur Anmelbung. 

%) Im Prinzip (vgl. R. 61) herrſcht darüber fbereinftimmung (Piloty 
©. 117 Zeile 1-—-3 erflärt ſich aus feinem abweichenden Begriff der Ans 
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da ber Gefeggeber aud den Tod als eine Art vorzeitigen Aus- 
ſcheidens aus der Verfiherung behanbelt, dieſer aber nur felten 
plöglich, meiftens dagegen als Folge eines ihm unmittelbar vorauf- 
gehenden, mit Erwerbsunfähigkeit verbundenen Zuftandes auftritt, 
es für genügend erachten muſſen, wenn bie Anwartfhaft noch am 
Anfange dieſes Zuftandes erhalten geweſen if.) 

3. Der Gedanke, daß der Erſtattungsanſpruch einen Erſatz für 
den dur Tod oder Eheſchließung entbehrten Rentengenuß fein foll, 
wird, allerdings ſtark gebannt durch die äußere Faffung des Gefeges, 
in der Beftimmung zum Ausbrud gebracht, daß der Anſpruchsgrund 
eingetreten fein muß, „bevor“ ber verficherten Perfon „die eine 
Rente ($$ 15, 16) bewilligende Entſcheidung zugeftellt iſt“. Eine, 
Zwed und Wortlaut des Gefeges möglichft vereinigende, Auslegung 
dürfte zu folgenden Ergebnifjen führen: 

a) Der Erſtattungsanſpruch ſetzt Entbehrung des Renten- 
genuffes voraus, während der Genuß von Nebenleiftungen der Ver- 
fiderungsanftalten nichts ſchadet. Daher konnte bereits (Ziff. 1) 
Tonftatiert werben, daß eine Frauensperfon bei wiederholter Heirat 
mehrfady Erſtattungsanſprüche geltend machen kann, und ebenfowenig 
wird ein Erftattungsanfpruch wegen Todesfall durch eine frühere 
Beitragserftattung bei Eheſchließung in Bezug auf die nach ber 
legteren entrichteten Beiträge gehindert. Auch daß dem Verficherten 
ein Heilverfahren nad) $ 18 IVG.) ober eine Überleiftung nach 
$ 45 IWG.®) feitens ber Verficherungsanftalt zugute gekommen 
mwartihaft). gl. die Entf. Nr. 1016 und implicite auch AR. 08 ©. 395 
Rr. 1061. 

1) Über die mögliche Einheitlichkeit ſozialpolitiſcher Kauſalreihen vgl. Bo. 1 
&.465. Der Satz des Textes enthält eine gemifle tatfächlihe Annäherung an 
die Ergebnifje der oben $ 54 N. 40 im allgemeinen zurüdgewiejenen Annahme 
des ROM, nad) welder ber Eintritt des Verfiherungsfalls (ber Invalidität) 
das Erldſchen ber Anwariſchaft hindert. Allein ber Say des Xerted ergibt ſich 
aus bejonberen, dem Fall der Veitragserftattung und bem Weſen des Todes 
als Anſpruchsgrund eigentümli—hen rechtlichen Gefichtspunkten und wirkt nur im 
Rahmen derjelben. Er best daher inäbefonbere nicht den Fall ber Entſch. AR. 03 
©. 395 Rr. 1061 (vgl. oben $ 53 N. 40), in weldem es fih um eine Grftattung 
bei Eheſchließung nad; mehrjähriger, vor der Eheſchließung längft wieder bes 
feitigter Invalibität aus $ 10 &.89 — $ 16 38. Bandelte. 

9) AR. 96 S. 272 Nr. 504 

8) Gebharb-Düttmann Anm. 4 zu $ 42. 

Rofin, Bect ber rbelterverfiderung. Band II. 62 
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ift, kann einem fpäteren Erſtattungsanſpruch nicht entgegen gehalten 
werben. 

b) Dagegen fteht die vorherige Bewilligung „einer“ Rente ber 
Erftattung entgegen. Wie das Hinzugefügte Zitat „SS 15, 16“ 
zeigt, kommt es dabei auf die Art ber Nente (Dauer-, Kranken- 
ober Altersrente) nicht an. Auch das kann nichts nügen, daß der 
BVerficherte feit der Bewilligung ber Altersrente‘*) ober feit der 
Wieberentziehung der Dauer- oder felbft Kranfenrente*) neue Bei= 
träge wieder entrichtet hat. 

e) Der kritif he Moment ift die „Zuftellung“ „ver“ eine Rente 
bewilligenden Entſcheidung“. In diefer Weife formuliert das 
Geſetz, indem es ſich ber früheren Praris des ABA.) anſchließt, 
welche die Worte des $ 31 G. 89 (= $ 44 WG.) „bevor fie in 
den Genuß einer Rente gelangt ift“ im Sinne einer rechtlichen und 
tatſächlichen Möglichkeit des Rentengenuffes fo auslegen zu müffen 
geglaubt hat.) Indeſſen ift doch zu beachten, daß ſowohl die jene 
Rechtspraxis begründenden Entſcheidungen, wie die auf fie Bezug 
nehmenden Motive des IVG. ausfchließlich oder doch mindeftens in 
erſter Reihe den Feſtſtellungsbeſcheid der BVerficherungsanftalt im 
Auge haben,°°) der allerdings „erft mit feiner Zuftellung an den 
Berechtigten rechtsverbindlich wirb".) Das gleiche wird entſprechend 
von dem Beſcheide einer Nentenftelle zu gelten haben. Dagegen 
wird es dem Sinne des Gefeßgeberd und dem ſyſtematiſchen Zu= 
fammenhange ber Rechtsfäge entiprechen, wenn in den höheren In— 
ftanzen als der die Bewilligung der Rente vollendende Moment nicht 
die Zuftellung, fondern die Verkündigung der Entſcheidung angejehen 
wird.’%) Bei erftinftanzlichen Vergleichen, auf welche ein Beſcheid 


) AR. 99 S. 556 Nr. 745. 

®) Mot. Abf. 4 zu $ 31 Entw. IVG.; AR. 01 S. 392 Nr. 891. 

) AN. 97 ©. 414 Rr. 601, ©. 416 Nr. 602, AR. 98 ©. 369 Rr. 664. 

*) Die Mot. Abf. 3 laſſen die Richtigkeit der Auslegung dahingeftellt. 

®) Darauf deuten aud bie Worte bed Geſetzes „bie (nicht „eine“) eine 
Rente bewilligenbe Entſcheidung“; vgl. allerdings $ 44 Abf. 4. 

©) AR. 97 S. 415 Abſ. 1; vol. oben $ 72°. 5. 

?°) Vgl. dazu oben $ 73 R.35, 36. Zu bemerken ift aud, dab in der Zat 
das RUN, wo es in feinen betreffenden Entſcheidungen allgemeiner redet, von 
dem „Ergehen ber Entſcheldung einer Rentenfeftftellungdinftanz" (AR. 97 
&.415 Zeile 10) ober von einer „Wnerfennung des Rentenrehts“ (AR. 98 
©. 369 Nr. 664 Abſ. 4) ſpricht. Abweichend Iafien Iſenbart⸗Spiel hagen 
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zu ergehen hat, entſcheidet die Zuftellung bes Iegteren, bei gericht- 
lichen Vergleihen dagegen die vorgefähriebene Aufnahme in das 
Sigungsprotokoll.?') 

d) Eine „bewilligende" Entſcheidung iſt eine ſolche, durch welche 
ein Bezugsanſpruch auf Rente anerkannt iſt. Dahin gehören auch 
Diejenigen ſchiedsgerichtlichen Urteile, duch welche ($ 115 Abſ. 1) 
der Anſpruch nur dem Grunde nad anerkannt ift, weil fie die un- 
verzügliche Bewilligung von Rentenbeträgen zur unmittelbaren Folge 
haben. Auch eine nah $ 17 oder 22 IVG. gewährte Teilvente 
ober eine ausnahmsweiſe auf Zeit gewährte Krankenrente (vgl. oben 
375 N. 3) erfüllt den gefeglichen Begriff. 

e) Steht eine die Rente rechtskräftig verfagende Entſcheidung 
der Erftattung niemals entgegen? Das argumentum e contrario 
ift nicht unbedingt fiher: man wird unterfcheiden müflen. Erfolgte 
die Abweiſung, weil fein Anſpruchsgrund auf Rente als vorliegend 
angenommen murbe, fo fteht dem Erftattungsanfpruch nichts ent» 
gegen. Ebenſowenig, falls die Abweiſung wegen nicht erfüllter 
Wartezeit geſchah, wenn nur trogbem zur Zeit des Anſpruchsgrundes 
auf Erftattung eine für diejen reife Anwartſchaft nachgewieſen werden 
kann; 2) dod kann hier bie erfolgte gleihmäßig präjudizielle Ab- 
urteilung über die Anwartſchaft eine Rechtskraftwirkung auch für 
den Erftattungsanfpruch begründen.’?) ft dagegen der früher er— 


Anm. 8 Abſ. 1 zu $ 44 aud) bie „Zuftellung eines Urteils“ entſcheiden, trof 
äßrer oben bei $ 73 N.35 bemerften Stellungnahme 

") Bgl. oben $ 73 IX; Weymann N. 26 zu $ 44 verlangt Zuftellung bes 
Vergleichsprotokolls. 

7) Bel. im Leri Siff. 2. Es ergibt fih daraus in Ergänzung der oben 
$ 53 II, 5d entmwidelten Säge, daß, wenn ein Anſpruch auf Dauerrente bei 
vorliegenden 200 Beitragswochen wegen Nichterfüllung ber in concreto nötigen 
Wartezeit von 500 Beitragswochen abgewiefen wird, ein Erlöſchen der Ans 
wartſchaft durch Entfräftung nicht einteitt, fonbern durch bie bereits ein- 
getretene Anfpruchsreife für den Erftattungdanipruch Hintangehalten wird. 

. ”) In Bezug auf die Ientität der Streitfagen Tommen hier gleihmäßig 
die Ausführungen in $ 72 I, 3 in Vetracht, in Bezug auf bie Ihentität der 
Perſonen tft dad oben hinter R. 13 Bemerkte zu beachten, wonach auch die aus 
$ 44 386. Anſpruchsberechtigten in Bezug auf die Anwartſchaft wie Nedtd- 
nachfolger des Verficherten zu behandeln find. Nach dem Satz des Textes macht 
daher für den Erſtattungsanſpruch die Abweiſung eines Dauerrentenanſpruchs 
Rechtskraft, wenn fie wegen Nichterfüllung der nötigen Wartezeit von 200 Wochen 
erfolgte; nicht Dagegen entfteht Rechtskraftwirkung, wenn bei einer nach $ 29 II®. 
6 
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hobene Rentenanſpruch nad) feinen pofitiven Vorausfegungen an fidy 
begründet geweſen und ift berfelbe nur infolge befonberer negativer 
Momente nicht zur vetlichen ober tatfäghlichen Anerkennung gelangt, 
fo wird der Wegfall des Erjtattungsanipruds der Abſicht des Ge- 
ſetzgebers entſprechen. Demgemäß wirb zu entſcheiden fein, wenn 
der Invalidenrentenanſpruch aus $ 17 oder $ 22 gänzlich) abgewieſen?) 
ober wenn bei bewilligter Rente gleichzeitig das Ruhen berjelben aus 
$ 48 ausgefprohen worden ift.'°) 

f) Indem das Gefeg die Krifis in die Zuftelung oder Ber- 
fündigung der Bewilligungsentſcheidung verlegt, erklärt es zunächſt 
diejenigen Momente für gleichgiltig, welche in der Entwidlung des 
Bezugsanfpruhs vor jenem Zeitpunkt liegen. Das ift die Ent 
ſtehung des Rentenanſpruchs im Sinne des Bewilligungsanſpruchs 
durch Eintritt des Anfpruchsgrundes’‘) und die Anmeldung des= 
felben. Daß beim Todesfall der Eritattungsanfprud, auch wenn 
das Rentenfeftftellungsverfahren bereits ſchwebt, noch geltend gemacht 
werben Tann, ift jet in $ 44 Abſ. 4 ausbrüdlih zur Anerkennung 
gelangt.) Da aber der kritiſche Zeitpunkt im Falle der Che- 
ſchließung vom Geſetz ganz genau in derfelben Weife, wie für den 
Tobesfall formuliert worden iſt,“) bleibt trog berechtigter Be— 
denfen?®) nichts anderes übrig, als die gleiche Konſequenz auch für 
$ 42 zu afzeptieren. Es ergibt fi) daraus das allerdings praktiſch 
nicht fehr ins Gewicht fallende Refultat, daß wenn eine Frauens- 


nötigen Wartezeit von 500 Wochen nur 190 als vorliegend angenommen wurden, 
weil der Nachweis von 200 und mehr Wochen für ben Rentenanſpruch nicht 
präjubiziell war. 

”) Den Fall der Zeilrente vgl. im Zegt litt. da. E. Für den all einer 
bewilligten Familienrente ergibt ſich danach von jebem möglichen Geſichtspunkte 
aus (vgl. oben $ 74 IV, 2) Wegfall des Erſtattungsanſpruchs 

") Bol. die gegenteilige Anfigt von Weymann oben 976 R.15. In 
AR. 97 ©. 417 Rr. 602 bleibt bie Frage bahingefellt. Für bie Säge des 
Zerted fallt auch bie Sonderbeftimmung bed $ 43 analog ind Gewicht. 

0) Die Fälle, in denen fi trog Eintritt? des Anſpruchsgrundes fein Ans 
ſpruch verwirklicht, find, abgefehen von ber fehlenden abweiſenden Entſcheidung. 
nach litt. e zu beurteilen. 

7) Bol. AR. 97 S. 416 Rr. 602, AR. 98 S. 369 Rr. 664; Mot. Abſ. 2 zu 
$ 31 Entw. IB. 

) Mot. W6f. 3 zu $ 31 cit.: „Diefe neue Faffung war auch in den $ 30 
zu übernehmen“, welder auch im G. 89 die gleihe Faflung mit $ 31 aufwies. 

») Piloty ©. 117 Abſ2. 
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perſon nad) eingetretenem Anſpruchsgrunde auf Nente heiratet, jie 
es in der Hand hat, die Fortdauer der Anwartſchaft vorausgejegt,°%) 
ftatt der Rente in Form der Beltragserftattung eine einmalige 
Rapitalauszahlung zu verlangen. 

g) Andererfeits ift der Erftattungsanfpruch mit der bezeichneten 
Krifis weggefallen, ohne daß bie weiteren Schidjale des entftandenen 
Bezugsanfpruds in Frage kämen. Danach) ift entſcheidend zunächſt 
die Bewilligung, nicht die Rechtskraft derſelben. Der Eintritt des 
Anſpruchsgrundes auf Erftattung wirkt nit mehr, wenn er nad 
Zuftelung des anerfennenden Beſcheides einer Rentenftelle während 
der Berufungsfrift oder nad) Verfündigung des anerfennenden Be- 
rufungsurteile während der Revifionsfrift erfolgt. Doch iſt im 
Sinne des Gefeges allerdings vorauszufegen, daß die bewilligende 
Entſcheidung nit im Inftanzenzuge wieder befeitigt wird.) Hier 
müßte der Erftattungsanfprud; rücwärts entftehen,°') jo zwar, daß 
die Anmeldefrift von der Rechtskraft der enbgiltig abweiſenden Ent- 
ſcheidung an geredjnet wird. Demgegenüber könnte es auch nichts 
verfehlagen, daß der Verfiherte infolge ber den Nechtsmitteln des 
Vorſtandes mangelnden Suspenfivfraft in ber Zwiſchenzeit Rente 
tatſächlich bezogen hat;%2) denn auch der Nentengenuß als folder 
befigt in Bezug auf die Entftehung bes Erſtattungsanſpruchs Feine 
Feitifhe- Wirkung. Daher nügt es den Erftattungsberechtigten anderer- 
feits auch nichts, wenn ber Bezugsberechtigte die Rente überhaupt 
nicht abgehoben hat?) oder fie infolge von Entziehung oder fpäter 
eingetretenem Ruben nur eine auch noch fo kurze Zeit genofjen hat. 

V. Für die Rechtsverhältniffe des Erſtattungsanſpruchs kommen 
namentlich noch folgende Punkte in Betracht: 

1. Erftattet wird die Hälfte der für den Verficherten geleifteten 
Beiträge. Die Beſchränkung des Umfangs der Erftattung auf die 
Beitragshälfte knupft an die Tatfache an, daß bei normalem Vollzug 


©) Daß dieſelbe juriſtiſch nicht ſchon durch die Entftehung eines Renten: 
anſpruchs, fondern erft burd Bewilligung einer Invalidenrente oder durch 
Beitragämangel ($ 46) erliicht, ergibt fid) aus ben Ausführungen oben $ 53 II, 5. 

%e) Wird fie vor Eintritt des Anſpruchsgrundes rechtskraftig wieder bes 
feitigt, fo treten natürlich die bei litt. o entwidelten Säge ein. 

9) Bel. Gebhard-Düttmann Anm. 3 Abſ. 2 zu $ 44. 

®%) Keine ſpätere Aufrechnung mit dem Erftattungdanfprud: vgl. unten V, 3. 

) AN. 97 ©. 416 Rr. 602. 
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der Beitragsleiftung für verficherungspflichtige Perſonen nur bie eine 
Hälfte der Beiträge vom Verfiherten, die andere aber von deſſen 
Arbeitgeber aufgewendet wird. Indeſſen fommt es im Einzelfale 
auf die Verwirklichung diefer Vorausfegung nicht an. Daher erfolgt 
Beitragserftattung auch, wenn für ben betreffenden Verficherten der 
Arbeitgeber ftets Die vollen Beiträge aus eigenen Mitteln geleiftet 
hatte,®*) und ebenfo wirb andererſeits doch nur die Hälfte der Bei— 
träge erftattet, ſoweit ber freiwillig Verſicherte fie gänzlich aus eigener 
Tafche gezahlt hatte. Immer aber kommen nur die wirklich ges 
leifteten Beiträge) für die bare Erftattung in Betracht; die für die 
Wartezeit anzurechnenden fiktiven Beiträge fpielen hier feine Rolle. 
Ebenſo erftredt fich die Erftattung, analog wie bei ber Frage ber 
Rentenfteigerung (vgl. oben $ 65 II, 1), mur auf die „gegenwärtig 
rechtsgiltigen Beiträge" ,*°) ſowie nur auf Beiträge für ſolche Wochen, 
welche vor dem Eintritt des Anſpruchsgrundes liegen. Der auf 
ſolche Weife zu berechnende Erftattungsbetrag wird nad oben auf 
die volle Mark abgerundet ($ 42 Abf. 1 Cap 3, $ 44 Abi. 3 
Cap 2). 

2. Bei der Erftattung im Todesfall erliſcht die Anwartichaft 
des Verfiherten mit deffen Tode gleichzeitig mit der Entftehung des 
Erſtattungsanſpruchs (vgl. oben $ 55 II, ec). Für ben Fall der 
Chefhließung aber befteht die ausbrüdliche Beſtimmung des $ 42 
Abſ. 2, wonach „mit der Erftattung die durch das frühere Verſiche— 
rungsverhältnis begründete Anwartſchaft erlifct". Der Ausdruck 
„mit ber Erftattung“ ift in doppelter Hinficht ungenau. Denn zus 
nädjft Tann e8 feinem Zweifel unterliegen, daß ber kritiſche Zeit- 
punkt, welcher über den Untergang der Anwartfchaft entfcheidet, 
nicht die rein tatfächliche Auszahlung des Erftattungsbetrages, ſondern 
die Bewilligung des Crftattungsanfpruchs duch Zuftellung des Feft- 


) Abg. Buhl, Sten.Ber. zum ®.89 ©. 1857. 

®) Aus ber Zeit bes G. 89 wird aud die Hälfte ber nad $ 117 ent- 
richteten Zufagbeiträge erftattet: $ 23 Abf. 2 der Rechnungsvorſchriften (AR.0O 
S. 227). 

®) Bol. oben IV, 2 litt. b, c. Daß für Beiträge, welche durch Erldſchen 
der Anwartſchaft nad $ 42 Abſ. 2 rechtsunwirkſam geworben find, keine Er: 
ſtattung mehr gefordert werden Tann, folgt hier allerdings ſchon baraus, daß 
ihre Hälfte bereitd früher einmal erftattet wurde. Die Frage der vollftändigen 
Rüdzahlung der von Anfang an ohne Rechtsgrund geleifteten Beiträge bleibt 
natürlic) daneben für ſich beftehen. 
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ftelungs= oder Beſchwerdebeſcheides ($ 128 Ab. 4) fein muß. Bon 
dieſem Zeitpunkte an ift eine Rüdnahme des Erftattungsantrags nicht 
mehr zuläffig.) Sodann aber muß das entf&hiedene Erlöſchen 
der Anwartſchaft notwendig bis auf ben Zeitpunkt der Anſpruchs- 
entftehung zurüdbezogen werben, da es klar if, daß der Zeitraum 
der rüderftatteten Beiträge und ber erlöfchenden Anwartſchaft ſich 
beden muß.) Die Pflicht- oder Selbftverfiherungsbeiträge, welche 
für Wochen nad) dem Zeitpunkt ber Eheſchließung entrichtet wurden, 
bleiben daher rechtswirkſam; bie fonftigen, für folde Wochen ent» 
richteten freiwilligen Beiträge verlieren allerdings mit dem befinitiven 
Erlöſchen der Anwartihaft®?) die bisherige Grundlage ihrer Bei- 
tragsberechtigung und müffen als von Anfang an rechtsungiltig be— 
handelt werben.) Aud in allen übrigen Beziehungen wird die er« 
loſchene Anwartſchaft völlig wirkungslos, fo daß fie namentlich bei 
etwaigen fpäteren Nentenanfprühen in feiner Weife zur Bes 
gründung oder Beurteilung derfelben herangezogen werben fann.?') 

3. Für die Vererblicfeit des Erftattungsanfpruds gilt, wie 
beim Rentenanſpruch, die Anmeldung als entſcheidender Zeitpunft.?2) 
Ebenfo gilt für ihn Die in $ 55 Abf. 1 ausgeſprochene grundfägliche 
Unüberteagbarfeit unter Lebenden (vgl. oben $ 67 N.43). Auch 
die Ausnahmen in Ziff. 1 und 2 dafeldft finden auf ihn Anwen- 
dung”) und zwar gleichviel, ob der Erſtattungsanſpruch ſchon an- 
gemelbet ift ‚oder noch nicht.) Dagegen dürften $ 55 Abf.2 und 3, 
welche nur von „Rentenforberungen“ und „dem Anfprud auf die 


# AR. 00 &.839 Nr. 861 mit AR. 97 ©. 277 Rr. 559. 

“) Bol. bie Worte: bie durch das „frühere Verfierungäverhältnis bes 
grünbete* Anmartfgaft. 

%) Bgl. oben $ 53 II, 5b; AR. 97 ©. 277 Rr. 559. 

vo) Gbenjo Bebharb-Düttmann Anm. 12 Abſ. 2; vgl. dagegen für 
$ 46 386. oben $ 54 V, 1. Über Ausſtellung einer neuen Quittungsfarte 
nad) erlojener Anwartſchaft vgl. unten VI, 6. 

") Unmirkfamteit für die karzere Wartezeit nad $ 29 Ziff. 1 und für $ 29 
Abi. 2: Bebhard- Düttmann Anm. 12 Abf. 1; feine Anrechenbarkeit für die 
Rentenfteigerung bei fpäterer Rente: oben $ 65 II, 1. 

v) AN. 98 ©. 372 Nr. 666. 

) Die Ziff. 1 ſpricht zwar nur von einem Vorſchuß vor Anmeifung der 
Rente, doch wird das nad) dem inneren Grunde der Vorſchrift auch auf Bor« 
ſchüfſe vor Anweiſung einer Veitragserftattung zu übertragen fein. Ebenfo 
Beymann Anm. 5 gegen Gebharb-Düttmann Anm. 3, 5 zu $ 55. 

) Bol. oben $ 67 R.45 mit Bezug auf AR. 99 ©. 556 Nr. 744. 


Rente“ reden, nicht auch auf Erſtattungsanſprüche zu übertragen ir 
fo daß insbejondere eine Aufrehnung gegen ſolche überhaum: u 
zuläffig fein wird.““) 

VI. Das Feitftellungsverfahren für den Srftattungaant=- 
fließt fi mit gewiſſen Abweihungen an das Rentenfeittzl: 
verfahren an:) 

1. Für die Anmeldung des Erſtattungsanſpruchs befteht in :: 
Fällen gleihmäßig eine Frift von einem Jahre feit Eintritt te: 
ſpruchsgrundes.ꝰi) Diefelbe wird im Geſetz ausbrüdlid) als I. 
ſchlußfriſt gefennzeichnet. Daher findet bei ihrer Weriäum::: 
anders als bei prozeffualifchen Notfriften, eine Wiedereiniegung 
den vorigen Stand nicht ftatt.”*) Den Verjährungsfrijten bat j 
das ABA. die hier in Rede ftehenden Friften dadurch gemähert, 
es im Sinne ber fogen. gemiſchten Ausſchlußfriſten für den Fel 
Gefhäftsunfähigfeit der eritattungsberehtigten Perfon die 
ſchiebung ber Frift nad $ 206 BGB. bewilligt hat.”°) 

2. Die Anmeldung erfolgt wie die des Rentenanſpruchs ir: 
oben $ 68 II, 1) bei der unteren Verwaltungsbehörbe oder Her! 
ftelle oder bei der von der Landeszentralbehörde beitimmten „aı 
Behörde‘. Die örtliche Zuftänbigfeit beftimmt ih nad} dem 
ort ober Beichäftigungsort des Verficherten, nicht der im Falle der 



























©) Übereinftimmend für Abf.2 Weymann Anm. 11 zu $55. Die Ir 
faffung des Textes entſpricht hier auch innerlid) dem Umſtande, daß Bei ı # 
ein eigenes Anſpruchsrecht der Erftattungäberegtigten vorliegt; vgl oben &.'= 
13 unb analog AN. 02 ©.599 Nr. 1014. Für Abſ. 3 trifft die ratio k- 
(ol. oben 5 67.0. 60) auf die einmaligen und unbedeutenden Crfattun 
gar nicht zu. 

”) $$ 128, 129 IVG. Dazu die preuß. Anmeifung v. 6. Dez. 1899 It. 
Bis 14, bayr. BO. v. 14. Dez. 1899 $ 7, ſachſiſche VO. v. 30. Ron. 189 3:3 
(Sala S. XII), württ. Boll; Berf. v. 25. Nov. 1899 $5 33, 34. 

9) Eine Ausnahme vgl. oben Hinter R.81. — Bei $ 42 betrug nah de 
©®.89 bie Friſt nur 3 Monat. Die neue längere Frift fand gemäß $ 193 IF 
aud bei ſchwebenden Saden zufamnem mit dem ganzen IVG. Anmeney 
(AN. 00 5.613 Nr. 812). Bei $ 44 if die Frift überhaupt new; fie bez: 
früßeftend mit Berechnung vom I. Jan. 1900 an Anwendung finden (AR. 
S. 648 Rr. 810 mit oben $ 52 0.20 a. €.). 

®) AR. 96 ©. 359 Nr. 523; vgl. oben $ 73 N. 154. Beripätete Kennt 
vom Todesfall verlängert die Frift nicht (Mot. Abſ. 5 zu FI Entw. NP) 

) AN. 03 ©. 601 Rr. 1098. 
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$ 44 von ihm verſchiedenen Anfpreder'‘0) ($ 128 Abſ. 1). Doch 
wird nach $ 128 Abſ. 5 die Anmeldungafrift auch gewahrt, wenn 
innerhalb derfelben die Anmeldung bei irgend einer nicht zuftändigen 
Behörde eingegangen ift, welche diefelbe ungefäumt an bie ihr nächſte 
auftändige Behörde abzugeben hat.) Für die Fähigkeit zur jelb- 
ſtändigen Geltendmahung und Durchführung des CErftattungs- 
anſpruchs gelten die allgemeinen Regeln (vgl. oben $ 73 I), fo daß 
insbefondere im Falle der Eheſchließung die Ehefrau einer Mitwirkung 
des Chemannes nicht bebarf.!”%) Die vielfältigen Beweisurfunden, 
welche nad $ 128 Abf.1 zur Begründung der Anmeldung beigefügt 
werben müffen, werben in ben Ausführungsbeftimmungen z. B. in 
‚Ziff. 13 der preußifchen des näheren fpezifiziert. Die Anmeldungs- 
behörde hat eventuell für Vervollftändigung des Antrags zu forgen. 
Dagegen findet eine Begutachtung und daher auch eine Zuziehung 
von Beifigern nicht ftatt, vielmehr werben die Verhandlungen ohne 
weiteres von der Behörde an den für ihren Bezirk zuftändigen An- 
ftaltsvorftand weiter gegeben ($ 128 Abſ. 2 Sat 1 IXG.). 

3. Der Anftaltsvorftand hat über ben Erſtattungsanſpruch einen 
ſchriftlichen Beſcheid zu erteilen ($ 128 Abſ. 2 Sag 2 IVG.), auf 
melden, auch ohne beſondere Vorſchrift des Gefeges, die für den 
Rentenbeſcheid giltigen Vorſchriften analoge Anwendung finden werden. 
Ein Formular für den anerfennenden Beſcheid enthält Anl. XIII 
der Rechnungsvorſchriften vom 1. Dez. 1899 (UN. 00 ©. 247). In 
demjelben findet ſich ingbefonbere, analog dem Nentenzeichen, ein 
‚Erftattungszeichen,'%) die Berechnung bes Erftattungsbetrages und 


100) Dagegen lafien die Mot. Abſ. 2 zu $ 95 Entw. JVG. und bie preuß. 
An. Ziff. 12 den Wohnſitz des Antragſtellers entjheiden, bie württ. Bollz.Berf. 
$ 33 fogar aud) den letzten Beichäftigungsort des Erftattungäberechtigten. Ich 
glaube nicht, daß das bem Sinne bed Geſetzes entipricht, nach welchem dod die 
Verhandlungen möglihft nahe an bie für den Berfiherten maßgebenben Orte, 
deſſen Berhältniffe in erfter Reihe in Betracht kommen, gerüdt werben follten. 

0) Demzufolge wird bie Friſt aud durch Einreihung bed Antrags beim 
Anftaltövorftande gewahrt, der nah $ 95 ©. 89 allein Fompetent war. Iſt 
ber Antrag ausreichend, fo wird der zur Entſcheidung fompetente Borftand Feine 
Beranlafiung Haben, die Sade noch an die untere Verwaltungsbehörde abzugeben 
(Gebhard Düttmann Anm. 103u$42, Anm. 2 zu $ 128). 

10) Bat. oben $ 73 N. 6 ff. Die Minderjägrigkeit einer Ehefrau wird 
nad) allgemeinen Regeln ergänzt: Kuhrober in ArbB. 03 ©. 49 ff. 

’0) Dasjelbe enthält die laufende Nummer und das Geburtäjahr ber Er⸗ 
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die Beſchwerdebelehrung. Sobald der Anfpruch anerkannt if, ni!” 
in die den Rentenliften entſprechenden Erftattungsliften eingen:= 
welche für bie drei Arten ber Erftattung (Heirat H, Uni: 
Tod T) getrennt zu führen find (Fß 21, 22 der Reiner 
vorſchriften). 

4. Abweichend vom Rentenverfahren findet wegen te! 
lehnung oder der Höhe der Erftattung nicht Berufung und Am’ 
fondern nur die Befhmwerde an das RVA., unter Ausihlus = 
Sanbesverfiherungsämter,!%) ftatt. Diefelbe ift binnen einer !x: 
frift von einem Monat feit der Buftelung bei dem RVA ſelbi 
zulegen; doch wird die Frift auch durch Einlegung bei einer 
Behörde gewahrt ($ 128 Abf. 4, 5 JVG.). Die Entſcheiduna 
RA. erfolgt mangels anderweitiger Beftimmungen im Berraln: 
verfahren.!®) 

5. Iſt den Rentenftellen die Beihlußfaffung über Anıri 
Beitragserftattung übertragen ($ 86 Abj. 1 IVG.), To erie 
jelbe ohne Zuziehung von Beifibern. Iſt der Anfprud gam : 
zum Teil anerkannt, fo hat der Vorfigende nach Erteilung des !: 
ſcheids dem Anftaltsvorftand unverzüglih die Verhandlun— 
überfenden. Dem Vorftande fteht dann gleichfalls die Bei 
zu, welche aufſchiebende Wirkung hat. Sie ift binnen einem 
nah Eingang der Verhandlungen direft beim ABA. ein 
($ 129 IVG.). 

6. Eine Ehefrau, welde Erftattung nad $ 42 erhalten := 
kann auf Grund der Verficherungspflicht oder des Selbitverihentr 
rechts weiter Marken leben. Beantragt fie demzufolge die 3: 
ſtellung einer neuen Duittungsfarte, fo ift diejelbe grunbjäglid =’ 
folge des Erlöſchens der früheren Änwartſchaft als neue Karte #1 
zu bezeichnen und zu behandeln. Enthielt die legte Karte 
Marken aus ber Zeit nad der Eheſchließung, welche auf Jm: 
oder Selbftverfiherung beruhten, fo find biefelben im ea X 
Erneuerung in die neue Karte Nr. 1 zu übertragen.'®) 
ftattungslifte in Verbindung mit ber Ordnungsnummer ber Anfalt un x⸗ 
Bucftaben H, U oder T (vgl. unten). 

’) Mot. Abſ. 4 zu $ 95; unrichtig Piloty S. 258. 

10) Vol. oben $29 II, 3. Demnach) fommt auch der verftärkte Sprit 
nit in Frage; ander8 Gebhard» Dütimann Anm. 6 Abſ. 3. 

10) Preuß. Rartenanweifung Ziff. XXXVIL und Gebhard: Dütte:” 
dazu Anm. 62; vgl. oben N. 9. 
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VID. Daß aud die Erftattungsbeträge durch die Poſt zur Aus- 
zahlung zu bringen find, war im ©. 89 ausprüdlich verfügt (vgl. 
3b. J &.791) und muß auch jegt als Rechtens gelten, obgleich das 
IBG. es nicht befonders ausfpricht. Dementſprechend fieht die Ger 
ſchaftsanweiſung betreffend die Auszahlungen durch die Poft vom 
9. Nov. 1901 ein Formular für die Anweiſung an die Poſt in Er- 
ſtattungsſachen vor (AN. 02 S. 219), welches gemäß $ 28 der 
Rechnungsvorſchriften nah bewirkter Eintragung in die Exftattungs- 
lifte auszufüllen und der Oberen Poftbehörbe zu überfenden it. 
Nach einem im Anerkennungsbeſcheide enthaltenen Vermerke erfolgt 
die Zahlung einige Tage nad Empfang des Beſcheides gegen 
Quittung auf einem beigelegten Formular, deſſen Mufter gleichfalls 
in der GAP. (AN. 02 ©. 221) vorgefchrieben ift. Somohl das 
Formular für die Anmeifung an die Pot, wie für die Uuittung 
ſchließen fi an diejenigen an, welde bei einmaligen Zahlungen in 
Rentenfahen im Gebraude find. Auch fonft gelten für die Aus- 
zahlung der Erftattungsbeträge die auf Rentenbeträge bezüglichen 
Normen.!on) 

Die Erſtattungslaſt ruht auf dem Sondervermögen der Ver- 
fierungsanitalten ($ 33 Abſ. 2); Reich'®) und Gemeinvermögen 
nehmen daran feinen Anteil. Und zwar partizipieren bie einzelnen 
Anftalten in der Weife, daß die anweiſende Anitalt die Abrundungs- 
beträge endgiltig trägt; im übrigen verteilen fi) die zurüderftatteten 
Beitragshälften auf Diejenigen Anftalten, denen feinerzeit bie ent» 
ſprechenden vollen Beiträge zugefloffen find. Die fremden Anftalter 
haben der anmeifenden daraufhin Erſatz zu leiften; doch fteht den 
Verfiherungsanftalten oder auch einzelnen Gruppen berjelben frei, 
durch Vertrag, welcher dem RVA. mitzuteilen ift, gegenfeitig auf 
die Erfagleiftung zu verzichten ($ 128 Abi. 6 IVG.). Das Ver- 
fahren, welches zur Ausführung der Erfagleiftung dient, ift auf 
Grund gejegliher Ermächtigung vom RVA. in SS 24, 25 der 

"Rehnungsvorfäriften geregelt. Danach find bei jeder anmeifenden 
Anftalt zum Nachweiſe der Erſatzleiſtungen für jede beteiligte fremde 


m) Zahlung an im Auslande mohnende und trogdem ($ 48 Ziff. 4 IVG. 
findet feine Anwendung) erftattungäberechtigte Perfonen (AN. 98 S. 635 
Nr. 695). 

’e) Aögefehen von ber Sälfte ber früheren Zufabeiträge (vgl. oben R. 85): 
3.8. AR. 02 ©. 570. 





988 V. Bud. Rebenleiftungen. 


Anftalt und bezüglich der Doppelmarken für das Neid) Yiitm = 
zulegen, in welchen bie Höhe jeder einzelnen Exfagleiftung eimener 
iſt. Die Poft fendet hier ihre Zahlungsliften nebjt Belegen ws. 
on die Rechnungsſtelle, fondern an die anweiſende Berihene: 
anftalt.'®) Während die nicht abgehobenen Beträge in ben Erz 
leiftunggliften wieder abzufegen find, liquidiert im übrigen iz 
Anftalt bis zum 1. April der Recinungsftelle Den Gefamibetn: x 
von ihr beanfpruchten Erfagleiftungen getrennt nad Veridenn:: 
anftalten. Die Rechnungeſtelle bewirkt den Ausgleich zulanmm - ' 
ver Verteilung der Rentenlaft, ähnlich wie bei den nah $153Y: 
IVG. zu erftattenden Kapitalwerten (vgl. oben $ 78 bit 
44), durch Skontration und wechfeljeitige Zu⸗ und Abſchreibung d 
den der Poſt zu erſtattenden Beträgen.!!%) 

VIU. Bei der Erftattung im Todesfalle kann ſich möulis: 
weiſe eine Konkurrenz zwiſchen dem nad) $ 44 begründeten & 
ftattungsanfprud und dem nad $ 41 Abf. 4 begründeten Anirr“ 
der Erben, in erfter Reihe des Ehegatten, auf Die rüdjtändiae } 
«vgl. oben $ 67 Il und $ 73 III) ergeben. Diejelbe ift jest * 
Anſchluß an die frühere Praris durch $ 44 Abf. 4 geregelt. 

1. Der Fall der Konkurrenz ift gegeben, wenn „beim Zott x: 
Verfiherten bereits ein Rentenfeftftelungsverfahren ſchwebt“ ?.& 
wenn ber Verficherte bereits feinen Rentenanſpruch angemeldet bit: 
andererſeits aber doch noch Feine die Rente bewilligende Entſcheidn 
im Sinne von $ 44 Abſ. 1, 2 ergangen iſt.!!) War das 
noch nicht gejchehen, jo ift nad $ 41 Abf. 4 eine Anmelunz : 
unvererblien Bewilligungsanſpruchs ausgeihlofien und der E 
ſtattungsanſpruch allein möglich. If dagegen eine bie Amt x 
willigende Entſcheidung bereits ergangen, fo iſt, wenigſtens abge” 
von dem Falle jpäterer inftanzieller Wiederaufhebung derielben.“' 
die Entftehung des Erftattungsanfpruchs nicht mehr möglid und N 
her der Erbenanſpruch allein gegeben. 

















10) So nad) Iſenbart ⸗Spielhagen Anm. 12 Abſ. 3 us IR 

no) Mot. Abſ. 8 zu $ 95 Entw. IBG.; über die Ausführung sql 1° 
AR. 01 S. 569, 573 mit AR. 02 ©. 576. 

m) AR. 93 ©. 369 Nr. 664; Mot. zu $ 31 Entw. I8G. 

1) Bot. oben R. 81; bei praktiſcher Verwirklichung dieſes Fale et” 
allerdings der Grftattungsaniprud), aber wiederum ohne Konfurreny wit N 
Erbenanfprud. 
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2. Sind im Falle der Konkurrenz Erben und Erftattungs- 
berechtigte verſchiedene Perjonen, fo greift der nach $ 44 Abſ. 4 be= 
gründete Vorzug des Erſtattungsanſpruchs Platz. Melden nämlid- 
die Erftettungsberehtigten ihren Anfprud an, fo fließen fie bie 
Weiterverfolgung der Rentenſache durch und gegen die Erben voll- 
ftändig aus. Wird allerdings der Erſtattungsanſpruch zurüd- 
genommen ober rechtskräftig abgemiefen, fo tritt das Erbenrecht 
wiederum in Kraft.) Solange allerdings der Erſtattungsanſpruch 
nicht angemelbet wird, kann der Rentenprozeß von den Erben und 
befehränkt'"*) auch gegen diefelben aufgenommen werben, wobei es 
den betreffenden Rentenfeftftelungsinftanzen freifteht (ohne daß jedoch 
die Unterlafjung ein Mangel des Verfahrens wäre) den Erſtattungs- 
berechtigten noch Gelegenheit zur Anbringung ihres Antrags zu 
geben.) Wird aber das Verfahren mit den Erben joweit fort- 
geführt, daß jegt noch ber nad $ 44 Abf. 1, 2 kritiſche Moment 
erreicht wird, d. h. eine „ven Anſpruch ber Erben auf die rüd» 
fändigen Rentenbeträge anerkennende Entſcheidung“ ergeht,") jo 
ift der Erſtattungsanſpruch ausgefchloffen. Nur wenn jene an= 
erfennende Entſcheidung hinterher im Inſtanzenzuge wieber befeitigt 
wird, lebt der Erftattungsanfprud wieder auf,''’) und zwar 
fo, daß die, Anmelbungsfrift als in der Zwiſchenzeit ruhen zu 
behandeln ift. 

3. Befteht zwiſchen Erb- und Erftattungsberechtigten Perfonen- 
ibentität, was durch die Erftberufung des Chegatten nad) $41 Abf. 4 


1) AN. 98 ©. 368 Nr. 663. Der Ablauf der Rechtömittelfriften präjubiziert 
den Erben wegen bed Rubens bed Verfahrens nit. Auch von einer Rechts- 
traftroichung (vgl. oben R. 73) wird Hier megen Mangels ber Perfonenibentität 
nit die Rebe fein können. 

+) Nicht vom Anftaltsvorftand bei ſich ſelbſt, meil in biefem Falle eben 
das Ermefien einer unparteilien Inftanz über Zugiehung ber Erſtattungs- 
berechtigten megfällt; ogl. oben $ 73 N. 46. 

2) Mot. Abſ. 3 zu $ 31 Entw. IVG. 

10) Das Geſetz fagt „zugefteltt if”; es gilt analog das oben IV, 3c Bes 
merkte. Wird der Rentenanfprud) an fi) anerfannt, der „Anſpruch der Erben* 
aber wegen mangelnder Erbenlegitimation abgemiefen, fo ſchadet dad bem Er⸗ 
ſtattungsanſpruch nicht. 

7) Sfenbart-Spielhagen Anm. 8 Iepter Abfay zu $ 44. Der Untere 
ſchied dieſes Falles von dem oben N. 112 mit 81 beiprodenen Liegt barin, daß 
dort die bewilligende Entſcheidung noch dem Berficherten ſelbſt gegenüber er⸗ 
gangen ift. Auqh Hier feine Rechtskrafiwirkung (ogl. R. 113). 
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beſonders häufig der Fall fein wird, fo hat z. B. die Witwe das 
Wahlrecht, ob fie den Erſtattungsanſpruch anmelden oder ben Erben- 
anfprud dur Aufnahme verfolgen will.) Dieſes Wahlrecht wird 
erſt fonfumiert, wenn ein ober der andere Anfprud durch Bewilligung 
anerkannt ift."?) Wird jedoch der gewählte Anſpruch nachträglich 
oder auch von vornherein endgiltig abgelehnt, jo fteht auch jegt noch 
der Verfolgung des anderen nichts entgegen. '2°) 


8 81. Heilverfahren. 


I. Die Verfiherungsanftalten find nad näherer Beftimmung 
von $$ 18—23') mit $47 Abf.2 IVG. befugt, behufs Verhütung 
ober Befeitigung der Erwerbsunfähigfeit ein Heilverfahren eintreten 
zu laffen. Die Gewährung diefer Heilbehandlung bildet eine ftetig 
an Bebeutung zunehmende?) Nebenleiftung der Anftalten. Man 
Tann fie als einen „fafultativen Teil der Verfiherung“ bezeichnen, 
„infofern fie einerfeits aus den für die Verfierten entrichteten Bei— 
trägen gedeckt wird, anbererjeits in erfter Linie den Verficherten zu⸗ 
gute fommt“.) Vor allem aber wird der innere Zufammenhang 
mit der Hauptleiftung dadurch hergeftellt, daß die Anmendung des 
Heilverfahrens der Verhütung oder Befeitigung von Anſprüchen auf 
Invalidenrente und damit einer finanziellen Entlaftung der An- 
falten dienen fol. Doc) ift dies nur der eine hauptfächliche Zweck 





ne) AN. 98 S. 367—369 Nr. 662—664. Grmittlung der Berechtigten und 
Belehrung, aber nicht Feftellung von Amts wegen durch den Borftand (vgl. 
oben $ 73 N. 46). Zweifelhafte Anträge find im Sinne einer Wahl des Mehr: 
betrags auszulegen (AR. 00 S. 840 Nr. 863). 

0) fidereinftimmend Ifenbart-Spielfagen Anm. 8 Abſ. 2; vgl. auch 
oben V, 2. Die Pragis in Rr. 663, 664 noch nicht abidjlieend; dazu auch 
Weymann Anm. 24. ebenfalls iſt nad; Abhebung des bemilligten Betrages 
Jein Wahlrecht mehr vorhanden (AR. 97 ©. 414 Nr. 600). 

"0) Auch hier keinerlei Rechtskraftwirkung (R. 118, 117), wie AR. 98 
S. 368 Re. 663 ſelbſt erfennen laft. 

)) Der $ 21 wird fpäter bei den Grenzbeziehungen zur Unfallverfierung 
behandelt werben. 

) Statiftif der Heilbehandlung bei ben Berfiherungdanftalten und zu- 
gelafſenen Kaffeneinrichtungen für bie Jahre 1898—1902 in AR. 1908, 
1. Beiheft. 

2) AN. 94 Rr. 398 ©. 175 Abſ. 2. 


ver Einrihtung, neben welchem der rein humanitäre, der Fürforge 

, für die Erkrankten zugemendete, feine felbftändige Bedeutung be— 
anfpruden kann.) Man wird die legtere mindeftens dann heroor- 
tehren dürfen, wenn die ausfchließliche Berückſichtigung des finanziellen 
Zweckes zu Wiberfprüchen mit der wohltätigen Abſicht des Geſetzes 
und feinen fozialpolitifden Tendenzen führen würde. 


U. Das IVG. kennt zwei Arten bes Heilverfahrens:?) das 
vorbeugende ($$ 18 ff.) und das mwieberherftellende ($ 47 Abf. 2). 
Das Unterfheidungsmerkmal ift ein verſicherungsrechtliches: der $ 47 
Abſ. 2 findet grundjäglich Anwendung, wenn ber zu Behandelnde 
bereits eine Rente (Dauer oder Krankenrente) empfängt, der $ 18 
Dagegen, wenn ihm eine ſolche noch nicht bemilligt ift. Doch kann 
hiernach, wie der Schlußfag von $ 18 jelbft zeigt,) das vorbeugende 
in das wieberherftellende Heilverfahren übergehen, wenn während der 
Dauer des erfteren dem Behandelten eine Rente angewieſen wird. 
Bon da an werden auf das Heilverfahren die etwa abweichenden 
Grunbjäge des $ 47 Anwendung zu finden haben. Die Voraus- 
fegungen für beide Arten bes Heilverfahrens find folgende: 

1. Als perſönliche Objekte bes Heilverfahrens fommen in Be- 
tracht: beim mieberherftellenden die „Empfänger einer Invaliden- 
rente“ d. h. die bezugsberechtigten Perſonen,) beim vorbeugenden 
die „Verſicherten“. Unter ben legteren find die im Beſitz einer An⸗ 
wartſchaft befindlichen Perſonen zu verftehen (vgl. oben $53 N. 33a), 


*) Au in den Motiven zum IVG. wird ber Fürforgezwed nit bloß 
neben dem finanziellen Bervorgehoben, fondern jogar in die erſte Reihe geſtellt. 
Bol. Mot. Abſ. 1 zu $ 12—12d: „dem Eintritt einer für bie Verſicherten ver⸗ 
hängnisvollen, für die Verfiherungsanftalten koſtſpieligen Erwerbsunfaähigkeit 
vorzubeugen” und Mot. Abi. 3 zu $ 33: „Bei ber Bebeutung, melde bie Ein: 
leitung eined Heilverfahrens nicht bloß für bie Verſicherungsanſtalten wegen 
der möglichen Berminberung ihrer Rentenlaft, fondern vorzugsweiſe für bie 
Rentenempfänger hat, uf.“ Daß auch die Kommiſfion für das G. 89, welche 
daß Heilverfahren zuerft in Anregung gebracht hat, babel von bem Filrforger 
zwecd auöging, vgl. die Mitteilung bei Gebhard» Düttmann Anm. 1 zu $ 18. 

®) Dad ©.89 $ 12 Iannte nur daß vorbeugende Geilverfahren; vgl. bazu 
Mot. zu $ 33 Entw. IVG. 

9% Bgl. Mot. Abſ. 3 zu $ 12—12d Entw. IVG.; AN. 94 ©. 175 Nr. 398 
Schlußabſat 

?) Darunter fallen auch diejenigen, bei denen ber Bezug der Rente ruht 
Geſonders $ 48 Ziff. 1), ſchon wegen der begrifflichen Zeitweiligkeit des Rubens; 
gl. oben $ 76 I, 5’mit 4. 
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fo daß auch diejenigen wieder ausfcheiden, Deren Anwartigaht: 
Erftattung ($ 42) ober auch durch Beitragsmangel ($ 4) K-: 
erlofchen ift. Ob die Anmwartichaft auf zwangsweiſer oder it 
williger Verficherung beruht, ift gleichgiltig. Ebenſo begrimt: 
jedenfalls nad jegigem Recht?) für die Befugnis der Berihemes | 
anftalt, ein Heilverfahren eintreten zu laflen, feinen Untericit. » 
der zu Behandelnde gleichzeitig einen Anſpruch aus ber Kur: 
verficherung befigt ober nicht. Die Anordnung eines Heilveri 
kann nie allgemein für gewiſſe Klaſſen, ſondern ftets nur =: 
Bezug auf den einzelnen Verſicherten nad Prüfung des jals : 
folgen.?) 

2. Beim wieberheritellenden Heilverfahren ift mit der Ye 
fegung der Rentenbezugsberehtigung ſchon die weitere des zud 
handelnden Leidenszuftandes, die buch die Bewilligung der kr 
onerfannte Ermerbsunfähigkeit, von felbft gegeben. Beim ri 
beugenben Heilverfahren muß der Verſicherte „dergeftalt ar 
fein, daß als Folge der Krankheit Erwerbsunfähigfeit zu kir::= 
ift, welche einen Anſpruch auf reichsgeſetzliche Invalidenteute — 
gründet“ ($ 18 Abſ. 1). Darin liegt: 

a) Der Verficherte muß „erkrankt“ fein. Der Bexir 
Krankheit an fih und ala Urſache der Erwerbsunfähigkeit bei“ 
fih nad dem oben $ 60 bei N. 63 Entwidelten. . 

b) Die als Folge der Krankheit zu beforgende Ermerbaum:- 
feit muß eine foldhe fein, „welche einen Anfpruch auf Invaliderr: 
begründet". Diefe Worte beveuten zweifellos, daß als Eimer 
unfähigkeit diejenige in Betracht kommt, welche in abstraeto 
$$ 15, 16 IVO. als Anſpruchsgrund für eine Invalidenrent: r* 
fam werben fann,!°) fo daß z. B. einerjeits die geſetzliche Tri:* 
Invalidität genügt, andererjeits bloße Berufsinnalibität nid ı# 
reicht. Dagegen ift zmeifelhafter, ob nad; dem Geſet auch m 


®) Dagegen konnte e8 nad) dem Wortlaut von $ 12 Abſ. 1 8.89 alt 
meifelpaft fein, ob bie Anftalten berechtigt waren, für einen ber reigägekr" | 
Krankenverſicherung unterliegenben Verſicherten das Heilverfahren ver wer 
nehmen und ihn in ein Krankenhaus unterzubringen; doch Relte fh 
AN. 97 S. 410 Nr. 596 auf den bejahenden Standpunkt. 

) Piloty ©. 58. 

*) In dieſem Sinne wurden in der 2. Leſung der Rommiffiondbestit © 
$ 7b Entw. ©. 89 die angeführten Worte „ald eine Konſequen der W' 
und 7a“ (jet 15 und 16) eingefchaltet (Drudf. Ar. 141 &. 11. 
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(ogl. Bd. I S. 571), mit der Bumanitären und ieieheltx 
handelt, welche in dem Heilverfahren der Verficherungsankaiir: < 
glei) eine felbftändige Fürforgeleiftung derſelben erblidt (nel. 
N. 4, auch Bd. 1 $ 42). Indem bier grundfäglic der 
Standpunkt vertreten wird, wird aud die Möglichkeit einer 
wirkungsvollen Beendigung der Wartezeit nicht ala Born: 
für das vorbeugende Heilverfahren anerkannt, zumal es ih 
ein Recht der Verficherungsanftalten handelt und zumal ad d 
Wortlaut des Geſetzes mit diefer Auffaffung vereinbar bleitı.' 

e) Es muß eine gegründete Bejorgnis vorliegen, daß Em: 
unfähigfeit eintritt; die bloße entfernte Möglichkeit genũ 
Auch muß der Eintritt der Erwerbsunfähigfeit nicht für eine i 
fernte Zukunft zu befürchten fein, daß die fofortige Gemähnn: 
Heilbehanblung außer Verhälmis dazu fteht. In dieſen 
fest $ 57 Ziff. 4 IVG. unter Beziehung auf $ 18 den „wi:” 
Eintritt der Erwerbsunfähigkeit“ voraus. 

3. Bon dem einzuleitenden Heilverfahren muß Erfolg 
ſcheinlichkeit zu erwarten fein: 

a) Der Erfolg der wieberherftellenden Heilbehandlung it 
„Wiebererlangung der Ermwerbsfähigkeit“ ($ 47 Abſ. 2 mit! 
Ziff. 4 d. h. wie der Zufammenhang mit $ 47 Abf. 1 ergit. 
Herbeiführung besjenigen Zuftandes, welcher Die Entziehung te 
willigten Rente rechtfertigt. Das Heilverfahren foll hier Wii 
Veränderung in den Gefundheitsverhältnifien des Rentner bi 
führen, welche ihn na $ 47 Abſ. 1 (vgl. oben $ 75 I) midtr- 
als erwerbsunfähig erſcheinen läßt; nicht etwa, daß ber Ext 
einer folhen eränderung, wie nad $ 47 Abſ. 1 für die Ar- 
entziehung, fo auch nad) $ 47 Abſ. 2 ſchon fir das Heiler“ 
vorausgefept werden müßte. Übrigens wird bei der rt 
vente ſchon genügen, daß ein früherer Wiebereintritt der Em’ 
fähigkeit durch das Heilverfahren zu erwarten ift, als ohne der 
anzunehmen wäre. 

Beim vorbeugenden Heilverfahren befteht ber Grilg =” 
„Abmendung dieſes“ (in $ 18 bj. 1 vorher begeinetm) „I? 

14) Denn er fprit von einer ErwerbBunfähigfeit, melde dam Ur@ 


auf Invalibenrente (in abstracto) „begründet“ (ogl. aud ober RN = 
in conereto) „degrünben mürbe". 


































8 81. Heilverfahren. 995 


teils“ d. h. in Gemäßheit des oben Erörterten und unter Beftätigung 
von $ 57 Ziff. 4 darin, „aß der Verfiherte vor baldigem Eintritt 
ver Erwerbsunfähigfeit bewahrt wird“. it dieſer Erfolg nicht zu 
erreichen, d. h. der Eintritt oder doch wenigftens der baldige Eintritt 
ver Ermerböunfähigkeit nicht zu vermeiden, fo Tann dann allerdings 
Die bloße Ausfiht, durch die Heilbehandlung das Leben bes Ver— 
ficherten zu verlängern oder feine Leiden zu mildern, die Gewährung 
der Behandlung hier ebenjomenig, wie beim wieberherftellenben Heil» 
verfahren, rechtfertigen.o) 

b) Die „Annahme“, daß der bezeichnete Erfolg des Heil- 
verfahrens eintreten werbe, muß „begründet“ fein. Die ausbrüdlihe 
Hervorhebung deſſen bei $47 Abf.2, welche aud auf $ 18 zu über- 
tragen ift, fol den Rentenempfänger ober Verfiherten vor „zwed- 
Iofen“ d. h. vor ſolchen Heilverfuchen fügen, die fi von vorn- 
herein ala wahrſcheinlich ausſichtslos darftellen oder doch nur „eine 
mehr oder minder entfernte Möglichkeit des Erfolges" gemähren.'*) 


III. Welche Anftalt zur Gewährung des Heilverfahrens und zur 
Ausübung der damit verbundenen Befugniffe zuftändig ift, wird im 
Gefeg nicht beftimmt. Für das wieberherftellende Heilverfahren kann 
die Zuftändigfeit derjenigen Anftalt, welche die Rente bewilligt hat, 
nicht zweifelhaft fein.) Für das vorbeugende ift grundjäglic, 
minbeftens aber in erfter Reihe, diejenige Anftalt berufen, melde 
dem noch aktiven Verſicherten als anwartſchaftspflichtig gegenüber- 
fteht, d. h. aber diejenige, an melde für ihn die legten Beiträge 
entrichtet find.'*) Die hiernach zuftändige Anftalt kann mit Wirkung 


») Gebhard Düttmann Anm. 4 Abſ. 1 zu $ 18, Weymann Anm. 6 
af. 1. 

”) Komm. Ber. zu $ 33 Entw. JBG.; AR. 02 S. 505 Rr. 992, AR. 96 
S. 358 Nr. 521, AR. 94 S. 175 Nr. 398 Schlußabſatz; Kries, Krankenhaus: 
behandlung nach den Unfallverfiherungägejegen, S. 9. 

m) Ebenfo Bebharb-Düttmann Anm. 5 Abf. 6 zu $ 18. 

") Bol. oben $ 53 R. 36. Tatſächlich ebenfo früher AR. 99 S. 330, indem 
hier in erfter Linie diejenige Anftalt berufen wird, welche im Falle ber gleich- 
xitigen Stellung eines Rentenantrages nad $ 75 ai. 1.8.89 zur Entſcheidung 
über biefen zuftändig fein würbe. Cine Übertragung dieſes Prinzips feinem 
Wortlaut nad) auf $ 112 Abſ. 1 IW®. erſcheint ausgefchloffen, wie aud Geb⸗ 
Hard» Düttmann Anm. 5 Abf. 2 annehmen, ebenſo aber auch m. E. die 
Meinung biefer Kommentatoren, baf alle Anftalten, melden Beiträge für den 
Berſicherten zugeflofien find, Tompetent fein follen. 

3% 


für die Beteiligten auch eine andere, insbefonbere biejenig, inc: 
Bezirk der zu Behandelnde feinen Wohnfig oder gemöhaliden i: 
enthalt hat, erfuchen, in ihrem Namen und für ihre Kehun; 
Heilverfahren zu übernehmen.'?) Die Koften ber deilbehen 
fallen ausfchlieglih dem Sondervermögen ($ 33 4.2 IS. 
jenigen Anftolt zur Laft, welche das Heilverfahren anorne. 
Ausgleihung der durch die Ausübung des Heilbehandlumgtr: 
erwachſenden Gefamtlaften kann im Wege ber Rüdverfiden: : 
folgen ($ 99 IBG., vgl. oben $ 31 N. 36). Auch ale w: 
beſonders nach der Verftärkung, welche der Gedanle ver iz 
gemeinfhaft zwiſchen den Anftalten durch das FIG. ara : 
nicht für ausgeſchloſſen, daß auch im einzelnen Zalle mer: 
ftalten, nad) Maßgabe ihres finanziellen Intereſſes an den € 
des Heilverfahrens, der anwartſchaftspflichtigen Anftalt gegen”: 
Tragung eines Teils der Behandlungstoften übernehmen“) 
IV. Das Heilverfahren ift eine fafultative Aufgabe ie © 
fiherungsanftalten, feine Übernahme ein Recht, feine Mid: 
felben.?!) Demzufolge fteht ſowohl die Darbietung, mir W 
bauer und im allgemeinen (vgl. unten VI, VID auf der Uni 
besfelben im freien Ermeffen der Anftalten. Den Juterer- 
eriter Reihe dem Erkrankten, ferner Krankenkaſſen, Arme‘ 
Behörden ufw. fteht wohl ein Recht, ben umteren im 
behörden und Rentenftellen fogar eine Pflicht ==) ber Anrene- 
des Antrags, aber nicht ein Anſpruch auf Einleitung dt: 


») Ob eine Berpflihtung zur Übernafme nad $ 173 380. Wer 
gweifelfaft fein. Daß das Heilverfahren nur ein Redft, keine BEA ”- 
falten ift, würbe nicht für die Berneinung fpredjen, wohl aber de = 
bei R. 14 hervorgehobene Gefihtäpunft. Berneinenb auf Gebher:“- 
mann Anm. 5 Schlupabfag. .n 

%) Anders nach einer Mitteilung bei Gebhard: Tüttmann Im” 
des RE. für daB frühere Recht. Bm 

") AR.98 ©. 57 Rr.213. Anträge, das Geilverfahren mu nn R?! 
geftalten, wurden in ber Kommiſſion des IBB. (Berit &.47, 19 ® 

=) Mot. Abj.2 zu $$ 12-12d: „nah Maß und Zeitdauer“. 
A6f. 1 mit den Worten „in bem ihr geeignet eriheinenben Imfen' 
in $47 Abſ. 2 Sa 2 nicht angeführt, gilt aber infomeit aud für Nie 
Ingerenz der Auffictshehörde auf das Grmeflen ber Auflalt im En“ 
findet nicht Rlatt (AR. 99 ©. 382 Rr. 714). ur 

228) 557 Ziff 4 mit $ 79; dazu analog bie Aubfügrungen ob $"" 
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verfahrens zu. Demzufolge kann die Anftalt ihren Eintritt aud) von 
Bebingungen abhängig machen, fo insbefondere von Zuſchüſſen, 
welche Krankenkaſſen oder Gemeinden, ja felbft Die Verſicherten ihr 
gewähren follen;?*) doch wird fie den Iegteren gegenüber inſoweit 
gebunden fein, als fie ihnen Feine unverhältnismäßige Belaftung zu⸗ 
muten und ihnen insbeſondere feinen Verzicht auf unbedingte geſetz⸗ 
liche Rechte anfinnen darf?) Aus dem Vorftehenden folgt ferner, 
daß die Anftalt grundfäglic aud) von dem begonnenen Heilverfahren 
jederzeit, insbeſondere dann zurüdtreten darf, wenn nad) ihrem Er- 
mefien die Fortfegung der Behandlung feinen Erfolg mehr ver- 
ſpricht; ) doch wird man immerhin nad dem fozialpolitifcden Fir- 
forgecharakter der ganzen Maßregel verlangen dürfen, daß der Rüd- 
tritt nicht willkürlich und zur Unzeit d. h. unter unbilliger Benad- 
telligung des Verficherten, der ſich auf die Fortjegung der Behand- 
lung nad Maßgabe der Umftände verlaffen durfte, erfolge.) Hat 
die Anftalt gegen Zuſchuſſe oder fonftige vertragsmäßige Zu- 
fiherungen das Heilverfahren übernommen, jo ift natürlich aud fie 
an die getroffenen Werabredungen gebunden. 

V. Dem Rechte der Verfiherungsanftalten, bei gegebener Bor- 
ausfegung ein Heilverfahren zum Zwede ihrer Entlaftung eintreten 
zu laſſen, fteht die Pflicht des Verficerten oder Rentenempfängers 
gegenüber, fi den „von ber Anftalt getroffenen Maßnahmen nicht 
ohne geſetzlichen ober ſonſt triftigen Grund zu entziehen“ (56 22, 
47 Abſ. 2 Sag 3). Ein erekutivifher Zwang, um ihn diefer Pflicht 
zu unterwerfen, befteht zwar nit; doch kann ihm eventuell 
bei Verlegung derſelben die Rente verfagt ober entzogen werben 
«Cogl. unten IX). 


2) Gebhard» Düttmann Anm. 3. 

*) Daher auch fein vertragämäßiger Verzicht auf die Rente während des 
Heilverfahrend: Rundſchr. ABA. v. 7. Juli 1898, AR. S. 367; vgl. oben $ 67 
N. 18, 19. Bedenken gegen biefen Standpunkt bei Bebharb-Düttmann 
Anm. 7. Bl. dazu AR. 04 ©. 419 Rr. 1130 im Rachtrag 

») So eine gelegentliche Bemerkung in AN. 96 S. 502 Nr. 539. 

=) Bol. ahnlich Bd. J S. 388; Andeutungen in biefer Richtung aud bei 
Piloty &.59, 62, doch genügt die Verweiſung auf die privatrechtliche Ent: 
ſchadigungsforderung nicht. Nach dem Prinzip des Textes muß z. B. bie Anftalt 
unbedingt bie Nachbehandlung nad; einer von ihr veranlaften Operation ge: 
währen, fie barf von einer langwierigen und für ben Verficherten beſchwerlichen 
Kur nicht zurüdtreten, wenn endlich der Erfolg in balbiger Ausſicht fteht. 
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1.:„Gefeglihe Gründe“, um einer Heilmaßnahme der Beriö: 
rungsanftalt zu widerſprechen, ftehen dem Verſicherten inſoſetn = 
ala $ 18 Abj.2 mit $ 47 Abj.2 Sag 2 ausdrücklich die Une: 
bringung bes Erkrankten in einem Kranfenhaus?') ober in mr 
Anftalt für Genefende in beftimmtem Umfange von feine fu 
Zuftimmung abhängig machen. Diefelbe ift erforderlich, wenn ..z , 
Erkrankte verheiratet ift ober eine eigene Haushaltung hat ober | 
glied der Haushaltung feiner Familie it“. Die hier aufge: 
Fälle find die gleichen, wie die in $ 7 Ziff. 1 KVG. vorausgeſchie- | 
doch Fennt das WG., was hier nicht der Fall ift,”°) auch Umfintt, | 
| 
| 






bei deren Vorliegen auch verheiratete ufw. Perfonen unabhängig cr. 
ihrer Zuftimmung in einem SKranfenhaufe untergebradgt wert: 
können. Die Auslegung der angeführten Worte fchließt ſich naur- 
gemäß im allgemeinen derjenigen an, welche für bas KVG. nit 
gebend und bereits in Bd. 1S. 390 ff., 518 dargeboten worden & 
Hervorzuheben ift, daß bei Verheirateten das Zufammenleben =: 
dem anderen Ehegatten vorausgejegt werden muß, weldyes durc !* 
Unterbringung ins Krankenhaus nicht getrennt werben fol; mir 
wird aber hier nicht gefordert. Eine eigene Haushaltung hat, mt 
eine eigene Wohnung befigt und in ihr felbftändig für feine Leber 
bebürfniffe ſorgt. Mitglieder der Haushaltung ihrer Gamiie fi 
Verfonen, welche in der Haushaltung eines Verwandten ober ! 
ſchwãgerten?e) wohnen, in ber für ihre Bebürfniffe geforgt mi. 
Daß in allen drei Fällen durch das Zufammenleben mit dem Er 
gatten, den eigenen ober Familienhausftand die für das beabiiht: 
Heilverfahren erforderlihe Wartung und Pflege gefichert if, — 
man bei der Verſchiedenheit des Standpunktes, der zwiſchen sa 
und KVG. befteht, bier (leiber) nicht vorausjegen bürfen) 2 
Zuftimmung muß von dem Erkrankten felbft erteilt werben; & 





2) Zu unterfeiben von ber Unterbringung zur Beobadjtung, uf mei 
$$ 18 ff. feine Anwendung finden; vgl. oben $ 70 R.152. 

2») Dagegen ſchloß fi) der Ent. IB. $ 12 dem ABG. an, mad abr 1" 
der Kommiffion (Bericht S. 44) mißbilligt wurde. 

©) Nah Gebhard» Düttmann Anm. 13 müflen ed diejenigen Sr 
wandten uſw. fein, bie dem Berficerten am nädhften ſiehen; in dem E 
Familie“ ift dies aber nicht unbedingt zu finden, 

”) Vgl. ben Komm.Ber. S. 44 Abſ. 6 mit 3; Bebparb Daunau 
Anm. 11. 


, Minderjährigen muß noch bie des gefeglichen Vertreters hinzutreten.?') 

, Um die Zuftimmung in ihrem eigenen Intereffe zu erreichen, kann 
die Anftalt auch Gegenkonzeffionen machen, fofern fie damit ihre 
Laſten nicht über die gefeglihe Grenze binaus fteigert.%) Der 
Widerruf der einmal erteilten Zuftimmung ohne triftige Gründe ift 
unzuläfiig.”?) Über die Begriffe des Krankenhaufes und der Refon- 
valeszentenanftalt vgl. Bd. 1 ©. 386 f., 520. Es kann aber nad 
dem Grunde des Gejeges feinem Zweifel unterliegen, daß das Zu- 
ſtimmungsrecht des Verſicherten, über den Wortlaut des Geſetzes 
hinaus, gegenüber allen Heilmaßnahmen der Anftalt Plag greifen 
muß, welche demfelben eine Trennung von feinem Ehegatten oder 
feinem Haushalte zumuten, 3. B. auch bet Unterbringung in Privat 
pflege am Site eines Spezialarztes zwecks Behandlung durch 
denfelben (vgl. 8b. I S. 386 N. 13) oder bei Verſchickung in einen 
Babeort.”*) 

2. „Triftige Gründe” find der Sache nad) gleichfalls gefegliche, 
weil fie vom Gefeg anerfannt werben; nur formell find fie im Geſetz 
nicht ausbrüdlich ausgeſprochen. Einen triftigen Grund, ſich einer 
Heilmaßnahme zu entziehen, hat aber der Verficherte ftets dann, 
wenn ihm biefelbe unter Berüdfihtigung der ſachlichen oder auch 
perfönlihen?°) Verhältniffe billigerweiſe nicht zugemutet werben kann. 
In diefer Richtung kommt zunächſt der fchon in anderem Zufammen- 
hange (vgl. oben $ 60 N. 71) erwähnte Sag in Betracht, daf eine 
Pflicht, fi eingreifenden Operationen und Narkoſen zu unterwerfen, 
vom RBA. nicht anerfannt wird.) Ebenſo wird der Verficherte 
jede Maßnahme ablehnen können, wenn nad jachverftändigem Gut- 
achten ber beabjichtigte Erfolg ebenſo gut mit einem geringeren Ein- 

3) 30.1 S. 390, auch Ifenbart»Spielhagen Anm. 3a. 

2) Bd. l &.391 N. 29; vgl. $ 68 Abſ. 3 IVO. Daher z. B. feine Er⸗ 
höhung des nad $ 18 Ab. 3 IVG. und $ 21 Nr. 3 KVG. ſtatutariſch zu leiſtenden 
Teiltrankengeldes oder ber nach $ 18 Abſ. 4 zu leiftenden Angehörigenunterftügung. 

®) 8b. 1 8.391 R. 30; dagegen Ifenbart-Spielhagen Anm. 3a. 

*) Gebhard» Düttmann Anm. 14, Weymann Anm. 13. 

*) Kries, Heilbehandlung ©. 11. 

*) UN. 93 ©. 68 Nr. 224, AR. 94 ©. 159 Nr. 388, ©. 173 Rr. 396, 
Rundjcht. RB. v. 3. Mai 1900, AR. S. 647. Abſchneiden eines Weichſelzopfes 
nicht ald Operation eraditet (AR. O1 ©. 506 Ar. 992). Orbnungsmäßige Wund- 
behandlung, Freilegung der Wunde, Reinigung, in ber Regel auch Einſchnitte 
in Geſchwure muß der Kranke erdulden (AR. 98 S. 159 Nr. 1213; Unfallſache). 
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griff in feinen Organismus®') oder feine perfönliche Freiheit?*) er- 
reicht werben kann. Anbererfeits aber kann der Verſicherte für die 
Heilbehandlung feine Anfprüche machen, welde von ber Anitalt 
bilfigerwetfe nicht erfüllt werden Fönnen.”®) 

VI Der Sat, daß die Verfiherungsanftalt den inhaltlichen 
Umfang bes Heilverfahrens nad freiem Ermefien beftimmt (vgl. oben 
bei N. 22), erleidet gewiſſe Einſchränkungen. Dahin gehört zunächſt 
der in $ 18 Abf. 3 mit $ 47 Abſ. 2 Sat 2 im Intereſſe der Ber- 
meibung einer ſich durchkreuzenden Doppelfürforge aufgeftellte Grund- 
fag, daß, wenn bei frankenverfiherten Perfonen die Anftalt über- 
haupt ein Heilverfahren eintreten läßt, fie im Verlaufe besfelben 
jebenfalls die Leiftungen der Krankenkaſſe gewähren muß, von der 
fie dann allerdings einen gewiſſen Erſatz beanfpruchen kann. 

1. Vorausfegung für die Anwendung der Beftimmung ift, daß 
die Verfiherungsanftalt das Heilverfahren während einer gewiſſen 
Dauer übernimmt. Handelt es fi nur um eine einmalige Map- 
zegel, 3. B. um die Gewährung eines künſtlichen Gliedes,*) fo greift 
$ 18 Abſ. 3 nicht Platz. Er greift ferner jedenfalls nur Platz 
während der tatſächlichen Dauer des Heilverfahrens, „vom Beginne 
besfelben an bis zu deſſen Beendigung“, auch wenn ber Verſicherte 
gegen die Krankenkaſſe für längere Zeit Anfprüde hätte. Für den 
Beginn des Heilverfahrens bedarf es einer Zuftimmung der Kranfen- 
Kaffe nicht,*') ebenfowenig für bie Wiedernufgabe desfelben durch Die 
Anftalt; doch wird die legtere immerhin es ber Krankenkaſſe ermög- 
lichen müflen, für die etwaige Weiterführung der Kranfenfürjorge 
ihrerfeits bie nötigen Vorkehrungen zu treffen.) Erforderlich iſt 
weiter, daß das Heilverfahren von ber Anftalt berechtigtermeife d. h. 

”) Statt Abſchneiden des Weichſelzopfes eventuell defien Entwirren: Rr. 992. 

=) Daher Können aud nicht zuftimmungäberegtigte Perfonen (Abſ. 2) die 
Berbringung ind Krankenhaus ablehnen, wie fie nad) fachverftändigem Gutachten 
ebenfogut zu Haus behandelt werben Tönnen ((AR. 97 S. 411 Nr. 596). 

3%) Ob der Erkrankte taglichen Beſuch des Sottesdienſtes verlangen Tann, 
laßt AR. 94 S. 172 Rr. 396 in concreto unentſchieden. 

*) Daß eine folde aud unter $.18 Abf. 1 fallen kann, ergibt fi aus 
8.1 8.378 N. 11 mit &.517 0.16. Ebenſo Weymann Anm. 9 unter 
Bezugnahme auf $ 9 Ziff. 1 EUNO. 

+) Erf. preuß. OB®. v. 27. Nov. 1902, Ar6B. 03 S. 310 — Reger Bd. 24 
©. 185. 

©) Bol. analog $ 671 Abſ. 2 BEB., auch oben N. 26. 
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unter ben Vorausfegungen von $18 Abf. 1 und $47 Abſ. 2 Sag 
eingeleitet ift; bie Prüfung dieſes Punktes kann auch der nad) Sag 2 
erfagpflihtigen Krankenkaſſe und den von ihr angerufenen Inftanzen 
nicht verfagt werben.) 

2. In Betracht kommt das Heilverfahren bei Perjonen, „welde 
der reichs⸗ ober landesgeſetzlichen Krankenfürforge unterliegen", d. h. 
einer derjenigen Krankenkaſſen angehören, welche in $ 166 mit 20 
IVG. aufgeführt find. Diefelben find bereit? oben in $ 24 VI 
feftgeftelt. Der $ 18 Abf. 3 greift ferner nur Platz während ber 
Zeit, für welche der Kaffe eine Fürforgepflicht gegenüber dem Be- 
handelten obliegt, auch wenn das Heilverfahren der Anftalt länger 
dauert,*°) fo daß im Zufammenhalt mit Ziff. 1 für die Anwendung 
von $ 18 Abj.3 diejenige Frift maßgebend ift, während welcher 
Heilverfahren und Krankenfürforgepflicht zufammentrifft. Gleichgiltig 
it, ob der Verfiherte der Kranfenkafje Eraft rechtlichen Zwanges 
ober freiwillig angehört.) Auf Perjonen, welche von der reichs-⸗ 
und landesgeſetzlichen Kranfenfürforge befreit find, findet $ 18 Abſ. 3 
keine Anmendung.*) 

3. Während der maßgebenden Frift (vgl. Ziff. 1, 2) muß die 
Verfiherungsanftalt dem Behandelten alle diejenigen Leiftungen ge 
währen, auf welche er gegen die Krankenkaſſe gejeglichen ober audy 
flatutarifchen Anspruch hat, und in dem Maße, in welchem er darauf 
Anſpruch hat. Dabei darf die Anftalt nicht etwa, ſoweit fie an 
einem Punkte 3. B. an Heilmitteln mehr gewährt, als die Kranfen- 


+) Erf. preuß. OVG. v. 17. DOM. 1901, ArbB. 02 S. 84 Sp.la. E.; v. 
17. April 1902, ArbB. ©. 621 — Reger Bb. 22 ©. 389 — AR. 02 ©. 652; 
implieite aud Erf. bayı. B®H. v. 20. Dit. 1902, Reger 35.22 ©. 468. 
Indeſſen ift ber Punkt nicht unbedentlich 

“) Gebhard-Düttmann Anm. 16. 

) AR. 01 ©. 640 Rr. 947, AR. 04 S. 531 Re. 1169 Schlußabſatz 

4) Daher befteht bei den nad) $ 3a Ziff. 2 KBC. Vefreiten für die Anı 
ſtalt auch Tein Erfapanfpruch gegen den Arbeitgeber aus $ 18 Abj.3 ICE, wie 
Iſenbart-Spielhagen Anm. 5b, Gebhard» Düttmann Anm. 15 hervor- 
heben. Andererſeits behalten fie aber auch ihre Anfprüde gegen ben Arbeit» 
geber und eventuell ($ 3a Abſ. 4) gegen bie Krankenkaſſe, fomeit biefe neben 
dem anftaltlichen Heilverfahren beſonders befriedigt werben Tönnen. Soweit 
dies nicht der Fall ift, wird die Anftalt einen Anſpruch aus ber Vereicherung 
ober ber auftraglofen Geſchaftsfuhrung eventuell erheben Tönnen. fiber ver: 
tragämäßige Zuſchuſſe der Arbeitgeber ogl. oben IV. 
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kaſſe gewähren würde, die Mehraufwendung mit einer anderen Kafjen- 
leiftung, 3. B. dem Krankengelde, ompenfieren. Das legtere hat die 
Anftalt nur in derjenigen Höhe*) und auch nur für diejenigen Tage 
(. 3. etwa mit Ausnahme der Sonntage) zu gewähren, wie es auch 
die Krankenkaſſe zahlen würde. Anbererfeits gehen aber die ben 
Krankenkaſſen zuftehenden weitergehenden Rechte auf zwangsweiſe 
Unterbringung im Kranfenhaufe (vgl. oben N. 28) auf die Anftalt 
nicht über. Auch die Nebenleiftungen, namentlich) das Teilfranfen- 
geld neben der Unterbringung im Kranfenhaufe ($ 21 Ziff. 3 KVG.), 
ſowie das zu Gunften der Angehörigen verfallende Krankengeld 
(876.2, $ 21 Ziff. 2a KVG.) muß von der Anftalt, gleihwie 
von der Krankenkaffe, entrichtet werben.) Dagegen fallen die Koften 
der Beerdigung des etwa verfterbenden Verficherten nicht in dem 
Rahmen der Heilbehandlung.') Juriftiih übernimmt die Verſiche- 
rungsanftalt die Leiftungen der Krankenkaſſe Eraft einer gefeglichen 
Schuldübertragung, diefelben „gehen auf fie über". Demzufolge 
wird die Kaffe von ihren Verpflichtungen frei und die Anfprüche des 
Verficherten richten ſich ausſchließlich gegen die Anftalt. 

4. Der Verfiherungsanftalt „hat die Krankenkaſſe Erſatz zu 
leiften®'*) in Höhe desjenigen Krankengeldes, welches der Verſicherte 
von der Krankenkaſſe für ſich beanſpruchen konnte“. Die Forderung 
der Anftalt gegen die Krankenkaſſe ift eine eigene Erfagforderung 
der erjteren, nicht die im Wege einer cessio legis auf fie über- 
gegangene Krankengeldforderung des Verſicherten.) Der Erſatz 
tritt an Stelle fämtlicher Leiftungen, welche die Anftalt kraft der 
Schuldübernahme gewähren mußte und gewährt hat; er ift nicht 
etwa nur zur Ausgleihung des von der Anftalt gewährten Kranken- 

) Daher auch mit Kürzung bei Doppelverfiherung nad) $ 268 Abſ. 1 RB. 
(AR. O1 ©. 391 Re. 380). Nein Anſpruch, wenn die landesgeſebliche Kaffe 
Krankengeld überhaupt nicht gewährt (ogl. aud unten R. 69). 

®0) Mot. Abf.2 zu $$ 12—12d Entw. IVG. Über bie Höhe ber Angehörigen» 
unterftügung VII, 4. 

A) AR. 99 ©.382 Nr. 714. Doc würde das RVA. die Zahlung unter 
Umftänden nicht beanftanben, wenn anderenfalls unverhältnismäßige Härten 
entftehen würden; vgl. oben $ 81 N. 5. 

12) Derjelde muß nach preuß. R. bei der Kaffe abgeholt werben (Erf. preuß. 
OVG. v. 1. April 1901, ArbB. ©. 529). 

»2) Letzteres wäre logiſch unmöglich; vgl. zu dem analogen $ 76c KB. 
3.1 ©.518 NR. 20. 





8 81. Heilverfahren. 1003 


gelves beftimmt>?) und muß daher auch geleiftet werben, wenn die 
Anftalt felbft, neben ber Unterbringung im Krankenhaufe, dem Ver- 
fiherten gar fein Krankengeld zu zahlen hatte. Die Erfagforderung 
der Anftalt ift aber im Sinne eines Pauſchquantums (vgl. Bd. I 
©. 543) durch die Beziehung auf den Krankengeldanſpruch des Ver- 
ſicherten gegen bie Krankenkaſſe begrenzt. Krankengeld ift dasjenige, 
welches der Verficherte „für fih“ und zwar als Hauptleiftung tat= 
ſächlich zu beanſpruchen hatte; neben bemjelben wird weder das 
Krankengeld der Angehörigen nah $ 7 Abſ. 2, noch dasjenige, 
weldes einem im Krankenhaus Untergebrachten nach $ 21 Ziff. 3 zu 
zahlen ift, in das Paufchquantum einbezogen.) Vorausgeſetzt ift 
aber für den Krankengeldanſpruch des Kaffenangehörigen und damit 
auch für den Erſatzanſpruch der Anftalt gemäß $ 6 Ziff. 2 AUG.) 
daß während der für $ 18 Abj.3 IVG. maßgebenden Zeit Er- 
werbsunfähigfeit bes Verficherten im Sinne des KVG. vorlag.) 
Diefe Vorausfegung ift nicht ſchon damit gegeben, daß der von ber 
Anftalt in ein Krankenhaus Untergebrachte während des Aufenthalts. 
daſelbſt tatſächlich nicht arbeiten fonnte,?”) ambererfeit3 aber auch 
dadurch nicht unbedingt ausgefchloffen, daß der Verſicherte bis zu 
feiner Unterbringung tatſächlich gearbeitet hat.) Die Höhe bes 
Krankengeldanſpruchs beftimmt fi nad den maßgebenden gefeg- 
lichen und ftatutartihen Normen; zeitlich wirb er begrenzt durch den 


) Alfo kein befonderer Erjag für ärztliche Behandlung, Heilmittel und 
Angehörigenunterftügung (Mot. Abſ. 4 mit AN. 04 S. 531 Rr. 1169 Abſ. 2). 

%) Anders Ext. hefl. BEH. v. 11. Zuli 1908, ArbB. S. 749 — Mainzer 
Ziſchr. Bd. 13 Rr. 23 — Reger 8b. 24 ©. 372; wie im Tert die Nachſchriften 
in ArbV. a. a. D. und bei Reger. 

5) Gemährt bie Iandeägefepliche Rrantentaffe überhaupt Fein Krankengeld, 
fo ift aud) fein Exfaß zu Ieiften. 

’°) Erf. preuß. OVG. v. 17. Dit. 190], ArbB. 02 S. 83 -- AR.02 ©. 176; 
v. 17. April 1902, ArbV. ©. 621 (vgl. oben R. 43); Erk. ſachſ. OLG. v. 4. Dit. 
1902, Reger 86.23 ©. 284. In dem Erf. v. 17. April 1902 wird aus: 
drüdlih unter Bezugnahme auf Entſch. Vd. 18 S. 355 hervorgehoben, daß auch 
für dad ABB. (vol. oben $ 60 N. 23) Erwerbsunfahigkeit vorliegt, wenn der 
Kranke nur mit Gefahr einer Verſchlimmerung feines Leidens zu arbeiten 
vermochte. 

®) Ert. preuß. OVG. v. 17. Oft. 1001, ArbB. 02 S. 84 Sp.2 a. E. 

®) Erf. ſachſ. OVG. v. 4. Dit. 1902 (R. 56), auch Erk. preuß. OVG. v. 
17. April 1902 (ebenda). Im ganzen über den Begriff der ErwerbBunfäßigfeit 
nad Krankenrecht Bd. J S. 329 ff. 
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oben nah Ziff. 1 und 2 feftzuftelenden kritiſchen Zeitraum, jo daß 
die Anftalt weder auf dasjenige Krankengeld Anſpruch hat, welches 
aus ber Zeit vor Beginn ihres Heilverfahrens rüdftändig iſt,“) 
noch auch auf dasjenige, welches nad Einftellung desfelben der 
Kranke wegen berfelben Krankheit etwa noch von der Kaffe fordern 
kann. Im übrigen können irgendwelche Verzichtserflärungen des 
Verſicherten der Kaffe gegenüber die Erfagforderung der Anftalt 
nicht beeinträchtigen; ) wohl aber muß der Anfpruc des Kaſſen⸗ 
mitgliedes infofern ein „noch nit erfüllter“ fein,*') als bona fide 
an dasfelbe feitens der Kaffe geleiftete Zahlungen den Erfaganfpruch 
ver Anftalt gegen diefe mindern.‘2) 


VO. Eine Einſchränkung bes freien Ermeffens ber Verſiche- 
rungsanftalten in Bezug auf den Umfang der zu gewährenben 
Leiſtungen liegt auch darin, daß nah $ 18 Abf.4 mit $47 Abſ. 2 
Sag 2 unter gewiſſen Vorausfegungen jedenfalls eine Unterftügung 
für die Angehörigen des Behandelten gewährt werden muß, damit 
dieſer während der Behandlung die nötige Gemütsruhe ohne Sorge 
für feine Familie genieße. 

1. Die Angehörigenunterftügung ift „während des Heilverfahrens“ 
zu entrichten. Diefe Worte brüden jedoch die Abſicht des Geſetz- 
gebers nicht zutreffend aus; denn es kann nad dem Zufammen- 
hange ber Vorſchrift mit $ 7 Abſ. 2 KVG. nicht zweifelhaft fein 
und wird durch die Motive beſtätigt,“) daß die Angehörigenunter- 
ftügung nicht bei Behandlung des DVerfiherten in feiner eigenen 
Wohnung, fondern nur bei Unterbringung desfelben in einem 
Kranken- ober Rekonvaleszentenhaufe oder bei fonft angeorbneter 
Trennung von feinen Angehörigen‘) zu zahlen it.) 

2. Unterftügung ift „für ſolche Angehörige des Berficherten zu 
zahlen, deren Unterhalt dieſer bisher aus feinem Arbeitsverbienfte 


%) Erf. preuß. OVG. v. 10. Zuni 1901, Arb®. ©. 598. 

©) Erf. preuf. OVG. v. 27. Rov. 1902 (R. 41). 

ei) 5.8. Erk. preuß. OVG. v. 17. April 1902, ArbB. ©. 622. 

“) Bebhard-Düttmann Anm. 17 961.2 (baher rechtzeitige Benachrichtigung 
der Kaffe angebracht). Eventuell würde ber Anftalt eine Bereicherungsklage 
‚gegen den Verficherten zuftehen. 

) Mot. Abf.2 zu $$ 12—12d. 

) Bol. oben R. 34; Bebhard- Düttmann Anm. 19 Abſ. 2. 

*) AR. 00 &. 839 Nr. 860, AR. 02 S. 600 Rr. 1015. 
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beftritten hat“. Die Worte ſtimmen mit denjenigen überein, melde 
ſchon früher der $ 7 Abſ. 2 KWG. für die Regelung bes Teil- 
krankengeldes für Angehörige bei Kranfenhauspflege gebraucht hatte. 
Der Verfiherte muß Angehörige haben; ob die Anftalt bei Ein- 
leitung des Heilverfahrens davon weiß, ift gleichgiltig.%) Über ven 
Begriff der Angehörigen vgl. Bd. I S.475 N. 28; auf die Nähe 
der Berwandtihaft oder Schwägerſchaft kommt nichts an.) Für die 
Vorausfegung, kraft deren der Verfiherte den Unterhalt feiner An- 
gehörigen bisher aus feinem Arbeitsverbienfte beftritten haben muß, 
fommen die Erörterungen zu $ 17 Sat 3 und $ 48 Abſ. 2 (vgl. 
oben $ 74 IV, 3b und $ 76 VII, 3) analog in Betracht. Das 
„bisher“ ift dementſprechend nicht auf den Beginn des antaltlichen 
Heilverfahrens, fondern der Erkrankung ($ 18) oder Imvalidität 
($ 47) zu beziehen, fo daß es auch nichts verſchlägt, wenn inzwifchen 
die Armenverwaltung unterftügend eingreifen mußte.®) 

3. Die Angehörigenunterftügung fol bei gegebenen Voraus— 
jegungen (Ziff. 1, 2) in jevem Falle gezahlt werben, gleichviel, ob 
der Behandelte während der Zeit des Heilverfahrens einen Anſpruch 
auf Teiltranfengeld für Angehörige gegen eine Krankenkaſſe befigt 
ober nicht. Das Geſetz brüdt dies dahin aus, die Unterftügung fei 
„auch dann zu zahlen, wen der Verficherte der reichs⸗ oder landes= 
geſetzlichen Krankenverforgung nicht unterliegt". Daß biefe, durch 
den äußeren Zufammenhang mit $ 18 Abi. 3 erflärte Faffung den 
oben vorangeftellten weiteren Sinn hat, Tann nicht zweifelhaft fein, 
fo daß 3. B. Angehörigenunterftüägung aud dann zu zahlen iſt, wenn 
der Verſicherte zwar einer landesgeſetzlichen Kranfenfürforge unter- 
fteht, diefe aber fein Teilfrankengeld für Angehörige oder vielleicht 
überhaupt Fein Krankengeld gewährt.) 

4. Die Höhe der Angehörigenunterftügung ift in $ 18 Abſ. 4 
Sag 2 geregelt. Es ift danach zu unterſcheiden: 

a) Der Berfiherte „unterlag bis zum Eingreifen der Verfiche- 
rungsanftalt der reichs⸗ ober landesgeſetzlichen Krankenfürſorge“ d. h. 


*) AR. 01 S. 390 Nr. 889. 

©) Ebenfo Iſenbart⸗Spielhagen Anm. 6b. 

©) AR. 00 8.839 Nr. 860, AN. O1 S. 390 Rr. 889. 

®) Erſteres und auch lehteres, wenn man daB ganz anders geartete „Ders 
pflegungdgelb* nicht als Krankengeld gelten laſſen will, tft bei der mürttems 
bergiſchen Krankenpflegeverſicherung nad dem ©. v. 16. Dez. 1888 der Fall. 
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er bejaß zur Zeit jenes Eingreifens noch laufende Anſprüche auf 
Krantenfürforge?) gegen eine der nad $ 166 mit $20 in Betradit 
kommenden Kranfenkaflen. Dann beträgt während ber ganzen Dauer 
ver Krankenhauspflege uſw. (Ziff. 1) die Angehörigenunterftügung 
die Hälfte desjenigen Krankengeldes, auf welches der betreffende 
Kaffenangehörige aus Anlaß diefer Krankheit „während der gefeg- 
lien?!) Dauer der Krankenunterſtützung“ gegen die Kaffe Anſpruch 
batte.2) it aber das Angehörigenkranfengeld, auf welches gemäß 
$ 18 Abf.3 (vgl. oben bei N. 50) der Verficherte gegen die Anftalt 
kraft ihrer Schuldübernahme Anſpruch hat, höher ala der in 
$ 18 Abſ. 4 normierte Betrag, was jegt z. B. gemäß $ 21 Ziff. 2a 
KVG. in der Faflung des Gefeges v. 25. Mai 1903 gefchehen kann, 
fo bleibt natürlich deſſen Zahlung während der Dauer die ſes An- 
ſpruchs durch $ 18 Abſ. 4 unberührt. 

b) Befaß der Verfiherte überhaupt Feinen Anſpruch auf Kranken⸗ 
fürforge in obigem Sinne oder war dberfelbe zur Zeit des Ein- 
greifens der Verfiherungsanftalt bereits abgelaufen oder gewährt die 
Kaffe, welcher er angehörte, überhaupt fein Krankengeld (vgl. oben 
N. 69), jo beträgt die Angehörigenunterftügung ein Viertel des orts= 
üblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter. Für die Drts- 

, üblicfeit kommt der legte Beichäftigungsort in Betracht, wenn der 
Verſicherte ($ 18) während einer für feine Verfiherung kauſalen72) 
Beſchäftigung erkrankte, fonft und insbejondere beim mieber- 
herſtellenden Heilverfahren ($ 47) der Drt feines legten Auf- 
enthalte. 

4. Soweit fi die Höhe der Angehörigenunterftügung nad 
einem maßgebenden Krankengelde beftimmt, ift es für alle Diejenigen 
Tage zu zahlen, für melde von der betreffenden Kaffe während der 
geſetzlichen Unterftügungsbauer Krankengeld gezahlt wird, aljo 3.8. 


?0) Richt notwendig gerade auf Krankengeld, wie Sfenbart-Spielhagen 
Anm. 7 Abſ. 2 fagen; 3.8. wenn nad) Ablauf ber gefeglihen Unterftügungs- 
dauer für eine weitere ftatutarifche Frift nur noch freie Behandlung gewährt 
wird; vgl. R. 71. 

1) Das find die 26 Wochen des $ 6 KB. ine fpätere Verminderung 
des Krankengeldes mährend ber melteren ftatutariichen Unterftügungsbauer 
gemäß $ 21 Ziff. 1 RI®. kommt nit in Betraht (Mot. Wil. 2). 

72) Auch bier aber Kürzung bei Doppelverfiherung; vgl. oben N. 49. 

”) Das ift eine folde, welche Zwangsverſicherung ober Selbftverficherungs« 
seht begründet; Gebharb-Düttmann Anm. 22. 





gemäß $ 6a 3iff.4, $ 21 Ziff. la KVG. auch fir Som 
Feſttage. Das Viertel des ortsüblichen Tagelohns ift grundfät 
im Anflug an $ 7 Abf.2 mit $ 6 Ziff. 2 KVG. nur fi 
Arbeitstage zu entrichten.’°) 

5. Der Anfprud auf Angehörigenunterftügung ift, wie d 
Angehörigenkrankengeld (vgl. Bb.I S. 475), ein Anſpruch bei 
fierten, nicht der Angehörigen.’°) Daher fteht ihm bie Verf. 
darüber zu, ſoweit nicht $ 55 IVG. eine folde überhaupt 
Tchließt;?") er allein ift beſchwerdeberechtigt und er lann auch, 
Umftänden”, d.h. wenn er bamit feine unverhältnismäßige 
laſtung übernimmt,’*) auf den Anſpruch zweds Erlangung der 
behandlung verzichten. Nichtsdeſtoweniger wirb doch wohl aud 
analog, wie nad) $ 7 Abſ. 2 Sat 2 KVG., die Anftalt ſelbſt 
den Willen des Verficherten die Unterflügung nad ihrem Ern 
Direkt an die Angehörigen zahlen dürfen. 

6. Wenn aud im allgemeinen die Rente aud) während den 
des Heilverfahren gezahlt oder fortgezahlt werben muß (vgl. 
N. 6), jo eröffnet doch $ 18 Abſ. 4 Satz 3 mit $47 Abf.2 € 
vie Möglichkeit, ein Nebeneinander von Angehörigenunterftügung 
Rente auszufchließen. Nach $ 18 „fan, wenn der Berficherte 
valivenrente erhält, diefelbe auf die Angehörigenunterftügung 
gerechnet werben“ ; nach $ 47 findet diefe Beſtimmung auch 
„mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle der Angehör 
unterftügung die Invalidentente treten kann.“ Zweifellos ift zun | 
daß von einer Aufrehnung zwiſchen Angehörigenunterftügung 
Rente nur ſoweit die Rebe fein Tann, als beibe für den gleichen Zeit ı 
gezahlt werben folen.') Dagegen ift nicht erforberlich, daf 
Rente in allen Fällen fon bewilligt fein muß, wenn die 
gehörigenunterftügung gezahlt wird; vielmehr ift auch für $ 1: 

”) Erweiterungen lönnen gemäß $ 45 IV®. erfolgen, worüber weiter 
zu reben ift. 

») Zfenbart-Spielhagen Ann. 7a. 

’) AR. 01 ©. 390 Rr. 889, AN. 02 ©. 599 Rr. 1014. 

) Gebhard» Düttmann Anm. 3 zu $ 55. 

”) Bel. oben zwiſchen N. 23 und 24. Der bei R. 24 bemerkte Gi | 
Punkt fteht der bedingten Suläffigfeit eines Verzichts Hier micht entgegen, 
Die Angehörigenunterftügung ſelbſt erſt burd bie freimillige Abernahn 
Seilverfahtend feitend der Anftalt bedingt ift; vgl. auch Rr. 1014. 

”) Mot. Abſ. 2 Schlußſatz; AR. 03 ©. 535 Nr. 1071. 
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Anrechnung zuläffig, wenn nachträglich für denſelben Zeitraum eine 
Invaliden⸗, insbeſondere Krankenrente zugeſprochen wird. Denn es 
„iſt nicht einzuſehen, weshalb ber Verſicherte, für den zuerſt die 
KRoften bes Heilverfahrens und der Angehörigenunterftügung aufe 
gewendet werben und der dann bie Rente noch erhält, beſſer geftellt 
werben follte, als derjenige, der ſich bereits im Genuſſe der Rente 
befand und für den erft fpäter das Heilverfahren eingeleitet und die 
Angehörigenunterftügung gewährt wurde“. ) Die gleiche Erwägung 
und der mit ihr zufammenhängende, oben bei N. 6 über das Ber- 
hältnis von $47 und $ 18 entwidelte Grundfag muß dann aber auch 
zu der Annahme führen, daß in Fällen, in denen während ber 
Heilbehandlung eine Rente angemiefen wird, von biefem Zeit- 
punkte an auch die „Maßgabe* des $ 47 zur Anwendung ger 
langen Tann. Hiernach ergibt fi zuſammenfaſſend: Die Verſiche- 
rungsanitalt kannꝰ!) in allen Fällen Angehörigenunterftügung und 
Rente unbeeinflußt von einander gewähren. Sie kann ſich aber 
aud darauf befchränfen, den höheren der beiden Beträge zu ge— 
währen und den nieberen darauf anzurechnen.) Dagegen darf fie 
an Stelle der höheren Angehörigenunterftügung ben niedrigeren 
Rentenbetrag nur infoweit fegen, als ein Bezugsrecht auf benfelben 
dem Behandelten bereits während der Krankenhauspflege zufteht, jo 
daß eine Herauszahlung des Überſchuſſes bei nachträglich bemilligter 
Rente ausgefchloffen bleibt. Die niedrigere Angehörigenunterftügung 
darf aber niemals an Stelle der höheren Rente gewährt werben. 
VIH. Anftatt das Heilverfahren in eigene Regie zu über- 
nehmen, Tann ſich die Anftalt in gewiſſem Umfange der Kranken- 


®) Bol. die zit. Entf. Rr. 1071. 

®) Dagegen lautete im Entw. IB®. der $ 12 Abſ. 2 Schlußfag: „Die 
Angehörigenunterftügung fällt fort, wenn ber Berfiherte Invalidenrente erhält“, 
und ebenfo beftimmte $ 33 Ubf.2, „bab an Stelle bes für bie Angehörigen zu 
teiftenden Vetrags bie Invalidenrente tritt“. In Abweichung von unferem Legt 
finden Gebhard» Düttmann Anm. 24 zu $ 18 und Anm. 12 au $ 47, daß 
bei Iepterem Paragraph nicht Angehörigenunterftügung und Rente neben 
einander gezahlt werben darf, und Piloty S. 129 läßt bier mur Zahlung der 
Rente zu. 

®) Wird Rente und Angehörigenunterftügung von verſchiedenen Anftalten 
getragen, maß z. B. vorfommen Tann, wenn bei $ 18 bie eine ober anbere 
2eiftung nachtraglich bewilligt wird, fo Hat bie Sahlung des anzurechnenden 
Betrages an bie andere Anflalt zu erfolgen. 
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kaſſen zur Durchführung desfelben als „Hilfsorgane“ °?) bedienen 
(@& 19 mit $ 47 Abf.2 Sag 2). 

1. Vorausgefegt ift zunächſt, daß der Erfrankte einer der in 
$ 166 mit 20 bezeichneten Krankenkaſſen „angehört ober zulegt an« 
gehört hat". Die angeführte Alternative bedeutet, wie bie in N. 88 
angeführten Motive ergeben, daß ber zu Behandelnde wegen biefer 
Krankheit entweder no Anfprüce an die Krankenkaſſe hat over bis 
zur Beendigung der gefeglichen und ftatuterifchen Unterftügungs- 
dauer gehabt hat. Dagegen ift der Fall nicht gemeint, daß ber 
Erkrankte wegen diefer Krankheit überhaupt Anfprüche gegen eine 
Kranlenkaſſe nicht hatte, ſondern nur früher einmal einer jolden an⸗ 
gehörte. Vorausgeſetzt ift weiter, daß „Die Verficherungsanftalt ein 
Heilverfahren eintreten läßt“. Sollen dieſe Worte nichts Selbft- 
verftändliches enthalten, fo muß damit eine Erklärung der Anftalt 
über ihren Entſchluß nicht allein der Kaffe, fondern auch dem Ber- 
fiherten gegenüber verlangt fein, welche zugleich für ihn das Heil- 
verfahren zu einem ſolchen geitaltet, dem er fi nad; Invalidenrecht 
pflihtmäßig zu unterwerfen hat. Daß die Anftalt auch Bier das 
Heilverfahren nur unter den Vorausfegungen des $ 18 mit 47 ein- 
treten laſſen Tann, tft Mar. Für die Übertragung desfelben an die 
Kaffe ftatt der eigenen Negie ftellt das Gefe Feine befonberen Bor- 
ausfegungen auf; es ift jedoch anzunehmen, daß diefelbe nur dann 
gejtattet fein wird, wenn die Krankenkaſſe mit ihren regelmäßigen 
eigenen Einrichtungen dem Auftrage genügen Tann.) 

2. Durch die Übertragung des Heilverfahrens an die Kaffe 
wird diefe Bevollmächtigte der Anftalt, und zwar auch infoweit, als 
mit bemfelben zugleich objektiv ihre eigenen Verpflichtungen erfüllt 
werden.) Demgemäß beftimmt fi von nun an Zeitdauer und Um⸗ 
fang des Heilverfahrens nah dem, was „die Verficherungsanftalt 
für geboten erachtet“, einfchlieglich aber auch desjenigen, was bie 

%) Mot. Abſ. 6 zu $$ 12—12d Entw. IVG. 

=) Demzufolge würde ich einen Auftrag an die Krankenlaſſe, die Fürjorge 
für einen Verſicherten durch deſſen Unterbringung in irgend einem fremden 
Sanatorium zu übernehmen, wie er dem Rechtöfal bei Neger Bd. 22 ©. 469 
zu Grunde liegt, für unzuläffig halten. Bebharb-Düttmann Anm. 2 zu 
$.19 meinen wenigftens tatfächlich, bie Übertragung der Fürforge werde in der 
Regel nur erfolgen, wenn bie Raffe infolge ihrer Einrichtungen bie Fürforge 
zwedentiprechenber ausüben Tann. 

*) Rach den Mot. Abſ. 6 „tritt die Anftalt in das Gellerfahren de Rafe ein". 

Rofim, Recht ber Urbeiterverficherung. Banb IL. 
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Anſtalt, ſo lange ſie überhaupt das Heilverfahren dauern läßt, nach 
$ 18 Abſ. 3 und 4 dem Verſicherten an Leiſtungen gewähren muß. 
Daher kann der Umfang des Heilverfahrens, unter Ausfchluß jeder 
Kompenfation mit dem Mehrgebotenen, jedenfalls niemals unter das 
Maß der beftehenden Kaffenverpflitungen herabgehen,%*) während 
anbererfeits Angehörigenunterftügung bei Krankenhauspflege auch 
nad Beendigung ber kaſſenmäßigen Unterjtügungsbauer zu leilten 
ft.) Daher müflen ſich aber Eonfequent auch die Befugnifle in 
Bezug auf die Unterbringung in ein Krankenhaus ufw. nicht nach 
$ T KVG., fondern nad) $ 18 Abſ. 2 IVG. beftimmen; eine Mög- 
Lichfeit, ihre Zwangsbefugniſſe durch Vermittlung ihrer Hilfsorgane 
zu fteigern, befteht m. €. für die Anftalten nicht.) 

3. Der Erſatz, welchen die Anftalt der Kaffe zu leiften hat, ift 
in $ 19 Sa 2, 3 in einer Weiſe geregelt, welche gegenüber $ 18 
Abſ. 3 für die erſtere gewiſſe Vorteile in ſich fchließt.*) 

a) So lange die gejegliche oder ſtatutariſche Fürforgepflicht der 
Krankenkaſſe ihrer Dauer nah mit dem Heilverfahren zufammen- 
fällt, hat die Anftalt der Kaffe die Koften für die über deren eigene 
Verpflichtungen hinausgehenden Mehrleiftungen zu erfegen ($ 19 
Sag 2). Pie Berechnung ift einfadh, fo lange es ſich bei qualitativer 
Gleichheit der Fürforgemittel um eine rein quantitative Vergleihung 
handelt. Hat aber die Anftalt Krankenhausbehandlung angeorbnet, 
fo tft zu beachten, daß deren Koften der Kaffe nur ins Krebit, nicht 
aber ins Debet gefegt werben fönnen, fofern die Unterbringung im 
Krantenhaufe gemäß $ 7 KVG. nicht Pflicht, fondern nur freier 
Wille der Kaffe tft.) Im das Debet gehören dann nur die in $6 





a) Und zwar, wenn Krankenhauspflege angeorbnet wirb, einſchliehlich der 
Rebenleiftungen. 

“) Ext. bayr. 39. v. 20. Oft. 1902, Neger Bb. 22 ©. 473. 

9) Anders Gebhard» Düttmann Anm. 3, Graß mann Anm. 6 zu $ 18. 

=) Reger 80.22 ©.468 Anm. *) 

®) Erk. bad. BGH. v. 8. Zuli 1902, Arb®. 03 &. 231 und 731 — Reger 
Bd. 23 ©.285; Erf. bayt. B8H. v. 20. Dit. 1902, Reger 3b. 22 ©. 468 
(dad gleiche Erkenntnis ausführlicher, aber unterm Datum bes 6. Of. in ArbB. 
08 &.65) und v. 3. Rov. 190%, Reger S.474. Bol. im allgemeinen zu 
HTRBO. Bb.1 S.384 ff. und 5. B. Erk. preuß. DB®. v. 5. Ron. 1894, 
ArbV. 12 S. 160. Für Bayern kommt aber in Betracht, daß ber bayı. BGH. 
unter Umftänden aud eine Pflicht zur Krankenhauspflege anerkennt, wenn 
nämlid „ausreichende ärztliche Hilfe nah $ 6 Abſ. 1 Ziff. 1 nad Natur und 
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3if.1, 2 KVG. bezeichneten Prinzipalleiftungen, einſchließlich des 
Krankengelbes,°°) in gefeg- und ftatutenmäßiger Höhe, und zwar bie 
Koften für ärztliche Behandlung dann auch nicht, wenn bie Kaſſe 
dieſelbe durch feftbefoldete Arzte gewährt und daher der einzelne 
Krankheitsfall feine befonderen Koſten veranlaft.?!) 

b) „Beſtand eine Fürforgepfliht der Krankenkaſſe“ während 
einer bejtimmten Zeit bes Heilverfahrens nicht mehr, fo ift für diefe 
Zeit in erfter Reihe in der Form eines präfumtiven Pauſchquantums 
(vgl. Bd. 1 S.398 ff.) Erfag zu leiften. Dasfelbe wird durch Be— 
zugnahme auf „das Krankengeld“ beftimmt. Da aber ein Anſpruch 
auf ſolches im vorliegenden Falle dem Erkrankten nicht mehr zu— 
ftand, jo kann nad Analogie von $ 18 Abf. 4 nur dasjenige 
Krankengeld gemeint fein, meldes derfelbe für diefe Krankheit 
während ber gefeglihen Dauer der Kranfenunterftügung zu fordern 
hatte. Gewährt die Kaffe überhaupt Fein Krankengeld, jo wirb 
wiederum nad) Analogie von $ 18 Abf.4 die Hälfte des ortsüblichen 
Tagelohns an deſſen Stelle zu treten haben. Das Paufhquantum 
beträgt aber das halbe Krankengeld, wenn im Auftrage der Anftalt 
nur „bie in $ 6 Abſ. 1 Ziff.1 KVG. bezeichneten Leiftungen ge— 
währt“ wurden, d. h. wenn unter Belafjung in ber Behaufung 
die Behandlung fih auf Gewährung von ärztlicher Behandlung, 
Arznei und Heilmitteln®2) beſchränkte. Mußte dagegen der Ver- 
fierte in ein SKranfen- ober Rekonvaleszentenhaus untergebracht 
ober fonft außerhalb feiner Wohnung verpflegt werden, fo tft das 
anderthalbfache Krankengeld zu erfegen. Nach der Natur des prä- 


Schwere der Krankheit nur in einem Krankenhauſe ober in einer biefem gleich⸗ 
zuachtenden Anftalt (Klinik uſw.) geboten werben Tann“; vgl. bie Entſch. bei 
Reger Bd. 20 ©. 440, 8b. 22 S. 474 und bie Anmerkungen Bd. 22 ©. 350 
und 470. Doch wird „bie Überführung in ein Sanatorium keineswegs ber, 
jelöft nur ausnahmsweiſe ala Pflicht ericeinenben, Aufnahme in einem Kranken» 
Haufe gleichgeftelt"; ngl. bie beiden Entf. bei Reger 8b. 22 ©. 468 ff. 

°%) Daß heißt: des Hauptkrankengeldes. Das Xeilfrankengeld neben ber 
Krantenhauspflege und das Angehörigenkrankengeld (vgl. oben N. 858) gehören 
ausſchließlich auf bie Kreditſeite. 

9) Mot. Abj. 4; Erf. bayı. BEE. v. 20. Oft. 1902, Reger ©. 472, Cr. 
bad. 39. v. 8. Zuli 1902 (R. 89). 

%) In welchem Umfange Heilmittel gewährt werden, ift gleichgiltig. Auch 
wenn nicht bloß „Heine“ ($ 6 Ziff. 1 RG.) geleiftet wurden, gilt dad geringere 
Pauſchquantum (vgl. Bd. IS. 399), aber allerdings immer unter Vorbehalt des 
Nachweiſes höherer Aufwendungen. 





cat 


1012 V. Bud. Rebenleiftungen. 


fumtiven Pauſchquantums bleibt aber der Kranfenfafle der Nad- 
weis höherer Aufwendungen vorbehalten. 

IX. Wie bereits oben Abf. V hervorgehoben wurde, ftatutert 
das Gejeg in $22 und 47 Abf. 2 Sat 3 die Möglichkeit ungünftiger 
Folgen für den Rentenanfpruh, wenn fi der zu Behandelnde 
pflichtwidrig dem Heilverfahren entzogen hat. 

1. Auf das wieberherftellende Heilverfahren bezieht ſich 47, 
auf das vorbeugenbe ber $22. Der erftere läßt, der Sachlage ent- 
ſprechend, als Folge des pflictwibrigen Verhaltens „Entziehung“ 
des Bezugsanfpruds, ber letztere „Verfagung“ des Bewiligungs- 
anfprud eintreten. Dementjprechend wird aber (vgl. oben bei N. 6) 
der $ 47 aud) dann Plag greifen müffen, wenn während des vor- 
beugenben Heilverfahrens dem Verſicherten eine Rente bemilligt 
wurde und er fi darauf der Fortfegung der Behandlung entzogen 
bat. Dagegen greift $ 22 Plag, wenn der Verſicherte, der noch 
nicht im Befig einer Rente ift, fi) dem Heilverfahren entzieht und 
dann „infolge der Krankheit Erwerbsunfähigkeit" und Bewilligunge- 
anſpruch eintritt. 

2. Vorausgefegt wird zunächſt, daß die Anftalt ein Heilverfahren 
eingeleitet bezw. in bemfelben gewiſſe „Maßnahmen“ zum Zmed der 
Behandlung „getroffen" hat. Der Entihluß muß dem Betroffenen 
unbedingt (vgl. dagegen oben IV) und ausbrüdlih fundgegeben 
fein.) Zugleich muß damit ein deutlicher und inhaltlich genauer 
Hinweis auf die Folgen der Weigerung verbunden fein.) Diefen 
Maßnahmen muß fi der Verſicherte oder Rentenempfänger „ohne 
geſetzlichen ober fonft triftigen Grund entzogen haben“. Das ift 
dann nicht der Fall, wenn entweder bie Vorausfegungen eines Heil- 
verfahrens (vgl. oben II) überhaupt nicht vorlagen®) oder die 
Anftalt bei demfelben ihren Pflichten (vgl. oben VI—VIII) nidt 

9) AR. 94 S. 172 Rr. 395, AR. 97 ©. 411 Nr. 596, AR. 02 ©. 506 
Nr. 992. Die Form bed berufungsfähigen Beſcheides (melde Nr. 395 dahin- 
geftellt fein läßt und Weymann Anm. 3 zu $ 22 unter Umftänden empfiehlt) 
halte ich für ausgeſchloſſen, weil eine Anfechtung der Anordnung für fih ent 
weder überhaupt ausgeſchloſſen ift (vgl. unten R. 103, 104) oder doch jedenfalls 
nur nad $ 23 Abſ. 1 erfolgen kann. 

®) So außbrüdlig $$ 22 und 47; vgl. bie R. 93 zitierten Entſcheidungen. 
Der Hinweis darf ſich nicht bloß auf die Paragraphenziffer bed Geſetes ber 
Tränen (Kundſchr. RU. v. 3. Mai 1900, AN. S. 647). 

”) 4.8. AR. 9 ©. 172 Nr. 396. 
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nachgekommen ift®) ober auch die betreffende einzelne Maßnahme 
gemäß dem oben V Entwidelten abgelehnt werben durfte. Die Be 
weislaft für die Ungefeglichfeit einer Heilmaßnahme wird im Zweifel 
dem Verfiherten obliegen.”") Dagegen muß bie Verfiherungsanftalt 
poſitiv beweiſen, daß die gemäß $ 22 eingetretene Ermerbsunfähig- 
keit eine Folge der zu behandelnden Krankheit war und daß deren 
Eintritt vermieden ober bei $ 47 die Ermwerbsfähigkeit wieder er- 
langt worden wäre, wenn ſich der Verſicherte oder Rentenempfänger 
den Heilmaßregeln nicht entzogen hätte.) 

3. Folge der Pflichtwidrigkeit ift, daß bei $ 22 „die Invaliden- 
vente auf Zeit ganz oder teilmeife verfagt“, bei $ 47 „vie Rente auf 
Zeit ganz ober teilmeife entzogen werben kann“. Der Inhalt diefer 
Beftimmungen ift neuerbings in einer, auf den ähnlichen $ 23 Abſ. 2 
GuVG. bezüglihen Entſcheidung des RUN. erörtert wmorden,”) 
deren Ausführungen unter Berüdfihtigung ber Eigenart des Invaliben- 
rechts auch hierher zu übertragen find. Danach fteht die Ver- 
wirklichung des Präjubizes durch Entziehung ober Verfagung der 
Rente ftets im freien Ermeſſen ber Feftftellungsinftanzen. Sie kann 
aber ftets, auch bie teilmeife Entztehung oder Verfagung, nur auf 
beftimmte Zeit erfolgen, deren Dauer unter Berüdfichtigung des 
Verſchuldens des Betroffenen zu bemeffen ift. Auch kann die Rente 
für beftimmte Zeit ganz, für einen weiteren Zeitraum teilweife ver» 
weigert werben. Iſt die betreffende Zeit abgelaufen und damit der 
Geftrafte (wieder oder zuerfl) in den Genuß der Rente ober der 
vollen Rente getreten, fo kann bei gegebenen Vorausfegungen Heil- 
verfahren und Nentenentziehung gemäß $ 47 von der Anftalt von 
neuem wieder in die Hand genommen werben. 

4. Das Verfahren fließt fich bei $ 47 Abſ. 2 dem bei der 
Nentenentztehung aus $ 47 Abf. 1 eintretenden (vgl. oben 75 IV), 
bei $ 22 dem bei der Rentenverfagung aus $ 17 Sat 2 maß- 
gebenden (vgl. oben $ 74 III, 4) an. Das Gutachten ber unteren 
Verwaltungsbehörde bat fi darauf zu erftreden, ob und inwieweit 

®) Beide Erforberniffe (bei R. 95, 96) werben durch bie Worte des Befeges 
(8.22) „gemäß 8$ 18, 19” gebedt. 

) Analog für bad Krankenrecht Erf. bad. BGH. v. 14. Sept. 1898, Reger 
Bd. 14 ©. 255; Gebhard» Düttmann Anm. 3 zu $ 22. 

%) 3.8. AR. 97 ©. 410 Rr. 595. 

9) AR. 08 ©. 468 Rr. 2000. 
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von den Befugnifien aus $ 22 bezw. $47 Gebrauch zu machen ift. 
Will der Beamte die gänzliche Verfagung der Rente für eine be- 
ftimmte Zeit befürworten, fo muß hierüber das Gutachten der Bei— 
figer beigefügt werden.'%) Der Beſcheid hat bei $ 22 die Rente 
feftzuftellen, im übrigen aber auszuſprechen, daß, zu weldem Teil 
und für melde Zeit diefelbe verweigert werbe. Das Ermefjen über 
den Umfang der Verweigerung fteht auch dem Schiedsgerichte zu,'%") 
dem Revifionsgerihte dagegen nur in ben dur die Natur diefes 
Rechtsmittels gezogenen Schranfen. 

X. Der $ 23 mit $47 Abſ. 2 Satz 2 trifft endlich noch Be 
flimmungen über bie bei Gewährung des Heilverfahrens fi er- 
gebenden Streitigkeiten: 

1. Streitigfeiten zwiſchen den Verfiherungsanftalten und ben 
Verficherten oder Rentenempfängern werben von der Aufſichtsbehörde 
der Verfiherungsanftalten, dem Reichs- ober Lanbesverficherungs- 
amte,'%2) entſchieden. Ausgenommen find jebod diejenigen Streitig- 
feiten, welche und „fomeit fie bei der Rentenfeftftellung zum Austrag 
gelangen“. Danad gibt es über die Frage, ob ein Verficherter ſich 
dem Heilverfahren überhaupt oder einer beftimmten Maßnahme in 
demfelben unterziehen muß, feine „prinzipielle Vorentf&eidung“,') 
mödte man ed auch de lege ferenda für richtiger finden, in 
zweifelhaften Fällen nicht dem Verſicherten ein Handeln auf eigenes 
rRiſiko aufzubürben.'*) Auch die Frage der Aufrechnung der An- 
gehörigenunterftügung auf die Rente wird im Rentenfeftftellungs- 
verfahren erledigt.'%) 

‚0) 558 M6f. 1, 2 mit 859 Abſ. 1; vgl. im übrigen $ 74 R. 18, 135, 23; 
Daß die Berfagung oder Entziefung der Rente nur auf Zeit erfolgen fann, 
macht das Gutachten der verftärkten Behörde im Sinne bed Geſetzes augen» 
ſcheinlich nit überflüffig. 

m) Rr. 2000 S. 471 Abſ. 2 a. E.; vgl. oben $ 74 N. 26. 

10) 5.8. mürtt. SWA.: 5 9 Mb. 1 Vollz Verf. v. 25. Ron. 1899 (Biefen- 
berger S. 317). Beifpiele: Streit betr. Angehörigenunterftügung AR. 00 
S.839 Nr. 860, betr. Krankengeld aus $18 A.3 AR. O1 ©. 640 Rr. 97. 
De lege ferenda bürfte wohl die Aufftellung einer bem Verſicherten näheren 
Inftanz erwägenäwert fein. 

10) Komm.Ber. S. 4 a. E; Ifenbart-Spielfagen Anm.9 zu $ 18 
gegen Piloty ©. 68. 

"104) Bol. die oben R. 93 angeführten Bemerkungen Weymann's. 

1%) AR. 03 ©. 536 Nr. 1071; vgl. oben $ 73 R.98. Umgelehrt bei An» 

rechnung ber Rente auf bie Angehörigenunterftügung Streit nad $ 23 Abf. 1. 
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2. Streitigkeiten zwiſchen Anftalten und Krankenkaſſen über die 
Geltendmachung der den erfteren gegen bie legteren eingeräumten 
Befugniffe werden von der Aufſichtsbehörde ber beteiligten Kranfen- 
laſſe entfchieden.'%) Die Entſcheidung ift enbgiltig. 

3. Streitigkeiten zwiſchen Anftalten und Kaſſen über Erſatz ⸗ 
anſprüche loi) werben grundfäglic nad) näherer Maßgabe der Landes 
geſetzgebung im Verwaltungsftreitverfahren entjieben.'%) Wo ein 
Vermaltungsftreitverfahren nicht befteht, erfolgt die Entſcheidung 
durch die Auffihtsbehörbe der Krankenkaſſe, welche innerhalb eines 
Monats nad der Zuftellung im Wege des Rekurſes nad Maß- 
gabe der $$ 20, 21 der Gewerbe-D. angefochten werben kanı.'%) 


$ 82. Kapitalabfindung. 


I. Abfindung ($ 26 JVG.) ift die Erfegung des Bezugs- 
anſpruchs auf Rente durch einen Anſpruch auf einmalige Kapital» 
zahlung. Die allgemeinen Grundfäge des Inftituts') find bereits 
in Bd. 1 ©. 415 ff. mit 185 ff. entwickelt worden. 


106) Einige Sonberbeftimmungen über dad Berfahren in $ 9 Abj.2 ber 
württ. Bollz.Berf. 

en)... „melde aus ben Beftimmungen in ben $$ 18 bis 20, 22” und 
zwar „unmittelbar“ (Ext. preuß. OVG. v. 26. Febr. 1903, ArbB. S. 418 — Reger 
2b. 24 ©. 146) „entftehen". Etwaige Entigäbigungsanfprüde privatrechtlicer 
Art, bie ſich auß Nichtbeobachtung biefer ober bamit zufammenhängenber Rechis ⸗ 
vorfgpeiften ergeben möditen, gehören nicht vor bie Berwaltungägerichte. 

100) Preußen: BO. v. 23. Aug. 1899 beruft ben Bezirksausſchuß mit Revifion 
gegen feine Entfgeibung. Sadfen: jeft nah $ 21 Siff 10 litt. d @. o. 
49. Zuli 1900 Kreishauptmannſchaft in 1. Inftanz. Württemberg: G. v. 13. Mai 
1890 mit $ 9 Abſ. 3 Vollz. Verf. Kreisregierung als 1. Inſtanz. Baden: $ 2 
BO. v. 28. Rov. 1899 Bezirkörat als 1. Inftanz (Mufer S. 166). 

1%) In Bayern ergibt nad Brakmann ©. 303 mit 966 bie burh ©. v. 
13. Zult 1899 erfolgte Regelung bed Verwaltungsſtreitverfahrens eine biefem 
Fall fi) nähernde Orbnung. Es ergeht ein Beſchluß ber Auffichtäbehörbe der 
Krankenkaſſe, gegen welden binnen 14 Tagen () Beſchwerde an die Regierung, 
Kammer bed Innern ftattfindet, wenn biefe nicht ſchon felbft in 1. Inftanz ent» 
ſchieden Hat. Weitere Beſchwerde an ben BGH. gemäß Art. 45 Abſ. II, II 
©. v. 8. Aug. 1878. 

') Dasfelde ift ein ausnahmsweiſes; daher keine ausdehnende Interpretation 
(8.1 8.415 R. 18; AR. 92 ©. 348 Rr. 1199, Unfallſache). Keine Ber 
einbarung über Rentenverzicht gegen Abfindung (Bd. I &.415 R.2; vgl. oben 
$67R. 18). Abweiſung des Vorſchlags, die Rapitalabfindung auch bei Ins 


1016 V. Bug. Nebenleiftungen. 


U. Vorausfegung für die Abfindung iſt, da „der Berechtigte 
ein Ausländer ift und feinen Wohnfig im Deutſchen Reiche 
aufgibt”. 

1. Vorliegen muß ein Bezugsanſpruch auf Rente. Gleichgiltig 
iſt die Art der Rente; auch Krankenrenten find ablösbar.?) Wohl 
aber muß die Rente bereits bewilligt fein.) Daß fie ihrer Höhe 
nad) ſchon rechtskräftig feftfteht, ift nicht erforderlich; daher Tann, 
wenn bereits bei ber Rentenbewilligung die Borausfegungen der 
Abfindung vorliegen, der Abfindungsbeſcheid mit dem Feſtſtellungs ⸗ 
beſcheid verbunden mwerben.*) 

2. Der Berechtigte muß Ausländer fein. Ausländer ift ber 
Nichtreichsangehörige; auf dem pofitiven Befig einer ausländifchen 
Stantsangehörigfeit kommt nichts an.) Entſcheidend ift die Zeit 
des Abfindungsbeſcheides, nicht die der Entitehung oder Bewilligung 
des Rentenanfpruchs.°) 

3. Der Berechtigte muß als Ausländer feinen Wohnfig im 
Deutſchen Reiche aufgegeben haben. In Betracht kommt der Wohnfig 
im Rechtsſinne, nicht wie bei $ 48 Ziff. 4 ber bloße, felbft gewöhn- 
liche Aufenthalt.) Der Berechtigte muß danach zunächſt bei oder 


länbern mit ber Maßgabe zugulafien, daß bad Kapital zum Erwerbe von Grund 
unb Boben verwendet wirb (Mot. Abſ. 3, 4 zu $ 14 Entw. IB®.). 

N) AR. 98 S. 395 Rr. 675. 

3) Der „Berechtigte“ ift gleich dem „Bezugäberechtigten" in $ 4 Abſ. 4, 5. 
Diefer 5 4 ging im Entw. G. 89 als 58 dem jegigen $ 26 als $ 9 unmittelbar 
voran, und legterer behandelte in Abſ. 1 bie Abfindung, während er in Abſ. 2 
das Ruben ber Rente vorſchrieb, „jolange der Berechtigte nicht im Inland 
wohnt ufro.“ (ogl. jet $ 48 3iff. 3, 4. 

+) Diefen Standpunkt nimmt, wenngleich nit ganz ohne Bebenten, AR. 93 
©. 193 Rr. 1242 (Unfallfagge) ein; vgl. aud Laß, Prozeßrecht S. 371 ff. Ber 
deutfam wird bie Mögligfeit ber Verbindung namentlid) dann, wenn man bie 
Abfindung aud) gegen Beredtigte zuläht, welche ihren Wohnſitz ſtets im Aus⸗ 
Sonde gehabt haben (vgl. dagegen allerbings unten R. 9). Rad) dem Safe bes 
Zextes kann umfomehr die Abfindung während bed noch ſchwebenden Feftftellungs- 
verfahrens erfolgen; vgl. Lak $ 59 a. €. 

®) 3b. I S. 130, AR. 96 S. 424 Rr. 1545 (Unfaljade); Geb hard⸗ 
Düttmann Anm. 2 Abſ. 2. 

% 8.1. 136 R. 34a; Gebhard-Düttmann Anm. 2 Abſ. 2. 

7) Gharakteriftifch if, dab man bie oben $ 76 N. 40 für $ 48 Siff. 4 IBO. 
bemerkte Zertänberung bei $ 26 nidt vorgenommen hat, im Gegenteil jegt in 
allen Unfallverfiierungägefegen (3.8. $ 95 Ab. 2 GUB®.) die Yaflung bed 
I8G. ftatt der frügeren („Wußlänber, melde bauernd das Reichsgebiet vers 
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ſeit der materiellen Entftehung feines Nentenanfpruhs®) einen 
Wohnſitz im Deutſchen Reiche gehabt haben; Verficherte, welche ſchon 
während ihrer Aktivität ihren Wohnfig im Auslande hatten und den» 
felben ſeitdem beibehalten haben, fünnen nicht abgefunden werben.) 
Diefen deutſchen Wohnfig muß der Berechtigte aufgegeben haben ;) 


laffen“) gewählt hat. Daher ift aud Fein Rüdihluß aus ber auf $ 67 bes 
‚älteren UVG. bezuglichen Entſch. AR. 92 ©. 348 Rr. 1199 zulaſſig, welche 
Übrigens im Reſultate auch für bad IVG. richtig ift (ugl. unten R. 9). 
Über den Wohnfig im Rechtsſinne im Begenfak zum bloßen Aufenthalt vgl. 
86.1 S. 180; al maßgebendes Reichsrecht Tommen jegt $$ 7 ff. BOB. in Betracht. 

*) Diefe, nicht bie Bewiligung ober aud nur Anmeldung des Renten 
anſpruchs wird Bier zu Grunde zu legen fein, weil es fonft dem Berechtigten 
ermöglicht würde, wilfürlih durch vorherige Berlegung des Wohnſthes ins 
Ausland der Abfindung zu entgehen. Dem mirb, wenn man fi auf den 
Standpunkt des Tertes ſtellt, durch bie Beſchäftigungsverhältniffe des noch 
‚altiven Verſicherten ein Gegengewicht geboten. Daß auch die Mot. von dieſem 
Standpunkte auögegen, ergibt dad Zitat in R. 9. 

) Beifpiele folder Berhältnifie bei Bebharb-Düttmann Anın. 4 Abſ. 2: 
„Ausländer, welde zur Beſatzung beutfher Seefahrzeuge oder auslänbifcher, 
auf deutien Waſſerſtraßen fahrender Binnenfchiffe gehören oder von ihrem 
Wohnſitz im Auslande aus in einem inländiſchen Betriebe arbeiten oder im 
Auslande bie Verſicherung freiwillig fortfegen.” Für den Satz bed Textes, der 
ſchon in 8b. I S. 137 N. 38 aufgeftelt wurbe und für den auch v. Woedtke 
Anm. 2 3u $2%6, Graßzmann Anm. 3 und im Ergebniffe bie Rekurs -Entſch. 
Rr. 1199 (oben. 7) ſprechen, Täßt fich außer dem ſchon in Bd. I betonten, ganz 
entihtedenen Wortlaut des Geſehes aud; ber fachliche Grund anführen, dafı es 
nicht angeht, eine Perfon in ber Berfiherungßleiftung auf Grund von Um- 
ſtanden zurüdzufegen, mit denen behaftet fie bereitö in bie aktive Verficherung 
eingetreten ift ober in berfelben geftanden Bat. Daher Tann auch ber ab- 
weichenden Meinung von Gebharb-Düttmann nicht zugeſtimmt werben, 
deren Hinweis auf bie Materialien des Entm. &.89 nicht überzeugend ift, 
während gerade bie Mot. Abſ. 1 zu $ 14 Entw. JVG. deutlich unferen Stand- 
‚punkt vertreten, indem fie zur Begründung ber neuen Ausnahmebeftimmung 
wegen ber Grenzbezirle bemerken: „Ausländer, melde im Inlande unter Bers 
Hältniffen gearbeitet Haben, bie zur Begründung eines inländifgen 
Wohnfiged geführt Haben, werben, wenn fie demnächſt invalid werben 
und in ihre Helmat zurücziehen, hinfichtlich des Vezugs ber Invalidenrente 
den Inlänbern vielfach) gleichgeftellt werden Können, fofern fie In der Nähe ber 
deutſchen Grenze Wohnung nehmen.” 

va) Auszahlung vor dem Berlaffen des Reichsgebietes auf Berantwortung 
der AnftaltSorgane: Handbuch der Unfallverfiherung Anm. 3 zu $ 67 UBG.; 
Zienbart-Sptelhagen Anm. 3, Gebhard: Düttmann Anm. 4 Ab. I. — 
Die Fortzahlung der Rente nad dem Verlaſſen des Reichsgebietes ſchließt bie 
jpätere Abfindung nit aus; Laß ©. 369. 


1018 V. Bud. Rebenleiftungen. 


ob er dafür pofitiv einen ausländiſchen erworben hat, ift gleich⸗ 
giltig.'%) Derjenige aber gibt feinen Wohnfig nicht auf, welder 
zwangsweife aus Deutſchland ausgewieſen wirb.") Endlich kann 
ebenſowenig abgefunden werden, wer als Reichsangehöriger ſeinen 
deutſchen Wohnſitz aufgibt und erſt ſpäter ſeine Eigenſchaft als 
Deutſcher verliert.'?) . 

IH. Die Zuläffigfeit der Abfindung kann durch Beſchlüſſe des 
Bundesrats ausgeſchloſſen werden, welche den bei $ 48 Ziff. 4 (vgl. 
oben $ 76 IV) vorbehaltenen analog find.‘=) Iſt ein auf be 
ftimmte Grenzbezirke bezüglicher Beichluß ergangen, fo beveutet das, 
daß Ausländer nicht abgefunden werben Fönnen, wenn fie nad) Auf- 
gabe ihres deutſchen Wohnfiges einen folhen in ben betreffenden 
Grenzbezirfen genommen haben.'”) Der auf dem Gegenfeitigfeits- 
vorbehalt beruhende Beſchluß fegt bier zugleih voraus, daß nah 
der ausländiſchen Fürforgegefeggebung für Invalibität und'*) Alter 
auch deutſche Arbeiter nicht abgefunden werben fönnen, wenn jie 
ihren Wohnfig nad) Deutfchland zurüdverlegen; dann fol für die 
betreffenden auslänbichen Arbeiter auch der $ 26 bei der Rückkehr 
in ihre Heimat'®) außer Kraft gefegt werben bürfen. 

IV. In allen Fällen ift die Abfindung ein einfeitiges, auf 
freiefter Ermägung bes eigenen Vorteils beruhendes Recht der Ver— 

1%) Sat der Auslander, ohne feinen inlandiſchen Wohnſitz aufzugeben, nur 
nod einen auslãndiſchen hinzuerworben, fo Tann er ſelbſtverſtändlich aud nicht 
abgefunden werben; Weymann Anm. 4. 

”) Diefe Abweichung von $ 48 Ziff. 4 (vgl. oben $ 76 R.39) wird durch 
ben Wortlaut gereditfertigt. Ebenſo Weymann Anm. 5. 

2) 8.1 ©. 187 0.39; Sebharb-Düttmann Anm. 2. 

2a) Bisher find zu $ 26 feine folhen Beſchluſſe ergangen. 

2) Daß der Grenzbezirk, in weldem ber Ausländer feinen Wohnfig nimmt, 
gerabe jeinem Heimatsſtaate zugehören muß, wird im Geſetze nicht voraus ⸗ 
gefegt. Die oben N. 9 zitierten Motive gehen zwar tatfächlih von biefem 
Rormalfalle aus, aber fie zeigen bod in dem darauf folgenden Safe, daß es 
andere, davon unabhängige Momente geweſen find, auf melde die Beftimmung 
gegründet wurde. Diefer Say lautet: „Denn dann werben bie durch dad 
frühere lange Arbeitöverhältnis begründeten Beziehungen zum Inlande häufig 
fortgefegt werben, und ed ergeben ſich aud für die Auszahlung in Brenz 
bezirten feine beſonderen Schwierigkeiten." Anders dagegen bei R. 15. 

“) Daß e3 hier im Gejege, abweichend von $ 48 Ziff. 4, „ober“ heißt, iſt 
ein unbeachtlicher Redaktionsfehler. 

w) Vgi. dagegen N. 13; übereinſtimmend Gebhard ⸗ Dattmann Anm. 6 
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fiherungsanftalten. Diefelbe ift von feiner Vereinbarung mit dem 
Bezugsberechtigten (vgl. Bb. I S. 135) oder aud nur von einem 
Antrag desfelben'*) abhängig, ebenfo wie andererfeits auch bei Er⸗ 
füllung der Vorausfegungen für bie Abfindung ber Bezugsberechtigte 
feinen Anſpruch auf biefelbe hat.n) Auch fteht die Entſcheidung 
über das Ob der Abfindung bei gegebener Berechtigung dazu ausr 
ſchließlich der Verfiherungsanftalt jelbft zu und devolviert bei An- 
fechtung nicht an die höheren Inftanzen.) An Bedingungen kann 
aber die Abfindung nicht gefnüpft werben, aud wenn ſich der Ab- 
zufindende denfelben freiwillig unterwerfen wollte.!?) 

V. Dementjprechend ift die Höhe der Abfindung gejeglich auf 
den „dreifachen Betrag der Jahresrente” feftgelegt. Die nad $ 38 
Sag 1 JVG. erfolgende Abrundung kommt hier nicht in Betracht.2%) 
Der Betrag greift Play unabhängig vom Willen und jelbft vom 
Bewußtfein der Verfiherungsanftalt. Ergeht daher der Abfindungs« 
beſcheid gleichzeitig mit dem Seftftcllungsbeicheid oder während 
ſchwebenden Feftitellungsverfahrens über bie Rente, fo wird der 
im legteren von dem Bezugsberechtigten etwa erzielte höhere 
Rentenbetrag ohne meiteres der Berechnung der Abfindungsfumme 
zu Grunde gelegt, ohne daß der Anftalt ein Rücktrittsrecht zu⸗ 
fünde.2') Bezieht der Berechtigte definitiv nur eine Teilrente, wie 
bei $ 17 Sat 2, fo ift auch nur deren Betrag der Abfindung zu 
Grunde zu legen.2?) Dagegen muß die Vollrente verdreifacht werben, 
wenn die Herabminberung ihrem Weſen nach, wie bei $ 48 Ziff. 1,2 

") Anders jet bie Unfaverfigerungsgefege. 

m) AN. 98 ©. 395 Rr. 675. 

») Ebenfo Weymann Anm. 3: vgl. analog auch oben $ 74 R. 39. 

") Abweichend alfo von bem, was oben $ 81 IV betreffend das Seil: 
verfahren entwidelt wurde. Der Brunb liegt darin, daß dad Gefe nad) der 
Abfindung fein Wieberaufleben der Rentenzahlung kennt, melde eintreten müßte, 
wenn ber Abgefundene bie bei der Abfindung übernommenen Bedingungen nicht 
erfüllt. Die Analogie mit dem Heilverfahren könnte höchftens für folde Bes 
dingungen Play greifen, welche vor Erlaß des Abfindungsbeſcheides endgiltig 
zu erfüllen find. 

20) AR. 98 ©. 636 Nr. 696. 

2) Win ſich die Anftalt dem nicht ausſetzen, fo fol fie mit der Abfindung 
die Rechtskraft der Rentenfeftftellung abwarten (AN. 93 ©. 193 Rr. 1242; Unfall» 
fade), Laß ©. 371 ff. 

22) Bl. dazu oben $74 0.23. Weymann Anm. 7 mil ben Satz des 
Zertes bei allen Fällen teilweifer Rentenzahlung anwenden. 
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«Cogl. oben $ 76 N.8), oder nach Beitimmung des Gefeges, wie bei 
88 22, 47 Abſ. 3, nur eine zeitweilige ift. Anbererfeits muß auch 
bei Kranfententen, wenn fie überhaupt abgelöft werben follen, das 
Dreifache gewährt werben, und ebenfo tritt ftets der gefegliche Betrag 
ein, gleichviel, ob die Rente felbft ſchon kürzere ober längere Zeit 
genofien wurde. 

VI Wird ein Antrag auf Abfindung abgelehnt, fo gefchieht 
dies durch einfache Verfügung, gegen welde ein Rechtsmittel nit 
fattfindet.2°) Die Abfindung felbft erfolgt durch berufungsfähigen 
Beſcheid der Verfiherungsanftalt, welcher wegen Mangels der Be 
rechtigung zur Abfindung oder wegen der Höhe derfelben (vgl. oben 
N. 18) angefochten werben kann.?) Zuftändig ift diejenige Anftalt, 
gegen welde die Rente feftgeftellt ift (vgl. 3b. J S. 416 N. 8). 
Eine Entſcheidung durch Rentenftellen findet ebenſowenig ftatt, mie 
eine vorherige Begutachtung. An die erfolgte Abfindung knüpft ſich 
die Eintragung des Wegfalls der Rente in die Nentenlifte und bie 
Überfendung der Wegfallanzeige an die Rechnungsſtelle (vgl. oben 
8 75 N. 56), anbererfeits die Anmweifung zur Auszahlung des Ab» 
findungsbetrages mittels des für einmalige Zahlungen der be 
treffenden Rentenart beftimmten Formulars.) Die Liquidation der 
Poſt und die Umlegung bes Betrages erfolgt in und mit ben 
laufenden Rentenzahlungen.?*) 

VI. Der Abfindungsbeſcheid gewährt, falls er nicht inftanziell 
wieder aufgehoben wird, einerfeits bem Berechtigten einen Bezugs- 
anfprud) auf die Abfindungsfumme in der gejeglichen Höhe (vgl. 
oben N.21) und entzieht ihm bafür andererjeits den Bezugsanſpruch 
auf Rente. Wird die Zahlung der Abfindungsfumme verzögert, fo 
Tann der Berechtigte do immer nur dieſe, nicht aber die Rente 
fordern. Daraus geht zugleich hervor, daß der Zeitpunkt der Ab- 
findung nit in der Zahlung der Abfindungsfumme, fondern wie 
{don Bd. 1 S. 416 N. 8a, 9 begründete, in ber Zuftellung des 


2) Gebhard» Düttmann Anm. 3 Abſ. 2. 

=) So aud, obgleich daB @ejeg feine ausbrüdlice Beftimmung enthält, 
Gebhard: Düttmann Anm. 3 Abſ. 4, Ijenbart-Spielhagen Anm. 8, 
ſowie die Praxis in Unfallſachen bei Laß ©. 369 ff. 

2) SAP. 5 1 Abſ. 3, AR. 02 ©. 191, ferner ©. 197, 205, 218, jeweils 
Sf. 1; vgl. oben $ 77. 

20) Gebhard» Düttmann Anm. 5 Ab. 3. 
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Abfindungsbefcheides zu fuchen if.) Dod wird für die Renten- 
zahlung der $ 38 Sa 2 (vgl. oben $ 65 V, 2) aud hier An- 
wendung zu finden haben.) Die Abfindung ift aber definitiv, fo 
daß fpätere Rückkehr des Abgefundenen nad Deutſchland fein 
Wiederaufleben der Rente, auch nicht gegen Ruckzahlung der Ab- 
findungsfumme begrünbet.2%) j 

Die Abfindung hebt aber nur den Anſpruch auf Rente auf; 
auf die Anwartſchaft übt fie als ſolche feinen Einfluß aus.) Die- 
felbe verbleibt vielmehr zunächſt in demjenigen Rechtszuſtande, in 
welchen fie durch die Entftehung des abgefundenen Bezugsanipruds 
d. 5. durch die Bewilligung der Rente verfegt worden ift (vgl. oben 
853 II, 5e). Daher ift es nicht allein möglich, daß ber Ab- 
gefundene fpäter auf Grund einer neuen Verfiherung eine Rente 
gewinnt, 3. B. wenn ber Altersrentner oder der wieder erwerbafähig. 
gewordene Invalidenrentner, nad Deutſchland zurüdgefehrt, von 
neuem verficherungspflichtige Beſchäftigung übernimmt: ſondern es 
tönnen aud aus der alten Anwartſchaft verſicherungsrechtliche 
Wirkungen nad der Abfindung abgeleitet werben. So kann ber 
abgefundene Altersrentner felbft im Auslande ($ 145 Abf. 1 Sag 3, 
vgl. oben $ 37 V, 2) fi) freimillig weiter verfihern ober feine 
frühere Selbftverfiherung fortfegen, um fpäter höhere Invalidenrente 
zu erhalten.°') So kann aber auch bei irgend einem fpäter neu 


2) Ebenjo Weymann Anm. 8. Dagegen läßt AR. 93 ©. 193 Nr. 1242 
den Tag der Zahlung und zwar bed vollen (vgl. oben N. 21) Abfindungs« 
betrageö entſcheiden Allein bie Begründung erfgeint unzureichend. Beim Be- 
geiff der Abfindung fol an eine tatfäglihe Leiftung gedacht fein, welche den 
Rentenanſpruch beieitigt und die Zufertigung bed Beſcheldes jet noch Feine 
folge. Freiich nidt, wenn man ihn als Stüd Papier betrachtet, wohl aber, 
wenn man in ihm den Träger des Abfindungs anſpruchs fieht. Gerade ber 
oben bei N. 21 vermerkte Standpunkt der Entideidung mußte zu ber hier ver⸗ 
tretenen Konfequenz führen, ebenfo berjenige, den dad RVA. zu $$ 30, 81 
G. 89 in Bezug auf den Zeitpunkt des „Gelangens in den Genuß einer Rente* 
eingenommen hat (vgl. oben $ 80 R.66 und auch R. 87). 

=) Anderd Weymann Anm. 8. 

®) Piloty ©. 74. 

%) Ebenfo Gebhard» Düttmann Anm. 18 Ziff. 4 zu $ 47; bod ziehen 
biefelben daraus die unrichtige (vgl. oben $ 54 N. 60 litt. a a. €.) Folgerung, 
daß bie Zeit, in welcher ohne erfolgte Abfindung Rente Hätte gezahlt werben 
möffen, nad) $ 47 Abſ. 4 IVG. anzurechnen ift. 

3) Anders, als nach erfolgter Beitragserftattung; vgl. oben $ 80 VL, 2 
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eintretenden Verfiherungsfalle, 3. B. wenn der abgefundene Alters- 
rentner fpäter invalide wird oder ber wiedergeneſene Invaliden- 
rentner von neuem invalibe ober 70 Jahre alt wird, zur Begründung 
des neuen Rentenanſpruchs auf die alte Anwartſchaft (zufammen 
etwa mit ber fpäteren neuen Verfiherung) zurüdgegriffen werben, 
ſoweit biefelbe nicht inzwijchen gemäß $ 46 IVG. durch Beitrags- 
mangel erloſchen ift (vgl. oben N. 30). Da aber die Abfindung 
ven früheren Rentenanſpruch grundfäglic als einen lebenslänglichen 
erfaßt und getilgt hat, fo wird man ſich der Konſequenz nicht ent- 
ſchlagen können, daß jeder fpätere Rentenanſpruch eines Abgefundenen 
quantitativ nur in Höhe des Überſchuſſes der neuen Rente über den 
Betrag der abgelöften geltend gemacht werben kann,“) es fei denn, 
man wollte beduzieren, daß die Verfiherungsanftalt durch die Vor⸗ 
nahme der in ihr Ermeflen geftellten Abfindung die Gefahr der 
fpäteren Neuentftehung eines Rentenanſpruchs in alle Weite felbft 
auf fid) genommen habe. 

VII. Die Eingangsworte des $ 26: „it der Berechtigte 
ein Ausländer, fo kann er, falls er feinen Wohnfig im Deutſchen 
Neiche aufgibt, . . . abgefunden werben“, laſſen deutlich erfennen, 
daß das Gefeg nur ben urfprünglich Bezugsberechtigten als den- 
jenigen ins Auge faßt, in deſſen Perfon einerfeits die Voraus» 
fegungen der Abfindung eingetreten fein müſſen und anbererjeits 
ausjchliegli der Abfindungsanſpruch entfteht. Daraus ergibt ſich 
die Entſcheidung einiger Zweifelsfragen, welche aus der, wenn auch 
beſchränkten, Übertragbarkeit des Bezugsanfpruchs entjtehen können. 
Iſt z. B. gemäß $ 55, befonders Abſ. 3, der Anſpruch auf Rente 
übertragen worden, jo tangiert das das Abfindungsrecht der Anftalt 
nicht, falls deſſen Vorausfegungen in der Perfon des Cebenten ein- 
‚getreten find. Auf die Abfindungsfumme hat gleichfalls nur der 
Cedent Anfprud, da mit dem Rentenanfprud nicht auch zugleich der 
von ihm rechtlich verſchiedene Abfindungsanfprudy übertragen ift. 
Vielmehr trägt der Geffionar die Gefahr der Abfindung (vgl. oben 
$ 67 II, 4), fofern er nicht auf Grund der in Abf. 1 gemachten 
Ausnahmen auch einen felbftändigen Übergang des Abfinbungs- 
anſpruchs auf feine Perfon erwirkt hat (vgl. analog oben 8 80 
V, 3). Ferner ergibt fi, daß bei Zahlung einer Familienrente 

) Bol. dazu für den Fall bed Zuſammentreffens von Invaliden: und Alterd- 
zente analog oben $ 62 R. 14. 
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aus $ 48 Ziff. 3 mit Abſ. 2 von einer Abfindung überhaupt feine 
Rede fein Tann, da während dieſer Zeit die Vorausfegungen der⸗ 
felben in der Perfon des verhafteten Bezugsberechtigten tatſächlich 
nicht eintreten können.) 
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Der $ 24 JVG., welcher fi) auf die, unter gewiſſen Voraus- 
fegungen bei landwirtſchaftlichen Arbeitern) und Trunfenbolden ?) 
eintretende Ummanblung der Geldrenten in Naturalcenten bezieht, 
gibt unverändert den früheren $ 13 ©. 89 wieder. Der lehtere 
aber ift bereits eingehend in Bb. I S. 404-414 im Zufammen- 
hange mit dem, ähnliche Beftimmungen enthaltenden $ 9 des früheren 
ZUVG.?) behandelt worden. Demnach find hier nur folgende er- 
gänzende Bemerkungen hinzuzufügen: 

1. Wie fhon der in Abf.1 gebrauchte Ausdruck „Renten 
empfänger” und ber in Abſ. 4, 5 mieberfehrende Ausdruck „Bezugs- 
berechtigter“ beutlich zeigt, ift der „Anfprud auf Rente“, welcher nad, 
Abſ. 6 auf den ausführenden Kommunalverband, dem dagegen die 
Leiſtung der Naturalien obliegt, übergeht, nicht der Bewilligungs-, 


®) Wandert bie Familie jelöft aus, fo Hört die Familienrente ſchon nach 
$ 48 Abſ. 2 auf (vgl. oben $ 76 VII, 3). Bei $ 17 Tann außerdem von einer 
Abfindung ber Familienrente ſchon um deswillen feine Rede fein, weil fein 
Bezugsrecht auf fie befteht; die Anftalt Tann fie jederzeit einftellen. 

H Daß in Richtung auf dieſe der $ 24 nur ſehr geringe praktiſche Geltung 
‚erlangt Hat, heben IfenbartsSpielfagen Anm. 2 unter Hinweis auf den 
Komm.Ber. zu $ 13 Entw. IB®. hervor. Nähere Angaben darüber bei 
Gebhard-Düttmann Anm. 2 Abſ. 2. 

?) Über das landesrechtliche Ausſchankverbot gegen dieſe als Vorausfegung 
der Umwandlung vgl. Bd. I S. 406 N. 22, 23. Dazu bie Ausführungs- 
beftimmungen ber Anftalt Hannover in ArbV. 92 ©. 390 Ziff. 1 und Hoffe 
mann Anm, 5 3u$ 24. 

®) Jetzt $ 26 des neuen ZUB®. Derfelbe fließt fih am den Text des 
388. an, weiſt aber einzelne bemerkenswerte Abweichungen auf. So erfordert 
er bei landwirtſchaftlichen Arbeitern deren Zuftimmung zur Umwandlung. Bei 
den Zruntenbolden nimmt er den Fall der Entmündigung wegen Trunffucht 
aus; außerdem läßt er auch bei biefen eine teilweife Umwandlung zu, jedoch 
Aft dann der nicht umgewandelte Zeil der Rente der Ehefrau, den Kindern ober 
Eltern zu übermeifen. 
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ſondern erft der Bezugsanſpruch.) Daher wird der BVerficherte bei 
Durchführung des Feſtſtellungsverfahrens von ber gegen ihn in 
Ausficht ftehenden Maßregel noch nicht berührt; er allein, nicht der 
nach $ 24 ausführende Kommunalverband ift zum Antrage auf 
Rente, ſowie zur Einlegung von Rechtsmitteln befugt;®) er allein 
disponiert auch im jeder anderen Hinficht während des Verfahrens: 
duch Verzicht, Vergleich uſw. jelbftändig über den Anſpruch; ihm 
find auch die ergehenden Entſcheidungen ausſchließlich zuzuftellen.°) 
Werden Rüditände der Rente bemilligt, fo können nicht Diele, 
fonbern ftets nur die laufenden Nentenbeträge nad $ 24 behufs 
Umwandlung in Naturalien in Anſpruch genommen werben.') 
Freilich wird durch alles das nicht ausgefchloffen, daß ſchon während 
des Feſtſtellungsverfahrens die beteiligten Inftanzen (untere Ver- 
waltungsbehörbe, Anftalt, ausführender Rommunalverband) fi) recht⸗ 
zeitig mit einander in Verbindung fegen, um möglichſt bald nach 
Erlaß des Feſtſtellungsbeſcheides die Umwandlung in Die Wege leiten 
zu fönnen.®) 

2. Die Bedeutung des „Rommunalverbandes“ in $24 iſt eine 
doppelte. In Abſ. 1, welcher fi ausſchließlich auf die Iandwirt- 
ſchaftlichen Arbeiter bezieht, werden „„Gemeinbe”?) und „meiterer 
Kommunalverband“ '%) als Rechtsorgane (vgl. Bd. J S. 100 mit. 


+) Rundſchr. RBA. v. 5. Mai 1892, ArbV. S. 390. 

) Gebharb-Düttmann Anın. 14. 

*) So dad R. 4 zitierte Rundſchr. RBA. 

7 Ifenbart-Spielhagen Anm 8a, Bebhard- Düttmann Anın. 20. 

* „Selbftoerftändli; wird aldbann ein gegen ben Beideib ſelbſt eingelegtes- 
Rechtsmittel der Ausfügrung der vom Kommunalverbande getroffenen Ans 
ordnung nicht im Wege ftehen Tönnen.” So das zit. Rundfcr. RVA. und dazu. 
die hannoverſchen Beftimmungen Ziff. 2. 

®) Befondere Beftimmungen für bad Statut der Einzelgemeinde in $ 1 
Abf.4 mit $ 10 der württ. Bolly.Berf. 0.25. Ron. 1899 (Gemeinderat mit Zuftimmung 
des Bargerausſchufſes und Genehmigung ber Kreißregierung) und $ 5 ber 
badiſchen Vollz VO. v. 28. Nov. 1899 (Gemeinderat bezw. Stabtrat mit Zus 
ſtimmung ber Gemeinbeverfammlung bezw. bed Bargerausſchufſes und Ger 
nehmigung bed Min. d. Innern). 

20) Preußen, Bel. v. 26. Aug. 1899 Ziff. 1, 3: Propingialverbände, Kreife, 
in Hohenzollern Landeskommunalverband und Oberamtäbezirte; Genehmigung 
durch ben Regierungspräfibenten, in Berlin und bei ben Provinzialverbänden 
durch den Oberpräfiventen. Bayern, $ 15 BD. v. 14. Dez. 1899: Diſtrikis⸗ 
gemeinden durch Diftriftöräte mit Genehmigung der Kreißregierung Kammer 
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©. 710.28) behufs Erlaß des vorausgefeßten, einer Genehmigung 
durch die höhere Verwaltungsbehörde (vgl. N.9, 10) bebürfenden, 
Kommunalftatuts berufen. In Abſ. 3—6 ift Dagegen, mit Bezug 
auf beide Fälle der Umwandlung, von dem dieſelbe ausführenden „Roms 
munalverbande” ſchlechtweg die Rede, welcher hier, je nach Lage des 
Falles, ſowohl einen weiteren Kommunalverband, wie aud eine 
einzelne Gemeinde umfaflen kann. Ausführender Rommunalverband 
ift aber nah Abſ. 3 derjenige, „für deſſen Bezirk eine ſolche“ 
Abf.1, 2) „Betimmung getroffen ift”, alfo im Falle des Abf. 1 
nit, wie Bb. I S. 405, 414 meinte, unbedingt derjenige Verband, 
welcher das erforderliche Statut erlaffen hat, fondern, wenn z. B. 
ein weiterer Rommunalverband das Statut für eine einzelne Gemeinde 
ober mehrere ſolche erlafjen hat, die betreffende Gemeinde und nicht 
der als Rechtsorgan fungierende Kommunalverband. Tasjenige 
Drgan, welches die Geſchäfte des ausführenden Verbandes für $ 24 
beforgt, beftimmt ſich nad) Lanbesredt.'') 

3. Welche Naturalien im einzelnen dem Rentner geliefert werben 
follen, fann bei Abf. 1 das ergebende Statut des näheren be 
fimmen!!“) (vgl. Bd. J S.405 N.16); im übrigen entſcheidet der 
ausführende Kommunalverband. Der Iegtere fegt auch im Falle des 
Abf. 2 den anzurechnenden Preis der Naturalien feſt, da die in 
Abf. 1 a. E. angeordnete Normierung von Durchſchnittspreiſen durch 
die höhere Verwaltungsbehörbe'?) fi nur auf den Fall der land- 
wirtſchaftlichen Arbeiter bezieht. 

4. Die in $ 24 Abf. 5 georbnete Beſchwerde des Nentners an 
die Rommunalauffichtebehörbe '?) bezieht ſich auf alle Streitigkeiten, 
des Innern. Sachſen, $ 2 litt. b, $ 3 BO. v. 30. Nov. 1899: Bezirlöverbänbe 
durch Bezirksausſchuüffe mit Genehmigung der Kreishauptmannſchaften. Württem ⸗ 
berg $ 1 mit 10: Amtskorperſchaften durch Amtsverſammlungen mit Genehmigung 
der Kreißreglerung. In Baden follen meitere RKommunalverbände im Sinne 
des Geſehes nicht beftehen (vgl. Bd. J S. 87 R. 30). 

iij Beſondere Beſtimmung in Württemberg $ 10 Abſ. 2: Ortövorfteher 
bezw. Oberamtmann. 

8) Dazu Württemberg $ 10 Abſ. 1. 

”) Preußen Ziff. 3 Abſ. 1: Regierungäpräfident, für Berlin Oberpräfibent. 
Bayern $ 15: Kreisreglerung. Sachſen $ 2 litt. b: Kreishauptmannfgaften. 
Württemberg $ 10: Nreiöregierungen. Baden $ 4, 1 Ziff. 2: Bezirksamt, 
eventuell nad; Anhörung bes Bezirksrats. 

„) Beſondere Beftimmungen in Sachſen $ 2 litt. b: für Bezirksverbände 
Kreishauptmannſchaften, in Württemberg $ 10: Oberamt bezw. Kreißregierung. 

Rofin, Recht der Arbelterverficherung. Band II. 65 
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melde fi über die Zuläffigkeit und den Vollzug der Ummandlung 
ergeben,'*) während alle Fragen über die zu Grunde liegende Geld- 
rente und ihre Schidfale dem regelmäßigen Verfahren verbleiben.) 
Die Entjheidung der Kommunalaufſichtsbehörde kann nah Mah- 
gabe des Landesrehts aud noch mit weiteren Rechtsmitteln an- 
gefohten werben.!®) 

5. Nah Abſ. 6 bat, ſobald der Übergang des Anſpruchs auf 
Rente auf den ausführenden Rommunalverband embgiltig feftfteht, 
auf Antrag des legteren ber Anftaltsvorftand die Poftverwaltung 
hiervon rechtzeitig in Kenntnis zu fegen. Es gefchieht dies in dem 
oben $ 77 VII erörterten Wege ber Wegfall- und neuen Bahlungs- 
anweiſung. Der Zeitpunkt, mit weldem der Bezugsanfprud des 
Verſicherten auf die Geldrente ganz oder zum Teil aufhört, wird, 
unter Berüdfihtigung von $ 38 Sag 2 IVG., auf das Ende beö- 
jenigen Monats zu firieren fein, in welchem die Rechtskraft des 
Überganges eingetreten ift.'") 

6. Die Naturalrente unterliegt, wie die Gelbrente, den Be 
ftimmungen des $ 55 IVG. Die Gelbrente felbft aber unterliegt 
weiter ihren auch fonft möglichen Schidfalen; fie fann nah & 47 
entzogen werben, wenn der Rentner wieder erwerbsfähig wird oder 
fih dem angeorbneten wieberherftellenden Heilverfahren entzieht, fie 
kann nad) Maßgabe von $ 48 Ziff. 1-3'°) ganz ober auch teil- 
weife ruhen. Diefen Fällen entiprehend hört dann auch die Ge- 
währung der Naturalien ganz oder teilmeife auf. Andererfeits kann 





“) Mot. Abſ. 2 zu $ 8 Entm. ©. 89. 

”) Biloty &.72. 

") Die Beftimmung des Entw. ©. 89 $ 8 Abf. 3, daß die Entieibung der 
Rommunalauffichtöbehörbe enbgiltig fein folle, ift in der Kommiſſion geftricen 
worden. Doch muß (im Begenfag zu Ifenbart-Spielagen Anm. 9 a. €) 
das Landesrecht, eventuell beſonders für dieſen Fall, eine Präffufiofeift für die 
Beſchwerde beftimmen, weil dies zur Durchführung von Abf. 6 („enbgiltig feft- 
fteht·) notwendig ift. Fehlt eine ſolche Beftimmung ganz, fo wird bie vierzehn: 
tägige Frift von Abf. 5 auch Bier Anwendung finden müffen. 

) Bol. Graß mann Anm. 8, welder zwar aud auf dad Monatsende 
abftellt, aber ben Monat der Zuftellung der nach Abſ. 4 erfolgenden Mitteilung 
entſcheiden laſſen will, was wohl dem Abf. 6 widerſpricht. 

1) Der $ 48 Ziff. 4, ſowie $ 26 kommen nicht in Betracht, weil mit ber 
Zerlegung des Wohnfiged ind Ausland bie Ummanblung von felbft aufhört; 
vol. 8.1 ©. 4107. 
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auch die Ummandlung fortfallen,'%) worauf dann der Rentner 
durch den Anftaltsvorftand wieder in den Genuß feiner Gelbrente 
einzufegen ift. 


8 84. Aufnahme in ein Invalidenhaus. 


Im äußeren und inneren Zufammenhange mit $ 24 (Natural 
venten) regelt jeßt der neue $ 25 IVG. im Imtereffe der Renten» 
empfänger') bie Möglichkeit, einem folgen an Stelle der Rente bie 
Aufnahme in ein Invalidenhaus zu gewähren. Auch bier hambelt 
es fih um eine Umfegung der Rente in Naturalleiftungen, welche 
aber von den Berfiherungsanftalten ſelbſt dargeboten werben. 

I. Erfte Vorausfegung ift das Vorliegen einer flatutariichen 
Beftimmung der Verfierungsanftalt,2) durch welche die Zuläffigfeit 
einer folgen Umwandlung im allgemeinen ausgeſprochen und ber 
Anftaltsvorftand ermädtigt wird, im Einzelfalle nach Prüfung bes- 
felben die Aufnahme in das Invalidenhaus zu gewähren. Eine 
Verpflihtung, gewiſſen Rentnern in diefer Weile entgegenzufommen, 
kann für den Vorſtand aud durch das Statut nicht begründet 
werben. Im übrigen kann dasfelbe zur näheren Regelung der 
Materie alle nötig erſcheinenden Ausführungsbeftimmungen in fi 
aufnehmen; aud kann die Auffichtsbehörde im Wege ihres freien 
Ermeſſens über Erteilung der Genehmigung?) die Aufnahme gewiſſer 
Ausführungsvorfgriften in das Statut zur Bedingung für das Ins- 
Tebentreten der ganzen Einrichtung machen.) Dagegen fann fie in 





») 3.8. Wegzug aus dem Bezirke (Bb. IS. 410 f), Rüdtritt der einen 
‚oder anderen Seite, fofern das Statut benfelben vorbehält (Bd. J S. 405 f.), 
Rüdnahme des Schankverbots (oben N. 2). 

) Nach den Motiven zu $ 13a Entw. IJVG. will derſelbe „der hilfloſen 
Lage, in welcher ſich mande alte und kraänkliche, insbeſondere alleinftehende 
Rentenempfänger tcog der ihnen zugebilligten Rente befinden, Rechnung tragen“. 

2) Die Abfaffung derjelben unterliegt den allgemeinen Regeln über Er« 
richtung bezw. Abänderung des Anftaltäftatuts nad) $$ 70 ff. II®.; vgl. oben 
$ 32 II, beſonders R. 5. 

) $ 72 380.; vgl. oben $ 32 II, 3 u. 4. 

9) Rad Ifenbart»Spielhagen Anın. 4a hat daB ABM. unter Biligung 
des Bunbesrat3 eine ftatutariiche Regelung „bes Kundigungsrechts ber Anftalt, 
des ihr unter gemiffen Borausfegungen quftehenden Entlaffungsrehts oßne 
Kündigung und des Veſchwerderechts des Pfleglingd® (vgl. unten VII, 2 und 
VIII) gefordert. 


eö* 
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teinem Zalle, weber direlt nod indirekt,“) die Aufnahme der grund- 
legenben Zuläffigfeitserflärung felbft, welche das Geſetz ganz in 
das freie Ermeflen der Anftalten ftellen will,‘) in das Statut er- 
zwingen.”) 

U. Die Aufnahme in ein Invalivenhaus fann „einem Renten- 
empfänger“ gewährt werben. Unbedenklich wird es fein, troß ber 
Bezeihnung „Invalidenhaus* auch Altersrentner hierher zu rechnen.“) 
Ebenfo wird man fi) der Auffaflung anſchließen können, welche aus 
der allgemeinen Wortfaffung für die bier in Rede ſtehende, auf 
beiden Seiten rein fakultative Einrichtung den Schluß zieht, daß die 
einzelne Anftalt nicht bloß folden Rentenempfängern, deren Rente 
fie ſelbſt jeitgeftellt hat, Aufnahme gewähren kann. Das Statut 
tann ben Kreis der zu berüdfichtigenden Perjonen näher um- 
grenzen.?) 

II. Ebenfo wie dem Borftand im konkreten Fall freie Ent- 
ſchließung verbleibt, fo iſt auch hier, abweichend von den Fällen des 
Heilverfahrens, der Abfindung und ber Raturalrenten, die Aufnahme 
in das Invalidenhaus gegen Rentenverziht von einem „Antrag“ 
des Rentenempfängers abhängig gemadt. Der Ausdrud deckt ſich 
nicht ganz mit dem Sinne des Gefeges. Einerſeits Tann das An- 
erbieten auch von der Anitalt ausgehen,'°) anbererfeits genügt auch 
der allgemeine Antrag auf „Aufnahme in ein Invalivenhaus* nicht 
unbedingt in allen Fällen") Vielmehr handelt es fih um eine 
Willenseinigung des Nentenempfängers mit dem Vorftande, alio 
jwiftif um einen öffentlichrechtlichen Bertrag, in weldem über alle 
weſentlichen Punkte (vgl. $$ 154, 155 BGB.), namentlich über die 


>) Inbireft, indem fie die Aufnahme zur Bedingung für —e— bes 
fonftigen Inhalts eines Statuts oder einer 

*) Bgl. die oben R. 1 angeführten Motive Abf. 1. 

ij Über die Durchführung des $ 25 in der Praxis ugl. Iienbart- 
Spielagen Anm. 7 und Gebhard-Düttmann Anm. 1. 

*) €o Gebhard: Düttmann Anm. 3 Al. 2. 

» Ifenbart» Spielhagen Anm. 3, Gebhard: Düttmann Anm. 3. 

10, Gebharb-Düttmann Anm. 4. 

") So bie Grflärung eines Regierungsvertreter8 im Romm.Ber. zu $ 13a 
Gntw. IVG., indem er auf Anfrage bervorhob, „es jolle darüber, ob der Ber 
figerte in eine beftimmte Anflalt eintreten wolle, volle Freiheit herrſchen. fein 
Swang zu einer beflimmten Anftalt eintreten. Gegebenen Falls jei Rüdnafme 
bes Antrages zuläffig”. 
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Anftalt, in welde die Aufnahme erfolgen fol und die Zeit der Auf- 
nahme, ausbrüdfich ober ſtillſchweigend Beftimmung getroffen fein 
muß. Soweit das Gefeg nicht entgegenfteht, können aud in dieſem 
Vertrage die Parteien einander befondere Ronzeffionen machen, um 
Die Einwilligung des anderen Teils zu erlangen, die Anftalt etwa 
in Bezug auf die Art der Gewährungen und bie Lebensführung bes 
Rentners im Invalidenhaufe, der Rentner in Bezug auf Zuſchüſſe, 
welche er über feine Rente hinaus der Anftalt etwa gewähren will 
und fann.”?) Sole Zufhüffe kann fi die Anftalt auch von 
Dritten 3. B. Verwandten bes Rentenempfängers, Gemeinden, 
Armenverbänden verſprechen lafjen,'?) mögen biefelben formell dem 
Vertrage zwiſchen Anftalt und Rentner beitreten ober ſich felbftändig 
der erfteren verpflichten. 

IV. Das Geſetz fagt nicht, welche Gewährungen dem in das 
Invalidenhaus aufgenommenen Rentenempfänger zu leiften find. 
Da aber die Invalidenrente vom Gefeßgeber als eine mindeftens 
notbürftige Verforgung aufgefaßt fein muß, welche wenigſtens regel⸗ 
mäßig das Eintreten der Armenpflege verhüten fol, jo muß folge 
richtig auch die an ihre Stelle tretende Unterbringung im Invaliden⸗ 
haus dem Rentner grunbfäglich alles zur Notburft des Lebens ge 
börige, alfo Wohnung, Koft, Kleidung und Krankenpflege gemähren.'*) 
Näheres kann im Anftaltsftatut oder in ber Hausordnung feftgejegt 
fein; auch können befondere Vereinbarungen darüber in den Vertrag 
zwiſchen Anftalt und Rentner aufgenommen werben. 

V. Die Verfiherungsanftalt Tann die Aufnahme in ein In— 
validenhaus in doppelter Weiſe gewähren: 

1. Sie kann felbft ein Invalivenhaus errichten und betreiben.'”) 
Die Mittel dazu hat fie ihrem Sondervermögen zu entnehmen ($ 33 
Abſ. 2). Die dafür erforderlichen Beſchluſſe ftehen unter den Regeln 
des $ 71 Ziff. 4 (vgl. oben $ 35 III) und 8 71 Abſ. 2 (vgl. oben 
$ 35 IV), dagegen nicht unter denen des $ 45'%) und nad ber 





”) Bel. aber analog oben $81 N. 2. 

») Zfenbart-Spielhagen Anm. 4a bl. 4. 

“) Ehenfo Gebhard: Düttmann Anm. 6. Dort au) über Suläffigkeit 
eines Taſchengeldes unb ber Übernahme ber Beerdigungskoſten (vgl. oben $ 81 
R. 51). 

1) Daß fegen die Mot. a. a. D. voraus. 

*) Bol. unten $ 85 unb die Bemerkung des Regierungdvertreterd v. Schider 
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bier (vgl. oben $ 85 II, 4c) vertretenen Auffaflung grundfäglic, 
aud nicht unter denen des $ 164 Abſ. 3.) Für das Invaliden⸗ 
haus Tann die Anftalt eine Hausordnung erlaffen, deren Inhalt 
nicht in das Statut aufgenommen zu werben braucht und nicht der 
für dieſes nötigen Genehmigung unterliegt.'°) 

2. Die Verfiherungsanftalt kann ferner auf ihre „Roten Auf- 
nahme in ähnliche von Dritten unterhaltene Anftalten gewähren“.'%) 
„Ähnlich“ find ſolche Anftalten, in welche invalide ober alte Leute 
vertragsmäßig gegen Entgelt aufgenommen werden: Detinenden- 
anftalten oder auch Armenhäufer find danach als ausgeſchloſſen zu 
erachten. Der „Dritte“ kann ein öffentlicher oder aud privater 
Unternehmer fein.?°) Mit ihm kontrahiert die Verfiherungsanftalt?') 
über die Aufnahme des Rentners gegen eine von ihr felbft aus 
ihrem Sondervermögen zu leiftende Vergütung und muß dabei die 
Verabredungen fo treffen, daß dem Pflegling die ihm zufommenden 
Leiftungen nad Art, Ma und Dauer gemährleiftet werden. Dieſem 
ſelbſt bleibt jedenfalls die Verficherungsanftalt verhaftet; ”2) ihm da= 
neben gemäß 8 328 BGB. aud ein bireftes Klagerecht gegen den 
Unternehmer zu gewähren, wird regelmäßig nicht in ber Abficht der 
Kontrahenten liegen.??) 

VI In dem Vertrage zwiſchen dem Rentenempfänger und der 
Verfiherungsanftalt liegt nach den Worten des Geſetzes zugleich not« 
wendig ein „Verzicht auf die Rente“ feitens bes erfteren. Das be- 
deutet aber nur, daß er felbft die Rente nicht weiter empfängt; ba- 
gegen kann es feinem Zmeifel unterliegen, daß, um die normale 
Abrechnung zwiſchen den Anftalten, dem Reiche und den verſchiedenen 
Sondervermögen nicht zu durchkreuzen, die Rente nicht einfach ein 


Sten.Ber. ©. 2299 D (bayu oben $ 35 R. 22), Ifenbart-Spielhagen 
Anm. 8, dagegen Piloty S. 123. 

1) Dagegen Ifenbart-Spielfagen Ann. 8 in Gemäßfeit ihrer oben 
535 R. 23 beſprochenen Auffaſſung, fowie die bort vermerkte Praxis des ABA. 

") Ifenbart:Spielhagen Anm. 4a Abf.3. 

”) Zufag der Kommiſſion. 

2) ®gl. den zitierten Kommiffionäberigt. 

ꝛij Anders aljo in den Fällen, welde bei der Beftimmung in $ 55 Abſ. 
IVG. vorgeſchwebt Haben; vgl. Mot. Abi. 2 zu $ 13a und oben $ 67 R. 60. 

2) &o aud Ifendart-Spielfagen Anm. 4a Abſ. 4. 

%) Für auögeihloffen Halte ich dad gegen Sfenbart-Spielhagen a. a. O. 
allerdings nicht. 
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geftellt werden fann,?*) fonbern fraft einer gefeglihen Ceſſion (mie 
bei $ 24 IVG.) an die aufnehmende Anftelt weiter zu Gunften 
ihres Sonbervermögens ausgezahlt werben muß.) Dies muß auch 
dann gelten, wenn bie Anftalt, welche die Aufnahme gewährt, zu» 
glei die Anftalt der Rentenfeftftellung ift, und es ergibt fi damit 
juriſtiſch der eigentümlihe Fall, daß bier eine Forderung im Wege 
der Ceffion auf eine Perfon als Gläubiger übergeht, welche zugleich 
formal Schuldner berfelben ift.?°) Zweifelhaft kann fein, ob bie 
Verfiherungsanftalt, fals fie die Aufnahme durch einen dritten 
Unternehmer (vgl. V, 2) gewährt, diefem die Rente überweifen kann. 
Ich möchte dies für zuläffig halten, da fein Grund vorliegt, die 
Anftalt zu zwingen, die Rente erft am fih zahlen zu laſſen und 
den Betrag dann gegebenenfalls an den Unternehmer weiter zu 
zahlen. 

VI. Über die zeitliche Wirkſamkeit des Vertrages enthält das 
Gefeg nur unzureichende Beftimmungen: 

1. Der Verfiherte ift an den Ummandlungsvertrag infofern 
überhaupt nicht gebunden, als er jederzeit das Invalidenhaus wieder 
verlaffen und damit auf die ihm aus dem Vertrage zuftehenden 
Rechte verzichten darf. Dagegen ift er allerdings an den Renten- 
verzicht zeitlih und zwar auf ein Vierteljahr?) fowie wenn er nicht 

*) Daher Kann man nicht mit Piloty ©. 73 von einem „Ruben“ ber 
Rente, wenigſtens nicht im techniſchen Sinne des $ 48, reden. 

2) Bebharb- Düttmann Anm. 5, Iſenbart-Spielhagen Anm. 6. 

?) Die Rechtölage ift ahnlich, wie bei einer Eigentümerhypothel. So wie 
dort die Formalwirtung des Grundbuchs es ift, melde die Konfolidation auf 
der Recht⸗ und Pflichtfeite verhindert, fo ift es hier das formale Element bed 
Dazwifchentretend der Poft für die Auszahlung und der Rechnungsſtelle für bie 
Abrechnung, weldes die gleiche Wirkung hervorbringt, deren wirtſchaftlicher 
Iwed hier die Befriedigung ber aufnehmenden Anftalt aus den Beiträgen ber 
übrigen Laftenträger zur Rente des Verſicherten ift. 

2) Rad) Gebhard-Dattmann Anm. 9 „wird ed nidt als gegen das 
Geſetz verftoßend anzufeben fein, wenn vereinbart wird, daß das Vierteljahr 
nit vom Aufnafmetage, jondern etwa vom Beginn des Monats ober bes 
Nalenbervierteljahrd ab laufen fol“. Dagegen kann id; mic) den Genannten 
Anm. 12 nit anliegen, wenn fie auch nad) Analogie von $ 55 Abſ. 3 (vgl. 
oben R. 21) die Vereinbarung längerer Friften mit Genehmigung ber unteren 
Verwaltungsbehdrde für zuläffig Halten. Beide Beftimmungen möüffen getrennt 
gehalten werben. 
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einen Monat vor Ablauf desfelben fündigt,2°) immer auf ein weiteres 
Vierteljahr gebunden. Daß durch freie Vereinbarung zwiſchen An- 
ftalt und Pflegling der Ummandlungsvertrag jederzeit und ohne 
Kündigung wieder aufgehoben werben kann, heben bie Motive als jelbft- 
verftänblich hervor. Dagegen meinen fie, es „werbe nicht wohl angehen, 
dem Rentenempfänger zu geftatten, aus wichtigen Gründen zu jeder 
Zeit auszufcheiden und feine Rente wieder in Anfpruch zu nehmen“. 
Im Gefeg ift Dies aber nicht direkt ausgefchloffen, und id) würde es 
für eine antifoziale Nechtsverweigerung halten, wenn man dem 
Pflegling nicht den fofortigen Rücktritt 3. B. bei gefegmwibriger oder 
unmwürbiger Behandlung im Invalidenhaufe geftatten wollte. 

2. In Bezug auf die Beendigung des Rechtöverhältnifies durch 
die Anftalt enthält das Gefeg überhaupt Feine Beftimmungen. Die 
Motive meinen, „der Vorftand habe das Recht, auch ohne Zu: 
ftimmung bes Invaliden von der freiwillig gewährten Aufnahme in 
das Invalidenhaus zurüdzutreten und bie gefegliche Rente wieber zu 
gewähren“. Das fann unmöglich heißen, daß ber Vorftand jeber- 
zeit, au ohne Kündigung, den Invaliden unter Verweiſung an die 
Rente, auf die Straße fegen barf.?°) Vielmehr fol jene Bemerkung 
nur zum Ausbrud bringen, daß die Aufnahme in das Invaliden- 
haus aud für die Anftalt nicht unbedingt eine lebenslängliche fein 
muß. Dabei muß man annehmen, daß dasjenige, mas das Geſetz 
über das Kündigungsrecht des Invaliden beflimmt und mas unter 
Ziff. L über fein Nüdtrittsreht aus wichtigen Gründen im Sinne 
des Gejeges entwidelt worden ift, auf dem Grunde vertragsmäßiger 
Rechtsgleichheit auch für die Anftalt zu gelten hat. Die näheren 
Ausführungsbeftimmungen”) kann dann und muß eventuell (vgl. 
oben N. 4) das Statut der Anftalt enthalten, welches danach ins- 
befondere die einzelnen wichtigen, zu fofortiger Entlaffung be 
rechtigenden Gründe fpezialifieren Fann. Diefelben können namentlich 


2) Das Geſet jagt „die Erflärung zurüdnimmt*. Der tatſachliche Austritt 
aus ber Anftalt wird dem gleichftehen. 

*) So au Ifenbart-Spielhagen Anm. 4. 

>) Diefelben müffen fi) im Rahmen des Geſetes halten, weshalb ich die 
Feftftellung Fürgerer ftatutarifcher Künbigungsfriften, als fie aud) dem Invaliden 
zur Verfügung Aehen, nicht für zuläffig alte. Daß bie Gleichheit der 
Künbigungsfeiften für den ftärferen mie für ben ſchwächeren Zeil ein fogial- 
politiſcher Rechtsgrundſatz ift, tritt in unferen modernen Gefegen vielfach hervor. 
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in unfittlihem ober orbnungswidrigem Verhalten des Pfleglings 
‚gefunden werben;?') dagegen würbe es nicht geftattet fein, den In—⸗ 
validen um deswillen fofort zu entlaffen, weil die von ihm ober 
Dritten verfprochenen Zuſchüſſe nicht ober nicht rechtzeitig gezahlt 
werben.) Denn wenn fi) die Anftalt auch ſolche Zufchüfje ver- 
ſprechen laffen darf, fo liegt doch kraft Geſetzes das weſentliche 
Aquivalent für die Verpflegung im Invalivenhaufe in dem Empfang 
der Rente, welcher fortbauert, bis das Verhältnis durch orbnungs- 
mäßige Kündigung gelöft wird. Andererſeits ergibt ſich aber auch 
daraus, daß allerdings das Verhältnis dann fofort endet, ſobald auf 
Grund von $ 47 Abf. 1 oder 2 die Rente entzogen wirb.?) Zweifel⸗ 
haft kann die Rechtslage fein, wenn nad $ 48 Ziff. 1 oder 2 die 
Rentenzahlung ganz oder zum Teil eingeftellt wird; ich glaube, daß 
aud dann das Verhältnis alsbald mit der Einftelung zu enden hat, 
wenn nicht der Invalide den für die Anftalt ausfallenden Betrag ’*) 
aus ber anbermeitig ihm zufommenden Rente biefer, was ich für zu» 
läſſig halten würbe, überweift. 

VII. Entftehen zwifhen dem Invaliden und der Anſtalt 
Streitigkeiten, fo find diefelben, unter Ausſchluß des Nechtsweges, 
durch die Auffichtsbehörde zu entſcheiden. Das Statut kann ober 
muß eventuell (vgl. oben N. 4) nähere Beftimmungen darüber ent- 
halten. 
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I. Die bisher (88 80-84 behandelten Nebenleiftungen ber 
Verfiherungsanftalten') find doch immerhin ebenjo, wie bie in 


31) Näheres ausgeführt bei Sfenbart»Spielhagen Anm. 4a. 

3) So aud der Sade nah Ifenbart-Spielhagen Anm. 4 Abſ. 4. Die 
Nachforderung bleibt natürlich, vorbehalten. 

*) Ziendart-Spielhagen Anm. 4a Iefter Abfak fagen: „Wie bie Rente 
ſelbſt, jo kommt auch der Aufenthalt in einem Invalidenhaufe in Wegfall, wenn 
die Borausfegungen des $ 47 Abf. 1 gegeben find.“ Aber es genügen doch 
nit die „Vorausſetzungen“ von $ 47 Abſ. 1, fonbern ed muß die Rente durch 
Entieibung entzogen fein, was bei ber Konftruftion der cessio legis (vgl. oben 
bei R. 26) kein vedenken Hat. Dasſelbe gilt von $ 47 Abſ. 2. 

*) Darin, baß die Rente ganz ober teilmeife ruht, kann man natürlid) fein 
Aquivalent für bie Gewährung der Invalivenhauöpflege erbliden, weil ja der 
ruhende Betrag ſeitens der Laftenträger erſpart werben foll. 

*) Genau genommen find bie Naturalrenten nad) $ 24 keine Leiftungen ber 
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Renten beftehenden Hauptleiftungen, eigentlihe Normalleiftungen 
derfelben. Sie gehören mit zum ordentlichen Gefchäftsbetriebe der- 
ſelben und erfahren normalerweife ihre Dedung aus den eingehenden 
Beiträgen, bei deren Bemeffung fie, foweit nötig, mit berüdjichtigt 
werben.2) Anders bei den in $ 45 zugelaffenen TÜberleiftungen.?) 
Sie gehören an fih nidt zu den „im Geſetze vorgefehenen 
Leiftungen”.*) Ihre Übernahme feitens der Anftalten ift an be- 
ſonders erſchwerte formelle Vorausfegungen geknüpft. Sie werben 
bei der Bemeſſung der Beiträge nicht in Betracht gezogen, finden 
daher auch normalerweife in ihnen feine Dedung, und dürfen dem- 
entſprechend von einer Anftalt nur übernommen werben, wenn berem 
Sondervermögen trogdem, infolge günftiger Ausnahmebedingungen, 
eine Überdedung über die dasſelbe normalerweife treffenden Aus- 
gaben aufweift (vgl. oben $ 42 N.12). Sie find ein letztes“) 
„Sicherheitsventil”, um bei der für alle Anftalten notwendigen 
Gleichheit der Beiträge und Hauptleiftungen eine unnüge Kapital- 
auffpeiherung bei den mit günftigeren fozialen Bedingungen 
arbeitenden Verfiherungsanftalten (vgl. oben $ 78 I) zu verhüten. 





Berfiherungdanftalten, infofern fie unmittelbar von Rommunalverbänden ge 
währt werben; fie find es nur mittelbar infofern, als die Anftalten die Mittel 
dazu zur Verfügung ftellen. 

?) Bgl. oben $ 42 Ziff. 4, beſonders Binfichtlih der Koſten des Heils 
verfahrens R. 10. 

) Der Ausbrud erſcheint mir charakteriſtiſcher, als der in den Materialien 
dfters verwendete „Mehrleiftungen", welcher ben Gegenfag zu ber Gewährung 
der Heilbehandlung oder ber Invalibenhaußpflege nicht genügend hervorireten 
läßt. Daß bie Überleiftungen des $ 45 zugleich zur Klaſſe der „Rebenleiftungen“ 
gehören, kommt in den Materialien gleichfalls öfters zum Ausbrud; z. B. Graf 
v. Pofadomsly, Sten.Ber. ©. 2297 C. Der Ausdruch „Überleiftungen“ 
entipriht aud dem, was Ijenbart-Spielhagen Anm. 3 a. E. den „durch⸗ 
aus fubfidlären Charakter des $ 45" nennen. 

) &0$ 45 Abſ. 1; es find darunter Bier die im Geſetze einzeln fpezifigierten, 
von uns bisher behandelten Haupt: und NRebenleiftungen gemeint. In einem 
weiteren Sinne find die in $ 68 Ubf. 8 begeldjneten „in biefem Geſehe norgejehenen 
Zwecke“ zu verftehen, zu denen auch bie bed $ 45 gehören, nachdem fie einmal 
orbnungsmäßig in ben Geſchaftsbereich ber Anftalt aufgenommen find; vgl. 
oben $ 311. Snfofern hat Piloty ©. 192 unrecht, wenn er fagt, ber $ 45 
durchbreche den Grunbfag von $ 68 Abf. 3. 

®) Bor ihnen kommen zu biefem Zwedce aud die fonftigen freimilligen, 
aber normalen Zeiftungen in Betradit. 
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I. Die finanzielle Vorausfegung für die Gewährung folder 
Überleiftungen feitens einer Anftalt ift danach, daß „Überſchüſſe des 
Sondervermögens derfelben über den zur Dedung ihrer Ber- 
pflihtungen dauernd erforderlichen Bedarf“ vorhanden find. In 
Betracht fommt nur das Sondervermögen einer einzelnen Anftalt;°) 
es ift durch Aufftelung einer Bilanz zu unterſuchen, ob das vor= 
handene Sondervermögen nebft Zinfen und zuzüglich der ihm in 
Zukunft zufließenden Einnahmen zweifellos und erheblich mehr als 
ausreicht, um bie dasſelbe jegt und in Zukunft treffenden Normal⸗ 
laften zu beſtreiten.) In Betracht fommen auf der Aftiv-, wie auf 
der Paffivfeite dieſer Bilanz natürlih nur die auf das Sonder⸗ 
vermögen bezüglien Einnahmen und Ausgaben, alfo 3. B. von den 
Beiträgen nur die nah $ 33 Abſ. 3 IVG. dem Sondervermögen 
zufallende Quote, von den Nenten nur die dasjelbe nah $ 125 
Abſ. 2 JVG. treffenden Anteile. Im diefem legteren beſchränkten 
Sinne find auch die Worte „zur Dedung ihrer“ (d. h. auf dem 
Sondervermögen ruhenden) „Verpflichtungen“ zu veritehen.?) „Ver⸗ 
pflichtungen“ aber find nicht etwa bloß die obligatoriſchen Leiftungen 
aus Renten und Veitragserftattungen; vielmehr ift das Wort hier 
in juriſtiſch untechniſchem Sinne für „Laften“ gebraucht und umfaßt 
fämtlihe, „auf dem Sondervermögen ruhenden geſetzlichen“ (d. h. 
normalen) „Laften“,%) mögen fie im übrigen auf gejeglicher Not- 
wendigfeit,'0) ober auf Freiwilligkeit beruhen.'') Auch den letzteren 
und unter ihnen namentlich den Koften bes freiwilligen Heilverfahrens 
räumt das Gefeg den Vorrang vor ben Überleiftungen des $ 45 
ein, und es muß daher in die Paffivfeite der aufzunehmenden Bilanz 
ein fapitalifierter Betrag für diefe Koften eingefegt werben, der ſich 
mindeftens nach einem angemefjenen Verhältnis zu demjenigen Be— 


%) Daß Überjgüffe des Gemeinvermögens ber einzelnen Anftalt ſchon 
begrifflich ebenfowenig, wie eine Unzulanglichkeit desſelben, möglich find, vgl. 
oben $ 78 R. 18. 

%) Bgl. analog oben In Betreff ber Gemeinmaffe $ 78 II, 3. 

®) So aud) die Mot. Abſ. 1, 2 zu $ 31a Entw. IJVG. 

®) Worte der Mot. Abi. 2. 

0) Dazu gehören auch bie Verwaltungskoſten ber Anftalt. 

”) So auch Gebhard: Düttmann Anm. 7; doch feinen fie in zu ber 
ſchrankter Weiſe nur an biejenigen Laſten zu benfen, die fi zur Zeit der 
Bilanzaufnahme aus ber freimilligen Farſorgetatigteit ber Anftalt Bereits 
Tontretifiert Haben. 
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trage zu beftimmen bat, welcher bei ber legten Beitragsbemeſſung 
für ſämtliche Anftalten zur Grundlage genommen worben ift.'?) Die 
Nichtigkeit diefer Auffaffung geht unmittelbar aus der geſetzlichen 
Beftimmung felbft hervor, da es feinem Zweifel umterliegen Tann, 
daß bie zuerft genannten „Verpflichtungen“ und bie dann genannten 
„anderen, als die im Geſetz vorgefehenen Leiftungen“, für welche Die 
Uberſchuſſe verwendet werben dürfen, fi unmittelbar ergänzen und 
daß daher jene „Verpflichtungen“ mit ben „im Geſetz vorgefehenen 
Leiſtungen“ identiſch find. Ferner entſpricht unſere Auffaffung den 
für die Bemeſſung der Beitragshöhe maßgebenden, oben 8 78 N. 10 
bis 12 entwidelten Grundfägen, und endlich ergibt fi auch aus 
anderen Stellen des Gefeges, daß dasfelbe unter den auf dem Son- 
dervermögen ruhenden „Verpflichtungen“ auch die freimilligen 
Rormallaften, insfonbere die Koſten des Heilverfahrens mit begreift. ”) 

IH. Die gedachten Überjchüffe des Sondervermögens dürfen 
„su anderen als den im Gejege vorgefehenen Leiftungen im wirt- 
ſchaftlichen Intereſſe der der Verfiherungsanftalt angehörenden 
Rentenempfänger, Verſicherten, ſowie ihrer Angehörigen verwendet 
werben“. 

1. 3u „den im Gefeg vorgefehenen Leiftungen“ bedarf es 
danach des Vorliegens der Vorausfegungen von $ 45 nicht, auch 
wenn jie im Geſetz nicht vorgefhrieben find. Dahin gehören zu— 
nächſt ſchon diejenigen Rentenleiftungen, in Bezug auf deren Ge- 
währung den Anftalten ein gewiſſes freies Ermeſſen zugemwiefen ift,'*) 
ferner die an ſich freiwilligen Nebenleiftungen in dem Umfange, den 
fie bei wohlmollender Auslegung im Sinne des Gefees annehmen 


2) Bl. dazu oben $ 42 R. 10 und bie bort zitierte Bedmann’jcde Rede, 
beſonvers auch bie mathematifie Denkfgrift S. 62 bei Formel 56 und &. 68. 

2) Bol. 833 Abſ. 2 Sa 2: „Alle übrigen Berpfligtungen bilden bie 
Sonberlaft der Berfigerungsanftalt" mit $ 208 Abf.3 Entm. IBG.: „Ale 
übrigen Verpflichtungen bilden bie Sonderlaft jeder Berficherungsanftalt; dazu 
gehören . . . bie Aufwendungen fir das Heilverfahren“ (vgl. oben $ 42 R. 10). 
. ")34.8.$17 Sag 2 und 3. Ebenſowenig bedarf e3 gegen Piloty S. 123 

des $ 45, um einem Rentenempfänger bei Wieberherftellung feiner Erwerbs: 
fäßigleit bie Rente noch zeitmeile zu belaffen, wenigſtens infofern bieje Ber 
Fugnis durd) bad Wort kann in $47 hf. I gebedt wird; vgl. oben $ 75 IIL. 
Darüber hinaus wurde aber nad) dem im Zert unter Ziff. 2 zu Entwidelnden 
die Belaffung der Rente auch gemäß $ 45 nicht erfolgen darfen 
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dürfen,'?) enblic auch diejenigen, wenn auch nur nüglihen Ver- 
waltungsausgaben, welche zur Erfüllung der gebotenen '®) oder auch 
freimilligen Aufgaben der Anftalten dienen. In dieſer legten Richtung 
tommen namentlich die Ausgaben zur Errichtung ober zum Erwerb 
von Berwaltungsgebäuben, wie Gefchäftshäufern, Heilanftalten, In⸗ 
validenhäufern (vgl. oben $ 84 N. 16) in Betracht, auf weldhe Daher 
jebenfals der $ 45'') mit feinen finanziellen und abminiftrativen 
Sondervorausfegungen feine Anwendung findet. 

2. Der $ 45 geftattet, gewiſſe im Geſetz nicht vorgefehene 
Zwecke als zuläffige zu erflären (vgl. oben $ 31 ID); er findet aber 
feine Grenze vor denjenigen Leiftungen, welde nad ausbrüdliher 
Beftimmung des Geſetzes oder auch in feinem Sinne als verboten 
auch gegenüber dem $ 45 zu gelten haben. So wird es zweifellos 
unzuläffig fein, auch bei vorfäglicher Herbeiführung der Erwerbs— 
unfähigfeit gegen $ 17 Eat 1 IVG. Rente zu bemilligen.') Nach 
den Motiven,'?) welche fiher die Ahficht des Gefeges zum Ausdrud 
bringen,2°) müffen auch die „eigentlichen Hauptleiftungen des Gefeges, 
insbefondere die Rente, nad Höhe und Vorausfegung unverändert 
bleiben, weil Veränderungen der legteren Art mit dem Charakter 
der Invalidenverfiherung als eine für das ganze Reich gleihmäßige 
Einrichtung unvereinbar fein und zu weiteren Verſchiebungen der 
Arbeitskräfte unerwünfchten Anlaß bieten würden“. Es ift nicht ganz 
einfach, den Umfang der damit bezeichneten Beſchränkung ſicher zu 


"5, Bgl. namentlich hinſichtlich des Heilverfahrens oben $ 31 N. 5. 

») Sierhin würbe auch bie bei Ifenbart-Spielhagen Anm. 7 ermähnte 
Angehörigenunterftügung bei Beobachtung im Krankenhauſe gehören. 

’) Inwieweit der $ 164 IVG. auf fie Anwendung findet, ift eine ſelb⸗ 
ftändige Frage, die von der engeren oder weiteren Auffaffung des Begriffs ber 
dort geregelten Kapitalanlage abhängt; vgl. dazu oben $ 35 II, 4c. Die 
formelle Selbftändigfeit von $ 45 und $ 164 wird auch zutreffend in der oben 
8350.22 zitierten Schicker' ſchen Rebe anerkannt; vgl. dazu auch Bebhard= 
Düttmann Anm. 6 zu $45 und Anm. 28 zu $ 164, ſowie oben $ 35 N. 25. 
unrichtig Graf Bofabowsty Sten.Ber. ©.817 A: „Errichtung von Yeil- 
anftalten“. 

1%) Anders, wie es fdeint, Piloty ©. 123. 

%) Abſ. 1 zu $ 31a Entm. I36. 

®») Daß allerdings ber Wortlaut des $ 45 von biefer Beſchränkung nichts 
enthält, wurde auch bei ber Beratung nicht verfannt; vgl. Abg. Gamp Sten. 
Ber. 5.2300. Aber bie Beftimmung im ganzen ruht auf biefem Gedanken; 
vgl. oben im Text I a. €. 
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firieren; doch ift zu erwägen, daß es fich infolge der in Ab. 2 Sag 
des $45 dem Bundesrat vorbehaltenen freien Genehmigung weſentlich 
darum handelt, feitzuftellen, welde Verwendungszwede für die 
Uberſchuſſe jedenfalls nicht genehmigt werben durfen. Im diejer 
Hinſicht aber ſcheint es, daß die gefeggebenden Faktoren nur eine 
allgemeine Erleichterung oder Erhöhung der Rentenbewilligung 
bei einer einzelnen Anftalt unbebingt ausſchließen mollten;?') da- 
gegen dürfte, wie die in den Materialien niedergelegten Beilpiele 
nahelegen, eine folge unter befonberen, nicht zu weit begrenzten 
Vorausfegungen genehmigt werben können.?) Zmeifelhaft ift, ob 
‚eine allgemeine Erleichterung oder Erhöhung der Beitragserftattung 
zuläffig wäre; ich bin geneigt, trog gelegentli—her andermeitiger 
Stellungnahme der Regierung im Reichstage, die Frage zu ver- 
neinen.??) 


3. Dem gegenüber erfeeint prinzipiell als zuläffig ein Hinaus- 
gehen über dasjenige Maß, welches den freiwilligen Nebenleiftungen 
der Anftalt im allgemeinen durch das Gefeg geftedt ift.*) Werben 
auch ſolche Fälle am nächſten liegen, fo ift es doch m. E. nidt 
richtig, allgemein zu verlangen,25) daf bie Überleiftungen aus $ 45 
„eine Beziehung zur Verſicherung“, ſei es direft zur Invaliden- 


21) Daher jebenfall® feine Herabfegung ber Beiträge bei ber einzelnen 
Anftalt und feine Verkürzung ber Wartezeit, auch nit um „wenig Wochen“ 
bei „Böchftbebürftigen" (Dagegen Piloty ©. 123). Reine allgemeine Erhohung 
der Renten. 

27) Erhöhung bes zuläfigen Obchſtbetrages bei $ 48 Ziff. I, 2 (Mo. 
Abſ. 1a. €. zu $ 31a). Ein Abgehen von $ 48 Abi. 3 Say 1 dürfte eher 
unzuläffig fen. Erhöhung der Renten bei Rentenempfängern mit zahlreicher 
Familie ſcheint mir mit Ifenbart:Spielhagen Anm. 8 gleichfalls „ſehr 
zweifelhaft“; dafür Gebhard⸗ Düttmann Anm. 4 Abi. 4. 

2) Graf v. Poſadowsky Sten.Ber. S. 817 A: „vieleit die volle Rüd: 
erftattung ber Beiträge im Falle der Verbeiratung*. Für die Berneinung 
ſprechen auch die Worte der Motive: „insbef: ondere die Renten”. 

2) So Erhöhung ber Angehörigenunterftügung beim Beilverfahren (— ger 
nehmigte Beſchlüſſe bei Appelius in Mainzer Ztſchr. Bb. 10 S. 186 —) oder 
Ausdehnung berfelben auf Sonn» und Feiertage (vgl. oben $81R. 74). Er: 
hohung des Krantengelbed beim Geilverfahren: Graf Pofabomsty, Gten. 
Ber. 8,2297 D. Aud eine Erhöhung des Abfindungslapitals für Ausländer 
darfte zuläffig fein. 

=) So Biloty ©. 128. 
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verfiherung?°) ober Doc zu einer der beiden anderen Verfiherungs- 
arten haben müßten.) Vielmehr würde ih z. B. Einrichtungen für 
Arbeitsnachweis oder Unterftügung arbeitslofer Verſicherten für zu⸗ 
läffig halten. Dagegen ift allerdings geſetzlich vorgeſchrieben, daß 
die Überfhüffe im wirtihaftlihen Intereſſe der Empfänger zu 
verwenden find, womit Ausgaben für allgemeine Körperpflege, 
3 B. für Volfsbäber oder für allgemeine geiftige Bildung?*) aus- 
geſchloſſen find. 

4. Die Überſchüſſe follen im wirtſchaftlichen Intereffe „ver“ der 
Anftalt angehörenden Rentenempfänger, Verſicherten, fowie ihrer 
Angehörigen verwendet werben. Als Rentenempfänger gehören der 
Anftalt diejenigen an, deren Renten von der Anftalt feftgeftellt find, 
als Verficherte diejenigen Aktiven, welche am diefelbe Beiträge ent- 
richten oder bei fortbeftehender Anwartſchaft zulegt entrichtet haben 
(ogl. oben $ 58 N.35). „Angehörige” find wohl die Glieder der 
den Hausftand des Nentenempfängers ober Verſicherten teilenden 
Familie. Dagegen glaube ich nicht, daß unter Betonung des oben 
in Anführungszeichen gejeßten Wörtchens „der“ gefchloffen werben 
darf, die Überleiftungen dürften nicht „einzelnen Gruppen von Ver 
fiherten uſw.“ ausſchließlich zugewendet werben.) Schon die in 
den Materialien hervortretenden Beilpiele (fo die Erhöhung des 
Marimums nach $ 48 Ziff. 1, 2 IVG.) fprechen dagegen, ganz ab⸗ 
gefehen von der Unbeftimmtheit des damit aufgeftellten Erforber- 
niffes.°) Gegen einfeitige Bevorzugungen Tann das Genehmigungs- 
recht des Bundesrats fügen; im übrigen wird rechtlich nur zu ver 
Tangen fein, daß die Verwendung der Überſchüſſe feitens der Anftalt 
durch einen allgemeinen Rechtsfag geregelt wird und biefelben nicht 

=) Bgl. 3. 8. oben $ 75 R.24: Gewährung von Mitteln behufs Aus- 
wildung von Ermerböunfähigen für einen anderen Beruf. 

?7) Beziehung zur Kranfenverfiherung: Gewährung von Begräbnis und 
Sterbegeldern an die Sinterbliebenen (®raf Poſadowsky, Sten.Ber. 
&. 2297 D); Rrantenpflege von Angehörigen (Bebhard- Düttmann ©. 313, 
Appelius ©. 186). 

=) Die Mot. fliehen „bie Errichtung ober Unterhaltung von Schulen" 
aus; zuläffig bürfte aber eine folde von gewerblichen Fachſchulen fein. Ver⸗ 
anftaltung hygieniſcher Vorträge hat ber Bundeörat abgelehnt: Iſenbart- 
Spielhagen Anm. 7. 

*) So Ifenbart:Spielhagen Anm. 9, ähnlich auch Piloty S. 128. 

>) Bol. Ifenbart-Spielhagen felbft Anm. 9 a. €. 
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von vornherein einem Kreife individuell beftimmter Perfonen zu⸗ 
gewendet werben. 

5. Die zugelaflene „Verwendung“ der Überjchüffe bedeutet 
Rapitalausgabe, nicht Rapitalanlegung; die legtere fteht, in welchem 
Sinne man fie auch faflen mag (vgl. oben N. 17), ausſchließlich 
unter den Regeln des $ 164 IVG., und zwar au dann, wenn 
damit nebenher Zwede verfolgt werben, welden aud der $ 45 
dienen fann und wenn e8 ſich um die Anlage überfchüffiger Rapitalien 
im Sinne von $ 45 hanbelt.”') Dagegen liegt es nicht außerhalb 
des Begriffs „Verwendung“, daß zum Zwecke derſelben Rechte be— 
ſtimmter Perfonen auf künftige Bezüge begründet werben; aud ber 
mögliche Widerruf ber bundesrätlihen Genehmigung fteht dem nicht 
entgegen.?2) 

IV. Im formeller Beziehung kommt folgendes in Betracht: 

1. Die Beſtimmung der Überfchüffe zu Verwendungen im Sinne 
des $ 45 fann nicht im Wege des ordentlichen Anftaltäftatuts durch 
den Ausſchuß allein, jondern muß „durch übereinftimmenden Beſchluß 
des Vorftandes und des Aueſchuſſes“ erfolgen. Diefer Beſchluß 
muß fi pofitiv auf das feftgeftellte Vorhandenfein von Überſchüſſen 
gründen und fann nicht etwa bebingt für den Fall fpäterer Felt- 
ſtellung folder Überſchüſſe ergehen. Daß bie Feftitellung durch die 
Rechnungaftelle des ABA. erfolgt if, wie der Entw. IVG. ver- 
langte, tft nad) dem Gefeg nicht mehr nötig.) Der Beihluß der 
Anftaltsorgane muß ferner felbft die Verwendungszwecke und bie in 
concreto zu verwenbenden Summen im ganzen ober im einzelnen 
bezeichnen, überhaupt alles enthalten, was für die Entfhließung des 
Bundesrats über die Genehmigung von Vebeutung fein Fan. 

2. Der Beſchluß muß nicht, wie das Statut, von der Aufſichts- 
behörbe, fondern vom Bundesrat genehmigt werben. Bon einer Zu- 


9) Gebhard» Düttmann Anm. 6 a. E. Dementſprechend ift das Veiſpiel 
der Motive: „Hingabe von tilgbaren Hypotheken zur Ermerbung eines eigenen. 
Heims durch bie Arbeiterbevölferung bis zur vollen Höhe bed Ermerbäptelfes 
des Arbeiterheimd ober zu einem beſonders niebrigen Zinafuße“ von Graf 
Pofabomaty Sten.Ber. S. 2297 C ausbrüdtid zurüdigezogen worben. 

=) So gegen Piloty S. 124 RommBer. Abi. 4 zu $ 31a uns 
Adg. Schmidt Elberfeld Sten.Ber. S. 2252 C. 

=) Der Komm.Ber. a. a. O. will ben Beſchluß von ber „Initiative“ der 
Rechnungäftelle frei machen; eine folde war aber aud) im Entw. nicht vorgefehen. 


$ 85. Überleiftungen. 1041 


ftimmung ber Garantieverbänbe, welche der Entwurf vorfah, fpricht 
das Gefeg nicht mehr. Dagegen fteht es felbftverftändlich bem 
Bundesrat frei, ver Erteilung feiner Genehmigung die Rechnungs- 
ftele des RVA., die Auffichtsbehörde und den Garantieverband zu 
hören. Bei Erteilung ober Verweigerung feiner Genehmigung hat 
der Bundesrat völlig freies Vermeſſen; namentlih ift er nicht auf 
eine Nachprüfung der Frage, ob Überfhüffe vorhanden find, ber 
ſchränkt, ſondern vor allem auch für die Prüfung der Ver— 
wendungszmwede, ber Art und Höhe der Verwendung uſw. zuftändig. 

3. Der nah $ 45 gefaßte Beſchluß kann durch Vorſtand und 
Ausſchuß gemeinfam jederzeit wieder zurüdgenommen werben; einer 
Genehmigung des Bundesrats bedarf es hierzu nicht. Auch der 
Bundesrat kann feine Genehmigung jederzeit widerrufen; jedoch nicht 
aus beliebigem Grunde z. B. wegen nachträgliche Mißbilligung der 
Verwendungszwecke, ſondern nad ausdrücklicher Gefegesbeftimmung 
nur dann, wenn ſich ergibt, daß das Sondervermögen der Anſtalt 
zur dauernden Deckung der auf ihm ruhenden Normallaſten nicht 
mehr ausreicht. Rucknahme des Beſchluſſes ſowie Zurückziehung der 
Genehmigung üben auf die Fortgewähr der bereits rechtsverbindlich 
zugebilligten Leiſtungen feinen Einfluß aus.’‘) 


%) So ift die Bemerkung im Komm. Ber. „baf der Widerruf fi nicht auf 
die den einzelnen Berfiherten bereits zugebilligten Leiftungen beziehe” zu ver 
fleen; ogl. auf Ifenbart-Sptelhagen Ann. 10. Dazu aud bie oben 
N. 32 zitierte Außerung des Abg. Schmidts Elberfeld, welche auch, auf biefen 
Fall bezogen, richtig darauf hindeutet, daß bie auf Grund von $ 45 über 
nommenen Verpflichtungen, nach Rüdziehung ber Genehmigung, falls fie ſich in 
eine neue Beitragäperiobe hinein erfireden, hei ber Feftftelung bes Bedarfs 
und ber Beitragöhöhe für diefe, wenn nötig, mitberüdfihtigt werben müßten; 
ogl. oben $ 42 R. 12 und oben im Lert I. 


Rofin, Recht ber Arbeiterverfiherung. Mb. II. 66 
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Nah dem Grundfag des $ 49 Abſ. 1 JVG. „werden fonftige 
gefegliche, ſtatutariſche ober auf Vertrag beruhende Verpflichtungen 
zur Fürforge für alte, kranke, erwerbsunfähige ober hilfsbedürftige 
Perſonen durch biefes Gejeg nicht berührt”. Wie ſchon Die Häufung 
der in Betracht gezogenen Fälle bemweift, handelt es fi hier um ein 
ganz allgemeines, alle möglichen Anfprüde umfaſſendes Prinzip. 
Vorausgefegt wird nur, daß biefe Ansprüche in dem „ſonſtigen“, 
außerhalb des IVG. ftehenden Rechte ihre Begründung finden. Ob 
dieſes Recht Privatrecht oder öffentliches Recht!) ift, welche formelle?) 
ober materielle Grumblage und welchen Inhalt die Anfprüche haben, 
ift gleichgiltig. Stehen fie den nach dem IVG. verſicherten Perſonen 
zu, fo bleiben fie ihnen grunbfäglih unverändert erhalten, auch 
wenn ihre Vorausfegungen fi ganz ober zum Teil mit den An- 
ſpruchsgründen der Invalidenverſicherung deden. Die Verficherten 
können ihre Anſprüche aus ber letzteren und Diejenigen aus bem 
fonftigen Recht neben einander geltend machen, und es treten zwilchen 
den fonft verpflichteten Subjeften und ben PVerfiherungsanftalten 
Teinerlei Rechtöbeziehungen ein. Natürlich gilt aber diefer Grundfag 
nur, ſoweit nicht im Geſetz befondere Ausnahmen feftgeftellt find, 
und zu dieſen gehört in erfter Reihe die auf geſetzliche Ent- 
Thädigungsanfprüdhe des Privatredhts bezügliche Vorſchrift des $ 54 

3) Bgl. die vorangehenden, auf die Urmenpflege bezüglichen Worte. 


) Aud die auf „Iegtmilliger Anordnung” beruhenden Anſprüche find, wie 
in $ 57 Abſ. 1 WG., mit begriffen. 
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IVG. „Inſoweit den nad Maßgabe der reichögefeglichen Be— 
ftimmungen zum Bezuge von Invalidenrenten berechtigten Perſonen 
ein gejegliher Anſpruch auf Erſatz des ihnen durch die Invalidität 
entftandenen: Schadens gegen Dritte zufteht, geht derſelbe auf bie 
Verſicherungsanſtalt bis zum Betrage ber von diefer zu gemwährenben 
Rente über”.?) 

1. Die „reichsgeſetzlichen Beſtimmungen“ find, wie der Vergleich 
mit $ 49 Abf. 1 JVG. und $ 39 G. 89 ergibt, die des Invaliden⸗ 
verficherungsgefeges und bes von ihm abgeänberten Gefeges von 
1889. Die Berüdfihtigung des Iegteren führte zu ber erweiterten 
Faflung.*) 

2. Anders, als nad $ 49 Abf. 1 IVG. bleiben die in $ 54 
genannten Anfprühe auf Schadenserſatz durch die Invaliden- 
verjiherung nicht unberührt. Das Geſetz will es zwar „bei dieſer 
civilrechtlichen Verpflichtung zum Schabenserfag grundfäglich be— 
laffen“, will aber nicht, daß der Verficherte die durch feine Invalidität 
verurfahten Bezüge „Doppelt erhält".?) Zu dieſem Zwecke jegt aber 
die Beftimmung wiederum nicht die Verpflichtungen der Berfiche- 
rungsanftalten für diefen Fall ganz oder teilweiſe außer Kraft, läßt 
fie vielmehr unverändert beftehen und fucht nur im Wege einer 
„cessio legis“°) den Trägern der Invalivenverfiherung aus dem 
Vermögen des privatrechtlicd Entſchädigungspflichtigen Erſatz für ihre 
Auslagen zu beſchaffen. Materiell betrachtet tritt daher der In— 
validenrentenanfpruch hier in die Rolle eines Sicherungs- und Ber 
friebigungsmitteld für den privatrechtlihen Entſchädigungsanſpruch, 
ſoweit derfelbe reicht, zurüd”) und nur, foweit er biefen überfteigt, 
behält er feine prinzipale Bebeutung. 





3) Bl. zum Folgenden die Ausführungen in Wb. J &.544 ff. und außer 
der dort N. 10 zitierten Literatur noch Laß ⸗Maier, 2. Aufl. (1902) ©. 283 ff. 
mit S. 214 ff.; Riefenfeld, Das befondere Haftpflichtrecht, namentlich S. 182 ff.; 
v. Weinrich, Die Haftpflit wegen Körperverlegung, 2. Aufl. S. 190 ff. 

%) Zfenbart-Spielhagen Anm. 1. 

®) Mot. Abſ. 1 zu $ 28 Entw. G. 89. 

) Dazu die zitierten Motive und Bd. I ©. 127, 538, 544 ff. 

”) Ob dad im Grunde genommen billig ift, nachdem ber Berfierte durch 
feine Beiträge den Anfprud auf die Rente felbftändig erworben hat, Tann be: 
zweifelt werden. Die Ausführungen bei Weymann Anm. 4 (vgl. unten 
R. 32) laſſen fih aud für bie Verneinung biefer weitergehenden Frage 
verwerten. 


ww 
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3. Die Beſtimmung greift nur Platz im Falle der Bewilligung 
einer Invalidenrente. Bei der Altersrente ift fie ber Sache nad 
ausgeſchloſſen, weil für die Herbeiführung des Alters Fein privat 
rechtlicher Entſchädigungsanſpruch begründet fein fan. Die Um- 
wandlung der Invalidenrente in eine Naturalvente ($ 24) ober in 
eine Invalidenhauspflege ($ 25) fchließt die Anwendung der Be— 
ftimmung nicht aus, weil auch in biefem Falle die Invalidenrente 
al Grundlage für die Surrogatleiftungen mit verändertem Forde- 
rungsſubjekt beitehen bleibt. Zweifelhafter ift der Fall der Abfindung 
für eine Invalidenrente. Ich halte auch in diefem Falle den $ 54 
für grunbfägli anwendbar, meine aber allerdings, daß dann der 
Schadenserſatzanſpruch nicht in Höhe der Rente, fondern nur in Höhe 
der Abfindungsfumme und ber etwa vor der Abfindung gezahlten 
Rentenbeträge auf die Anftalt übergehen kann, fo daß unter Um— 
ſtänden auf Grund ungerehtfertigter Bereicherung ($ 812 BGB.) 
eine teilweife Rüdzahlung an den Verficherten ftattfinden muß, wenn 
die Abfindung erft erfolgt, nachdem ber $ 54 zur Durchführung ge- 
langt ift. Dagegen findet auf Beitragserftattungen bie Beftimmung 
feine Anwendung: bie Ointerbliebenen beziehen im Todesfall bie 
Beitragserftattung neben der ihnen zulommenben Entſchädigung. 
Aud die Aufwendung von Koften des Heilverfahrens ($ 18) be— 
gründet feinen gefeglichen Übergang des Entſchädigungsanſpruchs; 
bier könnte nur etwa die Bereicerungsflage gegen ben Ent« 
ſchädigungspflichtigen der Anftalt Erſatz verſchaffen. 

4. Der Anſpruch, welcher der Anſtalt überwiefen wird, muß 
dem Rentenbezugsberechtigten felbft zuftehen. Er muß ferner „gegen 
Dritte“ zuftehen, unter denen bier*) alle Perfonen außer ben 
Trägern ber Invalidenverfiherung gemeint find. Endlich muß der 
Anſpruch „ein geſetzlicher Anſpruch auf Erſatz des dem Verſicherten 
duch die Invalidität verurſachten Schadens“ fein. Durch dieſe 
nähere Bezeichnung ſcheidet ſich der Anſpruch aus dem Kreiſe ber in 
$ 49 Abſ. 1 zuſammengefaßten aus. Derſelbe muß zunächſt, wie 
ſchon die Motive ausipreden,?) ein „civilrechtlicher“ fein; damit 


®) Anders $ 140 GUB®., wo unter ben „Dritten“ nur die „in $$ 135, 
136 nicht bezeichneten Perionen“, d. 5. andere Perfonen, als die Unternehmer 
und Beamten besjenigen Betriebes, in deſſen Dienft der Unfall erfolgt ift, ver- 
ftanden werben. 

®) Bol. das Zitat bei R.5; Bd. I S. 538 N. 4. 
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find 3.8. die Anfprüde aus der Umfallverfiherung, für die das 
Geſetz befondere Beftimmungen trifft (vgl. unten $ 88), oder die 
Anfprühe aus dienftlihen Unfällen ober Dienftbefhädigungen ber 
Beamten oder Militärperfonen!O) ausgefchloffen. Der Anſpruch muß 
ferner ein gefeglicher fein, ihm ftehen bie „ſtatutariſchen oder auf 
Vertrag beruhenden Verpflichtungen“ des $ 49 Abf. 1 IVG. gegen- 
über. Daher geben 3. B. die aus einem privatrechtlichen Verſiche- 
rungsvertrage bezw. aus dem Statut eines Verfiherungsvereins auf 
Gegenfeitigkeit erwachſenden Entſchädigungsforderungen nicht auf die 
Verfiherungsanftalt über. Weiter muß es ſich um Anſprüche auf 
Schabenserfag handeln; der Begriff der „Fürſorge“ in $ 49 Abf. 1 
ift wiederum weiter, und es fallen daher z. B. familienrechtliche 
Alimentationsanfprüde nicht unter $ 54 IVG. Dagegen tft der 
Begriff „Entihäbigungsanfpruh” im weiteften Sinne zu nehmen. 
Nicht erforderlich ift, daß der Anfprud durch Vorfag ober Ber- 
ſchulden des Verpflichteten begründet ift,'') obwohl die Forderungen 
aus SS 848 ff. BGB. in erfter Reihe in Betracht kommen mwerben.'?) 
Es gehören vielmehr hierher auch Die Anfprüche, welche auf Schabeng- 
zufügungen dritter Perfonen, für die dem Verpflichteten eine geſetz⸗ 
lie Haftung obliegt, gegründet werben,!?) die Anfprüde aus Be- 
ſchädigungen durch Gebäude oder Tiere'*) und alle fonftigen An- 
fprüde aus einer mehr ober weniger der Kaufalhaftung ſich 
nähernden Verpflichtung, wie namentlih die aus $ 1 des Neiche- 
haftpflichtgefeges vom 7. Juni 1871.) Immer aber muß der 


') &o analog zu $ 57 Abſ. 4 RBB. Erf. preuß. OVG. v. 8. Ian. 1891, 
Entſch. 8b. 20 ©. 377. 

") Erf. RGer. v. 7. März 1889, Entſch. Bd. 23 ©. 51, zu $$ 95, 98 UB®.; 
DL. BISHER 

") Bol. au $ 618 Ab. 3 BGB. 

2) $$ 831, 832 BGB, welche bie Frage ber eigenen Verf ulbung nur im 
Form des vorbehaltenen Gegenbeweiſes heranziehen; dazu wiederum Bd. I 
S. 588 R. 4. 

) 86 836 ff, 833 BOB. 

") Ob aud) bie in $ 829 BOB. geregelte Billigkeitshaftung von deliktiſch 
unverantwortlihen Perfonen Hierher gehört, Tann zweifelhaft fein. Da ber 
Anfprud auf „Die Berhältniffe der Beteiligten", alſo auch des Beſchadigten zur 
geſchnitten, infofern alfo ein höchſtperſonlicher ift, trifft man vielleicht das 
Rigptige, wenn man ihn ähnlich wie den Anfprud) auf Buße (vgl. unten Ziff. 10) 
behandelt, und ber Verfiherungsanftalt zwar fein Klagerecht an Stelle des 
Berleiten gewahrt, wohl aber ihr bie bereitd zugeſprochenen Beträge haftbar macht 
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Schadenserſatzanſpruch auf diejenige Invalidität gegründet fein, für 
welche dem Verſicherten von ber Anftalt eine Rente gewährt wirb.'‘ 

5. Der Anſpruch auf Entjhäbigung geht „bis zum Betrage der 
zu gewährenben Rente” über. Das ift nicht unbedingt Die gefegliche 
Vollrente, ſondern zunächft nur biejenige, welche dem Verficherten 
tatſächlich bemilligt if. Es ift dies, da in den Fällen bes $ 17 
Sag 2 für den Verſicherten kaum jemals ein Entſchädigungsanſpruch 
entjtehen wird, bebeutfam, wenn nad $ 22 VG. wegen Ver- 
eitelung des Heilverfahrens die Invalidenrente auf Zeit ganz oder 
teilweife verfagt wird (vgl. oben $ 81 IX, 3); bier Tann nur in 
Höhe des quantitativ und zeitlich nicht verfagten Rententeils der 
gejeglihe Übergang geltend gemadt werben. Ebenſo wird man 
aber auch annehmen müffen, daß in den Fällen des Ruhens einer 
Rente nur ber davon nicht betroffene Teil derfelben für den Über 
gang in Betracht kommt, weil nur biefer dem Bezugsherechtigten 
tatfählih „zu gewähren” ift.'") 

6. Die Beftimmung, daß der Entſchädigungsanſpruch nur in 
Höhe der Rente übergehen ſoll, ſetzt eine Kommenfurabilität beider 
Anfprüde voraus. Diefe ift dann vorhanden, wenn, wie regel- 
mäßig,'®) auch die Entſchädigung in Form einer Gelbrente zu leiſten 
ft. Dann geht je für die entſprechenden Zeiträume die Ent» 
ſchädigungsrente bis zur Höhe der Invalidenrente auf die Verſiche- 
rungsanftalt über. Schuldet aber der Schadenserſatzpflichtige die 
Entihäbigung in Form eines Kapitals,'?) fo muß aud die In= 

16) Entgegen ber Rechtslage bei $ 57 KB®. wirb baher ber Anſpruch auf 
Entbindungs« und Wocenbetttoften bei außerehelich Geſchwängerten auch 
dann nicht auf bie Anftalt übergehen, wenn Infolge ber Entbindung Invalibität 
eingetreten if. Bol. Dahn Anm. 4 litt. a zu $ 57 KB®. mit Reumann, 
Kommentar zum BGB. Anm. 1 zu $ 1715. Anders, wenn im Falle des 
$ 825 BGB. Anſpruch auf Erſatz des vollen Schadens begründet ift, mit Bezug 
auf biefen. 

! ") ng hier wird, ähnlich wie im alle der Abfindung (Ziff. 3), eine nach⸗ 
trägliche teilmeife Rüdzahlung eintreten müflen, wenn bad Ruhen der Rente, 
3.8. der Berzug ind Ausland, erft nach Durchführung des $ 54 eintritt. 

») 9 843 Ab. 1 BOB, $ 7 Abſ. 1 des Reichshaftpflichtgeſetes in der 
Faffung von Art. 42 CC. BGB. 

”) $ 843 Abſ. 3 BGB, $7 Abſ. 2 Kaftpfliht-®. Zu denken iſt auch an 
den Fall der Buße, bie nur in Form eined Kapitals zuerkannt werden Tann 
unb den einer vergleihäweifen Kapitalsabfindung. 
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validenrente ihrem Kapitalwert nach berechnet werden;?o) in Höhe 
desſelben tritt dann bie Verfiherungsanftalt in die Rapitalforderung 
des Bezugsberechtigten ein.?') 

7. Die Schabenserfagforberung geht „auf die Verficherungs- 
anftalt” über d. h. auf diejenige, melde die Invallidenrente feft- 
geftellt hat, nicht aber auf alle Laftenträger, welche materiell an der 
Rente partiztpieren.2) "Doch find die legteren von ber forderungs- 
berechtigten Anftalt entfprechend zu entſchädigen. Zu biefem Zmede 
ift der geleiftete Erfag der Rechnungsſtelle des RVA. behufs Be» 
rüdfichtigung bei ber Verteilungsberechnung mitzuteilen (vgl. oben 
$ 78 N. 26). 

8. Der Entihädigungsanfpruh des Bezugsberechtigten „geht 
über” auf die Verfiherungsanftalt. Das Gejeg verwendet damit, 
um ber Anftalt einen entſprechenden Erjag ihrer Aufwendungen zu 
verſchaffen, ausdrücklich die Rechtsform der gejeglichen Forberungs- 
übertragung. An diefer muß feitgehalten werben,2°) damit die vom 
Gefeggeber beabfihtigten Rechtsfolgen ſich verwirklichen. 

a) Der Anfprud der Verfiherungsanftalt gegen den Ent- 
ſchädigungspflichtigen ift daher formell der auf fie übergegangene 
Anſpruch oder Teilanfprud des Verſicherten, Fein eigener Erfag- 
anfprud. Für die Nechtsverhältniffe der cessio legis kommen 
die Vorfcriften des BGB., insbefondere $ 412, zur Anwendung. 





=) Über die Berechnung vgl. Bd. J &.543 N.3. Der $ 26 IVG. findet 
natürlid) feine Anmenbung, falls nicht etwa ſchon eine Abfindung des Ber: 
ſicherten durch die Anftalt erfolgt ift (gl. Siff. 3). 

2) Kann aud die Berfiherungsanftalt, wenn und fomeit fie auf Grund ber 
cessio legis gegen ben Becäbigten Magt, von fi) aus gemäß $ 843 Abſ. 3 
eine Abfindung in Kapital verlangen? Ich möchte bie Frage nicht unbebingt 
verneinen. ” 

2) Gebharb-Düttmann Anm. 5. In formeller Beziehung abweichend, 
der Sache nad) übereinftimmend Piloty S. 145. 

2) Bol. oben N. 6. Gegen bie Annahme einer cessio logis und für bie 
eined „ganz neuen, jelbftändigen Erſtattungsanſpruchs“ namentlich; Riefenfelb 
©. 222 ff.; dazu, nicht ohne Widerſpruche, Laß: Maier ©. 221 ff., 284. Die 
Ausfügrungen von Riefenfeld find eine Übertreibung bes Gedankens, melder 
aud In 3b. I &.544, beſonders Ziff. 1, feine theoretifhe und praktiſche 
Würdigung erfahren hat. Zu lehterer (Freiftellung des Ceffionar von Ein» 
seben, bie eine ausſchliehliche Beziehung auf die Perfon des urfprünglic; Ber 
rechtigten Haben) ngl. jegt au Pland, Kommentar zum BGB. Anm. 2 zu 
$ 404, Dernburg Bd. IU, 1 ©. 319. 
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b) Der Zeitpunkt, in welchem ſich der Forberungsübergang 
kraft Geſetzes vollzieht (vgl. Bb. I ©. 545 ff), ift die rechtsfräftige 
Seftftellung der dem Verficherten gefchulveten Rente. An biefem 
analog für das Gebiet der Unfallverfiherung durch die Judifatur feft- 
geftellten Rechtsjage,?*) welcher zunächſt die Anknüpfung der cessio 
legis bereit# an den Eintritt der Invalidität ausfchließt, muß bier 
umſomehr feftgehalten werben, als gerade die Invalidenverficherung 
die Durchführung des Rentenanſpruchs, -für deffen Befriedigung 
Erſatz in der cessio legis beihafft werden foll, von einer eigenen 
Willensaktion bes Berfierten, der Anmeldung, abhängig macht. 
Auch der Wortlaut der Vorſchrift, welde „zum Bezuge von In— 
validenrenten berechtigte Perſonen“ vorausfegt, ſpricht dafür.2°) 
Anbererfeits bedarf es aber aud für den Eintritt des Forberungs- 
überganges, wie wieberum der Wortlaut, indem er vom ber „zu 
gewährenden” Rente |pricht, bemeift, nicht der bereits gejchehenen 
Auszahlung von Rentenbeträgen.?°) Der vollzogene Übergang er- 
greift die ganze Entſchädigungsforderung, aljo, wenn fie auf eine 
Rente geht, auch diejenigen Teile derjelben, welche auf die Zeit vor 
dem Geffionsmomente entfallen, ebenſo wie für die Höhe des Über- 
ganges auch die für bie Zeit vor der Feftitellung nachzuzahlenden 
Invalidenrentenbeträge in Betracht kommen. 

e) Der Entſchãdigungspflichtige kann der Anftalt gemäß 8 404 
BGB. die Einwendungen entgegenfegen, die zur Zeit bes Forde- 
rungsüberganges gegen den Berechtigten begründet waren bezw. ſich 
infolge ber damaligen Beſchaffenheit des Schuldverhältniſſes ſpäter 
entwidelt haben.2") Bis zum Zeitpunkt bes Überganges ift der Ver- 

" 2) Sanbbuc ber Unfaliverfiherung Anm. 3 Abf. 1 zu $ 98 UB®. und ber 
ſonders die Vd. 1 S. 546 R. 10 zitierten Entſcheidungen des R®er., fowie beffen 
Ert. v. 22. Oft. 1891, Entf. Bd. 28 &.89. Mit diefer Praxis ſteht ed im 
Wibderſpruch, wenn laut Komm.Ber. zu $ 98 Entw. BUBG. (Reichstags · Druck⸗ 
ſache 1898/1900 Ar. 7038 ©. 147) ein Regierungsvertreter erflärte, „ber Über: 
‚gang ber Forberung gegen den Dritten finde fofort mit ihrer Entftehung ftatt". 

2) Bl. 86.1 8.547 R. 10 a. E. 

2%) Vol. dazu die Ausführungen am Schluß des R. 24 gitierten Kommiſſions- 
bericht, welche ſich gegen die mit der Faſſung der Voriage ſelbſt nicht über: 
einſtimmende Bemerkung der Mot. zu $ 98 cit, („ſoweit bie Iektere bereit 
eine Entſchadigung gewährt Hat“) menden. Aud für das Unfallrecht wird 
danach an der biöherigen Prazis (vgl. N. 24) feſtzuhalten fein. 

2) Bland Anm. I zu $ 404, Dernburg ©. 319. 
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fiherte der alleinige Herr feiner Entſchädigungsforderung und zu 
jeder gerichtlichen und außergerichtlichen Verfügung über dieſelbe 
befugt. Er kann darin weder durch den Entſchädigungspflichtigen, 
noch duch die Anftalt unter Hinweis auf die für fpäter etwa in 
Ausfiht ftehende cessio legis gehindert werben.2°) Aber auch nad 
eingetretenem Übergange wird gemäß $ 407 BGB. der Ent- 
ſchädigungspflichtige gegenüber ber Anftalt gejhügt, wenn er in Un- 
kenntnis desfelben durch Verhandlungen mit dem urſprünglichen Gläu- 
biger Veränderungen im Beftand ber Forderung herbeigeführt hat. 

d) Soweit aber durch ſolche den Entſchädigungspflichtigen ganz 
ober teilmeife befreiende Rechtshanblungen ber Bezugsberehtigte 
„Entſchädigungen bezogen“ hat, erlangt die VBerfiherungsanftalt, ſo— 
fern und jobald die Vorausſetzungen der gefeglichen Ceſſion ſich ver- 
sotrklichen,?°) in Höhe derſelben einen Bereiherungsanipruc gegen 
den Empfänger.) Derſelbe fann von der Anftalt zur Aufrechnung 
gegen bie Rentenforberung desſelben verwenbet werden ($ 55 Abſ. 2 
IVG., vgl. oben $ 67 IV, 1). Das Verfahren bei diefer Auf- 
rechnung ift oben $ 73 VIII behandelt worben. 

e) Iſt der Entſchädigungsanſpruch höher als die Renten- 
forderung, fo verbleibt nach vollzogenem Übergang der Reftbetrag 
des erfteren dem Bezugsberechtigten zu eigener Verfügung. Für das 
Verhältnis der damit entftehenden beiden Teilanfprüche, der Ver- 
fierungsanftalt und des Verſicherten, gilt auch hier der Sa, den 
das BGB. regelmäßig für alle diejenigen Fälle ausfpricht, in denen 
der geſetzliche Forberungsübergang fih auf Grund einer Befriedigung 
des Gläubigers durch einen Dritten (hier die Verfiherungsanftalt) 
vollzieht,') daß nämlich „ver Übergang nicht zum Nachteil des 


2) Bol. die R. 24 in Bezug genommenen Reichägerichtäerfenntniffe. 

”) Die Faffung bes $ 55 Abſ. 2 IVG.: „ſoweit der Anſpruch auf diefe 
nad $ 54 auf die Verfiherungsanftalt übergegangen iſt“, trifft nicht für.alle 
Falle zu. Denn wenn ber Entfäbigungäberechtigte die ganze Forderung vor 
deren Übergang eingezogen hat, Tann fi ein folder überhaupt nicht mehr ver- 
wirklichen. 

9) In diefer Weife verwirklicht ſich jet, nad; Anerkennung der Aufrechnungs- 
befugnis, der in Bd. I. S. 458 Siff. 4 hervorgehobene Bedante, 

31) Die Hierher gehörigen Stellen ves BEL. find zufammengeftelt z. B. bei 
Dernburg S.326 und Neumann, Handausgabe, Anm. 2 litt. a zu $ 412. 
Daß der Fall des $ 54 IVG. fich denſelben innerlich anreiht, ergibt fih aus 
ben Ausfüßrungen des Textes oben bei N. 7. 
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Gläubigers” (hier des Entſchädigungsberechtigten) „geltend gemadt 
werben kann”. Danach hat die Reftforberung des Bezugsberechtigten 
den Vorrang vor der Teilforberung der Anftalt, fodaß „im Kon- 
turfe des Schulbners, fowie bei der Zwangsvollſtreckung“ die Anftalt 
als „Zeilceffionarin dur Geltendmahung ihrer Teilforderung den 
auf die Reftforberung des Gläubigers entfallenden Betrag nicht ver- 
kürzen barf“.?2) 

9. Für das Verfahren gilt, abgejehen von dem Falle der Auf- 
rechnung (vgl. oben Ziff.8 d), noch folgendes: Die Feftftellung der 
Rente vollzieht fich nad) den gewöhnlichen Normen; die vorbereitende 
Behörde wirb den Vorftand auf die für $ 54 IVG. etwa in Be 
tracht kommenden Entihädigungsanfprüche hinzuweiſen haben.?°) Die 
Geltendmadung der übergegangenen Entjhäbigungsforberung burd 
die Anftalt gegen den Entſchädigungspflichtigen vollzieht ſich auf dem 
Wege des Civilprozeſſes. Dabei ift der Civilrihter in der Be 
urteilung des Beſtandes und bes Überganges der Forderung auf bie 
Anftelt völig frei;*) nur in Bezug auf Beftand und Höhe ber 
Rentenverpflihtung wird er durch das Feitftelungsurteil gebunden 
fein. Auch der Bereiherungsanfprud der Anftalt gegen den Be 
zugsberechtigten, ſoweit er nicht im Wege ber Aufrechnung ver- 
wirklicht wird, gehört vor die Civilgericte (vgl. oben $ 67 N. 64). 

10. Einigen Zweifeln kann die Frage begegnen, wie ſich bie 
Qurdführung des $ 54 IVG. gegenüber dem Rechte des Verlegten, 
gemäß $ 231 StrGB. eine Buße im Strafverfahren zu beantragen, 
geitaltet. Daß an und für fi auch bie Bußeforderung als eine 
mobifizierte Entfhäbigungsforderung dem gejeglihen Forberungs- 
übergang unterliegt, bürfte feftftehen.”) Ebenſo aber, daß die An- 
ftalt wegen des höchſtperſönlichen Charakters des Bußantrages den- 
jelben nicht von ſich aus als Nebenklägerin ftellen darf.) Auch 





=) Reumann Anm. 3 mit Dernburg &.327 V, c. Cine Reditfertigung 
des gleichen Satzes aus fozialpolitiihen Gefichtöpuntten, melde inbefien über 
das Ziel hinausſchießen (vgl. oben N. 7), bei Weymann Anm. 4, dazu bie 
Kritik von Hahn im Verwaltungsarchiv Bd. I1 S. 353. 

©) Gebharb-Düttmann S. "203 Anm. 16 Siff. 6. 

%) Handbuch der Unfallverfiherung Anm. 3 Abf. 2. 

») Refenfeld ©. 196 fi. 

*) Riefenfeld ©. 202 ff, Hahn Anm. 4 litt. a zu $ 57 ABB. und bie 
dort sitierten Entſcheidungen 
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der Verlegte darf nad) dem Zeitpunfte des Forberungsüberganges 
den Antrag auf Buße nicht mehr anbringen; doch würde auch gegen- 
über einem jpäter angebrachten Antrage der Schädiger gegen eine 
über die Höhe der Buße hinausgehende Forderung der Anftalt (vgl. 
$ 231 Abf. 2 StGB.) gefhügt fein, wenn er bie den Anſpruchs- 
übergang begrünbenben Tatfahen in Unkenntnis berjelben bei ber 
ſtrafgerichtlichen Verhandlung nicht geltend machen fonnte.?') Eine 
zugefprochene Buße kann die Anftalt gemäß $ 727 CPO. im Rahmen 
des gefeglichen Überganges für fich beitreiben.?) Die vom Ber- 
ſicherten eingezogene Buße gibt zur Bereiherungsklage und zur Auf- 
rechnung Anlaß. 


$ 87. Armenpflege.') 


I. Nah $ 49 Abf. 1 IVO. (vgl. oben $ 86 N.1) wird au 
„die auf geſetzlicher Vorſchrift beruhende Verpflichtung von Gemeinden 
und Armenverbänden zur Unterftügung bilfsbebürftiger Perfonen 
durch dieſes Geſetz nicht berührt." Diefes „nicht berührt werden“ 
der Armenpflege durch die Einrichtung der Invaliden- und Alters- 
verforgung ift allerdings nur im Rechtsſinne zu verftehen; denn 
tatſächlich fol und muß, weil die Armenunterftügung Hilfsbedürftig- 
feit vorausfegt, jeber Zweig der Arbeiterverficherung, indem er Durch 
feine Gewährungen diefe Hilfsbebürftigfeit mindert, auch die In— 
anſpruchnahme der Armenpflege herabjegen.?) Someit inbeflen au 
trog der Rentengewährung die Hilfsbebürftigfeit nicht vollftändig 

”) Gef. preuß. OVG. (zu $ 57 4V6.) v. 1. Dez. 1890, Entid. Bd. 20 
©. 372. 

ꝛe) Hahn litt. g, dagegen Riefenfelb ©. 204 ff. 

) Die Materie ift verwidelt und ſchwierig. Als Spezialliteratur kommt 
befonderö in Betradt: Ols haufen in irbV. 00 ©.45, W. in ArbB. 00 ©. 125, 
ArbV. 03 S.425, Hahn in ArbV. O1 S. 88, Frankenberg, Archiv f. öff. R. 
3.16 S.316 ff. — Auf dad verwandte Krankenverſicherungsrecht bezüglich 
Ols Haufen, Verwaltungsarchiv Vd. 12 S.1—111, Hahn, Kommentar zum 
KVG. 3. Aufl. zu 8657. — Zu $$ 25 ff. GUBG. Hahn in ArbV. 02 S.45.— Für 
bie armenregitlie Seite Wohlers-Krech, Kommentar zum ®. über den 
Unterftügungsmwohnfig (UW®.) 9. Aufl. 

2) Mot. zum Entw. ©.89, allgemeine Begründung &. 56, 57. Über die 
Wirkungen ber Invaliden- und Unfallverfiherung auf die Armenpflege Franken⸗ 
berg ©. 336 ff. und die dort angeführten Unterfuhungen. 
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befeitigt if, mag der Grund in einer Verzögerung ber Rentenfeft- 
ſtellung ober in dem nicht ausreichenden Maße der Rente Liegen, 
bleibt rechtlich die Verpflichtung der Armenorgane zur Fürforge für 
den bilfsbebürftigen Derficherten nah Maßgabe der Armengefeg- 
gebung unveränbert.?) 

I. In allen*) „denjenigen Fällen aber, in welden tatfählih 
die öffentliche Armenpflege doch noch hat eintreten müffen, kann ven 
betreffenden Armenverbänben das Recht nicht verfchränft werben, 
zur Dedung ihrer Leiftungen und in Höhe derfelben an die An- 
ſpruche bes Unterftügten auf Alters- und Invalidenrente ſich zu 
halten.“ Es folgt dies aus dem Charakter einer höchſt ſubſidiären 
Einriätung, welcher der Armenpflege eigen if.) Zu dieſem Bwede 
beftimmte der $ 35 Abſ. 2 G. 89, daf, wenn ein Armenverband 
einem Rentner für einen gemiflen Zeitraum Unterftügungen geleiftet 
hatte, der für eben biefen Zeitraum‘) dem Verſicherten zuftehende 
NRentenanfprud im Wege einer cessio legis auf den Armenverband 
übergehen follte. Der Umftand, daß megen ber regelmäßigen 
monatlichen Vorausbezahlung der Rente diefe Beftimmung nur in 
geringem Umfange?) praftifhe Bedeutung zu Gunjten der Armen- 
verbände erlangen konnte, gab den Anftoß zu ihrer Abänderung.) 
Dana) gewährt der $ 49 Abf.2—4 IVG. dem Armenverbande 
das Recht, im Wege einer felbftändigen Erſatzforderung fih für 
feine Unterftügungen auch die noch nicht fällig gewordenen Renten: 
anfprüde des Unterjtügten von der Verfiherungsanftalt überweilen 
zu lafjen; jedoch wird zugleich dieſes Recht im Intereſſe des Rent- 
ners mit gewiſſen Beſchränkungen behaftet. 


) Mot. zu $ 26 Entw. ©. 89, Ols hauſen im Berm.Ard. S. 17. 

) Aud in denjenigen Fällen, wo die Unterftügung wegen nicht aus- 
reichender Rente erfolgt; bie Bemerkungen bei Piloty &. 137, 138 Siff. 5, 8 
gehen fehl. Näheres unten. 

®) Mot. Abſ. 2 zu $ 26 Entw. G. 89. 

*) &o interpretierte 3. ®. AR. 93 ©. 167 Rr. 313; dazu Beſchluß REK. 
v. 30. Dez. 1891, ArbB. 02 &.126. Dagegen Boffe-v. Woedtke, Nachtrag 
Anm. 1 zu $ 35 6.89. 

?) „Hoͤchſtens noch dann, wenn es ſich um die Auszahlung von Rentens 
Beträgen handelt, die für bie Zeit vor Zeftftellung des Rentenanſpruchs nad- 
zuzahlen find“ (Mot. Abi. 2 zu $$ 35 ff. Entw. IVG.). 

) Die neuen Beftimmungen haben Feine ruckwirkende Kraft: Olshauſen, 
ArbV. 00 ©. 129; Erk. preuß. OB®. v. 13. Mai 1901, ArbV. S. 419; 
Sienbart-Spielfagen Anm. 5b zu $$ 49 f.; dazu Rachtrag. 
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II. Die Vorausfegungen für den Erjaganfprud der Armen- 
verbände find im $ 49 Abſ. 2 IVG. aufgeftellt.”*) Danach ift er- 
forderlich: 

1. als Subjekt ein Armenverband, d. h. ein Verband, welchem 
nach dem maßgebenden Armenrecht die geſetzliche Verpflichtung zur 
öffentlichen Armenfürſorge obliegt. Nach dem fir den größten Teil 
Deutſchlands geltenden RG. über den Unterftügungsmohnfig vom 
6. Juni 18709 find das die Ortsarmenverbände und in 
diefer Eigenschaft vornehmlih die einzelnen Ortögemeinben, '0) 
fowie die Landarmenverbände, namentlich weitere Kommunal ⸗ 
verbände und auch der Staat, fofern er die Funktion eines 
Xandarmenverbandes übernommen hat.') Über das Verhältnis 
mehrerer konkurrierender Armenverbände wirb unter VIII. näher die 
Rede fein. Anderen Unterftügung gemwährenden Verbänden, ing- 
bejonbere ſolchen, melde auf dem Verſicherungsprinzip beruhen, 
Zuſchußkaſſen der 88 52 f. IVG., Krankenkaſſen,“) oder auch 
privaten Wohltätigkeitsvereinen kommt der $ 49 IVG. nicht zu gute. 

2. Von einem ſolchen Armenverbande müflen „an hilfsbebürftige 
Perfonen Unterftügungen für einen Zeitraum geleiftet werben". 
Darin liegt: 

a) € muß fih um die Leiſtung Öffentlicher Armenunter- 
ftügung, und zwar, wie aus Abſ. 1 zu ergänzen ift, kraft einer auf 
gejeglicher Vorſchrift beruhenden Verpflichtung, an bilfsbebürftige 
Perſonen handeln. Der Begriff der Hilfsbebürftigkeit und ber zu 
ihrer Behebung dienenden Armenunterftügung beftimmen fi nad; 
dem maßgebenden Armentedt.'?) Ausgeſchloſſen find Liheralitäten,'*) 


*a) Der Beweis liegt dem Armenverbande ob. So fpegiell hinfichtlich der 
Vorausſetzung ber Hilfsbeduftigleit Gebharb- Dittmann Anm. 8, Olshauſen, 
Berm.Ard. ©. 35. 

*) Richt giltig in Bayern, Clfaß-Lothringen, Helgoland: Wohlerss 
arech S. 1 Anm. *. 

10) Daher ihre befondere Hervorhebung, die fonft feine juriftijche Bebeutung 
hat: Ols hauſen, Verw.Arch. ©. 3. 

") Dlshaufen, Berw.Arh. S. 4. Auch der nad $ 60 UWG. eintretende 
Staat gehört Hierher: Olshauſen ©. 9, Hahn, Kommentar Anm. 2a. 

=) AR. 93 ©. 161 Rr. 307, AN. 95 ©. 109 Rr. 414; vgl. oben $ 670. 59. 

2) Ols hauſen, Berm.Arh. S. 11 ff, 35 fl. 

») Sranfenberg S. 336. 
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Gewährungen auf Grund vertragsmäßiger Übernahme!) und 
Zeiftungen, welde ihren Grund in anderen öffentlichen Pflichten, 
namentlich in der Pflicht zur Tragung der örtlichen Polizeilaften 
finden.') Vorausgefegt ift ein beftimmter Gelbwert ber Leiftungen, 
nur einen Erfaganfpruch zu begründen.!?) 

b) Die Unterftügungen müflen nad) dem Wortlaut des Geſetzes 
„für einen Zeitraum“ geleiftet werden. Doch ift dies nicht zu 
urgieren, da es ſich bei den zitierten Worten nur um eine Parallele 
zu den Zeiträumen des Rentenanſpruchs handelt (vgl. unten 3). 
Fähig, eine Erfagforderung zu begründen, find daher auch einmalige 
Unterftügungen, 3. B. Beſchaffung von Kleivungsftüden ober von 
Hausratsgegenftänden ober fünftlicher Glieder, welde nit für einen 
beftimmten Zeitraum, fonbern nur für einen gewiſſen Zeitpunkt ge- 
leiſtet werben.'‘) Für welchen Zeitraum ober Zeitpunkt eine 
armenrechtliche Leiftung erfolgt, wird fi im einzelnen nach dem 
Bedürfnis beftimmen, weldes durch die Leiftung behoben werben 
follte; der Moment, in welchem ber Armenverband tatſächlich die 
Zahlung oder Erftattung geleiftet bat, wird nicht immer ent» 
ſcheiden.ie) Die Kafuiftif wird in den Entfeheidungen des Bunbes- 
amts für das KHeimatwefen zu $ 14 Abſ. 1 UWG. beveutfame An- 
haltspunkte finden.2°) 

ec) An Stelle ber früheren Faflung des $ 35 ©. 89 „Someit 
Unterftügungen geleiftet find" fagt ver $ 49 Abſ. 2 JVG. jetzt 
abfihtlih „Wenn geleiften werben“. Damit it zum Ausbrud 
gebracht, daß, abweichend vom früheren Recht und aud von ber 
jegt noch geltenden Fafjung des $ 57 Abſ. 2 KVG., Erſatzforde- 


») So zu $ 57 KB8. Erf. preuß. OVG. v. 10. Ron. 1890, ArbB. 92 
S. 294; v. I. Rov. 1891, Reger Bb. 12 ©. 157. 

1) Wichtig namentlich) für die zwangsweiſe Unterbringung von Geſchlechts- 
und ®eifteätranten; Hahn, Kommentar, Anm. 28. Kritiſche Bemerkungen zur 
Beihränkung der Tragweite bed Sahes bei Olshauſen ©. 23 ff.; ugl. 
auch &. 36. 

") Olshaufen, Verw.Arch. ©. 38. 

") Dlshaufen ©. 38, 56. 

») Ext. bayr. BOH. v. 24. Nov. 1902 unter V Abſ. 3, ArbV. 03 S.546 
— Neger 8.28 ©. 123; Gebharb-Düttmann Anm. 9, Weymann 
Anm. 7 50. 

2) Ruben bes Laufs ber zweijahrigen Friſt für Erwerb beö Unterftügungd- 
wohnfthes; näheres bei Oldhaufen, verw Arch ©. 53 ff. 
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zungen auch für Unterftügungen erhoben werben können, welde 
noch nicht geleiftet find, fondern erft in Zukunft geleiftet werben 
ſollen. Dabei ift allerdings vorausgefegt, daß, wie fi namentlich 
aus Abi. 3, 4 ergibt, die den Unterftügungsfall begründende Hilfe- 
bebürftigfeit bereits eingetreten ift, und es ſich danach um Leiftungen 
‘handelt, welche während der ferneren Dauer derſelben vorausſichtlich 
‚aufgewenbet werben müffen. 

3. Die Unterftügung muß für einen Zeitraum geleiftet werden, 
„für welchen biefen Perfonen ein Anſpruch auf Invaliden- oder 
Altersrente zuftand oder noch zufteht”. 

8) Der bier erwähnte „Anſpruch auf Invaliden- oder Alters- 
rente“ ift nicht der Bewilligungs⸗, fondern. der Bezugsanfprud auf 
Rente. Die Unterftügung muß für einen Zeitraum oder für einen 
„Zeitpunkt innerhalb eines Zeitraums erfolgen, für den nad Maß- 
gabe einer Feſtſtellungsentſcheidung dem Unterftügten ein Renten⸗ 
bezugsrecht zufommt. Allerbings braucht diefe Entfheidung nit 
bereit3 zur Zeit der Unterftügung ergangen zu fein; fie kann auch 
später, ſei es auf Antrag des Verficherten, fei e8 auch auf Antrag 
des erftattungsberedhtigten Armenverbandes (vgl. unten VII), er- 
gehen: immer aber bildet diefe Entſcheidung die allein maßgebende 
Grundlage für die Beurteilung der Frage, ob für den kritiſchen 
Zeitraum ein Bezugsanfpruch beftand; eine felbftändige materielle 
Prüfung berfelben findet demgegenüber nicht ftatt.?') Daher ift 
jede Erfagforderung ausgefehloffen, wenn die maßgebende Entſchei— 
dung einen Rentenanfprud für den Verficherten überhaupt ablehnt 
ober bereit3 abgelehnt hat,“) gleichviel aus melden gefeglichen 
Gründen die Ablehnung erfolgt, und ebenfo, wenn die gefamte 
Armenunterftügung in Zeiträume fällt, für melde ein Bezugs- 
anſpruch in der maßgebenden Entſcheidung nicht anerkannt oder 
dem Berechtigten ſpäter wieder aberfannt wird.) 


21) So bie R. 19 zit. Entſch. unter V Abſ. 4. 

=) AR. 38 ©. 196 Rr. 499 (Unfalfache), AR. 94 S. 161 Rr. 391. 

=) Daher lönnen Unterftügungen nicht liquidiert werben, welche länger ald 
ein Jahr vor Eingang des Bemilligungs-Antragd zurüdliegen ($ 41 Abj.3 
388). Der $ 17 IVG. und zwar aud Say 2 präjubiziert aud dem Armen: 
verbanbe gänzlich, $ 22 mit $ 47 Abſ. 2 mit Bezug auf diejenigen Zeiträume, 
für melde bie Invalibenrente ganz verjagt ift. Seiträume, in denen bie 
Armenunterftügung keine Erſahforderung begrünbet, find auch diejenigen, in 
denen nad) $ 48 die Rente gänzlid, ruht, fowie bie Zeiten nad) erfolgter Abs 
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b) Indem das Gefeg die Leiftung der Unterftägung für einen 
Zeitraum forbert, für welchen auch ein Bezugsanſpruch gegeben ift, 
hält es inſoweit an der zeitlichen Kongruenz beider Gemährungen, 
gleich dem früheren Rechte, et.) Dagegen läßt es biefelbe in- 
fofern fallen, als es den Armenverband zu feiner Befriedigung 
nicht ausſchließlich auf den zeitlich Tongruenten Rentenanſpruch ver- 
weift. Vielmehr zeigen die Worte „zuftand ober auch zuſteht“ im. 
ihrer gegenfeitigen Beziehung, daß der Armenverband aud dann 
Erſatz fordern kann, wenn ber Bezugsanſpruch für den kritiſchen 
Zeitraum durch Auszahlung der Rente bereits erloſchen if. Die 
Erſatzforderung ift dann aus fpäter fälligen Rentenbeträgen zu be- 
friedigen. 

ec) „Diefen“, d. h. den unterftügten Perfonen, muß ein Renten- 
anſpruch zuftehen. Durch diefen Wortlaut ift aber nit ohne 
weiteres bie Frage erlebigt,22) ob nicht ein rentenberechtigtes 
Familiendaupt in feiner eigenen Perſon als hilfsbebürftig und 
unterftügt anzufehen ift, wenn einem feiner Familienangehörigen. 
Unterftügung gewährt werben mußte. Daß der Geift des IVO. 
einer Bejahung dieſer Frage nit unbedingt entgegenfteht, ergibt 
fi) aus denjenigen Beftimmungen besfelben, in denen der Gedanke. 
daß „die Rente auch zum Unterhalt der Familie mitbeftimmt if", 
hervortritt.2%) Indeſſen wird man doch nicht fomeit gehen können, 
für diefe Frage der fog. „mittelbaren” Armeminterftügung das. 


findung gemäß $ 26. Abweichend für $ 41 Abſ. 3 Gebhard- Düttmann 
Anm. 9, auch für $$ 17, 22, 48 Weymann Anm. 8; doch findet bei Iegterem 
eine Bermengung ber im Tert behandelten Frage mit ber weiteren, begrifflich 
verſchiedenen, wenn aud analog zu beurteilenden ftatt, welde Rentenbeträge 
vom Armenverbande zwecks fiberweifung in Anſpruch genommen werben können 
(ogl. unten R. 50). Das allerbingß ift zu behaupten, baf, fomeit $$ 17, 22, 
47 Abf. 2 der Verfiherungdanftalt ein gewiſſes Ermefien in Bezug auf bie 
Verſagung der Rente gewähren, für badfelbe nicht bie Tatſache ber gleichzeitigen 
Berfagung des Erſabanſpruchs des Armenderbandes ins Gewicht fallen darf. 

ꝛij) Treffend hervorgehoben bei Weymann Anm. 7. 

2) Anders Erl. ſachſ. Min. Inn. v. 14. Rov. 1900, ArbB. 01 ©. 593 — Reger 
3b. 21 S. 306, aud bei Ol&haufen, Verw. Arch. S. 30. Gegen biefen Erlaß. 
welcher die Frage be# Textes verneint, Ol8haufen a. a. D., ebenfo Erf. preuß. 
OVG. v. 17. Dez. 1903, AN. 04 S. 368= Arb.B. S.977= Reger 8.25 S. 117. 

2) Sitat aus dem Romm.Ber. zu $ 11 (jet 17) Entw. IBB. Bel. außer 
dieſem Paragraphen auch $47 Abſ. 2, $ 48 Abſ. 2, fomte in gewiſſem Sinne auf 
$ 55 Ziff. 2. Anerkannt in dem in vor. R. zitierten Erf. preuß OVG. 
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Prinzip der „armenrechtlichen Familiengemeinſchaft“, welches auf 
dem Gebiete des Armenrechts für die mit dem Unterftügungsmohnfig 
zufammenhängenden Rechtsverhältniffe von der Judikatur entwidelt 
worden ift, ohne weiteres als entſcheidend zu betrachten?) und 
danach als Familienangehörige in obigem Sinne ſchlechtweg alle 
diejenigen Perfonen anzufehen, „welche an den Unterftükungswohn- 
figverhältniffen. des Familienhaupts teilnehmen".2°) Vielmehr muß 
eine Einſchränkung jevenfals Thon dahin ftatuiert werben, daß 
Berfonen, welde zwar im armenrechtlichen Sinne zur Familien« 
einheit gehören, denen gegenüber aber nad) bürgerlihem Recht dem 
Familienhaupt Feine Unterhaltspflicgt obliegt, auch nicht als Ver⸗ 
mittler der Armenunterftügung für das Lehtere im Sinne des $ 49 
IVO. angejehen werden fünnen.??) Darüber hinaus aber wäre ich 
im Anſchluß an $ 17 Sag 3 mit $ 48 Abf.2 (vgl. oben $ 74 
N. 33) auch geneigt, nur die regelmäßig?) im Haushalt des 
Rentenberechtigten wohnenden, von ihm zu unterhaltenden und jeine 
Unterftügungsmohnfigverhältnifie teilenden Perfonen als Familien- 
angehörige im Sinne von $ 49 zu betrachten. 

Wenn aber umgelehrt einem Familienhaupt Armenunterftügung 
für einen Zeitraum bewilligt wurde, für melden einem feiner 
Samilienangehörigen, 3. B. feiner Ehefrau, ein Rentenanſpruch zu⸗ 
fteht, fo Tann eine Erſatzforderung mit Bezug auf legteren von dem 
Armenverbande nur dann und infomweit erhoben werben, ala bie 
Unterftügung tatſächlich auf die Hilfsbedürftigkeit der Frau entfällt 
und biefer zu Gute gekommen ift.?') 


2”) Das wollen Gebhard» Düttmann Anm. 8, Graßmann Ann. 2, 
Sranfenderg &. 330; dagegen inſoweit zutreffend Weymann Anm. 5 (vgl. 
aber Ann. 8 a. E.), welder die Frage des Teries aber ganz verneinen wi. 

2%) Wohlerd:Kred ©. 10 mit 44. 

=) So mit Bezug auf einen Stiefjohn (Über defien armenrechtliche Stellung 
Wohlers-Krech ©. 45 litt. i) Erf. preuß. OVG. v. 19. Juli 190%, ArbV. 
S. 645 — Reger Bd. 24 ©.287. Die Frage im ganzen bleibt in biefem Er⸗ 
kenntnis bahingeftellt; dagegen pofitiv wie im Sinne des Textes namentlich 
Ert. v. 16. Jan. 1902 (für $ 57 KBG.), Entſch. Bb.41 S. 348; vgl. dazu bie 
weiteren Anführungen bet Ols hauſen, Verw. Ar. S. 29 ff., welcher ſich felbft 
dieſer Anficht anfclieht. Ebenſo auch dirett für $ 49 IB®. das oben R. 25 
zitierte Erf. (Unterftügung der Ehefrau). 

%) Wenn aud nicht gerade während ber Gewährung ber Unterftügung, 
welche vieleicht im Krankenhaufe erfolgt; vgl. Olshaufen ©. 35. 

1) Ols hauſen S. 36, Frankenberg ©. 330, ber aber dieſen Say irrig 

Rofin, Recht der Ürbeiterberficherung. Band II. e7 
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4. Andere Vorausfegungen für den Erſatzanſpruch jind nicht 
gegeben. Insbeſondere ift „Einheit des Leiftungsgrundes“ ”?) nicht 
vorausgeſetzt, d. h. die Bebürftigfeit des Unterftügten braucht nicht 
in dem Alter ober derjenigen Invalidität ihren Grund zu finden, 
wofür die Nente bewilligt ift.””) Ebenſowenig ift Vorausfegung, 
daß der Armenverband nit von britter Seite, z. B. von einer 
Krankenkaſſe, Erfag feiner Aufwendungen erlangen kann.) 


IV. Werben unter den angegebenen Borausfegungen von ben 
Armenverbänden Unterftügungen geleiftet, „To ift ihnen hierfür durch 
Überweifung von Rentenbeträgen Erfag zu leiten“. 

1. Während das frühere Recht nad) geleifteter Unterftügung 
den Armenverband durch eine gefegliche Übertragung der auf ven 
Unterftügungszeitraum entfallenden Rentenanfprüche des Verficherten 
ſchadlos zu halten fuchte,s) führen die materiellen Anderungen des 
neuen Rechts, insbejondere die Geftattung einer Liquidation vor be- 
endeter Unterftügung und einer Heranziehung auch künftig fälliger 
Rentenbeträge (vgl. oben III, 2e und 3b), auch zu veränderten 
Rechtsformen zweds Befriedigung des Armenverbandes. An bie 
Stelle der cessio legis ift eigener Erſatzanſpruch des Armen 
verbanbes getreten, der durch Überweifung von Rentenbeträgen zu 
befriedigen ift.”°) 

a) Der Anfprud bes Armenverbandes ift nicht mehr der auf 
ihn kraft Gefeges übergegangene Rentenanſpruch des Verficherten, 
fondern in erfter Linie ein eigener Erſatzanſpruch gegen die Ber- 
fiherungsanftalt. Allein bemfelben haftet nit das ganze Ber- 
gleichfalls aus dem Pringip der Familteneinheit ableiten will; bagegen Illing 
in ArbV. 98 &.618. Übermeifung ber auß $ 48 gewährten Familienrente felbft: 
vol. oben $ 76 R. 70. 

2) Sanbbud ber Unfallverfierung Anm. 3 zu $ 8 UB®.; Erk. preuf. 
OVG. v. 6. April 1903, ArbB. ©. 539, beides auf das abweichende Recht der 
Unfallverfigerung bezüglid. 

») Ols hauſen, Verw.Arch. ©. 58 N. 108, Gebhard: Düttmann 
Anm. 8 Abſ. 2. 

*) Bebharb- Düttmann Anm. 11, Boffe:v. Woedtke Anm. 8 zu$35 
und die bort Sitierten, Olsh aufen S. 57. 

3) Val. 8.1 S. 127, 544 ff. 

%) Mot. Abſ. 3 Entm. IB®. Dazu die ausfuhrlichen Erörterungen im Sinne 
des Textes im Erf. preuß. OB®. v. 15. Dez. 1902, ArbV. 03 &.255 — Reger 
Bd. 24 ©. 148. 
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mögen ber Anftalt, vielmehr nur derjenige Beitand von Mitteln, 
welcher auch zur Befriedigung des Bezugsanſpruchs des Verſicherten 
«diefer allerdings jegt in feinem ganzen Umfange genommen) be— 
ftimmt waren. 

b) Demzufolge vollzieht fi die Befriedigung des Armen- 
verbandes ausfchließlih durch „Übermweifung von Rentenbeträgen“, 
und der Erſatzanſpruch desfelben nimmt formell die Geftalt eines - 
Anſpruchs auf Rentenüberweifung an, in welchem er aufgeht. Wenn 
aber das Gejeg von einer Überweifung von Rentenbeträgen 
ſpricht, fo denkt es dabei an den praftifhen Enderfolg der Aus- 
zahlung; juriſtiſch handelt es fi, was namentlich mit Bezug auf 
künftige Rentenbeträge wichtig wird, um eine Übermeifung des 
Bezugsanipruds auf gewiſſe Rentenbeträge, durch welche an 
Zahlungsftatt, und zwar unbedingt, die Erfagforderung befriedigt 
wird. Die Überweifung ift daher juriſtiſch eine gemiffe Art ber 
Forderungsübertragung durch behörbliche Verfügung,?”) melde ver- 
möge ber Doppelftellung ber Verfiherungsanftalt eine eigentümliche 
Geſtalt infofern annimmt, als ber Vorftand der Schulbnerin zu— 
glei) als Überweifungsbehörbe fungiert.°) 

e) Schuldner des Anſpruchs auf Rentenübermeifung, welcher 
feiner Natur nach fih nur auf die noch nicht ausgezahlten Renten- 
beträge beziehen fann,?°) ift ausſchließlich die Verfiherungsanftalt. 
Daraus ergibt ſich aber, daß auch die Erfagforberung, welche ihr 
zu Grunde liegt und nur in ihrer Form Befriedigung finden kann, 
ſich ausfchlieplih gegen die Verficherungsanftalt richtet. Der $ 49 
begrünbet feine felbftändige Erfagforderung des Armenverbandes 
gegen den ımterftügten Verſicherten und deſſen Vermögen,'%) auch 


#7) Bl. oben $ 76 R. 62 und zu gewiſſer Analogie $$ 835 ff. CPD. Un- 
richtig Weymann Anm. 9 Abſ. 4, welcher den Gegenſatz der cessio legis und 
der Übermeifung mit dem @egenfag ber Übermeifung einer Forderung an 
Zahlungaftatt und zur Einziehung vergleicht. Der Unterihied liegt vielmehr 
zur im Bollzug ber Übereignung; ebenſo Hahn ArbB. 02 ©. 50. 

=) Bol. Hahn ArbB. 01 S. 88. 

*) Erk. Bundedamt f. Heimatweſen v. 8. Febr. 1902, Reger 8b. 24 
©. 177. 

*) Inwieweit ein folder befteht, beftimmt fich vielmehr nach bem landes⸗ 
rechtlichen Armenreht; vgl. ®. Meyer, Verwaltungsrecht, 2. Aufl, Bd. I 
©. 129, Löning, Verwaltungsrecht S. 700, Wohlers:Kred S. 105 und bie, 
Gefegesabbrüde in Krech' 3 Meinem Kommentar zum UWG, 5. Aufl. Anhang F., 
auf Art. 103 EG. 898. 


Gr 
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nicht mit Bezug auf genofjene Rentenleiftungen, und es ift daher 
nicht richtig, wie es allgemein geſchieht,“) ihn für $ 49 neben ber 
Anftalt als Erfagpflichtigen zu bezeichnen. Seine Verpflichtung aus 
diefer Beſtimmung geht nicht auf ein solvere, fonbern auf ein pati; 
er muß e& fich gefallen laſſen und, ſoweit bies formell nötig if, 
feine Zuftimmung dazu erteilen, daß feine Bezugsanfprüche dem 

+ Armenverband zur Befriedigung überwiefen werden. Daraus folgt 
aber, daß, foweit der Verfiherte vor erfolgter Überweiſung Renten- 
zahlungen von ber Anftalt orbnungsmäßig empfangen hat, er auf 
Grund des $ 49 dem Armenverbande gegenübert!*) in feinem Fale 
verpflichtet ift, ihm dieſelben behufs Befriedigung feiner Erfap- 
forderung herauszuzahlen.*) 

d) Wenn nad dem Wortlaut des Gefeges dem Armenverbande 
durch Rentenüberweifung Erſatz „zu leiften ift“, fo zeigt doch $ 50 
IJVG., daß diefe Pflicht der Anftalt von einem Antrage des Ver- 
bandes abhängig iſt und daß es biefem daher freifteht, unter 
Würdigung feiner armenrechtlichen Pflichten von der Geltendmachung 
des Erfates abzufehen und dem Verſicherten die Rente auch neben 
der Armenunterftügung zu belafjen.*) 

2. Dem Armenverbande ift „hierfür“ d. h. für feine Unter 
ftügungen Erſatz zu leiften. Die Rentenüberweifung darf daher ſtets 
nur infoweit erfolgen, daß bie Höhe der Unterftügung gebedt, aber 
teinesfalls überfchritten wird. Diefer Sag geht auch aus dem 
Worte „höchſtens“ in Abf. 3 und 4 und aus der Beitimmung des 
Abf. 4 hervor, wonach die fortlaufende Überweifung ber vollen Rente 
nur „in dem zur Erfagleiftung erforderlichen Betrage“ erfolgen barf. 
Eine Aufzinfung der geleifteten Unterftügungen findet nicht ſtatt. 
Der Gelbwert derſelben ift im einzelnen Falle nad) Angemefjenheit 


9) Bgl. z. B. Iſenbart ⸗Spiel hagen Anm. 8a 

“ın) Über bad Berhältnis zur Verſicherungsanſtait vgl. unten R. 98. 

4) Abmeichend die gelegentliche Bemerlung „oder an ben Aläger heraus: 
zuzahlen“ im Erf. preuß. OVG. v. 7. Zuli 1902, ArbV. S. 670 Sp. 1 = Reger 
Bd. 24 ©.290. Die Entfelbung be Bunbesamts für Geimatwefen v. 4. Zeit. 
1899, Heft 31 S. 31 berußt, wie bei Wohlers-Krech ©. 106 ausdrückich 
hervorgehoben wird, auf dem früheren Recht unb behandelt überdies einen Fall, 
wo bie Zahlung der Rente bereits nad) erfolgter cessio legis geleiftet war. 

+) Auch dieſen Gedanken bringt bie Form bed Erſahanſpruchs beſſer, als 
die der cessio jogis zum Ausdruce Dgl. aber ſchon für das ältere Recht Ert 
Bundesamt f. Heimatwefen v. 5. März 1898, Reger 8b. 19 S. 80. 
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feftzuftellen.*‘) Die befonderen Beſchränkungen, melde nad $ 30 
Abſ. 3, 4 UWG. im Verhältnis des vorläufig zum enbgiltig unter- 
ftügungspflictigen Armenverbande die Erftattungsforberung des 
erfteren beſchränken, und die Tariffäge, melde danach und nad 
Landesgefeg maßgebend find, können auf den Erfaganfpruh nad 
$ 49 IJVG. nicht übertragen werden.*?) 

3. Eine weitere Beſchränkung der Erſatzforderung will der 
bayriſche Verwaltungsgerichtshoft?) dahin gelten laſſen, daß Renten- 
beträge nur für einen gleich langen Zeitraum geforbert werben 
dürfen, als bie Unterftägung gedauert hat. Das neue Recht babe 
zwar die Möglichkeit der Inanſpruchnahme laufender oder künftiger 
Renten” eröffnet, aber „bezüglich ber zeitlichen Begrenzung der 
Übermeifung nad) Maßgabe ver Unterftügungsdauer” feine Anderung 
eintreten laſſen. Ich halte indeſſen diefe Beſchränkung als allgemeine 
(abgefehen von dem unten zu behandelnden Falle einer fortlaufenden 
Rentenüberweifung nad) $49 Abf. 4) nicht als im Gefege begründet.*") 
Schon für das frühere Recht beruhte die Beſchränkung des geſetz- 
lichen Forberungsüberganges auf die Rentenleiftungen der konkreten 
Unterftügungszeit nur auf einer, zwar m. €. richtigen, aber doch 
nit unbeftrittenen Auslegung ber gefeglihen Beftimmungen (vgl. 
oben N. 6). Diefer aber treten die Motive ausbrüdlih in dem 
Sinne entgegen, daß „ver ganze, auf eine Reihe von Einzel- 
leiftungen gerichtete Anfpru auf Rente‘) für die Befriedigung 
des Armenverbandes zur Verfügung geftelt werben follte. Die 
Möglichkeit der Inanſpruchnahme auch Fünftiger Rentenbelräge ift 
nur eine Konſequenz davon, die andere aber auch die, daß die un- 
bedingte Gleichheit des Unterſtützungszeitraums und ber haftbaren 
Rentenperiode überhaupt befeitigt iſt. Der $ 49 Abſ. 2 ift nicht 
dahin auszulegen, als wenn er lautete: „jo ift ihnen hierfür duch 


4) Streit darüber nach $ 50 Abſ. 3 zu entſcheiden; Gebhard» Düttmann 
Anm. 19. 

*) Frankenberg ©. 327, Wohlers-Krech ©. 151, 155, dagegen Wey⸗ 
mann Anm. 3. 

*) Erk. v. 24. Nov. 1902, Arb®. 02 S. 642 — Neger 86.23 ©. 115, 
unter IV, V. 

) Gie erſcheint daher namentlich als nicht anwendbar bei Inanſpruchnahme 
von Rentenridftänden (Fall des zitierten Erk.) und bei $ 49 Abſ. 3, fofern bie 
Unterftügung weniger ald 3 Monate dauert. Vgl. Nachtrag. 

) Mot. Abſ. 2 zu $ 35 ff. Entw. IVG. 
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Überweifung von Rentenbeträgen für einen der Unterftügungs- 
zeit entfprehenden Zeitraum Erfag zu leiften“.'°) 

4. „Rentenbeträge“ werden übermiefen. Gleichviel ift es, ob 
es fih um eine Invaliven- oder Altersrente handelt. Gleichviel 
auch, ob noch nicht ausgezahlte Rentenrüdjtände oder Zünftige 
Leiftungen in Frage ftehen, obgleich im übrigen nad) Abf. 3, 4 ver- 
ſchiedene Rechtsgrundſätze für beide Fälle in Betracht fommen. Für 
den Umfang und die Höhe der verfügbaren Rentenbeträge ift auch 
bier (vgl. oben III, 3a) die den Bezugsanfprud; anerfennende Ent- 
ſcheidung ausſchließlich maßgebend.) Nicht überweisbar find 
Leiftungen ber Berficherungsanftalt, welde nicht Rentenleiftungen 
find, fo Abfindungsfapitalien, Anfprühe auf Beitragserftattungen 
und Mehrleiftungen aus $ 45 IBG.') 

5. it der Armenverband für feine Leiftungen in vollem Um— 
fange befriedigt, fo verlieren dieſelben den Charakter von Armen- 
unterftügungen mit ben daran haftenden nachteiligen Einwirkungen, 
namentlid auf die politifcden Rechte.2) 

V. Als eine Art Äquivalent dafür,) daß das neue Recht die 
Lage bes Verficherten dur die Heranziehung auch fünftiger Renten- 
beträge zur Befriedigung ber Armenverbände verfehlechterte, erſcheinen 
in $ 49 Abf.3, 4 JVG. gewiſſe Beſchränkungen der Rentenüber- 
weiſung, welche verhindern follen, daß die laufende Rente dem 
Bezugsberechtigten in zu weit gehendem Maße entzogen merbe. 
Hiernad ergibt fih als Inhalt dieſer vielfach umftrittenen Bejtim- 
mungen: 

1. Auf Rentenrüditände d. h. auf alle Rentenbeträge für be— 
reits verftrichene Zeiträume, welche entweder als ſolche nachträglich 
bemwilligt°*) ober zur Zeit der fpäteren Anmeldung der Erſatz- 

) Bedeutung hat bad namentlich auch für einmalige Leiftungen (vgl. oben 
DI, 2b), die fonft nur aus einer Tagesrentenleiſtung befriedigt werden Zönnten; 
dgl. Dis hauſen, Verw. Arch. S. 56 Abſ. 2. 

%) Die nach $ 41 Abſ. 3 $$ 17, 22 mit 47 Abſ. 2 aberfannten Renten - 
Beträge bilben daher fein Befriebigungäoßjelt; übereinftimmenb Gebhard» 
Düttmann Anm. 5 Abſ. 3 und auch Erf. preuß. DBG. v. 17. Sept. 1903, 
AR. 03 ©. 605 Abſ. 3, dagegen Weymann (vgl. oben R. 23). 

5) Bl. auch Gebhard» Düttmann Anm. 2 Abi. 4. 

=) Wohlers⸗Krech ©. 46, dagegen eher Frankenberg ©. 339. 

>) Mot. Abf. 3 zu $$ 35 ff. Ent. IB®. 

*) Vol. $ 116 A6f. 1, $ 129 Af.4 ISO. Diefen Fall entſcheidet Erf. 
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forderung noch nicht ausgezahlt find, findet $ 49 Abſ. 3, 4 über- 
haupt feine Anwendung. Sole Rentennachzahlungen können viel- 
mehr in demjenigen vollen Umfange in Anſpruch genommen werben, 
welcher fi aus den Erörterungen bei Ziff. IV ergibt. Die Be- 
ſchränkungen von Abf. 3, 4 greifen nur Plag, wenn Renten für zu⸗ 
tünftige Zeiträume?) (im Sinne ber obigen Begriffsbeftimmung) 
von dem Armenverbande mit Beſchlag belegt werben. 

2. Die Abfäge 3 und 4 des $ 49 ftehen einander fo gegen- 
über, daß der erftere Anwendung findet, wenn „bie Unterftügung 
eine vorübergehende“, der Iegtere, wenn biefelbe eine „fortlaufende* 
ift. Diefe Gegenfäge finden in den Motiven Abſ. 224 zu 88 35 ff. 
Entw. IVG. ihre Erläuterung. Danach wird die „fortlaufende* 
mit „dauernder Armenumterftügung“, welche auf „Dauernder Hilfe- 
bebürftigfeit“ beruht, ibentifiziert,’*), während vorübergehend eine 
ſolche Unterftügung ift, bei welcher „wegen außerorbentlicher Not 
fälle, 3. B. wegen ernfter Erfranfung bei einem Rentenempfänger, 
der durch die Rente an ſich regelmäßig vor Hilfsbebürftigfeit bewahrt 
ift, vorübergehend noch die öffentliche Armenunterftügung ergänzend 
eintreten muß." An biefem Grundgedanken wird feftzuhalten fein,’”) 


bayı. BSH. v. 24. Nov. 1902, ArbB. 08 &.542 — Reger Bb. 23 ©. 115 
gemäß dem Safe unſeres Textes gegen bie Bebenfen von Weymann Anm. 10 
Sif. 3, 4 (vgl. aud Hahn ArbP. 02 ©. 49); doc; treffen bie aus ber Abſicht 
des Geſetzes und den Materialien entnommenen Gründe aud; für ben zweiten 
Fall unferes Tertes zu. gl. dagegen ben Nachtrag. 

5) Die Mot. Abſ. 3, 4 ſtellen „bereits fällig gemorbene“ und „Künftig fällig 
werbenbe” Rentenzahlungen gegenüber. Allein der Monat, in dem die Ans 
melbung erfolgt, ift nod nicht verſtrichen, obgleich bie Zahlung für ihn fällig 
iſt. Seine Rente wird nit zu ben Rentenrüditänben gerechnet werben bürfen. 

) Mot. Abf.3-5. Weymann Anm. 10 will biefe Identifizlerung als 
zutreffend nicht gelten laſſen; aber es kommt doch nicht auf ben objektiven Sinn 
der Worte, fondern auf den fubjeltiven an, den ber Gejekgeber damit verbindet. 

»M So au Gebhard: Düttmann Anm. 13 und Erk, bayr. BES. v. 
A: Nov. 1902 (oben R. 54) unter I, fowie zu $ 25 GUB®. Böttger in 
ArbB. 04 ©. 17 (vgl. auch Nachtrag). Dagegen namentlih Weymann Anm. 10 
mit einer „in ihrer Kaſuiſtik nicht bedenkenfreien Begrifföbeftimmung“ (Worte bed 
sit. Ert). Gr ftellt für den unterſchied von fortlaufenber und vorübergehender 
Unterftüung namentlid) darauf ab, ob die Unterftügungen für Zeiträume beftimmt 
find, für welde die Rente noch nicht, ober bereit? an den Verficherten ausgezahlt 
ift. Dagegen, adgefehen von den Ausführungen bes zit. Erk, namentlid; aud) 
Hahn ArbB. 02 S. 48. Der letztere will lediglich danach unterſcheiden, ob bie 
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wobei man zur näheren Erläuterung auf die analogen Gegenfäge, 
welhe im Armenret?) und im Imvalivenreht°) fonft Verwen⸗ 
dung finden, zurüdgehen mag. Danad) ergibt ji: 

a) Eine vorübergehende Unterftügung, für melde höchſtens brei 
Monatsbeträge der Rente in Anfprud genommen werben lönnen, 
iſt die auf vorübergehenber d. h. folcher Hilfsbebürftigfeit beruhenbe, 
für welche fi ein beftimmter naher Endpunkt abjehen läßt.) Der 
vorübergehenden muß die bereits vorübergegangene, abgeſchloſſene 
Unterftügung gleichgeachtet werden. Als entſcheidend für die Beur- 
teilung wird der Zeitpunkt der Anmeldung anzufehen fein.°) 

b) Sortlaufende Unterftügung, für melde bie fortlaufende Über- 
weifung der Rente beanfprucht werben Tann, ift diejenige, melde 
zur Zeit der Anmeldung noch läuft und auf dauernder Hilfsbebürf- 
tigfeit beruht, daher vorausſichtlich lebenslänglich oder Doch bis zu 
einem nicht abfehbar nahen Zeitpunkt laufen wird.) 

ec) Welcher Zeitpunkt ala ein abſehbar naher anzufehen ift, be— 
ftimmt das Gefeg nicht. Man kann nicht daran denken, unbedingt 
ober doch regelmäßig jede Unterftügung als fortlaufende zu be— 
handeln, welche vom Zeitpunkt der Anmeldung an vorausſichtlich 
noch länger als drei Monate dauern wird.) Vielmehr war, wie 


Unterftügung im Zeitpunkte ber Anmeldung noch fortbauert ober bereits ber 
endet ift. Gegen Hahn wiederum Böttger ©. 17. 

») $ 31 UMO.: Pflicht zur Übernahme eines Hilfsbedarftigen ſeitens bes 
enbgiltig verpflichteten Armenverbanbes, „wenn die Unterflügung auß anderen 
Gründen, als wegen einer nur vorübergehenden Arbeitöunfähigteit notwenbig 
geworben ift” ; dazu Wohlers⸗Krech ©. 162 ff. 

#) 88 15, 16 IB®.; vgl. oben $ 60 VIL, 3 mit $ 61 1, 2. 

©) Wohlerd-Kred ©. 163 Anm. 5 und bie dort zitierten Entſcheidungen. 
Einmalige Unterftilgungen (vgl. R. 49) find ftet8 als vorübergehende zu behandeln. 

) Böttger a.a.D. will den Beginn ber Unterftügung entfheiven laſſen; 
vol. aber ben vorlegen Abfak der Abhandlung. Der Zeitpunkt der Übers 
weifung felbft Yann nicht in Betracht kommen, meil fonft die Entfdeibung im 
die Hand der dem Armenverbanbe gegenüberftehenden Beteiligten gelegt wäre; 
Wohlers:Kred ©.165 Anm. Ic ift Hierher nicht übertragbar; vgl. aber unten 
litt. c a. C. und d. R 

2) Bgl. oben N. CO unb unten litt.c a. E. 

©) So Ols hauſen ArbB.00 S. 47 und ber dort zitierte Auffak, dagegen 
im inne des Textes Gebhard-Düttmann Anm. 13, Hahn ArbB. 02 
&.48. Cine Unterftügung unter 3 Monat behandelt als jebenfalls vorüber 
gehend Erf. preuf. OB®. v. 29. Junt 1903, ArbB. S. 773 — Neger Bd. 2 
©. 375. 





DB 
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vie Motive®t) bemeifen, der Gejeggeber fi) bewußt, daß bei Abſ. 3 
des $ 49 die Dauer der noch laufenden Unterftügung die über- 
wiefene Rentenperiode überragen kann und darf. Da aber anderer- 
ſeits ohne die größte Benachteiligung der Armenverbände nicht daran 
gedacht werden fan, jeden vorausfehbaren, wenn auch noch fo ent- 
fernten Endpunkt der Hilfsbebürftigfeit als genügend für den Bes 
geiff der „vorübergehenden Unterftügung“ anzufehen, fo ſcheint als 
Analogie entweber die halbjährige Frift des $ 16 IVG. ober aber 
diejenige Beurteilung übrig zu bleiben, welche auf dem Gebiete des 
Armenrechts in analogen Fällen Plag gegriffen hat. Wenn auch 
geroiffe Momente für die erfte Alternative fpredhen,°) jo erſcheint 
doch die zweite als die rationellere, und würde ich danach jede 
Unterftügung als fortlaufende betrachten, welche zur Zeit der An- 
meldung eine begründete Vorausficht der Fortdauer für einen Zeitraum 
bietet, welcher ein Jahr erheblich überfchreitet.s%) Wird allerdings 
dieſe Vorausficht bis zur Übermeifung felbft ober dem auf fie er- 
tennenden Urteil widerlegt, fo müflen die der vorübergehenden 
Unterftügung anhaftenden Beſchränkungen Platz greifen.) 

d) ever Fall vorübergehender Unterftügung, für welchen das 
zuläfiige Marimum an Rentenbeträgen bem Armenverbande über- 
wieſen ift, gilt danach in allen feinen, auch fpäteren, Leiftungen als 
gevedt. Geht dagegen die vorübergehende Hilfsbedürftigfeit in eine 
dauernde über, fo kann eine neue fortlaufende Überweiſung bean- 
tragt werben, beren Rechtsverhältniffe nach ber Zeit der neuen An= 
meldung zu beurteilen find.) 

3. Bei vorübergehender Unterftügung®”*) können bis zum Be- 


4) Del. bie beiden legten Satze von Abſ. 4. 

s) Ein vieleiht unbeabfichtigte® Zufammentreffen ift ed, daß bei ber 
Rentenverteilung als Durchſchnittsdauer ber Renten für vorübergehende Er⸗ 
werböunfähigfeit ber Zeitraum von 3 Monaten angenommen wirb; vgl. oben 
578. N. 42. 

8) Die Frage, ob, inwieweit und eventuell mit welchen Mobifitationen dieſe 
Auffaffung auf $ 25 A6f.4, 5 GUBG. und namentlid bie dort erwähnten 
Kafſen“ (vgl. Hahn, Böttger a.a.D.) übertragen werben Tann, ift bier 
nicht zu erörtern und kann in feinem Falle für die Auslegung beö älteren, 
nur die Armenverbände in Betracht zlehenden II®. entiheibend fein. 

®) Bol. ben vorlepten Abſah des Böttger’ ſchen Auffahes 

*) Gebharb-Düttmann Anm. 14. 

+8) Auch wenn biefelbe in einer Anftalt erfolgt: Olshauſen ArbV. 00 


x 
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trage derſelben (vgl. oben IV,2) nicht allein nur drei Monatsbeträge 
der Rente, fondern aud diefe nur mit nit mehr als der Hälfte 
in Anfpruch genommen werden. Das bebeutet, daß dem Bezuge- 
berehtigten für jeden Monat die Hälfte feiner Rente verbleiben 
muß, nicht aber, daf bei fürzerer Rentendauer dem Armenverbande 
jedenfalls eine Summe gleich der Höhe von anderthalb Monats- 
beträgen zu übermeifen ift.°°) 

4. Für den Fall der fortlaufenden Unterftügung kann regel- 
mäßig aud) die dann zuläffige®®) fortlaufende Überweifung nur im 
Betrage von höchftens der halben Rente verlangt werben. Nur 
„wenn die Unterftügung in der Gewährung des Unterhalts in einer 
Anftalt befteht”, darf die Nente bis zur vollen Höhe überwieſen 
werben. Vorausgefegt wird, daß die Gewährung des ganzen 
Unterhalts in der Anftalt erfolgt und dadurch die Rente erfegt 
mwird.’%) Anftalten find nad den Motiven z. B. Kranken- ober 
Siechenhäuſer, d. 5. Verpflegungsanftalten; die Unterbringung in 
Familienpflege wird, wegen der geringeren Garantie, melde die- 
felbe den Intereſſen des Verſicherten bietet, der Anftaltspflege nicht 
gleich geachtet."'). Auf die Unterbringung eines Familienangehörigen 
des Rentners in der Form mittelbarer Unterftügung (vgl. oben 
III 3 e) bezieht fi die Ausnahme nicht.'?) 

5. Wird die Rente fortlaufend, gleichviel, ob im vollen ober 
im halben Betrage überwieſen,“) fo geſchieht das doch nur für die 
„Dauer“ der als fortlaufend anzufehenden Unterftügung, jo daß mit 
deren Ablauf auch die Wirkung der Überweifung endet, auch wenn 
durch die bisher bezogenen Rentenbeträge dem Armenverbande feine 
Leiſtungen nicht voll erfegt find. Daraus ift wohl mit Recht ge- 
folgert worden, daß, wenn der Rentner im Laufe eines Monats 
ftirbt, der Reftbetrag der Rente vom Tobestage an, unter Berüd- 


©&. 47, Erf. preuß. OVG. v. 29. Juni 1903, ArbB. S. 773 — Reger Bd. 24 
©. 375. 

®) So unter Hinweis auf $$ 16, 22, 47, 48 386. bad oben R. 50 
sitierte Erf. 

®) Begrenzung aud) Hier durch ben Vetrag ber Unterftüung; vgl. oben IV, 2. 

’o) Mot. Abi. 5 a. E.; Gebhard: Düttmann Anm. 15. 

1) Ert. preuß. OVG. v. 17. Sept. 1903, AN.03 S. 605 — ArbB.04 S. 111. 

7) Frankenberg &. 331 Anm. 18 und bad oben R. 25 zitierte Er. 

») Daß ber Sat des Textes auch bei offener Armenpflege gilt, vgl. Wey—⸗ 
mann Anm, 10 if. 1. 


Erben gebührt, und daher von erfterem an die legteren ober am 
die Anftalt zurüdzuzahlen if.) 


VI. Eine Überweiſung von Rentenbeträgen kann nur erfolgen, 
nachdem der Bezugsanſpruch im Nentenverfahren rechtskräftig”) 
feftgeftellt ift. Im übrigen ift für das Verfahren zu unterſcheiden, 
ob bei Geltendmachung bes Überweiſungsanſpruchs die redhts- 
träftige Feftftellung bereits vorliegt ober nicht. Für den erften Fall 
gilt folgendes: 

1. Beteiligt am Verfahren find, abgejehen von dem Falle 
mehrerer fonkurrierender Armenverbände (unten VIII), als Inter= 
eſſenten: der Armenverband, die Verfiherungsanftalt, der Renten- 
empfänger. 

a) Von dem Armenverband hat der Antrag auf Überweifung 
auszugehen. Eine Überweifung von Amtswegen erfolgt nidht.’°) 
Auch liegt dem Anjtaltsvorftand Feine Ermittelungspfliht ob, wenn 
er auch, falls ihm Erfaganfprüde bekannt geworben find, den 
Armenverband wegen Geltendmadhung derjelden anfragen fann.’') 

b) Kompetent ift jedenfalls in dem hier vorliegenden Falle 
ausſchließlich diejenige Anftalt, welche die Rente feitgeftellt hat bezw. 
gegen welche fie feftgeftellt ift.’°) 

ec) Wie namentlih $ 50 Abſ. 3 IVG. erweift und die Mate 
tialien beftätigen,?°) bedarf es zur Überweifung einer ausdrüdlichen 
oder doch duch fehlüffiges Verhalten) kundgegebenen, eventuell 


”) &o Appelius in Schmoller’3 Jahrbuch Bb. 25 ©. 1160 und mit 
unrichtiger, auf bie Höhe, ftatt auf die Dauer der Unterftügung abgeftellter 
Begründung Erk. preuß. OB®. v. 1. Dez. 1902, ArbB. 03 S 165 — Reger 
8b. 24 ©. 146; dagegen Jjenbart»Spielhagen Anm. 5a 

?») Können aud) bie vorläufigen Zubilfigungen nad $$ 115, 117 hf. 8 
bem Armenverbande überwiefen werden? Ich glaube nit, da fie zu fpeziellen 
Gunſten des Berfierten eingeführt find. 

”) AR. 93 ©. 167 Nr. 313. 

=) Bel. die N. 76 zitierte Entſch. und Handbuch ber Unfallverfiherung 
Anm. 5 zu $ 8 UB®,, ſowie Bebharb>Düttmanrn Anm. 2 zu $ 50. 

”) Gebhard» Düttmann Anm. 3 zu $ 50. 

”) Mot. Abſ. 6; vgl. auf Hahn ArbV. 02 S. 82, ArbV. O1 S. 89, da- 
gegen Ols hauſen ArbV. 00 &.47, Graßmann Anm. 3 zu $ 50 u.a. 

%) Erf. preuß. OVG. v. 8. Ian. 1908, ArbV. &.336 — Neger Bd. 24 
©. 151 und v. 24. Sept. 1903, ArbV. 04 S. 134 = Reger 36.25 &. 118. 
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‚aber dur) Urteil der nad $ 50 Abſ. 3 geordneten Inftanz zu er- 
gänzenden Zuftimmung des Rentenempfängers.°') Der Anftalt fteht 
es nicht zu, beim Mangel diefer Vorausfegung felbft über Die Be— 
rechtigung und den Umfang bes Überweiſungsanſpruchs zu ent- 
föeiben.*=) 

2. Der Antrag auf Rentenüberweifung ift bei den gleichen Be— 
hörden anzumelden, welche zur Zeit“) für bie Anmeldung eines 
Bewilligungsanſpruchs ſeitens des Verſicherten zuftändig fein mürben.”') 
Unter mehreren zuftändigen Inftruftionsbehörben hat hier ber Armen- 
verband die Wahl.) „Soweit es fi um den Erſatz für eine vor- 
übergehende Unterftügung handelt, ift der Anfpruch bei Vermeidung 
des Ausſchluſſes fpäteftens binnen brei Monaten feit Beendigung 
der Unterftügung geltend zu machen.“ ($ 50 Abf.1 IJVG.) Da 
zu ben vorübergehenden Unterftügungen jedenfalls auch die bereits 
erledigten Unterftügungsfälle zu rechnen find,**) fo befagt die Vor— 
ſchrift im Ganzen, daß jeder Überweifungsanfpruh entweder im 
Laufe der ihm zu Grunde liegenden Unterftügung*”) ober fpäteftens 
in einer Ausſchlußfriſt von drei Monaten nad) Beendigung derſelben 
anzumelden ift. Die Friſt läuft bei einmaligen Unterftügungen von 
dem Zeitpunkt der Leiftung an; im Fällen, in denen der Armen- 


eij Erf. preuß. OVG. v. 26. Sept. 1901, Arb®. 02 ©. 99; v. 16. DE. 
1902, ArbV. 03 &. 85; v. 30. Oft. 1902, Arb®. 03 S. 86 — Neger 8.3 
6.414; ©. 23. April 1908, ArbB. ©. 795; vgl. auch R.82. Beftelung eines 
Pfleger für ben geifteöfranten Rentenempfänger (vgl. oben $ 73 2.5). Auh 
die Erben des verftorbenen Rentenempfänger8 müffen eventuell zuftimmen: Cl. 
preuß. OVG. v. 7. Zuli 1902, ArbB. S. 670 — Reger Bb. 23 &. 290. 

©) AR. 03 ©. 593 Rr. 2025 (Unfallſache). 

©) Daher entf—eidet 3.8. der jegige Wohnort bes Rentenempfängers; vgl. 
Beymann Anm. 2. “ 

®) $ 112 Abſ. 1; vgl. oben $ 68 II. Wenn bie Mot. Abſ. 6 fagen, dab 
die Anmeldung auch „geeignetenfallß bei ber zur Entſcheidung über den Renten: 
anſpruch zuftänbigen Stelle“ erfolgen Tönne, fo entipricht bad dem Bejege nicht, 
wie aud) Ext. bayr. VGH. v. 24. Nov. 1902 unter 1], ArbB. 03 ©. 542 — Reger 
8b. 23 ©. 115 annimmt; doch kann ed eventuell von Borteil fein, dem Borftand 
gleichzeitig von ber Anmeldung Kenntnis zu geben (og. unten R. 94). 

®) Gebhard: Düttmann Anm. 3. Iſt die Inftrultionöbehörde mit ber 
Armenbehörbe ibentifch, fo ift doch Aktenmäßigleit der Anmeldung erforderlich: 
Bebharb- Düttmann Anm. 5Abf. 3, Frankenberg ©. 347. 

em) Bol. oben V, 2a; bazu Weymann Anm.3, Gahn wie oben ;R.57 
zitiert. 

9) Böttger ArbV. 02 S. 20 Sp. 1a. €. 
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verband die Unterftügung duch Zahlung oder Erftattung an Dritte 
auf fi genommen bat, entſcheidet die Zeit der letzteren, nicht die 
Zeit bes früheren Genuffes der vergoltenen Leiftung durch den 
Unterftügten.°) Für den Ablauf der Frift ift der Eingang der 
Anmeldung bei der zuftändigen Behörde entſcheidend.“) Die An- 
meldung bei unzuftändiger Behörde wahrt die Frift nit.) Die 
Anmeldungsbehörde hat die Sachlage Harzuftellen”') und nament- 
lich, wenn möglich, die Zuftimmung des Rentenempfängers zu ber 
beantragten Überweifung herbeizuführen.”) 

3. Die abgefchlofienen Verhandlungen find von ber vorberei= 
tenben Behörde dem zuftändigen Anftaltsvorftand?®) zu überjenden. 
Späteftens mit dem Eingange derjelben, ‘aber auch ſchon von ber 
früheren Kenntnis der gefchehenen Anmeldung an?) wird bie An- 
ftalt verpflichtet, die Rentenzahlung an den Verſicherten inſoweit 
einzuftellen, als es zur Befriedigung bed angemeldeten Erſatzanſpruchs 
erforderlich ift.®) Sie kann, wenn der Verficherte der Übermeifung. 
wiberfprochen hat, den ftreitigen Betrag hinterlegen.) Zahlt dem⸗ 


®) So dad R. 84 zitierte Erf. bayr. DEH. Weymann Anm. 4 will bie 
Ausſchlußfriſt hinausſchieben, wenn ber Armenverband ohne Schulb von der 
Rentenberechtigung verfpätet Kenntnis erhalten hat. Ich kann mic) dem nicht 
anicließen. 

®) Bol. das N. 84 zitierte Ert. 

“) Der $ 114 Abſ. 3 ISO. ift nicht analog anwendbar; vgl. aud oben 
$66R.. 

vı) Gebharb>Düttmann Anm. 5. 

v2) Mot. Abſ. 6. Die württ. Vollz Verf. v. 25.Nov. 1899 $ 12 fegt eine 
pratluſiviſche Frift von 14 Tagen für ben Widerſpruch bed Verſicherten, ges 
rechnet vom Tage ber Mitteilung durch das Dberamt, an; vgl. bazu oben R. 80. 

») Ich glaube nit, daß an defſen Stelle bie entſcheidende Rentenftelle zu 
treten haben wird; doch nehmen das die oben N. 84 zitierten Motive augens 
ſcheinlich an. Die mürtt. Vollz Verf. läßt die Überweifung durch das Oberamt 
„gegenüber dem Borftand der Berficherungsanftalt“ erfolgen, was dem Belege 
kaum entiprechen bürfte. 

”) Hahn ArbB.01 S. 89; dazu oben N. 84. Bis dahin muß bie Anftalt 
dem Rentenempfänger zahlen, aud; wenn fie von bem Erſatzanſpruch des Armen ⸗ 
verbandes Kenntnis Hat; vgl. auch oben R. 43. Eine gemiffe Analogie in $ 835 
Abſ. 3 mit $ 829 6.3 CRD. 

“) Hahn a.a.D. ſowie Kommentar S. 413; dagegen Gebhard» Dütt« 
mann Anm. 5 Abſ. 2. Im Sinne des Tertes auch bie N. 96, 97 zitierten 
Erkenntniſſe. 

) 8 372 Sat 2 Bos.; AR. 93 S. 167 Nr. 313. Die Hinterlegung ift 
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entgegen die Anftalt die volle Rente an den Verſicherten weiter, fo 
ſetzt fie fih der Gefahr aus, wenn der Überweifungsanfprud fpäter 
gerichtlich anerfannt wird und Rentenbeftände des Verſicherten für 
eine Überweifung nicht mehr zur Verfügung ftehen, den für den 
Armenverband ausgefallenen Betrag nochmals bemfelben aus ihrem 
Sondervermögen zahlen zu müfjen.”) Dagegen ift eine NRüd- 
zahlungspflicht des Nentenempfängers ober feiner Erben m. €. auch 
der Verfiherungsanftalt gegenüber?) nicht begründet.) 

4. Hat der Rentner feine Zuftimmung zur Übermeifung er- 
klaͤrt und bat auch der Vorſtand von fi aus feine Bebenfen gegen 
die Rechtmäßigkeit der Übermeifung,!®‘) fo vollzieht er diefelhe, aber 
nit!) in der Form eines berufungsfähigen Beſcheides, ſondern 
in der eines formlofen Beſchluſſes, welcher dem Armenverbande 
und dem Rentenempfänger zugeftellt wird. Mit ber Zuftellung an 
legteren!”) geht der Anfpru auf die überwiefenen Beträge auf 
den Armenverband über, welcher von da an gegen eine Inanſpruch- 
aber nur eine Befugnis der Anftalt, nicht eine Pfliht (anders Hahn ©. 89); 
die Einbefaltung genügt: Gebhard-Dültmann Anm. 5 Abſ. 5, Appellus 
bei Schmoller Bd. 25 ©. 1160 und bie Bemerkung im Erf. preuß. DB. 
v. 23. April 1903, ArbV. S. 795. Wenn die Mot. Abf. 7 meinen, daß ed ber 
Sinterlegung nicht mehr bedarf, weil bie Befriedigung auch auß ben fpäter 
fällig werdenden Renten erfolgen Tann, fo ift das ungutreffend, weil, abgejehen 
von dem Fall der fortlaufenden Übermeifung, mit ben derſchiedenen Möglichkeiten 
eined Aufhörend des Rentenbezugs durch MWiebererlangung ber Erwerböfähigteit 
(namentlid nad $ 16), Tod uſw. gerechnet werden muß. Bol. außer ben 
Zitierten noch Olshauſen ArbB. 00 ©. 49, Frankenberg ©. 235. 

®) Auf diefem Standpunkt fteht aud Erf. preuß. OVG. v. 30. Dt. 1902, 
ArbB. 03 ©. 86 — Reger 86.23 ©. 474. 

®) Über das Verhalinis zum Yrmenverband vgl. oben N. 41a. 

®) €3 fommt in Betracht, daß nicht allein bie flbereignung ſich erft mit 
dem fiberwelfungsaft vollgieht, ſondern daß auch erſt mit biefem bie zu über- 
weiſenden Rentenbeträge inbivibualifiert werben. Bei diejer Sadlage wird e3 
ein ſozialpolitiſches Geſetz einem Arbeiter kaum zumuten, Beträge nicht endgiltig 
‚anzunehmen, welche ihm von ber Anftalt im ordnungdmäßigen Verlaufe ber ihm 
rechtmaßig zugeſprochenen Rentenzahlungen gewährt werben. Anders allerdings 
die Bemerkungen in dem N. 97 zitierten, ſowie im Ext. preuß. OB®. v. 7. Juli 
1902, Arb®. S. 670 — Reger 8b. 23 S. 290. 

10) Ebenſo Gebhard» Düttmann Anm. 5 Abf. 2. 

’) Anders demnach, ald bei $ 48 Abſ. 2; vgl. oben $ 76 N. 62. Über 
einftimmend Gebhard: Düttmann Ann. 5 Abſ. 2. 

m) Hahn Arb®.01 ©. 88: an ben „Armenverband ober den Berfiderten*. 
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nahme derjelben Beträge von anderer Seite'®) ausfchließlichen 
Schutz genießt. 

5. Stehen dagegen ber Überweifung von feiten des Renten- 
empfängers oder der Anftalt felbft Gründe entgegen, fo ift biejelbe 
infoweit unter Mitteilung an den Berfiherten und den Armenver- 
band vorläufig abzulehnen und es diefem zu überlaffen, den Streit 
über Berechtigung und Höhe des Erſatzanſpruchs gemäß $ 50 Abf.3 
IVO. zum Austrag zu bringen. 

a) Die Entſcheldung erfolgt nicht mehr, wie nad früherem 
Recht, duch die Civilgerichte,'%*) fondern, fofern am Sige der Ver- 
fiherungsanftalt '®) ein Verwaltungaftreitverfahren gejeglich befteht, 
in biefem,'%) event. durch die dem erſatzberechtigten Armenverbande 
vorgefegte Auffichtsbehörbe; im Iegteren Falle findet Anfechtung der 
Entſcheidung im Wege des gewerberechtlichen Rekurſes ftatt. 

b) Das Verwaltungsftreitverfahren gemäß $ 50 Abf. 3 foll in 
einem und bemfelben Rechtsgange die Frage der Überweifung voll- 
ftändig erledigen.'”) Der Klageantrag des Armenverbandes gegen 
ven Verſicherten ift auf Ergänzung feiner Zuftimmung,'®) der bes 
Verficherten gegen den Armenverband auf Freigabe der beanfpruchten 
Rente zu rihten. Die Anftalt muß mitverflagt werben, fofern fie, 
abgefehen von der Zurüdhaltung der Nentenzahlungen, von 
ſich aus Stellung gegen den betreffenden Kläger genommen 
hat.'%) Gegen die Anftalt allein Tann die Klage des Armen- 
verbandes nicht gerichtet werden, mofern nicht ber Ver— 
fiherte feine Zuftimmung zur Überweifung erklärt hat; '!%) 


”2) Namentlich gemäß $ 55 Ziff. 1, 2 und Abſ. 3. Verhältnis zu anderen 
Armenverbänden vgl. unten R. 144. 

6) AR. 95 ©. 228 Nr. 435, &. 229 Nr. 436, AR. 98 S. 371 Nr. 665. 

w) Diefer wird wohl entjcheiden, nicht der Sig des Armenverbandes oder 
ber Wohnort des Verſicherten. Ebenfo wohl Zjenbart-Spielhagen Anm. 8a. 

»0s) Die landesrechilichen Ausführungsbeftiimmungen ſchließen ſich an die zu 
$ 283 M6f. 2 gegebenen an; vgl. oben $ 31 R. 108, 109. 

Yo) Ert. preuß. OVG. v. 23. April 1903, ArbV. S. 795; v. 15. Dez 1902, 
ArbV. 03 ©. 255 — Neger Bb. 24 ©. 148. 

9) Ext. preuß. OVG. v. 29. Mai 1902, Arb®. S. 620 ==: AN. 02 ©. 653. 

ı@) Erf. preuß. OVG. v. 23. April 1908 (R. 107), v. 20. Febr. 1902, ArbB. 
&.418 — Neger Bb. 22 ©. 398, v. 15. Dez. 1902 (R. 107); abweichend wohl 
Ert. v. 30. Dit. 1902, ArbB. 03 S.86 — Reger Bd. 23 ©. 474. 

0) Erf. preuß. OVG. v. 16. Oft. 1902, ArbV. 03 S. 85, v. 30. Oft. 1902, 
«R. 109), v. 20. Febr. 1902 (N. 109) mit Ext. v. 8. San. und v. 24. Sept. 1903 
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aus weldem Grunde er widerſprochen hat, ift gleichgil- 
tig.) 

c) Das Verfahren nah $ 50 Abf. 3 erfaßt alle Streitigkeiten, 
welche zwifchen irgend welchen Beteiligten „über ben Anfpruch auf 
Überweifung“ von Rentenbeträgen''2) entftehen, gleichviel wie der 
Streit in conereto gelagert ift. Es greift daher auch Plag, wenn 
der Streit fi nur um die Höhe ber Überweiſung breht,') ober 
wenn nad) einer ohne feine Zuftimmung ergangenen Überweifung 
der Rentenberechtigte die Rechtagiltigkeit derfelben gegen den Armen- 
verband mit dem Antrag auf Rüdzahlung ''*) bezw. aud) gegen bie 
Anftalt anfidt.">) 

6. Die Auszahlung der übermiefenen Nentenbeträge an den 
Armenverband erfolgt gemäß der allgemeinen Regel dur die 
Poft.'"%) An dem Modus der Nentenverteilung wird durch bie 
Übermeifung nichts geändert.''?) 

VII. Unter der Herrfchaft des früheren Rechts hatte das RVA. 
dem Armenverbande die Befugnis zuerkannt, „die für den Renten- 
onfprud grundlegende Seftftellung felbftändig neben dem Haupt- 
berechtigten oder ftatt besfelben in dem vorgeſchriebenen Verfahren 
zu betreiben, insbeſondere auch felbft einen Beſcheid der Berfiche- 
rungsanftalt über den Rentenanſpruch zu fordern und gegen ab» 


(R. 80). Beiladung des Verſicherten genügt nicht; er muß, um mitverurteilt 
werben zu konnen, mit verflagt werben: Erf. v. 15. Dez. 1902 (R. 107). Dazu 
die Zufammenftelung von Appelius in ArbB. 03 ©. 404. 

1) Ert v. 15. Dez. 1902 (R. 107). 

11) Der Zept des Gefegeö fpricht unmotivierter Weife von „Entihäbigungs- 
beträgen”. 

») Erf. v. 7. Zuli 1902 (N. 99). 

4) Erf. preuß. OVG. v. 17. März 1902, ArbB. S. 442 — Reger Bb. 22 
&. 390 Entſch. 8b. 42 ©.326. Zugiefung der Anftalt ald Bitbeflagten. 

1) ft die Unregitmäßigfeit ber Übermeifung gegen die Anftalt feftgeftellt, 
fo Tann der Berechtigte wiederholte Zahlung, hier aus dem Sondervermögen 
ber Anftalt, verlangen und eventuell durch die Auffichtäbehörbe burchfegen. 
Anders Hahn ArbB. 02 Anm.*. — Gierhin würden aud Rüdforberungd- 
Hagen ber Anftalt gegen den Yrmenverbanb ober, wenn zuläffig (oben R. 99), 
gegen den Nentenempfänger gehören. 

1) & 1 Abſ. 3 der Anmeifung v. 9. Rov. 1901 und 3. B. die Formulare 
für einmalige Zahlungen (AR. 02 S. 191, 197, 205, 213). 

1) Dagegen jagt Piloty S. 137 Ziff. 4: „Der Erfaganiprud bildet einen 
Beftandteil der Sonberlaft ($ 33 Abf.2 Say 2)"; ngl. au Graßmann 
Anm. 4 a. €. zu $49. Dazu oben bei R. 97 und in R. 115. 
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lehnende Befcheide und Urteile felbftändig Rechtsmittel einzulegen.“ !"°) 
Trotz des Wegfalls der cessio legis und ber damit veränderten 
formalen Grundlage jenes Prinzips wird dasſelbe au vom IVG. 
anerlannt und für einen befonders markanten Spezialfall (dem des 
Todes des Anſprechers vor ber Anmelvung feines Anſpruchs) 
zum Ausbrud gebradht.'") Hiernach ergeben fih für den Fall, 
daß zur Zeit der Anmeldung einer Erfagforderung ber Bezugs- 
anfpru noch nicht rechtskräftig feftfteht, folgende Befonderheiten: 

1. Das Prinzip, daß die Feftftelungsinftanzen nur über den 
Rentenanſpruch zu entſcheiden haben, während Streitigkeiten über 
Berechtigung und Höhe des Erſatzanſpruchs in dem Verfahren nach 
850 Abf. 3 IVG. erledigt werben, gilt auch bier, und zwar gleich" 
viel, ob der Rentenanfprudy liquid oder felbft beftritten ift.'°) Bet 
Wegfall der cessio legis wird aber für das heutige Recht !?") 
daraus der Schluß zu ziehen fein, daß die vom Armenverbande in 
Anfprud genommenen Rentenbeträge, auch dann, wenn er felbft 
das Verfahren betreibt oder mit betreibt, ihm nicht ſchon im Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheide ſelbſt „zuerkannt“ werben können; vielmehr ift der 
legtere, wie gewöhnlich, auf den Namen bes Verficherten, ala des 
Bezugsberechtigten, zu ftellen, etwa nur mit Aufnahme eines Hin⸗ 
weiſes auf bie gleichzeitig durch befonberen Beſchluß erfolgende 
Überweifung.'2) 

2. Gegenüber der beſprochenen Trennung des Verfahrens er= 
zeugt der Umftand eine gemiffe, auch ſchon früher bemerkte Schwierig- 
feit, daß der Eintritt des Armenverbandes in das Feſtſtellungs- 
verfahren einen Nachweis feiner Aftivlegitimation erfordert und 
diefer nicht one ein gewiſſes Eingehen auf Die Berechtigung des Erfag- 
anfpruchs geführt werben kann. Es wird jedoch, mie bisher, auch 
ferner im allgemeinen die Befcheinigung '”°) genügen, daß ber in 
das Verfahren eintretende Armenverband feinem Wefen nach unter 
8 49 3VG. fällt und für den beftenfalls in Frage kommenden 


1) AR. 91 ©. 164 Rr. 57, AR. 98 ©. 166 Rr. 312, AR. 94 ©. 160 Rr. 390, 
S. 161 Rr. 391. 

m) AR.03 ©. 394 Re. 1060. 

20) Bol. die R. 104 zitierte Entf. Rr. 436. 

nij Anders früer AN. 95 ©. 227 Rr. 434. 

12) So wohl aud Gebharb- Düttmann Anm. 5 Abſ. 3 zu $ 50 

=) Eine „Seftfteflung“ Halte id) nicht für unbebingt nötig. 

Rofin, Recht ber Urbeiterberfiherung. Bd. I. 68 
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Zeitraum des Bezugsanſpruchs dem Verfiherten eine Unterftügung 
geleiftet hat oder noch leiften muß.'*) Da die Mitwirkung des 
Armenverbandes dem Verſicherten in Bezug auf die Rentenfeftftellung 
felbft keinesfalls einen Nachteil bringen fann,'2) kann alles weitere 
dem Verfahren nah $ 50 Abf. 3 überlafien bleiben. 

3. Hat der Verficherte jelbft das Verfahren durch Anmeldung 
feines Bewilligungsanſpruchs bereits in Gang gebradt, jo kann 
der Armenverband, fei es als Nebenintervenient,'?*) oder in der 
Form der notwendigen Streitgenoffenfchaft mit allen ihren Rechts- 
wirfungen 2) in dasſelbe eintreten. Stirbt der Rentenanfprecher 
im Laufe bes Verfahrens, fo fteht aud dem Armenverbande gleich 
den Erben (vgl. oben $ 73 III) das Recht der Aufnahme desſelben 
zu.) Für das Verhältnis des Armenverbandes zu ben Er- 
ftattungsberedhtigten enthält der $ 50 Abſ. 2 Sap 2 IVG. eine 
der früheren Praris'2%) ſich anſchließende Beftimmung, nach welcher 
zu Gunſten ber legteren unter entipredjender Anwendung des $ 44 
Abſ. 4 IVG. (vgl. oben $ 80 VIII) der Armenverband den Erben 
gleich behandelt wirb.'°%) 

4. Bei jeder Rentenanmelbung feitens eines Verſicherten ift im 
Gutachten der Inftruftionsbehörde auch zu vermerken, ob feitens 
eines Armenverbandes Erjagforberungen zur Anmeldung gelangt 
find.) Es ift auch hier Sache der Behörbe, den Rentenanſprecher 


y) AR, 96 S. 308 Nr. 515. 

2) Bol, dazu namentli unten R. 135. 

220) AR. 94 ©. 160 Rr. 390. Notwendigkeit der Zuziehung des inters 
venierenden Armenverbandes zu den Berhanblungen; fonft weſentlicher Mangel des 
Verfahrens (AR. 96 ©. 308 Nr. 516). Vgl. AR.04 S.481 Rr. 1139 im Nachtrag, 

en AR. 94 ©. 160 Rr. 390 (jelbftänbiges Berufungsreht), AR. 95 S. 227 
Nr. 434. Auch zu Gunſten bed Verſicherten vertritt der nicht fäumige Armen 
verband ben fäumigen Streitgenofien ($ 62 Abj.1 CPO.): Berufung bes 
Armenverbanded, Abweiſung durch Vorbeſcheid, Provokation auf mündliche Ber 
Handlung durch den Berficherten zuläffig: Rr.390. gl. auch Rr. 1189 im Radhtrag. 

12) AR. 91 ©. 164 Rr. 57 (Buftellung bes Beſcheides an den Armenverband), 
AR. 93 S. 166 Nr. 312 Gerufungsrecht). Die zum weiteren Verfahren zus 
augichenben Erben (vgl. unten R. 135 und dazu B. in ArbB. 08 ©. 847) muh 
m. €. der aufnehmende Armenverband ermitteln. 

w) AR. 98 S.371 Nr. 665, AN. 00 S. 864 Nr. 789. 

220) Mot. Wbf. 8 zu $$ 35 ff. Ent. 388. 

w) Bot. die Formulsre zur preuß. Anweiſung v. 6. Dep 1899 ifl.7 
bezw. 5. Die Inftruftionsbehörbe Tann den Armenverbanb wegen der Anmeldung 
anfragen. 
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über feine Zuftimmung zur Nentenüberweilung zu befragen.'?2) 
Die Anmeldung des Armenverbandes ift bei ſchwebendem Berfahren 
ftets an die mit der Sache bereits befaßte Inftruftionsbehörde zu 
richten. 

5. Hat der Verſicherte ſeinen Anſpruch noch nicht angemeldet, 
fo kann dies, gleichviel ob derſelbe noch lebt!) oder auch bereits 
verftorben ift,'**) vom Armenverbande gleichzeitig mit der Anbrin- 
gung feines Überweifungsantrages geichehen. Im Verhältnis zu 
den Erftattungsberechtigten greift dann auch in biefem Fall ber 
$ 50 Abſ. 2 Sa 2 mit $ 44 Abf. 4 IVG. Platz. Lebt aber der 
Rentenanfpreder noch, fo muß er bezw. fein geſetzlicher Vertreter 
bei Vermeidung der Nichtigkeit zum Verfahren zugezogen werben.'?°) 
Die Zuftändigfeit derjenigen Inftruftionsbehörde und Anftalt, melde 
durch die Anmeldung des Armenverbandes normal begründet if, 
wird aud dem zugezogenen Verfiherten gegenüber umveränderlich 
feſtſtehen.20) 

VIII. Als Subjekte des Überweiſungsanſpruchs können ver- 
ſchiedene Armenwerbände in Betracht fommen.!%e) 

1. Der Überweiſungsanſpruch fteht nur einem folden Armen- 
verbande zu, welcher durch die von ihm geleifteten Unterftügungen 
felbftändig Armenpflege geübt hat. Daher findet $ 49 auf folde 
Verbände Feine Anwendung, welche nur fraft Auftrags die von 
einem amberen Armenverbande bewilligten Unterftügungen aus- 
zahlen,'?") ober welche Lediglich zu einer gefeglichen „Beihilfe“ an den 
anterftügungspflichtigen Armenverband verbunden find,'?°) und noch 


m) Ebenfo Gebharb-Düttmann Anm. 5, anderd W. in ArbV. 00 S. 128, 
Frankenberg S.333, weil die Mot. Abſ. 6 nur von ber Anhörung bed „Renten» 
empfängerd“ ſprechen; vgl. oben R. 79, 92. 

) Dlshaufen ArbB. 00 5.49 und das unten R. 135 zitierte Ext. 

’) So fon nad früherem Recht AR. 94 ©. 161 Rr. 391, AR. 98 ©. 371 
Mr. 665; vgl. oben $ 66 N. 14. Zept ausbrüdtih $ 50 Mbf. 2 Say 1. 

=) AR. 03 ©. 394 Nr. 1060. 

8%) Bol. au Gebhard Düttmann Anm. 3. 

6) Ols h au ſe n Verw. Archiv S. 82 ff. 

un Fall der Entſch. Vundesamt f. Heimatweſen v. 16. Mai 1908, Heft 35 
©. 39. B 

0) 5. bie Kreiſe nad) $ 31a des preuß. Ausf. G. v. 8. März 1871 bezw. 
11. Zuli 1891; Wohlers⸗Krech ©. 174. 

63* 
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weniger auf folde, welde bloß in Bezug auf bie Gefamtlaften 
eines Armenverbandes als Glieder besfelben umlagepflihtig find.'”’) 

2. Dagegen find in Bezug auf den gleichen Unterftügungafall 
fowohl ver vorläufig,'*) wie aud der endgiltig ımterflügungs- 
pflichtige *') Armenverband überweifungsberechtigt, letzterer aller- 
bings erft dann, wenn er dem erfteren die geſetzliche (event. tarif- 
mäßig beſchränkte) Erftattung geleiftet hat,') und in Höhe ber- 

wy) 3.8. die Areiſe nach $ 29 des preuß. Ausf.®. 

"0, Eniſch. Bundesamt v. 8. Fehr. 1902, Reger Bd 233 6.124, Franten- 
berg 8.327, Ols hauſen im Berm.Ard. ©. 4; dagegen Piloty ©. 137, 
Srafmann Anm. 3 zu $ 50. 

uij Dagegen hat dad preuß. OBG. unterm 8. Jan. 1903, ArbB. S. 336 

Reger Bd. 24 S. 151 mit Bezug auf $ 31a bed preuß. Ausf.®. (R. 138), 
unter Vorbehalt der Verrechnung im inneren Verhältnis, „in einem Falle der 
vorliegenden Art lediglich ben Lanbermenverband“ und nidt den enbgiltig 
unterftügungäpflitigen Ortsarmenverband „zu dem Antrag auf Überweifung 
von Rentenbeträgen berechtigt” erachtet (vgl. dazu Schulgenftein im Berm.- 
Arch. 86.2 6.213). Gegen biefe Auffafiung Olshaufen im Berw.Ard. 
6.5 Anm. 6 und wohl aud daß R. 140 zitierte Ext. des Bundesamtd. GB 
ſcheint jedoch nad) dem Hinweis auf den „Fall vorliegender Art“ und nad) der 
befonberen, aus ber eigentümlicen Stellung des Sanbarmenverbandes gemäß 
$ 31a cit. hergenommenen Begründung, daß der Gerichtshof nur ben Antrag 
auf „fortlaufende Rentenüberweifung” (vgl. dazu die folgende Rote) dem Orts ⸗ 
armenverbande bed $ 31a hat verfagen wollen. 

2) Erf. Bundesamt v. 8. Febr. 1902 (R. 140), Wohlers⸗Krech ©. 235; 
vgl. auch oben bei R.41. Danach wird allerdings bie fortlaufende Renten 
übermeifung nad) $ 49 Mbf. 4 für ben enbgiltig verpflichteten Armenverband, fo 
lange er die Unterftügung nicht felbft übernommen hat, nicht in Frage kommen 
Zönnen (vgl. bazu bad N. 141 beſprochene Erf. OVG. mit Bezug auf $ 31a 
des preuß. Ausf G., welcher bie Selbftübernagme ber Unterftügung durch den 
enbgiltig pflihtigen Verband überhaupt ausfglieht). Hat der vorläufig pflihtige 
Verband bie fortlaufende Überweifung erwirkt, fo muß er fie auf den befinitio 
pflitigen weiter übertragen, ſobald diefer die fernere Unterftügung gemäß 
88 31, 55 UM®. ſelbſt übernimmt. — Die Dreimonatöfrift bes $ 50 Al. 1 
läuft für ben erftattenben Armenverbanb erft von der Erftattung an (vgl. oben 
R. 88); dagegen Weymann Anm. 5. — Der befinitiv pflichtige Verband Tann 
die verlangte Erftattung nicht unter Hinweis auf bie möglige Befriedigung 
aus ber Rente ablehnen: Wohlers-Krech S. 105, 235. Hat aber ber vor: 
laufig pflictige Verband die rechtzeitigen Schritte zur Heranzlehung ber Rente 
verfäumt und ift dieſe dabur unmöglich geworden, fo märde das dem Er 
ſtattungsanſpruch entgegenftehen: fo dereit3 im Hinblick auf das neue TBB. 
dad R. 140 zitierte Erf. S. 126 Abſ. 3; dazu aus dem früheren Recht das Er. 
». 19. Zuni 1897, Reger Bb.18 &.50 mit Erf. v. 9. Mai 1896, Neger 





definitiv verpflichteten Armenverband wegen der geleifteten Erftattung 
und den vorläufig verpflichteten wegen feiner Refivuallaft zu be- 
friedigen, fo geht der legtere bem erfteren vermöge ihres armen- 
rechtlichen Verhältniſſes zu einander vor.'t) 

3. Haben verſchiedene Armenverbände Überweifungsanfprüce 
wegen verſchiedener Unterftügungsfälle, fo ſchließt derjenige, welcher 
zuerft die Übermeifung rechtswirkſam durchgefegt hat, inſoweit bie 
übrigen aus.) Dagegen kann die bloße frühere Anmeldung einen 
Vorzug nicht begrünben,‘°) fo daß event. Teilung ber verfügbaren 
Beträge nach der Höhe der Liquibationen ftattfinden muß. 

4. Streitigkeiten zwiſchen mehreren Armenverbänben werben gleich" 
fals nah $ 50 Abſ. 3 IVG. entfehieden.'*) Einer Zuziehung der 
Anftalt und des Rentenberechtigten wird es nicht bebürfen, wenn 
diejelben fi mit der Überweifung einverftanden erflärt haben, ohne 
im Streit der Verbände als foldem Stellung zu nehmen.'t) 


IX. Nah $ 51 JVG. „gelten die Beftimmungen der $$ 49, 
50 aud für Betriebsunternehmer und Kafjen, welche bie den Ge- 
meinden ober Armenverbänden obliegende Verpflichtung zur Unter 
ftügung Hilfebebürftiger auf Grund gefeglicher Vorſchrift erfüllen“. 
Die Beſtimmung fol, wie die Motive zu dem gleihartigen $ 10 
des Entw. UVG. von 1881 bemerkten, „landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
wie fie namentlich in Suddeutſchland vorkommen, Rechnung tragen“, 
8.17 &.185. Anders allerdings, wenn zur Behebung ber Hilfäbebürftigfeit 
die Belaffung ber Rente neben ber Unterftügung nötig war: Erk. v. 5. März 
1898, Reger 8b. 19 ©. 78; Wohlers⸗Krech ©. 104. 

13) Vgl. das N. 140 zit. Ext. und Wohlers-Krech ©. 235; vgl. jept auch 
(su $ 57 aVG) das Erf. v. 28. Mat 1903 des bisher bißfentierenben preuß. 
OVG., Entſch. Bd. 43 S. 324. 

u) Bol. oben R. 108, Hahn ArbV. 02 8.50, Frankenberg ©. 329. 

=) Hahn a. a. O. 

16) Dagegen zuerft in ſchiefer Auffafſung Erk. preuß. OVG. v. 26. Sept. 
1901, ArbV. 02 &.99; doc iſt dieſer Standpunkt im Erk. v. 8. Jan. 1903 
(R. 141) verlaflen. Dagegen gehören Verrechnungsanſprüche im innern Ber: 
Bältniß ber Armenverbände, auch wenn fie fih aus einer erfolgten Renten: 
überweifung ergeben (vgl. 3.8. oben R. 141), nicht Hierher. 

") Lehtteres bahingeftellt im Ext, preuß. DB®. v. 8. Ian. 1903 (R. 141); 
dgl. auch Ext. v. 15. Dez. 1902, ArbB. 03 ©. 257. 





u 
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iſt aber nur in geringem Umfange von praktiſcher Bebeutung.'**) 
Der $ 50 Abf. 3 wird in der Weife auf $ 51 zu übertragen fein, 
daß als Aufſichtabehörde die des urſprunglich pflichtigen Armen- 
verbandes zu fungieren hat.'*°) 

X. Bereits oben $ 67 II, 4c ift erwähnt worben, dab nad 
$ 55 Abf.1 Ziff. 3 „die Übertragung der reichsgeſetzlichen Anſprüche 
auf Dritte, fowie deren Berpfändung oder Pfändung” ausnahms- 
weife „infoweit rechtliche Wirkung bat, als fie zur Dedung vom 
Forderungen der nah SS 49, 51 erfagberechtigten Gemeinden und 
Armenverbände fowie der an deren Stelle getretenen Betriebs- 
unternehmer und Kaffen erfolgt”. Die Bedeutung diefer Bejtim- 
mung war fhon neben der früher in $ 35 ©. 89 enthaltenen cessio 
legis des Rentenanfpruds in hohem Maße unklar,') und fie ift 
durch die Veränderungen, welche das neue Recht gebracht hat, nicht 
weſentlich Harer geworben. Vielfach wird fie dahin aufgefaßt, daß 
durch fie eine Befriedigung der Armenverbände in weiterem Um— 
fange, als es der $ 49 IJVG. geftattet, ermöglicht werben foll.'s') 
Ich halte dagegen eine folde Auffaflung, welche die gerade mit den 
neuen Beitimmungen des IVG. beabfichtigten ſozialpolitiſchen Zwede 
des Gejeßgebers zum guten Teile, befonders auch im Hinblid auf 
die Unfelbftändigkeit und Abhängigkeit der Armenpfleglinge, hinfällig 
machen würde, gegenüber dem Geifte unferes Gefeges, wie er 
namentlich) in $ 180 hervortritt, als völlig ausgeſchloſſen,“?) und 
ann mir auch nicht denken, daß ber Gejeßgeber formell eine ſolche 
Durchkreuzung des in $ 50 georbneten Verfahrens, wie fie fi 


“e) Bol. Art. 18 bayr. ©. über Heimat uw. v. 16. April 1868, Graß« 
mann Anm. 1; dazu Hahn Kommentar Ann. 3 zu $ 57 RBB. 

1) Seelmann ArbV. 02 &. 89. 

0) In $ 56 Abſ. 2 des AB®. in ber Faffung von 1903 ift die entſprechende 
Siff. 3 meggeblieben. 

©) Oishauſen ArbV. 00 &.50, Hahn ArbV. 02 ©.50. Gebhard» 
Düttmann Anm. 19 zu $ 49 erflären auch $ 55 Abſ. 3 für anwendbar. Nach 
Piloty ©. 138 mit 148 fol ſich fogar die Anftalt der Überweiſungspflicht 
durch Hinweis auf $ 55 Ziff. 3 entziehen konnen. 

»2) Diefen Standpunkt teilen Ifenbart-Spielhagen Anm. 8, BWey- 
mann Anm. 8 zu $ 55. Dann muß aber auch daraus geſchloſſen werben, daß 
auch Erftattungsanfprüce nicht zu Gunften der Armenverbänbe dem $ 55 Ziff. 3 
unterworfen werben Tönnen (vgl. oben R. 51); zweifelnd Iſenbart⸗Spiel⸗ 
hagen a. a. D,, übereinftimmend Gebhard» Düttmann Anm. 7. 
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namentlich durch die Zulafiung der Pfändung ergeben würde, gewollt 
hat. Ich halte daher den $ 55 Ziff. 3 im wefentlichen als eine un- 
bedachte Verirrung des Gefeges und lege ihm nur infofern Be— 
deutung bei, ala durch Erlangung einer freiwilligen Ceſſion oder 
Verpfändung (in dem durch $ 49 geftatteten Umfange) der Armen- 
verband fi, ähnlich wie bei ber alten cessio legis, eine zeitlich 
frühere Rechtswirkſamkeit des Rentenüberganges gegenüber dem Ber- 
fierten und dritten Perjonen oder Armenverbänben zu fihern ver- 
mag, als bies im Verfahren nad 88 49, 50 (vgl. oben VI, 3, 4) 
möglich fein würbe.'°) 


8 88. Unfallverfiherung. 

Während die Grenzbegiehungen zwiſchen Invaliden- und 
Krankenverſicherung fi im mefentlihen auf die Materie des Heil- 
verfahrens (vgl. oben $ 81) beſchränken und insbefondere die 
Leiftungen aus beiden Verſicherungen kraft Gefeges ohne Ein- 
ſchränkung nebeneinander zu gewähren finb,') findet zwiſchen In— 
validen- und Unfollverfiherung, melde im Gegenſatz zur Kranten- 
verfiherung beide vom Gefeggeber in erfter Reihe als Langfriftige 
Rentenverfiherungen gedacht find,2) eine vielfältige Beeinfluffung 
ftatt. Da aber diejenigen Grenzbeziehungen, welche ſich auf ber 
Seite der aktiven Verfiherung ergeben, bereits in ben früheren 
Teilen diejes Buches erörtert find,’) fo follen in folgendem nur bie= 
jenigen Punkte noch beſprochen werben, wo die Leiftungen 
der Invalidenverſicherung mit denen der Unfallverfiherung zu⸗ 
ſammenſtoßen. 

J. In Betracht kommen zunächſt die geſetzlichen Beſtimmungen 
in $ 15 Abſ. 2 Sag 2 und $ 113 Abſ. 1, 2, 3, 6 mit $55 Abſ. 2 

13) So wohl auch Weymann Anm. 2 zu 849; doch halte ich im Gegenfag 
zu ihm eine zivilprogefjualiiche Pfändung neben $ 49 überhaupt für aus: 
geiploffen, zumal mit Bezug auf das oben IV, Ic Bemerkte. 

') Dies gilt in&befondere von ber Gewährung ber Invalidenrente neben 
dem Krantengelde. In Bezug auf bie Krankenrente bed Invalidenrechts vgl. jegt 
$ 21 Ziff. 1 NSG. Im ganzen Bd. I S. 357 R. 2. 

?) Zur Idee einer Verſchmelzung beider Rentenverfierungen in der Zus 
tunft vgl. meine Ausfüprungen im Vermaltungsardiv Bb.6 ©. 19. 

) Befreiung der Unfallrentner von ber Verſicherungspflicht ($ 6 Abf. 1 
Sat 1 IB.) vgl. oben $ 18 11; Erhaltung der Anwariſchaft während Bezug 
einer Unfalltente ($ 46 Abſ. 2 Ziff. 2) vgl. oben $ 54 IV, 2 
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IVG., welche eine Doppelentſchädigung durch Invaliden- und Un- 
fallrente zu Gunften der Invalidenverfiherungsanftalten hintanhalten 
follen.*) Danad) findet aber $15 mit 113 eit. keineswegs in allen 
Fällen Anwendung, bei melden in berfelben Perfon beide Renten 
zufammentreffen, fondern nur in dem Spezialfall, in welchem eine 
den Invalidenrentenanſpruch begründende Ermerbsunfähigfeit zugleich 
durch einen nad) ben Unfallverfiherungsgefegen entjhäbigungs- 
pflichtigen Unfall verurfacht ift, alfo in dieſem Sinne eine Identität 
der Fürforgegründe?) vorliegt. Die Ausgleihung dieſes „con- 
cursus duarum lucrativarum causarum“®) wird vom Geſetz⸗ 
geber in einem Wegfall der Invalidenrente gefunden, ſoweit fie 
nit etwa die Unfallrente überfteigt, während der in allgemeinerem 
Umfange auf das Zufammentreffen beider Renten anwendbare $ 48 
Ziff. 1 IQ. in einer für den Verſicherten günftigeren Stellung- 
nahme nur das Ruhen ber Invalidenrente ausſpricht, ſoweit jie 
unter Hinzurechnung der Unfallrente über einen gewiſſen Grenz: 
betrag hinausgebt.’) 

1. Hiernach find die Vorausfegungen des hier in Rede ftehenden 
Spezialfalls des näheren folgende: 


a) Nah $ 15 Abſ. 2 Sag 2 mit $ 113 Abf. 1 muß „Erwerba- 
unfähigteit“ vorliegen. Es iſt das diejenige Erwerbsunfähigfeit, 
welde nad $15 Abf.1 Sag 1 IVG. dem Anſpruch auf Invaliden- 
rente überhaupt zu Grunde liegt, alfo eine Herabfegung der normalen 
Ermwerbefähigkeit um mehr als 66*/, Prozent.) Ob „bie tatfählice 

) AR. 02 S.597 Rr. 1012 und bie dort zitierten zahlreichen früheren 
Eniſcheidungen, aud AR. 03 S. 518 Rr. 1069; vgl. auch Bd. J S. 363. 

®) AR. 95 ©. 113 95.2 Rr. 416: „Fall de Zuſammentreffens einer aus 
identiſcher Urſache zu gemährenden Unfall» und einer Invalibenrente.” 

9 Diefer aus dem Pandeltenrecht (gl. 3. 8. Dernburg, Pandekten, 
5. Aufl, ®b. II $ 68) entftammende Ausbrud trifft infofern nicht zu, als ber ' 
Verſicherte für die Erlangung der Invalidenrente minbeftend bie Hälfte der 
Beiträge aus eigenen Mitteln gezahlt hat. Gerade aus biefer Ermägung er 
elaren ſich die Beftrebungen auf Befeitigung der ganzen Sonderbeftimmung; vgl. 
auch den Komm. Ber. dritte und vorlegter Abſatz zu $ 9 Entw. IB®. Aug 
nad meinem Dafürhalten würde die Veſtimmung in $ 48 Ziff. 1 für alle Fälle 
genügen und zahlreiche Schwierigfeiten befeitigen. 

Y) AN. 94 ©. 146 Rr. 372 Abſ. 3. 

) AN. 94 S. 146 Abſ. 2 Rr. 372. 
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Erwerbsunfähigkeit des einzelnen Rentenbewerbers“ über dieſe „be- 
griffliche Erwerbsunfähigkeit"") noch hinaus geht und äußerftenfalls 
den Verluſt von 100 Normalprozenten '%) darftellt, kommt, wie über- 
haupt auf dem Gebiete der Invalidenverſicherung, auch für die An- 
wendung des $ 15 Abf. 2 Sat 2 jevenfalls als allgemeine Bor- 
ausfegung nicht in Betracht. Ebenſo ſchließt fich dieſe Beſtimmung 
den begrifflihen Grundlagen des Invalidenrentenanſpruchs infofern 
an, als unter „Erwerbsunfähigkeit" auch bie „vorübergehende“ des 
$ 16 IVG. zu verftehen ift,'') der $ 15 Abſ. 2 Sag 2 mit $ 113 
alſo auch auf das Zufammentreffen von Kranfen- und Unfallcente 
Anwendung findet. Die Entſcheidung darüber, ob Erwerbsunfähig- 
Teit im Sinne des IVG. vorliegt oder nicht, if, wie immer, auch 
bier felbftändig von den Inftanzen des invalidenrechtlichen Feſt— 
ftellungsverfahrens zu geben; es präjubiziert ihnen nicht, daß der- 
ſelbe Körperzuftand des vor dem Unfall normalen Verlegten von den 
Unfallinftanzen nur auf einen geringeren d. h. 66?/, Proz. Erwerbs- 
unfähigfeit nicht überfteigenden Prozentſatz bewertet worben ift.'?) Er- 
zeugt ein Körperzuftand in feinem ſich verfchlimmernden Verlaufe erft 
fpäter eine invalidenrechtliche Erwerbsunfähigkeit, jo können $ 15 mit 
$ 113 auch erft von diefem Beitpunkte an Anwendung finden, auch 


) Die Zitate aud AR. 03 S. 518 a. E. Rr. 1068. 

”) Den Ausbrud „Rormalprogent” im Gegenfag zum „Indivibualprogent” 
entnehme ich hier dem Aufſatz „Yur Auslegung von $ 15 Abſ. 2 Say 2 386.“ 
von Weymann in ArbV. 03 ©.123. Die Progentfäge, nach denen die Er- 
werbsbeſchrankung im IBG. bemeffen wird, find Rormalprozente in dem Sinne, 
als dabei gemäß $ 5 Abſ. 4 IBG. von der Erwerbsfahigkeit eines normalen 
Berfiherten gleicher Art ausgegangen wird. Das Unfallrecht dagegen, und 
zwar jegt aud) bie land⸗ und forftwirtjehaftliche Unfaliverfi—erung (ogl. meinen 
Bericht im Verwaltungsarchiv Vd. 9 S. 298), geht von demjenigen Grade der 
Erwerbsfahigkeit aus, welchen der Berlegte jelbft vor dem Unfall beſaß, mag 
das bie normale ober fon eine nur teilmeife geweſen fein, und bemißt daher 
deren Minderung nad Individualprogenten. Der Ausgleich zwed3 Vermeidung 
einer zu hohen Entfhädigung liegt dann in der Berechnung ber legteren nah 
dem früheren inbivibuellen Arbeitverbientte, in meldem die Minderung der 
Ermerbßfäßigfeit bereits regelmäßig zum Ausbrud fommt. Someit aber Rormals 
lohne zu Grunde gelegt werben, gelangt jegt nur eine fo Hohe Duote berfelben 
zum Anfag, welde dem Maße ber bisherigen Erwerbsfähigkeit entfprict. 

") Weymann Kommentar Anm. 10 zu $ 15. 

=) AR. 00 ©. 672 Rr. 816 mit AN. 04 ©. 354 Nr. 1110; Ifenbart« 
Spielhagen ©. 689 litt. b Abf. 2. 
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wenn ſchon vorher dem Verletzten der Anſpruch auf eine Teilunfallvente 
auftand.'®) 

b) Neben dem durch die invalidenrechtliche Erwerbsunfähigfeit 
erzeugten Anſpruch auf Invalidentente muß der gleihen Perſon auch 
ein Anfpruch auf Unfallcente von Rechts wegen zuftehen oder zu- 
geftanden haben. Darin liegt: 

aa) „Unfallrente* ift feine aus einem privatredhtlihen Unfall- 
verfiherungsvertrage ober dem Haftpflichtrechte ſich ergebende, fondern 
die aus den „Reichögejegen über Unfallverfierung“ '*) entjpringende 
Rente. Zu diefen Reichsgeſetzen gehören in erfter Reihe diejenigen, 
welche jegt durch das Mantelgefeg v. 30. Juni 1900 zufammen- 
gefaßt werden. Es gehört dahin aber aud, indem auf die Ber 
zeichnung ale „Unfallverfiherung“ fein entſcheidendes Gewicht 
zu legen ift,'®) das Reichs-Unfallfürforgegefeg für Beamte und für 
Perſonen des Soldatenftandes v. 18. Juni 1901'%) und das RE. 
betr. die Unfalfürforge für Gefangene v. 30. Juni 1900.) In 
erfolg von $ 12 des früheren Beamtenfürforgegejeges v. 15. März 
1886 bezw. Art. 1 $ 14 und Art. 2 Abf.2 des jehigen Gefeges 
v. 18. Juni 1901 find aber in Übereinftimmung mit der Praxis des 
NRLA.'®) auch diejenigen Lan desgeſetze hierher zu rechnen, welde 
unter Übernahme der reichsgeſetzüchen Beftimmungen die Unfall- 
fürforge für den Kreis ihrer Landesbeamten regeln. 

bb) Ob nad) den bezeichneten Gejegen eine Unfallrente bereits 
gewährt ober noch zu gewähren ift,'%) ob in legterem Falle zunächſt 
nur ein Bewilligungs- ober ſchon ein Bezugsanſpruch vorliegt, macht 
im Prinzip für die Anwendung der hier in Rebe ſtehenden Be- 
ftimmungen feinen Unterſchied, mag ſich auch danach das Verfahren 


=) AR. 97 S. 592 Rr. 620, AR. 98 ©. 393 Rr. 673. 

”) Bgl. den Wortlaut von. $ 9 Abſ. 2 Sag 2 8.89, dazu au $ 113 
Abſ. 3 I8®. 

") Bol. dazu Bb.I $ 42 und den Schlukfag von AR.08 ©. 515 Nr. 1067. 

’) gt. die zit. Entſch. Rr. 1067; dazu Ifenbart-Spielfagen Anm. 2a 
zu $ 113 und aud die anderen Kommentare. 

») Zfenbart-Spielhagen a.a.D.; Gebhard: Düttmann Anm. 7 zu 
$ 113; Weymann Anm. 3 u $ 118. 

18) So bie zit. Eniſch. Rr. 1067, bezuglich auf einen Unterftügungägehalt 
gemäß dem babifhen ©. v. 4. Mat 1888, betr. die Fürforge für,Beamte infolge 
von Betrieb3unfällen. 

») $15.Abf. 2 Sag 2 mit $ 113. Abſ. 2 IVG. und FI AH. 2 Say 28. 89. 
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zur Ausführung derfelben im einzelnen verſchieden geftalten. Wohl 
aber wird bie Eriftenz eines Rechtsanſpruchs auf Unfallrente vor= 
ausgefegt. Iſt ein ſolcher rechtskräftig und enbgiltig'®) aberfannt, 
fo entfällt damit die Anwendung der Sonderbeftimmung des $ 15, 
und die Invalidenrente ift, wie gewöhnlich, zu bewilligen ;2°) es muß 
dies auch für diejenigen Fälle gelten, in denen der durch die Ver- 
wirklichung feiner pofitiven Vorausfegungen an ſich begründete Un— 
fallrentenanſpruch wegen bejonberer gefeglicher Ausihlußgründe ab- 
gewiefen ift.2!) Dem Beftehen eines Rentenanſpruchs gilt es grund⸗ 
fäglich glei, wenn für denfelben eine andere geſetzliche Surrogat- 
leiftung eintritt, fo bie Gewährung einer Krankenhausbehandlung 
duch die Berufsgenofjenihaft??) oder aud eine Kapitalabfindung.2°) 
Auch das bloße Ruben bes Bezugsanfpruds wird bie Anwendung 
des $ 15 Abſ. 2 Sag 2 nicht ausfchließen.2*) 

cc) Neben dem Invalidenrentenanſpruch fteht einer Perſon 
ein Unfallcentenanfprud dann zu, wenn und ſoweit berjelbe für 
einen Zeitraum befteht, fir welchen auch ber eritere begründet ifl.2°) 
Someit daher die Imvalidenrente für einen Zeitraum geſchuldet 
wird, für den Unfalltente nicht gewährt wird, findet auch die im 
$ 15 bj. 2 Sa 2 vorausgefegte Konkurrenz nicht ftatt, und bie 


wa) fiber Rechtsmittel der Anftalt vgl. unten 20 unter litt. eo. 

20) IR. 97 &.290 Rr. 566: auch wenn fich „vom Standpunkte des an ⸗ 
gefochtenen Urtelld die in dem lnfallverfaßren ergangenen Entiheidungen als 
irrtumliche barftellen”. Es muß dies auch für bie Zeit des vorläufigen Bezugs 
einer vom Schiedsgericht zugebilligten, in ber Rekursinſtanz aber wieder ab- 
erfannten Rente gelten, auch wenn die Rüdforderung berjelben erfolglos ges 
blieben ift (AR. 94 S. 147 Nr. 375); dagegen für das jegige Recht zu Unrecht 
Gebhard» Düttmann Anm. 28 zu $15 S. 118 a. €. 

21) 3.8. wegen Bereitelung bed Heilverfahren: AR. 97 S.412 Rr. 597 
ogl. dazu oben $ 74. R. 11). Die Entſcheldung bezieht fi) auf den Fall einer 
nur Herabgefegten Unfallrente, wofür Analoges gilt. Bol. jekt $ 23 bl. 2 
BUBS. Gebhard» Düttmarnn Anm. 28 S. 120 heben aber mit Recht hervor, 
daß die Anftalt auf Mitteilung der Verufsgenoſſenſchaft ſich alsdann in ber 
Lage befinben wurde, auch ihrerſeits von dem $ 22 IW®. Gebrauch zu machen. 

2) AR. 96 S. 253 Nr. 494, AR. 01 S. 191 Rr. 872. 

2) Ag. Strudmann Sten.Ber. zum ©. 89 S. 1205 D; Gebharb« 
Düttmann Anm. 30. 

”) Gebhard» Düttmann Anm. 30 a. E.; doch wird vielfach $ 48 Ziff. 3, 4 
388. felöftänbig Pla greifen. 

>) Bgl. den Wortlaut von $ 113 Abf. 2. 
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Invalldenrente ift infoweit uneingejchränft zu bemilligen. Dies gilt 
insbefondere in den Fällen, in denen durch Betriebsunfall fofortige 
dauernde Erwerbsunfähigfeit eintritt, für die fog. Karrenzzeit von 
13 Wochen nad dem Unfall.2*) 

e) Invaliven- und Unfallrente müfjen aber nicht bloß in Bezug 
auf Perſon und Zeitraum, fondern auch in Bezug auf den Für- 
forgegrund als Urſache zufammenfallen.??) Das bebeutet: es muß 
die tatfächlihe Erwerbsunfähigkeit des Verfiherten mindeftens im 
Ausmaß der nach $ 15 Abſ. 1 Sat 1 IVG. gejeglihen Invalidität 
vgl. oben litt. a) lediglich und ausfchließlih”*) auf einen Betriehs- 
unfall im Sinne der oben litt. aa eingeführten Gejege ala auf 
ihre Urfache ausreichend zurücgeführt werben fönnen. Dazu ift im 
Einzelnen noch zu bemerken: 

aa) Es genügt, daß von der tatjächlih vorhandenen Erwerbs- 
unfähigfeit bes Verficherten ein Teil, welcher 66?%,, Normalprozente 
überfteigt, auf den Unfall ala Urfahe zurüdzuführen iſt. Der $ 15 
Abſ. 2 Sag 2 mit $ 113 findet daher, wie das ABA. ausführlid 
und zutreffenb begründet hat,2%) auch dann Anwendung, wenn z. B. 
die Erwerbsunfähigfeit einer Perfon durch den Unfall allein um 
67 Normalprozente verringert murbe, die übrigen 33 Prozent ihr 
aber in der Folgezeit durch felbftändige Urfachen verloren ge 
gangen find. 

bb) Dagegen muß die Invalidität im begriffsmäßigen Ausmaß 
durch den Betriebsunfall allein ausreichend verurſacht fein. Die 
Sonberbeftimmungen finden baher einerfeits Feine Anwendung, wenn 
der Verſicherte durch den Unfall nur etwa 60 Normalprozente feiner 
Ermerbsfähigfeit verloren hat und dann fpäter durch anderweitige 
ſelbſtändige Leiden den Reft ganz ober doch foweit einbüht, daß 
das invalidenrechtliche Ausmaß erfüllt wird.) Sie finden aber 

*) AR. 94 S. 176 Nr. 399. Die Zahlung erhöhten Krankengeldes fteht 
dem Bezug einer Unfallvente nicht gleich. 

27) Es muß „ber Anſpruch des Klägerd auf Invalibenrente und fein Ans 
ſpruch auf Unfalltente auf einer und berjelben Urſache, nämlich dem Betriebdr 
unfall, beruhen" (AR. 94 ©. 35 Nr. 322 letzter Abſatz). 

20) Bgl. befonderd AR. 94 ©. 176 Rr.399 und AR. 95 ©. 111 Rr. 415. 

2) AR. 03 S. 517 Re. 1069 gegen Weymann Anm. I zu $ 113 und in 
dem oben R. 10 zitierten Aufſatz; vgl. auch die unten R. 37 zit. Entſch. Rr. 1012. 

*) AN. 94 ©. 145 Rr. 372. 
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auch anbererfeits dann Feine Anwendung, wenn ber Verficherte ſchon 
vor dem Unfall invalive im Sinne des Gejeges war?!) ober wenn 
er doch ſchon fomelt in feiner Ermerbsfähigfeit beſchränkt war, 
daß die nah dem Unfall allerdings vorliegende geſetzliche Invalidität 
nicht mehr zu einem 66?/, Normalprozente überfteigenden Sage auf 
den Unfall zurüdgeführt werben kann, fo 3. 8. wenn ein zu 40 Proz. 
bereits Ermerbsunfähiger duch Unfall die übrigen 60 Proz. Ermwerbs- 
fähigfeit verliert oder auch ein zu 10 Proz. Erwerbsunfähiger nach dem 
Unfall zu 70 Normalprozenten invalide ift.”?) Dabei kommen aller- 
dings nachteilige Einwirkungen, welche ein Unfall auf ein bereits vor= 
handenes Leiden im Sinne einer ftärferen Progreffion der Erwerbs- 
beſchränkung ausübt, A conto des Unfalls, wie fie denn auch bei Feft- 
fegung der Unfalltente mit zu berüdfichtigen und zu entſchädigen 
find ;??) dagegen ift das ältere Leiden an fich als felhftänbige Urfache 
der Erwerbsbeſchränkung zu behandeln, es fei denn, daß es bis zum 
Unfall überhaupt nicht, ſondern erft im Bufammenhange mit den 
Unfallfolgen eine nadhteilige Einmwirfung auf bie Ermwerbsfähigfeit 
ausgeübt hätte.) Nur dann werden, wenn vor oder nad) einem 
Unfalle felbftändige Leiden aufgetreten find, dieſelben trogdem mit 
den Unfallfolgen zu einer einheitlichen Invalibitätsurfache zufammen- 
zufaſſen fein, wenn auch fie auf einen Betriebsunfall als Urſache 
zurüdgehen, der Verficherte aljo hintereinander zwei Betriebsunfällen 
zum Opfer gefallen ift, welche zwar zufammen, nicht aber in ihrer 
Vereinzelung bie gejegliche Invalidität Fonftituieren.”) Man kann 
den entwidelten Ergebnifien, wie es das RVA. gelegentlich getan 


»ij AR. 02 ©. 597 Rr. 1012. 

2) Weymann ArbV. 03 ©. 124 litt. b. 

®) Bol. dad Prinzip und Beiſpiele dazu Bb. I S.351 R. 13, ſowie Hand⸗ 
buch der Unfallverfiherung Anm. 37 zu $ 5. 

>) Bol. ®b.Ia.a.D. R.13 a. €. — Die Säge des Tertes ergeben ſich 
tm Sufammenhalte mit Entſch. Rr. 1069 (N. 29) auß den Entſcheidungen Rr. 372 
(R. 30) und AR. 94 S. 147 Rr. 373, 374. Tagegen iſt im Ergebnis wohl als 
abmwegig zu erachten (— ben Wiberfprud markieren auf Gebhard-Dütt- 
mann ©. 125 litt. aa a. E. —) AN. 96 ©. 253 Nr. 495 (vgl. dazu bie ihren 
Tatbeftand nicht Mar ergebende Entf. AR. 04 ©. 854 Rr. 1110), weil bie Hier 
herangezogenen früheren Leiden doch nicht im Sinne einer bafür gewährten 
„Entſchädigung“ „berükfictigt“ waren; vgl. oben R.10 a. E. 

) Bgl. AR. 02 S. 683 Nr. 1020. 
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Yat,) auch die im allgemeinen zutreffenbe Faſſung geben: es müfjen 
die körperlichen Leiden, welche für den Invalidenrentenanſpruch als 
Urſache der geſetzlichen Erwerbsunfähigfeit in Betracht kommen, 
auf der anderen Seite zugleich bie Folgen bes feſtgeſtellten Betriebs- 
unfall fein. Doc werden da durch diejenigen, au vom RBA. 
zutreffend im Sinne einer Anmenbbarfeit von $ 15 mit $ 113 ge- 
würbigten Fälle nicht genau gededt, in denen bie Invalidität des 
Verfiherten tatfählih auf den Unfallfolgen und einer fpäteren 
felbftändigen Krankheit beruht, fo jedoch, daß die Unfallfolgen allein 
ſchon ausreichen, das gefegmäßige Ausmaß der Ermwerbsunfähigkeit 
zu Tonftituieren.?”) 

ce) Da die Unfallfolgen fih vom Unfall ab verſchlimmern 
ober verbeſſern Tönnen, fo Tann auch die Frage, ob die tatſächlich 
vorhandene Invalidität im geſetzlichen Ausmaße auf den Unfall 
zurüdzuführen ift, für verfchiedene Zeitabſchnitte verfchieden zu be— 
antworten fein.?®) Der ziffernmäßige Prozentfag verminderter Er- 
werbsfähigfeit, welchen die Unfallinftanzen angenommen haben, kann 
dabei, wie überhaupt, als ſolcher nicht unbedingt entſcheidend fein 
(ogl. ſchon oben N. 12), zumal, wie erwähnt (vgl. oben N. 10), die 
Abfhägung der Erwerbaunfähigkeit im Unfallrecht nicht na Normal-, 
fondern nad Individualprozenten erfolgt.) Dagegen hat das 
NLA. mit Recht angenommen, daß während‘ der Unterbringung 
eines Verfierten in einem berufsgenoſſenſchaftlichen Krankenhauſe 
deſſen invalidenrechtliche Erwerbsunfähigkeit ftets als durch den Un« 


3) Vol. Rr. 322 lehler Abſatz (oben R. 27), auch AR. 97 ©. 592 Rr. 620: 
für denfelben „Rörperzuftand“. 

®) Bol. die oben R.29 zitierte Entſch. Rr. 1069, fowie AR. 02 S. 597 
Nr. 1012. In legterer wird ein Fall entſchieden, bei welchem die beftehenbe ger 
jegliche Invalibität mögligermeife in ihrem vollen Umfange ſowohi auf die 
Unfalffolgen, als auch auf eine jelbftänbige Krankheit zurüdgeführt werden 
konnte. „Mag nun felbft die Annahme des Schiedsgerichts zutreffen, daß der 
Kläger an einer Lungenkrankheit in einem an fi die Erwerböunfähigkeit mit 
fi bringenden Grade leidet, fo ift doch damit nicht ausgeſchloſſen, daß auch 
Unfallfolgen von ebenſolcher Bebeutung für die Erwerbsfähigfeit vorliegen. Da 
aber bie Erwerböunfäßigteit bei berfelben Perjon immer nur einmal vorfanden 
fein kann, jo würde die Entſcheidung des Schiedsgerichts“ (melde die Rente 
zubilligte) „zur Gewährung einer zweimaligen Entfäbigung für bie nur ein- 
Heitliche Erwerböunfähigtelt führen.“ Bgl. auch AR. 04 Rr. 1142 S.487 Abſ. 2. 

=) AN. 01 S. 191 Nr. 872, AR. 98 S. 393 Rr. 673 u.a. m. 

*) AR. 02 S. 683 Rr. 1020, AR. 04 S. 354 Rr. 1110. 
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fall verurſacht anzujehen iſt, au wenn während dieſer Zeit bie 
Umfallfolgen für fi eine folde Schwere nicht aufweifen.t) 

2. An die erörterten Vorausfegungen Inüpfen fi, mit einer 
gewiſſen Verſchiedenheit der Fälle, folgende Wirkungen: 

a) Im jebem Falle befteht für den Verſicherten ein Anſpruch 
auf Bewilligung der Invalivenrente zu demjenigen Betrage, zu 
welchem diefelbe die gewährte Unfallrente überfteigt ($ 15 Abſ. 2 
Sat 2). Während es für das frühere Recht zweifelhaft fein konnte, 
ob nicht bei dem in $ 9 Ab. 2 Satz 2 ©. 89 vorgefehenen Zu- 
fammentreffen von Unfall» und Invalidenrente die letztere unbe 
Dingt in ihrem ganzen Betrage megzufallen habe,*') ift jet ber 
Bezug des Überfhuffes derfelben durch den Wortlaut des Geſetzes 
bemußter Weife*?) dem Verſicherten gemährleiftet. Die auf ſolche 
Weiſe zuzubilligende Teilvente fteht ganz unter den gleichen Normen, 
wie die Invalidentente überhaupt. 

b) it dem Verficherten für die feine Invalidität begründenden 
Unfallfolgen bereits eine Unfallrente bewilligt und ift diefelbe ihrem 
Betrage nad) minbeftens ebenfo hoch, als die Invalidentente, melde 
ihm zufommen würde, fo fteht ihm auf die legtere materiell und 
formel ein Anfprud überhaupt nicht zu ($ 15 Abſ. 2 Sag 2). 
Wird der Antrag auf Berilligung trogdem erhoben, fo ift er 
unter entſprechender Begründung abzulehnen, nit etwa ift bie 
Rente feftzufegen und gleichzeitig ihr Ruhen auszufpreden.”) Ob 
der Anſprecher ein Bezugsrecht auf Unfallrente befigt, beftimmt ſich 
nach Maßgabe des Unfallrechts; auch die Bewilligung durch form- 
Iofes Schreiben Tann genügen, fofern dem letzteren rechtlich die 
Wirkung eines rechtskraftfähigen Beſcheides beizumeſſen if.) Mit 
ver Ablehnung iſt dem DVerficherten das Bezugsrecht rechtskräftig 
abgeſprochen; es findet daher insbefondere auch der $ 47 Abf. 4 

+9) So verftehe ich die N. 38 zitierte Entſch. Rr. 872. 

+) Diefe Anſicht wurde Bd. IS. 364 N. 28 begründet, ebenfo 5.8. Piloty 
in Mainzer Stihr. Bd. 1 S. 66 Anm. 1; dagegen aber AR. 94 &. 33 Nr. 322, 
AR. 9 ©. 111 Rr.415, ©. 112 Nr. 416. Ginfitlic des Überfteigend der 
Invalivenrente In zeitlicher Beziehung vgl. in anderem Zufammenhange oben R. 26. 

4) Antrag Lehr⸗Eſche Ar. 290, Abg. Lehr Sten.Ber. ©. 2180 D. 

“) AR. 95 ©.111 Rr. 415. 

*) AR. 03 S. 516 Nr. 1068. „Ebenſowenig wirb bie Bedeutung bed er» 
wähnten Sqhreibens ald eine Feftftelungsbefeibs durch den Zufah „ohne 
Dazu gejeglich verpflichtet zu fein““ aufgehoben.” 
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II. auf die Zeit, während deren er mangels einer Unfallrente 
die Invalivenrente hätte beziehen fönnen, feine Anwendung (vgl 
oben $ 54.N. 50). 

Zur Verwirklihung diefer Rechtsſätze hat bei Stellung eines 
Antrags auf Invalidenrente bereits die vorbereitenbe untere Ver- 
waltungsbehörbe ihr Gutachten darauf zu erfireden, ob ber An- 
ſprecher eine Unfallvente bezieht, in welcher Höhe und von welcher 
Berufsgenofienfchaft oder fonftigem Verfiherungsträger, und ferner 
darauf, ob die Erwerbsunfähigfeit im Sinne des $ 15 Abſ. 2 Sap 2 
durd einen Betriebsunfall herbeigeführt worden ift.*) Die letztere 
Frage wird, falls daraufhin die Ablehnung des Rentenantrags er- 
folgen fol, auch mit den Laienbeifigern zu erörtern fein.) Spricht 
ſich die untere Verwaltungsbehörde unter Verneinung der Frage 
für Gewährung der Rente aus, fo ift vom Anftaltsnorftand, wenn 
er anderer Meinung ift, eventuell gemäß $ 112 Abſ. 3 die Ver- 
nehmung der Beifiger nachträglich zu veranlaflen.*) 

c) Iſt dem Verficherten nod feine Unfallrente bewilligt, fo 
follen zwar, falls die Vorausfegungen des $ 15 Abf.2 Sag 2 vor- 
liegen, die Mittel der Invalidenverfiherung endgiltig gleichfalls 
nur für den etwaigen Überſchuß der Invalidenrente über „die zu 
gewährenbe Unfallrente“ ($ 113 Abf. 2) in Anſpruch genommen 
werben: vorläufig foll aber doch dem Verficherten die ganze In— 
validenrente, welche regelmäßig raſcher zu liquibieren ift als bie 
Unfallvente, weil fie von ber Borausfegung des Raufalzufammen- 
hanges mit dem Betriebsunfall abfieht, gewährt werben. Hieraus 
ergeben ſich folgende Rechtsſätze: 

aa) Meldet der Verfiherte feinen Iwalidenanſpruch an,*) fo 
fol ihm gegenüber die materielle Tatjache, daß die Invalidität im 

+) AN. 02 S. 506 Rr. 993: „meldes Maß von Ermerböunfähigkeit durch 
die Folgen des Unfalld herbeigeführt ift und inwiefern fie etwa auf anderen 
Gründen beruht“. ” 

*) &o bie Entf. Nr. 993, welche ihre Anficht durch finngemäße Anwendung 
der Worte „dad Maß ber Ermwerbsfähigfeit“ in $ 58 Abi. 1 und 2 mit $ 59 
Abf. 1 IB. begründet; zmeifelfaft Aufern fich Sienbart-Spielpagen 
Anm. 1 zu $ 59. 

1) AR. 02 ©. 597 Rr. 1012. 

+) Daß aud) hier ein Antrag des Berfiherten erforderlich ift, heben Geb ⸗ 
hard» Düttmann Anm. 28 zu $ 15 beſonders hervor. Vgl. aud die unten 
R. 61 zitierten Motive. 
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Sinne des $ 15 Abſ. 2 Sag 2 durch einen Unfall verurfacht if, 
nit zu einer formellen Ablehnung bes Anspruchs auf Invaliden- 
vente führen dürfen. Der Antrag ift vielmehr, ganz abgefehen von 
jener materiellen Frage, ganz wie gewöhnlich zu behandeln und die 
Invalivenrente in voller Höhe zu bemilligen und zahlbar zu machen, 
wenn nad dem Ermefjen der Feſtſtellungsinſtanzen (vgl. oben N. 12) 
deren regelmäßige Borausfegungen (Invalidität, Erfüllung der Warte⸗ 
zeit uſw.) vorliegen*) ($ 113 Abſ. 1). 
bb) Im weiteren fommt es auf das Ergebnis bes Verfahrens 
wegen Feftftellung der Unfallrente an. Geht basfelbe negativ aus, 
indem der Berwilligungsanfpruc bes Verficherten abgewieſen wird, 
weil 3. B. die Unfallinftanzen das Vorliegen eines Betriebsunfalls 
verneinen, fo bleibt die rechtskräftige Bewilligung der Invalidenrente 
unverändert weiter beftehen (vgl. oben Ziff. 1, b, bb); fie kann 
fpäter nur nad) den gewöhnlichen Regeln des Invalidenrechts ($ 47) 
zum Wegfall gebracht werden. Wird dagegen eine Unfallrente be» 
willigt,’°) fo kommt es wiederum auf den Betrag derfelben an; da- 
gegen ift, wie das RVA. neuerdings (unterm 16. Mai 1900) fehr 
zutreffend entichleden hat,?!) der Prozentfag der Erwerbabeſchränkung, 
welchen die Unfallinftanzen angenommen und zu welchem fie bie 
Vollvente bewilligt haben, für die Invalideninftanzen unpräjubiziell; 
insbefonbere find die legteren danach, wenn und ſoweit z. B. einem 
vor dem Unfall normal Erwerbsfähigen??) nur 50 Proz. der Voll- 
vente bewilligt werben, nicht genötigt, ihre Annahme, daß die In- 
valibität duch Unfall herbeigeführt fei, aufzugeben. Iſt nun ber 
Betrag der Unfallrente minbeftens eben fo hoch, wie bie Invaliven- 
rente, fo Tann?®) die Verfiherungsanftalt die legtere ganz, im 
. +) Nach $ 19 Abſ. 4 der Rechnungsvorſchriften (AR. 00 &. 225) if, wenn 
die Erwerböunfähigteit durch einen Betrieböunfall verurfacht if, dies in ber 
BSahltarte (vgl. oben $ 79 LU, 1) unter „Bemerfungen“ anzugeben. 

5) Die Bewilligung der Unfallrente hat auch bier nad den gewöhnlichen 
Regeln, baher au rüdwärtd für diejenigen Seiten zu erfolgen, für melde 
Invalidenrente gezahlt wurde (AN. 94 ©. 35 Nr. 323 Ubf. 5). 

9) AR. 00 ©. 672 Rr. 816 (vgl. oben R.12 und Hinter N. 38), ebenfo 
Ifenbart: Spielhagen ©. 688 a. E., 689. 

Durch die Aufnahme dieſer Borausfegung in den Text wirb der Begen« 
fag ber Invidualprogente des Unfallrechts zu ben Rormalprogenten bed Ins 
validenrecht8 außgefcaltet ; vgl. oben R. 10. 

®) Die Entstehung ber Invalibenzente ift nur ein Recht der Berfiherungde 

Rofin, Recht der Mrbeiterverficherung. Banb II. 69 
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übrigen aber zu demjenigen Teile entziehen, zu welchem fie durch 
die Unfalltente gevedt wird. Die Entziehung erfolgt nad Maß- 
gabe von $ 47 Abf. 3 mit dem Ablauf des Monats, in welchem 
der Entziehungsbefcjeib zugefiellt wirb.*) Die Form ber Entziehung 
folgt allgemeinen Regeln,“) geichieht daher insbefondere durch be- 
vufungsfähigen Befcheib.*) it den gegen dieſen zuflehenben ger 
wohnlichen Rechtsmitteln Tann der Verfiherte geltend machen, daß 
die Vorausfegungen des $ 15 Abſ. 2 Sat 2 überhaupt nicht vor- 
liegen, die Invalidenrente ihm daher neben der Unfalltente (ſoweit 
nicht etwa $ 48 Ziff. 1 in Betracht kommt) weiter gezahlt werben 
möüffe. 

ce) Während nad bewilligter Unfallrente die Verfiherungs- 
anftalt fi für die Zukunft durch Entziehung der Invalidenrente, 
ſoweit zuläffig, entlaftet, findet fie für die Vergangenheit ihre Ent- 
laſtung in der Form eines Rüdgriffs gegen die Berufsgenofienjchaft 
ober den fonft zur Zahlung der Unfallrente verpflichteten Verband. 
Diefer Regreß kann ihr aber wiederum nad; jegigem Recdht?") nicht 
unbedingt in ber vollen Höhe der gezahlten Invalidenrente, fondern 
nur infomeit zuftehen, als die „Invalidenrente die Unfallrente nicht 
überfteigt",5°) fo daß aud) für die Vergangenheit der Überſchuß der 


anftalt, deſſen Nichtausubung oder verzögerte Ausübung ifrem Erſatanſpruch 
nicht präjubizieren Tann; vgl. Entf. württ. LYA. v. 24. Mai 1902 in Mainzer 
Str. 8b. 18 ©. 116 : : Neger 86.23 &. 128. Übereinſtimmend wohl auch 
ZIfenbart-Spielhagen ©. 688 und Gebhard» Düttmann ©. 519. 

*) AR. 08 ©. 516 Rr. 1068 vorlegter Abjap. 

%) Anmenbung von $121 Abſ. 2 I®®.: Gutachten der Bermaltungäbehörde, 
eventuell mit Beifipern gemäß $ 59 Abſ. 1 mit $ 57 Siff.2 (vgl. oben R.46 
und $ 75 IV, 3): AR. 02 ©. 506 Rr. 993 mit ArbV. 02 ©. 535. 

s) AR. 94 ©. 33 Rr. 322, AR. 98 ©. 393 Nr. 678, AR. 02 S. 506 Rr. 993. 
Formloſer Beſcheid aud hier ald berufungsfähig zu behandeln: Rr. 322 (vgl. 
oben $ 70 R.22 mit 17). 

7) Anders für dad frühere Recht ſprach fi im Zufammenhange mit der 
oben R. 41 erwähnten Anſicht Wd.I ©.367 aus, mo eine einfade Griaf 
forberung unbebingt in Höhe der vollen Invalidenrente angenommen wurde. 

) Durch bie Abficht, died zum Ausdrud zu bringen, erflärt fih ber im 
Zert zitierte Wortlaut von $ 113 Abf. 2, der auf einem Antrag Hiye Rr. 355 
al. 25, Sten.Ber. S. 2548 B beruht. Indeſſen wäre, nachdem bad neue Befeh 
die cossio legis ald Mittel der Erfagforberung angenommen bat, jene Servor 
Hebung nicht nötig geweſen, weil burd) cessio logis fon an fid) ein die Unfall, 
zente überfteigender Betrag nicht auf die Anftalt übertragen werden kann. Im 
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erfteren über die legtere zu eigenen Laften der Träger ber Inva- 
lidenverſicherung verbleibt. Damit im Zufammenhange verwendet 
das Geſetz behufs Durchführung bes Regreſſes wiederum die Rechts- 
form ber cessio legis und fchreibt, im Anſchluß an die frühere 
Praris des RVA., vor, daß, foweit auf Grund der erfolgten Be- 
willigung (litt. aa) „bie Invalidenrente für einen Zeitraum gezahlt 
it, für welchen dem Empfänger ein Anſpruch auf Unfallrente zu= 
fteht, dieſer Anfpruch infomeit auf Die Verficherungsanftalt übergeht, 
als bie gewährte Invalidenrente die zu gewährende Unfallrente nicht 
überfteigt“. Hiernach geht der Anfprud auf Unfallrente nicht als 
ganzer, fonbern nur in Beſchränkung auf diejenigen Zeiträume über, 
für welche die vorläufige Invalidenrente gezahlt ift;°%) Unfallrentens 
beträge, welche auf frühere oder fpätere Zeiträume entfallen, fünnen 
von der Verfiherungsanftalt nicht in Anfpruch genommen werben.) 
Iſt die Unfalltente höher, als die gezahlte Invalidenrente, fo voll- 
zieht ſich der Nechtsübergang, mas das Gefeg nicht befonders zum 
Ausdrud bringt, nur in Höhe der letzteren (vgl. oben N. 58). Der 
Zeitpunkt bes Überganges ift die rechtskräftige Bewilligung der 
Invalidenrente, nit, wie e8 nad dem Wortlaut fcheinen könnte, 
der Moment ber jevesmaligen Zahlung.) Der Übergang ergreift 
von da an ſowohl die in ber Vergangenheit, wie aud bie in der 


Gegenteil wäre eö eher nötig geweſen auszuſprechen, daß die Legalceffion ber 
Anfallrente nur in Höhe der etwa niebrigeren Invalidenrente ſich vollziehen fol, 
wie dies aud in $ 76 Abi. 2 Entm. IVG. geſchehen war. In biefem Sinne 
hat Wegel in Zeitſchr. f. badiſche Verwaltung Bd. 32 &.109 Recht, wenn er 
ausführt, daß in $ 113 Abſ. 2 beſſer zu leſen wäre: „ald die zu gewährende 
Unfallsente bie gewährte Invalibenrente nicht überftelgt“, nur daß fein „Faffungsd« 
überfehen“, fondern eine unnötige und abwegige Faflungsabficht vorliegt. 

%) Die Zahlungen für die erften 13 Wochen nad bem Unfall bleiben ber 
Anſtalt zur Laft; vgl. oben R. 26, 4l. 

*) AR. 01 S. 440 Rr. 918 mit Handbuch ber Unfallverfiherung Anm. 3a 
zu $ 8 UB®,, ſowie neueftens AR. 04 Nr. 1141 ©. 485 Abſ. 3 und Rr. 1142 
©. 487 oben, au) AR. O1 &.443 Rr. 919, 920. Bol. auch über bie frühere 
Judikatur zu $ 35 Abi. 2 ©. 89 oben $ 87.0.6. 

0) Bgl. dazu Bb.I ©. 547 N. 11. Dementipregend jagen die Mot. Abſ. 1 
zu 8 76 Entw. IB®.: „Der Abſat 2 ſpricht deshalb zunachſt aus, baß bei 
einer dur Betriebsunfall verurfachten Invalidität, für welde auf Antrag ($ 75) 
eine Invalidensente hat bewilligt werben müflen, ber Anfpruch bes Ber 
ſicherten gegen bie Berufögenofienicaft in Höhe der Invalidenrente auf die 
Berfiherungsanftalt übergeht.” 

ny* 


1092 VL. Bud), Grengbegiefungen. 


Zukunft liegenden Zeiträume, für welde jene Kongruenz von In- 
validenrentenzahlung und Unfallrentenanſpruch ſich ergibt ;*2) doch 
wird die Berufsgenoffenichaft gemäß 88 412, 407 BGB. durch 
gutgläubige Zahlungen an ben Berfiherten befreit, während fie 
nad) erhaltener Kenntnis vom Redhtsübergange auf ihre Gefahr an 
ihn Zahlung leiftet.*) Im übrigen werden im allgemeinen die- 
jenigen Rechtsfäge analog Anwendung finden können, welde oben 
$ 86 Ziff. 8 zu $ 54 JVG. entwidelt worden find.*) Auch greift 
bier ebenfo (vgl. oben $ 86 Ziff. 8d) die Aufrehnungsbefugnis der 
Verfiherungsanftalt gemäß $ 55 Abf.2 IVG. Plag, foweit der 
Berficherte im Wiberfpruß) mit ber gefeglicien Ceifion Zahlungen 
aus Unfallrenten erhalten hat; dazu gewähren die Unfallverfiche- 
rungsgeſetze der Anftalt die weitere Möglichkeit, für ihren Bereiche 
rungsanfpruh im Wege der Ceſſion, Verpfändung oder zivil- 
progeffualifchen Pfändung die Unfalltente des Berficherten auch über 
denjenigen Umfang hinaus in Anſpruch zu nehmen, in welchem fie 
gemäß $ 113 IVG. der gefeglihen Ceffion unterworfen ift.*°) 

dd) Entftehen aus Anlaß des Erſatzanſpruchs (litt. ce) Streitig- 
feiten, indem namentlih ber Verſicherte ober aud die Verufs- 


2) Der Übergang beſchränkt fi) nicht auf die Zeit bis zur Bewilligung der 
Unfalltente; vgl. das N. 53 zitierte Erkenntnis. 

9) AR. O1 S. 40 Rr. 918 mit dem R. 53 zitierten Erf. ded württ. LIA, 
auch AR. 04 Rr. 1141 ©. 485 Abſ. 3. — Hat die Anftalt einem Berfigerten 
bis zu befien Tode Invaltvenrente gewährt und nimmt fie dann bie Berufs - 
genoffenfaft in Anipruc, fo kann diefe die Veregtigung des Anſpruchs nicht 
mehr durch die Erflärung negieren, fie übernehme in Ausübung des ir nach 
$ 22 GUB®. zuftehenden Wahlrecht? nachträglich die Pflegekoften, welche für 
ben in einem Krankenhaus untergebrachten Berlegten bis zu feinem Tode bort 
aufgewenbet feien (AR. 03 Rr. 267 ©. 1032). 

) Bol. Entf. Rr. 918 mit AN. 94 &. 292 Rr. 1356 (Unfallſache). — Die 
von ben Berufögenofienigaften zurüdgezahlten Rentenbeträge find als Cin- 
nahme in Kap. V ber Handbücher nachzuweiſen: Bemerkungen zu den Rehmungs- 
vorſchriften v. 1. Dez. 1899, AR. 00 ©. 249 Ziff. 4. 

©) So verſtehe id die angeführten Stellen 5. 8. $ 96 Ziff. 3 GUBE.: 
„ur Deckung von forderungen ber Berfiherungdanftalten für Invaliden ⸗ 
verfiherung". Bol. dazu bie Mot. Abf.2 zu $ 68 Entw. BUB®. und Illing 
in Mainzer Ztfe. ©d. 14 S.49. Die Berufögenoffenfjaft darf aber Abzüge 
von ber Unfallrente zwecks Befriedigung ber Berfiherungsanftalt erfi dann ein- 
treten laſſen, wenn ber Bereiherungsanfpruch der letzteren durch Anerkenntnis 
oder Urteil des ordentlichen Gerichts feftgeftellt ift (MR. 04 ©. 484 Ar. II4L 
mit AR. O1 Rr. 920 &. 445 a. E.). 
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genofienihaft die Rechtsnachfolge der Berficherungsanftalt in die 
Unfallvente beftreiten, fo bat barüber in erfler und letter Inſtanz 
das RVA. ($ 113 Abſ. 6) oder, falls Anftalt und Berufsgenoſſen- 
{haft demfelben Landesverficherungsamt unterftehen, dieſes zu ent» 
ſcheiden ($ 111 Abſ. 2 IVG.). Über Einleitung und Rechtswirkung 
des Verfahrens verbreitet fih bes Näheren eine neuere Entſcheidung 
des RUN. v. 4. Febr. 1903.) Die Entſcheidung nad) $ 113 Ab. 6 
erfolgt unter Zuziehung aller drei Beteiligten, und zwar beim RVA. 
gemäß $ 110 Ziff. 3 IVO. und der $$ 29 ff. der Kaiferl. VD. vom 
19. Okt. 1900 durch die ordentlichen, event. verftärkten Spruch - 
fenate.”) Der Antrag auf Entſcheidung ift ſchriftlich einzureichen 
und hat den erhobenen Anfpruch zu bezeichnen und zu begründen. 
Nah Einreihung der Vorverhandlungen und erfolgtem Schriften 
wechfel ergeht die Entſcheidung nicht öffentlih und ohne mündliche 
Verhandlung.) 

ee) Da nad alledem die Entlaftung der Verfiherungsanftalt 
in erfter Linie von der Feftftelung einer Unfalltente für den Ber- 
fiherten abhängt, fo gewährt $ 118 Abſ. 3 derſelben, entfprechend 
ſchon der früheren Praris, ausdrücklich das Recht, auch an Stelle") 
des DVerlegten die Fetftellung ber Unfallvente, ſoweit biefe noch 
nicht erfolgt ift, zu beantragen und das unfallrechtliche Feitftellungs- 
verfahren durchzuführen. Entſprechend dem Zwecke der Beitimmung 
greift dieſelbe nur Play in folhen Fällen, wo durch die Feftftellung 
der. dem Verlegten zuſtehenden Entſchädigung eine Entlaftung für 


) AR. 03 &.519 Rr. 1070. In biefer Entſcheidung wird zugleich aus⸗ 
geführt, daß, wenn ber Verſicherte eine Entſcheidung gemäß $ 113 Ab. 6 nicht 
herbeigeführt, vielmehr einen feine Rente feftfegenden und zugleich ben Abzug 
zu Gunſten ber Verfiherungsanftalt ausſprechenden Beſcheid hat rechtskraftig 
werben laffen, er dann noch auf anberem Wege zu feinem Rechte gelangen Tann. 
Er Tann fih nämlih auf den Standpunkt ftellen, daß die Anftalt mit dem 
Empfang des für fie gemachten Abzugs von der Unfalltente die von ihr ger 
zahlte Invalidenrente zurüdgenommen habe und Tann daraufhin im Invaliden ⸗ 
verfahren auf nochmalige Gewährung ber Invalidenrente Magen; vgl. bazu oben 
$73.R. 98. 

en) Bol. oben $ 29 II, 4; AR. O1 S. 439 Nr. 917. 

®) gl. Entſch. 917 und oben $ 29 R.29. — Beweisaufnahme in dieſem 
Verfahren If zuläffig (AR. 04 S 486 Rr. 1142). 

) Die Anftalt Tann aud neben dem Verletzten ald Rebenintervanient bezw. 
notwendiger Streitgenofie eintreten; ngl. Ijenbars-Spielhagen Anm. 4a 
zu $ 113, Gebhard» Düttmann Anm. 18 zu $ 113 und oben $ 87 VII, 3. 


1094 VI. Bug. Grenzbeziehungen. 


die Anftalt eintreten würbe; im lebiglichen Intereſſe des Berficherten 
kann die Anftalt ihr Recht nicht ausüben,’°) wenngleih es nicht 
ausgeſchloſſen ift, daß das von der Anftalt eingeleitete Verfahren 
aud dem Verſicherten dadurch zu Gute kommt, daß die einheitlich 
feſtzuſtellende Unfallrente den Betrag, um ben die Anftalt zu ent 
laſten ift, überfteigt.’") 

Befonders räumt der $ 113 Abf. 3 der Anftalt auch das Recht 
ein, an Stelle des Verlegten Rechtsmittel, namentlih Berufung und 
Rekurs einzulegen, und zwar ohne Rüdfiht auf Friften, welche 
ohne ihr Verſchulden verftrichen find. Die Beſtimmung bezieht ih 
nur auf Rechtsmittel, nicht auf Ausfhluß- und Berjährungsfriften, 
fegt alſo insbefondere biejenigen Beftimmungen ber Unfallverfiche- 
tungsgefege nicht außer Kraft, welde den Entſchädigungsanſpruch 
mangels Feitftelung von Amtswegen von einer Anmeldung binnen 
zwei Jahren nad dem Unfall abhängig maden.”) Sobald bie 
Anſtalt von einer gegen ben Verficherten ergangenen Entſcheidung 
Kenntnis erhält, läuft von da an für fie die gewöhnliche Rechts: 
mittelfrift. Cs gilt dies zunächft für den Fall, daß zur Zeit ber 
erlangten Kenntnis die Rechtsmittelfriſt des Verficherten felbft be— 
reits verftrihen war; '?) es wird aber auch dann gelten, wenn ju 
jener Zeit die Nechtsmittelfrift noch nicht abgelaufen, die Anſtalt 
aber ohne ihr Verſchulden nicht in der Lage war, innerhalb der 
felben das Rechtsmittel von ſich aus einzulegen. 

d) Zweifelhaft erſcheint der Fall, wenn ein Verficherter, der 
bereits eine Unfallteilrente, 3. B. wegen einer Erwerbsbeſchränkung 
von 50%), bezieht, nunmehr wegen verſchlimmerter Unfallfolgen 
Invalidenrente beantragt. Die auf diefen Fall bezügliche Judifatur 
des RVaA. erfheint mir nit völlig Mar und widerfprudslos. In 
einer Entſcheidung v. 14. Oft. 1897 (AN. ©. 592 Nr. 620) ift aus- 
geſprochen, daß felbft für den Fall, in welchem die ſchon bemilligte 
Unfallrente höher ift als die Invalivenrente, die letztere, „vorbe⸗ 
haltlih der aus $ 34 Ziff. 1" (jet $48 Ziff. 1) „ſich ergebenden 


») 4.8. in Fällen, wo ber Unfall nicht die einzige Urſache der Ermerb 
unfähigfeit ift, 

7) AR, 03 S. 512 Rr, 2015 (Unfallfage). 

7) .B. $ 72 BURG. $ 78 LUBG.; AR. 03 S. 513 Rr. 2016 (Unfaljace); 
Be. in ArbV. 02 S. 861. 

%) AR.01 S. 509 Rr, 1882 (unfallſache) 
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Einſchränkung“ „neben ber älteren Unfallrente" zu gemähren fei. 
Die Berfiherungsanftalt könne dann ihrerjeits „die auf fie über« 
gegangenen Anſprüche des Verlegten" gemäß $ 65 UVG. (jegt $ 88 
GuVG.) im Sinne einer Erhöhung feiner Unfallrente verfolgen.’*) 
Hat fie damit Erfolg, fo kann dann, wie fi) aus einer weiteren 
Entſcheidung v. 16. Nov. 1897 (AN. 98 ©. 893 Nr. 673) ergibt, 
die Invalidenrente, ſoweit fie durch die Unfallvente gebedt wird, 
wieder entzogen werben. Ihren Erſatz für die inzwifchen gezahlte 
Invalibenrente könne die Anftalt aus der Unfallrente des Ver- 
figerten betreiben, melde, wie eine Entſcheidung v. 5. Dez. 1900 
(AN. 01 ©. 440 Nr. 918) ausführt, nicht bloß in Höhe bes auf 
Grund von $ 88 GUNG. ſchließlich bewilligten Mehrbetrages, 
fonbern in ihrem ganzen Umfange zur Dedung der Invalibenrente 
auf fie übergegangen fei. 

BVeymann) verfteht diefe Entſcheidungen in dem Sinne, 
daß „die Anftalt alfo in ſolchen Fällen die vorfhußmelfe Aus- 
zahlung auch desjenigen Teils der Unfallrente zu übernehmen habe, 
welcher bereits früher feftgefegt und angewiefen worden ift“, daß 
demzufolge bie ältere Unfalltente fofort auf fie übergehe und bem- 
gemäß durch ſchleunige Benachrichtigung der Berufsgenoffenfchaft 
ober gar direkt der Poft von ihr in Anfpruch zu nehmen fei. Auch 
wenn dieſe Auffafjung richtig wäre, fo würde fie doch, wie es 
ſcheint, einen Widerſpruch mit der oben bei N. 51 beiprochenen 
Entf. v. 16. Mai 1900 Nr. 816 involvieren. Denn nach diefer 
find „für die Entſcheidung darüber, ob ein Unfall die Erwerbs- 
unfähigfeit eines Verſicherten im Sinne von $ 15 Abj.2 IVG. 
herbeigeführt hat, die Imvalidenrenteninftanzen zuftändig, unab- 
hängig von ber etwa abweichenden Schägung des Grades ber 
Erwerbsunfähigkeit duch die Unfalltenteninftanzen“, während bie 
Entf. Nr. 620 offenbar die Anwendung des $ 15 Ab. 2 Sag 2 
von der herbeizuführenden Erhöhung des Unfallrentenprozentſatzes 
abhängig machen wil. Würde man aber diefen Widerſpruch ver- 
meiden und annehmen, daß, auch wenn bie Unfallinftanzen bie 


%) Das Recht ber Anftalt, an Stelle des Verſicherten auch aus $ 88 BUB®. 
felbftändig vorzugehen, ift auch jegt nah $ 113 Abj.3 IB®. unzweifelhaft; 
vgl. noch AR. O1 ©. 440 Nr. 918 Abſ. 5 mit AR. 97 ©. 265 Nr. 1580 
nfallſache). 

u) Anm. 2 Schlußabſatz zu $ 113, 
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Annahme einer Verſchlimmerung der Unfallfolgen abgelehnt haben, 
die Invalideninftanzen doch noch in der Lage find, in Anwendung 
von $ 15 Abſ. 2 IVO. jet die Invalidenrente ganz ober doch zu 
dem von ber älteren Unfalltente nicht gebedten Teil in Wegfall zu 
bringen, fo ift nicht einzufehen, warum ihnen dieſes Recht nicht für 
fofort fol zugeftanden werben. 

Nah den oben zitierten Wendungen der Entſch. 620 ſcheint 
aber das RVA. viel weiter zu gehen, indem es vor ber Erhöhung 
des Prozentfages der Unfallrente und, wie man daraus ſchließen 
müßte, auch mangels derſelben gar nicht den $ 15 Abf. 2, ſondern 
den $ 48 Ziff. 1 IVG. zur Anwendung bringen will. Freilich 
erſcheint damit der nach Entf. Nr. 918 ſchon mit ber Feſtſetzung 
ber Invalidenrente fi nad) $ 113 Abf. 2 vollgiehende Übergang der 
ganzen Unfallrente auf die Anftalt unvereinbar. In jedem Falle 
ift auch hier ber Widerſpruch mit der Entſch. Nr. 816 gegeben. 

Das RVA. bezieht fih für die Deduktionen feiner Entſch. 
Nr. 620 auf den Wortlaut des $ 76 Abf.1 G.89 = $ 113 Abf. 1 
IVG., wonach die Anftalt dem Invaliven nicht entgegenfegen kann, 
daß feine Erwerbsunfähigfeit durch einen Unfall verurfacht fei. 
Allein der Geſetzgeber hat bei der Formulierung feiner Beftim- 
mungen nicht den bier behandelten Sonderfall, fondern nur ben 
allgemeinen vor Augen gehabt, daß ber Verſicherte überhaupt noch 
feine Unfallvente bezieht. Zur Entſcheidung des Sonverfalls kann 
daher nicht der Wortlaut, fondern nur die Abſicht des Geſetzes 
dienen. Dieſe aber geht dahin, daß, wenn die materiellen Voraus- 
fegungen des $ 15 Abf.2 Sat 2 vorliegen, der Verſicherte doch 
jedenfalls eine der Invalidenrente gleichkommende Rente alsbald 
genießen fol. Bezieht er daher beim tatſächlichen Eintritt jener 
materiellen Borausfegungen bereits eine Unfallteilrente auch von 
geringerem Prozentfage, aber von höherem Betrage als die Inva— 
lidenrente, fo kann ihm bie legtere verfagt, ift die Unfallrente 
niebriger, jo braucht ihm die Imvalidentente nur zum Überſchuſſe 
bewilligt zu werden.?e) Im legteren Falle greifen die Rechte ber 
Verfiherungsanftalt aus $ 113 Abf. 2, 3 mit Beſchränkung auf den 
bewilligten Über[ huß Pla, derart, daß Dedung für denfelben aud) 

”) So auch Gebhard-Düttmann Anm.28 a. E. zu $ 15; vgl. auf 
Pauli ArbB. 00 ©. 261. 
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nur aus dem zu bemilligenden Mehrbetrag ber Unfallrente gefucht 
werben kann.) 

II. Auf die Materie der Beitragserftattung wirft die Unfall- 
verfiherung in verſchiedener Weiſe ein: 

1. Zunääft tritt pofitiv den in $ 42 und $ 44 IVG. behandelten 
Fällen ein neuer Grftattungsfall gemäß $ 43 Hinzu (vgl. oben $ 80 
1, 3). Derfelbe fol nämlih dann Platz greifen, wenn „verficherte 
Perſonen durch einen Unfall dauernd erwerbsunfähig im Sinne 
dieſes Gefeges werben und ihnen nach $ 15 Abf. 2 Sag 2 für die 
‚Zeit des Bezugs der Unfallrente ein Anſpruch auf Invalidenrente 
nicht zufteht”. Es handelt fi) alſo um einen aus Billigkeitsgründen 
in einem beſonderen Falle eintretenden Erſatz dafür, daß trog der 
Leiſtung von Verficherungsbeiträgen und trog der Verwirklichung 
des Anſpruchsgrundes ein Genuß ber Vorteile aus der Verfiherung 
nit geboten wirb.’) Für die materielle und formelle Seite dieſes 
dritten Erftattungsfalles gelten im allgemeinen die oben $ 80 ent- 
wickelten Grunbfäge; befonbers hervorzuheben ift folgendes: 

a) Die Vorausfegungen der Erſtattung ſchließen fi materiell 
on die des $ 15 Abſ. 2 Satz 2 IVG. (vgl. oben I) an, für welchen 
ver $ 43 ein Gegengewicht bieten fol. Danach ift: 

aa) Anfpruhagrund für die Erftattungsforberung der Eintritt 
dauernder Ermerbsunfähigkeit,%) wie er fonft den Anſpruch auf 


7) Daß iſt Die notwendige Nonfequenz des im Tert vertretenen Stanb- 
Ppunktö, auch wenn man die abweichende Entſch. Nr. 918 vom Standpunkte bed 
RBA. aus als gerechtfertigt anerkennt. — Die Säge unferes Zertes werben 
aber in gleicher Weile zur Anwendung gelangen, wenn ein bereitd im Beſihe 
einer Teilunfallrente Befinblicher durch einen neuen Betriebsunfall im Sinne 
des IB®. erwerböunfähig wird (ogl. oben N. 35). Auch dann werben fie im 
Sinne einer Entziehung ober teilmeifen Entziefung der Invalidenrente analoge 
Anwendung finden, wenn bei einem Invalidententner, welcher neben ber Ins 
validenrente (eventuell gemäß $ 48 Ziff. 1) eine Teilunfallrente von weniger 
als 66%), % ber Vollrente bezieht, die Unfallfolgen fich derart verichlimmern, 
daß fie nunmehr allein imftande find, die Erwerböunfähigteit nad Invaliden ⸗ 
seht zu begründen (vgl. oben R. 37). 

7%) fiber die maßgebenden Verhandlungen bes Reichstags, welche gegen den 
Widerſpruch der Regierungsvertreter zur Aufnahme der Beftimmung führten, 
dgl. bie Anführungen bei Ijenbart»-Spielhagen und Gebharb-Düttmann 
Anm. 1. 

"e) Mit Recht Heben Gebharb-Dütimann Anm. 7 hervor, daß, wenn 
nad AR. 00 &. 613 Nr. 803 der $ 43 IB. „fi nicht auf Unfälle aus ber 
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Dauerrente zu erzeugen im ftande ift. Die Erwerbsunfähigkeit ift 
die invaliden-, nicht unfallrechtliche;”%) dabei wird aber weiter 
vorausgefegt, daß es fih um dauernde Invalidität im Sinne 
von $15 Abſ. 2 Sag 1 IWG. handelt. Obgleich der $ 15 Abf. 2 
Sat 2 auch den Fall einer Konkurrenz von Unfall- und Kranfen- 
rente mitumfaßt (vgl. oben N. 11), findet doc Veitragserftattung 
nur als Ausgleih für den Wegfall der Dauerrente ftatt, weil bei 
bloß vorübergehender Ermwerbaunfähigfeit mit einem fpäteren neuen 
Rentenanfpruch gerechnet und die Anwartſchaft für dieſen vorbehalten 
werden muß. 

bb) Es müuſſen im übrigen die Vorausfegungen vorhanden 
fein, unter denen, abgefehen von der Konkurrenz der Unfallverfihe- 
rung, ein Anfprud auf Dauerrente entfteht. Hiermit ift insbeſon⸗ 
dere das Vorliegen e:ner rechtsgiltigen Anwartihaft®) und der 
Ablauf der Wartezeit für die Invalidenrente je nach den verſchiedenen 
Fällen des $ 29 IVO. erfordert.) 

ce) Infolge der Negativvorausfegung des $ 15 Abſ. 2 Satz 2 
IVG. muß der Anfprucd auf Dauerrente für die Zeit des Bezugs 
der Unfalltente in Wegfall gelangen. Erſtattung findet danach nicht 
ftatt, wenn ein Teil der überfchießenden Invalidenrente neben der 
Unfalltente zur Auszahlung gelangt ; dagegen ſchadet es im Hinblid 
auf die Worte „für Die Zeit des Bezugs der Unfallrente“ nichts, 
daß für die erften 13 Wochen nad dem Unfall Invalidenrente ge- 
zahlt wurde.) Ebenſowenig fteht die gemäß $ 113 IVG. vor- 
läufig gezahlte und demnächſt aus ber Unfalltente erftattete In- 
validenrente entgegen.) Auch daß der Anfprecher früher bereits 


Zeit vor 1900 beziehen fol“, doch, genau genommen, nicht der Zeitpunkt des 
Unfalls, fondern der Eintritt der durch ihn verurfachten Invalibität entſcheidend 
fein Tann, 

”) Gebhard» Düttmann Anm. 2. 

#0) „Berfiherte Perfonen“; vgl. Weymann Anm. 4. 

#1) Abereinſtimmend Ifenbart-Spielhagen Anm. 5 und Gebharb» 
Düttmann Anm. 4, dagegen Weymann Anm. 7. Die befondere Voraus- 
jegung ber $$ 42, 44, daß für minbeftend 200 Wochen Beiträge entrichtet fein 
müffen, greift hier nicht Plag. Das kann für die Übergangsperioden (ogl. 
dagegen oben $ 80 N. 50) zu Gunſten des Berfiherten von Bedeutung werben. 

*) AR. 02 ©. 601 Rr. 1017. Dagegen hatte fih Weymann Anm. 3 aus- 
geiprodhen. 

8) Gebhard» Düttmann Anm, 5 litt. b, 
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einmal Invalidenrente, felbft Dauerrente, bezogen hat, hindert die 
Erftattung nicht.) Zweifelhafter ift, ob bie legtere fortfällt, „wem 
der Unfallverlegte Altersrente bezieht und bie höhere. Invalidenrente 
nur deshalb nicht erhält, weil die Invalibität duch den Unfall her- 
beigeführt wurde‘) Ich möchte mich für den Ausſchluß der Er- 
ftattung entfheiden, und zwar aus dem Grunde, weil es materiell 
bier nicht die Invalidenrente ſelbſt, fondern nur deren Überſchuß 
über die Altersrente ift, weldher infolge der konkurrierenden Unfall- 
vente in Wegfall gelangt. 


dd) Zu ben gedachten materiellen Vorausfegungen der Er- 
fattung tritt dann weiter die formelle hinzu, daß der Antrag auf 
diefelbe binnen einer Ausſchlußfriſt (vgl. oben $ 80 VI, 1) „von 
zwei Jahren nach dem Unfalle“ geftellt fein muß. Die Berechnung 
der Frift von dem Unfall an fol wohl nur die Normalfälle treffen, 
in denen ſchon durch den Unfall felbft der Eintritt der Invalidität 
entſchieden ift. Treten daher die zur Invalidität führenden Folgen 
des Unfalls erft fpäter hervor, fo wird man, wie bei $ 42 und $44 
IVG., auch hier den Eintritt des Anſpruchsgrundes als entſcheidend 
anfehen müflen.*°) 

b) Der Inhalt des Erſtattungsanſpruchs geht dem ber beiden 
anderen Fälle parallel. Erftattet wird auch hier nur bie Hälfte der 
Beiträge (vgl. oben $ 80 V, 1) gegen entiprechendes Erlöſchen der 
Anwartſchaft (vgl. oben $ 80 V, 2). Im beiden Richtungen ent» 
ſcheidet zeitlich der Eintritt des Anſpruchsgrundes d. h. der duch 
den Betriebsunfall verurfachten Invalidität. Bis dahin rechnen bie 
zu erftattenben Beiträge") während mit Wirkung von da an bie 


9) Dagegen Weymann Anm. 3, dafür 3. B. Ijenbart»Spielhagen 
Anm. 58, fomie jegt AN. o4 ©.531 R. 1170. 

©) Bebharb-Düttmann Anm. 5, melde bie Frage gleichfalls bejahen, 
weil neben ber Altersrente ebenjowenig, wie bie Invalidenrente jelbft, auch der 
Erſatz gewährt werben barf, melden $ 43 dem Berlegten für dieſelbe ge 
when it Anders bie wohl ben vorliegenden Fall betreffende Entſch. 

re. . 

ee) Anders Gebharb- Düttmann Anm. 7; Ifenbart+ Spielhagen 
Anm. 3 erfennen, wenn man beim Wortlaut ftehen bleibt, die Möglichkeit von 
Härten wenigftend „in Auönahmefällen“ an; Weymann Anm. 12 will in den 
Fällen des Textes noch eine angemefiene Nachfriſt bemwilligen. 

®) Gebhard» Düttmann Anm. 3, Weymann Anm. 10. 
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Anwartihaft erlifht. Das Erlsſchen ift ein befinitives;®®) Doch 
kann, wenn bei fpäterer Beflerung des Zuftandes von neuem Be- 
ſchaäftigung übernommen wird, aud) eine neue Anwartſchaft begründet 
werben. 


2. Einen negativen Einfluß auf gewiſſe Erſtattungsanſprüche übt 
die Unfallverfiherung nad) Maßgabe von $ 44 Abſ.5 mit 5 198 
Abſ. 3 IVO. aus. Der gefeggeberifhe Grund diefer Beftimmungen 
iſt der gleiche, wie der von $ 15 Abſ. 2 Sa 2 mit $ 113 (vgl. 
oben 1): bei doppelten Anfprühen gegen die Invaliden- und die 
Unfallverficherung follen möglicäft nur die Iegteren zur Hebung ge- 
Tangen.®°) Danach verorbnet $ 44 Abf.5, daß die Beitimmungen 
in $ 44 Abf. 1, 2, nad denen der überlebende Ehegatte ober 
Kinder einer verfiherten Perſon bei deren Tode unter gewiſſen Bor- 
ausfegungen eine Erftattung der für fie gezahlten halben Beiträge 
in Anſpruch nehmen dürfen (vgl. oben $ 80, befonders LIT), „feine 
Anwendung finden, fomeit den Hinterbliebenen aus Anlaß des 
Todes des Verſicherten auf Grund der Unfallverfiherungsgefege 
Renten gewährt werben“. Nah 8 128 Abf. 3 aber „findet der 
$ 113 entipreende Anwendung, wenn der Todesfall, welcher ven 
Anfpruc auf Beitragserftattung begründet, durch einen nad} den Un— 
falverfiherungsgejegen zu entſchädigenden Unfall herbeigeführt 
worden ift“. 

a) Der $ 44 Abſ.5 mit $ 138 Abſ. 3 JVG. greift unter 
folgenden Vorausfegungen Platz: 

aa) Es muß auf Grund der Unfallverfiherungsgefege (vgl. 
oben I, 1b unter aa) ben Hinterbliebenen einer aus Anlaß eines 
Betriebsunfalls verftorbenen Perſon eine Hinterbliebenenrente gewährt 
werben ober noch zu gewähren fein.) Bereits erfolgte endgiltige 


©) Bei Entziehung ber Unfallvente lebt die Anwartſchaft nicht von ſelbſt 
wieber auf; vgl. Regierungsvertreter Dr. Kaufmann (Sten.Ber. zum IB®. 
S. 2290 B). 

®) Bol. oben R.4 und AR. 96 S. 273 Rr. 504 Schlußabſat 

%) Bel. oben R.19. Die Alternative ift auch hier nur für das Verfahren, 
nicht aber für bie Anwendbarleit der Sonderbeſtimmungen im ganzen bebeutfam. 
Der in AR. 99 ©. 557 Rr. 746 Abſ. 2 fid) findende Sag: „Dafür, daß etwa 
ſchon das bloße Veſtehen eine noch nicht durchgefahrten Anipruchs auf Binter- 
bließenenvente zur Ablefnung ber Meitragderftattung beredtigte, bietet bie 
Zaffung ber in Rede ſtehenden Vorſchrift ($ 31 Abſ. 3 ©. 89) feinen Anhalt 
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Aberkennung des Unfallrentenanſpruchs fließt auch hier die An⸗ 
wendung der Sonderbeſtimmungen aus.) Der Rente ſteht die 
Rapitalabfindung, insbefonbere diejenige ber fich wieder verheiratenden 
Witwe) nicht aber das Sterhegelb®) ober eine einmalige, im Ber- 
gleiäsmwege feitgefegte Zahlungꝰ) gleich. 

bb) Der dem jegigen $ 44 Abſ. 5 entſprechende $ 31 Abf. 3 
©. 89 ließ die Veftimmungen über Beitragserftattung feine An- 
wendung finden, „fofern“ den Hinterbliebenen ufw. eine Rente ge= 
währt wird. Der Tert des IVG. hat das „fofern“ duch „fomeit” 
erfegt.”) Damit ift zunächft deutlich zum Ausdruck gebradt, daß, 
der früheren Praris entfprechend, die Sonberbeftimmungen nur 
Platz greifen, ſoweit im einzelnen einer beftimmten erftattungs- 
berechtigten Perfon eine unfallrechtliche Hinterbliebenenrente gewährt 
wird. Es fteht daher z. B. der erftattungsberedtigten Witwe nicht 
entgegen, daß bie Kinder des Verſtorbenen Unfallvente erhalten, 
während fie jelbft gemäß $ 16 Abj. 3 GuVG., weil die Ehe erft 
nad dem Unfall geſchloſſen wurde, unbedacht bleibt.) Das Wort 
„ſoweit“ muß aber auch, entipredhend dem $ 15 Abſ. 2 Sag 2 
(ogl. oben I, 2a), dahin verftanden werben, daß grundſätzlich eine 
Einwirkung der Unfalltente auf den Erftattungsanfprud nur ſoweit 
ftattfindet, als ber Iegtere auch feiner Höhe nach durch die erftere 
gebedt wird.) 


iſt zwar auch für das Heutige Recht richtig; doch muß babei ber Ton auf bie 
Ablehnung ber Beitragserftattung gelegt werben, welcher die vorläufige Be- 
willigung mit Vorbehalt bed Erſatzanſpruchs gegen die Berufsgenofſenſchaft im 
Rahmen bed $ 44 Abj. 5 mit $ 128 Abſ. 3 JVG. gegenüberfteht. 

9) Dazu oben N. 198, 20 und AN. 99 &. 557 Nr. 746. 

2) Bol. 3.8. $ 16 Abf.2 GUBG. Der Sat bed Textes bleibt mit einer 
erfennbaren Tendenz zur Bejahung noch bahingeftellt in AR. 00 ©. 863 Nr. 788; 
gegen benfelden Ifenbart-Spielhagen Anm. 10 Abſ. 4 zu $ 44, baflir 
Gebhard: Düttmann Anm. 20 Abf. 2 und Weymann Anm. 27. 

9) AN. 00 ©. 679 Rr. 824. 

9) AR. 00 ©. 363 Rr. 788. 

) Schon in ber 2. Rommiffionslefung zu $ 23b Entw. ©. 89 (Bericht 
&. 131) war beantragt worden, ben Erſtattungsanſpruch, inſoweit“ zu geben, 
„als nicht nach ben Beftimmungen ber Unfallverfiherung Entſchädigung zu 
leiſten ift“. Der Tert des Geſetes murbe bann durch einen Antrag Stumm 
Nr. 165 Ziff. 3 der Druchachen (Sten.Ber. S. 1366 ff.) bergeftellt. 

») AR. 99 S. 280 Nr. 702, S. 557 Rr. 746, AR. 03 ©. 262 Nr. 1028. 

) Ebenſo Piloty zu $ 44 Abſ. 5. Daß bie Hinterbliebenenrente felbft 
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b) Wirkungen und Verfahren beftimmen ſich entſprechend dem 
oben I, 2 Entwidelten. Bemerkenswert ift insbeſondere: 

aa) Im vorbereitenden Verfahren hat bereits die Inftruftiong- 
behörde den Zufammenhang des Erſtattungsanſpruchs mit der Un— 
fallverſicherung ins Auge zu faſſen. Nach der preußiſchen An- 
weifung v. 6. Dez. 1899 Ziff. 13 a. E. fol bei Anmelbung eines 
auf $ 44 IVG. gegründeten Erftattungsanfpruchs eine Beſcheinigung 
des Gemeinbevorftandes des Wohnorts der Antragfteller darüber 
beigebracht werben, „daß die Hinterbliebenen aus Anlaß des Todes 
des Verfierten eine Entf häbigung aus der Unfallverfiherung weder 
beziehen, noch zu erwarten haben“.”) 

bb) Iſt dem Erſtattungsanſprecher bereits eine Hinterbliebenen- 
rente bewilligt, deren Beträge zur Zeit der Entſcheidung über den 
Anfprud die Höhe des letzteren mindeſtens erreichen, fo ift derjelbe 
gemäß $ 44 Abſ. 5 IVG. zurüdzumeifen.) Anderenfalld muß die 
Berilligung, eventuell in der Höhe des Überfchuffes über die Rente, 
erfolgen, wobei der Erfaganfpruh gegen die Berufsgenoſſenſchaft 
gemäß $ 113 Abf. 2 und defien Verfolgung gemäß $ 113 Abſ. 3 
mit 6 der Verfiherungsanftalt vorbehalten bleibt.) Hat die 
letztere die Erftattung in Unkenntnis einer bemilligten, fie aus- 
ſchließenden Hinterbliebenentente gewährt, fo fol doch die Berufs- 
genoſſenſchaft hieraus im Verfahren über den Erſatzanſpruch einen 
Einwand nicht entnehmen dürfen.'°!) 


in ber Geſamtſumme ihrer Beträge von dem Erſtattungsanſpruch ſehr wohl 
überragt werben Tann, zeigt da8 von Weymann Anm. 7 zu $ 128 beigebrachte 
Beiſpiel des 14 Jahr und 11 Monate alten Kindes ($ 16 Abj.1 GUBS.). 

9) Wird eine folde Beſcheinigung, deren Beweiskraft vorausgeſett (vgl. 
Gebhard» Düttmann ©. *205 Anm, 21 Abſ. 1), beigebracht, fo iſt für Die 
Anwenbung von $ 44 Abſ.5 mit $ 128 Abſ. 3 allerdings fein Raum mehr. 
Dagegen fliegt eine Beſcheinigung entgegengejegten Inhalts (namentlich, daB 
eine Unfallvente zu erwarten jei; vgl. Gebhard: Diüttmann Abſ. 2) nad) den 
Ausführungen des Textes unter bb bie Bemilligung ber Grftattung nicht un- 
bebingt aus. 

*) AR. 97 ©. 593 Nr. 622. 

10) $ 113 Abf.1 mit $ 128 Abſ. 3. Keine Ausſehung bed erfahrene, 
bis die Borausfegungen ber Ablehnung erfüllt find (AR. 99 &. 559 Rr. 749, 
AR. 00 S. 679 Nr. 824). 

01) Diefer, zumeift aus praktiſchen Gründen entwidelte und mit bem Um 
fang bed Erſatzanſpruchs (R. 103) innerlich zuſammenhängende Grundſat ift in 
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cc) Zum Zwede des Erſatzes geht gemäß $ 113 Abf. 2 der 
Anſpruch auf Hinterbliebenentente des Erftattungsberedhtigten '”) in 
Höhe der bewilligten Erftattung auf die Verfiherungsanftalt über.!%) 
Da aber die Erftattung nicht „für einen Zeitraum“ gewährt wird, 
fo kann fi der Nechtsübergang hier auch nicht auf einen Zeitteil 
der Hinterbliebenenrente beſchränken, fondern muß diefelbe in ihrem 
vollen Umfange ergreifen. Die Verfiherungsanftalt kann daher auch 
die in Zukunft laufenden Rentenbeträge von der Berufsgenofienichaft 
zu Erſatzzwecken in Anſpruch nehmen.'*) Doc kann fie in biefem 
Falle nicht unbedingt den vollen Erfagbetrag auf einmal in An- 
ſpruch nehmen, muß fi) vielmehr mit ſolchen Abzügen von der 
laufenden Rente begnügen, welde dem Prinzip ber ſchonenden 
Wiedereinziehung überhobener Rentenbeträge (vgl. oben $ 67 N. 64a 
mit $ 73 N. 102) Rechnung tragen.!”®) 


II. In gewifjem Umfange wirb durch die Konkurrenz der Un- 
fall» und der Invalidenverfiherung ein „Ruben“ der aus der letzteren 
entfpringenden Renten bewirkt, wofür $ 48 Abf. 1 Ziff. 1 mit $113 
Abj. 4 IVG. maßgebend find. 

1. Nach $ 48 Abſ. 1 Ziff. 1 IVG. „ruht das Recht auf Bezug 
der Rente für diejenigen Perfonen, welde auf Grund ber reichs— 
gefeglichen Beſtimmungen über Unfallverfiherung eine Rente be- 
ziehen, fo lange und fomeit die Unfallvente unter Hinzurechnung ber 
ihnen nad dem gegenwärtigen Gejege zugeſprochenen Rente den 
T'/afahen Grundbetrag ber Invalidenrente ($ 36 Abf. 2, 3) über- 
fteigt”. Diefe Beftimmung fteht auf dem gleichen Boden, wie die ihr 
unmittelbar in Ziff. 2 folgende und bereits oben $ 76 im Zufammen- 
ange mit der ganzen Materie des „Rubens der Renten” erörterte; 
8 kann daher im allgemeinen auf das dort Ausgeführte und ind« 
befonbere für die Berechnung des Grenzbetrages auf $ 76 II, 2 
Bezug genommen werben. 


AR. 01 ©. 443 Rr. 920 zum Ausdrud gelangt, in einem Falle, in welchem zu⸗ 
gleich der gute Glaube ber zahlenden Verſicherungsanſtalt außer Imeifel ftand. 

100) Iſt nach $ 44 Abſ. 1 die Witwe erflattungäberechtigt, fo Können bie 
Hinterbliebenenventen der Kinder nicht in Anipruc genommen werden (AR. 03 
S. 262 Rr. 1028). 

108) Frühered Recht in AR. 99 ©. 557 Nr. 746. 

m) AR. 00 S. 679 Nr. 824, AR. Ol ©. 443 Rr. 919, 920. 

10) AR. 03 ©. 263 Nr. 1029 mit AR. 01 ©. 179 Rr. 1841 (Unfaljache). 
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2. Der $ 48 Ziff.1 fteht in einem gewiſſen Zufammenhange 
mit $ 15 Abf.2 Sag 2 IVG. (oben D. Im feinen Wirkungen ift 
er, infofern er nur das Ruhen der invalivenrechtlichen Renten bei 
Überf&reitung eines gewiſſen Grenzbetrages vorſchreibt, für den Be⸗ 
teoffenen günftiger, ala $ 15 (vgl. oben N.7); in feinen Voraus- 
fegungen aber geht er weiter, als biefer, infofern er das ganze 
Gebiet des Zufammentreffens unfallrechtlicher und invalidenrechtlicher 
Renten beftreiht, ſoweit nicht ein beftimmter Ausſchnitt davon der 
befonderen Beftimmung des $ 15 ausſchließlich unterliegt. 


3. Danach findet ſchon in der Perfon eines Unfallverlegten der 
$ 15 nur dann Anwendung, wenn ber Betriebsunfall für ſich allein 
zugleich die ausreichende Urſache der Invalidität darftellt (oben I, 
le litt. bb), während $ 48 überall da eintritt, wo ohne folde 
Identität der Fürjorgegründe (oben N. 5) Unfall- und Invaliden- 
rente zufammentrifft, fei es, daß Die Invalidität gleichzeitig aus dem 
Betriebsunfall und anderen ſchon vorhandenen felbftänbigen Leiden 
herauswädft,'%) fei es aud, daß einem Unfallrentner ohne 
weiteren Zuſammenhang mit dem unfall!) fpäter Invaliden- 
tente!®) oder auch einem Invalidenrentner infolge eines fpäteren 
Betriebsunfals für den Reft feiner Erwerbsfähigfeit Unfallrente 
gewährt wird!®) u. ſ. f. 

4. Aber auch im übrigen bat ſubjektiv und objektiv der $ 48 
ein weiteres Anwendungsgebiet als $ 15. So ift unter ben „Per- 
fonen” des $48 Ziff. 1 nicht blos der Unfallverlegte felbft, ſondern 
auch fein Ehegatte ober Afzendent, welche Hinterbliebenentente be= 
sieben, mit begriffen, fobald fie in den Bezug einer invalidenredht- 
lichen Rente gelangt find." So ift ferner auch die Konkurrenz 
einer Altersrente mit einer Unfallrente geeignet, nach $ 48 Biff. 1 
ein Ruben der erfteren herbeizuführen.''') 


=) AR. 94 ©. 147 Nr. 373, 374; oben R. 4. 

107) fiber den befonderen Fall einer Verſchlimmerung der Unfallfolgen bie 
zur Invalidität vgl. AR. 97 &. 592 Nr. 620 und oben I, 2d. 

18) AR. 94 ©. 145 Rr. 372; oben R. 30. 

100) Mot. Abſ. 2 zu $ 76 Entw. IBO.; ebenfo Piloty S. 131 a. €, m 
eng daher Bb.I ©. 365 R. 29. 

110) ®gl. analog oben $ 18 R. 17. 

") Dazu oben $ 76 II, 2 2.23 und ebenba Utt. b. 
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5. Dagegen wirb ber begrifflie Umfang der unfallrechtlichen 
Leiftungen, welche die Anwendbarkeit des $ 48 herbeiführen, in der- 
felben Weiſe wie für $ 15 zu beftimmen fein. Es gilt dies zunächſt 
für die Auslegung der Worte „auf Grund ber reichögefeglichen Be— 
fimmungen über Unfallverfiherung“ ;''2) es muß aber auch) infofern 
gelten, ala auch bier (vgl. oben N.22, 28) die Gewährung der 
Krankenhausbehandlung an einen Unfallverlegten und die Kapitals 
abfindung an die Stelle der durch fie erjegten „Rente” in deren 
Höhe zu treten haben mwerben.''?) 

6. Hinſichtlich der Benachrichtigung des Anftaltsvorftandes durch 
die untere Vermaltungsbehörbde über das Vorliegen des Einftellungs- 
falles ($ 57 Ziff.4 IVG.) gelten die allgemeinen Regeln (vgl. oben 
8 76 V, 2). Zweckmäßigerweiſe ſollen auch die Poftanftalten den 
Verfiherungsanftalten Mitteilung machen, wenn bei ihnen Bahlungs- 
ammeifungen für Unfall- und Invaliden- bezw. Altersrente auf den 
Namen besfelben Berechtigten zufammentreffen.''*) 

7. Das auch hier, wie bei $ 15, vorhandene Intereſſe der Ver- 
fierungsanftalten an der Feſtſtellung ber Unfallrenten hat dazu 
geführt, daß fie nad $ 118 Abf. 4 IVG. auch dann als berechtigt 
erklärt find, „nah Abf.3 die Feftftelung von Unfallrenten herbei- 
zuführen, wenn als Folge hiervon ein völliges ober teilweiſes Ruhen 
der Invaliden⸗ oder Altersrente eintreten würde". Es ift an- 
zunehmen, daß bie Übertragung des „Abf.3" auf den vorliegenden 
Fall im vollen Umfange des erfteren erfolgen follte, fo daß namentlich 
aud die in ihm enthaltene Beftimmung über die Einlegung von 
Rechtsmitteln auch bier Anwendung findet.) Ergeben fih nad 

912) Nähere oben I, 1b litt. aa. Haftpflichtrenten kommen nicht in Betracht 
AR. O1 S. 148 Rr. 30, AN. 99 S. 589 Nr. 753). Hinfitli der Beamten ⸗ 
Unfalltenten ergibt fi} danach eine Abweichung von $ 6 Abi. I IVG. melde 
aber praktiſch dadurch wieber ausgeglichen wird, daß biefelben in ber letztgedachten 
Stelle unter den „Penfionen“ mitbegriffen find (ogl. oben $ 18 R. 15, 16, 29). 

0) Übereinftimmend Gebharb- Düttimann Anm. 11, abweichend hin— 
ſichtlich der Abfindung Weymann Anm. 5. Als Betrag, in befien Höhe bie 
Krankenhausbehandlung anzufegen if, will Weymann im Anfchluß an bie 
Entf. Rr. 872 (vgl. oben R. 40) ſtets bie Vollrente gelten laſſen; vgl. dagegen 
Gebhard: Düttmann Anın. 30 zu $ 15 IBG. 

4) Runbfchr. v. 28. Jan. 1893, AN. S. 47; dazu aber jegt AN. 04 ©. 500. 
Über Anzeigepflicten der Berufögenoffenichaften Gebhard» Düttmann Anm. 13 
af. 1. 


6) Näheres oben I, 2c litt, ee; Gebhard» Düttmann Anm. 20. 
Rofin, Rect ber Mrbeiternerficherumg. Band IT. zo 
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Zeftftellung der Unfallrente Zuvieljahlungen feitens der,Anftalt, jo 
fommen für die Rüdforderung derſelben die allgemeinen Regeln in 
Betradit.'"") 

IV. Aud die Rechtsregeln über das Heilverfahren (vgl. oben 
& 81) erfahren im Falle einer Konkurrenz ber Unfallverfiherung 
eine Ergänzung dur $ 21 mit $ 113 Abſ. 5 IVG. 

1. Rächſte Vorausfegung ift, daß die Krankheit (vgl. oben $ 81 
DL, 2a), wegen deren ein vorbeugende oder wieberherftellendes ($ 47 
Abſ. 2 JWG.) Heilverfahren feitens einer Verfiherungsanftalt ein- 
geleitet wurde, „auf einen nad ben Neidisgefegen über Unfall- 
verfiherung''?) zu entihäbigenben Unfall (Betriebsunfall) zurüd- 
zuführen ift“. Es verſchlägt nichts, wenn auch neben den Unfall- 
folgen andere, felbft die Erwerbsfähigkeit beeinträdtigenbe Leidens- 
zuftände vorhanden waren, fofern diefelben nur nicht Gegenftand 
des eingeleiteten Heilverfahrens waren ;'!°) dagegen greifen bie Be- 
flimmungen nicht Plag, wenn Unfollfolgen und anderweitige Krank- 
heiten gemeinfam und einheitlid” behandelt wurden. 

2. An diefe alleinige Borausfegung knüpft zunächſt $ 21 Abſ. 2 
IVG. an, welder ſyſtematiſch in das Gebiet der Unfallverfiherung 
bineingehört. Die behanbelnde Berfiherungsanftalt fol zwar nicht 
irgendwelche Verpflichtungen des Träger der Unfallverfiherung 
überfommen,''%) wohl aber foll der Berlegte gehalten fein, die ihm 
von der Anftalt gemäß $$ 18 ff. IVG. gebotenen Leiftungen, ſoweit 
fie fi mit den Leiftungen aus der Unfallverfiherung deden, als 
Befriedigung feiner Anfprüche gegen diefe gelten zu lafien, jo daß 
der verpflichtete Träger der Unfallverfiherung infomeit befreit wird. 
Dasfelbe gilt gegenüber den Angehörigen des Verlegten in Bezug 
auf diejenigen Gemährungen, welche fie neben ber Kranfenhaus- 
pflege des Verunglüdten nach den Unfallverficherungsgejegen (3. B. 


0) Bel. oben $ 76 R. 59; Gebhard: Düttmann Anm. 20 Abf.2. Ju 
dem Saf ber Motive (Abſ. 2 gu $ 76 Entw. IBG.): „Erftattungsanfprüde 
der Verficherungsanftalten gegen bie Berufägenoffenfhaften iommen Hier nicht 
in Frage“ ift jegt $ 96 Sif.3 GUBB. ufm. (ogl. oben R. 65) zu Beamten. 

'7) €8 müffen in biefem Zufammenhange bie oben I, 1a litt. aa gegebenen 
Veftimmungen gelten. Hinfictlic der iandesrechtlichen Benmtenunfalfürforge 
anders Gebhard» Düttmann Anm. 4, Graßmann Anm. 2. 

“e) Weymann Anm. 3, beſonders vorlegter Abſatz. 

2) Abmeidend Piloty ©. 65 e. €. 
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8 22 GUXG.) und $ 18 Abſ. 4 IJVG. zu beanſpruchen haben. Die- 
jenigen Leiftungen der Unfallverficherung, welche perfonell oder 
materiell duch die Gewährungen der Anftalt nicht gedeckt werben, 
bleiben unveränbert beftehen.'20) 

3. Daneben gewährt $ 21 Abſ. 1 mit $ 113 Abf.5 IVG. der 
Anftalt einen Erfaganfprud; gegen den Träger der Unfallverfiche- 
zung.'%e) Derſelbe umfaßt die gefamten Koften des anftaltlichen 
Heilverfahrens in dem Umfange, wie e8 bie Verfiherungsanftalt für 
nötig erachtet hat. Nur für ſolche Koften, welche vor dem Beginne 
der 14. Woche nah dem Unfall entitanden find, kann im Anſchluß 
an $ I GuVG. ufm. ein Erſatz nicht beanfprucht werden. Der 
Erſatz erfolgt unter Herübernahme von $ 19 Sag 3 IVG. (vgl. 
oben $ 81 VIII, 3b) in Geftalt eines präfumtiven Pauſchquantums, 
To daß alfo höhere Aufwendungen liquibiert werben können. Das 
Pauſchquantum beträgt bei Anftaltsbehanblung das 1'/zfache, bei 
Hausbehanblung die Hälfte des Krankengelbes.'2') 

4. Für die Erfagpflicht des Trägers der Unfallverficherung ftellt 
aber $ 21 Abf. 1 IV. eine befondere Vorausfegung dahin auf, 
daß „durch das Heilverfahren eine Entlaftung des entſchädigungs- 
pflitigen Trägers der Unfalverfiherung herbeigeführt worden“ fein 
muß, „indem die Unfallentfädigung ganz oder zum Teil nicht zu 
bewilligen war oder in Wegfall gelommen war“. Die Tragweite 
diefer Vorausfegung ift zweifelhaft. Man könnte in Anknüpfung 
an $ 21 Abf.2 daran denken, den Erſatzanſpruch aud in allen den- 
jenigen Fällen zu geben, in denen ber Träger der Unfallverfiderung 
auch nur an den Koften des Heilverfahren eine Erfparung gemacht 


0) Dazu die Ausführungen bed Abg. Röſicke und des Regierungdr 
vertreterd Dr. Kaufmann Sten.Ber. 1899 ©. 2534. 

1208) Es liegt nicht, wie in $ 113 Abſ. 2, die Form der gefeglihen Zeffton 
vor (aud) nicht für $ 113 Abſ. 5); baher Feine Einwendungen aus ber Perfon 
des Verlegten (bie beflagte Berufsgenofſenſchaft „halte ſich nicht für berechtigt, 
den Erfagbetrag an der Unfallrente zu kürzen“). „Wie die Beklagte dem Ber 
Tepten gegenüber zu ihrem Rechte Yommt unb baß biefer nicht etma zu viel 
‚erhält, geht die Verſicherungsanſtalt nicht? an.“ So AR. 03 S. 266 Nr. 1031. 
Nimmt man den im Text unter Ziff. 4 vertretenen Standpunkt an, jo kommen 
der erjegenden VBerufsgenofienichaft Anjprüche dem Berlegten gegenüber über- 
Haupt nicht zu; fie bat in der Herabfegung der Rente ihr Aquivalent zu finden. 

21) Bet nicht gegen Krankheit verfijerten Perfonen wirb flatt deö Kranken« 
gelbes auch Hier die Hälfte des ort#üblichen Tagelohns zu Grunde zu legen 

co* 
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hat.'22) Allein dann würde doch wohl das Geſetz in Anknüpfung 
an $ 18 Abſ. 3 als Marimum der Erftattungsforberung die Er 
fparnis der Berufsgenoſſenſchaft und nicht die Gefamtauslagen der 
Verfiherungsanftalt aufgeftellt haben. In der Tat ergeben bie 
Materialien deutlich, daß man ber Verfiherungsanftalt, die doch das 
Heilverfahren zunächſt in ihrem Intereſſe einleitet, einen Erjat- 
anſpruch nur dann gewähren wollte, wenn das Heilverfahren in dem 
Sinne erfolgreich war, daß duch basfelbe in dem Zuftande ber 
Ermwerbsfähigfeit des Verlegten „eine Buſſerung eingetreten ift“ '=2) 
und dementſprechend eine Unfall-„Rente* '2*) überhaupt nicht oder 
nur für einen geringeren Grad von Erwerbsunfähigfeit'??) oder, wie 
hinzuzufügen fein wird, für einen fürzeren Zeitraum gewährt zu 
werben braudt. Die dadurch bewirkte Entlaftung der Berufs- 
genoſſenſchaft muß eine erhebliche fein; im übrigen aber läßt das 
Geſetz Feine Nachprüfung der Aquivalenz zwiſchen derfelben und dem 
Koftenaufwand der Anftalt zu,'2°) was gleichfalls für den hier ver- 
tretenen Standpunkt ins Gewicht fällt. 

5. Derjelbe wird auch Durch den Wortlaut des $ 21 Abf. 1 infofern 
unterftügt, als derſelbe vorausfegt, daß durch das Heilverfahren „ber 
Eintritt der Erwerbsunfähigfeit ($$ 15, 16) verhindert und zugleich“ 
eine Entlaftung der Berufsgenoſſenſchaft ufw. (oben Ziff. 4) herbei⸗ 
geführt worden ift. Für fi) felbft hat diefer Zufag allerdings feine 
materielle Bebeutung; denn gerade hier fegt, wie die Materialien 
erweifen, '?) die Ergänzung ein, welche $ 21 Abf.1 durch $ 113 


fein; Gebhard» Düttmann und Weymann Anm. 5 wollen in biefem Falle 
das Paufhquantum überhaupt nicht anmenden. — Werben höhere Aufwendungen 
Hquibiert, jo find auch die Roften ber Berpflegung in der Anftalt neben ben 
eigentlichen Behanblungstoften nicht ausgeichloffen (Rr. 1031). 

=) So Gebharb-Düttmann Anm. 3, welche allein auf bie Frage 
eingehen. 

2) Abg. Roſicke Sten.Ber. S. 2534 A. 

») Dr. Kaufmann Sten.Ber. S. 2534 C. 

228) Gin folder Fall legt auch ber Entſch. Rr. 1031 zu Grunde. 

2) Ebenjo Gebhard-Düttmann Anm. 3, Piloty S. 65. 

1) Der dem Texte entſprechende Sinn wird MHargeftellt durch die Aus- 
führungen von Dr. Kaufmann Eten.Ber. S. 2534 C. Zu bemerken ift, daß 
ber dem $ 21 entſprechende $ 12bb der Kommiſſionsbeſchlufſfe (Zufammenftellung 
S. 19) die im Tert angeführten Worte in der Tat nicht enthielt. Raddem 
fobann in der Kommiffion ber jehige $ 113 Abſ. 5 als $ 76 Abſ. 5 im Berfolg 
des $ 12bb angenommen worden war (Beriht S. 145, 146), find jene Worte 
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Abſ. 5 und deffen Beziehung auf $ 113 Abſ. 1 erfährt. Dana 
aber foll es, fofern nur die Entlaftung des Trägers der Unfall 
verficherung feitfteht, gleichgiltig fein, ob infolge des Heilverfahrens 
auch die Invalidenrente in Wegfall gelommen ift oder nicht.'2%) 

6. Streitigkeiten über den Erſatzanſpruch werden gemäß $ 23 
Abſ.3, 8 113 Abſ. 6, H 111 Abi. 2 IVO. durch das Reichs- 
bezw. Zandesverfiherungsamt entſchieden (vgl. oben I, 2e litt. dd). 


8 89. Zugelaſſene Kaffeneinrichtungen. 


I. Die zugelaffenen!) ober in den Überfchriften zu $ 8 und 
$ 173 IWG. fogenannten „bejonderen Kaſſeneinrichtungen“ ftellen 
eine ausnahmsmeife aber verhältnismäßig nicht fehr bedeutende?) 
Durchbrechungꝰ) der durch die Verfierungsanftalten gebilbeten 
reichsgeſetzlichen Organifatton der Invalidenverſicherung dar. Sie 
find befondere Kaffen, welche mit der Wirkung zugelafien find, daß 
die Mitgliebfehaft bei ihnen die Verfiherung bei den Verfiderungs- 
anftalten erfegt. Es gibt uber drei Hauptarten folder zugelaffenen 
Kaſſeneinrichtungen: 

1. Schon nad) dem ©. 89 8 5, jett $ 8 IVG., iR die Zu⸗ 
laſſung folder Kaſſeneinrichtungen ermöglicht, welche für Reichs-, 
Staats- oder Kommunalbetriebe errichtet find. Es beſtehen bisher 
5 ſolche Kaſſen, welche bereits ſämtlich unter der Herrſchaft des 
©. 89 zugelaffen wurben.*) 


in ber 3. Plenarlefung durd Antrag Nr. 357 Ziff. 5 eingefügt worden, augens 
ſcheinlich um formell den Unterſchled von $ 21 und $ 113 zu markieren. Die 
Streichung von $ 113 Abf. 5 märe einfacher geweſen. 

16) Ebenſo Gebharb-Düttmann Anm. 2, Weymann Abſ. 1, 3. 

1) „nach $$ 8, 10, 11 zugelafienen Raffeneinrichtungen“: $ 173 Abi. 1. 

2) Rad AR. 04 ©. 189, 155 Iamen im Zahre 1902 auf 155460 Anſtalis⸗ 
renten 8879 Kafſenrenten und auf 182975 Beitragderftattungen ber Anftalten 
2971 feitens der Raffeneinrichtungen. 

) Dadurch wird es gerechtfertigt, daß fi die folgende Darftellung mehr 
als bie bisherige auf bad Brundzüglice beichräntt. 

) Bgl. AR. 00 8.388 ff. Die Kaffeneinrichtungen folgen hier den An» 
ſtalten unter Rr. 32-40. Hierher gehören Nr. 32: Penfionstaffe für bie 
Arbeiter ber Preußlih-Heffiihen Eiſenbahngemeinſchaft in Berlin; Rr. 35: 
Arbeiter-Benfionäfaffe ber Rgl. dayriſchen StantBeifenbafnvermaltung in Münden; 
Nr. 36: Arbeiter-Benfiomslaffe ber Kgl. ſachſiſchen Staatseiſenbahnen in Dresdens 
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2. Gleihfalls ſchon nah dem G. 89 $ 7, jet $ 10 IBG., 
konnten durch Bundesratsbeſchluß den unter Ziff. 1 gedachten auch 
„andere Kaſſeneinrichtungen“ gleichgeſtellt werden, welche die Für— 
ſorge für den Fall der Invalidität und?) des Alters zum Ge— 
genftande haben. Schon unter der Herrichaft des G. 89 wurden 
daraufhin 4 KRaffeneinrihtungen zugelafien, melde ſämtlich dem Ge— 
biete des bergrechtlichen Knappſchaftsweſens angehören.*) 

3. Erſt duch S$ 11—13 IVG.) ift die Möglichkeit einer be- 
ſonderen Kaſſeneinrichtung geſchaffen, welche von der See-Berufs- 
genoſſenſchaft zur Durchführung der Invalidenverſicherung für See- 
leute in Verbindung mit einer Witwen- und Waifenverforgung für 
dieſelben ins Leben gerufen werben fann. Verwirklicht find dieſe 
Beftimmungen bisher noch nicht worden. 

I. Alle 3 Arten von Kaffeneinrichtungen fönnen nur durch 
Beſchluß des Bunbesrats zugelafien werben. Doch ift die Tragweite 
desſelben bei den einzelnen verfchieben. 

1. Bei den unter I, 1 genannten Kaſſen für Betriebe öffent- 
licher Körper „beftimmt” nah $ 8 Abj.2 IVG. „ver Bundesrat 
auf Antrag der zuftändigen Reichs-, Stants- oder Kommunal- 
behörbe, welche Kafjeneinrihtungen (Penfions-, Alters-, Invaliden- 
kaſſen) den vorftehenden Anforderungen entfpredden”. Muß fi) da— 
nad der Bundesrat überzeugen, daß die betreffende Kaſſe den An⸗ 
forderungen des Gejeges genügt, fo fteht ihm ein weiteres Ermeſſen 
nit zu; vielmehr ift er dann zur Zulafjung der Kaffe verpflichtet.°) 
Antragsberehtigt ift in diefem Falle ausfchließli der politifche 
Körper, für deſſen Betrieb oder Betriebe die Kaffe errichtet ift. 

2. Dagegen „kann“ nah $ 10 IBG. „durch Beſchluß des 
Bundesrats auf Antrag beftimmt werben, daß die Beftimmungen 





Altſtadt; Nr. 38: Arbeiter-Penfionskaffe für bie badiſchen Staatseiſenbahnen und 
Salinen in Karlsruhe; Rr. 39: Penſionskaſſe für die Arbeiter der Neichd- 
eiſenbahnverwaltung in Straßburg i. €. 

9578.89 fagte fäljhli „ober“: Mot. zu $ 7 Entw. IB®. 

) Rr. 33: Rorddeutſche Anappicaftd-Penfiondtafie in Halle a./S.; Rr. 34: 
Saarbrüder Knappichaftöverein in St. Johenn-Saarbrüden; Rr. 37: Allgemeine 
Rnappfeafts-Penfionstaffe für das Apr. Sachſen in Freiberg i.©.; Rr. 40: 
Allgemeiner Knappſchaftsverein in Bodum (zugelaffen feit 1. Jan. 1892). 

?) Borangehenb Art. III bed Entw. zur Abänderung ber Unfallverfiherungs- 
geſehe v. 17. Nov. 1896 (Drudf. Nr 570). 

) Abg. Strudmann Sten.Ber. 1889 S. 1168 D. 
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der 8$ 8, 9 auf Mitgliever anderer”, nämlich der oben I, 2 ge 
nannten Kaſſeneinrichtungen, „Anwendung finden follen”. Der 
Bundesrat hat alfo hier, auch wenn den Anforberungen des Ge— 
ſetzes genügt ift, volle Freiheit, die Zulaſſung der Kaffe aus Bwed- 
mäßigfeitsgründen abzulehnen. Der in $ 10 JVG. gedachte „Anz 
trag” wird von den zuftändigen Organen ber Kaffe ober ben 
Gründern berfelben auszugehen haben. 

3. Dasfelbe freie Ermefien betätigt der Bundesrat gegenüber 
der Kafjeneinrihtung der See-Berufsgenofienihaft, welde er nad 
$ 11 Abf. 1 IVG. der legteren „geftatten kann”. Die Geftattung 
erfolgt auf Antrag ber zuftänbigen Genoſſenſchaftsorgane. 

III. Die materiellen Vorausfegungen, an welche der Zulaffungs- 
beſchluß des Bundesrats bei den in $$ 8 und 10 IVG. (oben I, 
1 und 2) genannten SKaffeneinrichtungen®) gebunden ift, find 
folgende: 

1. Den Mitgliedern der Raffeneinrichtung muß „eine den reichs- 
gejeglich vorgefehenen Leiftungen gleichwertige Fürforge gefichert 
fein“ ($ 8 Abf. 1). Darin liegt: 

a) Die Kafjen müſſen „eine Fürforge für den Fall der In— 
valibität und des Alters" gewähren ($ 10) und zwar durch Leiftungen, 
welche den reichsgeſetzlich vorgefehenen gleichwertig find. Unter den 
„teichagefeglich vorgefehenen Leiftungen” find aber troß des allge 
meinen Wortlauts nur die Invaliden- und Altersrenten zu ver= 
ftehen.'%) Das Gefeg geht, wie feine verfchtedenen Beſtimmungen 
erweifen,'') zweifellos davon aus, daß auch die Kaffeneinrichtungen 
ihre Fürforge in Geftalt von Renten gewähren müffen,'2) und ver= 
langt danach, daß dieſe Kaffenrenten nach Höhe und Vorausfegungen, 
wenn aud) nicht unbedingt und ziffernmäßig gleich,'%) fo doch im 

9) Die nachſtfolgenden Erörterungen beziehen ſich auf diefe; hinfichtlich ber 
Seeleutefaffe vgl. unten XI. 

’©) Ausgefchlofien find ihrem Begriffe nad) zunädift von felbft bie fakultativen 
Nebenleiftungen. Aber auch die Veitragderftattungen, da auch diefe, wenigſtens 
für die Kaffeneinricgtungen, fakultativ find (vgl. unten N. 54, 55). Erklarlich 
wirb ber weitgehende Wortlaut daraus, daß er bereitd aus bem Entw. &. 89 
($ 4 ftammt, welcher die Beitragserftattungen noch nicht Tannte. 

27) Bol. $ 8 Ziff. 1,3, 4,5 8 96f.2, $ 174 Mbf. 1 Sap 2, $ 174 Abſ. 2. 

2) Dagegen Piloty ©. 33 Ziff. 4 und wenigſtens theoretiſch, wenn auch 
nicht im praktiſchen Refultate, Weymann Anm. 1. 

ne) Daher find die auf Umfang und Borausfegungen des Rentenanſpruchs 


van 
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allgemeinen '?) den reichsgeſetzlichen Renten gleijwertig fein müflen.'*) 
Daneben können fie dann höhere und ermeiterte Leiftungen ihren 
Mitgliedern zugute kommen lafjen, insbejondere aud mit der In— 
validenverfiherung im reichageſetzlichen Sinne eine Berficherung 
gegen Berufsinvalibität, eine Witwen- und Waifenverficherung, 
Krantenverfiherung uſw. verbinden.'?) 

b) Diefe gleichwertige Fürforge muß den Mitgliedern „gefichert“ 
fein. Das bedeutet zweierlei. Zunächft muß den Mitgliedern auf 
die dem Neichögefeg entſprechenden Leiftungen ein feiter Rechts- 
anfpruch eingeräumt fein. Sodann aber muß aud bie dauernde 
Leiftungsfähigfeit der Kaffe felbft, auch abgejehen von der Hinter 
ihr ftehenden Garantie (vgl. unten), nad Maßgabe ihrer Einrich- 
tungen, insbefondere des Verhältnifjes von Einnahmen und Aus 
gaben, feitftehen. '*) 

2. Befonbere Zulafjungsbebingungen find im $ 8 Ziff. 1-5 
aufgeführt. 


Bezüglien Beftimmungen des ISG. in $ 173 Abſ. I nicht als direkt anwendbar 

auf bie Raffeneinrigtungen angeführt; fie find für fie nur bedingt und mittelbar 

vermöge des Exforberniffeß ber Gleihwertigkeit von Bebeutung, über beffen Er- 

Füllung ber Bundesrat ausſchließlich entſcheidet. Dazu Weymann Anm. ı I, 

wo aud ber Verſuch einer Zufommenftellung dieſer Vorſchriften im einzelnen 

— iſt. Bol. z. B. hinſichtlich der Übergangäbeftimmungen ($$ 189 ff.) unten 
Si. 18. 

=) Dazu Mot. Abſ. 2 zu $ 4 Entw. ©. 89 und Komm. Ber. 2. Lefung dritte 
Tefter Abſaß zu $4 cit. 

") Mit dem Tert in Bezug auf die Rotwenbigfeit ber Rentengemährung 
Obereinftimmend Ifenbart-Spielhagen Anm.4 zu $ 10. Das gleide 
muß natüclid) auch für $ 8 gelten. 

») Dem Reichsrecht am näcften kommt bie Norddeutſche Knappſchafts ⸗ 
Penfiondfaffe, melde den Mitgliedern ber fie bildenden Knappigaftävereine 
ſchlechthin die in dem IVG. „vorgeichriebene Invalidenverfiherung“ gewährt 
und deren Statut daher (mir liegt dad neue Statut vom 22. Febr. 1900 vor) 
in Bezug auf Borausfefungen und Höhe des Rentenanſpruchs im weientlihen 
den Beftimmungen des Geſetzes ſich anſchließt. 

u) Das Recht zur Prüfung ber Leiſtungsfähigkeit wird dem Bundesrat in 
Bezug auf die Kaſſen des $ 8 von Gebharb-Düttmann Anm. 1 beftritten; 
das Gegenteil ergibt ſchon der Rücſchluß aus $ 10. Auch gehen die Rot. Abi. 1 
zu $ 4 Entw. 6.89 (vgl. auch Abſ. 3 Sag 1), auf welche fi Gebhard» 
Düttmann berufen, nur davon aus, daß an der bauernden Leiftungsfähigfeit 
diefer Kaſſen „in der Regel” nicht zu zweifeln ift. Übereinftimmend Boffe- 
dv. Woedtke Anm. 1a. €. zu$ 7. 
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a) Die erfte bezieht fi auf die Höhe der Beiträge, welche von 
den Verfiherten ala Gegenleiftung „für die Invalidenverfiherung 
in Höhe des reichsgeſetzlichen Anſpruchs“ erhoben werben.'?) Hierfür 
‚gilt zunächſt die allgemeine '*) Regel, daß biefe Beiträge niemals 
höher fein dürfen, als die von ven Arbeitgebern für ben gleichen 
Zwed entrihteten.'”) Im übrigen ift zu unterſcheiden, ob in der 
betreffenden Kaffeneinrihtung die Beiträge nah dem Spftem des 
IVG. 85 32, 33, d. h. dem der Anwartſchaftsdeckung, erhoben 
werben ober nicht. Iſt das erftere der Fall, jo dürfen Die Beiträge 
der Verficherten die (den Arbeiter treffende) Hälfte berjenigen Bei- 
träge nicht überfleigen, welche bei der Anftaltsverficherung auf Grund 
von $ 32 JVG. jeweils erhoben werben. Werben die Beiträge 
aber nad) einem abweichenden Dedungsprinzip erhoben, fo bürfen 
die Beiträge der Verſicherten, fofern fie nur bie ber Arbeitgeber 
nicht überfteigen, auch höher fein, als die gejeglichen, aber nur, 
fomeit dies eine Folge des angewendeten Dedungsprinzips, nicht 
etwa anderer Umftänbe, ift.2°) 

b) Bei der Verwaltung der Kaffe, fomeit fie fich auf die reichs- 
geſetzlichen Leiftungen bezieht, müffen die Verſicherten minbeftens 
nach Maßgabe des Verhältnifies ihrer für diefe?') entrichteten Bei— 
träge zu den Beiträgen ber Arbeitgeber beteiligt werden. Die Be- 
teiligung muß durch Vertreter erfolgen, melde in geheimer Wahl ge= 
wählt werden.?) Werben Beiträge für die reichögefeglichen Leitungen 
überhaupt nicht erhoben, fo braucht nad) dem Wortlaut des Geſetzes 
auch feine Beteiligung ber Verficherten an der Verwaltung flatt- 
zufinden.2) 

) Die Kaffen find nicht gendtigt, Beiträge zu erheben. Sie können ihren 
Bedarf aus Stiftungsmitteln, Überfgüffen oder gemiffen Einnahmen ber zur 
Kaffe gehörigen Betriebe entnehmen (AN. 93 S. 159 Rr. 305). 

“) Zjenbart: Spielhagen Anm. 5 a. E. 

») $ 8 Ziff. 1 Sclußſat 

20) Gebhard: Düttmann Anm. 6 Abſ. 3 a. E. 

21) Regierungsvertreter Dr. Fürft Sten.Ber. 1899 S. 2524 B. 

22) Bei der Rorddeutſchen Knappichafts · Penſionskafſe ift das naturlich nicht 
auf bie Wahl der Arbeitervertreter in ben Borftänben ber einzelnen Knappſchafts⸗ 
vereine anwendbar, wohl aber 3. B. auf biejenigen Wahlen von Arbeiter« 
vertretern, welche in ber Generalverfammlung der Penſionskaſſe felöft zum 
Auffihtörat vorgenommen werben (vgl. Dr. Fürft a. a. O. und $$ 39, 44 
des Statut3). 

22) Bol. dazu $ 11 Abſ. 2: „Werben die Berficherten zu Beiträgen herangezogen.” 
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e) Ein dritter Punkt bezieht fih auf die zu gemährleiftende 
Freizügigkeit zwiſchen Anftalten und Kaffeneinrihtungen. Es muß 
nämlich denjenigen Verficherten, welde von einer Anftalt zn einer 
Raffeneinrihtung übertreten, bei Berechnung der Wartezeit und der 
Rente, allerdings nur foweit es fih um das Maß bes reichsgeſetz- 
lichen Anſpruchs handelt, die bei den Anftalten zurüdgelegte Bei— 
tragszeit ebenfo angerechnet werben, wie es bei Feſtſtellung der 
Rente durch eine Anftalt hätte geſchehen müſſen.“) Analoges hat. 
für ſolche Verſicherte zu gelten, welche von einer Kaffeneinrihtung 
zu einer anderen übertreten.?°) 

d) „Über ven Anfprucd der einzelnen Beteiligten auf Gewäh- 
tung von Invaliden- und Altersrente” im reichögefeglichen Ausmaß 
„muß ein ſchiedsgerichtliches Verfahren unter Mitwirtung von Ber- 
tretern der Verficherten zugelaffen fein.“ Die Forderung des jchiebs- 
gerichtlichen Verfahrens ſchließt, um den Verfierten eine richterlie 
Mitwirkung einzuräumen, den orbentlihen Rechtsweg aus. Das 
Verfahren ift aber eben dann im Sinne dieſer Beftimmung ein 
ſchiedsgerichtliches, wenn die Verfiherten bei demfelben mitwirken; 
mehr verlangt das Gejeg von fi aus nicht, fo daß insbeſondere 
auf eine Mitwirkung der Arbeitgeber verzichtet werden darf. 

e) „Wenn für die Gewährung der reichögefeglicden Leiftungen 
befondere Beiträge von den Verſicherten erhoben werben oder eine 
Erhöhung der Beiträge berfelben eingetreten ift ober eintritt, fo 
dürfen die reichögefeglichen Renten auf die fonftigen Kaſſenleiſtungen 
nur infoweit angerechnet werben, daß der zur Auszahlung gelangende 
Teil der legteren für bie einzelnen Mitgliederklaffen im Durchſchnitt 
minbeftens den Reichszuſchuß erreicht." Die ganze Beftimmung ift 
aus den befonderen Verhältniffen des allgemeinen Knappſchafts- 
vereins in Bochum hervorgewachſen und aus biefen zu erflären.2*) 


2) In Betracht Tommen alſo nur rechtswirkſame Beitragägeiten. Darauf 
deutet der Zufag „unbeſchadet der Beftimmung bed $ 46”. 

2) Gebharb-Düttmann Anm. 9. 

2) Dgl. aus den umfangreichen Verhandlungen 3. B. die Darlegungen des 
Abg. Stögel Sten.Ber. 1899 &.2197 D; dazu $ 90 Abf.2 mit $ 102 ber 
Statuten v. 1. Ian. 1892. Das Spftem der „Zufagrenten“ wurde in ber 
Sapung v. 14. Mai 1898 eingeführt; vgl. die „Begründung“ dazu ©. 29, 30: 
„Cs fol im Durgfgnitt aller Dienftalteräftufen ein ber Höhe des Reid 
zuſchufſes entipredender Betrag von 50 Mark gemährt werben.“ Dazu auch bie 


genannten Kafjeneinrichtung geltende Syitem der „Zujagrenten” auf- 
rechterhalten werben, melde ben Berginvaliven bei Eintritt reichs— 
gefegliher Erwerbsunfähigkeit gewährt werben, nach der Dienftzeit. 
abgeftuft und zwar in ben erften Jahren der Beitragsleiftung nied- 
tiger find, als der Reichszuſchuß, im Durchſchnitt denfelben aber 
erheblich überfteigen.??) 


IV. Der Umkreis der Mitgliedſchaft bei einer nach $ 8 ober 
$ 10 IVG. zugelafjenen Kaſſeneinrichtung beftimmt ſich grunbjäglid- 
nad ihren Sagungen. Im Verhältnis zur Anftaltsverfiherung 
gelten folgende Rechtsſätze: 

1. Verfiherungspflichtige Perfonen, melde in den zur Kaſſe 
gehörigen Betrieben beichäftigt find, erſetzen durch ihre Beteiligung 
an ber Kaſſeneinrichtung ihre fonft nötige Verfiherung bei einer 
Anftalt, fie „genügen“ in diefer Form ihrer „gejeglichen Verficherungs- 
pfliht" ($ 8 Abf. 1). Perfonen, melde gemäß 88 6, 7. IVG. Anz 
ſpruch auf Befreiung von ber Verfiherungspflicht haben, muß, nach 
einer allerdings nicht unanfechtbaren Bemerkung der Motive,2°) 
„auch bei den beſonderen Kaſſeneinrichtungen das Ausſcheiden aus 
der Verfiherung“, ſoweit fie dem reichägefeglihen Anſpruch zum 
Gegenftand hat,2°) „geftattet werben." 

2. Auf die freiwillige Verfiherung bei Kaffeneinrihtungen be— 
zieht fich Die befondere Beſtimmung in $ 14 Abſ. 3 IVG. Danach 
haben zunädhjft bie bei der Kaffe gemäß Ziff. 1 pflihtmäßig verficherten 
Perſonen, wenn fie aus dem bie DVerficherungspfliht begründenden 
Verhältniffe ausſcheiden (vgl. oben $ 4 Ziff. 2), kraft Gefeges das 
Recht der Weiterverfiherung bei ber betreffenden Kaffeneinrichtung. 
Ebenſo ijt den in den Kaffenbetrieben beſchäftigten Perfonen, welche 
Feſtſchrift „sum 10 jährigen Veftehen“ des Vereins S.6. Über die Höhe der 
Zufagrenten die Tafel S. 38, 39 der v. 1. Januar 1900 ab giltigen Statuten. 

2?) Dr. Fürft Sten.Ber. S. 2524 A, 2525D. Zugleich wurde zwiſchen 
ihm und dem Abg. Dr. Hitze S. 2524 D feftgeftelt, daß durch $ 8 Ziff. 5 bie 
einzelnen Knappſchaftsvereine, welche die Rorddeutſche Penſionskaſſe bilden, für 
ſich nicht gehindert find, ald Zuſchußkaſſen gemäß $ 52 die ganze von der 
Penſionskaſſe gewährte Neichörente auf ihre Iandeägefeglichen Leiftungen in 
Anrechnung zu bringen. 

2») Mot. Abſ. 1 zu $ 6 Entw. 330. 

*) Ebenſo Gebhard» Düttmann Anm. 2, 


Be 
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vie Vorausfegungen der Selbftverfiherung gemäß 8 14 Abi. 1 
Kiff. 13 erfüllen, diefelbe bei der Kaſſeneinrichtung gemwährleiftet, 
und das Gleiche wird von dem Rechte zur Fortfegung der Selbfi- 
verfiherung gelten,) wenn biefe Perfonen aus dem bie Berechtigung 
zur Selbftverfiherung begründenben Verhältniſſe ausſcheiden ($ 14 
Abf. 1 Schlußfag). Solange die freiwillige Verfigerung bei einer 
Kaſſeneinrichtung rechtlich möglich ift, tft der Betreffende von der 
freiwilligen Anftaltsverfiherung ausgefchlofien.?®) Sobald jedoch 
durch ein neues Arbeits oder Dienftverhältnis die Zwangsverfide- 
zung bei einer Verfiherungsanftalt oder einer anderen Kaffeneinrich- 
tung begründet wird, hört das Recht zur Weiterverfiherung oder 
zur Fortfegung ber Selbftverficherung bei ber urſprünglichen Kaſſen- 
einrihtung auf. 

V. Während $ 8 Ziff. 3 (ogL oben III, 2c) die Freizügigkeit 
zwiſchen Anjtalten und Kaſſeneinrichtungen auf feiten ber legteren 
gemwährleiftet, geſchieht Dies auf feiten ber Verfiherungsanftalten durch 
86 9 und 39 IWG.”) Durch diefe Beftimmungen ift dafür geforgt, 
daß den von der Kaffe zur Anftalt übertretenden Verfiherten die 
bei der erfteren zugebrachte Verficherungszeit ebenfo zur Anrechnung 
gelangt, ala wenn fie Beitragszeit gegenüber ben Verſicherungs- 
anftalten gemwejen wäre. Da aber Formen und Grundlagen ber 
Beitragserhebung bei den Kaffeneinrihtungen nicht diefelben zu fein 
brauchen, wie bei den Anftalten, fo verpflichtet $ 9 Abi. 2 IVG. 
zunächſt den Vorftand einer Kaffe, welche das Markenſyſtem nicht 
anwendet,?) den aus der Kaflenverfiherung ausſcheidenden Perſonen 
eine Beſcheinigung zu erteilen, über deren Form und Inhalt der 
Bundesrat Vorſchriften erlaffen darf.) Dieſelbe muß die Dauer 
ihrer Beteiligung bei der Kaffeneinrihtung und für dieſen Zeitraum 
vie Höhe des bezogenen Lohnes, die Zugehörigkeit zu einer Kranken- 


e) Mot. Schlußabfag zu $ 3 Entw. IBB. 

=b) Die Vorſchrift hat keine rüdwirende Kraft, jo daß Perfonen, die vor 
dem 1. Jan. 1900 auß einer Raffeneineichtung auägefchieben find, nur bei ber 
Anftalt bie freimillige Verſicherung eingehen ober fortfegen konnen (HR. OL 
©. 638 Rr. 942). 

3) Über bie Befanblung der Quittungskarten beim Übergang ber Berfi—erten 
von Anftalt zu Kaſſeneinrichtung und umgekehrt vgl. 3.8. Ziff. XXVI der 
preuß. Anweifung und Gebharb-Düttmann Anm. 61 dazu. 

ꝛij Bisher hat Feine Kafie das Markenſyſtem angenommen. 

3) Das ift bißher noch nicht geſchehen 
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Taffe?®) ſowie die Dauer etwaiger Krankheiten ($ 30 IVG.) ergeben. 
Was beſonders die Lohnklaſſe anbetrifft, welche bei Anftaltsver- 
fiherten, die früher einer Kafjeneinrichtung angehörten,®%*) zum Zweck 
der Bemefjung und Verteilung?*) der Rente für die Zeit der Kaſſen⸗ 
verfierung zu Grunde gelegt werben foll, fo ergeben fi feine 
Schwierigkeiten, ſoweit die Kaſſeneinrichtung, wie Dies zur Zeit von 
allen geſchieht, ſelbſt das Lohnklaſſenſyſtem des $ 34 IVG. für ihre 
veihögefeglicden Leiftungen verwendet. Hier bedarf es nur eines. 
Ausweifes, in welcher Lohnklaſſe der Verficherte in feiner Kaflenzeit 
Beiträge an die Kaffe entrichtet hat.) Wendet aber die letztere 
das Lohnklaſſenſyſtem nicht an,e) fo greifen zur Beftimmung der 
Lohnklaſſe die Regeln des $ 39 Play, für deren Durchführung die 
Beſcheinigungen des $ 9 Abf. 2 die Unterlage gewähren. Danach 
wird folgendermaßen verfahren: Gehörte das frühere Kaflenmitglied 
während feiner Kafjenzeit zugleich einer Knappſchaftskaſſe oder auch 
einer Dris«, Betrieb8>, Bau⸗ oder Innungskrankenkaſſe an, jo be= 
ftimmt fi die für ihn in Rechnung zu bringende Lohnklafje nad 
den allgemeinen Grundfägen des $ 34 Ziff. 4 bezw. 1 mit $ 34 
Abſ. 3 IVG. Lag diefer Fall aber nicht vor, fo wird er, ohne daß 
$ 34 Ziff. 5 in Betracht käme,“) nach der Höhe des von ihm wirk⸗ 
lich bezogenen Lohnes in die Lohnklaffen einrangtert. 


VI. Eine befondere Beitimmung enthält $ 173 Abf. 2 IVG. 
über die Verbände, welche als Garanten der zugelafienen Kaflen- 
einrichtungen in den Fällen der $$ 68, 127, 101 IVG. einzutreten 
haben. Danach ift Garant das Reich bezw. der Rommunalverband, 
wenn die Kafje für Betriebe des Reiches oder eines Kommunalver= 
bandes errichtet ift, im übrigen aber, alfo aud wenn der Kaffen- 
betrieb fein ſtaatlicher ift, der Einzelftaat, in welchem der Iegtere 
feinen Sig hat. Umfaßt die Kafjeneinrihtung mehrere Betriebe, 


*) Im Hinblick auf $ 34 Ziff. 1, 4; ogl. $ 39 IVO. 
®s) Über die Verfiherung von Kaffenrentnern und früheren Kafſenrentnern 
($ 6 Abſ. 1, $ 46 Ziff. 2) vgl. oben ©. 161, 583. 

%) Bon biefer ſpricht das Geſetz nicht ausbrüdlid. 

*) In Gemaßheit defien geftalten auch die Kaflen die nach $ 9 zu ertellenben 
Befgeinigungen tatfählih um; vgl. Gebhard» Düttmann Anm. 4 zu $ 9 
und Anm. 2 zu $ 39. 

*) Xfenbart-Spielhagen Anm. 1 und Gebharb»Düttmann ©. 288. 

3) Ebenfo Freund Kommentar zum ©. 89 Anm. 1b zu $ 27. 
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deren Sitz in verſchiedenen Einzelftaaten belegen ift, fo find Die letz- 
teren pro rata zur Garantie verpflichtet, und zwar nad der Zahl 
ver Perfonen, welde in den beteiligten Betrieben am Schlufje des 
legten Rechnungsjahres bei der Kaſſeneinrichtung verfihert waren. 

VI. Den zugelafjenen Kaſſeneinrichtungen wird nah $8 Schlußjag 
zu den’von ihnen zu leiftenden Invaliven- und Altersrenten der 
Reichszuſchuß ($ 35 IVG.) gewährt, fofern ein Anfpruch auf ſolche 
Renten auch nach den reichägefeglichen Beftimmungen beftehen würde 
«ogl. dazu oben III, 2 e). Someit die Kaſſeneinrichtungen bie von ihnen 
feftgefegten Renten ohne Vermittlung der Poftanftalten ſelbſt aus- 
zahlen, wirb ihnen der Reichszuſchuß am Schluffe eines jeden Rech- 
nungsjahres direft übermiefen ($ 174 Abf. 2). 

VII. Die zugelaffenen Kaffeneinrichtungen ftehen in Bezug auf 
die Verteilung der Renten und die Laftentragung mit den Verſiche- 
tungsanftalten in einem einheitlichen Kartell (vgl. Bd. I ©. 454). 
Daher muß auch bei ihnen ein zur Mittragung der Gemeinlajt be- 
ftimmtes Gemeinvermögen ausgeſchieden werden. Dabei foll nad 
F 174 Abſ. 1 Satz 1 IWG., gleichviel in welcher Höhe bei der 
Kafjeneinrihtung die Beiträge tatfählich erhoben werben, Die bud- 
mäßige Berehnung in der Weife vollzogen werben, daß angenommen 
wird, die Kaffe habe von ihren reichägefeglich Verſicherten die nad 
$ 32 Abſ. 5 (eventuell Abf. 1 mit 6) IVG. beftimmten Beiträge 
erhalten. Die Lohnklafje richtet fih nach $ 39 IVG. 

IX. Dieſelbe Annahme findet auch Anmendung, ſoweit es fih 
um die Verteilung des Altersrentenviertels gemäß $ 125 Abj.2 
IVO. auf diejenigen Verficherungsträger handelt, welchen die Bei- 
träge für ben betreffenden Rentenempfänger zugefloffen find ($ 174 
Abſ. 1 Sag 1). Es findet aber überhaupt eine Verteilung der von 
den Kaſſeneinrichtungen feftgeftellten Renten und damit ein Wirkſam⸗ 
werben des Kartelld und eine Mitbelaftung von Verficherunge- 
onftalten nur dann und infomeit ftatt, als ein Anſpruch auf bie 
felben aud nad den Vorſchriften des Reichsgeſetzes beftehen würde, 
und fomelt biefelben das Maß des reichsgefeglichen Anſpruchs nicht 
überfteigen?"*) ($ 174 Abſ. 1 Sag 2). In Gemäßheit heffen hat 

#2) Zufammenftellung derjenigen Geſetzesbeſtimmungen, welche dad Maß des 
reichsgeſetzlichen Anſpruchs betreffen, bei Weymann Anm. 1 HI. Bgl. 5.8. 
hinfichtlich $ 15 Abſ. 2 Sag 2 unten X Ziff. 11. 
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Die Rechnungsſtelle Hinfichtlich jeder Kafjenrente zu prüfen, inwieweit 
fie der legtangeführten Veftimmung entfpriht „und ob demgemäß 
der Reichszuſchuß und die Mitbeteiligung der anderen Verficherungg- 
träger zu gewähren find ober nicht“.”) Gegen die Entſchließung 
der Nechnungsftelle findet Beſchwerde an das ABA. felbft ftatt 
(8120 Abſ. 2 Sag 3). 

X. Auf die zugelaffenen Kaſſeneinrichtungen finden die Bor- 
ſchriften des IVG. im übrigen nur infomeit Anwendung, als fie 
entweder im Geſetz felbft für anwendbar erflärt oder freiwillig in 
das Statut derfelben übernommen worben find.) In erſtgedachter 
Richtung führt der $ 173 Abſ. 1 IVG. die zu „entiprechender An- 
wendung” beftimmten Vorſchriften des Geſetzes auf.) Es ift jedoch 
zu beadten, daß nicht alle hier zitierten Geſetzesbeſtimmungen un- 
bedingt zwingender Natur für die Kaffeneinrihtungen find, fondern 
einzelne fie nur bedingt verpflichten, dann nämlich, wenn fie die 
ihnen freigeftellten Worausfegungen ihrer Anwendung geſchaffen 
Haben.) Hiernach ift befonders folgendes hervorzuheben: 

1. Die 88 18—23 IVG. über das Heilverfahren find an— 
wendbar für den Fall, daß die Kafjeneinrihtungen ftatutarifch ein 
vorbeugenbes Heilverfahren einführen. Unter biefer Borausfegung 
iſt ihnen namentlich bie in jenen Paragraphen geregelte Mitwirkung 
der Krankenkaffen gefiert. Yon dem wieberherftellenden XHeil- 
verfahren nach $ 47 Abf. 2 gilt das Gleiche, da der $ 47 im ganzen 
aitiert iſt. 

2. Anwendung findet der $ 33 über die Gemeinlaft und 
‚Sonderlaft, das Gemein- und Sondervermögen mit der oben IX 
beſprochenen Maßgabe. 

3. Zmwingende Anwendung finden im Intereſſe des Reiches und 
ver übrigen BVerfiherungsträger die 5 47 Abſ. 1, 48 über die 
Entziehung und das Ruhen ber Renten. 

4. Die $$ 49—51, betreffend das Verhältnis der Invaliven- 
verſicherung zur Armenpflege, greifen Plag.*) 


*) AN. 01 ©. 328. 

») AR, 98 ©. 373 Nr. 668 bezüglich auf $ 155, AR. 03 &. 190 Nr. 1024 
bezüglich auf $ 146 IB®. 

) Bel. zur Erläuterung Mot. Abſ. 3 zu $$ 1413, 141b Entw. IVG. 

1) Bgl. 3.8. unten Sif. 13, 15. 

2) Über den angeführten $ 52 vgl. unten $ 90 I. 
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5. Ebenfo $ 54 über das Verhältnis zum Schadenerſatzrechte. 

6. Desgleihen $ 55 über die „Unpfänbbarkeit der Anfprüche*. 

7. Die Beftimmungen über die Organifation der Verfiherungs- 
anftalten find grunbfäglic auf die Kaffeneinrichtungen nicht über- 
tragen. Für anwendbar erklärt find indeſſen $ 99 über bie 
„NRüdverfiherungsverbände“ und die $$ 100 - 102 „Veränderungen“. 
Nach den letztgedachten Beftimmungen muß verfahren werben, wenn 
nah Abſchluß der erften Organifation ber Invalidenverſicherung 
Kaffeneinrihtungen ausſcheiden ober verändert ober auch neu zu- 
gelafjen werben follen.*) Danach kann insbeſondere eine zugelaffene 
Kaſſeneinrichtung nicht einfeitig auf die Zulaffung und ihre reiche» 
gejeglihen Funktionen verzichten; auch muß dem Bundesrat die 
Befugnis zugejchrieben werben, durd Einwirkung auf die Aufſichts- 
behörbe der Kaffeneinricytung ſolche Statutenänderungen derſelben 
bintanzuhalten ober rüdgängig zu machen,“) melde mit ber Zu= 
loffung in Widerſpruch ftehen. Über diejenigen Statutenänderungen, 
welche mit Einführung des neuen IVG. nötig wurden, trifft ber 
8194 Abſ. 2 die entſprechende gleiche Beftimmung, wie für die 
Verfiherungsanftalten. 

8. Abgefehen von der rein prinzipiellen Beftimmung in $ 8 
Ziff. 4 über die Notwendigkeit eines ſchiedsgerichtlichen Verfahrens 
gelten die $$ 103—107 über die Organifation der Schiedsgerichte 
und damit im Zufammenhange bie kaiſerlichen Verfahrensorbnungen 
nur foweit, als fie durch Statut feitens der Kaſſeneinrichtungen 
übernommen werben.) Die Zuftänbigfeit der Kaſſenſchiedsgerichte 
erftredt ſich nicht notwendig auf die außerhalb des reichsgeſetzlichen 
Anſpruchs liegenden Kaffenleiftungen.*) 

9. Die Aufficht über die Kaflen erfolgt nicht nah Maßgabe 


#) Übereinftimmend in Bezug auf den legten Punft Gebharb-Dütt- 
mann Anm. 12 zu $ 8. 

“) Gebharb> Düttmann Anm. 12 zu $ 8 verlangen eine vorherige Err 
Märung bed Bundesrats, daß bie Zulafjung der Kaffe ber Statutenänderung. 
nicht entgegenfteht, bevor bie ftaatliche enehmigung erfolgt. 

3. Eniſprechend hinſichtlich ber Schiedsgerichtsordnung AR. 93 ©. 156 
Nr. 30: 


“) an. 93 S. 100 Rr. 390: Anſprache ‚wegen Galbinnalibität; AR. 95 
&.23 Rr. 443: wenn bie Reichsrente unbeftritten.ift und nur bie Anterhnung 
auf bie fonftigen Raffenleiftungen in Frage fteht. 
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von $$ 108-111 durch die Verfiherungsämter, fondern durch bie 
zuftänbigen Landesbehörben. 

10. Nicht für anwendbar erklärt ift ber $ 112 IVG., ber 
treffend die Feitftelung der Renten. Diefelbe erfolgt für Kaffen- 
mitglieder nad Maßgabe des Kaffenftatuts, für andere Perfonen, 
auch wenn fie früher Kaffenmitgliever waren, durch die Anftalten.*") 
Über die gegenfeitige Berüdfichtigung der früheren anberweitigen 
Verfiherungszeit vgl. oben III, 20 und V. m gleicher Weile 
beftimmt ſich die Zuftänbigfeit, wenn ein abgelehnter Antrag wieder ⸗ 
holt wird, gleichviel, ob über den früheren Anftalt oder Kaffe ent- 
ſchieden haben.*°) 

11. Fur anwendbar erklärt ift der $ 113, betreffend das 
formelle Verhältnis zur Unfallverfiderung, nicht aber die materielle 
Beftimmung des $ 15 Abf. 2 Sa 2. Bedeutet das, daß $ 113 
nur unter der Vorausfegung zur Anwendung zu fommen hat, daß 
das Statut eine dem $ 15 Abf. 2 Sag 2 entſprechende Beftimmung 
übernommen hat, aber foll der $ 15 Abf. 2 Sag 2 ſtillſchweigend 
ala in $ 113 mitbegriffen gelten? Ich möchte das legtere an— 
nehmen; ?°) jedenfals würben Kafjenrenten, welche über $ 15 Abſ. 2 
Sag 2 mit $ 113 hinaus in Häufung mit der Unfallrente gewährt 
würden, vom Reichszuſchuß und von ber Verteilung ausgeſchloſſen 
fein 5°) (ogl. oben VIL, IX). 

12. Keine Anwendung findet $ 114 über die Berufung, wohl 
aber $ 115 namentlich mit Bezug auf bie vorläufige Bewilligung 
von Rentenbeträgen, von deren Rüdforderung auch die Kaflenein- 
richtungen gemäß dem herangezogenen $ 118 abfehen dürfen.) 
A Vol. aus dem früheren Recht AR. 93 ©. 158 Rr. 304, ©. 159 Ar. 305, 
AR. 95 ©. 212 Rr. 421. Mit dem Test grundſatzlich übereinftimmend Geb⸗ 
hard» Düttmann Anm. 25 zu $ 112. Nur wird, wie ich meine, nad) jegigem 
Recht über bie Mitgliedſchaft bei der Kaffe lediglich deren Statut unb nicht mehr, 
wie nad) $ 75 ©. 89, bie lehte Beitragäleiftung an biejelde entſcheiden Lönnen. 
Beides ift bod wohl nicht notwendig gleichbedeutend. — Prorogation gegen bie 
Raffe, welche Beſcheid erteilt Hat (AR. 95 &. 112 Rr. 421). 

) AR. 95 S. 255 Nr. 465. 

*) So wohl au AR. 94 &. 293 Nr. 1858 (Unfallfade); AR. 94 ©. 148 
Rr. 376 fteht wohl nicht entgegen. 

%) So wohl au Weymann Anm. 1 III zu $ 8. 

eij Da $ 118 nur eine Ermächtigung gewährt, hat bie Anführung desſelben 
in $ 178 jebenfalld die Bedeutung, das Recht ber Kaſſe gegen Behinderungen 
durch die Auffichtöbehörbe ſicher zu flellen. 

Roftn, Met ber Mrbeiterverfiherung. Band IL it 
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Zwingend find die Beftimmungen ver 88 116, 117 über bie Revifion 
an das RBA. bei reichägefeglihen Anfprüden (vgl. oben N. 46) 
und $ 119 über die Wieberaufnahme.*«) 

13. Als anwendbar angeführt ift der $ 123 über die Poft- 
auszahlung ; doch ergibt $ 174 Abf. 2, daß es fid bier nur um 
bedingt anwendbares Recht handelt, für den Fall, daß die Kaflen- 
einrichtung fi) überhaupt der Poſt zur Auszahlung bedient.) Für 
dieſen Fall gilt für fie auh die vom RVA. erlafiene Anmeifung 
über den Vollzug.) 

14. Für das Verteilungsverfahren (vgl. oben IX) kommen 
die $$ 124—127 zur Anwendung.) 

15. Als anwendbar erflärt find die Abfäge 6 und 3 von 
$ 128, betreffend die bei Beitragserftattungen eintretenden Erfag- 
anſpruche unter den Verficherungsträgern umb die Konkurrenz der 
Unfallverfiherung bei benfelben. Wie die Motive‘) ausbrüdlich 
hervorheben, handelt es ſich jebod hier mangels einer Anführung 
von 5 42—44 nur um bedingt anwendbares Recht für ven Fall, 
daß nach dem Statut Beitragserftattung überhaupt gewährt wird.) 

16. Von den Vorſchriften über „Streitigkeiten“ (8$ 155 ff.; vgl. 
oben N. 39) ift nur $ 156 über die Entſcheidung von Streitigkeiten 
zwiſchen Verficherungsträgern über die Zugehörigkeit ber Verficherten 
für anwendbar erklärt (vgl. oben N. 29b). 

17. Anwendbar find einige, am Schluß des Gefeges befindliche 
Beftimmungen formeller Natur: der $ 165 Abf. 1 über die Ein- 
reichung von Gefchäftsberichten an das RVA., $ 171 über Gebühren- 
und Stempelfreiheit und $ 172 über Rechtshilfe. 

18. Die Übergangsbeftimmungen ($$ 189 ff.) find nicht für 
anwendbar erklärt und gelten daher formell nur, ſoweit fie in die 


. a) Rein Rechtömittel zu Bunften des Berfiherten feitend der Kaffe (AR. 93 
S. 112 Rr. 265). Revifiongentfgeibungen in Bezug auf Fragen des Statutar- 
rechts in AR. 03 ©. 549 ff. Ar. 1082, 1083. 

“) Dos find nit alle; vgl. Gebharb-Düttmann Anm. 12 zu $ 174. 

%) Anmeifung v. 9. Rov. 1901, AR. 02 &.194, $ 11 mit Sf. 9 Runbfchr. 
v. 29. Dit. 1890, AR. 01 ©. 72. 

®30) pt, beifpielömeife AR. 02 ©. 488 Rr. 987. 

%) Bol, die oben N. 40 sitierten. 

“) Bol. oben R. 10 und Ifenbart-Spielhagen Anm. 9 zu $ 42. Hin⸗ 
Atlih der Zuftänbigkeit gelten analog bie Ausführungen im Zegt Siff. 10; 
aus bem früheren Recht AR. 98 &. 373 Rr.'668. 
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Statuten übernommen find.) Doc; wird die Forberung der Gleich- 
wertigfeit der Kafienleiftungen (vgl. oben LII, 1) in gewiffen Um- 
fange eine Nötigung dazu mit fi) bringen.’”) 

XI. Hinfihtlih der in Ausfiht genommenen Kaſſeneinrichtung 
ver Seeberufsgenoffenfchaft gilt folgendes Befondere: 

1. Daß der Bundesrat ber Ausführung des Planes mit freiem 
Ermeſſen gegenüberfteht, ift bereit? oben II, 3 hervorgehoben 
worden. In formelle Beziehung gilt für die Zulafjung noch 
folgendes: 

a) Die Begründung der Seeleutelaffe erfordert einen Beſchluß 
der Seeberufsgenofienfchaft ($ 13). Berufenes Organ für dieſe 
Beſchlußfaſſung ift jedenfalls die Genofjenihaftsverfammlung. 

b) Für die Seeleutefaffe muß ein Statut aufgeftellt werben. 
Von wen die erfte Aufftellung zu erfolgen hat, darüber entſcheiden 
die nad litt. a maßgebenden Beſchlüſſe der Genoffenfhaftsverfamm- 
tung. Die Statuten und ihre fpäteren Abänberungen bedürfen der 
freien Genehmigung des Bunbesrats ($ 13). 

c) Der Bundesrat hat vor der Zulaffung und der Statuten- 
genehmigung®®) die Arbeiterbeifiger ber für die Küftenbezirfe be— 
ftehenden Schiebögerihte für Arbeiterverfiherung®®) zu hören. 
Außerdem find die S$ 100-102 IVO. zu beachten.) 

; d) Der Bundesrat beftimmt ben Zeitpunkt, mit welchem bie 
Einrihtung in Wirkſamkeit tritt. 

2. In Bezug auf die materiellen Vorausfegungen der Zulaflung 
nimmt $ 12 Abf. 1 auf $8 IJVG. Bezug; doch enthält $ 11 eine 
Reihe von Sonderbeftimmungen, welde zum guten Teil die allge- 
meinen Zulafjungsbedingungen verfhärfen. Bor allen Dingen barf 
die Einrichtung nur geftattet werben, wenn für die Hinterbliebenen 
der darin gegen Invalidität verficherten Berfonen von der Genoffen- 


*) AR. 92 &.25 Rr. 111 mit AN. 93 S. 157 Nr. 303. - 

gl. Gebhard-Düstmann Anm. 2 zu $ 189 über ben tatſächlichen 
Auſtand. 

) Für die Abänderung ber Statuten werben bie ſtatutariſchen Beſtimmungen 

ſelbſt maßgebend fein. 

%) So nad $ 13 IB®. mit $80 Abſ. 2 SUB®. und 95 8 ff., iefodes 
548,2 NS. 

%) Bgl. oben X Ziff. 7 und Gebhard: Düttimann Anm. 2 zu $ 11. 

zır 
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ſchaft zugleih eine Witwen- und Waifenverforgung‘') begründet 
wird ($11 Abſ. 1 Sag 2). 

3. Im der Seeleutelafle erfolgt die Invalidenverfiherung zu- 
nãchſt für diejenigen Perfonen, welde in Betrieben, die zur See- 
berufsgenofienfchaft gehören, beichäftigt werben. Es fünnen das 
alle Betriebe fein ober nur gewiſſe Arten derſelben, welche das 
Statut näher bezeichnet. Die darunter befindlichen verfiherungs- 
pflichtigen Perfonen genügen ihrer Verſicherungspflicht duch die 
Beteiligung an der Seeleutefaffe.?) Der die freiwillige Verfiche- 
rung betreffende $14 Abf. 3 gilt auch für die legtere. Zur Kaſſe 
gewiefen find dann ferner auch diejenigen Unternehmer, welche nad 
$2 Ziff. 1 IVG. verficherungspflichtig oder nach $ 14 Ziff. 2 felbft- 
verficherungsberechtigt find, fofern fie zugleich bei ber Seeberufs- 
genoſſenſchaft gegen Unfall verfichert find.) 

4. Die Seeleutelaffe wird „unter der Haftung“ der Seeberufs- 
genoſſenſchaft errichtet. Das bedeutet Feine bloße Garantie‘) 
fonbern eine unmittelbare Haftung, eine Trägerſchaft“, wie fie auch 
$ 158 Abf. 2 SuVG. für die Unfallverfiherungsanftalt der See- 
berufsgenoſſenſchaft vorfieht (vgl. Bb. I ©. 449). Die Seeleutelafie 
bat danach auch feine eigene juriftiiche Perfönlichkeit und kann vom 
Bundesrat mangels jeder Ermächtigung dazu auch feine verliehen 
erhalten; fie ift nur eine Sonderanftalt der Seeberufsgenoſſenſchaft. 
Doraus ergibt fih aud, daß Garant der Seeleutelafle nur 
der Garant der Seeberufsgenofienichaft, aljo das Reich ($ 57 
SUVG.), fein kann; der $ 173 Abf. 2, nad welchem die Gefamt- 
heit der deutſchen Küftenftanten als Garant berufen fein würde,“) 
kann bier nicht Platz greifen. 


en) Diefelde braucht wicht notwendig „Berfiherung“ zu fein. 

©) 8 11 Abſ. 1 Schlußfag, welder offenbar dem 58 Abſ. 1 entipricht. Die 
Folgerungen, welche Gebhard» Düttmann aus ben Worten ‚kraft Geſetzes 
verfihert” ziehen wollen (Anm. 10), find in benfelden nicht begrünbet. 

a) Bgl. 5 5 SUSB. Über ben Sinn der im Xert wiebergegebenen Ber 
flimmung äußern fi übereinftimmend Gebhard» Düitmann Anm.8, Graß ⸗ 
mann Anm. 8 (mit Bezug auf bie Materialten), Weymann Anm. 8, anders 
wohl Zfenbart-Spielhagen Anm. 4. 

©) Das meint Weymann Anm. 3. 

“) So Beymann Anm. 3; übereinftimmend Gebharb-Düttmann 
Anm. 3. 
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5. Materielle Zulafjungsbebingungen befonderer Art find für 
die Seeleutelaffe die folgenden: 

a) Sie muß die Invalidenverfiherung der zu ihr gemiejenen 
BVerfonen „nach Maßgabe dieſes Gefeges“ übernehmen. Das heißt: 
es genügt in Bezug auf Umfang und Vorausfegungen der Renten- 
leiftungen nicht ' bloße Gleichwertigkeit mit den Anftaltsleiftungen 
vielmehr treten für die Eeeleutefaffe zu den in $ 173 Abf. 1 an- 
geführten Beftimmungen als unbebingt anwendbar alle diejenigen 
binzu, welde die Rentenleiftungen ertenfiv und intenfiv beftimmen 
(gl. oben N. 12a). Im übrigen bilden aber au für die See- 
Ieutefafje die Anführungen in $ 173 Abf. 1 die Grenze für die 
Anwendung bes Gejeges auf fie, fo daß fie z. B. zur Übernahme 
der Beitragserftattungen m. E. nicht verpflichtet wäre.) 

b) Binſichtlich der Beteiligung der Verfiherten an der Ver- 
waltung fchreibt $ 11 Abſ. 2 vor, daß diefelbe im gleicher Weiſe 
wie bie ber Arbeitgeber erfolgen muß, wenn die Verficherten über- 
haupt zu Beiträgen, gleichviel in welcher Höhe, herangezogen werben 
(ogl. oben III, 2b). 

e) In Bezug auf die Beitragshöhe wird 88 Ziff. 1 erfegt‘%) 
durch $ 11 Abſ. 3. Danach dürfen die Beiträge der Verſicherten 
in feinem Falle höher fein, als die ber Arbeitgeber. Im übrigen 
iſt nur ein Minimalmaß für die Arbeitgeberbeiträge feftgeftellt, mas 
zur Folge hat, daß, wenn der Gejamtbedarf an Beiträgen hinter 
dem Doppelten diefes Minimalmafes zurüdbleibt, dies den Ver— 
ficherten zu Gute fommt. Das Minimalmap aber ift dahin firiert, 
daß der Arbeitgeberbeitrag im Durchſchnitt nicht niedriger fein 
darf, als der des Geſetzes ($ 32), jo daß alfo die Gefamtjumme 
aller Arbeitgeberbeiträge mindeftens jo groß fein muß, als bie 
Summe, welche fi) ergeben wurde, wenn die Arbeitgeber je die 
Hälfte der in $32 IWG. beftimmten Beiträge für ihre Arbeiter 
aus eigner Taſche entrichten müßten. 

d) Werden die Beiträge der Verſicherten abgeftuft, fo find auch 
die Hinterbliebenententen im gleichen Verhältnis abzuftufen (Abf. 4). 


) Anders Gebhard: Düttmann Anm. 5 Abi. 8; vgl. aber Weymann 
Anm. 2 zu $ 178. 

®) Beweis hierfür bildet bie Wiederholung von $ 8 Ziff. 1 Schlußſatz in 
8 11 aAbſ.3 Satz 2. Anders Gebhard ⸗ Düttmann Anm. 12 und Graß- 
mann Anm. 14. 
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e) Daß die Wartezeit für die Invalidenverfiherung nicht Länger 
fein darf als die in $29 IVG. vorgefehene, ergibt ſich bereits aus 
litt. a. Dazu ſchreibt aber $ 11 Abſ. 5 vor, daß auch die für bie 
Witwen · und Waifenverforgung nicht „höher bemefjen werben darf, 
als in $29 vorgefehen iſt“. Gemeint ift damit, wie bie Materialien 
ergeben, die in $ 29 vorgefehene Wartezeit für die Invaliden- 
zente.?) 

f) Die Weiterverfiherung, ſoweit fie fi) auf die Invaliden ⸗ 
verfiherung bezieht, ift durch $ 14 Abſ. 3 geregelt. Aber auch mit 
Bezug auf die Witmen- und Waifenverforgung muß fie, entſprechend 
den Beftiimmungen des Geſetzes, geflattet werben, wenn ber Ber- 
ſicherte aus dem bie Verſicherungspflicht bei ber Seeleutekaſſe be- 
gründenden Verhältniffe ausfcheibet,%) und zwar bier auch bann, 
wenn er für die Invalidenverſicherung bei einer Anftalt oder anderen 
Kaſſeneinrichtung verficherungspflichtig wird.) Nur wenn die Ver- 
ſicherten nicht bloß zeitweilig auf ausländifhen Schiffen Verſicherung 
nehmen ober wenn dies zwar nur zeitweilig geſchieht, ihre Familien 
ihnen aber ins Ausland folgen, darf ihnen dieſes Recht der Weiter: 
verfierung entzogen werben.’°) 

6. Die Seeleutefaife unterliegt, anders wie bie übrigen Kaffen- 
einrichtungen, der Aufficht des RVA. gemäß 5 108—110 IVG. 
(12 Abſ. 1). 

7. Die Schiedsgerichte für Arbeiterverfiherung, welche jegt für 
die Unfall- und Invalidenverſicherung der Seeleute zuftändig find, 
ober das für Die Seeleutefaffe fpäter befonders zu errichtende Schiebs- 
gericht übernehmen auch die Rechtfprehung in Witwen- und Watjen- 
verforgungsangelegenheiten.’") 

8. Die $$ 8 Schlußſatz, 9, 39, 173 Abſ. 1 und $ 174 gelten 
aud für die Seeleutefaffe. 





9) Komm.Ber. ©. 31. 

-) Analoges wird von ber Fortjegung der Selbſtverſicherung gelten. 

&) Ebenfo Gebhard- Düttmann Anm. 1b gegen Ijenbart- Spiels 
hagen Anm. 8. Die andermeite Stellungnahme von $ 14 Abf. 3 berußt doch 
darauf, daß der Wetreffenbe in Bezug auf die Innalidenverfiherung verforgt 
ift, wenn er bei einer Anftalt uſw. verfiherungspflihtig wird. 

») So aud Weymann Anm. 15. 

”) 8 12 Abſ. 2; bazu für das geltende Recht $ 3 RG. und Ifenbart: 
Spielhagen Anm. 2. 
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890. Zuſchußtaſſen. 


I. Zuſchußkaſſen find gewiffe, nad) $$ 52, 53 IVG. näher be= 
flimmte Alters und Invalidenlaſſen, welche ihre Leiftungen um ven 
Wert der reichsgeſetzlichen Renten oder um einen Teil dieſes Wertes 
ermäßigen und danach nur den Überſchuß derfelben ihren Mitgliedern . 
als Zuſchuß zu den reichsgeſetzlichen Leiftungen gewähren.') Sie 
unterſcheiden fi von den zugelafjenen Kafjeneinrichtungen im Sinne 
von 88 ff. dadurch, daß fie nicht am Die Stelle der reichsgeſetzlichen 
Verfiherungsanftalten treten. Doch ift der Gegenfag menigftens 
nad jegigem Recht?) nicht unvermittelt, infofern $ 173 Abf. 1 IVG. 
unter ben auf die Kaffeneinrichtungen anwendbaren Beftimmungen 
aud den $ 52 in dem Sinne anführt, daß auch dieſe, insbeſondere 
die nad) $ 10 zugelaffenen Knappſchaftskaſſen, ermächtigt fein follen, 
die reichsgeſetzlichen Leiftungen (melde fie felbft gewähren) auf ihre 
fonftigen Kaffenleiftungen anzurechnen. Der $ 8 Ziff.5 IVG. ber 
flätigt dies, indem er zugleich eine auf die Mindeftgewährung des 
Reichszuſchuſſes bezüglicde Beſchränkung für die zugelafienen Kaffen- 
einrichtungen Binzufügt.*) 

II. Die $$ 52, 53 IVG. beziehen fi ausſchließlich auf Kaſſen, 
welche bet Einführung des ©. 89 bereits beftanden und ihren Mit- 
gliebern für den Fall des Alters ober*) der Ermerbsunfähigkeit 
Fürforge in Geftalt von Renten oder aud) von Kapitalien gewährten. 
Um eine Doppelverficherung zu vermeiden, treffen bie angeführten 
Parographen Beftimmungen, melde diefen Kaflen die Möglichkeit 
bieten follen, die reichsgeſetzlichen Keiftungen auf die ſtatutariſchen 


') 3u $ 46 Siff. 2 vgl. ofen ©. 588. 

?) Für dad ©. 89 fpraden fih Sanbmann-Rasp Anm. 1 Abſ. 3 zu $ 5 
anders aus (vgl. die oben $ 89 N. 40 zitierten Motive); bie Gerübernahme 
diefer Ausführung bei Graßmann Anm. 1 Abſ. 3 zu $ 8 ift wohl nur ein 
Berjeßen. 

®) BgL. oben $ 89 II, 2e, befonders N. 27. Die Rorbbeutiche Knappſchafts ⸗ 
Penſionslaſſe ftellt in ihrer Zuſammenſetzung aus Knappſchaftsvereinen einen 
eigentümlichen Fall tatſachlicher Verbindung von $$ 8 ff. mit $ 52 IB®. dar. 
Die Ausführungen bet Weymann Anm. 1 mit 2 feinen mir nicht ohne 
Widerſpruch 
29852 Abſ.1 ſagt „oder“, $ 53 „und“. Das erſtere iſt rechtlich für 
den Fall der Zuſchußkafſen jedenfalls das richtige; anders oben $ 89 R. 5. 
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Gewährungen anzurechnen, allerdings ber Regel nah nur dam, 
wenn bie ftatutariihen Beiträge entſprechend herabgejegt werben. 
Dabei find jedoch nicht alle Kaſſen, welche Invaliden- oder Alters- 
fürforge gewährten, berüdfichtigt. Der $ 52 ergreift vielmehr nur 
Fabrikkaſſen d. h. befonbere, für einen Fabrikbetrieb beftehende 
Kaſſen, Knappſchaftskaſſen, Seemannstaflen und andere Kaſſen, 
welche für gewiffe einzelne Betriebe gewerblicher, landwirtſchaftlicher 
und ähnlier Art beftanden. Freie Hilfskaffen, melde ohne Be— 
ziehung auf beftimmte Betriebe beftanden, find darunter nicht be— 
geiffen;°) mur folde Kaffen fügt der $ 53 noch hinzu, hinſichtlich 
deren auf Grund ortsftatutarifcher Beftimmungen eine Verpflichtung 
zum Beitritt befteht.°) 

II. Die Ermäßigung der Kaffenleiftungen um ben Wert der 
reichsgeſetzlichen Renten für die Bezieher?) folder (vgl. oben S. 583) 
ober um einen Teil diefes Wertes fett grundfäglid voraus, daß 
gleichzeitig die Beiträge der Betriebsunternehmer, für deren Betriebe 
die Kaſſen beftehen, und die ber Kaſſenmitglieder in entſprechendem 
Verhältnis herabgemindert werben. Stimmen bie Betriebsunter- 
nehmer zu, fo kann die Herabminderung aud auf die Beiträge der 
Rafienmitglieder beichräntt werben. Ausnahmsweiſe bedarf es einer 
Ermäßigung der Beiträge nicht, wenn die bisherigen auch noch zur 
Dedung ber Zufußleiftungen erforderlich bleiben ober wenn die 
durch die Herabfegung der Unterftügungen erfparten Beträge durch 





®) Bgl. die bei Boſſe-v. Woedtke Anm. 5 zu $ 36 angeführten 
Materialien. Hlifslafſen Tonnten natürlich auch im Hinblick auf bie Invaliden⸗ 
verfiherung fi) nach Inhalt des $ 36 G. 89, $ 52 IVG. vefonftituieren, aber 
es waren Bei ihnen bafür nicht bie angeführten Beftimmungen, jonbern bad 
für fie fonft geltende Recht und ihre Statuten maßgebend und bie Oftrogierungd- 
möglichteit fiel bei ihnen fort. 

©) Die Beftimmung hat befondere preußifcrechtliche Berhältniffe im Auge; 
dgl. Boffe»v. Woedtle Anm. 2 zu $ 38. 

n Schug mohlermorbener Rechte: $ 52 Abf. 1 Schlußſat — Das Intereffe, 
welches bie Zuſchußkafſe daran hat, daß ihren Mitgliedern Rente zugeſprochen 
wird, ermächtigt biefelbe noch nicht zur felbftänbigen Geltendmachung des reichs · 
gefeplien Anfpruds. Vol. die oben $ 87 R. 12 zitierten Entideibungen; doch 
werben hier „ftatutarifhe Borfchriften“ vorbehalten; vgl. in biefer Richtung 
38. $ 51 Abſ. 2 der Statuten der Rorbd. Knappſchafts · Penſtonskafſe, wonach 
der Borftand des (einzelnen) Rnappfchaftävereins von Amts wegen ben Antrag 
bei ber Penſionskaſſe ftellen kann. 
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eine von der Auffihtsbehörde genehmigte Statutenbeftimmung zu 
anderen Wohlfahrtseinrihtungen für Vetriebsbeamte, Arbeiter oder 
deren Hinterbliebene verwendet werben. 


IV. Die zur Herabfegung der Leiſtungen und Beiträge 
erforderlihe Statutenänderung bedarf der Genehmigung der zu- 
ftändigen Lanbesbehörbe.) Diefelbe Tann die Statutenänderung 
auch oftroyieren, wenn die beittagenden Betriebsunternehmer fämtlich 
ober die Mehrheit der Kaflenmitgliever die Abänderung beantragt 
haben, biefelbe von den Organen der Kaſſe abgelehnt wurde und 
nunmehr, wie hinzuzufügen ift, die Antragfteller mit dem Antrag 
auf Oftroyierung fi an die Landesbehörde wenden. 


93.8 $1 ff. 1 der badiſchen Vollzugs-VO. (Mufer ©. 163): 
Winifterium des Innern. 


Haditrag 
aus der wäßrend des Drudes (Mai Bis September 1904) er- 
fGienenen Zudikatur und Siteratur, ſoweit dieſelbe nidt 
noch im Werke ſelbſt verwertet werden Ronnte. 





34 S. 88 N. 8: Bol. auch AR. 04 ©. 525 Nr. 1162 über die anerkannte Bers 
ficherungpflicht ber Schleifer in ber thuringiſchen Aleineifeninbuftrie. „An 
beftimmte Arbeitözeiten find bie Schleifer nicht gebunden“ und find daher 
aud nur „in gewiſſem Umfange vom Schleifereibefiger perfönlid; abhängig 
geblieben". 

3u ©.43 N. 58: AR. 04 ©. 352 Rr. 1106. Die Inftandhaltung fremder Gärten 
durch einen Gärtnereibefiger ift im allgemeinen keine verſicherungspflichtige 
Zätigleit. Dagegen ift in AR. 04 &. 526 Rr. 1163 ein jelbftänbiger Meiner 
Budbinbermeifter, ber ald Attenhefter bei Staatöbepörben befchäftigt wird, 
in biefer Zätigleit nad} ber befonberen Lage ber Umftänbe als verfijerungd 
pflichtiger Gehilfe angeſehen worben. 

Zu 8.47 R. 11: Ebenſo AR. 04 S. 508 Rr. 1151 (Stabtkapelle verſicherungs · 
frei), ©. 508 Nr. 1152 (Bierwirtſchaftskapelle verficherungspfligtig), S. 509 
Nr. 1153 (Theaterunternehmen). Verſicherungsfrei find bei einem kunſt⸗ 
leriſchen Thenterunternehmen alle auf ber Bühne ober im Drcheſter vers 
wenbeten Schaufpieler, Sänger, Xänger, Choriften und Muſiler ohne 
Ruckſicht auf bie Leiftungen des Einzelnen. Verſicherungspflichtig bleibt 
Dagegen ba8 nur mechaniſche Arbeiten verrichtende Thenterperfonal, wie 
Statiften, Sampenanzünber, ®arberobenbiener, Pförtner und Logenfälieher. 
Souffleure und Souffleufen find zum NKunftperfonal zu rechnen (MR. 4 
©. 509 Rr. 1153 mit AR. 91 ©. 176 Rr. 71). 

Zu 8,47 R.14: Wie Entſch. 848, 1043, 1065 aud AR. 04 ©. 504 Rr. 147. 

Zu S. 52 N. 33: Frauen und Mädchen eined Dorfes als Teilnehmerinnen an 
einem vom Ortäpfarrer für fie eingerichteten und geleiteten Strickereibetriebe 
night verficherungäpflichtig (AR. 04 ©. 528 Rr. 1165). 

Zu S. 56 9.22: Hinfigtlid der Notftanddarbeiten übereinftimmend AR. 04 
©. 503 Rr. 1146. 
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Zu S. 62 Schlußſatz: Abereinſtimmend AR. 04 ©. 528 Rr. 1166. 

3u &,62 2.39 mit R. 14, 15: Cin unaudgeführt hebliebenes Berfpredien ber 
Barlöhnung in einem Falle, in dem ber Arbeitgeber bie Zahlung des Lohnes 
Tegtwillig angeorbnet hatte, aber zur Zeit beö Rentenfeftftellungverfahrens 
noch am Leben war, ſchließt bie Anwendung von $ 8 Abſ. 2 I8®. nit 
auß; AR. 04 ©. 852 Fr. 1107. 

u &. 62 8.43: Übereinftimmend UR, 04 ©. 528 Pr. 1166; freie Veldftigung 
für die Arbeiterin felbft und für ihre 10 und 6 Jahre alten Kinder. 

Zu 6,77 3.58: Bol. zu &.200 3.56. 

went: Die Entſch. v. 25. Sept. 1902 ift in dem Erf. preuß. OvG. 
v. 18. Febr. 1904 (Reger 8b. 25 &. 310) gegen Weymann und das 
meuefte Ext. des RB. feftgehalten worden. Dabei wirb angefüßet, ba 
auch das ſachſ. OVG. fi) der gleichen Auffaffung angeſchlofſen habe. 

Zu S. 99 R. 89: In AR. Oi S. 506 Rr. 1149 hat das RVA grundſatzlich aus⸗ 
geſprochen, daß „bie in 65 Abſ. 3 lezter Say IB®. neu aufgenommene 
Beſtimmung .. keinen Anlaß bietet, den bisherigen“ (bei R. 41 aus- 
geſprochenen) „Srundſat einzuſchranken· . Die Vegrundung beſchrankt fich 
auf bie Bemerkung: „bort (b. 5. in $ 65 Abſ. 3 letter Sat JVo) wirb 
auch nicht bie Frage der Verſicherungspflicht, ſondern bie Zuftänbigfeit ber 
Berfiherungdanftalten geregelt.” Bereinbar mit unferen Ausführungen 
bleibt allerdings der in ber Entſch. ausgeſprochene Sat, nach welchem „ber 
Umfanb, daß ber einzelne Veſchäftigte vorher im Inland in bemfelben 
Betriebe befcäftigt war — ber freilich ben Hauptanwenbungdfall barftellen 
wird —“ nicht unbebingt „als entſcheidend“ anzufehen ifl. Der Arbeiter 
kann aud nad feiner Einftellung zuerſt im auslandiſchen Betriebäteile bes 
ſchaftigt werben, fofern nur feine Verwendung im Inlande nad) verhältnid« 
mäßig kurzer Zeit in Ausſicht fteht; dann ift Verſicherungspflicht gegeben. 
Übrigens ift bie Entfgeibung zugleich ein Beweis für die Fortbauer der 
S. 99 N. 42 begeichneten Tendenz („ein Wechſel ber Arbeiter zwiſchen dem 
auslandiſchen Steinbruch und den fonftigen im Inlande befindlichen An ⸗ 
lagen finbet nicht ftatt") unb damit ber tatſachlichen Annäherung an ben 

. von und vertretenen Standpunki. 

Zu &. 118 Xert Seile 2 von unten: Bgl. zu S. 209 Siff. 1. 

Zu S. 116 R. 22: Sahntechniker bei einem approbierten Zahnarzt als Techniker, 
nicht Gehilfe (AR. 04 ©. 530 Nr. 1168). 

Zu &.128 8. 2a: Bol. auch AR. 04 S.520 Rr. 1157 bezüglich auf eine 
ärttembergfce Zelegropfengefilfin, fowie ©, 592 Ar. 1138 a. © begüglih 
auf württembergiiche Poftunterbeamten. 

Zu S. 129 N. 24: Entiprehenb au AR. 04 ©. 523 Rr. 1159 bezüglih auf 
eine wurttembergiſche Arbeitölehrerin. 

Zu &.180 R.32a: Für genügend anerfannt ift in AR. 04 ©. 520 Rr. 1158 
die Penſionsanwartſchaft gegen den württembergiichen „Unterftügungäuerein. 
für Angeftellte der Verkehrsanſtalten“. 

Zu &.137 8.55 a.€.: Auf einen von einer ftäbtifhen Verwaltung unter 
Ausichluß der Penfionsberehtigung angenommenen Markthallenauffeher ift 
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die Veftimmung bed $ 4 Abſ. 1 ©. 89 für unanwenbbar erHärt werben, 
felbft unter ber Borausfegung, baß er trof ber vorgejehenen einmonatlichen 
Kündigungsfrift Gemeindebeamter im Sinne von $ 56 Ziff. 6 der Städten. 
von 1858 geweſen ift (MR. 04 ©. 858 Rr. 1115). — Bon biefer Ent 

ſcheidung aus {ft es nur noch ein Meiner Schritt dazu, auf in Fallen. wie 
benen ber Entf. Rr. 604 und 716, bie Penfionäbereitigung als aus⸗ 
oeſchlofſen und bemnad; Verſicherungepflicht als beftehend anzunehmen, 

Zu S. 146 R.13, S. 146 R. 19, S. 100 R. 97a: Ausdehnung ber Veſtimmungen 
des $5 Abi. n und bed $6.Abf. 1 IW®. auf bie mit Penfionsberechtigung 
angeftellten Beamten ber Sparkafie der Stabt Straßburg i. E.; AR. 04 S.35L. 

Zu ©. 150 Zeile 1-5: Der hier ausgeſprochenen Anficht ſcheint fich das NIX. 
anfließen zu wollen (AR. 04 Wr. 1185 ©. 477 Seile 2-5). 

Zu ©. 150 Zelle 3 „Penfiondanwartfhaft“: flbereinftimmend jet AR. 04 
©&. 519 Rr. 1156. 

Su 8. 160 R.35: Den Entſch. Rr. 1077, 1079, 1116 tritt noch AR, O4 S. 476 
Rr. 1185 Hinzu. 

Zu &. 167 R. 19: „Reben“ bebeutet nicht „nebenher“; die Veftimmung ift auch 
anwendbar, „wenn ber aufgewenbeten Zeit nad bie Unterrichts⸗ 
erteilung im Berhältnifle zur Ausbilbung überwiegt”. So AR. 04 8.54 
Re. 1160 mit Vezug auf itaflentfe Lehrer ber B. School of languages, 
für melde der Hauptzweck des Aufenthalts bei ber Sprachanftalt die Er- 
lernung ber deutſchen Sprade war. 

Zu ©. 193 R.%0, 22: Bol. neueftens AR. 04 ©. 501 Rr. 1144. 

Zu S. 200 R. 56 mit &. 77 N. 58: Vgl. AR. 04 S. 529 Rr. 1167. Die beiden 

Begriffe „nebenher" und „gegen ein geringfügigeß Entgelt“ bebingen fih 

gegenfeitig nicht, ſondern beſtehen unabhängig nebeneinander. „Rebenper“ 

geleiftet wirb regelmäßig eine Mrbeit fein, wenn fie nicht ein Drittel ber 
gewöhnlichen Arbeitszeit erforbert. 

&. 208 R. 15: Bol. zu S. 209 Sf. 1. 

&.209 Ziff. 1 mit &. 208 R. 15: In AR. 04 ©. 510 Rr. 1154 if ur 

Auslegung bed Begriffs „regelmäßig“ in $ 14 Abſ. 1 Ziff. 3 IS®. IBS®. grund: 

ſatlich außgeführt: „Es muß eine Veſchaftigung von mehr ald zwei Lohn: 

arbeitern bie Ausnahme bilden, und zwar ift Hierbei nicht je 9 geringe, 
oft von Zufalligkeiten abhängige Schwankung in ber Zahl ber beicäftigten 

Arbeiter maßgebend, vielmehr kommt es barauf an, ob bie Zahl mit einer 

gemiffen Stetigfeit ſich über ober unter ber begeichneten Grenze hält. — Da 

es fi in $ 14 0.0. OD. um bie Befugnis handelt, freiwillig in bie Ber: 
fiherung eingutzeten, fo ift für bie Beurteilung ber tatfäglichen Ber: 

Hältniffe der Seitpunft des Antsags auf Selbftoerfiherung mahgebend. 

Immerhin muß jene Beurtellung fi) foweit zuräd erfireden, daß ein Zeil 

raum umfaßt wird, innerhalb befien von einer Regelmäßigteit nad) der 

einen ober anderen Seite Bin geſprochen werben Tann.” (Im vorliegenden 

Falle das Jahr 1903 zu Grunde gelegt). Ferner hat AR. 04 ©. 511 er 

Hört, daß ein Unternefmer auch dann von der Selbftverficherung ausge ⸗ 

ſchloſſen ift, wenn er in mehreren Betrieben zufammen mehr ald 2 Lohn: 
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arbeiter beicäftigt. Dabei wurde die Landwirtſchaft des Betrefſenden gleiche 
falls als Betrieb erachtet, obgleich fie nur ben Vedarf der Haus« und Bichs 
wirtſchaft dedite; „au; bie Verwertung ber erzeugten Güter in der eigenen. 
Wirtfhaft, ohne Veräußerung an Dritte fließt den Vegriff des Betriebes- 
nicht aus* (vgl. dazu &. 118). 

Zu 8.363: Die Frage, ob Jemand als polniſcher Arbeiter ruſſiſcher oder 
oſterreichiſcher Stantdangehörigkeit im Sinne bed Bundesratsbeſchlufſes v. 
21. Febr. 1901 anzufeßen iſt, unterliegt in Preußen nicht der Radprüfung 
durch die Verfiherungäanftalt, fonbern wird von den Berwaltungsbehörben, 
in erfter Reihe den Landräten, welde bie Beſchäftigung jener Arbeiter zus 
laffen, enbgiltig entſchieden (AR. 04 &. 505 Rr. 1148). 

Zu S. 416 R.30: Dagegen können Beitragdmarten, bie für einen beftimmten 
Zeitraum gelten follen, aber zu viel verwenbet find ober überhaupt nicht 
verwenbet werben burften unb deshalb ungiltig find, nicht zwects Erfüllung. 
ber Wartezeit ober Erhöhung der Rente auf einen fpäteren Zeitraum über 
tragen werben, in bem es an Marten fehlt und in dem die Verſicherung 
im Wege freiwilliger Beitragsleiftung Bätte fortgefegt werben Tonnen 
(AR. 04 &. 355 Nr. 1112). 

Zu 6.423 R. 55: Die Entſch. v. 8. Dez. 1892 ift in dem Erk. RGer. o. 1. Dez. 
1902 (Reger ®b. 25 S. 120) als „zutreffend“ anerfannt und baraus ber 
Schluß gezogen worden, daß eine Beitrafung aus $ 187 Abſ. 2 IB®. nit 
Rattfinden Tann, wenn bie urſprungliche Verwendung ber abgelöften und 
veräußerten Marken auf ®rund einer fäljclic angenommenen Berfiherungd« 
pfliht erfolgt war. 

Zu 6.439 R.41l und S. 814 N. 176: Die Entſch. Rr. 574 if in AR. 04 
S, 420 Rr. 1131 beftätigt und dabei auögeführt, daß inſoweit bad Recht 
ber freien richterlichen Beweißmürbigung gegenüber dem Übertragungs« 
vermerk als einer Öffentlichen Urkunde eingefchräntt ift. 

Zu S. 468 I: Zur Frage des Arbeitgebers bei einer in Bierwirtichaften ſpielenden 
Kopelle vgl. AR. 04 S. 508 Rr. 1152. Ein fog. mittelbared Wrbeitd- 
verhältnis war bier mit Recht nicht anzunehmen. 

Zu S. 468 R. 6: Übereinftimmend aud AR. 04 ©. 524 Rr. 1161 bezüglich auf 
einen fogen. Rübenunternehmer. 

Zu ©. 526 R. 16: Daß auch nad $ 167 Abſ. 2 IB®. ſich bie Abſchatung nicht 
auf ben Schiffer erftredt, hat AR. 04 S. 507 Nr. 1150 grunbfäglic aus⸗ 
geſprochen. 

Zu S. 630 N. 39: Dad RBA, ſcheint fi in ber, ben Tatbeſtand nicht ganz 
ſicher ergebenden, Entſch. AR. 04 &. 500 Nr. 1148 ber Anſicht von Hahn 
anfließen zu wollen. . 

Zu S. 632 Ziffer 1 Say 1: Übereinſtimmend AR. 04 ©. 501 Rr. 1144. Zu 
beachten ift jebod, baß ſich bie Rechtskraft ftets nur auf dad einzelne Ar⸗ 
beitöverhältniß beftimmter Perfonen beziehen kann, hinſichtlich deren bie 
Borentfheibung ergangen ift. fiber bie Berfiherungspflit eines ganzen 
Perſonenkreiſes gleichartiger Arbeiter Tann in dem Verfahren nad $ 155 
ISB. Überhaupt nicht entfchieden werben. Dazu aud AR. 04 ©. 502 
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Nr. 1145. Hier ift insbeſondere audgeführt, daß bie Rechtskraft ber Ent: 
f&eidung biejenigen Tontreten Arbeitöverältnifie bis zu ihrer Beendigung 
ergreift, hinfihtlich deren fte ergangen ift. Wurde bie Beitragäpflicht Hin- 
fichruch berfelßen abgelehnt, weil Invalidität des Arbeiter angenommen 
wurbe, fo kann auf Grund erneuter Gutachten Verſicherungspflicht und 
Veitragspflicht erft vom Beginn eine neuen Wrbeitöverhältnifies an feft- 
geftellt werben. Bgl. auch AR. 04 ©. 504 Rr. 1147. 

Zu S. 646 R. 18: Die Entſch. Rr. 1073 if in AR. 04 &. 478 Rr. 1137 bes 
Rätigt. Für bad frühere Recht Hatte AR. 98 ©. 630 Nr. 691 anders ent» 
fdieden; vgl. nod MR. 04 ©. 358 Rr. 1115. Dog Hat jet AR. OL 
&. 477 Rr. 1186 biefen Standpunkt aud für bie vor dem Inkrafttreten 
des IVG. liegenden Zeiträume aufgegeben, foweit dad IB. für deren 
Beurieilung in Betracht Tommt. Bol. auch oben S. 549 R.42 a. E. 

Zu ©. 660 R. 23: Nit bloß ein folder Berbienft ift nicht im Betracht zu 
sieben, der nur unter übermäßiger Anfpannung ber Kräfte erzielt werben 
tann, fondern aud derjenige ift auszuſcheiden, ber nur eine Folge erheb- 
licher Überichreitung der üblichen Ncbeitäzeit ift (MR. 04 S. 476 Nr. 1184). 

Zu ©. 698 R. 13 und S. 700 R. 23: Ebenfo auch AR. 04 ©. 479 Rr. 1138. 

Zu 6.700 0.23: Bol. zu S. 608 R. 13. 

Zu 6.707 if. 31 „in jeber normal zuläffigen Art“: Auf die nah einem 
Bundesraisbeſchluß berechnete Wartegeit Können baher auch veitragswochen 
eingerechnet werden, für welde nad) einer anberen Rorm, insbeſondere 
nad dem @efege felbft, Beiträge entritet wurden (MR. 04 ©. 480 
Ar. 1138). 

Zu &.717 R. 17: Übereinftimmend jept UR. 04 ©. 479 Rr 1138. 

Zu &. 724 {.: Übereinfimmend Hermann Gebhard (vgl zu S. 91 f) 
S. 41 fl. 

Zu S. 732 3.29 mit S.752 8.7: Der Einlauf bed Rentenantragd bei ber 
Berfiherungsanftalt gilt in Preußen nit als Gingang im Sinne des 
Abſ. 1 Say 2 und Abſ. 3 $ 41 des ISO. (AR. O4 S.414 Rr. 1129). 

Zu S. 752 a. €, 758: Nah AR. 04 S. 422 Nr. 1133 fol „Wohnort“ im 
Sinne ber $$ 112 Abſ. 1 und 121 Abſ. 2 IB®. nicht gleichbedeutend mit 
„Wohnfig” im Sinne bes $ 7 BGB. fein, vielmehr Iebiglih ein rein 
tatfächliches, länger dauernde (hier 13 Monate), nicht zufällige Berwellen 
an einem Orte bebeuten. 

Su S. 752 R.7: Bgl. zu S. 732 0.29. 

Zu S. 776 0.9: Bol. zu S. 830 R. 1. 


Zu ©. m R.32: Bgl. zu &.830R.1. 
Zu &.798 N. 105: gl. zu ©. 820 R. 206. 
Zu &,806 R.140: Bl. zu S. 884 if. 2. 
Zu ©. 814 R. 176: Bel. zu &.489 R. 41. 
Zu ©. 820 N. 206 mit S.798 R. 105: In AN. 04 S. 417 Rr. 1127 Hat jept 


das RB. im Anſchiuß an bie Retur-Entig. HR. 09 ©.472 Rr. 2002 
zugegeben, daß bad Gchiebögericht megen Nichtbeachtung bed $ 112 Mb. 3 
389. die Sache an bie Anftalt zurdameiſt Doch foll dies nur auß ber 
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fonderen Grunden geſchehen, fo daß, abgefehen davon, die Zuruckverweiſung 
einen Revifiondgrund bilben Tann. 

Zu ©. 822 8.16: Bol. zu S. 830 8.1. 

Zu &.830 R.1 mit &. 842 Ziff. 2, &.822 N.216 und ©. 776 R.9: Im 
AR. 04 ©. 421 Rr. 1132 wird mitgeteilt, daß, „wenn ein Rentenbewerber 
vom Schiebögericht ald zwar verſicherungspflichtig, aber noch nicht erwerbs⸗ 
unfähig abgemiefen“ wurde, der Anftalt nad) einer Entſch. des verftärkten 
Reviſionsſenats v. 3. Dez. 1902 die Revifion nicht zuftehe, weil bie Gründe 
(Gier bie Seftfiellung der Berfigerungspfliht) nicht in Rechtskraft er- 
wachſen. Dementipredhend hat ſich umgekehrt in dem der Entſch. Rr. 1132 
zu Grunde liegenden Falle, wo der Rentenanjpreder allein Revifion 
eingelegt und bie Aufhebung ber Vorentſcheidung erzielt hatte, das RE. 
gegen das geunbfägli—ie Werbot ber reformatio in pejus für befugt er⸗ 
adptet, bei ber nunmehr eintretenden freien Beurteilung die Prüfung auch 
auf bie vom Schtebögeriht anerfannte Berfiherungäpflict des Revtſions⸗ 
tlagers zu erftreden. — Die gezogene Folgerung zeigt dad Bedenkliche bed 
Ausgangspunftes. 

Zu S. 842 Ziff. 2: Bol. zu 8.830 R. 1. . 

Su S. 880 N. 98 mit ©. 882 N. 106: Jetzt hat dad ABA. in AR. 04 ©. 483 
Rr. 1140 in Bezug auf $ 55 Abſ. 2 mit $ 54 für bie Frage, „ob ein 
Schadenserſatzanſpruch des Invalibenrentenempfängers gegen einen Dritten 
befteht unb gemäß $ 54 IB®. auf die Berfiherungsanftalt übergegangen 
ift“, bie ordentlichen Gerichte für zuftändig erllärt. Der Nentenempfänger 
hatte von feinem Beichäbiger im Vergleichswege eine Rapitalzahlung er 
Halten und bie Anftalt hatte darauf die Rentenzahlung im Wege ber Auf- 
rechnung durch berufungafähigen Beſcheid eingeftellt. Da der Kläger beftritt, 
daß die Anftalt „einen Anſpruch auf Grund bes $ 54 IB. erworben 
habe“, verurteilte dad Schiedsgericht diefelbe zur Weiterzahlung ber Rente, 
indem e3 fi) des weiteren für unzuftändig erflärte. Das RVa. hat ſich 
dem angefcplofien und es insbeſondere auch gebilligt, daß das Schiebögericht 
fich nicht Bloß für unzuftändig erffärt und ben Kläger auf ben Weg des 
Civilprozeſſes verwieſen Hatte. „Zur Prüfung ber Aufrechnung mar ed an 
fich zuftändig. Fand es, daß zur Aufrechnung eine beftrittene und nicht 
aläbald nadmweisbare, weil mict ber Suftänbigleit bes Schieögerihts 
unterliegende Forderung verwendet werden follte, fo ftanden ber Natur 
der Sade nad nur die beiden Möglichkeiten offen, entweber der Be- 
klagten eine Friſt zur Geltendmachung ihres beftrittenen Anſpruchs bei 
den ordentlichen Gerichten zu gewähren und bis zum Ablaufe diefer Frift 
das ſchiedsgerichtliche Verfahren auszufegen, ober aber ben zur Aufrechnung 
geftellten Anſpruch als iliquide von ber Aufrechnung auszufäließen und 
den bie Aufrechnung ausſprechenden Befcheid aufzuheben.“ Die Eniſcheidung 
zwiſchen biefen beiden Moͤglichkeiten überläßt das RBA. dem irrenifiblen 
Ermeſſen des Schiebögerichtd. — Die Begründung ber Entſcheidung gipfelt 
allein in dem Safe, daß „eine Rechtsvorſchrift, welche den Schiebägerichten 
‘Die Entſcheidung der aus $ 54 IB®. ſich ergebenden Streitigkeiten übers 
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träge“, nicht vorhanden ift. Allein die Frage hätte dahin geftellt werben: 
möüffen, ob nad) dem erkennbaren Wollen bed Geſetzes die Einftellung der 
Rentenzahlung im Wege der durch $ 55 Abſ. 2 zugelaflenen Au frechnung 
der Kognition der Feſtſtellungsinſtanzen in vollem Umfange überlafien 
bleiben follte; unb biefe Frage glaube ich für alle in $ 55 Abſ. 2 zu 
fammengefaßten Falle einheitlich nad) wie vor bejahen zu follen. 

Zu S.884 Ziff. 2 mit S. 806 R. 139, 140: In AR. 04 S. 418 Rr. 1129 
wird ein Fall entſchieden, in welchem vor dem Schiebögericht die Anftalt 
fih bereit erflärt Hatte, die Rente von einem beftimmten Tage zu bes 
willigen und ber Kläger im Einverftänbnis hiermit feine Berufung zurüd- 
gezogen hatte. Es war bann in ber Weiſe weiter verfahren worden, daß 
die Anftalt durch (berufungsfähigen) Beſcheid die Rente von dem gedachten 
Zage ab feftfegte. Als dann ber Kläger im Wege der Berufung die Rente 
von einem früheren Tage an verlangte, ergab fi, daß das Protokoll, 
In weldem ber angeführte Vergleich niedergelegt war, entgegen dem $ 16 
Abſ. 3 SHED. nad) Lage der Alten nicht vorgelefen worden war. Das 
REN. hat trogdem den Kläger abgewieſen, da dad Protololl, weil Bier 
feine Förmlichteit der mündlichen Verhandlung in Frage fteht, nicht die 
ausſchließliche Beweisquelle im Sinne des $ 164 CRD. fei und ber Ahr 
ſchluß und Inhalt des Vergleichs von feiner Seite beftritten wurde. Die 
Entf. AR. 00 S. 722 Nr. 839 (welche ein Anerkenntnis beivaf) wird nicht 
al8 entgegenftehenb, fonbern ala entfpredienb behandelt. Allerdings war 
hier das abgegebene Anertenntnis zugleich als fahmibrig erfannt und in 
der Unterlaffung einer Rüdfrage ſeitens des Vorderrichters, „ob nidt ein 
Iertum ober ein Mißverſtändnis obwaltete“, eine Verlegung feiner Aufs 
Märungäpflicht ($ 17 Abf. 1 ShHBD.) gefunden worden. Immerhin konnte 
biefelbe, in Berbindung mit ber Entich Rt. 646, als Veftätigung ber Aus⸗ 
führungen verwertet werben, welde auf S. 806 entſprechend dem Charakter 
des „im wefentlichen fehriftlichen Rentenfeftfiellungäverfahrens“ über bie 
Revifibilität der auf mangelhafte Protokolle gegründeten Schiedsgerichts ⸗ 
urteile gegeben worben find. Ihre Bereinbarkeit mit der Entjeh. Kr. 1129 
erſcheint nicht auögeichlofien, wennglei im Sinne des REN. immerhin ala 
zweifelhaft. 

Zu S. 921 N. 65: Bel. zu S. o23 9.72. 

Zu S. 922 R. 69: Bel. zu S. 923 N. 72. 

3u &.923 R.72 a. &: Übereinftimmenb jept AR. 04 ©. 418 Rr.118. Die 
allgemeine Faffung ber Überfhrift biefer Entfceibung macht es aber wahr: 
ſcheinlich, daß das RBA. darüber hinaus bie auf S. 922 bei N. 69 aus: 
geſprochene Anſicht habe ablehnen wollen, was id; nicht für richtig halten 
würde. Zugleich hat dad RBA. (vgl. S. 921 R.65) ausgeſprochen, daß 
die Entf. Rr. 994 nicht unbebingt aufzufaffen fei unb daß in Fällen, wie 
bem vorliegenden, wo bie neuen Erklarungen des Rentners vor dem 
Schledsgericht durch den gefamten Afteninhalt widerlegt wurden, bad 
Ieftere aud) bie Rachholung des Gutachtens feldft veranlaffen konnte, „um 
alöbann in ber Sadje biejenige Entjheibung zu treffen, die mad: Lage ber 
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ten Überhaupt nur in Vetracht kommen konnte, nämlich bie Berufung 
aurüdzumeifen”. . 

Su 6.985, 986 R.40, 41: In ber Unfallſache AR. 04 &, 495 Nr. 2056 Bat 
Ach daB REM. mit Bezug auf ben inſoweit gleihlautenden $ 94 Ziff. 2 
SUBB. über den Begriff des „gemöhnlihen Aufenthalts“ näher aus⸗ 
geiproden, in einem Falle, in welchem ein Rufle zwar diesſeits ber Grenze 
arbeitete, feine arbeitöfreie Zeit aber bei feiner Familie in einem ruffiichen 
Srengorte zubradte. Das RBM. hat Hier gewöhnlichen Kufenthalt in 
Rußland angenommen. „Seinen gemöhnligen Aufenthalt haben“ wolle 
im weſentlichen nichts anderes befagen, al3 „wohnen“, fofern nur hierunter 
nicht der Wohnfig im Rechtsſinne verſtanden wird. 

Zu S.Y1ff.: „Die Bemeins und Sonderlaſt, dad Gemeins und Sonbers 
vermögen ber Landesverſicherungsanſtalten“, Inaugural:Differtation von 
Hermann Gebhard, Referenbar in Lubeck 

Zu S. 955 R. 22 ff.: Ergebniffe der Abrechnung für 1908 in AR. 04 S. 448 ff. 

n Zu 6.997 R. 24 mit S. 736 R. 18: Die Fortgeltung des Rundſchr. v. 1898 

u auch unter dem neuen 3B®. ift in AN. 04 &. 419 Rr. 1130 anerkannt, jedoch 
weiter ausgeführt, daß deshalb nicht „jeder den Abſichten bed Rundſchr. 
zuwider erforderte Verzicht rechtsunwirkſam ſei“. Nur „bebarf es in jedem 
jweifelhaften Falle einer eingehenden und beſonders forgfältigen Prüfung, 
06 ber im Verzichte verkörperte rechtsgeſchaftliche Wille in unanfechtbarer 
Belje zu Stande gelommen iſt“ (vgl. dazu S. 738 N. 26). M. €. ift die 
Entſcheidung der Anerkennung folder Verzichte noch zu ſehr geneigt. Wenn 
fe fi) für deren grundfägliche Rechtswirkſamkeit auf die S. 733 bei N. 8, 4 
angeführten Gründe beruft, fo wird babet ber S. 735 N. 15 hervorgehobene 
Gegenſatz überfehen. 

Su S. 1001 Sf. 2 mit &. 1002 Ziff. 4: Gehört der Verfiherte zwei Kranken ⸗ 
kafſen als Mitglied an, jo fommt nur diejenige Kaffe in Betracht, bei ber 
dem gefeglichen Verſicherungszwange Genüge geleiftet wird. Nur gegen 
dieſe ift insbeſondere auch der Anſpruch ber Anftalt auf das Krankengeld 
gemäß $ 18 Abf. 3 begründet (AR. 04 ©. 530 Nr. 1169). 

Zu ©. 1001 0.43: Es find :hier verfehentlih Die beiden Siff. 44, 45 übers 
fprungen; eine ſachliche Lucke liegt nicht vor. 

Yu S.1002 Ziff. 4: Bei einem Erfaganiprud aus $ 18 Abf. 3 IVO. iſt nah 
preuß. Recht für eine Feſtſtellungsklage Fein Raum; in ber Klage muß 
baher bie Höhe des Anſoruchs siffernmäßig angegeben fein (Erf. preuß. 
OVG. v. 17. Sept. 1908, Reger 8b. 25 &. 115). 

Su ©. 1048 litt. c: Bgl. für die analoge Anwendbarkeit von $$ 404, 406, 
407 BOB. dad zu S. 1048 N. 24 zitierte Erl. RGer. 

Zu &. 1048 N. 24: Bol. aud) noch Erf. Rer. v. 19. DM. 1903 (AN. 04 ©. 481 
= Reger 80.3 &. 107). 

u &. 1049 litt. d Schlußfag und S. 1050 Ziff. 9 a. E. „Aufrechnung“: Bol. 
m ©. 880 N. 98. 

Zu ©. 1050 Hinter N. 34: Das zu S. 1048 R. 24 zitierte Erk. RGer. vertritt 
Dagegen zu $ 151 2UB®. den Standpunkt, daß ber Civilrichter zwecks 
Rofin, Recht der Arheiterverfiherung. Banb II. 72 
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Prüfung des Forberungüberganges auch nahyuprüfen Habe, ob und 
inwieweit „bie Gewährung einer Rente im Unfallverfiherungdgefege be⸗ 
gründet if", Ich glaube, daß biefe Auffaffung der Abficht des ſozial⸗ 
politifjen Befepgebers nicht entfprict unb bei ihrer Übertragung auf das 
Gebiet ber Invalidenverfiherung den Ciwilrichter vor Rechtsfragen ftellen 
würde, benen er fonft gam fremb gegenüberfteßt. 

Su ©. 1052 R. 8: Bel. zum richtigen Berftänbnis aber auch dad zu $ 25 GUBS. 
ergangene Erk. R®er. v. 5. März 1904 bei Reger 8b. 25 ©. 295. 

Su ©. 1061. R. 47: Bel. u S. 1066 if. 5. 

Zu ©. 1062 Ziff. 1: Dagegen und insbeſondere gegen bad R. 54 zitierte Ext. 

—S entſcheidet das zu ©. 1068 R. 57 angeführte Erk bes 
Be DB®. unter V. 

Su S. 1063 R. 57: Prinzipiell übereinftiimmenb bie AR.04 S. 426 ff. (Reger 
».4 Me 298 ff.) abgebrudte Entſch. preuß. OVG. v. 30. Ian. 1904, im 
fofern danach im Anfhluß an bie Motive vorübergehend diejenige Unter« 
ſtatung fein foll, deren „Anlaß in auferorbentlihen Notfällen befteht, bie 

Ratur nad) in abſehbarer Zeit überwunden zu werben pflegen“, fort: 
laufend aber biejenige, deren „Wnlah feine zeitliche Begrenzung und bie 
Borausficht feines Wegfalls für abfehbare Zeit nicht zuläßt”. Jedoch fol 
nbie Entſcheidung der Frage, ob ed ſich um vorübergehende ober fott- 
Iaufenbe Unterftüung ganbelt, ohne Unterfejieb, ob bie Unterftäfung bereits 
beenbigt ift, ob fe noch fortbauert ober ob fie erft in Zukunft gemährt 
werben foll, unter vollftänbiger Berüdfichtigung aller zur Zeit ber 
Entfheibung befannten Umftände getroffen werben“ (vgl. bazu im ge: 
wiffer Abweichung ©. 1064 litt. a bei R.61 mit ©. 1065 litt. oa. €.) 
nEin für alle Mal eine gemiffe Unterftügungsbauer ald maßgebend für bie 
Unterfcheibung zwiſchen vorübergehender und fortlaufenber Unterftügung 
feftzufegen“ (vgl. ben dahingehenden Verfuch ©. 1065 bei R.65n), Halt 
das Gericht „bei bem Fehlen einer bahingehenden Geſetzesvorjchrift nicht 
für zulaſſig“ (ogl. au Reger Bb. 25 ©. N). 

Zu S. 1065 R. 658: Bol. zu ©. 1068 R. 57. 

Su ©. 1066 Ziff. 5 Say 1 mit &. 1061 R.47: Übereinftiimmenb, mit Bezug 
auf den Begenfoh non 9 40 WU.4 m 5 8.708, das zu &. 1068 R. 57 
sitierte Erf. unter II und IIL 

Zu &. 1071 8.109: Bgl. aud Erf. preuß. OVG. v. 25. Febr. 1904 zu $ 25 
BUBB. (Reger 3.25 6.96 a. €). 

Fu S. 1074 Siff. 3 Say 1: Dazu AR. 04 &.481 Nr. 1139. Die Verſicherte 
Hatte ihren Rentenanſpruch angemeldet und barauf der Armenverband einen 
Erſatanſpruch geltend gemadt. Hierauf erflärte die Anfprederin auf 
Beranlafiung bed Vorſtandes zu Protololl, ba fie auf Rente „für Zeiten 
vor dem 1. OH. 1902“ verzichte. Gegen ben entſprechenden Beſcheid legte 
aber bie Anſprecherin Berufung ein und verlangte bie Rente vom 1. Auguft 
1902 ab, Die Berufung wurde zurüdgemiefen, worauf der Armenverband 
Revifion einlegte. Das REM. läpt es bahingeftellt, ob pwiſchen der 
Klägerin und dem Armenverband eine notwenbige Streitgenoſſenſchaft 


I 
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das Begenteil anzunehmen ift. Es bebuziert aber aus dem Innalidenseiht 
felbſt und indbefonbere auß dem „Unterfudungägrunbfaß des Verfahrens“, 
daß dem Armenverbande als „Beteiligtem" bie Einlegung ber Revifion 
hier zuftand. Diefelbe wirb auch als begründet anerfannt, weil ſowohl 
formell der Armenverband ald Beteiligter zur Berzichtäverhandlung hätte 
zugezogen werben müffen, als auch materiell „der Anſpruch des Armens 
verbanded von dem Augenblid der Anmeldung an weber durch Berzichte, 
nod durch Vergleiche ober Berfäumniffe ber Klägerin berührt werben Tann, 
fonbern felbftänbig geltend zu maden und zu beurteilen iſt. Der Armen: 
verband ift albann Beteiligter unb hat Feineßwegs nur bie Stellung eines 
Rebenintervenienten” ($ 67 CPO.. 

Zu 6.1077 If. 2 Schlußſatz: Aus den, unmittelbar auf $ 25 EUBG®. und 
zwei Krantenkaffen bezuglichen, Ausführungen unter IV des zu ©. 1063 
sitierten Erf. muß wohl geſchlofſen werden, daß das Gericht im Falle bed 
$ 49 Abj. 3 38G. jedem der beiben Armenverbänbe bie Hälfte dreier 
Monatöbeiträge zur Berfügung ftellen würde, wodurch ſich die Kollifions⸗ 
fälle vermindern würden. Es wäre bied jedoch wegen ber Identität bes 
Unterftügungdfalles, ber doch nad) 549 Af.3, 4 bie „Unterfiüfung“ eins 
heitlich inbivibualifiert, nicht ohne Zweifel. 





Sachregiſter. 
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A. 
Abdeder 71 n 82. 
— 1020. 
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on ige, peföniche unb witigaft- 


Ablöfung verwendeter Marten 421. 

Abredinungsperiobe 517 n 12. 

Abrunbung 520, 721, 485. 

Abſchahung ber Arbeitägelt 520. 

Abweiſung zur Zeit 779, 844, 861. 

Agent 38 n 31, 118 n 39. 

Altorbverhältnifie 34, 40. 

Atenverftoß 831. 

Alter 31 24 676 ff.; ald Invalibttäts- 
grund 

——e—— — 384. 

Altersihwähe 384. 

Amortifation von Marten 429. 

Amt ber Laienbeifiger 236. 

Amtögehilfe 142. 

Andreherin 33 n 5, 34 n 10. 

Anerkenntnis ber Berfiherungsfähigteit 
6383 n 688; des ainfpruge a —R 
gerigjtficgen Berfahren 821. 

Angehörigenunterftügung 1004 ff. 

Angeftellte 119 fj.; Tommunale 142. 
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ausfegung des Anfprud)3 felbft 727. 





Anmeldungäbehörbe 752. 
Anorbnungafelen für das Einzugd- 


verfahren 49° 
Be bei Quittungäfarten 
432 n 8 


Anſchlußberufung 785. 
Anfprudjderweiterung 781. 
Anfprugägeünde 658 ff. 
Anftaltäbenmte 314 ff. 

Anftaltsorgane 301 ff. 

Anftaltöverbände 288. 

Anwärter 565 

Anmaltözwang 866. 

Anwertfhaft 19 ff, 556 ff., 
Selöfgen seh. "ehe Tetage: 
mangel 572 Eng SE 

ung ; 
Ernie 685; X. unb Srfpru 
568 n 40. 


Anwartſchaftsdeckung 444. 

Anwartfhaftöfriften 575. 

Apothelen 118. 

Arbeit 45 ff. 

Arbeiten, hausliche 712. 

Arbeiter 31 ff., 104 ff. 

Arbeiterkolonie 48, 56 n 21. 

Arbeiterwohnungen 345 n 20. 

Arbeitgeber, Beitragähaftung 3 
— Fa Beftung 463; Ben: 


Arbeitögelegenheit 662. 
Arbeitähaus 48. 
Arbeitälofe, Unterftüfung 1039. 
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Arbeitsnachweis 1089. 
Arbeitsort 87. 
Arbeitöverdienft. 53 fi. 
Arbeitsver haltnis 15.09, ann mittels 
bare8 40 n.48; flänbigeß 
Armenhaus 48. 
Armenpflege 1051 ff. 
Armenunterftüfung 56; mittelbare 
1056; foioufende unb vorüber: 
gehende 1063 ff. 
Armenverbänbe 745, 1058, 1075. 
Arzt 42 n 55. 
Atelierbetrieb 189 n 8. 
Attefte, ärztliche 766. 
Aufenthalt im Auslande 102, 985. 
Aufrehnung der Quittungslarte 484; 
gen den Rentenanfpruh 746 ff.; 
fahren 878 ff. 
Aufruf von Marten 428. 
über die Berfiherungsanftalten 
.; über Raffeneinrichtungen 1120. 
— 4n12. 
Aufmärterinnen 71, 78 n 59. 
Ausbilbung 127, 167, 660. 
Ausgabeftellen 431. 
Austunftzertellung 225. 
Auskunftäpflißt 613. 
Ausland 91. 
Ausländer 92. 
Auslandiſche Arbeiter 361. 
Ausſchankverbot 1023 n 2. 
Ausſcheiden aus ber 8 19 
. nie 21 n 19a. ae 
Ausſcheidetafeln 959. 
Aus ſchli⸗ unb Ablehnung der 
Sdler ab ah 35 von jr Fertige 
—— 
Ausſchuß 304. 


Ausſchweifungen 385. 
Augſtruung von Quittungstarten 480, 


a Nhlumgeperioden 7%. 
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Baumwart 40 n 47. 
—7 — a f. Fi, euberbienftige Be 
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Beanfiandung non Anflatäbefätäfien 


Beauftragte 609. 
Beborfäperiode 444. 

Beerbigungdwefen 189. 

— von ber Verficherungspfiicht 
Beginn ber Rente 729 f. 
LE, ber Rentenfiele 246; der 


Beiträge, Begrif anzedjenhare 
Ei 7; vechtägiltige 


Beitragäbere 530 Bers 
„ti fi; 


ae fall ft 
rung oft 


Beitragafeflfefung 448. 
Beitragahöße 447. 
Beitragalontrolle 606. 
itragBleif teägliche 537 ff., 
re ten sn 


Beitragäperiode 447, 516 n 12. 


Beitragsfurrogate 361. 
Beitragsweſen, Streitverfähren 621. 
ur ul 374 714; filtio 
—* we in [74 —S 
— am. 
tigung ber Bermaltungss 
‚de 771. 


—e im en 809. 

Bein Dam Bei hr ; Ver⸗ 
fahren 5 dot eibungen 
5 ri g 


Berihtigungäftellen 644. 

Beruf 73. 

Berufsinvalibität 659. 

Berufsftelung, lezte 666. 
Berufätätigfeit 386. 

Berufspnea 6 691, 695; der vaus⸗ 


id lt 
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Berufungsfrift 783 ff. 
Berufungdgericht 776. 
Berufungdgründe 777. 
Berufungshinweis 769. 
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Betrieb na; außlänbiiger 72; Toms 
munaler 140. ' 


Beiriehäbeemte LLOfE; Tommunale 140; 


Betriebsge heimnis —2 ff. 
Betriebökrantenkafle 367. 
Vetrieböleiter 228, 481, 620. 
Vetriebafig 99, 101, 364 ff., 369 ff. 
Betriebäftätte, eigene 189. 
Betriebäunterbrejung 2. 

372. 
Beweis 806 fi. 
Beweislaft 808; Erldſchen ber Ans 

ae FA 

Beweißmtttel 810. 
Beweisverhanblung 814. 
Beweiswurdigung 807. 
Bewilligungsanfprud 728. 
BR ‚enfiontäßntige 158; ber 


—— * 
Vierverſchieißer 40 n 42, 51 n 29. 
Vinnenſchiffahrt, Fahrzeuge 177 fi. 
Blindenaſyl 48 n 168. 
Buchführung Über Renten 770. 
Buße 1050. 
©. 
Geffion, gefeglie 1031, 1047, 1052, 
1091. 


Civilprogeporbnung 774. 
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Dienftboten 107; reiſende 100, 365. 
ee ae ® Sf; 
Dienftmann 86 n 19. 


Eiffeltiogiffer 656. 

Ehefrau 47 n 14, 74 n48, 209 n 18a, 

Urgatte als Erbe bed Rentenanfprud® 
739; Verfiherungspflicht 86. 

Eheliches Guterrecht 863. 

Ebe ſchliekung 973. 

Ehrenamt 237. 

Eid 814. 

Eingang be Rentenantrags 731. 

Einkleben der Marken 416. 

Einlaffungsfriften 799. 

Einlegungöftelle für die Berufung 785. 

Einlöfung von Marten 429. 

Einfihtnaßme 614. 

Ei der R RT; 
ch eh ientenzahlung 927ff-; 
€i in ver 

—— Bann, 
a: uffewiliger in bie Verfiche ⸗ 


oimmerfinbeit im Berichtii oͤver⸗ 
fahren 642. u 


Einn len 495; als Organe ber 
510; Oaftung 
510; 511; Bergütung 511. 


Einzugstermine 506. 


jugöverfe 461, 495 fi.; Bei ber 
ne sit on 


Eifenbahn ido ſ. 
Eifenbaßngefelihaften 148 n 19. 
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Entfallen ber Beiträge 369 n 3. 
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Entwertungs zeichen 426. 

Entziehung Ye Rente 908 ff., 1012; 
Verfahren 96 ff. 

Ergänzung von Entjeibungen 884 ff. 

Erganzungswochen 714 f. 


Fe Dinge 
fahrens 839 
Errichtung der Anftalten 289. 
ned zwiſchen Arbeitgebern 
Griagtatjachen 877, 580 ff., 708. 
Erfag von Quittungstarten 488; von 
Marten 648. 
GrRattung an bie Pot 962 ff. 
Erftattungsberetigte 969 ff. 
Erſtattungsvflicht ber Arbeiter 482 ff. 
Grftattungsftreitigleiten 689. 
Erwerbslofigteit 662. 
ee it 80; —— 


und Alter 678; — lis ig 
und Beilage 


Etatöüberfchreitung 357. 
Erterritorlalität 95, 184. 


; deB wi 


F. 
Fabritant 190, 518. 
datior 196. 
Familie 908. 


Familienangeförige 85. 
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Bemiliengemeinfegaft, armenrechtliche 
Fewillenrenie 902 ff., HOff. 


Familienftand 85ff. 
Gelbhüter 189 n 64. 
Fette 


Borvergütung 453. 

160, Beginn 634; 
| Fe eaungeag Ma 
Fijcherei 179 n 15. 

Fildermaat 89 n 89. 
Flaggenrecht 188. 
Fleifhbefjauer 37 n 22, 44 n 62, 189. 
Füiffafen 187. 

Flößerei 186. 

Floh 179. 

Flurwãchter 71 n 32. 
Forberungen, verbriefte 341. 
Formen der Berfiherung 13 ff. 
Fortfall der Rente 895 ff. 
Sortfegung ber Verficherung 19 ff. 
Fragerecht 804. 

Freie Beurteilung 837. 
Genie Berfgerung 171; si 
ii 5 

— —— 1115. 

teit zwi Anftalten und 
——— 
Fruchimeſſer 37 n 22. 
Fuhrmann 84 n 10. 
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Gartner 38 n 83. 

Saranten 285; Rechte 287. 
Garantie 285, 963; bei Zaſſeneinri⸗ 
tungen 1117; bei ber Geeleut 

Gebrechen 669. 

Gebühren 55. 

Gebührenfreiheit 892 ff. 

Gegend 661, 667. 

Gegenfeitigteit 936, 1118. 

Ge halt, lung wi Rranlı 
de AR) g während 


Gehilfe 108 fi. 





Seifttice 172. 
| ®emeinbebehörben 224. 
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Gemeindeſchlachthaus 189. 
Gemeinlaft 956. 
Semeinſchaft. haubliche 740. 

ber Ruf 
—— st fh; iſſen ⸗ 
Genehmigung ‘zu Kapitalanlagen 348. 
Senefungsgeit 334. 


Sefanbte 95. 

Se chaftobericht ber Schiebögerichte 262. 

Geſchaftabetrieb 118. 

Vefcpäftöergebniffe 857. 

Geſchaftsſtelle für Seeleute 289, 525. 

Seſchlecht 79. 

Geſellen 107. 

Sefeilfjaftsvertrag 61. 

Geſtandnis 810. 

Giltigkeitsdauer der Marten 428; ber 
Qulttungsfarten 601. 

Gläubiger der Anftalten 286 n 25. 

©nabenbrot 56. 

©nabenunterftügung 160 n 35. 

Orabpflegerin 36 n 19. 

Gratial 129 n 28, 160 n 85. 

Orenggebiete 90 n 2, 986, 1018. 

Grunde, ni ingafäl 5 
Re ee oa — An 
Heilverfahren 997 

Orunbbetrag 718, Ten. 

Grundfäge des RBA. 631. 

Grundftüde, Erwerb 350. 

Gutachten, der Anmelbungsftelle 287; 
ärztliche 797 n 100. 

utöverwalter 37 n 22. 


9 
Saftpflichtrenten 160. 
Haftung der Anftaltdorgane 322 ff. 
Sanbelögewerbe 118. 
andelsſchiffe im Ausland 68. 
Hanblungsgehilfen 117. 
Handlungslehrling 107, 110 n 3, 117. 
Sanbmweber 33 n 8. 
Hauptberuf 121. 





Hausbeamie 120. 
Saußgarten 113 26. 
Gausgeiftlige 120 n 39. 


Geubgemerketzebenbe 187. 
leftung 518 ff- 


Saustinber 57. 
dauslehrer 166. 
Sausfneider 38 n 5, 37 
Saußipinner 37 n 25. 
Yauswart 62 n 43. 
Oauswirtſchaft 100, 112. 
Heilbiener 37 n 22. 
ven 990 ff.; bei fallver⸗ 
ee 1106. f uf 


Heimarbeiter 192. 

Serunterfieben 9 n 2. 
Hiffäbebürftigkeit 1058. 

Silfälaffen 1128. 

Hilfskräfte 40. 

Silfälehrer 128 n 208. 
vihegerlenen ber Hausinduſtrie 195, 


Hohſchullehret 171. 


oil 17n6, 
Pe a me 


Hofbeamte 124. 
Sofvermaltungen 147 n 16, 148 n 19. 
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Jagdgenofſenſchaft 136 n 50. 
Jahresrechnung 356. 

Foentität der Streitſachen 842. 
Indivibuallopn 458. 

Information der Parteien 797. 
Invalidenhaus 1037 ff. 
Inualibentente, Verſicherungsfreihen 


Invaliditats ziffer 668. 


Irrenhaus 48. 
Zuftigangeftellte 126 n 16. 


8. 


galenderjaht 709. 
Ranzlelgehilfen 136 n 5la. 
Rapitalabfindung 1115 ff. 


373; 
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Rapitalbefig 39. 
Rapii 4. 

Aopiialiſierung der Rentenanteile 959. 
Kapitän, Beitsagsleiftung 925. 

Rapo 52 n 34: 


nen 161, 27 028, 


Zauffahrteijchiffe 188. 
Kellner 39 n 38. 
Kenntnisnahme 384. 
Kennzeichnung bed Arbeiterd 402. 
Kirjenbiener 172. 
Kirchliche Beamte 172]. 
Klageänberung 876 fi. 
Klafienlohn 458. 
Aleinalkordant 40. 
„Lleinmeifter 205 ff. 
Kochfrauen 38. 
Koche 39 n 97. 
Körperijaften 146, 162. 
Kommunalbeamte 135; X: 
Penfionsberechtigung 1. 
Kommunalverbänbe 185, 218 n8, 102. 
Konkurrenz 3 und 
a  e gratung 
Konkursvorzug 605. 
Konſuln 95. 
Kontokurrent 349. 
Kontrakibruch —F 
Kontrollbeamte Anftaltdoı 
802n7; Smangsteiteibung int 
Rontroifoften 620. 
Kontrollvorſchriften 611. 
Kornmefler 37 n 22. 
KRorporation 52. 
ber is 
Koften, DU 20: bet Beir 
& e 764; deb —— * 
jerfahrens 824 ff.; des Nevifiond- 
verfahrens 839. 
Koſtenpunkt, Anfechtung 833. 
Kräfte und Fähigkeiten 660. 
Krankengeld 1002. 
Rrantenta jen PR ala Wahlkörper 
29; len 497; Aus⸗ 
—XER na ’ 
Krantenpflegerin 37 n 22, 38. 


lung und 
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Krankheitswochen 84 n 11. 
Reeidgemeinde, bayriſche 284 n 17, 309 
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Kreistaxator 37 n 22. 

Rriegäfhtffe 184. 

Küfer 38 n 38. 

Künbbarkeit bei Beamten 131. 

Küfter 7I n 82. 

Kundenarbelit der Hausinbuftriellen 199. 
Runbenfreis 38. 


2. 
Zaboratorien 117. 


Laienbeij bei der unteren Verwal⸗ 
— chörde 225ff.; Zugiehung 226, 


Landoriefträger 946. 
Landesverſicherungsamter 276. 
Landratsgehilfen 125 n 10. 
Landſchaften 148 n 19. 
Zatrinenwärterin 51 n 31. 
Lebensalter 79. 
Lebensjahr, Beginn 80. 

und ieher 164 Lohn 
zei fe 488, „ae fi 20 
Lehrling 107. 
Lehrlingsverhaltnis 60 n 34. 
Leibarzt 120. 
Beihamtstagator 43 n 58. 
Liquibation der Poſt 955. 
Logenſchließer 39 n 38. 
Lohn oder Gehalt 53 ff. 
Lohnabzug 483. 
Sopnarbeit und Unternemertätigteit 


Lohnarbeiter, berufsmäßige 73 ff. 
Lohnaufſchlag 491. 

Lohnbezug 41. 

Lohnhdðhe 58. 


Lo H ds 453; 
Bi 460; für —S 
mod en 7 


voſrgfung und Martenverwenbung 
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Lohnzahlungäperiobe 488. 
Lotſe 87 n22, 180. 


M. 
Begifseibmigfibe 1 120.248. 
Baunfgeftsschen 66 


— ar ‚ala * 


Zahlungsmittel 419; — “ 
Martenbewahrlarten 533 n 10, 544029. 
Markentlebung beim Eingugäverfahren 
Martenvernihtung 646. 
Marienverwendung, Rechtsnatur 416. 
Martenverwenbungspflict 471 ff. 
Belbevoririften beim Ginzugäverfaß« 

zen 502. 

Miete 51. 
Milttäranwärter 123 n 5; bei ben Ber« 

fiherungsanftalten 315 n 46. 
ilitardienſt 882 
Rifitärpapiere 891. 

Militärpenfionen 158 n 28a. 
Winderjäprige 23 n 10, 868. 
Minimalziffer 668. 

Wifften 46 n8. 

Wiffionare 176. 

Mitreeber 52 n 88. 
Mitteilungen 220. 

Mobell 38 n31. 
Monatsbetrag der Rente, leiter m. 
Monteur 99. 
Müblenpadtung 51 n 29. 
Erg 52 n38. 


*yingsre 1; Br edle 


N. 
Nafgrbeiten ber Veberei unb Wickel 


Nachverwendung von Marten 645. 

Nachmeifungen 618; bei der Seeleutes 
verfiherung 528. 

Näherin 37. 

Naturaldezüge 58. 





Roturalventen 1023 fi. 


Öffentlidjleit ber Schiebögerihtäftgune 
gen 

Operation 999. 

Orden, religiöfe 175. 

Dtbensmitglieber 46 n 8. 

Drdnungeſtrafen 827. 

Drganifation 211 ff. 

Drganift 47 n 10. 

Drtätoantendaffen als Betriebe 118 
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Oristranlentafſſenrechner 122 n 50. 


». 

Pacht 51. 
Bortöfgiffer 40 n 44. 
Baufhquantum 1011. 
Penſion 158, 981; Minbeftbetrag 131. 
Benfionär 151. 
BVenfiondanfprud 180. 
Penfionsanwartfgaft 129, 149. 
Penſionsberechtigung 128. 
Benfiondtaffe 130. 
Benftonswartegeit 130. 
Berfönlies Erſcheinen 

Schlebögeriht 800. 
Perſonen derſelben Art 663. 
Pfändung bed Rentenanſpruchs 742. 
Pflegigaft 868. 
Pflichtfeuerwehr 189 n 65. 
Pflicptverlegung ber Laienbeiftger 236. 
Boltgeibeamte 136 n 51b. 
Platterin 37. 


vor bem 





Portofreifeit 508 n 27. 
Bortopflihtige Dienſtſache 309 n 27. 
BPoftagent 48 n 14. 
Poftangeftellte 126 n 16. 
it, auszahlende 945; 

— m 
Poſtbehörden 214. 
oftboten 195 n 10. 
Poſtkrankenkafſen 497 n 10. 
Poftauszahlung 948 ff.; bei Kaſſen ⸗ 

einrie en 1122. 


Prämiendurhfgnittöverfahren 444 n 7. 
Probezeit 128. 

Prokurift 481 n 46. 

Prorogation 366, 871. 

Brovifion 57. 

Progebfähigteit 862. 

Progekführung ohne Auftrag 867. 
Bumpenmader 34 n 10. 


O. 


Quittung bei Poſtauszahlung 946 ff. 

Quittungäfarte 394 ff.; als Drudji 
309 n 27; als Urkunde 898 n 
Sigentum „405; fonftige Rechte 8 


Vorenthal ; amtlide Be⸗ 
nung, Sr; —S 413; 
— KM Aus, abe beim 

;" Umtsulae 597% Ser 

— — cn hate 

* J 

Pr zur Kontrolle . 

N. 
Rabbiner 176. 


Renungaabihlug 356. 
Rednungsführung 355. 
Rechnungsjahr 355. 
Rechnungsftelle 371, 955. 
Rechtsanwaltsbureau 113 n 11. 
Rechtsanwälte, Gebühren 829. 
Rehtöilfe 215 ff. 
Rechtslonſulenten 866. 
Rechtstraft 632 ff., 839 ff., 979. 


zz 








Redtöverorbnungen 16 n 11. 

Redakteur 121. 

Reformatio in pejus 822, 

Reichskanzler 212 n 3a. 

Reis: ; 
ee 


% Pe] 
—E 859, 3 bei Kaſſen⸗ 

Retfeipefen 58 n — 

Religionslehrer, judiſche 165 n 8. 

Religionsſchulen, jadiſche 169 n 26. 

Renten 653 fe 

Rentenanſprecher 728. 

Rentenanf 680 ff.; Begriff und 
Er A 


Rentenanteil bed Reich? 360. 
Bentebefgeb 766 f-; der Rentenſtelle 


Rentendeträge, gu Unrecht bezahlte 749. 

Rentenbewerber 728. 

Rentendezug 585; vorläufiger 817. 

Rentenhöhe 713 ff- 

Rentenliften 770. 

Re lie 223, 238 
BED get 


245; Hilfäbenmte 47. 
Rentenüberweifung an Armenverbände 
1059; Berfahren 1067 ff. 
Rentenzeihen 769. 
Re und Angehörigenunterftügung. 


Rentner 151. 
Refervefondd 449. 
Reftitutiondtlage 854. 
Bentfin 5 Bst; —— 835; 


jean 333. in ng FR 


——— Fr. 

Revifiondgericht 830. 
Reviſionsgrunde 830 ff., 763. 
Revifiondparteien 830. 
Revifiondperiode 444. 
Revifionsigrift 835. 

Riſito 39. 

Rüdforderung von Beiträgen 646. 
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Sadjverftänbige 818. 
Seifonarbeiter 75, 712. 
Sammeltarten 440. 
Samtgemeinben 185. 
Söabenderjag 1042. - 
Schachter 71 n 32, 176. 
Schägung der Wrbeitägeit 470. 
Schaufpielunternefmen 41. 
Sgeingeigäft 47. 


jiebögerii 48 
Serena in offene 
Rechtönatur 258; 
— Fr Be 


Pe 188 2 82. 

Schiffsbefagung 179. 

Säiffsfügrer 15 n 8, n 10, 182. 

Sötffögeiflier 182 n 82, 

Schiffsoffigiere 182. 

Sciffapägter 34 n 9, 40.n 44 

Schiffsperſonen 177 ff., 373. 

Schlagereien und Raufhändel 385. 

Schlüffe, ungünftige 801. 

Schneiderin 87. 

Schrantenwärterin 136 n 16. 

Schreibſtuben 142. 

Schriftenwechſel 794. 

Squldiener 126 n 16. 

Säulen 168 ff. 

Schulgemeinde 136 n 50. 

Säulfoztetät 169. 

Schutzgebiete 90 n 2. 

Seeberufsgenoſſenſchaft 1123 fi. 

Seefahrtäbuc 528. 

Seefahrzeuge 177 ff-; beutfhe 182. 

‚Seeleute, Lohnklaffe 458; Beitrags⸗ 
gebtung 523 ff.; Friſten 783; farbige 
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Seemannbänter 225. 
Selbftänbiglett 31 ff. 
Selbfimorb 897. 


Geiöftmordoerhui 385 n 39. 
Gelbftübernahme, Tommifferife 387. 
Selbftverfiherung 17 ff., 372. 


Sigungäpolizei 802. 
Sitzungsprotokoll 805. 
Soldaten 123. 
Sonberlaft 956. 
&onberung, dechneriſche 339. 
Sondervermögen 951 ff. 996. 
Spartaffe 114, 147 n 17, 148 n 19. 
Spegialfuhgeffion, ſozialpolitiſche 739. 
Stantdangeförigleit 91. 
Staatöbeamte 1 ff. 
Stoatshäupter 95 n 18. 
Statut der Anftalten 290. 
Statutenänd 291; 
einritungen 1120. 
Steigerungsfag 713 fi. 
Steuerbote 126 n 16. 
Stichentſcheid 223. 
Stichtag 6%. 
Stichgeit 696. 
Strafanftalt 48 
Strafbefugnis ber AnftaltBorgane 327. 
Strafen, in bie U 
Auffihtömittel 335; 
bei ber Beitragäfontrolle 615. 


Otrafgefangene 575 n 10. 
Streitgenoffenfchaft 1074. 
Stzeitigsiten über Baften 35; Bei 


die —5 it bei der Bei 


bei Raflen» 


tragsleiftung 486; in 
621; be en eloektapren — 

———— 

Stüdlogn 34. 

Slundenlehrer 166. 


Subbelegation 16 n 13. 
Subeffion, garantiemäßige 298. 
Suäpenftveffelt 789, 835, 920. 
Sustentation, badiſche 129 n 23. 


Tabatfabrilation, hausgewerbliche 197. 
Tatigkeit 657. 

Tallymanner 44 n 62. 

Zantiemen 57. 

Zaſchengeld 61, 90 n 27. 

Techniker 115. 

Zeilbeträge einer Monatörente 722. 
Zeilbetrieb 99. 

Zeilurteil 819. 

Zempelbiener, jübifher 177. 
Zertilindufteie, hausgewerbliche 198. 
Zraiteur 40 n 42. 

Trinkgelder 55. 

Trunkfälligkelt 885. 


u. 
Übergangäbeftimmung de $ 193 IVG. 
6. 


Übergangapertoden 694 ff. 

Überleiftungen 1033 ff. 

Überfchüffe bes Sonbervermögens 1085. 

Überfhuldung der Anftalten 286. 

Übertragung des Rentenanfpruchs 742. 

Umtaufh, von Marken 429; von Quit⸗ 
tungsfarten 433. 

Unfallfolgen, Verſchlimmerung 109. 

Unfalltente 154, 582, 1082. 

Unfallverficherung 1079 ff. 

Ungiltigleit bes Mebeltävertrages 50. 

Unftändige Arbeiter 500 n 24. 

unierbrechung des Verfahrens 868 ff. 

Unterhalt, freier 59ff., 89. 

Unternehmer 31 ff. 

Unternehmergewinn 39. 

Unterfuhung, ärztliche 756, 809. 

Unterftügungsgehalt 129 n 28. 

Untreue 324. 

Wnüßertragbartetbeß Sentenanfprugt 


Unzuftändigfeit 871. 
Urkunden 813. 
Urkundenfäligung 803. 
Urlaub 49. 





We 
Beränberungen ber Anftalten 292. 
Berbtnber — Öffentliche 146; kirchliche 
n19. . 


Verbandsbeamte 144, 162. 
Verbindung der Progeffe 875. 
Verbrechen 899. 

Vereinsbote 88 n 31. 

Bererbung von Rentenanfprüden 738. 
Verfahren der Einzugäftellen 501 ff. 
Berfahrenstoften 749. 
Berfahrensmangel, weientlicher 882. 
Bergung 167 16 a 11; über ben Renten» 


Vergehen, eures 89. 
Vergleich 783; Verfahren 882 ff. 


Verhältnis, daß bie Verficherungapflict 
begrünbende 15. 


Berilhrung non Betztgen 588; von 


Verlaufsftellen für acer is. 
Verlautbarung des Beſcheids 779. 
Verleger 188, 513. 
Bermögensverwaltung 339 ff. 
Vernichtung von Marken 427; von 
Oulitungstarten 440. 
Berpfändung des Rentenanfprucs 742. 
Verpflegungsſtatlon 48, 56, 68. 
Beriagung der Invalidenrente 895 ff., 


Verſicherte 20, 560, 565, 699, 1089; 
Vertretung 22° 
Berfigerungsan! nat 278 ff.; Beamte 
ee tönatur 278; aftung 
1 —8 278 n2; Iwede 279; 
1b 281; emeinfame 282; ger 
— ; Sig 24; 
Seren 285 ff.; 2 htungehftidtige 


Bath mungsbefärben 222 ff. 
Verficherungsberechtigte 17. 
Berfiherungafäigkeit, Feſtſtellung 637. 
Verſicherungsfreilarte 26. 


Verfiherungsmarfe 4094. ; REchteit 
411; Ausgabe 412; Ki 
niffe 414 


tẽverhaͤlt⸗ 
5 Inhaberpapier 415. 
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Berſicherungepflicht 14 ff. 
Berfiherungäpringip 81 n 4. 


blind 14, 1529, 
—— Renten 349ff.; Bei 


1118; der Cie 

Verträge, nachellige 472; verbotene 
486 n 16. 

Bertseken SgelHliger 52, 862; beſon · 

Bertretung, 862; gewillfürt: 
Ge een 

Verwahrung der Beftände 339, 

öbehörbe, untere 222 fi, 

625 n 17. 

Berwaltungsgebäube 344. 

Berwaltungdverbänbe 288. 

Bergeläänifie bei der Hausinduſtrie 519. 

Verzicht 733, 922, 997, 1080; Ber 
fahren 882 ff. 

Biehwäiher 37 n 22. 

Vollmacht 866. 

Voranſchlag 352. 

Borarbeiter 40. 

Bareusfegungen des Rentenanſpruchs 


Borbeieib 791 ff. 

Borfag 89. 

Borfänger 176. 

Vorſchuß auf bie Rente 743, 748. 
Borfigenber bes Vorſtandes 809. 
Vorſtand 308 ff. 

Borübergehenbe Dienftleiftungen 6 ff. 
Borvertrag 50. 


®. 
Wäger 37 n 22, 38 n 3. 
Wajcherei 37, 40 n 47. 
len ber Meifiger 220ff, 256; 
ee 3 li 


Wahlordnung 233. 
Wahrheit, materielle 775. 
Wahrheitserforſchung, amtliche 806. 





Wahrſcheinlichteitsbeweis 808. 
Worenausträger 40 n 42. 
Wartegelber 158. 


Wartezeit 675 n 10, 680ff.; 683 n 9, 
—— Beten 
n2 


BWerkvertrag 42, 51. 

Wertpapiere, Aufbewahrung 339. 
Wichmannſche Aaufel 452 n 6. 
Wieberauflehen der Anwarticaft 589. 
Wiederaufnahme des Verfahrens 852 ff. 
Biedereinfegung 890 f. 
Biedereröffnung des Verfahrens 845 ff. 
Micbergolung des Rentenantrags 844, 


BWieberverwenbung von Marten 423. 
Winzer 38 n 38. 

Witwens und BWalfenverforgung 1124. 
Wochenbett 384. 

Wochenpflegerin 37 n 22. 

Boden, überfdießende 706. 
Wohifahrtseinrichtungen 345 n 2%. 
Wohnfig 1016. 


3. 


Sahlungsanweifung 945, 7. 

Sahlunpäunfaßigtet, der Anftalten 286; 
der Arbeitgeber 484, 504. 

Zeugen 811. 

Zeugengebühr 812. 

Ziotllöde 123 n 2. 

Zurüdvermeifung 820, 838. 

Sufammenlegung ber Arbeiterverſiche ⸗ 
rung 4. 

Zuſatzmarken 861. 

‚Zufagrenten 1114 n 26. 

Suſchneider 115 n 19. 


Saqretiſter. (Die Baflen bedeuten die Seiten; n— Rote) 1151 


Zuſqußlafſen 588, 1127. 368; fr —— *—* un 
ber Anf Zwede ber Anftalten 279. 
Supänigket nalen at 


an 629, 868, 887 ff., 978. Smeignieberlaffung 365. 

Suftimmung des Reichstags 294. Swoifhenperfonen bei ber Haudinbuftrie 
Swangäbeitreibung 608. 514. 

Smwangserziehung 48. Swiſchenurteil 816, 820. 
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Drud von Otto Weiter, Berlin 8. 14. 











